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Abgaben, ſ. Steuern. 


Abgeordnete. 


Abzeorbnete (Deputirte) kennt jowohl das ältere wie das neuere Staatsredht; 
dort wie bier wirb mit dieſem Worte — von der allgemeinen Bebeutung besfelben 
abgefehen — eine Klaſſe von Mitgliedern des fländifchen Körpers bezeichnet. Das 
mittelalterlide Sıiatsrecht begreift darunter jene Glieder der ftändifchen Berfamm- 
lungen, welche nicht kraft eigenen Rechtes, fondern als Bevollmädtigte und im 
Namen eines Dritten Sig und Stimme im Landtage führen. Eine folhe Bevoll- 
mädtigung fonnte entweder durch die Natur der Dinge geboten fein, wie insbe 
fondere wenn die Landftandfhaft einer juriftifchen Werfon oder einem Minder- 
jährigen zuftand; oder fie fonnte auf dem freien Willen des Berechtigten beruhen. 
Im neuern Staatörecht werben biejenigen Abgeordnete genannt, welche durch Volks— 
wahl berufen find, als Repräfentanten des Volls in follegialer Verbindung — als 
Unterhaus, Repräfentantenhaus, Wahlkammer, Kammer der Abgeordneten — bei 
der Ausübung der Hohheitsrehte, insbeſondere der gefeßgebenden Gewalt mitzu- 
wirken. Wir haben am diefem Ort nur zu erörtern die Rechte und Pflichten, welche 
das moderne Staatsreht dem einzelnen Abgeordneten als ſolchen überträgt gegen- 
über feinen Wählern und gegenüber dem Staate. Ueber die Wahl der Abgeord- 
neten fomie über die Kammer der Abgeordneten als Glied im Staatsorganismus 
fiehe die Artikel über Gefeggebenden Körper, Lanpftände, Mepräfentativfyften, 
Wahlſyſtem. 

J. Der einzelne Abgeordnete iſt nicht der Bevollmächtigte ſeiner Wähler, der 
ihre Aufträge zu erfüllen hätte. Er iſt vielmehr Repräſentant des ganzen Volkes 
und handelt und ſtimmt in der Kammer nach freier Ueberzeugung. Denn, wie 
Burke ſagt, das Parlament iſt nicht ein Kongreß von Geſandten mit verſchiedenen 
und feindlichen Interefien, das Parlament ift vielmehr bie berathende Berfammlung 
einer Nation mit einem Intereffe, dem ver Gefammtheit; wo nicht örtliche Ab- 
fißten, nicht örtliche Vorurtheile leiten follen, fondern das Gemeinwohl, wie es 
von der allgemeinen Vernunft der Geſammtheit anerkannt iſt. Diefen Grundſatz, 
der in England längft in Geltung ift, ſprechen auch faft alle neuern Berfaffungen 
ausdrüdiih aus: Preußen Art. 83: „Die Mitglieder der Kammern find Vertreter 
des ganzen Bolfes, fie ftimmen nad freier Ueberzeugung und find an Yufträge 
und Inftruftionen nicht gebunden." Norddeutſcher Bund Art. 29, Bayern Tit. VII 
8 25, Württemberg $ 155, Sachſen $ 81, Heflen $ 61, Oldenburg Art. 129, 
Belgien Art. 32, Holland Art. 82 u. ſ. w. Aus dieſem Grundſatz folgt, daß bie 
Wähler nicht befugt find, den von ihnen gewählten Abgeorbneten abzuberufen. Ift 
aber auch nad) vollendeter Wahl der Abgeordnete an keine Befehle und Wünſche 
feiner Wähler gebunden, fo wird damit doch nicht jedes moralifche Band zwiſchen 
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den Wählern und dem Gewählten zerfhnitten fein. Hat der Abgeorbnete vor ber 
Wahl beftimmte Verjprehungen gegeben, ändert er aber fpäter feine polititifche Meber- 
zeugung in ber Weife, daß er ven übernommenen Verpflichtungen nicht nahfommen 
fann, fo wird er ale Mann von Ehre moralifh gezwungen fein, fein Mandat 
niederzulegen. Ferner ift ihm nicht nur nicht verwehrt, fondern er ift berufen, vie 
Wünſche und Befchwerben feiner Wähler, wenn er fie für begründet erfennt, fich 
anzueignen und in ber Kammer zu vertreten. 

I. Jeder Abgeorbnete nimmt als Mitglied feiner Kammer an der Ausübung 
derjenigen Befugniffe Theil, welde ven Wirfungsfreis der Kammer bilden. Der 
Umfang diefes Rechts hängt von dem Inhalt der VBerfaffung ab und vie Art und 
Weiſe der Ausübung von der Gefhäfteorpnung jeder Kammer. In jedem Fall ift 
der Abgeorbnete a) beredtigt und verpflichtet, an den Berathungen und Abftim- 
mungen ber Kammer ji perfönlih zu betheiligen. Abgabe der Stimmen durch 
Stellvertreter ift unzuläffig und in mehreren deutſchen Berfafjungen ausprüdlid) 
unterfagt (Baden $ 47, Heflen 8 61). Betbeiligt fib ein Abgeorbneter längere 
Zeit nicht an den Arbeiten ver Kammer, erfheint er nicht in den Gigungen, fo 
unterliegt er ber Disciplin der Kammer und muß nöthigen Falls ausgefchloffen 
werben können; fo 3. B. das Bayeriſche Gefeg über die Geſchäftsordnung bes 
Landtags vom 25. Juli 1650 Mt. 27, 28; Braunſchweig Geſchäftsordnung $ 50. 
Eine folhe Disciplinargewalt der Kammer über ihre Mitglieder befteht dagegen 
weder in Preußen noch in dem norddeutſchen Bunde. 

b) Da alle Abgeortnete derſelben Kammer gleichberechtigt find, jo fteht jedem 
das Recht zu, die ſtändiſchen Funktionen auszuüben, insbefondere unter Beobadh: 
tung ber vorgefhriebenen Formen, Anträge zu ftelen, Berbeflerungsanträge ein- 
zubringen, Anfragen (Interpellationen) an bie Regierung zu richten. Aber anderer 
Seits find aud alle Abgeordnete ver Geſchäftsordnung unterworfen und können 
wegen Verlegung vderfelben mit Orbnungsftrafen — Mißbiligung, Berbot zu 
ſprechen, Ausfhliegung — belegt werben. Siehe den Artifel Gefhäftsorbnung. 

III. Der einzelne Abgeordnete bleibt als folder ven Geſetzen und Gerichten 
feines Landes unterworfen; er ift daher im Allgemeinen für feine Handlungen und 
Aeuferungen gleih den übrigen Unterthanen verantwortlid,, fo weit nicht pofitive 
Gefege ausprüdiih zu feinen Ounften Ausnahmen feftfegen. Denn es läßt ſich 
weder erweifen, daß Abgeordnete als folde unfähig feien, ein Verbrechen zu be 
geben, noch daß bei ftänvifhen Handlungen die objektiven Momente des Ber- 
brechensbegriffs nicht gegeben fein können. (Bgl. Herrmann: Ueber die firafredht- 
lihe Unverantwortlichleit der Mitglieder der Ständeverfammlungen im Archiv für 
Kriminalreht 1853 ©. 341, v. Mohl Staatsrecht, Bölferredt und Politik Bd. I 
©. 317). Die triftigften Gründe find jedboh vorhanden, den Abgeorbneten durch 
pofitive Gejege gegen Störungen in der Ausübung feiner Pflichten befonbere 
Oarantieen zu geben. Diefe Oarantieen haben das Gemeinſchaftliche, vaß der Ab- 
geordnete gegen Eingriffe ver Strafjuftiz und gegen bie von daher zu befürdhtenden 
Beihränfungen feiner Thätigkeit gefihert werten fol, daß ihm, wie der zu weit 
gefahte Austrud lautet, Unverletzlichleit beigelegt wird. Diefe Sicherung befteht 
einerfeits darin, daß ihm die Freiheit der Rede und Abſtimmung und bie Unver- 
antwortlichkeit tafür gemwährleiftet wird; andererſeits darin, taß bie Einleitung 
eines Strafverfahrens wegen anderer Berbrehen und Bergehen entweber überhaupt 
verboten oder von ber —— der Kammer abhängig gemacht wirt. Was 
zuerft die Freiheit der Rebe betrifit, fo erklärte in England fhon eine Parlaments- 
afte aus vem Jahre 1514, daß „alle Prozeſſe u. f. w., bie gegen jete zu dem 
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gegenwärtigen Parlamente gehörende oder zu irgend einem fünftigen Parlamente 
gehörende Perfon wegen eines Antrags oder irgend welder Aeußerung in Parla- 
mentsangelegenheiten angeftellt feien oder angeftellt werben würden, null und 
nichtig ſeien“. Doc wurde dies Geſetz nicht immer beadhtet. Als im Jahre 1621 
das Haus der Gemeinen erflärte, daß jedes Mitglied des Haufes Rebefreiheit habe 
und haben müſſe, ftrih König Jakob I. diefe Erklärung eigenhändig in den Pros 
totfellbühern des Hanfes durch. Im Jahre 1629 wurde bie Redefreiheit der 
Borlamentsmitglieder von dem ©erihtöhof der King’s Bench nicht anerfannt; 
aber 1668 hob das Oberhaus als Kaflationshof das betreffende Urtheil wieder 
auf. In der Bill of Rights von 1689 wurde ausdrücklich ausgeſprochen: „Die Frei- 
hit der Rede, der Debatte und des Verfahrens im Parlamente fol in feinem 
Gerichtshof oder an einem andern Drte außerhalb des Parlaments angefochten 
eder in Frage geftellt werben.” Diefe Beftimmung ging in die VBerfafjung ber 
amerifanifchen Union (Art. I Abfchnitt 6 $ 1) und der einzelnen Staaten ber 
Union über. Diefelbe unbedingte Garantie der Nebefreiheit findet fi in ber fran- 
zöſiſchen Berfaſſung von 1791 (Tit. III. Kap. 1 Abſchn. 5 Art. 7). Dagegen 
finden fih im den franzöfifhen Verfaſſungen feit 1814 keine Beftimmungen über 
die Rebefreiheit mit Ausnahme der von 1848, welde ben Urt. 7 von 1791 
wieverholt. Jedoch wurde diefe Lüde ausgefiM durch das Prefftrafgefeg vom 
11. Mat 1819 Art. 21 und durch das organifhe Wahlvelret vom 2. Februar 
1852 Art. 9 („die Übgeorbneten des gefeßgebenden Körpers find unverletzlich; fie 
Innen zu feiner Zeit geladen, angeklagt oder gerichtet werben wegen Meinungen, 
ve fie im Schooße des gefeßgebenden Körpers geäußert haben”). Diefelbe Garantie 
vr Revefreiheit findet fih in den Berfaffungen von Bayern Tit. ‚VII $ 26, 
Kordveutfher Band Art. 30, Zollverein Art. 9, Belgien Art. 44, Niederlande 
Kt. 92 u. a.; ferner in dem badiſchen Gefeg vom 21. Oftober 1867. 

Die Berfofiungen der meiften deutfhen Staaten fügen jedoch ber Gewähr ber 
Rebefreiheit mehr oder minder ausgedehnte Beſchränkungen bei. Im Königreich 
Sahien Berf. $ 83 und Braunfhweig Landſchaftsordnung $ 134 können bie 
Sammermitglieder wegen Yeußerungen, die „ein befonderes Verbrechen ober eine 
verfönliche Beleidigung enthalten”, vor dem orbentlichen Richter belangt werben. 
Rah Oldenburg Art. 181 und Koburg-Gotha 8 85 kann nur ein Beſchluß ber 
Kammer eine Aeuferung zur ftrafrechtlihen Erledigung an das Gericht verweifen. 
Heilen $ 33 läßt gerichtliche Berfolung zu wegen Berläumbungen gegen Einzelne; 
Bürttemberg $ 185 wegen Beleidigungen und VBerläumbungen der Regierung, 
der Ständeverfammlung ober einzelner Perſonea. — Die preußifhe Verfaſſung 
Kt. 84 beftimmt: „Die Mitglieder der Kammern können für ihre Abftimmungen 
in der Kammer niemals, für ihre barin ausgefprodenen Meinungen nur innerhalb 
der Raumern auf Grund der Geſchäftsordnung zur Rechenſchaft gezogen werden.“ 
Diefer der belgifhen Berfaffung entnommene Artikel wurde von dem Föniglich 
preußiichen Obertribunal dahin ausgelegt, da in dem Worte „Meinungen“ Ver— 
umbungen nicht eingefchlofien feien und daß wegen folder aud Kammermitglieder 
vor dem Richter belangt werben können (Beſchluß vom 29, Januar 1866). 

In Bezug auf das zweite Vorrecht, welches den Abgeordneten zur Sicherung 
ihrer Unabhängigkeit gegeben ift, ven Schuß gegen gerichtliche Verfolgung überhaupt, 
ſowohl in Kriminal- als in Civilſachen herrſcht in ven gefeglichen Beftimmungen 
der einzelnen. Länder große Verſchiedenheit. In England können Parlamentsmit- 
glieder während bes Zufammenfeins des Parlaments fowie AO Tage vor dem Zu- 
hammentritt und 40 Tage nad der Prorogirung des Parlaments nicht verhaftet 
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werben, außer in Fällen von Hocdverrath, Felonie und Friedensbruch. Diefe Aus- 
nabmöfälle werben jevoh fo ausgelegt, daß fie alle möglichen Straffahen um» 
fafien, die Befreiung von Haft fi alfo bloß auf den Civilprozeß bezieht (vgl. 
Th. E. May das Engliihe Parlament unt fein Verfahren, deutſch von Oppen- 
beim S. 129). Jedoch muß im Falle der Verhaftung dem Parlamente fofort unter 
ichriftlicher Mittheilung des Grundes Nachricht davon gegeben werben. Aud bie 
Berfaffungen der amerifanifhen Union und ihrer einzelnen Staaten gewähren ven 
Mitgliedern des Kongrefles u. f. w. nur dieſen befhränften Schuß gegen Ber: 
baftung (Verfaffung der Union Art. I Abſchn. 6 $ 1). In Ländern, in denen bie 
Unabhängigkeit ver Gerichte über jeden Angriff und jede Berfuhung erhaben ſteht, 
in denen bie Gerichte bie natürlihen Wächter der Berfafjung und aller verfaffungs- 
mäßigen Rechte find, da fann diefer befhränfte Schug der Abgeorbneten genügen- 
Neben dem Schuß, den die Gerichte gewähren, wird feine weitere Sicherung vern 
langt. Stärkere Garantien find in den fonftitutionellen Staaten des europätfchen 
Feftlandes für notbwendig erachtet und durch die Gefege gegeben worden. In 
Frankreich beftimmte die Berfaffung von 1791, daß die Verhaftung eines Abge- 
orbneten zwar zuläffig, von berfelben jedoch fofort dem gefeßgebenden Körper 
Nachricht zu geben ſei. „Das Berfahren fann nur dann fortgefegt werben, wenn 
ber geſetzgebende Körper entſchiedetf hat, daß der Anklage ftattzugeben ſei“ (Tit. IH 
Kap. I Abſchn. 5 Art. 8). Die Verfafjungen von 1814 Art. 51, 52 und 1830 
Art, 43, 44 beftimmen: „Schulbhaft gegen ein Mitglied der Kammer kann während 
der Dauer ber Seffion und während ber ſechs vorausgehenden und nadfolgenven 
Wochen nicht verhängt werden. Kein Mitglied fann, ven Fall der Ergreifung auf frifcher 
That ausgenommen, während ber Dauer der Seſſion in Straffachen verfolgt oder 
verhaftet werben, e8 fei denn, die Kammer habe es geftattet.” Diefelben Beftim- 
mungen enthält das Defret vom 2, Februar 1852 Art. 10, 11. Die beigifche 
Berfaffung Art. 45 beftimmt ferner, daß die Berhaftung ober Verfolgung 
eines Rammermitgliedes während ber Seffion und für ihre ganze Dauer aufge- 
hoben werden muß, wenn es die Kammer verlangt. In Mebereinftimmung mit der 
belgischen Berfaffung ftehen Preußen Art. 84, Norbdeutfher Bund Urt. 31, Zoll- 
verein Art. 9 $ 13. — Die Berfaffungen der meiften veutfhen Staaten aber 
mahen nur die Verhaftung, nicht aud bie gerichtliche Verfolgung von der Ge— 
nehmigung der Kammer abhängig und nehmen ven Fall der Ergreifung auf frifcher 
That bei begangenen Berbrehen aus, jo Bayern VIT $ 26, Baden $ 49, Württem- 
berg $ 184, Sachſen $ 84, Hefien Art. 84 u. f. w. (Vgl. [Rappenberg] die Pri- 
vilegien ber eig Hamburg 1848. Die fogenanunte Unverleglichkeit 
ver Landtagsabgeordneten Gießen, 1853.) 

IV. Noch eine weitere politifh wichtige Frage haben wir zu berühren, bie 
nämlih, ob den Abgeordneten Tag- und Reifegelver zu zahlen feien oder nicht. 
Vielfach wird behauptet, das mittelalterliche ſtändiſche Syftem habe Vergütung ber 
Ständemitgliever durch Zahlung von Taggelvern nicht gefannt, ja habe fie feiner 
Natur nad) nicht Kennen Können. Dies ift jedoch nicht richtig. In früherer Zeit 
famen Geldentfhädigungen allerdings nicht vor, wohl aber unterhielt und beföftigte 
der Landesherr die Landſtände. Seit dem 17. Jahrhundert werben aber auch eigent- 
liche Diäten gebräudlid, fo in Jülich-Berg, in Lippe, wo ſeit 1658 täglich jeder 
Edelmann 11/, Thaler, jeder bürgerliche Landftand 1 Thaler erhielt; in Ealenberg 
u. f. w. Vielfach wurben fogar Klagen laut, daß in Rüdficht auf die Diäten vie 
Berhanblungen verfhleppt würden. (Vgl. 3. B. I. Mofer, Bon ber Reichsſtände 
Lande S. 865, 1408.) Die Mitgliever des ftändifchen Ausſchufſes erhielten 
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ziemlich allgemein eine Vergütung aus ber Kammer» oder Landſchaftskaſſe. Wo 
dies nicht geſchah, wie in Bayern, wußten fi die Mitglieder auf indireftem Weg 
reichlich zu entſchädigen. (Bgl. Rudhart Geſchichte der Landftände in Bayern Bd. II 
©. 101, 120 u. ff.) Die Gefeßgebung ber neuern fonftitutionellen Staaten hat 
die Frage, ob dem Abgeorbneten eine Vergütung durch Zahlung von Diäten zu 
gewähren fei, verſchieden beantwortet. In England hatten bis zur Regierung 
Kar! II. die Wähler ihren Abgeorbneten eine Bergütung zu zahlen und zwar eine 
Stadt zwei, eine Graffchaft vier Schillinge täglih. Seit diefer Zeit erhalten bie 
Mitglieder des Unterhaufes keine Diäten mehr. (Bgl. Bladitone I, 174.) Die 
Berfoffung der norbamerifanifchen Union beftimmt, daß die Mitglieder des Kon— 
grefles aus der Kaffe ver Bereinigten Staaten eine Entſchädigung erhalten follen. 
Seit 1856 beziehen die Rongrepmitglieder anftatt der Tagegelder ein Fixum, das 
durch Geſetz vom 27. Juli 1866 auf 5000 Dollars beflimmt worden if, Außer- 
dem erhält jeves Mitglied noch eine MNeifeentfhädigung von 4 Dollars für je 
20 Meilen Entfernung. Auch in allen einzelnen Staaten werben Diäten, wenn 
auch nicht von dieſer Höhe, bezahlt. Die franzöfiihen Berfaffungen von 1791 und 
1793 gewährten keine Entihäpigung, wohl aber die von 1795, während bie Kon- 
fufarverfaffung von 1799 den Mitglievern des Senatd und Tribunats einen 
jährlihen Gehalt zuſicherte. Keine Entſchädigung gaben bie Berfaffungen von 1804, 
1814 und 1830; dagegen beftimmte die von 1848 Art. 38: „Jeder Repräfentant 
erhält eine Vergütung, auf bie er nicht verzichten kann“; und nad) dem organifchen 
Smatsbefhlug vom 25. December 1852 erhält der Abgeordnete des gefetsgebenven 
Körpers während der Dauer der Seffion monatlihd 2500 Franken. 

In Belgien Berf. Art. 52 erhalten die Abgeorbneten während ber Dauer der 
Seffion eine monatlihe Vergütung, in den Niederlanden Berf. Art. 85 eine jähr- 
lie Averſalentſchädigung nebft Vergütung der Reiſekoſten. In Italien dagegen 
wird feine Vergütung gewährt. Die einzelnen deutfhen Staaten geben ohne Aus» 
nahme den Abgeorbneten Diäten, Preußen Berf. Art. 85, Sachſen $ 120, Bayern 
Bahlgefeg vom ’4. Juni 1848 Art. 30, Württemberg $ 194, Weimar 8 20, 
Oldenburg Art. 184, Baden Verordnung vom 23. December 1818 u. f. w. In 
ben meiften Staaten werden neben den Taggelvern noch Reifeentfhädigung gewährt ; 
jedoch ift der Betrag von beiden überall ein fehr beſcheidener; vielfach erhalten auch 
bie Abgeorbneten, die am Sige des Landtags ihren Wohnfig Haben, gar keine 
Entfhädigung. Die Mitglieder des preußifhen Abgeordnetenhauſes erhalten täglich 
3 Thaler und als Reifeentfhädigung für die Meile einen Thaler, refp. 10 Silber: 
grofhen, auf Streden, die mit Eifenbahn oder Dampfboot zurüdgelegt werben 
fönnen. 

Die Berfaffungen des Norddeutfhen Bundes Art. 32 und des Zollvereind 
Art. 9 8 14 beftimmen dagegen, daß die Mitglieder des Reichstags und des Zoll« 
parlaments als ſolche Feine Befoldung oder Entihädigung beziehen dürfen. 

Welches der beiden Syfteme für die Kontinental- und insbefondere die deutſchen 
Staaten vorzuziehen fei, tiefe Frage bilvete befanntlih in den legten Jahren den 
Gegenftand Lebhafter Debatten in dem Norddeutſchen Reihstag. Gewährt der Staat 
dem Abgeoroneten für veffen Aufwand an Kraft und Zeit keine Entihädigung, fo 
ift allerdings manchen Mißbräuchen vorgebeugt. Eine Berjhleppung der Berhand- 
lungen wird ein mächtiges Hinderniß finden, obgleich das Beifpiel Italiens zeigt, 
daß die Diätenlofigkeit felbft diefem Uebelftand nicht immer abhilft; mander Un- 
tätige mag durch die nothwendigen Koften abgefchredt werden, fi in das Par- 
lament zu drängen, Aber dieſen Bortheilen gegenüber ftehen jo große Nachtheile, 
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daß nad unferer Anficht die Gewährung von Diäten vorzuziehen tft. Diäten ver- 
bürgen, wie Dahlmann fagt, vem Bolte, daß feine Wahlkammer dem bürgerlichen 
Berdienfte auch ohne das Geleit des Reihthums offen ftehe. Werben keine Diäten 
gewährt, fo ift vie Folge, daß eine große Anzahl von unbedeutennen Menfchen, 
bie in ber Hauptftabt wohnen oder den Aufwand eines mehrmonatlihen Aufent- 
halts daſelbſt beftreiten fünnen, gewählt werben. Die Verweigerung einer Ent» 
ſchädigung wird aber in aufgeregten Zeiten keineswegs die Wirkung haben, daß 
die ertremen Parteien von dem Parlamente ausgeſchloſſen oder auch nur ſchwächer 
vertreten fein werden. In ſolchen Zeiten ift vie politifhe Leidenſchaft mächtig ge- 
nug, um jede Partei zu dem Geldopfer der Entſchädigung ihrer Abgeorbneten aus 
Parteifonds zu bewegen. — Der Gefahr der Berfchleppung der Verhandlungen 
aber bei Diätenzählung fteht die Gefahr gegenüber, daß im entgegengefegten Fall 
die Kammer nur fpärlih beſucht wird und daß die Verhandlungen übereilt werben. 
Daß die Vergütung, wenn fie überhaupt zugeftanden wird, aus der GStaats- 
fafle geleiftet werde, liegt in der Natur der Sache; denn für das Wohl des Ganzen 
opfert der Abgeorbnete feine Kräfte und feine Zeit. Die Feſtſtellung des Betrags 
der Diäten und Reifegelver geſchieht zmedmäßig nicht durch ein Verfaſſungsgeſetz, 
wie in Bayern, fondern bleibt der einfahen Gefeßgebung überlaffen. (In Preußen 
ift fie durch Obſervanz gefhehen, ſiehe Rönne Preußiſches Staatsreht Band I 
Theil II ©. 336.) Ie nad) dem Stand der Berhältniffe — der Preife der Lebens⸗ 
mittel, des Geldwerths, des Vermögens der Nation u. f. w. — werben bie Ber 
ſtimmungen von Zeit zu Zeit zu ändern fein. Löning. *) 


Ablöfung, f. Grundlaſten. 
Abolition, ſ. Amneftie. 


Abfolute Staatsgewalt. 


Abfolut im vollen Sinne des Wortes heißen wir das von allen Befchrän- 
kungen LTosgelöste, das Unbegrenzte. Im legten Grunde ift daher nur abfolut, was 
ohne Anfang und ohne Ente ift; denn Anfang und Ende find Beihränfungen. 
Das wahrhaft Abfolute kann daher nur einem Wefen zulommen, das in fid 
felbft unbegrenzt und unendlich ift, d. b. nur Gott. Die abfolute Gewalt im 
eigentlihen Sinn iſt folglih nur als göttliche Allmacht zu denken, das abfolute 
Recht ift das Recht Gottes. 

Alles menfhlihe Recht dagegen ift nothwendig beſchränkt, weil feine 
Borausfegung, der Menfh, ein beſchränktes Wefen ift. 

In fo ausfchmweifendem Sinne haben die Menfhen indeſſen nur felten vie 
abfolute Gewalt verftanden und in Anſpruch genommen. Sie fonnten es nur, info» 
fern fie geradezu in dem Herrſcher einen Gott zu haben wähnten. Biele Herrſcher 
bes Alterthums find als Götter verehrt worden. Wo vie Bielgötterei geglaubt 
wurde, nahm das Volt wenig Anftoß an dem Menfchengott: und ſelbſt ohne Viel- 
götterei Fonnte ein pantheiftifh gefinntes Volt in einzelnen großen Helden und 
Königen eine vorübergehende Fleifhwerbung der göttlichen Natur anbetend ver— 
ehren. Selbft heute noch find derartige Borftellungen nicht völlig verſchwunden. 
Aber für die reifere und insbefonvere für die europäifhe Menſchheit ift eine folde 
Berwehslung des ewigen Gottes mit einem einzelnen Menfhen nicht mehr zu 
befürchten. | 


*) Mit Benutzung des Artikels von Pözl. 
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Alles menjhlihe Recht und daher auch die abfelute Gewalt, die der Menſch 
anfpresden fann, ift mit Nothwendigkeit beſchränkt: 

a. durch das göttlihe Recht. Da ver Menih ala Geſchöpf die Eriftenz des 
Schöpfers vorausfegt und fortwährend von Gott abhängig bleibt, fo muß er das gött- 
liche Recht als über ihm waltend und fein eigenes Recht bedingend anerfennen. Das 
göttliche Recht ift ein wahrhaft abfolutes, weil e8 von dem abfoluten Gott ausgeht und 
unenvlich ift. Ob der Menſch wolle over nicht, er bleibt den großen Naturgefegen 
und dem Fortſchritt der göttlihen Weltleitung unterthan. Er fann die Dronung 
der Erbe und der Elemente nit aufheben, noch fi der unmwiderftehlichen Gewalt 
der Zeit entziehen. 

b. Durd die befhränfte Natur des Menfhen, von der das menſch- 
liche Recht, weil es ſelbſt eine fichtbare irbifhe Ordnung ift, nicht abgelöst werben 
fann, und durch bie Geſchichte ver Menfhen, mit der es untrennbar verbunden 
ift und deren Wandlungen es miterleivet. 

Diefe Schranken werden wohl in einzelnen Fällen mißachtet, fie können aber 
nicht befeitigt werben. Wenn daher in der neuern Zeit dennod die Nothwendigkeit 
einer abfolnten Gewalt behauptet wird, fo ſucht man biefelbe auf einem Umwege 
einzuführen. Man gibt zu, daß das abfolute Recht nicht in dem Menfchen felbft 
entftanben fein könne, und leitet e8 von einer Uebertragung ottes ber. Gott 
Habe fein abfolntes Reht dem Menfhen zur Herftellung der irdiſchen Ordnung 
verliehen , und den menſchlichen Machthaber zu feinem Stellvertreter und Bevoll- 
mädtigten erhoben. Infofern gebühre daher dem Menſcheu die abjolute Gewalt. 
Diefe Darftelung ift für unfere Zeit die gefährlichfte, weil fie fo fein Wahrheit 
und Trug zu miſchen verfteht, daß fie leicht dem arglofen Sinn befängt. Ste ſucht 
den Schein der Ehrfucht gegen Gott zu retten und doch dem Menfchen möglichfte 
Algewalt zuzumenden. Ste proteftirt gegen die menſchliche Anmaßung und will 
doch die Früchte dieſer Anmafung einernten. Sie will nicht dulden, daß der Menfch 
fih felbft zum Gott erhebe, aber fie jegt ihn an die Stelle Gottes. Sie betont 
die Ableitung der abjoluten Gewalt des Menfhen von Gott, aber zugleich erhebt 
fie ihn dem abfoluten Gotte gleih über alle anteren Menſchen, vie doch feines 
Gleichen, nicht feine Geſchöpfe find. Der Irrthum und feine folgen find daher 
wefentlich viefelben, wie wenn dem Menſchen von Anfang an göttliche Gewalt zu: 
gefhrieben wird. Der Menfh kann Recht und Gewalt mur innerhalb der 
Schranten feiner Natur fomohl haben als ausüben. Infofern Gott 
wirklich ihm göttliches Recht zur Ausübung überträgt, fo fest er/ indem er es dem 
Menfhen überläßt, vie Beſchränkung der menfhlihen Natur dabei voraus, und 
verwandelt fomit zum Behuf ber Uebertragung das abfolute göttliche in ein 
menſchlich-beſchränktes Recht. Wo diefe Wahrheit nicht anerkannt wird, 
maßt fi der menfchlihe Gewalthaber immer eine Gewalt an, bie auf ihn ſelbſt 
zerftörend zurüdwirkt, weil fie der menſchlichen Natur widerſpricht. — Schiller hat 
biefen ganzen Irrthum fehr ſchön in den Worten harakterifirt, welde er dem 
Marquis Pofa, gegenüber Philipp IL, in ven Mund legt: 

„Da Ste den Menfchen aus ded Schöpfer Hand 

In Ihrer Hände Werk verwandelten, 

Und biefer neugegoff’nen Kreatur 

Zum Goitt fi) gaben, — da verfaben Sie’s 

In Etwas nur: Sie blieben ſelbſt noch Menſch — 
enih aus des Schöpfers Hand. Sie fuhren fort 

As Sterblicher zu leiden, zu begebren.‘ 

Der Ausdruck abfolute Gewalt wird aber oft in menſchlich-beſchränktem, alſo 
uneigentlihenm Sinne gebraudt, und von einer relativ=abfoluten Macht verftanden. 
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Wir pflegen diejenigen Staatsformen abfolute zu nennen, in denen das 
Staatshaupt für fih allein vie Fülle aller vorhandenen Staatsmacht inne 
bat und ausübt, ohne verfaffungsmäßig an die Mitwirkung oder Zuftimmung 
Anderer (insbefondere der Kammern, der Minifter, der Räthe) gebunden, und ohne 
durch die politifhen Rechte Anderer befhränft zu fein. 

Es ift einleuchtend, daß biefer Begriff verfchtedener Abftufungen fähig ift. In 
bemfelben Grade, in welhem die anerkannte Befhräntung biefer abfoluten Gewalt 
fi vermehrt, in demfelben Grade vermindert ſich das Abfolute in ihr. Man gibt 
zu, daß dieſe Gewalt eine ſtaatliche, alfo durch biefelben Schranken gebunden 
fei, die den Staat felbft binden; und eben hier gewahren wir mit der zuneh» 
menden Civiliſation aud eine gefteigerte Einfiht in die naturgemäßen Befchrän- 
kungen bes Staats und alles Stantörehts. Als folhe Schranken fommen zu ben 
oben erwähnten Hinzu: 

c. bie den Römern noch unbefannte, in ver Eriftenz ver Kirche gegebene, deren 
religiöfe Autorität von dem Staate unabhängig fl, und deren felbftändigen Organis- 
mus der civilifirte Staat willig neben fi anerkennt; 

d. bie Beihränfung des Völlerrehts, welches dafür forgt, daß die Staaten 
neben einander beftehen können, und deſſen Ausdehnung Schritt hält mit dem 
wachſenden Bewußtſein der Lebensgemeinſchaft der ganzen Menfchheit; 

e. das Privatrecht der einzelnen Menfchen, Familien und Genofjenfhaften, 
welches der Staat zwar zu orbnen und zu ſchützen den Beruf hat, das aber feinem 
Beftande nad nicht ein Probuft des Stantswillens ift und in feiner Bewegung 
von bem freien Leben ver Privaten beftimmt wirb; 

f. die beſondere Natur und die Geſchichte bes beftimmten Volkes, das 
in dem Staate lebt, und des Landes, über welches er gebietet. 

Es hat Staaten gegeben, es gibt noch folde, welche alle dieſe Beſchränkungen 
zugeftanden und bod für das Gentralorgan eine abfolute Gewalt angefprocdhen haben, 
und zwar nicht bloß abfolute Monardhieen, ſondern auch abfolute Ariftofratieen und 
Demofratieen. Man muß fogar zugeftehen, daß unter gewiffen VBorausfegungen eine 
fo energiſche Koncentration aller Staatsgewalt in eine Hand nothwendig und daher 
gerechtfertigt fe. Mande Bölfer von niederer Naffe bedürfen ver ausſchließlichen 
Herrſchergewalt eines überlegenen Fürften oder edler Geſchlechter, um ihr Leben in 
frieblicher Ruhe zu genießen, oder um auf eine höhere Stufe der Givilifatton geführt 
zu werben. Nicht felten haben fie dann fo wenig das Verlangen, ven Herrſcher zu 
beihränfen, ala die Mittel dazu. Die meiften afiatifhen und afritanifchen Völker, 
fowie der Norboften Europa’s, find der abfoluten Staatsgewalt in dieſem Sinne 
unterthan, und bie boftrinäre Einführung fonftitutioneller Beſchränkung würde ihre 
Zuftände eher verwirren als verbefiern. 

Für die männliheren Bölfer von höherer Ordnung dagegen iſt die abjolute 
Staatsform als Regel ungenügend und unerträglid. Ste können ſich nicht mit dem 
Gedanken befrierigen, daß alles politifhe Necht, das ihnen zugeftanden wirb, nur 
auf der Gnade des Herrn berube. Im Gefühl ihres eigenen Werthes, im Bewußt— 
fein ihrer Betheiligung bei der Wohlfahrt und dem Schidfal des Staates, dem 
fie angehören, erfcheint es ihnen unbegreiflih, daß fie nur politifhe Pflichten, nicht 
auch politifche Rechte haben, und wenn fie auch zugeben, daß dem Haupte bas 
höchſte Recht und eine folde Fülle von Staatsgewalt zulomme, wie fie für bie 
Einheit nes Staates möthig ift, fo können fie doch nicht anerfennen, daß dem 
Haupte alles und dem übrigen Gliedern kein Recht zuftehe. Sie wiſſen, daß in 
jedem Körper jedes Glied, aud das untergeorbnete, feine Bedeutung für fi und 
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daher auch fein beſonderes Recht hat, und daß wohl ver Kopf die Hand und ben 
Fuß regiere, aber binwieter durch das diefen inwohnende Maß von Kraft und 
Fähigkeit darin beſchränkt fei, nicht mit abfoluter Willfür über fie herrſche. 

Der civilifirte Staat forbert daher wohl eine volle Gentralgewalt, 
aber er will im normalen Zuſtande feine abfolute, d.h. maßloſe Staats— 
gewalt, vor der alle politifchen Rechte Anderer verfhwinden. Nur ausnahms- 
weife, in Zeiten der höchften Noth und tiefer Erſchütterungen, nimmt er zu einer 
vorübergehenden abfoluten Gewalt feine Zufludt. Bebrängt von einer feind- 
lien Kriegsmacht oder zerfleifht von inneren Parteilämpfen und ermübdet von den 
Stäfen revolutionärer eitenfchaft, verlangen auch freigefinnte Bölfer nad einer 
Diktatur. If vie Gefahr aber überftanden, dann, im regelmäßigen Zuftand ber 
öffentlihen Dinge, nehmen fie auch wieder das eigene politifche Recht in Anſpruch. 
Die Regel des civilifirten Staates ift alfo: Nirgends abfolute Gewalt im 
Staate, überall rehtlid geordnete, d. h. befhränfte Staats— 
gewalt. Die Ausnahme aber ift: In wahrer Noth fteigert fid die 
oberfte Gewalt, foweit das Bedürfniß der Noth reiht, bis zur 
abfoluten Gewalt. 

Unfere Zeit zeigt eine feltfame Mifhung von franfhaft gereizten Tendenzen 
zu abfoluter Gewalt des Gentralorgans und zugleih von ernftem und nachhaltigem 
Streben nad einer Ausbildung des Staatsorganismus, welche die koncentrifche 
Macht des Eentralorgans in vollem Maße anerkennt, aber auch den übrigen Or- 
ganen die ihnen gebührende Geltung gewährt. Ermäzt man ben großen Gang ber 
Geſchichte der neuern Zeit feit 1740, fo wird man die legtere Tenbenz als bie 
wahre Zeitrichtung erfennen. So oft jeither die Völker fich ber abfoluten Gewalt 
zugewendbet haben, fo geſchah ties entweder, weil man biefe Gewalt im Interefie 
ter Abſchaffung veralteter Einrihtungen und ber Entwidelung der Reform nützlich 
glaubte, oder weil das Bolt im Ringen nad einer freien Staatsordnung unter 
die Despotie terroriftifcher Bolfsführer gerieth, over endlich, meil man genöthigt 
war, zum Schug der geflörten Ordnung und zur Rettung gegen innere und Äußere 
Geinde für einige Zeit unter die Diktatur zu flüchten. In allen Fällen war alfo 
die organifche Freiheit und Staatsordnung das Ziel des Strebensd. Die abfolute 
Gewalt wurde nur als ein Mittel benugt, um biefes Ziel zu erreichen, oder um 
unter ihrem Schuß in Ruhe neue Kräfte zum Fortfchritt zu fammeln. Sie war 
nirgends felbft das Ideal. Bluntſchli. 


Abſtimmung. 


Unter Abſtimmung verſteht man bie definitive Erklärung des Willens oder 
ber Ueberzeugung von Seiten mehrerer einzelnen Perſonen zum Zweck gemeinjhaft- 
licher Beſchlußfaſſung über einen Gegenſtand. Eine Abftimmung ift immer erfor- 
berlich, wo mehrere Perfonen berufen find oder ſich freiwillig vereinigen zur Aeußerung 
eines Gefammtwillens oder einer Gefanimtüberzeugung; alfo in ben verfchiedenartigften 
Berfammiungen, Bereinen, Kollegien. Bon befonverer Bedeutung für die Staats» 
wiffenfhaft und vie praktifche Politik find aber die Abftimmungen in den ftant- 
lichen Kollegien, weniger zwar die in Beamtenfollegien, ganz vorzüglich bagegen 
bie in Wahlfollegien (Wahlverfammlungen) und in den zur Beſchlußnahme über 
Staatsangelegenheiten verfaffungsmäßig beftimmten Volfsverfammlungen oder Bolfs- 
bertretungen. 

I. Nothwendige Borausfegung jeder rechtsverbindlichen Abftimmung ift bie 


10 | Abftimmung. 


vorgängige Normirung der Befugniß zur Theilnahme an berfelben und bes ben 
einzelnen Stimmberehtigten für die Geſammtentſcheidung Beizulegenven rechtlihen 
Einfluffes (vgl. namentlich die Artifel Wahlreht und Landtag). Regelmäßig wird 
bie übereinftimmende Erklärung der einfachen abfoluten Mehrheit der abgegebenen 
und die befhlußfähige Zahl erreihenten Stimmen als bindenver Beſchluß der Ge- 
fammtheit zu gelten haben. 

1. Das Princip der Entfheidung burh Stimmenmehrheit fann Weber 
mit Rouſſeau auf eine urſprüngliche einftimmige Uebereintunft Aller zurüdgeführt 
werben, noch darf man basfelbe auf die regelmäßige phufifche Uebermacht der Mehr- 
zahl fügen; aud genügt zu feiner Begründung nicht das öfter vorgebradhte Ar 
gument, daß die Herrſchaft des Willens der Minderheit eine noch größere Unge- 
techtigkeit enthielte. Dasfelbe beruht vielmehr, fo weit e8 überhaupt anzuerkennen 
it, auf der vernünftigen Erwägung, daß, wenn mehrere Perfonen, fei es durch 
die allgemeine Rechtsordnung oder durch das fpecielle Statut einer Körperfchaft 
ober eines Bereins, berufen find, zu einem Beſchluß gleihmäßig mitzuwirken, bei 
allen gleihe Einfiht in Bezug auf die ihrer Entſcheidung anheimgeftellten Ber- 
bältniffe vorausgejegt fein muß: ber Wille oder die Ueberzeugung der Majorität 
hat alsdann die Bermuthung der Richtigkeit für fih, weil auf ihrer Seite ein 
überwiegendes Maß von Einfiht anzunehmen if. Wo ein Stimmredht gewährt 
werben foll, aber die Annahme einer gleihen Einfiht unftatthaft erfcheint, da ift 
eine Abftufung des Stimmrechts gemäß der Verſchiedenheit der Einfiht zu forbern; 
in einem folden Falle hat mithin nicht die Majorität der Perfonen, wohl aber 
der Stimmen zu entfcheiden. Aus praftifhen Gründen ift eine ähnliche Abftufung 
wegen Verſchiedenheit des Interefjes oder der Macht, auch wo dieſe Unterfchieve 
feinen Einfluß auf die Einfiht haben, nicht felten geboten. Wo aber gar feine 
rechtlihe Grenze für die Betheiligung an einer Abftimmung gezogen tft, fonbern 
Jeder, dem es beliebt, mitftimmt (wie in nicht zum Staatsorganismus gehörigen 
Bolfsverfammlungen), da kann von einer rechtlihen Wirkſamkeit des Beſchluſſes 
und namentlid von einer Berbinplichkeit vesfelben für eine etwaige Minorität nicht 
die Rede fein. 

2. Nicht eine Mehrheit aller Stimmberechtigten, fondern nur der wirklich 
abgegebenen Stimmen ift zu einer gültigen Befhlußfaffung erforderli; denn 
wenn zufällige Ereigniffe, wodurd einzelne Stimmberechtigte von der Theilnahme 
an der Abſtimmung zurüdgehalten werben, oder abſichtliche Nichtbetheiligung ein- 
zelner jede Beſchlußfaſſung verhinderten, fo würde eine folde übermäßig erſchwert 
und oft ganz unmöglich gemadt; aud erfcheint freiwillige Abwefenheit oder Stimm- 
enthaltung als eine ftillfhweigende Unterwerfung unter den Beſchluß der Abftim- 
menden. Andererſeits muß jedoch Sorge dafür getragen werden, daß nicht etwa 
die Entſcheidung einer verfhwindenden Minorität anheimfalle: es ift deshalb vie 
Feftfegung einer befhlußfähigen Zahl nothwendig. Meift wird zur Beſchluß⸗ 
fähigkeit vie Theilnahme der abfoluten Mehrheit aller Stimmberedhtigten erfordert; 
doch ift diefe Beftimmung einigermaßen willfürlih und nit unter allen Umftänden 
praftiih. Wenn z. B. in den beiden Häufern des britifhen Parlaments eine ſehr 
geringe Zahl von Mitgliedern (40 im Unterhaufe, 3 im Dberhaufe) für beihluß- 
fähig gilt, fo rechtfertigt ſich dieſes Herkommen durch das Uebermaf der dem Par- 
lament obliegenden Gejhäfte und die unter den Lords vorherrfchende politifche 
Gleichgülligkeit. 

3. Die zu einem wirkſamen Beſchluß erforderliche Mehrheit muß in der Regel 
eine abſolute ſein, d. h. mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen — 
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aber in ber Regel genügt auch jede über die Hälfte hinausgehende Stimmenzahl 
(die einfahe Majorität), — Wenn eine Meinung zwar eine größere Stimmen- 
zahl für fih gewonnen bat als jede andere Meinung (eine relative Majorität), 
aber doch nur eine Minorität der Aöftimmenden zu verfelben ſich bekennt, fo fehlt 
ihr eine ausreichende Bürgschaft materieller Richtigkeit. Eine Ausnahme von diefem 
Sag ift jevod bei Wahlen zuläffig und dur das pofitive Recht bisweilen aner- 
fannt; denn die Befähigung einer beftimmten Berfon für eine beftimmte Funktion 
ift in der Regel Überhaupt nur eine relative. Auf der andern Geite ift insgemein 
and bei ber geringften abfoluten Mehrheit die Bermuthung begründet, daß der 
Beſchluß dem wirklihen Intereffe der Gefammtheit, beziehungsweife (mo es fi 
nur um den Ausdruck einer Ueberzeugung handelt) ver objektiven Wahrheit ent» 
ſpreche; und praftifh würde das Zuftandefommen eines Beſchuſſes in hohem Grade 
erſchwert durch das Erforderniß einer ftärteren („qualificirten”) Mehrheit. Nichts 
defto weniger ift zum Schuß befonders wichtiger Intereffen gegen verkehrte Beſchlüfſe 
die Forderung etwa einer Zweibrittel- oder Dreiviertel-Majorität am Plage; fo 
namentlich bei Berfaffungsänderungen und bei ſchweren friminellen Verurtheilungen. 
Bo aber nur Sicherung gegen übereilte Beſchlüſſe oder gegen Entſcheidungen durch 
zufällige Meine Majoritäten bezwedt wird, da empfehlen ſich andere Vorſichts⸗ 
maßregeln, insbefonvere wiederholte Abftimmungen. 

1. An und für fih können für eine Abftimmung alle jene verſchiedenen 
Mittel dienen, welche überhaupt zur Aeußerung eines Gedantens oder Willens ge- 
eiguet find; fie kann alfo insbefondere entweder durch Zeichen oder durch Worte 
etelgen, und bie Abftimmung durch Worte wiederum entweder mündlich oder ſchrift⸗ 
üb. Bei jeder Abftimmung tft aber die Anwendung einer iventifchen Form ber 
Erflärung von Seiten aller Abftimmenden ein einleuchtendes Gebot ver Zweck⸗ 
mäßigteit; denn fonft wäre die Ermittelung ber verfchievenen Meinungen mit großen, 
nuglofen Schwierigkeiten verbunden. Für die Wahl des Abftimmungsmobus find 
zunächſt die beiden Außerlichen Gefihtspunfte maßgebend, daß einerfeitd die Ab— 
gabe der Stimmen und die Erfenntniß des Mefultats möglichft erleichtert werben 
müfen, anberfeits jedoch bie Sicherheit des Reſultats darunter nicht leiden darf. 
Diefen Anforderungen entfprehen im Allgemeinen bie für ven Zwed der Abftim- 
mung gebräudhlihen Zeihen: Aufheben der rechten Hand („Handmehr“), Aufftehen 
und Sigenbleiben, Hintreten auf entgegengefegte Seiten, Abgeben verſchieden ge- 
falteter oder gefärbter Kugeln (Ballotiren); unter dieſen Methoden erfcheint aber 
bie erfte regelmäßig als die vorzüglichfte, weil fie weniger zeitraubend ift als bie 
beiden legten und für die Abftimmenden weniger anftrenzend als die zweite. Wört- 
liche Erklärungen gewähren nur dann bie nöthige Sicherheit für die richtige Er- 
fenntniß des Reſultats, wenn fie entweder fhriftlich gefchehen oder mündlich nad 
einander; gleichzeitige Rufe, wie fie in ven altdeutfchen Boltsverfammlungen üblich 
waren und no jett in Form der Akklamation häufiger vorfommen, laffen leicht 
Zweifel oder führen fogar zu falfhen Schlüffen über die numerifhe Stärke ber 
verfhiedenen Meinungen. Auf der andern Seite nimmt die fchriftliche Abftimmung 
ebenfo wie die mündliche fucceffive immer eine verhältnigmäßig längere Zeit in 
Anſpruch; in befonders hohem Grabe ift dies der Fall, wenn ein Namensaufruf 
ber Erklärung jedes Einzelnen vorhergeht. 

Jedoch neben den erwähnten äußerlihen Rüdfichten hat die vorzugsweife nad) 
bem Inhalt der Abftimmung zu beantwortende Frage, ob und in wie weit bie 
Stimmgebung öffentlich oder geheim ftattfinden fol, einen fehr bedeutenden Ein- 
fing auf die Feftfegung des Abftimmungsmodus, und namentlich zwiſchen verſchiedenen 
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für die Ermittelung des Gefammtrefultats gleiche Sicherheit bietenden Methoden 
wird biefes Moment regelmäßig den Ausihlag zu geben haben. Für die völlig 
geheime Abftimmung eignet fih am beften die Ballotage oder das Abgeben von 
Stimmzetteln ohne Unterfchrift; nur in fehr beſchränktem Maße ift für Heimlich- 
feit des Votums geforgt, falls es mündlich zu Protokoll erklärt wird oder die Ab 
ſtimmung durch namentlih unterzeichnete, wenn auch micht öffentlich zu verlefende 
Zettel erfolgt; die Deffentlichkeit ift zugelaflen, aber nicht befonders beyünftigt bei 
ver Abftimmung durch Handerheben, Aufftehen und Sigenbleiben, räumlihe Tren— 
nung; bie möglihft weite unmittelbare Deffentlichteit wird erreicht durch mündliche 
namentlihe Abftimmung in öffentliher Sigung, welche Korn zugleih ein vorzüg- 
liches Mittel ift für fpäteres allgemeines Bekanntwerden der einzelnen Abftim- 
mungen. 

III. Die aufßerorbentlih wichtige Frage, ob und in welchem Umfange bie 
Stimmgebung öffentlich oder geheim zu erfolgen habe, ift, wie überhaupt, fo auch 
für die im Stantsleben vorlommenden zahlreihen Abftimmungen nur auf Grund 
mannigfaltiger und verwidelter Erwägungen zu entſcheiden, und bie Beantwortung 
muß daher, je nad Verſchiedenheit der Umftänve, fehr verſchieden ausfallen. Als 
leitender Geſichtspunkt wirn freilich immer die vernunftgemäße Forderung zu be- 
trachten fein, daß ein im allgemeinen Intereffe gegebenes Stimmredt nur nad 
ber freien, gewifienhaften Entfchließung tes Stimmenben ausgeübt werbe; aber bie 
Freiheit und Reinheit der Abftimmung ann, je nad) den perfönlihen Eigenſchaften 
und Berhältniffen der Stimmberehtigten und nad den gefammten focialen und 
politiihen Zuftänden dur die Deffentlichkeit bald weſentlich begünftigt, bald ſtark 
beeinträchtigt werben. In zweiter Linie fommen namentlich in Betracht und wirken 
theilweife modificirend ſowohl die Natur des zur Beihlußfaffung vorliegenden Gegen- 
ftandes als vie Stellung ver Befchließenden im Organismus des Staates. e 
diefe Momente laſſen insbefondere jede Analogie in Bezug auf die Deffentlichkeit 
zwifhen ven Abftimmungen in einer Bollsvertretung und den Wahlen für vie 
Bolfsvertretung als fehr bedenklich erſcheinen. Die Mitglieder der Vollsvertretung 
bilden regelmäßig eine Elite der Bevölkerung, indem fie eine hervorragende gefell- 
ſchaftliche Stellung einnehmen und durchſchnittlich als Männer von Charakter und 
unabhängiger Gefinnung gelten bürfen; fie find deshalb den Einflüffen ver per- 
fönlihen Gunft und Ungunft, der Hoffnung und Furcht für ihre vigenen Interefien 
im Ganzen weit weniger ausgefegt als die Mafle ver Bevölkerung, und wenn 
auch dagegen bei ihnen die Gefahr eines befonders ftarken Einfluffes der Regierung 
nahe liegt, jo kann dieſe doch durch mancherlei rechtliche Schugmittel befeitigt ober 
bebeutend eingejhränft werben. Auf der andern Seite ift es im Weſen ver Re— 
präfentativverfafjung begründet, daß das Bolt wie die Debatten jo aud die Ab- 
fliimmungen feiner einzelnen Abgeorbneten erfahre, weil nur unter dieſer Boraus- 
fegung die Volksvertretung gehörigen Einfluß auf die öffentliche Meinung zu üben 
vermag und wiederum durch die öffentlihe Meinung die nöthigen Impulfe empfängt. 
Deshalb ift für die parlamentarifhen Abftimmungen möglihft ausgedehnte Deffent- 
lichkeit naturgemäße Regel, und wenn für Wahlen innerhalb der Volksvertretung 
(Beftelung des Präfiviums, Kommiffionswahlen u. f. w.) von dieſer Regel ge 
wöhnlid eine Ausnahme gemacht wird, fo rechtfertigt fich diefelbe nur durch Das 
Streben, perfönlihe Reibungen und Konflikte zwifchen den auf dauerndes Zu— 
fammenwirfen angewiefenen Mitgliedern möglihft zu vermeiden. Diefe letzte Er- 
wägung trifft bei den Wahlen für die Bollövertretung kaum zu; dagegen ift bier, 
bejonders wenn das Stimmrecht ein ſehr ausgebehntes oder allgemeines ift, bie 
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Beſorgniß nicht von der Hand zu weifen, daß gefellfhaftliche Abhängigkeit, Be- 
Rehung, Ausſicht auf Ounſt oder Ungunft der Regierung die Freiheit und Ge— 
wiffenhaftigkeit der Abftimmung beeinträchtigen, während die Wechſelwirkung bes 
einzelnen Botums mit der Öffentlichen Meinung bei ber maflenhaften Zahl ver 
Wähler, bei der befcheidenen Stellung der meiften und bei dem mangelhaften Ehr- 
gefühl vieler nur ein ſchwaches Korreltiv und ein geringer Erfag fein fann. Wenn 
daher nicht beſonders treffliche fociale und moralifhe Volfszuftände die Integrität 
ber Abftimmungen fihhern, fo ift wenigftens bei allgemeinem oder fehr weit aus- 
gedehnten Stimmrecht die geheime Abftimmung faum zu entbehren, wie fehr man 
auch beflagen mag, daß damit gerade bie freie Bethätigung ber eigenen Ueber- 
zeugung gegenüber ſchweren Hinderniffen hinwegfällt. Durchaus aber zu verwerfen 
it jedes Syſtem der befchränften Heimlichkeit, weldes etwa nur ber Regierung 
eine Kontrolle über die Abftimmungen bei den Repräfentantenwahlen geftattet, da⸗ 
gegen jede andere, auch die heilfame Kontrolle, ausſchließt. Brie. 


Allgemeine Abftimmung, f. allgemeines Stimmredt. 


Adel. 


I. Geſchichte. 

Bei allen arifhen Völkern tritt der Gegenfag einer hervorragenden Arifto- 
tratie, die fich vorzugsweiſe der Staatsleitung bemädhtigt, und der übrigen Menge 
der Staatögenofjen in ihrer Altern Geſchichte ſcharf heraus. Vorzüglich die ger- 
maniihen Bölfer aber haben biefen Gegenftand in reichen ftändifhen Formen aus« 
geprägt. Der Adel im eigentlichen Sinn ift eine germaniſche Inftitution und 
die Zeit ihrer höchſten Entfaltung ift das Mittelalter. Die erften Anfänge 
freilich reichen in die dunkle Zeit der Sagen zurüd. Die Edda noch erflärt die 
Berfehiedenheit der Stände aus verjhiedenen Schöpfungen Gottes. Nach ihr ift 
bie Haut der Edeln von Urſprung an weißer, das Haar blonder, die Augen fchärfer, 
die Wangen leuchtenver, als bei den Freien, die doch aud wieder von den Knechten 
ſich ſchön abheben. 

Das dreizehnte Jahrhundert iſt die Zeit der höchſten Geltung des Adels in 
ganz Europa, und vorzüglich auch in Deutſchland. Der deutſche Adel überragte 
eine Zeit lang ben Übel der andern hriftlihen Völker an Herrlichkeit und Anfehen, 
wie das „heilige römifche Reich) deutſcher Nation" alle andern Staaten überragte, 
wenn gleih aud damals der franzöfifche in höfiſcher Sitte gewanpter und feiner 
gebildet, und der englifche Adel reicher war. Im vollen Sinn des Worts gehörten 
aber zum Adel (nobilitas) nur die Perfonen und Familien, die fpäter als 
hoher Adel bezeichnet, damals aber eher Semperfreie (eigentlich ſendbare 
Freie, viri synodales, die zum Reichſtand gehören), freie Herrn, oder Herrn 
ſchlechthin (prineipes, seigneurs, lords), aud etwa Hodhfreie genannt wurben. 
Es find das die Dynaftengefhledter. 

Das Wort Adel (adal — Geflecht) weist auf die Abftammung bin; und 
der eigentliche Kern des mittelalterlihen Herrenadeld wird durch die Abkunft aus 
einer Ehe adeliger Eltern fortgepflanzt. Aber man unterfhieb doch damals zwifchen 
den Häuptern der Gefchlechter, deren Übel in politifher Machtftellung wirk— 
jam wurde, und den Übrigen Yamilienglievern (ven bloßen Fürſtengenoſſen), die 
zwar aud zine höhere fociale Stellung und in älterer Zeit ein höheres Wergeld 
hatten, aber deren Adel im übrigen gleihfam die ruhende Unterlaye und 
Boransfegung war für die eigentlihen Heren. Als folhe galten doch nur vie, 
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welche entweber ein Fürftenamt vom Reich inne hatten (Herzoge, Pfalzgrafen, 
Markgrafen u. ſ. f.) over doch gräflide Gerichtsbarkeit im ihren Terri— 
torten befaßen, mit Bezug darauf ald Landesherrn anerkannt waren (eigent- 
lihe Grafen und freie Herrn) und das Recht der Reichsſtandſchaft Hatten. 

Gelegentlich, aber felten wurde die Zahl biefer Herrn durch glüdliche Kriegs- 
führer vermehrt, weile von den Königen ebenfalls zu Fürften oder Grafen er- 
hoben und mit Ländern ausgeftattet wurden. 

Zu diefen weltlichen Erbherrn traten dann die geiftlihen Fürften (Erz- 
bifhöfe, Biſchöfe, Fürftäbte) hinzu, ebenfalls mit Territorien oder doch großen 
Gütern und felbftändiger Gerichtsbarkeit auf benfelben ausgeftattet, und wieber 
deßhalb Bafallen des Königs, der fie mit dem Scepter oder dem Königbann be- 
lieh und zu ben Reichstagen einlud. Der Abftammung nad gehörten fie meiftens 
dem Dynaften- oder doch dem ritterfchaftlihen oder Minifterialavel an. Zumweilen 
ſchwang ſich aber ein gelehrter Bürger oder jelbft ein fludirter Bauer unter biefe 
Herm auf. Die Kirche vertrat im Mittelalter dad natürlihe Recht des inpivi- 
dnellen Adels im Gegenfage zu der Gebundenheit des Geblüts- und Raffe- 
adels. Ste war durch ihren Urfprung auf biefe Wahrheit angewiefen. Denn aud 
Ehriftus und feine Apoftel ſtammten aus Handwerker: und Fiſcherfamilien. 

Zu dem regierenden Adel der Herrn war während des Mittelalters 
ber fpäter jogenannte niedere Übel der Ritter und Dienftleute (milites 
und ministeriales) hinzugekommen. Erft gegen Ende des XII. Jahrhunderts wurbe 
der Ausvrud nobiles, Edle auf diefe zahlreihen Klaffen der untern Wrifto- 
fratie ausgedehnt, und aud die Ritter, etwas fpäter die Dienftleute ebenfalls 
„Edelleute“ (gentils hommes, gentleman) genannt. Zum Theil ift diefer 
Nitteradel aus begüterten Freien erwachſen, aus ven Großbauern, bie als 
Befiger von 3 Hufen (Huben, jede Hufe etwa 30 bis 40 Morgen) zum Shöffen- 
amte pflihtig waren, und ſeitdem aud biefer erblih warb, als Shöffenbar- 
freie ausgezeichnet waren aus ver Klaffe der eigentlichen Ritter, weldye von Jugend 
auf zum Relterbienft erzogen und durch die kriegerifche Ehre des Ritterberufs, empor- 
gehoben waren, die Befiger von Rehensgütern und ald Bafallen zum Xehen- 
bienfte pflictig, Überdem aus ven Geſchlechtern ver ſtädtiſchen Rathsmänner 
(Batricier). Zum wirklichen Ritter wurde in Deutfchland in der Regel nu der 
Ritterbürtige, d. h. der von ritterliher Abftammung war, aber nur wenn er\ ben 
Ritterberuf übte (Nul ne nait chevalier). Die andern Söhne blieben „Jun— 
fer", Aber ver Zufammenhang diefes Standes mit den Übrigen Freien bliebher— 
halten, und gemeinrechtlich erhielt fih die Ehegenoſſenſchaft mit denfelben, ſelbſt 
In Deutfhland, wenn gleich die hochmüthige Sucht der angefehenen Familien, ſich 
abzufhließen und neue Scheidewände gegenüber den bürgerlihen und mehr noch 
den bäuerlichen Verhältniſſen aufzurichten, in Deutſchland ftärfer war als in ven 
romanifhen Ländern und in England. | 

Ein anderer Hauptbeftandtheil diefes niedern Adels ift aus dem urſprünglich 
unfreien ober nur halbfreien Stande der Dienftleute hervorgegangen. 
Die perfönliche Verbindung des Dienerd mit dem vornehmen Herrn war von Xiters 
ber für die Germanen ein Weg, der jenen emporbob. Der Dienft brachte Ehre, 
Maht, Bermögen. Die Träger der fürftlihen ober bynaftiichen Hofämter (der 
Truchſeß, der Marſchall, der Kämmerer, ver Schenke) erwarben mit dem Amte auch 
einen hofrechtlichen Grundbeſitz zu Erbredt und hatten Theil an dem Glanz und 
der Sitte des Hoflebens. Auch fie trugen Waffen und folgten dem Herrn in bie 
Fehden, wie die Ritter. Anfangs beftand zwiſchen ven beiden ſtändiſchen Klaflen 
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feine Rechtsgemeinfchaft, und nicht einmal Ehegenoſſenſchaft. Allmählig traten fle 
einander näher und vermiſchten fih zu dem Einen Stande des niebern Übels. Im 
XII. Jahrhundert ward die Einigung vorbereitei, im XIV. wurde fie vollzogen. 

Bir können wieder die Anlage und die Erfüllung bes niedern Übels 
unterfcheiden, einen ruhenden und einen wirkſamen Beſtandtheil unter den 
Evellenten. Der erftere umfaßt auch die Frauen und die Kinder. Er beruht nun 
vornehmlich auf der ehelichen Abftammung von einem ebeln Vater, und äußert fich 
zunächſt in der vornehmeren Erziehung, in der Theilnahme an edler Geſellſchaft 
bei Gaftmählern und ritterlihen Spielen (bei den Turnieren), in ber reihen, ge= 
ſchnückten Kleivertradht, im der ebleren, wenn auch nod an mander Rohheit lei- 
denden Bildung, in den Geſchlechtsnamen, Wappen und Siegeln, in ben fteinernen, 
meift mit Thürmen befeftigten und gezierten Wohnhäufern und Burgen, in ber 
Fähigkeit zur Aufnahme in eine Reihe von GStiftern und Orden, in dem erleich- 
teten Zutritt zu den Höfen und Hoffeften der Fürften. 

Der höhern Klaffe der begäterten Ritter und Dienftleute aber fommt 
wieder eine höhere politiſche Macht zu. Sie gehören zwar nicht zur regierenden 
Ariftofratie, und haben feine Reichsſtandſchaft. Aber fie find die kriegerifhe Kraft 
des Mittelalterö und fie haben davon das volle Gefühl. Als VBafallen ver Fürften 
find fie die Stüge der fürftlihen Autorität, als Reichsritter unter fih zu Einungen 
verfumden, vermögen fie fogar für ihr Gebiet der Fürftenmadht zu widerfiehen und 
ihre Reihsunmittelbarkeit felbftändig zu behaupten. Sie find ſtark genug, ihr Recht 
wit den Waffen felbft zu ſchützen. In der Fehde rächen fie jede erlittene Unbill. 
Das Uebermaß des rohen Kraftgefühls reizt fie zu wilden Abenteuern, zu blu« 
fm Streit, zur Gewaltthat, zumeilen auch zu ſchändlicher Bebrüdung und ges 
minem Raub. Ueber vie Bauern, deren Erbe zu ihren Burgen mit ihren Höfen 
4.8. Maperhöfen) verbunden ift, üben fie die grunpherrlide Gerichts— 
barkeit aus; im meitern Kreifen ift ihnen oft die mittlere Vogteigericht s— 
barkeit auch Über die freien Vogteileute verliehen. Sie find zwar nicht Landes» 
bern, aber fie find doch erbliche Gerihtsherrn; und fie haben ein Recht, 
auf ven Landtagen, bie der Fürft zufammenruft, ald Landſtände die gemein- 
ſamen Angelegenheiten ihres Standes und des Fürften zu berathen, zu allen neuen 
Landesorduungen und Landfteuern mitzuftimmen, und auf Abftelung ver Beſchwer⸗ 
den zu bringen. Die Hofämter und alle höheren öffentlihen Aemter 
überhaupt find von ihnen bejegt. Sie gelten als die natürlihen Räthe der Fürften. 

&o lange das Mittelalter in aufftrebenter Richtung fortfchritt, hob es den 
Übel empor. Als es abwärts ging und die Zeit fi für die moderne Entwidlung 
vorbereitete, gerieth aud die mittelalterlide Üdelsinftitution in unaufhaltfame Ab- 
nahme und Auflöfung. Die Geſchichte fhlug freilich verſchiedene Wege ein unter 
3 großen Kulturvölkern, aber fie bewegen ſich alle in derſelben abwärts geneigten 

tung. . 

Durch ſchroffe Gegenfäge Hindurd ging der franzöſiſche Abel feinem ge- 
waltfamen Untergang in der Revolution entgegen. Es gab aud in Frankreich eine 
Zeit, wo der hohe Lehensadel der Seigneurs Landeshoheit in feinen Herr- 
[haften übte, ähnlich der fpäteren Landesherrſchaft ber deutſchen Reichsfürſten. Die 
erblichen Barone waren, wie der alte Recdhtögelehrte Beaumanoir lehrt, „Son- 
deräne“ im ihren Baronieen. Aber in den Jahrhunderten, als das deutſche Reich 
ſich mehr und mehr in felbftändige Territorien auflöste, folgte Frankreich der cen- 
tralen Richtung und wurde zum einheitlichen Königeftant. Das romanifhe Blut 
und die romaniſche Stantstradition trieben in Frankreich zu energiſcher Gentra- 
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Iifation der Staatögewalt, und bie königliche Dynaftie der Bourbonen verftand 
und benutzte biefen Trieb der Nation. Ein großer Theil des Herrenabels war 
natürlih von fränkifhen Geſchlechte. Der Kampf für die Einheit gegen die Zer- 
brödelung und Abfonderung war daher zugleich ein Kampf zwiſchen germanifhem 
und romaniſchem Blunt in der Nation um das Uebergewidt. Die Herrihaft des 
Adels wurde von den Königen gebrochen, hauptfählih von Ludwig XI., der ven 
Burgunderherzog Karl, das Haupt des Herrenabels, mit Hälfe der Schweizer zu 
Fall brachte. Der Kardinal Richelien vollendete, was Ludwig XI. begonnen hatte, 
bie Einheit der königlichen Staatsgewalt, neben der für einen SHerrenabel kein 
Plag mehr offen war. Diefer verlor alle Yandeshoheit und erhielt auch feinen Er- 
faß in einer Reichsſtandſchaft. Er erhielt ſich eine Weile noch in ver verfümmerten 
Geftalt einer privilegirten Pairie, ald vornehmfter Hofadel. Ebenfo büßte der 
niebere Abel in Frankreich feine politifche Selbftänpigfeit ein, von den königlichen 
Gerichtshöfen und den königlichen Beamten zugleih bebrängt, und feiner Macht 
entkfeivet. Auch er fuchte zulegt nur feine Privilegien zu retten und wurde dadurch 
verhaßt. Die franzöfifhe Revolution machte denſelben ein Ende und proflamirte 
1791 vie Abſchaffung des Adels als Folge der Menfchenrechte. 

Die Geſchichte des deutfchen Adels ging während der legten Jahrhunderte 
einen ganz andern Weg, aber fein Schidfal war im Grunde das nämlihe. Der 
hohe Adel ver NReichsfürften hatte die Auflöfung des deutſchen Reichs feit langem 
vorbereitet und verſchuldet. Als der alte Bau des Reiches endlich zuſammenbrach, 
wurbe der alte Fürften- und Herrenftand unter den Ruinen besfelben begraben. 
Die Sälularifirung der fämmtlihen geiftlihen Landesherrfhaften durch 
ben Deputationshauptfhluß von 1803 war ein großer und zeitgemäßer Fortſchritt 
in der nothwenbigen Sonderung von Staat und Kirche und für beide von glüd- 
lihen Wirkungen, aber für die Inftitution des hohen deutſchen Reichsadels war 
fie ein ſchwerer Schlag. Es wurde gewiffermaßen der eine Flügel des alten Pradht- 
baues niebergeriffen. Man nahm den Kurfürften die weltliche Herrihaft und die 
weltliche Gerichtsbarkeit. 

Die Mevdiatifirung ver Standesherrn und ihrer Familien war ein 
zweiter und töbtliher Schlag, auf die Eriftenz des hohen Reichsadels geführt. Auch 
fie war vorbereitet dur die Wanbelung der Zeit. Die Heinen Fürſtenthümer und 
Landesherrfhaften ver Reichsgrafen hatten feinen Halt mehr in einer Zeit, melde 
die großen Mafjen bewegte und mit mafjenhaften Mitteln wirkte. Sie waren zu 
ſchwach, um den Stürmen zu wiberftehen, welche über Europa hintobten, und zu 
arm, um bie gefteigerten Bedürfniſſe des modernen Kulturlebens zu befriedigen. 
Sie waren feine felbftändigen Staaten mehr und verdienten daher aud nicht, ein 
ftaatlihes Scheinleben fortzufegen. 

Freilich verfuhr man damals nit nad) natürlichen Principien. Die Intriguen 

der Unterhänbler, die Beftehung der vortragenden Räthe in dem Kabinet des 
Erften Konfuls Bonaparte, verwandtihaftlihe Rüdfihten auf den Hof von Peters— 
burg hatten auf den Entſcheid einen größern Einfluß als die Erwägung ber 
Stammes: und Mactverhältniffe. Im Süden von Deutfchland wurde viel ener- 
gifher aufgeräumt als im Norden. 

Damit war die Landesherrſchaft des hohen Reichsadels gebrodhen, fo 
weit es demſelben nicht glücte, fi zu voller — freilich aud nur ſcheinbarer — 
Souveränetät aufzufhwingen. Auch das andere Hauptredyt des hohen Reichsadels, 
die Reihsftandpfhaft, ging ebenfalls unter mit der Auflöfung des deutſchen 
Reihe. Die ganze ftantsrechtlihe Stellung desfelben verfiel fo in Trümmer, 


— 
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Auch der niedere Abel konnte die mittelalterlihe Stellung nicht erhalten. Die 
Lerfuhe, dem erblich gewordenen Ritterabel einen neuen Individualadel des Amts 
und der gelehrten Bildung an die Seite zu fegen und ihn dadurch zu ergänzen 
md zu erfrifchen, konnten ven Berfall nicht abwenden und geriethen nur fpärlic, 
In Frantreih entitand fo eine noblesse de robe aus den Parlamentsräthen, in 
Deutihland erhielten die fürftlihen Räthe und die Doktoren der Rechte eine ähn- 
id bevorzugte Stellung, auch wenn fie von bürgerlicher Abkunft waren. 

Die Wandlung der focialen und der politifchen Zuftände zerftörte allmählig 
die Bedingungen, auf denen ver niedere Adel ruhte. Bor den Flinten und Kanonen 
beanten Schwert und Panzer nicht beftehen, die Artillerie und die Infanterie wur- 
ven wichtiger als die Reiterei. Die Bafallenheere wurden dur vie Golptruppen 
und die ſtehenden Heere verprängt. Das Lehensrecht ging unter und die Yehenshöfe 
men in Abgang. Das freie Grundeigenthum trat an die Stelle der Lehen. Der 
moderne Staat mit feinem Beamtenorganismus und feinem gemeinen bürgerlichen 
Reht befeitigte allmählig die Gerichtsbarkeit der Grundherrn und die Vorzugsrechte 
ver feinen Herrn. Statt der geborenen Räthe fingen die Fürften an, die gekorenen 
Rüthe in die Öffentlichen Aemter zu fegen. Die Lanpftände wurden nicht mehr vers 
ſanmelt. So ftarben Gutsherrfhaft und Lanpftandfhaft ab. Durch Bermögen, 
dildung und Einfluß erhoben fih mande bürgerliche Individuen und Familien 
wit der Zeit an die Seite der mittelalterliden Ariftofratie und theilweife über 
d - 


Thatſächlich freilich hatte der Adel noch eine fehr bedeutende Stellung, aber 
fe machte von Jahrzehent zu Iahrzehent mehr den Eindrud eines grundlichen 
Prvilegiums, das den Neid und den Haß gegen fi aufrief. Zu biefem innern 
Befall trug die gleihmäßige Ausbreitung des Adels auf alle Nachkommen fehr 
vieles bei; denn eine große Zahl diefer Evelleute war nicht mehr durch Grund— 
ef oder Vermögen oder durch öffentliche Verdienſte vor den bürgerlichen Klaſſen 
ausgezeichnet. Wenn auch in allen Zeiten einzelne Adlige ſich hervorthaten durch 
Charakter und Geift, jo war dod nicht zu läugnen, daß auch mande andere ihren 
Übel auf eine unmwürbige Weiſe erlangt oder auf unehrenvolle Weife ausgebeutet 
hatten. Die populäre Idee der Gleichheit wurde hauptſächlich als Abjhaffung ver 
Ldelsvorrechte verftanden. Das Vorbild der Nordamerikaniſchen Bundesverfafjung, 
melde 1787 alle Adelstitel abjhaffte, fand aud in Europa vielfältigen Beifall. 
Die deutſchen Grundrechte von 1849 erflärten den Stand des Adels aufgehoben. 
Zwar läßt fich mit einem Federftrid nicht eine Inftitution befeitigen, die ein mehr- 
bundertjähriges Wachsthum und in den Interefien und Sitten noch zahlreiche 
Burzeln hat. Aber als Rechtsinſtitution iſt der Adel in feiner frühern Geftalt 
dennoch abgeftorben. Nur in England wußte fi der Adel beſſer zu behaupten. 
Im Mittelalter mochte ein deutſcher Reichsgraf ſich weit vornehmer dünken als ein 
engliiher Lord. Aber der Reihsgraf ift von ver ftärferen Zeit ruhmlos verzehrt 
worden, der Lord ift geblieben. Der englifche hohe Adel verzichtete auf bie über— 
hannte Tendenz zu eigener Landeshoheit und fuchte feine Ehre und feine politifche 
Naht in dem Nathe der Nation und in lebendiger Theilnahme an der gemein- 
ſamen Politik. Indem er fi) dem Ganzen opferte, befam er von diefem höheres 
keben zurüd. Ex warb zum hohen Barlamentsadel, und behauptete biefe 
Stellung mit kurz vorübergehenden Störungen beharrlih in hohen Ehren, bis auf 
unfere Tage. In früheren Iahrhunderten war er der Vorkämpfer der nationalen 
Freiheiten, Nahdem dieſe errungen und aud die untern Stände erftarft waren, 
fing er in der folgenden Zeit der veränderten Lage gemäß an, mehr für den 
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Schutz der Orbnung einzuftehen. Er wurde fonfervativ, aber ohne illiberal zu 
werben. 

Der englifhe Adel ſank auch nie zu einem bloßen Titularabel herab, und 
ſchloß fih nicht als eine Geblütsfafte von den übrigen Ständen ab. Im eigent- 
lihen Sinne hat nur das Familienhaupt wirflid hohen Adel, welches ala Pair 
des Reiches in dem Nathe der Nation, im Oberhaufe, Sig und Stimme hat, und 
eben deßhalb, weil es ein Glied iſt des Oberhaufes. Erblide Reichsſtand— 
haft und Hoher Adel find hier weſentlich dasſelbe. Der Adel übt ſich fort- 
während in nationaler Pfliht. Diefer parlamentarifche hohe Adel wirt denn auch 
von Zeit zu Zeit durh neu eintretende Mitglieder ergänzt und erfriſcht. Es 
ift dem ausgezeichneten Manne aus den übrigen Ständen der Weg nicht ver- 
fchloffen, durch große Berdienfte um die Nation anfzufteigen in die edle Berfamm- 
lung der Lords und als Gleiher unter ihnen Pla zu nehmen: und babei ge- 
winnen alle Theile, der Staat, die Körperfhaft der Lords und das Individuum. 
Auch der Lord vom alten Herrengeſchlechte erhebt die Frau, die er fih mählt, zu 
feiner Genoffin, zur Lady, und die nicht adelig geborene Frau tritt von Rechtes 
wegen tur die Ehe mit einem Gliede des hohen Adels in den Stand ihres Ge— 
mahls ein. In feinen eigenen Kindern find die verſchiedenen Stände burd bie 
Tamilienpietät geeinigt. Nur Einer der Söhne fann ihm in der Lorbfchaft folgen, 
und nur dieſe ift wirklicher hoher Übel. Die andern gehören nur zu dem niedern 
Übel der Gentry, der hinwieder mit dem höhern Bürgerftande fih ſocial und 
politifch verbindet und immerfort neue Mitglieder aus ben begüterten und gebil- 
deten Mittelflaffen, in jih aufnimmt. Nah allen Seiten bin ift diefer englifche 
Adel verwachfen mit der Nation und verwandt mir dem übrigen Ständen, Der 
Neid und der Haß, welder auf dem Kontinent fo heftig gegen den Abel losge- 
brochen ift, kann daher in England nicht aufkommen. 

1. Rehtszuftand des deutſchen Adele. 

A. Arten des Übels. 1. Zum hohen Adel im Sinne des gefdichtlichen 
NReichsrehts gehören: a) die Familiengenoſſen ver beutfhen Gouveräne, 
unter fi wieder von verfchievenem königlichem, großherzoglichem, herzoglichem, 
fürſtlichem Rang; b) die ſtandesherrlichen Geſchlechter (f. Standesherrn). Im 
Sinne einzelner Länderrechte kommen zuweilen nod hinzu c) einzelne hervorragende 
fürftlie oder gräflihe Familien, die jenen — freilih nur für das befon- 
dere Land — gleichgeftellt worden find; fo insbefondere einzelne Familien, weldye 
reihsunmittelbare Gebiete, aber nicht Reichsſtandſchaft befeffen hatten. Das moberne 
Recht läßt aber feinerfeitd den ganzen frühern Unterſchied zwiſchen hohem und 
niederm Adel fallen und unterfcheidet eher die Nangklaffen ver Fürften, Gra— 
fen und Freiherrn, bie früher nur dann zum hoben Übel gehörten, wenn fie 
Reichsſtandſchaft beſaßen. 

2. Der reichsritterſchaftliche Adel ſteht num weſentlich der land— 
ſtändiſchen (landſäſſigen) Ritterſchaft gleich. Im der frühern Reichsperiode 
hatte jener zwar nicht Reichsſtandſchaft, aber doch Reichsunmittelbarkeit, 
und übte in feinen Territorien wichtige Rechte ver Landeshoheit aus. 

3. Der größte Theil des niedern Erbabels ift bloßer Titularadel, ohne 
Nittergüter, und unterſcheidet fih von dem bürgerlichen Klaffen nur durch Hinzu⸗ 
fügung des Wortes von zum Geſchlechtsnamen. 

4. Der perfänliche (nicht-erbliche) Adel wird gewöhnlich nur in den untern 
Klaffen verliehen. 

B. Erwerb und Berluft. 1. Der hohe Adel wird nur durch die eheliche 
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Geburt fortgefegt und kann wenigftens für die fonveränen und ſtandesherrlichen 
Familien nit durch landesherrliche Verleihung neu begründet werben. Regelmäßig 
wird überdem eine ebenbürtige Ehe vorausgefegt (ſ. Ebenbürtigfeit). Indeſſen 
fünnen dieſe Geſchlechter auch in Folge ihrer Autonomie von der Ebenbürtigfeit 
abfehen und den gemeinrechtlichen Grundfag, daß die Ehe Genofjenfhaft unter 
ten Ehegatten bewirkt, fei es im Allgemeinen, fei e8 in einzelnen Ausnahmsfällen, 
zur Anwendung bringen. Da die Zahl diefer Geſchlechter in natürliher Abnahme 
begriffen ift und die Faiferlihe Standeserhöhung nicht mehr benugt werben Tann, 
einen derartigen Mangel zu heben, fo ift diefe freiere Praris im Intereſſe des 
Fortbeftandes des hohen Adels zu begünftigen. * 

2. Für den übrigen Gefhlechtsadel fommen außer der ehbelihen Geburt 
auch die Erwerbung des Adels durch Heirath auf Seite der Ehefrau eines 
Apligen; ferner die Legitimation uneheliher Kinder durd bie nachfolgende 
Ehe und jelbft — menigftens bezüglich ber perſönlichen Nedte, wenn aud nicht 
nethiwendig der Succeffionsredte in Stammgüter und Lehen — die Pegitimation 
durch landesherrliches Reſkript; endlich die Verleihung burd den Landesfürften 
hinzu. Ebenfo werben durch denfelben höhere Titel verliehen, wofür dann gewöhnlich, 
höhere Taren bezahlt werden. (Ehemalige Reihstare 400—6000 Gulden.) 

3. Der perfönlie Adel wird nur durh landesherrlihe Berleihbung 
eiheilt, zuweilen als Folge der Verleihung von Aemtern und Orden. 

4. Berloren mwirb der Übel in Folge der Bernrtheilung zu entehrenven 
Strafen (f. Ehre, Strafe), nah manden Rechten durch Ausübung einer niebern 
Berufsart, für Frauen durch die Ehe mit einem bürgerlihen Dann und durch Berzicht. 

—C. Rechte des Adels. Die heutige Geſetzgebung hat die Tendenz, vie be- 
fondern Adelsrechte aufzuheben. Die preußifhe Geſetzgebung erklärt „alle Preußen 
ver dem Geſetze gleih“ und fpriht den Grundſatz aus: „Standesvorrechte finden 
nit ſtatt“. Die Hauptbebeutung bes heutigen Adels ift daher nicht mehr, wie im 
Mittelalter, in einer befondern ſtaatsrechtlichen Stellung noh in einem 
eigenthümlichen Privatrecht zu erkennen, fondern theils in ber ausge— 
zeichneten focialen Lage und in ven mittelbaren Einflüffen diefes Standes 
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Stellen. (Diplomatifhe Aemter, Officierftellen.) Es wird noch lange Zeit dauern, 
bis die proflamirte Rechtögleihheit audy zur Rechtsübung geworben fein wird. 

Jene Gleichheit fhließt nicht aus: 1) das ausſchließliche Recht des Adels zur 
Führung feiner adeligen Gefhlehtsnamen, Upelstitel, Wappen und 
Siegel; denn das find weſentlich geihihtlihe Familienrechte, die in ähnlicher 
Beife auch andern Klaffen der bürgerlihen Geſellſchaft zukommen. 

2) Das Recht einer befondern Autonomie (f. d. Art.) war früher dem 
hohen und dem reichöritterfchaftlichen Adel durch tie deutſche Bundesafte von 1815 - 
garantirt und wird im einigen Ländern auf die ganze grundbeſitzende Nitterfchaft 
ausgebehnt. 

3) Das deutſchrechtliche Inftitut der Stammgüter und Familien- 
fipeifommijsfe (f. d. Art.) ift no in einigen deutſchen Staaten ein bejonderes 
Adelsrecht, in anderen aber allgemeines Privatrecht geworden, ober für bie Zufunft 
abgeſchafft worben. Die preußiſche Verfaſſung von 1850 unterfagte dasjelbe für 
die Zufunft. 1852 aber wurde dieſes Verbot wieder bejeitigt. 

4) Der unglüdliche Begriff der Mißheirath und ver Ehe zur linken 
Hand — höhftens für fouveräne Familien brauchbar — iſt zuweilen aud auf 
dem niedern Adel ausgebehnt worben, Das preußifche Landrecht II. 1. $ 30 
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unterfagt fogar den Ebelleuten die Ehe zur rechten Hand mit einer Frau „aus 
dem Bauer- ober geringeren Bürgerſtand“, was offenbar mit dem Princip der 
preußiſchen Berfaffung nicht harmonirt.* 

5) Die Fähigkeit zur Aufnahme in geiftlihe Stifter (Stiftsfähig- 
feit) ift oft durch adeligen Stand, und fogar durch den Nachweis alten Adels 
bebingt; 

6) ebenfo die Hoffähigleit, die VBelleivung von Hofämtern und bie 
Aufnahme in gewifje Orden. (Bgl. Hof und Orben.) 

7) Das frühere Borzugsrecht bei Belegung der Staatsämter hat nun 
dem modernen Grundſatz, daß vie öffentlihen Aemter allen Staatsbürgern zu⸗ 
gänglih find, weichen müſſen; ebenfo ift vie frühere Steuerfreiheit und 
Militärfreiheit und das Privilegium eines befontern Gerichtsſtandes 
in der Regel verſchwunden; und faft nur zu Gunften des vormaligen hohen Reidys- 
adels find einzelne Refte dieſer Vorrechte in Erinnerung an bie frühere Zeit geblieben. 

8) Auch die Patrimonialgerihtsbarkeit Hat fih nicht behaupten 
fünnen und ift dur die ftaatlihen Gerichte verdrängt worden. Die gutsherr- 
lien Rechte haben, jo weit fie noch fortbauern, aufgehört adelige Borrechte zu 
fein und gelten als Rechte der großen Orunbbefiger, gleichviel ob diefe perfönlich 
von Abel oder bürgerlich find. 

9) Das widtigfte politifhe Recht des Adels, die Standſchaft, bat ſich 
gewöhnlih nur für die Häupter der hohen Adelsgeſchlechter in der Form einer 
perfönliden Mitglievfhaft in den Erften Kammern (Herrenhaus) erhalten. 
Der übrige Grundadel hat nur ausnahmsweiſe eine befondere Repräfentation be» 
wahrt. Die Tendenz der neuen Rechtsbildung geht dahin, ihn nur in der Eigen- 
haft der großen Örunmdbefiger zu berädfitigen. (S. Landtag, geſetzgebender 
Körper.) Aehnlich verhält es ſich mit der Vertretung in den Provinziallandtagen. 
Der Grundadel wird jo in bie Klaſſe ver Rittergutöbefiger aufgenommen und aufgelöst. 

III. Reform des deutfhen Adels. 

Die mittelalterlihe Inſtitution ift mit der mittelalterlihen Verfaſſung, deren 
Stüge und Blüthe fie war, untergegangen und nicht wieder in ber alten Weife 
berzuftellen. Aber auch die modernen Staaten können nit der ariftofratifhen 
Perfonen und Klafjen entbehren, welde fih von der Menge auszeihnen und 
ihre Macht theild ergänzen, theild bejchränfen. Die lebensfähigen Elemente des 
geſchichtlichen Adels finden in diefer Ariſtokratie (f. d. Art.) ihren natürlichen Platz. 
As folche können aber nur die gelten, die wirklich ausgezeichnete Eigenſchaften 
haben. Alle andern müſſen fi in die großen Vollsklaſſen auflöfen und können 
nur durch neue Auszeihnung wieder in die Höhe fleigen. Adel ohne Auszeichnung 
ift ein Wort ohne Sinn, 

Durch genoffenfhaftlide Verbindung und mit Hülfe ver Autonomie 
könnte der Adel dieſe Reform vorbereiten und vollziehen helfen. Bon oben her durch 
das Geſetz allein läßt fie ſich nicht maden. Ariftofratie ift nicht denkbar ohne 
Selbftändigleit und diefe kann fih nur bewähren durch Gelbftthätig- 
feit. Als Mittel zu jenem Ziele find zu bezeichnen: 

a) die Ausjheivung des bloßen Titularadels von bem mit vollen Ge- 
nofjenrechten ausgeftatteten Grundadel und bie damit verbundene Unterfheidung 
des ruhenden Adels von dem wirklichen Abel. Nur der wirkliche (aktive) 


*) Bon dem preußiichen Landtag wird ſoeben (Januar 1869) ein Gefeßesentwurf berathen, 
wodurch dieje der Verfaſſung widerftreiter.de Beftimmung befeitigt werden ſoll. (Anm. der Red.) 
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Del darf in der Genoffenfhaft Sig und Stimme haben. Das Mittelalter hatte 
diefen Gegenfag zwiſchen ruhendem und aktivem Adel wohl gefannt. Derfelbe iſt 
in der Natur der Dinge wohl begründet. Allerdings gibt es nämlich nicht bloß 
anfgezeichnete Individuen, fonvdern audh edle Geſchlechter, eine edle 
Raffe. Die Eltern leben in der Raffe ihrer Kinder fort. Infofern bat die Yort- 
pflanzung tes Geblüt® und die Ueberlieferung ver Familienſitte burd vie 
Erziehung eine Wirkung. Aber die Abftammung von einem edeln Bater kann tod 
zur die Anlage des Adels, noch nicht ihre Verwirklichung übertragen. Nach 
deutſcher Sitte haben alle ehelichen Kinder wie von ber Familienraffe jo auch an 
viefer Auszeichnung ihrer Eltern Theil, aber naturgemäß nur im Einn einer An- 
zartfhaft auf wirfliden Adel. Erft wenn aud das Individuum yerfänliche 
Auszeichnung gewinnt, kann dieſe Anlage erfüllt werben, Als ſolche Erfüllung mag 
ver Erwerb von großem Grundbeſitz immerhin gelten; damit find eine ausgezeich— 
nete Bermögensfraft, großer Einfluß und bedeutende vLebendaufgaben hinzugetreten. 
benſo aber auch ein höheres Staatsamt ober eine Stelle des öffentlichen 
Bertrauens, oder anfehnlihe Berpienfte um das Gemeinwohl. Bon da an 
wird die ariftofratifhe Anlage aktiv, und iſt damit wirklicher Adel gerechtfertigt. 
Schon der alte Möfer hatte bemerft, daß die Reform des Adels auf der Wieder: 
belebung biefer Unterſchiede beruhe zwifchen ruhendem und aktivem bel. 

b) Wirb dann die vererbte Anlage während längerer Zeit nicht bethätigt, 
fo gebt fie naturgemäß unter; und iſt fie einmal untergegangen, fo läßt fie fi 
auch nit mehr fortpflangen. Das Erbrecht des Adels muß fo befchränft werben, 
wenn diefer eine Wahrheit bleiben fol. Diefem naturgemäßen Erlöfchen der Adels- 
eigenfhaft durh Nichtbew ährung fteht der Entzug berfelben zur Strafe für 
Berzehen gleich. 

e) Die Aufnahme neuer Mitgliever in Folge neuer Auszeihnung und bie 
baberige Erfrifhung des Standes. 

d) Die gänzlihe Abfhaffung des Erforderniffes der Ebenbürtigkeit 
auch für den Hohen Übel, die Befeitigung des Mißbegriffs der Mißheirath 
and die Anerfennung ber wahren Ehegenofienfhaft: „Die Frau tritt in den Stand 
des Ehemanns.“ Alle ehelihen Kinder find fähig, dem Stande der Eltern zu 
folgen. Wenn die deutfhe Sitte fih dagegen fträubt, den englifchen Grundfag ber 
Erfigeburt anzunehmen, und es liebt, die Kinder gleich zu ftellen, fo ift das 
infofern unſchädlich, als nur der ruhende Abel auf bie Kinder übergeht und 
wieder erlifht, wenn er nicht in der Folge bewährt wird. Über fie wirft verberblich, 
wenn fie hohe Anſprüche ohne Yundirung mit Vermögen und ohne Rüdjicht auf 
Bethätigung gleihmäßig auf alle Blutsverwandte ins Ungemeffene ausbreitet und 
ein adeliges Proletariat ſchafft. 

e) Eine Revifion der adeligen Titel ift nicht zu entbehren, damit die Titel 
wieder mit der Realität in Harmonie gebracht werben. Den vollen Titel von einem 
Gute follte nur der Befiger des Guts, den fürftliden Titel nur das 
Familienhaupt führen dürfen. Die inhaltslteren Titel erfcheinen als eine eitle An- 
maßung und fegen ben, ber fie führt, Anforberungen aus, denen er nicht ge» 
wachfen iſt. Sie find fein Borzug, fondern ein Unglüd. 

f) Zu diefem mobifichtten Erbadel follte aber in höherem Grave als bis 
her ein Individmaladel Hinzutreten. Es ift ein ſchönes Vorrecht der Könige, 
die ausgezeichneten Männer der Art heraus zu finden and ihnen eine entfprechende 
Stellung im der Ariſtokratie zu verleihen. 

g) Die volle Bewährung diefes Adels ift nur im Öffentlihen Leben, 
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in der Ausübang öffentlicher Pflichten zu finden, ber wahren Grunbbebin- 
gung des Öffentlichen Rechtes und keineswegs in Brivilegien, welche nur den 
Neid weden und zum Hafle reizen. Bluntfont. 


Adminiftrativjuftiz, ſ. Gericht, Berwaltungsredt. 


Adreſſe. 


Unter Adreſſe im politiſchen Sinne verſteht man jede öffentliche Zuſchrift, 
welche nichts anderes als eine Manifeſtation der politiſchen Dentweije 
und Gefinnung des Aorefjanten gegenüber dem Worefjaten fein will. In ge» 
wiſſem Betracht find daher alle Adreſſen zugleich politiiche Demonftrationen.. Man 
will in ihnen die eigene Ueberzeugung und Stimmung öffentlich fund geben 
und duch die Form der Kundgebung auch auf die öffentlihe Meinung einwirken. 
Sie find nicht bloß individuelle Meinungsäußerungen, fondern erheben den Anr 
ſpruch politifher Bedeutſamleit. 

A. Adreſſen ver Körperſchaften. Die Kammeradreſſen, wie wir 
bie Aoreffen der großen Abtheilungen des repräfentativen Körpers der Kürze wegen 
nennen wollen, find in ber Regel an das Staatshaupt gerichtet und entweder 
eine Erwiederung auf deffen Rede — mie die Antwortsaprefjen auf bie 
Thronrede — oder ohne folde Beranlaffung eine von den Kammern felbft aus- 
gehende erfte Anjprade an das Haupt. Die Antwortsadrefien haben durd Die 
Sitte eine gewiffe Regelmäßigkeit erlangt. Sie wiederholen ſich wie die Thron- 
und Eröffnungsreden bei jeder neuen Berfammlung des repräfentativen Körpers 
(des Landtags). Die erften Anfprahen dagegen erfordern ein ungemöhnlides 
Ereigniß oder Bedürfniß, und find daher feltener und ohne regelmäßige Wiederkehr. 

Thronrede und Antwortsabreffe find ein politifhes Zwiegefpräd zwi- 
ſchen tem Haupte und den Gliedern des gefeßgebenden Körpers, ber wieder den 
gefammten Staatskörper im Auszug darftellt, ein offenes Zwiegefpräh vor allem 
Bolt. Schon diefe Natur der wechjelfeitigen Eröffnung aller Dinge, wie die Würde 
aller Theile und der Zwed aller diefer Reden erfordern mit logifher und mora- 
liſcher Nothwendigkeit, daß jeder der Nebenden wahr fein dürfe und wahr ſei, 
d. h. vie Freiheit habe und übe, feine wirkliche Ueberzeugung vollftändig auszu- 
fprehen. — Werben fte fo zum bloßen Phrafenfpiel, fo ift e8 befler, biefe dann 
eher ſchädliche als heilfame Form des Zwiegefprähs ganz fallen zu laffen. 

Da aber die eigentliche Aufgabe des gefeggebenden Körpers nicht ift, zu reden, 
fondern zu handeln, und dieſes Zwiegeſpräch feine wirklichen Staatsafte (Geſetze, 
Beſchlüſſe) hervorbringt, fo darf demfelben auch nur ein beſcheidener Zeitaufwand 
vergönnt werben. 

Die Adreſſen der Kammern an das Staatshaupt als erfte Anfpraden 
laufen weniger Gefahr, fi in die Breite zu verlieren. Da fie immer aus einem 
beftimmten momentanen Bedürfniß entfpringen und einen unmittelbaren Zwed haben, 
jo werden fie dadurd näher begrenzt. Die Veranlaffung dazu und daher auch ber 
Inhalt und bie Form folder Adreſſen kann fehr verfchieven fein. Bald find es 
perfönliche Erlebniffe des Staatshauptes oder der Dynaftie, Vermählungen, Ge— 
burten, Todesfälle, bald äußere Schiefale und Ereigniffe, wie Kriegsgefahren, 
Siege, Niederlagen, Friedensſchlüſſe, Allianzen u. f. f., welde einen feierlichen 
Ausdruck der öffentlichen Gefinnung hervorrufen. Zuweilen aber find es auch 
innere Krifen und Gefahren, durch melde ſich die großen ftellvertretenden Körper: 
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fhaften bewogen fühlen, in ber zunächſt ungewöhnlichen Form der Adreſſe ihre 
Stimmung und Anſicht auszuſprechen. 

Das Recht der einzelnen Kammern auch zu ſolchen Adreſſen verfteht ſich zu— 
wähft von felbfl. In der preußiſchen Berfaffung, Art. 81, ift es ausprüdlid 
fanktionirt: „Jede Kammer hat für fih das Recht, Adreſſen an den König zu richten.” 
Gerade weil bier nicht ein Staatsaft mit Bindender Autorität, fondern nur eine 
Meinungsäußerung eines Theild des gefeßgebenden Körpers vorliegt, ift ein Zu- 
jammenwirfen zweier Kammern nicht erforberlid. 

Bon ganz anderer Art find die Morefien der Kammern an das Volk, over 
an einzelne Theile des Bolts, 3. B. an die Wähler. Für den ordnungsmäßigen 
Gang des Staatslebens kann eine derartige Befugniß der Kammern, zum Bolf zu 
fpreben, nicht amerfannt werben. Eine an das Volk gerichtete Adreſſe ift eine 
Broflamation, und das Redt, dieſe zu erlaffen, kommt in der Regel nur ber 
Regierung zu, welde zur Leitung des Volks ven Beruf bat, oder dann dem ganzen 
gefeßgebenden Körper jelbft, dem die höchſte ſtaatliche Autorität inne wohnt. Die 
Kammer darf wohl als ein Glied des gejeßgebenden Körpers zu dem Haupte ber- 
jeiben ſprechen, aber fie darf nicht zum Bolfe ſprechen, wie wenn fie felbft das 
Haupt oder der ganze repräfentative Körper wäre. Wenn ſolche Adreſſen trogdem 
im der neueren europäifhen Geſchichte zuweilen vorgefommen find, fo treffen wir 
fie doh nur in den Zeiten der Revolution, theils als Zeugniffe ver entfeflelten 
Leidenfchaften und der Geftörtheit ver normalen Staatszuſtände, theils als Alte 
der Revolution, die auch die Kammern ergriffen hat. 

B. Parteiadreffen. Wir unterfcheiden diefe von den Betitionen (f. Art. 
„Betitiondrecht”), mit welchen fie im weitern Sinn biefes Auspruds wohl auch zu— 
ſanmen gefaßt werben. Die Petition enthält eine Bitte, ein Begehren, die Adreſſe 
dagegen will nur eine Gefinnung ausſprechen. Die Betition ift daher immer an eine 
böhere Autorität oder Macht gerichtet, von der bie Betenten Gewährung ihrer 
Bitten oder Hülfe in ihren Nöthen hoffen. Die Parteiadreffe fpricht nicht eine 
Macht an, fondern fie fpricht jelbft als eine Macht. Es leuchtet daher ein, daß 
bie für das Petitionsreht geltenden Grundſätze nicht ohne Weiteres auf das Recht 
zu Adreſſen ausgedehnt werben dürfen, und bie für Adreſſen geltenden Beſchrän— 
funzen nicht analog auf die Petitionen anzuwenden find. Zunächſt ift die Adreſſe 
als eine politische Meinungsäußerung nad den Orundfägen über die Freiheit polie 
tiſcher Meinungsäußerung überhaupt (f. den Art. „Sreiheit der Meinungsäußerung“) 
zu beurtbeilen und die Schranken, in denen fi) bewegen muß, haben auch für bie 
Abrefle Geltung. Binniſchli. 
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Bei allen Völkern mit ausgebildeter Rechtsordnung macht ſich das Bedürfniß 
ber Beiſtandsleiſtung und der Vertretung in gerichtlichen Angelegenheiten — Advo⸗ 
fatur und Prokuratur — frühzeitig geltend, Zuerſt entſteht die Advokatur und 
dann, mit abnehmender Einfachheit der Lebensverhältniſſe und Rechtsformen, die 
Profuratur. Erſt ſpäter jedoch werden dieſe Funktionen zum Berufe einer eigenen 
Kaffe von Rechtsverſtändigen. 

In Griehenland, namentlih in Athen, wo alle Redtsftreitigfeiten in münd⸗ 
lihem Berfahren öffentlich) verhandelt wurden und wo bei ver ausgebildeten Kunft 
ber Derebfamfeit und dem feinen Sinne des Volkes dafür eine beredte Verthei- 
gung ihrer Interefien für vie Parteien von größter Wichtigkeit war, bildete fich 
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{hen frühe der Gebrauch aus, daß fi die Parteien von Rebnern ihre Reben 
auffchreiben ließen und biefe dann auswendig lernten. Denn eine eigentlihe Stell» 
vertretung vor Geriht war nicht erlaubt. (Duinctilian II. 15, 30.) Dod erft im 
5. Jabrhundert v. Chr. wurde dieſes Berfertigen von gerichtlichen Reden (Aoyoypageiv) 
zu einem Gewerbe. Untiphon (480—411) foll ver erfte gewefen fein, ver fi Geld 
dafür bezahlen Tief. Aber von Beiftänden konnten bie Parteien vor Gericht be- 
gleitet fein, ven fog. ovanyogoı, ovvöıxos, weldhe fpäter auch die Befugniß er- 
hielten, für vie Parteien zu ſprechen und die Hauptreben zu halten. (Bel. Shömann 
Attiſcher Prozeß, S. 707 u. fi.) Aehnlich war e8 in dem alten Rom. Auch Hier 
war Vertretung ber Parteien vor Gericht nur in Ausnahmefällen erlaubt; dagegen 
erfchienen die Parteien begleitet von Beiftänden, advocati, melde bie Parteien 
durch rechtlichen Rath und, ohne in die Verhandlungen einzugreifen, durch ihr Anſehen 
unterftügten, und von patroni oder oratores, welche für die Parteten bie Anträge 
ftellten und deren Sache verfochten. In ver Raiferzeit fiel das Gefchäft des advo- 
catus weg und ber Name ging auf die patroni über. Die angefehenen Juriften aber 
erſchienen nicht mehr vor Gericht; fie ertheilten ihre Rathſchläge und Gutachten 
(responsa) ſchriftlich. Zur Zeit der juftinianeifhen Gefeßgebung bildeten die advo- 
cati, oratores, causidici einen geſchloſſenen Stand von Redtsgelehrten. Ihnen 
waren bie pragmatici, juris studiosi beigefellt, um file während ver Verhandlungen 
ſelbſt zu unterftügen. Wirkliche Stellvertreter (procuratores), bie ftatt der Parteien 
vor Gericht erfhtenen, wurden fpäter auch zugelaflen; fie wurben fogar, wie es 
nah L. 27 Cod. de proc. 2, 13 ſcheint, öffentlich Beftellt und verpflichtet, und 
übten ihr Geſchäft berufsmäßitg gleih den Advolaten aus. 

Auch in Deutſchland war das perfünliche Erfcheinen der Parteien lange Zeit 
unerläßlih, bis die Verbreitung des fremden Rechts auch auf vie römiſche Pro- 
furatur führte (Klagboten, Anwälte, Profuratoren). Es wurbe nun die unmittel» 
bare Betheiligung des Recht fuchenven Laien, dem die Labyrinthe des neuen fchrift- 
lichen Berfahrens nicht zugänglih waren, zur feltenen Ausnahme. — Die Dienfte 
des Hovofaten (Fürfpreher, Fürleger, Redner, preelocutor) konnten in früherer Zeit 
von jedem actbaren Manne verfehen werden, aud von Einem aus der Mitte 
der Schöffen, der dann an der Rechtiprehung keinen Theil nahm. In feltnern 
Fällen ftand dem gerichtlichen Rebner mie dem römiſchen orator aud ein juriſtiſcher 
Rathgeber (monitor, Warner) zur Seite, Als vie volksthümliche Rechtspflege ver- 
drängt wurbe, zu Ende bes 15. Jahrhunderts, warb wie in Rom die Advokatur 
zum Lebensberuf einer Klaffe von ſtudirten Juriften (Rechtsfreunde, Schriftfieller), 
bie fih nun aud mit der Profuratur nicht felten gefhäftsmäßig befaßten. Diefer 
Zuſtand ift feither im Wefentliben geblieben; namentlich ift die Stellvertretung 
ber Partei durch ihren Rechtsbeiſtand, d. h. die Bereinigung des Fürſprechers und 
Anwalts in ber Perfon des „Advokoten“ fo fehr zur Regel geworden, daß ver 
Sprachgebrauch häufig zwijchen Advokat und Anwalt nicht mehr unterſcheidet. Das 
Princip der Schriftlichkeit im gemeinen deutſchen Proceß mußte jene Bereinigung 
zur Folge haben, weil in den Schriftſätzen, die an die Stelle ver BERGE Rede 
traten, Rechtsdedultion und Parteihandlung nicht zu trennen find. 

In Franfreih, wo bei den geiftlichen Gerichten und ben J——— ſchon 
frühe ein Stand der Advokaten ſich ausgebildet hatte, war derſelbe Ende des 
17. Jahrhunderts volllommen organifirt, mit vielen Privilegien verſehen und höchſt 
angeſehen. In der franzöſiſchen Revolution wurden durch Geſetz vom 20. März 
1791 Advokaten und Prokuratoren abgeſchafft; die Verhältniſſe aber nach mannig« 
fachen Schwankungen der Geſetzgebung erſt definitiv wiederum durch Napoleon 
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geerbmet. Durch bie Geſetze des Jahres 1805 und 1810 wurben bie Funktionen 
ver Advolaten (avocats) und Profuratoren (avouds) völlig von einander getrennt. 
Fir die erftern wurde ein ausgedehntes Rechtsſtudium und der Grad eines Picen- 
tiaten bes Rechts zur Bedingung gemacht, dagegen ft die Zahl nicht befchränft. 
Durh ein Gejek von 1830 wurde ihnen aud die Erlaubniß gegeben, ohne Unter- 
idied vor allen Gerichtshöfen Frankreichs zu plaidiren. Sie bilden Genoſſenſchaften 
unter einem Borfteher (batonnier) und einem Orbnungsrath (conseil de l’ordre), 
vie fie aus ihrer Mitte wählen. Die avouds, denen ein Defret von 1812 das 
Acht gab, vor Gerichten erfter Inftanz zu plaibiren, wenn tas Gericht die Zahl 
ter Advolaten für unzureichend erflärt, haben gleih dem deutſchen Profurator bie 
Thatfahen zu entwideln, die der Klage oder Bertheibigung zu Grund liegen, im 
Namen der Bartei Anträge zu ftelleg, Erklärungen zu geben u. f. w. Ihre Thätig- 
it gehört vorzugsweiſe ver ſchriftlichen, das plaidoyer vorbereitenden Verhandlung 
a, während dem avocat die mündliche Redhtsausfährung obliegt. Die Zahl der 
Üoofaten und Anwälte ift in Frantreid eine ziemlich beveutende, im Jahre 1868 
ab es auf 37,000,000 Einmohner 5851 Advokaten und 3276 Anwälte, zu 
denen no 9742 Notarer hinzulamen. 

In England bilden Advokaten und Profuratoren feit Jahrhunderten völlig 
getrennte Berufsſtände. Die höhere Branche bildet ver Advokat, Counsel, welcher 
as Rehtetonfulent ven Anwalt ver Partei berathet, Anmweifung über die Art und 
Umfong ver Beweisführung gibt, hauptfählid aber vor Gericht die Rechte ber 
Partei ausführt, Zeugen verhört, vor Richter und Geſchwornen Reben hält u. ſ. w. 
ar dieſe Advokatur macht Anſpruch auf vie Stellung eines gelehrten Standes 
um bildet feit Jahrhunderten 4 freie Innungen, Lincoln’s Inn, Inner Temple, 
Midde Temple, Gray’s Inn. Die Mitpliever diefer Innungen zerfallen 1) in bie 
Etndirenden. Zur Aufnahme ift feine Vorbildung nothwendig, fondern nur ein 
Zeugnig ver Refpeftabilität ter Kandidaten ausgeftellt durch zwei wirkliche Mit 
glieder der Innung (Barristers). Ein gemeinſchaftlicher Erziehungsrath der 4 In« 
zungen (Council of Legal Education) hat feit 1851 wieder juriftifche VBorlefungen 
für die Studirenden eingeführt, die feit dem 18. Jahrhundert außer Gebrauch ge- 
tommen waren. Nach fünfjährigem Aufenthalt im Inn, während welcher Zeit ber 
Stndirende zu feiner praftiihen Ausbiltung bei einem Advokaten gearbeitet haben 
lann, tritt dann gegen Zahlung einer Gebühr von 50 Pfd. Sterling die Be- 
rufung zur Klaſſe der prafticirenden Advokaten ein. 2) Die Barristers. Sie werben, 
nie der Ausdruck lautet, „zur Barre berufen“ (called to the bar). 3) Die ausge 
wihneten barristers können auf Vorſchlag der Reichsrichter von dem Lordkanzler 
ju Bergeants at Law, Doftoren bed gemeinen Rechts, ernannt werden und treten 
vmit in bie engere Innung ber Sergeants. Der Lorbfanzler verleiht aud den 
el „Röniglicher Rath“ Queen’s Counsel. — Den Anwälten (Attorney, Solli- 
tor) fällt die Vorbereitung des Procefies, die Einziehung der Information, bie 
Verhandlungen mit den Parteien, kurz die ganze Borverhandlung jo weit zu, bis 
Vie Sache dem Advokaten als Grundlage feines mündlichen Vortrags vor Gericht 
vergelegt werden kann. Der Advokat verhandelt gemöhnlih nur mit dem Anwalt. 
Diefer Äfl dem Publifum auch zugleich Rathgeber und Beiftand in allen Ber- 
mögens- und Rechtsangelegenheiten. Seit der Anwaltsorbnung von 1843 muß jeder 
Anwalt bei dem Gericht, bei dem er prafticiren will, immatrifulirt fein. Zur 
Smmatrifulation ift aber nöthig der Nachweis einer fünfjährigen Lehrzeit und das 
deſtehen einer Prüfung vor hierzu eingefeger Rommiffion. Im Jahre 1867 gab 
in England und Wales 5374 Aovofaten und 11,703 Anwälte auf eine Be 
völkrung von 21,200,000 Einwohner. 





26 Advuokatur. 


In Deutſchland find die Verhältniſſe in den einzelnen Staaten fehr ver- 
ſchieden. Während die hanndverifche Gerichtsordnung fi dem franzöſiſchen Syſteme 
anfhließt, hat man in Rheinpreußen die Grundlagen vesfelben zwar beibehalten, 
aber mit der wefentlihen Mopififation, daß die Anwälte aus ver Zahl ber Advo— 
faten durch den Juftizminifter ernannt werben und als Advokaten-Anwälten bie 
beiden Funktionen vereinigen. In den öftlihen Provinzen Preußens, wo ber von 
Hrievrih dem Großen gemachte Berfuh (1781), die Advokaten und Profuratoren 
aufzuheben und durch Staatsbeamte, ſog. Alfiftenzräthe, welche den Richter bei 
Ansmittelung der Wahrheit unterftügen und zugleih im Intereffe der Parteien 
fontrolliren follten, zu erjegen, bald (1783) wieder aufgegeben werden mußte, be— 
bielt doch die Geſetzgebung die Richtung bei, die Funktionen des Advokaten und 
Anwalts in verfelben Berfon zu vereinigen und die Beiftände ver Parteien, welche 
früher den Namen Juftiz-Rommiffarien, feit der Verordnung vom 2. Januar 1849 
ben ber Rechtsanwälte führen, in ber Stellung von Staatsbeamten zu erhalten. 
Die Rechtsanwälte werben aus der Zahl derjenigen, bie bie dritte juriftifhe Prü » 
fung beftanden haben, vom JuftizMinifter ernannt für einen beftimmten Gerichts- 
bezirt, auf den bie Praris des Rechtsanwalts befchräntt ift. In jedem Gerichtsbezirk 
ift die Zahl der Rechtsanwälte eine befchränfte; fie richtet fih nach ber Zahl ber 
Bevölkerung, dem Berkehr, der Zahl der Proceffe, überhaupt nah dem vorhan- 
denen Bebürfniß. Die Disciplin über die Rechtsanwälte ruht bei einem Ehren: 
rath, der bei jedem Appellationsgericht befteht und der von den Rechtsanwälten 
bes betreffenden Bezirks gewählt wird. Bon den Entjheidungen des Ehrenraths 
fteht die Berufung an das Obertribunal offen. Die Zahl der Rechtsanwälte ift 
eine fehr befchränfte; auf eine Bevölkerung von 16,300,000 Einwohner gab es 
1867 nur 1356 Redtsanmwälte. Ueber bie großen und bedenklichen Mißſtände, Die 
bieraus erwachſen, vgl. namentlich vie trefflihe Schrift von Gneift: Freie Advo— 
fatur, 1867. 

In ähnlicher Weife ift die Advokatur organifirt in Bayern, während in 
andern Ländern zwar auch Advokatur und Profuratur vereinigt find, die Zu— 
laflung aber nur wenig, wie in Sachſen, Württemberg n. f. w., ober gar nidyt 
befhränft iſt, wie in Defterreih, Baden, Medienburg, Frankfurt, den drei Hanfe- 
ftäbten u. ſ. w. 

Beruf der Advokatur. Der Beruf des Aovofaten und Anwalts befteht 
in ber Vertretung und Beiftandsleiftung in Rechtsfachen. Er erftredt fid) auf Gegen- 
ftände des Privatrehts, Strafrehts, Berwaltungsrehtes, überhaupt auf die ge= 
fammte Rechtsſphäre der Einzelnen. Er ift aud feineswegs befhränft auf die 
Geltendmachung perfönlicher Rechte vor Gericht; ein wichtiger Theil des Wirkungs- 
freifes des Advokaten-⸗Anwalts bildet die rathgebende Beiftandsleiftung in allen 
Rechtsverhältniſſen, jedoch als der eigentlihe Kern bes Berufs erjcheint der Bei- 
ftand und bie Vertretung in privatrechtlihen Streitigkeiten. Der Advokat hat bie 
Aufgabe, fih in die Perfönlichkeit feiner Klienten zu verfegen, die rechtmäßigen 
Intereffen desfelben zu feinen eignen zu machen und mit allen rechtmäßigen Mit- 
teln zur Geltung zu bringen. Hieraus folgt 1) die weſentliche Verſchiedenheit des 
Berufs der Advokaten von dem des Richters. Nicht die Herftellung des objektiven 
Rechts um der Gerechtigkeit willen, fonbern bie Befriedigung der fubjektiven Interejjen 
ber Partei, die er fi angeeignet hat, iſt das Ziel des Advokaten. Er ift Gebilfe 
ver Partei, nicht wie Friedrich der Große wollte, Gehilfe des Richters. 2) Der 
Aovofat vertritt die Interefjen feines Klienten, er fol den Proceß ausſchließlich in 
beffen, nicht in eignem Intereffe Übernehmen und führen. Er hat alfo vie Pflicht, 


Advokatur. 27 


vom Beginn eines Procefjed abzumahnen nicht allein, wenn er bie Nieberlage 
feiner Bartei ſicher vorausfieht, fondern aud wenn die Dauer und Schwierigkeit 
des Rechtöftreits, die mögliche Koftenfompenfation u. ſ. w. nicht im Verhältniß 
zu den möglichen Refultaten ftehen. Nicht Eigennug oder falfcher juriftifcher Ehr- 
geiz follen die Motive des Advokaten fein; ihn fol allein das wahre Intereſſe ver 
Bartei leiten. 3) Nur rechtmäßige Intereffen fol der Advokat fih aneignen und 
vertreten. Ueberall bildet die Ungerechtigkeit der Sache ein Berpflibtungsgrund, 
feine Hülfe zu verweigern. Gereicht das Streben nach unrechtlihem Gewinn und 
die Nichterfüllung rechtlicher VBerbimvlichkeiten fchon dem Klienten zur Schande, fo 
ift die Förderung folder Abfihten doppelt entwürbigend für den Sachwalter, der 
fi des Studiums und ber Erfenntniß des Rechts rühmt. Sind dagegen die That- 
fahen ungewiß ober die Rechtsfragen lontrovers, fo trifft ihn fo wenig wie ben 
Klienten ein Bormurf, wenn er ed unternimmt, die günftigfte Löfung herbeizuführen. 
4) Nur mit rechtmäßigen Mitteln darf der Advokat die Sache feines Klienten 
betreiben. Auch diefer Grundſatz ift auf die einfache Betrachtung geftügt, daß eine 
Handlungsmweife, die ſchon den Klienten erniedrigen würde, fi für ven Sadwalter 
nicht geziemen fann. Er wird dem ungeachtet zuweilen von der Theorie und fehr 
allgemein von der Prarid verleugnet. Aber bei dem geheimen und fchriftlihen Pro» 
ceſſe mit feinem Formalismus, feinen Chifanen und Berfchleppungen, bei einer 
Procekführung, wo das freie Bekenntniß der Wahrheit zu einem fehler, die Rüge 
ya einem unentbehrlichen Hilfsmittel, die Chifane zur Berufspflict geworben war, 
außten die Begriffe von Ehrlichkeit und Wahrhaftigkeit faft gänzlich verloren gehen. 
Rır eine durchgreifende Reform des Procerechts, die Beſchränkung feiner forma- 
Miihen Tendenz und die Rüdkehr zum mündlichen und öffentlihen Verfahren fann 
ten allein ehrenvollen Grundfag, daß der Advolat fih nur rechtmäßiger Mittel 
betarf, wieder zu allgemeiner Geltung bringen. 

Drganifation der Advokatur. 1. Die Advokatur fowie die Anwalt- 
Ihaft find am ſich nicht als Staatsdienſte zu betrachten, alfo noch weniger als. 
Staatsämter, wenn man darunter die Staatsdienfte verfteht, welde ver Ausübung 
von Hoheitsrechten gelten. Denn an der Ausübung der Juſtizhoheit und Polizei— 
beheit, mit deren Organen die Advokaten und Anwälte haupıfählic in Berührung 
fommen, nehmen body fie ſelbſt unftreitig niht Theil. Sie widmen ihren Dienft 
niht dem Staate, fondern den Einzelnen, fie find nicht Gehilfen des Richters, der 
von Staats wegen das Recht findet, fondern Gehilfen ver Parteien, die von per- 
lönlihen Intereffen geleitet ihr Recht ſuchen. Mehrfach hat freilich die Gefeßgebung 
äinzelner Staaten diefe natürliche Stellung der Advokaten verfannt; indem fie bie 
Arvotatur als ein Hilfsorgan des Richteramts betrachtete, legte fie allerdings kon⸗ 
quenter Weife den Advokaten vie Eigenfhaft von Staatsdienern bei. So geſchah 
dieß namentlich in Preußen und Defterreih. Hat aber eine ſolche pofitive Beftim- 
mung des Charakterd der Advolaten nicht ftattgefunden, jo folgt aus obigem Gage, 
daß der Advokat weder die Rechte noch die Pflichten des Staatsvieners theilt, daß 
er keinen Anspruch auf Rang und amtliche Auszeichnung u. f. w. hat, daß er da- 
gegen jo wenig mie fein Klient zu den Gerichten im Subordinationsverhältniß 
ſteht, daß ihm keine Zwangspflict zur Ausübung feines Berufes und keine Pflicht 
des Amtsgeheimniſſes obliegt, daß das Erforberniß der Urlaubseinholung auf ihn 
nicht anwendbar iſt, wenn er zur Landesvertretung berufen wird. Ebenfo kann 

ung eder Entlaffung über den Advokaten, ver nicht Staatsdiener iſt, nur 
infoweit verhängt werben, als beſondere Gefegesbeftimmungen der Staatögewalt 
dieſe Befugni eingeräumt haben. ; 
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Auch in denjenigen Staaten, in welden die Advokatur ihre natürliche Stel- 
lung als freier Beruf erhalten hat, wird die Staatsgewalt fi vielfach ordnend 
und auffehend mit ihren Angelegenheiten zu befhäftigen haben. In Folge des hoch 
ausgebildeten und vielfah verwidelten Zuſtands unſeres Rechts ift eine genaue 
Kenntniß desſelben und feiner Formen nur durch langjähriges Studium zu erlangen; 
aber nur derjenige, der mit dieſer Kenntniß ausgerüftet if, vermag in den meiften 
Fällen eine Rechtsſache vor Gericht zu vertreten und das Partelintereffe zu wahren. 
Wie nun der Staat durch Prüfung und Ueberwahung der Aerzte den Einzelnen 
zu ſchützen ſucht, daß er fein Leben und feine Gefundheit nicht Unmwiffenden und 
Betrligern anvertraut, ebenfo hat er das Recht und die Pflicht, durch eine Aufſicht 
über die Advokatur den Einzelnen davor zu wahren, daß er die Bertretung feiner 
Rechtsanſprüche nicht in die Hände folher legt, welche weder bie Kenntniffe noch 
ben Charakter zur Erfüllung eines fo wichtigen Berufs, wie ber des Rechtsbei— 
ftands ift, befigen. Nur wird durch ſolche ftaatliche Aufficht der Beruf nit zum 
Staatsbienft. 

Die Fragen, wie weit dieſe ftaatlihe Auffiht und Organifation der Advo«» 
fatur gehen follen, find namentlih in ven letten Jahren vielfach erörtert worden. 
Hier ift es micht möglich, diefelben nad allen Seiten hin zu beleuchten; es mag 
genügen, wenn wir eine Ueberfiht über die wichtigften Punkte, die dabei in Be— 
tracht kommen, zu geben verfuchen, 

2. Die Freigebung der Advokatur. Daß nicht jebem Staatsbürger ohne itgend 
welhen Nachweis feiner Befähigung die Vertretung ber Parteien vor Gericht zu 
geftatten fei, darüber find mit wenigen Ausnahmen fowohl die Sachverftändigen 
wie das Bublifum einig. Nicht bloß das Interefie des Einzelnen würde durch eine 
derartige Freiheit der Advokatur bedroht fein; auch das GStaatsinterefje verlangt 
bie Bertretung der Parteien vor Gericht durch gelehrte Bertreter. Ohne fie 
würbe eine würdige Rechtspflege zur Unmöglichkeit werden. Beftrittener ift bie 
Frage, ob die Ausübung der Advofatur Jedem geftattet werben fol, welcher bie 
Borbebingungen, die durch die Staatsgefege für Befähigung zur Advokatur einge» 
führt find, erfüllt hat, over ob die Zahl der Advokaten eine beſchränkte und von 
der Staattgewalt nad dem Bedürfniß zu beftimmende fein fol. Der hauptſäch- 
lichſte Grund, welcher gegen eine derartige Freigebung der Advokatur angeführt 
wird, beruht darauf, daß durch die freie Konkurrenz bald eine das Bedürfniß weit 
überfteigende Zahl von Advofaten vorhanden fein, daß dadurch ein Proletariat 
gebildet und der Stand gefährbet werde. Der in Folge davon entftehende Mangel 
einer geſicherten Eriftenz fchließe große Gefahren für die gemiffenhafte Pflicht» 
erfüllung in fih. Aber dieſer Einwand fcheint nicht begründet zu fein. Wenn fo 
viel Advolaten vorhanden find, daß nicht alle genügenden Erwerb haben, fo wer- 
den gewiß tie Minderbefähigten, welde fein Vermögen befigen, Noth leiden; aber 
fehr. bald wird fi das Verhältniß ausgleichen. Die Zahl derjenigen, die ſich dem 
Studium des Rechts zuwenden, wird abnehmen und damit au die Zahl ver Ad— 
vofaten. Jedenfalls Hat der Staat nicht dafür zu forgen, daß der, welcher ſich der 
Advokatur zumendet, auch ausreihendes Einkommen findet. Welche Behörde ift im 
Stande, aus der Zahl der Kandidaten den mwürbigften Advokaten zu wählen, ber 
doch immer nur durch eigne Tüchtigkeit nnd das Bertrauen feiner Mitbürger be— 
rufen werben kann? Welche Behörde ift ferner im Stande, richtig zu ermefien, 
wie viel Advokaten gerade Bebürfnig find und ihre Nahrung finden können? 
Wenn wir von dem Grundfage ausgehen, daß die Staatsgewalt nur fo weit die 
Freiheit des Menfhen, den Beruf fih zu wählen, befchränfen darf, als es bie 


— 
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Staatsorduung und das Wohl der Geſammtheit unbedingt erfordert, jo werben 
wir die Aufftellung gewiffer Bebingungen, durh deren Erfüllung der Nachweis 
der Befähigung geliefert wird, nicht aber die Beſchränkung der Zahl der Advo⸗ 
faten vertheibigen können. 

Die Bevingungen, an melde die Erlaubniß zur Ausübung der Advolatur 
genäpft wird, beftehen darin, daß der Kandidat die Univerfitätsftudien zurüd- 
gelegt, eine mehrjährige Borbereitungspraris und eine Prüfung beftanden habe. 
Da es nicht zu verfennen ift, daß von der Tüchtigkeit und Geübtheit der Rechts- 
beiftände weſentlich mbhängt, ob die Rechtsſtreite gründlih und ohne Zögerung er⸗ 
ledigt werben, fo rechtfertigt fi die Forderung, daß neben der theoretiſchen Aus- 
bildung auch eine praftifche Thätigleit der Ernennung zum Advolaten vorhergebe. 

3. Mbvolatur und Anwaltihaft. Faſt eben jo viel erörtert und beftritten wie 
die Frage nach der Freigebung der Advolatur ift die, ob Advolatur und Anwalt- 
ſchaft zu trennen jeien oder ob beide Funktionen von berfelben Perſon beforgt 
werden follen. Wie oben ſchon angeführt wurde, ift in Frankreich und England 
vie Trennung durchgeführt, während in Deutfhland die Procekvertretung (An- 
waltihaft) und Rechtsvertheidigung (Advolatur) entweder durchaus vereinigt find, 
je in ven alten öftlihen Provinzen Preußens, Bayern, Sachſen, oder neben einer 
geſchloſſenen Advolaten⸗ Anwaltſchaft eine freie Advokatur beiteht, jo in Rheinpreußen, 
Rheinbayern, Braunfhweig, Hannover. Für die Trennung wird vor Allem ver 
Grund angeführt, daß durch bie Uebertragung ber zeitraubenden und oft geift- 
übtenden Formalien an den Anwalt der Advolat in den Stand gefegt werde, dem 
Wwierigen Beruf der Rechtsvertheidigung feine ganze Thätigkeit zu widmen. Aber 
dider Grund verliert duch die Thatſache fein Gewidt, daß in den Ländern, wo 
beide Funktionen vereint find, die Tätigkeit der Apvofaten-Aumälte als Advokaten 
dark diefe Berbindung keineswegs Einbuße erleidet. Dagegen ſprechen gegen die Tren- 
zung eine Reihe jehr gewichtiger Gründe: die Funktionen des Procefvertreters, der den 
hatfählihen Stoff zu fammeln, die Beweismittel herbeizufhaffen, die vorbereitenden 
Schriften anzufertigen, die Anträge vor Gericht zu ftellen, alle zur Form des Verfahrens 
gehörige Handlungen vorzunehmen bat, erfordern umfaflende juriftifhe Kenntnifie 
und ein tüchtiges, juriſtiſch gebildetes Urtheil. Mit allen diefen Verrichtungen des 
Anwalts ſteht aber die Aufgabe des Advokaten im engften Zufammenhang. Weh- 
halb follen nun Funktionen, die auf das innigfte mit einander verflochten find 
und die erfahrungsgemäß von einer und berjelben Perfon ausgeübt werben können, 
aus einander geriffen und an zwei Berfonen vertheilt werben? Die Trennung führt 
aber auch pofitive Nachtheile mit fih. Nicht nur wird dadurch, daß die Partei 
fih, zweier Rechtöbeiftände bedienen muß, vie Proceßführung fehr bedeutend ver- 
theuert, auch der Gang des Rechtsſtreites wird aufgehalten und verzögert. Die 
Raötheile, welche mit der Trennung beider Funktionen verbunden find, werben 
im den Ländern, wo biefe Einrichtung befteht, lebhaft empfunden und haben in 
Genf dazu geführt, im Jahre 1834 die Trennung aufzuheben und die Anwalt- 
ſchaft md Advokatur zu vereinigen. 

4. Ueber die Frage, ob den Rechtſuchenden die Zuziehung eines Advolkaten 
zat unbebingten Pflicht gemacht werben joll, fiehe ven Artifel Civilrechtspflege. 

5. Die ernannten Advokaten find zur Praris entweder bei allen Gerichten 
des Landes oder nur bei ben Gerichten eines beftimmten Sprengels ermächtigt. 
Ein drittes Syſtem beruht auf der Unterfheidung von Unter- und Obergeridhts- 
abvofaten. Dies hat den Nachtheil eines zwedlofen Mehraufwands von Arbeitskraft 
md von Koften, da biefelbe Sache, ſobald fie an eine andere Inftanz gelangt, 
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auch wieder von einem andern Advokaten auf's neue flubirt werben muß. Die 
Gründe, die für die Inftitution des richterlihen Inftanzenzuges fprechen, können 
eine ähnlihe Einrichtung innerhalb der Advokatur nicht rechtfertigen. 

6. Der Advokat übernimmt mit dem Recht aud die Berbinplichleit zur Aus- 
übung feines Berufes. Daß aber biefe, aud in den meiften Partifularrehten aus- 
geſprochene Pflicht fih auf die Vertretung einer unrechtmäßigen Sade nicht erſtreckt, 
ift ſchon oben gezeigt worden. Da Niemand aber einem widerwilligen Advokaten 
die Führung feiner Sache aufzubrängen geneigt fein wird, fo erlangt bie Ber- 
bindlichkeit nur in den Fällen praftifche Bedeutung, wo ver einem Zahlungs» 
unfäbigen zugewiefene „Dffictalanwalt“ fid) der Uebernahme weigert; bier pflegt 
ber förmlihe Nachweis ober die eiblihe Betheuerung einer gerechten Weigerungs» 
urſache geforbert zu werben. 

7. Da die Advolatur ein Lebensberuf ift, fo ift der Anſpruch auf Honorar 
in der Natur der Sahe begründet. Da nun die Abvolatur immer nur von ber 
beſchränkten Zahl derer ausgeübt werben fann, welche die gefeglihen Vorbedin— 
gungen erfüllt haben oder, wie es in ben meiften Staaten noch der Fall ift, die 
Zahl ver Advokaten fogar durch die Staatsgewalt beſchränkt ift, fo liegt die Ge— 
fahr nahe, daß dieſe monopoliftiihe Stellung dazu mißbraudt werde, von ben 
Klienten unmäßige Honorarzahlungen zu erprefien. Diefe Befürdtung, die nament- 
lih in den vergangenen Jahrhunderten, in denen ber fittlihe Standpunft der Advo- 
fatur ein ſehr niedriger war, eine gerechtfertigte war, veranlaßte die Gefeggebung, 
den Klienten gegen derartigen Mißbraud zu ſchützen. Sie verbot nit nur, wie 
es ſchon durch das römische Recht gejhehen war, eine vertragsmäßige Ausbe- 
dingung von Palmarien oder Duoten der Streitfumme, fie gab nicht nur dem 
Richter die Befugniß über den zwiſchen Advokaten und Klienten ftreitigen Be- 
trag eines Honorars zu entfheiden , fondern fie machte au dem Advokaten zur 
Pfliht, fein Honorar ohne vorhergehende richterlihe Feftfegung anzunehmen. Zu- 
gleih wurden Gebühren und Tarorbnungen erlaffen, weldhen entweder ben Ge- 
fammtbetrag für die ganze Procefführung ober eine Taxe für jede einzelne Leiſtung 
feftfegen. Dieſes beifptellofe, ausgezeichnete Mißtrauen, womit der Staat die ganze 
Genoſſenſchaft brandmarkt, während er doch zu gleicher Zeit die Apvofaten als die 
Männer des öffentlichen Bertrauens binftellt, läßt fi im feiner Weife mehr recht— 
fertigen. Unferer Anfiht nad würde e8 vollfommen genügen, wenn bie Staats- 
gewalt nad den verfchievenen Rüdfichten ver Quantität und Qualität ver Leiftung, 
des Werth des GStreitgegenftands u. f. w. zwedmäßig abgeftufte Advolaten-Tar- 
orbnungen erläßt, die ven Advokaten, Klienten und Gerichten als allgemeinen An- 
baltspumft dienen. Aber dem Advokaten darf es nicht verboten fein, für außer- 
gewöhnliche Mühewaltungen ein befonderes Honorar anzurechnen, unter dem Bor- 
behalte einer gerichtlichen Entfcheidung im Falle des Widerſpruchs. 

8. Der Advokat ift unter eine Disciplin geftellt, deren Handhabung entweber 
von der Korporation feiner Standesgenoffen, oder von den Gerichten ausgeht. Das 
zweite Syftem war bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts in Deutſchland allge 
mein verbreitet; das erfte war namentlih in England und Frankreich entwidelt 
und wurde mit ber Einführung bes franzöfiihen Rechts in die deutfhen Ahein- 
provinzen verpflanzt. Seitdem hat e8 auch dießſeits des Nheines, in Preußen (1847), 
Hannover (1833, 1850), Braunfdhweig (1850), Oldenburg (1858), Baden (1864), 
Oeſterreich (1868) Wurzel gefaßt. Bei jedem preußifchen Uppellationsgericht (dieß- 
ſeits des Mheins) iſt ein Ehrenrath von 6--10 Mitgliedern durd die Wahl ber 
im Bezirk wohnenden Advokaten gebildet. Dieſem Kollegium ſteht die Befugniß 
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zu, amf Ermahnungen oder Warnungen, Verweiſe, Geldbußen bis zu 500 Thaler, 
und anf Dienftentlaffung zu erkennen, Die Berufung gegen feinen Ausſpruch, die 
jewehl vom Angefhulvigten ald vom Staatsanwalt ergriffen werben fann, geht 
an das Obertribunal. Unbeſchadet viefer Disciplinargewalt bleiben die Gerichte im 
Falle der Uebertretung eines Strafgefeges oder im Falle von Orbnungswidrig- 
teiten, welde der Advofat fih in den Verhandlungen mit dem Gericht zu Schul: 
sen fommen läßt, kompetent. 

Wo die Disciplinarauffiht von den Gerichten ausgeübt wird, pflegt die Ver- 
bängung geringerer Strafen den Untergerihten überlaffen, dagegen für ſchwerere 
Fälle die Zuftändigkeit der Obergerichte, oder aud des Juftizminifteriums vorbe- 
balten zu fein. Aber zu einer folden disciplinären Einfhreitung gegen den Advo⸗ 
taten, der fih in der Bertretung feiner Klienten Nacläffigfeiten zu Schulden 
fhmmen läßt, oder den Gegner mit hifandfen Mitteln angreift, ift die Staats- 
sewalt, wenn fie die Advokatur als freien Beruf und nicht als Staatsvienft be- 
handeln will, weder verpflichtet, noch beredtigt. Eine ſolche Auffiht kann nur durch 
ten Stand felbft geführt werden. Die Advokatenkammern follen den Mittelpunft 
bilden einer ftaatlid anerkannten Korporation, aus den beften Elementen berfelben 
gebildet und dadurch fähig, eine wirkſame Kenſur gegen jede unwürdige Auffaffung 
des Standesberufs zu üben, Die Wichtigkeit, die diefe Kollegien zugleich für vie 
Bertretung rechtmäßiger Stanbesinterefjen, für die Begutachtung von Gefegesent- 
mürfen und andere Zwede erlangen können, darf bier nur im Allgemeinen ange- 
tentet werden. 

Literatur. Gefhichtlih: Zimmern, röm. Rechtsgeſch. III, $ 165 u. ff. Maurer, 
Geſchichte des altgerm. Gerichtsverf. $ 13, 60, 94 u. fj. Ueber ven Beruf u. Or« 
ganiſation: Kirchhof, von den Movofaten u. ihren Pflichten, 4 Bde. 1765— 1770. 
Rambohr, Organifat. des Advokatenſtandes, 1801. Gans, vom Anit der Fürfprecher 
vor Gericht, 1820, 1830. Die Literatur von 1840—1855 bei Schletter Jahr, 
der deutſchen Rechtsw. II, ©. 36 u. ff. Aus neuefter Zeit: Pisko, zur Orga- 
nation der Advokatur, Wien 1863. Die Verhandlungen des 4. deutſchen Juriften- 
tage, Berlin 1864. Gneift, Freie Advokatur, Berlin 1867. Jaques, vie freie 
Uvolkatur und ihre legistative Organtfation, Wien 1868. göning.*) 


Megypten. 


Aegypten (arabiſch Misr, im Bulgärbialeft Masr genannt) ift ber norböft- 
lichſte Theil Afrika's. Seine Grenze bildet im Dften die Landenge von Suez, 
welhe Afrika und Aften verbindet, und das rothe Meer, im Süden Nubien, im 
Beten die Sahara und das Plateauland Barka, im Norden das mittellänpifche 
Meer. Die Größe des Landes beträgt etwa 8400 D.M. Das ganze Gebiet trennt 
fh von Nord nad Süd betrachtet in drei Theile. Im Often und Weften find es 
wäfte Plateaus, dort die arabiſche Bergfette, bier bie Libyfche, der Nand der großen 
Wüfte (400— 1000 Fuß hoch), welhe das Yand bilden. Zwifchen beide eingeteilt 
fließt der Nil, an deſſen beiden Ufern ſich die fchmale Strede kulturfähigen Bodens 
entlang zieht, die allein bier in Frage fommen kann. Ohne Uebergang ift bier 
Wüſte neben Aderfeld. Diefes erftredt fi nur fo weit, als der Nil mit feinen 
Ueberſchwemmungen reiht; nur an der Weflgrenze machen einige Heine Dafen 
eine Unterbregung in der einförmigen Wüſte. 


*, Mit theihweifer Benũtzung des Artifeld von Brater, 
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Der Nil Shwillt nämlich in Folge der tropifhen Regengüffe in feinem obern 
Laufe, im Sommer (Enve Juni bis September) langfam an und überfluthet das 
ganze zwiſchen den beiden Bergfetten eingefhlofjene, enge Thal bei feinem höchſten 
Waſſerſtande (23 Fuß). Zugleich führt er eine Schichte Schlamm mit fid, die fich 
auf dem Boden ablagert und benjelben allmählig erhöht (in 1000 Jahren um 
3 bis 4 Fuß). Demnach ändert das Land im Jahr dreimal fein Ausfehen: im 
Frühjahr ift e8 eine bürre Wüfte, im Sommer ein weiter See, Städte und Dörfer 
infelartig herausragend und durch Dämme mit einander verbunden, im Spätherbft 
üppiges Saatfeld. Bon Alters her ging das Streben der Bewohner vahin, biefe 
Nilwaffermafle gehörig zu vertheilen und fo möglihft fruhtbringend zu machen; 
das ſuchte man zu erreihen durch Anlage künftliher Seen und ein ausgebreitetes 
Kanalfyftem. Der größte dieſer Kanäle ift der Bahr Jufuf oder Jofephslanal, 
38 Meilen lang bei Farſchut beginnend, und nad feinem dem Nil parallelen Lauf 
in der Nähe von Kairo in ven NRofettearm des Nil ausmündend. Alle diefe Bauten 
genofjen im Altertum und im Mittelalter der forgfältigften Pflege und erft bie 
Herrſchaft der Osmanen feit Anfang des ſechszehnten Jahrhunderts ließ fie verfallen, 
und damit der Wohlftand Aegyptens. Erft Muhammed Ali's Scharfblid erfannte den 
Fehler und er wandte feine Sorge von Neuem der Kanalifirung des Landes zu. Nicht 
nur die alten Wafferwege ftellte er wieder her; er baute neue, vor Allem 1819 bis 
1820 den wichtigen Mahmubdielanal von Aleranprien bin nad) dem Rofettearm,. — 
Diefer Kanal gab Alerandria feine fehr gefunfen geweſene Beveutung als Handels- 
plag wieder und murbe ein fiherer Weg für die Ausfuhr ver Landesprodukte. 
Zugleich fegte er dem Vorbringen der Sandwüſte in feiner ganzen Länge ein Ziel. 
Freilich ift diefer Weg nah Muhammed Ali's Tod bald wieder vernadläffigt 
worden; nod mehr bat feiner Benugung die Eifenbahn von Alexandrien nah Suez 
geſchadet und jegt geht er der Verſandung allmählig entgegen. 

Nun fteigt der Nil nicht jedes Jahr bis zu verfelben Höhe. Ein Zuviel wie 
ein Zuwenig der Steigung find dem höchſten Ertrag des Landes gleich gefährlich. 
Der Zwed, das Wafler bei ſchwachem Steigen des Nils zu flauen und fo dem 
Land die genügende Waffermaffe zu erhalten, follte nah Muhammen Alt’s groß- 
artigem Plan ein fteinerner Riefendamm, als Barrage des Nils befannt, erfüllen. 
Diefer Bau, über den beiden Armen des Nils da, wo er fi fpaltet, hinziehend, 
wurde von Linout begonnen, aber niemals vollendet. Schleufen follten den Wafler- 
ftand reguliren. — Neben den Kanälen find die Dämme von faum geringerer 
Bedeutung, und auch bier hat Muhammen Ali fegensreich gewirkt und Dämme 
von 61/, Fuß Höhe und 19 Fuß Breite in einer Länge von 7,000,000 Fuß 
aufgeführt, wo es nothwendig war. — Eine zahllofe Menge Schöpfanftalten, 
Waſſerräder (Sälteh’s) ꝛc. follen bei niedrigem Waflerftand das Feld wäſſern. — 
Schiffbar ift der Nil in der ganzen Ausdehnung von Agypten von Aſſuan an. 
Unterhalb Kairo treten bie beiden Hügelfetten aus einander und das Thal erweitert 
fih bebeutend. Da beginnt der Nil feine Deltabildung, indem er fid in zwei 
Arme theilt, von denen ber weftliche fich bei Nofette (Raſchid), der öſtliche bei 
Damtette (Damjät) ing mittelländifhe Meer ergießt. Diefes nur wenige Fuß 
über dem Spiegel des Meeres erhabene Flachland des Delta, welches zumeift aus 
abgelagerten Nilſchlamm befteht, ift von außerordentlicher Fruchtbarkeit. Es ift eben- 
falls von Kanälen mannigfach durchſchnitten; die Baummollenkultur hat bier in 
den legten Jahren außerordentliche Fortſchritte gemacht. 

Seit dem Jahr 1856 hat fi eine Gefellfhaft gebilvet zur Durchſtechung der 
Zandenge von Suez, um einen mit Schleufen verjehenen Verbindungsweg zwifchen 
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dem Mittel- und dem rotben Meer zu Wafjer berzuftellen. Trotz der vielen 
Schwierigkeiten, welde die politifhe Eiferfuht zwifchen England und Frankreich 
dem Werke entgegenftellte, reift e8 langfam feiner Vollendung entgegen und ver- 
ſpricht einer der wichtigften Handelswege zu werben. 

Die beiven größten Theile des Landes, die arabifche und die libyſche Berg. 
kette, erfcheinen als ein vielfach zerriffenes Gemifh von Bergzügen und Plateaus. 
Eie treten in verfhiedener Entfernung an ben Nil heran, deſſen Thalbreite zwiſchen 
3000 Fuß und 4 Stunden fhwanft. Nur zwei Querthäler find in ber öftlichen 
Kette von hervorragender Wichtigkeit für den Verkehr. Das Wadi at Thh ift bie 
Karamwanenftraße zwifhen Kairo und Suez; das zweite führt von Keft am Nil 
nach Kofjeir am rothen Meer und vermittelt zwifchen Oberägypten und vielen 
Binnenländern Afrika's mit Arabien und feinen heiligen Stätten. 

Das Klima von Aegypten iſt fehr günſtig. Die mittlere Temperatur von 
Oberãghpten ift 25—30°9C., alfo fehr heiß. Welt milder ift fie in Mittelägypten 
mit 229 und in Unteräghpten mit 15%. Dort maden es bie vorherrfchenb wehenben 
Rordwinde kühl. Regen ift felten, außer im Delta. Die Trodenheit hat auf bie 
Gefunpheit der Bevölferung den beften Einfluß, indem die nad der Ueberſchwem⸗ 
mang entftehenden Miasmen raſch zerftreut werben. Die Peft verheerte in frü- 
beren Zeiten befonders Mittel- und Unterägypten; feit den energifchen Mafregeln 
von Muhammer Ali bat fie fehr abgenommen. Sehr gewöhnlich find Wechfelficber, 
Steinleiven und befonders Augenfrankheiten. Die Cholera ift neuerdings auch in 
Legypten verheerend aufgetreten. 

An Produkten iſt Aegypten nicht fehr reich. Wo Kulturboben ift, im Nilthal 
und im Delta, ift die Flora eine angebaute, feine wilde mehr, und in bem Ge— 
biet der Wüfte verhindert die Trodenheit faft alle Vegetation. Am verbreitetften 
il der Reis, befonders im Delta gebaut, dann Durrah, Weizen, Bohnen, Hirfe, 
Erbſen, Linfen, Klee, Hanf, Lein, Zuderrohr und die Dattelpalme. In neuerer 
Zeit hat man auch Baumwolle kultivirt und der Baummollenbau darf ſich Hier 
eine große Zukunft verfprehen. Wald hat Aegypten nit; die Dattelhaine im 
Ritthal find künſtliche Pflanzungen. Auch die Fauna hat feinen urfprünglichen 
Eharafter mehr; es find faft nur gezüchtete Hausthiere vorhanden, Pferde, Ka- 
meele, Eſel, Maulefel, Rinder, Büffel zumal im Delta, Geflügel, befonders Tau⸗ 
ben und Hühner. Daneben eriftirt eine zahllofe Schaar von Waffervögeln und ber 
Rit führt eine große Menge Fiſche. Das Nilpferb ift ſüdlich —— nur 
das Krokodil findet ſich noch häufig. Arm iſt das Land an Mineralien. Natron 
wird aus den ſogenannten Natronſeen gewonnen, Schwefel am Ufer bes rothen 
Meeres ꝛc. Auf edle Metalle ift das Land noch nicht wieder unterſucht, fo fehr 
auch Refte uralter Werke auf früheren Bergbau hinmweifen. 

Die Einwohnerzahl des Landes beträgt nad) Kremer 4,300,000, ohne daß 
biefe Zahl gerade auf Genauigkeit Anfprud machen darf; ftatiftifche Notizen find 
im Orient bei ber Art des Familienlebens und der Hausftände gerade darüber 
ſchwer zu erreichen. Unter ten Stäbten ift Cairo die bevölfertfte mit cirla 260,000, 
das im biefem Jahrhundert durch Muhammed Ali's Beförderung des Handels und 
Erleichterung des Verlehrs raſch gehobene Alerandria bat 170,000, Damlette 
37,000, Rofette 18,000, Suez 5000 Einwohner. Diefe Bevölkerung iſt vorzugs- 
weife arabifcher Abkunft und ganz befonvers gilt das für die aderbauenden Yand- 
bemohner, die Fellah's und die in der Wüfte herumftreifenden Beduinenſtämme. 
Unter den lettern wohnen aber auch einzelne Nomatenfamilien ber Ababideh und 
Beiharibah, deren nähere Verwandtſchaft noch nicht feſtgeſtellt iſt. Neben dieſen 
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Arabern finden ſich noch Reſte der uralt eingebornen Bevölkerung, die Kopten. 
Ihre Sprache iſt ſeit einem Jahrhundert eine todte und ſie ſelbſt nehmen immer 
mehr an Zahl ab und vermiſchen ſich mit ven andern Elementen. Nur in Ober- 
ägypten find fie noch ziemlih unvermifcht ihrem alten chriſtlichen Glauben treu ge» 
blieben. In den Städten, deren Einwohnerzahl rafh zunimmt, namentlid in Cairo 
und Alerandria, lebt ein buntes Gemiſch aller Nationalitäten und die Zahl der 
Europäer wächst dort ununterbroden. 

Aegypten ift das Ältefte Kulturland der Erde; uralte Denkmäler laffen uns 
feine Geſchichte fiher ins dritte Jahrtaufend vor Chriftus verfolgen. Auf die älteften 
Herrscher, die Pharaonen ächt ägyptiſcher Abftammung folgen die Perfer, dann bie 
griehifhen Ptolemäer, die Römer und Byzantiner. Mit ver Ausbreitung des Islam 
und der Eroberung Amr’s wurde das arabifhe und muhammedanifche Element in 
Aegypten das herrfchende und blieb es bis heute. Bon dem Chalifat in Bagdad 
machten ſich die Statthalter Aegyptens fehr bald unabhängig und e8 folgten ver 
ſchiedene Familien fih in ter Herrſchaft, die Tuluniden, Fatimiden, Ajjubiten. 
Ju dreizehnten Jahrhundert nahmen Sultane aus den Mamlukenfamilien türkiſcher 
Abkunft, zuerſt die Bahriten, dann die Tſcherkeſſen den Thron ein, bis Anfang 
bes fecbszehnten Jahrhunderts ganz Aegypten eine Provinz des Osmanenreſchs 
wurde, Nach den vergebliben Verſuchen Napoleons, ſich in Aegypten feftzufegen 
und dort ein Gegengewicht gegen die engliſche Seeherrſchaft zu begründen, war es 
der Vicefönig Muhammed Ali (1806 — 1848), der es zuerft unternahm, Wegypten 
von Konftantinopel unabhängig zu mahen. Seiner Energie wäre der Plan wohl 
gelungen, wenn nicht die europäifhen Mächte fi ins Mittel gelegt hätten. Seine 
Nachfolger, Abbas Palha, Said Paſcha und jegt Ismail Pafha haben aber den 
Plan niht aus den Augen verloren, und obmohl fie, gewaltfame Mafregeln ver- 
meidend, die Hoheit der Pforte anerfannten, mußten fie dod die Ohnmacht der» 
ſelben fo zu benugen, daß fie immer weitere Zugeftändniffe machte und die Ab— 
bängigfeit des ägyptiſchen Paſcha lebiglih in der Yeiftung eines jährlihen Tributs 
und einer befhränften Heeresfolge befteht, ohne daß die Türkei im Weigerungsfall 
dazu zu zwingen die Madt hätte. Durd den Londoner Bertrag vom 15. Juli 
1840 und den Hattifcherif des Sultan vom 13, Februar 1841 wurde bie Familie 
des Muhammed Ali für erblid in der Statthalterfchaft Aegyptens erklärt und zwar 
in derfelben Weife, wie die Erblichkeit in der türkiſchen Herrſcherfamilie gilt, fo 
nämlih, daß jedesmal das ältefte Glied der Familie den Thron inne hat. Seit 
Mai 1866 hat aber die hohe Pforte dem Ismail Pafha das Erbredt in direfter 
Deſcendenz zugeftanden. Der Sohn besfelben, Mehmed Tefwid Paſcha, ift fo 
Thronfolger geworben. Freilih bat Muftafa Faſil Pafha, der Nachfolger nad 
altem Recht, eine große Partei für fi, und es muß ſich noch zeigen, ob die Neue- 
rung durchgeführt werben fann. Einftweilen mußte fih ver Vicelönig für das Zu- 
geſtändniß der Pforte zu einem höheren Tribut ꝛc. verftehen. — Seit Muhammed 
Ali ging das Beftreben der ägyptiſchen Herrſcher dahin, europäiſche Einrihtungen 
nachzuahmen, ohne aber eine Örundlage dafür in der Bolfsbildung zu ſchaffen. 
Es blieben daher alle diefe Berfuche ohne erhebliche Wirkung und reine Yeußer- 
lichkeiten. Der gegenwärtige Paſcha ging fo weit, ben Parlamentarismus einzu» 
führen. Am 21. Oftober 1866 wurde ein Statut Über eine Art von Repräfen- 
tatioverfafjung bekannt gemacht. Die Hauptfahe war in ihm die Erridtung einer 
berathenven, aber nicht entfheidenden Berfammlung. Ihre Zufammenfegung fol 
folgendermaßen geihehen. Die Borfteher der Gemeinde (Scheich el beled), dem Ge— 
feg nach von der Landgemeinde gewählt, in Wahrheit gewöhnlid von ver Regie» 
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nung oftropirt, verfammeln fi) nad den Provinzen und wählen breifig Männer, 
tie in der Hauptftabt der einzelnen Provinz eine Art Kreisverfammlung bilden, 
Diefe ihrerfeits wählt zwei Deputirte nah Kairo in die Kammer, welche halb aus 
tiefer ländlichen, halb aus ftädtifchen Abgeordneten befteht. Ihre Kompetenz ift 
verauf beſchränkt, der Regierung guten Rath zu ertheilen, Geld aufzutreiben, bie 
Sfentlichen Ausgaben wenigftens einigermaßen zu regeln. Belenner jeden Glaubens 
!immen gewählt werben. Am 18. November 1866 wurde dies Parlament eröffnet, 
Seine Wirfung auf das Land ift noch zu erwarten. Geit 1867 führt der Statt- 
halter officiel den Titel „Hoheit“ und „Vicekönig“. Derfelbe hat in feiner Familie 
Ye Bolygamte aufgehoben und damit den Großen des Landes ein gutes Beiſpiel 
»geben. Den beften Einfluß aufs Land erwartet er durch Beförderung der Kom— 
aunilationswege und fegt damit mit Recht die Beftrebungen feiner Vorgänger fort. 
die Eiſenbahn von Alerandien nad Suez, die Erleichterung ded Baues am Suez- 
kmal, unter Said Paſcha durch Frohnarbeiter, feit Abſchaffung der Frohne durch 
Imendung von Mafchinen, Befreiung von Abgaben, die Einführung der Dampf» 
iffahrt auf dem Nil werben ihre Wirkung auf Aegyptens Handel und Reich- 
Gum nicht verfehlen. An und für ſich ift ja die fommercielle Lage Aegyptens eine 
üuferft günftige, zwiſchen drei Welttheilen, mit ver Küfte zweier Meere und einem 
zoßen, bequem ſchiffbaren Strom, reich an eigenen Erzeugniffen und ter Stapel- 
at für die Produkte des ſüdlich und mweftlih von ihm liegenden Binnenlanves. 

An der Spige der Verwaltung fteht der 1856 errichtete Staatsrath, aus 
da Prinzen von Geblüt, 4 Generalen und 4 Großwürdenträgern zufammengefegt. 
Das Kabinet enthält die in Europa üblichen Minifterien, wenn auch nicht alle 
beeht find. — Was die Finanzen Hegyptens angeht, fo werben bie jährlichen 
Öimahmen der Regierung auf 8,000,000 Pfund Sterling gefhägt. Der Tribut 
u die Pforte, bisher 80,000 Beutel (1 Beutel = 500 Piafter, 110 Piafter — 
1 PR. St.) oder 360,000 Pfd. St., foll 1866 auf 150,000 Beutel erhöht wor- 
kan fein. — Ende 1865 eriftirten zwei öffentliche Anlehen aus den Jahren 1862 
ud 1864; die erftere, 60 Mil. France, fol durd Zahlung halbjähriger Raten 
wm 3,250,000 France in 30 Jahren, die legtere, 5 Mill. Pfd. St. durch halb— 
Krige Zahlungen von 310,000 Pfo. St. in 15 Jahren abgetragen werben. Eine 
Privatanleihe des Vicelbnigs eriftirte Ende 1859 von 1,200,000 Pſd. St. 

Dem Heer hat ſchon Muhamed Ali europäifche Formen gegeben; es hat ſich 
in feinen und den fpätern Kriegen gut bewährt. Seine Stärke foll Anfang 1868 
21,000 Mann betragen haben, von Ismail Paſcha aber auf 14,000 vermindert 
erden fein: 8000 M. Infanterie, 3000 M. Kavallerie, Artillerie und Genie, 
0 M. ſchwarze Truppen. Die Flotte, welche ebenfalls von Muhammed Ali 
alt ungeheurey Koften geſchaffen worben war, war nad) feiner Regierung ver- 
uhläffigt und faft zu Grunde gegangen. Der orientalifhe Krieg brachte ihren 
Ref wieder in Thätigkeit; ein Theil derfelben wurde 1854 bei Ginope zerftört. 
u Jahre 1862. war die Zahl ver Schiffe: 7 Linienſchiffe, 6 Fregatten, 9 Kor- 
detten, 25 Kleinere Fahrzeuge und 27 Transporticiffe. 

Der auswärtige Handel Alerandriens betrug in Millionen ägyptiſcher Piaſter 
97, = 1 Bhf. St.) im Jahre 1861 291, Einfuhr und 372,9 Ausfuhr, im 
Sabre 1864 492,, und 1146,, und 1866 erreichte bie Ausfuhr 1307,, Millionen 
Biafter, 1864 betrug der Werth der ausgeführten Baummolle allein 74,213,500 
Dollars gegen 7,154,400 im Jahre 1861. Im Jahre 1363 vertheilte ſich der 

nad verſchiedenen Ländern auf England mit 203,, Millionen Piafter Ein- 
fuhr und 613,, Ausfuhr, Frankreich mit 38,2 und 154, Defterreic mit 28,5 und 
3* 
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46,4, Türkei mit 100 und 27, Griechenland mit 9,, und 1,,, Italien mit 15,5 
und 10,7, Belgien mit 4,, und 2 Millionen Piafter Einfuhr und Ausfuhr. — 
In Bezug auf den Schiffsverkehr liefen in demfelben Jahre in vier Häfen Yegyp- 
tens (Alerandrien, Port Said, Damiette und Sue) 3887 Schiffe ein, in Ale 
randrien allein 2002 Segelfchiffe und 637 Dampfer, im Jahre 1864 flieg bie 
Zahl auf 6009. In Ulerandrien liefen an im Jahre 1865: 4283 Schiffe, davon 
1145 Dampfer, und 1866: 3698 Schiffe, darunter 980 Dampfer, 1865 mit 
1,350,876, 1866 mit 1,373,217 Tonnen, Wenn e8 der Regierung gelingt, bie 
Steuerlaft zu verringern, das Eigenthum überall zu fihern und dem ägyptiſchen 
Bauer die Ueberzeugung zu verfchaffen, daß er für ſich, nicht für einen beliebigen 
räuberifchen Großen arbeitet, dann erft wird bie ganze Probuftionskraft des Landes 
in Aktion treten lönnen und der Verkehr und Handel Aegyptens die Höhe erreichen, 
bie das Land und feine Vergangenheit erwarten laffen. 

Literatur. Description de l’Egypte ou receuil des observations et des 
recherches qui sont faites pendant l’expedition de l’armede frangaise. Paris 
1809 (neue Auflage in 25 Bänden, 1822 — 1824). Yates The modern history 
and condition of Egypt 2 vol. London 1843. Parthey, Wanderungen durch das 
Nilthal. Berlin 1840. Kremer, Aegypten. Forſchungen über Land und Bolt, 2 Bde. 
Leipzig 1863. O. Thorbede. 
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Afrika ift feiner Größe nad der dritte unter den fünf feften Haupttheilen 
des Erdkörpers, befteht in Wefentlihen aus einer großen, faft überall vom Meere 
umfpülten und einzig durch die ſchmale Landzunge von Suez mit Afien zufammen- 
hängenden Landmaſſe, da die dazu gehörigen Infeln gering an Zahl und mit Aus- 
nahme von Madagaskar aud von geringem Flädeninhalt find. Das Feftland hat 
feine größte Ausdehnung von Norden nad Süden, eine etwas geringere von Weften 
nah Oſten, indem jene ungefähr 72 Breitengrabe, biefe etwa 67 Längengrade 
beträgt. So erftredt ſich die afritanifhe Landmaſſe zu beiden Seiten des Aequa— 
tors faft gleich weit nad Norden und Süden, wogegen fie gänzlih öſtlich vom O0 
Meridian Itegt. Selbft von den afrifanifhen Infeln finden fih nur wenige, wie 
die Azoren, bie beiden Heinen fanarifhen Infeln Ferro und Gomera und ver 
Archipel des grünen Borgebirges weftlih von biefem Meridian. Halbirt aber faft 
der Yequator die Längenare des Feftlandes, fo ift doch bie kontinentale Maſſe des 
legten nicht gleihmäßig zu beiden Seiten des Aequators vertheilt, indem biefer 
auf feiner Norbfeite viel mehr Landmaſſe ald auf der Süpfelte hat. Nimmt man 
nämlich nad einer der zuverläffigften Berechnungen den Flächeninhalt des TFeft- 
landes zu 543,570 geograph. DM. an, fo befinden fi faft zwei Drittel davon 
im Norden, und nur etwa ein Drittel im Süden des Aequators. Nach diefem 
Areal ift das Tontinentale Afrita 31/, mal fo groß als das kontinentale Auftralien, 
aber es hat nur 5 Sechstel von der Größe Amerila’s und gar nur 5 Achtel von 
der von Aſien. Die Infeln haben eima 11,324 D.M. Oberfläche. 

Der Geftalt nach gleicht das Feftland einem Dval, dem jedoch an der Südweſtſeite 
ein fo bedeutendes Stüd fehlt, daß der fünlih vom Aequator gelegene Theil bie 
Gefalt eines dreiedigen, faft gleichſchenkligen, aber nicht an feinem Ende zuge- 
fpisten, fondern durdy den Südrand bed Kaplanbes abgeftugten Keils bat. Unter 
allen Kontinenten bat ber afritanifche die einförmigfte Küftenbilbung; er ift ein 
foft ununterbrochener Körper ohne eine reiche Gliederung feiner Peripherie, ohne 
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zehlreich hervortretende Aeſte. Eimzig im Oſten fpringt ein mächtiger Keil zwiſchen 
dem 110 N. B. und dem Aequator gegen die ſüdarabiſche Küfte vor und endigt 
mit einer abgeftugten Spige, während im Weften der Bufen von Guinea eine ebenfo 
gewaltige dreiedige Einbiegung in der Kontinentalpertpherie ausfült. Nur das 
Intinentale Auftralten fteht in Bezug auf Einförmigkeit der Küftenbildung Afrita’s 
zunächſt, während umgefeht Amerika davon am entfernteften liegt. Set man bie 
Beripherte unferes Kontinents gleich 1, fo beträgt die von Auftralien nur 1,067, 
Ye von Aſien 1,786, die von Europa 2,214, die von Amerifa aber fogar 2,410. 
Da die ganze Küftenlänge des afritaniihen Feſtlandes nur gegen 3500 g. M. 
keträgt, fo fällt hier auf je 150 Q. M. 1 Längenmeile, in Europa dagegen ſchou 
anf je 37 DM. eine Meile Küftenerftredung. 

Dadurh und durd manche andere Eigenthümlichkeiten, bie den Zutritt er 
löweren, ift Afrika bis auf den heutigen Tag außer dem Eontinentalen Auftralien 
kr unbefanntefte Erdtheil geblieben, obwohl feine hiſtoriſchen Denfmäler in einer 
kiner interefianteften Regionen, in Aegypten, bis in die ältefte Kulturgeſchichte 
des Menſchengeſchlechts zurüdreiben, feine ganze Nordküſte im Alterthum gerabe 
den damals civilifirten Beodlferungen der Erde in Italien, Griechenland, Klein- 
im und Syrien ganz nahe lag, auf derfelben Norbküfte der römiſche Staat mehr 
dd fünf Jahrhunderte hindurch unbeftritten feine Macht ausübte, in allen Theilen 
Aria’ fortwährend die regfte Hanvelsthätigkeit ftattfand und endlich in neuerer 
deit faft von allen Punkten ver Küfte unaufhörlih mit dem aufopferndften Muth 
berſuche für die Erforfhung des Kontinents gemacht wurden. 

Kein anderer Kontinent hat in der That fo viel Opfer für dieſen Zwed in 
Iren genommen, indem nicht allein das Innere Afrika's europäiſchen Forſchern 
haft unüberfteiglihe Schranken entgegenfegte, fondern felbft der größte Theil des 
Kiftenlandes in Folge der natürlichen Beſchaffenheit einer genaueren Kenntniß fi 
atıog. Denn die faft die Gefammtperipherie des Kontinents umziehenden überaus 
heftigen, jedes Herannahen erfchwerenden Strömungen, die nicht minder gefährlichen, 
mögevehnten Küftenftreden vorliegenden Untiefen, vie Abfperrung vieler großen Fluß. 
Bändungen durch Barren, die nicht felten völlige Hafenlofigkeit mander Küften- 
freden, vor allem aber die überaus ungänftigen Mimatifchen Verhältniſſe in den 
iberwiegendften heilen ver Küfte hinderten ftets die Erlangung einer genaueren 
ennmig des Kontinents. War auch 3. B. bie Wefttüfte Nordafrika's feit ven 
Entvedungen ver lataloniſchen Seefahrer im 14. und denen ber Portugiefen im 
15, Jahrhundert fortwährend der Zielpunkt eines lebhaften Handelsverkehrs Seitens 
er feefahrenden europäifhen Nationen gewefen, fo war doch deren wahre Lage 
bit zum Schluffe des vorigen Jahrhunderts noch fo unbelannt in Europa geblieben, 
deh erft im Jahre 1798 die Küftenunterfuhung des Kapitän Prince mit bem 
Dfiindienfahrer Charlotte nachzuweiſen vermochte, daß man bie Lage verfelben auf 
len Karten falfch verzeichnet, und daß felbft einer der größten Erdkundigen aller 
Zeiten, der berühmte d’Anville, in Bezug auf diefelbe ganz trrige Borftellungen 
— * hatte, Prince ermittelte nämlich zuerſt, daß die Küfte vom Kap bes grünen 

ebirges fübmwärts bis Guinea eine um mehrere Grave weſtlichere Tage babe, 
md daß umgelehrt der Küftenrand unter dem Aequator einige Grade nad Often 
mädgeihoben werden müſſe. Dadurch erft erhielt man über die Breite des Kon- 
nents in dieſen Gegenden richtigere Aufichläffe. Wenige Jahre fpäter ergaben 

uhungen an den beiden großen Rändern Südafrika's Achnlihes, indem 
Tudey an der Weſtküſte darthat, daß dieſelbe um einen vollen Grab zu 
weit nach Weiten gerüdt worden war, und aus anderen zuverläffigen älteren 
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Daten, bie von neueren Forſchungen beftätigt wurben, erſah man, daß durch bie 
Karten noch im Beginn dieſes Jahrhunderts die Oftküfte fälfchlih um eben fo 
viel nad) Oſten gelegt war, fo daß aud bier die angenommene Breite ganz anders 
wurde. Aber erft durch die großartige kritifhe Unterfuhungserpebition der Kapitäne 
Owen, Boteler und Vidal längs dem Weft-, Süd- und Oftrande des Kontinents, 
bes Kapitän Smyth am Norbrande, endlich des Kapitän Morrifon im rotben 
Meere wurde die wahre Lage der ganzen Küftenlinie des Kontinent Afrikas feft- 
geftellt. Auf eine fpärliche Kenntniß der Länder am Meere beichränkte ſich über- 
haupt bis zum Ende bes vorigen Jahrhunderts alles, was man von dem großen 
Kontinent wußte, und noch vor etwa 30 Jahren mußten die unzufammenhängenven, 
veralteten und größtentheils unzuverläffigen Nahrichten der arabiſchen Geographen 
bes Mittelalters faft als unfere einzige Duelle für das Binnenland Nordafrika's 
bienen, ja wo dieſe und verließen, wie im Innern der fontinentalen Süphälfte, 
gab es nicht einmal leere Namen, womit man nad Willfür die Karten füllen konnte. 

Erft als e8 einigen muthigen britifchen Forſchern, namentlih Bruce, Brown 
und Mungo Park gelungen war, in das Innere Nordafrila's einzubringen und 
fihere Kunde barüber einzuziehen, wurbe die Bahn für die Erforfhung des Binnen- 
landes gebroden; ihnen folgte ſodann eine große Reihe muthiger Neifenden, vie 
größtentheils ihr Leben dabei verloren, fo daß bie Kenntniß aller Theile des Kon- 
tinents in dem Verlaufe der letten 50 Jahre größere Fortſchritte gemacht hat, als 
bisdahin im ganzen Verlaufe ver Geſchichte des Menſchengeſchlechts. In Folge der 
großartigen Reifen und Forfhungen der Engländer Tivingftone, Spele, Grant, 
Burton, der Deutfhen Barth, Vogel, Heuglin und vieler Andern verengt fi) auf 
ben Karten ber große leere Raum, ven biefelben im Innern Mittelafrita’s bisher 
zeigten ; immer mehr treten an bie Stelle unficherer Angaben bie erforſchten That- 
ſachen, wenn e8 auch nod lange Zeit dauern wird, bis wir eine genaue Kenntnif 
erlangt haben oder bis auch zur ein europäiſcher Neifender in die bisher noch 
undurchforſchten Gegenden gebrungen fein wird. 

Die überaus große, für alle Berhältniffe des Kontinents harakteriftiiche Ein- 
förmigfeit wiederholt fih nad der Küftenbildung in der Geftaltung der Oberfläche, 
indem die Norvhälfte zwijchen dem 16. und 32, Grad vom atlantifhen Meere 
bis zum arabiichen Meerbujen eine unermeßlihe Wüfte durchzieht, die in der Weft- 
hälfte ven Namen Sahara oder Yalat, im Dften den der libyfhen, ägyptifchen 
und nubifhen Wüften führt und fammt den eingefchloffenen Kulturftellen ein Areal 
von über 118,500 g. DQ.M. umfaßt, was den Flächeninhalt Deutſchlands 9—10 
mal, den des Mittelmeeres faft 3 mal übertrifft. Aehnlich erfüllt ven überwiegendften 
Theil der Südhälfte des Kontinents eine unermeflide, und, fo viel wir Kunde 
haben, meift zufammenhängende, von allen Seiten terraffenförmig auffteigende Hoch» 
fläche, bie, jelbft bis nörblih vom Wequator, etwa bis zum 600 N. B. zu reichen 
ſcheint, aber nur ftellenweife auf ber Dberflähe eine unfruchtbare Wüfte gleich 
ber norbafrifanifchen Tiefebene, größtentheils aber ein mit periodiſcher Grasvegetation 
bebedtes Savannenland ift, weldhes unermeßlihen Heerden von Antilopen, wilden 
Pferden, Eſeln, Efephanten und andern Bierfüßlern Nahrung gibt und zugleich 
die Eriftenz einer zahlreichen nomadiſchen, in ven fühlichften und öftlihen Gras— 
ebenen mit großen Ninnviehherben lebenden Bevölkerung möglich macht. 

Nur an ven Rändern diefer gewaltigen Hochfläche erſcheinen ftellenweife längere 
Gebirgszüge, von denen ber größt? längs dem Oftrande parallel den Küften 
bes indifchen Dceans läuft, während irn Innern nur einige vereinzelte Bergfetten 
und ebenfo ifolirte Berge, fo viel nu die allgemeine Einförmigfeit unter- 
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reiben. Dennoch find diefe fpärlihen Terrainerhebungen überaus wichtig, da fie 
durch ihre Höhe, die unter dem Aequator bis in die Region des ewigen Schnees 
reiht, die Bildung mehrerer großer Ströme veranlaft, wogegen bie Sahara inner» 
halb ihrer Grenzen feinem einzigen bedeutenden Fluſſe den Urfprung gibt, weil ihr 
mit jehr wenigen Ausnahmen folhe Erhebungen fehlen, und die etwa vorhandenen 
kinen bedeutenden Einfluß auf eine Bildung fließender Gewäfler auszuüben ver- 
mögen, weil fie ganz außerhalb des tropifhen Regengebliets ſich befinven. 

Zwifhen dem trodenen Tieflande im Norden und den Hochebenen im Süden 
legt endlich eine dritte ansgedehnte Binnenregion, die fih durch 40 Yängengrade, 
vom 12—520 O. L., erftredt und als ein breites, feuchtes und höchſt wafjerreicheg, 
im Beten durch den mittleren Lauf des weftlihen Nigerquellenftroms, weiter im 
Dften bis zum oberen Nil durh den zweiten großen Quellftrom des Niger, den 
Binue, dann durch eine Reihe von Seen und Sumpfftellen und endlich durch einen 
großen weftlichen Zufluß des Nils, den Keilak oder Gazellenfluß (Bahr el Ghazal) 
bezeichnetes Tiefland auftritt. Außer diefen drei großen natürlichen Abtheilungen 
mit vorherrfchender Ebenheit der Oberfläche befigt das fontinentale Afrika nächſt 
feinen Rändern nod einige ausgezeichnete Berglandſchaften; jo nähft dem Mittels 
meere die von den Ketten des Atlasgebirges erfüllte, etwa 17 Grabe lange, zwifchen 
dem atlantijhen Dcean und dem Golf von Sidra gelegene Berglandſchaft, melde 
den größten Theil Maroffo’s, Algeriens und Tunefiens erfüllt und gleich einer 
Snjel von allen Seiten fhroff auffteigt; dann im Weften vie Berglantidaften 
Ermegambiens, Guineas und des Zairelandes zwifchen dem 150 NL. und dem 
159 S. B., endlich im Often das Hodland von Xbelfinien. Ob im Innern des 
Rntinent? Gebirgszüge die weftlichen und öftlichen Gebirgslantfhaften in unmittel- 
bare Verbindung fegen und -fo das Tiefland des Niger von den ſüdafrikaniſchen 
Schflähen ununterbroden trennen, ift noch nicht genügend erforſcht, jedoch nicht 
nwahrfheinlich, weil die zahlreihen, aus Süden fommenven fließenden Gewäfler 
des Nigerlandes auf das VBorhanvenfein einer folden Gebirgszone in der Nähe des 
Lequators hinweifen. 

Afrika ift ziemlih reih an größeren Flüſſen, von denen nur fehr wenige 
eine Schiffahrt mit größeren Fahrzeugen bis tiefer in das Innere des Kontinents 
geftatten, wie es mit dem Nil und Niger, vielleicht auch mit dem Gabun und 
Jub (Dſchub) ver Fall ift; andere fünnen. nur in ihrem untern Lauf befahren 
werden, was bie Erfahrung bei dem Eenegal, Gambia, Pongo, Zaire oder Congo, 
Coanza und Zambefe ergeben hat, indem Stromfchnellen und Waflerfälle an den 
Anstrittsftellen dieſer Flüffe aus den Gebirgsländern in die Küſtenlandſchaften vie 
weitere Paffage hemmen. Einige ver breiteften und längften Ströme, namentlich der 
Garip oder Oranje Rivier find wegen ihrer geringen Tiefe überhaupt nit ſchiffbar. 

Diele größere afrikanische Flüſſe haben im Folge ver großen Meerftrömungen 
an ihren Mündungen Sandbarren, woburd ihre Zugänglichkeit und die Verbindung 
der Denölferungen des VBinnenlandes mit dem Meere in hohem Grade erſchwert 
wir. In dem Mangel folder Hinderniffe liegt natürlich der Grund, daß einzig 
ver Niger von ben Eingebornen zu einer ausgedehnten Flußſchiffahrt benugt werden 
ann. Bon den fließenden Gewäſſern des Kontinents find der Nil und der Niger 
die bedeutendſten und zugleih für die hieſige Kulturentwidelung bie wichtigften. 
Die Erforihung der Nilquellen gehört bekanntlich zu den größten geograpbiichen 
Entvedungen unferer Zeit. Angeregt durch die Erkunbigungen deutſcher Miffionäre 
Über ein Binnenmeer im Weften der Scneeberge Oſtafrika's unternahmen bie 
Engländer Burton und Spefe in ven Jahren 1857 und 1858 neue Reifen und 
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entbedten die großen Binnenfeen, den Tanganyila- und Ulereme-See, Auf einer 
weitern Reife fanden Speke und Grant im Jahre 1862 den Ausfluß ans dem 
Ulerewe-(Viltoria Nyanza-)See, die Einmündung dieſes Ausfluffes in den Luta 
Nzige-(Albert Nyanza-)See und fonftatirten die Iventität von dem Ausfluffe des 
legteren Sees mit dem weißen Nil. Hierdurch war im Wefentlihen bie große Frage 
über bie Quellen des Nils gelöst; es fteht jett fefl, daß er in Wahrheit aus 
großen Binnenfeen hervorfommt, in deren Nähe Berge mit fehneebevedten Häup- 
tern ſich erheben, wie Ptolemäus im 2. Jahrhundert unferer Zeitrehnung auf 
Karten angebeutet und mit Worten audgefprohen hatte. Jedoch find bie norb« 
weftlihen und fühmeftlichen Küften des Albert Nyanza-Sees, der nah Bakers An- 
gabe eine riefige Ausdehnung befigen muß, noch unerforſcht, und noch ift e8 unger 
wiß, ob er nicht dort einen oder mehrere große Zuflüffe aufnimmt, fo daß alfo 
bie Frage nad) dem Oberlaufe des weißen Nil in no unbefannte Regionen weit 
im Weften und Süden des Albert Nyanza verlegt werben wird. Der weiße Nil 
vereinigt fidh bei Charthum in Nubien mit dem zweiten großen Duellenftrom, dem 
blauen Nil, der in Abeffinten entfpringt. Der vereinigte Fluß durchſtrömt zunächſt 
das mittlere und untere Nubien und dann Wegypten, bis er ſich unterhalb Cairo 
in mehrere Aeſte theilt und fo das Mittelmeer erreiht. Bon ber legtgenannten 
Stabt bis zu der fünlichen Grenze Aegyptens bei Affufn ift der Nil für Dampfer 
und GSegelfahrzeuge zu jeder Jahreszeit ſchiffbar, von Aſſuan bis Dongola können 
dagegen wegen ber zahlreichen Stromfchnellen nur Fleinere Fahrzeuge und mit einiger 
Gefahr während mehrerer Monate bes Jahres den Strom hinaufgehen, von Don« 
gola bis Charthum iſt die Schiffahrt wieder leichter; und von Charthum geftattet 
enblih bie Breite und Tiefe des weißen Nils faft immer die Paſſage bis etwa 
zum 41/0 N.L., fo daß von Charthum aus ein ziemlich Iebhafter Handelsverkehr 
mittelft fortwährend ben Strom auf» und abfahrender Barken nach dem oberen 
weißen Nil flattfindet. 

Der Niger, nähft dem Mil der zweitgrößte und nicht minder merfwürbige 
Strom Afrika's, entfpringt ebenfalls in einer noch unerforfhten Gegend, wahr- 
heinli auf einem hohen Schneegebirge (Berg Kafla), etwa 50 Meilen NND. 
vom Kap Palmas, Seinen gewaltigften, weit hinauf ſchiſſbaren und ſchon mit 
europäifhen Dampfichiffen befahrenen Nebenfluß empfängt der Niger unter 7046’ 
N. Br.; es iſt dies ber fiher Über 160 Meilen lange Binue, der von Barth 
(1851) und Vogel (1854) entdeckt worben ift. Der Niger erreicht den atlantijchen 
Deean in mehreren Thellungen und mündet in der Biafrabat. 

Nah feiner Lage zwiſchen dem 379 N. 2, und dem 350 ©. L. hat Afrika unter 
allen Kontinenten das wärmfte Klima, indem fein anderer eine fo große zufammen- 
hängende Landmaſſe zu beiden Seiten des Aequators bis zu den beiden Wendekreiſen 
befigt. Wegen ber geringeren Erhebung des größten Theils von Norbafrita über 
den Meeresfpiegel ift die Temperatur vesfelben no höher als die der Süphälfte 
des Kontinents, ja fie erreicht ftellenmweife, namentlich in den nubifchen und ober- 
ägyptifhen Wüften wohl das Marimum, das man auf Erben Kennt. Milder und 
anmutbiger ergeben ſich die klimatiſchen Berhältniffe am Norbrande des Kontinents 
in den Berglandfhaften Marokko's, Algeriens und Tuneflens, dann am entgegen» 
gefegten Sübrande im Kap- und Kafferlande und in Natalien, im Weften in ven 
Dergregionen der Mandingos zwifhen dem oberen Senegal und Gambia, im Often 
auf den Hochebenen Abeffiniens. Bon den Infeln geniegen Madera, bie Azoren, 
Kanaren, Mauritius, Reunion und das Innere Madagaskars gleiche klimatiſche 
Borzlige, Nach der geographifhen Lage allein hätte Afrika keine falten Regionen, 
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aber bie bebentende Erhebung über dem Meeresfpiegel macht mehrere Regionen zu 
falten, wie es mit einigen Theilen des maroflanifhen Atlas und den abeffinifchen 
Iandihaften Samän und Lafta der Fall iſt. Wo die Temperatur gemäßigt ober 
heiß und zugleich troden erfcheint, ift das Klima gefund; ungefund wird e8 dagegen 
überall da, wo Hige und Feuchtigkeit ſich verbinden; kein anderer Kontinent hat 
für die menſchliche Konftitution jo viel verberblihe Lanpflähen und Küftenftricdhe 
als Aftila, und an dem unteren Lauf des Niger bleiben nicht einmal die Einge- 
bernen von den ſchädlichen Einflüffen des Klima frei. 

An Naturproduften ift Afrika fehr reih. In den nörblihften Theilen 
fimmt die Pflanzen- und Thierwelt, wenige Ausnahmen abgerechnet, wefentlich mit 
ver des füdlichen Europa überein; in den äußerſten Strihen im Süden ſchließt 
ich die Flora wieder an die auftralifche an, während die Thierwelt größtentheils 
ach die der heißen Regionen ft. Erft fünlih von der Sahara beginnt der eigen- 
hämlihe Charakter der tropifchen Flora und zwar mit fo bemerfenswerther Gleich“ 
frmigkeit, daß die Pflanzen zweier von einander entfernteften Regionen, ber tro« 
rihen Zone in Senegambien und Abeſſinien, in überrafhender Weife überein- 
fimmen. Aber mit dem Marimum ver Uppigfeit und des Formenreichthums 
entfaltet fih Die Flora erft in den überaus feuchten Regionen längs dem unteren 
aufe der großen Ströme zwifchen beiden Wenvekreifen, namentlich längs dem bes 
Niger, Gabun und Zambefe, während fie umgekehrt in den trodenen Regionen ber 
Sahara, der libyſchen, ägyptiſchen und nubifhen Wüſten, fo wie an beiden Seiten 
"sb Sarip im Namaqua- und Bufhmannlande das Ertrem der Dürftigkeit erreicht, 
R fredenweife hier fo völlig fehlt, daß das ganze Jahr hindurch nicht einmal ein 
grins Blatt zu fehen ift. Durch den ganzen Kontinent hängt überhaupt die Mög- 
ifkit einer Eriftenz organifher Wefen von einer periodifhen, natürlichen ober 
finflihen Befeuhtung des Bodens ab; wo eine folde fehlt, iſt der Boden bie 
grauenvollfte Wüfte, und nicht felten beginnt die Wüſte bei nur einigen Schritten 
Entfernung neben Landftrichen, in denen die Vegetation ihre höchſte Kraft entwidelt, 
wie es oft unmittelbar jenſeits der Ueberſchwemmungsgrenze des Nils der Fall ift. 

Für den eigenen Bebarf und den Handel nach Außen befigt der Kontinent 
ine Fülle vegetabilifher Produkte, die theils unmittelbare Erzeugniffe ver Natur, 
Bells Erzeugnifſe der Kultur find. So gehören zu jenen in den Wäldern ber 
Tropenzone zahlreiche Arten von Bau-, Tiſchler- und Farbehölzern, von denen an 
ver Weftfeite des Kontinents aus den Wäldern am untern Laufe ver großen lüffe, 
4 ®, des Melacuri bei Sierra Leone, des Cameron und Gabun, viel und in 
Reigender Menge ausgeführt wird, Palmöl, einer der wichtigften und nüglichften 
Handelsgegenftände des zwiſchen Apollonia und der Biafrabei liegenden Theiles 
ver Onineafüfte, verfchiedene Gummiforten in ven Wüften auf der Norbfeite des 
Senegal und in Korbofan, bie einen namhaften Hanvelsartifel für die franzöfifchen 
defigungen an jenem Fluſſe und für Aegypten abgeben, Kopal, in neuerer Zeit 
an überaus werthvoll geworbener Erportartifel für die Oftfeite Süpafrita’s, Kaffee 
in den Wäldern der Weftfeite am Rio Nuniez und auf der Weftfeite in ven Rändern 
ve Sala, endlich Senesblätter in Nubien. In Folge des nordamerikaniſchen Bürger- 
legs hat im Aegypten die Baummwollenkultur einen fehr bedeutenden Aufſchwung 
genommen, fo daß der Werth der Ausfuhr von Baummolle im Jahre 1864 auf 
74 Millionen Dollars geftiegen war. Trotz der bakb darauf eingetretenen Kriſis 
der Baumwollenbranche hat Aegypten doch dadurch einen bleibenden Kulturzweig 
behalten. — Die Zahl der für den größern überfeeifhen Verkehr wichtigen thie— 
tlgen und mineralifhen afrifanifhen Produkte ift nicht fehr beveutend; zu jenen 
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gehören Elfenbein, das Afrika zum großen Theil für ben Gebraud ber ganzen 
Erde liefert, nebft Cochenille (Insbefondere von ven kanarifhen Infeln), Rhinoceros- 
börner und Wolle (hauptjählih von ver englifhen Kapkolonie und Port Natal, 
bie 1865 für 1,748,410 Pfd. St. Wolle ausführten); zu biefen allein Gold und 
Silber. 

Die Höhe der Bevölkerung Afrika's iſt kaum annähernd zu beſtimmen. 
Die zu verſchiedenen Zeiten verſuchten, aber auf gar keinen zuverläſſigen Daten 
beruhenden Schätzungen ſchwanken zwiſchen 30 und 275 Millionen als Ertremen; 
in folge einer auf den beften Quellen beruhenden Zufammenftellung fommt Behm 
(Geographiſches Jahrbud 1866 ©. 87) zu der Zahl von 188 Millionen, ohne 
jeboch ſelbſt dieſem Refultat ein großes Gewicht beizulegen. Die Bevölkerung ift 
ſehr verſchieden vertheilt. Ein dicht bewohnter Gürtel zieht fih um den Bufen 
von Guinea, vom Senegal bis zum Kunene. Dieſer Gürtel nimmt in feinem nord⸗ 
weftlichen Theil den Raum zwijchen ver Sahara und der Küfte von Ober-Guinea 
ein, jhwillt dann in der Mitte bebeutend an, indem er ſich faft über die ganze 
Breite des Kontinents bis nach dem ägyptiihen Sudan und den Galla⸗Ländern 
erftredt, wird gegen Süden wieder bebeutend ſchmäler, fo daß er bie Region ber 
großen oftafrifantichen Seen nicht mit einfchließt, und endet am Kunene. Faſt alles 

and außerhalb biefes Gürtels ift äußerſt ſchwach bevölkert. 

Die ethnographifhen Berhältniffe find noch fehr wenig erforfht. Die zahl- 
reichfte Raſſe ift die der Neger, welche Gentralafrifa und zum großen Theil die 
im Weften und Oſten vorgelagerten Gebirge bewohnen. Sie machen wohl brei 
Biertel aller Bewohner Afrita’s ans und zerfallen in unzählige Abzweigungen und 
Schattirungen. Niht zu ihmen gehören aber die Sübdafrifa vom Aequator herab 
bewohnenven Kaffer- und Eongovölfer fammt ben an ber äußerſten Spige Afrika’s 
feßhaften Hottentotten, da Hautfarbe, Schäbelform und pfyhiihe Anlagen ganz 
verfchieden find. Ob Kaffern und Hottentotten einer Rafje angehören, ift noch 
zweifelhaft. — Zu der faufafifhen Raſſe gehören bie unter dem Namen ber 
Berbern befannte Bergbevölferung von Marokko und die Bevölkerung einiger 
Berglandſchaften des öftlihen Algeriens, die Kabylen; ferner das der Zahl nad 
fehr verminderte Volk der alten Aegypter ober der Kopten, fowie bie ältere Be— 
völferung von Abeffinien mit ihren verſchiedenen Gliedern. Eingewandert in bifto- 
rifher Zeit find die Araber in der ganzen Norphälfte des Erdtheils, Juben in 
Abeffinien und den Atlasländern, Türken an ven Mittelmeerfüften, Gliever der 
verfchievenen europäifhen Nationen, die an den Küftenländern Befigungen haben. 

In Bezug auf die Religion gehört der überwiegendſte Theil ver Bevölkerung 
dem Heidenthbume an; demnächſt ift der Islam am ftärkften verbreitet und nur ein 
fehr Heiner Theil der Bewohner kann als hriftlich gelten. Bon allen Theilen des 
Kontinents, wo vor Ensftehung des Islam das Chriftenthum die herrſchende Re— 
ligion war, erhielt fi dasſelbe allein in Abeffinien vorwaltend, indem in Aegypten 
nur ein geringer Theil der Bewohner, bie Kopten, der Religion feiner Vorfahren 
folgt. Aber in beiven Ländern ift von dem Wefen des Chriftentbums wenig übrig 
geblieben, und namentiich befteht es in Abelfinien allein in der Beobachtung zahl- 
reicher leerer Geremonien, gemengt mit einer Fülle abergläubifcher Vorftellungen 
jübifchen und heidniſchen Urfprungs. Ueberhaupt bat das Chriftentbum in neuerer 
Zeit in Afrika weit weniger —I— gemacht als der Islam, und nur im Kaplande 
faßte dasſelbe im Laufe dieſes Jahrhunderts unter den Eingebornen feſtern Fuß. 

Höchſt mannigfach ſind die politiſchen Verhältniſſe der einzelnen Landestheile, 
indem es bier faſt alle belannten Regierungsformen von der komplicirteſten euro— 
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paiſchen bis zu der einfachſten gibt, ja ſtellenweiſe Böller vorkommen, die wie bie 
er ganz ohne allen politifhen Verband zu leben feinen. Ein Theil 
bes Erbtheild gehört geordneten europälfhen Staaten an und befigt banad eine 
mehr oder minder nah europälfhen Muſter gebildete Verwaltung, fo gehören zu 
Großbritannien *) die Kapkolonie, britifh Kaffraria, Port Natal, die Infel Mau— 
ritius, die Sechellen, St. Helena und an ber Weftlüfte Sierra Leone (zufammen 
5950 D.M. mit cirfa 1,000,000 Einw.); zu Franfreih: Algerien (12,150 O.M. 
mit 486,272 Einw.), die Befigungen in Senegambien (in Folge der Erweiterungen 
in den Jahren 1864 bis 1866 4540 DM. mit 617,632 Einw.**), Infel Reunion 
DM. mit 193,258 Einw.); zu den Nieverlanden: Kolonieen an der Öuinea- 
füfle (500 Q. M. mit 120,000 Einw.); zu Portugal: Befigungen in Senegambien, 
an der Süpmweftfüfte u. f. w. (nah neuern Schägungen 26,485 Q. M. mit cirka 
9,160,000 Einw.). Abweihend von den Zuftänden diefer Kolonieen find die Ver- 
hältniffe der als Theile des türkifchen Neiches geltenden großen afrifanifhen Länder 
Legypten (fiehe Art. Aegypten), Tripoli und Zunefien (ſiehe Art. Türkei), — Die 
übrige Bevölkerung des Kontinents ift meift in eine Anzahl Meiner Staaten ober 
Stämme unter eignen Häuptlingen getheilt, die entweber, wie bei ben nördlichen 
Koffern, den Galla und den Bergbewohnern Senegambiens, ſelbſtändig find oder, 
wie bei den ſüdlichen Kaffern, unter einem Oberhanpte ftehen, das bei Handlungen, 
welhe für das ganze Volk Intereffe haben, die Meinung ber Häuptlinge einziehen 
muß, fonft aber wenig beſchränkt ift. Größere Reiche unter einheimischen Herrfchern 
find in Afrika verhältnigmäßig wenige, wie Marollo, Abeffinien (wenigftens bis 
ver Aurzem), Dahome in dem weftlihen Suban mit 188 D.M. und 150,000 
&um., befonvers aber bie erft in neuerer Zeit durch Barth und Vogel befannter 
gewordenen Negerftaaten des Binnenlands von Norbafrifa, das unter dem Namen 
Sudan zufammengefaßt wird und von der Sahara bis an den Aequator reicht 
und etwa zwiſchen dem 100 und dem 500 weftlicher Ränge liegt. Die Größe dieſer 
mobammedanifchen Reihe wird auf 29,680 D.M. mit 38,800,000 Einw. geſchätzt. 
Am mächtigften fcheint das Reich Sokoto, das mit dem abhängigen Adamaua 
7%0 D,M. umfaflen und 12 Mill. Einw. haben foll, zu fein. Berner gehören 
bazu die Reiche Darfur (5000 DM. mit 5 Mill. Einw.), Wadai (4720 DM. 
nit 5 Mil. Einw.), Bornu (2420 O.M. mit 5 Mill. Einw.) u. a. Die Herr- 
Ihaft in viefen Staaten führen die Fulbe (d. h. gelb over braun), bei ven Arabern 
dellan genannt. Sie ftammen vom obern Senegal und feinen ein bemerfens- 
werthes Mittelglied der weißen und ätbiopifhen Raſſe des Kontinents zu fein, 
indem fie in der Bildung ver Nafe, der hellen Farbe, dem glatten und langen 
Haar fih von den Übrigen Negern fehr bedeutend auszeichnen. Merkwürdig ift auch 
Vie Rafteneintheilung unter ihnen; einzelne Stämme over Abtheilungen haben ein 
Monopol als Kaufleute, Tifchler, Weber, Schneider u. f. w. Der Fürft ift meift 
befhränft durch eine mächtige Ariftofratie; an den Höfen herrſcht firenges Hof- 
eeremoniell. Die einzelnen Staaten find aber faft fortwährend in wechſelvollem 
Krieg mit einander begriffen. 
Auger den monardifhen Staaten befigt Afrika eine Heine Anzahl republi= 
laniſcher. Dergleihen befinden ſich beſonders in den weftlihen Theilen Nordafrika's 
ei den maroffanifhen Berbern, den Mandingos, Fulahs und den fogenannten 





*) Siehe die einzelnen Staaten Großbritanniens u. ſ. w. 
**) Zn Folge des Vertrags vom 14. Januar 1868 unterwarf fich wieder ein bedeutendes 
A Frankreichs, fo daß jept feine Herrichaft vom Gabun bis zum Fernand 
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Krumen, dann im Oſten bei den Galla. Größere Republiken nach nordamerikaniſchem 
Mufter hat Afrifa drei, wovon tie Repuklif Liberia durch befreite Negerfllaven aus 
den Bereinigten Staaten im Jahre 1821 gegründet wurbe (fiehe den Art. Neger 
und Negerftaaten). Die beiden andern Republiken gehören dem Innern Süpafrifa’s 
an und wurden in ben Ländern der Betſchuanen durch aus dem Kaplande ausge 
wanderte Bauern von holländifcher Abkunft errichtet. Diefe, die fogenannten Börs, 
hatten nad längern Kämpfen mit der englifchen Regierung ihre Wohnfige in ven 
nordöſtlichen Diftriften der Kapkolonie verlaffen und im Jahre 1848 jenfeits bes 
Fluffes Baal die transvaalifhe Republif gegründet. Das Gebiet, das nirgends das 
Meer berührt, umfaßt 3480 DM. mit 120,000 Einw., wovon 30,000 Neger. 
Die Verfaffung ift rein demokratiſch; ein Volksrath aus 60 Abgeorbneten beſchließt 
und ein von ihm ernannter Oeneralgouverneur hat die Erefution und die Anführung 
im Kriege. Der Hauptort Potfchefftroom hat 700 Einw. Nahdem im Jahre 1853 
die Engländer auch alle Anfprüde auf den Diftrift des Drangefluffes aufgegeben 
hatten, würde von den Börs der Drangeflußfreiftaat organifirt mit 1600 D.M. 
und 50,000 Einw. (darunter etwa 35,000 Neger). Das Land ift in 4 Diftrikte 
eingetheilt. Hauptftabt des Staates ift Blömfontein mit 200 Häufern. 

Da die europälfhen Kolonieen und vie türkifhen Tributärländer bei den 
betreffenden Staaten zu befprehen fein werben, fo haben wir hier nur noch von 
Marolko und Abeffinien zu handeln. 

I. Das Reid von Maroffo (Sultanat Mogrib ul Alfa, d. 5. der äußerfte 
Weſten) ift der norbweftlichfte Theil des Kontinents und umfaßt 12,210 D.M,, 
aber bei dem Berfall der mareffanifhen Macht mag ihr wenig über ein Drittel 
mehr als nur nominell unterworfen fein. Der Atlas, der bier feinen höchften 
Gipfel, den 10,700 Fuß hohen Miltfin hat, vurdzieht das Land von Südweſten 
nah Nordoften, nad beiden Seiten Seitenarme ausſendend, die an ber Küfte viele 
Borgebirge bilden. Zunähft am Meere ift der maroffanifhe Rif, ein 8 Meilen 
breites Gebirg, das die Höhe von 3000° nicht viel überfteigt. Zwiſchen Rif und 
Atlas Itegt ein langer, fruchtbarer Landſtrich, der in Terraffen auffteigt, In ihm 
liegen die meiften größern Städte des Reihe, Uſchda, Taza, Fez, Maroflo. Der 
Atlas ift ein fehr rauhes, unmegfämes Gebirg, das nad) ber maroffanifhen Sahara 
bin raſch abfällt. — Das Klima des Landes ift eines der ſchönſten und gefun- 
deften auf Erben, ver Boden fruchtbar. 

Die Zahl der Bevölkerung wird fehr verfchieden angegeben, Die hohen Be- 
fliimmungen von 141/, oder 81), Mill. feinen falfh zu fein; die Angabe von 
2,750,000 Einw. der Wahrheit näher zu fommen. Sie zerfällt in vie Berber, 
d. h. die noch wenig vermiſchten Reſte der alten Urbevölferung, vie Mauren, d. h. 
bie mit Eingebornen gemifchten Araber, die meift in ven Städten wohnen, ferner 
die reinen Araber, die Aderbau und Viehzucht treiben, die Neger und die Juden. 
Europäer werben nur in einigen Seeftäbten zu längerm Aufenthalt gebulvet. — 
Die größten Stäpte find Marokko (angeblih mit 100,000 Einw.), Fez, Tetuan, 
Tanger u. f. w. Die Angaben ihrer Einwohnerzahl find alle unzuverläffig. — 
Aderbau und Viehzucht find die Hauptbefchäftigungen der Bevölkerung. Der Außen» 
handel geht nach drei Richtungen: Erftens der nad) Europa über bie Häfen Tanger, 
Sale und Mogabor. Der Handel ift durd die Zollbeläftigungen fehr erſchwert. Der 
Zollfag hängt von der Laune des Sultans ab und ift faft in jedem Hafen ver- 
ſchieden. Zweitens gehen Karawanen von 16—20,000 Kameelen meift von Fez 
aus nad dem Sudan. Soldier Karamwanen gehen 6 in jevem Jahre ab und für 
1 Million nad dem Sudan geführter Waaren bringen fie etwa für 10 Millionen 


Afrika, 45 


Baaren zurüd. Drittens ber Handel mit der Levante, der früher faft einzig an 
bie große Pilgerfaravane nah Mefla gebunden war, wird feit der Eroberung 
Agiers durch die Franzoſen immer mehr Seehandel. 

Die Berfafjung ift unumfchräntt deſpotiſch. Der Sheriff Sultan ift zugleich 
Oberhaupt der Kirche. Ohne Erftgeburtsreht vererbt fih das Reich in männlider 
Linie, daher verheeren faft bei jedem Regierungswechſel Bruderfriege das Land, 
Dem Sultan fteht eine Art Staatsrath (Enpfchelle) zur Seite und ein Bezir beforgt die 
Geſchäfte mit den fremden Konfuln. Der Koran ift einziges Gefegbuh und viermal 
in ver Woche ertheilt der Sultan zu Pferde, um Recht zu fpreden, öffentliche 
Audienzen, wobei Niemand ohne Geſchenle erjcheinen darf. Heer und Seeweſen, 
das früher bedeutend war, find jegt gänzlich heruntergelommen; der Sultan hat 
zur noch wenige unbedeutende Schiffe. — Die jegige Dynaftie der Aliden oder 
Hofeini gelangte um die Mitte des 17. Jahrhunderts zur Herrſchaft. Unter ihren 
Bliedern zeichnete ſich Mulei Ismael (1672—1727) dadurch aus, daß er den 
Spaniern Tanger und El-Arifh abnahm und daß er im Innern mit der größten 
Sraufamkeit und Wolluft wüthete. Der jegige Herriher Sidi Mohammed gelangte 
1859 nicht ohne Widerfpruh auf den Thron. — In der politifhen Stellung 
Rarokko's zu den europäifhen Seemächten ift im Laufe des 19. Jahrhunderts 
eine wefentliche Aenderung eingetreten. Seit 1817 gibt e8 feine Chriftenftlaven 
mehr im Lande und im demfelben Jahre hörte bie Seeräuberei von Seiten bes 
Sultans wie feiner Unterthanen auf. Die Eroberung Algiers durch bie Franzofen 
md die Aufmwiegelung ber maroklaniſchen Bolfsftämme durch Abd⸗el⸗Kader, der 
zG feiner Niederlage fih auf das maroffanifche Gebiet zurüdzog, brachte in ben 
rierziger Jahren Maroklo mit Sranfreih in Konflitt, der Ende Mai 1844 in 
einen förmlichen Krieg ausbrach. Nach der völligen Niederlage des großen Heeres 
% Sultans bei dem Fluſſe Isly (14. Auguft) wurde ber Friede am 10. Sep— 
tember 1844 geſchloſſen. Mehrere fpätere Konflikte mit Frankreich endeten damit, 
dej der Sultan ſich nachgiebig erwies und die verlangte Genugthuung leiftete. 
Ebenfo wenig glüdlih wie gegen Franfreih war Maroffo gegen Spanien. In 
dolge von Feindfeligkeiten, welche die Maroffaner gegen die fpanifche Befigung 
Ceuta (gegenüber dem nur 121/, Meilen entfernten Gibraltar), verübten, ver 
langte Spanien (Auguft 1859) Genugthuung, und als dieſe nicht gewährt wurde, 
führte Spanien eine Armee von 44,740 Mann mit 78 Kanonen unter dem Dar« 
Hall D’donnel hinüber. Nach mehreren Schlachten, insbefondere nad dem Gieg 
vom 31. Januar 1860 zogen die Spanier in Tetuan ein, und nachdem nod 
mehrere Gefechte zu ihren Gunſten ausgefallen waren, fanden fie fi am 25. März 
1860 bewogen, den Frieden, um ben Marollo bat, anzunehmen, Die Eiferfucht 
Englands, der Ausbruch der Cholera und zulegt die Ausfiht auf einen doch nur 
geringen Gewinn bei großem Aufwand von Menfhen und Gelbmitteln gewann 
dad Uebergewicht über die weitausfehenden Pläne und bie Begeifterung, mit denen 
Spanien den Krieg begonnen hatte. — 

U. beffinien (von Häbefh, Mifchlinge, herftammend) war einft ein großes 
und mächtiges unter einem einzigen Herrſcher vereinigtes Land, das fi mit vor« 
hertſchend Hriftlicher Bevölkerung vom 16 N. Br. im äußerften Norboften und 
dem 130 in NW., fünlich bis etwa zum 119 im Süboften und 79 im Südweſten, 
fowie muthmaßlich von dem äußerſten öftlichen Punkte der Küfte des rothen Meeres 
dis ungefähr zum 530 O. 2, erſtredte. Das heutige Abeffinien von dem 129 bis 
m 160 RN, Br. und von 370 bis 409 O. 8, nimmt einen Flächenraum von 
1450 D.M, ein, Es bildet ein Hochland von fehr eigenthümlicher Beſchaffenheit. 
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Tiefe Einfhnitte trennen die einzelnen Plateautheile und laſſen fie als gefonberte, 
oft unzugängliche, in ihrem Nivean verſchiedene Felfeninfeln erfcheinen. Doc follen 
fih nur an wenigen Stellen die Höhen über die Schneelinie erheben, namentlich 
auf dem Samängebirge, deſſen höchſte Gipfel über 13,000 Fuß fteigen. Viele 
biefer Höhen find vulfanifhen Urfprungs; aud hat 1861 in der Nähe von Ev 
(14 N, Br.) eine vulfanifhe Eruption ftattgefunden. Die Hauptgewäfler des 
Landes gehören dem Nilgebiet an, während nur zwei größere Flüffe fih in das 
rothe Meer ergießen. In Bezug auf das Klima unterfheidet man je nad der 
Bodenhöhe drei verfchievene Regionen, das Nieverland oder die Kollas mit mitt- 
lerer Wärme und reicher Vegetation; die Mittelregion oder Waina-Degas mit 
einem Hochlandklima; das Land ift für den Landbau trefflid geeignet und dicht 
bewohnt; und das Hochland, die Degas von 9000 Fuß an, arm an Holzbeftand, 
aber reih an Klee und Grasweiden. Die Regenzeiten find nad ben verfchiedenen 
Regionen verfchienen auf die Monate des Jahres vertheilt. 

Die Bevölkerung, die fogenannten Yethiopen, wird auf 3 Millionen gefhägt. 
Sie find durchaus niht ein Völkerſtamm, fondern ein Gemiſch von Völkern, deren 
Kolonieen fih auf dem Heinen, aber von der Natur begünftigtem Raum zuſammen⸗ 
gevrängt haben und dur Klima und Geſchichte fi äußerlich ähnlich geworben 
find. Den Hauptftamm bilden die Abeffinier, wahrſcheinlich femitifhen Urfprungs 
mit brauner Hautfarbe und ſemitiſcher Sprade, dem fog. Tigre oder Chaffa (einer 
Toter der Geesiprade.) Im Süden und Weften wohnen die alla, die „No— 
maben”; im Norben die Kunäma, bie fi durch Sprache und Abftammung von 
den Abeffiniern unterſcheiden. Im Norden wohnen aud zahlreiche Juden, Falaſche, 
d. 5. die Vertriebenen, genannt. Ihre Zahl wird auf 1/, Million gefhägt. — 
Die abeffinifhen EChriften find Monophyfiten. An der Spige ber Kirche fteht ein 
koptiſcher Erzbiſchof (Abuna, Bater). Die Geiftlichkeit ift zahlreih, aber unwiſſend 
und lafterhaft. Die Religion ift indeg nur dem Namen nah chriſtlich und bildet 
ein wüſtes Aggregat von leeren Ceremonien und den abfurveften Lehrfägen. Viel» 
fach ift die Polygamie geftattet. Mohammedaner waren bis vor Kurzem felten, 
bob drang ber Islam mit Macht vor und feit 1830 waren viele Stämme zu 
ner! übergetreten, bis im Jahre 1864 König Theodor den Islam ans feinem Reich 
verbannte. 

Abeſſinien ift ein uraltes Königreih, das in ben erften chriftlihen Jahrhun— 
berten fi) zu bedeutender Macht erhoben hatte, jo daß es felbft Eroberungen in 
Arabien mahte. Gegen das Jahr 1500 haben kirchliche und politifche Streitig- 
keiten von Innen, Angriffe ver Gallas von aufen das Land zerrüttet. Der Ober» 
fönig (Negus) Seltem-Geghed machte 1626 den Verſuch, ſich von dem koptiſchen 
Patriarhen in Alerandrien Ioszufagen und fih !irhlih an Rom anzufchließen. 
Allein ſchon 1634 mußte die Seibftändigfeit der abeffinifchen Kirche wieder her— 
geftellt werben, Dieſer gefcheiterte Verſuch führte zu größerm Sinken bes könig- 
lichen Anfehens. Acht Gebiete machten ſich zu felbftändigen Reihen und der Negus 
war nur ein Schattenkönig, an deſſen Stelle ein Bezir, Ras, die Regierung führte. 
Seit der Mitte dieſes Jahrhunderts fhien ein Umfhwung einzutreten. Kaffe, um 
1818 geboren, war der Sohn bes Herrſchers der Provinz Kuara und hatte fich 
berfelben 1852 bemädhtigt und felbftändig gemacht. Bon hier aus eroberte er bie 
Reihe von Zigre und Schoa (1854 und 1855) und ließ fih vom abeſſiniſchen 
Patriarhen zum Negus krönen. Als folder nahm er den Namen Theovorus IL, 
anfnüpfend an alte VBolfsfagen, nady denen ein Negus Theodor das alte abeffinifche 
Reid in feinem Glanz berftellen follte. Nun griff er immer weiter um ſich. 1857 
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eroberte er Lafta, 1860 Hamafen und das Land ber Wollo-Galla. 1861 und 
1862 wußte er inneren Aufftänden und Anforderungen des Bicelönigs von Aegypten 
mit Energie und Glück zu begegnen. Dadurch war er auf dem Gipfel feiner Macht 
angelangt. Er war jedenfalls eine höchſt merkwürdige Erfcheinung. Obgleich in 
feinem perfönlihen Wefen und Charakter durchaus ein Halbbarbar, mit großem 
Hang zur Grauſamkeit, faßte er doch den großartigen Plan, ein feftes abeffinijches 
Reich zu grünten, die Küften des rothen Meeres wieder zu gewinnen und euro« 
päifche Kultur einzuführen. Er rief Künftler und Handwerker herbei und fuchte in 
mannigfaher Weife den Boden. für die Civilifation zugänglich und fruchtbar zu 
machen. freilich fam er felbft niemald aus barbarifhen Sitten und Anfhaunngen 
berand. Nachdem er Anfangs die Polygamie verboten, hatte er felbft 6 Frauen 
genommen. Neben einzelnen Zügen von Wohlwollen und Gutmüthigfeit zeigt er 
tech meift eine wilde Graufamfeit. Hinrihtungen verbädtiger oder mißliebiger ‘Per- 
ſenen, Abhauen von Händen und Füßen der Kriegsgefangenen, Preisgeben ganzer 
Provinzen an feine zudtlofen Truppen, wenn die Statthalter fih ein Vergehen 
hatten zu Schulden fommen laffen, Niederbrennen von Dörfern auf feindlihem 
Gebiete kamen häufig genug vor. Nachdem er fi ſchon früher gegen englifche 
Riifionäre Gewaltthätigkeiten erlaubt hatte, ließ er 1863 ven engliichen Konful 
Gameron gefangen nehmen und in Feſſeln fhlagen. Als alle Forderungen Eng- 
lands um Befreiung des Konfuld und um Genugthuung abgewiefen wurden und 
vie englifche Yangmuth endlich erfhöpft war, wurde am 20. Yuguft 1867 be» 
ſchleſſen, eine Erpevition nad) Abeffinien zu fhiden. Im Oktober landete das Heer 
an der Ansley Bay fünlih von Maffowah. Es beftand zum größten Theil aus 
Trappen der Armeen von Indien und hatte eine Stärke von 12,000 Mann, von 
denen 4000 Europäer waren. Der Troß war 8000 Mann ftarl, Nah einem 
jeher beſchwerlichen Marſch erreihte der Oberbefehlshaber, General Sir Robert 
Rapier (jetzt Lord Napier of Magdala) die Bergfeftung Magdala, wohin fich 
Theodor zurldgezogen hatte. Nachdem am 10. April 1868 vor der Stadt Theodor 
eine entſcheidende Niederlage erlitten, fandte er die gefangenen Europäer in bas 
britifche Lager und bat um Unterhandlungen. Napier verlangte jedoch bevingungslofe 
Unterwerfung, und als ſich Theodor hierzu nicht verftand, wurde am 13. April Mag- 
tala erftürmt. Den König fand man erjhoffen; er hatte offenbar ſich jelbft getöntet. 
Schon am 18. April begann der Rüdzug des englifchen Heeres. Der Erfolg der Erpe- 
dition genägte ber englifchen Bolitif; zur Gründung einer dauernden Herrfhaft in 
jenen wichtigen Gebieten konnte fih Großbritannien nicht entfchließen. Das Land blieb 
den einheimifchen Häuptlingen und ihren Fehden und Berwüftungen überlaffen. 
Literatur. Ritter Allgemeine vergleihende Geographie I. Theil 2. Aufl. 
1822. Wappäus Handbud der Geographie und Statiſtik Bd. II, 2. Aufl. 1866. 
Betermann u. Haffenftein Inner Afrita, Gotha 1863 (II. Ergänzungsband zu 
Petermanns Mittheilungen). Barth Reifen u. Entvedungen in Nord⸗ n. Eentral« 
afrila, 5 Bände, 1857. Munzinger Oftafrifanifhe Stubien. Schaffhaufen 1864. 


Speke, die Entvedungen der Nilquellen, 2 Bände, Leipzig 1864. 
Mit Benugung bes Artikels von Gumprecht. 


Akademie. 


Der Name erinnert an bie philoſophiſche Schule Platons zu Athen; das 
Inftitut gehört dem wiffenfhaftlihen Leben ver neuern Zeit an. In der Zeit ver 
Renaifjance find zuerft in Italien zahlreihe freie Alademieen entftanden, h. d. 
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Privatvereine von Meiftern und Freunden der Wiffenfhaft und Kunft, fo bie 
platonifhe zu Florenz von Cosmo Medici 1439 gegründet, die philo- 
logifche zu Benedig 1495, die antiquarifde zu Rom 1496, bie natur— 
wiffenfhaftlide zu Neapel 1560, vie A. della Crusca in $lorenz 1582 
für die Reinigung der Sprade. Später erſt wurden von Staats wegen Ala- 
bemieen errichtet, ald öffentlihe Kulturanftalten. In Paris wandelte ver 
Karbinal Richelteu die zuvor freie A. für Vervollkoumnung der franzöfiihen Sprache 
und Literatur in eine nationale Anftalt unter feinem Proteltorate um. Nad feinem 
Tode übernahmen die Könige das Proteltorat der „Franzöfifhen A.“ Grün- 
bungsbelfret von 1635. Diefer erften ftaatlichen Akademie wurbe 1663 von Eolbert 
bie acad&mie des inscriptions et des belles lettres hinzugefügt, deren Aufficht 
bie äffentlihen Denkmäler überwiefen wurten und für die Naturwiffenfhaften wurbe 
bie academie des sciences (exactes) nad dem Borbild ver Londoner U. für 
bie mathematifhen und phyſikaliſchen Wiſſenſchaften errichtet 1666. Ludwig XIV. 
gab beiden Anftalter 1693 eine dauernde Organifation und gründete eine neue 
U. für die ſchönen Künfte. Die U. der moralifhen und politiſchen Wiffenfchaften 
wurbe während ber franzöfifhen Revolution gegründet, von dem erften Konful 
Napoleon ald unbequem aufgehoben und 1832 auf Guizot's Vortrag durch König 
Ludwig Philipp wieder hergeftellt. 

Erft mit ber franzöfifhen Revolution beginnen die Verſuche, die zuvor ver- 
einzelten und allmählig entftandenen Afavemieen zu Einem Ganzen zu vereinigen. 
Die eerfaflung von 1796 Tit. X Art. 298 beftimmte: „Es wird für vie ganze 
Republif ein Nationalinftitut gebilbet, um bie Entdedungen zu ſammeln und 
die Künfte und Wiffenfchaften zu vervolllommnen." Dasfelbe wurde durch das Ge- 
ſetz vom 25. Dftober 1796 in brei Klaffen getheilt: 1),Phyfifhe und mathe- 
matiſche Wiffenfhaften, mit zehn Sektionen, 2) moralifhe und politiſche 
Wiſſenſchaften mit fehs Sektionen, 3) Literatur und ſchöne Känfte mit 
acht Sektionen. Napoleon I. theilte das kaiſerliche Inftitut in vier Klaflen: 
1) Phyfitalifhe und mathematifhe Wiflenfhaften, 2) franzöſiſche 
Sprade und Literatur, 3) Geſchichte und alte Fiteratur, A)fhöne 
Künfte. Nah der Reftauraticn des Königthung wurden bie alten Namen wieder 
aufgefrifht, und neuerdings fünf Afademieen bergeftellt: 1) Franzöſiſche Akademie, 
2) Akademie der Infhriften und der ſchönen Literatur, 3) Alademie der (Natur-) 
Wiſſenſchaften, 4) Akademie der ſchönen Künfte, 5) Akademie der moralifchen und 
politiihen Wiffenfhaften. Aber fie blieben doch Ein großes der Wiffenfhaft und 
Kunft dienendes Nationalinftitut. Die Akademiker erhalten eine geringe Beſoldung 
vom Staate und bie Anftalt ift reich ausgeftattet. 

Obwohl die deutſche Nation in unferer Zeit auf dem Gebiete ver Wifjen- 
[haft den erften Rang einzunehmen befähigt ift, fo muß doch zugeftanden werben, 
daß die Berliner Alademie (geftiftet von König Friedrich I. 1700 nad dem 
Vorſchlag von Leibnig) und noch mehr bie Göttinger (feit 1750), die Münchner 
(jeit 1759) und die Wiener (feit 1652) an wiffenfhaftliher Bebentung und an 
Wirkſamkeit weit hinter der Parifer Akademie zurüdftehen. Wenngleih in ber 
Wiſſenſchaft und der Literatur die Deutſchen ihrer nationalen Einheit mehr bewußt 
geworben find als in der Politik, fo bat bie politifhe und zum Theil auch bie 
tonfefflonelle Spaltung doch bisher die organiſche Einigung der vorhandenen reihen 
Geiftesträfte behindert. In der Bereinzelung und ber bamit nothwendig verbundenen 
Miſchung mit unzureigenden Elementen und Schwächung der Hülfsmittel lönnen 
diefe Landesalademieen nicht zu voller Entwidelung gelangen. Auch eine große 


Akademie. 49 


Ration lann doch nur Eine ihrem wiſſenſchaftlichen Geifte und Streben adäquate 
Gefammtalademie bervorbringen; denn ihr Geift felbft ift Einer, In diefer 
wichtigen Beziehung haben felbt Spanien und Rußland, fo wenig ſich ihr 
wiffenfchaftliches Leben mit dem der Deutſchen meſſen kann, einen beneidenswerthen 
Borzug vor Deutfchland. Über aud das freie England ift in diefer Richtung 
jwrädgeblieben, nicht zwar, weil es an einer Hauptftabt fehlte, in welcher ſich bie 
Spigen der Wiſſenſchaft zur Einheit zufanmenfafjen ließen, fondern weil der wiffen- 
ſhaftliche Geift Englands fi noch nicht zu einer univerfellen Weltanfhanung er- 
heben hat. Die Halusmtiteefaanee fanden allerdings fchon feit 1660 in 
äiner Königlichen Societät ihre Einigung; aber die Wiffenfchaften des Geiftes blieben 
in der Zerfireuung. 

Die freien Alademieen fann ver Staat füglich fich felber überlaffen. Die 
Roatlihe A. dagegen ift eine Inftitution des Öffentlichen Rechts und beruht auf 
vr Pflege des Staats. Sie iſt die höchſte wiſſenſchaftliche Anftalt des 
Staats, weldhe die Spigen des wiljenfhaftlihen und künſtleriſchen Geiftesiebens 
ver Ration gleihfam zu einem geiftigen Senate verbindet, die Ehre und bie 
Autorität der freien Geiftesarbeit erhöht und für die Kulturfortfhritte 
der Ration fruchtbar macht. Die wirkliden Alademieen ftehen troß ihrer zahl« 
teichen und großen Berviente um das Geiftesieben hinter dieſem Ideal immer 
nd weit zurüd. 

Eine vollftändige Akademie läßt fi in folgende Abtheilungen gliedern: 

J. 4. ver Wiffenfhaften, und zwar A. Geifteswiffenfhaften, 
BRaturwiffenfhaften. 

I. A. ver ſchönen Literatur und ber bildenden Künfte. 

Zu A. Geifteswiffenjhaften reinen wir 1) Philofopbie, 
2) Bejhichte, 3) Spradmiffenfhaft, 4) Sociale und politifde 
Bifienfhaften. Wenn vie legtere Klaffe von Wiffenfhaften bisher nur ausnahms- 
weile bedacht war, fo fann der Grund dafür nicht in dem Irrthum gefunden 
werden, daß die Entwidlung des menfhlihen Gefammtlebens fein würdiger Gegen» 
Rand der wiffenfchaftlichen Thätigkeit fei, ſondern weit eher in der Scheu der 
kitenden Staatsmänner, die Autorität der Wiſſenſchaft in diefen Dingen anzu- 
alennen und zu verftärken. 

Ws B. Naturwiffenfhaften betradhten wir 1) Mathematik im 
weiteften Sinne, 2) Phyfit und Chemie, 3) Mepdicin. So weit die Mebicin 
wie die Jurisprudenz der Schule dienen zur Erziehung der Aerzte und Juriften, 
gehören fie micht in die Akademie. So weit fie aber die Wiffenfhaft des menſch⸗ 
len Körpers ift und feiner Wandlungen, hat fie Anfpruh auf einen Play darin, 

C. Die ſchöne Literatur ließe fih wohl nah Poefie und Profa theilen; 
indefien wird fie beffer die großen Schriftfteller der Nation in Einer erlauchten 
Geſellſchaft verbinden. | 

D. Als bildende Künfte haben hier eine Stelle 1) Ardhiteltur, 2) Sculp- 
tar, 3) Zeihnung und Malerei. 

Als beſondere ftaatlihe Aufgaben hauptjählih der A. ver Wiffenfhaften 
find zu erwähnen: | 

1) Sorgfältige Kenntnißnahme von den wiffenfhaftliden Arbeiten 
und Werten innerhalb der ganzen Nation, nicht bloß der Akademiker, und öffent» 
lide Berich terſtattung darüber. 

2) Borfhläge an die Staatsregierung, durch Auszeihnung ber 
Autoren ober Honorirung ihrer Werke, oder Unterftügung ihrer Arbeiten bie 
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wiſſenſchafrliche Thätigkeit zu ehren und zu fördern, Je nad Umftänden mag auch 
eine Mahnung over Warnung wohlbegründet fein, wenn Mängel und Schäden 
des wiflenihaftlihen Lebens wahrgenommen werden. Die U. kann feine Ent- 
bedungen maden, das ift Sache ver Individuen, nidt der Gefammtthätigkeit; aber 
fie fann durch ihre Kritik auf nöthige Forſchungen aufmerkſam mahen und durch 
ihre Breife over ihre Unterftügung zu Arbeiten anregen. | 

3) Ertheilung wifjenfhaftlider Gutachten und Rathſchläge je 
auf Berlangen ber Staatsbehörve. 

4) Förderung der Mittbeilung ber wifienfhaftlihen Refultate an das 
gebildete und bildungsbebürftige Publitum, fo weit die Kräfte der Privaten nicht 
ausreichen. Gründung von Anftalten für öffentlihe Borträge. Die Kirche 
tft in diefer Hinfiht feit Jahrhunderten fehr reih, der Staat und bie weltlide 
Wiſſenſchaft noch dürftig bedacht. Erft die Verbreitung der wiffenfhaftlih erfannten 
Wahrheiten und der überwundenen Irrthümer macht die Wiflenfhaft fruchtbar für 
das Leben ber Nation. 

5) Endlid Berbindung mit dem miffenfhaftlihen Leben der andern 
Kulturnationen. Die Wiffenfchaft in ver Fülle ihres Wefens ift nicht national, 
die höchften Wahrheiten find menschliche Wahrheiten. Den Zufammenhang 
in dem Geiftesieben der Menfhheit zu erhalten ift vie höchſte Aufgabe 
der Akademie. Binurfgit. 


Attiengefellfchaft, ſ. Geſellſchaft. 
Alemannen, ſ. deutſche Stämme, 
Algerien, ſ. Frankreich. 
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Allianz (alliance, league, fedus) iſt nach völlkerrechtlichem Sprachgebrauch 
das vorübergehende Bündniß zweier oder mehrerer Staaten zu beſtimmten Zwecken. 
Der casus ſcderis iſt ver Fall, für welchen im Allianzvertrag eine gemeinſchaft- 
liche Aktion in Ausſicht genommen, beziehungsweiſe gegenfeitige Hülfeleiſtung zuge⸗ 
ſagt iſt. Das Bündniß mehrerer Staaten zu kriegeriſchen Zwecken pflegt man 
ſpeciell als Koalition zu bezeichnen. 

Das Weſen der Allianz beſteht in der Stipulation der Vereinigung der 
Kräfte zweier Staaten zur Erreichung eines beſtimmten, völferrehtlih erlaubten 

weckes. 
Die Allianz ſtellt alſo die ganze Staatskraft der RER Theile 
zur Realtfirung eines gemeinfamen Zwedes zur gegenfeitigen Verfügung. 

Dadurch unterſcheidet fih die Allianz zunähft vom Freunpfhaftsver- 
trag, welder nur das Berhalten der den Bertrag fchliegenden Staaten zu ein- 
ander regulirt, aber von einer gemeinfamen Thätigkeit derfelben abfieht. 

Dadurch unterſcheidet fih die Allianz ferner von den fogenannten Kartells 
im Allgemeinen, fowie von ven Zoll- und Hanbelsbünpdniffen insbefondere, 
welche nur gemeinfame Orundfäge für beftimmt begrenzte Gebiete der Staatöthätig- 
keit auffegen und nur innerhalb biefer Gebiete eine gemeinfame Thätigleit ber ver- 
tragſchließenden Staaten ftipuliren. 

Dadurch unterfcheidet fih die Allianz enblih vom Subfipienvertrag, 
in welhem eine Summe Geldes zur Unterftügung der Friegerifhen Aktion eines 
andern Staates zugefagt wird, fowie von dem Verſprechen partieller Kriegs- 
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hülfe durch Einräumung gewiſſer befeftigter Pläge, durch Stellung eines Truppen- 
lorps u. ſ. w. 

Im Weſen der Allianz liegt eine beſchränlte Dauer. Die dauernde völfer- 
rechtliche Bereinigung mehrerer Staaten zu einer Art Geſammtmacht mit gewifien 
organiſchen Einrichtungen bezeichnen wir ald Konföderation oder Staaten- 
bund. Eine für lange Zeit gefchloffene Allianz würde, von dem Mangel gemein- 
jamer organifcher Einrichtungen abgejehen, dod immerhin mit dem Staaten— 
bunde eine weſentliche Berwandtſchaft haben, dagegen fih von dem Bundes— 
Raate ftets principiell unterfcheiden. Der Bunvesftaat vernichtet auf den der Gentral- 
gewalt vorbehaltenen Gebieten die Souveränetät der Einzelftaaten; die Allianz be 
ſchränkt die Souveränetät der alliirten Staaten nur Infoweit, als fie die Kraft 
verfelben für beftimmte Zwede und zu Erreihung gewiſſer Ziele mit einander ver- 
einigt. Die Stanten des norddeutſchen Bundes haben zu Gunften der Central» 
zewalt auf einen Theil ihrer Souveränetät verzichtet; die ſüddeutſchen Staaten 
un trotz der Schutz- und Trugbündniffe mit Preußen ihre Souveränetät bei- 
behalten. 

Die Allianz ift ein völferrehtliher Bertrag und deßhalb ift es heut zu 
Tage felbftverftändlich, daß nur zwiſchen Staaten Allianzen abgeſchloſſen werben 
"innen. Allianzen mit einzelnen Perfonen (Parteigängern) oder Korporationen, wie fie 
das Mittelalter tannte, find in unfern modernen Zuftänden ein Ding der Unmöglichkeit. 

Hingegen find jest Allianzen zwifchen allen Staaten möglich und von gleicher 
tindender Kraft, welche überhaupt im völferrechtlihen Verkehr mit einander ftehen, 
abgefehen von dem religiöfen Belenntniffe der Unterthanen verfelben. Niemand 
meifelt mehr an ber Gültigkeit oder Zuläffigkeit der Allianzen mit der Pforte, 
wie fih dies zulegt noch bei dem Krimmkriege auf's Deutlichfte erwiefen hat. 

Man findet häufig die Frage erörtert, ob es völferrechtlich geftattet fei, eine 
Allianz mit eimer rebelliihen Partei oder einem Ufurpator zu fliegen? Die Frage 
iſt aber in biefer Faſſung unrichtig geftellt. Ob es geftattet fei, derartige Unter: 
aehmungen zu unterftägen, haben wir bier nicht zu erörtern; was wir zu fonfta= 
tiren haben, ift nur, daß fo lange die Rebellen ober ber Ufurpator nicht als 
völferrehtliche Perſonen anerfannt find, eine Allianz mit ihnen undenkbar ift. Der 
mit ihnen etwa gefchloffene Vertrag eines auswärtigen Staates ift feinesfalls nad) 
den Grundſätzen über Allianzen zu beurtheilen. 

Die Allianz verpflichtet eventuell zu gemeinfamer Aktion der Alliirten gegen 
eine völferrechtlich anerfannte Perfönlichkeit. Deswegen ift der Vertrag, durch welche 
eine Regierung ber andern ihre Unterftügung zum Kampfe gegen veren rebellifche 
Unterthanen verfpriht, eben fo wenig ein Alliangvertrag, wie der Vertrag einer 
Regierung mit den rebelliihen Unterthanen eines andern Staates. Die Qualifilation 
eines derartigen Vertrages und die Frage nad) feiner Berechtigung gehören gleid- 
falls nicht Hierher. 

Beil aber die Souveränetät aller völferrechtlih anerkannten Staaten in thesi 
die gleiche iſt, fo ift es zweifellos, daß aud Staaten verſchiedener Größe 
Allianzen mit einander fliegen können, welche ganz nad) den allgemeinen Orund- 
fügen über ſolche Verträge zu beurtheilen find. Es iſt unrichtig, derlei Allianzen 
als ungleihe Allianzen zu bezeichnen. Immerhin wird fid) das Verhältniß 
eines ungleich ſchwächeren Alltirten zu feinem mächtigen — ——— in praxi 
nicht ganz auf dem Allianzniveau halten, ſondern zu einer Art Abhaängigkeitsver⸗ 

werben. Die Allianz Sarviniens mit ven Weftmächten bietet einen Beleg 
für diefe Behauptung, und damals war Cavour Minifter in Turin! — 
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Die Alltanz ift die Stipulation der Vereinigung der Kräfte zweier Staaten 
zur Realifirung eines gemeinfamen Rechtsanſpruchs derſelben. Ob der Anfprud, 
welchen die alliirten Staaten gemeinfam erheben, wirklich in den pofitiven Sagungen 
des Völkerrechts für begründet erfcheint, ift eine quæstio facti. Abfolut läßt fid 
nur im Vorhinein behaupten, daß eine Allianz zur Erftrebung eines Zieles, weldes 
als ein völferrechtlich verbrecherifches gilt, 3. B. zur Erftrebung einer Univerfalherr« 
ſchaft als völkerrechtswidrig erfcheint. 

Die Allianz ift die Vereinigung zweier Staaten zur Realifirung eines ge- 
meinfamen Rechtsanſpruchs derfelben. E8 kann nun denkbarer Weife ftipulirt fein, 
bie Realifirung viefes Rechtsanſpruchs nur durch frievlihe Mittel herbeizuführen. 
Ein folder Vertrag würde aber im Staatenverfehr etwa den gleihen Einbrud 
machen, wie im Privatverfehr ein Vertrag zweier Perfonen zur gemeinfamen Durch⸗ 
führung eines Rechtsanſpruchs gegen eine dritte — mit Ausihluß des Prozeß— 
weges. Und deshalb gibt es im Völkerverkehr feine abfolut friedlichen Allianzen. 
Der Unterfchied zwiſchen ven friedlichen und friegerifhen Allianzen befteht 
vielmehr darin, daß die legteren ben Kriegsfall ausprüdlid in Ausfiht nehmen, 
während bei den erfteren feine Möglichkeit nar nicht abfolut ausgeſchloſſen if. 

Selbft in diefem Sinne find die friedlichen Alltanzen felten. Das befanntefte 
Beifpiel einer ſolchen bietet die heilige Allianz (fiehe den folgenden Artikel), 

Die Zahl der Allianzen, in welden der Kriegsfall in Ausfiht genommen ift, 
ha fo weit überwiegend, daß eine Reihe von Schriftftellern nur von dieſen Allianzen 
pricht. 

Je nachdem eine kriegeriſche Allianz auf angriffsweiſe Erzwingung eines Rechts- 
anſpruches oder auf Erhaltung eines beſtehenden Rechtszuſtandes gerichtet iſt, be 
zeichnet man fie als Dffenfiv- oder Defenfivallianz. 

Die Offenfivallianz erfheint als gerechtfertigt, fobald der Rechtsanſpruch, 
welcher durch fie realifirt werben fol, völkerrechtlich zweifellos ift. Die Berechtigung 
einer Defenfivallianz fann überhaupt nicht in Zweifel gezogen werben. 

Bei der Defenfivallianz haben die Alliirten über das Borhandenfein bes 
casus foederis meiftens zu einer Zeit zu entfcheiven, welche von der Zeit des Ber- 
tragsabſchluſſes ziemlich weit entfernt ift, und deshalb entfpinnt fi hier leicht ein 
Streit darüber, ob der casus faderis wirflih vorhanden jet. 

Weſentlich gleich ftehen den Defenfivallianzen die fogenannten Shug- und 
Trugbündniffe Durch die Schug- und Trugbündniffe verpflichten fi die 
Bertragsftaaten, gemeinfame Sache den fommenden Ereigniffen gegenüber zu machen : 
fie verpflichten fi gemeinfam in den Krieg einzutreten, zu befien Beginn ein Ber- 
tragsftaat gendthigt wird. Der Nahprud liegt bei diefen Bünpniffen auf dem 
Schutz; der Offenfivalllanz, welde fie involviren, ift ſchon dadurch ber beun- 
ruhigende Charakter genommen, daß biefelbe eine allgemeine und kein beſtimmter 
Gegner in derfelben bezeichnet iſt. 

Der casus foderis ift bei den Schutz- und Trugbündniffen ein fehr weit 
gefaßter, und deshalb die Möglichkeit, das Vorhandenſein desſelben zu beftreiten, 
bei jenen größer als bei allen andern Allianzen. Deshalb empfangen derartige 
Bündniffe erft ihren wahren Werth durch den Geift und die Treue, mit welchen 
fie gehalten werben. 

Was die Pflihten der Alliirten gegen einander betrifft, fo bat jever ber- 
felben fo lange für die Zwede des Bündniſſes thätig zu fein, bis biefelben er- 
reicht find. Namentlih fann alſo fein Bundesgenoffe ohne Vertragsbruch einfeitig 
mit dem Kriegsgegner Frieden ſchließen. 
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Die im Kriege gemachten Eroberungen und gewonnene Beute behält 
jeber Bundesgenoſſe, fo weit er fie felbft gemadt bat: gemeinfam Errungenes wird 


t. 

Ebenfo hat jeder Alliirte bie Berlufte, welche er erlitten hat, zunächſt felbft 
zu tragen, doch pflegt bei dem gemeinfamen Friedensſchluß eine billige Ausgleihung 
derfelben herbeigeführt zu werben, 

Dem Kriegsgegmer gegenüber werben bie Bundesgenoffen natürlich ge- 
meinfame Feinde, 

Die Endigungsarten der Allianzen find die ber internationalen Verträge über- 
haupt. Gingetretene Unmöglichkeit der Erfüllung, Bertragsverlegung feitens bes 
andern Kontrahenten, gänzlich veränderte Umftände (weil aud die Allianz mit der 
flilljchweigenden Klaufel rebus sie stantibus abgeſchloſſen betrachtet wird) berech⸗ 
tigen, von der gefhloffenen Allianz zurüdzutreten. Eine auf beftimmte Zeit ge« 
ſchloſſene Allianz erlifht ipso jure mit dem Ablauf viefer Zeit; eine auf ee 
flimmte Zeit gefchloflene fann, fo lange ber casus foederis noch nicht eingetreten 
iſt, jederzeit gefünbigt werben. 

Eine fo unzuverläffige Stüte die Alltanzen nach all dem Gefagten auch fein 
mögen, fo gibt es doc feine wichtigeren Verträge Im Staatenverfehr als biefelben. 
Dies beweist fhon die eine Thatfahe, daß feit 1815 in Europa fein großer Krieg 
ohne Allianzen unternommen worben ift. 

Litieratur. Wir begnügen uns, aus der fehr zahlreichen Literatur auf den 
5 92 des Heffterfhen, fo wie auf die 88 446 —449 des Bluntſchli'ſchen Bölfer- 
zechts, ferner auf die von Heffter in feinem Artikel über Allianzen im Bluntfchli- 
Broter’fhen Staatswörterbuch citirten Schriftfteller zu verweifen. Strauch. 


Allianz, heilige. 


Allianz, bie heilige, wurde am 14./20. September 1815 zu Paris unter 
ben Monarhen Kaiſer Alerander von Rußland, Kaifer Franz von Defterreih und 
König Friedrich Wilhelm III. von Preußen abgefhloffen und fpäter allen euro» 
päifchen Staaten zum Beitritte vorgelegt, mit Ausnahme des päpftlihen Stuhls 
und der osmanifhen Pforte. Der Kaifer Alerander hatte den Impuls dazu ges 
geben. Man wollte vem Princip der franzöſiſchen Revolution und der Napoleoniſchen 
Weltherrſchaft ein anderes Brincip entgegen fegen. In der Noth hatten die Monarchen 
ſich am Gott gewendet, und endlich hatte die göttlihe Weltieitung ihre Bitten er 
füllt. Deshalb follte nun das europäifche Völkerrecht auf religiöfer Grundlage neu 
aufgebant und den proflamirten Menfhenrehten und Völlkerrechten die Autorität 
Ehrifti und des väterlihen Regiments gegenüber geftellt werben. 

Der Papft wurde Übergangen, weil man fühlte, daß ihm mie im Mittelalter 
bie Erfte Stelle zulomme, wenn das religiöfe Princip das ftaatlihe Recht domi⸗ 
nire. Diefen Rüdfall ins Mittelalter aber konnten das griehtfch-fatholifhe Rußland 
und das proteftantifche Preußen nicht mehr zugeftehen. Weniger fiel e8 auf, daß 
vie hohe Pforte auch Übergangen ward. Wenn das europätfhe Staatenfyftem auf 
das Chriſtenthum gegründet ward, fo mußte man den mohammedanifhen Staat 
mweglaffen, oder vielmehr es Iag auch das in der ruffifchen Politik, denſelben durch 
die Heilige Allianz eher zu bedrohen als zu ſchützen. Die übrigen Staaten traten 
alle — das einzige England ausgenommen — bei. Selbft England ſchützte nur 

He Bedenken vor, In Wahrheit aber wagte die Regierung es nicht, dem Par- 
lament ben Autrag auf Beitritt zu ftellen. 
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Die Grunpfäge ber heiligen Allianz find folgenbe: 

a. Einheit der europäifhen Ehriftenheit, als Einer Böller- 
familie. Die verbünbeten Monarden erklären (Art. II), daß fie fih und ihre 
Unterthanen „als Glieder Einer und verfelben hriftliden Nation anfehen” und ihre 
Staaten als „drei Zweige Einer und berfelben Familie”. Im Mittelalter hatte 
berfelbe Grundſatz nod in höherem Maße gegolten, und in den beiden Inftitu- 
tionen bes Kaiſers und des Papftes eine einheitliche Perfonififation gefunden. Das 
relativ Neue diefer Proflamation lag theils in der Ernewerung besfelben nad 
und trog allen konfeffionellen Spaltungen und nad und trog allen nationalen 
Feindfhaften, melde ben europätfhen Geſammtkörper feit Jahrhunderten zer- 
riffen hatten, theil8 in ber Form des Familienbundes, im Gegenſatze zu 
der einheitlihen des römiſch-chriſtlichen Reiches im Mittelalter, Die Ein- 
heit Europa’8 und der weſentlich chriftlihe Charakter der europäifhen Eivilifation 
find Wahrheiten, bie für die Drganifation und ben Frieden aller europäiſchen 
Staaten wie für die Entwidlung der gefammten Menfhheit die größte Bedeutung 
haben. 

b. Großartig war ferner die principiele Erhebung der Allianz über bie 
fonfeffionellen und national-politifhen Gegenſätze innerhalb ber 
europälfchen Ehriftenheit. Die hriftlid-reuropäifhe Gemeinſchaft war 
das Princip, das jene Gegenfäge friedlich in ſich ſchloß. Erinnert man fi, wie 
wenig auch heute noch dieſer Gedanke vurchgeführt ift, fo begreift man, daß ber 
principtelle Gehalt der heiligen Allianz den Fürften, welche fi in ihr die Hände 
reichten, und auch anfänglih ven Völkern, als eine Fülle von fegensreihen Wahr- 
beiten erjcheinen mußte, deren Licht num Über Europa aufgehen werde. Das Mittel- 
alter hatte die größte Mannigfaltigkeit der Staatsformen ertragen, aber jede Ab- 
weihung von dem orthodoxen Glauben als eine Kegerei verfolgt. Nun verfünbeten 
die drei Monarchen die Bekenntnißfreiheit und bie brüberlide Ge— 
meinfhaft ver chriſtlichen Konfeffionen. Die Praris der heiligen Allianz 
entfpradh aber auch nachher ihrem Princip nicht. Die Bedrückung ver Anbersgläu- 
bigen in ben verſchiedenen Reihen hörten nicht auf. 

c. Die chriſtliche Religion warb als das moraliſche Princip des 
Böllerverlehrs und des Wechfelverhältniffes der Obrigkeit und 
der Unterthbanen proflamirt. Die alliirten Monarchen erklären „ihre innige 
Ueberzeugung von ber Nothwendigkeit, die gegenfeitigen Beziehungen der Mächte 
auf bie erhabenen Wahrheiten zu gründen, welde uns vie heilige Religion bes 
göttlichen Erlbſers (im Original: l’&ternelle religion du Dieu sauveur) lehrt", 
und bezeugen „feierlih vor der ganzen Welt ihren unerfchütterlihen Entfhluß, fo- 
wohl in ter Verwaltung ihrer Staaten als in ben politiſchen Verhältniſſen mit 
jeder andern Regierung, bloß bie Borfchriften diefer heiligen Religion zur Richt: 
ſchnur zu nehmen, nämlich die VBorfchriften der Gerechtigkeit, der hriftlichen Liebe 
und bes Friedens, bie weit entfernt, bloß auf das Privatleben anwendbar zu fein, 
vielmehr auf die Entfhlüffe der Fürften unmittelbaren Einfluß haben und alle ihre 
Schritte leiten müfjen, da fie das einzige Mittel find, die menſchlichen Einrihtungen 
feft zu begründen und ihren Unvolllommenheiten abzubelfen.“ Wer fann zweifeln, 
daß eine aufrihtige Beachtung des Kriftlihen Moralgebots von Seite der Fürften 
und ber Bölfer wie ber einzelnen Privatperfonen für das ganze Leben verfelben 
bie wohlth jften Folgen hätte? Aber auch bier blieben jene Erwartungen uner- 
füllt, und \ ; reale Bolitit wurde troß jenes Bekenntniſſes überwiegend in der alten 
Weiſe fortgeführt. 
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d. Die Hriftlihe Religton wurbe aber überdem als politifches Princip 
ves gefammten dffentlihen Rechts proflamirt. An dieſem Punkte beginnt der 
principiele Irrthum des Bundes, welder fpäter fowohl das Mißtrauen und ben 
Haß der Bölker gegen bie heilige Allianz ala die Auflöfung berfelben zur Folge 
hatte, Chriftus felbft bat ſich offenbar mit Abficht und im Gegenfag zu andern 
Religiorsftiftern nie über den Staat und die Staatsformen ausgeſprochen und 
nirgends Grundſätze des öffentlichen Rechtes feftgeftellt. Deſſen ungeachtet unter» 
nahmen e8 die Fürften, ihr Staatsprincip an die ummittelbare Autorität von 
Shriftus anzufnüpfen. Sie erklärten geradezu Jeſus Chriftus als den alleinigen 
„Souverän der gefammten driftlihen Nation, wozu fie und ihre Völler ge— 
hören, dem allein alle Macht zu Gigenthum gebühre” und fi felbft als „Be— 
vellmähtigte” dieſes Souveräns, gleihlam als feine Statthalter, „um bie 
Ameige der Chriftenheit zu beherrſchen“. Erwägt man überdem, daß in biefer 
Fermulirang Gott und Chriſtus nicht unterfhieden werben, fo leudtet ein, daß 
dieſes Staatsprincip fein anderes als das der Theofratie ift und daß es, da 
Gott ala abfoluter Herrfher gedacht wird und werben muß, und nad) jener 
Varftellung feine Madt nur zur Ausübung an die Statthalter überläßt, zugleich 
das Syſtem des Abfolutismus if. In der That, das war nichts anderes als 
die Formel des orientalifh-ruffifhen Staatsprincips. Der flavifhen Natur 
iennte fie wohl zufagen; der germanifche Charakter und der romaniſche Geift aber 
Ionnten fi unmöglich ihr unterwerfen. Die neue Zeit vollends hatte fi im ent 
Idiedenften Widerfpruh zur Theofratie als Staatsform entwidelt. Darin war die 
Rıhtung der Zeit ganz entichieden, daß der Staat ein menſchliches Reich jei 
m menfhlih begriffen und beftimmt werben müfle. Ueberdem war zwar 
eine mehr oder weniger abfolute Gewalt der Yürften im XVII. und großentheils 
ach im XVII. Jahrhundert faft überall in Europa die Berfafjungsform geweſen. 
Die abfoluten Fürften zerflörten die feudale Macht ver „Heinen Herren”, räumten 
die mittelalterlihen Schranfen und Hemmniffe ver Fortbildung hinweg, foncentrirten 
te Staatögewalt und bereiteten, indem fie das Mittelalter auflösten, zugleich 
die neue Zeit vor. Aber nachdem diefe Aufgabe vollzogen war, da wendeten ſich 
vie Völler von folcher abfoluten Gewalt ab. Die furdtbarfte Revolution folgte als 
Gegenſtoß dem vorausgegangenen Abfolutismus. Wie konnte man nun hoffen, nad) 
alen diefen heftigen Erfbütterungen und Umgeftaltungen laffe ſich das abfolute 
Staatsprincip der alten Zeit, das fi in jenen ohnmächtig erwiefen hatte, wieder 
wie eine Fahne aufpflanzen, um die fih die Völker fammeln und der fie Treue 
geloben! Mußte das nicht dem umbefangenen Sinn als bloße Reaktion wider 
bie Revolution erfcheinen! Wie konnte fo ein Princip gewonnen werben, auf weldes 
fd in Zukunft die ſtaatliche Fortbildung gründen ließ? 

e. Das Berfpreben wechſelſeitiger Hülfe in allen Fällen, welches 
die verbündeten Monarchen ſich gaben (Art. 1. „les trois monarques contractans 

ureront unis par les liens d’une fraternit6 véritable et indissoluble, et 
se considerant comme compatriotes, ils se pröteront en toute occasion et 
m tout lieu assistance, aide et secoura“), war nicht geeignet, die Beforg- 
niſſe zu zerftreuen, welche aus jener Faſſung des Staatsprincips aufftiegen. Im 
Gegentheil man fing an, die wedfelfeitige Garantie der abfoluten 
Fürſtengewalt als den eigentlihen Kern des ganzen Bündniſſes zu be— 
hahten, als feine praltifche Seite. Damit aber erlangten die Befürchtungen das 

gewicht über die Hoffnungen und bie Allianz wurde von Jahr zu Jahr 
unpopulärer. 
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f. Um einigermaßen zu beſchwichtigen, warb no ver patriarchaliſche 
Grundfag ausgefprohen, daß bie Monarchen fi) gegenüber ihren Unterthanen und 
ihren Armeen als „Fam ilienväter“ betrachten. Die Berufung auf die Fa- 
miltengemeinfhaft und auf die Vatergefühle follte das Anftößige mildern, was in 
ber Betonung einer abfoluten göttlihen Herrfhergewalt lag. Nidyt wie Sklaven 
zum Herrn, fondern wie Kinder zum Vater follten bie Unterthanen zu ihren Fürften 
aufbliden. Wiederum eine ruffifhe Anfchauung. Der ruffifhe Kaiſer wird von 
feinem Bolte halb wie ein Gott verehrt, Halb wie ein Bater geliebt. Aber während 
die patriarchaliſche Staatsivee in Rußland und in China, überhaupt im Orient, 
nod eine gewiffe Berechtigung hat, fo iſt ihr das männlich-reife Europa doch ſchon 
jeit vielen Jahrhunderten entwachſen. Dem europäifchen Geift mußte daher auch 
jene Aufftellung wie ein Rüdgriff in ein längſt abgethanes kindiſches Zeitalter 
vorlommen. 

Der Bund ift von der Zeit aufgelöst worben, welche beherrfchen zu können 
er gehofft hatte. Zuerft traten die principiellen Gegenfäge unter ven Mächten ſelbſt — 
auf und nad dem Kongrefie von Troppau (1820), fpäter heftiger in der griechifchen 
Trage (1827) — hervor. Die Julirevolution von 1830 machte einen tiefen Riß 
in die Allianz. Gegenüber der franzöfifchen Revolution und felbft gegenüber ber 
belgiſchen erwies fie fih ohnmädtig. Die Bildung des vereinigten Landtags in 
Preußen von 1847, die europätfhe Revolution von 1848, die Wiepererhebung ber 
napoleonifhen Dynaftie 1850, endlih der Krieg Rußlands mit der Türkei und 
den Weftmähten 1854— 1856, die Neugeftaltung Italiens 1860 und Deutſch- 
lands 1866 vollendeten bie gänzliche Auflöfung des Bundes, Biuntfänt. 
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Gegenüber dem kontinentalen Charakter der alten Welt, welche eine zufammen- 
hängende, oceanifhen Einfläffen weniger ausgefegte Maſſe bildet, befteht Amerika 
aus zwei infelartigen Kontinenten, Nord: und Südamerika, die durch einen ſchmalen 
Landftrih, Centralamerika, mit einander verbunden find. Während die alte Welt 
mehr ber nörblihen Hemifphäre angehört, vertheilt fi Amerika ziemlidy gleich- 
mäßig durch die heißen und gemäßigten Zonen hindurch auf beive Erbhälften, und 
zwar in einer Meridianrichtung gegenüber der Ausvehnung von Oft nad) Weft in 
der Richtung der Breitegrade bei ver alten Welt. 

Amerika liegt allein auf der weſtlichen Hemifphäre, alle übrigen Erbtheile auf 
ber öftlihen; es ift mit feinem Erbtheile in unmittelbarer Verbindung, fondern von 
allen Seiten vom Deean umfloffen und feinen Einflüffen ausgeſetzt. Gegen Aften 
im Norboften ift e8 nur durch eine fehmale Meerenge vom Kontinent ver alten 
Welt getrennt. Trotzdem iſt e8 dort wenig mit ver alten Welt in Berbinbung ge- 
kommen, weil feine Weftküfte eine Richtung annimmt, die der von Afien entgegen- 
geſetzt iſt; aud ift die Oftküfte Amerika’s viel mehr entwidelt. In der That iſt 
zweimal auf biefer Seite Amerifa von der alten Welt aus entbedt worden, einmal 
im zehnten Jahrhundert, als die Wielingerfahrten über Island fih auf Grönland 
und bie nörblihen Ufer der heutigen Vereinigten Staaten ausvehnten, und dann 
von Kolumbus. Günftige Meeresftrömungen trugen nicht wenig zur leichten Her- 
ftellung des Berkehrs bei. Vor Allem ift die nörblihe Hälfte Amerita’s für die 
Aufnahme der europäifhen Kultur empfänglic gewefen, und in Amerika geht ver 
Gang derfelben nicht wie in der alten Welt von Oft nad Wet, fondern von Norb 
nah Süden, Die Süpküfte von Nordamerika ift auf den Reichthum ver Antillen 
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unb ben Berfehr mit ihnen angemiefen und bamit auf die bequemfte Brüde nad 
Sübdamerifa. Auch in der Zeit vor der enropäifchen Entvedung fcheint die ein- 
Heimifche Kultur denfelben Weg ſchon einmal von Mexiko aus in das ſüdliche Peru 
gemacht zu haben. So folgt auch hier die geiftige Entwidlung bie Bahnen, bie in 
ber Strultur des Landes vorgezeichnet liegen. 

Kein Kontinent metst in feiner horizontalen Gliederung fo große Verſchieden ⸗ 
beiten in der Längen- und Breitenausdehnung auf wie Amerila. Er erftredt ſich 
mad Rorb und Süd bis nahe an bie Pole in einer Ausdehnung von 1870 Meilen, 
während feine Breite zwiſchen dem atlantifhen und dem flillen Ocean zwifchen 6 und 
365 Meilen wechſelt. Das Binnenmeer der Antillen theilt den ganzen Erdtheil in 
zwei Theile. Beide haben eine annähernd breiedige ©eftalt, bei beiden ift die Breit⸗ 
ſeite nad Norben gelehrt, während ein fpiger Winkel das ſüdliche Ende bildet, und 
beide find an Fläheninhalt ziemlich gleich, je 1/, Millton Quatratmeilen. Dagegen 
find fie an Bodengeftaltung und Klima fehr verfhieden. Sie find dur einen 
ſchmalen Iſthmus mit einander verbunden, Während der nördliche Theil eine ziem- 
lich reiche Küftenentwidiung und Infelbildung aufweist, hat ber fünliche, wie Afrika, 
eine ſehr einförmige Küfte und wenig Infeln. Norbamerifa ift im Norben und 

von einem Binnenmeer befpält, im Norden von bem bie norbweftliche 
Durdfahrt vermittelnden Meerestbeile (Baffinsbat, Barrowftraße, Melvile-Sund 
».); im Süden von dem Antillenmeer. Namentlih im Norden findet ſich bie 
Meeresglieverung und Infelbildung im großartigften Maßſtabe; Grönland wird 
auf 35,000 D.M. geihägt. Im Oſten ift eine reihe Entwidlung durch Halb- 
imfeln, Labrador, New-Braunfheig, Nen-Schottland oder Aladien, Florida und 
Dacatan, durch tiefe Buchten mit den Mündungen großer Ströme; bort find bie 
Meeresftrömungen für den Verkehr mit Europa von der größten Bedeutung. Da- 
gegen ift die Weſtſeite einfacher gegliedert, ſich anlehnend an bie Richtung ber 
Sordiſleren. Ein fhmaler Küftenfaum, vafches Anfteigen der Gebirge, vie einzige 
Dalbinfel Ealifornien, dann die Infelleere des nörtlichen Theild vom flillen Dcean 
Iaffen dieſe Seite im Nachtheil gegen die Weſtlüſte erfcheinen. Südamerika hat 
aber keine Halbinfeln, noch Landzungen, wenig Infeln, aber body ein koloſſales 
Stromfyftem und damit eine reihe Fauna und Flora. Während im Norden bie 
bedeutendſte Infelbilvung ift, find für die Entwidiung und Gefchichte des Landes 
von ungleich größerer Wichtigkeit die Infeln im Often, namentlih bie, welche 
zwifhen Nord» und Sübamerifa einen Uebergang herftellen, die Bahama-Infeln 
amb bie großen und Heinen Antillen. Zu Südamerila gehört im Norboften Tri- 
nibed, im Südoften vie Falllands-Infeln, im Süpden Feuerland, im Südweſten 
der Ardhipel de la Madre de Dios. 

In Bezug auf bie vertifale Gliederung Amerifa’s herrſcht die Bildung bes 
ZTieflandes vor. Die Erhebungen Amerita’s bilden fein großes Plateau, fondern 

en im der Form eines Kettengebirges mit einzelnen Heineren Plateaubildungen. 
Das Hochland zerfällt in 5 Hauptgebirgsfyfteme und mehrere vereinzelte Ge— 
birge. Bon jenen tragen die brei nörblichen ven Namen Cordilleren von Nord» 
amerife, von Merito und von Mittelamerika. Die vierte, die Iſthmus ˖ Cordillere, 
iſt ganz unbedeutend, und das fünfte Syftem find die Andes in Süpamerifa. 
Eorbilleren und Andes haben eine große Auspehnung und Erhebung, eine Menge 
Bulfane an ihrer Weftfeite und dort nad) dem Meere zu einen fteilen Abfall, Ihre 
Länge ift 1800, ihre Breite dagegen nur 10 bis 20 Meilen, vie fi in Nordamerila 
daurch Parallelketten mit eingefhloffenem Plateau bis 200, in Südamerika bis 
100 Meilen erweitert. Die Höhe diefer Kette ſteht nur der des Himalaya nad 
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(23;000°); bie niebrige von Panama ſcheidet nicht nur die beiden Meere, auch 
die Eorbilleren von den Andes. Well der Abfall auf der Weftfeite fehr fchroff und 
dem Meere nah ift, liegt auch die Wafferfheide dem ftillen Ocean ungleich näher 
and trennt in der Richtung von Oft nah Welt ganz Amerika in zwei fehr un» 
gleihe Hälften. Die Reihe der Bulfane, welche ven ftillen Dcean bier begleitet, 
fett fi fort in der gegemüberliegenden von Afien, die fih von Kamtſchatka über 
die Kurilen, Iapan, die Philippinen und Sunvainfeln bis Neu-Seeland hin- 
ieht, einen Kreis bilvend, der nur im Süden nit gefchloffen if. Die etwa 200 
ullane von Amerika laffen fich in ſechs Gruppen vertheilen, die ber Aleuten bis 
ind Dregongebiet, die mexilaniſche, die mittelamerifanifche, die von Quito, bie von 
Süpdperu und die ilenifche. Die Yandenge von Panama felbft ift eine durch vul⸗ 
laniſche Thätigkeit bervorgerufene Erhebung. — Die Andes felbft zerfallen nad 
den Ländern, die fie einnehmen, in die patagonifhen, die von Chile, von Bolivia, 
von Peru, von Duito und von Neu-Öranada. Im Süden ſchmale Ketten, erwei⸗ 
tert fich ihr Gebiet gegen Norden durch Parallelketten, welche Plateaus einjhliegen 
mit vielfaher Unterbrehung durch Querketten. Die Längenthäler find bie vor- 
herrſchende Bildung. Die höchſte Höhe erreichen file in Bolivia in dem Pic be 
Sorata (23,281°) und Yllimani (22,845) und bamit zugleich vie größte 
Erhebung des zanzen Erdtheiles. — Die Eorbillere von Mittelamerika ift durch 
zwei Einfentungen, die der Landenge von Panama und am Golf von Tehuantepec 
abgegrenzt, eine ſchmale Reihe vulfanifher Kegel von 10,000— 15,000’ Höhe. — 
Die Eorbilleren von Merito umfhliegen das Hochland von Mexiko. Eine Gruppe 
von Vulkanen (Popocatepetl 16,680°) zieht fih auf diefem Plateau in der gewöhn- 
lichen Richtung der Bulfane in Amerika entgegengefegter Linie von Weft nad Oft. — 
Die Eorbilleren von Norbamerifa endlich haben Baralleltetten, welche Hochflächen 
einfließen. Im Weiten zieht fich der Küfte entlang bie Eorbillere von Sonora, 
die Sierra Nevada und die langen weftlihen Eorbilleren ober Seealpen; im Often 
trägt die Bergfette ven Namen der Sierra Madre, dann ver Eorbillere von Anahuac, 
im Norden das Felfengebirge (Rody Mountains), bis 15,700° hoch. Beide Linien 
find durch Querzüge mit einander verbunden, welde die einzelnen Plateau’s trennen, 
Im Norden das Beden von Columbia, dem das Gebiet von Utah, dann das bes 
Eolorado folgt. Ä 
Unter ben einzelnen Gebirgsgruppen ift zuerft das brafiliihe Gebirgsland her⸗ 
vorzubeben, von fehr bedeutender Ausdehnung (20,000 DM.) zwifhen der Ebene 
des Amazonenftromes im Norden, dem Gebiet des La Plata im Weiten, dem 
atlantifhen Dcean im Süden und Often. In Südamerila liegt ferner das Hoch- 
land von Guyana, das Küftengebirge von Venezuela und die Sierra Nevada von 
Santa Marta, ein zwifhen ver Mündung bes Magdalenenftromes und dem Bufen 
von Maracaibo ſich fteil erhebendes Mafjengebirge (Horqueta 17,000'). In Nor» 
amerila ift das Alleghany- Gebirge (Appalahian-Syftem) ein Kettengebirg von 3000° 
mittlerer Höhe (Blaf Dome in den Black Mountains ift 6607°); es bildet vie 
Waſſerſcheide zwifchen dem Gebiet des Miffiffippt und dem atlantiihen Ocean. 
Nördlich reiht fih daran das Bergland von Neu-England. Endlich find die Höhen 
von Kanada (Mlbany-Gebirge) und von Labrador, wie einzelne Bergmaflen im 
Grönland zu erwähnen. Auch die Antillen haben Gebirge, zum Theil vulkaniſche. 
Das Tiefland nimmt beinahe zwei Dritteile des ganzen Erbthetld ein, 
ba das Meriviangebirge am weſtlichen Rand liegt und es erftredt fih vom Oft- 
abhang desſelben bis an bas Ufer des atlantifchen Dceans von Süden bis Norden, 
nur durch das weſtindiſche Meer unterbrochen. Diefe Tiefebenen haben aber auch 
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eine gewaltige Breite und bebingen fo bie großen Stromfufteme Amerita’s. Diefes 
Tiefland trägt verſchiedene Namen und zerfällt nah den Flußgebieten in verjchte- 
vene Theile. In Südamerika ift die patagoniſche Steppe eine unfruchtbare, wenig 
bemohnte Ebene. Nah ihr folgen die Pampas des Rio de la Plata zwiſchen Chile 
und Peru und dem brafilifhen Hochland, eine große Grasfteppe, wenig angefiebelt, 
aber belebt von Heerden wilder Pferde, Rinder und Hunde. Die Llanos des Ama⸗ 
jomenftromes beveden einen Raum von 145,000 Q. M. Grofentheils find fie 
dihte Urwälder mit fumpfigem Boden; das ungefunde Klima hat bisher alle Kul- 
tiirung abgehalten. Die baumlofen Ebenen find vie eigentlihen Llanos. Eine 
beftimmte Scheide gegen die Bampas haben fie nit. An fie reihen ſich die Manos 
des Drinofo, eine Steppe, die nad dem tropiſchen Regen hohe Gräfer trägt und 
von wilden Heerden bemohnt wird. — In Nordamerika reiht eine ununterbrocdhene 
Fläche vom Golf von Merito bis zum Norbpolarmeer. Nur die 1400° hohen 
Ihwarzen Hügel bilden eine Scheide zwifchen ven Flußgebieten der Hudſonbai und 
des mexilaniſchen Bufens. Der ſüdlichſte Theil ift die Niederung des Mifftffippi: dieſe 
jelbft zerfällt in zwei ungleiche Hälften, die kleinere öftliche, noch reich bewaldet, und 
bie weftliche, im welcher die Savannen genannten Örasfteppen ven Miſſouri begleiten. Der 
nördliche Theil trägt den Namen arktifche oder canadifche Niederung und wird durch bie 
Hubfonbai tief eingefhnitten. Die nörbliche Lage hat hier die Kultur noch fern gehalten. 

Das die Hydrographie angeht, fo hat Amerika den größten Reichthum kon⸗ 
timentaler Gemwäffer unter allen Erviheilen, fowohl an Binnenfeen (in Nordamerika) 
wie an langen Strömen. Ihr Lauf bietet im Allgemeinen wenig Abwechslung dar; 
ver Mangel an Stufenländern ift daran Schuld; fie fliegen meift in ber Ebene 
zit fehr geringem Gefäl. Oft fehlt fogar die Waſſerſcheide ganz. Nur bie große 
Shneefhmelze auf den Andes und die tropiſchen Regen verhindern die Berfumpfung, 
die in Patagonien und wo fonft jene Waffermaffe fehlt, aud eintritt. 

Die Nähe ver Eorbilleren und Andes an der Wefttüfte bedingt, daß die nad 
Dften fi werdenden Flüſſe allein eine größere Entwidlung erreihen. Die in ben 
Aleghani entfpringenden haben eine vollfommenere Flußbildung. In Nordamerila 
Hanen die ſich ans einer gemeinfamen Mitte bildenden Ströme nah allen Seiten 
bin in Berbindung treten; fie beftehen aus einem Gemifh von Fluß und See 
auf der nörblichen und norböftlihen Abdachung, ſo ver Madenzie, der größte Zur 
Auf ins Eismeer. Der Lorenzoftrom befteht in feinem oberen und mittleren Lauf 
aus fünf Seen, dem oberen See, dem Hurom, Michigan:, Eries und Ontario- 
le, welde durch Stromfchnellen in Verbindung ftehen, ver Erte- mit dem Ontario- 
ke dur den Niagarafall. Der untere. Lauf geht in den Porenzobufen über. Die 
Bafler der fünlichen Abdachung Nordamerika's vereinen ſich faft alle in dem Mif- 
ſiſſippi, der den Miſſouri mit dem Ilinois aufnimmt, ferner rechts den Arkanfas, 
ins den Ohio mit dem Tenneſſe⸗. Der Miffiffippi bilvet ein jährlich über» 
Mwemmtes, fruchtbares, ungefundes Delta; er rüdt jeves Jahr feine Mündung 
meter in daB Meer hinaus, theils in Folge der Schlammablagerung, theild der 
Emporhebung der ganzen merifanifhen Küfte. Der Rio grande maht die Wüfte, 
tur welche er flieht, allein anbaufähig durch feine periodiſchen Ueberfhwenmungen. 
don den beiden übrigen Abdachungen Norbamerifa’s tft die weftlihe noch von feiner 
dedentung, fie wird durchſtrömt von Columbia und Colorado. Die öſtliche 
ft die Abdachung des Alleghanngebirges, woher der Susguehanah, Dela- 
Dare, Hudſon, Connecticut ud St. John einen kurzen, waſſerreichen 

in den atlantifchen Ocean nehmen. Ein fehr ausgedehntes Kanalſyſtem endlich 
derbindet in Nordamerika nicht mur das Gebiet des Drifftfinp mit dem bes Lo⸗ 
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venzftroms , fonbern au mit den Flüfſen ber öftlichen Küfte, und ftellt zwifchen 
den Binnenfern, dem atlantifhen Dcean und dem Golf von Merito die Binnen- 
fhiffahrt her. — Die Waffervertheilung in Südamerika iſt viel einfadher; bie 
Seenbildung ift fehr gering: ein Hochſee: Titicaca, und ein Zieffee: Maracaibo. 
Aber die Ströme find die gewaltigften der Erbe. Obgleich fie nahe an ver Weft- 
füfte auf den Andes entfpringen, fließen fie alle in weitem Weg und zwar vom 
mittleren Lauf an ftets in der Tiefebene in verfchievenen Richtungen dem atlanı » 
tifhen Ocean zu. — Gegen Norden fließt der Magpalenenfluß mit dem 
Cauca, nah Often ber Drinoto, ber durch den Gaffiquiare und dem Rio 
Negro mit dem Amazonenftrom (im obern Lauf Maranhon genannt) ver- 
bunden if. Der Amazonenftrom hat 733 (nah Andern 770) Meilen Entwidlung 
und 88,000 D.M. Stromgebiet, das größte der Erbe. Sein Nebenfluß ift der 
Rio Madeira. Das Gebiet diefes Stromes ift noch ziemlich unerforfcht. Gegen 
Süden firömen Paraguay, Parana und Uruguay, die fih nad und nad vereinen 
und nah der Mündung zu den gemeinfamen Namen La Plata tragen. Vom 
brafiliantfchen Hodland ſtrömt als der bebeutendfte Fluß der St. Francisco — 
Kanalfyfteme find in Südamerika noch nicht angelegt, weil die Schiffahrt in die 
großen Ströme nicht eingedrungen ift und bei der geringen Höhe der Wafjerfcheide 
fogar von Natur wenigftens periodifh Verbindungen hergeſtellt find, wie zwifhen 
dem Orinoko und Amazonenftrom, 

Das Klima Amerika's ift ein überaus verſchiedenes. Zwei Dinge find es, 
welche dieſe Mannigfaltigfeit befonders beringen: einmal erfiredt fi Amerika durch 
vier verfchievene Zonen und dann liegen bie verfchiedenen Möglichkeiten der Boden⸗ 
erhebung bier unvermittelt neben einander, indem »bie bis in die Echneeregion 
reichenden, den ganzen Erdtheil durchziehenden Bergreihen nit durch Stufenländer 
in die größte Senfung ber ebenfalls weit ausgebehnten Tiefebenen übergehen. Der 
Gegenſatz wird einigermaßen gemildert durch den Einfluß des Dceans mit feinem 
wafjerreihen Seewind, der in die gegen das Meer offenen Ebenen einftrömt, burch 
bie gewaltigen Stromfufteme, vie ausgedehnten Waldungen, welde ben Boden vor 
der Sonne jhügen und große Mengen Waſſers in fi faugen. So bringen alle 
biefe Umſtände der Atmoſphäre Feuchtigkeit und Kühle zu. Das Klima von Nord« 
amerifa im Oſten ber Felfengebirge insbeſondere hat eine viel geringere mittlere 
Temperatur wie bie Orte unter entfprechender Breite in Europa. Das kommt von 
dem Einfluß der Polargegend, gegen deren eifige Winde der weit ausgedehnte 
nörblihe Kontinent ungefhügt Liegt. Am ftillen Dcean bagegen ift ein Küſtenklima 
mit milden Wintern und fühlen Sommern. 

Der Waflerreihthum der Atmofphäre erzeugt ben üppigften Pflanzenwuchs, 
und zwar ift biefer Über den ganzen Erbtheil verbreitet ohne Unterbredung durch 
größere Wüften. Das Gebiet des Amazonenftroms trägt bie größte Menge ver- 
ſchiedener Palmenarten und bie nörblihe Hälfte Amerika's die entwideltften und 
höchſten Arten der Nadelhölzer. Die Arten, welche fonft ald Sträucher erfheinen, 
entwideln fi bier zu riefigen Baumformen. Unter den Tropen fteigen die Arten, 
welde in fälterer Zone den Erdboden bebeden, als Schlingpflanzen in bie Gipfel 
ber Bäume binan mit Blüthen in ben Tebhafteften Farben. Amerika find viele 
Kulturpflanzen eigenthümlich, welche erft feit der Entvedung aud in der alten 
Welt gepflegt worben find, vor andern die Kartoffel und der Mais. Dagegen 
haben viele Pflanzen ber alten Welt Hier eine neue Heimat gefunden, wie auch 
die Hausthiere derfelben ſich hier eingebürgert haben. Die Entwidlung der Pflanzen- 
welt überwiegt im Ganzen bie der Ehlerwelt; bie große Feuchtigkeit verbunden mit 
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ber tropiſchen Hige bat einen nachtheiligen Einfluß anf die höhere organifche Welt. 
Amerita hat fehr große Reptilien und viele Infeltenarten mit leuchtenden Farben. 
Die Säugethiere find Hein und meift auf niederer Stufe. Auch hier iſt die Ein- 
wirfung des Waſſerreichthums und des Pflangenmuchjes maßgebend. Die Reptilien, 
ſtrotodile (Eaimans), Eidechſen (Ipuam) u. f. w. beleben bie Flüfſe beſonders Süd⸗ 
amerila's und große Schlangen bie Urwälver. Bon der Pflanzenwelt hängt ab bie 
reihe, prächtige Käfer- und Schmetterlingswelt. Unter ven Säugethieren find es 
neben dem Tapir, Jaguar und Lama befonders die nievern Gattungen der Faul- 
ihlere, Umeifenfrefier, Fledermäuſe ꝛc. Das Affengeſchlecht ift minder entwidelt als 
in Afien umd Afrika. Büffel, Elenn, Bären finden fih nur in Nordamerila. Selbft 
ver Menſch fteht auf einer niedrigen Stufe; die nod lebenden Indianer find auf 
der Rulturftufe des Jügerlebens ftehen geblieben, Die Einführung der Neger hatte 
* Pie Grund in der Unfähigkeit ver Eingebormen zu ſchwerer, ausdauern« 
ber Arbeit. 

Die Bevölkerung Amerifa’s berechnet man auf 75 Millionen. Es kommen 
wa 100 auf eine Quadratmeile; es ift alfo die Bevälferung relativ und abfolut 
geringer als in den Grbtheilen ver alten Welt. Die ganze Bevöllerung iſt zu 
theilen in Ureinwohner und Gingewanderte. Da Amerika von allen Seiten ben 
andern Erbtheilen offen fteht, jo hat von allen aus Einwanderung flattgefunden, 
und zwar von faufaflicher, Athiopifcher und mongoliiher Raſſe. — Die Urein- 
wohner theilen fih im eine große Menge einzelner Stämme. Ihre Sprache hat 
überall den gleihen grammatifhen Bau; lexikaliſch find felbft die von nahe bei« 

wohnenden Stämmen fehr verſchieden, ein Beweis, wie gering bie gegen- 
fitige Bermifhung und der Trieb zu größeren Vereinigungen mit Staatenbildung 
unter ihnen ift. Ueberall, wo fie mit Weißen in Berührung gelommen find, haben 
fe vor ihnen zurüdweidhen müſſen. Ihr allmähliges Ausfterben ift bei dem weitern 
Zuzug aus Europa gewiß. An einzelnen Stellen nur, wo fhon vor der Entdedung 
eine höhere Kultur vorhanden war, hat fi die einheimifhe Sprache erhalten, fo 
Be der Azteken in Merilo, die der Gree-Indianer in Norbamerifa, die Duihua- 
hrade in Peru. Unter den Stämmen find bie bedeutendſten die Eskimos in den 
Polarländern, die Athapastas, die Algonkin-Indianer, Iroleſen in Norbamerifa, die 
Iıtelen, die Karaiben am Orinoko, bie Incas in Peru, die Guarani in Braſilien 
ud die Batagoner. 

Bon Europa aus waren es bie Länder, weldye ber neuen Welt am nächſten 
llegen, bie die bebeutenbfte Einwanderung ftellten, die iberifhe Halbinfel und bie 
butiſche Infel, und zwar haben fih im Lauf ver Zeit die Romanen und Ger- 
manen im Allgemeinen fo in den Befig getrennt, daß jene bejonders in Süd⸗ 
amerifa, dieſe in Norbamerila Träger der Civilifation, Belehrung und Unter 
werfung ber Einheimiſchen geworben find. In legterem find neben den Briten und 

ändern auch die Deutjchen von einflußreichfter Wirkung gewefen. Die ans Afrika 
ingeführte Bevölkerung, die Neger, befindet ſich no zum Theil in Sklaverei. In 
Rerdamerifa ift fie feit 1866 emancipirt und ihr durch die Civilrechtsbill völlige 
Gleichheit mit allen afdern Bürgern des Staates zugefihert worden. Die Unfähig- 
keit der Europäer, die Arbeit in den heißen Klimaten zu ertragen, führte zur Ein- 
führung der Sklaven, Auf ven Antillen, in Guyana und in Brafilien befleht die 
Sllaverei noch fort, während fi in ben füdamerifanifhen Republifen und in 

nur wenig Neger finden. 

Die Eingeborenen find zum Theil noch auf der niebrigften Stufe der Kultur, 

Sowohl die Esfimos wie die Peſcherähs, welde in den nörblichften und ſüdlichſten 
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Theilen Amerila's leben, wie die Indianer, welche fih an dem Miſſouri, und bie, 
welche fih in ven Urwäldern Sübamerifa’s "aufhalten, leben von ber Jagd; andere 
haben europätfhe Sitten angenommen. In Nordamerila bat diefe weite Fortſchritte 
gemacht und ift feit ver Entdeckung der Goldlager Ealiforniens aud auf die Weft- 
jeite Rorvamerifa’8 vorgebrungen, um von dort ans mit Aften und Auftralien in 
Verkehr zu treten. Hier ift aud der Ort, wo eine neme Einwanderung von Aſien 
aus, namentlih von Chinefen, Plag gegriffen hat. In Sudamerika haben fi vie 
Europäer nicht weit über die Küftengebiete Hinaus verbreitet; in ben La Plata» 
Staaten ſcheint dort ihre Zufunft zu blühen. — Die Europäer haben alle ihre 
Kultur mit hinübergetragen. Der Aderban fpielt au bier die Hauptrolle. Der 
Ueberfluß an einheimischen Thierherden und die Benugung der Sklaven für bie 
Arbeit haben die Viehzucht fih noch gehörig ausbilden laffen. Dagegen wird ber 
Bergbau in großem Maßſtab getrieben; nicht Gold allein und andere edle Me- 
talle, aud reiche Lager von Kupfer, Blei, Eifen und Duedfilber geben Ausbeute. 
Die Borbebingungen zur Entfaltung der Induftrie find gegeben; die Leiftung bedt 
aber, zumal in Südamerika, den Bedarf noch nit. In Norbamerifa find bie 
Mittel zum Iebhafteften Handel gegeben. Die Gliederung des Landes, die großen 
Kommunilationdmittel, der Ueberfluß an Rohprobuften, befonders an Baummolle, 
haben es dahin gebraht, daß ber Handel Norbamerifa’8 mit dem Britanntens 
wetteifern kann. In den andern Theilen Amerika’s, die an Erzeugniffen noch reicher 
find, ift die Unficherheit des Berkehrs und der Mangel an Straßen ein Haupt» 
binderniß ber Auspehnung des Handels. 

In Bezug auf geiftige Bildung ftehen bie Vereinigten Staaten allen andern 
Theilen des Kontinents voran. Der Unterricht in den Schulen wendet fih aber 
auch dort mehr den materiellen Berürfniffen zu und aud die höheren Unterrichts- 
anftalten follen mehr dem praftifchen Leben dienen, Die große Bertheilung der Be- 
völferung auf weite Streden tft bier das Hauptbinderniß. 

Was die Staatsverfaffung betrifft, fo haben ſich faft alle Theile Amerika's 
zu Föderativſtaaten vereinigt. Die politifhen Verhältniffe find im höchſten Grab 
unfiher und wechſeln oft. Der einzige monarchiſche Staat ift Brafilien, und auch 
er droht in fi zu verfallen, Die Europäer haben in allen Theilen Amerika's Be- 
figungen, in denen aber der Trieb, fi unabhängig zu machen ober mit einem 
Staat Amerika's zu vereinigen, immer deutlicher hervortritt. 

Ueber die einzelnen Staaten in Norb-, Central und Südamerila ſiehe bie 
betreffenden Artikel: Brafilien, Mittelamerifa, Südamerikaniſche Republiten und 
Bereinigte Staaten. 5. Ihorbede. 


Amneftie und Begnadigung. 


Begnabigung iſt der Alt ver höchſten Staatsgewalt, woburd einer Perfon 
bie gefeglihen Folgen ihrer firafgefegwidrigen Handlung ganz ober theilmeife er» 
laffen werben. 

Die Gründe, aus welchen faft in allen Staaten und zu allen Zeiten dem 
Souverän biefes Recht, den Lauf ber gefeglihen Sühne zu Gunſten des Berur- 
theilten zu hemmen, zugetheilt wurde, find folgende brei: 

1. Das Intereffe der Gerechtigkeit. a) Wenn ein Geſetz eine Strafe an- 
droht, welde das Leben als für eine große Zahl Fälle zu hart erweist, fo bringt, 
bis die Geſetzgebung ſelbſt die nicht immer fogleich thunliche Abänderung ſchafft, 
bie Begnadigung außerorbentliche Hülfe. b) Wenn in einem einzelnen Galle vom 
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Gefege nicht vorgefehene Milvderungsgründe da find; und ce) wenn das Gericht 
leztet Inſtanz ſich in der Beurtheilung eines einzelnen Falles offenbar geirrt hat 
Finl ſcher Fall), verleiht die Begnadigung dem natürlihen Gerechtigfeitögefühl einen 
Ausorud, welhen die Gefeggebung nie vollftändig erreihen fann. — 2. Das 
Interefie der Zwedmäßigleit. Aus dieſem Grunde tritt Begnadigung ein; 
a) wenn die Strafe ein größeres Uebel für den Staat wäre als die Straflofigkeit, 
je in Zeiten, wo eim verbrederiiher Schwindel die großen Maflen erfaßt und 
frafmärdig gemacht hat. b) Wenn die Begnadigung einzelner Verbrecher das Mittel 
it, das weit verzweigte Verbrechen zu entveden und zu unterbrüden; fo dient bie 
begnadigung einzelner Bandenmitglieder dazu, die Bande ans Licht zu bringen und 
afulöfen. e) Endlid wenn die Begnabigung in der Beflerung des Berbrechers 
eine edlere und dem Staate nützlichere Sühne verfpricht, als die konjequent durch- 
jelührte Strafe. Im fogenannten iriſchen Syftem wird biefe Urt der Begnadigung 
w einem die Strafanwendung durchdringenden Princip erhoben. — 3) das Interefje 
vr Menſchlichkeit begründet zuweilen vie Begnadigung, wo „der Verbrecher 
Ar ift als feine That“, wo große Verbienfle oder eigenthümliche Umftände bie 
Strafe für ihn und feine Familie mit unverhältnigmäßiger Strenge ftempeln wür 
vn, endlich wenn derart freudige Ereigniffe das Bolfsleben bewegen, daß es 
wenſchlich erſcheint, ein Theil diefes Glüds auch dem Verbrecher durch die Be— 

ng zu Theil werden zu lafien. 

rincipiell wirb bei jeder Begnabigung gefordert, daß folde triftige Gründe 
verfanden feien; uber zum Begriff der rechtögiltigen Begnadigung im einzelnen 
dale gehört das Dafein derſelben nicht, da diefelbe inhaltlich an feine gefeglichen 
Shranten, falls fie ihren Zwed erreichen fol, gebunden werben kann. Zwedmäßig 
aber jedenfalls, um das Mißtrauen in die unmwürbige Anwendung dieſes eror- 
litanten Rechts zu befeitigen, die Angabe der Gründe im Onabenalt. 

Aus dem Charakter diefer Gründe ergibt fi, daß je inniger fid das Straf⸗ 
gezbuch den Berhältniffen des Lebens anſchließt und dem richterliden Ermeſſen 
feieren Spielraum gewährt, je georbneter die Zuflände des Staats und der Ge- 
Klihaft find, je mehr dur die gefeglihen Strafeinrihtungen die Wirkung auf 
de Beflerung des Individuum vorgefehen wird, deſto feltener das Begnadigungs- 
wär der Anwendung bebarf. Gerade in diefen feltenen Fällen wird es von wohl« 
Hitiger Wirkung fein, während es, zu oft angewendet, den Glauben an bie unge 
Kmmte Wirkſamkeit der Geſetze erſchüttert. 

Das Begnadigungsrecht iſt in der höchſten Staatsgewalt enthalten; 
a gehört zur Juſtizhoheit des Souveräns, zu der Pflicht des Souveräns, das Recht 
ia Bolfe zu verwirklichen, und tritt ein, wo bie Gefege und ihre Anwendung durch 
Ye Gerichte diefen Zwed nicht mehr erfüllen. Die Gefammtheit verzichtet bei der 
latũbung des Begnadigungsrechts, auf das ihr formell zuſtehende Recht zu ſtrafen, 
vel diefes angewendet materiell Unrecht würde. Nicht aber kann die Geſammtheit 
as ähnlichem Grunde eine Strafe fhärfen, weil bier auf Seite des Einzelnen 
tat — Urtheil wohlerworbene Recht, keine höhere Strafe zu erdulden, ent⸗ 
zhenſteht. 

Die Begnadigung ſteht dem Souverän unübertragbar zu und kann da— 
her nicht zur Funktion einer beſondern Behörde oder gar der Gerichte gemacht 
werben; denn legteres würde gerade den Zwed aller neuern Strafgeſetzbücher, bie 
Strafe bis zu einem gewiſſen Grave der richterlihen Willfür zu entziehen, wiber- 
regen. Dagegen hat der Souverän bei Ausübung dieſes Rechts den Rath hoch— 
zebildeter Männer, welche nicht bloß Iuriften, fondern Kenner der menſchlichen 
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Seele, der Zuſtände des Staats und der Geſellſchaft find, zu hören, am beften 
einem wohleingerichteten Staatsrath. 

Nach vem Zeitpunkte, in welchem bie Begnabigung eintritt, ift fle entweber 
Abolition, wenn fie vor der Berurtheilung (fei ed vor oder nach eingeleiteter 
Unterfuchung) eintritt, oder Begnadigung im engern Sinne, wenn fie nad ber 
Berurtheilung erfolgt. 

Der Umfang ber Begnabigung kann fo weit gehen, daß bie ganze Strafe 
mit allen Nebenfolgen oder daß nur die Strafe oder nur die Nebenfolgen oder 
- bloß ein Theil der Strafe und Nebenfolgen aufgehoben wird. Die Aufhebung ber 
Nebenfolgen wird auh Neftitution ober Rehabilitation genannt. — In weldhem 
Umfang begnabigt werden fol, ift nad dem einzelnen Fall zu ermeffen. Am jel- 
tenften natürlid und nur wo offenbare Ungeredhtigkeit vorliegt oder dringende Zwed- 
mäßigfeitsgründe dazu rathen, wird vollftändiger Erlaß der Strafe und Neben» 
folgen eintreten; in dem bloßen Erlaß der Strafe liegt nod nicht der der Neben- 
folgen, fo daß den fo Begnadigten noch Rüdfallöftrafe treffen kann und die ver- 
lornen ftaatsbürgerlihen Rechte durch die Begnabigung nicht fon aufleben. Am 
bäufigften ift der theilweife Erlaß ber Strafzeit vor oder nach theilweifem Vollzug 
oder die Milderung der Strafe durch Geftattung einer mildern Strafart (3. B. 
Feſtung ſtatt Zucht oder Arbeitshaus) oder Aufhebung der entehrenden Neben: 
folgen. Auch bedingte Begnabigung für den Fall, daß der Begnabigte während ge 
wiſſer Zeit fi tadellos benimmt, ift zuläffig und verfpricht ein brauchbares Mittel 
befiernder Strafeinrihtungen zu werden. Der burd die Begnadigung zu ertheilende 
Nachlaß kann fo geringfügig werben, daß gezweifelt werben kann, ob Begnadigung 
ober erlaubte richterliche Feſtſtellung der urtheilsmäßigen Strafe vorliegt, 5. B. bei 
Geftattung terminweifer Zahlung von Geldftrafen, terminweifer Erftehung ver Straf- 
zeit; bier iſt nach den Umftänden, je nachdem darin ein Schug gegen die vom 
Geſetz nicht gewollte Härte oder Strafmilderung liegt, zu entfcheiden, ob der Richter 
oder Souverän biefe Verfügung zu treffen hat. — Am meiften Mißtrauen erwedte 
von jeher die Abolition, weil fie nicht bloß den Rechten ver Geſammtheit, fondern 
auch denen des angeblihen Verbrechers nahe tritt. Durch fie wird bie Hare Her- 
flellung der Begnadigungsgründe oft gehindert, dur fie dem Abolirten durch Gnade 
gegeben, was ihm von Rechts wegen gehört. Deßhalb wird fie von manden Ber- 
fafjungen verboten. Bad. 15, Belg. 73.*) Jedenfalls ift fie fehr vorfihtig anzu- 
wenden. Thatfählih ift die Abolition übrigens für die Verbrechen, bei denen ber 
Staat das Anklagemonopol hat, unnöthig, da durch einfache Weiſung an ben 
Staatsanwalt, nicht anzuflagen, derſelbe Zwed einfacher erreicht wird; für bie 
Berbrechen, bei denen der Verletzte felbft die Anklage burchführt, ift fie unzuläffig, 
weil bier vem Einzelnen ein von dem der Geſammheit gefonbertes rechtliches Interefie 
zugeftanden ift, gerichtliches Urtheil zu verlangen, 

Das Begnadigungsrect erftredt fih auf alle Berlegungen bes Straf- 
gefeßes, daher es aud ba eingreift, wo nidt der Staatsanwalt, ſondern bloß 
der Einzelne die Anklage vertritt; beſonders alſo aud bei Injurien fann das ber 
Gefammtheit — nit dem Einzelnen — durch Urtheil erwachſene Recht auf Strafe 
durch Begnabigung aufgehoben werben. Der Einzelne hat bier bloß ein Recht dar— 
auf, daß dur Urtheil das Vergehen konftatirt werde. Thatſächlich freilih wirb 
bei den geringen Strafen folder Fälle felten Grund zur Begnadigung vorliegen 
und biefe jedenfalls, da der Ankläger felbft Zeit und Geld auf Verfolgung des 


. *) In Preußen Tann der König bereits eingeleitete Unterfuchungen nur auf Grund eine® 
bejondern Gefepes niederfchlagen, Berfafjung Art. 49. 
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Delinquenten verwenden mußte, zur Schonung des Gerechtigkeitsgefühls vorſichtig 
anzuwenden fein. — Natürlich aber erftredt ſich das Begnadigungsrecht nicht auf 
derartige Rechtsverlegungen, welche nicht durch das Strafgefeg bedroht find, nicht 
auf derartige Rechtsfolgen einer Handlung, welche feine eigentlihen Strafen find: 
taher die Abfegung eines Minifters und feine Unfähigkeit zu Staatsämtern nicht 
durch Begnadigung aufgehoben werben fann, da fie keine eigentliche Strafe, fon- 
ven Disciplinarmaßregel ift. 

Der Berurtheilte fann nicht auf die Begnabigung verzichten; denn er wirb 
im Interefie der Gefammtheit geftraft; wenn biefe durch den Begnadigungsali des 
Souveräins auf die Strafe verzichtet, Tann der Einzelne dieſes Recht nicht mehr 
geltend machen. 

Eine befonders wichtige Art der Begnadigung ift die Amneftie Sie ift 
diejenige Begnabigung, welche ſich in demfelben Akt auf eine größere Anzahl von 
Berbrechern erſtreckt. Rechtlich unterfcheidet fie ſich nit von ver eigentlichen Be 
madigung: biefelben Gründe: Zweckmäßigkeit, Gerechtigkeit, Menſchlichkeit, dieſelben 
Abſtufungen nach Zeit, Umfang und Wirkungen können dabei vorfommen. Dagegen 
widmet fie fich, wie das unterfheidende Mertmal ſchon ein thatſächliches ift, meift 
ah durch andere thatſächliche Unterfchiede vor der Begnadigung aus: die Amneftie 
begieht ſich meift auf eine Anzahl von Verbrechen, welche in einem gewiffen innern 
Ziſammenhange ftehen, welche Momente verfelben hiſtoriſchen Begebenheit find; da 
die Unterfuchuung gegen bie Einzelnen fi oft noch in ganz verſchiedenen Stadien be— 
finbet, fo enthält fie meift zugleich Abolitionen, Begnadigungen, Strafnachlaſſe. Die 
Laueſtie ift ferner eine Demonftration, beftimmt durch die Größe und Umfaflenheit der 
Gnade auf das Bolt zu wirken. Damit fie diefe Wirkung erziele, ſoll fie nicht bloß ein 
Rahlaf der Strafe für eine Vielheit, fondern auch ein Nachlaß der ganzen Strafe fein; 
fie Bringt, wie der Name fagt, Vergefienheit. Während daher bei ver Begnadigung bie 

en, falls nicht ausdrücklich aufgehoben, beftehen bleiben, erlöſchen fie bei der 
Aumeftie, falls nicht ausdrücklich vorbehalten. Die Amneftie wird endlich meift aus 
Ndfihten der Zwedmäßigkeit und der Politik ertheilt, welche nicht die Individualität 
des einzelnen Berbrechers, fondern ven Typus einer biftorifhen Begebenheit ins Auge 
ſeſſen; fle erftredt ſich hauptſächlich auf politifche Verbrechen. Zwar wird fie auch er- 
leſſen aus Gründen ver Gerechtigkeit: z. B. wo wegen tief und weit greifender nidht« 
plitifcher Leldenſchaften ein nicht vorhergefehener Hall der Unzurechnungsfähigteit einer 
hen Maffe vorliegt, oder aus Gründen der Humanität, z. B. wo ein 
fenbiges Volksereigniß diefe großartige Kundgebung hervorruft; fie findet auch auf 
zihtpolitifche Verbrechen, 3. B. Räuberbanden, Anwendung. Aber die hauptſächlichſte 
Inmvendung verfelben tft, wie auch der allgemeine Sprachgebrauch herausgefühlt 
fat, aus politifhen Gründen für politifche Berbreiien: fo, wenn in großen poli« 
den Krifen die Beſtrafung aller Verbrecher dem Stante zu großen Nachtheil 
würde, wenn nod während ver Krife durch das Berfprechen ber Begna- 
digung im Falle der Unterwerfung unter die Stantsgewalt die Ruhe herftellbar 
wenn ber errungene Sieg durch mildes Bergeffen nachhaltig gemacht wer« 
den foll, wenn längere Zeit nad der Krifis die politifhen Gegenfäge, welche fie 
hervorriefen, abgeftumpft find, und bie neue Aera durch den Strafnachlaß fefter 
gründet werben foll. 

Insbefondere ift es in ben nenern völlerrechtlichen Verträgen üblich, daß bie 

en Mächte im Friedensſchluſſe ſich gegenfeitig Anneftie zufagen für bie 

zog weinen welche die eigenen Landesangehörigen während ber feind- 

lichen g zum Vorlheile ver letzteren begangen haben. — ine beſondere 
Blantjsli’s Staatsworterbuch. Baud 1. 
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Art der Amneſtie ift enblih der Generalparten, welcher entwichenen D 
für den Fall ihrer Rüdtehr binnen gewifler Friſt Straflofigkeit zufichert. 

Die Amneftie enthält ratur, daß in einem Alt für eine Menge von Fällen 
bie gefeglihe Strafe aufgebeben wird, vie Wufftelung eine allgemeinen Grund 
ſatzes; fie gibt eime Regel ähnlich dem Geſetze; während bie Begnadigung nur aus 
individuellen Gründen in vereinzelten Fällen Strafen miltert und erläßt, wird 
durch tie Amneftie für eine ganze Gattung von Fällen grundfäglid die Anwentung 
bes Geſetzes verneint. Mit Recht wird taher die Amneftie zuweilen als ein Ant: 
fluß der gefeßgebenden Gewalt angefehen und diefer Auffaſſung gemäß haben mande 
neneren Verfaſſungen die Zuftimmung der Kammern zur Erlaſſung einer Amneftie 
zum Rechtsſatze erhoben. Preuß. Art. 49. Thatfächlic wird freilich die Ammeftie auch 
bier nicht felten als ein Nothgefeg von der Regierung allein aufgehen, wenn bie 
Berhältniffe drängen und, bie Zuftimmung der Kammern einzuholen, im gelegenen 
Zeitpunkte nicht thunlich if. 

Literatur. Bayl, in d. Betr. 3. Erim.R. I. ©. 122 ff. Decandolle, sur 
le droit de grace, 1829. Plochmann, das Begnadigungsrecht, 1845. Lueder, bas 
Souveränttätsredht der Begnadigung, 1860. - a. Sqhentet. 
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Das Staatsamt iſt ein Organ, welches mit der ſelbſtändigen Ausübung 
dauernder ſtaatlicher Funktionen innerhalb gewiſſer räumlicher und ſachlicher Grenzen 
vom Souverän betraut iſt. Es iſt ein Organ, d. h. es trägt einerſeits ven Zmed 
feines Dafeins in fih, es dient ver ſelbſtändigen Erfüllung eines ihm inme- 
wohnenden Zwedes; der Träger besfelben iſt nicht bloß Bollgieher fremder Befehle, 
fondern in freiem Schaffen verwirklicht er den Orunbgebanten des Amtes im Leben. 
Andererſeits ift dieſes Organ, in Berbindung mit anderen ähnlihen Organen, be 
ſtimmt, zur Erfüllung des Staatszweds mitzuwirken, alfo immer dem Gedanlen 
des Ganzen dabei untergeorbner und infofern in feiner felbftändigen Thätigkeit 
beſchränkt. Als ein Organ erliſcht das Amt nicht mit dem Wegfallen ver Perfon, 
welche die Amtsfunktionen verficht; es liegt dem Amte ald Dauerndes Eubftrat 
ein beftimmtes Gebiet, auf das fi feine Thätigkeit erftredt, und ein beftimmter 
ſich unabläffig neu erzeugender Kreis von Geſchäften zu Grunde, welde eine vom 
Wechfel ver Perſonen unabhängige Dauer des Amts erheifhen. Daher bat das 
Amt felbft eine juriftifhe Berfönlichkeit: an das Amt, nit an den Träger 
besfelben geht die Adreſſe der Befehle und Anſuchen; das Amt felbft bat eine 
Amtsehre, womit e8 feinen Träger ehrt und hebt; es gibt eine Beleidigung bes 
Amtes als folden, ohne daß eim beftimmter Träger besfelben beleidigt warb (Bad, 
Straf.G.B. $ 297). — Wenn fo zwar jebes Amt eines Staatsdieners zur 
Ausübung der Amtsfunktionen bedarf, fo ift noch nicht jeder Staatsdiener Be- 
amter, fonbern der Stantöbiener kann vom Souverän aud bloß mit Erfüllung 
vorübergehender ftaatliher Aufgaben betraut fein, and wenn zur Erfüllung folcher 
Staatözwede eine Mehrheit von Staatsdienern zu einem Organe vereinigt wird, 
entfteht nicht ein Amt, fondern bloß eine Kommiſſion. 

I. Das Amt wird von der höchſten Staatsgewalt angeorbnet; der Souverän 
bat die Amtshoheit, das Recht bie Hemter zu fchaffen, mit geeigneten Berfonen 
zu befegen und die Hebereinftimmung zwifchen ber Umtsführung des Beamteten und 
den Zweden des Amts durch bie Oberauffiht zu erhalten. — Da das Amt ein 
Drgan zur Erfüllung der Staatszwede ift, muß feine Unorbnung und Be— 
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fegang im Geiſte des Trägers der höchſten Stantögewalt geſchehen; aber 
4 liegt darin micht der Anſpruch, daß diefer in der Ausübung eines fo ein» 
läneidenden Rechts unbeſchränkt fei. Vielmehr wird er in der Organtfation der 
Imter, infofern dadurch allgemeine, in die verfaffungsmäßigen Freiheitsrechte ber 
Staatsbürger eingreifende Regeln aufgeftellt werben und die Steuerkraft des Landes 
in Anfpruch genommen wird, durch die Mitwirkung ver Vollsvertretung; in ber 
Befegung der Aemter durch die allgemeinen Geſetze über die Befähigung ber Be- 
omten umd im einzelnen alle zuweilen aus Zweckmäßigkeits- ober hiſtoriſchen 
Gründen dur Präfentation von Korporationen ober Einzelnen befhränft fein. 
Dagegen widerfpricht digg Vererbung der Amtsfunktionen in einer Familie ober die 
Beräußerlichleit des Rechtes auf das Amt dem Principe der Amtshoheit, indem 
turh diefe Einrichtungen der Einfluß des Souveräns auf die Amtsbefegung voll- 
Undig aufgehoben wird. — Die Kontrolle über vie Amtsführung des Beamten 
»ird nicht unmittelbar vom Souverän oder bem Minifterium ausgeübt, fondern ber 
rem Amte biret übergeorbneten Behörde übertragen; doch äußert fich diefe höchfte 
Sentrolle bis im die unterften Aemter dadurch, daß auch die Kontrollirenden Be- 
ſicden wieder der Aufficht des Souveräns und der Minifter unterworfen find und 
a wibtigeren Fällen an- diefe das Rekursrecht geht. 

U. Das Amt bevarf zur Ausübung feiner Funktionen eines Trägers. Der 
kibe ift in Deutſchland regelmäßig eine durch befondere Studien herangebilvete und 
jräfte Berfon, weldye die Erfüllung der Amtspflihten zu ihrem Lebensberufe 
macht bat. Zwang Einzelner zur Uebernahme des Amts entfpricht weder der 
Oeehtigkeit, wonach alle in gleichem Verhältniß die Staatslaften tragen follen, 
wäder Zwechmäßigleit, indem dadurch das perfünliche Intereffe des Beamten an 
ner tüchtigen Amtsführung nicht gefichert ift. 

Es kann and eine Mehrheit von Perfonen Träger des Amts fein; e8 er- 
dert aber dann der organifche Gebante des Amts, dag für die Herftellung eines 
jmeinfhaftlihen Willens und deſſen einheitlichen Vollzug geforgt werde. Diefer 
emeinfhaftliche Willen wird insbejondere auf zwei verfchiedene Arten bergeftellt: 
Eutweber ift eine Perfon Direktor, eigentlier Repräſentant des Amtes, bie 
Irigen Beamten find bloß Adjunkten, Gehilfen, oder das Amt wird dur ein 
Kollegium verfehen. Bei jener erfteren Vermehrung der Beamtenzahl, welde 
zöt wegen Gejhäftsüberhänfung erfolgt, liegt dem Direktor die alleinige Leitung 
veGeidäfte und die Ueberwachung des Gehilfen ob, wel legterer entweder einen 
gemein beftimmten Gefchäftszweig oder die einzelnen jeweils ihm zugetheilten 
| beforgt. Nicht eigentliche Gehilfen zur Bornahme von Amtsfunktionen, 
knbern bio Werkzeuge zum Berfehen ver nievern mechaniſchen Verrihtungen find 
die bei jedem Auite vorlommenden Büreaugehilfen, wie Regiftratoren, Altuare, 
daepiſten. Beim Uebermaß der durch den Gehilfen zu beſorgenden Geſchäfte wird 
ve Gefhäftsbetrieh Leicht ſchleppender, verwirrter und weniger zuverläſſig, indem 
YeRontrolle zuletzt eben fo viel Arbeit macht als das Selbſithun; — daher meift 
vd radilalere Mittel der vollftändigen Theilung des Geſchäftskreiſes unter mehrere 
deihgeftellte Beamte oder die Berfleinerung des Amtsbeziris jenem Syfteme vor 
miehen fein wird, — Durch die kollegialiſche Beſetzung wird hauptſächlich 
Güte der Gefchäftsbeforgung bezwedt; die Einheit der Beſchlußfaſſung wird 
durch das Princip der Stimmenmehrheit, die bes Vollzugs durch Ueber- 
ber Bollzugsakte an den Präfidenten oder ein einzelnes Mitglied erreicht. 
Syſſttem garantirt vor Allem gründlichere Berathung, Schug vor Willkür 
d Parteilichleit des Beamten, größere Stätigkeit in der Geſchäftsbehandlung. Als 
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Nebenvortheile des Kollegialfyftems werben noch die Selbftänvigkeit gegen Willtür 
von Oben und „Meinung“ von Unten, die zwedmäßige Verwendung älterer und 
tüchtige Heranbildung jüngerer Beamten in den Kollegien hervorgehoben. Dagegen 
fehlt es auch nidt an Nachtheilen: Am wenigften nod ift ein folder, daß das 
Kollegium einen größern Aufwand von Geld und Arbeitskraft zum felben Zwede 
erfordert; mehr ſchon, daß die Geſchäfte ſchleppender als im „Büreaukratiſchen“ 
Syſtem behandelt werden und die Verantwortlichkeit der einzelnen Mitglieder, in- 
dem fie fih auf mehrere vertheilt, von denen jeber leicht die Urheberſchaft des 
betreffenden Altes von ſich abwälzen fann, fih abfhwäht. Jedenfalls ift vie fol- 
legialiſche Beſetzung nicht zuläffig, wo Faſſung und Beflziehung des Beſchluſſes 
fi raſch folgen müſſen, wo unmittelbarer Verkehr mit dem Bolfsleben nothwendig 
ift (daher bei ven follegialiihen Kreisgerichten Badens der Anwaltszwang), jeden- 
falls nicht in den unterften Berwaltungsbehörden. Dagegen wo reiflich erwogene 
Entſcheidungen nöthig find: bei der Berathung (nicht bei der Entwerfung) von Ge- 
fegen und allgemeinen Anorbnungen, beim Erlaß von felbftändigen Entſcheidungen, 
mögen legtere von Eivil- und Kriminalgerihten oder von Berwaltungsbehörden 
gefällt werden, ift die kollegialiſche Beſetzung vorzuziehen. Nur beſchränkte Richtig. 
feit hat daher der Sat, daß in Berwaltungsfahen die büreaufratifche, in Juftiz- 
fahen die kollegialiſche Amtsbefegung vorzuziehen fei; denn wie jene wegen ber 
größeren Raſchheit und Verantwortlichkeit für Gerichte in Sachen geringeren Streit- 
werths, in bloßen Mandaten, in Ganten paffender fein wird, fo it diefe, wo 
Berwaltungsbehörden Berorpnungen erlaflen und Berwaltungsgerihtsbarteit üben, 
die wünfchenswerthere. Jedenfalls aber ift die Bejegung durch eine größere Zahl 
von Perfonen (mindeftens fünf) nothwendig, um die Garantieen ver kollegialifchen 
Befegung wirflih zu gewähren. 

Dadurch, dag dem Amte eine Perfon zur Erfüllung ber Amtszwede beige- 
geben wird, erhält diefe Perfon eine eigenthümliche fittlide Würde, einen 
befonderen Kreis von Rechten und Pflihten. Erftere fpriht fih aus in 
dem Titel und zuweilen in der Amtstracht, in der fhärfern Strafe, melde auf 
Ehrenfränfung gegen den Beamten im Dienft und in Bezug anf den Dienft ge- 
jet ift, in der Achtung, welde er in feiner Dienftbeforgung als ein Recht in An- 
ſpruch nehmen fann und welde ihm die gefellichaftlihe Sitte überall zu Theil 
werben läßt, endlich in feiner über den ftreitenden Parteien der Geſellſchaft er 
habenen unparteitfhen Stellung. Das Recht des Beamten ift vor Allem fein An: 
ſpruch, felbftändig Innerhalb feiner Amtsſphäre zu walten. Daraus folgt insbefondere, 
daß ihn der Staat in feiner amtlihen Wirkfamfeit mit ven Staatsmitteln zu unter: 
fügen, die Untergebenen und Staatsbürger ihm in feinen Amtshandlungen Ge: 
horſam zu leiften, feinen Amtsaften öffentlihen Glauben zuzuſchreiben ſchuldig find 
Die Nebenrehte auf Nichtabſetzung, auf Gehalt, Penfion, welde dem Beamter 
nicht wegen der Amtsſtellung hauptſächlich zukommen, werden befier bei der Be 
fprehung des „Staatsbienerverhältniffes” erläutert werden. — Die Amtspflid 
iſt das Amtsrecht, infofern der Beamte gezwungen ift, biefes Recht auszuüben 
Darnach hat er die amtlihen Funktionen dem Zwede des Amts gemäß zu ver 
fehen. Der Rahmen dieſes allgemeinen Orundfages wird bei jedem einzelnen Amt 
wieder befonders ausgefüllt werben, je nad dem Umfange bes Amtes und beı 
fih dem Beamten darbietenden thatfählihen Verhältniffen. Wie der Amtszwed ir 
Einzelnen zu erfüllen ſei, lehren theils allgemeine gefeglihe Beftimmungen, theil 
genauere Neglements und Inftruftionen; bei dem Ueberfluffe ver legteren wird vi 
freie TIhätigfeit des Beamten gehemmt, beim Mangel derſelben entfteht Ungleid 
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ortigfeit und Willfür. — Jeder Beamte tritt aber ſchon dadurch, daß er Mitglieb 
eines befonderen gefellfhaftlihen Kreifes, des Beamtenftanves, wird, und dadurch, 
dej er durch feine Beamtung dem Geifte der Staatsleitung näher verbunden und 
geichſam ein Theil desfelben wird, in einen allgemeineren Pflichtenkreis. 
Ms Angehöriger des Beamtenftandes hat er die Standespfliht des ehrenhaften, 
fittlihen Lebenswandels. Sein befonderes Verhältniß zum Staat gebietet 
im trene gemiffenhafte Führung des Amts im Geiſte des Staatd- 
meds. Letztere Pflicht wird gewöhnlich beim Amtsantritte noch eidlich beftärkt, und 
fire Berlegung dadurch, wo auf den Bruch allgemeiner eidlicher Verſprechen Strafe 
zeiegt If, zum Eidbruch. Diefe Pflichten find im Einzelnen: die Pfliht zum Ge» 
horfam gegen die Berfaffung, daher der Beamte, wenn er einen ver- 
kfungswinrigen Befehl von der vorgefegten Behörde erhält, dagegen zu remon« 
friren bat, und falls er ihm dennod zu erfüllen genöthigt wird, einen Theil der 
Serantwortlihfeit auf fih nimmt. Werner die Pflicht zum Gehorfam gegen 
He Befehle der vorgefegten Behörde, natürlich fo meit diefe formell 
9 find und ihr Inhalt fih auf die dem Beamten zuftehenden Amtsfunftionen 
eht. Jedoch wirb derfelbe au, wenn er innerhalb der verfafjungsmäßigen Grenzen 
über feine Zuftänbigfeit hinaus von der obern Behörde in einzelnen Fällen ver- 
wendet wird, zu gehordhen haben. Nur der Richter ift nad ber Natur feines Amts . 

m Befehle der vorgefegten Behörde, fo weit fie die Anwendung des Rechts auf 
Ne einzelnen Fälle —5. nicht gebunden. Kraft feines innigeren Berhältniſſes 
um Staat ift endlich der Beamte zur Treme gegen bie Regierung, kraft feines 
Hefern Einblicks in viele wichtigen Febensverhältnifie zur Amtsverfhwiegen- 
belt (f. den Art. Amtsverbrechen) verpflichtet, beides mehr fittliche als Nehtspflichten, in 
tem Ausübung dem ſittlichen Takt des Beamten freierer Spielraum zu gewähren ift. 
Das Gebot der Treue gegen den Souverän ift won! begrüntet in dem natürlichen 
Iufommenhang,, in welchem der Amtsberuf, das Gemeinreht und Gemeinwohl 
jegenäber den Sonderinterefien durchzuſetzen, mit dem Fürften, ver Perfonififation 
der allgemeinen Rechts und Wohls fteht; aber gerade deßhalb geht es nicht fo weit, 
dej der Beamte jeweils feine politische Weberzeugung nad dem herrſchenden Re⸗ 
germgsfgfteme, falls er nicht das Aufgeben des Amts vorzöge, zu mobeln hätte. 
IT. Dadurch, daß das einzelne Amt auf gewifle örtlihe Grenzen und einen 
iſſen Gejhäftstreis beſchränkt iſt, entſteht das Behdrdenſyſtem. Nah ver 
Ir der zu beſorgenden Geſchäfte zerfallen die eigentlichen Staatsämter in 
Iafiz- und Berwaltungsbehörden; erftere haben das Recht auf die ein- 
wine Fälle anzuwenden und burdzufähren, Iettere haben das im öffentlichen 
Iuterefie Erforderte, fo weit die Staatsthätigfeit reicht, anzuorbnen und zu voll« 
ieben; erftere legen ein Hauptgewicht auf bedächtige Erwägung, legtere auf rafchen 
häftigen Bollaug; erftere find im der Anwendung bes Rechts bloß ihrem Gewiffen 
krantwortlih und von dem Machtſpruch der obern Behörden unabhängig, letztere 
füb in ihrer Thätigkeit ven Befehlen der höheren Behörde unterworfen. Aus diefen 
imern Verſchiedenheiten ergibt fih, daß eine Trennung der Juſtiz- und Verwal⸗ 
ingsbehörden in der Organifation der Aemter nothwendig ift; ganz abgefehen 
bon, daß biefelbe auch aus äußeren Gründen: wegen ber durch Vereinigung 
ven Juſtiz und Berwaltung in demfelben Amte entftehenden Gejhäftsüberhäufung 
un g, wegen der erfahrungsgemäß meift nicht auf derfelben Perfon 
Vereinigten Neigung zu Juſtiz · und Berwaltungsgefhäften geboten erſcheint. Daher 
Hlt jegt allgemein die Trennung von Yuftiz und Verwaltung als Hauptgrunblage 
dur gefunden Amtsverfaffung und iſt diefelbe in den meiften deutſchen Staaten 
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bereit8 durchgeführt worden. Eine britte Hauptart der Aemter, diejenigen banern- 
ben Drgane, welche im Auftrage des Staats bie Funktionen der öffentlichen 
Pflege ausüben, gehören nicht mehr zu ben eigentlihen Staatsämtern. 

Nah dem örtlihen Bezirke, ven bie Thätigkeit des Amts umfaßt, ift 
dasſelbe Gentral-, Mittel- oder Unterbehörde. Die Centralbehörde erftredt 
ihre Thätigkeit über das gefammte Staatsgebiet, fie ift das Haupt im Amtsorga- 
nismus und erhält die Einheit desfelben, indem unter ihrer Mitwirkung der Fürft 
bie allgemeinen Anordnungen über die Amtsverwaltung erläßt, die Aemter beſetzt 
und ihre Thätigkeit kontrollirt. Die Wirkfamkeit diefer Centralbehörde ift teils eine 
berathende, theils eine vollziehende. In einigen, beſonders größern Staaten fteht 
jene dem Staatsrath zu, welchem dann hauptſächlich die Berathung ver Geſetze 
und allgemeinen Berorbnungen anvertraut ift, während die höchſte Bollzugsgewalt 
in vem Gefammtminifterium vereinigt wird. Nur in ben wichtigften Fällen 
tritt das Gefammtminifterium zur gemeinfamen Berathung und Erlafjung einer 
Berfügung zufammen; in der Regel find die Eentralgefchäfte nach den Hauptzweigen, 
in die fi die ſtaatliche Thätigkeit fpaltet, auf verſchiedene Minifter vertbeilt und 
werben durch dieſe unter ihrer alleinigen Verantwortlichleit beforgt. In normalen 
fonftitutionellen Staaten finden fi darnach mindeftens fünf Arten von Miniftern: 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, des Kriegs, des Innern, der Juftiz 
und der Finanzen (f. Art. Minifter); in größern Staaten theilt fi dann oft bas 
Minifterium des Innern wieder in ein Kultus-, Handels- und Polizeiminifterium. — 
Diefes moderne Syftem, welches alle einer oberften Entſcheidung und Kontrolle 
bebürftigen Angelegenheiten einer für's ganze Land gleihmäßig entſcheidenden höd- 
ften Behörde zumeist, wird das Syſtem der Eentralifation genannt. Diefe 
Gentralifation entſpricht in den aus nicht ganz verſchiedenartigen Beftanbtheilen 
zufammengefegten Staaten allein der Natur der Dinge: fie gewährleiftet die Geich— 
mäßigfeit und Gerechtigleit der Staatsverwaltung, indem nur burd fie die har- 
monijhe Durdhführung der flaatsleitenden Ideen, nur durch fie der Gieg ber Ge- 
fammtinterefien über den Sondergeift gefichert ift. Freilich vermehrt der oft mit 
der Gentralifation verbundene, aber vermeidlihe Uebelſtand des Zupielregierens, 
wobei Dinge, welde beffer den untern Behörden ober der freien Thätigkeit ber 
Genofjenfhaften überlafjen bleiben, in ven Geſchäftskreis der höchſten Behörden 
hineingezogen werben, bie Laften des Volks und beeinträchtigt die natürliche Kraft 
feiner Selbfithätigkeit. — Gegenfag ber Eentralifation (das fogenannte Realfyftem) 
ift das früher üblihe Provinztalfyftem, nad welchem für jeve Provinz ein 
Statthalter zur oberften Leitung der Staatsthätigfeit unmittelbar unter dem Sou- 
verän eingejegt ift. Während im Realſyſtem jeder Minifter einen andern Gefchäfte- 
freis hat, diefer fi aber auf das ganze Staatsgebiet erftredt, jo bat im Pro 
vinzialſyſtem jeder Statthalter einen andern Kreis des Staatsgebiets unter fid, 
fein Geſchäftskreis umfaßt dagegen alle Hoheitsrechte. 

Unter ven höchſten Behörben ftehen, mit dem eigentlichen Vollzug der Staatt- 
aufgaben betraut, die Mittel» und Lokalbehörden, erftere um jenen Boll 
zug in einem gewifjen Kreife des Staatsgebiet? zu leiten und zu kontrolliren, 
legtere um in dem Bezirke unmittelbar die Staatsaufgaben ins Leben zu fegen. 
Doch ift bloß in der Gerichtsverfaſſung diefe dreifache Abftufung der Behörden in 
Deutſchland überall beibehalten. In der Berwaltungsorganifation erfcheinen befonvers 
in Heinern Staaten bie Kreisbehörben als überfläffig, indem ihre Funktion bei den 
entwidelten Berfehrömitteln eben jo gut von ber höchſten Behörbe ausgeführt wer- 
den fann und oft mehr Berfchleppung als gründlichere Behandlung Folge biejes 
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Syſtems ift. Ueberhaupt ift in Deutſchland, wie Stein (Berwalt. I, &. 384) 
geiftreich bemerkt, ſchon die unterfte Stantsbehörde eine Art Mittelbehörbe, indem 
ver Amtmann in den Gemeinden eine Mehrzahl von unterften Berwaltungstörpern _ 
verwaltet. — Cine eigenthümlihe Art der Mittelbehörven find die Gentral- 
mittelftellen, welche für Gegenflände, deren Berwaltung fpecielle techniſche 
Renninifje erfordert (3. B. Berg-, Salinen-, Zollwefen) direkt unter dem Mini- 
Rerium mit ihrem kreis das ganze Land umfaflen. 

IV, Ws materelle lage endlich bedarf jedes Amt eines bauernben 
Amtsfiges, wo fi das Wirken des Amts für Jeden erreihbar verfinnlidt; bier 
mu ein ven Amtszweden entiprechendes Gebäude der Ort der regelmäßigen Thätig- 
kit des Beamten fein (Büreau, Kanzlei) und die amf diefelbe bezüglichen Alten⸗ 
Rüde aufnehmen (Regiftratur), Endlich bedarf das Amt einer Anweiſung für bie 
darch die Amtshandlungen entftehenden Koſten, theils als Gehalt der Beamten und 
bed Ranzleiperfonals, theils ald Dedungsmittel fonftiger Ausgaben. 

literatur. C. U. Freih. v. Malchus, Politik der innern Staatsverwaltung. 
3 Th. Heidelberg 1823. Friedr. Bülan, die Behörden in Staat und Gemeinde, 
Beiträge zur Berwaltungspolitit. Leipzig 1836. Fr. v. Seybold, das Inftitut der 
Leuter. Münden 1854. Lorenz Stein, die Verwaltungslehre. 1864. I. Th, 
&. 325 ff. (2. Aufl. 1869.) R. Eesti. 
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Unter Amteverbrechen verfteht man diejenigen durch das Strafgeſetz bebrohten 
dantlungen und Unterlafjungen, melde ein öffentlicher Diener vermittelft feiner 
Dienfigewalt oder in Bezug auf jeinen Dienft fih zu Schulden kommen läßt. 

I. Amt ift in dem Ausdrucke Amtsverbrechen im meiteften Sinne genommen 
und beventet fo viel mie öffentlicher Dienft. Nicht jedes Verbrechen des äffent- 
Ühen Dieners ift Amtsverbrechen, fondern nur dasjenige, welches der öffentliche 
Diener bezüglich oder mit Mißbrauch feiner Dienfigemalt begeht; und nicht bei 
Per Berlegung feiner Dienftpflit, fondern nur fofern das Strafgeſetz dieſelbe 
bettoht, iſt ein Amtsverbrechen vorhanden. Es liegen ſonach die Amtsverbrechen 
in der Mitte zwiſchen den gemeinen Verbrechen, welche der öffentliche Diener ohne 
Beiehung auf feinen Dienft begeht und den durch fein Strafgeſetz bedrohten 

tverlegungen desſelben, ven Disciplinarvergehen. In beide diefer Sphären 
greifen die Amtöverbrechen ein, fie find zugleich Berlegungen des allgemeinen Straf. 
geſehes und der befonderen Dienftpflihten, fie geben Anlaß ſowohl zum Einſchreiten 
der Gerichte als der dienftlichen Auffichtsbehörben. 

Der Begriff des Disciplinarvergehens wird zur Erläuterung bes Amtöver- 
brechen dienen: Erſteres iſt eine Verlegung des befonderen Pflichtenkreifes des 
entlichen Dieners, feine Ahndung entfpricht dem Intereffe des Staats an der 

g und Reinhaltung des Staatsdienſtes und wirb von ber vorgelegten 
ehörbe geübt. Die Strafe reicht bloß jo weit als diefes Interefle des Staats, 
and wird auch ohne daß ein gefeglich formulirter Thatbeftand der Pflichtverlegung 
m Grunde liege, ausgefprohen: Alles dieß im Gegenfa zum gemeinen Verbrechen, 

1, Die Amtsverbreiden find nun derartige Berlegungen des Dienftverhältnifies, 
melde wegen ihrer Schwere und Gefährlichkeit zugleich ald Bruch der allgemeinen 
Rehtöoriuung erſcheinen. Sie find vom zweierlei Art: entweder gemeine, von 
Beamten im reife, oder durch Veißbrauch des Dienfis begangene Verbrechen ober 
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reine Pflichtverlegungen, welche zugleich das Rechtögefühl der Geſammtheit, ven 
Glauben an die Rechtsordnung erfhättern. 

Während die erfte Klaſſe der Amtsverbrechen ſchon an und für ſich dem ge 
wöhnlichen Lauf der Strafrechtspflege folgt, paſſen bie reinen Pflihtverlegungen 
nur ausnahmsweiſe hinein; wie weit, liegt im Ermeſſen der pofitiven Gefeßgebung. 
Diefe bat die Frage, in wiefern die reine Dienftpflichtverlegung peinliches Ber- 
gehen fein fol, nicht bloß nach dem juriftifchen Gefichtspunft, im wie weit burd 
diefelbe die Rechtsordnung gefährbet ſei, fondern insbeſondere auch nad) der politi- 
hen Erwägung zu ermefien, daß durch Einrüden ver ſchwerern Dienftpflichtverlegungen 
ins Strafgefegbud der Staatsdiener dem willtürlihen Spruch feiner Oberbehörde 
entzogen und dem Schuß bes gerichtlichen Urtheild anvertraut werde. Daher ber 
Umfang der Amtsverbrehen in den einzelnen Geſetzbüchern ein fehr verſchiedener 
ift: während die einen (C. pen. Preuß. St.G.B., nod mehr das öſterreich. und 
t. fähf. St.©.B.) nur fehr wenige Amtsverbrechen aufzählen, diejenigen, melde 
zugleich gemeine Berbredhen find, unter diefen behandeln und von ven übrigen bloß 
etwa Amtsmißbraud nennen, fo enthalten andere Strafgefegbücdher (Baden und bie 
Fleineren deutſchen Staaten) eine ausführliche abgefonderte Darftellung jener beiben 
Klaffen; während dort der bisciplinären Gewalt der Oberbehörde auch das fchwerfte 
Disciplinarmittel der Suspenfion und Entlafjung anvertraut ift, bildet bier das 
en Urtheil entweder vie nothwenbige Borausfegung oder fogar bie allein 

erechtigte Form dieſer Mafregeln. Nichtsveftoweniger behält aud hier die ins 
Strafgefegbuh aufgenommene Dienftpflichtverlegung ihren bisciplinären Eharalter. 
Der Si berfelben ift nicht wie bei der eigentlichen firafrechtlichen VBerantwort- 
lichteit die negative Pflicht, nicht in des Andern Rechtsſphäre einzugreifen, fonvern 
das pofittve Pflichtverhältnig gegenüber dem Staat; biefe Verbrechen können ferner 
au durch bloße Unterlaffung begangen werben und ihr Thatbeftanb läßt ſich bei 
ber Fülle und dem Wechfel ſolcher pofitiven Pflichten nicht in die fefte juriftifche 
Borm gießen. Daher haben die Gerichte in den Fällen, wo reine Pflichtverlegung 
als Amtsverbrehen von ihnen abzuurtheilen find, eine ihnen fonft entzogene freie 
Würdigung der That ans ven fpeciellen Berhältniffen des Staatsdienftes, eine 
Würdigung, welde ohne Zweifel befier den eigentlichen Disciplinarbehörben zufteht, 
wenn bas Berfahren vor benfelben vie Garantieen einer vorurtheilsiofen Unter 
fuhung und wirffamer Rechtsmittel erhält. 

2. Die öffentlihen Diener im meitften Sinne des Worts find bie 
Subjelte des Amtöverbrehens, alfo ſowohl die eigentlichen Beamten als bie 
andern mit ber felbfländigen Ausübung öffentlicher Funktionen betrauten Staats- 
biener (höhere üffentliche Diener) als endlich auch die niederen öffentlichen Diener, 
welde bloß Werkzeuge ver Staatsbehörben find. Ferner bie unmittelbaren wie 
die mittelbaren Bffentlihen Diener (letztere auch Öffentliche Pfleger genannt: wie 
bie bei den Staatsanftalten für Kunft, Wiſſenſchaft, Wohlthätigkeit u. dgl. ange 
ftellten), ja auch die bloßen Diener des Publikums, wie Notare, Advokaten, Apo- 
thefer. Endlich kann fowohl von den dauernd angeftellten als ven bloß vorüber: 
gehend mit Staatsgefhäften betrauten umb auch von dem penflonirten und ent- 
loffenen öffentlihen Dienern ein Amtsverbrechen begangen werben (3. B. Verlegung 
der Amtsverſchwiegenheit). | 

3. Die Strafen der Amtsverbrechen find, fofern die verlegte Rechtsorbnung 
wieder hergeftellt werben foll, die der gemeinen Verbrechen. Die Strafe hat aber 
bier nod den Nebenzwed, ven dffentlihen Diener zur fachgemäßen Dienftführung 
anzubalten oder ben Bffentlichen Dienft von untauglichen Mitgliedern zu reinigen, 
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Daher außerdem noch eigenthümliche Strafen: zum erflern Zwed insbefondere bie 
yetlihe Suspenfion und die Degradation auf eine niebrigere Stelle, zum zweiten 
bie Raflation (Berluft des Amts mit Amtsunfähigkeit verbunden) und die Dienft- 
entlaffung (ohne Amtsunfähigkeit), Diefe Dienftftrafen werben entweder von ben 
Geriöten ausprüdlich verhängt oder find ftillfhweigende Folgen einer gewiſſen 
Strafe. Nur wenige Geſetzbücher laſſen dieſe befondern Strafen ganz aus dem 
Steafgefegbuh ans und ftellen es den Disciplinarbehörden anheim, diefe nicht den 
Nenſchen als ſolchen, fondern bloß den Staatsdiener treffenden Strafen zu vers 
hingen, Diefes Syſtem empfiehlt fih als das konfequentere. Es geht davon aus, 
vah der öffentliche Diener in zwei -Pflichtenkreifen fteht, in dem mehr negativen 
frofreditlichen, in dem mehr pofitiven der dienſtlichen VBerantwortlichkeit; durch das 
Antsverbredden verlegt er beide, beide müflen reagiren und zwar nad dem ver- 
(biebenen Grunde der Strafe auf verfchievene Weife; der Vertreter eines jeden 
Viefer Kreiſe wird am beften geeignet fein, bie verwirkte Strafe für ſich abzufhägen. 
Ha diefer Anfiht kann die ftrafrehtlihe und disciplinäre Ahndung bei Amts- 
urhrehen neben einander hergehen (franzöf. und neueres deutſch. Syſtem), auch 
zn dort Freifprehung erfolgte, kann bier noch geftraft werben, auch wenn bas 
Antsverbrechen durch Verjährung und Begnabigung (welde hier ganz nad ven 
olgemeinen Grundfägen des Strafrechts eintreten) getilgt ift, Tann noch biscipli- 
are Strafe wegen berfelben That eintreten, 

4. As Boransfegung der ftrafrechtlihen Berfolgung von Amteverbrechen 
zirh in manchen Staaten ver Antrag ber dem öffentlihen Diener vor⸗ 
gelegten Behörde geforbert: das franzöfifche Syftem ber Bertretung bes 
Stuatsdienerd durch den Staat (garantie des fonctionnaires publics), weldes bie 
Sfändigfeit ver einzelnen Theile der Staatöverwaltung und die Beurtheilung 
ver Handlungen bes Staatsbienerd aus dem Zufammenhange des Öffentlichen 
Dinftes den Anforderungen der Gerechtigkeit voranftellt. Dem gemeinen Recht 
md der preußifchen Berfafiung ift eine derartige Bejhränkung unbekannt; faktifch 
wird aber auch bier, indem von ben Erklärungen ber vorgefesten Behörde fehr 
Kufig vie Materialien der ftrafgeridhtlichen Unterfuchung abhängen und indem 
neh die Einleitung der Unterfuhung durch den Antrag bes Stantsanwalts be 
ringt if, die Erhebung umb der Fortgang einer Anklage wegen Amtsverbrechen 
von den höchſten Regierungsbehörben abhängig fein. 

I. Die Gefitspunfte, nah welden fih die einzelnen Amtsverbre- 
$en zertheilen, ergeben ſich aus bem Subjekte bes Verbrechens und aus dem ver» 
kit Rechte. Nach letzterem find fie gemeine Verbrechen, zu deren Begehung ber 
Vienft unmittelbare Gelegenheit bot, oder reine Verlegungen bes Dienftverhält- 
“fe; nach erfterem Amtsverbrechen ber höheren und ber niederen öffentlichen 
Diener; Amtsverbrechen, welche von allen öffentlichen Dienern begangen werben 
"anen und vie einzelnen Klaſſen derſelben eigenthümlich find. 

‚1. Die allgemeine Verlegung der Amtspflicht, infofern fie kein fpe- 
“les mit Strafe bedrohtes Berbrehen enthält, wird in einigen Geſetzbüchern 
Hannover, Darmftadt, Oldenburg) beftraft, und zwar die vorfägliche, fofern 
fe aus Cigennug oder in der Abficht, den Staat ober Private zu ſchädigen, ge- 
(dab, mit Dienftentfegung und »-Entlaffung oder Suspenfion, fofern ohne feine 
Mädigende Abſicht, mit Entlafjung over Suspenfion; die fahrläffige Verlegung 
ver Dienftpflicht, welche fowohl durch unmwürbiges mit der Stellung als äffent 
Idee Diener unvereinbares Verhalten als durch beharrliche Bernadläffigung ver 
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Dienftpflichten gefhehen Tann, wird meift, nad) mehrmaliger disciplimärer Ahndung 
mit Entlaffung beftraft. 

Die reine Verlegung ber Amtspfliht nimmt in folgenden Amtsverbrechen 
einen individuelleren Charakter an: a. in dem Bruce ver Amtéverſchwie— 
genheit, d. i. die rechtswidrige Mittbeilung oder Bekanntmachung folder That- 
fadhen, welche einem öffentlihen Diener bloß durch fein Amtsverhältnig belamnt 
geworben find, und zu deren Geheimhaltung er verpflichtet war. Diefelbe wird 
meift nur infofern kriminell geftraft als eigennügige Abſicht oder Abfiht, Dritte 
zu beſchädigen, zu Grunde lag; Strafe ift in dem fchwerften Fällen Dienftent- 
laffung (Bayern 365) ober fogar Dienftentfegung (Baden 660), im geringeren 
Geld» oder Oefängnißftrafe, Strafausmeffungs-, beziehungsweife Strafabftufungt- 
gründe find bie Größe des eingetretenen Schadens und bie Gefährlichkeit der Ab: 
fit. b. Eine zweite individuelle Pflichtverlegung, der Ungehorſam yegen Amts: 
vorgeſetzte in Bezug auf Amtshandlungen, wird, wenn mit thätlicher Widerfeglic- 
keit oder Berlegung der Amtsehre verbunden in Braunfchweig (468), Hannover 
(367) mit Dienftentlaffung und »Entfegung, die Konnivenz d. 5. das wiffent- 
liche Zulaflen oder Begünftigen der Amtsverbrechen Dienftuntergebener durch den 
Borgefegten in Preußen (330) mit zeitlicher Unfähigkeit zum öffentlichen Dienfte 
beftraft. c. Nur felten (Würtemb. 425, Braunfhw. 268) findet fi eine krimi⸗ 
nelle Beftrafung des eigenmächtigen Berlaffens des Amts (Defertion). d. Das 
bäufigfte biefer Verbrechen ift der Mißbrauch ber Amtsgewalt zur redts- 
widrigen Bedrädung oder Begünftigung der Amtöuntergebenen oder der Bürger, 
fofern darin nicht ein ſchwereres beſonders bedrohtes Verbrechen enthalten ift; der⸗ 
felbe ift mit Geld-⸗, Gefängnißftrafe, Entlafjung und Entfegung bedroht (Preuß. 
316 f., Bab. 618, Bayern 375 f.). 

2. Während dieſe Bflichtverlegungen fih nur fo weit erftreden, als nicht da- 
burd ein gemeines Verbrechen begangen wird, fo find andere Pflihtverlegungen 
deßhalb beſonders ftrafbar, weil fie die nothwenbige Form eines gemeinen Ber: 
brechens find. Dahin gehört a. befonvders bie Beftehung nad ihrer paffiven 
Seite d. i. die Annahme eines Vermögensvortheild von Seiten eines öffentlichen 
Dieners, infofern dadurch auf die vienftlihe Thätigkeit desfelben eingewirkt werden 
fol. Die Strafwürbigfeit diefes Amtsverbrechens bemißt fi darnach, ob pflicht- 
mäßige oder pflichtwidrige Thätigleit bezwedt wird und ob biefelbe ſchon einge: 
treten {ft oder nicht. (Bon diefer der amtlichen Thaͤtigleit vorausgehenden Befte- 
dung findet fi zuweilen losgelöst das Delift der firafbaren nachträglichen Ge— 
fhentannahme, Bad. 607, ein reines Amtevelift.) b. Die Amtsuntrene, d. i. 
Betrug oder Unterfchlagung mit Benügung der bienftlihen Gewalt. Darunter 
fällt einerfeits die vorfägliche Verkürzung des Staats bei Erhebung von Abgaben 
und anderen öffentlihen Einkünften fowie überhaupt bei Leitung ver dem Beamten 
im Auftrage des Stadts obliegenden Gefhäfte, anbererfeits die Rechnersuntreue 
(Reftfegung), d. i. die Unterfchlagung von Geld oder Bermögensftüden, welde 
dem Beamten in feiner amtlihen Eigenſchaft anvertraut find ober auch bloß bie 
Benützung oder Gebrauhsüberlafiung folder Gelder und Sachen zu Zweden, welde 
bem öffentlichen Dienfte fremd find. GStrafmilderungsgrund ift der Erſatz ober 
die Abficht des Erſatzes. (Würtemb. 420 f., Hannov. 362 f. Braunfhw. 264.) 

e. Amtserprejfung. Benügung der Dienftgewalt zur Berübung einer 
Erprefiung. (Würt. 418, Braunfhw. 259, Hann. 358, Bad. 671.) d. Fälfchung 
und Täufhung vermittelft der Amtshandlungen, d. h. Aufnahme, WAusftellung, 
Beränderung, Vernichtung von Urkunden durch den öffentlichen Diener innerhalb 
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ver Dienftgewalt zum Zwecke redhtswibrigen Gewinns oder Benadtheiligung. 
Preuß. 323, Würt. 419, Braunfhw. 263.) — Regelmäßig tritt bei vieſer Art 
von Amtsverbrehen die durch einen Zufag, insbefondere durch Suspenfion, Dienft- 
entlafjung oder »Entfegung verfhärfte Strafe des betreffenden gemeinen Berbre- 
Hens ein, oder die Strafe des gemeinen Verbrechens wird auch einfach durch biefe 
vienftliche Strafe erſetzt. 

3. Enbli find in dem meiften neueren Geſetzbüchern wegen ber befonberen 
Berhältnifje einzelner Zweige des öffentlihen Dienfts eine Anzahl von Pflicht⸗ 
verlegungen befonderer öffentliher Diener mit Strafe bedroht. So 
die Amtsverbreen der Minifter oder Departementächefs, für deren Aburtheilung 
ein befonderer Gerichtshof eingejegt wird; die Berbreden der Richter: Beugung 
det Rechts d. i. abfichtliche Ungerechtigkeit bei der Leitung ver bürgerlichen ober 
Strafrehtöpflege, firafwürbiger im legterer, am ftrafwürbigften, wenn zum Nad)- 
theil der Unſchuld; ferner einerfeits rechtswidrige Verfügung oder Verlängerung ber 
Unterfuhung gegen offenbar Unſchuldige over Benägung rechtswidriger Mittel in 
derſelben; rechtswidrige Verfügung oder Verlängerung der Haft; rechtswidrige Haus- 
ſuchung; Bollftredung einer nicht erfannten Strafe; andererſeits rechtswidrige Un- 
terlaffung der Unterfuhung, Verhaftung und Hausfuhung, rechtswidrige Freiſpre⸗ 
dung und Nichtvollſtreckung der Strafe. Die Verbrechen des Staatsanwalts, der 
Beliyeibeamten, der Poft- und Telegraphenbeamten (rechtswidriges Erbrechen, Uns 
tntrüden, Ansliefern von anvertrauten Briefen und Depefchen), der Zoll- umd 
Keifebeamten (Berfchweigen von Defraudationen), ber Forſtdiener (Jagd- ober 
delzexeeſſe), der Gemeindebeamten , werben alle häufig mit befonderen Strafen 
ktroht. — Werner werden häufig auch die Vergehen der im Dienfte des Publi» 
iums angeftellten Perfonen beſonders beftraft: jo bie Untreue der Rechtsanwälte 
(Präverication), wenn fie zu Gunften der Gegenpartet pflichtwidrig handeln oder 
beiten Parteien zugleich vienen; die Dienftvergehen ber Notare, der Standes» 
Stamten, der Wundärzte, Hebammen und Apotheker, welche ſich gegen die geſund⸗ 
beitöpoligeilichen Vorſchriften der Heilung von Kranken unterziehen, ver Aerzte, bie 
in dringenden Fällen vie Hilfe verweigern, — Endlich wird aud der Mißbraud des 
irhenamts zu Angriffen gegen die Staatsregierung oder gegen andere Religions» 
gemeinihaften zuweilen mit Strafe bedroht. (Braunfchw. 382. Baden 686.8 u. ff.) 

UI. Die Theilnahme an einem Amtsverbredhen fann theild von Seiten eines 

‚ tbeils von Seiten eines Dritten ftattfinden. Natürlich find die am 
Antöverbrechen theilnehmenden öffentlichen Diener ebenfalls firafbar; nur find dann, 
menu auf dem rechtögiltigen Befehl ver übergeorbneten Behörde ein Amtsverbredhen, 
welches fein gemeines Berbrechen in ſich fchließt, begangen wurde, bloß bie Amts» 
dergefegten, nicht auch der eigentliche Thäter firafbar. Wenn dagegen ein Nicht. 
beamteter am Amtsvelift als Anftifter, Miturheber, Gehilfe theilnimmt, fo ift ver- 
kibe nach allgemeinen Nechtsgrundſätzen, fofern nicht zugleich ein gemeines Ber- 
irehen vorliegt, firaflos; denn gerade die perfönliche Eigenfchaft des Beamten 
fempelt nur im Bezug auf ihm dieſe fonft firaflofe That zum Verbrechen, und 
überhaupt wird daburd, daß eine Anzahl reiner Disciplinarvergehen aus Grün. 
den der Zwedhmäßigkeit zu Verbrechen erhoben worben find, deren eigentliche Na— 
tur nicht zerſtört, nach welder die Disciplinarmaßregel fi nur auf den öffent 
Üden Diener erfiteden kann. Freilich bedrohen einige Gefegbücdher (Preuß. 331) 
aus Gründen der Kriminalpolitit auch dieſe Theilnahme mit Strafe. 

Literatur. Heffter. N. Arch. d. Kr.R. XII 48. f. 155 fi. Arch. d. 
RN. F. 18583. 422 f. Weiste, Rechtsl. I, 220 (Buddeus).a. Ewente. 
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In ſtaatsrechtlichen und in völkerrechtlichen Verhältniffen, namentlich aber in 
legteren, wird allgemein die „Anerfennung” als ein fehr wichtiges Moment 
angefehen; im Bölferreht hat diefer Ausbrud fogar eine techniſche Geltung erlangt. 
Dennod beftehen über das Wefen, die Borausfegungen und die Wirkungen ber 
Anerkennung auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts und fpeciell des Völkerrechts 
weder in den Anfichten ver Gebildeten noch auch in der wiſſenſchaftlichen Theorie 
genügende Klarheit und Uebereinftimmung. Auch eine kurz zufammenfafjende Dar- 
ftellung dieſer Lehre wird daher eine weiter ausholende principielle Begründung 
nicht entbehren und ein Eingehen auf Kontroverfen nicht ganz vermeiden Können, 

I. Unter „Anerkennung“ verfteht ber deutſche Sprachgebrauh da 8 
Eingeſtändniß des Vorhandenſeine einer Thatſache, d. h. die 
Aeußerung der Ueberzeugung, daß eine von anderer Seite behauptete ober wenig- 
ſtens als von ihr behauptet gedachte Thatfache wirflih vorhanden fei; das objel- 
tive Dafein diefer Thatfache gehört nicht zum Wefen der Anerkennung. Es Teuchtet 
ein, daß in biefer Allgemeinheit die Anerkennung kein juriftifcher Begriff fein Tann. 
Aber auch bezogen auf Rechtsſätze oder Rechtsverhältniffe oder die Boransfegungen 
ber einen ober anderen (juriftiiche Thatlachen) hat die Anerkennung in der Regel 
feine rechtliche Wirkung; fie ift weder eine Rechtsquelle nod ein all- 

emeines Rehtsinftitut; denn bie Rechtsnormen und die Berechtigungen 
Baben in ber Regel eine von der Anerkennung ſowohl ber durch biefelben ver- 
pflichteten als dritter Berfonen unabhängige Eriftenz, und andererfeits wird man 
durch irrthümliche Anerkennung einer in Wahrheit nicht vorhandenen Rechtsnorm 
oder Berechtigung oder juriftifhen Thatfache regelmäßig nicht für die Zukunft ver- 
pflichtet. Indeſſen gibt e8 wirklihe und f[heinbare Ausnahmen von 
biefen Grunpfägen. 

1. Unter gewiffen Vorausfegungen wirb durch bie Anerkennung eines Rechts- 
fages objektives Recht gefchaffen, nämlich wenn die Erforderniſſe des fogenannten 
Gewohnheitsrehte 8 im einem konkreten Falle vorhanden find, Die Aner- 
fennung eines Rectsfages von Selten der Mitglieder einer Gemeinſchaft, wenn 
fie in einer gemeinfamen Ueberzengung begründet tft und fich im Rechtsleben durch 
biefer Meberzeugung entfprehende Handlungen vollzogen bat, bewirkt die rechtliche 
Geltung jenes Sates, falls derfelbe nicht ſchon ohnedieß eine folde in dem be— 
treffenden Kreife gehabt hat. Damit die Anerkennung die Kraft einer Rechtsquelle 
habe, muß fte alfo erfolgen in der Form der Uebung eines Rechtsfages, der Hebung 
muß zu Orunde liegen eine entfprechende Ueberzeugung, bie Ueberzeugung muß 
zurädgeführt werben lönnen auf die geiftige Einwirkung einer Gemeinfhaft (Bgl. 
den Artikel Recht, Rechtsquellen). 

2. Zumeilen ſchreibt das Mecht der Anerkennung einer angeblihen Thatfache 
oder eines angeblichen Rechtes die Wirkung zu, daß das fo Anerkannte juriftifch 
für wahr gelten fol. Imsbefondere wird durchgängig dem nicht mehr anfecht- 
baren richterlihen Urtheile durch vie Rechtsordnung Rechtskraft, wenigftens für bie 
Parteien beigelegt, indem fein Inhalt, wenn verjelbe auch den thatfächlichen Ver— 
hältniffen oder dem objektiven Rechte nicht entfpricht, doch als richtig angenommen 
werben joll. Ebenſo wird z. B. was eine Partei im Civilproceß zu ihrem Nach- 
theil ausfagt, vermöge rechtlicher Vorfhrift für wahr angefehen. Eine ſolche Fik— 
tion muß aber, um juriftifch anmwenbbar zu fein, immer auf einen pofitiven 


Anerkennung, flaaisrechtliche und völkerrechtliche. 77 


Rehtsfag jih gründen; ferner iſt eine nothwendige Borausfegung berfelben, 
daß der Anertennende Aber das fragliche Recht zu verfügen berechtigt ober gerade 
jr Eutſcheidung ſolcher Rechtsfragen berufen fei. 

3. Nur ſcheinbar ift die Anerfennung von rechtlicher Bedeutung, wenn 
turh diefelbe invireft ein Wille, dem rechtſchaffende Kraft innewohnt, fih gus- 
priht, Bielfah kommt e8 vor, daß man, indem man eine jwriftifhe Thatjache 
ever eine Berechtigung oder eine Rechtsnorm als beftehend anerkennt, viejelbe 
owentuell, für den Fall, daß fie nicht wirklich beſtehen follte, durch feinen Willen 
in das Leben zu rufen, reſpeltive ihr juriftiihen Beftand zu geben beabſichtigt. 
Es ift dann aber nit die Anerkennung felbft, fondern der in ihr enthaltene 
Billensatt, 3. B. ein Verzicht oder eine Genehmigung oder ein Schulbvertrag, 
vodurch die rechtliche Wirkung hervorgebracht wird; daher muß aud die Anerken- 
nung, um die beabfichtigte Folge zu haben, alle jene Erfordernifje erfüllen und 
namentlich mit Beobachtung aller jener Formen geſchehen, welde für die Gültig« 
kit und Wirkfamkeit eines ſolchen Willensaktes weſentlich find, 

I. Die vorftehenden Säge finden auch auf dem Gebiet des Staat!» 
rehts ihre volle Anwendung. Sol eine Anerfennung im eigent- 
liden Sinne, die niht auf dem Wege des Gewohnheitsrechts hervortritt, 
Mantsrechtliche Bedeutung haben, fo muß fie, den oben aufgeftellten Principien 
zemiß, im rechtlich beſonders firirten Fällen ausgehen von einem zu ſtaatlichen 
Berfügungen oder zur Entſcheidung ftaatsrechtlicher Streitigkeiten überhaupt oder 
hecieli für dem vorliegenden Fall oder eine ihn umfaffende Kategorie von Fällen 
ktufenen Drgan. Dagegen die uneigentlide Anertenpung bat eine 
deitete Sphäre der Wirkjamfeit auch im Staatsrecht, indem fie bier juriftifch 
ikerall anwendbar ift, wo ein ſtaatsrechtlich relevanter-Wille mit binreichender 
Dentlihteit in diefer Weife erklärt werben kann und nicht etwa durch Vorſchrift 
beſümmter Worte jede inbirefte Art der Aeußerung ausgefchloffen ift. 

1. Die Wichtigkeit der genauen Unterſcheidung zwiſchen eigentliher und un- 
igentlicher Anerkennung und die Nothwendigfeit, vie in der Natur der Sache 
fegrändeten Borausfegungen beider fi ftets gegenwärtig zu halten, werben be- 
jonders einleuchten, wenn wir zunächſt die Bedeutung der Anerkennung für die 
Örundfragen jedes pofitiven Staatsrechts in das Auge faflen. 
Zahlreihe und zum Theil fehr bedeutende publiciftiihe Schriftfteller find, obwohl 
von fehr verſchiedenen Standpunkten ausgehend, zu dem gemeinfamen Refultat 
— daß die vehtmäßige Herrſchaft des Staates oder des 

tägers ber Staatsgewalt immer ober wenigftens wenn ihr Urfprung 
ein widerrechtlicher geweſen, auf Anerkennung berube (vgl. den Art. Regie 
timität); als Subjekt der Anerfennung werben aber bald die einzelnen Glieder des 
Boltes, bald das Volt als Geſammtheit der Regierten, bald ver Staat ober bie 
en Organe bezeichnet; und unter der Anerkennung felbft verfteht man bald 

ine Zuftimmung, welde einer faktifchen Herrſchaft Rechtsbeftändigkeit zu geben 
bezwedt (ſ. Jordan, Roiteck u. f. w.); bald die Ueberzeugung von dem thatfäd. 
lihen Dafein einer wirflihen Staatsherrſchaft (Zöpfl, Fröbel); bald endiich die 
Ücberzeugung von ber Rechtmäßigkeit der beftehenden Regierung (Warnkönig, 
dnntihli). — Die Anerkennung einer Staatögewalt von Seiten ber ihr unter 
Dorfenen Einzelnen fann nun freilih, wie aud ihr Inhalt befchaffen 
ſein mag, nach richtiger Anſicht niemals Legitimirende Kraft haben, es müßte ſich 
dem um die Begründung eines Staates unter bisher ſtaatloſen Individuen han— 
deln, im welchem Galle die Anertennung als ſtillſchweigende vertragsmäßige 
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Billenseinigung wirkſam zu werben vermödte; aber wenn einmal ein 
Staat und ein Willensorgan des Staates rechtlich vorhand.n find, fo muß natur- 
gemäß die Fortdauer ihrer Berechtigung ſowohl von dem Willen als von ber 
Ueberzeugung der einzelnen Untertbanen unabhängig fein. Ebenſo wenig erfdeint 
im Allgemeinen das Bolt als Sefammtheit der Regierten, fo 
fern dasſelbe überhaupt eine einheitliche Ueberzeugung oder einen einheitlihen Willen 
äußern kann, alfo insbefondere die Vollsvertretung in der Monarchie, geeignet, 
tur die Anerkennung des thatſächlichen Beſtehens oder der Rechtmäßigkeit einer 
Staatsherrſchaft (3. B. durch die Huldigung), derſelben Rechtsverbindlichkeit zu 
geben; denn es läge darin immer eine Vergebung der Staatsgewalt durch bie 
Unterthanen, welche im Widerfpruch ftände mit der fonftigen Staatsorbnung; 
das entgegengefegte Princip bat daher auch nur in wenigen Ländern (Spanien, 
Portugal) verfaflungsmäßige Geltung erhalten. Wo jedoch die Volksverſammlung 
oder bie Bolfövertretung bei Erledigung des Throns einen Herrfher zu wählen 
bat, da wird diefelbe durch Anerkennung eines faktifchen Herrſchers ald des redht- 
mäßigen mögliherweife ihre Wahl, alfo einen auf Rechtsbegründung gerichteten 
Willen, rechtsgültig ausfprehen. Die (eigentliche oder uneigentliche) Anerken- 
nung von Seiten untergeorbneter ffaatliher Organe, z. B. ber 
Gerichte, als entſcheldend für die Legitimität zu betrachten, wirb nicht allein durch 
die Unterthaneneigenfhaft derfelben, fondern in noch höherm Grabe burd ihre Be- 
amtenftelung ausgeſchloſſen; es hat daher aud wohl niemals das pofitive Recht 
eines Staates dem Ausfprucd ihrer Ueberzeugung oder ihres Willens eine der⸗ 
artige Wirkung beigelegt. Der rehtmäßige Souverän felbft lann durch feinen 
Willen regelmäßig nur in der Form eines Gefeges, alfo namentlich in ber fon; 
ftitutionellen Monardie nur mit Zuftimmung der VBollsvertretung, über die Staatd- 
gewalt verfügen; eine Anerkennung einer thatfädhlichen Staatsherrſchaft durch ein 
von dem bisher rechtmäßigen Herrfcher fanktionirtes Geſetz in ber Abſicht, der⸗ 
felben fortan rechtlichen Beftand zu geben, wirb aber aus nahe liegenden praf- 
tiſchen Gründen faum vortommen, wenn es fid nicht etwa nur um einen einzelnen 
Landestheil handelt; der rehtmäßige Souverän, welcher die Ausübung ber Herr- 
ſchaft Über den ganzen Staat verloren hat, wird, indem er den faltifchen Zuftand 
als redhtmäßigen anerkennt, dadurch höchſtens auf fein Recht verzichten wollen, 
und für biefen Zwed wird aud die Form eines Gefeges entbehrlich fein. Das 
Ausfprehen der Ueberzeugung bes rechtmäßigen Staatsoberhaupts, daß ber 
faltiſch regierende Herrſcher oder gar ein bloßer Prätenvent ber rechtmäßige Herrſcher 
fei, wird, wenn barin Feine eventuelle Mebertragung oder Berzichtleiftung liegen 
foll, wegen der Gefahr eines etwaigen Irrthums kaum eine rechtliche Wirkfamtetr 
haben dürfen, und hat eine folde auch wohl in keinem Staate durch das pofttive 
Reht erhalten. Der Staat felbft endlich kann einen rechtlichen Willen wie 
überhaupt jo hinſichtlich feiner eigenen Eriftenz und Bertretung nur durch ben 
Souverän, refp. durch ein mit deſſen Sanftion zu Stande gelommenes Geſetz 
ausfprechen; dagegen fann unmittelbar aus ver ftaatlihen Gemeinfhaft eine ge- 
meinfame rechtliche Ueberzeugung entjpringen und fi im Leben be- 
thätigen: folh ein flaatlihes Gewohnheitsreht wird allerdings nicht frei 
über das Subjelt der Staatsgewalt beftimmen, fondern dar die faltiſche Herr 
{haft wejentlih influencirt werben; aber eben deshalb ift die Anerfennung ber 
Rechtmäßigkeit der faltifhen Herrfhaft dur das Bewußtjein und 
die Hebung der im Staat vereinigten Menfchenmenge bie regelmäßige 
Art der Legitimation für eine urfprünglich nicht rechtmäßig begründete Staatsherrſchaft. 
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2. In Bezug auf bie Ausübung der Staatsgemwalt und bie die- 
felbe regulirendu-Staatseinrihtungen wird der eigentliden 
Anertennung nur in fehr beichränftem Maße juriftiihe Wirkſamkeit einge» 
räumt werben bürfen. Das Weſen des Staates fordert, daß ein auf vernünftiger 
Ueberlegung berubender Wille in ihm herrſche, fein Leben dauernd oder für ben 
einzelnen Fall beftimme; damit würde es im Wiverfprud ftehen, wenn das Aus- 
ſprechen einer leicht irrthümlichen Ueberzeugung für die Zukunft eine freie, ver 
nunftgemäße Ausübung ver . zu hindern oder andererfeitd bie recht⸗ 
lichen Schranten der Ausübung der Staatsgewalt zu befeitigen vermöchte. Es wird 
daher regelmäßig nur das Gebot des Staatscherhaupts, refp. feiner Beamten, 
eime vechtliche Verbindlichkeit erzeugen, nicht aber der Ausprud feiner (ihrer) Ueber 
jeugung, daß eine rechtliche Verbindlichkeit, fei es für fie felbft, fei es für ihre 
Untergebenen, beftehe; ebenjo wird, wo das Staatsoberhaupt an die Mitwirkung 
einer Bertretung der Regierten gebunden ift, die dem Willen des erfiern in ber 
Abficht, demfelben Rechtsgültigleit zu verleihen, ertheilte Zuftimmung ver legtern 
gefordert werben, während die Unerfennung der Bolfsvertretung, daß ber Wille 
des Souveräns am und für fih ſchon rechtsgültig fel, demfelben keine ihm nicht 
jhon innewohnende rechtliche Kraft geben kann. Wo freilich der Bolkövertretung 
feine Mitwirkung, fondern nur eine Kontrolle der Rechtmäßigkeit, beziehungs- 
weile auch der Zweckmäßigkeit einer Regierungshanblung zufteht, da wirb ihre 
Erklärung, daß der Alt der Negierung dem Rechte, refp. dem 
Staatswohl entſpreche, in der Regel jede fpätere Beſchwerde oder Anklage 
wegen bes betreffenden Altes von ihrer Seite ausfhließen müflen. Wenn ferner 
die Bollsvertretung oder eine Abtheilung derfelben (3. B. bei Prüfung ver Legi⸗ 
timation ihrer Mitgliever oder als Gerichtshof über eine Minifteranflage) oder 
ein anderes Organ in rihterliher Eigenfhaft eine ſtaatsrechtliche Frage end» 
gültig zu entſcheiden hat, jo muß viefes Urtheil wie jedes andere nicht mehr an- 
fehtbare richterlihe Urtheil Rechtötraft haben. Endlich werben fowohl die Hand» 
Inngen der Stantsgewalt als die Beſchlüſſe det VBollövertretung und auch bie Alte 
der einzelnen Bürger, in denen fid bie Weberzeugung von dem Vorhandenſein 
einer gültigen ſtaatsrechtlichen Norm ausſpricht, nicht felten eine gewohnheits- 
rechtliche Anerkennung einer nicht zu Recht beftehenden ftaatlihen Einrid- 
tung oder Vorſchrift enthalten. — Die bindende Willenserklärung in Form der 
Anerfennung, die uneigentlihe Anerlennung, findet dagegen ein weites 
Anwendungsgebiet vor Allem in jenen zahlreihen Fällen, wo es zweifelhaft ober 
beftritten ift, ob eine Berfügung des Souveräns oder einer Staatsbehörde wegen 
angeblihen Mangeld einer geſetzlich nothwendigen Zuftimmung ober wegen einer 
angebli darin enthaltenen Kompetenzüberfhreitung oder wegen eines angeblichen 
Gormfehlers unverbindlich fei; hier wird bie zur Befeitigung jedes fernern Zmei- 
feld oder Streites ertheilte Genehmigung ober Beftätigung häufig ver 
mittelft eimer Anerlennung der Rechtsgültigkeit erfolgen. In den fpeciellen Fällen, 
wo aus befonderen Gründen einer einfeitigen Verfügung der Regierung ohne den 
an und für fi erforderlihen Konſens der Vollsvertretung proviforifhe Geltung 
beigelegt iſt (proviſoriſche Geſetze und Etatsüberfchreitungen), wird fogar regel- 
mäßig die nothwendige nachträgliche Genehmigung von Seiten dieſer Körperfchaft 
in Form einer Anerkennung, daß der fragliche Alt feiner Zeit gerechtfertigt ge- 
weien fei, ausgeſprochen worben, 

UI. Im enropäifhen Völkerrecht Hat, abgefehen von ver nicht unbe- 
veutenden Wirkjamfeit, welde auch in dieſem Mechtötheile das Gewohnheitsrecht 
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betbätigt bat, und den verhältnigmäßig feltenen Fällen eines richterlichen (reſp. 
f&hiedsrichterlichen) Urtheils, die eigentlihe Anerkennung feinen Eingang 
gefunden. Es erklärt fich tiefe Erfheinung leiht, wenn wir bedenken, daß bie 
fouveränen Gewalten, welde im Völkerrecht ſich gegemüberftehen, nicht leicht dem 
bloßen Ausſprechen einer Ueberzeugung eine dem Willen des Anerlennenden mög: 
liherweife gar nicht entſprechende rechtliche Wirkung zugeftehen werben. Die natür- 
liche und regelmäßige Art der Begründung von internationalen Rechtsverhältniſſen 
ift der Bertrag. Ein Staatenvertrag in Form der Anertennung if 
freilich nicht felten, und insbefondere die vorzugsmweife fogenannte völter- 
rechtliche Anerkennung ift feine eigentliche Anerfennung, ſondern ein vielfad 
in das Gewand einer Anerkennung gekleiveter Bertrag. Die fogenannte völter- 
rechtliche Anerkennung ift das von einem Staat einem andern Staat 
gegebene und von diefem acceptirte Berfprehen, denfelben, be- 
ziehbungsweife feinen Souverän, als ein Glied der Genofjen- 
[haft der civilifirten Stagten zu behandeln. 

1. An und für fi ift die Frage des rechtlichen Beftehens eines Staates 
ftaatsrechtliher Natur, nad dem für die betreffende Menſchenmenge geltenden 
Staatsreht zu beantworten. Ein ftaatsrechtlich begründeter Staat ift unmittelbar 
mit feiner ſtaatsrechtlichen Eriftenz aud eine völferrechtlihe Perfon; denn bie 
Staaten find die natürlichen Subjelte des Bölkerrechts, die gegenfeitige Achtung 
ihrer Unabhängigkeit und ihre Fähigkeit, mit einander in Rechtsverhältniſſe zu 
treten, bilden die nothwendigen Borausfegungen jedes pofitiven Völlerrechts; aber 
nur ein dem Rechte gemäß beftehenver Staat ift überhaupt rechtlich ein Staat. 
Der Kompler von pofitiven Rechtsſätzen, welder bie gegenfeitigen Beziehungen der 
heutigen civilifirten Staaten regelt, findet dagegen nur unter denjenigen Staaten 
Anwendung, unter denen biefes rechtliche Band fi urfpränglich gebilvet hat ober 
welche fpäter in bie einmal Eonftituirte Recdhtsgemeinfhaft aufgenommen worden 
find. Ein neu entflandener Staat, wenn ihm aud unzweifelhaft ftaatsrechtliche 

‚Berfönligkeit zulommt, muß daher, um bie befonderen Rechte und Verbindlichkeiten 
eines Gliedes diefer fpeciellen Genoſſenſchaft beanfpruchen zu können, in biefelbe 
fih aufnehmen laflen; da aber der Berein ver Staaten enropäifcher Gefittung 
fein Organ gemeinfchaftliben Wollens und Handelns befigt, fo kann dieſe Auf- 
nahme eines neuen Mitgliedes nur durch die einzelnen bisherigen Mitglieder er- 
folgen und nur für die einzelnen, von denen fie ausgeht, Geltung haben. 

2. Das Berfprehen, einen neuentftandenen ober bisher außerhalb des euro- 
pälfchen Völlerrechts gebliebenen Staat als gleichberechtigtes Glied der civififirten 
Staatengenoffenfchaft zu behandeln, ift nur dann bindend, wenn ed von bem 
legtern angenommen worben ift; denn eine einfeitige Willenserklärung hat über- 
haupt keinen verpflichtennen Charakter im Völkerrecht, und in dem vorliegenven 
Fall würde zudem ohne die Acceptation des Berfprehens jede Sicherheit fehlen, 
daß der aufzunehmende Staat im Berhältnig zu dem andern Staat die. Sagungen 
des pofitiven Völkerrechts zu reſpeltiren beabfichtige. Die Aufnahme muß alfo 
immer im Wege eines Vertrages gefchehen. 

3. Es ift jebod nicht nothwenbig, daß der forrefpondirende Wille ver beiden 
Staaten ausdrücklich ausgeſprochen werde; vielmehr wird derfelbe regelmäßig ftill- 
ſchweigend erklärt durch beftimmte Alte, welche ven Beginn eines georbneten 
völferrechtlihen Berfehrs zwifchen den beiden Staaten enthalten. Namentlich durch 
den Empfang eines von dem Souverän bes einen Staates bei dem bed andern 
Staates beglaubigten Oefandten, oder durch den Abſchluß eines Handelsvertrags 
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(jedoch meift mit Einfügung einer riedens- und Freundfchaftsflaufel) oder eines 
Friedensvertrags (wenn der alte Staat die Entftehung des neuen durch Waffen- 
gemalt zu verhindern geſucht bat) pflegt der Eintritt in bie völlerrechtliche Ge— 
aeſſenſchaft fih zu vollziehen. Durch einen folhen Alt bekundet der bisher ſchon 
ver völlerrechtlichen Genoffenihaft angehörige Staat zunächſt feine Ueberzeugung, 
welhe er auch oft ausprüdlid erklärt, daß ber andere fontrahirende Theil ein 
mabhängiger und für einen georbneten, den Oruntfägen tes europäiſchen Völker 
rechts lonformen Verkehr geeigneter Staat fei. Aber nicht diefe Anerfennung 
begründet eine Verpflichtung für die Zukunft, fondern ver begleitende Wille, 
en andern Staat künftighin an dem europälfchen Völkerrecht theilnehmen zu laffen. 

4. Jeder neu entftandene Staat, deſſen Bevöllerung dem Kreife der euros 
zäiſchen Gefittung angehört, ftrebt naturgemäß dahin, Mitglied des auf derfelben 
beruhenden völkerrechtlichen Vereines zu werden, und zwar um fo mehr, als bie 
anderen Staaten durch feine Aufnahme zugleich die Ueberzeugung befunden, daß 
a zur flaatsrechtlihen Eriftenz gelangt und thatfächlid fo weit gefeftigt fei, um 
tie nöthigen Bürgſchaften für einen geficherten Berfehr zu bieten. Nichts defto 
weniger flatuirt das praftiiche Völkerreht feine Rechtspflicht für vie bis— 
kerigen Theilmehmer der internationalen Genofjenfhaft, einem Staat, welcher viefe 
deransfegungen erfüllt, die Aufnahme zu gewähren; vielmehr fann jeder Staat, 
wenn er nur fich feine Eingriffe in die Rechtsſphäre des neuen jouveränen Ge— 
meinwefens erlaubt, aller rechtlihen Berührung mit bemfelben fern bleiben, fo 
lange er fich nicht durch fein eigenes Interefje zu einem andern Verhalten bewogen 
fühlt. Dagegen wird aber aud kein Staat durch die abweihende Anficht eines 
andern Staates verhindert, feinerfeits mit der „Anerkennung“ vorzugehen; felbft 
die Behauptung eines Starte, daß der neue Staat no gar nicht rechtlich Ton« 
fituirt fei, fondern etwa noch rechtlich einen Theil feines Gebietes bilve, ift fein 
jariſtiſches Hinderniß für die Anerlennung von Seiten anderer Mächte, welche 
ine entgegengefegte Rechtsanfchauung hegen. Die trog des augenfcheinlihen Dan» 
gels aller natürlichen VBorausfegungen gefhehene Anerkennung kann jedoch als ein 
At der Feindfeligteit von dem Staate betrachtet werben, welcher durd die Bildung 
des neuen Staats in feinem rechtlichen Territorialbeftande verlegt wird; und fo 
wird namentlich die Anerkennung, welche erfolgt, während noch offener Kampf um 
die Reubilvung geführt wird oder eine Erneuerung des Kampfes fortwährend zu 
emwarten fteht, als gerechte Urſache einer Kriegserflärung gelten müſſen. 

5, In der völferrehtlihen Anerkennung eines Staates liegt zugleich die An- 
erlennung des dermaligen Trägers feiner Staatsgewalt; denn nur mit 
tiefem lann ver Aufnahmevertrag abgefhloffen werden, und durch den Abſchluß 
fpeicht fi in bindender Weife der Wille des aufnehmenden Staates aus, benfelben 
im gegenfeitigen Berlehr als Repräfentanten des andern Staates 
zu behandeln. Diefe Berpflihtung erftredt fih aber aud, und wird, wenn aud- 

erklärt, in der Regel auch aushrüdlih ausgedehnt auf alle redt- 
mäßigen Nachfolger („Erben und Nachfolger") des verzeitigen Souveräns. 
68 bedarf daher Feiner neuen „Anerkennung“ des rechtmäßigen Nachfolger; bie 
kerlömmliche Notifilation eines Regierungswechſels von Seiten der europäiſchen 
Monarchie ift reine Formſache, die neue Beglaubigung der von und bei dem 
derſtorbenen Monarchen affrebitirten Gefanbten nur eine Folge des perjünlichen 
Berhältuiffes zwifchen dem Gefandten und dem Souverän. Entfteht über die recht⸗ 
mäßige Nachfolge in die Herrfhaft Streit in einem Staate, fo bat jeder fremde 
Staat mac befter Einſicht ſich zu entſcheiden, welcher der verfchievenen Präten- 
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benten ber Herrfchaftsberechtigte ift, und biefen als Souverän zu behandeln; bemn 
die Achtung vor der Unabhängigkeit des andern Staates gebietet ihm, beflen 
Rechtsordnung zu reipeftiren. Ebenjo bat er im Fall einer Revolution, das beißt 
einer gewaltjamen Erhebung ber Unterthanen oder eines Theils der Unterthanen 
gegen den rechtmäßigen Souverän, mit biefem den völferrechtlichen Verkehr zunächſt 
unverändert fortzujegen. Wenn jevod der rechtmäßige Souverän völlig verbrängt 
ift und vorausfihtlih nicht alsbald den Kampf erneuern kann, fo find die fremden 
Staaten durch das Bedürfniß der regelmäßigen Yortfegung des internationalen 
Verkehrs befugt, mit der neuen Regierung in Berbindung zu treten und folgeweife 
die Berbindung mit dem alten Herrfher abzubrehen. Eine rechtliche Verpflichtung, 
den unrechtmäßigen faktifhen Herrſcher als Repräfentanten des Staats zu behan- 
deln, befteht aber durchaus nicht; erſt wenn ber Ufurpator ſtaatsrechtlich legitimer 
Herrſcher geworben ift, barf der völlerrechtliche Verkehr mit feiner Perfon ihm nicht 
länger von ben anbern Staaten verweigert werben. Brie. 


Anhalt, Herzogthum. 


Die zum Herzogthum Anhalt gehörigen Lande bildeten im früheren Mittelalter 
Theile der alten Mark Brandenburg, wie ſie der Ahnherr des anhaltiniſchen askaniſchen 
Hauſes, Albrecht der Bär, im zwölften Jahrhundert beſaß. Sein Enkel, Heinrich 
von Askanien (geſtorben 1252) erlangte für ſich die Grafihaft Anhalt und zuerſt 
den Titel eines Fürften zu Anhalt, Nach verſchiedenen Theilungen beftanden von 
1665 an vier Linien ber Fürften zu Anhalt, die Ältefte von Deffau, die von 
Bernburg, die von Zerbft und die von Köthen. Mit dem Fürften Friedrich Auguft, 
dem Bruder der Kaljerin Katharina II. von Nufland, ftarb am 3. März 1783 
die Zerbfter Linie aus und ihr Befigftand wurde unter bie drei noch übrigen 
Linien getheilt. Nachdem ber Fürft von Anhalt-Bernburg nod durch Katfer Franz II. 
am 18. April 1806 die berzoglide Würde erhalten hatte, führten in Folge des 
Beitrittd zu dem Rheinbunde am 18. April 1807 die anhaltinifhen Fürſten ven 
Titel „jouveräne und regierende Herzoge”. In Folge der Beftimmungen ber deutfchen 
Bundesafte von 1815 hatten die Herzoge in der Plenarverfammlung des Bundes- 
tags je eine Stimme und bildeten in ver engern Berfammlung mit dem Herzog 
von Dftenburg und den Fürſten von Schwarzburg die 15. Kurie. Die Linie 
Unhalt-Köthen farb mit Herzog Heinrih den 23. November 1847 aus und bad 
Gebiet fiel zur gemeinfhaftlihen Regierung an die beiden ältern Linien. Durd 
einen Staatsvertrag vom 1. Januar 1853 wurde jedoch dieſe gemeinſchaftliche 
Regierung aufgehoben und das Herzogthum Anhalt-Köthen mit Anhalt-Deffau ver- 
einigt (Patent vom 24. Mai 1853), Doch aud bie Linte Anhalt-Bernburg ftarb 
fon den 19. Auguft 1863 mit dem Herzog Alexander aus, fo daß die gefammten 
Lande unter Anhalt-Deffau famen. Durd eine Verordnung vom 30. Auguft 1863 
wurden bie Lande zu dem „Herzogthum Anhalt” vereinigt. Anhalt ſtimmte bei 
dem Bundesbefhluß vom 14. Juni 1866 als Glied der 15. Kurte mit PBreußen- 
und erklärte am 22. Juni 1866 feinen Austritt aus dem beutfhen Bunde. Mit 
den übrigen norddeutſchen Kleinftaaten ſchloß es ven 18. Auguft den Bündniß- 
vertrag mit Preußen. Nach der Verfafjung des norbdeutfhen Bundes hat Anhalt 
im Bunbesrath eine Stimme und wählt zwei Übgeorbnete in den Reichstag bee 
norddeutſchen Bundes, 

Der Flädeninhalt des gefammten Herzogthums beträgt 431/, Q. M.; doch 
bildet es kein einheitliches Gebiet, fondern iſt durch preußifches Territorium durch⸗ 
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brechen. Die Elbe fließt in der Richtung von Often nach Weften mitten durch die frühern 
Gebiete von Deſſau und Köthen. Die Hauptmafle des beruburgifchen Gebiets liegt an 
ver Saale, bie tasfelbe von Süden nad Norden durchſtrömt. Sechs Meilen weſtlich 
daden entfernt liegt das Amt Ballenftäpt am Harze (5,9 Q. M.). Die Bevöl- 
ferung betrug 1864 193,046 und 1867 197,050 Geelen; fo daß auf die Quadrat⸗ 
meile 4081 Einw. kommen, mithin eine relativ ftarfe Bevölkerung. Nach bem 
Religionsbelenntmiffe gehört die Überwiegend große Mehrzahl der Einwohner der 
wangelifhen unirten Kirche an. Neben 143,305 Unirten gibt es 21,265 Lutheraner, 
3156 Kathelifen umd 2108 Juden. Die größern Städte find Defiau mit 16,904, 
Bernburg mit 12,898, Köthen mit 12,894 und Zerbft mit 11,441 Einw. (1867). 
Außer dieſem fouveränen Territorialbeftand befigt das herzogliche Haus noch bie 
reſſiſche Herrfchaft Nova Afcania auf der Halbinfel Arimm, und fehr anfehnlidhe 
Güter in der Provinz Sachſen, Oftpreußen und ver Rheinprovinz ftehen im Privat- 
bei des Herzogs. 

Der Boden des Landes ift im Allgemeinen, mit Ausnahne des Anıtes Ballen» 
fütt, eben und recht fruchtbar. Die Landwirthſchaft befindet fih in einem fo 
Hühenden Juftande, wie in den beftangebauten Theilen Norddeutſchlands. Der 
Gartenbau wird befonvers lebhaft und mit glüdlichem Erfolge in ven Ortſchaften 
au ter Elbe und Saale betrieben. Die Benugung des Bodens mag aus folgender 
Ucherſicht erfannt werden: 

ö en a Bernburg 
rten 2,690 Breuß. Morgen. 
Ader 356.097 „ 3 141,333 Preuß. Morgen. 


Wiefen 43,733  „ " 
Hütungen 15,926 „ 2 } 16,687 „ " 
Wald 112.636 . "407,071 


Mindeftens ein Drittheil des ganzen Gebietes befindet fich im Beſitz bes 
Staates und der fürftlihen Familie. Es gibt 86 herzoglihe Domänen und 34 
Rittergäter. Die Viehzucht wird vorzugsweiſe in den auf dem rechten Ufer ber 
Ebbe gelegenen wiefenreihen altvefjanifhen Landestheilen getrieben und bietet einen 
verhältnigmäßig reichlichen Abſatz in vie benachbarten Länder bar. Im Jahre 1864 
b 28 1375 Pferde und 52,009 Stück Rindvieh. Wichtige Eijenhüttenwerfe und 
Narmorbrüche finden fi im Harz bei Harzgerode und Gerntode. Der Gefammt- 
werih der Hüttenproduftion belief fih 1857 auf 181,930 Thaler. 

Bon ber gewerblichen Induftrie iſt befonders zu erwähnen bie Rübenzuder- 

‚ für welche ver anhaltinifhe Boden fehr günftige Rübenernten liefert. 
In Jahre 1867 eriftirten 30 Rübenzuderfabriten mit etwa 5100 Arbeitern; dar⸗ 
wie die von Glauzig mit 900 Arbeitern. 

Staatsésrecht. Die anhaltiichen Lande befaßen zur Reichszeit eine gemein- 
Waftliche Iampftändifche Verfaſſung und einen gemeinfchaftlihen Landtag. Die 

Sabfhiede vom 5. Mai 1611 und vom 29. November 1652 gelten als 
dad verbindliche Grundgeſetz der Landes- und Steuerverfaffung. Aber ſeit 1698 
wurden feine Landtage mehr verfammelt und feit der Mitte des vorigen Jahr- 
Gunderts traten auch die ftändifchen Ausſchüſſe nicht mehr zufammen. — Erft im 
Jahre 1848 kamen in biefen Rändern neue Berfaffungen zu Stande. Aber bie 
deſſau⸗ lͤtheniſche Verfaſſung vom 29. Dftober 1848, welche die Regierungsform 
as eine demokratiſch ⸗ monarchiſche erklärte, wurde durch Verordnung des Herzogs 
um 4, November 1851 wieder aufgehoben. Der Herzog von Bernburg hatte ſchon 
um 28, Februar 1850 feinem Ländchen eine Verfaſſung oftroirt. Eine Landſchafts- 
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ordnung für ſämmtliche Herzogthümer wurbe am 13. Juli und 31. Auguft 1859 
erlaffen. Darnach befteht ein Gefammtlandtag, in dem 12 Abgeorbnete ber Ritter 
ſchaft, 12 Abgeorbnete der Städte und 12 der Landgemeinden figen. Die Ber- 
leihung von Sonderftimmen durch den Herzog iſt vorbehalten. Jede ritterfchaftliche 
Familie bat aus ihren Mitgliedern einen Vertreter zu wählen. Die ftäptifchen 
Abgeordneten werden von ben Gemeinderäthen aus der Bürgerſchaft, die ländlichen 
durch die Schulzen aus den Gemeinbebürgern gewählt. Beamte bebürfen zur An- 
nahme ver Wahl der Iandesherrlihen Genehmigung. Die Wahl gefchieht auf 6 Jahre, 
jeve 3 Jahre foll der Landtag zufammentreten. Die Zuftimmung des Landtags ift 
nothwendig zu neuen Gefegen und Anlehen; nur fein Beirath jedoch bei Gefegen, 
welche Ausflüffe beftehender Staatsverträge find. Die GSigungen dürfen nidt 
öffentlich fein; nur die Protofolle werben publicirt. 

Die Gemeindeorbnung von Deffau-Köthen vom 1. März 1852 fließt alle 
Domänen, Waldungen und Rittergüter von dem Gemeindeverband aus, Die Orts⸗ 
polizei wird auf den Domänen und Nittergütern von den Domänenpädtern und 
Nittergutöbefigern ausgeübt. 

Die Verwaltungen von Deffau-Köthen und Bernburg wurben in befinitiver 
MWeife durch die Berorbnung vom 1. Oftober 1864 vereinigt. An ber Spige ber 
Staatevermaltung ſteht das Staatsminifterium, das in drei Departements zerfällt, 
und zwar a. für Aeußeres, Juftiz, Kultus u. f. w. und für Militärfachen, b. für 
Finanzen, Domänen und Forften, und c. für innere Verwaltung, Polizei und 
Hüttenwefen. Dem Staatsminifterium nit untergeordnet ift die Verwaltung des 
Staatsfchuldenwefens. Eine befondere Staatsſchuldentilgungskommiſſion befteht für 
die Schulden bes alten Herzogthums Anhalt-Bernburg. Für die Verwaltung befteht 
bie Regierung zu Deffau, die aus ber Abtheilung für Domänen und Forſten und 
aus der Abtheilung für Finanzen, Inneres und Polizei befteht. Das Land ift in 
5 Kreife getheilt, nadhdem am 1. Januar 1866 der bernburgifche Kreis Koswig 
mit dem beffauifchen Zerbft vereinigt worden iſt. Die Kirhen- und Schulangelegen- 
beiten find ber Leitung des Konfiftoriums zu Deffau untergeorbnet. Die Ber 
waltung ber, indireften Steuern wirb von dem prenßifchen Provinzial-Steuerbirektor 
zu Magveburg geleitet. Für bie Rechtspflege beftehen als erfte Inftanz bie Kreis- 
gerichte, als zweite das Oberlandesgericht zu Defjau; die dritte und legte Inſtanz 
ift, nach Aufhebung des für die Anhaltifhen und Schwarzburgifhen Fürſtenthümer 
im Jahre 1817 eingerichteten gemeinfhaftlihen DOberappellationsgerihts zu Zerbft 
im Jahre 1851 an das Oberappellationsgeriht zu Jena übergegangen. 

Die Staatseinnahmen find in dem Etat fiir 1867 auf 3,972,500 Thaler 
veranschlagt. Dabei find die Einnahmen aus den Domänen auf 1,097,515, aus 
den Steuern auf 2,066,838 und aus ben Berg- und Hüttenwerfen auf 589,940 
Thlr. veranſchlagt. Jedoch find die Steuern bedeutend erhöht worden, um bie Kriegs⸗ 
foften aus dem Jahre 1866 und die erhöhten Militärlaften zu veden, und zwar 
um 12 Simpla Grunde und Gewerbefteuer und 6 Simpla Kriegsfteuer. Letztere 
find auf 109,148 Thlr. veranfchlagt worden, Nach dem Etat von 1865 betrugen 
bie Einnahmen 3,790,805 Thlr. Die Ausgaben belaufen fih nad dem Etat von 
1867 auf 3,896,000 Thlr. (1865: 3,869,958 Thlr.). Darunter befinden fid 
folgende Hauptpoften: Staatsfhuld 175,900, Finanzen 2,260,025, Unterricht 
171,225, Baumwefen 391,303 Thlr. Der Militäretat wurde auf 144,968 Thlr. 
veranfchlagt. Jedoch nach der norbbeutfhen Bundesverfaflung beträgt die Friedens⸗ 
ftärke des Anhaltinifchen Kontingents 1 Procent ver Bevölkerung, alfo etwa 1930 
Mann, und da Anhalt nach der Militärkonvention mit Preußen vom 4. Februar 
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1867 an Preußen für den Mann 162 Thlr. nebft den Koften der Reorganifation 
des Kontingents zu entrichten bat, fo muß ſich der Militäraufmand minbeftens 
anf etwa 350,000 Thlr. ftellen. Da für 1868 171 Thlr. zu zahlen find, fo muß 
eine entfprechende Steigerung eintreten, In dem Etat für 1868 wurden die Einnahmen 
und Ausgaben auf 3,698,538 Thaler veranfhlagt. Davon find 1,716,500 Thaler 
Einnahmen und Ausgaben des Norbveutfhen Bundes. 

Ueber diefe Militärkonvention fiehe den Art. Norddeutſcher Bund. 


Die Staatsfhuld betrug 1865 in Deffau-Köthen 1,827,593 Thlr. und im 


Bernburg 1,618,634 Thlr. Der Werth des Yandespomantal-Örundbefiges in Deffau- 
Köthen wird übrigens zu 14 Millionen Thaler angefchlagen. Die Höhe der Schuld 
rährt noch zum großen Theil von dem legten Herzog von Buhalt-Rdihen ber. 


Arabien. = 


Arabien bildet den Uebergang von Afien nah Afrika; an brei Seiten ift es 
von Wafjer umgeben, im Welten begrenzt es das rothe Meer, im Süden ber 
indiihe Dcean, im Oſten der perfiihe Meerbufen. Im Norden iſt die Grenze nicht 
je beftimmt, Arabien geht dort in die ſyriſche Wüſte über. Gewöhnlich läßt man 
eine gerade Linie, gezogen von der Nordfpige des Golfs von Araba nad der des 
verfiühen Meerbuſens die nördliche Grenze bilden. Somit fällt das ganze Land 
wilden 12040' und 30% nörvlicher Breite und 351/, bis 609 äftlicher Länge von 
Greenwich. Die Natur des Landes war für fremde Anſiedler nicht verlodend; es 
Ing außerhalb ver Linie der großen Bölferwanderungen von Aſien nah Europa 
und Afrika, die alle an ber Norbfeite der Halbinfel vorbeizogen. Es blieb daher 
auch, außer an den Küften, faft unberührt von der Entwidlung anderer Länder. 
So ift e8 gelommen, daß trog aller Beſchreibung arabifcher Geographen das Rand 
m Innern noch ziemlih wenig gefannt ift. Erſt die neuefte Zeit, die Reifen eines 
Burkhardt, Sadlier, Wallin, vie Erfundigungen eines Wepftein, die Berichte von 
Gnaramani (die von Balgrave find von kompetenter Seite ſtark bezweifelt worben) 
haben uns eine genauere Kenntnig des Binnenlandes von Arabien gebradt und 
die bisherigen Borftellungen davon mwefentlich erfchüttert. Im Ganzen bildet Arabien 
ein Hobland, umgeben von Nandgebirgen, mit Ausnahme der nörblihen Seite, 
wo eine fcharfe Abgrenzung nicht zu finden ift. Gerade das ift auch die Himmels- 
gegend, genau Norboft, nad welder die ganze Halbinfel fich ſenkt. Den beften 
Beweis dafür liefert vie Richtung des Wadi er-Rummah oder Wadi er-Rumem, 
vefien Bedeuiung für die Geographie des Landes erft neuerbings von Wepftein 
teht hervorgehoben worden iſt. Das Hochland felbft ift nicht als eine Hochebene 
za denken; fie ift durchſetzt von mannigfachen Bergzügen. 

Das centrale Tafelland heißt Nedſcho (d. i. Hochland), getrennt in ein oberes 
und ein unteres Nedſchd. Es nimmt faft die Hälfte der Halbinfel ein und erftredt 
fd von der unmwegbaren Wüfte im ver fünlichen Hälfte Arabiens bis an feine 
Rerbgrenze; es ift von allen Seiten ſchwer erreihbar. Bon Syrien ber gelangt 
man mach Nedſchd über die Dafe Dihauf, vie 60—70 englifhe Meilen lang, 
10—12 breit iſt. Zwiſchen Dſchauf und Nedſchd ziehen fih die fogenannten 
Rufüd hin, vie ſich auch öſtlich und weftlih um Nedſchd herum ausdehnen. Es 
find das MWüftenftriche, leichte Wellen des Bodens bildend, ohne Pflanzenwuchs 
und ohne Waffer, beftehend aus röthlihem Sand. Nedſchd felbft ift durch mehrere 
Gebirgsletten in einzelne Hochthäler getrennt. Der bedeutendſte Anoten ift Dſchebel 
Ismweit, eine halbmondförmige Gebirgskette, von füpöftlicher Richtung zu fühmeft- 
ler umbiegend. Nördlich davon erftredt fi das Schammargebirge in weiter Aus- 
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dehnung quer durch die Halbinfel, aus den parallelen Zügen des Dſchebel Adſcha 
und Dichebel Solma beftehend. Zu unterfcheiden iſt bei dem Worte Nedſchd bie 
engere Bebentung, bie nur das Plateau des Toweil begreift, und bie weitere, 
welche fih auf das ganze Wahhabitenreih, die Provinzen Jemamah, Harif, 
Afladſch, Dewafir und Kaſim bezieht. Der Waflerreihthum reiht hin, dem Boden 
Fruchtbarkeit zu geben, nicht aber zur Bildung perennirender Flüſſe. — Diefes 
uns fo lange unbelannt gewefene Plateau umgrenzt ein länger erforſchter und 
leiter zugänglicher Gürtel von Küftenbergen. Bon dem Bahr el afabah beginnend 
führen fie den Namen Dſchebel Moila, Radhma und Sobh, in drei Gruppen zer- 
fallend. Sehr zerriffen zieht fih das Gebirge weiter bie Mekkah. Das Gebiet 
diefes Zugs trägt den Namen Hipfhäs. Der Oftabhang biefer Kette ift uns noch 
wenig befannt; dort liegen die Dafen Teima, Tebuk, Chaibar. Der Küftenfaum 
ift längs biefer Berge nach Süden zu breiter. Die nad Weften zu fteil abfallende 
Afirkette bezeichnet die Grenze zwifchen HipfhAs und Jemen. Bon bier an tritt 
das Gebirge in das Land zurüd; ein flacher Küftenrand, Tiyämah genannt, zieht 
fi heiß und wenig bewachſen an feinem weftlihen Fuß bin. Das Gebirge fteigt 
in Teraffen empor und bilvet ein fruchtbares Land, das zufammen mit dem Hoch— 
land auf der Oftfeite des Bergrüdens den Namen Jemen oder glüdliches Arabien 
führt. Dort waren auch in alter Zeit ſchon fefte Wohnfige und georbnete Staaten, 
deren Zeugen bie Stäbtetrümmer und Infchriften anf den Hochebenen find. Unter 
dem 6Often Grab biegt die Küfte nach Dften, das Gebiet von Mahra und Habra- 
maut zieht fih bis Oman. Dort beginnt, wo Arabien der perfifhen Küfte nahe 
fommt, ber perfiihe Golf, an deſſen Geftade ſich Lahſa oder al Ahſa Hinzieht, 
früher Bahrain genannt, welden Namen nod jest die nahen Infeln tragen. Die 
Küftengebirge haben eine verfchiedene Höhe, an der Oftküfte etwa 3000—3500', 
bei Aden bis 5000. — Das Klima ift fehr verfchieden. Die Wüfte ift erſtickend 
heiß, das Hochland gemäßigt. Die Südweſtwinde find durd Afrika von Arabien 
abgehalten und deßhalb ver Regen in ver Wüfte eine große Seltenheit. Im Hoch— 
land ift dagegen der Niederſchlag reihlih, wird aber vom Sand leicht aufgefogen, 
fo daß eine eigentlihe Flußbildung nicht eriftirt. Die fogenanten Wadi's haben 
zeitweife Wafler, oft in großer Menge, um bald wieder zu vertrodnen. Den Be- 
darf an Waſſer vedt man durch Sammlung des Nieverfchlags in Eifternen und 
durch tief gegrabene Brunnen. 

Bei folbem Klima und folder Bodenbildung ift die Vegetation eine fehr 
geringe. Aderbau wird deßhalb fehr wenig getrieben. An Getreide baut man 
Weizen, Gerfte, Reis, Mais, Dhurrah, Dohn. Tabak wächst in ziemlicher Menge 
und wird in verfchiedenfter Weife konfumirt. Der Kaffee ift von Abyffinien in 
Jemen eingeführt, aber nur in geringer Menge gezogen. Das Ergebniß dedt nur 
ben Heinften Theil ber Berürfniffe und wird im Drient felbft verbraudt. Seine 
Anwendung batirt vom Jahre 1470; nad Konftantinopel fam er erft 1554, nad 
Deutfhland Anfang des achtzehnten Jahrhunderts. Gummi, Henna, Baumwolle 
geben geringen Ertrag. Die widtigfte Pflanze ift die Dattelpalme, von ber ber 
Araber lebt. Sie und das Kameel find feine unentbehrlicften Bedürfniſſe. Bon 
ber Fauna ift befonders der Löwe, Panther, Strauß, viele Arten von Gazellen, vor 
allen das Kameel, der Reichthum des Arabers neben dem Pferd, zu nennen. Die 
beften Pferde find die von Nedſchd. Welhen Werth der Araber auf feine Pferbe- 
zudt legt, beweist der Umftand, daß fie zum Beweis der Aechtheit ber Raſſe 
Genealogieen verfelben noch führen. — An Mineralien find in Oman reiche 
Bleiminen; aud auf Kupfer und Eifen wird gebaut, 
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Ueber bie Bevölkerungszahl Arabiens fehlen alle fiheren Nachrichten. Die 
Natur des Landes läßt auch Feine dichte Bevölferung zu. Man unterfcheivet zwifchen 
ven Bedawijtin (Bebuinen) und Hadarijün (den Stäbtebewohnern). Diefe haben 
fih im verfchiedener Dichte angefiedelt in ben Küftenftäbten, wie in ven feften 
Riederlaffungen im Nedſchd; jene wandern dünn gefäet auf ven weiten GSteppen- 
flächen. Alle find zum femitifhen Stamm gehörig und nur wenig mit fremden 
Elementen verfegt. In den Städten der Küfte finden fich vereinzelte Anfierler aus 
Indien, Abyffinien, Neger. Eine Bermifhung findet felten ftatt; nie heirathet eine 
Araberin einen Neger. — Gewerbe find bei den Beduinen veracdhtet; im den 
Stäbten ift einige Imduftrie, aber auf der nieberften Stufe. Bon jeher wurden 
m größeren Ürbeiten die Handwerker aus dem Ausland geholt und alle Erzeug- 
uifle des Gewerböfleißes müfjen eingeführt werden. — Der Handel ift durch bie 
Lage Arabiens zwifchen Indien und Afrika immer ziemlich groß gewefen. In frü« 
bern Jahrhunderten waren ed die Karawanenftraßen, welche einen großen Land— 
verfehr vermittelten; au heute noch wird für die Bedürfniffe im Innern auf 
vemfelben Weg geforgt, wie vor Jahrhunderten. Die Pilgerfahrt nah Mekka ift 
ſtets von vielen Kaufleuten begleitet. Jet geht aber die Ausfuhr und Einfuhr 
zumeiſt zur See. Aden ift feit 1839 im Beſitz der Engländer ein wichtiges Em— 
yorium geworben und nimmt ftets zu, feit die Route von Indien nad) England 
über bier durch's rothe Meer geht, Dſchidda, ver Hafen von Mekka, hebt ſich zu- 
ſchends; fremde Schiffe find aud dort die Hauptmaffe. Bon einheimifhen Staaten 
nur Masfät zu einer großen Blüthe gelangt, feit dort eine georbnete Regie 
rung gegründet wurde. Der Handel zwifhen Indien und der Oſtküſte von Afrika 
it ganz in ben Händen des dortigen Imäm. — Bon ftaatlihen Organismen fann 
man nur in befchränktem Sinne reden. Die Bebuinen leben zertheilt in eine Menge 
Stämme, unter einem freiwillig anerfannten Oberhaupt, das weder erblich noch 
anabſetzbar ift. Hidſchus fteht unter der Oberhoheit der Pforte, das Abhängigkeits- 
verhältnig iſt ein fehr lofes. In Jemen ftehen einzelne Dynaftieen auf, verfhwinden 
aber raſch wieder. Zu einer politifhen Ordnung ift es nur in Masfät gekommen 
und in dem jeit Mitte des vorigen Jahrhunderts entftandenen Wahhabitenreich 
im Nedſchd, das feit der Eroberung durch Muhammed Ali und Ibrahim Paſcha 
kine frühere Macht nicht wiever erreichen fan, Vgl. auch den Art. Muhammedanismus. 


Die arbeitenden Klafjen.*) 


As Scheidemünze für den gewöhnlichen täglihen Verkehr bürfte ver obige 
Ausdrud auch ohne weitere Definition hinreichend verſtändlich fein; aber auch eine 
allgemeine Definition läßt fih, und zwar mit wenig Worten etwa in folgender Faſſung 
geben. Zu den arbeitenden Klaffen gehören diejenigen Perfonen 
(und deren Angehörige), welche durch überwiegend phyſiſche Arbeit 
in Lohn, unter Anleitung auf Rehnung anderer Berfonen bie 
Gegenſtände hervorbringen, ober deren Vertheilung und Ver— 
ſendung bewirken, welche entweder zu den Nothwendigkeiten 
ober zu den Genüſſen des modernen Kulturlebens gehören. 
Richtig zwar, aber eigentlich felbftwerftännlich ift der Zufag, daß der Arbeiter in 


.*) @anz — der relativen Berechtigung dieſer oder jener andern Behandlungsart 
uneres Thenia's glauben wir auch die unſrige genügend motiviren zu können, berufen aber dar: 
über ſchließlich an Das Urthell des Leſers. Dies gilt namentlich auch infofern, als wir die eigents 
ide Statiſtil gang unberüdfichtigt laſſen und um fo mehr von dem obnebin knappen Naum auf 
die Charakteriftit der Sache verwenden. 
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biefem Sinn and für feinen Lebensunterhalt hauptſächlich ober ganz auf feinen 
Lohn angemiefen ift, und daß eben deshalb feine ganze Tebenshaltung eine ſolche 
ift, die ihn in bie unterfte ſociale Schihte verweist. Mit diefer fo weit unantaft- 
baren Definition dürfte aber der Aufgabe, die und an biefem Orte geftellt ift, 
feineswegs genügt fein. Es iſt damit noch durchaus fein irgend anſchauliches Bild 
von dem Leben und Wefen, von ber focialen Phyfiognomte einer Maffe von 
mehreren hundert Millionen focialer Inbividualitäten, oder auch nur der in mehr 
oder weniger unterſchiedenen Eigenthümlichkeiten darin bemerklihen Gruppen, oder 
ber mannigfahen Uebergänge nah andern focialen Gebieten gegeben. Es find 
höchſtens vie allgemeinen Umriffe der Maffe felbft angedeutet, welche ven Gegen: 
ftand biefer Darftellung und Betrachtung fein fol. Es ift alfo nur die allgemeinfte 
Borbedingung ber Löſung unferer Aufgabe — fofern wir fie recht verftanden — 
gegeben. Wenden wir uns nun in Erfüllung der übernommenen Pflicht zu einer 
nähern Ausführung des in folder Weife feftgeftellten Bildes, fo bieten ſich hierzu 
mehrere Wege und Methoden. Ohne weitere Kritif derfelben fei e8 uns nun ge 
ftattet, die Anknüpfungspunfte dafür in einigen mweitern terminologiſchen Erörte: 
rungen binfihtlid der am häufigften vorflommenden Ausprüde zu ſuchen, woburd 
ber Spradgebraud der allerdings fehr farblofen und vagen Faflung ver hier ge- 
wählten Bezeihnung der Sache nachzuhelfen und biefe felbft im einen oder andern 
ihr eigenthümlichen Zuge eine beftimmtere Signatur zu geben vermag. Nur infofern, 
keineswegs aber um eines leeren Wortftreites willen bat jene Terminologie ein 
Intereffe für uns. Uber eben in tiefer Beziehung wird es fogar geftattet fein, 
nicht bloß in der beutfchen, fondern aud in den Sprachen anderer großer Kultur 
länder folde Anfnüpfungspunfte und harakteriftiihe Züge zu ſuchen. Dabei wird 
fih dann bald zeigen, wie wenig jene Maffe eine ganz homogene, wie noch viel 
weniger eine beflimmt abgeſchloſſene if. Schon die befanntefte, am deutlichſten 
hervortretende Vertheilung nad den unzählig verſchiedenen Probuftionszweigen ober 
auch in benfelben Gewerben nad den Nationalitäten würde hierzu reihe Veran: 
laffung bieten, wo wir jedoch nur einige allgemeinere Punkte herausgreifen können. 

So ift 5.2. die ganz allgemein für alle Lohnarbeiter gemeinfame Bezeichnung 
als Working-men, Labouring over Working Classes in England und Ouvriers 
in Frankreich ein entſcheldender Beweis, daß dort die Kategorieen höherer und 
niebrigerer, mehr intelligenter oder mehr phyſiſcher, gelernter oder ungelernter, zunft⸗ 
und handwerksmäßiger oder fabritmäßiger oder landwirthichaftlicher, theurerer oder 
wohlfeilerer Tohnarbeiten ſchon wefentlic in dem gemeinſamen Begriff ver Arbeit 
aufgegangen find. Dies ift allerdings nicht fo zu verftehen, ald menn jene Unter- 
ſchiede auch nur im Sprachgebrauch gar keinen Ausdrud mehr fänden. In der 
Wirklichkeit läßt fle ohnehin die Natur der Dinge nie ganz verfchwinden. In 
England namentlih, wo befanntlid das Zunftwefen nie gefeglih aufgehoben wor: 
ben, fehlt e8 nicht an Ausbrüden, welche die höhere Arbeit ausfchlieglich bezeichnen. 
Die handwerfemäßigen und ehemals auch thatfählic zünftigen Gewerbe heißen 
Trades*) — daher die belannten Trades Societies und Unions, obgleich fie 
längft nicht mehr auf Hanbwerksgefellen befchränft find, aus deren Laden fie 
hervorgegangen. Die in ber Natur ber Arbeit felbft gegebene Hierarchie behält ihr 
Recht. Mecanick und Artizan ift zwar ein mehr allgemeiner Ausprud für Meifter 


*) Diejer Ausdrud begreift aber auch andere felbftändige Gewerbe und wird in der Ber: 
bindung wie Tradesmen oder Tradespeople nur von den Meiftern und fonft felbftändig an— 
fäffigen Gewerbsleuten gebraucht und entipricht im Kleinhandel dem Ausdrud Skopkeeper. 
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und Gefellen in den höhern Gewerben. Der Meifter beißt Master, der Geſelle 
jelbft Operative, auch wohl Journeyman mit nachfolgender Bezeihnung bes Ge- 
werbes (3. B. Journeyman-Taylor), der Lehrling Prentice. Was die Arbeit ſelbſt 
betrifft, fo unterfcheidet die Sprache die höhere und Lehrjahre vorausfegende Ar« 
beit als skilled Labour von der gröbern und einfachern Arbeit, womit dann 
der Preis der Arbeit Hand in Hand geht. Doch fällt dieſer Unterſchied nicht 
etwa mit ben Grenzen zwifchen dem eigentlihen Handwerk und der Fabrif zu- 
fammen, tenn auch die feinere, ſchwierigere Fabrikarbeit wird als skilled ange» 
ſehen. Für die Yabilarbeiter im Allgemeinen gilt hauptfählich der Name Work- 
ing-men und ift von ba aus erft auf das Handwerk übergegangen, *) Die land» 
wirthſchaftlichen Tagelöhner heißen Labourers, zum Unterfhied von andern 
Tagelöhnern aud wohl mit der Bezeihnung als agrieultural. Die eigentlichen 
Erbarbeiter bei Eifenbahnen, Bauten u. f. w. werben ald Navvies unterſchieden. 
Das Alles aber geht in dem allgemeinen Working-men, oder aud wohl labouring 
Classes auf. Die Grenze zwifhen handwerksmäßiger und jeder andern Arbeit ift 
bereits fo flüſſig, daß nicht bloß die Fabrikarbeiter die Hauptmaffe der Trades- 
Unions bilden, fondern nenerdings betheiligen fih auch länvlihe Tagelöhner an 
diefer Bewegung. Die Unterfcheidung, woranf man wohl früher mit Recht ein 
großes Gewicht legen konnte, daß der Handwerker ein konkret felbfländiges Stüd 
produchtt und infofern fih dem Künftler anfchlieft, während jeder andere Arbeiter 
oft nur mit einem Handgriff einen oft gar nicht zu unterſcheidenden, völlig un» 
jelbfländigen Theil an einer größern Arbeit und meift in Verbindung mit vielen 
andern Arbeitern liefert — diefe Signatur ift in Folge der auch im Handwerk 
überhand nehmenden Theilung der Arbeit namentlih in England nicht mehr zu 
ertennen. Auch früher galt fie im Handwerk doch nur für den Meifter; aber aud) 
damit kommt man nicht mehr durch, feit es fo viele Meifter gibt, die gar nicht 
felber arbeiten — namentlih auf ber ſchwankenden Grenze zwiſchen —* 
und Fabrik. 

Wenden wir uns nun nah Frankreich, fo iſt hier die allgemeine Ber- 
ſchmelzung wenn auch nicht thatfählih, doch in dem Bewußtſein und dem 
Sprahgebraud noch viel weiter gebiehen. Iene in ver Natur der Sache ge- 
gebenen Unterſchiede find zwar vorhanden, aber neben dem allgemeinen Ausdruck 
Ouvwriers bat fih in ver Sprade des gewöhnliden Lebens Feiner er- 
halten, um jeme zu bezeichnen. Es läßt fi bies durch mancherlei Einflüffe er- 
Mären, namentlih durch die ſeit bald einem Jahrhundert gefhaffene Tegislative 
tabula rasa auf dem Gebiet des Handwerks. Der Ausbrud Metier, der früher 
die Zunft bezeichnet, gilt jegt nur als Bezeichnung des Gewerbes felbfi. Die 
böhern Hambwerle werten auch wohl als Arts unterfchieden und daher ber Aus- 
tımd Artizans, der zwar wohl hauptfählih den Meiftern gilt, aber aud wohl 
Allgemeiner gebraudt wird, jevod überhaupt dem Alltagsleben ziemlich fremd ift. 
Der felbftändige Gemwerbömann heißt Patron, mag er nun felber arbeiten ober 
at — der Lehrling Apprentis. Der Gefell aber hat eigentlich gar feine be- 
ſondere Bezeichnung mehr; benn ber Austrud Compagnon bezieht fih auf das 
ganz fpecielle Berhältnig des fog. Compagnonage du Tour de France, bem 
letzten und mehr umb mehr verfchwindenden Reft der zunftmäßigen Organifationen 


*) Der Uusdruf hands bezieht ſich auf die Arbeiter einer beftimmten Fabrik oder einer 
beſtimmt en eg — 3. 8. auch auf die Bemannung eines Schiffes. Auch der Ausdrud 
Workmen wird feltfam genug faft nur für die Arbeiter in einer beflimmten Arbeit (Job) ge 
braudt, befonders von Tagelöhnern, 
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bes Mittelalters. Unfer „Geſell“ heißt wie jeber andere Arbeiter Ouvrier unb wirb 
in den einzelnen Gewerben durch den entfpredhenden Zuſatz Magon, Tailleur u. f. w. 
unterfhieden. In diefer Zufammenfegung wird zumeilen, umferem „Burfche" 
entfprechend,, der Ausdruck Garcon gebrauht — im Handwerk aber niemals 
allein — 3. B. G. Tailleur :c. Alle andern Fohnarbeiter zu Stadt und Yand 
fallen unter vie große Firma Ouvriers. Der Ausprud Joumaliers für Tage: 
löhner kommt im gemeinen Leben faum vor, und unter Laboureur verfteht 
man in der Regel ven Heinen Landmann überhaupt, ber dann meiften® (bei ber 
unendlihen Parcellirung) zugleih Zagelöhner und Grundbeſitzer ift. 

In der beutfchen Arbeiterwelt ſelbſt zeigt fi no immer — abgefehen von 
den verfchlevenen Gewerbszweigen — im gewöhnlihen Spradgebraud ber eigen: 
thümlihe Mangel eines ganz allgemein anerlannten gemeinfamen Ausdruck 
für Urbeiter jeder Art. Der Ausdruck „arbeitende Klaffen“ zwar ift in 
ber Breffe ſchon feit Jahren gäng und gäbe; aber ver handwerksmäßig 
gelernte Arbeiter war feineswegs gewohnt und geneigt, fich kurzweg „Arbeiter“ 
nennen zu laffen. Der Meifter kam felbftverftändlich dabei gar nicht in Betracht; 
die Lohnarbeiter aber hießen ver Gefell und Lehrling. Auch das „Publilum“ 
meinte mit dem Ausprud „Arbeiter“ gewöhnlih ven „Arbeitsmann“ ober 
„Tagelöhner“ zu Stabt und Land, welder legtere überdieß je nah Landes» 
art noch verfchiedene Bezeichnungen hatte. Auf dieſe letztern ift hier nicht näher 
einzugehen, fonbern nur im Allgemeinen deren fehr wichtige Bebeutung hervor: 
zubeben, infofern fie zum Theil die letzten Ueberrefte mittelalterlicher Bindung bes 
Ürbeiters an die Scholle bezeichnen. 

Diefe terminologifhen Unterfchieve haben nun auch gegenwärtig noch ihre 
Geltung und Gebrauch nicht ganz verloren; aber dennoch findet fih mehr und mehr 
auch im Sprachgebraud ter Ausprud fehr wefentliher Veränderungen in ven that- 
ſächlichen Berhältniffen. Diefe zeigen fih namentlih ſchon varin, daß der Ausdruck 
„Arbeiter mehr und mehr von jeder Art von Lohnarbeitern gebraudt werben 
fann, ohne daß im Allgemeinen die „fortgefchrittenern” auch unter ven handwerks⸗ 
mäßig gelernten Arbeitern Anftoß daran nehmen, ihn aud für fi und Ihres- 
gleihen gelten zu laſſen. Nicht als wenn ſolche Empfindlichkeit der alten Hand⸗ 
werksehre ſchon ganz allgemein überwunden wäre; aber fie ftumpft und ſchleift 
fih in dem Mafe Tag für Tag mehr ab, wie das Handwerk in die allgemeine 
fociale Entwidlung und Bewegung der arbeitenden Klafjen hineingezogen wirb. 
Dies zeigt ſich [hon, wenn berfelbe „Geſell“, der fich fehr dagegen verwahren würbe, 
furzweg und individuell als „Arbeiter“ bezeichnet zu werden, doch gar nichts dagegen 
hat, als Mitglied eines Arbeiterbildungspereins oder fonft eines Organs 
oder Alts ber allgemeinen Arbeiterbewegung zu figuriren — mit einem Wort, ſich 
zu ber arbeitenden Klaffe zu rechnen. Der Gegenfag dieſer Bewegung und Auf: 
löfung tritt zwar in ben legten reaftionären Zudungen des Zunft und Innung?- 
weſens fchärfer hervor.*) Dabei find jevch die Gefellen und ihre Laden 
wenig oder gar nicht betheiligt; mit den Meiftern aber haben wir es nicht zu 
thun — fo lange und fo weit fie noch Befiger eines felbftändigen Geſchäfts 
find! Aber gerade hier liegt bie größte Schwierigkeit einer fahgemäßen Klajfi- 
fifation und Zerminologie, indem mehr und mehr ber mehr ober weniger auf 
fremde Rehnung (für große Meifter oder Kleiverhändler) arbeitende Klein- 
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*) Wir werden im Verfolg dieſen Unterſchied ignoriren und nur vom Zunftweſen fprechen, 
wo ed überhaupt nöthig. 
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meifter umb der auf Stüdarbeit im eigenen Gebinge arbeitende Geſell 
in ein und biefelbe Klaffe fallen. 

Unterfuhen wir nun, welches hauptſächlich das Ferment ift, wodurch fich mehr 
und mehr auch bei uns vie Auflöfung, aber auch die Neubindung dieſer verfchie- 
denen mannigfaltigen Elemente und Vertretungen der Lohnarbeit vollzieht, fo 
it ed da8 gemeinfame geiftige Moment des Klaffenbewußtfeins, Freilich 
ift dies (wie immer in folhen Entwicklungen) zugleih Urfahe und Wirkung. 
An gemeinfamen Interefjen aller Zmeige der Lohnarbeit hat es objeftiv oder ab- 
fraft genommen nie gefehlt; aber fie blieben in latentem Zuftand und waren nicht 
um fubjektiven Bewußtfein der einzelnen Urbeitszweige und Arbeiter gelommen. 
Im Gebiete des Handwerks war es nit das allgemeine Arbeiterbewußtfein, 
was den einzelnen Gefellen über die rein individuelle Selbftfudht erhob, fondern 
theil8 das allgemeine Hanbwerksbewußtfein buch Wandern genährt und aud) dies 
doch überwiegend im dem fpecifiichen, mehr oder weniger zunftmäßigen Geift bes be» 
Rimmten Handwerks, bem er angehörte. Auf den übrigen, nicht hanbwerfsmäßigen 
Arbeitsgebieten fehlte es (das Bergweſen ausgenommen) noch ganz an einer folden 
ianerlich bewußten Gemeinfhaft, oder war fie jedenfalls nur ganz individuell fpora- 
vi und ohne gegenfeitigen Verkehr oder Berftänpniß vorhanden. Es beburfte noch 
eined auferorbentlichen und allgemeinen Anftoßes, um dieſe individuell tfolirten oder 
aur in relativ engern Kreifen verbundenen geiftigen und focialen Atome zu Fluß, 
Bewegung und Erpanfion zu bringen, woburd fich eine gemeinfame und allgemeine 
gleihfam geiftige Atmofphäre — mit andern Worten eben ein Klaffenbewußt- 
lein und bamit erft eine wirklich ſubjektive und organifche, oder doch durch eigenen 
„Biltungstrieb” organifationsfähige und nad Organifation ftrebende Klaffe bil- 
ten fonnte. Da bier noch immer fehr mannigfaltige Elemente nicht ganz aufge- 
st find und hoffentlich bleiben werden und wir es alfo mit einer moraliſchen 
Rolektivperfönlichkeit zu thun haben, fo hat auch die große Mehrzahl ihre gute Be- 
rechtigung im dem Hergebradhten: „vie arbeitenden Klaffen”. Man fpridt 
nun freilich von diefen aud wohl als von einem vierten Stand, und wenn 
es fi dabei eben nur um ein anderes und in der Sache gleichberechtigtes Wort 
handelte, fo wäre darüber nichts weiter zu fagen. Aber gerade bier handelt es\fich 
um eine Begriffsverwirrung, die nur aus einer irrigen Auffaffung ber 
Dinge entftehen kann und für die praktiiche Behandlung berfelben nicht ganz un- 
bedenllich iſt. 

Daß überhaupt von einem Stande im ſtrengern ſtaatsrechtlichen Sinn einer 
nech völlig unorganifirten Maſſe gegenüber nicht die Rebe fein kann, liegt auf ver 
Hand. Soll aber gar gleich die beftimmte Ramgorbnung mit einer Reminiscenz 
an den franzöfifchen Tiers Etat bezeichnet werben, jo zeigt ſich gerabe dabei das 
Unpaffende der ganzen Auffaffung und Ausprudsweife Denn von den mittelalter- 
iden drei politifhen Ständen bat jebenfall® ber geiftliche als ſolcher auf dem 
Amntinent feine politifche Bedeutung faft überall ganz verloren. Bon den beiden 
andern aber find, auch wo man nod eines Senats, Reichsraths oder Herrnhaufes 
nicht emtrathen Tann, doch bie focialen Elemente feineswegs mehr biefelben und 
Ümmen weder bie frühern ſocialen noch bie entſprechenden politifchen ihre Stellung 
ſerner deden. Handelt es fid aber darum, eben den arbeitenden Klaffen bie poli« 
tie Stellung eines vierten Standes zu geben, fo vergißt man, daß in piefem 
Sinne, d. 5. als politifhe Organifation wahlverwandter foctialer Elemente — 
Ye drei erſten Stände fehlen, oder doch auf dem Ansfterbeetat ftehen. Denten 
aber manche felbfiberufende Wortfährer der arbeitenden Kiaſſen bei jener anſpruchs · 
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vollen Bezeichnung an das befannte Frage» und Antwortipiel des Abbé Sieyes: 
„was tft der dritte Stand? — Nichts! — Was muß er werben? — Alles!" — 
fo dürfte diefe ſocialdemokratiſche Loſung allerdings — wenn ein foldhes überhaupt 
noch nöthig wäre, als ein fehr beachtenswerthes Warnungszeichen gelten. Jene 
Forderung oder Prophezeiung hinſichtlich des damaligen dritten Standes hat fid 
focial und politifh in der ganzen Stellung, welche der Mittelftand, die Bour— 
geoifie im weitern Sinne, gegenwärtig einnimmt, binreihend erfüllt. Es dürfte 
aber bie Berwirklihung aud jener Wünfche und Beftrebungen für einen vierten 
Stand um fo weniger ald rein utopiſch zu betrachten fein, da allgemeines Stimm- 
reht und die Majoritätsentfheidung — wenn fie je ihrer ungeftört und unge- 
ſchwächt konfequenten ehrlichen Entwidlung theilhaftig werden follten, ohne 
Zweifel die große Heerſtraße zu biefem Ziele werben müßte. Freilih Könnte dann 
überhaupt ferner weder von Stand, noch von Klaffe die Rede fein, fondern nur 
von einer Heerde — aber ohne Hirten! — Wie dem auch fei — wir haben es 
bier jedenfalls nicht mit jo großen Dingen der Zufunft, fondern nur mit ben 
focialen Klaflen zu thun, wie wir fie in der gegenwärtigen Zeit finden, welde 
mit Recht auf biefem, wie anf allen andern Kulturgebieten — ja auf biefem vor 
Allem ſich als eine Uebergangsperiode erweist. Dies zeigt fih fon in ben 
Schwierigkeiten, die uns entgegentreten, fobald wir in biefen Klaffen eine mit be» 
flimmten Zahlen und Kennzeihen zu unterfheidende Rangorbnung zu begründen 
fuden. Berfuhen wir eine folhe Scheidung nad der hergebrachten Terminologie 
von befigenden und befiglofen, gebildeten und ungebildeten, genießenden, arbeiten- 
den, darbenven, reihen und armen bis hinunter zu den hülflofen, gefährlichen und 
verbrecheriſchen Elementen ver Geſellſchaft, welhe man dann fehr ungenau aud wohl 
als Klaffen zu bezeichnen oder ſich zu denken liebt! Jede biefer Signaturen ent: 
ſpricht jedenfalls einem in ber betreffenden Gruppe vorherrfchenden Zuge, ber aber 
deshalb nicht nothwendig bei allen andern ausgefchloffen ift, fonvdern darin nur 
eine relativ geringere Bedeutung gewinnt. Jedenfalls brauchen wir bier auf bie 
Erörterung nicht näher einzugehn, inwiefern aud der größte Befig Arbeit mancher 
Art nicht ausfchließt, fondern oft genug vorausfegt oder fordert, namentlich da, 
wo er mit der Ausübung politifher Macht verbunden if. Daß aud bie Arbeit 
ven Beſitz nicht unbedingt ausfchlieft, ift felbftverftänplih. Die gleich im Anfang 
von uns gegebene nähere Beftimmung der Art von Arbeit, welche die Signatur 
ber nad ihr benannten Klaſſen gibt, reicht im der Regel fhon hin, um bie Grenzen 
anzubeuten, wo an bie Stelle der Arbeit der Beſitz als entſcheidende Signatur ver 
Klaffe eintritt. — Nämlich überall da, wo bie fruchtbare Berwerthung besfelben 
bie Hauptquelle der Mittel zur nöthigen Befriedigung gewiffer Bebürfniffe und 
Ermöglihung gemiffer Genüffe wird. Daß dieſe Verwerthung (mie 3. B. bei dem 
felbftändigen Arbeiter oder Landmann) auch durch eigene Arbeit geſchieht, Tann 
bie Veränderung der Klaffenfignatur im Wefentlihen nit verhindern. Allerbings 
aber liegt auf der Hand, daß jene Grenze in der Wirklichkeit nur eine fehr unbe» 
flimmte, flüffige und wechſelnde fein fann, da es fi nur um ein in unzähligen 
Fällen gar nicht zu ermittelndes Mehr oder Weniger in dem Berhältniß der Zuflüfie 
an focialen Lebensfäften und Kräften, an dem nervus rerum aus ber einen ober 
andern Quelle handelt. Der Art ift 3. B. das Orenzgebiet, mo ber Heine Hanb- 
werksmeifter fi mit dem in Alkord und eigenem Gedinge arbeitenden Ürbeiter und 
Geſellen vermiſcht, ver „Etwas vor fid) gebracht hat“. 

Auch höher nach oben find die Grenzen faum weniger flüffig, wenn man 
fih anſchaulich zu machen fucht, worin die wirklih fefte Signatur der fogenannten 
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befigenben umb gebildeten, ober überhaupt höhern Klafien liegen. Dabei 
wird ſtillſchweigend ein gewiffer Grab von Lebensgenuß voransgefegt, der ſogar 
in den höchften Megionen die vorherrſchende Eigenfhaft wird. Jedenfalls werben 
wir auch bei gleihem Befit diejenigen ſocialen Elemente, deren Befig ein Mittel 
des weitern Erwerbs durch irgend eine Art von Arbeit, auch wohl eine Frucht 
wirfliher Arbeit ift, von denen unterfcheiden, bei denen der Beſitz (befonvers als 
ein ererbter) weſentlich Mittel des Genufles einer mehr oder weniger ariftofratifchen 
Lebenshaltung ift. Nicht ohne eine gewiſſe ironiſche Beziehung auf jenes Gleichniß 
von den Lilien auf dem Felde bezeichnet der englifhe Sprachgebraud diefen gleich- 
ſam Schaum und Blüthe der Gefellfchaft ald die ornamental classes, wie fie fid 
venn auch ſelbſt wohl ausfchlieglih als die „Welt“, die „Geſellſchaft“ 
anzufehen lieben. Wenn der einigermaßen entſprechende Ausprud: genießende 
Kafien, als Gegenfag zu den leidenden Klaflen, in den Tiefen ver focialen 
Schichtung allerdings nicht unpaſſend erfcheinen möchte, fo ift aud die Anwendung 
des fogar im politifchen Leben der Griechen gleihfam officiellen Auspruds 
vs „Cudämonismus“ nicht ganz verwerflid — zumal ja aud ber Begriff 
des Genuffes eine höhere und berechtigte Deutung als Attribut einer wahren 
und wirflih das Kalon mit dem Ayathon verbindenden Ariftofratie zuläßt. Wie 
weit nun aber das Genußleben fowie vie Bildung der befigenden Klaffen in ver 
Birflihleit höhern Anforderungen im Sinne einer modernen und alfo cpriftlichen 
Kalolagathie entfpricht, können wir hier dahin geftellt fein laffen. Dagegen möchte 
es wohl zu rechtfertigen fein, wenn wir daran erinnern, daß glüdlicher Weife auch 
den untern, aber bona fide arbeitenden Klaffen die Möglichkeit einer gewifjen 
Bildung und entſprechenden Genuſſes fogar in der gegenwärtigen nicht eben beften 
Belt der Arbeit nicht verſchloſſen ift. Das Chriſtenthum fließt auch die niebrigften 
bürftigften Eriftenzen, indem es ben antifen Fluch und die Schande der Arbeit in 
Segen und Ehre verwandelt hat, nicht aus von dem Einfluß ber höchſten Kräfte 
md Wahrheiten des fittlihen Lebens. Anf den Streit über vie Bedeutung bes 
Begriffe Bildung für die fogenannten ungebilveten Klaſſen brauchen wir bier 
nicht weiter einzugehn, als daß Bildung überall der Gegenfaß der Roheit 
it. Jedenfalls aber gibt es ein Maß hriftlih-menfhlicher Bildung, das nicht von 
dem Maß bes Wiffens und Könnens abhängt, deſſen fich die fogenannte höhere 
Belt rühmt; deren Weſen ift vielmehr jene Harmonie, jenes Gleichgewicht 
welhen andy der antike Humanismus als Sophrofyne zu den höchſten Attributen 
feiner Bildung rechnete. Daß aber diefe Bildung mit dem Schweiß des Ange 
fihts fi verträgt und ihre ſchönen Genüffe hat, wird Niemand bezweifeln, der 
auch die Lichtjeiten der modernen Urbeiterwelt kennt. Es kann aber gerade dieſe 
Seite ver hriftlich-modernen Kultur nie genug hervorgehoben und beachtet werben, 
daß nämlich unter ihrem Einfluß nicht bloß Bildung, fondern auh Genuß der 
wefentlich edelften Art in dem ganzen Bereich ver bona fide arbeitenden Klaffen 
an fi möglich if. Es gibt einen Eudämonismus wie eine Bildung ber 
ehrenhaften Arbeit — ja, ber Armut, der mit dem Eudämonismus der höchſten 
Bildung weit näher verwandt ift, als ber frivole Lebensgenuß ver ihres Berufs 
anwũrdigen Ariftofrarien. Mit diefer Möglichkeit aber wirb dann ihre möglihft 
allgemeine Verwirklichung das berechtigtfte Ziel der Löſung aller focialen Fragen 
af diefem Gebiet. Um fo betrübender ift dann die in der gegenwärtigen 
Birklichkeit nicht zu verfennende Thatſache, daß einerfeits die Fülle des Ber 
ſites und das Streben nad deſſen Vermehrung bei allen Vortheilen ihm aus« 
cließlich zugänglicher Bildung und Genuſſes vie tieffte innere Roheit feineswegs 
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ausfhlieft, während anderſeits bie befltlofe Arbeit in noch viel ansgebehnterm 
Mafe aud duch wirkliche Notbflände fogar der Bildung und des Lebens- 
genuffes entbehrt, die ihr an ſich nicht unbebingt verfagt find. Unter biefen Um- 
ftänden einer ſehr „[hlehten Wirklichkeit“ mag denn allerdings bei (auch nad 
oben) durchſchnittlich ziemlih niedrig geftellten Anforderungen die Bezeihnung 
„befigend und gebildet“ im Gegenſatz zu „arbeitend und ungebil- 
bet” zur Signatur der beiden Klaſſen gelten, in welde jedenfalls bie große 
Mafie der Bevölkerung europäiſcher Kulturländer fi ſcheidet.*) Auf anderweitige 
Unterfheidungen hüben und brüben brauchen wir jevenfall® nicht näher einzugehen; 
doch mögen nod einige Bemerkungen Raum finden. Zunächſt ift noch daran zu 
erinmern, daß zwar die Bezeihnung ald dienende Klaffe im allgemeinen 
Sinne mit jener der arbeitenden fi wefentlih deckt, aber gewöhnlich pflegt 
man jenen nur auf das eigentliche Gefinde, die Dienftboten anzuwenden. 
Der Art von Stolz, welde den bona fide Arbeiter hindert, ſich mit diefen in 
eine Klaffe zu ftellen, ift eine gewiſſe Berechtigung nicht abzufpredyen. Forbert aber 
die allgemeinere Ausdehnung des Begriffs des Dienens auf biefem Gebiet gleich- 
fam den Gegenſatz des Herrſchens als Attribut des Befiges heraus, fo hat bas 
thatfählih allerdings feine genügende Berechtigung nicht nur im Verhältniß ber 
Hausherrfhaft zu den Dienfiboten und der Arbeitsherrn zu dem Arbeitern, fon- 
dern aud infofern der Staat feine Bertreter und Diener ausſchließlich in ber 
befigenden Klaſſe ſucht und findet, fo daß diefe Diener recht eigentlid die Herrn 
bes politifchen und öffentlichen Gemeinwefens find. — Ob dies unter monardifcher, 
republifanifcher oder gemifchter Ferm und Firma geſchieht, darauf kommt bei der zu=- 
nehmenben Ylüffigkeit diefer Formen und Begriffe und ver Stellung, welche unter allen 
fonftigen Borausfegungen vem „grünen Tiſch“ in unferem Staatsleben noch jehr 
lange verbleiben türfte, fehr wenig an. Doch dürfte die Bezeichnung als herr— 
jdende oder regierende Klaffe in diefem Sinne für's erfte noh und in Erwartung 
ver Berwirkiihung des focialtemofratiihen Programms reinften Waſſers immerhin 
nur einem engern Kreife der befigenden Klaffen gebühren, welde dann wohl am 
richtigften als Ariſtokratie zu unterfheiden und auszufcheiden wäre. 

Dies Alles liegt aber jedenfalls hier weit über unfern Geſichtskreis hinaus, Um 
fo — aber dürfen wir unterlaſſen, einen Ausdruck näher ins Auge zu faſſen, 
deſſen Gebrauch ſehr weſentlich zu der Verwirrung der Begriffe in dieſen Dingen 
beiträgt. Wir meinen das „Proletariat“. Was zunächſt bie etymologiſche und 
hiſtoriſche Berechtigung der Anwendung biefer Bezeihnung altrömifcher Berhältniffe 
auf moderne Zuftände betrifft, fo ift eine foldhe nad ber gewöhnlichen archäolo— 
giſchen Definition weder pofitiv nody negativ nachzuweiſen. Diente ber befiglofe 
römiſche Proletarier vem Gemeinweſen nur mit feinem Blut — d. 5. mit feinen 
Söhnen, fo paßt das für unfern Arbeiter ſchon deshalb nicht, weil durch bie in=- 
bireften Steuern der moderne Staat befanntlich einen fehr bedeutenden Theil 
jeiner Einnahmen aus dem tropfenweifen Erwerb jener befiglofen, aber arbeits 
reihen Kreifen der bürgerlichen Geſellſchaft zu veftilliren vermag. Ob die römifche 
Weiſe aus einem fisfalifhen Unfchuldszuftand der Negierenden, oder daraus zu 
erflären, daß in ber römischen Welt vie Arbeit größtentheils Sache ver Sklaven 
war und daß auch fonft wenigftens zur Zeit des: Panem et Circenses — bei dem 


*) Die Frage, was eigentlich unter Bildung der arbeitenden Klaffen als praktiſch wünjchens= 
werth und möglich zu erftreben, ift gewiß fchon in den Grenzen der Volksſchule eine fehr ſchwie— 
tige und noch mebr für die jenſeits und höher liegenden Beflrebungen zur Bolköbildung. Hier 
mag die negative Definition genügen, Bildung iſt der Gegenfag von Rohheit. 
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römifchen Proletarier auch in jener Form nicht viel zu holen war — dag laſſen 
wir dahin geftellt fein. Was aber den andern Punkt der proletarifchen Signatur 
betrifft, fo wird bei der allgemeinen Wehrpflicht der moderne Arbeiter zur Blut- 
ftener ohne Zweifel viel fchärfer herangezogen ala das römifche Proletariat. Ja, 
in der fpätern Zeit dürfte bei biefem von einer ſolchen Ehrenpflicht fo wenig bie 
Rede geweſen fein, daß im Gegentheil au bier mit der Bürde au die Würde 
wohl ganz auf Seiten unferer arbeitenden Klaffen liegt. Ein Klaſſenunterſchied läßt 
ſich nach diefer Seite Überhaupt nicht motiviren, weil diefelben Leiftungen jedem 
modernen Staatäbürger entweder ſchon jett obliegen, oder doch nad dem einmal 
gegebenen Anftoß zur allgemeinen Ausbreitung der Wohlthat des bewaffneten 
Friedens bald genug überall auferlegt werden bürften! Galt nun überbies bei ven 
Römern der Ausdruck Proletarier ohne Zweifel nicht als ein epitheton ornans, 
jo ergibt fih von felbft, wie unpaffend — ja durchaus umverantwortlid die An- 
wendung besjelben auf ein Element des modernen Vollslebens wäre, daß nicht 
nur der Maſſe und Zahl nad, ſondern aud durch eine ganz überwiegende Be- 
theilung an allen Laften des Staates, aljo durch eine ganz eminente fociale, volls⸗ 
wirtbichaftlihe Bedeutung fih quszeichnet, und der durch das allgemeine Wahl⸗ 
recht über kurz oder lang eim mehr oder weniger entſprechendes Gewicht im poli- 
tiihen Leben ſchwerlich vorzuenthalten fein dürfte, Und doch bat im gewöhnlichen 
Sprahgebraud jene Bezeihnung — wo fie noch vorlommt — kaum mehr einen 
andern Sinn, ald den des Ausdrucks des mitleivigen oder verächtlichen Hochmuths 
der beſitzenden Klaffen, womit man die Mafje der arbeitenden Klaffen mit den 
dur Die jocialen Krankheiten des „PBanperismus“ mehr oder weniger geſchwächten, 
aufgelösten und angefaulten Theilen vesfelben zufammenmwirft. Gehört es doch zu 
dem konventionellen „Jargon“ vermeintlich hochkonſervativer Kreife und ihrer Wort« 
führer die Entftehung einer Fabrik in bisdahin bloß landwirthfchaftlichen oder doch 
lindliden und angeblih idylliſch patriarchaliſchen Gegenden als bie naturgemäß 
anvermeidliche Quelle eines „Gabritproletariatg" zu verdammen — ald wenn 
damit Alles und das Schlimmfte gejagt wäre! — Leider zwar ift in ver That bie 
Sntwidlung folder Zuftände, die jenem Ausdruck in feiner ſchlimmſten Bedeutung 
entiprechen, nur allzu oft mit dem Fabrikweſen verbunden; aber dies beweist weiter 
nichts, als daß es eben — wie in allen an fich als Adiaphora zu betrachtenden 
Dingen — auch eine gute und eine ſchlechte Fabrik, eine Licht- und eine 
Schattenfeite. des Fabrikweſens gibt. Iſt es aber mit dem länplihen Patriardalis- 
mas ein anberes? Gibt es kein länplihes und lanbwirtbichaftliches Proletariat, 
welches fehr oft der fchlimmften Bedeutung des Worts fogar noch mehr entjpricht, 
als irgend ein ſogenanntes Fabrilproletariat? Sind aber allerdings in dem gegen» 
wärtigen Zuftänden und Berhältniffen des Fabrikweſens bie Urfahen einer ſolchen 
kankyaften Entwidlung ſchwerer zu vermeiden als in der landwirthſchaftlichen Pros 
vuftion, fo ift die Berantwortlichkeit um fo größer, wenn fie aud bier überhand 
nimmt, wie doch nur allzu häufig wirklich der Hal ift. Nach alledem mag allen- 
falls der Gebraud jenes Auspruds gebilligt werben, wenn man ihn eben auf jene 
fanthaften Erſcheinungen im Gebiet der arbeitenden Klaffen ober mit andern 
BVorten auf die flüffigen, wechjelnden, ſchwankenden Uebergänge von biefer Klaffe 
za jenen Elementen, welche wir ſchon oben mit dem Ausprud der „hülflofen“ 
und der „gefährlichen“ bezeichneten. Uber auch diefe Beſchränkung bat 
etwas ſehr Mißliches. Und zwar befonders, weil wegen des Mangels an jeder 
feften Grenze und bei dem nun einmal herrſchenden Vorurtheil und Begriffsver- 
wirrung und gebantenlofer Sleihgültigkeit der höhern Klaſſen immer wieber ber 
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Mißbrauch der Ausdehnung auf die ganze arbeitende Klaffe eintreten würde, Mit 
ber Beruhigung aber, daß ber Name nichts zur Sade thut, ift bier gar nichts 
gefagt. Allerdings viel mehr wirkt eine Auffaffung der Dinge, eine Gefinnung und 
Stimmung, wie fie in ſolchem Mißbrauch der Sprache ſich erweist, ſehr wefentlich 
dahin, die Erzeugung ber Zuftände zu beförbern, bie fie vorausfegt. Es ift 
mit nihten gleichgültig, ob in ber gebilbetern und höhern öffentlihen Meinung 
zumal jener der Arbeitögeber, der fleißige, verftänbige, treue, orbentliche und nad 
feinem Zuſchnitt behäbige, oder doch nach Hebung und Befferung feiner Lage mit 
Erfolg firebende Fabrikarbeiter ſich immer wieder mit dem verfommenen und dem 
Gebiet des Armenweſens oder ver Polizei und Strafgerechtigkeit zutreibenden ober 
ſchon verfallenen Nachbar in eine Klafje werfen hört und fühlt. 

Wollte man aber etwa den Ausdruck Proletartat menigftens eben auf dieſe legtere 
foctale Kategorie in dem legten Stadium ihrer Frankhaften Auflöfung — gleich— 
fam in ihrer focialen Agonie anwenven, fo wäre aud hierzu eine Beredhtigung in 
der urfprünglihen Bedeutung des Worts nicht zu finden, da es zu dem Wefen 
jener focialen Elemente gehört, daß fie dem Gemeinwefen gar feinen Bortheil, 
fondern nur Laften, Mühe und oft Unheil und Gefahr bringen. Abgefehen aber 
davon find aud hier die Grenzen nad oben und unten fo flüffig, daß die Ber- 
fuhung zu jenem Mißbrauch biefelbe bleiben würbe. Damit wäre um fo weniger 
etwas gewonnen, ba für biefes Gebiet der Spradgebraud ſchon ben thatſächlichen 
Berhältniffen wo nicht ganz, doch befier als jener entfprehende Ausdrücke einge- 
bürgert bat. Dahin gehört für die zur mwefentlihen Hülflofigkeit dur Mangel 
an Arbeit oder Untüchtigfeit * Arbeit herabgeſunkenen Exiſtenzen ver Ausdruck 
„Pauperismus”. Dieſer Latinismus dürfte ſich aber inſofern auch mehr em- 
pfehlen, als ver ſprachlich freilich näher berechtigte ver „Jülfloſen Klaſſen“; 
und zwar eben, weil ihm die Bezeichnung als Klaſſe fehlt. Denn gerade darin 
liegt das Charalteriſtiſche dieſer ſocialen Elemente, daß fie keine eigentliche Klafje 
bilden, infofern man damit eine wo nicht organifirte, doch jedenfalls organifhe und 
organijationsfähige Subftanz verfteht, fondern nur gleihfam eine Anhäufung von Schutt, 
Abfall und Auswurf (wenigftens hauptfächlic der arbeitenden Klaffen) bilden. Auch 
bier freilich iſt die Schwierigkeit durchaus flüffiger Grenzen nicht zu vermeiden, 
man müßte denn den Ausdruck Panperismus auf das Gebiet der öffentliden 
Armenpflege befhränten, was jedoch, außer in England, nicht dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch entſpricht, und wo burd eine allzu fcharfe juriftifche Definition 
wieder eine eben jenen ſchwankenden Zuftänden entjprehende Dedung ausge- 
ſchloſſen ift. Dagegen gibt der Ausprud „hHälflos* immerhin einem „mehr ober 
weniger" fo weit Raum, als zu einer zwedmäßigen focialen Behandlung ber 
einzelnen Fälle erforberlih ift. Denn darauf kommt es ſchließlich — wenigftens 
bier und für uns — eigentlich und entfheidend an und nicht auf boftrinäre 
ſyſtematiſche Korrektheit! Der Grad der Hülflofigkeit ift es, wonach entſchieden 
werben muß: ob ber fociale Krankheitsfall im Wefentlihen ven Heilfräften der 
Natur, der Selbfthülfe innerhalb der gegebenen Berhältnifie ver Arbeit und des 
Erwerbs allenfalls mit einer Steigerung der gleihfam mehr biätetifhen als mebi- 
ciniſchen Betheiligung fremder Nachhülfe zur Wiebererlangung der vollen Selbft- 
erhaltungsfähigkeit hergeftellt werden kann oder nit. Im legtern Fall finft er 
vorübergehend oder auf immer in den Bereich der Armenpflege im engern Sinn 
hinab, Eine weitere Erwägung der hier ſich eröffnenden focialen Aufgaben und 
der Mittel ihrer Löfung liegt jenfeits der Grenzen biefes Artikels und foll hier nur 
ein Hauptpunkt hervorgehoben werben. Als unerläßliche Aufgabe der Armenpflege 


— — 
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wird nämlich immer bie ſociale Rehabilitation des ſocial kranlen Gliedes fein, fo 
weit eine ſolche durch wirklich geeignete Mittel irgend möglich ift. Daß aber gerade 
in diefer Beziehung die Armenpflege auch im fonft focial nicht ganz verwahrlosten 
Undern noch unendlich viel zu wünfden übrig läßt, wird Niemand läugnen, ber 
nicht ganz befangen ift in der Mäglichften Routine öffentlicher oder Privatwohl- 
thätigkeit. Jedenfalls fteht feft, daß die Zahl derer, die fich wieder zu der Stufe 
ver Gelbfterhaltung als bona fide Arbeiter zu erheben vermögen, fehr viel geringer 
it, als jener, die immer tiefer hinabgleiten oder ftürzen. Dies letztere gefhieht nament- 
ih bei allgemeinern Kalamitäten oft mafjenhaft, während jene Rehabilitation nur 
zleichſam vereinzelt und in aller Stille flattfindet. Um fo vringenver nöthig ift 
aber eben deshalb die Erfenntniß, daß das einzig wirffame Heilverfahren gegen 
ten Pauperismus in jenem vemfelben noch nicht verfallenen Gebiet der arbeiten- 
ven Klaffen eintreten muß — durd Anwendung aller ver focialen und vollswirth⸗ 
hafılihen Mittel, welche die noch vorhandenen geiftigen und materiellen Kräfte 
ver Selbfterhaltung und Selbſthülfe zu fteigern geeignet find. Auch beften Falls 
aber wird hier wohl immer ein breiter, gleihfam Grenzgürtel übrig bleiben, 
wo eime fharfe Scheivung des Gefunden vom Kranken, alfo eine fefte Begrenzung 
des Gebiets der bona fide arbeitenden Klaffen im Allgemeinen nicht möglich ift. Da gilt 
4 denn, mit wahrer focialer Weisheit in der lonkreten Praxis und mit Unterfchei- 
dung der Innern und äußern Berhältniffe der einzelnen Bälle die günftigern Bor- 
ausfegungen fo lange und fo weit wie möglich feftzuhalten und zu verwirklichen. 

Bas nun endlich diejenigen ſocialen Zuftänve betrifft, welde — nach der Ana- 
legie der fremden Wortbildung und im ihrem Verhältniß zum Pauperismus als 
„Kriminalismus" — die gefährlichen oder verbrecheriſchen in den Bereich ver 
Polizei und Juſtiz gehörenden Elemente betrifft, fo find bier die Grenzen nad 
allen Seiten noch ſchwerer zu beftimmen und die Aufgaben ver focialen Heiltunft 
uch ſchwieriger. Da fie aber unferem Gegenftande noch ferner Liegen als jene des 
Armenweſens, fo können wir darüber noch kürzer hinweggehen. Zwar fehlt es auf 


dieſer Nachtfeite ver Gefellihaft auch nit an Vertretern der höhern und höchſten 


Alaſſen, doch iſt nit in Abrede zu ftellen, daß der größte Theil des focialen 


Scqchuttes und Auswurfs, ver ſich in dieſen tiefften, oft genug unter dem burd- 


ſchnittlichen Niveau des focialen Grund und Bodens liegenden Niederungen und 


Agründen anhäuft, zu irgend einer Zeit der arbeitenden Klafje angehört hat. — 
Eine Thatfache, die nie anerlannt oder erwähnt werben follte, ohne das Belennt- 
ni der ſchweren Mitfchuld aller höhern foctalen und politifhen Elemente und 


Kräfte, wäre e8 auch nur negativ in dem noch immer wahrhaft entfeglihen Mangel 


Yan virklich geeigneten Anftalten gefunder Vollsbildung im engern Sinne, aud in 
den Ländern, wo die optimiftiihen Anſprüche und Illufionen in dieſer Hinſicht am 
"meiteften gehen. Doch ift bier ein wefentliher Unterfchled darin nicht zu ver- 
lennen, daß jebenfalls ein großer Theil des Zuwachſes, welchen (des Kontingents 


der höhern Klaffen nicht zu gedenken) die arbeitenden Klaffen in biefer Richtung 


liefern, doch niht unmittelbar von deren unzweifelhaft eigentlichen Gebiet her- 
+fammen, fonbern eine kürzere oder längere Station im Gebiet der wejentlid 
‚bälfiofen Armut gemacht haben. Aber aud in biefer Hinfiht darf nicht Überfehen 
"werben, daß es meift die weſentlich ſelbſtverſchuldete*) Armut ift, welde 





*) Einen rein und abſolut felbftverfhuldeten Pauperlsmus oder Kriminallsmus, der 


‚die relative Mitfhuld der Geſellſchaft, des Staats in mehr oder weniger zahlreichen Vertretern 
ansfchlöffe, gibt es eigentlich gar nicht, 
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als Borbereitung und Stufe zu diefen Tiefen führt. Diefe Art der Armut aber 
hängt feineswegs nothwendig mit mangelhafter Fähigkeit der Selbfterhaltung 
zufammen — wenigftens liegt der Mangel meift nur in ben böhern ſittlichen 
Tebensfräften. Nah andern Seiten bewähren fi folhe Fähigkeiten eben in dem 
Kampf gegen die foctale Orbnung und deren Hüter bekanntlich oft in einem Grare 
und in einer Weife, die folhen Mißbrauch nur um fo mehr beflagen lafjen. 
Daß auh auf tiefem Gebiet — neben andern mehr oder weniger beredh- 
tigten Zwecken der Rechtspflege — das Gemeinweſen bie Aufgabe der Nehabilt- 
tation eben fo wenig zurüdweifen darf, als in ber Armenpflege, bedarf feiner 
meitern Erörterung. In dem Maße aber, wie bie Löſung diefer Aufgabe hier 
ſchwieriger ift als irgendwo, tritt aud die Bedeutung des prophylaktiſchen Heil 
verfahrens in den noch relativ gefunden Theilen entſcheidender hervor. Diefer 
. Weg, der das Uebel an der Duelle und Wurzel zu faſſen fucht, führt bei irgenv 
fonfequenter und ernftliher Auffaffung und Behandlung der Dinge fowohl vom 
Gebiet der Armenpflege wie von jenem ber Strafrehtäpflege ausgehend und durch 
die Uebergangsregionen mehr oder weniger gefährbeter helle des Gebiet! ber 
arbeitenden Klaffen — ja, bon allen Punkten, wo Stärkung und Hebung ber 
Kräfte der Selbfterhaltung noch nicht zu fpät fommt, wo fie wenigftens vom Guten 
zum Beſſern führen kann, führt der rechte Weg immer wieder auf das Gebiet 
der Boltsfhule, der Vollsbildung im weitern Sinne, fo weit fi der Begriff Bil- 
bung mit ben auch günftigften Beränderungen der allgemeinen Zuftände der ar- 
beitenden Klaffen praftifh vereinigen mag. Daran fließen fich aber jene Anftalten 
und Einrichtungen wirthſchaftlicher Selbfthälfe, welche eine folde Bildung eben fo 
fordern wie fördern. Müffen wir aber in verihbrem Beruf entſprechenden 
Volkskirche und Bollsfhule den Ursprung aller gefunden Säfte des geiftigen Volks— 
lebens erkennen, welches auch das leibliche, materielle Leben bedingt — können wir 
ebenfo in den Mängeln jener Bildungsanftalten bie pofitive oder negative Hanpt- 
urſache der krankhaften Ausartung jener Säfte und ber entſprechenden Erſchei— 
nungen bes äußern Lebens durch alle Stufen des Vollslebens von den erften 
Symptomen der geſchwächten Selbfterhaltungsfähigkeit bis hinunter in die tiefften 
Abgründe des Elends und des Verbrechens nicht verfennen, fo können wir auch nicht 
darüber zweifelhaft fein, wo die Hauptaufgabe und nah Umftänden die Haupt- 
ſchuld derjenigen focialen und politiihen Elemente liegt, deren Mittel und Stel- 
lung eine fittliche oder formale Pflicht nach dieſer Seite mit fi bringt. 

Haben wir nun in dem Borhergehenden den Eindrud einer in beftimmte Grenzen 
gefaßten maſſenhaften Gleihartigkeit focialer Elemente gewonnen, den man mit 
dem Begriff einer arbeitenden „Klaſſe“ verbinden könnte — ift aber diefer Ge» 
fanmteindrud nad allen Seiten eben jener Grenzen durchbrochen, gefhwädt und 
aufgelöst, fo dürfen und müſſen wir dennoh — ja, um fo mehr, zu ber von 
vorneherein gegebenen gemeinfamen Definition zurüdfehren, als einer ver Wirt: 
lihfeit fomweit entſprechenden, wie fie wirklich unter eine einheitlich gemeinfame 
Signatur gebracht werden kann. Jene Wlüffigfeit der Aufern Grenzen gebört 
wefentlih zu ber Natur diefer Dinge, während bie Züge der gemeinfamen Klaffen- 
fignatur in dem Maße immer ausfhliegliher und maffenhafter vervortreten, wie 
man von der einen ober andern Orenze aus in die Hauptmaffe, in ven Kern ber 
Klaffe vorbringt. Früher oder fpäter — ja, unter dem Einfluß wechſelnder allge- 
meiner Berhältniffe, bald früher bald fpäter — findet man fi umgeben von 
Zuftänden, von Eriftengen, welche jener allgemeinen Signatur vollfommen ent- 
ſprechen und feinen Zweifel darüber laffen, daß die fociale Aufgabe der Zeit es 
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nit bloß mit Arbeitern, mit arbeitenden Atomen, fonbern mit Einer mafjen- 
haften arbeitenden Klaffe zu thun hat. Daß in diefer Klaffengemeinfhaft noch 
keineswegs eine fociale Einförmigleit bedingt ift, bedarf kaum einer Andeutung. 
Dafür it ſchon durch die Mannigfaltigkeit der Arbeit felbft und der daraus her— 
vorgehenden Einwirtung auf die ganze innere und äußere Lebenshaltung der auf 
einen gegebenen Arbeits, und Nahrungszweig angewiefenen Kreife oder Gruppen 
geiorgt. Ohne Präjudiz — aber nicht ohne ein ſchmerzliches Mitgefühl folder 
Abhängigkeit und Gebundenheit fann hier wohl vergleihsweife an den Einfluß 
erinnert werben, ben Stamm, Zweig oder Blatt auf die Infeltengattung bat, 
melde dort ihre Nahrung findet. Dazu lommt dann nit nur die Verſchiedenheit 
der Nationalität und der Landesart, fondern auch die unendliche Mannigfaltigkeit 
der Individualitäten. Dies Alles aber genügt volllommen, um bie Sorge zu bes 
eltigen, die aus boftrinairen oder fonft antimobernen Borurtheilen entjprungen, ver 
modernen Arbeiterwelt im Gegenſatz zu der fonkreten Mannigfaltigkeit des mittel- 
alterlihen Lebens eine nahe Zukunft todter Uniformität prophegeit. 
So weit ift es allerdings noch lange nicht gelommen, und auf biefem wie 
auf antern Gebieten werben bie thatfählid im der Mafje vorhandenen mannig- 
igen Lebenskeime ältern oder neuern Urfprungs fi aud in der weitern Ent- 
widlung in organifher Geftaltung geltend maden, wenn nur jener Entwidlung 
tie nöthige Freiheit nicht fehlt. Noch tft keine Gefahr, daß in den Hauptgebieten 
ver Produltion, der Handwerker, der Yabrifarbeiter, der ländliche Tagelöhner, ver 
Seemann — daß im einzelnen Zweigen ver Mafchinenarbeiter, der Bergmann, 
ter Zimmermann, der Weber, der Navy, der Geber, ber Schneider, der Schufter 
2. |. w. nicht hinreihende Eigenthümlichkeiten aufmeifen werde, um von dem halb» 
wegs lundigen Auge unterfchieven werben zu lönnen, wenn gleih nicht äußerlich 
in fo fharfen und nicht in benfelben Zügen, wie ber mittelalterlihe Zunftgefelle — 
von den Meiftern ift ohnehin nicht die Rede, wenn es fih um Ürbeiter in 
dem Sinne handelt, wie er uns bier gegeben! Aber auch innerhalb jener Arbeits» 
jweige wird das nationale Gepräge des Deutjchen, des Franzoſen, des Engländers, 
des Jantees, des Ruſſen u. ſ. w. fi fo lange erhalten, als es Überhaupt noch vorhanden 
ft Zum alleinigen Träger dieſer Dinge ift vie arbeitende Klaſſe freilich fo 
wenig berufen als irgend eine andere. Was aber dann weiter das Schidjal oder 
tie Form ber europäifchen Nationalitäten fein wird, wenn biefe Unterfchiede wirt» 
ih allgemein verwifht find — das ift eine viel zu allgemeine und entfernte 
Örage und Sorge, als daß wir uns hier damit zu befaflen haben fünnten. Eben 
fo wenig aber geftattet uns der und zugemwiefene Raum, irgend auf eine ausführ- 
Ühere Charakteriftit au nur der beventendften der noch vorhandenen Unterſchiede 
in ben Zuftänden und ber Phyflognomie ber verſchiedenen Arbeitergruppen auch 
zur in den großen europälfchen Kulturländern einzugehen. Diefe Seite der Sache 
tan und muß um fo mehr zurüdtreten, da allerdings die Wirkungen der auf: 
Kemben und ausgleihenden Kräfte bie ganz überwiegende Signatur der modernen 
Hung war und noch ift und jenes ältere Gepräge nur in ausnahmsweiſen 
and immer mehr abgefhmwächten und verfchwindenvden, wenn gleih an ſich fehr 
beachtenswerlhen Ueberreften erfcheinen. *) 
Die Gefhichte der mittelalterlihen Arbeitsorganifation und der Auflöſung 
dieſer mannigfaltigen organifchen Bindungen, mit deren Refultat in einer mafjen- 


. .*) Sehr merkwürdig ift es 3. B., daß die fraijeften Ueberreſte der alten Zunftgebräuche fi 
in dem franzöfifchen Compagnonage finden, vder noch vor zehn Jahren fanden. 
7* 
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haften arbeitenden Klaffe es die fociale Frage der Gegenwart zu thun Hat, kann 
bier nur in ihren Anfängen und Hauptmomenten in flüchtigen Umriffen kurz an- 
gebeutet werben, wobel unter ben nationalen Elementen ber auf ben Trümmern 
der Römerwelt ſich erhebenden mittelalterlihen Welt weſentlich nur bie germa- 
nifhen und romanifhen in Betracht fommen Fännen.*) In der Germania bed 
Tacitus fcheint im Allgemeinen nur für Häusliche Arbeit Raum und Bebürfnif 
gewefen zu fein.**) Der Hausherr und feine Bawilie und nad Umftänden feine 
Knete und Sklaven beforgten die Produktion der Dinge, die das Haus ober 
ber Hof in feiner regelmäßigen Konfumtion forderte. Bon gewerbemäßiger Arbeit 

r andere Haud- oder Hofhaltungen ift nit bie Rede; was Über bie eigene 
— 5—— hinaus ging, wurde als Waare oder Beute durch Handel oder 
Krieg beſchafft. Der nächſte Schritt der ſoclalen Entwicklung durch die Entſtehung 
einer zahlreichen Klaſſe gewerbsmäßiger Producenten der A were Mannigfaltig- 
feit und Menge von Konfumtionsgegenftänden hängt ohne Zweifel im Wefentlichen 
durhaus mit der Entwidlung ſtädtiſcher Mittelpunfte des nationalen Lebens zu- 
fammen. Hierin der Gegenfag zu dem in urbeutjchen Gegenden faft ausſchließlich 
ländlichen Volksleben, fei es in einzelnen Höfen, oder befonders in den fpäter befegten 
Marten, auch in eigentlihen Dorfgemeinden — fei e8 dur Anſiedelung in den 
römifhen Städten, deren Entvöferung body die Betheiligung römischer Arbeiter 
an jener Produktion (fogar als Tehrmeifter, wenn gleih Sklaven) nicht ausſchloß — 
fei e8 dur Gründung neuer ſtädtiſcher Anfiedelungen aud auf rein germanifchem 
oder flavifhem Grund und Boden unter dem Schuß kriegeriſcher oder kirchlicher 
Mächte und Bauten oder unter lofalen Berhältniffen, welche dem zunehmenden 
Handelöverfehr günftig ſchienen. — Unter allen dieſen Uniftänden wurde mehr und 
mehr handwertsmäßige Prod uftion durd Verarbeitung aller zugänglichen Robftoffe 
eine wefentlihe Signatur des ftädtifhen Wefens. Indem Schritt für Schritt mit 
biefer Entwidlung der Gegenfag zwiſchen Stadt und Land fehärfer hervortrat, 
vollzog fih aud die Scheitung zwiſchen ftäptifch-handwerfsmäßiger und ländlich: 
landwirthſchaftlicher Produktion. Zwar erhielt ſich noch lange auf größern Höfen 
mit einer zahlreihen abhängigen Bendlferung tie Handwerlsmäßige Produktion 
mander Gegenftände des gewöhnlichen Berürfniffes — aud wo fih aus ſolchem 
Kern ein ftäntifches Weſen entwidelte, was doch früher oder fpäter häufig der Fall 
war. Dies gilt ohne Zweifel hauptfählih von folden ländlichen Anflevelungen, 
deren Mittelpunkt eine Kirchliche Stiftung war, wo aber eben aud die Umwand— 
fung in ein fläptifches Gemeinwefen befonders nahe lag. Wie weit in ven ältern 
freien Dorfgemeinen auch andere als etwa die nothwenbigften Handwerke (wie 
Schmiede, Wagner u. dgl.) betrieben wurden, darüber fehlen (unferes Wiffens) 
nähere Angaben. Der Natur der Sache nad hing dieß damals wie fpäter von 
bem wirklichen Berürfniß, alfo von Zahl und Wohlhabenheit der Bewohner ab, 
bis weit fpäter durch ftädtifche Zunftprivilegien die gefunde Entwidlung gehemmt 


*) Die flavifchen Zuftänte find großentbeils noch balb barbarifcher Art und die Refultate 
der rufflichen fog. Bauernemancipation find noch zu unklar, al® daf wir bier darauf eingeben 
fünnen. Mit der Eflaverei baben wir es obmebin nicht zu thun. 

**) Die Frage, ob die Gründer und Bewohner der Prablbauten germanifhen Stammes 
waren, fcheint noch eine offene zu fein, deren Löſung wir billig von den Epeclaliften in Diefen 
Dingen erwarten. Jedenfalls dürfte bier im Gegenſatz zu den uns von Zacitus gefchilderten ger— 
manifchen Zuftänden die erfle Epur einer wirflihb gewerbemäßtgen, d. b. auf die Befrie- 
digung des allgemeinen Bedürfnifjes berechneten Produktion in den maflenhaften Anbäufungen 
ſowohl von Rohmaterial ald von Produkten der Anochens und Steinindufttie in einzelnen Wob- 
nungen zu finden ſein. 
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wurbe. Abgefehen von viefen mehr und mehr verfhwindenden freien Bauern gilt 
ohne Zweifel von der Maffe der ländlichen Arbeiter — mochte fie ausſchließlich 
auf landwirthſchaftliche Produktion angemwiefen fein, oder ausnahmsweiſe ein Hand- 
werk treiben — daß fie wo nicht geradezu leibeigen, doch unfrei, hörig und 
infofern zu Hofdienft verpflichtet war und bis zum Ende ber mittelalterlihen Zu» 
ſtände blieb, Dasfelbe aber galt anfangs und noch lange hinſichtlich des ſtädtiſchen 
Handwerfs, mochte dasſelbe nun von folhen Arbeitern betrieben werben, melde 
von Haus aus als Hörige an geiftlihe oder weltlihe Herrn gebunden waren, 
bie fi in ben Städten anfiebelten, oder an welde ſich ſtädtiſche Anſiedlungen an— 
fhloffen, oder modten fie vom Lande herein geflüchtet fein, um einer jedenfalls 
drüdendern Abhängigkeit zu entgehen. Daß bie Leute, welche fich felbftändig in 
den Städten anflebelten, größtentheild wefentih Kriegsleute waren, bie ihren 
Orundbefig außerhalb ter Stabt durch Unfreie bebauen ließen, ift nicht zu be— 
zweifeln. Wenn darunter and einige Arbeitöfundige waren, jo ſcheint body bies 
Element keinen nachweislich erheblichen Einfluß auf die weitere Entwidlung der 
Dinge im Sinn der Emancipation der ftädtifchen Arbeit gehabt zu haben. *) 
Bas diefe ſelbſt — was mit andern Worten die allmälige Oeftaltung des freien 
banpwertsmäßigen Zunftweſens — in feiner inbuftriell-focialen Bedeutung und 
zum Unterfchiebe von vem allgemeinern Zwed, Weſen und Charakter der Altern 
Gilde oder Innung betrifft — fo brauchen wir uns bier nur auf befannte YAuto- 
ritäten zu berufen, deren noch ungelöste Streitfragen zu entſcheiden jedenfalls nicht 
unferes Berufs wäre, auch wenn der Raum es geftattete. Nur einen Punkt möchten 
wir ausdrücklich hervorheben. Nach neuern Unterfuhungen **) ift nicht zweifelhaft, 
daß ſich das urfprüngliche Hörigkeitsverhältnig der ſtädtiſchen Arbeiter, ſei es zu 
dem Biſchof oder zu einem andern, weltlichen Herrn, bie wir immerhin ald Ar- 
beitsherrn bezeichnen können, and zur Zeit des ſchon völlig entwidelten Zunft- 
weiens in dem Begriff und Wefen des Amts erhalten hat. Dana wurde bie 
Arbeit nicht Bloß, oder auch nur hauptfählih als ein Recht aufgefaht, deſſen 
Zwed der Bortheil des Berechtigten, fondern aud und vorzugsweiſe als eine 
Berpflihtung gegen ben politiihen Machthaber als Erben jenes urfprünglichen Arbeits» 

Dies waren dann bei weiterer Entwidlung des Städteweſens in ber Regel 
die ſtädtiſchen Magiftrate als Vertreter des ftäptifchen Gemeinwefens, oder dieſes 
ſAbſt. Die äußerlihen Konfequenzen dieſes Verhältniffes und fein Einfluß auf bie 
wichtigſten Momente der Zunftprivilegien, aber auch auf die (im Widerfprud mit 
dem gepriefenen Selfgovernement) damit oft zufammenhängende Abhängigkeit von 
einer bis ind Kleinlichfte gehenden gewerböpolizeilihen Kontrolle und oft drückenden Lei⸗ 
kungen — dies Alles laffen wir auf fi beruhen. Beſonders wichtig erjheint uns 
aber die fittliche Seite ber Sache, wonach für bie Zunft, alfo für das Handwerf, feines- 
wegs ein ausfhliegliher Selbſt zweck des eigenen Vortheils gelten konnte, fon» 
bern das „gemeine Beſte“, das Öffentlihe Wohl und Wehe, das Bedürfniß des 
Gemeinweſens“ in letzter Inftanz als maßgebend für biefe Inftitution gelten 
follte. Forſchen wir aber nad den Urfachen des innern Verfalls des Zunftweiens, 


*) In der Natur der Sache fcheint ed doch immerhin wahrſcheinlich, daß in einigen Städten 
= wenn 2* geringe Zahl ſolcher freier Handwerker den Kern bildeten, an den ſich jene Eman⸗ 
tion an a 
* BL alt bier nur das trefflihe und ein ſtaunenswerth weites Gebiet foctaler 
und politiſcher Entwicklung von Gäfar bid Luffalle und Schulge-Delitich mit gleich gründlicher 
Berthung umfafiende Werk von Otto Gierke Rechtögefhichte der deutfchen Genoöſſenſchaft (Berlin 
). 
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wodurch es ſchließlich fih ſelbft unmöglich machte, fo läßt es fid in feinen 
wichtigſten Momenten darauf zurüdführen, daß bie Zunft ihre Pflicht gegen bas 
Gemeinwefen, alfo ihren idealen Zwed mehr und mehr bintanfegte und endlich 
ganz vergaß und nur für den eigenen Vortheil als Selbſtzweck Sinn und Ber- 
ſtändniß behielt. — Diefe Richtung wurde ohne Zweifel dadurch beförbert, daß 
bie Zünfte felbft bier und da das fläbtifhe Regiment an ſich riffen. Wie fehr 
aber auch das Verſtändniß des wahren Stanbesintereffe bei einer folhen Bers 
irrung, Berengerung und Berfnöcherung leiden mußte — wie Alles in Stumpf- 
finn und Unverftand und in der weitern Berengerung des Gelbftäwedes von dem 
zunftmäßigen zu bem individnellen Egoismus und dem fprihwörtlichen 
„Handwerksneid" zu Grunde ging — das lehrt die ganze Geſchichte des Handwerks 
bis zu feiner endlich auch formellen Auflöfung — eine Entwidlung, bie zu allge- 
mein befannt ift, al8 daß wir uns dabei anfzuhalten braudten, Wenn aber ben- 
noch von gemiffen Seiten unrichtige Thatfahen oder Urtheile fortwährend ver- 
breitet werben, fo ift diefe Unkenntniß zu fehr eine abfichtlihe, als daß wir ihre 
Belehrung übernehmen möchten. Die Folgerung aber, die wir aus diefem Verlauf 
ziehen möchten — der fi freilich aud bei andern und höhern Organen und 
Mächten der politifhen und foctalen Geſchichte wiederholt, deren Selbſtſucht und 
Selbftzwed die Klippe wurde, an der fie fcheiterten, und der Abgrund, in ben fie 
verfanfen — unfere praltifhe Folgerung für die gegenwärtig noch ſchwebenden 
Nefte der Zunftfrage können wir in Nachſtehendem zufammenfafien. Der angeblich 
fonfervativen, in ber That aber reaktionären oder völlig nichtigen Polemik zu 
Gunſten des Zunftweiens fehlt es eben fo fehr am fittliher und hiſtoriſcher Be— 
rehtigung als an praftifher Opportunität, fo lange fie bewußt oder unbewußt 
eben jenen Selbftzwed als mwefentlihes und urfprünglides Recht nad fogenannter 
„göttlider Ordnung” geltend zu machen fucht und der urfprünglichen Pfliht zu 
gemeinem Beften ganz vergißt.*) 

Daß die Erfüllung diefer li unter völlig veränderten Innern und äußern 
Berhältniffen und Berürfniffen ver focialen Welt auch in ſehr verſchiedener Form 
und Weife geleiftet werden muß, liegt auf der Hand. Die Zerfplitterung und Ab⸗ 
ſchließung bes nationalen Lebens in unzähligen Heinen Gemeinwefen hat fi politifch 
und focial in einer weiten nationalen Gemeinſchaft aufgelöst, deren jedenfalls natür= 
liches und ſittliches Erbrecht hinfichtlih jener idealen Leiftung nicht zu beftreiten 
ift. Die Leiftung ſelbſt aber fann nur in einem viel höhern, freiern und allge- 
meinern Sinn verftanden und erfüllt werden, wie er bei den burd zeitgemäße 
Reorganifation jener aus den alten Bindungen befreiten ſocialen Elementen der 
Arbeit geltend zu maden ift. Das Vorhandenfein und die Anerkennung ſitt— 
liher Beziehungen zwifchen dem focialpolitifhen Gemeinweſen und der Arbeit, 
alfo ihren beiverfeitigen Vertretern, bedarf zwar einer folhen Hiftorifhen und for= 
malen Begrändung nicht unbebingt, wo die Grumblagen hriftliger Bildung 
no beftehen. Dennoch aber ift es nicht ganz überflüfftg, ver alle foctalen Ver— 
bältniffe und Elemente durchdringenden Selbftfucht gegenüber auch auf jenes Mo— 
ment zurüdzugreifen — zumal dem mammoniftifchen Yaltoren der Probuftion 


*) Sehr charafteriftifch ift e®. daß die Wortführer pfeudo-tonfervativer Staats- und Social⸗ 
weisheit zwar wohl gelegentlich den Begriff des Amts bei der Zunft und überhaupt beim Hand» 
wert hervorheben; aber eben nur nach ter Seite des felbftiüchtigen und ſelbſtzwecklichen Rechte, 
während jie die Pilichten ded Amtes, des Standes fauch gegen dad moderne Gemeinweſen 
höchſtens in leeren Phrafen anerkennen, wie fie dies dann freilich auch bei der Ariftokratie, Theo—⸗ 
fratie, Plutofratie und Monarchie gewohnt find, 
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gegenüber und in ihren Beziehungen zu ben Arbeitsfaltoren und umge 
lehrt. 


Wir haben hiermit ſchon die ganze Periode der Entwicklung, der Blüthe und 
des Berfalls des Zunftweſens gleichſam überſprungen und ſtehen unmittelbar vor 
der Arbeiterfrage der Gegenwart. Ohne nun auf dieſem Wege wieder zurückzugehen, 
lönnen wir nicht umhin, es als eine ber feltfamften Verirrungen, Verwirrungen 
und Berdunklungen des hiſtoriſchen, politiſchen, ſocialen und volkswirthſchaftlichen 
Urtheils zu bellagen, daß man noch immer von gewiſſen Seiten und in mehr ober 
weniger mafgebenden Kreifen oder doch bei deren bienfibaren Geiftern den Unter 
gang bes Zunftwefens nit nur als ein Unglüd und Unheil auffaßt und traftirt, 
iendern aud als eine bewußte Unthat ver modernen Welt, oder was man als bie 
Revolution, den Liberalismus, die Mandhefter Schule und was nicht fonft brandmarkt. 
Gegenüber dem Bedürfniß und der Fähigkeit des Konjums ver neuern Zeit und der 
unter dem Einfluß befannter welthiftorifcher Entdeckungen und Erfindungen immer 
raſcher und endlic in riefenmäßigen Proportionen zunehmenden Entwidelung auch nur 
ihrer äußern, materiellen Berhältniffe und Beftandtheile und ſchon allein ver Be- 
völferung war die Ältere handwerksmäßige Produktion in ihren gegebenen und ge- 
wordenen Zuftänden und Organen abfolut unzulänglid. Ob e8 einen Moment gab, 
mo ihr noch die Fähigkeit geblieben, durch Selbſtreform, durch ſelbſtändige Reor- 
ganifation in einem dem Bedürfniß entfprechenden großartigern Zufchnitt und freierer 
Bewegung in die neuen Bahnen mit Erfolg einzutreten — bies ift eine praftifch 
ganz müßige Frage, da thatſächlich jedenfalls jeve Friſt der Art verfäumt wurde. Don 
bofitiver oder negativer Mitfhuld an diefer Berfäumniß ift keine der mitbetheiligten 
Elemente und Mächte der Zeit freizufpreden, am wenigften aber das Handwerk 
ſelbſt. Daß weder die politiichen Gewalten nod die höhern focialen Kreife damals 
wie jet andy nur eine Ahnung von einer ſolchen focialen Reform hatten, war eine 
Säuld, die ſchwer genug gebüßt Nurde und noch wird. Den volkswirthſchaftlichen 
Birfungen der Entvedungen des 15. und 16. Jahrhunderts konnte und wollte 
ih fein Gebiet der europälfhen Kulturwelt entziehen, und der in engen Gehäufen 
fäptifher Gemeinweien abgeſchloſſenen und verfommenen Zunft zu Liebe Tonnte 
die Abforbtion aller diefer milroflopifhen und milrofosmifhen Organe in dem 
größern wmeitern Zufhnitt bes modernen Staatenmakrokosmus nit aufgehalten 
werden. Sind doch dieſe Staaten für ihre financielle Eriftenz mehr und mehr auf 
die Entwidlung der Großprobuftion und bes entſprechenden internationalen Verkehrs 
angewiefen! So ging die Toderung over Löfung der engen Schranken und ber 
Bindeln und Gängelbänder induftrieller Kindheit, hinter denen das Handwerk fein 
früheres Gedeihen gefunden, aber auch feiner fpätern innern Fäulniß und Ber 
Mmöderung in zunehmendem Maße verfiel, während mehrerer Generationen ihren 
geräufchlofen Gang Hand in Hand mit ver allmäligen Entwidiung einer mit dem 
Zunftibann umnverträglihen und von ihm unabhängigen Großproduktion und ent 
ſprechenden Berlehrs. Der innere Verfall des Zunftwefens war dann ſchon fo 
weit gebiehen, daß es der politifchen Nevolution und durch fie der gewaltfamen 
oder legislativen Befeitigung ber formal noch vorhandenen Refte aud) diefer mittel» 
alterlihen Einrichtungen kaum beburfte, um ein atomiftifhes Chaos zu fchaffen, 
woraus die Nothwendigleit einer Reorganifation des ganzen Arbeitsweſens unab- 
weistich hervorging. 

In den Ländern, wo ſich der klägliche Status quo des Zunftwefens entweder 
in der Apathie des Öffentlichen Lebens oder unter dem Einfluß vermeintlih Ton« 
jewativer Doktrinen, wohl gar durch halbe Mafregeln einer Reftauration noch 
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hinſchleppte, konnte dieſe Nothwendigkeit nur zum Nachtheile ver nächſt Betheiligten 
und bes Gemeinwefens felbft länger ignorirt und die Löſung der daraus hervor- 
gehenden Aufgaben erfhmwert werben. Die Erfindungen und Entvedungen, welche 
dann feit dem Ende des 18. Jahrhunderts zunähft in England, dann in allen 
Kulturländern Produktion, Konfumtion und Verkehr fo raſch und in ſolchem Maße 
fteigerten, daß das letztverfloſſene Menſchenalter des 19. Jahrhunderts auf biefen 
Gebteten viel bedeutendere Reſultate Iieferte als die vorhergegangenen brei Jahr- 
hunderte, ftellte die abfolnte Unmöglichkeit ver Erhaltung irgend einer ber ältern 
induſtriellen Einrichtungen in jedem unbefangenen Urtheil über allen Zweifel ale 
ſelbſtverſtändlich feft. Die neue Großinduftrie mit ihrem ganzen Gefolge focialer 
Neuerungen durchbrach nun und überfchwenmte und verfhlang nad allen Seiten 
alle Schranken der Bergangenheit und riß nit nur der Zunft als veralteter 
Form, fondern nun dem Handwerk ſelbſt bald in diefem, bald in jenem Pro» 
duftionszweig den Boden unter den Füßen weg, fo daß die Gefetgebung ſchließlich 
nur faits accomplis anzuerfennen hatte. Daß moberne vollswirthſchaftliche Dot- 
trinen, namentlih in ihrer Anwendung auf den internationalen Verkehr und in 
ihrem Einfluß auf die Gefeggebung und Staatsverträge, ſehr wefentlich zur Förde— 
rung biefer Entwicklung beitrugen, tft nicht in Abrede zu ftellen; nur darf man 
nicht vergeflen, daß der Freihandel nur mittelbar und thatſächlich eine Einwirkung 
auf die handwerksmäßige Probufttion ausüben konnte, und daß auch ohne biefe 
dem Fortbeſtehen des Zunftwefens jede Bebingung und Grundlage über kurz oder 
lang fehlen mußte. Wie wenig Schuld die Revolution an dem Untergang bes 
Zunftwefens hatte — oder wie wenig e8 jedenfalls biefes aktiven Zerftörungs- 
mittels beburfte, um jene Veränderungen herbeizuführen, beweist das Beifpiel 
Englands. Ohne irgend welchen pofltiven und aktiven An- oder Eingriff verlor 
bier das alte Zunftwefen thatfählih und in aller Stille jeve praktiſche Bedeutung 
bloß dadurch, daß man der Entwidlung der modernen Großinbuftrie überall freien 
Raum ließ, wo nit — wie im Bereidh der ältern ſtädtiſchen Korporationen, mit 
denen fie mehr oder weniger zufammenhingen — ausdrückliche jura quasita einer 
Zunft fi nachweiſen liegen. Bald aber verlor in der allgemeinen Ueberfluthyung 
ber neuen Großprobuftion aud in jenen refervirten Kreifen das Zunftwefen alle 
praftifche Bedeutung. Irgend bebentenvere handwerksmäßige Produktionskräfte fan- 
den ihre Rechnung befier in ber Theilnahme an der neuen Entwidlung. Wer etwa 
bie Macht und Mittel befaß, der hatte kein Interefie, die Zunftprivilegien gegen 
BDöhnhafen u. f. w., wohl gar auf dem koſtbaren Rechtswege geltend zu machen. 
Den Heinen Meiftern aber fehlten die Mittel, um dies wirkſam zu können; es 
blieb ihnen nichts übrig, als fi fo lange als möglih mit ihrer fümmerlihen und 
iſolirten Selbftändigfeit über Waſſer zu halten und dann entweder als Lohn- 
arbeiter für die Großprobuftion zu arbeiten, oder im Armenweſen unterzugehen. 
Die Maſſe ver bisher zunftmäßigen Tohnarbeiter, die Gefellen — deren Stellung 
auch in der Zunft, deren Berhältniß zu den Meiftern ihren befonvern Intereffen 
außer der fehr prefären Möglichkeit, ſich als Kleinmeifter zu fegen, wenig ober 
feine Förderung oder Sicherheit bot — litten dadurch, daß fich der zunftmäßige Boden 
unter ihren Füßen zerbrödelte und auflöste, zunächſt feinen großen Berluft. In 
ber neuen Großproduktion oder in der auch neben dieſer vollauf befhäftigten banb- 
werfsmäßigen Inbuftrie fehlte es nicht an Arbeit, und wenn gleich ihr Verhältniß 
zu den Arbeitsherrn fortan nur ein polizeilich kontraftlihes war, hinberte fie doch 
nichts, die Beziehungen, die fie früher unter fih und im Anſchluß an die Lade 
ober fonft durch Handwerlsbräuche mander Art genoffen, aud ferner (unb zwar 
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ohme die oft läftige Kontrolle der Meifter) zu bewahren und nad Umftänden und 
Bedürfniß weiter zu entwideln. Dabei fehlte es ihnen nicht an Zufluß aus ber 
Arbeitermaffe, die ven der fabrifmäßigen Protuftion ſowohl aus der bisherigen 
Räbtifchen, als noch mehr aus der ländlichen Arbeiterwelt in ihren Dienft gezogen 
wurbe. Die große Bedeutung biefer ganzen urſprünglich im Zunftwefen wurzelnden 
Bewegung zeigt fi in unfern Tagen in den Trades Societies oder Arbeitergewerf- 
haften, welche die Frucht biefer ganzen Entwidlung find. Jedoch weder bieje noch 
andere Berbindungen der durch die Auflöfung der Zunftverbände negativ freige- 
worbenen oder fonft von ber freien inbuftriellen Konkurrenz gleihfam mobil ge= 
machten Arbeitsträfte vermochte die Nachtheile ganz zu überwinden, unter denen in 
diefer Gewerbefreiheit ver Schwächere gegen den Stärkern, die Arbeit gegen das Kapital 
leidet. Noch ſchwerer lafteten die Folgen der negativ atomiftifhen Freiheit auf den 
landwirthſchaftlichen Arbeitern, welche in England durch die politiihe Entwidlung 
hen ſehr früh von allen Hörigkeitsbanden und Stügen befreit wurden. Da ihnen 
aber ſolche Grundlagen wie jene zunftmäßigen zu einer felbftändigen Organifation 
fehlten, jo verfielen fie (fofern fie nicht in den Fabriken eine Zuflucht fanden), um 
je hülfloſer der Ausbeutung burch den Arbeitsheren anheim, welde burd das 
belannte Bachtverhältnig und dann durch ven rationellen und ariftoratifhen Mam- 
monismus der englifchen Landwirthſchaft noch gefhärft wurde. Daß die nähften 
Folgen der Emancipation der Arbeiter von allen ältern objektiven Bindungen über- 
wiegenb verberblid fein mußte, wird fih aus dem folgenden leicht ergeben. 
DObige, wenn auch noch fo flüchtige Andeutungen hinſichtlich der engliſchen 
Berhältniffe erfparen uns ein irgend weiteres Eingehen der gleichzeitigen Wan- 
elungen ber Ürbeiterzuftände auf dem feften Lande. Denn obgleich hier (wie wir 
ſchon angedeutet) bie Pegislation der natürlihen Entwidlung der Dinge mehrfach 
nahhalf oder wohl gar vorgriff, während die büreaukratiſche Gentralifation jede 
freiere Geftaltung und Bewegung im Guten wie im Schlimmen auf das geringfte 
Maß beſchränkte, wurde doch der Auflöfungeproceß der Altern Grundlagen und 
Bindungen weit weniger dadurch als durch die von allgemeinen und politiihen Mo— 
menten abhängende langfamere und weniger kräftige und großartige Entwidlung 
der neuen Großinbuftrie fo weit zurädgehalten, daß nod bis auf biefen Augen- 
blid die Testen Reſte des Zunftweiens in Deutſchland nit aufgehört haben ein 
Sheinleben zu führen. Deſſen praftifche Beveutung zu Nut oder Schaden fommt aber 
pofitio glei wenig und nur infofern negativ in Betracht, als es die Scheidung 
und Klärung der Gegenfäge und bamit die Löſung der eigentlichen focialen Auf- 
gabe (vielleicht nicht unbedingt zu deren Nachtheil) verzögert. Das Huuptmoment 
ver modernen focialen Entwidlung bat fi jedenfalls auf dem Gebiet der im 
engern Sinne induftriellen Großproduftion in allen Kulturländern vollzogen durch die 
Auflöfung aller ältern organifch objektiven oder dinglichen Beziehungen der Ver- 
treter der Arbeit (im engern Sinne) fowohl unter einander als zu ven Vertretern 
des Kapitals (im weiteften Sinne) und ber höhern Gefchäftsintelligenz, ſowie zu 
dem mit der Probultion verbundenen Kapital, Erwerb und Gewinn mit Ausnahme 
des Arbeitslohns. Was dann Grund und Boden und bie landwirthſchaftliche Produktion 
betrifft, fo hat fi zwar im Allgemeinen dieſelbe Wandelung hinſichtlich ver Stel- 
lung der Arbeiter vollzogen, body nicht ohne beachtenswerthe Ausnahmen, welde 
allerdings zum Theil ſchon der beginnenden Reorganifation angehören. Zwar in 
England, wie wir fahen, wurben die Hörigem auf den Latifundien der Ariftofratie 
ohne alle Beſchränkung freie, d. h. unbebingt von ven Pächtern abhängige Ar- 
beiter, denen wo möglich fogar die Wohnung auf dem Grund und Boden, den fie 
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bearbeiteten, als Theil ihres Lohns verfagt wurbe. Die ohnehin mehr und mehr ver- 
ſchwindende Zahl der Heinen Probucenten, welde zu Stabt und Land in ihrem 
eigentlichen Gewerbe von ber Großprobuftion abhängig, doch in eigenem Gebinge 
arbeiten und einen Theil ihres Unterhalts aus einem Heinen Grunbbefig ziehen, 
brauden wir auch für England nur infofern bier zu berüdfichtigen, als biefe 
Ueberrefte der frühern Zuftänve gleihfam das typifche Borbild und die An- 
Mmüpfungspunfte einer der mwidhtigften Formen ber fünftigen wirthſchaftlichen Re— 
generation ber arbeitenden Klaffen fein oder werden könnten. Was dagegen bie 
Maffe der eigentlihen landwirthſchaftlichen Arbeiter auf dem feften Lande betrifft, 
fo find mit der fogenannten Emanctpation der Bauern in Rußland bie legten 
Nefte der mittelalterlichen Leibeigenſchaft oder eigentlichen Hörigleit verſchwunden. 
Aber diefen freigeworbenen ländlichen Probucenten bleibt ein fehr großer Vorzug 
vor der Maſſe derfelben Klafje in den meiften andern Kulturländern ſowohl ger- 
maniſcher als romanifher Bevdlferung, indem fie nur von ihren Orund- und 
Arbeitsheren und jenem befannten eigenthümlichen bäuerlich-wirthſchaftlichen Ge— 
meineverband los find *), nicht aber vom Grund und Boden felbft. Sie haben Recht 
und Möglichkeit und in unzähligen Fällen vie Wirklichkeit eines freien Eigen» 
thums, welches freilich in der Regel nur in Berbindung mit Tohnarbeit zu ihrem Unter- 
halt ausreichen fann, und deſſen Erhaltung auf die Länge noch fehr zweifelhaft ſcheint. 
In ähnlicher Weife, aber auf anderem Wege bat fi die Stellung der ländlichen Lohn 
arbeiter in Folge der Revolution in Frankreich geftaltet, welche zugleih mit ber 
fung aller Altern Bindungen auch den Grund und Boden als beweglihe Waare 
auf den Markt warf und einer Konkurrenz Preis gab, woran fich aud die ehemaligen 
hörigen Arbeiter in ver Art betheiligen, daß die Zahl der Meinften Grundbefiger, bie 
ohne Tagelohn nicht beftehen können, ten größten Theil der ländlichen Arbeiter- 
bevölferung ausmachen. Auch in Deutihland und befonders in Preußen hat, wenn 
auch unter andern Umftänden und In geringerem Maße, Aehnliches ftattgefunden, 
In allevem liegt jedoch genüigender Grund vor, auch diefe Tohnarbeiter trog Ihres 
Heinen Beflges nicht zu den arbeitenden Klaffen in dem focialen Sinne zu 
rechnen, ben wir hier fefthalten — nämlich fofern die Hauptmwurzel ihrer Ernährung 
ihr Arbeitslohn iſt. Dasfelbe gilt von dem Gebiet der unterirdiſchen Produltions- 
arbeit, wenn gleih bie deutſchen Knappſchaften noch einen Reſt der ältern 
Drganifation aufweiſen. Endlich aber erwächst dieſer Maffe feit etwa dreißig 
Jahren noch ein fehr großes und eigenthümlid bedeutendes Kontingent aus der 
riefenmäßig herangewachfenen Produktion von Bauwerken aller Art zu. Dieſe 
Inüpft fih zunächſt an das Eiſenbahnweſen, hat aber in der Befriebigung aller 
mit demfelben als Urfad oder Wirkung in Verbindung ftehenden ins Unenvliche 
gefteigerten und vervielfältigten wirthſchaftlichen und focialen, öffentlichen und 
privaten Bebürfniffen eine Ausdehnung gewonnen, bie mehr wie irgend eine 
andere einzelne Erfcheinung den anfhaulihen und greifbaren Maßſtab ver mo- 
dernen Entwidiung gibt. Gerade in diefem Arbeitszweig, wo in den Millionen 
der fogenannten Erbdarbeiter — in England Navvies, in Frankreich Terrassier — 
denen fih ein großer Theil ver Bauarbeiter und dann auch fowohl die übrigen nicht 
auf eigentlich Ländliche Arbeit angemiefenen Tagelöhner, „Arbeitsleute“ aller Art 


*) Ob diefe Seite der Emancivation.zu deren Vortheilen zu rechnen, fcheint unter Sach— 
kundigen noch eine offene Frage zu fein. die mir nicht zu enticheiden wagen. Dod möchten wir 
aus allgemeinen Gründen darin eber den Verluſt einer geiunden Grundlage landwirthſchaftlicher 
Genoſſenſchaft beflagen. 
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als die Berkehrs arbeiter zu Wafler und zu Land anſchließen, fleigert fich bie 
moderne atomiftifhe Ungebunvenheit auf den höchſten Grad. Hier fehlt jede Spur 
eines Brodufts der Arbeit bes Einzelnen, woran ſich eine Beziehung desſelben 
anfnäpfen könnte. Sogar das Domieil ift bei vielen Tauſenden nur formal vor» 
handen, der ganze Zuftand aber ein thatſächlich nomadiſcher. 

Somit ftehen wir dann, wenn wir von folhen Erfheinungen abfehen, bie 
ſchon der Reaktion gegen jenen Auflöfungsproceß angehören, einer gewaltigen, 
bunderte von Millionen umfafjenden Maffe von focialen Atomen gegenüber, bie 
ohne fruchtbaren Befit von der Hand in den Mund — ohne jeden nicht rein fub- 
jeftiven und temporären Anhalt, Grundlage und Beziehung für ihren täglichen 
Unterhalt anf ven Lohnertrag ihrer Arbeit angewiefen find. Deren Preis aber wird 
durch die freie Konkurrenz ſowohl aller Arbeiter desfelben oder verwandter, ober 
an ſich offener Arbeitszweige unter einander als dem Kapital ald Arbeitsheren gegen- 
über beftimmt. Der einzelne Arbeiter muß unter folden Umftänden nicht nur feine 
Ardeitsfraft als Waare zu wechſelnden und oft genug zu dem niebrigften Preifen 
bis zu ihren Produftionstoften hinunter losſchlagen, fondern er wird auch durch die 
unbedingte Abhängigkeit feiner Exiftenz von biefer Verwerthung gewiffermaßen mit 
feiner Waare iventificirt, thatfächlicy felbft zur Waare. Deren wirklich verwerth- 
bdarer Werth kann überdies bei der Abhängigkeit von den wechſelnden Preifen 
ver Lebensbedürfniſſe niemals eine fefte Grundlage focialer Eriftenz gewähren. 
Dies iſt ein Zuftand, ein Verhältniß, welches thatfählih die Nachteile der frü- 
bern Unfreiheit ohne deren Bortheile mit fi bringt. Der Arbeiter iſt zwar nicht 
mehr an einen Arbeitsherrn gebunden, aber um fo größer und unbebingter wird 
jeine Abhängigkeit von dem Kapital überhaupt in der jevesmaligen inbivinuellen 
Vertretung durch irgend einen Arbeitsgeber, mit dem ein folder Handel zu Stande 
kommt. Die Beftimmung des Preifes der Waare (der Arbeit), ift dabei an« 
geblih dur ein aus dem freien Berhältnig zwiſchen Angebot und Nachfrage 
hervorgehendes allgemeines Naturgeſetz bebingt, bei deſſen Ermittlung, Auslegung 
und Anwendung der Arbeiter jedoch thatfählid gar keine Stimme bat. Kommt 
der Handel ſchließlich nicht zu Stande, oder bietet fih überhaupt kein Abnehmer — 
muß der Arbeiter auch nur wenige Tage feine Arbeitskräfte unverwerthet brachen 
Inffen, fo fält er der hülfloſen North und Armut anheim, die ihn dann beften Falls 
— d. 5. wenn und fo lange e8 fih nur um ein mehr ober weniger bed Preifes 
zwiſchen ihm und dem Kapital und nit um abjoluten Mangel an Nachfrage 
handelte — zwingt, feine Arbeit um den niedrigſten Hungerpreis loszuſchlagen. 
Fehlt e8 aber überhaupt, wenn auch mur vorübergehend, fogar an dieſem Abſatz, 
fo wird feine Lage fehr viel ſchlimmer als die des geringften Arbeiters in ver frühern 
Abhängigkeit und Gebundenheit, bei dem unter gewöhnlichen Umftänden wirkliche 
Arbeitsloſigleit kaum eintreten konnte und dem gewöhnlichen Falls auch bei gänz- 
licher Arbeitslofigfeit der nothdürftigfte Lebensunterhalt meift gefichert blieb. Der 
Aberglaube, daß das „eiferne Geſetz“ des Angebots und der Nachfrage wentgftens 
diefes Minimum fichere, fcheitert fhon an der Thatfache, daß es Fälle gibt, wo 
die Arbeit, alſo auch bie Eriftenz von Tauſenden von Arbeitern gar nicht nöthig 
if, no verlangt wird, Auch hier fo wie in dem Einfluß der „Kebenshaltung” 
auf den Arbeitslohn (auch zum Vortheil der Arbeiter) zeigt fi, wie werthlos, jeven- 
falle unpraftifh jenes Fundament der movernen Wiffenfchaft auf dieſem Gebiet 
ft. Eine Darftellung der aus biefen Berhältniffen nothwend iig hervorgehenven 
Rotbftänden liegt nicht in unferer Aufgabe. Bekannt genug ift der vieleicht [hlimmfle 
Zug derjelden, daß Frauen und Kinder in diefe Ansbentung gezogen werben und 
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baburdh wieder ben Preis der Arbeit drücken helfen, während zugleid das Familten- 
leben zu Grunde geht. 

Daß die neuere Zeit dur ihr Armenwefen, ihre Polizei und durch bie volle- 
wirthſchaftlichen Fortſchritte des Verkehrsweſens bei vorfommender theilweifer, aber In 
Folge außerorbentliher Kalamitäten auch ausgebehnterer Urbeitslofigkeit und fonftigen 
Nothftänden ſchnelle und beffere Hülfleiftungen zu bieten hat als das Mittelalter, 
fteht mit den eben harakterifirten Arbeits- und Arbeiterverhältniffen nicht im Wider 
ſpruch. Ob Wiederholung der zahlreichen Beifpiele, wo im Mittelalter ganze Länder 
durch Krieg, Seuchen, Mißwachs faft entoölfert wurden, in unfern Tagen ganz 
unmöglid, wollen wir dahin geftellt fein laffen. Jedenfalls aber bringen bie 
gegenwärtigen Berhältniffe es mit fih, daß in unzähligen Fällen — ja fogar 
ohne allen Zweifel durchſchnittlich die wirklihen Zuftände der Arbeiter, ihre ganze 
Lebenehaltung mehrere Grade höher fteht als bei der Maffe namentlich ver nicht 
bandwerfsmäßigen Arbeiter des Mittelalters. Ja, man fanı zuverfihtlih be 
baupten: daß ſchon allein wo nicht die Natur der Dinge, doch die Rohheit und Ber- 
wilderung der Herrn, in ihrer Nihtachtung des fremden und Mifbraud bes 
eigenen Rechts, bei faft gänzlihem Mangel an höherer Kontrolle ala Regel eine 
Be⸗ ober vielmehr Miß handlung der Eigenleute aller Art mit ſich führte, neben 
deren gänzlicher Unmenſchlichkeit alle noch fo großen Nothflände und Mißbräude 
unferes Fabrikweſens oder ländlichen Proletariats vergleihsmeife als leichte 
Schatten erjcheinen und mit denen nur die moderne Negerfklaverei in ihrer em- 
pörendften Form ſich vergleichen läßt.*) Freilich fehlt es ſolchen Bergleichen gar 
fehr an ber Gleichartigkeit ver beiden Theile. Erſtlich fehlen der Neuzeit jene tim 
Mittelalter mafjenhaften Miſchzuſtände höriger Arbeiter mit mannigfaltig bebingtem 
Beſitz oder Niefnug amı Grund und Boden — alfo nicht eigentlihe reine Lohn- 
arbeiter, deren es gewiß in der ländlichen Probuftion nur wenige gab. Zweitens fehlte 
dem Mittelalter der ganz befiglofe Fabrifarbeiter und der Navy; und endlich drittens 
war bie Stellung des handwerksmäßigen Lohnarbeiters im Zunftverband (und andere 
gab es kaum) eine fo eigenthümlihe, daß ſchon deshalb allein ein gemeinfamer 
gleiher Mafftab für ältere und moderne Verhältniffe nicht durchzuführen if. Den- 
noch aber kann man den Unterfhied als relativ zu Gunften der modernen Zu- 
fände nicht oft und nicht emtfchieven genug den gebanfenlofen oder tendentidfen, 
jedenfalls völlig grumblofen Verſuchen entgegenhalten, die von gewiffen Seiten 
immer wieder laut werben, um ber „guten alten Zeit” namentlich auch auf dieſem 
Gebiet in der modernen Arbeiterwelt eine Folie zu geben und wohl gar bamit 
bie Umkehr nad jenen vermeintlich patriarbalen Mufterzuftänden zu motloiren. 
Abgeſehen von biefer ganz modernen Abſichtlichkeit und Tendenzſucht bleibt ben 
relativen und eigenthümlichen Lichtfeiten des Mittelalters die Anerkennung aller ebr- 
lihen, gründliden und unbefangenen Forfhung und wahrhaft moderner Bildung 
um fo fiherer gewahrt. 

Diefe Unterfhiede find binfichtlih des eigentlihen Mittelalters in ver 
That fo groß, daß man bei einer irgend erfprieklichen vergleichenden Benrtheilung 


‚,*) Die höchſte Steigerung und Verbreitung jener mittelalterfihen Gräuel fcheint in Krank: 
reich ftattgefunden zu haben — wenigftens find fle hinfichtlich diefes nationalen Gebiets aus: 
drüdlicher und gründlicher nachgewieſen worden als z. B. in England und Deutihland Jedenfalls 
waren die Zuftände, welche ald Urfache und Folge mit den deutfchen Bauernfriegen zufanımen: 
bängen, wenn auch in mander Hinfiht ſchlimm genug. faum halb fo fchlimm als jene, welche zu 
den franzöffhen Jacqueries u. f. w. führten umd fpäter fehr wefentlich zur Revolution beitrugen. 
Man vergleihe hierüber 34. B. die im Material fehr gründliche: Bonnemere Histoire des 
Paysans etc. 2 voll. Paris 1856. 
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minbeftens bis zu ber Periode vorgehen müßte, die wir als die im Verhältniß zum 
Mittelalter neuere bob von der neueften oder eigentlid mobernen unter 
ſcheiden müfjen. Die Siguatur jener erftern ift die negative allmälige innere Er- 
lahmung, Erftarrung oder Auflöfung des mittelalterlihen Lebens, dem dann durch 
die Revolution aud die äußere Auflöfung folgt. Die neuefte Zeit eröffnet dann 
in Folge der befannten Erfindungen der Mechanik und Chemie in ihrer allge- 
meinen Anwendung feit dem zweiten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts eine Ent- 
widlung aller Momente und Elemente des foctalen Lebens, der Produktion wie 
ver Ronfumtion und des Verkehrs in fo riefenmäßigen Verhältniſſen und folder 
Maffenhaftigkeit bei folder Beſchleunigung aller Bewegungen, des ganzen Um— 
ſchwungs im Größten und Kleinften, daß in der That der Gedanke einer Um- 
fehr, fei e8 zu ben mittelalterlihen ftrengen Ordnungen, fei e8 zu der Stagration 
des 18. Jahrhunderts — auch wenn bie größten Vorzüge in der Vergangenheit 
eben fo erwiefen wären, wie fie unerweisber und notorifh falſch find — als 
abfolute Unmöglichkeit feine Beachtung verdient. Die Frage und Aufgabe der 
Gegenwart fann keine andere fein ald die: mit den in jenen gegebenen Zuftänden 
liegenden, aus ihnen von felbft hervorgehenden ober zu entwidelnden Mitteln und 
Kräften diejenigen Uebel und Leiden zu befämpfen und fo weit möglich zu befei« 
tigen, welde emtweber aus der Natur der Dinge oder aus dem Mißbraud und 
Berfall verfelben hervorgegangen find. In der That aber bebarf es nur einiger 
Drientirung und unbefangener Beurtheilung ber Zuftände ver arbeitenden Klaſſen, 
wie fie — neben unläugbar großen und allgemeinen Bortheilen und Vorzügen — 
theils aus der Auflöfung und dem Berfall der mittelalterlichen Arbeitswelt, theils 
ans der an ihre Stelle getretenen modernen Entwidlung hervorgegangen find, um 
ſich Handgreiflih Mar zu mahen, wie unnüg und thöricht der Streit über das 
mehr oder weniger ber Ausdehnung ber tiefften Schatten» und Nachtſeiten 
menſchlicher Zuftände in der Gegenwart oder Vergangenheit fein muß. Dody mögen 
bier noch einige Punkte hervorgehoben werden, welche theils wirklich, theils ſchein⸗ 
bar zum Nachtheil der Gegenwart ausfallen. 

Erfilih macht fhon an fih jene Steigerung ber Maffe bei der Manniz- 
faltigfeit der Faltoren des focialen Lebens und der Rafchheit des Umtriebes auch 
fogar bei fonft ziemlich gleihartigen Erſcheinungen im Einzelnen, doch in ber 
Summe des Ganzen einen viel gewichtigern Eindrud, als bei den befchränftern, 
weniger gebrängten und maffenhaften Zuftänden und Zuſchnitten und langfamern 
Bewegungen der Bergangenheit. Daß dies aber weit mehr bei den bunflen als 
bei ven hellen Seiten der Zuftände und vor allen Dingen mehr und fräftiger beim 
unmittelbar gegenwärtigen Eindrud, als aus bloß hiſtoriſchen Zeugniffen gilt, ift 
begreiflih genug. Dazu kommt dann zweitens, daß der moderne Humanismus aud 
in feiner Einwirkung auf das chriftlihe Bewußtſein wenigſtens theoretiſch 
einen andern Mafftab zur Beuriheilung menfhlicher Zuftände namentlid in ihren 
Shattenfeiten zur Geltung gebradt hat, als der im eigentlichen Mittelalter ſehr 
allgemein und in der uns näher liegenden „guten alten Zeit" jebenfalld den ar— 
Beitenten und überhaupt den untern Klaffen gegenüber geltende — unbeſchadet der 
in ven engern Kreifen ver höhern Stände zeitweife vorherrſchenden Sentimentalität 
und Weichlichkeit. Auf das Verhältniß des Chriftentbums zu diefen Dingen gehen 
wir bier nicht weiter ein. Wir wollen nur erinnern, daß das mittelalterliche 
Ehriftentyum die fehroffften Gegenfäge unmenſchlicher Härte und heroifher Auf« 
opferung in den großartigften Liebeswerken vereinigt. Daß aber in der modernen Welt 
die Stihworte und Phrafen der Humanität nur allzu oft die frivolfte oder flumpfe 
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finnigfte, kühlſte, Härtefte Selbſtſucht nicht ausſchließen, hindert nicht, daß an Liebes» 
werten aller Art fein Mangel ift. Der öffentlihen Meinung im Großen und Ganzen 
ift e8 mit der Verdammung von foctalen Zuftänden, woran früher fein Menſch Anftoß 
nahm, Ernft genug — fo weit Phrafe und guter Wille gebt! Jedenfalls bedarf die 
fittlihe Berechtigung dieſer Wandelung in der Stimmung der Zeit troß ihrer ge— 
legentlichen Uebertreibungen feines Beweiſes. Der Begriff einer „menfhen- 
würdigen“ Lebenshaltung, worin man jene modernen Anforberungen wohl zu- 
fammenzufaffen pflegt, erfcheint troß des häufigen gedankenloſen oder Übelmollenden 
Gebrauchs und Mißbrauchs und feiner fehr ſchwankenden Grenzen in jeiner Be— 
ziehung zu jenem Humanismus hinreichend beretigt, um ihn aud hier beizu- 
behalten als das fo welt e8 irgend möglich zu befriebigende Bebürfniß und zu 
erfirebende Ziel der focialen Entwidlung auf dem Gebiet der arbeitenden Klafjen. 
Nah diefem Maße, aud in feiner nüchternften Auffaffung gemeflen, müſſen dann 
allerdings unzählige Erfheinungen der gegenwärtigen Zuftände, welde in ber mehr 
ober weniger weit zurüdliegenden Vergangenheit ald ganz erträglich gelten konnten, 
durchaus zu den Schattenfeiten der Gegenwart, zu ben Symptomen focialer Krank 
heit, oder doch bedenllicher Schwäche und Kadyerie gerechnet werben. Dieſe hängt 
zwar in der Regel mit einem geringern ober größern Grade von mangelhafter 
Ernährung, von Atrophie zufammen, dem aber nicht felten ganz entgegengefegte 
Urſachen durch Unmäßigfeit mander Art und namentlih in an ſich ſchädlichen 
Genüfſen und ein hypertrophiſcher Zuftand vorherging. Das Bild, weldes ver 
Arzneitunde entnommen, und recht eigentlih der Bezeihnung der leidenden 
Klaſſen entfpredhend ſich zunächſt auf materielle, Teiblihe Zuftänbe bezieht, läßt fich 
aber cum grano salis eben fo wohl auf das moralifhe und intellektuelle Leben 
anwenden. Ueberhaupt ift die Beachtung ber fortwährenden mannigfaltigften Wechſel- 
wirkungen biefer beiden Hauptfaltoren des menſchlichen Lebens eine der weſentlichſten 
Bedingungen jeder richtigen Anfhauung und fruchtbar erfprießlichen Behandlung 
der fogenannten Ürbeiterfrage. u 
Auf alle diefe Dinge kann bier begreiflih irgend näher nicht eingegangen 
werben, Es muß genügen, mit Hinwelfung auf die Maffe von durchaus glaube 
würdigen Zeugniffen und abgefehen von allen fenfationellen Steigerungen, bie 
Thatſache zu Eonftatiren, dar die Arbeiterfrage der modernen Kulturwelt es (im 
Europa) allein bei einer Bevölkerung von etwa 270 Millionen mit einer Maffe 
von menigftens 150 Millionen Eriftenzen zu thun bat, deren große Mehrzahl 
mehr oder weniger zahlreihe und unverfennbare Symptome focialer Krankheit, 
Kacherie oder doch Schwäche an fi tragen, und beren ganzer Zuftand dem Be— 
griff des „menſchenwürdigen“, fofern er nicht allzu niebrig gegriffen wird, 
wenig oder gar nicht entfpricht. Als Zeugnig und Wirfung diefer Zuftände genügt 
die weitere Thatſache, daß die durdhfchnittliche Lebensdauer in diefer focialen Schichte 
faum die Hälfte der Lebensdauer der höhern Klaffen beträgt. Noch bedenklicher 
aber ift die weitere Erfahrung, daß auch dieje befjern jo wie jene fümmerlichern 
Zuftände nit einmal den Vortheil einer gewiffen Sicherheit haben, indem 
jährlich mehrere Hunberttaufende vem foctalen Tod gleihfam in den Tiefen der 
Häülflofigkeit finden, während ein guter Theil nod tiefer in den Abgrund ber 
gefährlichen oder der verbrecheriſchen Klaffen finkt. Eben diefe Unſicherheit als 
unabweislihe Folge der oben angebeuteten Berhältniffe wirft aber aud einen 
tiefen Schatten auf die Zuftände der andern Hälfte der arbeitenden Klafjen, welche 
entweber wenigftens über dem Niveau jener leidenben, wenn auch nod lebens- 
fühigen Mehrzahl, oder auch (wenn gleich in geringer Zahl) unter befonders günftigen 
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Umftänden und durch eigenes Berbienft fich zu einem Zuftand erheben, ver an 
fi als ein „menſchenwürdiger“ — ja oft genug als ein erfreulich behaglicher 
bezeichnet werben fann. Jeden Augenblid kann eine Veränderung, eine Kalamität 
in ven allgemeinen Berhältniffen des Welthandels und der Weltinbuftrie, oder aud 
ſchon ein Fehlgriff und eine Fehlrehnung des Arbeitsherrn in dem befonvern 
Produltionszweig, dem der nad) feiner Art glüdlihe und zufriedene Arbeiter ange- 
bört, oder endlich Theurung oder Krankheit in größerer oder geringerer. Berbrei« 
tung oder ein perjönliches Unglüd denfelben in die Tiefe und von Stufe zu Stufe 
bis zur zänzligen Hülflofigkeit finfen lafjen oder ftürzen. Anderſeits fehlt es aller 
dings nicht am Beifpielen von Arbeitern, die ſich allmälig zu Arbeitsherrn und 
Kapitaliften emporgearbeitet haben — ja biefe Fälle find in ben großen Mittel- 
punften der Inbuftrie, 3. B. in England, häufiger, ald man im Allgemeinen an- 
zunehmen pflegt. Immerhin aber find es im Verhältniß zu der großen Maſſe der 
Arbeiter nur feltene Ausnahmen. Für jene gilt im Gegentheil unter den gegen- 
wärtigen Berhältnifjen als Regel, daß auch ſehr fleißige, gefchidte und auf ihrer 
Stufe wohl verforgte Ürbeiter ſich nicht über dieſe Stufe hinaus zu einer wenig. 
ftens theilweife auf fruhtbarem Befig begründeten und dadurch gefichertern Eriftenz 
zu erheben vermögen, während Millionen der weniger begünftigten Eriftenzen 
feine Möglichkeit finden, es aud nur in ber abfoluten Abhängigkeit von Lohnarbeit 
zu relativ befiern Zuftänden zu bringen. Ob und wie weit nun diefea Mißver- 
bältniß zwiihen der Rauhheit, Steilheit und ſchweren Zugänglichkeit — ja für 
die unendliche Mehrzahl thatfächliche gänzliche Berfchlofienheit der Zugänge nad 
Dben und der nad dem erften Schritt abwärts faum einen Halt mehr bietenden 
Zugänge nad Unten, die allmälig in jene Abgründe übergehen, deren Grauen 
faft ine fhwindelhafte Anziehungskraft auszuüben feinen — ob und wie weit 
diefe Charafterzüge ber arbeitenden Klaſſen zu ven focialen Krankheitsſymptomen ge- 
rechnet oder als naturgemäße Gattungseigenfchaften angefehen werben follen, das 
fonn doch nur in ven Kreifen zweifelhaft fein, deren vermeintlich fonferpative 
Doktrin den Begriff der gefhlofienen Kafte wieder zu Ehren, ober beren eigenes 
Maß chriftliher Demuth zur allgemeinen Geltung bringen mödte — wenigftens 
wo es nicht dem eigenen „Zrahten nad hohen Dingen” im Wege fteht! 
Benn aber die Arbeiter felbft eine ſolche Stellung als eine naturgemäße und ber 
ſutlichen Weltorbnung entjprechende, bei der ſich ihre Klaffe ohne Weiteres zu ber 
rubigen habe, anzuſehen nicht bereit find, fo kann dies jedenfalls faum fehr 
befremden. Dieſe Auffaffung ſchließt eine fittlihe und logiſche Motivirung wahrlich 
nicht aus, auf die wir aber als felbftverftändlich hier nicht einzugehen brauchen. 
Bir find der Meinung, daß das einfachfte fittliche Gefühl völlig binreiht, um 
jenes Streben nah Hebung und Beflerung an fich als ein wenn gleich nicht 
unbedingt, doch genügend beredhtigtes anzuerkennen. Freilich gibt e8 eine angeblich 
praftifche Rechtfertigung aud jener Seite des status quo ber focialen Zuftände der 
modernen Kulturwelt, indem man zwar zugibt: die Urfache verfelben liege nicht 
in abfoluten allgemeinen Gefegen und die Sache fei auch nicht eben unbedingt noth» 
wendig oder gar erfreulich; e8 fei jevod das Hindernig nah oben und der Zug 
nah unten darum nicht weniger unabweislih gegeben; es liege hauptſächlich 
an der namentlih geiftigen (moralifhen und intelleftuellen) Umtüchtigfeit der 
Ürbeiter felbft. Gegen biefe Anfhauung läßt fi im der That praftifch nicht viel 
einwenden, fofern fie ‚die Thatſache Fonftatirt, daß in unzähligen Fällen die Leute 
nit nur nicht im Stande find, fi ſelber auf- und vorwärts zu helfen, ober 
auch nur zu halten, wo fie ftehen, ſondern daß fie aud oft einer unmittelbaren 
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Hülfe von Andern unzugänglih find. Diefen zum Theil begründeten Thatfachen 
gegenüber läßt fih aber bie Doppelfrage nicht abweifen: darf man daraus auf 
die fittliche Berechtigung der Zuflände, welche ſolche Thatſachen erzeugen, fchließen? 
— Der liegt nicht vielmehr gerade in ber bier wirffamen, zumal moralifchen 
und intelleftuellen Hülfloſigleit nicht nur eine fehr tiefe Unfittlichleit eben ber ge- 
gebenen Zuftände im Allgemeinen, fondern aud eine ſchwere Mitſchuld aller 
foctalen Faktoren, welche bei ber Entftehung folder Zuftände betheiligt find? Daß 
auch die unmittelbar leidenden Theile von Mitfhuld an ihrer eigenen Hülflofig- 
keit keineswegs frei find, kann nur eine Weltanfhauung läugnen, mit der wir 
ung bier nicht aus einander zu ſetzen haben. Daß aber verhältnigmäßig die ſchwerere 
Mitfchuld da liegt, wo das größere Maß der zur Hülfe geeigneten Kräfte zu 
finden, kann nur von einer Selbſtſucht und Selbſtgerechtigkeit geläugnet werben, 
welcher ber Begriff einer fittlihen Pfliht im focialen Leben, ſei es im chriſtlichen 
jet es im humaniſtiſchen Sinn, durchaus fremd ift. Dies Alles aber gilt nicht 
nur hinſichtlich der Abwehr oder Abhülfe pofitiver Nothftände, fondern auch bin- 
ficptlich jeder niht an ſich unfittlihen Hebung und Befferung der focialen Stel- 
lung. Bon der Beſchränkung folden Strebens innerhalb der Örenzen ver Klaffe 
fann aber nicht mehr die Rebe fein, nachdem biefe Grenzen eben durch die ganze 
moderne Entwidiung durdaus flüffig geworden find. Die Idee: den befiglofen 
Ürbelter von dem Recht der Befigerwerbung im weiteften Sinn, alfo auch des 
Grundbeſitzes, thatfächlih oder ausbrüdlih und formal auszufhließen, wirb ſich 
auch in den wenigen legten Zufluchtsörtern pſeudo-ariſtokratiſch ⸗ konſervativer Hart⸗ 
nädigfeit nicht auf die Zange behaupten können, Auch in England iſt mit ver 
Reformbill die Aufhebung der den Großbefig ſchützenden und fördernden Geſetze 
eine Frage der Zeit. So wenig aber auf eine pofitive, aktive und bewußte Oppo- 
fition oder gar Reaktion gegen den Strom ber modernen Entwidiung in biefem 
Bunkte Rüdfiht genommen zu werben braucht, *) fc ift doch eine gewifle gebanfen- 
lofe Borausfegung fehr allgemein: daß es fi in der Arbeiterfrage nur um bie 
eigentlihe Notbfrage handelt — hödftens, daß man den Leuten innerhalb der 
begriffsmäßig ftrengen Grenzen der Tchnarbeit eine gewiſſe Verbeſſerung ihrer Lage 
gönnt und ihnen wohl gar dabei behilflich if! Wenn fie aber damit nicht zu- 
frieden find, fo iſt es vom Uebel und gehen fie der Sympathieen auch fonft wohl- 
meinender Kreife der höhern Klaffen verloren. Wie man aber die Sade in andern 
foctalen Regionen beurtheilen mag, fo gehört der Anfprud auf ein natürlihes und 
fittliches Recht und alfo auf bie Möglichkeit der Befriedigung bes Bedürfniſſes 
der foctalen Hebung ohne alle principielle Beſchränkung fehr entſchieden und 
wefentlih zu der mobernen Gignatur der arbeitenden Klaffen als folder 
und ihrer würbigern, oder doch aktiver Bertretern. Mißverſtändniß oder Nidtver- 
ftändniß und Ignoriren in diefem Punkt wird fi immer als ein Haupthinderniß 
der Berftändigung zwifchen ben arbeitenden Klaffen und antern Elementen, Fak— 
toren und ©ewalten der modernen Gefellihaft auch in andern Punkten erweifen, 

Es leuchtet num ein, daß diefe Frage weſentlich im Gebiet ver Innern, geiftigen 
und fittlihen Lebenshaltung der arbeitenden Klaſſen liegt, die um fo mehr eine 
befondere Beachtung fordert, da in ihr hauptſächlich diejenigen Momente liegen, 
welche das Wefen einer foctalen Klaffe bebingen, woburd die moderne Entwidlung 


x) Auf den Mifrofoamus mecklenburgiſcher Zuftände lohnt fi nicht der Mübe bei fo be 
fchränftem Raum näher einzugeben; doc ei ce gerade dort fehr intereffante patbologifhe Er⸗ 
iheinungen in Folge der hartnädigen Unterbindung moderner Bewegung auf diefem Gebiet 
deutlicher vor Augen als vielleicht irgendwo. 
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auf biefem Gebiet mehr und mehr ihre eigenthümliche Signatur erhält. Noch 
weniger num als Hinfichtli der materiellen künnen wir bei den geiftigen Zuftänden 
ver arbeitenden Millionen irgend auf eine ausführlihe Darftellung auch nur ver 
hauptfähhlichen Züge eingehen. Mehr fogar als dort treten bier in allen möglichen 
Ahftufungen und Wandelungen die mannigfaltigften Berfchievenheiten und Gegen- 
füge hervor, die zwifchen faft tbierifcher Unmwiffenheit und Rohheit und einem 
hohen Grade von Bildungsfähigkeit, Bildungstrieb und in gewiflem Sinne und 
Grenzen wirklicher Bildung Raum haben können. Jene tieffte Stufe findet fid 
zunächſt in ſolchen abgelegenen Regionen europäifcher Kulturländer, melde den 
Einflüffen höherer Bildungsftufen ſowohl in materieller als im geiftiger Art aud 
geographifh noch unzugänglih find; aber fie fehlen auch nicht in den am bidh- 
teften bepölterten Mittelpunkten der Kultur, und gerade bier oft verbunden mit 
der tiefften fittlihen Entartung. Un ſolchen Erfcheinungen die Tiefe der focialen 
Schäden und bie Schwere der damit verbundenen Berantwortlichkeit zu ermeffen, 
fehlt es Niemanden an Gelegenheit auch in feinem nächſten Beobachtungskreis. 
Auch die entgegengefegten Erſcheinungen der erfreulichften geiftigen und fittlichen 
Biloung find in den höhern Schichten der arbeitenten Klaſſen leineswegs felten. 
Sie find vielmehr in einem gewiffen Mehr oder Weniger häufig genug, um eine 
raſch zunehmende Elite der Klaffe zu bilben, deren entſcheidende Bebentung für 
bie weitere Entwidlung in der Natur der Sache liegt. Uebrigens ift es ein großer 
‚ zu glauben, daß eine relativ günftigere materielle Stellung fi immer 
‚ mit einer ſolchen höhern geiftigen Haltung dede. Im Gegentheil zeigen bie beffern 
und beften Lohn verbienenden Arbeitergruppen, 3. B. mande Zweige des Bergbaus 
und die Erdarbeiter (befonders in England), die größte Rohheit — zum Theil in Folge 
eben der größern Mittel zu rohen Genüffen, Ein eben jo unbegrünbetes Vorur⸗ 
teil ift es auch, daß eine gewiſſe mechaniſche Einförmigkeit der Arbeit, befonders 
in Abhängigkeit von Maſchinenkraft, das geiftige Leben nothwendig ertödte. Unter 
ven Fabrifarbeitern findet fi oft im Gegentheil relativ die meifte geiftige Regſamkeit. 
In der höhern focialen Welt fheint die genügende Kenntniß dieſer Thatfachen 
die Erkenntniß ihrer Bebentung noch keineswegs fo allgemein zu fein, wie es 
für alle Theile wünſchenswerth wäre. Dan hält ſich an bie überwiegenden Schatten« 
‚ oft genug, ohne auch nur diefe genauer zu fennen. Die empſindliche Selkft- 
ſucht des Befiges, Erwerbs und Genufjes findet ihre Rechnung beſſer dabei, fi 
unter dem Begriff des „Proletariats" eim ungetheilt finfteres, abſchreckendes 
Bid zu mahen, was man ohne erheblihe Strupel aus bem Bereich bes ver« 
wöhnten Blids entfernt halten Tann. Um fo mehr aber ift es Pflicht derer, welche 
andere Anfhanungen zu gewinnen Gelegenheit fanden over ſuchten, das entſprechende 
Zeugniß nicht zuräd zu halten — wäre e8 auch nur (höherer Rüdfihten nicht zu 
gedenken) im Interefie der Klaffen, welche mehr und mehr in den Fall kommen 
mäffen, mit dieſem „PBroletariat" zu rechnen. Da wäre es denn doch fehr wichtig, 
ſich nit darüber zu täufchen: mit wem man e8 eigentlidy zu thun hat. Bei unab- 
weislich gebotener Kürze dürfte nun doch hier eine beftimmte Andeutung am eheften 
dem wünſchenswerthen Eindrud entfprehen. So ftehen wir denn nit an zu bes 
zeugen, daß jene — wenigftens in den fortgefchrittenern Kulturländern, namentlich 
in England — fehr zahlreihe Elite ver Arbeiterwelt fittlih und intelleftuell und 
zumal an SIpealität und Energie ber Beftrebungen und meift auch geradezu an 
Kenniniffen und an ben Fertigkeiten zu deren Erwerbungen höher fteht als der 
Durchſchnitt der nievrigern Mittelffaffe, fo weit man biefe nicht zu ven im engern 
und höhern Sinne Gebildeten zu rechnen pflegen. In biefen mittlern Regionen 
Bluntfäli’s Staatsworterbuch. Band 1. 8 
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{ft der Hauptfig der unermeßlihen Selbſtſucht in allen folden Formen, beren 
Befriedigung ohne großes Aergerniß — ja mit allem äußern Weſen bürgerlicher, 
auch wohl chriſtlicher Ehrbarkeit ſich verträgt. Ja, aud in den höhern und höchſten 
Klaffen, zumal des höhern Mammonismus, wird bei einem Bergleih mit jener 
a. oft genug fi der alte Spruch bewähren, daß nicht Alles Gold ift, mas 
glänzt. 

Eine fachkundige, befonnene, nüchterne Anfhauung und Beurtheilung biefer 
Dinge wird fi übrigens trog — ja eben in biefer Anerkennung der erfreulichen 
Seiten ber Arbeiterwelt, leicht al8 Gegentheil der Art von demagogiſcher Adulation 
der Arbeiter bewähren können, in welder eine Hauptgefahr der gegenwärtigen Krife 
liegt. Die ſchwerſte Berantwortlichkeit fällt bier zwar auf folhe „problema- 
tifhe", zum Theil auch fehr erkennbar „catilinarifhe” Perſönlichkeiten, 
bie einer höhern Bildung oder Verbildung vie Möglichkeit eines gewiſſen Einfluffes 
durch jenes wie durch alle andern Mittel der Bolfsverführung verbanfen. Aber es 
darf bier und von und am wenigften verjchwiegen werben, daß es aud in ber 
Bildung, die wir oben in einem Theil der arbeitenden Klaffen anerkannten, 
niht an ben bitterften, giftigften Früchten der Berbildung fehlt, wo dann 
jenes: „corruptio optimi fit pessima“ feine volle Anwendung findet. Hier liegen 
dann auch die Punkte, an denen fih das fubtilfte und gefährlichfte Gift jener 
focialdemofratifhen Demagogie auch den evelften Theilen des großen Arbeiterorgans 
der Kulturwelt mittheilen könnte. Darin aber liegt bei weiten die größte — jeden— 
falls die der modernen Gegenwart eigenthümliche Gefahr der Zukunft. Die Maffen 
werben jest wie zu allen Beiten durh Einwirkung auf rohe Leidenſchaft oder all- 
gemein dunfeln Inſtinkt aufzuregen fein; daraus aber können immer nur Gefahren 
materieller Gewaltthätigfeit hervorgehen, zu beren Verhinderung oder Unterdrückung 
im Sinn und Intereffe der (wohl und übel) beftehenden Ordnung bie materiellen 
Mittel fo bald nicht fehlen werben. Ob die fittlihe und geiftige Kraft zu 
ihrer geeigneten und redhtzeitigen Anwendung ſich überall und allezeit bewähren 
bürfte — das ift freilih eine offene Frage! Halten wir aber in biefer wie in 
andern Beziehungen die günftigern Borausfegungen fett — wozu immerhin nod 
nit alle Wahrfeinlichfeit fehlt — fegen wir voraus, daß die leidlich friebliche 
Entwidlung ohne außerorbentlihe oder gar gewaltfame Ausbrüde, Krifen und 
Kataftrophen ihren Fortgang haben, und daß auch von andern Geiten es nicht 
an förderlicher Betheiligung fehlen wird, fo ift mit einiger Wahrſcheinlichleit anzu» 
nehmen, daß nicht nur die materielle Hebung ber ganzen Lebenshaltung, fondern 
aud ber relativ höhere Geift und Sinn einer die Höhen des Terrains behaup- 
tenden aktiven und wenn glei nod) geringen, dody zunehmenden Minberzahl ihren 
Einfluß zur Nahfolge almälig aud in die Niederungen verbreiten — das Fer— 
ment fi der Maffe mittheilen — das Haupt den Leib und wohl gar ven Schweif 
nad fi ziehen werbe. In dem Maße aber, wie ſich dieſe Wirkung vollzieht, wird 
ſich aud der Begriff einer arbeitenden Klaffe verwirklichen, und indem dieſe 
Bewegung fi den verfchiedenen europälfchen Kulturländern und von ben höhern 
auf die niedrigern in allen Welttheilen mittheilt, wird ber internationale 
Charakter diefer Entwidlung und diefer Klaffe fich geltend machen. Der gemein- 
ſame Geift ift es, der die focialen Atome zu einer focialen Klaffe vereint und 
verſchmilzt. 

In dieſer Vorausſetzung nun wird die Frage nicht abzuweiſen ſein: welche 
Richtung, welches Ziel dürfte dieſer Entwicklung ihren entſcheidenden Charakter, 
ihre welthiſtoriſche Signatur geben? Zwar die größere ober geringere Bedeutung 
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md praftifche Berückſichtigung, welche diefer Frage und der fie löfenden Antwort 
m geben iſt, kann und wird jehr wefentlic bedingt werden durch das Mehr over 
Beniger praftifcher, alfo in letzter Entſcheidung unter gewiffen Umftänden mate- 
tieller Kraft, Macht und Gewicht, die dem focialen Element innewohnen, welches 
don jenem Geift belebt, jene Bewegung trägt und vertritt. Und faft eben fo wichtig 
it die Frage: wie hoch dieſes Gewicht von Seiten anderer betheiligter Faktoren 
und zum Theil Gegenfägen angefchlagen werben mag? Ohne Zweifel herrſcht aber 
genwärtig im Kreiſen ber politifchen und focialen Gewalten eine Auffaffung ganz 
entihieden vor, welche nicht bloß jener Bewegung wenig oder feine, aud) nur fitt- 
lite und logiſche Berechtigung oder Oportunität zuzugeftehen geneigt ift, fons 
tem auch ihre materielle Bedeutung fo gering anfchlägt, daß fie es nicht für 
nöthig hält, mit ihr zu rechnen, zu transigiren, ihr Konceffionen zu machen und 
Ad mit ihr zu verftändigen. Anderfeits freilich fehlt es aud jest ſchon in folhen 
Regionen nicht an großer Rath- und Muthlofigkeit, und der Umſchlag von jener zu 
dieſer Stimmung bat fih in andern Zeiten und Krifen fon oft genug als nur 
alzn nahe liegend erwiefen. Wo man aber überhaupt die ganze Sache auf jenen 
{hen einer ernfteren Aufmerkfamkeit und Erwägung jo weit würdigt, daß man 
kr vagen Ahnung einer nahenden materiellen Gefahr Raum gibt, da dürfte man 
ſih gar bald mit dem Bewußtfein beruhigen: wenn es ſchließlich zu einem ge- 
valtſamen Ausbruch kommen follte, fo fei bie Uebermadt auf Seiten der beftehen- 
ven Ordnungen und Gewalten fo groß, daß ber Ausgang nicht einen Augenblid 
meifelbaft fein könne, Denkt man überhaupt weiter hinaus, fo getröftet man fi 
ver Hoffnung, nad einem kurzen Kampf zur Unterwerfung und Entwaffnung des 
Gegners fönne eine definitive Erledigung der leidigen Arbeiterfrage jo ober fo 
20 eigenem Ermeſſen feine großen Schwierigkeiten mehr haben. Es ift nur zu 
begteiflich, daß unter folhen Vorausfegungen fein großes Gewicht darauf gelegt 
wird, zu wiffen: was die Rente eigentlich wollen, und wie weit ihre Wünfche oder 

erung billig, vernünftig, und deren Erfüllung möglich und nöthig? Feine große 
Dedeutung und Dringlichkeit gewinnen Tann. Die richtige Beantwortung diefer 
Frage würde zwar auch bei fonftiger gänzlicher Erfüllung folder Erwartungen 
binfihtlih Des Ausgangs des eventuellen Kampfes immerhin für das weitere 

gement der Dinge nicht ohne einigen Werth fein! Aber fo weit hinaus zu 
denlen iſt micht Jedermanns Sache und wird fi Alles feiner Zeit dann finden, 
Bie felten mag in maßgebenden Kreifen der Gedanke fein, daß jemals die Alter- 
native eintreten könnte: entweder Befriedigung ber nicht unbedingt verwerflichen 
er unmöglichen, aus der gegenwärtigen negativen Emancipation hervorgehenden 
dedirfnifſe, oder volle Helotifirung der Arbeiter! 

Es ift nun keineswegs unfere Abfiht, die „Machtverhältniſſe“ auf beiden 
Seiten, wie fle im Fall einer gemaltfamen Entſcheidung ſich ftellen dürften, näher 
m erörtern. Doch geftehen wir, daß — ganz abgefehen von allgemeinen Gründen 
fir und wider — ſchon allein die Erinnerung an vie Pariſer Juniſchlacht von 
1848 eine ſolche Zuverficht für ven Sieg der (wohl und übel) Orbnung nicht 
ht auflommen laſſen dürfte. Wir haben Feine fo fehnell fertige und tröftliche 
Antwort auf die Frage: wie, wenn eines ſchönen Tages z. B. in Barcelona und 
Genf die rothe Republik proffamirt und nicht in dem erften 48 Stunden wieder unter 
düdt würde? — Wie, wenn fih die Funken folder Feuerherde binnen acht 
Togen den in einigen großen Städten der Nachbarländer aufgehäuften und vor⸗ 
wahlverwandten Brennftoffen mittheilte? Die Hinweifung auf die feit 
jenet Stadtſchlacht — blutiger als irgend eine große Feldſchlacht — und zumal 
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dann feit dem beutjchen Bürgerkrieg von 1866 fo — geſteigerten Kriegs 
mittel dieſer Staaten dürfte doch nicht ſo ganz zur Beruhigung ausreichen, wenn 
man erwägt, in welchem noch viel größern Maßſtabe vie Streitkräfte auf ber 
andern Seite vermehrt werben Könnten, unb zum Theil wenigftens in ber 
Innern Kriegsbereitfchaft ſchon find. Damals hatte die franzöfifhe Regierung alle 
Streitkräfte, über bie fie noh rechtzeitig bisponiren konnte, auf's Aeußerſte er- 
fhöpfen müflen, um ven Gieg zu erlangen, während kaum ver zehnte Theil 
der ftreitbaren Arbeiterbevölferung besfelben Rayons wirklich Hinter den Barri- 
faden fand. Wer bürgt dafür, daß nicht die Übrigen neun Zehntel oder doch eine 
nah Berhältniß fünf: und fehsfahe Mafje von Arbeitern in den großen Städten 
ſich erheben würde, wenn die focial-demokratifhe Agitation noch eine Welle ohne 
geeignete Gegenwirkung ihr Weien hat? Und wie, wenn bie Mehrzahl der 
bei der allgemeinen Wehrpflicht betheiligten focialen Elemente eines ſchönen Tages 
da oder bort fi erinnerten, daß fie eben auch — Arbeiter find?* Zwar 
in Paris getröftet man fi der neuen Boulevarbs, der befeftigten Kafernen im 
Herzen ber Stadt, ber forts, ber enceinte u. f. w.; aber nit alle großen 
Städte find aud nur entfernt in ähnlicher Weiſe verforgt. Und wie, wenn ben 
.. nenen Teuerwaffen das Feuer felbft in der einfachften und für bie 
tadt und beren Befiger und Bertheidiger furdhtbarften Form in die Schranken träte? 
Welchen Werth und Bedeutung könnte unter folhen Umftänden aud der vollftän- 
digfte Sieg der Ordnung haben? Welde Möglichkeiten und Elemente eines 
gebeihlihen Friedens würden dann übrig bleiben ? 

Einer weitern Erörterung biefer Fragen brauden wir und um fo weniger 
zu unterziehen, ba bie unbebingte Pflicht und ber Beruf der Geſellſchaft und bes 
Staats: die wirflih moralifh, Logifh und formal begründeten Wünfhe, Forde⸗ 
rungen ober auch unbewußten Bebürfnifle ver arbeitenden Klaffen jo weit irgend 
möglich und mit anderweitigen beredhtigten Intereffen verträglich zu befriedigen, 
und ganz unabhängig von jenen äußern, materiellen Madtverhältniffen erſcheinen. 
Bir fünnen und müſſen bei den gegenwärtigen focialen und namentlidy fittlichen 
und geiftigen Umftänden und Zuftänden ber arbeitenden Klaffen im Allgemeinen 
und bei der zunehmend fhlimmften Ausartung zum Theil jogar in jener Elite 
verfelben die Eventualität eines gewaltfamen Sieges, ber nad ber Natur ber 
Dinge gerade den ſchlimmſten Ertremen bie entfcheidende Gewalt zuführen würde, 
als das größte Unheil anfehen, was die europäifche Kulturwelt treffen fann. Ja, 
und auch wenn die Herrfhaft biefer focialen Elemente auf frievlihen Wege, 
durch das allgemeine Wahlrecht erlangt werben jollte, jo wäre ber Unterfhied auf 
die Länge nicht erheblih. Um fo vringenver aber ift vie Pflicht und der Beruf, 
biefem Unheil durch geeignete Löfung der fochalen Frage zuvorzulommen und Hierzu 
ift die richtige Auffaffung und Beurtheilung des eigentlihen und wirkliben Bro- 
% mms der internationalen Arbeiterbewegung in ihrer bisher noch gefunderen 

ehrzahl die erfte und unerläßlihe Bedingung. Aber aud ganz abgeſehen von 
biefer praftiihen Bebentung — die wir aud an biefer Stelle allervings durch- 
aus voranftelen — liegt ganz objektiv und theoretifh genommen bier der uner⸗ 
läßliche mwefentlihe Schlußftein der Charakteriftil der arbeitenden Klaffen, 
welde wir bier zu geben unternommen, Die zwölf Artikel der Bauernſchaften des 
16. Jahrhunderts, deren gottlofe Nichtbeachtung von ber andern Seite die ver— 


* Auch darf man nicht vergeffen, daß es fi heutzutage keineswegs bloß um die ſtädti 
Bevölkerung handelt. Man denke 3. B. nur an die Bergmerte in Brabant und Hennegau I fie 
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verhlichften Elemente der Bewegung zur Herrfchaft in derſelben und ben furdht» 
Saren Bauerntrieg herbeiführte, gehören ohne Zweifel auch jegt noch zu dem wefent- 
fihften Zügen einer hiſtoriſchen Signatur jener focialen Klaffe in jener Zeit. 

Nun hat fi zwar bisher aus den ohne allen Bergleih mannigfachern und 
heterogenern Elementen, Wünſchen und Bebürfniffen, aus den großartigern, kom« 
plieirtern Berhältniffen und ausgebehntern Grenzen ber modernen Arbeiterbewegung 
nech feine fo beftimmte, einfache und dem innern Inhalt der Bewegung entſprechende 
Formel beransgeftaltet. Was fi neuerdings in fogenannten Refolutionen inter- 
nationaler Kongreffe diefe Bedeutung geben möchte, ift nur der Ausbrud ber Er- 
treme. Schon damals gab es — auch abgefehen von ven norddeutſchen Wieber- 
finfen — in und neben ber Hanptfirömung, welche ſich zu jenen Artikeln be- 
lannte, von vorneherein gar manche mehr ober weniger und meift im fchlimmften 
Sime abweihende Ertreme mit oder ohme beftimmte Loſungen; daß dies auch 
heut zu Tage im noch viel höherem Grade ver Fall, kann nit im Minbeften 
befremben. Nichts deſto weniger aber laſſen ſich bei einiger Orientirung in ber 
Bewegung gar wohl einige Hauptpunkte nachweiſen, wozu jegt nod, wenn fie 
in geeigneter Weiſe formuliert würben, bie große Mehrzahl ober body bie ent⸗ 
ſheidende aktive Minderzahl in der Urbeiterbewegung fi mit mehr ober weniger 
berſtändniß und Entjhiebenheit befennen dürften. Die große Maffe würbe fi 
(ällmmften Falls jet noch apathifch verhalten und allenfalls nur durch paffiven 
Biderftand ———— — ſofern ſie nicht durch unbedingt deſtruktive Agitation 
sder allgemeine Urſachen dazu getrieben würde, ihrer finn- und urtheilsloſen Roh⸗ 
keit gegen jede befonnene Reform freien Lauf zu laffen. Unter gewöhnlichen Um- 
Ränden wird and bier die allmälige, langſame, aber ſichere Wirkung der gefunden 
Kräfte moderner Kultur die Oberhand gewinnen, wenn ihr bie Energie zur unbe- 
dingten Wahrung des Landfriedens nicht fehlt. 

Mit alledem foll keineswegs behanptet werben, daß in ber Arbeiterbewegung 
nicht auch ſolche Elemente, Kräfte und Geifter thätig find, von benen bie verberb- 
lichſten Umtriebe und nicht ohne entfprechende Wirkung auf die Maffen — 
und deren Erfolge, wenn ſie viel weiter um ſich greifen ſollten, jede beſſere Mög— 
lichleit der Zukunft zerftören würden, Ohne weitere Definition und Erörterung 
Binnen wir diefe Elemente als jene ber fogenannten Soctaldemofratie, jene Beftre- 
kungen ald Wege zur fogenannten rothen Republik bezeichnen. Abgefehen aber von 
den mehr oder weniger au in andern Rändern ſporadiſch ober doch ohne eigent- 
lihe Organifation und zunächſt ohne praftifche Bedeutung vorhandenen Erfchei- 
augen der Art, ift hauptſächlich Deutſchland von dieſem Miasma infichrt in ber 
nad ihrem Gründer (Lafjalle) benannten Schule, Partei und Bewegung. Bei jeber 
rörterung der Möglichkeit einer Berftändigung zwifchen der Ürbeiterbemegung 
und den Übrigen focialen und politifchen Faktoren des öffentlichen Lebens auf ben 

Grundlagen der beftehenden Ordnungen muß immer biefe Strömung — 
als eine abſolut verberbliche, allen Kräften, Früchten, Bebingungen und Grund» 
Ingen modern hriftlih-humaniftifher Kultur und gegen alle ernftlihen und ehr- 
hen Beftrebungen zur Abhülfe ihrer foctalen Krankheitserfcheinungen unverföhnlich 
feinbfelige — ausgenommen werben. Die Beweife biefer Signatur darf man aber 
nicht bloß in der vermeintlichen wiffenfchaftlichen foctalen Doktrin des Gründers fuchen, 
über die ſich fo gut ftreiten ließe, wie über irgend eine andere Theorie, wenn nichts 
Befjeres zu thun wäre. Was ber focial-vemokratifchen Agitation ihre giftigen Zer- 

gewaffen giebt, iſt wahrlich nicht das Laſſall'ſche vermeintlich „eherne Ge- 
eg" umd die ganze Maffe von halbwahren Sophiftereien, bie fi baran knüpfen. 
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Bon 1000 Speialdemofraten ift faum einer, der das geringfte Uxtheil über dieſe 
Dinge hätte, oder ehrlih und ernftlih danach fragte. Sogar das politiſche Pro- 
gramm iſt theoretifh plaufibel genug, praftifh aber wegen feiner abfoluten Un- 
ausführbarkeit an ſich und pofitiv ohne alle Bedeutung. Das abfolut verwerf- 
liche und verberbliche liegt darin, daß dies wie alles Andere nur Mittel einer 
tbatfächlich vein negativen Agitation ift, die gar keinen wirklichen, pofitiven Zwed 
bat, fein Mittel der Volksverführung heut, alle gefunden Kräfte der foctalen 
Selbſthülfe aufreibt und vergiftet und alle böfen Leidenſchaften reizt und pflegt. Ob 
unter Umftänden auch Gewalt zu den Mitteln gehört, deren wirkliche Anwendung 
zu fürdten, fann füglih dahin geftellt bleiben und möchte mit ſolchen Voraus— 
fegungen der wirklihen Opferfreubigfeit der Führer zu viel Ehre angethan werben. 
Die gelegentlihe Renomage mit den Vorbildern der franzöſiſchen Shredens- 
herrſchaft ift aber jevenfalls haraktifch für ven Geift der Bewegung und in ihren 
fittlihen Wirkungen vielleicht verderblider, al8 wenn e8 damit wirklich Exrnft wäre. 
Daß gerade ein jolhes Treiben aber in und durch bie Agitation und Alles, was 
fih in der äußern Haltung der bethörten, urtheilslofen Menge daran knüpft, nicht 
bloß die rohern, fondern auch manche der in einer gewiffen Berbildung verfahrenen 
Ürbeiter anzieht, ift nur allzu begreiflid — um fo mehr, da ſchlaue Bielthätig- 
keit und agitatorifhe® Talent und die Energie catilinarifher Naturen der Social- 
demofratie nicht fehlen. So ift denn, wenn nicht noch rechtzeitig eine gefunde Real- 
tion gegen dies Treiben eintritt, zu fürdten, daß in immer weitern Kreifen vie 
fittlihen und geiftigen Bedingungen und bie beffern Gewohnheiten zu Grunde gehen, 
ohne welche fein haltbarer, befferer Zuftand denkbar. Die Quantität bes giftigen 
Eiterd, der bie ganze Blutmaffe inficirt, braucht nicht fehr groß zu fein! Auch 
fogar die focial-demokratifche Arbeiterrepublif, fofern fle das Ziel ehrlider Schwär- 
merei fein fann, würde baburd in dem Maße unmöglih werben, wie man fidh 
auf ſolchen Wegen ihm nähern könnte! Für's Erſte freilich find bie äußern 
Erfolge diefer Strömung aud in Deutſchland bei weitem nit fo bebeutend, als 
man nad der prahlerifhen Frechheit ihres Auftretens glauben fünnte Nicht bloß 
die Maffe, fondern namentlich auch die Elite der Arbeiterbewegung hat im Ganzen 
noch feine überwiegenden Sympathieen nad diefer Seite; man ſucht wenigftens die 
Gemeinfhaft des Weges zu vermeiden, auch wenn man unbewußt vemfelben Ziele 
zutreibt. Die focialdemofratifhe Agitation verdankt ihre neueften Erfolge auch bei einem 
Theil der beflern Elemente wejentlih dem falfchen Spiel, das fie mit dem Koalitions- 
weſen (im Sinne ver englifchen Trades Unions) treibt; und body zeigt ſich gerade Hier 
das allgemeine Wiperftreben aud) ver fonft am weiteften nach Links getriebenen Strö- 
mungen fid, mit jener zu vermifchen.*) Mit einem Worte, abgejehen von diefem recht 
eigentlich giftigen Eiterftod der Arbeiterbewegung kann man zuverfichtlich annehmen: 
"wie bevenflih aud in mander Hinſicht die Rihtung fein mag, in der bewußt 
oder unbewußt die Arbeiterbewegung in Deutſchland und anberwärts erfcheint, fo 
find auf vem Durchgangspunkt, darin fie jegt noch fteht, ihre Wünfche, Forde— 
rungen, Beftrebungen und wirklihen Bebürfniffe nicht der Art, daß fie dem 
Borwurf thörichter oder böswilliger Anmaßung und bes Gelüftens nad folchen 
Dingen verdienten, bie entweder mit ihrem eigenen wahren Wohl unverträglich 








*) Daß die deutſche Socialdemokratie das Gewerffchaftswefen als Mittel für Zwede der rothen 
Republit mißbraucht, ergibt fih nicht nur imvlicite aus dem ganzen Gelft und Ton und zahl: 
reichen einzelnen Aeußerungen ihrer Preſſe und Agitation; fondern es entfallen in der fanatifchen 
—** der demagogiſchen Rhetorik bei Verſammlungen u. ſ. w. auch unwillkürliche, aber ſehr 
poſitive Geſtändniſſe. 
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mären, ober wefentliche Rechte und Intereffen Dritter gefährbeten und beshalb als 
abfolut unmöglich angefehen werben lönnten. Abgefehen von jenem in der Laſſall'ſchen 
Secialdemokratie bis zum Aeußerſten einfeitig und ansfchließlic berechtigten, zur Rüge 
und zum Zerrbild gefteigerten Klaffenbewußtfein ſchließt die wirkliche öffentliche 
Meinung diefer focialen Klaffe die Möglichkeit einer Berftändigung mit den übrigen 
Hafen und mit dem Gemeinwefen und dem Staat felbft in der gegenwärtigen Krife, 
noch leineswegs aus, fofern es nur auch von der andern Seite nit an ber rechten 
ſocialen Bildung, Weisheit, Gefinnung, Biligkeit und Energie oder auch nur an 
der wirklichen Einſicht der eigenen Intereffen und deſſen, „was gehn und ftehn 
mag“, fehlt. Darin liegt dann freilich die VBorausfegung, daß gar mandes Bor» 
urtbeil der Selbftfudht, des Hochmuths, der Herrſchſucht aufgegeben werbe. 

Faßt man im Allgemeinften zufammen, was die Arbeiter wirflih und ent- 
fbieden wollen und erftreben, fo ift es im Wefentlichen und abgefegen zunächſt von 
ten Mitteln folgendes. Beflerung und Hebung und möglihfte Sicherung ihrer 
ganzen Lage ohne principielle Beſchränkung in irgend einem erreihbaren Punkt 
sder Richtung — ever nach feinem Sinn, Maß und Berürfnig, feiner Landes» 
oder Standes- und Gewerbesart — in möglihft allgemeiner Ausbreitung auf 
allen Gebieten der Arbeit. — Dies ift, was man aud fagen mag, in allge 
meinfter Faffung das legte und eigentlihe Ziel der fochalen Bewegung in der 
öffentlichen Meinung der arbeitenden Klaſſe. Gegen dies Streben ift aber wahrlich 
— zumal wenn man bie breiten und tiefen Schatten der gegenwärtigen Zuſtände 
erwägt — nichts zu fagen. Man müßte denn alle in folder Allgemeinheit vent- 
baren Thorbeiten und Ertravaganzen als wirflih gemeint und erftrebt voraus- 
ſchen, weil und wo fie nicht ausdrücklich ausgefhloffen werden! Dazu ift aber — 
abgefehen von individuellen oder von ſolchen Kollektivausnahmen, wo das Beifpiel 
ver höhern Stände die Hauptverantwortlicgkeit trägt — nicht bie minbefte Bere» 
tigung oder Beranlaffung vorhanden. Im Gegentheil ift der. Hauptvorwurf, den 
man der Maſſe der Arbeiter machen kann, weit eher der, daß fie ihre Anfprüde 
an das Leben viel zu niebrig ftellen. Wo fie zur Unmäßigkeit neigen, ba find es 
leider banptfächlich ſolche Genüffe, welche am meiften dazu beitragen, fle auf vie 
niebrigften Stufe herabzuziehen ober dort zu halten. Wir brauchen nur die Brannt« 
weinpeft zu nennen, um auch gleich wieder zu fragen: wen trifft hier bie ſchwerſte 
Lerantwortlichkeit? — Zur Mechtfertigung jenes Ziels ift in der That kein 
Bort zu verlieren. Ein Anderes ift die Frage: mit welden Mitteln und auf 
welhen Wegen vasfelbe erftrebt werben foll und wird? Der Neigung ober ben 
vorſatz eventuell gewaltfamer Spoliation wird fein aufrichtiger Beobachter, 
wie ungünftig er aud gegen bie Klaffe oder ihre lebendigere Strömung gefinnt 
fin mag, biefer im Allgemeinen und unter gewöhnlichen Verhältniffen und Stim« 
mungen Schuld geben. Bon einzelnen Ausbrüchen ber rohen Zerftörungswuth des 
Pibele, von Verbrecherrotten ausgebentet, kann bier ehrlicher und Billiger Weiſe 
nit die Rede fein. Auch die Zerftörung von Mafchinen u. ſ. w. durch bie Arbeiter 
fat einen ganz andern Charakter und andere Motive als das Begehren nach bem 
Eigenthum u. ſ. w. der höhern Klaffen. Wenn einmal von irgend einer Geite, 
unter irgend einer Lofung, bei irgend einer Beranlaffung ber erfte Schritt auf 
dem Wege gewaltfamer Ausbrüche gethan ift und bie energifche Unterbrüdung 
zögert, fo nimmt die fonft apathiiche Maſſe aus bloßer Rohheit Theil, ohne alle 
Prämebitation oder principiell bewußten Zwed. Aber aud auf dem Wege frieb- 
Üher Agitation und Reform — fo weit fie nicht durchaus im Dienft ber 
Socialdemokratie ſtehen — iſt in Wahrheit nichts, was im Sinne ver kom⸗ 
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muniftifchen ober focialiftifhen Spoltation gedeutet werben könnte — jebenfalls 
nichts, was nicht aud in dem Programm allgemein anerkannt beredhtigter poli- 
tifcher Parteien ebenfalls Raum fände. *) Was z. B. den Hauptpunft ber Er- 
werbung von Grundbefig betrifft, fo find es bisher nur ganz vereinzelte ertreme 
MWortführer, die ein wirkliches fogenanntes Agrargefeg verlangen. Im Allgemeinen 
verlangen die Arbeiter namentlih in England in diefem Punkt nur, daß die ge- 
feglihen Erſchwerungen der Barcellirung u. f. w. aufgehoben und bisher unbe- 
bauter Boden ihnen zugänglid gemacht werde. Noch viel weniger läßt fich jener 
Verdacht oder Borwurf auf das Gebiet der probuftiven Arbeit anwenden. In 
der Elite der Arbeiter regt ſich allerdings mehr und mehr der bewußte Wunſch 
und das Streben einer Reform in dem ganzen Verhältniß der Lohnarbeit zu Kapital 
und Produktion, der Arbeiter zum Wrbeitsheren, entweder durch Betheiligung der 
Arbeiter an dem Gefhäft und Gefhäftsgewinn oder dur unmittelbar jelbftändigen 
Detrieb ver Produktion auch im Großgefhäft durch Arbeiter ald Unternehmer. Aber 
nirgends iſt von irgend der Beachtung werthen Stimmen aud nur die Möglich- 
keit vorandgefegt, daß biefe Reform durch gewaltjame, ober auch nur legale Spo- 
liation und Beränderung der beftehenden Befigverhältniffe herbeigeführt werben 
folle oder dürfe. Die Lafſalle'ſche Agitation allein und auch dieſe für's erfte und 
oftenfibel nur auf dem Schleih- und Ummege einer gefeglichen Reform, ftrebt 
ſchließlich nach kommuniſtiſcher Konfisfation des Privatfapitals, wobei nad lm- 
ftänden der Richtweg eines gewaltfamen Durch- und Ausbruches immer vorbe 
halten bleibt. 

Mit jenen Punkten find wir aber ſchon zu ber Frage nah den befondern 
Mitteln und Wegen zu jenem allgemein gewünſchten Ziel geführt worben, die in 
ber Ürbeiterbewegung mehr oder weniger zu beftimmten Plan und Borfag ober 
wohl gar fhon zu praltifcher Berwirklihung gebiehen find. Zwar ver großen Maſſe 
der Arbeiter aud in den vorgefhrittenern Kulturländern find ſolche Gedanken im 
Ganzen noch fehr fremd. Hier ift das Bewußtſein noch faum über das Gefühl 
ber Noth und das vage, wenn aud oft heftige Begehren nah Abhülfe, Hebung 
und Beſſerung gebiehen. Die bewußtere, aktive, mannigfaltige Betheiligung an ber 
Löfung biefer Aufgabe ift es, was die eigentliche Arbeiterbewegung von und in jener 
Maſſe unterſcheidet; aber eben dieſe Bewegung verbreitet fi von Tage zu Tage in 
weitern Kreifen zur Betheiligung an ber einen oder andern Form und Ziel ihrer 
Beftrebungen. Namentlih ift e8 die Lohnfrage und was bamit zufammenhängt, 
welche als bie allgemein verftändlichfte auch ſchon die auf der niebrigften Stufe 
ftehenden und bisher apathifhften Elemente fogar der ländlichen Lohnarbeiter in 
Bewegung zu fegen beginnt, Innerhalb jener allgemeinen Arbeiterbewegung aber 
liegt das entſcheidende geiflige Moment in jener Elite; und hier ift zunächſt ber 
allgemeine Begriff ber Berbindung vereinzelt bülflofer Atome zu vereinter Kraft 
und Thätigkeit das belebende, treibende Moment. — Alſo Reorganifation, 
zeitgemäß organif—he Wiederbindung” der durch den oben dharakterifirten Procek 
der Auflöfung in negativer Freiheit entftandenen atomiftifchen Maffen! Nun wird 
bei auch nur einiger Berechtigung und Befähigung zu einem Urtheil über biefe 


*) Die Exceſſe des politisch aufgeregten Pöbels zu Stadt und Land in Spanien und Italien 
fteben durchaus nicht im Widerſpruch damit. Nachdem die Befip-Progreffiften unter Mendi⸗ 
bel denfelben Pöbel auf die Klöfter und deren Bewohner und ct gehegt, ohne daß die 
mmtliche liberale Preffe groß Aergerniß daran nahm, ift nicht einzufeben, worüber man fi) jetzt 
von diefer Seite zu beklagen hätte. An pofitifher Heperei von Nichtarbeitern wird es wohl 
auch jept nicht fehlen. | 


Pt 
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Dinge man gewiß nicht verfennen, baß bier die wahre Weisheit moderner Staats- 
und Socialpolitit fi) gerade auf vemfelben Punkt mit dem fchlichten Sinn und 
Lerftand der arbeitenden Klafjen in ihren wahren und würdigern Bertretern be- 
gegnet. Ober ift nicht wirklich die große fociale Aufgabe der Zeit: Heilung ber 
Uebel, welche bie negative auflöfende Freiheit (neben und in fo viel erſprießlichen 
Frähten) herbeigeführt hat durch poſitive Benugung biefer Freiheit als ber 
mpthifhen Achilleslanze? — Iſt nicht wirklich die atomiftifhe Ifolivung in der 
maſſenhaften Anhäufung der arbeitenven Millionen pofitiv und negativ, mittelbar 
und unmittelbar, aktiv und paffiv die Haupturfadhe der focialen Krankheit bes 
modernen Arbeitsorgans, das Haupthinverniß jedes erfprießlichen Heilverfahren? — 
Ueber bie verſchiedenen Arten und Formen jener Reorgantfation — über bie 
daftoren, von denen fie ausſchließlich oder hauptſächlich, oder in gleihmäßiger 
Beibeiligung ausgehen könnte und follte — über die bisher ſchon vorliegenden 
erfolgreichen praktifchen Verſuche auf diefem Gebiete ift hier ausführlicher nicht zu 
verhandeln. Es müffen einige allgemeine Andeutungen in Beziehung auf den 
Antheil genügen, den die arbeitenden Klafien felbft dabei zu übernehmen befähigt, 
berehtigt oder verpflichtet ſein dürften. Man har wohl diefe Fragen mit ber theo- 
retiſch und abſtralt unläugbaren Wahrheit zu erledigen geſucht: daß ja die moberne 
Großinduſtrie in dem Berhältnig des Arbeitgebers zu einem gewiſſen, oft fehr 
leihen Kreis von Arbeitern die einfachfte, maturgemäße Reorganifation ber 
Urbeit und der arbeitenden Klaffen gegeben habe, fo daß es aller jener Fünftlichen 
Bereinsbildungen gar nicht bedarf. Es liegt nun zwar der Einwand fehr nahe, 
dag andy beften Balls bei der unbebingten Freiheit der Arbeit und Konkurrenz 
ben einer irgend feften Bindung und Grundlage hier auch nicht die Rebe ſei und 
daß vielmehr eben dieſe Form des Lohnverhältniffes die Hauptquelle aller Arbeiter 
noth geworben — dieſes Bedenken fuht man dann wohl (mit der unſchuldigſten 
Miene) von gewiffen Seiten dadurch zu entkräften, daß man ſich vollkommen bereit 
eflürt, eine Legislation zu eröffnen und zu unterftügen, welche eine nachhaltig 
tühtige Bindung ver Arbeiter wo niht an bie Scholle, doch an die Arbeit und 
an das Gefhäft — allenfalls unter dem Namen einer „Geubalifirung ber 
Arbeit!” — bewirken würde. Ohne gerade das Gleichniß von dem Wolf in Schafs- 
Heidern bier anwenden zu wollen — zumal man eben fo gut von Schafen in 
Bolföpelzen even könnte — bürfen wir uns doch ber nähern Erörterung folder 
Projete — auch fo weit fie ehrlich genug gemeint fein mögen — mit einer Be- 
rufung auf das welthiftorifche „zu fpät” entziehen. Die freie Großinduſtrie des 
individuellen Großkapitals hat — mährend faft einem Jahrhundert ober doch 
mindeftens während des legten halben Jahrhunderts, was für drei oder vier Jahr» 
hunderte ber frühern Perioden gelten kann — Zeit und Frift genug gehabt, ſich 
in ihrem höhern focialen Beruf, in ihrer Kulturmiffion zu bewähren; aber fie hat 
(mit unendlich wenigen Ausnahmen) in mammoniftifhenm Taumel, Verblendung und 
Berftodung faft nichts von alle dem Guten und Löblichen, was fie leiften Tonnte 
und follte, geleiftet. Sie hat vielmehr ganz überwiegend gerade das Gegeniheil in 
g und Förderung ober doch Zulaffung aller der Uebel gethan, deren Ab- 

hülfe jegt zur Lebensfrage der Kriftlich-enropäifchen Kultur geworben ift. Dasfelbe 
gilt im Wefentlichen von den Herrn des Grund und Bodens und ber landwirth- 
ſhaftlichen Arbeit. Diefe beiden Ariftofratieen find gewogen und zu leicht er- 
fanden. Ihr Amt und Beruf wird von ihnen genommen, oder entfällt von felbft 
ihren unwürbigen, unfähigen Händen. „Ihr Bisthum wird ein Anderer empfangen!“ 
Diefe Worte der Schrift können ohne Profanation da angewendet werben, wo es 
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einem focialen Gottesdienft und Priefterthum gilt. Aber wer ifl biefer Anbere? — 
wo ift er zu finden? und ob er fchon gefunden iſt? — Diefe Fragen mit einiger 
Beftimmtheit zu beantworten, überlaffen wir zuverfichtlihern Propheten. Doch tft 
wohl bie Eventualität nicht ausgefhloffen, daß es fi dabei um das freie Zu- 
fammenwirfen mehrerer Kräfte, Elemente, Faltoren handeln fünnte. Wenn wir 
aber jest fchon eben auf bie arbeitenden Klaffen felbft hinweifen, fo ift bamit 
feineswegs bie Borausfegung ausgefchloffen, daß auch jene ariftoratifchen Faktoren 
fih durch Betheiligung an dem neuen Kulturwerf wieder zu Ehren, Würben und 
Beruf bringen könnten, 

Stehen wir nun bier vor der großen Frage der Selbfihülfe, fo wirb es 
an biefem Ort faum von Nöthen oder aud nur geftattet fein, auf den thbrichten 
Streit über Selbfthülfe, Staatshülfe oder fonftige Fremd- und Mithülfe 
weiter einzugehen. Es genügt, in dem Zuſammenwirken aller dieſer Momente mit ber 
Selbfthülfe als die im Sinne oder Inftinkt der arbeitenden Klaffen und beffen tüch- 
tigften Vertretern durchaus vorherrfhende Idee und Borausfegung zu bezeichnen. Die 
Abweiſung der Mithülfe von andern Geiten tritt im Allgemeinen nur da und 
foweit hervor, als darin eine Gefährbung ber wefentlihen Selbftändigfett der 
Hauptbetheiligten liegen könnte, Der ſocialdemokratiſchen Agitation in Deutſchland 
ift leider die Schmad vorbehalten, bie Fähigkeit der Arbeiter zu jeder Selbft- 
hülfe principiell zu läugnen und deren Kräfte zu zerftören, zugleich aber jede 
möglidhe Mithülfe von andern Geiten (mit Einfhluß des beſtehenden 
Staats) durch PVerbächtigungen und Berleumbungen unmöglid zu maden. 
Höchſte Steigerung aller foctalen Uebel und befonders des allfeitigen und gegen- 
feitigen Mißtrauens und Haffes, um die verzweifelnde, verwilderte und bethörte 
Maffe in das Garn der rothen Republik zu beten — das kann ber einzige 
begreiflihe Zweck dieſes heillofen Treibens fein. 

Was endlich die praftifchen Beweiſe der Fähigkeit ber arbeitenden Klaffen 
zur Selbfthülfg und die Bewährung berfelben in zunehmend großartigen focialen 
und wirthſchafflichen Schöpfungen zu vereinter Verwendung atomiftifher Kräfte 
betrifft — von den bloßen Spartaffen und Vereinen zu gegenfeitiger Unterftügung und 
Bildung, zu den eigentlichen Gewerkſchaften (Trades Unions, Koalitionen), von den 
höhern, wirffamern und mannigfadhen Formen ber Kooperation bis zu den neueften 
Verſuchen ber Partnership of Labour — von allen biefen Fragen und Dingen 
wird ohne Zweifel in andern Beiträgen zu dem vorliegenden Werk ausführlicher 
gehandelt werben. Hier genügt es, die Bedeutung dieſer ganzen praftifch-erfprieß- 
lihen Seite der Arbeiterbewegung in einer Zahl zufammenzufaffen, die zwar zu⸗ 
nächſt nur materielle Werthe bezeichnet, in denen aber jeder Kundige bie Vertretung 
auch der höchſten fittlihen und geiftigen Werthe und Kräfte erkennen fann, Das 
in den großen und fortgefchrittenern Ländern europäiſcher Kultur diesſeits und 
jenfeits des Salzwaſſers aus Erfparnifien ber arbeitenden Klaffen und beren mehr 
oder weniger fruchtbaren Berwenbung während eines halben Jahrhunders — ja 
größtentheils während eines Menſchenalters erwachſene Kapital beträgt niebrigft 
angefhlagen über 700 Millionen Thaler, Nah dem jährlihen Steigerungsver- 
hältniß in den legten 20—30 Jahren kann man aber ficher annehmen, daß ohne 
außerorbentlihe allgemeine Kalamitäten in einem weitern Menfchenalter biefes 
Kapital ſich mindeftens verzehnfaht haben könnte. 

Bir haben bisher abfichtlih faft nur von der focialen Geite der Arbeiter- 
bewegung geiproden und dürfte biefe Beſchränkung von vielen Seiten als eine 
ſehr wefentlihe Lüde unferer Charakteriftit der arbeitenden Klaſſen — wohl gar 
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als ein abfichtliches Verſchweigen ber bebenklichften Seite der Sache gebeutet 
werben. Diefer Auffaffung dürfte aber die zwar ſehr verbreitete, aber dennoch (oder 
een deshalb) fehr irrige Borausfegung zum Grunde liegen: daß nämlich die poli- 
tihen Fragen, Wünfhe, Leidenfhaften und Beftrebungen eine fehr große, wo 
uiht überwiegende Bedeutung in ber Arbeiterbewegung, ober wohl gar in ben 
arbeitenden Klaffen überhaupt habe, und zwar im Sinn und Geift der äußerſten 
politifchen Zinfen. Daß dies aber keineswegs ver Fall ift, könnten wir ſowohl aus 
öigener Beobachtung des Vollslebens der großen Kulturländer der alten Welt, als 
aus einer feit einem Menſchenalter fortgefegten Kenntnignahme der einſchlagenden 
Literatur und Tagespreffe, mamentlih der Organe ber Ürbeiterbewegung felbft 
zerfihtlih behaupten und durch Zeugniffe namhafter Autoritäten begründen. 
Insbejondere gilt dies von ber britifchen Arbeiterbevölferung, wo doch dieſes wie 
jedes andere Moment bes öffentlichen Lebens ſich am freiften und fräftigften aus» 
zuſprechen und zu geftalten vermag. Wir könnten ausprüdliche Klagen der Führer 
ber engliſchen Arbeiterbewegung namentlich 5. B. in der legten Wahlagitation über bie 
in der Ürbeiterwelt noch immer weit und breit vorherrſchende Gleichgültigkeit 
oder doch Paffivität den politifchen Fragen gegenüber anführen, welche ver Aus- 
fall der Wahlen thatfählih bekräftigt. Dies gilt freilich im höchſten Grad und 
Algemein nur von den ländlichen Tohnarbeiteın; aber auch in ver eigentlichen 
Iubuftrie findet man weit und breit wo nicht gänzliche Gleichgültigkeit, doc eine 
zur paffive, gleihfam latente politiihe Stimmung, die freilih mit der allgemeinen 
Stumpfheit und Echwerfälligleit aud in focialen Fragen ziemlih Hand in Hand 
gebt. Was dagegen die überhaupt beweglichern, empfänglichern, bewegtern, ange- 
regtern Reife, namentlich jene Elite betrifft, fo trat zwar ſchon früher und nod 
mehr in der legten Zeit das politifche Element allerdings viel bedeutender hervor, 
obgleich in fehr verfchievener Temperatur je nach lokalen Berhältniffen — keines— 
wegs aber ganz allgemein. Jedenfalls darf man durchaus nicht glauben, daß bie 
pelitifhe und die fociale Bewegung fih ganz deden. Zwar wird auf den höhern 
Stufen der Iegtern im Bereich der Kooperation und der Koalition eine gewiſſe 
politijche Färbung fehr allgemein fein; aber unter den Kunden der Sparkaſſen 
und ven Mitgliedern ber gegenfeitigen Unterftügungsvereine ift dies keineswegs 
ad nur annähernd der Fall. Was aber Geift und Tendenz ber engliſchen 
Irbeiterpolitit betrifft — fo weit denn von einer folden die Rede fein kann — fo 
kam man allerdings annehmen, daß fie ganz überwiegend dem freilich fehr wagen 
Begriff moderner Freiſinnigkeit entfpreden und zwar im Ganzen (um bie Aus- 
drüde gewöhnlicher politifcher Drientirung zu gebrauchen) fo weit nad) Links vor- 
geritten, als e8 ohne offenen Bruch mit den beftehenden monarchiſchen und ari— 
Robratiihen Ordnungen gejchehen kann. Daß eine ſolche Stellung namentlid in 
England ſich mit einem gewiffen Grad von Pietät gegen die Monarchie und 
teren perfönlichen Vertreter gar wohl verträgt, beweist die tägliche Erfahrung. 
Es Liegt dies in dem ganzen Weſen des englifch-konftitutionellen Monardismus, 
der fi im Wefentlihen ſchon feit mehrern Menfchenaltern nur durch eine fictio 
juris von einer Republit unterfcheivet. Daß jene Tendenz nad Links in vielen 
Fällen oder ganzen Unter- und Nebenftrömungen ſchon weiter geht, kann man zu» 
geben; im Allgemeinen aber find bie Gefinnungen, Anfihten und Tendenzen ber 
intelligentern und politifch angeregtern Arbeiter in England nicht mit mehr Recht 
als republitanifch zu bezeichnen als jene der meiften Wortführer ver ganzen neu- 
lberalen Strömung innerhalb und außerhalb der parlamentarifchen Welt. Was hier 
mähft der Monarchie gegenüber gefagt ift, gilt, wenn auch in weniger günftigem 
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Sinne, von ber politifchen Haltung und Stimmung gegenüber der Ariftofratie 
jeder Art. Ia, fogar der Bourgeoifie gegenüber wird politifh nur Gleichberech— 
tigung und zwar ohne große Erregtheit gefordert. Ein anderes ift es freilich mit den 
aus den focialen Gegenfägen felbft tentfpringenden Stimmungen. Ift aber bier 
eine gewiffe Verbitterung nicht zu verfennen, fo erftredt fie ſich doch nicht über ben 
Bereich beftimmter Beziehungen, wie in der Fohnfrage und in ber Konkurrenz ber 
Kooperation und des Kleinhandels. Ueber bie fittliche und logiſche Berechtigung und 
höhere Opportunität aller diefer Richtungen haben wir hier nicht Gericht zu halten. 
Für unfern Zwed genügt es, das unendlich wichtige Moment hervorzuheben, daß 
in England wenigftens auch nad der politifchen Geite eben fo wenig als (mie 
wir oben fahen) nad ber focialen ein unüberfteigliches Hinderniß bes Berftänd- 
niffes und des Zufammengehens und Zufammenwirkens mit den übrigen focialen 
und politifhen Faltoren der modernen Entwidlung auf deren gegebenen wejent- 
lihen Grundlagen vorliegt. Hier ift noch Fein Riß, keine Kluft — Nichts, 
was nicht eben fo gut eine Vermittlung zuließe, als irgend welche fonftige Span- 
nung von Gegenfägen des öffentlihen Lebens. Auch bei den zunächſt weniger 
günftigen Eventualitäten handelt es fi) wenigſtens um ein Interim, eine Frift, 
weldye in einem leivlihen modus vivendi bei alljeitig geeigneter Benugung bie 
Möglichkeit eines Definitivums bietet, womit man fich denn wohl eben fo lange 
und gut behelfen müßte und könnte als mit irgend weldem frühern Status! Dieß 
jedenfalls ift die in urtheilsfähigen wohlmeinenden Kreifen der verfhiebenften poli- 
tifhen Färbung in der britifchen Welt dies- und jenfeits bes Oceans unb mit 
Einfhluß der zu republifanifcher Selbftändigkeit gelangten Zweige. *) 

Wir haben uns bier auf die englifche Arbeiterfrage nur beshalb etwas 
ausführlicher eingelaffen, weil wir ver Meinung find, daß aud auf dem Feſtlande 
wefentlich analoge Verhältniffe im Allgemeinen, Großen und Ganzen vorliegen, 
ober fofern keine außerordentliche, tiefgreifende Störungen eintreten, fi mehr und 
mehr von felbft geftalten werben, Dies gilt nicht nur von den inbuftriellen und 
barauf begründeten focialen Zuftänden und Stimmungen, fonbern aud von ber 
politifchen Seite der Arbeiterbewegung. Die apathifche Neutralität der großen Mafle 
mag diesſeits und jenfeits des Salzwaſſers ziemlich auf eins hinauslaufen. Kein 
Kundiger wird fih durch den Bombaft der Agitationsrhetorif über die wirkliche 
Bedeutung ber beliebten Ausprüde: „das ganze Bolt" u. f. w. irre machen 
laffen. Hier wie dort hat man es für's erfte und nod lange aktiv nur mit der 
allerdings zunehmenden Minorität zu thum, die fi bei der Arbeiterbewegung be- 
theiligen, deren Kern auch bei ung eine gewiffe Elite bilvet. Dasfelbe gilt im 
etwas weiterem Zufchnitt von Franfreih, in geringerem von bem romanifchen 
Süden und Weften. Wenn und fo weit hier Unterfchieve vorhanden, hängen fie 
mit ber politifchen, nicht mit den focialen Ent: und Berwidlungen. und Span- 
nungen zufammen, Sfanbinavien dürfte fih faum fo wefentlih von Deutſchland 


*) Bon diefen befonders- zu handeln, ift tbeild nicht von Nöthen, da die ſocialen Verhältniſſe 
der arbeitenden Klaffen eurowätfcher Raſſe feine wefentlichen Unterſchiede von den diesfeitigen dar: 
bieten. Die fehr lehrreihen Folgerungen, welche fi daraus binfichtlich der Verheißungen ziehen 
laffen, wonit man unfere Arbeiter für die republikaniſche Agitation zu ködern ſucht, brauchen wir 
bloß anzudeuten. Selbftverftändlich handelt es ſich bier nur um folche ftäbdtifche Lokalitäten, wo Die 
Einflüffe des niedrigern Preifes des Grund und Bodens nicht in Betracht kommen. Aud auf die 
nächſten und eventuell weitern Kolgen der Emancipation der farbigen Sflaven fönnen wir nicht 
weiter eingeben. Die unermefliche Bedeutung diefes Moments für die Arbeiter aller Länder 
wefentlich negativer Art, indem dadurch jede Möglichfeit der Herftellung einer Hörigkeit beſeitigt 
wurde, 
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anterſcheilden, als man zu glauben pflegt. Die Arbeiternoth jevenfalls ift fo 
groß wie irgendwo. Die flavifhen Nationalitäten fommen zunädhft als faft unbe- 
lannte und zu wenig erfennbare Größen noch nicht in Betracht. 

Was aber jene Bewegung betrifft, fo ift nicht in Abrede zu ftellen, daß 
namentlih bei ung — nah dem Augen- oder O hrenſchein zu fließen — 
die politiichen Gegenfäge zwiſchen dieſen und den übrigen Faltoren und zu ven - 
gegebenen Ordnungen bes öffentlichen Lebens fhärfer und ſchroffer find, die Ber- 
nitttung und Berftändigung, wenn aud nit auf dem focialen, doch auf dem 
pelitiſchen Gebiet ſchwieriger fein dürfte als z. B. in England. Auch abgefehen 
von dem focialdemokratifchen Element geht durch die deutſche Arbeiterbewegung ſehr 
allgemein ein fo ſchneidender vemofratifch-republifantfher Zug und Ton, wie man 
in England nur ausnahmsweife begegnet. Wenn man einerfeits Alles, was 
and außerhalb der Laſalle'ſchen Schule und Faltion in Arbeiterverfammlungen 
und in ber Agitationsprefie gefprohen und gefchrieben wird, als bittern praftifchen 
Craft beim Wort nehmen müßte, fo wäre freilihd die demokratiſche Republit 
das einzige Gebiet, auf dem ſich vie höhern Klaffen und die Staatsgewalt mit den 
arbeitenden Millionen zu verfländigen fuhen könnten. Ohne hier auf die Urfachen 
md auf die Deutung jener Erfcheinungen weiter einzugehen, können wir ihnen 
jedech doch feine fo bevenkliche Bedeutung beimefjen. Bei etwas näherer Orien- 
firung überzeugt man fich leicht, daß es damit Feineswegs fo ernftlich oder ſchlimm 
gemeint iſt. Jedenfalls ift zwiſchen dieſen Pofitionen und jenen ber nach Links 
„adancirtern" politiichen Stellungen der mittlern und höhern Klaffen eine 
möüberfteigliche luft nicht vorhanden und (was man aud jagen mag) von bort 
nad der Mitte und dann nad Rechts find wohl umd übel lauter ſehr flüffige 
Uehergänge. Ia, es ift nicht abzufehen, weshalb eine Reihsverfaffung, die das 
allgemeine Wahlrecht fanktionirt, nicht ein hinreichend neutrales Gebiet darbieten 
jolte, um fich über billige Wünfche der Arbeiter ſowohl nach der politiſchen als nach 
ver focialen Seite wenigftens fo weit zu verftändigen, als in dem oben bei Eng« 
land angeventeten Sinn von Nöthen. Mit andern Worten: hüben und brüben ift 
ash immer die Möglichkeit vorhanden, das allfeitig wünſchenswerthe, allfeitig 
telatio erfprießliche und nach vorherrſchenden Wünſchen und Stimmungen genügenve 
Biel zu erreichen, ohne die gegebenen Hauptgrundlagen ber beftehenven Zuftände 
zu verlaffen, oder zu zerflören — in naturgemäß frieblicher Entwidlung. 

Sollte fi diefe Borausfegung nicht bewähren, follte fie vieleicht über kurz 
oder lang wirklich aufhören, den Thatſachen zu entſprechen, dann darf man fi 
jedenfalls darüber nicht täufchen, daß damit das welthiftorifhe Verdammungs- 
urtheil eben jener gegebenen Zuftände und Grundlagen gefprohen wäre. Eine 
dortdaner der gegenwärtigen Lage, Stellung, Berhältnifje und Zuftände der arbei- 
tenden Klafjen — eine Fortdauer, die der Natur der Dinge gemäß nur eine zu- 
nehmende Verſchlimmerung, eine immer rafchere, wuchtigere Bewegung in bie Tiefe 
bedeuten Tann — dieſer Status quo, wenn er wirflih die Möglichkeit der 
Reform nicht mehr bieten follte, ift fein „menfhenwürdiger". Er ift vor 
Gott und Welt nicht zu rechtfertigen und eben deshalb auch auf die Länge nicht 

. Er mwürbe mehr und mehr zu einem unmöglidhen werben, aud wenn 

68 gelingen follte, bie offenen oder verftedten Angriffe auf denfelben auf die Länge zu 
‚ oder etwanige gewaltfame Ausbrüche der untern, breiteften Schichten 

des ganzen Terrains mit Gewalt wiederholt nieverzufchlagen — mit andern Wor- 
ten die arbeitenden Klaffen wieder zu einem Zuſtande widerftandslofer, helotifcher 
Ahängigkeit zurückzuwerfen. Bei folden Ausfihten Lohnt es ſich kaum der Mühe, 
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einer weltern Erörterung der Frage: ob denn wirklich die Niederlage der arbei- 
tenden Klaffen — im Fall einer Erneuerung folder Kämpfe, wie fie ſchon in 
unfern Tagen da gewejen und ohne Zweifel in immer größern Dimenfionen wieder⸗ 
fehren würden — fo ficher ift! Jedenfalls haben wir hier dem oben in biefer Be- 
ziehung Bemerften nichts hinzuzuſetzen. 

Endlih die Hauptfrage: was muß und fann von Seiten der höhern Klaffen 
und der Staatsgewalten gefhehen oder unterlaffen werben, um bie hriftlich euro» 
päifhe Kultur vor einer ſolchen Zufunft, vor foldhen Kämpfen, ſolchen Siegen oder 
Niederlagen zu bewahren? Diefe Frage zu beantworten müffen wir andern Mit- 
arbeitern überlaffen. Im allgemeinften Sinne aber dürfte nicht zu verfennen fein, 
daß der Mangel wahrhaft civilifatorifcher Kräfte der höhern Klaffen und der aus 
denfelben hervorgehenden politiihen Gewalten im Verhältniß zu der auf Ihren 
Einfluß Hauptfählih angemwiefenen Maſſen die Haupturfahe der gegenwärtigen 
foctalen Uebel und ber in der Zukunft drohenden Gefahren ift.- Die Menge und 
der Gehalt des guten Sauerteiges ift zu gering für die zu durchſäuernde Maffe, 
Daraus dürfte denn mindeftens und jedenfalls jo viel folgern, daß ohne fehr 
gründliche Reformen und fehr großartige VBerftärfung und Bermehrung ber foctalen 
Bildungsmittel nicht etwa bloß für die untern, fondern noch weit mehr für vie höhern 
und höchſten Klaffen die unerläßlihe Borbedingung einer erfprießlichen Löſung der 
foctalen Fragen in der Arbeitswelt fehlen hürfte. 

Lteratur:*) Riehl: die bürgerliche Gefelihaft. — Lengerke: die länd⸗ 
liche Ürbeiterfrage. — Engels: die Lage der arbeitenden Klaffen in England. — 
The operative Classes in Great Britain, a Prize essay. — The Perils of 
the Nation 1844. — The Remedies of the Nation 1845. — Mayhew: Lon- 
don Labour and London Poor 1852. — Forster: Condition of the People 
in Ireland. 1847. — J. Kay: Social condition of the People. 2 voll. 1851. 
— Johnstone: England as it is. 2 voll. 1852. — Some habits and customs 
of the working Classes by a Journeyman Engineer 1867. — Wade: History 
of the Working Classes. 1842. — Porter: Progress of the Nation. 1851. — 
Monteil: Histoire des Frangais des differents Etats. Paris 1853. 5 voll. — 
Vingard: Histoire du Travail et des Travailleurs en France. 1846. — Buret: 
de la Misere des Classes ouvridres en France et en Angleterre. — Audi- 
ganne: les Populations ouvriöres en France. 1854. 2 voll. — Audiganne: les 
ouvriers d’apresent 1865. — J. Simon: l’ouvri&re. — Vingard: les ouvriers 


de Paris. 1863. — Le Play: les ouvriers europdens. 1855. 
B. A. Huber. 


*) Bon einer vollſtändigen Nachweiſung der Literalur unſeres Gegenſtandes kann bier eben 
ſo wenig die Rede ſein, als in dem Artikel ſelbſt von einer erſchöpfenden Behandlung desſelben. 
In manchen Richtungen (und zwar namentlich für Deutſchland) fehlt es gan an eingehenden 
thatfächlihen Schilderungen in felbftändigen Werfen. Auf das Chaos von Material, weldhes 
die Tages⸗, Wochen:, Monate: und Quartalpreffen in allen Kulturländern und Sprachen liefern, 
ferner auf die officiellen Blue Books und ihre mannigfach nefärbten Nachfolger in andern Län— 
dern — auf die Verhandlungen der verjchiedenen Kongrefie oder gar der verfchiedenen Volke— 
vertretungen fünnen wir bier nicht eingehen. Beſonders reich in diefer Beziehung tft die lange 
Reihe von Transactions des Social Seience Congress. Reiches ftatiftifhes Material für Eng- 
fand bietet Die lange Reihe des: Companion to Ihe Britisch Almanac. Auch die ganze eigent- 
liche Noth- und Armenfrage und die leider mefentlih damit zufammenbängende Wohnungdfrage 
faffen wir aus vielen Gründen unberührt — mit Ausnahme von Hole: Dwellings of the 
Working Classes 1860 und Sag: Die Wohnungszuftände der arbeitenden Klaſſen (Wien 1869), 
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Archiv nennt man tie Sammlung aller an eine öffentliche Behörde oder 
Körperfchaft gelangten, fo wie der von ihr ausgegangenen, theils im Original, 
teils im Koncept oder authentifcher Abjchrift verwahrten Schriftftüde. Im engern 
Sinn unterfheidet man davon, aud wohl durch den Namen Urkunden: Archiv, die 
Sammlung rechtlich gültiger, in der erforberlihen Form vollzogener Urkunden, bie 
isrer Wichtigkeit wegen ſchon frühzeitig in ver Regel eine abgefonderte, befonders 
forgfältige Verwahrung gefunden haben. Dagegen pflegt das Akten-Archiv Papiere 
anderer Art zu verwahren, wozu bei Staats-Archiven namentlich auch Korrefpon- 
denzen, Berichte, verſchiedene Aufzeihnungen von geſchichtlichem Werthe gehören. 
Bas aber ohne amtlihen Charakter zufällig in ein Ardiv gelegt ift, findet dort 
nur jeine Aufbewahrung, wie in einer Bibliothef, und hat feine Beziehung zu 
dem Weſen des Arhivs. Eine Zeitgrenze gibt es nicht, denn auch der nenefte 
Staatsvertrag findet, ſobald er abgefchloffen ift, feine Aufbewahrung im Ardiv. 

In der Regel find aber die Archive thatfählih und dem Spradgebraud nad) 
getrennt von den Regiftraturen oder Mepofituren, welche noch nicht abgeſchloſſene, 
laufende Saden enthalten. Man wird auch abgefchloffene, aber vorausſichtlich noch 
gelegentlih in Frage oder zur Benugung kommende Akten und fonftige Dofu- 
mente lieber in der Megiftratur behalten, und es hängt von Iofalen Rüdfichten 
und Berorbnungen ab, nad welchen Regeln eine Ablieferung ftattfinden fol. Wohl 
aber erfordert ein georbnetes Archivweſen in größeren Berhältniffen eine orga— 
niſche Beziehung des Archivs zur Regiftratur, welde indefien nur felten vorhanden 
if. Weniger nöthig ift das bei Behörben, melde alle ihre Papiere, aud die älteften, 
ſelbſt verwahren und nichts vernichten; da vollzieht fi der Uebergang unmerklich. 
Die größeren Archive aber find für viele Behörden, die alle ihre befonderen Regi- 
firaturen haben, gemeinfhaftlih, und da pflegt e8 dem Zufall überlaffen zu fein, 
wenn einmal wegen Ueberfüllung eine Ablieferung ftattfindet. Da nun ferner in 
unſerer vielfcgreibenden Zeit eine Verwahrung aller Alten weder möglich noch nöthig 
it, jo hat fih no ein Unterſchied zwifchen Archiven und Regiftraturen entwidelt, 
welcher barin befteht, daß vor ber Uebergabe eine Sichtung vorgenommen wird, 
weil die Ardivalien zu bleibender Aufbewahrung beftimmt find, obgleih aud in 
ben Ardiven Kafjationen vorgenommen werben. Feſte Regeln für die Ausfonderung 
aufzuftellen, ift wohl unmöglich; man vernichtet 3. B. in Preußen ſehr viel und bewahrt 
oft nur die Generalien, während doch für die Gefchichte eines Nechtsinftitus, für die 
Beurtheilung ver Wirkungen irgend einer öffentlihen Einrichtung, die Specialien das 
eigentlich brauchbare Material enthalten. Nicht felten find durch allzu große Kaſſationen 
Uebelfläube für die Praris herbeigeführt. Ein fiheres Urtheil über das einzuhal⸗ 
tende Berfahren kann eigentlih nur der mit dem betreffenden Gefhäftszweige vor- 
zäglih vertraute Beamte haben; allein da biefer felten übrige Zeit hat, man aud) 
die Maffe häufig anwachſen läßt, bis fie übergroß und in ihren älteren Theilen den 
betreffenden Beamten fhon fremd geworben ift, fo fällt Leicht die Aufgabe dem 
am meiften ablömmlihen, d. h. unfähigften Mitglied einer Behörde zu, welder 
fie wieder Subalternbeamten überläßt. Wenn nun biefe, wie es in Preußen üblich 
it, von dem Erlös des Berlaufs einen Gelvnugen haben, fo laffen die Folgen 
ſich leicht errathen, 

Der Arhivar wird felten im Stande fein, eine folde Aufgabe felbft zu über- 
nehmen, follte aber billig benachrichtigt und zugezogen werben, 
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Man kann natürliher Weiſe auch von Familien-Archiven und Privat-Arhiven 
reden, allein nur den öffentlichen kann ver Anfprud auf öffentlihen Glauben zu- 
gefprohen werden, burdy welche die von ihnen ausgehenden Dokumente bie Prä- 
fumption der Echtheit für fi) haben. Eine kritiſche Prüfung kann jedoch dadurch 
nicht ausgefhloffen werden, und beifpielsweife werben bie öfterreidhifchen Haus- 
privilegien durch ihre Aufbewahrung im Staatsarhive fo wenig echt und redhts- 
gültig, wie die Hunderte gefälfhter Urkunden, welche aus den Archiven aufgehobener 
Klöfter in die Staatsarhive Übergegangen find. Dagegen wird man ben oft fehr 
hoch hinaufreichenden Grundbüchern nicht leicht den Glauben verweigern. Unbe- 
dingt aber muß der Archivar ſich der oft vorlommenden Forderung der Gerichte 
widerſetzen, wichtige alte Urkunden, welche ſie doch nicht leſen können, im Original 
einzuſenden, und z. B. ganze Bände von Grundbüchern, die doch auch von andern 
Parteien in Anſpruch genommen worden, einfach den Alten zu adhibiren. Die Dri- 
ginale find durch ſolches Verfahren nicht nur der Beſchädigung ausgefegt, fonbern 
geben auch Leicht bei der Kaffation der Alten ganz verloren. 

Nothwendig ift für jedes Archiv ftrenge Orbnung und zwedmäßige Reper- 
torifirung. Man hat dafür wohl allgemeine Vorſchriften und Schemata aufzuftellen 
verfucht, doch macht die große Verſchiedenheit der Beſtandtheile die Brauchbarkeit 
folder Anweifungen fehr zweifelhaft. Im Allgemeinen erſcheint es rathſam, fich 
möglihft den gegebenen Grundlagen anzufhließen; wenn eine irgend erträgliche 
Ordnung vorhanden ift, fie nicht umzuftoßen. Für die neueren Zeiten, wo bie 
Mafien größer, die Verhältniſſe verwidelter werden, muß man fi nad den Be- 
hörden richten, von welhen bie Akten ausgehen; denn zufammengehörige Serien 
dürfen nicht nach abftraften Gefihtspunkten zerriffen werben. Man muß vielmehr 
durch verfchtedenartige Repertorien und Regifter nachhelfen. Anders geftaltet ſich 
die Sahe, wenn aus ungeorbneten und fragmentarifhen Maſſen ein Archiv erft 
neu gebildet werben foll; da ift die Ordnung nad einem neuen Schematismas 
unvermeidlich, aber diefer wirb mit Berüdfihtigung ter Lokalen Verhältniffe ent- 
worfen werben müſſen. 

Der Gebraud der Archive, vorzüglich ihrer Älteren Beſtandtheile, hat fehr 
nachgelaſſen, feitbem der geſchichtliche ee auf fo vielen Lebensgebieten 
ganz zerriffen if. Doch fehlt e8 noch immer nicht an Verhältniſſen, z. B. bei 
Streitigkeiten über Kirchenpatronate, bei weldhen auf die Älteften erreihbaren Ur- 
Funden zurüdgegangen werben muß, und Bernadhläffigung ber Archive hat ſich oft 
in empfindlicher Weife gerächt. In früheren Zeiten war möglihfte Geheimhaltung 
des Inhalts der Archive die Regel, und nur bei Proceffen famen die Urkunden 
ans Licht. Jeder Inhaber eines Archives hütete fi, irgend etwas befannt werben 
zu laffen, was ihm möglicher Weife ſchaden Konnte, und aud die Staatögewalt 
ftellte den fisfalifchen Gefichtspunft als maßgebend auf. Diefer Standpuntt ift noch 
feineswegs überwunden, aber bei ber heutigen Auffaffung von dem Wefen und 
Zwede des Staates muß man ohne Zweifel von dem Gefihtspunft ausgehen, 
daß der Staat fein höheres Interefie habe, als daß jedem fein Recht werde. Des- 
halb ift die Geheimhaltung von Urkunden, welche einem Berechtigten auch gegen 
das financielle Interefje des Staates nützlich fein können, in keiner Weife zu recht- 
fertigen. 

Große Bedeutung hat in neuerer Zeit die Benugung ber Archive für wiffen- 
Ihaftlihe Zwede gewonnen. Für das Mittelalter werden nur ausnahmsweiſe noch 
Schwierigkeiten gemacht. Für die neuere Zeit dagegen verweigert 3. B. das fran- 
zöfffhe Minifterium des Aeußeren jede Benugung feiner Papiere über die Zeit 
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Ludwig XIV. hinaus, Es wäre wohl nicht zu viel verlangt, wenn man gänzliche 
Freigebung aller Archive zu wiſſenſchaftlicher Benugung bis 1789 forderte; für 
die menefte Zeit iſt eine gewiffe Beſchränkung unvermeidlich, tod rühnt man mit 
Reht die Regierungen, welche fi in dieſer Beziehung möglichſt liberal erweiſen. 
Größere Archive müſſen unter der Auffiht von Beamten ftehen, welche Vertrauen 
verbienen und bie nöthigen Kenntniffe befigen, tiplomatifche, rechttgefchichtliche, geſchicht⸗ 
liche; au einige Kenntniß der Verwaltung und des Gerichtsweiens ift wünfhens- 
neh. Sie müffen nit nur beglaubigte Abfchriften ausftellen können, ſondern 
auch Berichte und Gutachten abgeben über fehr verſchiedene Gegenſtände. Es ift 
daher wänfhenswerth, daß für ihre Ausbildung geforgt und ihnen eine georknete 
‚Earriere eröffnet werde. In Deutihland fland bisher folden Einrichtungen theils 
vie Reinheit der Verhältniſſe entgegen, theils die ökonomiſche Bernadhläffigung des 
Irhigpejens, und die Neigung, Indivipuen, welche man verforgen wollte und 
jmft nicht brauchen konnte, als Archivare unterzubringen. Als leuchtendes Vorbild 
feht Frankreich da, wo die Reichsarchive fowohl wie die Archive der Departements 
gat ausgeftattet und irefflih georbnet find, während bie Ecole des Chartes in 
Paris eine großartige und mufterhaft eingerichtete Biltungsanftalt ift, deren Zög- 
Inge ven Anfprud auf Anftelung an Bibliothefen oder Ardiven haben. Auch 
Belgien zeichnet fi in diefer Hinſicht aus, und in Wien ift ein paläographifches 
Suftitut errichtet worben. In Preußen dagegen ift e8 nach wie vor ganz dem Zu- 
fl überlaffen, ob ſich für erledigte Stellen eine geeignete Perjönlichkeit findet. 
User vie ſehr mangelhaften Zuftände des Archivweſens dafelbft gibt es eine merk— 
wärdige und lehrreihe Dentichrift des Direktors der Staatsarhive, GR. v. Lan- 
cholle vom Nov. 1855, welder jedoch nur als Manuffript gebrudt if. Bisher 
dat perfönliche Anftrengung und Aufopferung auch auf biefem Gebiete vieles aus⸗ 
— es iſt zu wünſchen, daß dem Nachfolger des Herrn v. Lancizolle, 
. Dimfer, vie Durchführung einer befriedigenden Organifation gelingen möge, 
Bon der Literatur feien nur angeführt: Zinfernagel, Handbnd für an- 
gehende Archivare und Regiftratoren, Nördlingen 1800. Zeitfhrift für Archivkunde, 
Diplomatit und Gefchichte, herausgegeben von Höfer, Erhard und v. Medem, Ham- 
burg, Bo. I 1834. Zeitſchrift für die Archive Deutfchlands, herausgegeben von 
Öriedemann, Gotha, 2 Bde. 1846—1853, Watienbach. 


Ariſche Völker. 


Unter ven Völlern, welche ſich in den Beſitz ver Erbe getheilt Haben, nimmt 
de arifche Bölterfamilie den erften Rang ein. Man hat diefelben früher aud) 
Japhetiden, oder Iranier, oder Indo-Germanen genannt. Der Name 
er Arier aber iſt weber flammesmäßig, noch geographiſch, noch national be- 
(räntt und findet fih in den Sprachen diefer Völker überall. Das Wort be- 
re im Orient die Ehrwärbigen, und in Europa die Edeln und bie 

teilen. 

Ihre urfprüngliche Heimat hatien die Arier in Aflen. Als indiſche Arier unter- 
warfen fie fi die Länder des Indus und bes Ganges. Als perfifhe Arier be- 
bereiten fie die Euphrat- und Tigrisländer. Als Hellenen bildeten fie die griechifche 
Stantengruppe, als Römer eroberten fie die alte Welt. Das heutige Europa ift 
überall von ariſchen Böltern befegt. Romanen und Germanen find arifhen Urfprungs, 
wenn gleich einigermaßen von andern Maffeelementen gemifcht. Auch die Slaven find 
Ürler, aber bei aa ift vie Mifhung mit nichtarifhen — mongoliſchen, tartariſchen 
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und finnifhen Elementen — ftärker. In Norbamerifa haben bie germaniſchen Arier 
neue Staaten gegründet; in Südamerifa haben fih romanifhe Arier mehr mit 
farbigen Stämmen vermengt. Die europäifch-amerifanijche Eivilifation und Staaten- 
bildung ift wejentlih von arifhem Geift und Charakter erfüllt. 

Die weiße Menſchenraſſe hat zwei Stämme, den arifchen und den femir 
tifhen. Beide haben für die Entwidlung der Menſchheit das Bedeutendſte ge- 
feiftet; der ariihe mehr auf dem Gebiet der Wiffenfhaft, der Kunft, ver Technik, 
des Staats, der femitifche mehr auf dem Gebiet der Religion. An männlichem 
Geift und Charakter ift der arifhe Stamm dem femitifchen überlegen, wie an 
Zahl. Unzweifelhaft fommt ihm vie größte Verbreitung auf der Erbe und ſchließlich 
die Herrfhaft der Welt zu. Die wichtigften Flüſſe, Ströme, Seehäfen find in 
feinem Befig. Zur See berrfcht er heute fhon ohne Rivalen. 

AZuerft wurde die Berwandtfhaft der arifhen Völker von der Spradforfhung 
hauptſächlich des neunzehnten Jahrhunderts entdeckt und näher begründet. Das 
Sanskrit, da8 Zend und Parfi, das Griehifhe und das Lateinifche, alle germa- 
niſchen Spraden, das Litthauiſche und Slaviſche haben einen gemeinfamen Bau, 
diefelben Urwörter, eine gleihartige Bildfamfeit und Biegung und gleiche Logik. 
In der Form find die arifhen Sprachen reicher und mannigfaltiger als alle andern, 
an geiftigem Gehalt überragen die arifchen Literaturen bie übrigen. Yaft alle höhere 
Wiſſenſchaft ift ein Erzeugniß arifchen Geiſtes. 

Die älteren religiöfen Syſteme ver Arier find vornehmlich philofophifhe Re— 
ligionen. Sie wurzeln in ber Betrachtung der Natur oder in ver Spekulation über 
Gott und Welt. Ihre Urreligion war überall Berehrung der Naturerfheinungen 
und der Naturmädte, des Lichts und bes Feuers, der Sonne und ver Geflirne 
des Himmels und der Erbe. Die rege Phantafle der Arier liebte es, vie makro— 
fosmifhen Naturfräfte in menſchlicher Geftalt zu venfen, Indra, Zeus, Jupiter, 
Wodan find nur verfchievene Namen des herrfchenden leuchtenden Himmelsgottes. 
Dann famen bie Denker und arbeiteten weiter an der Einen Gottesidee, Die Brahma- 
religion, der Buddhismus, die Lehre Zoroafters find Werke der arifhen Philofophie, 
fo gut wie die Syfteme der griehifchen Philofophte und die Ahnungen der alten 
Germanen von dem Einen Allvater und ber verjüngten reinen Schöpfung. 

Sogar den Göttern gegenüber behauptet der Arier fein Selbftgefühl und feine 
Männlichkeit. Er ſcheut ſich nicht davor, auch mit den Göttern zu ringen, und 
findet gerade barin das Kennzeihen des Helden. Deshalb machten bie arifchen 
Krieger auf die weiblihern Raſſen anderer Nationen einen überwältigenden Ein- 
druck. Sie erfchienen diefen wie Heroen und alle andern beugten fi vor ihnen. 

Den alten Kriegshelven entfprechen die fpäteren Geifteshelden, vie ſich 
feiner fremden Autorität unterwarfen, fondern mit Freiheit felber prüften. Deshalb 
vornehmlich ift der echte wifjenfchaftliche Geift ter forgfältigen Beobachtung, des 
logifhen Dentens, des vorurtheilsfreien Strebens nad Wahrheit ariſcher Geift. 
Aus diefem Grunde find die großen wiſſenſchaftlichen Werke vorzüglich den arifhen 
Arbeiten zu verdanken. Der arifhe Geift ift berufen, auf dem Wege bes Gelbft- 
bewußtſeins und des Denkens, in Form der Erfenntniß bie großen Rätbfel 
des Lebens zu löfen, während ver femitifche Geift berufen war, zum gläubigen 
Träger ber religiöfen Offenbarungen zu bienen. 

Alle ariſchen Völker haben es zu einem mehr oder weniger Marten Rechts— 
begriff gebracht. Menſchliche Würde und Ehre, Freiheit, Eigenthum find Grund- 
bedingungen ihrer Rechtskultur. Je reiner -arifch vie Nationen und bie Stände in 
denfelben find, um fo höher ftehen fie in biefer Richtung. Sie fühlen fih als 


Ariftokratte. 131 


Kinder des Lichts und des Himmels, als Kinder Gottes und der Götter, Die 
arffhe Ehe iſt vorzugsweiſe monogamifh. Die Familienverhältniſſe find wohl- 
georbnet. Meberall wird der Ehemann und Vater als das Haupt der Familie be- 
ttachtet. Das Erbrecht wird von allen anerkannt und ſchließt fich zunächſt an bie 
dertpflanzung des Blutes an. Die Arier find zu Wanderungen geneigt, aber nie- 
mals ald Nomaden. Sie treiben fofort ihre Wurzeln in den heimatlichen Boden 
md gründen einen feſten Herb. 

Borzugsweife find die arifhen Völler Staatsvölker. Alle freiere und alle 
&lere Staatenbildung iſt von ihnen ausgegangen. Gewohnt zu unterfheiden, ordnen 
fie die Gegenfäge, die Regierung und die Regierten, die Stände und die Klaffen. 
Ihr Staat ift ein gegliedertes elen, das fich felber beftimmt. Nur in den An— 
fingen der Gefchichte ift ihre Staatsidee patrlardhalifh und wird dann auch patri- 
menial. Allmählig entwidelt fi unter ihnen das Bewußtfein des Bolls und ihr 
Staat wird Volksſtaat. 

Sie fireben immer die Bervolllommmung ber menfhlihen Zuftänbe an. 
Infofern find fie von Haufe aus politifh. Der Sag, daß der Menſch ein ftaat- 
liches Wefen fei, gilt vorzäglih von den Ariern. Während andere Nationen auf 
ven behaglig-ruhigen Lebensgenuß den Hauptwerth legen, fo liebt ber Arier bie 
Arbeit und ehrt die Arbeit. Die heutige Eivilifation ift großentheild das Wert 
alder Arbeit. Binntfält. 


Ariftofratie. 


1. Der Ausdruck Ariſtokratie hat eine doppelte Bebeutung. Man verfteht darunter 
afiens die hervorragenden oberen oder mädtigeren Klaſſen der Bevöl— 
lerung, abgefehen von ver Stantsform, fo daß aud in der Monarchie und fogar in 
dem demokratiſchen Staate von einer Ariftofratie in dieſem Sinne die Rebe iſt. Der 
Are, wo er fich findet, gehört dann immer zu biefer Ariftofratie. Aber nicht er allein. 
Ranchenorts gehören zu ihr auch die reihen nicht adeligen Bürger, und fogar von 
iiner bänerlichen Uriftofratie der größeren Grundbeſitzer wird zuweilen gefprochen. 
Das Wort im dieſer Bedeutung gehört zunächft den ftändifchen und den Partei- 
Gegenfägen an. (Berg. die Artikel: „Adel, Ariftotratifche Iveen, Parteien, Stände") 

2. Ariſtokratie heit aber für's zweite eine beftimmte und zwar bie Staats- 
form, in welder vie Regierung des Staates ber ausgezeichneten und 
bevorzugten Minderheit (ver organifchen Ariftofratie im erften Sinne) zu 
Agemem Rechte zufteht. Es ift nicht richtig, die Ariftofratie, wie bas fehr häufig 
geihieht — aber nicht im Geifte des Ariftoteles, auf den man ſich dabei irriger 
Beife als Autorttät beruft — als die „Herrfhaft der Minderheit” zu er- 
ren. Sieht man nämlich nur auf bie Zahl, fo hat die Herrfhaft ver Minder- 
heit über die Mehrheit keinen Sinn, denn unter ver Borausfegung ber Geichheit, 
welche der bloßen Abzählung natürlich ift, ift es Mar, baf 1000 immer mehr Werth 
und mehr Macht haben als 100. Das Syſtem ver Zahl wird daher immer zur 
hertſchaft ver Mehrheit führen über die Minderheit, niemals zur Herrſchaft viefer 
über jeme, Nicht weil fie Minberheit ift, regiert in ber ariftofratifchen Staatsform 
die Minderheit, ſondern weil fie für beffer gilt als die „gemeine Mehrheit”, weil 
fe fi anf Ähre vorzüglicheren Eigenſchaften beruft. „Herrſchaft ver 
Beſten“ iſt jeberzeit vie iveale Begründung aller Ariftofratieen gewefen, wie benn 
auch das griehifche Wort apıoroxgeria beſagt (&gsoros d. h. die Beften, ur- 
ſyrünglich die am meiften arifhen Stammes, vergl. ben Artikel: „Ariſche Völker"). 
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3. Die Frage, welde ausgezeichnete Eigenfhaften zur Herrfchaft berechtigen, 
mit andern Worten, auf welche Borzüge die Staatöform der Ariftofratie ſich flüge, 
wurde von den verſchiedenen ariftofratifch regierten Völkern und zu verſchiedenen 
Zeiten ganz verſchieden beantwortet. Es kommt darauf an, aus was für Beftant- 
theilen bie Ariftofratie im erften Sinne zufammengefegt ift. Die widtigften hiſto— 
riſchen Vorzüge, auf welche fi die gefhichtlihen Ariftofratieen berufen haben, find: 

a) Abftammung von einer höhern, fei es an ſich ebleren oder durch vie 
Geſchichte (Eroberung) erhobenen Raſſe, vornehbmes Geſchlecht. So mannig- 
faltig bier wieder die urfprünglichen Vorzüge find, melde fih von Geflecht zu 
Geſchlecht forterben, fo läßt ſich diefe Ariftofratie do immer als Erbarifto- 
fratie (Erbadel) bezeichnen. Der Borzug der weißen Raffe vor den farbigen 
Raffen, den wir in dem demokratiſchen Amerika fehr ausgeprägt wieder finden, hat 
infofern einen ebenfo entfhieden ariftofratiihen Charakter, ald der Borzug ber 
griehifchen Eupatriven oder der germanifhen Adelsgeſchlechter; und ber Priefteradel 
der Kelten war nicht weniger ein ariftofratifches Inftitut als die Nachkommen der 
türfifhen Eroberer, welde vom Sultan mit Ritterlehen ausgeftattet waren. 

b) Politiſche Auszeihnung duch Würden, Ehren, Aemter. Da bier 
immer eine Art von Wahl, fei es von unten oder von oben, unmittelbar ober 
mittelbar vorausgefegt wird, fo können wir diefe Ariftofratie ald Wahlarifio- 
fratie bezeihnen. Da die Ariftofratie die Tendenz hat, ihre Vorzüge auf ihre 
Nachkommen überzuleiten, fo verwandelt fi) die Wahlariftofratie leicht in eine Erb- 
ariftofratie, wie wir das im Mittelalter allenthalben in Europa und ſelbſt in Afien 
wahrnehmen, 

ec) Höheres Alter und baherige reife Erfahrung und Weisheit. 
Die jpartanifhe Gerufie mag als Beifpiel dienen. Wir können fie Altersarifto- 
fratie heißen. 

d) Reihthum, im Gegenfag zu Heinem Vermögen und zur Armuth, vie 
fogenannte Plutofratie (Orundariftofratie und Geldariſtokratie). Unter allen 
Formen der Ariftofratie ift diefe offenbar bie niebrigfte. Zwar gibt großes Ber- 
mögen eine» natürlihe Macht, und förbert auch höhere Bildung und freiere Be— 
wegung berer, die folches befigen. Der große Grundbeſitz insbefondere dient in 
vorzüglicher Welfe dazu, die ariftofratifhe Familie auf der Höhe des Lebens zu 
fihern und frifh zu erhalten. Der große Kapitalbefig macht auch große Unter- 
nehmungen möglich im Intereffe ter Öffentlihen Wohlfahrt. Aber da die Arifto- 
fratie doch wefentlih auf den perſönlichen Borzügen der einen Menfhen über 
die Maffe der andern beruhen muß, fo kann das Vermögen, d. h. der Befig von 
unperfönlihen Werthgütern, doch nur in ſekundären Betracht fommen; und es ift eine 
Umkehrung der natürlihen Verhältniffe, wenn die Höhere Qualität der Herr— 
fhenden — ohne Rüdfiht auf ihre Geiftes- und Charaktervorzüge — wefentlich 
nad ber größeren Quantität ihrer Kapitalien bemeflen und fo am Ende 
do die Materie über den Geift gefegt wird, 

Am beften ift offenbar diejenige Ariftofratie organifirt, welche allen wahr- 
haft ausgezeichneten Beftandtheilen in dem Bolfe und nicht bloß einzelnen aus 
ihnen die Herrfhaft fihert, und zugleih dafür forgt, dag nur ven Klaſſen dieſe 
Herrſchaft zulomme, welde jene Vorzüge nod wirklich befigen, 

4. Die Ariſtokratie ift in der bisherigen Geſchichte vorzugsweiſe in Europa und 
erft durch die Römer und bie Germanen zu höherer Ausbildung gebracht worden. 

Die römifche Republik war eine Wahl-, das deutſche Reich eine Erbariftofratie, 
Dort hatte das ganze, zwar nad ariftofratiihen Rüdfichten geordnete Volt einen 
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entfheidenden Einfluß auf die Ernennung der Bollsmagiftrate und mittelbar auf 
bie Befegung des Senats; bier beftimmte die Erbfolge innerhalb der fürftlichen 
Familie wie die Randesherrfhaft, fo auch den Sig und bie Stimme auf den 
Reihstagen. In ber Wahlariftotratie ift die Verbindung mit dem Bolfe — wenig- 
Rens infofern die Stimmrechte nicht ausfhließlich auf die ariftofratifhen Klaffen 
befhränkt, fondern auch den Übrigen Volksklaſſen zugeftanden werden — lebendiger 
und die Möglichkeit einer perfönlihen neuen Erfriſchung der Ariftofratie weniger 
verihloffen, als im der Erbariftofratie, welde Regierung und Regierte fchroffer 
trennt. Rom iſt duch feine Wahlariftofratie groß und mächtig geworden, das 
deutſche Reich iſt durch feine Erbariftofratie um feine Hohheit gebracht und in 
Städe zerfhlagen worden. 

5. Die neuere Zeit ift der ariftofratifchen Staatsform offenbar ungünftig. 
Seit ihrem Aufgang find alle wirklichen Ariftofratieen in Europa untergegangen: 
nur unter dem Schirme der monarchiſchen Staatsform und in forgfamem Anſchluß 
an biefelbe hat einzig die engliſche Ariſtokratie ihre Macht noch retten und er- 
halten können. 

Die heutige Stellung der ariftofratifchen Elemente in dem Volke, der Arifto- 
kratie Im erften Sinn, ift daher nicht mehr Herrfhaft über bas Bolt, fon- 
dern eine, fei e8 der Monarchie, fei es ver Demofratie untergeorb- 
nete. Sie kann buch ihr Anfehen, ihren Einfluß und ihre Ideen die Monarchie 
unterftügen und zugleih ermäßigen, fie fann ebenfo die Demokratie veredeln und 
beſchränlen. Sie kann eine vermittelnde und verſöhnende Stellung einnehmen zwiſchen 
der Monarchie und den demofratifhen Elementen und Neigungen. Sie kann je 
nach Umftänden die Ordnung befeftigen helfen und bie Freiheit erhalten, Sie kann 
um Shmud und zur Ehre des ganzen Staate® dienen. Aber fie ift in unferer 
Zeit — wenigftens auf dem Kontinent — zu ſchwach, um felbftändig und von 
Rechts wegen als allen übergeorbnete Macht die Zügel des Regimentes in bie 
Hand zu nehmen und zu leiten. 

Für unfere Zeit ift demnach das Wort Ariftofratie im erften Sinn von viel 
größerem praftifhen Intereffe, als in der zweiten Bedeutung. 

6. Die Abart der Ariftofratie heißen wir Oligarchre. In diefe artet bie 
Arifofratie aus, wenn die Vorzüge, melde die Herrfhaft der Beſſern begründet 
haben, nad und nach untergehen und trogvem die regierenden Klaflen die über- 
lieferte Herrſchuft ansfhließlih behaupten, wenn fomit das Princip der Ariſtokratie 
und ihre Erjcheinung ſich widerfprehen. Dann wird die Herrihaft ver Borzüg: 
licheren in der That zu einer bloßen Herrfhaft der minderen Zahl, ver 
Benigen (öAiyos). Dann hat die innere Berechtigung aufgehört und das for- 
melle Recht ift geblieben. | 

Die Gefahr, daß die Ariftofratie fo in die Oligarchie verfinke, ift micht bloß 
für die ariftofratifhe Staatöform, fie iſt auch für die Ariftofratie im erflen Sinne 
Immer vorhanden, obwohl für diefe in geringerem Maße, wenn fie und foweit fie 
In der monarchiſchen oder demofratifhen Verfaſſung ergänzende und forrigirende 
Mihte über und neben fi hat. Diefe Gefahr zeigt fi in der Tendenz der Ari- 
ſtoltatie, ſich im ſich ſelbſt zurldzuziehen und von allen andern Klaffen und andern 
auch auszezeihneten Individuen abzuſchließen. Statt zunächſt die Wohlfahrt des 

zen im Auge zu haben, finnt fie dann in egoiftifher Selbftüberhebung nur 
auf die eigenen Genüſſe. Statt im Zufammenhang zu bleiben mit dem Volke und 
aus diefem fortwährend neue tüchtige Elemente in ſich aufzunehmen, verhärtet fie 
ſich zu einer Hohmüthigen Kafte. Der Geift verläßt fie und um fo flarrer und 
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dann unwahr wird bie Form bewahrt: aber nicht mehr als ein belebter Körper, 
fondern als eine todte Mumie. Ste wird, im Gefühl der fleigenden Unnatur und 
ber zunehmenden Mißverhältniffe, mißtrauifh, ängftlid, gewaltfam, despotiſch. Sie 
büßt zugleich die eigene freudige Zuverficht der Ueberlegenheit und das Bertrauen 
der Menge in ihre Vorzüge ein; und fo flirbt fie innerlih ab, gewöhnlich bevor 
äußere Ereigniffe ihr ein oft umehrenvolles Ende bereiten. Das achtzehnte und ber 
Anfang des neunzehnten Jahrhunderts haben fo eine Reihe von mittefalterlichen 
Ariftofratieen vollends begraben, nachdem biefelben ſchon lange zuvor innerlid ver- 
fallen waren, 

Nur die englifhen Ariftotratie Hat es verftanden, fi zu erhalten, und nur 
weil fie im Zufammenhang mit der Nation geblieben und mit der Alles wanbeln- 
den Zeit, fich felber wandelnd, fortgefchritten ift. Bluntfpii. 


Ariftofratifcbe und Demofratifche Ideen. 


1. Die demokratiſche Politik betrachtet bie Gleichheit der Menfhen, be- 
ziehungsweife der Staatsbürger, ald das Grundgefeg der Natur, als das oberſte 
Geſetz des Staates; die ariftofratifche Politik fieht im Öegentheil in ver natür- 
lihen BVerſchiedenheit unter den Menſchen die Grundlage aller öffentlichen 
Ordnung. Die Rehtsgleihheit Aller ift daher. das Grundgefeg der Demo— 
kratie, der Borzug der Edleren das ber Ariftofratie: und ‚hinwieder haft die 
Demokratie biefen Borzug als ein verwerflihes Privilegium, und verachtet 
die Ariftofratie jene Gleichheit als nieder Gemeinheit. Die Demokraten 
fagen: Allen Bürgern gleihes Recht; allen Bürgern gleicher An- 
theil an der GStaatsleitung. Keine Privilegien. Die Xriftofraten 
ſagen: Den befjern Bürgern höheres Recht. Niht der gemeinen 
Menge, fondern den Borzügliheren gebührt der Borzug in ber 
öffentliden Ordnung. Ä 

In beiden Anſchauungen ift offenbar ein Stüd Wahrheit, aber in keiner von 
beiden bie volle Wahrheit. Beide verfallen dem Irrthum, indem fie in, blinder 
Einfeitigfelt der erfannten halben Wahrheit immer in derſelben Richtung rüdfichts- 
los nachſtreben und fi dabei überftürzen. Die Rechtsgleichheit hat allerdings im 
ber unbeftreitbaren Gemeinfhaft der menſchlichen Natur einen guten Grund. 
Aber wenn man nur fie im Auge hat, und vie ebenfalls unzwefſtlhaft zu Tage 
tretende Verſchiedenheit unter den Menfhen gar nicht beachtet, fo ift e8 ganz un- 
möglid, zum Staate zu kommen, welder ohne ben irgendwie fihtbaren Unterſchied 
ber Regierenden und ber Regierten gar nicht zu denken iſt. Wenn man keine Unter 
ſchiede zugiebt, fo kann man den Staat nicht orbnen; denn ordnen heißt zuerſt 
unterfheiden, Die Vorwürfe, welde den Demofraten fo oft gemacht werben, daß 
fie das Edle in den Staub der Gemeinheit nieverziehen, und durd ihre Gleich» 
macherei zulegt dem niebrigften Pöbel die Herrfthaft in die Hände fpielen, erhalten 
in Folge jener Uebertreibung eines an fid, richtigen Gedankens eine gewiffe Be- 
—— 

mgefehrt kann die ariſtokraliſche Anſicht ſich wieder mit Recht auf die menſch- 
liche Geſchichte berufen, indem ſie die Verſchiedenheit unter den Menſchen be— 
tont. In der Geſchichte werden in der That die Gegenſätze offenbar, welche die 
Menſchen bewegen, trennen, verbinden, die einen vor den andern auszeichnen. Und 
bie Logik kann nichts einwenden gegen ben Sag: Die Beſſern verdienen vorge- 
zogen zu werden in der öffentlichen Ordnung. 
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Aber indem die Ariſtokraten wieder blindlings dieſem Stück Wahrheit nad 
geben, vergeſſen ſie die gemeinſame menſchliche Grundlage, welche auch vie Vor— 
zäglicheren mit den Gemeineren naturgemäß verbindet. Sie bedenken nicht, daß ber 
Staat doch voraus eine Gemeinfhaft Aller ift, und nicht eine Geſellſchaft der 
Beſſern. Sie trennen fih fo von dem menfhlihen und dem Bollszufammenhang: 
ud indem fie verachtend auf die niedere Menge zurüd fhauen, der fie ſich ent- 
ſteuden, gewahren fie nicht, daß fie den Boten unter ihren Füßen verlieren, und 
Ihre Borzüge zu leeren Privilegien und Filtionen werden. Auch da führt die eitle 
und hochmüthige Selbftüberhebung zu ſchmählichem Fall, und der Hohn der ge- 
känkten und mißachteten Menge folgt den gefallenen Ariſtokraten nad. 

Wie der fehler der beiden Anfichten in der Einfeitigkeit liegt, mit welcher 
jede ihr Stüd Wahrheit allein fefthielt und von dem andern, nicht zu entbehrenven 
Stüd trennte, fo liegt die Wahrheit in der Verbindung beider Stüde Wir 
müſſen die natürlihe Rechtsgleichheit mit der hiſtoöriſchen Rechts— 
verfhiebenheit verbinden und indem wir beiden Gedanken, fo weit fie wahr 
find, ihr Recht widerfahren laſſen, die Uebertreibungen und Irrthümer vermeiden, 
in welche die befchränkten Demokraten und Ariſtokraten verfallen. 

2. Die Demokratie fagt: Das zweite Geſetz, eine Folge der Rechtsgleichheit, 
iR biefes: „Was die Mehrheit der Bürger will, gilt als Volks— 
wille Der Mehrheit muß fih die Minderheit fügen." Ihr entgegen 
behauptet bie Ariftolratie: „Die befjere Minderheit darf nicht von der 
ſhlechteren Mehrheit beherrſcht werden. Nicht die Zahl, ſondern 
die Moral entſcheidet, niht auf die Quantität, fondern auf bie 
Dualität fommt es in dem wohlgeorbneten GStaate an." 

Die Gefahr liegt auch bier wieder in der Einfeitigkeit. Die VBolfsmehrheit ift 
unter allen Umftänden eine im Staate wohl zu beachtende Madt. Die großen 
Naſſen find die natürliche Baſis des ganzen Staats; in ihnen iſt überall die 
größte Menfchen- und meiftens auch bie größte Vermögenskraft. Der ift fein 
Staatsmann, der die Maffen als einen bloßen Stoff betrachtet, in feine Hand ge: 
geben, damit er damit nach eigenem Belieben fpiele. Diefer Irrthum tft befonders 
im unjern Zeiten gefährlich, in denen auch in den untern Maſſen das Bewußtjein 
wacht ift, daß fie aus Menſchen beftehen, vie infofern mit ihren Regenten gleich— 
artige Weſen feien. Aber auch der ift nicht würdig, ein Voll zu regieren, der nur 
anf die Wünfhe ver Menge horcht und dem Willen ver Mehrheit auch da dient, 
no bie. Mehrheit das Schlechte und für fie felbft Verderbliche begehrt, oder in 
wäger Rube und Sorglofigkeit fi gegen bie nothwenbige Reform fträubt. 

Die Zahl, beziehungsweife die Mehrheit ift wirklich entſcheidend unter ber 
Vorausfegung der Gleichheit. Wenn die Mehrheit und die Minderheit 
ſich glei fliehen, und dieſe keine befonderen Vorzüge vor jener hat, fo fft der 
einzig fihtbare Borzug ber größeren Zahl auf Seite der Mehrheit durchaus ge 
Aiguet, die Wage zu deren Gunſten finfen zu machen. Es ift daher ein ganz 
neturgemäßes Gefeg, das auch von jeher bei allen vechtögebilveten Völkern allge» 
meine Anerkenn gefunden hat: Jede auf einer Berbindung vieler 
gleihartiger Perfonen beruhende Bemeinfhaft (Rath, Kammer, 
Behörde, Gemeindeverfammlung, Genoſſenſchaft) äußert in ver Negelihren 
Sefammtwillen durch den Willen ver Mehrheit der verfammel: 
ten Glieder. 

Über die Zahl, beziehungsweife bie Mehrheit, ift da nicht entfcheidend, wo 
ine Berfhiedenheit der Saltoren vorausgefegt wird, Wo eine 
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Minderheit in der öffentlichen Ordnung höher fleht, als die Mehrheit unter ihr, 
da muß jeme, nicht dieſe ven Ausfchlag geben. Die verſchiedenen Inftanzen 
innerhalb ber Verwaltung oder ber Rechtspflege find eine Anwendung biefes zweiten 
Sages. Die höheren Inftanzen find überall eine Minverheit gegenüber ven zahl- 
reihern untern Inftanzen; und doch entſcheidet die obere Inſtanz — in fi felbft 
freilih aud wieder nah dem Mehrheitsprincip, weil ihre Mitglieder wieder auf 
gleicher Tinte ftehen — und nicht die wenn auch übereinftimmende Meinung fämmt- 
licher untern Inftanzen. 

3. In der Berechnung der Stimmenmehrheit wiederholt fi der Gegenfat. Das 
einfahe Mehrheitsprincip forbert, daß nur der Wille ald Mehrheits- 
und folglih als Gefammtwille anerfannt werde, für welden mehr als bie 
Hälfte der flimmenden Mitglieder fih erflärt haben. Die Abwefenben 
tommen babei von Rechtswegen nicht in Betracht, weil fie nicht wirklich abftimmen. 
Jene Abftimmungsform hat nur da eime innere Schwierigkeit, wo bie Zahl ver 
Stimmen gerade ift und ſich in zwei gleiche Hälften theilt, folglich die beiben 
Schalen der Wage gleiches Gewicht haben. Wenn von 100 Stimmen 50 ja und 
50 nein fagen, dann hat feine Partei das Uebergewicht. Kann man bier nicht mit 
der Annahme helfen, daß kein Mehrheitsbefhluß und daher überhaupt kein Be- 
ſchluß zu Stande gelommen ſei, fo ſucht man etwa mit ber höheren Werthung ber 
Stimme bes Präfiventen das Zünglein der Wage finfen zu maden, fo daß bie 
50 Stinmen, unter denen das Botum des Borftandes mitgezählt iſt, ſchwerer 
wiegen, als bie andern 50 Stimmen. Ober man vermeidet die gleihe Stimmen- 
zahl damit, daß dem Borftand zunäcft feine Stimme, für den Fall ver gleichen 
Stimmenzahl der Mitglieder aber die entſcheidende Stimme eingeräumt wird. In 
beiden Fällen wird die Stimme des Borftandes anders gewerthet, als bie der ein- 
fahen Mitglieder, und es hebt die Ungleihheit des Stimmenwerthes 
die mathematiſche Gleichheit der Stimmen auf. Bel ber legten Methode kann es 
aber dahin kommen, daß die Stimme des Borftandes weniger gilt, als die eimes 
einfachen Mitgliedes. Bei Wahlen wird auch wohl der Ausweg bed Looſes er- 
griffen, weldes unter die zwei gleihen Stimmzahlen bineingreift und Blindlings 
einer den Borzug giebt. Die Abftimmung nah relativer Mehrheit dagegen 
ift fo principwibrig, daß fie höchſtens in gleihgültigen Dingen der Abkürzung 
wegen gelibt werben darf, denn bie relative Mehrheit tft in der Wirklichkeit ſehr 
oft die Minderheit, und feinerlei Grund, unter gleihen Mitgliedern den Wenigeren 
vor ben Mehreren ven Borzug zu geben. Ebenfo führt jebe Forderung einer 
größeren als ber cinfahen Mehrheit, z. B. zwei Drittheile,-brei Biertheile, 
zur Begünftigung der Minderheit; denn wenn fieben von zwölf Stimmen 
nit als Mehrheit gelten, fo geben fünf von zwölf Stimmen, die ſich wiberfegen, 
bie Entſcheldung. Diefe Abweihung von der Regel hat daher nur da einen Sinn, 
wo wichtige Intereffen der Minverheit ein erhöhtes Gewicht geben, d. 5. für fich 
eine gewiffe Stimmenzahl verbienen. 

4. Ein demofratifher Gedanke ift ferner: „Die öffentliden Aemter 
und Würden ſtehen Jedermann offen,“ ein ariftofratifher bagegen : 
„Die unmwiffende und rohe Menge tft von den Aemtern fern zu 
halten und nur den ausgezeihneten Berfoneg der Eintritt in 
diefelben zu verftatten.” Die äußerfte Konſequenz des erften einſeitig ver- 
folgten Sages iſt in der alten atheniſchen Demokratie offenbar geworben, als die 
meiften Aemter durch das zwar blinde, aber die gleiche Fähigkeit aller Bürger 
vorausfegende Roos befegt wurden und bie unterfheidende Wahl im 
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Prineip als eine ariftofratifhe Einrichtung verworfen wurde. Die rüdfichtslofe 
Durdführung des zweiten Satzes dagegen treibt zur Ausfchliefung aller untern 
Bolleftände von den Aemtern umd zu einem befchränkten Privileglum ber vor 
nehmen Klaffen, als ver allein Regierungsfähigen. Die Erbämter find das ari- 
Rofratifhe Gegenftäd zu den Loosämtern ber Demokratie, 

Das neuere Stantsreht verfucht hinwieder durch Verbindung ber entgegen- 
fiehenden Behauptungen beive ihrer Einfeitigkeit zu entkleiden und bat fo die frucht⸗ 
bare Wahrheit gewonnen: „Die Bahn, um zu den Aemtern zu gelan- 
gen, wird allen Bürgern eröffnet, aber nur wer fi hervorthut, 
fommt an’s Ziel.” Die Gleichheit iſt die Grundlage, die Auszeichnung ift die ' 
Entwidelung. 

5. Der öftere Wechfel ferner in den mit einer Öffentlichen Gewalt betrauten 
Perfonen ift ein demokratiſcher, die Stätigkeit der Stellen und Aemter ein 
ariftofratifher Grundſatz. Der Wechſel begünftigt bie gleiche ——— Aller 
und hindert die Befeſtigung einer über ven Demos geſetzten Autorität. Die Stätig- 
keit der Erhebung dagegen ftärft die Autorität der Erhobenen und fihert bie Ueber- 
ordnung der Benmtenariftolratie. Deshalb finden wir in allen demokratiſch orga- 
niſtrten Staaten kurze Amtsperioven und häufige Volkswahlen. Es ift Mar, baf 
die Uebertreibung diefer Tendenz die obrigkeitlihe Macht, die in jedem Staate 
weientlih iſt, ſchwächt und das Voll mit dem periobifhen Wahlfieber heimſucht. 
Bo aber die Ariftofratie einfeitig durchgebilbet ift, da hört jener Wechfel auf, und 
die Aemter werben auf lange Dauer oder auf Lebenszeit verliehen — wie in 
vielen ariftofratifhen Stadtverfafjungen des Mittelalters — oder gar nad ben 
Grunvfägen des Erbrechts an beftimmte ariftofratifche Familien abgegeben, wie in 
vem beutfchen Reiche die Grafenämter, die VBogteigerichtsbarkeit, und fogar bie 
Shöffenftähte. 

Die moderne, insbefondere die monarchiſche Staatenbildung ſucht aud bier 
unbefangener die Borzüge beider Gegenfäge zu verbinden und ihre Mängel zu 
bermeiden. Wo ed auf Repräfentation ver Volksintereſſen und Bolts- 
anfigten ankommt, wie bei ver Bildung des gefeggebenden Körpers, ba folgt 
fie dem Syſtem der wechſelnden Wahl; wo aber die Befegung der obrigkeit- 
ieh Aemter in Frage iſt, da forgt fie für die fefte Autorität biefer, und 
fihert auch die Stellung der Beamteten gegen wechjelnde Stimmungen, ohne hin 
wieder zu dem Ertrem ber Erbämter ihre Zuflucht zu nehmen. 

6. Die Berehrung für die offenbar gewordene Autorität iſt 
überhaupt der ariftofratifhen Gefinnung natürlich. Die vor Zeiten ſchon offenbar 
gewordene Autorität wird um fo weniger angezweifelt und um fo williger aner» 
lannt, weil man fi von Jugend auf an fie gewöhnt hat. Um deßwillen beachtet 
bie ariftotratifche Sinnesart das Hertommen mit Sorgfalt und fucht die Tra— 
dition von Geflecht zu Geflecht zu bewahren. Sie hat eine Vorliebe für die eblen 
Rafien und die angeftammte Vornehnfheit, hält, wo es irgend thunlich ift, an dem Erb» 
tete feft, ald am der gefidherten Meberlieferung von Seite ter abtretenden Gene- 
tationen an die nachfolgenden. In all diefen Dingen hat fie Recht, und verkehrt 
basfelbe nur durch Uebertreibung in Unrecht, wenn fie tem neu keimenden Leben 
im beharrlicher Feindfchaft entgegen tritt, und auch für das untergegangene unb 
tobte noch die Rechte in Anfprudy nimmt, die nur dem wirklichen Leben gekühren. 

Im Gegenfage dazu betont bie vemofratifche Gefinnung vorzüglich die Volks⸗ 
freiheit und verlangt für die Mafien freie Bewegung. Nidt das Her- 
!emmen, fondern ver jeweilige Bolkswille if die gefeierte Rechtsquelle, am 
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ber fie mit Luft fi erlabt. Ste leugnet zwar nicht die Macht bes Herkommens, 
aber fie mill fi durch basfelbe nicht hemmen laſſen in dem Fortſchritt zu dem 
angeftrebten Ziel. Wo es ihr als Schranke ihres Willens entgegen fteht, da durch⸗ 
bricht fie dasſelbe ohne Schen. Leicht wird fie verleitet, ven: vernünftigen Bolls- 
willen und bie lannifche ober leidenſchaftliche Bolkswillkür für vasfelbe zu 
halten, und für Recht anzufehen, was biefer genehm ift, ohne zu bebenfen, daß 
das Recht vor allen Dingen tft, nicht erſt gemadht wird und daß es zumädhft 
erlannt und beachtet werben muß, nicht aber beliebig geſetzt werben barf. 
Auch verwechfelt fie leicht Bollsfreiheit und Bollsherrfhaft, und meint jene 
dadurch am beften fihern und bethätigen zu können, daß fie biefe ergreift und übt. 

In dem gefunden Staats- und Rechtöleben aber find Autorität und Fret- 
heit, Rube und Bewegung, Erbredt und Fortfhritt, Herfommen 
und Gefet nicht einzeln für fi, fondern wieberum beide mit einander 
verbunden. 

7. Auch ver Glanz der Autorität und bie Würde ihrer formellen 
Erſcheinung find ariftofratifhe Charakterzüge. Die demokratiſche Gefinnung legt 
darauf wenig Werth, und fürchtet fogar bald, daß bie Gleichheit ver Bürger durch 
bie auserwählte Tracht ihrer Magiftrate verlegt und die gemeine Freiheit durch 
den feierlihen Bomp der öffentlichen Autorität gefährdet werde, Mit Maß geübt — 
und das Uebermaß hört auch auf, ſchön zu fein — dient aber die edle Form 
ber Aufßern Erfcheinung dazu, die Ehre des Stantes zu verflären und fein An- 
fehen zu ftärken. Der Unterſchied ver beiderfeitigen Anſchauungen zeigt ſich vor- 
züglich in den öffentlihen Bauten. Die Gemeinnüglidhleit verfelben, welche 
dem demokratifhen Sinne voraus und zuweilen ansjhließlid am Herzen liegt, iſt 
freilich nicht gering zu ſchätzen und praftifc ‚allerdings vie Hauptſache. Aber bie 
Schönheit und ver Shmud ver Form, welche gewöhnlich ein Werk der Ari- 
ftofratie find — wie denn bie fünftlerifbe Begabung und Auszeichnung felbft von 
Natur ariftotratiih ift — verleihen den Stantsgebäuden auch einen: idealen 
Werth und wirken erhebend und veredelnd ein auf dem allgemeinen Vollsgeiſt. 
In diefem Punkte waren die im übrigen: ausfhweifend demokratiſchen Athener doch 
hochariſtokratiſch. 

8. Wie für die Würde der Form überhaupt, ſo haben für die perſönliche 
Ehre ariſtokratiſche Naturen durchweg ein feines Verſtändniß and lebhaften Sinn. 
Jedes Aufſteigen ariſtokratiſcher Klaſſen aus. der gemeinen Vollsfreiheit iſt von 
jeher zugleich Steigerung ihrer Ehre geweſen. Eher noch kann der Adel auf die 
Macht als auf vie gehobene Ehre verzichten. Artet dieſes Ehrgefühl in hoch— 
müthige Selbftüberhebung und Berahtung aller tiefer ſtehen— 
den Klafjen aus, dann freilich ift der Wein zu Effig geworben; aber in ge- 
fundem Verhältniß tft jenes Ehrgefühl eine große moralifhe Kraft. 

Die vdemofratifhe Dentweife legt allen. Werth auf die allgemeine 
Menfhen- und Volksehre, und vernadläffigt oder haft geradezu jebe 
höhere Abftufung der Ehre. Jene allgemeine Ehre ift freilich die wichtigſte, und 
ein Bolt, in welchem ver Sinn für menfhlihe Würde erwacht ift, hat allerbings 
eine hohe Stufe der Eivilifatton erreiht. Sie ift auch die natürlihe Grundlage 
aller höheren Ehre, welche wie bie Blüthe aus ihrem Stamme bervormädst. Der 
demokratiſche Neid, der alles Emporftrebende ins Gemeine niederzuziehen fidy be- 
mübt, verbient mit Verachtung geftraft zu werben, aber das demokratiſche Ber- 
fangen nach Anerkennung ber Menſchenehre ift in der göttlichen Weltorbnung wohl 
begründet. Ift der Menſch nad dem Bilde Gottes geſchaffen, fo hat der Menfch 
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folher einen gerechten Anfpruh auf Unerfennung und Schug feiner Ehre, 
bier zeigt ſich alfo die demokratiſche Gemeinehre als die Grundlage, bie be» 
dere Ausbildung aber ber höheren Ehre als bie ariftofratifche Entwidelung. - 


Bluntfäli. 
Ariſtoteles. 


Ariſtoteles if im Jahre 385 (EL. 99. 1) in Stageiros, einer griechiſchen 
Kolonie im öftlihen Theile von Challidike, geboren. Der Beruf feines Baters 
Rilomahos, der Leibarzt des maledoniſchen Königs Amyntas II. war, und fein 
Geflecht auf Asklepios zurüdführte, mag auf die Vorliebe für Naturwifienfhaften 
und die fpätere Verbindung mit der Familie bes Philippus nicht ohne Einfluß 
gemeien fein, Früh verwaist, kam Wriftoteles in feinem 17. Jahre nah Athen, 
we er nicht lange nachher mit dem aus Gicilien zurückgelehrten Plato befannt 
und bald deſſen bedeutendſter Schüler wurde. Zwanzig Jahre blieb er in ver 
Hauptſtadt griechiſcher Bildung, nicht im feindfeliger Stellung’ zu feinem großen 
Lehrer, wie uns manche Anekdoten glauben machen wollen, wohl aber in der legten 
Zeit in völliger Selbfländigleit neben ihm. Nach Plato’8 Tod ging er zu Hermeias, 
dem Tyrannen von Atarneus: und Aſſos, nad) deſſen Ableben nad Mitylene, wo 
ihn die Aufforderung. Königs Philippos traf, vie Erziehung des vreizehnjährigen 
Aerandros zu übernehmen (343). Bier Iahre lebte er als eigentlichen Lehrer bes 
Prinzen ‚am malebonifchen Hofe, die ſpäteren Jahre im beften ‚Einvernehmen: mit 
Aerandros, bis des Kallifihenes Tod und das Mißtrauen des Königs ihr Ber- 
hältniß flörte. Er war hen 335 nad Athen zurädgelehrt und hatte im Lyfaion 
ame Schule gegründet, die bald als die der Peripatetiter bezeichnet wurbe. Einer 
Anlage wegen Öottlofigleit, ‚die ihren Urfprung vielleicht der antimakedoniſchen 
Strömung verbankte, ging er durch freiwillige Entfernung aus dem Wege. Nicht 
lange nachher, im Jahre 322, ift er in Challis auf: Eubda geftorben. (Vergl. 
A. Stahr, Ariftotelie, Halle 1830 Br. I.) 

Des U. wiflenfhaftlihe Thätigkeit hat bekanntlich alle in damaliger Zeit 
berhandenen Disciplinen umfaßt. Nur ein Heiner Theil feiner Werke (ungefähr 
im Sechstel) ift uns erhalten und nicht gerade im der beſten Form anf uns ge- 
Immer, wenn auch Strabos Erzählung von dem zerftötenden Keller in Stepfis 
auf die Handſchrift, von der bie und erhaltenen Schriften herftammen, keine An⸗ 
Bindung finden. mag. 

Yür dem vorliegenden Zwed find natürlich nur die Bücher ftaatswifjenfchaft- 
iden Inhalts ins Auge zu faflen. Auch diefe befigen wir nicht alle. Befonders 
haben wir den Berluft jenes großen Sammelmerkes zu bellagen, in welchem 4. 
de Einrichtungen von 158 (ober gar 250) verfchiedenen Staaten beſprach (bie 
Örmhftüde find gefammelt im 2, Bande der Fragmente historicorum grecorum 
ed. C. Müller. Paris, Didot 1848). Ebenfo ift eine Monographie über den Adel 
niht auf uns gelommen; vom den überlieferten zwei Büchern „Delonomit“. hat 
kines den Ariftoteles zum Verfaſſer. So. bleibt die nikomachiſche Ethik (fo genannt, 
veil fie-an des A. Sohn Nilomachos gerichtet war), vor Allem das: fünfte Buch 
verjelben, welches die Entwidlung des Begriffs Gerechtigkeit zum Gegenftande hat, 
aud die Politik in acht Büchern. Auch viefes Hauptwerk ift und nit ganz voll» 
u und in einer falihen Anorbnung überliefert, wie zuerft Barthélemy⸗ 
A-Hügire nachgewieſen hat. Danach ift bie Reihenfolge fo, daß Bud. 7 und 8 
nah 3, dann 4 und 6, und zulegt 5 ftehen muß. Es ergibt fih aus biefer Um» 
faltung -ein fortlanfenber Zufammenhang durch alle Bücher. 


SEE 
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Bon Ausgaben ber Politik find zu nennen: außer der Albina als Prin- 
cep8 (Bene. 1495—8 5 Be. fol.) und der griechifch-lateinifhen Pariſer von 
1619 (2 Bde. fol.) die nicht vollendete Zweibrüdener von Buhle und als bie 
befte die im Auftrage der Berliner Akademie von I. Belter und Branbis ver- 
anftaltete (1831 —5 4 Bde. in 49). Ferner die von Schneider (Frankf. 1809), 
Corais (Paris 1821) und Götling (Iena 1824). Deutſche Ueberfegungen der Po- 
litit befigen wir mehrere von I. ©. Schloffer, Eh. Garve, U. 3. Lindau und 
aus neuerer Zeit von Ad. Stahr (Leipzig 1839). 

Plato hatte feine Ethik unter den Titeln Staatsmann und Stadt abge- 
handelt; denn er ging von dem Gedanken aus, daß die höchſte denkbare Sittlichkeit 
das fittliche Leben in einem guten Staate je. 

In demſelben Zufammenhang ftehen die Ethit und Politit des Ariftoteles, 
von denen man wohl gejagt bat, daß fie ſich verhalten wie ver allgemeine Theil 
zum angewandten. Wenn bie Erftere die Tugend zunähft als Eigenfhaft des 
Einzelnen betrachtet, fo geht bie Bolitit von dem Gedanken aus, daß dieſe Privat- 
tugend für fih allein nicht genügend fei, daß fie nur im Staate ihre volle Rea- 
liſtrung finde. Diefer erfcheint als Zweck (réAoc) und Bollendung der fittlicyen 
Thättigkeit, ja er darf deßhalb früher gedacht werben, als der Einzelne und bie 
Bamilte (denn das Ganze muß vor den Thellen vorhanden fein), nur ber zeit» 
lichen Entftehung nah gilt er als fpäter. Darum nennt er al® den natürlichen 
Beruf des Menſchen das Leben im Staate, darum ftellt er an die Spike feines 
Werkes den Sag, daß der Menfh von Natur ein politifches Geſchöpf fe. Wir 
werben ben Inhalt desfelben am beften überfehen, wenn wir ihn nah Zeller (die 
Philofopte der Griechen, Band II, 525) unter drei Geſichtspunkten zufammenfaffen, 
fo daß von den Boranusfegungen, vom Zwed und von der Einrihtung des Staats- 
lebens gehandelt wird. 

Die erfte natürliche Gemeinschaft Ift die Familie. Im ihr erfheint ein 
breifaches Berhältniß, das von Mann und Frau, von Eltern und Kindern, 
von Herr und Sklaven, bie entfpredhende Abbilder in ber Ariftofratie, Monarchie 
und Defpotie finden. Während die Verbindung zwifhen Mann und frau mwefentlich 
auf fittliden Motiven beruhen fol und nad den ungleihen Anlagen beider Ge- 
ſchlechter wie die Ariftofratie eine Gemeinfhaft Freier mit ungleihen Befugniffen 
barftellt, ift das Berhältniß zwifhen Eitern und Kindern, ober richtiger zwiſchen 
Bater und Sohn — denn nur von biefem fpricht A. — ſchon weniger frei. Das 
Kind hat nod Feine Rechte, aber es ift geſchützt durch die Pflicht, die den Vater 
zwingt, für fein Beſtes zu forgen, d. 5. ihm die volllommenere Tugend, die er 
befigt , mitzutheilen., Der Sklave dagegen ift völlig abhängig. Sein Berhältniß, 
das U, bei der Wichtigkeit der Einrichtung für die damalige Zeit mit be— 
fonderer Ausführlichkeit behandelt, ift ihm ebenfo ein nothwenbiges, wie ein redht- 
mäßiges. Denn das Hauswefen verlangt auch lebendige und vernünftige Wert- 
zeuge (wie die goldenen Diener des Hephäftos) neben den Ieblofen (das beweist 
bie Nothwendigleit des Inftituts), und die Sklaverel ift dur die Verſchiedenheit 
der menſchlichen Anlagen ſchon in der Natur begründet (fie ift alfo feine Ein- 
richtung der Ungerechtigkeit). Dem Griechen aber erfcheinen demnach in dharalteri- 
ſtiſcher Weife die Barbaren als geborne SHaven, es erfheint ihm erlaubt, Krieg 
zu führen nur zur Erwerbung von Sklaven. Nur dann wird das Berhältnig zu 
* ungerechten, wenn es die zu dienen zwingt, die ihrer Natur nach herrſchen 
ollten. 

Die Familie ift nur der Anfang des Staates; fie muß fi erweitern zur 
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Gemeinde (wur), bie nach dem natürlichen Bedürfniß Ausdehnung gewinnt und 
zum Staate erwädst. 

Für den Zwei des Staates gilt dasfelbe, mas für den Zwed der Lebens- 
thätigfeit des Einzelnen gilt, d. b. in ben Refultaten der Ethik liegt auch vie 
Frage nad den Zweclen des Staatslebens beantwortet. Als letzter Zwed der 
Tpätigkeit des Einzelnen aber gilt die Glüdfeligkeit, zu deren Verwirklichung die 
Tugend ebenfo Mittel ift, mie fie fih als Hauptlennzeihen ver erreichten Glüd- 
ſeligleit erweist; es ift alfo die Tugend auch als Endzwed der ftaatlihen Thätigkeit 
zu bezeichnen, der Staat felbft als die „Gemeinſchaft der fittlichen Thätigkeit zur 
Darftellung eines volllommenen und ſich felbft genügenden Lebens”, Die Tugend 
ſchon bat eine doppelte Seite, eine theoretifhe und eine praftifche. Bei der Frage, 
ob Frieden oder Krieg den legten Zwed des Staatölebens bilden folle, wird auch 
arörtert, welche von beiden Seiten die vorzäglichere fe. Wie U. das theoretifche 
Lehen höher ſtellt als das praftifche, fo fol auch bie theoretifche Tugend vie höhere 
und erft das Ziel der praftifchen fein. . 

Bie ift nun dieſer Zwed der flaatlihen Gemeinfhaft zu erreihen? Das 
wirt von den Einrihtungen des Staatslebens abhängen, diefe wieder von ben 
organifhen Unterſchieden der innerlich ungleihen Theile, aus denen der Staat 
fih ald Ganzes zufammenfegt. Zunähft wird natürlich die Familie beftimmte Ber- 
ſchledenheiten hervorrufen. Denn A. tritt der Gleichheit, die Plato für den aktiven 
Bürger aufftellt, nicht minder entgegen, wie der Weiber, Kinder- und Güter- 
Gemeinfchaft, die jene Gleichheit herbeiführen fol, in Wirklichkeit aber das Gegen- 
theil bewirken muß. Die Erziehung, die er in bie Hände des Staates legt, foll 
von vorneherein alle Spaltungen in der Wurzel abfhneiden. Es werben fich weiter 
Unterfhiede entwideln aus den Befchäftigungen der Staatsangehörigen; denn Hand- 
werker und Randbauer follen feine Staatsbürger fein, ihr Beruf ven Metöten oder 
Sklaven zufallen; es werben endlich die Einwirkungen nicht abzuwelfen fein, bie 
Geburt, Reihthum und Tugend im Leben des Staates naturgemäß hervorbringen. 

Eben weil U. dieſen Berfhlevenheiten ber Individuen Rehnung tragen will, 
Relt er nicht wie Plato eine abfolute Norm der Berfaffung, die für alle Staaten 
gleihe Geltung haben foll, auf; er findet aber, wenn er fireng empirifch die ein- 
jenen Möglichkeiten erwägt, drei Formen der Berfaffung, die den Namen gute 
verdienen, je nachdem nämlid die Gewalt in den Händen Eines, Mehrerer ober 
Mer if: Königthum (Saoskeia), Ariſtokratie (vgıoroxperia) und Politie 
(aolırsia). Da bier wieder der Gewalthaber fein Privatintereffe an die Stelle 
des allgemeinen ſetzen kann, ergeben ſich drei weitere Formen, bie ald napexßaosız 
oder Entartungen erfheinen: Iyrannis (rvgavvig), Oligarchie (Ödsyapyia) und 
Demokratie (Önnoxgaria). Bon allen dieſen wird bie als die befte gelten, bie bie 
Gewalt denjenigen in die Hände legt, welche ihrer Natur nad zum Herrſchen 
beflimmt find, alfo den Beften. Darum gibt U. im Ganzen der Ariftotratie ben 
Borzug, wenn er aud nicht in Abrede ſtellt, daß unter gewiffen Umftänden bas 
Königthum beffer am Plage fein könne. Es folgen dann ihrem Werthe nad) bie 
nn Demokratie, Oligarchie und Tyrannis; bie letzte fheint A. am tiefften 
zu 5 

Gewiffe natürliche Bedingungen find für jedes Stantsleben erforderlich. Sie 
betreffen zunächft die natürliche Beſchaffenheit des Landes und Volkes. Der Staat 
darf weder zu groß, noch zu Mein fein, er würde fonft der nöthigen Einheit und 
Selbfländigfeit entbehren. Seine Lage muß bie nöthigen Faktoren zur Rebensfähig- 
kit der Bewohner befigen. Diefelben müſſen eine gewiffe Begabung haben, die 


142 Armenwefen. 


eine gute Staatöverfaflung möglich macht, eine richtige Vereinigung von Muth ' 
und Verftand. Daß dieſe fich beſonders bei den Hellenen findet, glaubt A. ähnlich 
wie Plato. Weil bei den nörblihen Barbaren ver Muth allein fich zeigt, fo ge- 
langen fie wohl zur Freiheit, aber nicht zum Staate; weil vie Aflaten zwar für 
Hug und funftfertig, aber auch für feige gelten können, fo find fie geborene Sklaven. 
Auch diefe äußeren Umftände muß bie Staatsleitung ins Auge faflen, ihre Haupt- 
aufgabe aber wird die Erziehung der Bürger zur Tugend fein. Wie Plato will 
{hen 4. Entftehung und Erzeugung der Kinder, ihre phyſiſche und moraliſche 
Behandlung während ber erften Lebensjahre durch gute Geſetze überwachen. Die 
eigentliche Erziehung foll eine öffentliche fein, mit dem Tten Jahr beginnen, Bis 
zum 2iften fortvanern, in der Form einer fittenpolizeilihen Auffiht fih aud auf 
das fpätere Alter erftreden. Als Mittel der Erziehung gelten Muſik und Gymnaftif; 
denn die höhere wiſſenſchaftliche Bildung bleibt ver Thätigfett und dem freien Willen 
der Einzelnen überlaffen; ihr letter Zweck aber ift die fittliche Bildung, die Tugend 
der Bürger. . n a. Thorbee. 


Armenwefen (Armenpflege und Armenpolizei). 


1. Der Staat und die Armuth. — So lange bie förperlihen und 
geiftigen Kräfte der einzelnen Menſchen verſchieden find, fo lange werben aud) 
die wirthſchaftlichen Güter verſchieden unter fie vertheilt fein, fo lange wirb es 
Menfhen geben, deren wirthſchaftlicher Beſitz nicht Hinreicht zur Erhaltung ber 
Eriftenz. Diefer Zuftand der Armuth (indigence), der zu unterfheiden ift von 
dem der Dürftigfeit (pauvret@), bei dem die Mittel zum nothwenbigften Unterhalt 
wohl vorhanden find, aber nicht hinreihen zur Befriedigung der aus den indivi— 
duellen und gefelfhaftlihen Verhältniffen entfpringenden Bebürfniffen, wird fid 
auf jeder Stufe der Gefittung und bei jeder ©eftaltung ber bürgerlihen Gefell- 
(haft vorfinden. Auch unter den günftigften natürlichen und geſellſchaftlichen Ver— 
hältniffen werden aus körperlicher, moralifer oder geiftiger Schwäche Einzelne in 
einen Zuftand fallen, in dem fie weder durd eigene Kraftanftrengung noch aus 
den angefammelten Borräthen die nothwenbigften Bedürfniſſe des Lebens zu be- 
friedigen vermögen.*) Wie aber unter allen Völkern und zu allen Zeiten Armuth 
fein wird, fo findet fih auch im Pflihibewußtfein aller Völker das Gebot, vie 
nothleidenden Mitmenfhen nad Kräften zu unterflügen, der Armuth zu fleuern, 
feinen Menfchen aus Mangel an Eriftenzmitteln umlommen zu laffen. Alle Reli— 
gionen, insbefondere aud die jüdiſche und bie Kriftliche, fchreiben die Uebung ber 
Mildthätigkeit als religiöfe Pflicht vor, erheben das moralifche Gebot zu einem 
göttlichen. Aber dieſe Borfhrift, die Armen und Elenden zu unterftägen und wie- 
der aufzurichten, ift nicht in dem Gebiet der Moral und Religion ftehen geblieben, 
fie hat ſich aus einer individuellen Pflicht des Einzelnen zu einer Aufgabe bes Staates 
erhoben. Je mehr mit ter Ausbreitung der Bildung und der Kräftigung ter ſtaatlichen 
Ordnung die Volfszuflände überfhaut werben, je mehr davdurd die Ausdehnung 
und Stärke der Armuth erfannt wird, um fo mehr muß bie Einfiht Boden faffen, 


*) Wir ſprechen bier nicht von der Maffenarmutb oder dem Proletariat, d. 5. dem Zuftand 
einer ganzen Klaſſe von Menfchen, deren Erwerbömittel fo färglich find, daß fie gerade nur zur 
Friftung des Lebens hinreichen, zu gleicher Zelt aber auch fo unficher, daß die Möglichkeit. im 
völlige Erwerbölofigkeit zw verfallen, immer vorhanden iſt. Hierüber fiehe die Artikel Arbeitende 
Klaſſen und Proletariat, 
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daß vermittelft Uebung der Wohlthätigfeit und Armenpflege durch die Einzelnen 
dem Uebel nicht geſteuert, ſelbſt die äußerſten Folgen der Armuth nicht verhütet 
werden lönnen. Kann aber ein Ziel, deſſen Erreichung das Bolf als eine ſittliche 
Pliht erlannt hat, mit durch die Einzelnen erreicht werden, fo folgt aus dem 
Begriff des Staats, daß zw feiner Aufgabe es gehört, in einer die Privatthätig- 
kit ergänzenden Weife dieſen Lebenszweck des Boites zu fördern und zur Aus— 
führung zu bringen. Während alle civilifirten Staaten die Sorge für bie Armen 
in einer mehr oder minder umfaſſenden Weife auf fi genommen haben, ift bie 
Theorie noch keineswegs darliber einig, wie biefe Pflicht des Staates zu begründen 
je, Es kann bier nicht der Ort fein, um eine kritifche Prüfung der mancherlei 
Arten, die Staatdarmenpflege zu begründen, anzuftellen. Die meiften dieſer Ver- 
fuhe find entweder gänzlich mißglädt oder aber find nicht im Stande, eine Pflicht 
des Staats, fih nad Kräften aller Armen anzunehmen, erweifen zu fünnen. Dazu 
Kheint uns auch vie von Mohl (Polizeimiffenfhaft 3. Aufl, Bd. I ©. 318) an⸗ 
genommene Begründung zu gehören, daß der Staat ben nothwendigen Schuß 
des Eigenthums weder thatfählih noch vehtlih handhaben könne, wenn felbft 
die Griftenz einzelner feiner Angehörigen durch Mangel bedroht fei. Die Giltig- 
tit and die Wirkfamfeit der Strafgefege höre auf, weil und wenn Noth- 
Rand eingetreten fei. Diefe Beweisführung ift feineswegs ausreichend; denn dann 
würde konfequenter Weife bie Pflicht des Staates zur Armenunterftügung fich nur 
auf diejenigen Armen beziehen, von denen eine Verlegung der Strafgefege zu be— 
firhten wäre, alfo gerade auf die Hilfelofen und Kranfen fid nicht erftreden. 
Diefe Konfequenz widerſpricht aber fo fehr den Gefühlen der Billigkeit und ben 
thatſaͤchlichen Zuftänden, daß Mohl ſelbſt fie nit zieht. Die einzig ausreichende 
degründung der ſtaatlichen Pflicht zur Unterftägung der Armuth feheint uns darin 
gegeben zu fein, daß es Aufgabe des Staates ift, durch Zufammenfaffen der Volks— 
käfte die Lebenszwecke des Boites zu fördern, die durch die Kräfte ver Einzelnen 
nicht erfüllt werben Können. 

Von anderer Seite maden fi dagegen Stimmen geltend, bie dem Staate 
iberbaupt die Aufgabe und das Recht, die Armen zu umterftägen, ftreitig machen. 
Ste fuhen zu beweifen, daß eine jeve Staatsarmenpflege nicht nur bie Armuth 
nicht vermindere, fonbern fie fogar vermehre, jedenfalls dem Staate unerfchwing- 
Ide-Laften auferlege, den gemeinen Mann durd vie Ausficht auf Stantdunter- 
Rügung zu Berſchwendung, Trägheit u. f. w. veranlaffe, in ihrer Ausführung aber 
für die Armen Härte und Graufamfeit mit ſich führe. (So 3.8. Naville: De la 
tharit6 Iogale. 2 Bode. Paris 1836.) Aber es ift leicht zu zeigen, daß alle biefe 
Folgen nicht mit der Stantsarimenpflege an fi verbunden find, fondern daß, wenn 
fe eintreten, fle in der verkehrten und mißbräuchlichen Durchführung eines an 
fd richtigen Grundfages ihre Duelle haben. Die Gründe, die gegen die Staats- 
armenpflege ins Feld geführt werben, find meift hergenommen aus ben englifchen 
Zufänden vor der Reform der Armengefege von 1834. Ein Blid auf die feitdem 
iingetretenen Verbeſſerungen, auf die Armenpflege in andern Ländern zeigt, daß 
fe anbegründet find, daß fie nicht gegen das Princip, fondern nur gegen eine 
fehlerhafte Anwendung ſich richten. 

Hat der Staat bie Pfliht zur Armenunterftägung, fo ergibt fi hieraus auch 
line Aufgabe, der Berarmung vorzubeugen und, fo weit es möglich iſt, bie Ur— 
laden der Armuth zu entfernen. Seine Thätigleit darf nicht darauf beſchränkt fein, 
im den einzelnen Fällen vie Verarmten zu unterftügen und vor dem Untergang zu 
teten; nur dadutch, daß er die Quellen ber Armuth zu verftopfen fucht, daR er 
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dem Uebel felbft entgegentritt, Tann ein mehr als vorübergehender Erfolg er- 
zielt werden. Die Wirkfamfeit des Staates muß alfo eine doppelte fein, er muß 
fuhen Mittel zur Abwehr ver Armuthsurfahen zu finden und er muß für bie 
Berarmten Sorge tragen und ihre Wiebererhebung ermöglichen. In beiden Rid- 
tungen aber ift feine Thätigkeit entwerer mit Zwang verbunden ober nicht. In 
dem erften Fall, wenn er feine Maßregeln mit Anwendung der öffentlichen Ge— 
walt zur Ausführung bringt, reden wir von Armenpolizei; beſchränkt er fi ba- 
gegen auf Rath, Unterflügung, Pflege, fo faflen mir dieſe Thätigfeit in dem Be— 
griff der ſtaatlichen Armenpflege zufammen. Wann der Staat zur Anwendung von 
Zwang berechtigt ift, darüber fiche im Allgemeinen ven Artikel Polizei; auf ein- 
zeine Punkte werben wir nod zu reden kommen. 
II. Die Urfadhen der Armuth und die Mittel zu ihrer Ab— 
„wehr — Wenn wir uns zuvörberft zu ber vorbeugenden Thätigfeit des Staates 
wenden, bie darauf abzielt, durch Unterbrädung der Armuthsurfachen tie Armuth 
ſelbſt zu verhindern, fo ift es freilich unmöglich, irgend ein Mittel anzugeben, ver- 
möge befjen der Staat im Stand wäre, die Armuth gänzlich zu vertilgen. So 
lange er nicht bie Macht befigt, die Ungleichheit der Körperlihen und geiftigen 
Begabung der Menſchen und die daraus entfpringende Verſchiedenheit der gefell- 
ſchaftlichen Verhältniſſe aufzuheben, wird er aud ein foldes Univerfalmittel zu 
finden nicht im Stande fein. (Vergl. den Artikel Socialismus und Kommunismus.) 
Biele Urfahen der Armuth find überhaupt der menfchlihen Einwirkung unzu- 
gänglich, bei andern ift nur eine theilmelfe Gegenwirkung zu hoffen. — Der Zu. 
ftand, daß die materiellen Mittel eines Menſchen nicht hinreihen, feinen Unter- 
haltsbedarf zu deden, kann feinen Urfprung haben in äußern Verhältniffen, melde 
der Verarmte mit feinen Kräften nicht im Stande war zu überwinden, in unver: 
ſchuldeten Urfahen ver Armuth; ober aber die Armuth kann herbeigeführt worben 
fein durch ein felbftverfchuldetes Betragen des Berarmten, bas, fei e8 nun ſchon 
an fi unfittlih oder auch nur unverftändig, jedenfalls ven Verfall ver Vermögens» 
verhältnifje nah ſich zieht. Was die felbfiverfhuldeten Armuthsurſachen betrifft, 
fo beftehen die Fehler hauptfählih in Müffiggang, Lüderlichkeit, Verſchwendung 
und in Mangel an Vorſicht. Die einzelnen direften Mittel, welde ter Staat zur 
Berhinderung dieſer Lafter und Fehler in Anwendung bringen kann, finb leider 
nicht von fehr großer Wirkung. Es ift nicht die Aufgabe des Staates, feine Bürger 
zur Beobadtung der Moral und Vernunft zu zwingen; nur wenn aus dem um« 
moralijhen ober unvernänftigen Gebahren der Bürger dem öffentlichen Wohle 
eine direlte Gefahr entjpringt, ift er zur Anwendung von polizeiliden Mitteln 
berechtigt. Das ift aber im Allgemeinen bei den Fehlern, aus denen vie 
Berarmung entftehen Tann, nur fehr felten ver Fall. Meift wirken verfchuldete 
und unverſchuldete Urfahen zufammen; damit aus Lüperlichfeit, Mangel an 
Borfiht u. ſ. w. ber gänzliche materielle Ruin entfpringe und baburch ber Be— 
treffende der Geſellſchaft zur Laft falle, müffen meift noch andere unglädliche Um- 
ftände hinzulommen. Nur wenn mit einiger Sicherheit der Schluß zu ziehen ift, 
daß durch fortgefegte müßige oder lüberliche Lebensweife Berarmung eintreten muß, 
darf der Staat zu Zmangsmaßregeln fchreiten. In allen andern Fällen muß er 
fih begnügen, durch allgemeine Mittel eine fittlihe und geiftige Hebung der Be- 
völferung zu erftreben. Durch möglichfte Verbreitung der Boltsbildung, durch Kräf- 
tigung bes fittlihen Zuftands, durch Förderung der Vollswirthſchaft in allen ihren 
Thellen wird der Staat, wenn aud nur allmählig und oft wenig merflih, doch 
im Laufe der Zeit fiher der ſelbſtverſchuldeten Armuth entgegenwirken. Eine ganze 
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Reihe von bireften Zwangsmitteln gegen die Lafter der Tüverlichkeit und der Ber- 
ſchwendung und gegen den Mangel an Borfiht, die im früherer Zeit und theil- 
weife jest noch angewandt werden, haben fi als unwirkſam, ja als geradezu 
ſchädlich bewieſen. So die Lurusgefege der vergangenen Jahrhunderte (fiehe den 
Artikel Luxus); die polizeilihen Beſchränkungen der Ehefchliegung, wodurch Teicht- 
finnigen Ehen vorgebeugt werden follte, aber nur die Zahl der unehelichen Kinder 
vermehrt wurde (fiehe den Artikel Ehe), fo bie Temperanzgefege einzelner Staaten 
der norbamerifanifhen Union, welde ven Trunk nicht verhindert, aber bie Heuchelei 
befördert haben. Auch der Müffiggang farm nın dann Anlaß zu einem zwangs- 
weifen Einfchreiten geben, wenn ber Müffiggänger keine Mittel hat, aus denen er 
feinen Lebensunterhalt zu ziehen vermag, d. h. wenn er ſchon verarmt iſt. Die 
Mafregeln, bie dann zu ergreifen find, — alſo nicht zu den Mitteln gegen 
die Berarmungsquellen, ſondern zu der Verſorgung der Armen ſelbſt, fo bie Ver- 
bringung in ein Zwangsarbeitshaus u. f. w. 

Nur zu Häufig tritt die Armuth ein nicht durch Selbſtverſchuldung, fondern 
in Folge von Umftänden, die ohne das Berfchulden des Berarmten ihn der Eri- 
fenzmittel berauben und gegen die der Einzelne nit anzulämpfen vermag. Diefe 
anverjchulbete Armuth fann entftehen durch die Erwerbsunfähigkeit, d. h. einen 
förperlichen oder geiftigen Zuftand, in Folge deſſen die von ihm betroffene Berfonen 
nichts oder nicht genug verbienen, um fid die nothwendigen Lebensmittel zu ver 
ſchaffen. Dahin gehören Krankheit, Körperliche oder geiftige Schwäche, Kindes- und 
Greifenalter, vorausgefegt, daß kein Kapital vorhanden ift, aus dem dieſe Berfonen 
ihren Unterhalt beftreiten können. Selbſtverſtändlich kann ber Staat diefen Zu- 
ſtänden in feiner Welfe vorbeugen; aber er lann barauf hinwirken, daß jeder 
Arbeitsfähige Borfihtsmaßregeln ergreife, damit im Falle der Krankheit, des Alters 
a. f. w. nicht er ober feine Angehörigen nad feinem Tode der dffentlihen Armen- 
pflege anbheimfallen. Aus dieſem Grund fol der Staat die Errichtung von Spar- 
faflen, Kranken ⸗ und Alterverforgungstaflen, Berfiherungsanftalten u. f. w. beför- 
bern und unterftügen, er fol durch Belehrung und zahlreiche Benügung derſelben 
anregen; jebod wird es ſich kaum rechtfertigen laflen, wenn ber Staat felbft vie 
Gründung folder Auftalten in die Hand nimmt oder wenn er, wie aud ſchon 
vorgefhlagen worben ift, einen allgemeinen gwang zum Eintritt in diefelben ausüben 
wollte. (Siehe die Artikel Genoſſenſchaftsweſen; Sparkaſſen; Berfiherungsanftalten.) 
Wohl aber läßt ſich ein folder Zwang vertheivigen bei Gewerben, bei welchen bie 
Unglädsfälle oder Fälle der Erwerbslofigkeit ſehr häufig find, ber Arbeitslohn aber 
fo hoch ift, daß das Zurücklegen eines Sparpfennigs für den Arbeiter nicht fehr 

erig ft. Dies wirb befonders bei Fabrikbetrieb und Bergbau der Fall fein. 
So find aud die Bergleute oft gefeglih verpflichtet, einen beftimmten Theil des 
Lohns in eine Kafle zu legen, aus welcher Kranke und Berunglüdte u. ſ. w. unter- 
ſtützt werben. In diefem Falle find aber aud bie Kureigenthümer gehalten, dazu 
beizutragen. Ein ftaatliher Zwang iſt jevodh immer mißlich, um ben an fi ge- 
ringen Berbienft ver freien Verfügung bes Arbeiters zu entziehen. Dagegen follten 
alle Arbeitgeber nur ſolche Arbeiter in ihre Dienfte nehmen, die ſich zum Eintritt 
in eime derartige Vorſichtsanſtalt verpflichten, aber auch felbft angehalten fein zu 
einem gewiffeg Beitrag zu biefer Anftalt. — Aehnlich wie mit den Urfachen ber 
Erwerböunfäßtteit verhält es ſich mit einzelnen beflimmten Unglüdsfällen, welche 
Armuth in ihrem Gefolge haben. Nur felten ift eine Abwendung berartiger Er- 

e durch ſtaatliche VBorforge möglih. So können Wafferbefhäpigungen, Feuer, 
———— u. ſ. w. durch gute Berwaltungsmaßregeln abgehalten oder wenigſtens 
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ſchnell wieder unterbrüdt werben. Dagegen flieht gegen Mißwachs, Hagelichlag, 
Erdbeben u. f. w. dem Staat fein Mittel zu Gebote. Einen Schug gegen Ber- 
armung durch derartige Creignifſe bieten nur bie Borfihtsanftalten, die Krebit- 
faffen, Berfiherungsanftalten u. f. w. Ob dagegen bei ven Leihhäuſern, d. 5. 
Öffentlichen Kaflen, welche auf Pfänber und gegen mäßige Zinfen Vorſchüſſe 
machen, die alſo gerade für ben Fall eines plötzlich hereinbrechenden Unglücks 
von großem Nuten fein können, nit body der Bortheil durch den Schaden über- 
wogen wird, ift eine fehr beftrittene Frage. (Siehe darüber den Artikel Leih- und 
Pfandhäufer.) 

Sind die Mittel, welde dem Staate gegen bie bis jet angeführten Urſachen 
der Armuth, die meift nur einen Einzelnen betreffen, zur Verfügung ftehen, ſchon 
von geringer Wirkung, fo ift er noch mehr auf inbirefte Mittel angewiefen zur 
Berhütung von der Armuthsurfahen, die ihre Wirkungen auf ganze Kaffe der 
Bevdikerung ausdehnen. Diefe beftehen aber vor allem darin, daß in folge einer 
Störung im volfswirtbfhaftlihen Leben des Volles ein Mangel an lohnender 
Arbeit eintritt. Der Armuth müffen dann alle diejenigen verfallen, vie ohne 
Kapital zu befigen gezwungen find von ihrer Hände Arbeit zu teben, aber keine 
Ürbeit finden können. Bei längerer Dauer einer folden Störung werben auch 
Diele verarmen, die ein kleines Kapital befefien, dasſelbe aber im biefer Zeit 
der Erwerbslofigkeit verbraucht haben, unb ohne Kapital und ohne Arbeit keine 
Mittel zur Eriftenz. mehr befigen. Diefe Störungen können in verfchiedenen Ber- 
hältniffen ihren Urfprung haben: 1. Arbeitsmangel bei Probultionskrifen. Im 
wirthichaftlihen Leben treten von Zeit zu Zeit Unterbrehungen im Abfag ein, 
häufiger bei Gewerben, bie für den Großhandel arbeiten, feltener bei Gewerben 
mit Heinem Abſatzgebiet, die felbft bei furzer Dauer vielfache Berarmung in ihrem 
Sefolge haben. Ihre Beranlaflung liegt oft in der unrichtigen Benrtheilung der 
Berhältniffe zwifhen Begehr und Angebot, in momentaner Ueberproduftion, bie 
dann eine Stodung bes Abfages und damit der Befchäftigung nach fich zieht. 
Allgemeiner werben bie Folgen fein, wenn die Veranlaſſung nicht in Weberpro- 
duftion, fondern in Berminderung ber Konfumtion liegt, die herbeigeführt werben 
fann durch Thenerung, durch Krieg, duch innere Unruhen, badurd, daß ein bis- 
heriges Abſatzgebiet dur ein hemmendes Zollfyftem verſchloſſen wird. Andrerfeits 
fann eine Störung in dem Gewerbebetrieb dadurch entftehen, daß der Bezug ber 
nothwendigen Robftoffe nicht mehr möglich ift, wie dies z. B. eingetreten ift in 
Folge des amerilanifhen Bürgerkrieges (1860—1865) für alle Fabriten, welde 
bie amerifanifhe Baummolle verarbeiteten. In allen diefen Fällen wird ein größerer 
oder geringerer Theil der Gewerbe und Fabriken die Produktion beſchränken oder ganz 
einftellen müfjen, dadurch aber werben bie Arbeiter brodlos. Der Mittel, weldje dem 
Staate zu Gebote ftehen, um dieſe Notbftände abzuwehren, find nur fehr wenige. 
Alenfalls kann er durch biplomatifhe Verhandlungen ein ungänftiges frembes 
Zollfgftem befeitigen, er kann dur Unterftügung und Beförderung von wohlein- 
gerichteten Darleif- und Krebitanftalten einer Zahl von Geſchaͤften über vie 
Ihlimmen Zeiten hinweghelfen; aber bei einer länger andauernden Krifis werben 
biefe Maßregeln von feiner großen Wirkung fein. 2. Arbeitslofigkeit wegen innerer 
Beränderung in einem Gewerbszweig. Eine folhe Veränderung Tann herbeigeführt 
werben durch einen Wechfel in der Mode oder in ben wirklichen Bedürfniſſen 
oder aber durch Wenverung in der Probuftionsweife Die Einführung von 
Maſchinen, wo bisher Handarbeit herrfchte, die Berbrängung bes Kleingewerbes 
burd einen fabritmäßigen Gewerbebetrieb hat in ber Regel eine Arbeitslofigkeit 
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eines Theils der bisher Beſchäftigten zur Folge. Theils wird durch Berbefferung 
oder Wohlfeilmahung ber Begehr nidt immer in dem Maße und namentlich 
nicht immer fo ſchnell gefteigert, daß die durch die Mafchine überflüffig gewordenen 
Arbeiter in demfelben Gewerbe befhäftigt werben könnten. Theil werben bie an 
bie Biöherige Arbeitsart Gewöhnten für die veränderte Befchäftigung nicht tauglich 
fein, ihnen alfo Tauglichere vorgezogen werden. So günftige Folgen eine Ber- 
befferung bes Gewerbebetrieb auch für die gefammte Vollswirthſchaft haben mag, 
für die brodlos gewordenen Arbeiter bleibt fie eine Duelle der Berarmung. Da 
es ſich nun der Staat in keiner Welfe zur Aufgabe machen Tann, die Moden 
over Sitten zu reguliren oder gar bie Ginführung nener Betriebsarten zu ver- 
bieten, fo kann er in viefen Fällen höchſtens den Uebergang erleichtern und bie 
Auffuchung neuer Ermwerbsquellen durch die broblofen Arbeiter befördern. 3. Die 
Serarmung kann ferner die Folge fein einer übermäßigen Zahl von Arbeitern, 
die entweder durch eine zu raſche Bevdlferungsvermehrung im Inlande oder durch 
eine maffenhafte Einwanderung entftanden fein fann. In Folge davon wird ent- 
weder ber. Arbeitslohn auf eine jo niedrige Stufe ſinlen, daß er in keinem Ber- 
Giltui zu dem Preis ver Lebensmittel fteht, oder aber ein Theil der Arbeiter 
wird gänzlich arbeitslos bleiben. In beiten Fällen ift Noth und Verarmung bie 
Folge; mit der Zeit wirb freilih das richtige Verhältniß des Arbeitslohn zu 
den Preifen der Lebensmittel ſich wiederherftellen durch Abnahme der Bevölkerung. 
Daß diefe Zeit aber lange genug dauern kann, zeigt das Beifpiel Irlands. Welche 
u der Staat gegen Uebervölferung zu ergreifen hat, barüber fiche den Art. 
wöllerung. 

Die Krmnth fann aber ferner ihre Quelle haben in fehlerhaften Gefegen 
md Gtaatsanftalten. Eine verkehrte Vollswirthſchafts- und Finanzpolitik Mann 
und hat Häufig genng, flatt die Vollswohlfahrt zu fördern, einen Theil des Volkes 
det Verarmung entgegengeführt. Hierher gehören namentlich ungehörige Befchrän- 
kıngen der gewerblihen Freiheit, Monopole, Privilegien, allzuviele Majorate, 
ferner ein Wögabenfuftem, wodurd die ärmeren Klaffen am hbärteften gebrüdt 
werden, alfo eine ungleiche und ungejhidte Bertheilung und Erhebung der Ab⸗ 
gaben; oder aber die Höhe der Forderungen des Staates Ift jo groß, daß bie 
Stmern das jährliche reine Einkommen eines helles des Volkes verfchlingen, 
vielleicht im das rohe Eintommen oder in das Kapital eingreifen. Bei allen viefen 
und ähnlichen Mißſtänden ift allerdings Abhilfe möglih. Gar oft aber wird es 
am der notbwendigen Einficht oder dem guten Willen fehlen ober es fann auch 
der Widerſtand derer, die bei den beftehenden Mißbräuchen ihren Bortheil finden, 
jo mächtig fein, daß Ihn die Staatsgewalt nicht zu brechen vermag. 

III. Berforgung und Unterftüßung ber Armen. 

A, Geſchichte der Geſetzgebung. — Alle Religionen machen die Mild- 
thätigteit und bie Unterftügung der Armen zu einer religiöfen Pflicht umd fo finden 
fi bei den Völkern, deren Religionsbücher zugleich Geſetzesbücher find, fehr aus- 
führliche Borfchriften über die Armenunterfägung gegeben. Das Charakteriftifche 
iR hier die Vermiſchung bes Rechts und der Moral, in Folge deren der Staat 
fh nicht blos darauf befhräntt, die unbedingt nothwendige Unterftügung anzu- 
erbnen, ſondern in Folge deren er das religiöfe Gebot einer fehr ausgedehnten 
Bohltharigleit zu einem ftaatlichen erflärt und bie Pflicht, Almoſen zu geben und 
vn Anfpeuch, Almofen zu verlangen, ſehr weit faßt. Namentlich ift dies ber Fall 
se den femitiihen Völkern, bei ven Juden, ben Arabern und bei den Völlern, 
die den Mohammedanismus angenommen haben. So mußten die Hebräer alle 
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drei Jahre den Zehnten ihrer Ernte für die Wittwen und Walfen abgeben, ohne 
freilich in der Wahl der Perfonen beſchränkt zu fein. Ein Theil des Aderlands, 
die Aderede, durfte von dem Eigenthümer nicht abgeerntet werben, fie mußte für 
den Armen ftehen bleiben. Das Maß diefer Ede ift auf 1/6, des Aders feftgefegt. 
In jedem flebenten Jahre, dem fogenannten Jobeljahre, war die Ernte überhaupt 
gemeinfhaftlich. Nicht blos die Abgaben vom Ertrage des Grunbeigenthums, 
fondern auch das Minimum für die Almofen, welche an herumziehende Arme 
gegeben werben follen, fegt der Talmud feft. Undererfeits ift auch der Begriff ber 
Armuth fharf beftimmt. Der Arme aber hat ein Recht auf Unterftlägung, er 
kann, wenn fie ihm verweigert wird, darauf dringen, fogar darauf Magen. Auf 
ähnlichen Principien wie die jünifhen Religions und Geſetzbücher beruht ber 
Koran. Auch bier ift die Unterftügungspfliht der Einzelnen und ber Anfprud 
auf Unterftägung fehr ausgedehnt. Der Procentfag des Einkommens, ber an ben 
Armen gegeben werben fol, wird genau beftimmt; auf Unterflügung aber foll 
Anſpruch haben jeder Bettler, jeder Dürftige, deſſen Unterhaltungsmittel nicht für 
ein Jahr zureihen. Freilich ift es fehr fraglich, ob alle dieſe Vorſchriften aud 
wirflih zur Ausführung kamen oder noch fommen, jedenfalls erregen bie Beftim- 
mungen in Betreff des jüdiſchen Jobeljahres gerechte Bedenken in Bezug auf ihre 
Ausführbarkeit. 

Bon den griehifhen Staaten kennen wir nur die Einrichtungen Athens in 
Bezug auf Armenpflege. Darunter find aber nit die Kornfpenden, nidt das 
Theorilon, ein Erfag für da® urfprünglid freie, dann verpachtete Theater, nicht 
die Gaben bei dem Befuche der BVollsverfammllungen gemeint, das alles find 
nicht Gaben ver Armenpflege, es find Bürgerrechte, Anſprüche, die jevem Bürger 
reich oder arm zukamen; daß fie ben Armen ben Unterhalt erleichterten, von 
Reichen faktifch nicht geltend gemacht wurben, ändert ben Charakter der Gaben 
nicht. Die eigentliche öffentliche Armenpflege beftand erftens darin, daß bie Waifen 
berer, welche im Kriege ihren Tod gefunden Hatten, bis zu ihrem 18. Jahr auf 
Staatskoſten erzogen wurben. Ferner erhielten diejenigen, welche wegen körperlicher 
Schwächen oder Gebrechen erwerböunfählg waren, eine Unterflügung aus Staats- 
mitteln, die urfprünglich einen Obolos, fpäter zwei Obolen beträgt. Als arm wurde 
aber nur der betrachtet, der weniger ald 3 Minen (etwa 66 Thaler) Bermögen 
hatte. Zuerkannt wurde diefe Unterſtützung durch Volksbeſchluß, die Prüfung ber 
Perfonen gefhah durch den Rath der Fünfhundert. Böckhh (Staatshaushaltung der 
Athener 2. Aufl. Bd. I, ©. 342 u. f. f.) berechnet den jährlihen Aufwand für 
biefe Unterflügung auf 5, fpäter auf 10 Talente (6875, refp. 13,750 Thlr.). 

So wenig wie die athenifhen Kornſpenden, Hatten bie römifhen Spenden 
von Lebensmitteln, die namentlih unter ben Kaifern einen immer größern Um— 
fang annahmen, ben Zweck der Armenpflege im Auge. Sie dienten politifchen 
Abſichten, wenn fie aud für die hauptſtädtiſchen Armen wenigftens eine ſehr be- 
bentende Unterftägung boten. Den Charakter eigentliher Armenanftalten tragen 
dagegen die Stiftungen zur Erziehung von Kindern, namentlich Knaben, die fo- 
genannten Alimentationen, zur Unterftlägung armer Yamilienväter u. ſ. w., wie 
fie unter den Katfern, indbefondre feit Nerva und Trajan von den Kaiſern ſelbſt, 
aber aud von Privatperfonen (3. B. Plinius Epift. I, 8) gemadt wurden. — 
Das Chriftentyum fchrieb, wie die jüdiſchen Religionsbücher, die Ausübung ber 
Mildthätigkeit als religtöfes Gebot vor. Die Unterftügung bes Armen, bie Hin- 
gabe des ganzen Vermögens erſchien als ein gottgefälliges Wert, als ein befon- 
deres Berbienft. In der römifchen Kirche trat dann bald der Zwed ber Unter- 
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ſtützung, die Erhaltung des Nächften zurüd gegen die Verbienftlichleit der Gabe, 
der Entäußerumg bes Ueberfluffes. Diefe Auffafjung ner Wohlthätigkeitspflicht, die 
mehr um ©ottes ald um der Armen Willen ausgeübt wird, fteigerte zwar bie 
Gaben, ließ dagegen ihre Bertheilung außer Acht. Man gab um feiner Sünden 
willen, denn die fchwerften konnten fo gebüßt werben, und nahm wenig Notiz 
davon, wenn man gab, dem Armen oder Trägen, überfah auch dabei, daß biefe 
ungeregelte Bertheilung ben Trieb zur eignen Erhaltung ſchwächte, den Müſſig- 
gang mit allen Folgen verbreitete. Bald gingen bie größern Gaben, die Stiftun- 
gen zur Bertheilung und Berwaltung an bie Kirche über, die fie veranlaßt hatte, 
und biefe Verwaltung nad der Abſicht des Stifters wurbe fogar ein Recht ber 
Kirche. In ihrer Hand fammelten fih die Unterflügungsmittel, und durch ihre 
Hand gingen die Almofen. Die rüdfichtslofe Wohlthätigkeit der Kirche und ins- 
befondere ber Klöſter vermehrte aber nur bie Menge ber Armen und Bettler. 
Denn, wie Montesquien fagt, die Klöfter unterftügen die Faulheit der andern, 
weil eine Unmaſſe träger Leute, adelige und bürgerlie, von ihrer Gaftfreiheit 
Gebrauch machen und ihr Leben damit zubringen, von einem Klofter in das 
andere zu laufen! — Der mittelalterliche Staat überließ das Armenwefen ber Kirche, 
er Hatte feine Aufgaben beihränft auf Schu gegen Außen und Aufrechthaltung 
des Rechts im Innern. Doch in dem Reiche Karl des Großen wurben aud ftaat- 
lihe Vorſchriften über Armenunterſtützung erlaffen. So wurbe dur das Kapitulare 
von 779 für Zeiten ver Noth ven geiftlihen und weltlichen Großen auferlegt, 
eine beftimmte Zahl Hilfsbenürftiger zu unterhalten und eine Abgabe zu bemfelben 
Zwecke zu entrichten, alfo eine förmliche Urmenftener. Durch Kapitulare von 806 
wurbe beftimmt, daß jeder Grunpbefiger feine Armen aus feinem Lehengut oder 
feinen eignen Bermögen ernähre. Ueberhaupt war jeder Senior verpflichtet, feine 
homines zu unterftügen. Am Hofe Karls des Großen gab es einen eignen Auf- 
jeher für die Armen und Bettler, vamit fi unter ihnen fein Betrüger verfteden 
Enne (Waitz, deutfche Berfaffungsgefhichte, Band IV, ©. 34). — Während des 
Mittelalters finden fi nur höchſt vereinzelt vom Staate ausgehende Borfhriften 
üßer Armenunterftügung. In Frankreich erließ Ludwig der Heilige im 13. Jahr⸗ 
hundert Berorbnungen gegen Bettler und Lanpftreiher und fandte Kommiſſäre in 
die Provinzen, um Berzeihniffe der arbeitsunfähigen Armen —— und ſie 
za unterftügen. In Deutſchland beſchloß im Jahre 1256 (15. Auguſt zu Würz- 
burg) der Rheiniſche Stäntetag, daß jeder Einwohner einer Bundesftabt, ber 
fiens 5 Mark befigt, alljährlich einen Pfennig entrichten fol. Bier Geſchworne 
follen dieſe Almofen nad ihrem beften Ermeflen an die Armen vertheilen. Diefer 
Beſchluß, der ziemlich vereinzelt fteht, ift aber um fo intereffanter, weil er auf 
das Beftreben fi von dem Einfluß der Geiſtlichkeit logzumachen, beutet, und 
einen Kern hätte bilden können zu einer weltlichen georbneten Armenpflege. 
Gegen Ende des Mittelalters häufen fih die Beftimmungen über Armen» 
wefen in allen Staaten. Die Maffe ver Armen, der Bettler, der Lanbftreicher 
war eine fo große geworben und fiel bei dem zunehmenden Wohlftand und ven 
vermehrten Anfprücden, die an den Staat gemacht wurben, fo läftig, daß ſich ber 
Staat mehr und mehr veranlaft fah, polizeiliche Vorſchriften gegen Bettler und 
Lanpftreicher und Beftimmungen über die Armenunterftägung zu erlaffen. In ben 
deutſchen Städten findet fi ſchon im der erften Hälfte des 15. Jahrhunverts eine 
ſtadtiſche Almoſenpflege eingeführt, fo in Frankfurt a. M. fhon 1437. In der— 
ſelben Stabt wurde beſtimmt, daß nur denen Almofen gegeben werben folle, bie 


ſchon acht Jahre Bürger feten (1486). Da das Betteln nicht ganz zu unterdrücken 
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war, fo follten nur biejenigen zu betteln befugt fein, die von bem fläbtifchen 
Armenpfleger die Erlaubniß dazu erhalten haben (1488). In andern Stäbten war bas 
Betteln nur den einheimifhen Bettlern erlaubt, den fremden verboten, jo Nürn- 
berg (1478), Augsburg (1522). Das Bettlerunweſen hatte aber jo um ſich ge- 
griffen, daß Kalfer und Reich fich veranlaßt fahen, allgemeine Beftimmungen zu 
erloffen. Auf dem Reichstag zu Lindau (1497) wurde befchloffen, daß jebe 
Stadt und Kommune ihre Armen ernähren und unterhalten und feinem fremden 
Detiler geftatten fol, zu betteln. Nur wenn ein Amt oder Stadt uiht im Stande 
wären, ihre Armen zu ernähren, fo foll bie Obrigkeit biefelben Armen mit einem 
brieflichen Schein und Urkund in ein ander Amt zu befördern Macht haben. 
Diefe Beftimmung wurbe dann öfter wiederholt, fo in der Reichspolizeiordnung 
von 1548 und 1577 und ging auch in die Landespolizeiorbnungen über. Im 
einzelnen Staaten wurden aud nähere Vorſchriften erlaflen über die Urmenpflege 
felbft, fo 3. B. in Ehurpfalz durch die Almofenorbnung von 1574. Darmach fell 
in jeder Kirchengemeinde ein Kollegium von Armenpflegern beftehen, das gebilvet 
ift aus dem Pfarrer und zwei oder mehr gewählten Aelteſten. Diefe follen dann 
aus den Gerichten, Obrigkeiten, Räthen und aus ber Gemeinde Mitgliever zu- 
ziehen. Eine Urmenfteuer fol nicht erhoben, fondern nur SKollelten veranftaltet 
werben. Bettel ift verboten und mit Strafe bebroht. Doc nützten biefe Vorſchriften 
für die Zeiten der Theurung oder Kriegsnoth wenig, Schaaren von Armen und 
Bettler fammelten fih dann und zogen in hellen Haufen durchs Land; fo zogen 
1529 über 1600 Arme raubend und morbend aus Lothringen und Burgund bis 
auf den Schwarzwald. Im Jahre 1636 lagerten taufende von Bettlern vor Frauf- 
bier die in die Stadt nicht eingelaffen wurben und vor” ven Thoren Hütten 
auten. 

Erft feit der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts fing man in Deutfc- 
land an, fi emergifher mit dem Armenweſen zu befhäftigen. In ben meiften 
Staaten werben Armenorbnungen erlaflen, jo Chur-Braunfhweig ſchon 1702, 
Defterreih 1754, Ehur-Mainz 1778, Medlenburg 1783, Oldenburg 1787 u. ſ. w. 
Es werden ftrenge Strafen gegen Bettel und Landftreiherei erlaffen und Beftim- 
mungen getroffen über die Unterftägungspflicht ver Gemeinden, So hatte in Defter- 
reich jeder Anſpruch auf Unterftügung, ber in der Gemeinde das Bürgerrecht er» 
worben oder ſich 10 Jahre bafelbft aufgehalten hatte, Alle übrigen follen unbe» 
denflih in ihr Baterland oder Geburtsort gefchoben werben. Ju Folge bavon fand 
feit 1781 jährlich zweimal der fogenannte Wiener Schubb flatt. Alle nit an- 
fäßigen Bettler und Landſtreicher wurben aufgegriffen und unter fidherer Bedecung 
an die bairiſche Grenze gebracht, wo fie Baiern in Empfang nahm und in ben 
Ihwäbifhen Kreis abjegte. Im biefem Heinen Gebiet, das aus 80 Territorien 
beftand (bie reichsritterfhaftlihen nicht gerechnet), war überhaupt ber feftefte Sig 
ber Armen, Bettler und Jauner im vorigen Jahrhundert. Gab es doch eigne 
Bettlerorben, bie Freileute, und wirb bod die Zahl der Bettler von einem Sad» 
fundigen auf 6000— 8000 berechnet. Das Uebel nahm fo überhand, daß das Kon- 
ftanzer Viertel des ſchwäbiſchen Kreifes im Jahre 1783 beihloß, jede Gemeinde 
folle ihre Armen unterftügen; Ortsangehörig aber fel jever, ber fich zwei Jahre 
in der Gemeinde aufgehalten habe; biejenigen, die nirgends eine Heimath haben, 
feien in ein gemeinfhaftliches Arbeitshbaus zu bringen. In Oefterreih wurde 
unter Joſeph II. aud die Armenpflege felbft organifirt. In Folge der Anregung 
durch den Grafen Bouguoi wurden feit 1782 in ben verfhiebenen Provinzen bie 
Armeninftitute eingeführt, bie heute noch beftehen. An ihrer Spige ſteht der Oxts- 
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geiftliche, in befien Hände auch die Mittel zur Unterflügung fließen, und unter 
feiner üben bie von ihm bezeichneten Armenväter die Armenpflege aus. 
In Preußen beſchränkten fi bie finatlihen Vorſchriften darauf, den Vettel zu 
verbieten und zu verorbnen, daß „jede Stadt und Dorf ihre Armen nothdürftig 
verforgen ſolle“ (Edikt vom 28. April 1748), während über die Ortangehörigfeit 
ver Armen Heine Beſtimmung getroffen war. Erft das Mllgemeine Landrecht 
von 1794 (Theil II Tit. 19, $ 10 uw. f. f.) verfuchte eine umfafjende Regelung 
des Armenweſens. 

Au eine durchgreifende Reform des Armenweſens ging man denn auch nament⸗ 
ih in einzelnen größern Städten Norddeutſchlands, fo in Braunfchweig, Lübech, 
Hamburg, wo auf Beranlaffung von Büſch durch Boght in trefflicher Weile eine 
tiefeingreifende Reorganifation eingeleitet wurde, fo daß von 1788 bis 1798 bie 
Zahl der Armen von 9757 auf 6013 ſank. In dem meiften katholiſchen Städten 
lonnte man ſich dagegen nicht aus dem hergebrachten planlofen Almofengeben 
berausreigen und die Zahl der Armen belief fih 3. ®. in Köln bei 80,000 Einw. 
im Jahr 1781 auf 22,000; in Münden bei 37,200 Einw. auf 3000. 

In Frankreich wurde das Berbot des Bettelns und die Strafandrohungen 
gegen basfelbe während des Mittelalters Häufig wiederholt; eine umfaſſendere 
Geſetzgebung entftand aber aud bier erft mit dem 16. Jahrhundert. Im Jahre 
1536 verorbnete Franz I., daß bie Armen von der Gemeinde zu verpflegen feien; 
wiederholt wurde dies in der Drbonnanz von Moulins von 1560, wodurch zu- 
glei eine Armenfteuer auferlegt wurbe. Trotzdem hatte im 17. Jahrhundert bie 
Bettelei wieder furchtbar überhand genommen, man zählte im Jahre 1640 über 
40,000 Bettler, welche die Öffentliche Sicherheit und Ruhe bebrohten. Ludwig XIV. 
ging von Neuem baran, durch fefte Vorſchriften Über das Armenwefen dieſem Uebel 
m feuern, Nicht nur das Betteln wurde mit Strafen bebroht, fondern auch bas 
Amofengeben auf der Straße und andern äffentlihen Orten (1656). In dem 
Gilt von 1662 wird die Verpflichtung der Gemeinden zur Unterftügung ihrer 
Armen wiederholt, die Bedingungen aufgeftellt, unter denen ein Dürftiger allein 
Infprud auf Armenunterftägung haben folle, die Bildung einer Lifte, in welder 
die Armen aufzuzeichnen find, angeordnet, bie Fälle bezeichnet, in benen ein 
Ime in die Wohlthätigkeitsanftalten aufzunehmen ift, und in denen er in 
keiner Behaufung Unterflügung empfangen folle, und ſchließlich die Erhebung 
einer Armenfteuer angeorbnet. Später ging dann Ludwig XIV. fo weit, eine all» 
gemeine Berorbnung zu erlaffen über die Verwaltung des Bermögens ber Wohl: 
thätigleitsanftalten (1695), die unnäglihen zu unterbrüden, mehrere, wo es ihm 
nötbig erſchien, im eine zu vereinigen (1693), und um bie Ausführung aller biefer 
Mokregeln zu fihern, übertrug er dem Staatsrath die Entfheidungen in allen 
de Wohlthätigleitsauftalten berührenden Angelegenheiten (6. Mär; 1695, und 
8. Juli 1705). Diefe oberfte ſtaatliche Auffiht über das gefammte Armenweſen 
des Landes wurbe im 18. Jahrhundert nicht nur aufrecht erhalten, fondern fogar 
noch ansgebehmt (Edilt vom Auguft 1749). Bel dem Ausbrud ber franzöfifchen 
Revolution wurde bie Armenfrage namentlich in folge ber vorausgegangenen 
Thenrungdjahre von den verſchiedenſten Seiten aufgeworfen und behandelt. Die 

ng flellte als Grundfag auf, daß die Staatöverwaltung bie 
Auffiht zu führen babe über alle Wohlthätigkeitsanftalten und erflärte in ber 
Roufitution vom 1791, daß eine einzige Anftalt für das Land gefhaffen und 
organffirt werben. follte zur Unterftägung der arbeitsunfähigen Armen, zur Yufs 
aziehung der verlaffenen Kinder und zur Arbeitsverihaffung für arbeitsfähige 
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Arme (Tit. I, $ 15). Schon 1789 waren zunähft in Paris, dann in allen 
Provinzen Nationalwerkftätten gegründet worden, weldhe ungeheure Summen ver- 
ſchlangen (in Paris in einem Jahre mehr als 15 Millionen), während bie Arbeit 
rein nuglos war; doch wurden fie im Laufe der Revolution bald aufgelöst. Die 
in ber Berfaffung von 1791 aufgeftellten Grundfäge, daß bie Armenpflege für 
das ganze Land völlig centralifirt und allein von der Staatsverwaltung ausgeübt 
werben follte, wurden durch bie Gefege des Konvents bis in die Äufßerften Kon- 
fequenzen durdgeführt. Die Güter aller Stiftungen und das Vermögen ber Ho» 
fpitäler wurden dem Staatsvermögen einverleibt, die Armenpflege felbft Staats- 
beamten übertragen. Den Armen wurde ein eigentliches Recht auf linter- 
flügung gegeben, das auf dem adminiftrativen Beſchwerdeweg verfolgt werben 
onnte, Eine Lifte der Armen follte in jedem Ort angefertigt und unter bie 
Kontrolle der Bürger geftellt werben, Um das Unglüd zu ehren, follte ein 
Nattonalfeft jährlich ftattfinden, an dem die Liſten Öffentlich vorgelefen werben 
follten (Gef. vom 19, März 1793; und 23. Meffivor bes Jahres II, vom 
22. Yloreal des Jahres II u. f. w.). Doc gelangte biefer Plan einer kolofjalen 
Gentralifation nicht zur Ausführung; bei der Finanznoth der Republik fehlten bie 
Mittel, bei der Desorganifation der ganzen Verwaltung bie Kräfte. Schon im 
Jahre 1796 wurde den einzelnen Wohlthätigkeitsanftalten ihre juriftifhe Perfön- 
lichkeit wiedergegeben, fowie ihre Unabhängigkeit und lokale Berwaltung (Gef. von 
16, Vendem. des Jahres V). Die Spitäler u. f. w. erhielten wieder ihre be» 
fondere Berwaltung und wurden ber Auffiht der Gemeindebehörben umterftellt. 
Zur Unterftügung der Hausarmen wurben 1796 in jeder Gemeinde Wohlthätig- 
leitsbüreaus errichtet (bureaux de bienfaisance), bie heute noch beftchen. Ein 
Recht auf Unterftügung befteht nicht mehr. Die Wohlthätigkeitsbürenus find nur, 
fo weit ihre Mittel reichen, verpflichtet, ven Ortsarmen Hilfe zu leiften. Ortsarm 
aber ift 1. wer in der betreffenden Gemeinde durch Geburt fein Domicil bat, 
das iſt das Domieil, das die Mutter im Augenblid der Geburt hatte, 2, wer 
fi ein Jahr in der Gemeinde aufgehalten hat; für bie, welde ihre Dienfte ver- 
miethen, find zwei Jahre nöthig, für die, weldhe in ver Gemeinde heirathen, nur 
6 Monate; 3. wer fih in dem YAugenblid der Noth in ber Gemeinde aufhält, 
a. wenn er ald Soldat den Krieg mitgemadht bat, b. 70 Jahre alt over ein 
altersſchwacher Greis ift, c. wer in Folge der Arbeit arbeitsunfählg geworben iſt, 
d. bie Kranken (das noch in Geltung ftehende Gefeg vom 24. Bendem. bes 
Jahres II). 

So erkennt alfo der Staat eine unbebingte Berpflihtung bie Armen zu 
unterftügen, nicht mehr an; er forgt nur für fie foweit die Mittel der beftehen- 
den Anftalten reichen. Obgleich die meiften franzöfifhen Schriftfteller an dieſem 
Grundfag fefthalten, und namentlich der englifhen Geſetzgebung gegenüber ver- 
theidigen, fo lauten doch die Urtheile ver beften Sachkundigen über bie franzöfifche 
Armenpflege höchſt ungünftig, und es wird faum zu leugnen fein, daß die ge- 
mahten Vorwürfe das Princip felbft treffen. So fagt 3. B. Watteville in dem 
offictellen Beriht an den Mintfter des Innern über die Verwaltung der Wohl- 
thätigfeitsbüreaus und die Lage bes Pauperismus in Frankreich (1854): „Die 
Durchſchnittsſumme der von den Wohlthätigkeitsbüreaus vertheilten Unterftügungen 
beträgt für den Einzelnen 101/, Franken das Jahr. Das ift völlig unzureichend 
und man kann kühnlich behaupten, daß ohne biefe Unterflügung vie Armen nicht 
unglüdlicer wären. Ebenfo unwirkſam ift das, was man bie Unterſtützung der 
Hansarmen nennt (die nicht in Geld, fondern in Lebensmitteln befteht). Der Arme 
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würde nicht mehr leiden, wenn dieſe lächerliche Unterflägung, bie mit einer fo 
volltommenen Unkenntniß monatlich vertheilt wird, aufhöre. Seitdem die Berwal- 
tung der öffentlichen Unterftägung der Hausarmen ihre Thätigkeit begonnen hat, 
hat man noch nicht einen einzigen Armen dem Elende entriffen und ihm wirklid 
aufgeholfen. Im Gegentheil, fie macht häufig bie Armuth zu einem erblichen 


Anh Im England nimmt erft im 16. Jahrhundert die Geſetzgebung auf bie 
yofitive Armenpflege Rüdfiht. Im Laufe des Deittelalters waren fehr häufig Ber 
bote gegen den Bettel und Landftreicherei mit firengen Strafandrohungen er- 
jangen. Durch das Geſetz von 1536 wurden bie einzelnen Hundertfchaften, Stäbte 
und Kirchipiele angewiefen, die Armen durch freiwillige Almofen fo zu unterhalten, 
daß fie nicht gemöthigt feien, Öffentlich zu betteln, bei Strafe von 20 Schilling 
monatlich für jede Perſon, welche Beiträge verweigert. In dem 16. Jahrhundert 
folgten dann noch mehrere ergänzende Geſetze, welche in dem großen Geſetze 
Elifabeth8 von 1601 ihre Zufammenfaffung und Abſchluß fanden. Die leitenden 
Grundfäge find: 1. Die Armenlaft ift die allgemeine, gleihmäßige Laſt jebes 
Lirhfpiels, Heimathberechtigt in dem Kirchfpiel iſt jeber, der darin geboren oder 
kit drei Jahren wohnhaft ifl. Diefer Grundſatz ber Freizügigkeit wurde fpäter 
durh das Nieverlaffungsgefes Karls II. vom Jahre 1682 aufgehoben und bie 
gößten Beſchränkungen der Freizügigkeit eingeführt. Darnach kann jeve Perſon 
Sinnen 40 Tagen nad ihrer Ankunft, wenn fie muthmaßlich der Armenpflege zur 
daft fallen kann, polizeilih ausgewieſen und nad; dem Kirchfpiel zurädtransportirt 
werden, im welchem fie zuletzt eine gefegliche Niederlaſſung hatte durch Geburt, 
äigue Wirthſchaft, Aufenthalt, Lehrlingfhaft oder Dienft für einen Zeitraum von 
nenigflens AO Tagen. 2. Die Armenpflege felbft wird ausgeübt durch die Kirchen- 
derſteher und zwei ober mehrere Armenauffeher, welche jährlih ans ben anfäßigen 
Eimohnern von den Friedensrichtern ernannt werden. Sie haben ben arbeits- 
fhlgen Armen Arbeit, ven unfähigen Unterftägung zu verfhaffen. Perſonen, bie 
ih weigern zu arbeiten, können fie in ein Arbeitshans oder Gefängniß fchiden. 
Armenfinder Finnen fle zwangsweiſe als Lehrlinge unterbringen. 3. Um die Mittel 
ur Armenpflege aufzubringen, find bie Kirchenvorfteher und Armenauffeher be= 
wötigt eine Kirchipielarmenftener aufzulegen. Steuerpflihtig ft der Inhaber von 
Immdftäden und Häufern, fet er nun Gigenthlimer ober Pächter oder Miether, 
nohme er im dem Kirchſpiel oder nicht. Die Mobilien dagegen werben von ber 
Steuer nicht ge 

Diefes Geſetz, das im Wefentlihen bis 1834 unverändert befand, führte 
im Laufe der Zeit zu den größten Mifftänden. Das Nieverlaffungsgefeg hatte 
ur Folge, daß es für jedes Kirchſpiel vie Hauptaufgabe wurde, ſoviel Leute wie 
nöglich auszuweiſen, fomenig wie möglich zuzulaffen. Um die Armenfteuer her⸗ 
unterzubringen, mußte das Kirchfptel entuölfert werben” (Burn History of the 
Poor Laws. 211). Trogdem erreichte bie Armenfteuer eine meift ungeheure Höhe, 
da in unverantwortlihfter Weiſe gewirthicaftet wurde. Die ganze Armenpflege 
ging in Gelbunterftügung auf, und ein großer Theil derer, die Unterftügung 
pfingen, beftand aus Wrbeitsfähigen, die aus Trägheit von der Armenftener 


kbten, Es wurde faft zu einem Beruf Armer zu fein, der dem des Handwerkers, 


Rateofen u. |. w. gleich fand, Nachdem fhon 1795 das Rieverlaffungsgefeg 
eweit aufgehoben worden war, daß Niemand mehr wegen Wahrjcheinlichteit ver 

ausgewieſen werben könne, trat dann 1834 eine völlige Reformation 
der Armengeſetzgebung ein. Die widhtigften Neuerungen des Geſetzes von 1834 
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beftehen in der Bilpung einer Gentralbehörbe für das Armenweſen (Poor Law 
Board); in der zwangswelfen Einführung von Armenverbänden, bie aus mehreren 
Kirchfpielen beftehen, in ver genauen Seftfegung ber Bebingungen zur Armen⸗ 
unterftügung und in ber Organtfation der Werkhäufer. Die Centralbehörde bildet 
die höchſte Berwaltungsftelle und ift beauftragt, das Geſetz zum Bollzug zu 
bringen. Sie erläßt Verordnungen über Armenverforgung, Errichtung von Armen- 
bäufern, Erziehung und Unterbringung armer Kinder, fie kann die Bereinigung 
mehrerer Kirchfpiele zu einem Armenverbande verfügen und bie Anftellung befol- 
deter Beamten anorbnen. Jeder Armenverband hat feinen Borftand (Board of 
Guardians), der aus den Friedensrichtern des Bezirks und ben von bem einzelnen 
Kirchſpielen gewählten Mitgliedern befteht. Unter deren Leitung und Aufficht wer- 
ben die Unterſtützungen vertbeilt, fie haben bie Entſcheidung über den einzelnen 
Tall der Unterftägung. Jedes einzelne Kirchſpiel follte nach wie vor bie beſondern 
Koften feiner Armen tragen und nad demfelben Berhältniß zu ben gemeinfamen 
Koften des Urbeitshaufes des Berbands beitragen; der Verband als folder bie 
Koften des Arbeitshanfes in dem angegebenen Berhältniffe, die Unterftütungstoften 
von wanbernden Perfonen, Finblingen u. f. w. und von den Armen tragen, die 
wegen 5jährigen Aufenthalts nicht mehr ausgemiefen werben können. Nach ben 
neueften Gejegen von 1865 aber übernimmt der Armenverband alle Koften ver 
Armenpflege, und nur diejenigen Perfonen können aus dem Gebiet des Verbands 
ausgewiefen werben, bie fih noch nicht ein Jahr darin aufhalten (28 Biltoria 
c. 79). Hiermit ift die vollfte Freizügigkeit burchgeführt und bie Bedeutung ber 
Kirchfpiele für die Armenpflege darauf rebucht, daß bie Kirchfpielbeamten bie 
Steuer einziehen. — Nah dem Gefeg von 1834 foll jeder, ber auf Armenunter- 
fügung Anſpruch machte, ins Arbeitahaus gehen müſſen. Wrbeitsfähige, bie fi 
im Arbeitshaufe weigern zu arbeiten, werben mit Gefängnig und Korreltionshaus 
geftraft. Die Armenunterftügung außerhalb des Armenhauſes follte die Ausnahme 
fein. In dem Zwang zum Eintritt in das Armenhaus hoffte man einen Prüfftein 
für die wirklich Bebürftigen zu finden, 

Das Gefep hatte gleich in den erften Jahren eine günftige Wirkung hervor⸗ 
gebradt. Viele, bie bisher Unterftügung genoffen hatten, weigerten fi in das 
Armenhans zu gehen und fuchten ihr Brod felbft zu verdienen. Die Armenftener 
fant von 6,317,254 Pfd. St. in 1834 auf 4,717,629 in 1836 und betrug troß 
ber großen Steigerung ber. Bevölkerung von etwa 14 Millionen auf 20 Millionen 
im Jahre 1861 doch nur 5,778,943 Pf. St. Do ift der Grunbfag ber nur 
ausnahmsweifen Unterftigung außerhalb des Hauſes nicht durchzuführen gewefen; 
vielmehr waren im Jahre 1861 von 888,921 Armen nur 125,866 in bas 
Armenhaus aufgenommen und 759,055 anderweitig unterftägt. 

B. Statiftil ver Armen. So widtig in den manigfachften Beziehungen 
eine aud nur einigermaßen genaue Statiftif ver Armenbevölferung in den einzelnen 
Staaten wäre, fo ift doch kaum der Anfang bazu gemacht. Abgeſehen von Eng - 
land, wo jährlid genaue Nadrichten über die Armen veröffentlicht werben, welche 
Unterftägung empfangen haben, finden fih aus den übrigen Ländern nur ver- 
einzelte Notizen, bie meift kein befonderes Vertrauen auf ihre Genauigkeit erwedten 
innen. Wenn wir auch die großen Schwierigkeiten, bie fi einer Armenftatiftit 
entgegenftellen, teineswegs verfennen, fo wäre doch wohl eine größere Aufmert- 
ſamkeit ber officielen Statiftit auf dieſes Gebiet möglich, als ihm jest zu Theil 
wird. Für Preußen findet fich der Verſuch einer Armenftatiftil gemacht in ben 
Refultaten. ver Verwaltung des preußiſchen Staates für 1849, bie von Dieterici 
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beransgegeben find. Darnad betrug die Zahl der Armen im ganzen Staat bei 
16,035,561 Einw. 776,882, fo daß auf 20,64 Einw. ein Armer lam. Die auf 
die Armenpflege verwandte Summe betrug 5,481,317 Thlr. Doch fagt Dieterict 
ſelbſt: es läßt fih aus dem angegebenen Zahlen in fo entfernt von einander 
liegenden Territorien, wie Bromberg und Köln über den Zuftand des Armen» 
weſens und der Armenpflege, bei fo verſchiedenen Sitten, Lebensgewohnbeiten, 
Bedürfniſſen, Wohlſtandsverhältniſſen Feine Bergleihung anftellen. Die Zahlen 
jeigen nur, wie viel Arme öffentlich unterftügt werben, nicht wie viel vorhanden 
find. — Für Defterreih wurde 1857 die Zahl der Armeninftitute auf 6390, ber 
Armen auf 252,490 und die Summe der Unterftügungen auf 2,296,782 fl. ange- 
geben. Im Jahre 1865 für Oeſterreich ohne Ungarn die Zahl der Armeninftitute 
auf 6877, ver Armen auf 270,784. In den 1152 Berforgungshäufern follen 
30,015 Berfonen verpflegt worben fein. In die Watfenhäufer wurden 3674 Kinder 
und in die Findelhäufer 85,957 Kinder aufgenommen (Statiftifches Jahrbuch 1867). 

Ziemlih genau feinen die Nachrichten über das niederländiſche Armenweſen 
za fein. Darnach gab es 1860: 267,355 kirchliche, 31,905 Privat- und 224,121 
Gemeindeanftalten zu wohlthätigen Zweden. Der Koftenaufwand belief fi für bie 
erftern auf 4,542,412 fl., für die zweiten auf 1,013,242 und für vie legten auf 
5,194,822 fl. Die Zahl der fämmtlihen Armen belief fih auf 523,381, davon 
erhielten 431,125 Unterftägung in ihrer Wohnung. (Congrès International de 
Londres 1862 I. p. 198). 

Die Zahl der Armen in Frankreih wird von Wattenille für 1847 auf 
8 Prozent der Bevölkerung berechnet, fo daß alfo auf 12 Einw, ein Armer 
kommt. Doch beftanden nur in 9556 Gemeinden mit 16,521,883 Einw. Wohl- 
thätigfeitsbüreaus (bei einer Geſammtbevölkerung von 35,400,400 Einw.). Diefe 
unterftügten 1,329,659 Arme. Dagegen gibt Moreau de JIonnes für 1841 nur 
806,970 Arme an, und Billeneuve (1829) berechnet ihre Zahl auf 1,586,340. 
Aus Italien liegen nur bon den Provinzen Turin, Aleſſandria, Euneo und 
Rovara einigermaßen genaue Angaben vor (Statistica del Regno d’Italia. Le 
Opere Pie nel 1861. Firenze 1868). Diefe 4 Provinzen hatten bei 2,765,063 
Einw. 1825 Wohlthätigleitsanftalten, von denen 458 feit 1815 gegründet worden 
find. Die Zahl der unterftägten Armen im Jahre 1861 betrug 772,944, davon 
erhielten 109,259 Unterftügung in Geld. Das Bermögen diefer Anftalten belief 
fih auf 154,783,341 2, bie Einnahınen jährlich auf 12,103,079 unb bie YAus- 
gaben auf 11,740,747 8. 

C. Die Unterftügung ber Armen. — 1. Umfang der ftaat- 
liden Pflicht. Wir Haben ſchon oben gefehen, daß, wie bie gefammte Staats- 
thätigfeit nur eine ergänzende fein foll, fo aud bie auf das Armenwefen gerichtete 
ur da einzutreten bat, wo bie Kräfte des Einzelnen oder ber Vereine Einzelner 
wicht ausreichen, um vemjenigen Hilfe zu leiften, die ohne Beiftand ver Noth er- 
liegen würben. Die ftaatlihe Unterftägung der Armen hat alfo nur dann Platz 
zu greifen, wenn feine Brivatperfon vorhanden ift, die zur Verforgung ber Armen 
gefeglih verpflichtet iſt. Diefe Verbindlichkeit wird gewöhnlich auf Ascenventen 
und Descendenten beſchränlt. Es läge aber nahe, fie joweit auszudehnen, als ber 
techtlich anerkannte Familienverband reiht. Die Grenze vesfelben follte naturgemäß 
mit der Grenze des Inteſtaterbrechts zufammenfallen und vemgemäß jever Erb- 
berechtigung eine eventuelle Unterhaltsverpflichtung entfpredden. Dies ift allerdings 
unmöglid) unter ver widerfinuigen Herrfhaft eines unbegrenzten Inteftaterbrecits 
(Brater, deutfches Stantswörterbuc Bd. I, ©. 400, Bgl, auch den Artikel Erbredht). 
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b. Der Staat iſt nur dann zur Unterftügung verpflichtet, wenn und foweit 
bie freiwillige Armenpflege der Einzelnen oder Armenvereine nit ausreicht. Eine 
Untervrüdung berfelben wäre unmöglid, dazu fehlt dem Staate die Madt, aber 
fie wäre auch verwerflich und verkehrt, denn eine auf richtigen Grundſätzen ruhende 
freiwillige Armenpflege ift jedenfalls die wirkfamfte und fittlichfte; mit ihr ift am 
ficherften der das Almofen begleitende perfönlihe Verkehr mit dem Empfänger 
verbunden, durch fie kann bie fittlihe Einwirkung auf den Armen in zwedmäßigfter 
Weiſe ausgeübt werben. Wohl aber hat der Staat das Recht und vie Pflicht die 
Uebung der Wohlthätigkeit zu befhränfen, wenn fie fid zu gemeinſchädlichen Miß- 
griffen verleiten läßt, wenn fie ohne Unterfheidung zwifchen Bedürftigen und 
Nichtbedürftigen Almofen reiht und dadurch nicht der Armuth fteuert, ſondern ven 
Müffiggang und die Arbeitsfchen fördert. Dod wird die Beftrafung ver Almofen- 
geber felbft in den meiften Fällen unmirkfam fein; der Fehler ver Privatwohl- 
thätigfeit fann nur nach einer Richtung hin wirkfam befämpft werben: durch ftrenge 
Beftrafung ver Bettler. 

ce. Dagegen kann bie Armenpolizei, d. 5. die Thätigleit, die mit Befehl, 
Berbot und Zwang verbunden ift, einzig von ber Stantögewalt ausgehen, wie 
jede polizeiliche Thätigkeit. Eine Unterflügung durch freiwillige Thätigkeit ift Hier 
nicht möglich. 

Das nun ben Umfang ber ſtaatlichen Unterftügungspflict den Armen felbft 
gegenüber betrifft, fo haben wir fon in der Gefchichte der Geſetzgebung gefehen, 
daß England und Dentfhland den Staat für verpflichtet erklären, jeden Armen, 
dem es an Eriftenzmittel fehlt, zu unterftügen, während in Frankreich dieſe Pflicht 
nur foweit reicht, als die augenblidlih vorhandenen Mittel es erlauben, fi alfo 
bier die Ausgaben nad ben ahmen, dort die Einnahmen nad den Ausgaben 
richten müſſen. In Folge des franzöftfhen Grundſatzes ſuchen denn bie Wohl- 
thätigleitsbüreaus, wie ein franzöftiher Schriftfteller jagt, ohne Unterlaß die Zahl 
ber Unterflügten zu verringern. Die Unglüdlihen, die nun von ber dffentlichen 
Unterftägung zurüdgewiefen find, fehen fi gezwungen, zu der Bettelei ihre Zu- 
flucht zu greifen, um nur ihre dringendften Bedürfniſſe zu befrievigen. Aus ver 
Begründung der ftaatlihen Unterftügungspflicht, wie wir fie verfucht haben, ergibt 
fih die alleinige Nichtigkeit des englifchedeutfchen Grundſatzes. Freilih hat der 
Arme damit noch nicht ein gerichtlich zu verfolgendes Recht auf Unterftügung. 
Ueber den Grad des Bedürfnifſes Tann allein die Verwaltungsbehörde entſcheiden. 
Die richtige Stellung des Empfangenden darf nicht verkehrt werden, fo daß etwa 
ber Arme als ein troßiger Gläubiger, der feine Schuld einforbert ober wenigftens 
als ein Gleicher, welcher ſich bezahlen läßt, erfheint. Ein Berfäumniß in biefer 
Beziehung verwirrt die Begriffe ber Armen und ift dadurch gefährlich für bie 
Geſellſchaft (Mohl, Polizetwiffenfchaft. Bo. I, S. 431). 

2. Art der Berforgung der Armen. Der Hauptzweck aller Armen- 
pflege muß darin beftehen, den Armen in den Stand zu fegen, der Armenunter- 
fügung entbehren zu können, bei den arbeitsfähigen Armen wirb es fih alſo 
darum handeln, file zur Arbeit anzuhalten und ihnen Arbeit zu verfhaffen, Bei 
ben arbeitsunfählgen, fie zu arbeitsfähigen zu machen, wenn bies überhaupt noch 
möglich if. Darnah wird denn aud die Art und Weife ber Berforgung der 
Armen verſchleden fein, ob fie arbeitsfähige oder arbeitsunfähige betrifft. 

I. Ürbeitsfähige Arme. Diefe können entweder der öffentlichen Unterſtützung 
anheim fallen, weil fie fih ver Noth nicht erwehren können, ober weil fie aus 
Trägheit und Arbeitsfchen fi dem Vettel ergeben, nicht arbeiten wollen. Gegen 
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die letztern muß der Staat mit Zwang verfchreiten. Denn fie gefährden in hohem 
Grabe die Sicherheit des Privateigenthums, ba fie meift entweber felbft gelegentlich 
zu Diebftählen greifen oder wenigftens Kundſchafter und Genoffen der eigentlichen 
Jauner find. Werner würbe ihre Duldung eine geordnete Armenpflege unmöglich 
machen, fie würbe einen bebeutenden Theil der für vie wirflih Bedürftigen be- 
fimmten Mittel in Anſpruch nehmen und nutzlos vergeuden. Go ift denn aud 
in allen Staaten nicht nur ber Bettler mit Strafe bebroht, ſondern auch arbeits” 
fühige Berfonen, welche von der Armenpflege oder einer jonftigen öffentlihen Wohl- 
thätigfeitsanftalt Unterftügung zur Beftreitung ihres Lebensunterhalts beziehen ober 
anſprechen, wenn fie nicht binnen einer beftimmten Frift nachzuweiſen vermögen, 
daß fie feine Arbeit erhalten Tonnten (3. B. Preußen Gefeg vom 11. Mai 1855, 
Baiern Polizeiftrafgefegbuh Art. 87, Baden Bolizeiftrafgefegbuh $ 64). Ferner 
Können unter beftimmten Borausfegungen die Arbeitsſcheuen und die Bettler im 
Awangsarbeitshäufer gebracht und bort zu amgemefjener Thätigkeit angehalten 
werden. Freilich zeigt die Erfahrung, daß bie Abfiht der Beſſerung, ver Ueber: 
windung ber Arbeitsſcheu nur verhältnigmäßig felten gelingt, daß bie Arbeits- 
denen das Arbeitshaus nicht arbeitswilliger, oft aber raffinirter verlaffen. Die 
Macht der Polizei ift in diefer Beziehung nur gering, ein bedeutender Erfolg kann 
nur erreicht werben, wenn die Privatwohlthätigkeit ftreng an dem Grundſatz feft- 
hätt, fein Almofen am biejenigen zu ertheilen, von denen fie nicht fiher ift, daß 
fie deſſen wirflih bebürfen. 

Wenn wir bie Arbeitsfcheuen ausſcheiden, fo wird doch meift eine Anzahl 
von Armen vorhanden fein, bie troß des beften Willens, mit Arbeit ihren Unter- 
halt zu verdienen, feine Arbeit finden fann. Je nad) ben verſchiedenen Berhält- 
niſſen, nad Zeit, gefellichaftlihen Zuftänden, Stand ber Gewerbe u. f. w. wirb 
diefe Zahl größer oder Meiner fein. Bei ihnen wirb das Ziel, das die Armenpflege 
zu erftreben hat, bie Berfhaffung von Arbeitsgelegenheit und Beſchäftigung fein. 
Hierzu aber können folgende Mittel dienen: 

1) Arbeitsnachweisbürenus, welde, fo weit nicht Privatanftalten dieſer Art 
beftehen, vom Staat ins Leben zu rufen find. Sie haben fi natürlich darauf zu 
beſchränken, das Ungebot jeder Art von Arbeit mit dem jedesmaligen Begehr in 
Berbindung zu bringen. Bon einem Zwang für Urbeitgeber und Arbeitnehmer 
lann dabei keine Rede fein. 

2) Beihäftigung bei öffentlihen Arbeiten. Werben die öffentlichen Arbeiten 
um bes Probuftes, nicht um der Beſchäftigung willen unternommen und darnach 
geführt, fo werben fie allerdings zugleich Bielen Erwerbögelegenheiten geben; dann 
muß aber aud firenge nach ven Leiſtungen gelohnt werben, und eine Unterftätung 
it weder babei beabfichtigt noch im Lohn enthalten. Werben dagegen öffentliche 
Ürbeiten ohne einen weiteren Zwed, bloß um den Arbeitslofen zu bejchäftigen, den 
Armen zu erhalten, angeorbnet, jo Finnen fie eine doppelte Bergeubung fein. Das 
Kapital, ohme das nur felten gearbeitet werben kann, wird häufig verloren gehen, 
mb die Arbeit lohnt die Koften nicht, weil nun der Arbeiter nicht nad) der Fähig- 
keit, fondern nad ber Dürftigfeit angenommen und tod nad) feinem Bedarf, nicht 
nach feiner Leiftung bezahlt werben muß. Jedoch läßt fih mandmal ohne Nach- 
theil mit dem eigentlichen Zwed der Unternehmung die Beihäftigungsgelegenheit 
als zweiter Zwed vereinigen, indem man bie Unternehmung gerade auf einen ſolchen 
Moment verlegt, in welchem ber Arbeitsmangel fühlbar wird. So find manche 
Öffentliche Werte, Eifenbahnen, Straßen, Gebäude u. f. w. zu Theuerungs- 
zeiten gebaut worben, die außerdem vielleicht erſt fpäter entftanden wären. Auch 
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3) Beihäftigung der Armen im Haufe Nur in feltenen Fällen follte zu 
diefem Mittel gegriffen werden. Die Unmöglichkeit einer Kontrolle über ven Fleiß 
des Ürbeiters, die Ueberwachung gegen Beruntreuungen, bie Umſtändlichkeit der 
Arbeitsvertheilung w. f. w. find Nachtheile, die kaum zu befeitigen fein werben. 
Nur in befonders ungünftigen Zeiten und wo eigentliche Arbeitshäufer nicht be- 
ftehen oder nicht ausreichen, möchte dieſe Methode anzuwenden fein. Denn wenn 
au durch die Arbeiten bie Koften nicht gebedt werben, fo würden bie Armen, 
wenn fie müßig blieben, doch noch mehr often, und vor Allem ift e8 von Werth, 
daß fie in einer regelmäßigen Thätigfeit bleiben. — Dagegen ift eine Beihäftigung 
im Haufe jehr wohl am Plage, wenn fie als Ergänzungsbefhäftigung für theil- 
weife Unbefhäftigte und für theilweife Arbeitsunfähige auftritt. So werben namentlich 
in Gegenden mit einem verbreiteten ländlichen Proletariat, aber geringer Fabrif- 
thätigfeit im Winter fehr Viele arbeitslos fein, die zur Zeit des Landbaubetriebs 
Beihäftigung genug finden. Ein Arbeitshaus, in einen folden Diftrift gefekt, 
würde 9 Monate leer ftehen und nur 3 Monate benugt werben. Hier ift bie 
Einführung folher Ermerbszweige, die ohne Nachtheil ausgefegt und wieder auf- 
genommen werben Können, zm empfehlen, das Spinnen, Striden, Weben, Strob- 
flechten, Häfeln (vergl. über die verfchiebenen Arten dieſer Arbeiten namentlich Bogt 
das Armenwefen Bd. I, Bern 1853). Ebenfo wird eine derartige Beihäftigung 
fih für Perfonen eignen, die wegen Alter, Krankheit u. ſ. w. nicht fo viel ver» 
bienen Fönnen, als fie zum Lebensunterhalt brauchen, die aber doch nod einiges 
Bermögen befigen. So weit Privatvereine, denen gerade hier ein weites Feld ber 
fegensreihften Thätigfeit offen fteht, nicht ausreichend wirken, wird auch in biefen 
Fällen der Staat förbernd und unterftügend einzugreifen haben. 

4) Urmenkolonieen. Schon der Name zeigt, daß es fich bier wenigſtens vor« 
zugsweiſe um Beihäftigung mit Landbauarbeit handelt. Nach ven bisherigen Er- 
—— ſind dieſe Kolonieen, wenn die Armenpflege als Motiv mitwirkt, nur 
in Staatshänden möglich. Als reine Geſchäftsſache, mit der Abſicht des Gewinnes, 
eignen fie fi für Privatvereine; fobald aber die Auswahl der Arbeiter nad) ber 
Tauglichkeit durch den bumaniftiihen Zwed abgefhnitten wirb, ſobald die Dürftig- 
keit an fi zur Aufnahme berechtigt, fo ſchwindet der Ertrag, um einem Deficht 
Play zu machen; dann find dieſe Anftalten, abgefehen von dem fittlihen Werth 
der Armenbefhäftigung, immerhin Wlmofenanftalten. Einen Beleg hierfür gibt das 
größte Unternehmen der Art, die holländiſche Armenkolonie, die aber im Jahre 1859 
zum größten Theil aufgehoben wurde. Ste war nad) dem Plane des Generals van 
Boſch von einem Privatverein mit der Abfiht, das Land urbar zu maden, ge 
— Das Land wurde an Arbeitsloſe (zu je 3 bis 4 Hektaren) ausgetheilt, 

ebäude, Geräthe, Viehſtand wurde den Koloniften zugeftelt. Man hoffte, daß 
diefelben nad) einiger Zeit in freie Wirthſchafter und Pächter übergehen und dem 
Anlagefapital eine Rente gewähren follten. Man beging aber dabei den fehler, 
die Kolonie in umvortheilhafter Rage zu gründen, und als dann nod den Ge- 
meinden geftattet wurbe, ihre Armen gegen Leiftung einer beftimmten Zahlung in 
bie Kolonie zu fhiden, als aud der Staat Rente zur Zwangsarbeit dahin ſchickte, 
da konnte ein Geveihen trog bes bedeutenden Koftenaufwands nicht fattfinden. 
Die Kolonieen erhielten fi nur durch einen bebeutenven jährlichen Staatszuſchuß 
und hatten deſſen ungeachtet ſchon 1849 bei einem Vermögen von cirfa 3 Mil- 
lionen gegen 8 Millionen Schulden. Beſſer geveiht die Straßburger Armenkolonie 
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Oſtwald, die auf günftigem Boden angelegt ift und von ber Bettler umb arbeits- 
ſcheues Geſindel fern gehalten werben. 

5) Ürbeitöhäufer. Die Beichäftigumgsarten dieſer Anftalten gehören vorzuge- 
meife ben Manufakturarbeiten an, obwohl unter Umſtänden auch Lanbbauarbeit 
damit verbunden fein fann und verbunden ifl. Sie haben ſich unter allen Be- 
Mäftigungsarten am beften bewährt, namentlih in England burd die Erfahrung 
ven 200 Jahren. Sie geftatten eine größere Auswahl im Gegenftand der Be— 
fhäftigung, man kann bei der großen Mannigfaltigleit ber Artikel eher die Arbeit 
nah ber Gewohnheit und bisherigen Uebung oder nad der Tauglichkeit zuweljen, 
man fann in der fparfamften Weife mit Stoff, Werkzeug u. f. w. verfahren, ven 
Unterfihleif verhüten, den Fleiß Fontrolliren und bie Koften durch genaue Megelung 
der Konfumtion, turd wohlfeile Herftellung der Bedürfniſſe für die gemeinfame 
Konfumtion vermindern. Es wirb zwar nicht möglich fein, diefe Koften durch bie 
Urbeit ganz zu deden, aber das Almofen wird fi immerhin bedeutend rebuciren 
(Stahl in Deutſches Staatswörterfuh Br. I, ©. 414). Bei der Auswahl ber 
Beihäftigungsarten muß aber tarauf gejehen werben, daß burd die Konkurrenz 
ber Arbeitshänfer die Privaterwerböthätigfeit nicht zu fehr beeinträchtigt wird. Die 
innere Einrichtung des Arbeitshaufes muß jebenfals der Art fein, daß die Lage 
der Inwohner nit eine befiere und angenehmere ift als die der freien Arbeiter. 
Die ftrengfte Orbnung muß herrſchen; die Erlaubniß zum freien Ansgeben nur 
felten ertbeilt werben m. f. w. Der englifhe Grundſatz fcheint ums ber allein rich» 
tige zu fein: die Einrihtung muß die Arbeiter abfhreden, fid, in das Arbeitshans 
aufnehmen zu laffen, nur durch wirflihe Roth follen fie zu dieſem Entſchluß ge- 
bradyt werden, und wenn fie darin find, fuchen, fobald wie möglich wieder heraus- 
zulommen. Freilich dürfen über der Durchführung biefes Grundſatzes nicht bie 
Regeln der Gefunpheitspflege und die Humanität außer Acht gelaflen werben. Die 
Errichtung von Arbeitshäufern wird der Koften und der Gelegenheit zum Abſatz 
ver Waaren wegen nur in größern Städten oder Bezirken möglich fein. 

II. Arbeitsunfähige Arme. Jugendliches Alter, Krankheit und Altersſchwäche 
find die Hauptfählihften Urſachen der Arbeitsunfähigkeit. In Bezug auf die arbeits- 
unfäbigen Kinder verweifen wir auf den Artikel Waifenhäufer und Findelhäufer. Bei 
Kanten und Altersſchwachen ift die Hilfsbebürftigkeit fo einleuchtend, daß von 
jeher Die Wohlthätigkeit fi ihnen am meiften zugewandt und daß in folge davon 
za ihrer Unterftägung faft überall zahlreiche Privatftiftungen vorhanden find, Do 
wird ber Stoat nirgends feiner Aufgabe ganz überhoben fein, die Privatwohl- 
thätigfeit zu ergänzen. Die Unterftügung dieſer Klafjen lann wefentlih auf dop⸗ 
pelte Weiſe gejchehen, entweber durch Hausunterftügung oder durch Aufnahme in 
die Aranten- und Armenhäufer. Die erfte Art der Unterftügung bietet den Bor- 
theif, daß die Armen fortwährend in ihrer Familie leben und von ihr gepflegt 
werben könmen, und daß bie Unterftügung felbft mehr ven individuellen Berhält- 
riſſen angepaßt werben fann. Sie wird namentlih dann zur Anwendung kommen, 
wenn der Arme zwar noch ein geringes Vermögen befigt, das aber zum Lebens» 
unterhalt nicht ausreiht. Die wichtigſten Grundfäge, die bei dieſer Berforgung 
der Hausarmen zu beachten find, gehen dahin, daß nur fo lange bie Unterftägung 
verabreicht werben darf, als wirllich Noth vorhanden ift. Daher find die dauern⸗ 
den und vorübergehenden Unterftügungen ſcharf zu unterfheiden. Werner fol das 
Almiofen im der Regel nicht in Gelb beftehen, fondern in ben Gegenſtänden bes 
rg ſelbſt, Brot, Kleidung , Heizftoff u. f. w. Zwar wird auch dadurch 
nicht Mißbrauch (dur Verkauf diefer Gegenftände) vorgebeugt fein, aber 
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derſelbe ift jedenfalls erſchwert und eine Aufficht ift Leichter zu ermöglichen. Das 
Wichtigfte und Schwierigfte aber bei der Hausunterftügung iſt, daß durch eine 
genaue Erkunbigung bie Berhältniffe jeves einzelnen Armen in Erfahrung gebracht 
werben und daß burd) eine nicht ermüdende Thätigkeit jever Einzelne überwacht wird. 

Die Armen, die gar fein Vermögen befigen, follen in den Armen- und Ber- 
forgungshäufern untergebracht werden, wenn fie fi nicht zur Aufnahme in bie 
Krantenhäufer, Irrenanftalten, Blindentnftitute u. f. w. eignen. Die Armenhäuſer 
bieten den Vortheil einer gemeinfhaftliden Haushaltung, dadurch kann viel erfpart 
werben, die Aufficht ift erleichtert, die Unterſtützung kann nicht mißbraudt werben. 
Die Einrihtung muß der Beftimmung des Haufes für Siehe und Greiſe — 
fein. Auf geſunde Lage, Geräumigkeit, ſonnige Höfe, gutes und reichliches Waſſer 
wird Rüdfiht zu nehmen fein. Für Familien follten wo möglich einzelne abge- 
fonderte Wohnungen beftehen, während für unverheirathete Leute nicht zu große 
—— chlafſääle vorhanden fein müſſen. Zwei Krantenfääle für beide 

eſchlechter follten nicht fehlen. Bon felbft verfteht fih, daß für die gehörige 
Reinlichkeit des Haufes und feiner Bewohner, für Orbnung und Ruhe zu forgen 
ifl. Der Vorftand muß Disciplinarftrafen verhängen können. Zu Ürbeiten follen 
die Infaßen nur fo weit verbunden fein, als es ihre Kräfte und die Ehre geftattet. 
„Jede befhimpfende und herabwürdigende Behandlung muß von Alter und Unglüd 
ferne — werden.“ 
uf Krankenhäuſer u. ſ. w. haben wir hier nicht näher einzugehen; bei ihnen iſt 
die Geſundheitspflege, nicht die Unterſtützung der Armuth der Hauptgeſichtspunkt. 
Nur der Grundſatz, daß der Stant verpflichtet iſt für die Herſtellung von Kranken⸗ 
und zur Aufnahme ver armen Kranken in viefelben, gehört ver Armen- 
pflege an. 

3. DOrganifation der Armenpflege. — Wenn in irgend einem Ge— 
biet der flaatlihen Thätigkeit Decentralifation der Verwaltung und Betheiligung 
des bürgerlichen Elements? an ber Verwaltung angezeigt ift, fo ift e8 auf dem 
Gebiete der ſtaatlichen Armenpflege. Zum größten Theil beruht eine wirkfame 
Armenpflege auf einer genauen Kenntniß der örtlihen Zuftände und ber inbivi- 
duellen Verhältniffe. Diefe aber kann nur innerhalb Heiner Bezirfe erworben wer⸗ 
ben von Perfonen, bie feit längerer Zeit bort ihren Aufenthalt haben, die mehr 
ober weniger jebe einzelne Perfönlichkeit kennen, jedenfalls Berbindungen und An⸗ 
Mmüpfungspuntte genug haben, um fich nöthigen Falls über die privaten Berhält- 
niffe jebes Einzelnen, der die öffentliche Unterftägung in Anfprud nimmt, zu 
unterrichten. Wenn es nun aud an fi möglih wäre, eigentlihe Staatsbeamte 
zu finden, welde biefen Erfordernifien Genüge leiften könnten, fo würben bie 
Koften, die mit der Uebertragung ber gefammten Armenpflege an Staatsbeamte 
verbunden wären, fo bedeutend fein, daß ſchon ber financielle Geſichtspunkt allein 
zu ber Betheiligung der Selbftverwaltungslörper an ber Berwaltung bed Armen- 
weſens zwingen würbe. Dazu kommt aber ferner, daß in feinem Zweige ber Ber- 
waltung ein möglihft ftrenges Haushalten mit den zu Gebote ſtehenden Mitteln fo 
nothwenbig iſt, um bie Bevölkerung nicht allzu fehr durch die Armenlaft zu über- 
bürben. Ein foldhes ftrenges Haushalten wirb aber nur zu erreichen fein, wenn 
bie Bürger, bie felbft tie Mittel aufzubringen haben, aud die Verwaltung und 
Bertheilung derſelben führen. Endlich ift bei ber großen Ausdehnung, welche bie 
Privatwohlthätigkeit an vielen Orten befigt, eine Verbindung ber ſtaatlichen und 
Privatarmenpflege höchſt wänfhenswerth, um einer Bergenbung ver Mittel vor» 
zubengen, um auch in ber Privatarmenpflege, fei fle nun geübt durch Einzelne, 
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Bereine oder die Kirche, die richtigen Principien zur Geltung zu bringen. Diefe 
Motive Haben auch in allen Staaten dazu geführt, daß die Berforgung der Armen 
ven Gelbftverwaltungstörpern in Meinen Bezirken übertragen worben iſt, der Ge 
meinde, den Kirchfpielen, den Armenbezirfen. Selbftverwaltungsbeamte haben als 
Ehrenamt die Armenpflege zu verwalten nad den darüber erlaffenen Gefegen und 
Verordnungen. Aber höhere ftantliche Behörden im engen Sinn müffen vorhanden 
fein, um bie Auffiht namentlih auch über das Geldweſen zu führen, um gleid« 
mäßige Grunpfäge in den verſchiedenen Gemeinden und Bezirken desfelben Staates 
zu erhalten, um eine Ueberficht über die ganze Verwaltung zu gewinnen. In legter 
Juſtanz muß das Armenwefen dem Minifterium des Innern unterftehen, als der 
Stelle, die mit der Ausführung der gefammten innern Verwaltung beauftragt iſt. 
Die Bedenken, welche gegen die Uebertragung der Armenpflege in ihren untern 
Stufen an ftaatliche Beamte geltend gemacht wurden, können auf bie Mittel- und 
Gentralftelle feine Anwendung finden. Denn bier fommt es nicht fowohl auf bie 
genaue Renntniß der Einzelheiten und firenge Sparfamfeit an, als auf Ueber» 
wachung und Aufftellen der allgemeinen Grundſätze. Doch wird fih aud hier die 
Zuziehung bürgerlicher Mitglieder empfehlen, um eine eifrige und zwedmäßige 
Thätigkeit zu förbern. 

Sedo mit ber Uebertragung ver Armenpflege an die Gemeinden und andere 
Kleinere Bezirke find große Schwierigkeiten verbunden. Bor Allem muß die Frage 
gelöst werben, wie weit unb auf welche Perſonen erftredt ſich die Unterftügungs- 
pliht der Gemeinden. In ven meiften Staaten bildet der Unterftägungsanfprud 
den wefentlichften Inhalt des Heimathrechts. Die Gemeinde oder der Armenverband 
hat die Armen zu unterftägen, bie in dem Bezirk heimathberechtigt find. Da 
8 aber in der Natur der Sache liegt, daß jede Gemeinde u. f. w. beftrebt fein 
wird, die Armenlaft fo viel immer möglihb von ſich abzuwälzen, fo wird fie 
fuhen, die Erwerbung des Heimathrechts fo viel nur möglich zu befchränten. Wenn 
de Staatsgewalt diefen Beftrebungen nachgiebig fi erweist, fo führt dies zu 
einer völligen Beſchränlung der Freizügigkeit bei den untern Klaffen der Bevöl⸗ 
letung (ſiehe ven Artikel Freizügigkeit), wie dies in der That der Fall war in 
England von 1682 bis 1795 und in dem meiften deutſchen Staaten bis in bie 
nenefte Zeit. Diefe Hemmung der Bemwegungsfreibeit zu Gunften der Armen⸗ 
—— iſt in Frankreich und in England jetzt völlig aufgehoben. In beiden 

en, in dem erſtern ſeit 1792, in dem letztern ſeit 1866, wird durch ein- 
jährigen Aufenthalt im Gebiet der Armengemeinde der Unterſtützungsanſpruch er- 
worden. Im den meiften deutfchen Staaten ift man auf halbem Wege bis jetzt 
fehen geblieben. Die Freizügigkeit ift zwar durchgeführt worden (Baden Gefeg vom 
4, Dftober 1862, Defterreich 23. December 1863, Norbbeutfcher Bund 1. No— 
vember 1867, Bayern 16. April 1868). Jedoch find daneben die alten Geſetze 
ud in Geltung, welde die Erwerbung des Heimathrechts an Bedingungen fnüpfen, 
die für die untern Klaſſen meift ſchwer zu erfüllen find. Die Mißſtände, die daraus 
entftehen,, werben ſich ſehr bald fühlbar machen. In Folge des jegigen Standes 
der Geſetzgebung werben Perfonen, die feit Jahrzehnten aus ihrem Heimathsort fich 
entfernt haben, vie dort völlig unbelannt geworben find, dagegen in einer andern 
Gemeinde ſich eine Familie gegründet und feit langem ihren Aufenthalt genommen 
haben, im Fall der Berarmung doch ihrer urſprünglichen Heimathsgemeinde zur Laſt 
fallen, Während in gefunden Jahren ihre Arbeit und ihre Konfumtion ihrem eigent> 
Uchen Aufenthaltsort zu Gute kommen, muß bie ihnen fremd geworbene Heimath 
fe in Krankheit und Armuth unterftügen. Dadurch entfteht eine eben fo ungeredhte 
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Bertheilung von Laften und Bortheilen, wie auch bie meiften Vorzüge, welche für 
bie Mebertragung der Armenpflege an die Gemeinvebehörden fprehen, verloren 
gehen. Andererſeits wird die allzu große Erleichterung des Heimathörechts, wie fie 
in England eingeführt worben ift, nicht ohne große Nachtheile bleiben können. In 
eine reihe Gemeinde werden bie ärmern Klaflen in Maſſen ſtrömen, namentlich 
wird die Armenlaft der größern Städte und Fahrikorte in fehr hohem Maße ſich 
fteigern. In ihmen wird fi immer eine große Zahl von Arbeitern befinden, bie 
in günftigen Zeiten Verbienft genug haben, um zu leben, die aber bei einer Ge— 
Ihäftsftodung, Unglüdsfälen u. ſ. w. der öffentlichen Armenpflege anheimfallen. 
Doch feinen nad einer genauen Abwägung der Vortheile und Nachtheile ver 
leiten Erwerbung des Heimathredhts die Vortheile Überwiegend zu fein. Hödft 
lehrreich iſt in dieſer Beziehung die Geſchichte der englifhen Geſetzgebung. Nad- 
dem durch Geſetz von 1846 ein fünfjähriger Aufenthalt in einem Kirchfpiel einen 
Unterftügungsanfprud gegeben hatte, verband das Geſetz von 1861 dieſes Recht 
ſchon mit einem dreijährigen Aufenthalt innerhalb eines Urmenverbands und nad) 
längern Verhandlungen wurde in dem Geſetz von 1865 feftgefegt, daß auch ein 
einjähriger Aufenthalt genügend fein folle. Damit im Zufammenhang fteht aber 
eine weitere Reform in Bezug auf das Tragen der Armenlaft. In England trug 
bis zur Reform der Arnengefetgebung (1834) jedes Kirchfpiel die Armenlaft allein. 
Zwar hatte die Gefepgebung Elifabeths (1601) die Herbeiziehung der benahbarten 
Kirchſpiele geftattet. Doch war dies außer Uebung gelommen. Durd das Geſetz 
von 1834 wurden bie Laſten getheilt zwiſchen Kirchipiel und Armenverband. Das 
erftere trug die Koften feiner eingebürgerten Armen in und außer dem Arbeits- 
haus, ber Urmenverband die Bau- und Unterhaltungsfoften der Arbeitähäufer, 
ſowie die ber erften Einrichtung; ferner die Unterflügungstoften von Findlingen, 
wanbernden Perfonen und nah 1846 von folhen, die dur fünrjährigen Auf» 
enthalt einen Unterftügungsanfprudy erworben haben. Durch das Gefeg von 1865 
bat nun der Armenverband ſämmtliche Koften übernommen, zu benen jedes Kirch- 
fpiel nad dem fteuerpflichtigen Werthe feines Grundbefiges beiträgt. In biefer 
MWeife hat England nad jahrhundert langer Erfahrung die Frage nad der Ber: 
theilung der Armenlaft gelöst und dadurch ift es zu gleicher Zeit möglich geworden, 
eine faft unbebingte Freiheit der Bewegung für alle Klafjen der Geſellſchaft her- 
zuftellen. Das Princip, Las aud) für die Reform der deutfchen Armengefepgebung 
von der größten Bedeutung fein wird, geht dahin, daß nicht bloß die einzelne 
Gemeinde die gefammte Armenlaft zu tragen hat, fondern daß ein größerer Ber- 
band entweder ſämmtliche Koften oder wenigftens einen bedeutenden Theil verfelben 
zu übernehmen verpflichtet ift. Denn daß jede Gemeinde ſämmtliche Koften ihrer 
Armenverpflegung allein trage, dafür liegt fein Grund in der Natur der Gemeinde. 
Der Staat überträgt der Gemeinde nur die Verwaltung ber Armenpflege und 
damit die Verpflichtung, für die Koften verfelben aufzulommen, weil in dem Urmen- 
weien nur dann eine firenge Sparfanteit durchgeführt werben Tann, wenn bie= 
jenigen, bie bie Unterftügungen vertheilen, auch ſelbſt die Unterftügungslaft tragen 
miffen. Sobald man dieſe Begründung nicht anerfennt, würde e8 nur eine gerechte 
Forderung fein, daß der Staat allein die Koften der Urmenpflege trage, wie dies 
von manchen Schhriftftellern, 3. B. Weber (Staatswirtyichaftlicher Verſuch über das 
Armenweſen, ©. 60), verlangt wird. Aber diefe nothwendige Bedingung der Selbft- 
verwaltung wird auch erfüllt, wenn nicht bie einzelne Gemeinde, ſondern ein größerer 
Bezirk, der mehrere Gemeinden umfaßt, die Koften der Urmenpflege zum Theil 
aufzubringen und zu verwalten bat. 
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Die Art und Weife, wie die Mittel zur Armenpflege aufgebracht werben, if 
in den einzelnen Ländern verfchieven. In England wird eine eigene Armenfteuer 
erhoben, aus der freilich anfer den Koften der Armenverpflegung noch eine große 
Reihe anderer Bedürfniſſe gededt wird. In Deutfhland wird der Aufwand ber 
Armenpflege aus der allgemeinen Kaffe beftritten und dies fcheint das einfachfte 
u fein. Bor Allem wird durd die Erhebung einer befonvern Armenfteuer der 
Ormeindehaushalt und die Gemeinderehnungen noch mehr verwidelt werden. Da- 
neben fünnen fi die Gemeinden zur Erleichterung ihrer Ausgaben für die Armen 
uch Nebeneinnahmen verichaffen, wie durch Aufforderung zu freiwilligen Beiträgen, 
Beflenerung Öffentlicher Bergnügungen (Bälle, Masteraden) u. ſ. w. 

Die Lokalarmenbehörden beftehen in den deutfchen Staaten aus den Gemeinde- 
Sehörben oder aus einer unter biefen ftehenden befondern Armentommiffion. Zwed- 
mäßig werben zu derfelben bie Ortsgeiftlihen, Mitglieder der Privatwohlthätigkeits- 
anftalten und Bereine hinzugezogen. Dagegen können wir aus mancherlei Orlinden 
für eine Spaltung der Urmenpflege innerhalb der Gemeinden nad) ven verfchiebenen 
Sonfeffionen und Uebertragung derſelben an die Ortögeiftlichen, wie dies in Defter- 
tih und zum Theil in Baden der Ball if, uns nicht ausfpredhen. Gerade das 
Amenweſen ift vor Allem ein Gegenftand, bei dem ein gemeinfames Zufammen- 
wirken aller Ronfeffionen auf dem Boden der wahren Humanität ftattfinden follte. 
Cine höchſt empfehlenswerthe Einrichtung, die im dem meiften beutfchen Städten 
fd trefflih bewährt hat, iſt das Inftitut der Armenväter. Die Armentommiffion 
heilt die Stadt in einzelne Bezirke ein und überträgt jeden Bezirk einem Orts- 
bürger, der im diefem Bezirk wohnt, dem Armenvater. Diefer hat genaue Kontrolle 
m üben, vie Armen feines Bezirks zu überwachen, mit ihnen in perfönliche Ber- 
bindung zu treten und mo möglich aud mit moralifhen Mitteln auf fie einzu- 
nirfen. Die Behörde erhält dadurd eine große Zahl von paffenden Organen, 
welche ihr gutachtliche Berichte erftatten und zugleih für die Bollziehung ihrer 
deſchlüſſe ſorgen. Die Borzäge der Privat und öffentlichen Armenpflege werden 
'o vereinigt. In Zufammenkünften der Armenväter können fie mwechfelfeitig ihre 
Erfahtungen anstaufhen; fo wird der ganze Armenzuftand der Gemeinde nach 
alen Seiten bin offenbar; die Einficht in die rechten Hilfsmittel vielfeitig gefchärft 
und die Kraft der Hilfe gefteigert. — Wo größere Berbände zur Uebernahme eine# 
Theils der Armenlaft beftehen, können die damit verbundenen Gefchäfte den etwa 
beſtehenden Bezirfövertretungen übertragen werden. So haben in Preußen die Pro- 
vinzial- und Kommunallandtage und bie Kreistage die Verwaltung der Anftalten 
der Sandarmenverbände. Sie wählen zu dieſem Zwecke eine aus mehrern Mit- 
gliedern beſtehende Direktion (fiehe die Lanbarmenreglements ber verſchiedenen Pro- 
dinzen, angeführt bei Rönne Preußifches Staatsrecht Bd. IT. Theil II S. 140 
Rte 4). Beftehen ſolche Bezirfövertretungen nicht, fo find beſondere Selbftvermals 
imngslörper dafür zu bilden. So beftehen in Bayern befondere „Diftriktsarmen- 
Hegfhaftsräthe" (Bayerifche Inftruftion vom 24. December 1833 $ 55—61). 

Die größern, einen fehr bedeutenden Koftenaufwand erforbernden Anftalten 
ver Armenpflege, die aber auch zugleich zu andern Zweden dienen, wie Kranfen- 
ufer, Irrenanftalten, Blindeninftitute w. f. w. lönnen nur von dem Staate, 
rößern Bezirken oder reichen Städten errichtet werben. Die Verwaltung wirb 
aaturgemãß in den Händen deſſen fein, der fie errichtet hat. Auf die Organtfation 
dieſer Verwaltung kann bier nicht eingegangen werben. 

literatur des Armenwefens Aus der fehr reihen Literatur wollen 
wir nur die wichtigften Werke anführen: Deutſchland und die Schweiz: 
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Rau: Grundfäge der Volkswirthſchaftspolitik Bd. II S. 381—391 (mit reichen 
Fiteraturangaben) 5. Aufl. 1863. — v. Mohl: Polizetwiffenfhaft Bd. I S.352—464 
3. Aufl. 1865. — Vogt: das Armenwejen und die biesfälligen Staatsanftalten, 
2 Dove. Bern 1853, 1854. — Naville: De la Charits l&gale, Gendve 1836. — 
Sranfreid: de Gerando: Le Visiteur du Pauvre 1829 (deutſch von Schelle, 
Dueblinburg 1831). — Der. De la Bienfaisance publique, 4 Bde. 1839 (beutfcher 
Auszug von Buß, Stuttgart 1843). — de Villeneuve Bargemont: Economie 
politique chretienne 1834 3 Bde. — Duchatel: Considerations d’&conomie 
politique sur la bienfaisance 1836. — Martin-Doisy : Dictionnaire d’&conomie 
charit. 5 Bde. Paris 1864. — England: Nicholls: History of the English 
Poor Law, London 1854, 2 Bde. — Kleinfhrodt: der Pauperismus in England, 
Regensburg 1845. — Derf. die Armengefeggebung Englands und Irlands. Augs- 
burg 1849. — Kries: Englifhe Armenpflege (Herausgegeben von Richthofen), 
Berlin 1863. — Gneift: Engliſche Kommunalverfaffung Bd. I ©. 273, Br. UI 
©. 9399— 1096. — Derf. Englifches Verwaltungsrecht (2. Aufl. 1867) Bd. II 
©. 1180—1190. Röning. 
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Unter den glänzenden Namen aus ber Zeit ber Befreiungskriege ſteht ber 
von Ernft Morig Arndt in erfter Reihe, darf vielleiht als der vollsthümlichſte 
gelten. U. war am 26. December 1769 zu Schorig auf Rügen geboren, eines 
Freigelaſſenen, eines Berwalters uud Pächters Sohn, wie er fcherzend zu fagen 
pflegte, „aus autohthonifhem Bauernflamme entjproffen”. Dem einfahen und 
firengen Leben auf dem Lande folgte die Schulzeit in Stralfund; aber das loſere 
und freiere Weſen der Stabt wellte dem heranwachſenden Jüngling „mit dem 
heißen Arndtblut” nit gefallen. Die Angft, „er möchte zu einem weidlichen und 
liederlihen Lappen werben‘‘, trieb ihn zurüd ins Baterhaus; hier vollendete er 
feine Vorbereitung zur Univerfität, immer in felbftändiger Arbeit; denn U, ift, 
was er war im Leben, durch eigene Kraft und Zucht geworben, Er hatte ſich in 
Sreifswalde und Jena die Theolngie als Berufswifienihaft gewählt, doch trat 
er in fein geiftlihes Amt ein, es trieb ihn, die Welt und Menſchen aus eigemer 
Anſchauung kennen zu lernen. Eine längere Reife in ven Jahren 1798 und 99 
führte ihn durch ben größeren Theil Deutfchlands, Ungarns, Italiens und Frant- 
reichs; ihre Beichreibung ift in mehreren Bänden 1803 erfchienen. Bald nach feiner 
Rückkehr hatte er fih als Docent der Geſchichte in Greifswalbe niedergelaflen und 
einen eigenen Heerd gegründet. Schon im zweiten Jahr feiner Ehe wurbe ihm 
feine Gattin (eine Tochter des Profeſſor Duiftorp) durch den Tod entriffen, er 
ftand von neuem allein. In dieſe Zeit fallen feine erften Schriften ftaatawiffen- 
Ihaftlihen Inhalts; fie zeigen, wie Alles, was U. fohrieb, daß er eine durchaus 
praftiihe Natur war: nicht bie Wiffenfchaft als ſolche, eine Erſcheinung bes wirt 
lichen Lebens treibt ihn die Feder in die Hand. Er fieht die Noth der leibeigenen 
Bauern in feiner ſchwediſchen Heimat und wendet fi fofort in feiner Geſchichte 
der Leibeigenfchaft in Pommern und Rügen“ (1803) gegen das Unrecht und bie 
Unmenflicleit des bevorzugten Standes. Er hat die Genugthuung angegriffen, 
aber auch am maßgebender Stelle gehört zu werben und fo mitzuwirken zu 
raſcherer Aufhebung mittelalterliher Zuftände. 

Ein einjähriger Urlaub gibt ihm Gelegenheit, Schweden, dem er eigentlich 
angehörte, durch Autopſie feunen zu lernen; feine Beobachtungen werben in einem 
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weiteren zweibändigen Reiſewerke nievergelegt. In dieſen Schriften iſt ber koomo⸗ 
politifhe Standpunkt, der ja bie Grunbridtung des ganzen geiftigen Lebens am 
Ende des 18. Jahrhunderts bildet, nicht zu verlennen. Aber er verfchwindet mehr 
und mehr, A. theilt den Gegenfag ver Romantik gegen die einfeitige Berftandes- 
bildung, nur gewinnt er bei ihm eine fchärfere Geftalt, wirb zur entfchiebenen 
Lerurtheilung des ganzen übergeiftigen Treibens ver Zeit, jenes „zerfließenden 
Pealiemus“, der jedes mannhafte Handeln lähmte. Das wirb beutli in ven 
Gäriften der nächſten Jahre, deren Inhalt num vorwiegend ein politifcher wird, 
veren Spige ſich bei dem nationalen Unglüd Deutfhlands immer deutlicher gegen 
Bonaparte und Frankreich wendet. 
Der Umſchwung bat fih an den Zeitereigniffen entwidelt. „Ich ſaß“, ſchreibt 
a ſelbſt, „noch weit vom Schauplag und Getümmel am baltifhen Meere, und 
hatte noch mehr ein ſchwediſches als deutſches Herz. Als Defterreih und Preußen 
nech vergeblihen Kämpfen gefallen waren, da erft fing mein Herz an, file und 
Deutſchland mit rechter Liebe zu lieben und vie Welfchen mit rechtem treuen 
Zone zu haſſen. Der jhwerifhe Partitularismus war auf einmal tobt, bie 
löwebifhen Helden waren in meinem Herzen nun aud nur andere Töne ber 
dergangenheit ; als Deutſchland durch feine Zwietraht nichts mehr war, umfaßte 
mein Herz feine Einigkeit und Einheit”. So ift vor Allem der „Geift der Zeit“ 
antftanden, deſſen erſter Band 1806 erſchien. Damals war U. nah Schweben 
en, wo er von 1806—1809 blieb; von dort verfolgt er bie deutfchen Ber- 
e, ſchreibt ben zweiten Theil des Geiſtes der Zeit, ber mit erſchreckender 
Bahrheit die Ereigniffe fhilvdert und ihren Urſachen nachgeht. Aber das Unglüd 
des Jahres 1809, Schills Tod und der Defterreiher Niederlage, läßt ihm feine 
Auhe in Stodholm, heimlich kehrt er nach Deutſchland zurüd, muß fich mit Lebens⸗ 
gefahr von Drt zu Ort fchleihen, bis die Nüdgabe Pommerns an Schweben - 
ihn in feine alte Stellung nach Greifswalde zurüdtehren läßt. Als der Konflikt 
milden Napoleon und Rußland auszubrehen drohte, verläßt er von Neuem bie 
Ruhe feiner Heimat, eilt über Breslau nach Prag. Dort trifft ihn Steins Ruf, 
der ihn zu gemeinfchaftlicher Thätigkeit nad Petersburg ladet. Es beginnt bie 
glängenbfte Periode feiner Wirkſamkeit, er wird, mie Ders fagt, der Verkünder 
des Stein'ſchen Geiſtes; zuerft bat er an ber Einrichtung ver ruffifch-dentfchen 
"sion zu helfen, dann das deutſche Bolt durch Flugſchrift und Lied zum großen 
Rampfe zu bereiten. Er entzündet zum Theil jene Begeifterung, bie alle Glieder 
ber Ration durchdringt und die Heldenfhlahten von 1813 und 1814 ſchlägt; er 
entzändet und mährt fie. Seine kraftvollen Lieber, die kaum ber feften Form bes 
Berfes fic fügen, find noch heute Gemeingut Aller; feine Flugſchriften haben jeves 
von der Organifation der Landwehr und des Lanbfturmes Bis zum 
fegreihen Uebergang über den Rhein begleitet, ber Deutſchlands Strom nicht 
Kine Grenze fein fol, Nah dem glüdlichen Sieg denkt er der Geftaltung ber 
Zukunft, Er dringt 1814 und 1815 auf Herftellung ber alten Grenzen bes 
Reihe, Herausgabe von Elſaß und Lothringen, Wieververeinigung ver Nieverlande, 
der Schweiz mit Deutſchland, er will für pas Reich felbft eine neue Berfaflung 
und legt feine Gedanken barüber in einer Heinen Schrift „Über künftige ftänbifche 
derfaſſungen in Deutſchland“ nieder. Das Kaiferreich fol hergeftellt werben, ber 
Reihetag, mit Neuwahl nach 5—6 Jahren die Vertretung des Volkes — 
md in öffentlicher Verſammlung die Angelegenheiten der Nation berathen. Denn 
der Mund Herrfche ftatt der Schreibfever, die Rebe ftatt des Papiers. Daneben 
ferbett er: eine deutſche Flotte, infegung von Reichsgerichten, Gleichheit der 
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Münze,‘ bes Maßes und Gewichtes, unbefchränkte Preßfreiheit, Aufhebung ber 
inneren Zollſchranken und landſtändiſche Berfaffungen in den einzelnen Ländern. 
Es ift intereffant und bezeichnend, wie er ſich diefe legtern denkt; die Vertretung 
fol beruhen auf einem Majoratsavel nah englifhem Mufter, auf einer ähnlich 
auf geſchloſſenem Grundbefig nah Erfigeburt fundirten Banernfhaft, auf einem 
zünftig gebundenen und gefefteten Bürgerthum. 

Man weiß, wie von biefen Forderungen, zumal in Preußen, wenig ober 
nichts erfüllt wurde. Man weiß, wie U. perfönlic die kommende Reaktion zu 
fühlen hatte, Er war 1817 als Profeffor ver Geſchichte an die Univerfität Bonn 
berufen worden, hatte feine frühere Thätigkeit mit jugendlicher Luft wieder auf: 

enommen. Schon Anfang 1819 traf ihn, als der vierte Theil des „Geifles der 
Bit erfhienen war, durch Kabinetsfhreiben eine erfte Verwarnung; „wenn er 
wieder fo unnüge und unfdidliche Dinge ſchreibe, werde er. aus feiner Stelle 
entfernt werben". Nach Sand's unglüdliher That folgte dann die Beſchlagnahme 
feiner Papiere, die Suspenfion vom Amte, die monatlange, nicht felten lächerliche 
Unterfuhung. Er hat darüber feinen „mothgebrungenen Bericht” gegeben. Zwar 
fonnte aller Eifer von Kampg und Genofien feine Schuld an ihm finden, aber 
feine afademifche Thätigkeit durfte er nicht wieder aufnehmen; er mußte ſtill Liegen 
und verroften wie altes Eifen. Es war eine ber erften Regierungshandlungen 
Fr. Wilhelm IV. ihn wieder in fein Amt einzufegen, erſt 1840 nach 2Ojähriger 
Ruhe, die er ſchwerer als irgend etwas getragen hat, ward er feiner früheren Wirt: 
famkeit zurüdgegeben. Und noch einmal wurbe er mitten in bie Bewegung ber 
Ereigniffe gezogen: der faft Adhtzigjährige wurde vom 15ten preußifchen Wahlbezirk 
in die Paulskirhe gewählt. Es war ein erhebender Augenblid, in dem er dort 
unter dem Jubel der Berfammlung erklärte, daß er „mie ein gutes altes deutſches 
Gewiſſen“ erfchienen fei und nie aufgehört habe, „an vie Ewigkeit feines Volkes 
zu glauben”. U. flimmte für das Erbkaiſerthum und war Mitglied jener Deputation, 
die Ende März dem König von Preußen im Namen des beutfchen Volkes vie 
Krone anbieten follte. Am 20. Mai trat er mit der Mehrheit der Gagern’fchen 
Partei aus der Berfammlung und überwies das vollendete Werk der Nation. Und 
zum zweiten Male mußte er num die nationalen Hoffnungen ſcheitern, die Reaktion 
hereinbrechen fehen, mußte erleben, wie gerade fein Preußen den Weg nit fand, 
ben bie biftorifhe Beftimmung gewiefen. Auch das hat feinen Muth nicht gebrochen, 
wie feine körperliche Kraft allen Aufregungen widerftand. War er doch nody im 
Stande, mit wunderbarer Friſche feine „Wanderungen und Wandlungen mit dem 
Freiherrn von Stein” niederzufhreiben und eine neue Sammlung feiner Gedichte 
zu veranftalten. Unter allgemeiner Theilnahme der Nation beging er feinen YOften 
Geburtstag. Wenige Wochen fpäter ergriff ihn ein Heftiges Wieber, ihm erlag er 
am 29. Januar 1860, Noch war es ihm vergönnt gewefen, ben Umfhwung in 
Preußen zu erleben, der befjere Zeiten hoffen ließ, und wenn aud ber Sommer 
1859 fein Gefühl ins Schwanken bringen mochte, er burfte die tröſtende Ueber- 
zeugung begen, daß die Zukunft alle deutſchen Staaten unter der richtigen Führung 
au dauernd einen werde, WM. Thorbede. 


Afien. 
I. Das Feftland Aflens erftredt fi etwa von 10 15’ bis 780 N. Br. und 


490 6° bis 208% 13° 30° O. L. von F. Die Infeln dehnen Aften bis 110 ©. Br. 
aus. Man beredinet den Flächeninhalt des ganzen Kontinents (die Inſeln einge- 
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fhlofien) auf 814,533 deufhe Ouabratmeilen, feine größte Ausdehnung von O. 
nach W. auf 1300-1400 M., von N. nah ©. auf 1155 M. Yünfmal fo 
groß als der Flähenraum von Europa iſt der Afiens im Verhältniß zu bem 
Afrila's wie 8:5. 

Afrika ift ein Rumpf ohne Glieder, Europa nach allen, Aſien nad brei 
Seiten bin ſtark gegliedert; doch überwiegt in Afien fehr bedeutend vie Mafle bes 
Stammes. Bon biefem laufen weit vorfpringende Halbinfeln nad Weften, Süpen 
und Often aus. Auf Kleinaften tommen 9930, Arabien 48,260, Borberindten 
70,000 , Hinterindien 35,000, Korea 4100, Kamtihatla 4000 DO.:M. u. f. w. 
Diefe Glieder nehmen ungefähr ein Yünftel des Ganzen ein; in Europa ein 


Eine nothwendige Folge bievon iſt die für Verkehr und Kultur fo wichtige 
Küfenentwidlung, die buch tiefe Einfchnitte dem natürlichen Straßen ber 
Flüſſe Fortfegung und weitere Verbindung gibt. Afrita hat bei nur 3520 M. 
Küfenerftredung erft auf 150 D.-M. 1 M. Küfte, Europa bei 4300 M. K.-E, 
ine fhon auf 37 D-M., Amerika bei 9400 M. K⸗E. eine auf 70 D.:M., 
Aſien aber bei 7700 M. K.⸗E. eine auf 105 Q.⸗M. Bon diefen Küften kommen 
keilih im Afien 1620 M. auf das unzugängliche nörblide Eismeer, 2100 auf 
den ſtillen Dcean; 3400 auf das indiſche und rotbe, 580 auf das mittellänbifche 
und ſchwarze Meer. 

Auch das Berhältnig der Infelbildung zum Kontinente verbient Bead- 
tung, obwohl vie Flächenangaben noch vielfady unfidher find. Die Infeln im nörd« 
lichen Eismeer, fo wie die am weiteften nad Norben liegenden bes ftillen Dceans 
find bei dem eifigen Klima von keiner Bedeutung. Die japanifchen Infeln dagegen, 
Riphon, Sikok und Kiuſiu mit den Übrigen in ihrer Nähe gelegenen, nad Siebolb 
6628, nach Engelhardt 7027 Q.-M. umfafjend, läßt ihre Größe faft felbftänbig 
auftreten, während die füdlichere Lieu⸗kieu-Gruppe (nad) Siebold 125 DM.) 
wilden ber —— von China und von Japan ſchwankt. Die großen Inſeln 
dormofa (705 D.-M.) und Hainan (758 D.-M.) ftellen fih als Ergänzungen 
China’s, wie Ceylon (1162 D.-M.) als Ergänzung Indiens bar, während bie 
Ritobarinfeln (34 D.-M.), die Andamanen (120 Q.M.), die Malediven (123 
DM.) und die Lakladiven (35 Q.⸗M.) im Dceane zerftreut, weber für ſich etwas 
Befonderes find, noch ein Feſtland ergänzen. — Der große indiſche Archipel bildet 
eine Welt für fi; bie großen und fleinen Sunba-Infeln und diejenigen, auf 
welche die Holländer mehr oder minder Anfprüche maden, ſchätzt Melville van 
Garnbee auf 31,350 Q.⸗M., die Philippinen nebft dem Sulu-Ardipel bes annuario 
estadistico de Espana von 1858 auf 5368 D.-M., alle diefe Infeln zufammen 
Ritter auf 50,000 Q.⸗M. Bei aller Selbftändigteit bilden fie doch ein merk- 
würdiges Berbindungsglied zwiſchen Afien und Auftralien. Die Infeln im perfifchen 
Solfe, wie bie im mittellänpifden Meere dienen nur zur Ergänzung ber betreffenden 
Halbinfeln Arabien und Kleinafien; Cypern nimmt durch feine Größe (150 D.-M.) 
eine befonbere Stellung ein. 

Den aſiatiſchen Kontinent darakterifirt die größte Maffenerhebung ber 
Ervrinde in horizontaler Ausbreitung wie vertifaler Höhe. Diefe Maffenerhöhung 
Inneraſiens nimmt nad Ritter 2/, des ganzen Erbtheiles ein. Bei 1200 M. Länge 
beträgt die Breite im D. 4—500 9. M., fintt am Oftrande Irans auf 150 g. M., 
im äußerften Weften in Kleinafien felbft auf 1/,, ber Oftbreite. 

Die mittlere Höhe Eentralafiens läßt fi nicht angeben, ba bie genügenbe 
Zahl der wiſſenſchaftlichen Data fehlt. Im öftlihen Hodafien ſchätzen Fuß 
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und Bunge die Gobi auf 4000", ven Eentraltheil auf 2400’, die höchſten Punkte 
auf 5100—5400°. Das weftlihe Centralafien mit dem Plateaufyftem von Iran 
hat 2—4000° mittlere Höhe. 

Bon ven Höhenzügen Aflens find erft einige theilweife wifſenſchaftlich er⸗ 
forſcht. Bier Gebirgsfyfteme durchziehen nad U. v. Humboldt Hodafien von W. 
nah D.: 1) füolih der Himalaya, 2) nörbli davon der Kuen-Iun, 3) nörblid 
von biefem das Himmelsgebirge (Thianſchan), endlich 4) das Goldgebirge oder ber 
Altai. Nörblih von diefem fält das Land in die fibirifche Niederung ab, nur im 
D. fi) wieder hebend, ebenfo wie fünlih vom Himalaya die Gangesebene liegt, 
ber aber wiederum das Plateau von Dekhan vorlagert. 

Nur das erfte und vierte Gebirgsfyften find theilweife befannt. Durch mehrere 
Stufen fteigt man aus ber indiſchen Ebene zum Himalaya auf, ber, wie bie 
europätfchen Alpen, in drei Hauptgruppen zerlegt werben kann: eine Weftgruppe 
(vom Querdurchbruche des Indus zum Pendjab bis zum Quellgebiet des Indus 
und Ganges), eine mittlere oder Gentralgruppe (bis zum Tiftafluß, im Lande Sit- 
kim), eine Oftgruppe (bis zum Brahmaputra). Der mittlere Theil hat die höchſten 
Gipfel, vie zugleih die höchſten bis jet befannten Punkte der Erde find: ben 
Gauriſankar, den vie Engländer Mount Everest nennen (27,212 Par. Fuß), und 
den Kandinjinga (26,419), Unter den Päffen, die über das Gebirge führen, er: 
hebt fi 3. B. der Ibi-Gamin 19,197' hoch. 

Das zweite der oben erwähnten Gebirgsfyfteme, ver Kuen-lun, von Hum- 
boldt auf 12,000 Höhe gefchätt, 460 g. M. lang, ift noch nicht wiffenfhaftlich 
erforſcht; ebenfo das Himmelsgebirge. Die zweite und britte Kette find im 
W. durch eine Meridiankette, ven Bolor oder Belur-dagh verbunden, währen an 
ber andern Seite nad der Gobi zu der Zwifhenraum offen ift und das Gebirge 
fih verflaht. Der Altai ift das kürzeſte ber vier Bergſyſteme. Die Katunja- 
Säulen erheben ſich nad Gebler 10,320° hoch; verſchiedene Gebirgszüge laufen 
von da aus in die Nieverungen Sibiriens. 

Eine Kette, die nah ber Meinung älterer Geographen den Altai mit dem 
Ural verbinden follte, gibt e8 nicht. Diefer erfcheint als eine iſolirte Merivian- 
fette, beren Länge auf 250-5525 d. M. berechnet wird. Die Höhe bes Gebirge, 
das ſich erft in zwei, dann brei Ketten theilt, zulegt wieder zufammenläuft, ift 
fehr verfchieben: der höchſte Bunft 5198‘, Deftlich gehen vom Altat noch mehrere 
Gebirgstetten in der Richtung von S.W. nah N.D. und N. aus; doc erreichen 
fie weder die Größe noch die Höhe ver vier Eentraltetten. Man rechnet 8 foldyer 
Gebirge im N.O. Afiens, feines durchſchnittlich über 4200' hoch. Sie machen das 
öftlihe Sibirien im Bergleih mit dem weftlihen zu einem ausgebehnten Berg- 
land. Die Halbinfel Kamtſchatka, die mit ihren Trachytmaffen eine befondere 
Welt bildet, erhebt fih im Vulkane Kliutfchewst bis 14,790. Das lange weiße 
Gebirge, das die Mandfchurei von Korea ſcheidet, ift nur an feinem Oftausgange 
durch la Peroufe gefhätt (3600 - 4200). Ganz an genauen Angaben fehlt es 
für die Meridiantette, die die Halbinfel Korea durchzieht, für bie Oft- und Weft- 
fetten (Ber und Nan-ling) China's und bie verfchiedenen parallelen Längegebirge 
Hinterindiens. 

In Indien erhebt ſich ſüdlich von Himalaya und Gangesebene das Tafel: 
land von Dekhan, deſſen Grenze nah N. das Bindhyagebirge bildet, nah O. 
und W. die Ghats. Bon biefen fallen die weftlihen fteil zu ber nur’ 8 M. breiten 
Küfte ab, während bie niederen öſtlichen allmählig und nicht in einer Kette dem 
Meere zu verlaufen, das hier eine 10—30 M. breite Küfte befigt. Nordweſtlich 
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von ben Ghats ziehen die Merivianketten der Hala- und Suliman-Berge (11,000°) 
von ©. nah N. Nörblih von biefen und weftlih von der Stelle, wo ber Bolor 
den Auen-Iun burchfegt, erheben ſich vier Oſt und Weftketten. Zwifchen der zweiten 
md dritten ift das ſchöne Thal von Kabul (6000°). Das Ganze nennt man ben 
Hindu-thn oder inbifhen Kaulafus, der im Pil von Kahibaba 16,800' body 


gt. 

Das Tafelland Iran erhebt fih vom Meere und von allen Seiten terraffen- 
fürmig. Im M. erreicht der Elbrus im Demawend eine Höhe von 17,325‘. Die 
wenig befannte Zagrostette bildet die Grenze im W. und ſchließt fih unmittelbar 
an das Plateau von Armenien (großer Ararat 15,917) an. Wie gegen ©. fällt 
diefes Plateau auch gegen N. zum Kurthale fteil ab. Auf deſſen Norbfeite aber 
erhebt fi der Kaulajus von W.N.W. nad D.SD,., ein Maflengebirge, 
das aus 5 Ketten mit einer mittleren Höhe von 8900' befteht; die mittlere 
Hauptfette ift die höchſte (Eibrus 17,425‘ P.). In Transfaulafien hat der untere 
Rantafns, bis 12,000 hoch, eine dem Kaufafus parallele Richtung. Wie das 
armenifche Gebirge im N. mit dem Kaulafus, fo fteht es im W, mit dem Tau- 
tus und Antitaurns in Berbindung, bie Kleinaften durchſetzen (in Eilikim 
Metvafis 10,000‘, in Kappabofien ver Erdſchiſch Dagh 11,824 ho). — Bom 
Taurus bis zur Südfpige der Sinalinfel rechnet Berghaus das fyrifchrpeträifche 
Gebirge, mit dem Plateau von Syrien. Es erreicht nörvlih im Libanon 
(Dhorsel-Ehotib 9440°), fürlih im Dichebel-Katharina (Sinai 8168’) feine höchſte 
Höhe, während das Plateau von Judäa, in der Mitte Ierufalem, nur 2478’, 
Galiläa wenig über 400° Höhe hat. Zwiſchen dem Libanon und Antilibanon, 
der im großen Hermon, jegt D.es-Scheilh, auf 13,500’ anfteigt, das alte Köle- 
fprien, jegt die Thalebene Belna, 3572° hoch. Dann fällt pas Land plötzlich gegen 
©. ab und der Tiberiasfee, nody mehr das tobte Meer wie das ganze Jorbanthal 
finfen unter den Spiegel des Mittelmeeres (Tiberiasjee 535—625°', das tobte 
Der 13191341). 

Das Hochland Arabien, im Innern noch wenig befannt, zeigt an ber 
Beſtlüſte Bergketten von 5—6000°; die Höhen der Oftletten erreihen 3000’ bis 
3500’, die grünen Berge 6600°. 

Die onllanifhe Thätigkeit, die einft im Innern Aflens eine fo große 
Rolle fpielte, jest aber dort erlofchen ift, zeigt ſich noch im höchſten Grabe wirt. 
ſam in einer ganzen Kette von Bullanen, die das fünöftliche Afien wie mit einem 
Gürtel umgeben. Sie beginnen mit den Schlammoulfanen der Infeln Tſcheduba 
und Ramri (19% n. Br.) an ber Küfte Aralans, ziehen fi durch ven oſtindiſchen 
Arhipel, über die Philippinen, die japanischen Infeln und Kurilen nad den Aleuten 
und dem norbweftlichen Amerika. 

Bas das Berhältnig der Hoch- und Gebirgsländer zu den Tief- 
ländern betrifft, fo rechnet Ritter anf bie erfteren im öftlihen und weftlichen 
Hochaſien weit über 1/, des ganzen Kontinents, etwa 270,000 D.-M., dazu 
Isumen für die abgefonderten Gebirgs- und Plateauländer etwa noch 130,000 
DM. Bergleiht man bie verfchlevenen Erbtheile mit einander, fo ergibt ſich, 
daß. in Afien das Berhältnig der Hochländer zu den Tiefländern ein weit nad 
theiligeres ift (1,8 : 1), als bei Europa (1 : 2,5) und Amerifa (1 : 1,8), befonders 
Südamerika (1:4). Dazu wird der Werth des aflatifchen Tieflandes durch bie 
Deihaffenheit des faft ganz kulturunfähigen Sibiriens noch bedeutend verringert. 

Aſien ift bei der centralen Stellung feiner Gebirgsmaffen, wie bei der bedeu- 
tenden Höhe der Randgebirge und der Ausdehnung ber diefen vorliegenden Zief- 
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länder befonbers reih an fließenden Gewäffern. Für Norbaflen treten 
nun freilich die Bortheile nicht ein, bie große Ströme für ven Weltverfehr zu 
haben pflegen. Bei dem nörblichen Klima, das fie, bie furzen Sommermonate aus- 
genommen, unter einer Elsdecke verfhlieht, fommt ihre Größe dem Lande wenig 
zu gut; bei dem ſchwachen Gefäll der Ströme (befonders Ob, Ieniffet, Lena) wird 
die Waſſermaſſe derfelben, die ungeheure Ueberſchwemmungen und Sümpfe erzeugt, 
vielmehr verderblich. 

Auh Inneraſien kann mit feinen in Binnenmeere münbenden Strömen 
(Sir, Amu, Kur u. f. w.) an dem Weltverfehre feinen Theil nehmen. Die Ströme, 
die ſich weftlich in das ſchwarze und mittelländiſche Meer ergieken, find im Ganzen 
unbedeutend. Es bleiben alfo für ven Welthandel nur die Ylüffe von Oft- und 
Süpaflen erheblih. Bon jenen hat der Amur erft in neuerer Zeit angefangen, 
Bedeutung zu gewinnen. Die Zwillingsftröme Ehina’s, der Hoang-ho und ber 
Klang, find für den Binnenverkehr von großer Wichtigkeit, und werben barin 
noch unterftüßt durch eine Menge fchiffbarer Zuflüffe und künftliher Waffer- 
ſtraßen. — Hinterindien hat nicht umbebeutende Flüffe, wie Mälaun, Mes 
nam, Irawaddi. Da fie aber nur in engen Thälern fließen und fo ohne be- 
bentende Nebenflüffe und dazu noch durch Hohe Gebirge getrennt find, ftehen fie 
nur an den Münbungen in einiger Verbindung mit einander und haben nur einigen 
Werth für den Binnenverfehr ver einzelnen Länder, — Unter Indiens Flüffen tft 
ber Ganges mit feinen vielen Zuflüffen und der mit ihm verbundene Brahma- 
putra für Binnenverfehr und Welthandel von großer Beveutung, die noch zuge- 
nommen bat, feit die Gangesfanäle wieder bergeftellt und erweitert wurben, feit- 
dem die Dampfichifffahrt eingeführt worben if. Der Indus hat trog feiner Größe, 
troß der fünf Ströme und der Einmündung bes fhiffbaren Kabulfluffes nicht vie 
Bedeutung, die man erwarten könnte. Einmal ift er vom Meer aus wegen vieler 
Sandbänke ſchwer zugänglich, dann ohne Zuflüffe im unteren und mittleren Lauf, 
und endlich erfchweren die zwifchen feinen Zuflüffen liegenden Wüften jede Ber- 
bindung. Auch die Flüffe Südindiens find für die Schiffahrt wenig brauchbar. 
Der Euphrat und Tigris haben ihre weltgefhichtlihe Bedeutung faft völlig 
verloren, PBerfien und Arabien, wie die hohe Mongolet mit der Wüfte Gobi haben 
fo gut mie feine Flüffe; auch die Gewäſſer Kleinafiens und Syriens kommen kaum 
in Betradit. 

Im Allgemeinen ift ver Lauf der Flüſſe in Oft: und Südaſien ven Zwecken 
der Schifffahrt, des Feldbaues und der Induſtrie nicht günſtig, weil ihnen, nach⸗ 
bei fie aus ben Hochthälern der Gebirge in die Nieberungen vorgebrungen find, 
bier nicht felten das nöthige Gefälle mangelt. Der Ganges z. B., ber an 20 
Hlüffe aufnimmt, wovon 12 größer als der Rhein find, bat 12,830' Fallhöhe 
auf 420 M. Stromentwidlung (der Rhein 7240' auf 150 M.) und ftürzt anfangs 
auf 2 M. je 1575°, auf 1%/, M. je 1130', auf 151/, M. je 377° herab, dann 
aber fchleiht er 304 M. weit mit nur 1° 6 durchſchnittlichem Gefälle zum 
eg während ber Rhein noch bie letten 25,7 und 19 M. je 4 und 2! Ge 

e bat. 

Betrachtet man die klimatiſchen Berhältntffe, fo fallen von Afien 
etwa 0,125 auf bie heiße, 0,75 auf bie nörbliche gemäßigte, 0,125 auf die Falte 
Zone. Bor Europa hat Aften feinen Antheil an der heißen Zone voraus, befigt 
dagegen einen geringeren Antheil an ber gemäßigten und einen größeren an ber 
Polarzone. Sehen wir von den Tropengegenden ab, fo harakterifirt beſonders 
Dftofien, im Gegenfage von Wefteuropa und der Weftküfte von Amerifa, bie 
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oͤßere Kälte und Excentricität des Klima's. In Peking, das 120,7 0. mittlerer 
— bat, iſt die Sommertemperatur + 250 C, um 19,2 heißer als in 
Neapel, die Temperatur ber drei Wintermonate aber, die fi in Neapel auf — 90,8 
fell, — 19 bis 29 wie zu Kopenhagen, obwohl legteres 160 nördlicher liegt und 
feine mittlere Jahrestemperatur um 41/0 niedriger if. So groß ift der Unter- 
ſchied zwifchen Dftafien und Wefteuropa, daß man an ber franzöfifchen Küfte 
wiſchen Nantes und Saint Malo, obwohl 7 bis 80 nördlicher, diefelbe jährliche 
Bärme wie zu Peling, die Winter aber 6—79 wärmer findet. Es leuchtet ein, 
daß ein fo exceifives Klima nicht viel weniger, obwohl in anderer Art, als bie 
Hige der. Tropenländer, auf die phyſiſche und geiftige Entwidlung der Einzelnen 
wie der Nationen beftimmend einwirken muß. 

Bon bedeutendem Einfluß auf den von dem unfrigen völlig abweichenden 
Gang der Wärme zwiſchen den Wendekreifen, ja für vie ganze Geftaltung bes 
Lebens iſt die Regenmenge unter den Tropen, im völligen Gegenfage gegen bie 
ungeheure Trodenheit befonvers Norbafiens, aber auch Arabiens, Irans und ber 
Bike Gobi. Während hier faft gar kein Regen fällt, beträgt bie Regenmenge in 
Madras z. B. 45,9, in Kalkutta 71,3, in Anjarafanpy 109,2, im Mergui« 
Ichipel vom Mai bis Ende September 180-200”, in ven Weſt ⸗Ghats zu 
Nahabuleſhwar, 4220' ho, fogar 283,5. 

I, Unter ven Erzeugniffen des Bodens, zunähft aus dem Mineral- 
rei, if die Gewinnung des Goldes nicht unerheblih. Es findet fie nie anders 
al$ gebiegen, immer mit Silber legirt; der Bau ift mühſam, aber oft auf lange 
Zeit gleich ergiebig. Leichter ift der Gewinn des Waſchgoldes, das in den Neben- 
ktten des Altai entdedt wurbe, wo 1852 der Gewinn 1/,. des ganzen ruffifchen 
Goldes betrug (37 Bub 23 Pfund; 1 Pub — 40 ruff. Pfund und 100 r. Pb. = 
81,90 Zollpfund). Die Angaben der Goldproduktion der anderen Länder find un- 
fher und widerfpredenv. 

Silbererz kommt in Sibirien mit Bleierzen vor und wird meift mit biefen 
zaſammen werhüttet, jegt nur am Altai, wo die Gruben ſeit 1785 jährlich nicht 
unter 1000 Pub geliefert haben. Die beveutenpften Minen, die bei Smejtnogorst 
azaben von 1745—1854 82161 Pubd. 

China gewann nad) P. Hyacinth 1842 gegen 400,000 Pud Kupfer und 
mußte zur r Besen noch mehr einführen, Das feinfte erzeugt Japan; auch 
der Ural ift reich daran, der Ertrag ftieg 1850 bis auf 338,000 Pub, im Altai 
wurden 1852 17,276 Pub. 28 Pfd. ausgefhmolen. Zinn, wovon in unferem 
Erdtheil nur England reihe Minen hat, findet fi in China, vornehmlich aber 
auf der malaifhen Halbinfel, dann auf mehreren Heinen Infeln nah Java zu, 
je in Baula, mo 1865 109,579 Pitnl (1 Pikul = 1331/, Pfund) gewonnen 
durden. Duedfjilber liefern verfhiedene Infeln China's und Borneo’s. Die 
Steinkohlen, bie in ber europäifchen Inbuftrie eine fo große Rolle fpielen, 
benutzt China ſchon lange, aber nur im Kleinen. In Indien war ihr Gebraud 
völlig unbelannt; erft bie Engländer haben fie zum Betrieb der Dampfmaſchinen 
überall aufgeſucht. In Perfien haben bie Ruſſen 1853 Lager zuerft entvedt und 
für die rufſiſche Dampficiffahrt auf dem kaspiſchen Meere ausgebeutet. Eines ber 
Foßartigften Kohlenbeden (vielleiht 2000 D.-M.) ift am Ural erfchloffen wor- 
den, — Unter ven Evelfteinen Afiens ift befonders der Diamant zu er 
wähnen, der Hauptfächlich in den fünf Diemantpiftriften Defhan’s (14°— 25 n. Br.) 
auch in Bornes, hie und da im Ural und in Siam gefunden wird, 

Bon den Produkten des Pflanzen- und Thierreihes können nur 
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diejenigen angeführt werden, bie für den Weltverfehr oder für den Berbraud der 
einheimifchen Bevölferung von befonderer Wichtigkeit find. 

Bon Getreivearten wird Neis vom Wequator bis 40° n. Br, bei einer 
Sommertemperatur von 230 gewonnen; Bergreis findet man im Himalaya bis 
zur Höhe von 4700°. Der Reis ift Hauptnahrungsmittel, wie für uns das Bro, 
faft in ganz Südaſien; darum bringen -trodene Jahre große Hungersnoth. Trog- 
dem wird nad Europa ausgeführt. Der Export beitrug aus Indien 1856/7 
28,305,712 Duartierd, aus Siam 1866 1,467,842 Pituls, aus Java 1865 
79,116 ®Bil., aus ben Philippinen in demſelben Jahre 100,000 Eavans (1 €, — 
98,284 Litres — 1,598 Megen). China muß einführen, auch Ceylon, feitbem der 
Kaffeebau überhand genommen hat. Nächſtdem ift Weizen bie wichtigfte Getreidefrucht, 
ver in wärmeren Gegenden nur in höheren Lagen fortkömmt, in Inbien in der alten 
Jahreszeit als Winterweizen gezogen wird. Mais, aus Amerika eingeführt, wirb auch 
in Sübaften gebaut; Roggen wie Hafer kommt weniger vor. Gerfte wädhst 
in Armenten, Sie gebeiht nach Decandolle in Norbaflen am Ob bis 60— 61°, am 
Jeniſſei bis 58— 599, In Kamtſchatka Bis 56—570, in Jakuzt his 620 m, Br.; im 
Himalaya reicht ihr Anbau am weiteften hinauf. Außer diefen Getreidearten baut 
Aften auch noch mehrere Arten Hirfe und an höher gelegenen Theilen die Kar - 
toffel, deren Stelle in heißen Klimaten Bataten, Yams, Maniok u, a, vertreten. 

Unfere Obftbäume haben wir alle aus Afien erhalten, aber wefentlid ver- 
ebelt. Andere Bäume, den tropifchen Gegenden eigen, find von hohem Werth für 
Handel und Induftrie geworben. So befonders bie verſchiedenen Balmenarten; 
unter ihnen, außer Dattel-, Sago>, Zwerg, Fächer-Palme u. a., vor Allem die 
Kotospalme, deren Anbau im Zunehmen ift. In Java zählte man 1857 gegen 
15 Mill. Bäume, von benen 6 Mil. Früchte trugen. In Ceylon wurben 1865 
94,543 Gentner Kokosnußöl im Werth von 120,678 Pfd. Sterling ausgeführt, 
1864 fogar 180,761 Gentner = 224,955 Pfd. St. 

An fogenannten Kolonialpropuften erzeugt Afien meift nur den eigenen 
Bedarf, während Europa den feinigen größtentheild aus Amerika bezieht. Gleich- 
wohl hat auch Afien einige Ausfuhrartitel, deren Bedeutung im Zunehmen iſt. 

Baummolle ift ein Hauptprobult Sübaflens geworben; China und Japan 
erhielten fle erft aus Indien, Hier arbeiten die Engländer ſtark daran, den Anbau 
zu heben, um fi von Amerifa zu emancipiren. In Indien betrug bie Ausfuhr 
1853/4 197,761,765 Pfb., von denen 138,183,249 Pfd. nach England gingen, 1864 
bereits 4,325,121 Gentner im Werth von beinahe 311/, Mil. Pfo. St. — Der 
Seidenban iſt in China und Indien uralt, nächſtdem in Japan, Perfien und 
der aſiatiſchen Türkei verbreitet. Aus China erhielten die Römer über die kleine 
Bucharei von den Seidehändlern bie erfte Seide, bis unter Juftintan (550 n. Chr.) 
zwei Mönche den Seidenwurm nah Europa bradten. Rohe Seide wurden aus 
China 1866 40,490 Ballen = 32,462 Pilul ausgeführt, außerdem im Zranfit« 
handel aus Schanghai 11,434 Ballen japanifhe Seide (Iapan führt zwiſchen 
12— 15,000 Ball. aus, 1866/7 13,537 Ball.) und vom 1. Juni 1866 bis 
31. Mat 1867 22,694 Pikul Rohſeide und 2696 Pit. Seivenabfälle Indien 
erportirte 1856/7 1,756,778 Pfund, Transtanfafien Tieferte 1858 fon 9660 
Eentner, jo daß Rußland für den Seidenverbraud bald völlig unabhängig vom 
Auslande fein wird, 

Der Thee, das verbreitetfte Getränke in ganz Oft- und Hinteraften (mehr 
in der Form des Badfteinthees auch in Gentral- und Norbafien), und von ba 
aus über alle Länder der Erde verbreitet, wirb noch jegt faft ausſchließlich aus 
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China und Japan bezogen, obwohl die Europäer feinen Anbau auch ander- 
wärtd verfucht haben. So feit 1826 die Holländer auf Java. Hier waren 1857 
2,6 DM. mit gegen 15 Mil. Theeftauden bebaut, die 1857 1,734,000, 
1859 1,814,182 Pfund ergaben. So die Engländer in Affam. 1863 waren ſchon 
13,500 Ares mit Thee bepflanzt und 1856/7 wurden bereits 820,000 Pfund 
aus Indien ausgeführt. Indefjen verfchwindet diefe Produktion gegen die von 
China und Japan. Aus China wurden 1865 1,213,341 Piluls, 1866 1,183,042 
Pit., nämlich 990,177 Bit. ſchwarzer, 192,865 Bil. grüner ausgeführt, aus Japan 
1865/6 7,728,073, 1866/7 6,955,931 Pfund. 

Der Kaffee ift vorzugsmweife das Getränf des muhammedantfchen Weftafiens, 
Für den Außenhandel producirt Java in Aften am meiften, nämlich 1865 765,621 
Pitul, 1855 fogar 1,147,016 Bil. In Eeylon war der Werth bes exportirten 
Kaffee's von 1837—1860 von 106,999 Pfd. St. auf 1,574,033 geftiegen; 1865 
nurben 929,202 Gentner, im Werth von 2,347,056 Pfd. St. ausgeführt. Die 
Philippinen erportirten 1865 37,900 Pikuls. — Der Zuder ift in Indien ein« 
heimiſch, von da nah China und durch die Araber nach dem Welten, erft fpäter 
im die neue Welt verpflanzt worben. Auch von diefem Artikel erzeugt Afien mehr 
für den einheimifchen Bedarf, als für den europäifhen Markt. Indiens Zuderaus- 
fahr Betrug 1856/7 1,586,571 Gentner, die von Jana 1865 1,856,857, bie von 
ven Philippinen 882,826 Pilul, die von Siam 1866 64,615 Bil. — Der Tabak 
iR 1617 von den Bortugiefen nad Indien gebracht worden, von ba hat fi der 
Anbau über S.D.-Afien verbreitet. Befonders die Philippinen (Manila) und Java 
führen nad Europa aus. Die erfigenannten Infeln haben 1865 72,650 Gentner 
Blätter und 81,966 Mil. Stüd Cigarren verfandt, Java in dem nämlichen Jahr 
116,748 Bit, (von dem fogenannten Soto). Im türfifhen Aſien wurden von 
Aleppo 1,048,760 Pfund ausgeführt. — Indigo war lange ein Indien eigen- 
thämliches Produkt und ift erſt von da nad Südamerifa verpflanzt worden. Bor 
ver Eröffnung des Handel mit Indien 1814 war bie durchſchnittliche Ausfuhr 
5,600,000 Pfund, 1826/7 ſchon 9 Mill, 1856/7 10,897,930 Pfund.; die von 
Manila 1865 1700 Eentner. In Java forcirten die Holländer den Anbau, fo 
daß 1854 cirka 41/, Mill. Pfd. ausgeführt wurden. Das konnte nicht auf bie 
Dauer erreicht werben. 1865 betrug die Ausfuhr nur noch 904,748 Pfb., obgleich 
fie gegen die vorausgehenden Jahre wieder im Zunehmen war. — Opium ift 
ein Hauptausfuhrartifel der Engländer aus Indien nah China geworben. 1767 
wurden nur 200 Kiflen, 1790 ſchon 4054 ausgeführt. 1855 53,321, 1856/7 
72,385 Kift. In China betrug die Gefammteinfuhr 1866 64,516 Pil., im Werth 
von 34,838,640 Taels (1 T. — 6 sh. 8 d. = 21/, Thaler). 

Bon Gewürzen ift ver Zimmt Ceylon vorzugsweife eigen, doch erportirt 
auch Java (1857 240,379 Pfund), Aus Ceylon wurden 1865 850,973 Pfund 
im Werth von 120,678 Pfo. St. ausgeführt. China zieht den von Codindina 
dor und führt nad Crawfurd gegen 300,000 Pfo. jährlih ein. Die Holländer 
hatten den Anbau von gewiffen Gewürzpflanzen anfänglid auf die Mo— 
Inffen beſchränkt und dieſelben überall fonft ausgerottet, um ſie im Preife zu 
halten. 1786 gewannen fie von 660,000 Bäumen 500,000 Pfo. Mustatnüffe 
und 1/, Mil. Pfd. Musfatblüthen. 1856 betrug ber Ertrag an Nelfen auf 

617,250 Pfd., der der Nüffe auf Banda 1857 701,448, der Blüthe 
174,047 Pfd. Jetzt werden indeſſen diefe Gewürze auch auf den anderen Inſein 
gezogen. Die Engländer hatten 1845 in Pinang und Wellesiey 70,000 Bäume 
gepflanzt, die 1847/8 276,000 Pfd. Nüffe und 88,133 Pfo. Mustatbläthen 


! 
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trugen; die Pflanzungen in’ Singapore Tieferten 901,200 Pf. Muslatnüffe und 
246,513 Pfd. Musfatblüthen. Der Berfuh, Gewürznelten hier anzubauen, miß- 
lang. Dagegen erzielte man bier ſchwarzen Pfeffer 1848 fhon 30,923, 
1865 180,000 Pikul, während in Indien und Java Anbau und Ausfuhr diefes 
Gewürzes bis in die legten Iahre im Abnehmen war. 

Biele Produkte von geringerer Bebentung, wie bie Arefa- und Betelnuß, das 
Tealholz in Malabar, Birma, Siam u. ſ. w. und andere Schiffsbauhölzer, das 
Sanvdel, Sapan (von Manila wurden 1865 45,500, von Siam 88,618 Pilul 
ausgeführt) und andere Räucher- und Färbehölzer, ven Kautſchuk u. f. w., müffen 
wir übergehen. 

Was das Thierreich betrifft, fo ift zunächſt die Rindviehzucht in Aſien 
viel weniger verbreitet, als in Europa. Religiöſe Borurtheile der Inder und 
Buddhiſten verbieten den Genuß von Rindfleifh; das Rind dient mehr nur als 
Laftthier und beim Aderbau; in China läßt ſchon die große Uebervölferung das 
Halten der größeren Säugethiere nicht zu. — Durch ihre Pferdezucht find befon- 
ders die Araber (vgl. den Artikel „Arabien”) und Turkmanen berühmt; in Indien 
find die Pferde ſchon fhlehter, in China ganz ſchlecht, obwohl in der Mongolei 
große Taiferliche Stutereien beftehen. — Efel und Maulthiere gedeihen befier in 
wärmeren Gegenden und find befonders in Berfien gefhägt. — Das ein- und 
zweihöderige Kameel dient den Nomaben und Handelskaravanen, jenes mehr im 
ebenen, heißen, fanbigen Berfien, Arabien und Hinboftan, diefes im kälteren Nor- 
den. — Der Elephant ift Border- und Hinterindien und wenigen Infeln vorzugsweife 
eigen. — Das Rennthier ift der Gefährte mehrerer ſibiriſcher Stämme, während in 
anderen Gegenden biefes Landes Hunde feine Stelle vertreten. — Auf den höchſten 
Höhen des Himalaya ift das Schaf das letzte Laftthier. Gentralafien, auch Perfien 
bat das Schaf mit dem Fettſchwanze; Hammel werben von den Nomaden Aflens, 
ben Arabern, Mongolen, Kirgifen vorzugsweife gezogen und find die Hauptloft 
bei diefen Bölferfhaften. Die bergigen Gegenden Weftafiens nähren die Angora=, 
Tübet die Shawl⸗Ziege. — Der Schweinezucht tritt in Weltaften ber Islam 
entgegen. Auch in Japan wirb das Schwein verabfheut, in China dagegen gehört 
fein Fleiſch zu den widtigften Nahrungsmitteln. — Die Chinefen, mehr noch bie 
Japaner, find vorzugsweife Fifchefler, die bubphiftifchen Völker dagegen aus 
religiöfen Orundfägen dem Fifchfang abgeneigt. In Sibirien leben von dem= 
jelben ganze Stämme, Hier und am kaspiſchen Meere wird er auch zur Gewin- 
nung des Kaviar und der Haufenblafe in großem Maßftabe betrieben, — Die 
Perlfiſcherei envlih im Manaar-Golfe bei Ceylon war fonft. eine wichtige 
Einnahmsquelle; 1837 —55 fand jedoch Feine mehr ftatt. Der Ertrag war ein 
fo geringer, daß er die Koften faum zu beden verſprach. Noch 1855 betrug er 
nur 10,922 Pfo. St. bei 2632 Ausgaben. 1859 ftieg er auf 48,266 Pfv. St. 
Man hofft jegt alle zwei Jahre eine ergiebige Fifcherei halten zu Können. Auch 
im perfifhen Golf hat dieſer Artikel nicht mehr die frühere Bedeutung. 

III. Die Bevölkerung Aftens läßt ſich ſchwer beftimmen, befonders wegen ber 
Differenzen in der Schäkung der Einwohnerzahl Cina's, die den Iebhafteften 
Schwankungen unterliegt. Behm (Geogr. Jahrbuch v. 1868 ©. 81) hat fie zu- 
let auf 805,400,000 Bewohner berechnet. 

Was das Raffenverhältniß betrifft, fo gehört die Bevöllerung Afiens, 
wenn man 5 Menſchenraſſen mit Blumenbach annimmt, faft ausfchließlih der 
mongolifchen, Taufafifhen und malatfhen Raſſe — und zwar binfihtlih des 
numerijchen Berhältniffes in ver angegebenen Reihenfolge — an. Dod können 
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mir in den Hanptländern noch Refte einer verbrängten Urbevölferung erfennen, bie 
auch in phyſiſcher Beziehung von den jegigen Bewohnern verfchieden if. So in 
China die Miao-tfe, in Indien die Dravida’s (Sudra’s), im indiſchen Ardipel 
die Negritos, die entfprehend von Chineſen, Ariern und Malaien unterworfen 
worden find. Schon das macht es fehwierig, einen reinen Raſſenthpus beraus- 
yufinden, Dies ift etwa nur noch möglich bei Völkern, die wie die Mongolen in 
einer ununterbrocdhenen Abſonderung fortgelebt’ und fo auch äußerlich die dharal- 
teriſtiſchen Züge erhalten haben. Dod haben fi auch dieſe Völker nicht von aller 
Mihung frei halten können. Die heutigen Chineſen find hervorgegangen aus 
den verjchiedenften Miſchungen, theild mit den erwähnten Urbewohnern, theils mit 
Mongoten, Türken, Zungufen und den jetzt verſchwundenen Siän-pi, die freilich 
alle ver. fogenannten mongoliſchen Raffe angehören. Diefes Mifchvolf bewohnt nicht 
aur China, fondern ift durch Auswanderung über ganz Oftafien und die Infeln 
des Rillen Oceans bis nad) Amerika hin verbreitet. Ihnen zunächft verwandt. find 
te hinterindiſchen Bölfer und die tübetanifhen Stämme Die Ko— 
taner und Japaner, trogdem fie chinefisher Kultur allen Einfluß geftattet 
haben, gehören ſchon ihrer Sprachen nach nicht zu dem chineſiſchen Stamme, aber 
auch nicht zu den fogenannten Tataren, obwohl mit beiden vielfache Verbindungen 
Rattgefunden haben. Auch die dem Erlöfhen nahen Heinen Stämme Nordaſiens, 
die Ramtfhadalen, Korjälen m f. w., möchten ihrer Sprade wie ihren 
Sitten nach ſchwer den eigentlihen Tataren anzureihen fein. Zu diefen gehören 
dagegen die Tungufen, die vom japanifchen bis zum Eismeere, theils auf 
mffichem, theils auf chineſiſchem Gebiete, meift ohne Schrift und höhere Kultur 
ken. Nur die Mandſchu, die jegigen Beherrſcher China's feit 1644, haben 
ine aus dem Mongoliſchen entlehnte Schrift und Ueberfegungen aus dem Chi- 
ueffhen und Tübetanifhen. Die Mongolen, durchweg Nomaden, erfüllen vor- 
wumlih die Steppen und Wüften des inneren Hocdafiens zu beiden Seiten ber 
Gh. Obwohl zerftreut und jegt unter Fremdherrſchaft lebend, haben fie doch in 
Sprache, Sitte, Phyfiognomie weit mehr den Charakter der Einheit behauptet, 
als Tunguſen und Türken, Sie. haben eine reiche budohiftifche theologiſche Lite— 
ratur; ihre Schrift ift von den Dfttürfen (Uiguren) entlehnt. — Der Name ber 
Türken (Tu-tiu) fommt zuerft bei den. Chinefen am Altai 545 n. Chr. vor; 
Jaſſinug der Jüngere ſchickte 569 eine Oefandtfhaft an den, Groffhan ver 
Turfoi. Während ihre Sprache, fo weit fie nicht mit perfifchen und arabiſchen 
Vörtern werfetst iſt, noch den allgemeinen Charakter der tatarifhen Sprachen theilt, 
und bie äfllihen Stämme auch in der Phyfiognomie an die mongolifche Raſſe 
zimern, nähern die weftlichen, wohl in Folge ſtarler Mifhungen mit Kaufaflern, 
ih auch in der Gefichtsbildung diefen. Obwohl feit lange ohne politifhe Einheit, 
derſtändigen fie ſich doch noch alle fo ziemlich. Sie find Muhammedaner mit Aus- 
zbme der Jakuien in Sibirien, die noch Schamanen-Kult haben, und bevienen 
fh der arabifhen Schrift mit Ausnahme ver Oſttürken, welche die uigurifche 
Schrift aus dem ſyriſchen Eftrangelo entlehnten. Die Osmanen, den be 
rühmteften von ihren Stämmen, der feine Herrfhaft in Afien, Europa und Afrika 
ausgebreitet hat, findet man in Kleinafien, ihrem Hauptfig, als fleißige Aderbauer, 
in Europa, wo ihre Zahl geringer ift, meift ald Handwerker und Kaufleute, in 
Aftila faft nur als Beamte und Soldaten, Außerdem gehören zu ven bebeuten- - 
deren türkifhen Stämmen die Uiguren in der Heinen Bucharei und Il, die Turk- 
manen ober Truchmanen, hauptfählih an der Oftfeite des laspiſchen Meeres, in 
Berfien viele Wanderftämme, in Afghaniften die Kizilbaſchen, dann bie Kirghifen 
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unter ruſſiſcher und chineflfcher Herrſchaft. Die fibirifhen Türken nehmen ben 
ganzen Süpweften Sibiriens als vie Ältefte Bevölkerung ein und zerfallen in 16 
Abtheilungen unter eben fo vielen Namen. Auch im Kaukaſus und Transtaulafien 
figen noch mehrere türkiſche Stämme, hier unter dem Namen ber Tataren belannt. 
Die Baffianen im nörbliden Kaukaſus, die Baſchliren am Süp-Ural u. a. find 
Finnen, Stammgenoffen der Ungarn, die erft fpäter türkifhe Sprade und Sitte 
angenommen haben. Die Samojeden, die zwifchen Ob und Jeniſſei ihren Wohnfig 
haben, zeigen nad Bär mongolifche Schädelbildung, nach Caſtrön eine der finnijchen 
verwandte Sprache. Alle diefe Stämme find ohne Schrift, und fo weit fie nicht 
zur ruffifhen Kirche belehrt find, Schamanenanhänger. 

Die man bie bisher genannten Völker Aftens ſämmtlich zur mongolifchen 
Rafle rechnet, jo werben die Völker des indiſchen Archipels als der malaiſchen 
Rafle angehörig betrachtet. Ihre Zahl beläuft fih kaum auf 30 Millionen. Ihre 
Sprachen auf eine gemeinfame Grundſprache zurüdzuführen, wird faum möglich 
fein. Die Malaten haben mit dem Islam die arabifche Schrift angenonmnen, bei 
den übrigen Völkern haben ſich neben verfchievenen Religionen mehrere Schrift- 
arten, bie wohl mit den inbifchen zufammenhängen, in bejchränktem Gebrauch er- 
halten. Die Bewohner der Philippinen find zum Theil von ben Spaniern zum 
Katholicismus, auf den Moluften viele, auf Iava wenige Einwohner von ben 
Holländern zum Proteftantismus befehrt worben. . 

Die fogenannte kaukaſiſche Naffe begreift zwei Hauptabthellungen. Zu 
ben ariſchen Völfern zählt man zunächſt die Sanskrit redenden Inder. Unter 
den gegen 180 Millionen Indiens (ungerechnet Ceylon mit 2 Mill.) bat fi bie 
alte Urbevölferung (Dravida’s) nod viel reiner erhalten als in China, wo 
Alles mehr zur Einheit drängte. Alle Inder folgten urſprünglich der brahmaniſchen 
Religion, die in eine Menge Sekten zerfallen ift. Daneben find aber in Hinduſtan 
Muhammedaner eingedrungen, bie auch mande Hinbu’s gewaltjam befehrten, fo 
daß ſich bis jekt an 171/, Milltonen zum Islam bekennen. Die darans entftan« 
denen Mifchungen erftreden fi aud auf die Sprache, indem aus der Aufnahme 
arabifcher und perfifcher Elemente das Hindi, Hindui, Hinduftant, Bengali u. ſ. w. 
entftand — bie beiden erflen Sprachen noch mit Devanagarl, die dritte ſchon mit 
arabiihen Buchftaben gefhrieben. Abtömmlinge von Yuswanderern der Urbevölfe- 
rung Indiens find nah Pott die Zigeuner. — Zu ben Ariern gehören ferner vie 
Perfer mit den Kurden und Luren, dann die Afghanen, die Belutfhen und 
bie Urbevölferung In der großen und Heinen Bucharei. Die perfiihen Stämme 
find alle Muhammebaner, die im bentigen Perfien wohnenden meift Schliten, und 
haben in Folge deſſen vie arabifhe Schrift angenommen. Nur ein ſchwacher Reſt 
der alten Perſer, die Parfis (1/, Million) in Südindien befennt fih noch zu. ber 
Religion Zoroaſters. — Der Kaukaſus birgt die verfchlevenften Völkerſtämme; 
einige find türfifchen Urfprungs, andere, wie die Tſcherkeſſen und Lesghier, 
ſchwer zu Haffificiren. Zu ven arifhen Völkern werden bann die weithin zer- 
freuten Armenter gerechnet. Diefe, deren Gefammtzahl Eli Smith auf 3 Mil- 
lionen anſchlägt, haben eigene Schrift, find ortentalifhe Chriften und ftehen 
meift unter ruffifher Herrſchaft. Hierher gehören endlih aud bie europäifchen 
Einwanderer aus alter und neuer Zeit, bie erfteren beſonders im türliſchen und 
ruſſiſchen Aflen, 

Es bleibt uns im fübweftlihen Aften noch ber zweite Hauptflamm der Kau- 
fafier, die Semiten, bie fih von da aud über Norb- und Oft-Afrifa verbreitet 
haben. Der mädhtigfte Zweig ift der der Siv-Semiten over Araber (vgl. ven 
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Artilel Arabien“) nit nur im eigentlichen Arabien, fondern auch am Euphrat 
und an der Südküſte Perfiens; dann die Wanderftämme (Iliat) arabifcher Zunge 
in Perfin. Sie find alle Muhammedaner und haben eine reihe Literatur, wie 
bie Berfer. Bon ten Mittel-Semiten find die Juden (vgl. den Artikel) über vie 
ganze Erbe zerfirent, keine ſelbſtändige Nation mehr; ihre Anzahl in Afien ift ver- 
Kilmigmäßig gering, die meiften finden fi wohl noch im türkifchen Afien, wo 
Ubicini 100,000 rechnet. Bon den Nord-Semiten haben fih nur Meine Refte in 
den Ehalbäern am Euphrat und Tigris, in Syrien in den religiöfen Selten ber 
Drufen u. f. w. erhalten. 

Die räumlide Bertheilung der gefammten Bevölferung ift 
fehr ungleih. Am flärkften bevölkert ift wohl China, wo im Durchſchnitt 6776 
af 1 Q.M. kommen (die höchſte Ziffer zeigt die Provinz Zijann-ffi, nämlich 
18,969, die niedrigfte Jün-nan, nämlich 1137, nad der Zählung von 1842), 
Daun die Länder, die zum chinefifhen Kulturfyftem gehören, Japan, Korea, An— 
nom, Dünn bevölfert find die Wilpniffe der Mandſchurei, die Steppen der Mon- 
golet, das Alpenland Tübet und Hinterindien. Im oftindifchen Archipel ſcheint nur 
Java flarf bevölkert: 13 Millionen, mit 5582 im Durchſchnitt auf 1 DO.-M,; 
anf den Philippinen follen nur 3 Mill. Heltaren bebaut, 24 unbebaut fein. 
Indien ift verhältnigmäßig gut, doch fehr ungleich bevölkert: es famen 1856 nad) 
Thornton’8 Angaben in der Präfidentihaft Bengalen 2700, in Madras 3102, 
im Bombay 1825 auf 1D.-M. Perſien ift nur ſchwach bevölkert; noch ſchwächer 
wohl Arabien, befjer der Kaufafus; Turkeftan nur in einzeinen Dafen, bie afia- 
fie Türkei in den verfchiedenen Theilen fehr verſchieden; am ſchwächſten Sibirien, 
wo auf die D.-M. in Tomsk 150, in Weft-Sibirien 28, im Bezirk Berefow nur 
1 Einwohner kommt. 

Betrachtet man bie Lebensweife ver Bevölkerung, fo nährt bie weit über- 
wiegende Zahl fih vom Aderbau. Die Nomaden nehmen zwar der Natur ihrer 

eſchaͤtigung nad weite Streden ein, verfchwinden aber der Zahl nach neben 
den anderen. Ein Nomabenleben führen theilmeife die Araber, die Mongolen, die 
Kirghifen und andere tatarifche Stämme Sibiriens. Auch in den civilifirteren Staaten 
Afiens treten die ſtädtiſchen Beſchäftigungen weit hinter den Landbau zurüd. Im 
afiatiſchen Rußland hatte 1840 Transkaufaften bei 31/, Mill. Einw. nur 22 
Städte mit 141,164 Einw., Sibirien 57 Städte mit 167,827 Einw, bei 21/, 
Mil. Einw. Diefe Data gelten freilich nicht für die Hauptfulturlänver; es fehlen 
aber die ftatiftifhen Nachrichten, außer von einigen Difiriften Indiens, wo z. B. 
in Rangapur nah Hamilton unter 2,735,000 Einw. 2,066,000 Aderbauer, 
326,000 Gewerbtreibende, dagegen in den Norbweftprovinzen 1851 unter 
23,199,668 Einw. nur 14,724,233 Aderbauer gezählt wurden. Bemerkenewerth 
if die vorherrſchende Neigung zum Landbau, die fid) bei ven Hindu im Gegen- 
fage zu ven Muhammedanern zeigt. Aber aud wo die Induſtrie zahlreiche Hände 
beſchäftigt, iſt dies meiſt nicht ein Zeichen ihrer Blüthe, fondern im Gegen- 
teil ihres rohen Zuftandes, der für die geringfte Leiftung einen unglaublichen 
Zeit und Koftenaufwand in Anfprud nimmt. Unter ſolchen Berhältniffen ift es 
begreiflich, daß der Ueberfhuß der Bobenerzeugniffe unverarbeitet aus bem 
Sande geführt, an die Einfuhr fremder Robftoffe zum Zwedt ber Verarbeitung nicht 
gedacht, und dem Boden felbft nur das Nothwendigfte abgewonnen wird. 

Bas die Hauptſprachen Aſiens betrifft, fo ift die chineſiſche mit 

Gebiet von cirka 500 Mill. die verbreitetfte. Doch muß man nit ver- 
gefien, daß fie in den einzelnen Provinzen dialeltiſch fo verſchieden tft, mie bie 
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romaniſchen Sprachen in Europa. Aus dem Sanskrit find bie neuindiſchen 
Sprachen hervorgegangen, von benen bie verbreitetfle das Hindi, Hinbui und 
Hinduſtani — die Namen wechſeln, je nachdem das Arabifche fi geltend gemacht 
hat — (gegen 50 Mill.) und das Bengali (gegen 30 Mill.) find. Man ſchreibt 
diefe Spraden mit Schriften, die aus dem Indifchen entlehnt find, das Hinbuftani 
benügt das arabiihe Alphabet. Ebenfo die malaifhe Sprade, die auch als 
Weltſprache für den indiſchen Ardipel zu betrachten ift, obwohl fie nur ben Ber- 
kehr mit den Küftenbewohnern eröffnet. Unter den fogenannten tatariſchen Sprachen 
find die türfifhe, unter den femitifhen die arabiſche, unter ben ariſchen 
noch die perfifche hervorzuheben, — die legtere einft, wie das Franzöfifhe in 
Europa, die Sprache der Höfe und Diplomatie in Weſtaſien und Indien, feit ber 
Mongolenherrfhaft in Hinduftan aud die Verwaltungs- und Gerichtsſprache, bis 
fie bier durch die englifche jängt verdrängt wurbe, 

Der Religion nad) find %/, der Bewohner Afiens Heiden; der Reft be— 
kennt fi vorherrfhend zum Islam, 13 Mill. zum Chriſtenthum, gegen 2 Mil. 
find Iuden. Der Zahl feiner Belenner nad fteht der Bupphismus voran. 
Dod muß man unterfheiden zwiſchen ven reinhupphiftiihen Staaten Siam, Laos, 
Birma, Aralan, Ceylon, Nepal und den Ländern des chineſiſchen Staatenfyftews, 
wo er fih nur neben einem andern Glauben Eingang und zeitweilige Dulbung 
verſchafft Hat. 

Die verbreitetfte Religion Aftens ift nähftdem der Brafmaismus mit 
etwa 140 Mill. Anhängern. Er zerfällt in eine Menge von Selten, deren Wilfon 
unter den zwei großen Hauptabtheilungen der Vaiſchnavas und Saivas 53 aufzählt. 
Daneben ragt in Südindien im Lingambienfte die Religion der alten Urbewohner 
und in ber Lehre Nanals, des Stifters der Scheils, der Monotheismus des 
Islam herein. Ihre Zerfplitterung fann übrigens nicht als ein Zeichen des Ber- 
falls gelten, fondern zeugt vielmehr von einem lebendigen individuellen Leben auf 
gemeinfamem Boden. 

Die dritte Hauptreligion Aftens ift ver Muhbammepanismus, in ben 
beiden Selten der Schiiten, befonders in Perfien, Ladakh u. f. w. und ber ftärferen 
ber Sunniten in ganz Weftafien. Kleinere Gemeinden gibt es auch in China, 
der Mandſchurei, Hinterindien. Die Gefammtzahl der aflatifhen Muhammedaner 
wird gegen 80 Millionen geihägt. Auch der Islam behauptet, wie bie beiden 
anderen Hauptreligionen Afiens, im Ganzen bas Gebiet, das er eingenommen hat, 
ohne erhebliche Fortſchrilte oder Rüdjhritte zu machen, während er fi in Afrika 
immer weiter verbreitet. 

Der Shamanismus, ein Geifterbienft mit Beſchwörungen durch Zau- 
berer, herrſchte urfprünglih in ganz Norbafien, dem Hochland von Hiuterafien 
und Nordeuropa; in Hochaſien wid er feit 1000 Jahren bem Islam, in einem 
Heinen Theile Norbafiens dem Buddhismus; beide bergen noch Reſte davon. 

Die geringe Zahl der oben fhon erwähnten Juden und Parfis übergebend, 
wenden wir uns zulegt zu ber Kriftliden Bevölkerung von Afien. In der 
afiatifhen Türkei rechnete Ubicini 1844 2,360,000 griehifhe und armenifdge 
Chriften, 600,000 Lateiner, 70,000 Jalobiten. Zahlreihe Chriften finden ſich 
auch im ruffifhen Afien und im Kaufafus, meift der griechiſchen Kirche ange- 
börig, obwohl zum Theil mit gewiffen Abweichungen, wie ya und Oeorgier, 
In Fndien find alte — fogenannte ſyriſche ober Thomaschriften, unter fih zer- 
fallen, vielleiht 100,000, dann Armenier — und neubelehrte Katholilen und 
Proteftanten; Katholiten auh in Hinterinbien und China, von den bortigen 
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Miſſtonäͤren belehrt, während pie proteſtantiſchen Miſſionen bier noch feinen 
Erfolg aufzuweiſen haben. Am durchgreifendſten verfuhren Portugieſen und Spa- 
nier; d. Minutoli rechnete 1854 in den portugiefifhrinbifhen Befigungen 232,213 
Katholilen unter 406,563 Einw. Die Spanier auf den Philippinen haben, fo weit 
ihre Herrfchaft reichte, ſchon längft die Einwohner befehrt; den Holländern gelang 
nur auf den Moluffen; oft war ihr Auftreten der Ausbreitung des Chriften- 
thums mehr binderlic als förderlich, wie auch das der Engländer in Indien. 
Literatur: Bor Allem Karl Ritter’s Afien. Berlin 1832—55. 17 Bde. 
wit Namen- und Sadregifter von Ideler und Müller. 2 Bde. Dann A. de 
Humboldt, Asie centrale. Paris 1843. 3 vols. Deutſch mit Zufägen von 
B. Mahlmann. Berlin 1844. 2 Bde. Werner Dr. I. H. Plath’s Afien in 
Bappäus Handbuch der Geographie und GStatiftil, Zweiten Bandes dritte Ab« 
teilung. Leipzig 1864. — Klöden, Handbuch ber Erdkunde Banb 3. Berlin, 
Veidmann 1862. Für Einzelnes Behm's Geographifces Jahrbuch 1867 und 
1868, und Betermann’s Mittheilungen. 
Mit Benugung des Artiteld von Plath. 
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Afyirecht. 


Anl im Allgemeinen ift der Ort, wo man vor feinen Berfolgern Sicher- 
beit findet. Es macht hierbei feinen Unterfchied, ob die Verfolger die Organe einer 
Privatrahe ober ber öffentlichen Rehtsorbuung, ob fie Stammesgenoffen !oder 
Fremde find, ob fie im Krieg oder Frieden mit den Berfolgten leben — es ift 
des Recht des Afyls, ihrer Berfolgung Schranken zu fegen. 

I. Der Begriff des fogenannten ſtaatsrechtlichen Afyls ift eine Kon- 
nen; des Begriffes der Rade, und zwar eine nothwenbige Konſequenz desſelben. 
& lange ein Bruch der ——— beſtraft, ſondern gerächt wird, iſt 
d ein dringendes Bedürfniß, daß es Orte gibt, wo man vor jeder Rache ſicher 
if, Denn nur dadurch wird überhaupt die Möglichkeit geboten, einer ungerechten 
oder übermäßigen Rache zu entgehen. 

Die vorftehende Betrachtung erklärt es, warum das innere ſtaatliche Afylrecht 
in den Anfängen der Rechtsentwidelung aller Völker wiederkehrt. Die Rache ift 
nämlich der rohe Anfang der Strafre;tspflege. Anfänglich fühnt nur die Privat- 
she die gebrochene Rechtsordnung, aber auch nachdem dieſe Sühnung auf bie 
Geſammtheit übergegangen ft, firaft man zumächft nicht, fonbern rächt. So müſſen 
denn die Priefter als die Verlünder des göttlichen Rechtes dem Uebermafe biefer 
Ruhe entgegentreten, indem fie verlangen, daß an ihren Altären, an ben Pforten 
ihrer Tempel, Mofcheen oder Kirchen jede Rache und jede Nacheile aufhöre. Das 
Unrecht iſt demnach weſentlich an die der Oottesverehrung geweihten Orte, über 
haupt an bie loei religiosi geknüpft: die Achtung desſelben beruht alfo auf ber 
gemeinfomen religiöfen Anfiht und reicht micht weiter, als dieſe Gemeinfamfeit 
derhanden iſt. Das Berfahren der Kreuzfahrer in Jeruſalem und des Tilly'ſchen 
deeres in Magdeburg liefern Beweife für Iegtere Behauptung. Je mehr die Rache 
ver Gefammtheit zur Strafrehtspflege, und je mehr ferner diefes Recht von reli- 
güöfen Einflüffen befreit wird, befto mehr verringern ſich die Zahl und die Be— 
deutung der Afyle. Bei den Aiylen der hriftlihen Kirche im Mittelalter finden 
dit insbeſondere die Erſcheinung, daß ſich mit der fleigenden Entwidelung zunächſt 
Ne Ratur ihres Schutzes verändert und Jurisdiktion Über den Flüchtling im Aſyle 
12* 
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geübt wird. Gewiſſe Verbrecher werben allmählig dem weltlihen Richter audge- 
liefert, welcher eiblich gelobt hat, feine Leibes- oder Lebensftrafe über viefelben zu 
verhängen. Es hängt biefe Erſcheinung mit dem Umftande zufammen, daß bie 
mittelalterlihen Staaten die Rechtspflege nit als ihr mefentliches Attribut be- 
trachteten, vielmehr Jurisdiktion und Afylreht an ftäbtifhe Korporationen, ja bis 
zu einem gewiffen Grabe felbft dem Haufe des freien Mannes einräumten. Die 
Flüchtlinge der mittelalterlihen Afyle ftanden zugleich unter der Gerichtsbarkeit ver 
ihnen Schuß Gewährenden. Dies zeigt fih aud darin, daß biefer Schuß aufhörte, 
fobald die Schüglinge eine verbrecherifhe Handlung im Afyle felbft begingen. Wer 
den Frieden des Afyles bricht, wird ausgeliefert ober verurtheilt, 

Es bedarf feines Beweifes, daß diefe Verhältniffe im modernen Staat nidt 
fortbeftehen konnten, da diefer den Schuß feiner Rechtsordnung als das ihm allein 
zuftehende Recht und zugleih als feine wefentlichfte Pflicht betrachtet. Weltliche 
und kirchliche Afyle innerhalb des Staates, auf deſſen Gebiete das Verbrechen 
begangen wurde, Haben in unferen Zeiten aufgehört zu eriftiren. Selbſt bas 
Defterreihifche Konkordat vindicirt den Kirchen nur ein fehr bebingtes und fehr 
beſchränktes Afylreht. Immerhin bleibt Art. XV, des genannten Konforbates ein 
höchſt harakteriftiiches Symptom für die Zähigfeit, mit welder bie Kirche mittel- 
alterlihe Rechtsanſprüche fefthält. Auch das Haus und die Equipage des Gefanbten 
gewähren in chriſtlichen Staaten dritten Perfonen, welche nicht zur Geſandtſchaft 
gehören, fein Aſyl mehr. *) 

II. Wohl aber muß die Verfolgung jedes Verbrechers aufhören, ſobald ber- 
jelbe das Gebiet eines fremben Staates erreicht hat. Die Ergreifung eines Ber- 
brechers auf fremdem Gebiete wäre, wenn fie ohne Einwilligung des betreffenven 
Staates gefhähe, ein empfindlicher Eingriff in beffen Souveränetät und würde 
in unfern Tagen ſchwerlich ungeahndet bleiben. In dieſem Sinne bildet jeder 
Staat ein natürliches Aſyl für frembe Verbrecher. Ein berartiges völlerredt- 
liches Afyl entjpriht aber fo fehr dem modernen Rechtsbewußtſein, daß die früher 
nicht feltenen Berlegungen dieſes Aſylrechts gegenwärtig faft ganz aufgehört Haben 
und daß es heutzutage feine verhaßteren Berträge gibt als die Kartells, melde 
den Beamten eines fremden Staates geftatten, einen flüchtigen Verbrecher eine 
Strede weit auf unfer Gebiet zu verfolgen. 

Bei dem früher fehr geringen Berkehr der Staaten unter einander und ber 
Negation jeder Gemeinfhaft unter denfelben war aber mit der eingetretenen Unmög- 
lichkeit der Weiterverfolgung von Seiten des Staates, wo das Verbrechen begangen 
war, zugleich jede Berfolgung des betreffenden Verbrechens zu Ende. Der Ber» 
breder fand in dem fremden Staate ein fo zu fagen abfolutes Afyl. Denn jeder 
Staat betradtet den Brud ber Rechtsordnung feiner Nahbarftaaten als etwas 
ihm durchaus Gleihgültiges — ein Standpunkt, auf welhem England und bie 
Bereinigten Staaten bis vor Kurzem ftehen geblieben waren. 

Die mobernen Staaten haben fid hingegen von dieſer Anfhauung losgefagt: 
fie erfennen vie Pfliht an, ſich gegenfeitig in der Aufrehthaltung ihrer Rechte- 
ordnungen zu unterftügen und zu biefem Ende fih auswärtige Verbrecher unter 
einander auszuliefern. Dennody werden nicht alle Bergehungen gegen bie Redhts- 
orbnung bes Auslandes auch im Inlande verfolgt — aus Gründen, welche in 
dem Artikel „Auslieferung“ näher erörtert find. Hier Haben wir nug bie Thatfache 


*) Dergleiche Näheres namentlich auch über das Aſylrecht der Konfulargebäude auf türkt 
Boden in dem Artikel „Egterritorialität®, Ilse ſularg j Icpen 
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h tonftatiren, daß bie meiflen Staaten der Gegenwart fogenannten politifhen 
erbredern, ſowie denjenigen, welde fi im Auslande nur 
eines Bergehbens oder einer Webertretung ſchuldig gemadt 
haben, ein Aſyl in dem Siune gewähren, daß fie diefelben 
neder im Inlande beftrafen noh den Behörden besjenigen 
Staates ausliefern, gegen befjen Rechtsordnung die betreffen- 
ven Leute fi vergangen haben. 

Dies völlerrechtliche Kot ift eine Konſequenz der ftaatlihen Souveränetät, 
welhe einerfeits der fremden Berfolgung Halt gebietet, aber andererfeit® auch bie 
fremden Flüchtlinge ihrer eigenen — unterwirft. Daher unterſtehen ſolche 
Füchtlinge nicht nur im Allgemeinen den Geſetzen des Aſylſtaates, ſondern fie 
nüſſen ſich auch bie beſondern Maßregeln gefallen laſſen, welche derſelbe gegen ſie 
wr Sicherung feiner Nachbarſtaaten vor weiteren Angriffen ergreifen zu müſſen 
Jaubt. Selbftverftändlih erfolgen derartige Vorkehrungen nur gegen politifche 
Füchtlinge, von denen man die Fortfegung feindfeliger Unternehmungen gegen 
iinen beftimmten Staat beforgt. Es wird den Flüchtlingen ſolches gewöhnlich da⸗ 
derch unmöglich r machen gefucht, daß man fie zwingt, ihren Aufenthalt entweder 
im Innern des Landes überhaupt, oder an einem beftlimmten Orte vesfelben zu 
nehmen, fie internirt, beziehungsweife Tonfinirt. 

Endlich Hat jeder Staat kraft feiner Souveränetät das Recht, fremde Flücht- 
Inge von feinem Gebiete auszuweiſen. 

In dem gefchilverten Umfang und mit den angegebenen Wirkungen wirb das 
zmentih für politiſche Flüchtlinge wichtige Afylrecht von den modernen Staaten 
im Allgemeinen, fowie insbefondere von den deutſchen Staaten nit-deutfhen Staaten 
jgenüber geübt. Im Verhältniß der zum ehemaligen deutihen Bunde gehörigen 
Staaten unter einander gibt es dagegen fo gut wie fein Aſylrecht. Es ift dies 
eine Folge des Bundesbeſchluſſes vom 26. Januar 1854, deſſen Inhalt in bie 
Ödepgebung der genannten Staaten übergegangen ift und deſſen Wirkungen ba- 
ber auch mach Auflöfung des deutfhen Bundes ungefhmälert fortvauern. In Aus- 
führung des genannten Beſchluſſes gewähren die deutfhen Staaten nur bei Ab» 
abendefraudationen und der Uebertretung von fonftigen Finanz» und Polizeigefegen 
iin gegenfeitiges Aſyl: bei allen übrigen Verbrehen und Vergehen findet Aus« 
leferung ſtatt. 

II. Es iſt ſchließlich noch zu erwähnen, daß auch das Völkerrecht im Zu- 
Rande des Unfriedens den Begriff des Aſhlrechts kennt. Unterbrechung einer feind- 
ihen Berfolgung ift die Wirkung auch diefes Aſhlrechts. Man bezeichnet nämlich 
tie Berechtigung der neutralen Staaten, den auf ihr Gebiet Üübertretenden Truppen 
äner Rriegspartei Schug zu gewähren, als das Aſylrecht derfelben. Dieſes Afyl- 
recht iſt eine Konſequenz der ftaatlihen Souveränetät und zugleih der Neutralität 
kr betreffenden Staaten. Es hat daher für die Truppen, welde von ihm Gebraud) 
naden, ganz analoge Wirkungen wie das völlerrechtliche Afyl für politiihe Flücht- 

ge. 


Der neutrale Staat pflegt ſolche Truppen zu entwaffnen und bis zum Ende 
zes Rrieges zu interniren. Eine Ausweifung derſelben hingegen würbe eventuell 
as Berflärtung einer feindlichen Partei und fomit als Verlegung der Neutralitäts- 
ihten zu betrachten fein. 

Literatur: Bol. ftatt Allem: Mohl, Staatsreht, Völlerreht und Politik 
16, 637—764 und die bafelbft ©. 639 u. 640 angeführten Säriften. 
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Aufenthaltsrecht. 


Unter Aufenthaltsredht im engern Sinne verftehen wir das Recht der Staats- 
angehörigen und Fremden, innerhalb des Staatsgebiet? den Ort des Aufenthalts 
frei zu wählen, alfo auch ven bisherigen Aufenthaltsort zu verlaffen und mit einem 
andern zu vertaufchen. Wir unterfcheiven davon einerfeitd das Recht der Nieber- 
laffung over der Freizügigkeit, worin nicht nur die Freiheit enthalten ifl, ven Aufent- 
haltsort zu wählen, fondern auch dafelbft Heimathrechte zu erwerben, und anberer- 
feits das Recht der Auswanderung, d. h. das Staatsgebiet zu verlaffen. (Siehe 
die Artifel Auswanderung, Niederlaffung.) 

Das Aufenthaltsreht enthält zwei Elemente in fih, bie ſich gegemfeitig er- 
gänzen und deren Gewährung erft dem Individuum bie Freiheit, fi zu bewegen, 
garantiren. Das eine mehr negative Element des Aufenthalsredhts befteht darin, 
daß der Staatsgewalt nicht die Befugniß zufteht, Jemanden das Recht bes Auf- 
enthalts innerhalb des Staats wider feinen Willen zu entziehen. In Bezug auf 
Staatsangehörige ift heute in allen Staaten anerkannt, daß Ausweifung unzuläfftg 
ift und felbft gegen Verbrecher wird heute die Landesverweifung ald Strafe nicht 
mehr angewandt. Wohl aber hat der Staat jegt noch das Recht, Ausländer, die 
fih in feinem Gebiete aufhalten, des Landes zu verweifen. Ueber bie innere Be— 
gründung und die Orenzen viefes Rechtes fiche ven Artikel Fremde, Frembenredt. 

Der Staatsangehörige aber fol nicht nur gefhürt fein gegen Ausweilung 
aus feiner Heimath, er fol aud ven pofitiven Inhalt des Aufenthaltsrehts ge- 
nießen, das Recht, uneingefchränft fi den Ort des Aufenthalts wählen zu können. 
Darin beſteht eine ver erften und ummittelbarften Aeußerungen ber perjänlichen 
Vreiheit des Menſchen. Die freie Törperlihe Bewegung nach * Richtung muß 
ihm zuſtehen, eine Feſſelung an die Scholle iſt partielle Sklaverei. Dieſes natür- 
liche Recht darf nur dann Beſchränkungen unterworfen werben, wenn ber freie 
Gebrauch des Rechts beveutenvde Gefahren für das äffentlihe Wohl mit fih führt 
und wenn bie angewandten befchräntenden Mittel in der That die Nachtheile zu 
verhüten im Stande find. Jede Beſchränkung muß eine Ausnahme fein und fich 
beftimmt rechtfertigen laffen. In allen civilifirten Staaten ift heute die Aufent- 
baltsfreiheit im Principe anerfannt, aber in den meiften beutfchen Staaten ift fie 
erft durch die neufte Gefepgebung zur Wahrheit geworben. Der Poltzeiftant des 
18. und 19. Jahrhunderts hatte den Mifbraud, der mit der Bewegungefreiheit, 
wie mit jeder Freiheit getrieben werben kann, fo fehr gefürdtet, vie Gefahren, 
bie daraus für das öffentliche Wohl entftehen können, für fo bedeutend gehalten, 
daß er ſich berechtigt glaubte, die drückendſten Beſchränkungen aufzuerlegen. Wir 
ſprechen bier nicht von ben Gefahren und Nachtheilen, welche die dauernde Nieber- 
laſſung und damit der Erwerb der Heimathörehte für das allgemeine Staats- 
interefje und das befondere der Nieberlaffungsgemeinde mit fi bringen kann; wir 
ſprechen nur von der einfachen DOrtveränderung und dem Aufenthalt. Der Staat 
glaubte verpflichtet zu fein, fi von jever Reife innerhalb feines Gebietes zu umter- 
richten, deren Ziel und Berlauf, die Perfon des Reifenden und feine Zwede zu 
fennen und zu fontrolliven. Zur Ausführung biefer Ueberwahung wandte man 
dreierlei Vorkehrungen an, die alle viele Kräfte in Anfpruh nahmen und doch nur 
fehr unvollfommen ihren Zwed erreichten. Jeder, der feinen Aufenthaltsort ver- 
ändern wollte, war genöthigt, fi von der Polizei eine fchriftlihe Urkunde über 
feine Berfon, feine Reife und deren Zweck ausftellen zu laſſen. Neben dieſem Paß - 
zwang, und aud nod, nachdem derſelbe für die Neifen im Inlande gefallen war, 
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befand die Verpflichtung eines Ieden, der fih an eimem Orte aufbielt, ohne ba- 
ſelbſt heimathberechtigt zu fen, von ver Ortspolizeibehörbe eine Beichelnigung, eine 
Aufenthaltsltarte, zu haben, daß feinem Verweilen an biefem Orte während ber 
gegebenen Zeit nichts im Wege fände. Als dritte Maßregel beftand die Anzeige» 
pflicht aller derer, in deren Wohnung ein Fremder Nachtquatier nimmt, die An: 
weſenheit und die Berhältniffe der Fremden zu melden. War der Neifenve hier- 
dur läftigen Berpflihtungen unterworfen, deren Umgehung jedem wirklich gefähr- 
lichen Indivlduum nicht allzu ſchwer war, fo hatte die PVolizeibehörbe dadurch zu⸗ 
gleich die Mittel in der Hand, jebem Ortsfremden den Aufenthalt an dem be- 
Drte zu verbieten. Durdy vie Verweigerung der Aufenthaltsfarte konnte 
fie die poligeiliche DOrtsverbannung eintreten laffen und durch Erekutionsgewalt 
viefelbe erzwingen. Durch die neueſte Gefeggebung iſt nun diefe Willfürgewalt der 
Peltgeibehörde aufgehoben und die Befugnig einer Ortsverbannung an fefte und 
engbegrenzte Borausfegungen gefnäpft worden. Dur das Badiſche Geſetz über 
Aufenthalt und Nieberlaffung vom 4. Ditober 1862, die Gefege des Norddeutſchen 
Bundes vom 12. Dftober und 1. November 1867 und durch das Bayhriſche Geſetz 
vom 16. April 1868 ift die Berpflihtung zu einem Retfepapier für eine Reife 
innerhalb des Staatsgebiet? und zu einer Aufenthaltsfarte für den Aufenthalt 
weggefallen. Die Berpflichtung zur Anzeige der Uebernachtenden und Neuanziehen- 
ven iſt zwar beibehalten worben, aber deren Berfäumniß fann niemals mit bem 
Verlufte des Aufenthaltsrechts, fondern nur mit Polizeiftrafe geahnbet werben. 
Ausweifung Tann nur unter beftimmten Boransfegungen ftattfinden, wenn ber 
Fremde wegen mangelnder Unterhaltsmittel der Einwohnerſchaft zur Laft fällt; 
wenn er innerhalb einer beftimmten Zeit vorher beftraft worben ift und beshalb 
für die öffentliche Ordnung und Sicherheit in befonderm Grade gefährlich er- 
Iheint u. ſ. w. (Siehe Baden 8 5, Norddeutſcher Bund Gef. v. 1. Nov. 1867 
53-6, Bayern $ 45. In dem letztern Geſetz ift die Zahl der Borausfegungen 
am größten.) — Der Befig von 2egitimationspapieren, Päſſe, Paßlarten, kann 
nach dem Geſetz des Norbdeutichen Bundes vom 12. Oftober 1867 $ 10 nicht 
mehr gefordert werden. Nur fo weit Vorſchriften beftehen, welde von gewifjen 
Kaflen von Gewerbtreibenden den regelmäßigen Befig ſolcher Papiere fordern, wie 
von Hauſtrern, oder welche Legitimationsurtunden als Zeugniffe über bisherige 
Dienftverhältwiffe verlangen, wie die Dienftbücher ver Dienftboten, Seefahrtsbücher 
ver Matrofen, werben dieſelben von dem erwähnten Geſetz nicht berührt. Außer 
viefen Arten von Legitimationspapieren Finnen in Baden und Bayern von allen 
Öewerbsgehülfen und Handwerksgeſellen Reiſeurkunden verlangt werben. (Baden 
Polizeiftvafgefeg von 1863 8 47, Bahern Polizeiftrafgefeg von 1861 Art. 78.) 
So ift die Aufenthaltsfreiheit gefihert vor willfürlihen Beſchränkungen und 
doch die Wahrung der Interefien des Staates und der Gemeinde möglib gemadıt. 
Über die Ausübung des Aufenthaltsrechts fett ſelbſtverſtändlich die Fähigkeit zum 
felbfländigen Handeln vorans. Iſt Iemand durch einen öffentlihen oder privat- 
tehtlichen Grund dauernd oder momentan in der freien Ausübung biefes Rechts 
gehindert, fo wird dadurch das Princip der Aufenthaltäfreiheit nicht verlegt. So 
iſt durch Gefeg der Ehefrau in Folge ihrer Unterorbnung unter den Ehemann, 
den Kindern in väterliher Gewalt in Folge ihrer Unterordnung unter den Vater, 
ven Beamten in ihrer Verpflichtung, zur Ausübung ihres Amtes an einem bes 
Rimmten Drte zu wohnen, u. f. w., die Freiheit ven Aufenthalt zu wählen ge» 
nemmen. 


derner laun dieſe· Freiheit durch richterliches Urtheil beſchränkt oder aufgehoben 
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fein. Abgefehen von den eigentlihen Freiheitsſtrafen wird bie Stellung unter 
polizeiliche Aufficht als außergewöhnliches Sicherungsmittel verhängt. Sie tritt ein 
entweber als Fölge der Berurtheilung in gewiffe Strafen oder nah ausdrücklicher 
richterlicher Anordnung. Der unter polizeilicher Aufſicht Stehende darf einen be- 
ftimmten Bezirk entweder nicht verlaffen (Confination, Berftridung, jo nach Babi- 
ſchem Strafgefegbuh $ 25 u. ff.), oder aber er darf an ben Orten, wo feine An- 
wefenheit gefährlich erfcheint, fih nicht aufhalten und ohne befondere Erlaubnif 
während der Nacht feinen Wohnort nicht verlaffen (Preußen Strafgefegbud $ 26 
u. ff. Bayern St.G.B. Art. 36 u. ff.). Diefe Maßregel enthält eine fo ſchwere 
Beſchränkung der perfönlichen Freiheit, daß fie nur in Folge eines richterlichen 
Urtheils eintreten, ber Poltzeibehörbe aber niemals die Befugniß eingeräumt fein 
folte, fie zu verhängen, felbft nicht gegen beftimmte Klaffen von fiherheitsgefähr- 
lihen Individuen, wie Bettler, Bagabunden, lüverlihe Dirnen u. f. w. (Anderer 
Anfiht R. v. Mohl Präventivjuftiz 3. Aufl. ©. 216 u. ff. S. 526 m 
u 


. Auslieferung. 


Auslieferung im technifch-juriftifhen Sinne tft die durch die Behörden eines 
Staates an die Behörden eines andern Staats auf deſſen Verlangen erfolgenve 
Ueberantwortung von Ausländern, welche ber reflamirende Staat wegen einer Ber- 
legung feiner Rechtsordnung angefchuldigt oder verurtheilt Hat. 

In diefer Definition find die Merkmale enthalten, melde die Auslieferung 
heutzutage in der Regel trägt. Dod find die Grunpfäge über Auslieferung 
unter den modernen Kulturftaaten noh nit fo konſtant geworben, daß fid 
eine Definition geben ließe, welche auf alle Fälle paßt und zugleich die für die 
Mehrzahl der Fälle harakteriftifhen Merkmale enthielte. Zur näheren Erläuterung 
diefer Bemerkung mag ber weitere Berlauf unferer Darftellung dienen. 

I. Auslieferungen in dem erwähnten Sinne kommen ſchon feit frühen Zeiten 
vor, aber fie find meiftens eine Sache ver Zufälligkeit, eine Folge der Furcht ober 

‚ ber Intrigne. 

Die Kulturftaaten des Altertyums waren viel zu felbftgenügfam und blidten 
mit viel zu großer Geringfhägung auf bie fie umgebenden Barbaren herab, um 
ein geregeltes Recht der gegenfeitigen Auslieferung herausbilden zu können. 

Das Mittelalter konnte ſchon deshalb feine gegenfeltige Auslieferungspflicht 
entwideln, weil e8 fidy nicht zum Staatsgedanfen im modernen Sinn aufzufhwingen 
vermochte, 

Allerdings finden wir am Schluß besfelben bereits Auslieferungsverträge, 3. B. 
den Vertrag wegen gegenfeitiger Auslieferung ver Uebelthäter zwiſchen König Karl V. 
von Franfreih und dem Grafen von Savoyen vom 4. März 1376. Über bver- 
artige Berträge blieben vereinzelte Erfcheinungen bis etwa zur Mitte des vorigen 
Jahrhunderts. Seit diefer Zeit begann namentlich Frankreich eine Reihe von Ber- 
trägen abzufhließen, in melden die gegenfeitige Auslieferung folder Individuen 
ftipulirt war, melde nad) Begehung eines ſchweren Verbrechens in einem Bertrags- 
ftante fih auf das Gebiet des andern Vertragsſtaates geflüchtet hatten. Derartige 
Berträge — freilich mit großen Abweihungen im Einzelnen unter einander — 
find unterbeffen immer häufiger geworben und es gibt heutzutage keinen Kultur- 
ftaat mehr, welcher nicht Auslieferungsverträge abgefchloffen Hätte. 

So mußte denn auch an die Wiffenfchaft die Frage herantreten, wodurch und 
in welchem Umfange ſich eine gegenfeitige Auslteferungspfligt der Staaten prin = 


u, 
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cipiell rechtfertigen laſſe. Diefe Frage wollen wir zunächſt erörtern, ehe wir 
sub III. darlegen, in welcher Weife die Auslieferungspflicht in dem pofitiven Rechte 
der Gegenwart begründet ift. 

I. Die principielle Begründung der gegenfeitigen Auslieferungspflicht der 
Staaten, fowie die richtige Begrenzung dieſer Pflicht ift im erſchöpfender Weiſe 
durch Mohl erfolgt in feiner trefflichen Abhandlung über die „völlerrehtliche Lehre 
vom Aſyle“. (Bergl. v. Mohl, Staatsreht, Bölkerreht und Politik. I. ©. 637 ff.) 
Ridfihtlih des Details auf diefe Abhandlung verweifenn, müflen wir uns bier 
mit einer kurzen Hervorhebung ber Hauptpunfte begnügen. 

Es kann zunächſt feinem Zweifel unterliegen, daß von einer Auslieferungs- 
licht überall da feine Rede fein kann, wo bie eigene ſtrafrechtliche Kompetenz 
eines Staates begründet ift. Es tft dies eine Komfequenz der flaatlihen Souverä- 
netät. Die Aufrehterhaltung der eigenen Rechtsordnung iſt bie erfte Pflicht jebes 
Staates; er kann die Sühnung eines Bruches derſelben nicht fremden Behörden 


iberlaffen. 

Ueber dieſes Princip herrſcht Feine Meinungsverſchiedenheit; befto größer aber 
über ven Umfang der firafgerichtlichen Kompetenz ber einzelnen Staaten. Während 
man einig darüber ift, daß jeder Staat berechtigt ei, jedes auf feinem Gebiet er- 
jelgte Delilt zu beftrafen, mag es von einem Inländer oder einem Fremden be— 
jungen worben fein, bivergiren die Anfihten darüber, ob und wie weit man über 
dieſes fogenannte Territorialitätsprincip hinausgehen müſſe. Eine eingehende Er- 
irterung dieſer legteren Frage kann hier nicht erfolgen; es genüge feftzuftellen, 
dej faft alle Staaten der Gegenwart bei dem reinen Zerritorialitätsprincip nicht 
fehen geblieben find. Aber eben weil vie Ueberſchreitung bes Territorialttätsprin- 
cis in verfchiedener Weife geihah und noch jest unter fonft gleihen Umſtänden 
in auswärtiger Berbredher von dem einen Staat ausgeliefert und von dem anderen 
im Inlande beftraft wird, ift bie Frage der Kompetenz eines Staates mit der 
or tage Auslieferungspflicgt vermengt und dadurch eine große Verwirrung in 
ber von der Auslieferungspfliht angerichtet worben. 

Es ift daher bier ſcharf zu betonen, daß die Leberfchreitung des fogenannten 
Territorialitätsprincips auf ganz andere Gefichtepunfte zurädzuführen ift, wie 
de gegenfeitige Auslieferungspfliht der Staaten. Der Staat überfchreitet das fo- 
genannte Territorialitätsprincip, weil er durch eine im Ausland begangene Hand⸗ 
Img feine eigene Rechtsordnung bireft bedroht erachtet, er liefert dagegen ans, 
weil er im dem gegen eine frembe Rechtsordnung gerichteten und ihn bireft gar 
nicht verlegenden Angriff eine indirefte Bedrohung auch der eigenen Rechtsordnung 
mibalten findet. 

Die Solidarität des Interefjes aller Staaten an der Aufredhthaltung ber 
Kehtsorbnung jedes derſelben ift nämlich der legte und tieffte Grund aller Aus- 
ieferungspflicht: während bie Ueberfchreitung des Territorialitätsprincips nur eine 
dolge der Erkenntniß ift, daß unfere Rechtsordnung auch durch eine im Ausland 
folgte Handlung bevroht werben Tann. In den meiften Fällen werben wir freilich 
dur die Souveränetät eines fremben Staates an der Beftrafung einer ſolchen 
Handlung verhindert; aber die Beftrafung erfolgt, fobald durch Uebertritt des frage 
Iden Verbrechens auf unfer Gebiet diefer Hinderungsgrund weggefallen ift. 

Ueberfchreitung des Territorialitätsprincipes und grundſätzliche Anerkennung 
ver Auslieferungspflicht ftehen alfo durchaus in keinem inneren Konner. Namentlid) 

es aber nicht an, die Auslieferungspflict gleihfam als eine Steigerung der 

dſatze über die firafgerichtliche Kompetenz der modernen Staaten barzuftellen. 
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Die Grundlage der Auslieferungspflicht ift nicht in den Principien des Strafredhts, 
ſondern im denen des Böllerrechts zu fuchen. Der Staat' A. liefert an den Staat 
B. aus, weil er in internationaler Rechtsgemeinfhaft mit vemfelben fteht. Der 
Gedanke einer folden Rechtsgemeinſchaft involvirt aber mit Nothwendigkeit bie 
gegenfeitige Achtung der Rechtsordnungen derjenigen Staaten, welche in biefer Ge— 
meinfhaft ftehen. Oder um mit Mohl zu reden der Staat A. achtet in der Rechts⸗ 
orbnung des Staates B. einen Theil der Weltrechtsorbnung; er trägt zur Auf- 
rechthaltung terfelben bei, weil er fi als Glied ber internationalen Semeinfehaft 
zur Aufrehthaltung der Weltrehtsorbnung beizutragen verpflichtet fühlt. *) 

In diefer Anfhanung liegt aber auch zugleich eine Begründung der gegen- 
ſeitigen Auslteferungspflicht der Staaten. Jeder Staat ift nur infoweit auszulieferu 
verpflichtet, ald er in ber Berlegung der Rechtsordnung eines andern Staates that- 
ſaͤchlich eine Verlegung der Weltrechtsorbnung zu erbliden vermag und ferner nur 
dann, wenn das Maß ber Strafe, welches den Berbreder im Falle der Aus- 
lieferung treffen würbe, dasjenige Strafmaß nicht Überfchreitet, welches er zur 
Sicherung des vorliegenden Verbrechens für das gerechte hält. 

Es tft nicht zu vertennen, daß eine folde Prüfung der Rechtsordnung umb 
fpeeiell der Strafrechtöpflege eines fremden Staates mit dem Mafftabe der eigenen 
Gerechtigkeit ihre ſehr heille Seite hat. Dennod bat fi der Grundfag bereits 
ziemlich allgemeiner Anerlennung zu erfreuen, daß nur bie pofitiven flaatsredht- 
lichen Satzungen ver Gegenwart noch nicht feft genug ftehen, um vom objektiven 
Standpunkt aus einen Angriff auf biefelben besjenigen Maßes der Strafe für 
würdig zw erachten, welches bie durch biefen Angriff bedrohte Regierung über bie 
Angreifer zu verhängen pflegt. 

Daraus ergibt ſich die Unterfheidung zwiſchen gemeinen und politifhen Ber- 
brechern, die principielle Gewährung der Auslieferung der erfteren, die principielle 
Berfagung der Auslieferung bei legteren.**) 

Berner herrſcht Uebereinftiimmung darüber, daß geringere Angriffe auf bie 
Rechtsordnung eines beſtimmten Staates ald Berlegungen ver Weltrechtsordnung 
nicht betrachtet werben fünnen. Deshalb findet feine Auslieferung ftatt wegen foge- 
nannten Bergehen und Uebertretungen. Fraglicher tft es, ob die Auslieferung der⸗ 
jenigen principiell zu verfagen fei, welche fi, wie Milttärflächtlinge und Deferteurs 
der Ableiftung einer allgemeinen Staatspfliht entzogen haben. Mehl bejaht bie 
Trage unbebingt, aber, wie es uns ſcheint, nicht mit Recht. Namentlid dürfte 
eine Berfagung der Auslieferung Fahnenflüchtiger von Staaten unter einander, 
welche bie allgemeine Wehrpflicht befigen, oder verfelben zuftreben, principiell durch⸗ 
aus unbaltbar fein. 

Weil endlich die Auslieferung nur den Zwed Hat, einen andern Staat in 
ver Aufrechthaltung feiner Rechtsordnung zu unterftügen, fo ließe fih nur prin- 
eipiell rechtfertigen, wenn fie erfolgt auf Nachſuchen des verlegten Stanted. Ge- 
ſchieht eine ſolche Reklamation nicht, fo liegt fein Grund vor, eifriger zu fein 
wie ver verlegte Staat felbft. 

Die Thatfache, daß die Auslieferungspflicht im Völkerrecht ihren Grund bat, 

enblich dahin, das Anfuhen um Auslieferung auf diplomatiſchem Wege zu 
ftellen. Die Ausführung ber bewilligten Auslieferung hat durch die Verwaltungs» 


*) Dal, die Rede des Staatöminifter Nouber im Corps lögislatif vom 4. März 1866. 
*) leber die Borbeugungsmaßregeln des Afylfaates etwaiger weiterer Unternehmungen 
ſolcher politiſcher Flüchtlinge gegenüber vergleiche den Artikel „Afyirecht”. 
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Dies find die Hauptgrundfäge, welche ſich ans einer principtellen Prüfung 
ver Auslieferungspfliht, fowie aus der Natur der Sache ergeben. — Betrachten 
wir nunmehr, im wie weit diefe Grundſätze in der Praris der Gegenwart zur 
Geltung gelommen find. 

II Was zunähft Preußen und die übrigen beutfchen Staaten betrifft, fo 
ertennen fie die Auslieferungspfliht als Folge der Internationalen Rechtsgemein- 
Ihaft im Princip an. Da diefe Staaten ferner nur da ausliefern, wo fie nicht 
ihre eigene ftrafgerichtliche Kompetenz für begründet erachten, fo ift, weil bie bentfchen 
Strafgefege die Inländer auch im Auslande verpflichten (vgl. z. B. Pr. Str. G. B. 
$ 4), die Auslieferung deutſcher Inländer hierdurch principiell ausgefchloffen. 

Ueber die Auslieferung auswärtiger Verbrecher hingegen haben bie genannten 
Staaten mit allen beveutenderen Mächten Berträge abgeſchloſſen. Diefelben ge 
währen aber die Auslieferung im verfchievenem Umfange, je nad) dem Grabe ver 
Intimität, welcher die völterrechtlihen Beztehungen zu ben betreffenden Staaten 
mr Zeit des Bertragsabjhluffes charakterifirte. 

Die deutſchen Staaten (zu weldyen bier auch Defterreidh zu zählen ift) hatten 
fd durch die Wiener Schlußakte zur gemeinfamen Aufrechterhaltung des monarchiſchen 
Princips geeinigt. Ste hatten bamit ben Angriff gegen bie Regierumg eines Ber- 
tagöftantes als gegen bie Regierung jebes Bertragsftantes gerichtet erklärt. Stipu- 
lationen über bie gegenfeitige Auslieferung ihrer politiſchen Verbrecher waren eine 
nothwendige Konfequenz hiervon. Da ferner die Strafrechtspflege der deutſchen 
Staaten auf einer zu gleihmäßigen Entwidlungsftufe fteht, um eine gegenfeitige 
Kritit derfelben durch Nichtauslieferung in beftimmten Fällen gerechtfertigt erfcheinen 
m laflen, fo entfprach der Bundesbefhluß vom 26. Januar 1854, deſſen Beftim- 
umgen Preußen und Defterreih auf ihr gefammtes Gebiet geſetzlich ausgedehnt 
haben, im der That der Natur der Sache. Derfelbe ftipulirte vie gegenfeitige Aus- 
Ieferung politiſcher und gemeiner Verbrecher ſowie Auslieferung wegen Vergehen, 
und da er im die Geſetzgebung ver betreffenden Staaten übergegangen ift, fo dauern 
kine Beftimmungen fort trotz ber Auflöfung des deutſchen Bundes. 

Die heilige Alltanz der Oftmächte betonte gleichfalls die wölferrechtliche Ge- 
meinfhaft verfelben in einer Weife, daß hiedurch eine gegenfeitige Kritik ver flaat- 
lichen Inftitutionen dieſer Mächte ausgejchloffen wurde. Auch bier waren Aus- 
ieferungsverträge bezüglich aller fremder Berbrecher nur eine nothwenbige Ronfequenz. 
So entftand z. B. die preußifch-ruffifche Kartell-Komwention vom 25. Mat 1816, 
welde feitvem fortwährend, zulegt am 8. Auguſt 1857 auf 12 Jahre erneuert 
nurde und die Auslieferung fremder politiſcher und gemeiner Berbrecher fowie 
Auslieferung wegen Bergehen ftipulirt. 

Bas die Formalitäten der Auslieferung betrifft, fo bat die Intimität ber 
völferrechtlichen Beziehungen nicht nur zwiſchen den beutfhen Staaten unter ein⸗ 
ander, fondern aud zwifchen Preußen und Rußland dahin geführt, daß von dem 
!iplomatifchen Wege Umgang genommen wirb und bie Berhanblungen von Behörbe 
u Behörde gepflogen werben. 

Befentlich abweihend geftalteten ſich die Auslieferungsverträge Preußens und 
ter deutſchen Staaten mit ihren weftliden Nachbarn. 

Mit viefen Mächten haben die genannten Staaten nie in fo engen Inter- 
nationalen Beziehungen geftanden, um Verträge über gegenfeitige Garantirung ber 
beſtehenden Staatsform ober des beftehenden Regierumgsiyfteınes mit denſelben abzu⸗ 
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fließen. Die Weftmächte haben vielmehr, wie z. B. feit einigen Decennien 
Frankreich, entweder die Berechtigung einer folden Intimität überhaupt negirt oder 
fie waren wie 3. B. England und bie Vereinigten Staaten bis in bie neuefte 
Zeit no nicht zu der Erfenntniß gelangt, daß es die internationale Pflicht jebes 
Staates fei, zur Aufrechthaltung der Rechtsordnung der übrigen Staaten beizu- 
tragen. 

: Bermöge bes Princips der Reciprocität find demnach in unferm Verhältniß 
zu ben genannten Staaten diejenigen Grundſätze über Auslieferung zur Geltung 
gelangt, weldyen viefe Staaten überhaupt huldigen und welche wir nunmehr kurz 
betrachten wollen. 

Frankreich Hat, wie ſchon erwähnt, bie gegenfeitige Unterftügung ber Staaten 
zur Aufrehthaltung ihrer Rechtsordnungen als internationale Pflicht durch die Be— 
reitwilligleit anerfannt, mit welcher es Auslieferungsverträge abfchloß. Uber be= 
züglih des Umfanges und der Grenzen der Auslieferungspflicht begegnen wir in 
ber franzöflihen Praris längere Zeit hindurch großen Schwankungen und Inton- 
fequenzen. Nach manchen Berträgen werben politifhe und gemeine Verbrecher, nad) 
andern nur gemeine Verbrecher ausgeliefert; das Dekret vom 23. Oktober 1811 
hatte fogar die Möglichkeit der Auslieferung von Inlänbern gegeben. 

Erft feit der Julirevolution bat Frankreich fefte Grunpfäge in ver Ausliefe- 
rungöfrage verfolgt, welche zuerft in dem Bertrag mit Belgien vom 22. November 
1834 ihren Ausdruck fanden und in der franzöfifhen Minifterialinftruftion vom 
5. April 1841 ausdrücklich anerkannt find. Es find die Grundfäge, welde wir 
sub II. als die richtigen und der Natur der Sahe entſprechenden bargelegt haben. 

* Diefen Grundſätzen entſprechen die feitvem von frankreich mit faft allen 
Staaten abgeſchloſſenen Auslieferungsverträge. Inländer werben niemals ausge- 
liefert, aud erfolgt Feine Auslieferung ohne vorhergegangene Requifition, nod 
wegen bloßer Vergeben. Diejenigen — noch nit verjährten — gemeinen Ber- 
brechen, wegen deren Auslieferung erfolgen fol, find ausprüdlic angeführt. Es 
find: Mord, Notbzuht, Vergiftung, Branpftiftung, Fälfhung von öffentlichen 
und Privaturfunden, Berfertigen oder Inumlauffegen falfher Münzen over falfchen 
Papiergelves, Meineid, Diebftahlöverbrechen, betrügerifcher Bankerott, Raffenver- 
untreuung. 

Der Ausgelieferte darf nur wegen bes Verbrechens proceffirt werden, um 
befienwillen er ausgeliefert wurbe; nicht auch zugleich wegen eines anderen vor ber 
Auslieferung begangenen politiichen oder gemeinen Verbrechens, 

In neuerer Zeit zeigt fich die Tendenz, die Zahl der gemeinen Verbrechen 
zu vermehren, wegen beren Auslieferung ftipulirt wird. 

Die Auslieferung ſelbſt wird auf viplomatifhen Wege nachgeſucht. Doc kann 
nach neueren Berträgen bie einftweilige Verhaftung eines entwichenen Verbrechers 
durch Korrefpondenz von Behörbe zu Behörde bewirkt werben. (Vgl. 3. B. Vertrag 
zwifhen Baden und Hranfreih vom 22. März 1868. Reg.-Bl. Nr. 20.) 

Das gleihe Syſtem bezüglih der Auslieferung wie Franfreih befolgen: 
Belgien, die Niederlande, die Schweiz, Italien. England und die Vereinigten 
Staaten eradteten . Zeit Hindurd die Rechtsordnung fremder Staaten als 
etwas ihnen durchaus Gleihgültiges und fomit die gegenfeitige Auslteferungspflicht 
höchſtens für in ber comitas gentium, feineswegs aber für im jus gentium be- 
gründet. Der Abſchluß von Auslieferungsverträgen wurde daher von diefen Staaten 
bis in die neuere Zeit principiell verweigert. Einige Ausnahmen von dieſer Regel 
erflären ſich aus beſonderen Berhältniffen. Der von ben Vereinigten Staaten 1788 
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nit Frankreich über die Auslieferung von Ausreißern abgefhloffene Vertrag war 

eine Folge der freundfchaftlihen Beziehungen, in welchen ber junge Staat zu vem 

Baftengenoffen in dem Unabhängigkeitsfampfe fland. Der mit England 1794 

über die gegenfeitige Auslieferung von Mördern, Fälſchern und Brandſtiftern ab- 

—* Vertrag erklärt ſich aus der auch nach der ſtaatlichen Trennung beider 
der fortdauernden gleichen Grundlage der Rechtsordnung derſelben. 

Erſt feit Anfang der 40ger Jahre beginnen namentlich die Vereinigten Staaten 
aus ihrer bisherigen Jfolirung herauszutreten und zahlreihere Auslieferungsver- 
träge mit Zugrundelegung des franzöfifhen Syftemes abzufhlieken. So am 9. No— 
vember 1843 ein derartiger Vertrag mit Franfreih, am 1. November 1852 einen 
jeden mit Bayern, am 16. November 1852 mit Preußen. Die Beftimmungen 
ber leteren Uebereinkunft wurden durch den Bertrag vom 22. Februar 1868 auf 
Rınmtlihe Staaten des Norddeutſchen Bundes ausgedehnt, ſowie im Sommer 1868 
ein Auslieferungsvertrag mit dem Königreih Italien abgefhloffen. 

England ift bisher nur mit den Vereinigten Staaten, ranfreih und Däne⸗ 
marf Auslieferungsverträge eingegangen. Die Beftimmungen des franzöſiſchen Ber» 
trages wurden von England fo ungenügend eingehalten, daß Frankreich fih am 
13, November 1865 zur Kündigung vesfelben genöthigt ſah. 

Hingegen bat das von dem Unterhaufe zur Unterfuhung ber Vertragsbe⸗ 
Hehungen Englands zu auswärtigen Mächten eingefegte Committee im Herbft 
1868 einen Anfang über die Auslieferungsfrage geftellt, welcher im Wefentlichen 
auf die Annahme der franzöfifhen Grundſätze binausläuft. (ef. Law Mag. und 
Law Rev. Nov. 1868, ©. 175.) 

Berträge bezüglich der Auslieferung von Ausreißern einzugehen, find bie 
meiften Staaten unbebingt bereit: fo Breußen, Frankreich, Defterreih, Rußland 
und die Vereinigten Staaten, Namentlih Preußen und Frankreich haben vergleichen 
Kartells im großer Zahl abgeſchlofſen. 

Ueber die Auslieferung von Militärflüchtlingen und Deferteurd wird ftets 
von Behörbe zu Behörde verhandelt:” viefelbe erfolgt nad den meiften Verträgen 
ſelbſt ohne vorhergegangene Requifition. 

Das die Koften der Auslieferung betrifft, fo geht die Beftimmung ber Ber- 
träge allgemein bahin, daß jeder Vertragsftaat den auf feinem Gebiete erwachſen⸗ 
den Theil derfelben zu tragen habe. Die Koften des Durchzugs durch dazwiſchen 
liegende Territorien fallen dem die Auslieferung reflamirenden Staate anheim. 

Betrachten wir die gegenwärtige Auslieferungspraris im Allgemeinen, fo ſcheint 
fie uns trog mander bier nicht näher zu berührender Mängel im Einzelnen zu 
der Hoffnung zu berechtigen, daß bie richtigen Principien in ber Auslieferungs- 
frage immer mehr triumphiren werben. 

Denn England und bie Vereinigten Staaten beginnen allmählig fi richtigen 
Gruntfägen zuzumenden. Italien ift für tiefelben gewonnen, Defterreih hat auf 
Grund diefer Principien am 2. Juni 1868 einen Auslieferungsvertrag mit Schwer 
den und Norwegen abgefchlofien, und aud Preußen ſcheint die ruffifche Kartell- 
fonvention nicht ganz in der alten Form erneuern zu wollen. 

Literatur: Bergleiche nebft dem bereits zu dem Ürtifel „Aſylrecht“ citirten 
Auffage von Mohl die Bemerkungen desſelben Schriftftellers über die Auslieferungs- 


ftage in Staatsrecht, Völlerrecht und Pol Bo. III. ©. 697 fi. — 
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Als vie Regterungsgewalt bes beutfhen Königthums mehr und mehr zerfiel, 
als die Lanveshoheit aber noch in ihrem Entftehen war und noch nit Kraft ge- 
nug erlangt hatte, um in ben einzelnen Territorien bes Reichs Recht und Orb- 
nung zu wahren, da wurbe zum Problem des deutſchen Lebens, was in ftaatlichen 
Ordnungen fonft die Grundlage bilvet, die Rechtspflege. Wenn auch innerhalb der 
größern Territorien die abfterbende königliche Gerichtsbarkeit bald durch die eine 
Gerichtsbarkeit der Landesherrn erfegt wurde, fo war dagegen eine georbnete Rechts- 
pflege in Sachen ber neuen Herrn und andern Reihsunmittelbaren faft gänzlich 
verſchwunden, das Fauftreht trat an die Stelle des vom Staate geſchützten Rechts. 
Aus dem Bedürfniß, diefem unerträglichen Zuftand wenigftens theilweife abzuhelfen, 
entiprangen die Einungen und Bünde, wodurd die mangelnde Staatsgewalt durch 
freie Bereinigung erfeßt werben follte. Bor Allem das eine ward darin erftrebt 
und erreicht, daß die Verbündeten ihre Streitigkeiten weber ausfechten noch vor 
den geſetzten Richter bringen, fondern als gleihfam Häusliche Angelegenheiten frieb- 
lid unter einander ausmaden, daß auf Grund ver Einigung ein für alle Mal 
Formen beftehen, in welchen die Händel entſchieden und geſchlichtet, — ausgetragen 
werben follten. Dieſes vertragsmäßige Mittel zur Beendigung der Rechtsſtreitig- 
keiten hieß Austrag. Der Plural „Austräge” bezeichnet dabei namentlid bie den 
Rechtoſtreit entfcheidenden Organe. Das erfte überlieferte Beifpiel eines derartigen 
Berbindungsgerihts findet fi in dem rheiniſchen Städtebund von 1241. Bald 
folgten Austräge, die für die Glieder einer Familie oder eines Geſchlechts feftge- 
fegt wurben, Samilten-, Haus-, Stamm-, Erbausträge, die entweber durch ein- 
feitige Verfügung „teftamentarifche” oder durch Uebereinkunft der Gefammtheit der 
Glieder „bedingte oder Konventional-Austräge” entftanden. Nicht nur die Glieder 
besfelben Haufes, es einigten fi aud verſchiedene reichsunmittelbare Familien 
und festen für alle ftreitige Fälle Gerichte ihres Bundes ein. Solche vertrags- 
mäßige gewilltürte Austräge bildeten fi ferner zwiſchen fürftlichen Häufern und 
geiftlihen Stiftern, zwiſchen Reichsgrafen, Reichsrittern, Stäbten und Prälaten 
u.f. w. — Die Betätigung des NReihsoberhaupts bedurften die Austräge zu ihrer 
Giltigleit an und für fi nicht, da fie ja nur für die Mitgliever des Bundes 
Geltung hatten. Bald aber nahmen fie den Charakter an, daß fie für alle Rechts— 
ſachen der Verbündeten ein Forum derſelben begründeten, vor welchem aud Nicht- 
genofjen diefelben in Anſpruch zu nehmen hatten. Im 14. Jahrhundert ſtand es 
feft, daß ein Fürft vor dem Kaiſer nicht anders ober wenigftens nicht eher zu 
belangen war, als bis er felbft angegangen worben, ob er fi einem Austrag, 
wie das Recht feines Haufes ihn angab, unterwerfe. Mindermächtigen gewährte, 
was bie Fürften und Herrn als ihr Recht in Anfpruh nahmen, der Kaifer als 
— fett Karl IV. gibt e8 Privilegien dieſer Art und fomit „priviligiete 

träge". 

Als im Jahre 1495 die Nechtöpflege des Reichs neu organifirt wurbe, ver- 
drängte das neue Reichsgericht die Austräge nicht. Sie wurden vielmehr von 
Seiten des Reichs recipirt; das durch die Genoſſenſchaften erzeugte Inftitut wurde 
ein Beſtandtheil des gemeinen Rechts; die Austräge wurden eine bleibende Reichs— 
anftalt, eine Unterinftang der Reichsgerichte. Feſt geregelt wurden die reihögefeg- 
lien Beftimmungen über Austräge durch bie Kammergerihtsorbnung von 1548 
und 1555, während bie fpätern Reichsgeſetze nur noch Einzelnheiten binzufügten. 
Darnach blieben die privilegirten und gewillkürten Austräge unverändert beftehen. 
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Bo ſolche aber nicht beftchen, da treten bie burd bie Mei ee normirten ge» 
jegmäßigen Ausiräge ein. Die Kurfürften, Fürſten und Fürſtenmäßige mit Ein⸗ 
ſhluß der übrigen Yamiliengliever hatten das Vorrecht der Austräge, ber Kläger 
mohte fein, von weldem Stand er wollte; andere Reihsunmittelbare (mit Aus⸗ 
nahme der Reichsſtädte, die Feine gejeglihen Austräge haben) nur daun, wenn fie 
aon Berfonen gleichen oder höhern Standes belangt werben ſollten. Die Yusträgal- 
inftanz ift eime orbentliche Unterinftanz der höchſten Reichsgerichte und der Aus- 
trägalrigter exfcheint als laiſerlicher Kommiſſarius. Das Berfahren der gefeglichen 
Austräge war burd die Reichögefege genau geregelt und nad Berfchiedenheit des 
Etandes bes Klägers oder Bellagten gab es entweber nur einem ober acht oder 
auch nur zwei verſchiedene Austrägalwege. Bon dem Ausſpruch des Austrägal- 
jerihts konnte an eines der höchſten Reichögerichte appellirt werben. Die Boll- 
fredung des in Rechtskraft Übergegangenen Austrägalurtheils lag den Reichögerichten 
6, Jedoch war bie Kompetenz der Austrägalgericte eine beſchränkte. Shen durch 
vie Einfegumg des Kammergerichts 1495 wurden alle Landfriedensſachen ven Aus- 
kägen entzogen und fpäter fland es feft, daß in allen Kriminalfaden bie Aus- 
trägalgerichte feine Kompetenz hatten. 

Den Werth der ganzen Einrichtung für die legten Zeiten der Reichsverfaflung, 
in benen maßlofer Tadel derfelben laut wurde, beweist wohl am glaubwürbigften 
Ich. Jalob Mofer (T. Staatsrecht Bd. XXIII, ©, 312) mit den Worten: Es 
zeht mit den Austrägen oft, wie mit andern zur Beförderung des Juftizweiens 
gehobenen Mitteln, daß felbige nämlich nach ver Prari zu urtbeilem gerabe eine 
ver ärgfien Juſtizhinderniſſe find, unter deren Bededung der Stärkere ven Schwädern 
ur auf eine andere Art, als zur Zeit des Fauftrechts gefhehen, in ven Sad 
cicht. Und dieſes ift wahr, einige mögen es gerne hören oder nid. 

Mit der Berfaffung des deutſchen Reichs erlofhen auch die gefeglichen Aus- 
träge; die gemilltürten bagegen blieben als Privatausträge beftehen, fo weit fie 
ziht um anderer Urſachen willen ihre Geltung verloren haben; z. B. durch aus- 
rädlihe oder ſtillſchweigende Aufhebung Seitens der Berechtigten oder durch 
neentlihe Veränderung ver Umftänbe, der gemäß fie völlig unanwenbbar er- 
ſcheinen. Der deutſche Bund fanftionirte ausprüdlih vie gewillfärten Austräge 
unter Bunbesglievern durch die Austrägalordnung vom 16. Juni 1817 Urt. I 
und Wiener Schlußalte Art. 24 und 31. Die Privatausträge der 1806 und 
kither mittelbar gewordenen Reichsſtände wurden, wenn auch nur indirekt, 
durch Art. XIV der Bundvesalte beftätigt. Durch die Auflöfung des beutjchen 
Bundes haben die Privatausträge an ihrer Gültigkeit nichts verloren, nur ift 
natürlich der ihmen durch die Bundesgejege verliehene Schug weggefallen. Die Be— 
timmungen über bie Privatausträge unter ben Olievern des frühern deutſchen 
Bundes haben jegt nur die Oeltung einfacher vbllerrechtlicher Vertragsbeftimmungen. 

Reben der Sanltion ber Privatausträge gründete der deutſche Bunb jebod) 
uch eine befondere Bundbes-Austrägalinftanz. Durch Art. XI der Bundesafte 
wurde beftimmt, daß alle Streitigkeiten der Bundesgliever bei der Bundesverfamm- 
lung anzubringen feien, daß dieſe die Vermittlung durch einen Ausfhuß zu ver- 
fuhen habe, und falls diefer Verſuch fehlfhlage und eine richterliche Entfheidung 
aothwendig werde, folde durch eine wohlgeorbnete Austrägalinftang zu bewirken 
ki. Zur Orbnung diefer Austrägalinftang und des Verfahrens erließ die Bundes» 
fommlung die Austrägalorpnung vom 16. Juni 1817 und die auf ven Wiener 

enzen feftgefegten Beſchlüſſe vom 3, Auguſt 1820 über das bei 
Ansträgalinftanzen zu beodachtende Verfahren und über bie Erelutionsorbnung ber 
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Erkenntniffe der Austrägalinftanzen. Ueber einzelne Punkte des Berfahrens erlieh 
dann bie Bundesverfammlung noch eine Neihe von Beichlüffen; vom 19. Juni 
1823, 22. Mai 1828, 7. Oftober 1830 u. ſ. w. Das Berfahren war entweder 
ein ordentliches oder ein außerordentliches. Das legtere trat ein bei Streitigkeiten 
der Bundesgliever über ven jüngften Befig; erfteres bei allen fonftigen Streitig- 
feiten. Bei dem orbentlihen Berfahren hatte nad dem fehlgefhlagenen Sühnver- 
fu der Bundesverfammlung der Bellagte innerhalb einer gegebenen Friſt brei 
unparteiifhe Bundesgliever vorzufhlagen. Der Kläger hat eines berfelben zu 
wählen und vie britte oberfte Juftizftelle biefes gewählten Bundesgliede galt als 
die Bunbes-Austrägal-Inftanz. Der betreffende Staat hatte dafür zu forgen, daß 
der Gerichtshof ſich zur Uebernahme willig zeigte. Diefer Gerichtshof hatte bie 
Leitung des Proceſſes und die Entſcheidung des Streites in allen Haupt umd 
Nebenpuntten, ohne Einſchränkung und unabhängig von der Staatsregierung und 
der Bunbesverfammlung. Bei der Inftruktion des Procefjes galt die Proceßordnung 
des betreffenden Staates ald Norm. Das Erkenntniß in der Sache felbft erfolgte 
„nad den in Deutfhland bergebradyten gemeinen Rechten“ und ward im Namen 
der Bundesverfammlung geſprochen. Mit feiner Eröffnung erhielt es Rechtskraft; 
fein ordentliches Rechtsmittel fand dagegen ftatt. Wurbe dem Erfenntniß nicht ſo— 
fort Folge geleiftet, fo übernahm der Bundestag, jevoh nur auf Anrufen, bie 
Bolftredung. — Das aufßerordentlihe Austrägalverfahren follte ftatt haben, wenn 
die Bundesverfammlung zum Schute des Befigftands angerufen wurde und ber 
jüngfte Befigftand ftreitig war. In diefem Falle folten die Privatausträge ceffiren 
und die Bunbesverfammlung ein bei der, Sade nicht betheiligtes Bundesglied 
(in der Nähe des ftreitigen Gebiet) ernennen, deſſen oberfter Gerichtshof in jum- 
marifhem Berfahren die Befigfrage zu unterfuhen und zu entfcheiden hatte. 
(Wiener Schlußalte Art. 20.) Ob dieſes Verfahren no den Namen Austrägal- 
verfahren verdiente, mag dahingeſtellt bleiben. 

Mit der Auflöfung des deutſchen Bundes find aud feine Beftimmungen über 
die Austräge der Streitigkeiten feiner Mitglieder dahin gefallen, da jedenfalls alle 
diefe Beftimmungen nur in dem QBundesverhältniffe ihr Fundament hatten. 

Austräge in der Bedeutung, wie fie fi im deutſchen Reichsftantsrecht und 
Bundesreht vorfanden, find Feine völkerrechtliche Einrichtung, fondern eine ftaat#- 
rechtliche. Die Austrägalgerihte leiteten ihre Gerichtögewalt von einer über ben 
einzelnen Staaten ftehenden Autorität ber, fie waren wirkliche Gerichte, Bei dem 
jegigen Zuftande des Völkerrechts dagegen find höchſtens Schiepsgerichte zur Ent- 
ſcheidung der fireitigen Fragen unter unabhängigen Staaten möglih, d. h. Ge— 
richte, welche ihre Befugniß zu entfcheiden nur aus einem zwiſchen ben Parteien 
abgefchloffenen Vertrag herleiten; es eriftirt feine über ven Parteien ſtehende Auto- 
rität. Ob in beftehenden oder künftigen Bundesſtaaten Austrägalgerihte wiebeı 
eingeführt werben, möchten wir bezweifeln. Ein auf der Bundesverfaflung ruhen: 
des fländiges Bundesgericht möchte der mittelalterlihen Form der Austräge vor 
zuziehen fein. 
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In der Mitte des gewaltigen Bedens ver Südſee, das etwa um 1/, größe 
ift als das gefammte Feſtland unſerer Erde, liegen zwifchen 23028’ nörblicdher un! 
540944 fünlicher Breite 25 Infelgruppen mit ungefähr 640 Infeln, wenn mar 
bie Meinen Klippeninfeln nit mitrechnet. Ste werben zufammen als der fünft: 
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Belttheil bezeichnet und weil: fie ſüdwärts von ber alten Welt liegen, Sübdland, 
Auftralien genannt. Sie haben einen Flächenraum von etwa 161,105 D.-Meilen 
mit 4 Millionen Einwohner. In biefem großen Gebiet tritt eine Infel vor allen 
hervor durch die Größe ihrer Dimenfionen, bie der Art find, dag man befugt iſt, 
fie einen Kontinent zu nennen. Auf fie, die ehemals Neuholland genannt wurde, 
wird der Name Auftralien im engern Sinne angewandt, während die übrigen 
Injeln als Südſeeinſeln, Auftralifher Archipel oder Polynefien bezeichnet werben. 

I. Der Kontinent. Die Ehre der erften Entvedung bes Feftlandes von 
Auftralten (11. Novenber 1605) gebührt den Holländern; Tasman vollendete 
1644 die Umſchiffung und nannte es Neuholland. Aber man dachte nicht daran, 
die neue Entdedung auszubeuten, die wenig Gewinn zu verheißen fchien. Seit der 
Mitte des 17. Jahrhunderts hörten alle Erforfhungen der Holländer an biefen 
Küften auf und das Land gerieih beinahe völlig im Bergefienheit, ver es erft Goot 
entriß. Diefer beſuchte 1770 die Oftküfte, nahm von ihr im Namen der englifchen 
Krone feierlich Befig und legte ihr den Namen Neufübmwales bei. Jedoch begann 
die eigentliche engliſche Koloniſation erft, als nach dem Verluſte Nordamerika's der 
jüngere Pitt Neufünwales zur Straftolonte beftimmte (1787). Die große Meeres: 
bucht, Port Iadjon, wurbe entvedt und anı 26. Januar 1788 eine Niederlaſſung 
anf dem Punkte gegründet, wo fi ſeitdem bie Stadt Sidney, die Metropole 
Auftraliens, erhoben hat. Die weitere Erforfhung des Binnenlands begann 
et feit 1813, wo es zum erften Male gelang, bis auf den Kanım der Blauen 
Berge vorzudringen. Bon diefer Oftfeite aus erfolgten nun die großen Entvedungs- 
teilen, von denen namentlich tie von Cunningham in den Jahren 1823 bis 1829 
wihtig wurden. Im Jahre 1840 beſchloß man aud) von der Südküſte in das 
Innere einzubringen; ber Reiter der erften Erpebition, Eyre, wurde der Entdecker 
des großen Sees Torrens. Ihm folgte Sturt, einer der unermäbdlichften Erforſcher 
Auftraliens, der 1845 die nah ihm benannte Wüfte erreichte. Vom nördlichen 
Theile von Neuſüdwales unternahm 1844 bis 1846 Leihhardt feine Reifen, von 
deren legten er belanntlich nicht zurüdgelehrt ift. Seit zwanzig Jahren folgte eine 
große Erpedition zur Erforfhung bes Binnenlands der andern. Zu ven eifrigften 
Reifenden gehören Stuart, Gregory, Mac Kinlay, Waller und Mac Intyre. Ins» 
befondere war bie Erpebition Stuarts im Jahre 1860 von großer Bedeutung. — 
Die Küftenumrifje wurden ſchon feit der Gründung ver Kolonie von Neufüdwales 
nah und nad erforfcht durch die Engländer Vancouver, Flinders, Grant u. ſ. w., 
und durch die Franzofen d’Entrecafteaur, Baubin und Freycinet. Trog allen diefen 
großartigen Anftrengungen beträgt aber das völlig unbelannte Land im Innern 
und an den Küftenflüffen immer no 1/, bis !/, des ganzen Kontinents und bie 
undurchforſchten Gegenden des Innern bilden die größte aufammenhängende Strede 
gänzlih unbelannten Landes unferer Erbe. 

Der Kontinent liegt zwifchen 10%43° und 39011* füplicher Breite und zwifchen 
130 und 1709 öftliher Länge und hat einen Flächeninhalt von 138,025 D.:M. 
Der Küftenumfang beträgt nur 1940 M., alfo nur eine Meile Küfte auf 75 Q.⸗M. 
Fläche. Im Norden fchneivet der 100 Meilen lange geräumige Garpentaria-Golf 
war tief ein, bat aber zu feinen beiden Seiten doch bloße Halbinfelanfäge, bie 
Halbinfel York und zwifhen jenem Golf und der ſchon viel unbeveutendern Cam- 
bridge» Bat das Arnhemland. No unbedentender find die übrigen Buchten bes 
Nordweſtens und Weftens, in feinem Falle Zwijchenmeere eines Welttheils; ber 
große Auftralgolf aber im Süden, von melden der Spencergolf wieder ein Glied 
if, offnet fich noch weiter ala der Guineagolf und hat vollends feine Gliederung 

Bluntfhli’s Staatswörterbub. Band 1. 13 


— 


* —— 


194 Auſtralien. 


zur Folge. — Die Küſten find vielfach unwirthlich und ſchwer zugänglich. “Die 
anze Strecke im Nordoſten des Sandylaps bis zum Kap York nimmt ein breiter 

ürtel von Korallenriffen ein, bas große auſträliſche Dammriff (barrier reef), 
weldhes durch einen breiten Meeresraum mit zahllofen Klippen und Flachinſeln 
vom Lande felbft gefondert iſt. Die große Gefährlichkeit diefer Küften iſt jedoch 
dur die neuen Unterfuhungen, namentlid durch die Denhams, und der genauſten 
Darftellung aller dieſer Korallenbänfe auf den Seekarten für die Schifffahrt 
bereutend verringert worden. Auch die Torresftraße, melde ven Kontinent von 
New-Guinen fcheidet, bietet burdy die Unzahl von Klippen uud Sandbänken, mit 
denen fie angefült ift, große Gefahren tar. Die Weft- und Güptüften bis zur 
Blamingfpige im Norbweften und zum Kap Baucanfon im Süden am Hintergrumb 
bes großen Auftralbufens find auffallend flach, hafenarm und öde. Dagegen iſt 
die fteile Küfte des ſüdöſtlichen Auſtraliens vom Kap Diway am Eingang ber 
Baßſtraße an rein ſchöner, hafenreicher Felfenrand. An ver Ofitüfle fehlt es noch 
weniger an treffliden Häfen, unter denen Port Jadfon, an welchem Sidney liegt, 
der trefflichſte ift. 

Das Innere des Landes wurde bis in bie neufte Zeit für eine große, Bbe 
Wüſte gehalten; vie feit 1860 zahlreih ausgeführten Entvedungsreifen haben je- 
doch gezeigt, daß zwar einige Striche fteinigen und fandigen wüften Landes das 
Innere durchziehen, daß dasfelbe im Ganzen und Großen aber aus jhönem und 
wenigftens zu Weidezweden brauhbarem- Boden befteht, wie dies bei einem fo 
ausgedehnten Länderkomplex aub nicht anders zu erwarten ſtand. Wahrfcheinlich 
bildet diefer unerforſchte Theil eine weit ausgedehnte Niederung, in welcher vie 
Regenfluthen bald größere, bald fleinere Flußfyfteme darftellen und zwiſchen Ge- 
röll, Sand- und Grasflächen zahlreihe Seen bilden. Zufammenhängende Berg- 
länder finden fih nur längs der Küften und umfchließen die Ebenen des Innern. 
Doch bilden auch fie kein Ganzes und wahrſcheinlich würde die Erhebung des 
Meeresfpiegelde um einige hundert Fuß ganz Auftralten in eine Gruppe großer 
Infeln auflöfen. Zwifchen dem Meere und den Gebirgen liegt im Allgemeinen ein 
welliger und bewäflerter Gürtel von mäßiger Fruchtbarkeit, durch welchen bie und 
da Ausläufer der Berge bis an die Küfte treten. Bon einzelnen Gebirgsfyftemen 
bat man bisher ſechs unterſchleden: das ſüdöſtliche (mit dem höchſten bis jest in 
Auftralien befannten Berg, dem Mt. Hotham, 7050' hoch, und im Norben mit 
bem ſchwer zugänglichen und öden Sandfteinhochland der blauen Berge); das nord⸗ 
öftlihe, das nörbliche von Arnhemland, das norbweftliche, das bis jekt am wenig- 
ften durchforſcht ift, das weftauftralifche und das fürauftralifhe Bergland. 

An Flüſſen iſt Auftralien arın, und diejenigen, die ſich finden, find bazu noch 
von der umvolllommenften Bildung und ftehen felbft dem mangelhaft entwidelten 
Flüſſen Afrika's noch weit nad. Der einzig beveutende Strom des ganzen Kon- 
tinents if der Murray, der größte und zugleih der am beften entwidelte Fluß. 
Er ift 200 Meilen lang, kommt aus dem füpöftlihen Bergen, Hält in feinem 
Dber- und Mittellauf die Richtung nah Weften, macht aber in 1580 äftl. Länge 
eine Wendung nad; Süden und mündet in die Encounter-Bati. Er ift innerhalb 
ber jhönften Landſchaften Auftraliens ſchiffbar. — Die Zahl der großen Seen ift 
nicht unbedeutend, aber fie find während des größten Theils des Jahres nur 
Sümpfe; fo namentlid der Torrens-See, der fi faft dur 2% von Süden nad 
Norden erftredt. 

Abweihend von allen antern Kontinenten liegt Auftralien ganz in ber ſüd⸗ 
lien Hemifphäre; 2/, gehört der heißen, das Uebrige ber gemäßigten Zone an. 
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Jener Thell, nörblih von den Wendekreiſen, bat ein tropifches Klima, In ber 
Trodenheit weht der Oft-, in der Regenzeit (vom Uftober bis April) der Weft- 
monfum. Der Süden bat zumädft ein fubtropifches, weiterhin ein gemäßigtes 
Klima, bei Überwiegendem Sübweftwinde an der Welt: und Südküſſte. Im März, 
April und Auguft tritt die Regenzeit ein. Die Jahreszeiten find den umfern ent« 
gegengefegt, Sommer von November bis Februar, Winter von Juni bis Auguft. 
Die Kälte ift aber nirgends fireng und anhaltend. — Am unangenehmften ift bie 
Trodenheit des Klima’s. Der Regen fällt fo unregelmäßig und dann fo erftaumlich 
heftig, daß er dem Lande feine gleihmäßige Waflerfülle geben kann. Bei den zu- 
weilen, meift in Zmifchenräumen von 10 bis 12 Jahren eintretenden Dürren 
bleibt der Regen Monate lang, ftredenweife fogar Jahre laug aus. Kein Nacht · 
thau erfrifht dann, die Waflerlahen und Teicye trodnen aus, die Weide wirb 
verfengt, das Gras entzündet fih mitunter, das Vieh fommt zu Tauſenden um. 

Die Ureinwohner Auftraliens find bie Auftralneger oder Negritos, die auch 
auf den Infelgruppen zwifchen Neu-Guinea und Neu-Caledonien ſich fanden, mitt- 
lerer Größe, dunkelbraun, faft ſchwarz mit fraufem, aber nicht wolligem Haar, 
Arme und Beine befonders dünn; von den afrifanifhen Negern unterfheiden fie 
ſich dadurch, daß die diden Lippen und bervorftehenden Backenknochen fehlen. Sie 
find feig und fumpffinnig und von geringer Körperfraft. Sie feinen von allen 
Bölterfhaften in phyſiſcher und geiftiger Hinfiht am tiefften zu ſtehen. Es befteht 
bei ihnen Bielweiberei, Menfchenfrefierei und Ermordung neugeborner Töchter, in 
folge deren aud die Zahl der Weiber eine fehr Meine ift. Sie haben feine feften 
Bohnfige, fondern find immer auf der Wanderfhaft. Sie leben gleich ven Thieren 
von der zufällig gefundenen Nahrung. Nur die Befriedigung thierifcher Triebe, 
wie Hunger, Durft, Gefchlehtsluft vermögen fie einigermaßen zu erregen. Gonft 
iſt ihr Gemüth ſtumpf, und von beftimmten religiöfen Ideen, von ber Berehrung 
beftimmter Oottheiten find feine Spuren vorhanden. Die Berfchiedenheit der Sprache 
der einzelnen Stämme ift eine fehr große. Ihre Zahl nimmt allenthalben, wo vie 
Beißen hindringen, wenn aud in verfchievenem Verhältniß, ab. Die Angaben über 
ihre numeriſche Stärle fhwanfen zmifchen 20,000 und 55,000; body ſcheint die 
legtere Zahl der Wahrheit näher zu kommen. 

Was bie europäifche eingewanderte Bevölkerung betrifft, fo nahm fie bis etwa 
im Jahre 1820 nur ſehr langſam zu, feitbem aber iſt fie in immer fteigendem 
Maaße gewachſen; befonders tft die Einwanderung feit 1850 eine außerordentlich 
große gewefen. Während im Jahre 1851 die Zahl der Bewohner 336,000 be» 
trug, ergaben die Zählungen von 1857 1,043,000, von 1861 1,061,970, und 
von 1866 1,303,946 Einwohner. Seitdem im Jahre 1788 die erfte Niederlaffung 
gegründet worden iſt, find auf dem Feſtland 5 englifhe Kolonieen entftanden : 
1) Reufüpmwales, 2) Biltoria, 3) Sübdauftralien, 4) Oneensland und 5) Weſt⸗ 
auftralien. Die Bevölferung befteht faft ganz aus Engländern und Irländern, nur 
find hier und da, ganz befonders in Biktoria und Südanftralien mehrere Taufend 
Deutſche angefiedelt und der Bergbau hat eine nicht unbedeutende Zahl von Chi- 
nefen nad Neufühwales und noch mehr nad Biktoria gelodt, die jedoch nicht für 
fee Einwohner gelten fünnen. In faft allen Kolonien beftand jederzeit ein der 
Sittlichkeit fehr nachtheiliges Mifverhättnig zwifhen den beiden Geſchlechtern, das 
feine hauptſächlichſten Gründe in der verhältnigmäßig fo ftarken Ueberführung von 
Berbrechern männlichen Geſchlechts und in dem Einfluß der Goldproduktion auf 
die Einwanderung hat, das jest aber im Abnehmen begriffen ift. 

Bir Haben ſchon erwähnt, daß Auftralien urfprünglih zur Verbrecherlolonie 
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beftimmt war. Schon wenige Jahre nad deren Gränbung an dem Hafen Port 
Jackſon wurde ein Theil der Deportirten nad den Norfoltsinjeln gebracht (1790) 
und im Jahre 1803 dieſe letztere Kolonie aufgehoben und auf der Infel Bans 
biemensland oder Tasmanien (1233 D.-M, groß) eine neue Straftolonie ge 
gründet. Bon 1788 bis 1820 wurden nad beiden Kolonien 25,878 Berbreder 
gebracht. In fpätern Jahren nahm die Zahl no zu. Bis 1837 betrug bie Ge— 
fammtzahl ver Deportirten über 100,000. Neuſüdwales erhielt jährlih ungefähr 
3—4000; Bandiemensland 2000. Sie biegen Ueberführte (convicts), Gefangene 
(prisoners) oder Regierungsleute (government men), nad abgelaufener Strafzeit 
Emancipirte. Die Deportation erfolgte auf 7, auf 14 Jahre oder auf Lebenszeit. 
Diejenigen, die fih während ber Unterfuhung und-auf der Reife gut betragen 
hatten, wurben den anfäffigen freien Einwohnern in Dienft gegeben. Die übrigen 
erhielten Kleivung und Nahrung auf Staatsloften und mußten 9 Stunden täglid 
beim Straßenbau, in den Kohlengruben u. f. w. arbeiten. Der moralifdye Zuftand 
der beportirten Bevölkerung war zu feiner Zeit befriebigent. Ein Hauptlafter war 
die Trunkſucht; Diebftahl, Betrug, Raub waren an ber Tagesortnung. Die ge 
ringe Zahl der Deportirten weiblichen Geſchlechts beförderte überdies eine große 
Sittenlofigkeit. Von den Emancipirten gelangten einige zu Neihthümern als Be 
figer von Schiffen, Höfen u. f. w., als Advokaten, Gaftwirthe u. dgl.; die meiften 
jedoeh ſuchten ihr Brod als Pächter, Tagelöhner, Handwerker, Matrofen. Das 
Berhältniß diefer Emancipirten zu den freien blieb immer ein gefpanntes. Seit 
1843 wurde die Deportation nah Neufüpwales indeſſen aufgegeben; im Jahre 
1853 die Strafe der Transportation auf die fhwerften Verbrechen eingefchränft 
und im Juni 1857 endlich vollſtändig abgeſchafft. 

Bon der größten Einwirkung auf bie Entwideling ber Kolonie wurbe bie 
Entvedung ber reihen Goldlager. Im Jahre 1851 wurde zuerft von Hargreaves 
in den blauen Bergen Gold gefunden. Schon nad wenigen Monaten lieferten bie 
Goldfelder reihe Ausbeute; aber dieſe Entdedung in Neuſüdwales war nur das 
Borfpiel einer viel bedeutendern in Viktoria. Zu Ende Dftober 1851 belief fid 
die Zahl der Goldſucher bereits auf Taufende und ununterbrocdene Reihen von 
Karren und beladenen Fußreifenden zogen nad den Fundſtätten. Die Orbnung 
bes Lebens und Berfehrs war unterbroden, da die Schäfer von ihren Heerben, 
die Matrofen von ihren Schiffen entwichen, die Beamten ver Polizei und ber 
Poften ihren Dienft verließen, um den Goldfeldern nachzugehen. Bald war au 
der Zuzug aus den übrigen Kolonien und Europa fo ftarl, daß die Bevölkerung 
von Biltorla, die no Ende 1851 95,000 Seelen betragen hatte, am 26. April 
1854 auf 232,886 geftiegen war. Die Preife aller Lebensbedürfniſſe erfuhren 
einen 5—10fahen, zum Theil einen nod weit höhern Aufſchlag. Dadurch war 
aber aud der Ertrag ver Viehzucht gefihert und gefteigert, fo daß biefelbe auf 
die Dauer nit zu leiden hatte. Vom Oktober bis legten December 1851 betrug 
die Ausbeute 124,835 Unzen Gold (etwa 3,370,000 Thaler) in Biltoria; bis 
Ende 1854 wurde fie in Biltoria und Neuſüdwales zufammen auf 10 Millionen 
Unzen gefhägt. Die Regierung bezog von den Goldfeldern jährlich 600,000 Pfr. St. 
Aber inzwifhen wurde für Sicherheit des Lebens und Eigenthums, für Befjerung 
ber Wege u. ſ. w. nur unzulänglic geforgt. Dies und manche Mebelftände bei 
der Erhebung der Gebühren veranlafte Unzufriedenheit bei den Goldſuchern umd 
die Errichtung eines Goldſucherbunds (Diggers league 1853); es kam zu Reis 
bungen und felbft zu Aufſtänden. — Dur die enorme Erhöhung der Preife 
wurde eine Krifis herbeigeführt, Eugliſche und amerilaniſche Kaufleute hatten in 
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der Ausfiht auf gewinnreihen Abfag den Markt mit Waaren überſchwemmt; bie 
Preife fanfen plöglic, oft unter ihren frühern Stand und unter bie Erzeugungs- 
Ioftm; der Verkehr ftodte und bis zum Januar 1855 braden über 200 Banque 
rotte im Belauf von 2 Mill. Pfo. St. aus. Die Einwanderung wurbe gehemmt 
und zugleich” minderte fi bie Ausbeute der Goldfelder. Durch Auswanderung fant 
. be Bolfszahl von Viktoria im Jahre 1854 von 280,000 auf 230,000 Einwohner; 
bie der Goltgruben von 100,000 auf 67,000. Leider waren e8 bie Wohlbaben- 
beren, melde die Kolonie verließen und zablreihe Konvilts firdömten zu, fo daß 
bie Zahl der Verbrechen furdtbar ftieg. Seit allen Konvifts der Zugang zu ben 
Goldfeldern verwehrt und ein Aufftand derfelben mit den Waffen unterbrüdt wurde, 
befferten fich die Zuftände. — Die Ausbeute in Neuſüdwales betrug von 1857 
bis 1863 12,972,916 Pfd. St., in Biltoria bis Mitte 1864 122,000,000 Pfd. St. 
Die Ausfuhr von Evelmetallen aus ganz Auftralien (mit Einfluß von Neufeeland) 
in den Jahren 1851 bis 1867 wird auf 200 Mil, Pf. St. geſchätzt. — Die 
Betreibung des Goldgrabens iſt Jedermann geftattet; fie unterliegt bloß einer an 
die Regierung zu zahlenden Gebühr. 

ach dem Gold iſt von den Mineralien bis jetzt das Kupfer das wichtigſte; 
dasfelbe wird namentlih in Sübauftralien und Biltoria gefunden; bie Produktion 
liefert jährlich) ungefähr 150,000 Eentner. (Die Ausfuhr von Kupfer und Rupfer- 
zen ans Sübauftralien hatte 1865 einen Werth von 618,472 Pfd. St.) Reiche 
Kohlenlager befinden fih im Neuſüdwales, die befonders bei Newcaftle an der 
Mündung des Hunterfluffes ſchon felt Anfang diefes Jahrhunderts betrieben wer- 
den. Die Zahl der Kohlenminen betrug 1865 24, welde 585,525 Tonnen Kohlen 
im Werthe von 274,304 Pfr. St. zu Tage förderten. Auch am Kap Paterfon 
in Biftoria hat man in neuerer Zeit ausgezeichnete Kohle gefunden. 

Reben der Metallproduftion ift die Viehzucht, und vor Allem die Schafzucht 
bie beveutendfte Ermwerböquelle Auftraliens. Die Zucht der Schafe begann 1803 
mit der erften Einführung fpanifher Schafe, durch melde bie bis dahin gezogene, 
vom Kap ter guten Hoffnung und aus Indien ftammenben Raffen verbefiert und 
der Orund gelegt warb zu der aufßerordentlihen Probuftion von Wolle, welche 
Aufralien, namentlich Neuſüdwales, Viktoria und Queensland jett auszeichnet. 

Für den Landbau liegen die Berhältniffe bei weitem nicht in dem Grade 
gänftig wie für die Viehzucht. Das Klima ift zu troden, und Gegenden von 
größerer Fruchtbarkeit find überhaupt nicht häufig. Ferner fehlt e8 an Urbeits- 
häften, da bie vorhandenen von dem Bergbau und ber eig eo zu fehr in An- 
ſpruch genommen werben. Weber die Hälfte des bebauten Landes wirb für den 
Belzen benngt; außerdem werben in größerer Ausdehnung nur Mais gebaut und 
Kartoffeln gezogen. Südauſtralien ift allein im Stande, Getreide auszuführen, 
während die meiften Kolonien Zufuhr bedürfen. Weinbau wird in allen Kolonien, 
befonders in Neufüpwales von den Deutfchen betrieben. 

1. Neufüdwales. Diefe ältefte Kolonie bat einen Flächeninhalt von 
14,513 Q-M. mit 431,444 Einwohnern (1867, gegen 200,000 Einw. im 
Jahre 1850). Unter Kultur befinden fi 452,850 Aeres und zwar find davon 
175,033 Aeres mit Weizen bebaut, die 1866 einen Ertrag von 2,226,027 Bufchel 
fieferten. Schafe zählt man 11,562,158 Gtüd (1850 7,026,000); Hornvieh 
1,771,800 Stüf (1850 1,360,100); Pferde 278,437 Stüd (1850 111,200); 
Schweine 137,915 Stüd, Der Schiffsverkehr befchäftigte (1866) 2099 Schiffe mit 
730,354 Tonnen. Der Gefammtwerth der Einfuhr betrug 1832 602,032 Pfv. St., 
1848 1,306,750 Pfo. St., 1863 8,319,576 Pfo St. 1866 9,403,192 Pfo. St. 
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Der Geſammtwerth der Ausfuhr belief fih 1832 auf 384,344 Pfd. St., 1848 
auf 1,643,450 Pfb. St., 1863 auf 6,936,839 Pfv. St., 1866 auf 9,913,839 
Pfo. St. Die Hauptwerthe der Ausfuhr find Goldſtaub und Golbbarren (1866 
3,350,164 Pfd. St.) und Wolle (36,980,685 Pfund für 2,773,553 Pfb. St.). 
Eine jährlih zunehmende Bedeutung haben bie 52 Zalgfievereien (gegen 36 in 
1863), in welden 1865 73,703 Gentner Talg gewonnen wurde. — Bon ben 
projeftirten 350 Meilen Eifenbahnen waren 1863 bereits 136 Meilen dem Ber- 
kehr übergeben. 1865 gab es 55 Telegraphenftationen und 435 Poftämter. — 
Die 1155 Schulen wurden von 59,594 Schülern beſucht nub die Gefammtfumme 
der von ber Regierung für Erziehungszwede verausgabten Gelder erreihte 104,599 
Pfo. St. oder etwa 41/, Pfd. St. per Einwohner. — Die Staatseinnahmen be- 
liefen fit) 1865 auf 2,237,234 Pfo. St., die Ausgaben auf 2,314,794 Pfp. St. 
Die öffentlide Schuld auf 5,749,630 Pfr. St. — Die größten Städte find 
Sidney, das 1861 mit den Borftäbten 93,686 Einwohner hatte, Weft-Maitland 
mit 5694 und Paramatta mit 5577 Einw. 

2 Biltoria, früher zu Neufüdwales gehörig, feit 1850 felbfländig, hat 
einen Flächeninhalt von 4160 D.-M. mit 626,639 Einwohnern (davon 357,515 
männliche und 269,124 weibliche, 1850 80,000 Einw.). Die Zahl der Bergleute 
belief fih (1866) auf 79,457; davon waren 58,537 Europäer und 20,933 Ehi- 
nefen. Am Schiffsverkehr betheiligten fid (1865) 1823 Schiffe mit 599,351 Ton- 
nen. Der Geſammtwerth der Einfuhr betrug 1850 744,255 Pfr. St., 1857 
15,489,760 ®Pfo. St., 1862 13,487,787 Bfo. St., 1865 13,257,537 Pfv. St. 
Der Gefammtwerth der Ausfuhr 1850 1,041,796 Pf. St., 1857 14,962,269 
Pfr. St., 1862 13,039,422 Pf. St., 1865 13,150,748 Pfo. St. Die wid- 
tigften Erportartifel waren Gold (7,004,586 Pfd. St.) und Wolle (44,270,666 
Pfund für 3,315,109 Pfd. St.). Die Gefammtlänge der im Jahre 1866 voll- 
endeten Eifenbahnen betrug 271 englifhe Meilen. Der Poftverkehr gefhah durch 
525 Poftänter. Die 694 öffentlihen Schulen wurden 1865 von 61,279 Schülern 
befucht. Außerdem gab es noch 6 Gymnaſien und 380 Privatſchulen. Die Staats- 
einnahmen betrugen 3,058,338 Pfd. St., die Ausgaben 2,229,747 Pfv. St. Die 
fehsprocentige öffentlihe Schuld hatte 1865 die Summe von 8,733,445 Pfd. St. 
erreicht. — Die größten Städte find Melbourne mit 36,868 Einw. (1861; mit 
den Borftäbten 126,536 Einw.) Geelony mit 16,613 Einw. Sandhurſt mit 
13,020 Einw. u. f. w. 

3. Queensland wurde 1859 von Neufübmwales getrennt und hat auf 
31,431 Q.⸗M. 87,775 Einwohner (davon 53,297 männlihe und 34,478 
weiblide; gegen 30,059 Bewohner im Jahre 1861). Im Ganzen waren 1865 
14,414 Ücres angebaut, Schiffsverfehr: 488 Schiffe mit 167,153 Tonnen. Ein» 
fuhr für 2,505,559 Pfd. St; Ausfuhr für 1,153,464 Pfr. St. Die Haupt« 
werthe der Ausfuhr beftanden in Golpftaub (92,938 Pfo. St.), Talg (57,155 
Pfd. St.) und Wolle (12,251,841 Pfund für 885,299 Pfr. St). — Die 41 
öffentlihen Schulen wurden 1865 von 2981 Schülern befucht; außerdem gab es 
70 Privatſchulen. — Die Staatseinnahmen betrugen 1865 631,432 Pfd. St. ; 
bie Ausgaben 617,996 Pfd. St. Die fehsprocentige öffentlihe Schuld hatte bie 
Summe von 1,131,500 Bid. St. erreiht. — Die Hauptftadt Brisbane hatte 
1861 6062 Einwohner. 

4. Südauftralien wurde als Kolonie im Jahre 1836 gegründet. Es hat 
eine Ausdehnung von 17,901 D.-M. und 167,884 Einw. (1866). Darunter 
waren 8119 Deutfhe und 4397 Ginzeborne, (1850 63,900 Einw., barunter 
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7000 Deutſche). Der Schiffsverlehr wurbe durch 640 Schiffe von 178,808 Tonnen 
vermittelt (1865). Der Geſammtwerth ber Einfuhr belief fi auf 2,927,596 Pfv. St. 
(1841 229,925 Pfo. St., 1850 845,578 „fo. St., 1857 1,623,052 Pfv. St., 
1862 1,820,656 Pfd. St.); die Ausfuhr auf 1,153,464 Pfo. St. (1841 
40,561 Pfb. St., 1850 570,817 Pfo. St., 1857 1,958,572 ®Pfv, St., 1862 
2,145,796). Die wichtigften Ausfuhrartifel waren 1865: Mehl (782,271 Pf. St.), 
Weizen (412,097 Pfb. ©t.), Kupfer (433,795 Pfd. St.), Kupfererz (182,677 
Po. St.), und Scafwolle (974,397 Pfd. St.). Die 279 Schulen wurben von 
13,686 Kindern beſucht. — Die Staatseinnahmen betrugen 1865 1,089,242 
Po. St.; die Ausgaben 809,159 Pfd. St. ; die Staatsfhuld 796,200 Pfd. St. — 
Die größte Stadt iſt Adelaide mit 23,300 Einw. (1866). — Der Regierung 
von Südauftralien find auch unterftellt das an der Norbküfte gelegene nördliche 
Territorium mit etwa 5866 D.-M. und das von biefem 1865 getrennte Ale» 
raubraland mit 18,758 O.-M,, das den Gentraltern des auftralifhen Kontinents 
umjchließt und nur mit feiner norböftliden Ede den Garpentariagolf berührt. 
Beide Territorien find nur von wenigen Horben Eingeborner bewohnt. Der Ber- 
ſuch, an ber Norbküfte, am Adelaidefluß eine Anfievlung zu gründen, wurbe im 
Januar 1867 wieder aufgegeben. 

5. Beftauftralien wurde 1829 dur freie Einwanderer gegründet, blieb 
aber in feiner Entwidelung ſehr zurüd, theild aus Mangel an natürlichen Hilfs- 
quellen, guten Häfen und Abfagmärften, theils weil die Einwanderung weit weniger 
als im Süden begünftigt wurde. Größern Auffhwung nahm die Kolonie, als bie 
Regierung 1849 auf Bitten der Einwohner Deportationsfträflinge hinſchaffte. 
1853 waren deren 2000 ausgefhifft, die nun allmählig frei werden. In Folge 
diefer Bermehrung der Ürbeitsfräfte flieg ber Anbau und ver Berfehr. Die Auss 
behnung beträgt 45,898 D.-M.; die Zahl der Einnahme 1865 20,260. Das 
Land eignet fich vorzugsweife zur Viehzucht. Der Werth ber Einfuhr betrug 1848 
45,411 Bfv. St, 1857 122,938 Pfv. St., 1865 168,414 Pb. St. Ausfuhr 
1848 29,598 Pfr. ©t., 1857 44,740 Pfb. St., 1865 179,147 Pfv. St. Die 
Hanptausfuhrartifel waren (1865) Kupfererz (13,290 Pfv. St.); Bauholz (15,693 
Pr. St.); Sandelholz (13,490 Pfo. St.), und Schafwolle (für 101,916 Pfd. St.). 
— Die Staatseinnahmen betrugen 1865 77,943 Pfd. St.; die Ausgaben 74,985 
Pf. St.; die Staatsſchuld 1750 Pfr. St, — Regierungsfig ift Perth am 
Schwanenfluß. 

6. Tasmanien (früher Vandiemensland) hat 1233 Q.M. und 95,201 
Einwohner; fie ift eine ſchöne, wohlbewäfferte hafenreihe Infel, die von mehrern 
Gebirgen durchzogen ift. Das treffliche milde Klima, das die Ueberwinterung ber 
Heerben im Freien geftattet, und bie immer grünen Weiden find ber Biehzucht 
befonders förderlih. Bon den 16,778,000 Aeres fulturbarem Lande waren 1865 
250,386 Aeres unter Kultur und 3,647,305 Ücres verfauft oder an Koloniften 
geſchenkweiſe überlaflen. 677 Schiffe mit 104,218 Tonnen vermittelten den Ber- 
fehr. Der Werth der Einfuhr betrug 1845 520,562 Pfo. St., 1857 1,442,106 
Bio. St., 1865 762,375 Pfo. St.; die Ausfuhr 1845 422,218 Pfo. St., 1857 
1,207,802 Pfd. St., 1865 880,965 Pfr. St. Die Hauptartifel waren: Schaf. 
molle (4,923,965 Pfund für 381,625 Pfd. St); eingemadte Früchte (84,767 
Pfd. St.); Hafer (81,975 Bo. St.); Bauholz aller Art (56,658 Pfd. St.). 
102 öäffentlihe Schulen wurden von 5357 Kindern befuht, Wie fhon erwähnt 
diente die Infel von 1803 bis 1853 als Verbrecherkolonie und flets haben ent» 
laufene Konvilts unter dem berüchtigten Namen von Buſchrangern Schreden und 
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Gewaltthat durch die Infel verbreitet. Diefe Ränberbanden hatten auch durch fort- 
dauernde Bebrüdungen und Berfolgungen bie Ureinwohner zu einem verzweiflungs- 
vollen und blutigen Rachekrieg gereizt, ven dieſe, dur die Beichaffenheit des 
Landes und ihre Ortskenntniß unterftügt, lange erfolgreih führten. Erft 1835 
gelang es, die einzelnen Stämme zur Unterwerfung und Auswanderung nad ber 
Blindersinfel in der Baßſtraße zu bewegen, 

Was die politifhe Verfaſſung diefer 6 Kolonieen betrifft, fo ftehen fie unter 
einem Captain General und Oberbefehlshaber. In jeder Kolonie ift aber ein 
Gouverneur, ber die eigentliche Regierung führt. Diefem Gouverneur ftehen ein 
verantwortliches Minifterium und repräfentative Körperfhaften mit verfchieten- 
artiger Berfaffung zur Seite. Diefelben nahmen feit 1850 immer mehr einen 
demofratifhen Charakter an. Schon im Jahre 1842 war in Neufübwales das 
Einkammerſyſtem eingeführt worden und basfelbe wurde im Jahre 1850 auch 
auf Viktoria und Bandiemensland ausgedehnt. Zu gleiher Zeit wurde beftimmt, 
daß ber Gouverneur und das Parlament jeder Kolonie die Verfaſſung mit Zu- 
ftimmung der Königin ändern fünne. (13 et 14 Vict. c. 59). Die repräfentative 
Verſammlung beftand zu einem Dritttheil aus von der Krone ernannten Mitgliedern, 
und zu zwei Drititheilen aus gewählten Abgeorbneten. Im Jahr 1855 wurde 
in Neuſüdwales und Viktoria das Zweilammerfyftem wieder eingeführt. In Neufüd- 
wales werden die Mitgliever des Oberhaufes von dem Gouverneur auf Lebens- 
zeit ernannt, in Viltoria werden beide Häufer gewählt; das Oberhaus von ben 
bochbefteuerten Grundbefigern, das Unterhaus (feit 1857; in Neuſüdwales feit 
1858) durch allgemeines gleiches Stimmrecht mit geheimer Stimmabgabe. — In 
Tasmanten (feit 1855 ift dies der officiele-Name) und Gübauftralien befteht nur 
eine Kammer; ein Drittel der Mitglieder wird von ber Krone ernannt; bie zwei 
andern Drittel dur allgemeines Stimmrecht gewählt (1858). In Weftauftralien 
ift dieſe Berfaffung noch nicht eingeführt. Hier flieht dem Gouverneur nur ein 
Grecutive Council zur Seite, das durdy Hinzuziehung von 4 ernannten Mitgliedern, 
bie feine Beamten fein dürfen, zum Gefeßgebungsrath wird. — Zu jeder Ber- 
faffungsänderung in diefen Kolonieen tft Zuftimmung der Krone nothwenbig, und 
jeves Geſetz kann innerhalb zweier Jahre nad feiner Verkündigung von der Krone 
annullirt werden. — Die Oberhäufer üben neben ihren gefetgebenden Funktionen 
auch richterlihe und verwaltende aus. Sie find fomohl ein Geheimer Rath. des 
Gouverneurs als ein Oberappellationshof für Eivilfachen. 

I. Die Süpdfeeinfeln over Infeln des auftralifchen Archipels werten 
meift in beflimmte Gruppen vereinigt, je nad einer mehr oder weniger großen 
natürlihen Zufammengehörigfeit. Sie find meift von fehr Meinem Umfange (Ane- 
nahmen find Neu-Guinea und Neu-Seeland) und von zwei verſchledenen Menjchen- 
raffen bewohnt. Die eine faft fchwarz, häßlich, auf einer nievern Stufe ſtehend, 
wild und beinahe uncivilifirbar, bewohnt ten Südweſten, die Papuas oder 
melaneftfche Rafle. Sie feinen ven Auftralnegern am nächſten verwandt zu fein. 
Die andere Raſſe dagegen iſt won lichterer Hautfarbe, ſchönem regelmäßigen 
Körperbau und fteht auf einer weit höheren Stufe der Eivilifation. Sie ift der 
malayiſch⸗ polyneſiſchen Naffe des oſtindiſchen Archipels verwandt. Dan unterjcheitet 
zwei Gruppen, bie Mifronefier auf ven Meinen Infeln im Weften von etwas 
bdunflerer Hautfarbe und mit verſchiednen Spraden, und die Polynefier im 
engern Sinne auf den öftlihen Infeln. 

1. Die füpmweftliden Infeln, deren Flächeninhalt zufammen über 
15,000 Q.M. zu betragen ſcheint, umgeben ven Kontinent in einem Kranz, 


Auftralien. 201 


ber erft von Weften gegen Dften und fpäter gegen Südoſten geht Bon ihnen 
it Neu» Guinea mit einem Umfang von 12,912 D.-M. die größte Infel ber 
Erde. Sie gehört zugleich zu dem reichften, aber auch unbelannteften Theilen ber 
Erde; nur die Küften find an wenigen Stellen bis jett genauer erforſcht. Die 
Bewohner find rohe Papuas; mur im Weften und auf den Bapuainfeln treiben 
vie Bewohner der Motuften ſchon feit Jahrhunderten einen lebhaften Handel, 
baden bier Kolonieen angelegt, ſich mit den Eingebornen vermifht und zum Theil 
ihre Bildung, an einigen Orten felbft den Islam eingeführt. Die Zahl ver Bes 
wohner wird auf eine Million gefhägt. — Die übrigen Infeln diefer Gruppe 
find von feiner Bedeutung. 

2. Bon den füdöſtlichen Inſeln, bie ebenfall® nur ein geringes poli- 
tidhes Interefje barbieten, find als die wichtigften Gruppen zu erwähnen: a. bie 
Bitigruppe (oder nach der Ausfprache der Bewohner der Infel Tonga Fidſchi⸗ 
infeln). Diefe Infeln find durch Korallenriffe unzugänglih und daher nur wenig 
delannt. Sie haben nur einen Flächenraum von 378 D.:M, und etwa 200,000 
Einwohner. Diefe feinen einer Mifhlingsraffe der Auftralneger und ber hell« 
urbigen Raffe anzugehören. Sie find ftreitbar, wild und graufame Menfhenfrefier. 
Sa neuerer Zeit haben jedoch engliſche Miffionäre (Wesleyaner) fi dorthin ges 
vagt und mach Beflegung großer Hinderniffe glänzende Erfolge davon getragen. 
Kutholiihe Geiftliche, die ihnen gefolgt find, haben bis jegt nichts bebeutenbes 
meiht. Die Einwohner leben in 13 Heinen Staaten vereinigt, die die Ferm von 
husftanten haben und unter ber Leitung der angefehenften Häuptlinge ftehen. 
Sie haben 1862 der engliſchen Regierung bie Oberherrfchaft angeboten, die jedoch 
abgelehnt wurde, Die Hanptgegenftände des Verkehrs find Schildplatt und Kolosöl. 
3a den legten Jahren haben fich aud Europäer in nicht unbebeutender Zahl dort 
medergelafjen und die Hanptfeevölfer haben bier ihre Konſuln. 

b. Die Societätsinfeln, von Qutros 1606 entvedt, von Goof 1769 zuerft 
zänblih erforfht und zu Ehren ber englifhen Societät ver Wiflenfhaften be« 
nannt, 11 an der Zahl, werben durdy eine breitere Straße in die Windward— 
und Leewardinſeln getheilt. Sie haben einen Flächenraum von 31 Q.-M. und 
!ima 18,000 Einw. Sie find von großen Riffen umgeben, hoch und bergig, ber 
böhfte Berg (Orohena auf Tahiti) Hat 6844°. Die Berge und das Junere ber 
Infeln ift mit dichten Wäldern bedeckt, unangebaut und unbewohnt; allein jebe 
Infel hat um die Berge eine mehr ober weniger breite, fehr fruchtbare und durch 
nblreiche Gebirgsbäche reichlich bewäfferte Küftenebne. Diefe reihen Küftenftreden 
fad es befonders, welche den Societätsinfeln den Ruf großer Schönheit erworben 
haben, Das Klima iſt überaus angenehm und gleihförmig, und im Ganzen fehr 
ylund. — Die Bewohner find gutmüthig, aber aud fittlih und geiftig ſchwach, 
ſan von der Wildheit und Kampfesluft der übrigen Polynefter. Schon am Ente 
des vorigen und Anfang biefes Jahrhunderts begannen die englifchen Miſſionäre 
Ihre Wirffamkeit. Seit 1814, wo ber König Bomare von Tahiti das Chriftenthum 
annahm, hatten ihre Bemühungen großen Erfolg und jegt find faft alle Einwohner 
dem Namen nad wenigftens Chriften. Im Staate Tahiti, der bie Windwarbinfeln 
mfaßt (221/, D.-M. und 10,500 Einw.) fam es burd bie eiferfüchtigen Ber: 
ſuche farholifcher Miffionäre ſich einzubrängen, zu Reibungen, bie zulegt (1844) 
ve Einmifhung der franzöfifhen Regierung zum Schuge der katholiſchen Mif- 
fonäre zur Folge hatten. Franfreih zwang Tahiti ſich zu unterwerfen, jedoch auf 
das Drängen Englands mußte es ſich mit einem Proteltorat begnügen, freilich 
nur ein anderer Name für die Herrſchaft. Obgleich die englifchen Miffionäre nad) 
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einem von ten Tabitiern unternommenen, aber mißlungenen Berfuch, vie Fran- 
zofen zu vertreiben, aus Tahiti verbannt wurben, fo ift es den Fatholifchen Geift- 
lichen dod nicht gelungen, den Katholicismus zu verbreiten; bie Bevölkerung ift 
vielmehr der proteftantifchen Kirche treu geblieben. Wohnfig der jekigen Königin 
und bes franzöfifhen Gouverneurs ift Papeete auf Tahiti, der Haupthafenplatz. 
BZuder, Kokosöl und Drangen find die Hauptproduftionsartifel. 

3. Die morböftlihen Infeln beftehen nur aus den 8 Sandwichsinſeln 
ober Hawaii, melde Eoof 1768 entvedte. Alle find fehr hoch, mit Bergen 
vullanifher Natur. Die öftlichfte Infel Hawati bildet im Innern eine Hochebene 
von 3—4000° mit dichten Wäldern, auf welcher ſich vulkaniſche Gipfel über 
12,000° body erheben. Die Infel Dahn, die 3—4000° ſich erhebt, hat den ein: 
zigen Hafen in der ganzen Gruppe, Honolulu. Der Flächenraum aller Infeln 
beträgt 359 D.-M. mit 62,960 Einw. (1866). — Die Einwohner, vom hell- 
farbigen Stamm, find bilvungsfähig und kunftfertig, haben aber frühzeitig aud) 
europäifche Lafter angenommen, da die günftige Tage dieſer Infeln auf dem See- 
wege zwiſchen Amerita und China fie in häufigen Verkehr mit europäiſchen Schiffen 
brachte. Die Bevölkerung ift in fortwährender ftarfer Abnahme begriffen; fie 
betrug 1850 noch 84,165 Seelen. Miffionäre aus Norbamerifa befehrten bie 
Infulaner zur proteftantifhen Kirche, aber Tatholifhe Miffionäre drängten fid 
unter dem Schuß franzöfifcher Kriegsſchiffe aud bier ein und wandten einen Theil 
der Bevölferung ihrer Kirche zu. Nur die wechfelfeitige Eiferfuht der Seemächte 
bat bisher den Infeln ihre Unabhängigkeit erhalten, die 1844 von Englant, 
Franfreih, der Union nnd Belgien garantirt worben if. 1852 bat der König 
eine freifinnige Berfaffung mit zwei Kammern gegeben. Die Staatseinnahmen 
betrugen 1864/65 708,817 Dollars, die Ausgaben 582,341 Doll., die Staats- 
ſchuld (1866): 182,975 Doll. — Die Einfuhr belief ſich 1866 auf 1,946,265 Doll, 
die Ausfuhr auf 1,808,256 Doll. — Honolulu dient den Schiffen der Wall- 
filhfänger als ein Haupthaltplag. Es ift die Reſidenz des Königs Ramehameha V. 
und ber erſte Handelsplag der Infeln und foll 10,000 Einw. haben. 

4. Neufeeland. Diefe Infelgruppe, 1642 von dem Holländer Tasman 
entdedt, aber erft von Eoof 1769 aufgenommen, erhebt fi einfam und ifolirter 
als irgend ein anderes Land von gleihem Umfang, inmitten ber größten Waſſer⸗ 
mafje der Erbe. Zwei Meeresarme, die Gooksftraße im Norden und die Foveaur- 
firaße im Süden trennen Neufeeland in drei ver Größe nad verſchiedene Theile, 
die Norbinfel, die Süpinfel und die Meine Gtewartinfel, deren Geſammtareal 
4998 D.-M. beträgt. — Eine große Gebirgsfette durchzieht fie der Länge nad, 
nur burd bie beiden erwähnten Straßen durchbrochen. Die großartigfte Ent- 
widelung erreicht das Gebirg auf der Sübinfel, wo die Sübalpen im Mount Eoot, 
beffen Gipfel mit ewigem Schnee bededt ift, bis zur Höhe von 12,382° anfteigen. 
Auf der Norbinfel erreicht der Mount Egmont mit 8293° ebenfalls die Schnee- 
grenze. — Die einheimiſche Bendtferung, bie Maoris gehören zu der hellen Rafle; 
fie verbinden mit nicht geringer Förperliher Schönheit bebeutende Kraft und Aus- 
bauer, find entfchieden talentvoll, lebendig und geiftig regfam, namentlih gefchidt 
in allen Kunfifertigkeiten, in ungewöhnlidem Grade bilpfam und zeigen in ihren 
Poefieen tiefes Gemüth und dichteriſchen Sinn; dabei find fie aber anbrerfeits 
höchſt rachſüchtig und leivenfhaftlih, grauſam und wild, Friegsluftig und waren 
bis vor etwa 30 Jahren Menfchenfreffer. Die Hälfte ift von Mifftionären ver 
engliſchen Hochlirche befehrt, die andre von Wesleyanern und katholiſchen Geift- 
lien. Ihre Zahl iſt in fortwährendem Abnehmen begriffen. Während zu Coolks 
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Zeiten man noch 100,000 Seelen zählte, ſchätzte man ihre Zahl 1859 nur noch 
auf 55,000 und 1865 auf 35,000. Die Kolonifation Neufeelands ift gegen bie 
rafde und glänzende Entwidlung anderer englifhen Kolonicen lange zurüdgeblieben. 
Nah manchen fehlgefhlagnen Verſuchen wurde 1839 die erfle organifirte An- 
fiedlung gegründet und 1840 vie Infeln für ein Befigthum ber englifhen Krone 
aflärt. Aber bald entftanden Streitigkeiten und Kriege mit den ingebornen, 
dazu kam eine fchlehte Verwaltung bis erſt Sir George Grey als Gouverneur 
beffere Zeiten herbeiführte (1847 — 1853). Nun ftieg die Zahl der Koloniften 
raſch: 1851: 28,865; 1858: 59,328; 1861: 109,262; 1867: 208,682. Seit 
1860 herrſchen wieder, mit kurzen Unterbrehungen, Feindſeligkeiten mit ven 
Maoris, bei denen es ven legten in folge ihrer Drtötenntnig, Geſchicklichkeit 
und Borficht nicht felten gelingt, den Koloniften ſchwere Nachtheile zuzufügen und 
an Ihnen blutige Race zu nehmen. Namentlich fheint der im Jahre 1867 aus- 
zehrochene Aufftand an der Poverty-Bay auf der Oſtküſte der Norbinfel in ber 
Provinz Audland nur ſchwer zu überwinden zu fein. — 

Die Gefammtzahl der 1865 eingelaufenen Schiffe war 862 mit 295,625 
Tonnen, jene ber ausgelaufnen 783 mit 283,020 Tonnen. Der Gefammtwerth 
vr 1860 eingeführten Waaren betrug 5,864,609 Pfd. St. (gegen 7,000,609 
M. St. in 1864), ver Werth der Ausfuhr erreichte 1866: 5,254,129 Pfd. St. 
(gegen 3,401,667 Pfv. St. in 1864). Bon den widhtigern Ausfuhrartileln find 
4 namentlihd Gold und Schafwolle, die eine fortwährende Zunahme zeigen. Gold, 
dad zuerft 1856 gefunden worden war, wurbe 1865 im Werthe von 2,226,474 
PM. St. ausgeführt. Bom 1. April 1857 bis 1. Januar 1867 wurden zufammen 
3,564,189 Unzen Gold im Werthe von 13,816,253 Pfd. St. erportirt. ‚Der 
Berth der ausgeführten Schafwolle betrug 1865: 1,141,761 Pfr. St. — An- 
unge 1866 gab es 237 Schulen, die von 11,859 Schülern befuht wurden. Die 
Zahl der Sparkaſſen betrug (1865) 9 mit Einlagen im Betrage von 85,058 Pf. 
St, welhe von 4304 Bartelen (71 Maori und 4233 Europäern) deponirt wor- 
ten waren. — Die Staatseinnahmen betrugen (1865) 1,525,-27 Pfd. St.; die 
Ausgaben: 2,906,332 Pfd. St. Die öffentlihe Schuld, einfchliegli jener ber 
inzelnen Provinzen betrug 4,368,682 Pfv. St. — Die Berfaffjung wurde 1853 
erlafien, Den Gouverneur ernennt die Krone. Das Land war urfpränglih in 6, 
if jegt im 10 Provinzen getheilt und bilvet eigentlich eimen Bunbesftaat Dem 
Gouverneur fteht ein verantwortliches Minifterium zur Seite; das Parlament 
des Bundesftaats (General Assembly) befteht aus einem Oberhaus, deſſen Mit- 
glieder auf Lebenszeit ernannt werben, und einem Unterhaus. An der Spige jeder 
Provinz fteht ein Superintendent mit einem Provinzialparlament, das den erftern 
nit Beftätigung des Gouverneurs wählt. Gemeinfhaftlihe Angelegenheiten find 
zur: Zollweien, Eivil- und Kriminalgerichtsbarkeit, Münze, Maaß und Gewicht, 
Boftweien, Hafen- und Schifffahrtspolizei, Ehe», Erbichafts- und Eigenthums⸗ 
jelege und die Angelegenheiten der Eingebornen. Jeder Diftrikt, der wenigftens 
500,000 Ucres Land und 1000 Einwohner hat und einen Zollhafen befigt, bat 
das Recht, feine Erhebung zur Provinz zu verlangen. In Bezug auf bie politiſche 
Organifation, Gefeggebung und Verwaltung weichen vie einzelnen Provinzen zum 

ſehr weit von einander ab. 
‚ Die größern Städte find: Audland (1861: 7989 Einw.), Dunedin (6523 
inw.), Wellington (4176 Einw.) und Nelſon (3734 Einw.). Löning. 
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I. Recht der Auswanderung. 

Jeder Staat, der feine Angehörigen nicht als Leibeigne, ſondern als freie 
Menſchen betrachtet, die unter feinem Schuge ihre individuellen Lebenszwecke ver- 
folgen, muß auch das Recht zur Auswanderung anerkennen. Kein Menſch ift an 
an die Scholle gebunden, er muß bie Freiheit befigen, feinen Aufenthalt zu wählen, 
wo es ihm für feine Verhältniffe am beften dünkt, innerhalb oder außerhalb der 
Grenzen feines urfprünglihen Heimathlandes. Aber der Begriff der Auswanderung 
reicht weiter; er umfaßt nicht nur den einfadhen Wegzug aus dem Rande, fonvern 
auch zugleich die Abſicht, ven Unterthanenverband zu löfen, die bisherige Staats- 
genofienfchaft aufzugeben. Wer aus irgend einem Grunde das Ausland auffudt, 
ohne zugleich die Abficht zu haben, aus dem Staatsverbant auszufheiden, wandert 
nit aus, Dieſe Freiheit, in das Ausland zu ziehen, ift jegt bon allen civili- 
firten Staaten anerfannt. Freilih war noch im Anfang viefes Jahrhunderts in 
einzelnen Rheinbundsftaaten der verkehrte Grundfag geltend, jeden Wegzug an 
vorhergehende ftaatliche Erlaubniß zu knüpfen (Würtembergifches Dekret v. 29. Mai 
1807; u. zur Retorfion dagegen Bayerifhes Dekret 12. Yuguft 1812). Auf 
Verlegung diefes Gebotes ftand der Verluſt aller bürgerlihen Rechte als Strafe. 
Um ſolche auferorbentlihe Beſchränkungen der perfönlihen freiheit zu Ounften 
der Standesheren zu befeitigen und für die Zukunft auszufchließen, beftimmte vie 
deutſche Bundesafte Art. XIX: nad) Borgang der Mheinbundsalte Art. XXXI, 
daß die ehemals reihsftändifhen und reichsritterſchaftlichen Familien die unbe- 
fchränfte Freiheit haben follen, ihren Aufenthalt in jedem zu dem Bunde gehören- 
den oder mit bemfelben in Frieden lebenden Staate zu nehmen. — Ueber bie» 
jenigen, welche fih im Auslande befinden, ohne ihr Staatsbürgerredht aufzugeben, 
und über ihre Berhältniffe zu dem Heimathlande fiche den Artikel Fremde. 

Die Freiheit der eigentlichen Auswanderung ift dagegen heute noch feines- 
wege von allen Staaten anerfannt. Namentlih hält England noch den Sat 
feft, daß fein Englänter den Unterthanenverband löfen kann; wer Engländer ift, 
bleibt e8 und fann feine Staatsangehörigfeit im Feiner Weife von ſich abſtreifen. 
Nah allgemeiner Rechtsüberzeugung aber fteht es dem Staate nicht zu, feine An- 
gehörigen wider Willen feft zu halten. Eine ſolche Anmaßung erſcheint ebenfo 
unwürbig für den Staat wie gewaltthätig gegen die menfchliche Freiheit. Die 
Staatdangehörigen find Feine Staatöhdrigen (Bluntjhli, Movernes Böllerrecht 
©. 214). Die meiften deutſchen Staaten haben die Freiheit der Auswanderung 
auch ausprüdlich anerkannt, fo Preußen fhon in dem Allgemeinen Landrecht 
Tb. U. Zit. 17 $ 127 u. ſ. f. Berfaffungsurfunde von 1850 Art. 11; König- 
reich Sachſen Berf. $ 29; Würtemberg Verf. $ 24; Bayern Barf. Tit. IV, 
$ 14; Baben Berf. $ 12 u. f. w. Auch England wird biefem modernen Principe 
der ‚Auswanderungsfreiheit feinen langen Wiberftand mehr entgegenfegen können; 
die Verwidlungen, welde ein flarres Fefthalten an dem alten englifhen Grund» 
fage nothwendig früher oder fpäter zur Folge haben muß und auf deren Urſachen 
wir fogleih zu fprehen fommen, werden zum Aufgeben des Principe nöthigen. 

Aud in den Staaten, welche das Princip der Auswanderungsfreiheit aner- 
tennen, {ft biefelbe aber einer Reihe von Beſchränkungen unterworfen, bie theils 
in der Natur der Sache begründet, theild durch die Beftimmungen pofitiver 
Geſetze gegeben find. Zu den erftern gehören alle nody unerfüllte Verpflichtungen, 
mögen fie gegenüber dem Staate oder gegenüber von Privatperfonen beftehen. Da 
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ver Wegziehende durch bie Auswanderung alle rechtlichen Bande, die ihn mit 
feinem Heimathſtaate verfnüpft haben, löst umb ſich der Gewalt desſelben ent- 
sieht, fo muß der Heimathftaat verlangen, daß er vor der Auswanderung allen 
feinen beftehenden Pflichten Geuüge leifte. Ä 

So find die Ehefrau durch das eheliche Berhältniß, die Kinder in väterlicher 
Gewalt durch diefe, die Beamten durch bie übernommene Verpflichtung bejchräntt 
u. ſ. w. Die Auswanderung ift denjenigen verboten, bie ihrer Milttärpflicht gegen 
ihr Baterland noch nicht oder noch nicht vollftändig Genüge geleiftet haben, Wie 
lange in diefem Falle die Befugnig der Auswanderung ausgeſchloſſen fei, hängt 
von den Borfchriften ab, welche die Leiftung der Militärpflict in den einzelnen 
Staaten regeln: in Baden 3. B. bedarf derjenige, der bei der Fahne dient, der 
Griaubniß des Kriegsminifterium ; der Wehrpflichtige überhaupt vom 20.—27. Jahre 
ver Erlaubniß der Eivilftaatöbehörbe, die nur dann zu bewilligen ift, wenn anzu- 
zehmen iſt, daß die Auswanderung nicht blos in der Abficht geſchieht, um ſich 
ver Wehrpflicht zu entziehen (Wehrgefeg v. 12. Februar 1868 8 75). Das Gefeg 
des Norddeutſchen Bundes beftimmt nur, daß den Neferue- und Landwehrpflich⸗ 
figen Mannfchaften in der Zeit, im der fie micht zum altiven Dienft ein- 
ierufen find, die Erlaubniß zur Auswanderung nit verfagt werben ſoll (Geſetz 
vom 9. November 1867 $ 15). 

Der Staat muß Mittel ergreifen, um eine Auswanderung mit Berlegung 
dieſet Verpflichtungen zu verhüten und aus biefem Grund find in dem deutſchen 
Staaten meift folgende Beftimmungen in Geltung: 1. Derjenige, ber aus. dem 
Staatöverband treten will, muß der Behörde davon Anzeige machen. In einigen 
Staaten ift die Auswanderung in gewiſſen Fällen an eine befondere Erlaubniß 
geinüpft; ſo in Baren, wenn der Wegziehende vorher nicht eine beftimmte Nieder- 
fung erworben bat. 2. Auf diefe Anzeige hin iſt im dem Bezirk, dem der Aus- 
wandernde bisher angehörte, die beabſichtigte Auswanderung öffentlich befannt zu 
machen, um die Betheiligten davon zu benachrichtigen und ihnen Gelegenheit zu 
geben, ihre etwaigen Rechte zu wahren. 3. Der Wegzug mit der Abficht auszu« 
wandern und unter Verlegung ber beftehenven Pflichten, ‚namentlich der Wehr« 
licht, ift mit Strafe bedroht. (So 3. B. Preußen: Auswanderung, um ſich dem 
Eintritt im den Dienft des ftehenden Heeres zu entziehen, ift bedroht mit einer 
Geldſtrafe von 50 bis 1000 Thlr. oder Gefängnig von Einem Monat bis. zu 
Einem Jahr. Strafgeſetzbuch $ 110.) | Ä 

Mit ver Auswanderung ift der Berluft des Staatsbürgerrechte umd bie 
Entlaffung ans dem Staatsverbande verknüpft entweder in: der Art, daß auf 
Anfuhen des Answandernden biefe Entlaffung ertheilt: wird oder. ein mehrjähriger 
Aufenthalt im Auslande oder bie Aufnahme in einen frenden Staatsverband bie 
Entlaffung von felbft nad ſich zieht. 

Bon manden Staaten wird von denjenigen, die um Entlaſſung aus dem 
Staatsverbande nachſuchen, der Nachweis verlangt, daß ein anderer Staat fie als 
Unterthanen aufzunehmen bereit ſei. Unter dieſer Bedingung hatte die deutſche 
Bundesafte den Angehörigen der Bunbesftaaten den freien Wegzug nach 'einem 
andern Bundesſtaat gewährleiftet. (Art. XVII. Nr. 2). In Baden iſt, wie er 
dahnt, befondere Erlaubniß der Behörde nothwendig zur Auswanderung, wenn 
dieſe Bedingung nicht erfüllt if. Wenn man Wegzug aus dem Lande und Ent- 
fung aus dem Staatsverbande unterſcheidet, fo ſcheint uns biefe Bedingung 
völig gerechtfertigt. Der einfache Wegzug ohne Löfung des Staatsverbandes muß 
unter jeder Bedingung unbejchränkt fein, ver Heimathſtaat hat nicht dafür Sorge zu 
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tragen, daß der Wegziehenve eine nene Heimath findet. Soll aber nicht eine neue 
Klaffe von Heimathlofen entftehen, bie Teinem Staate angehören, jo muß bie 
alte Staatsangehörigkeit fo lange fortdauern, bis die neue an ihre Stelle getreten 
ift. Allen Berwidelungen, bie daraus mit andern Staaten entftehen könnten, wird 
daburd vorgebeugt, daß durch Aufnahme in einen fremden Staatsverband ipso 
facto das alte Stantöbürgerredht verloren geht. Diefe Grundfäge hat Frankreich 
angenommen (Code Nap. $ 17: La qualit€ de Frangais se perdra par la 
naturalisation en pays &tranger. Siehe auch Bluntſchli Modernes Völlerrecht 
S. 215.) Biel leichter können Konflikte da entftehen, wo ver Verluſt des Bürger- 
rechts erft nah einem Aufenthalt von beftimmter Zeit in dem Ausland ein- 
tritt. Sobald die Zeit, welche zur Erlangung ber Naturalifation der Eingewanderte 
in dem ‚fremden Staate zugebraht haben muß, kürzer ift, als bie, welde zum 
Berluft des Bürgerrechts erfordert ift, erfcheint die Gefahr einer Berwidlung der 
beiden Staaten, die aus dem Konflikte der neuen Nechte und alten Pflichten des 
Naturalifirten entfteht, als nahe gerüdt. An dieſem Fehler leidet namentlich die 
Preußifche Geſetzgebung. Nach dem Gefege vom 31. December 1842 geht bas 
Preußifche Staatsbürgerreht, ohne Rüdfiht auf Naturalifation, durch 10jährigen 
Aufenthalt im Auslande verloren *). Jedoch durch den Bertrag mit der Norbameri- 
fanifhen Union vom 22. Februar 1868 ift diefe Beftimmung dadurch mobifichrt 
worben, daß fernerhin Preußen, die in der Union naturalifirt worden find nnd 
fi) port 5 Jahre lang aufgehalten haben, die frühere Stantsangehörigkeit verliert 
und als amerifanifche ug eradhtet und als foldhe behandelt werben follen. 
Aehnliche Verträge haben im Laufe der Jahre 1868 und 1869 mit der Union 
geihloffen Bayern, Baden, Würtemberg und Heſſen. Die frühern Jahrhunderte 
mit ihrer fisfalifchen Finanzweisheit juchten die Auswanderung zu einer Ein- 
nahmequelle zu machen, indem fie von bem Bermögen des Auswandernden eine 
Nachſteuer (Abfahrts- oder Abzugsgeld; census emigrationis) erhoben, wie überhaupt 
jeve Erbichaft, die aus dem Lande ging, einer Abgabe unterworfen war (gabella 
hereditaria, Abſchoßgeld). Nicht blos der Staat z0g dieſe Abgaben ein, fondern 
vielfach fand das Recht dazu auch einzelnen Gemeinden oder Grundherren zu, 
aus deren Gebiet das Bermögen wegzog. Nachdem burd bie beutfhe Bundesakte 
Art. XVII den Angehörigen der Bunbesftaaten „die Freiheit von aller Nadh- 
ſteuer, infofern das Bermögen in einen andern Bunbesftaat übergeht", geſichert 
hatte, ift das Abzugsgeld heute in faft allen deutſchen Staaten durch Geſetze auf- 
gehoben (Preußen Berf.-Urf. Urt. 11, Würtemberg Berf. $ 32); aber wo bies 
auch nicht geſchehen iſt (3. B. Baden Gef. von 1808) ift doch vie Freizügigkeit 
durch Verträge mit den meiften auferbeutfchen Staaten verwirklicht worben. 

Ein Berbot der Auswanderung kann als proviſoriſche Noth und Zwangs- 
maßregel gegenüber einem einzelnen Staate gerechtfertigt erſcheinen, insbefondere 
dann, wenn biefer Staat mit dem biesfeitigen in Krieg begriffen ift. 

1I. Bolttit ver Auswanderung. 

1. Geſchichtlich-Statiſtiſcher Weberblid ver deutſchen Auswanderung. Die 
Nachrichten, die uns für die Geſchichte und Statiſtik der deutſchen Auswanderung 
zu Gebote ftehen, find fehr lüdenhaft und überdieß oft durch gegemfeitigen Wiber- 
ſpruch unzuverläffig. Sie genügen jedoch, um bie hohe Bedeutung des Gegen- 
ftandes zu erweifen und feine politiſch wichtigſten Seiten hervorzuheben. 


*) Ein auf richtigen Grundlagen rubender Gefepesentwurf über Erwerb und Berluft des 
Staatsbürgerrechis — von dem Preußiſchen Landtage berathen worden, 
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Deutſche find über den ganzen Erbball zerfirent; aber das Ziel einer zahl 
reichen und nachhaltigen Auswanderung war ſeit zwei Jahrhunderten nur Amerika 
und bier vor allem das jegige Gebiet der Bereinigten Staaten. Oeringfügig find 
vergleichäweife die deutihen Nieverlaffungen in Rußland, in ven englif -norb« 
amerifaniihen Kolonieen, in Mittel- und Südamerifa, in Algier und Wuftralien. 
Diefer Zug in bie Fremde begann zur Zeit des ZOjährigen Kriegs (namentlich 
auf Anregung Guſtav Adolphs und Drenftiernas, melde eine Schwepifch-veutfche 
Südcompagnie gründeten; 1637 murbe eine Kolonie Neu» Schweben im jegigen 
Staate Delaware gegründet) und ergriff vorzugsmeife den Welten und Sübden 
Deutſchlands, vie ſeitdem vie größten Auswandererfhaaren geliefert haben, 
Religiöfe Bebrüdung war bis zum Ende des 18. Jahrhunderts das vorherrſchende 
Motiv. Mennoniten, Herrenhuter, die 1730 und 1731 aus Salzburg vertriebenen 
Lutheraner bildeten die Hauptmaſſen. Pennfylvanien war das Hauptziel, wo bie 
beutfchen Auswanderer zu folder Bedeutung gelangt waren, daß der Gouverneur 
fhon 1727 fchrieb: Thue das Parlament der deutſchen Einwanderung nicht 
Einhalt, fo würben die Kolonieen der Krone verloren gehen; und 1729: es fet 
Mar, daß die Schaaren von Deutfchen bald einem deutſchen Staat erzeugen wür ⸗ 
den, und vielleicht einen foldhen, wie er Großbritannien im 5. Jahrhundert von 
ven Sachſen beſcheert worden fei. Im Jahre 1784 wurde auf der Lanbesver- 
jammlung von Pennſylvanien der Antrag, die beutiche Sprache zur officiellen 
Landesſprache zu erklären, bei vorhandener Stimmengleihheit nur durch bie ent« 

e Stimme des Präfiventen verworfen. Aber trogbem durch den linab- 
bängigkeitöfrieg au bier die Anglo- Amerilaner das Uebergewicht gewannen, fo 
hielten doch bis auf unfere Tage die untern Schichten der Deutihen an ihrer 
nationalen Sprade und Gemwöhnung feft, wenn fle aud freilich in Folge davon 
zur Iſolirung und dem Berharren auf dem Standpunft einer zurüdgehliebenen 
Kultur verurtheilt waren. Nachdem der amerilaniſche Befreiungäkrieg ſchon die Ein« 
wanberung unterbrochen hatte, trat eine zweite und längere Pauſe ein, als in 
Deutſchland alle Kräfte von den Kriegen in Anſpruch genommen wurden, bie 
eft nad zwanzigjähriger Dauer der zweite Pariſer Friede beendigte. Auf diefe 
für die Konfolivation des deutſchen Elements in ver Union verhängnißvolle 
Stedung folgte von 1815 an ein mit wenigen Unterbrehungen immer mehr 
anſchwellender Strom von Auswanderern. Die frühern Zählungen ber deutſchen 
Auswanderer nad den Bereinigten Staaten find fehr unficher. Die Angaben für 
bie Zeit von 1815-1843 ſchwanken zwifhen 383,000 und 740,000. Genauer 
find vie Angaben über diejenigen, melde feit 1820 in dem amerilaniſchen Häfen 
gelandet find, da in Folge eines Geſetzes von 1819 flatiftifhe Aufnahmen bar» 
über gemacht worden. Jedoch haben für bie deutſche Auswanderung auch biefe 
Angabe nur den Werth ungefährer Schägung, da in ben angegebenen Zahlen 
einerjeits alle Reifenden mit aufgenommen find, ſeien es nun wirkliche Auswan⸗ 
berer ober nicht, andererſeits biejenigen nicht enthalten find, welche über Britiſch 
Amerila im die Union auf dem Landwege kamen. Nach ven officiellen Berichten 
waren von 1820—1860 eingewandert 1,546,476 Deutſche; von 1820—1830: 
7729; von 1831—1840: 152,454; von 1841—1850: 434,626; von 1851 
bis 1860: 942,667. Im Folge des amerifanifhen Bürgerkriegs nahm die Ein« 
wanberung in den Jahren 1860-1865 ab, um jedoch in den legten Jahren 
wieder eine fehr hohe Ziffer zu erreichen. Da bie Hauptmaffe der Auswanderer 
ihren Weg: über Bremen und Hamburg nimmt, fo mag für die legten Jahre 
in Ermangelung umfaffenderer Angaben die Zahl der über viefe Häfen Ausge- 
wanderten zur Vergleihung genügen: 1857: 78,293; 1861: 30,193; 1865: 
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71,840; 1866: 106,474; 1867: 116,816; 1868: 114,353. Das größte Kon- 
tingent zu dieſer Schaar lieferten die fühdentfhen Staaten, das frühere Kur- 
fürſtenthum Heſſen und beide Medienburg. Aus Bayern (und hier tft die Pfalz 
unverhältnigmäßig betheiligt) wanderten aus von 1834—1864: 254,557 Per- 
fonen, aus Würtemberg von 1842 —1862: 110,991; aus Baden von 1840 bis 
1868: 114,149; aus Medlenburg - Schwerin von 1849 — 1858 : 58,660; im 
Jahre 1864: 5507. Jedoch haben alle dieſe Angaben nur relativen Werth; fie 
begreifen nur die offictel angezeigten Auswanderungen; während die heimlichen 
oft die Zahl ver angezeigten übertreffen; fo gibt ver officielle Bericht des Badiſchen 
Statiftifhen Büreau’s an, daß, während in ven 3 Jahren 1865—1868: 9151 
Auswanderungen angezeigt wurben, bie Zahl der wirklih Ausgewanderten auf 
20— 25,000 berechnet werben fann. Was nun die Zahl der in den Bereinigten 
Staaten lebenden Deutſchen betrifft, fo ift eine genaue Schätung faum möglich; 
doch mag die Zahl derjenigen, die noch als Deutſche fih fühlen und fpreden, 
wohl einige Millionen betragen. Nach dem Cenſus von 1850 waren bon ben 
Einwohnern der Union 573,223 in Deutſchland geboren, nad dem von 1860 
1,301,136. Das Procentverhältnig der Deutfhen zur Gefanmtbevölferung in den 
einzelnen Staaten wird in folgender Weife angegeben: Wisconfin: 15,97 Procent ; 
Indiana: 14,9; Minnefota: 10,59; Ilinois: 7,55; Miffouri: 7,30; Oblo: 7,19; 
Californien: 7,490; New-York: 6 5, Procent. | 

Bei einem Vergleiche mit den übrigen Beftandtbeilen der 'eingewanderten Be- 
völferung kommen vermöge ihrer Zahl, ihres focialen und politiihen Einflufjes nur 
noch die Engländer und Iren in Betracht. Bon der 4,136,175 im Auslande gebornen 
Einwohnern, die ber Cenſus von 1860 answeist, ſtammten 431,692 aus Eng- 
land, 108,518 aus Schottland und 1,611,304 aus Irland. In ver Zeit von 1820 
bis 1860 follen aus. Großbritannien eingewandert fein (zu Schiff): 2,750,874.Per- 
fonen; in der Zeit von 1847—1866: 1,505,725 Irländer und 445,646 Engländer. 

Obgleich alfo numerifh die deutſche von der irifhen Einwanderung über: 
troffen wird, fo kann es doch keinem Zweifel unterliegen, daß von dem fremden 
Elementen in den Bereinigten Staaten das deutihe das wichtigſte in jeder Be— 
ziehung ift. Die anfähigen Deutfhen gelangen in ihrer Mehrzahl durch Land⸗ 
wirthſchaft oder Gewerbebetrieb langfam, aber ficher zu einem mäßigen Wohlftand, 
Die deutfhen Kaufleute genießen einen auf ihre Redtlichkeit und Befonnenheit 
gegründeten Kredit. Die deutfhen Handwerker find in allen höhern Gewerbs- 
zweigen als die tüchtigften Arbeiter anertannt. Den bentfhen Landwirthen kann 
es ber Anglo-Awmerilaner nicht gleih thun; fie ziehen mehr und mehr ben kulti- 
virten Boden an fi, für den fie höhere Preife bieten können, weil fie ihm eine 
höhere Rente abgewinnen. Seit mehreren Jahren haben die Deutſchen auch im 
geſellſchaftlichen und politifhen Leben eine angefehene Stellung einzunehmen be= 
gonnen. Während fie früher in. politifhen Dingen nichts befjeres als ein miß- 
achtetes Werkzeug der anglo-amerifanifhen Parteiführer gewefen waren, von welchen 
fie abwechſelnd eingefhüdhtert und düpirt wurben, nahmen fie in dem Bürgerkrieg 
eine fefte Parteiftelung, blieben faft durchgängig treue Anhänger der Union und 
hielten ſtandhaft feft an dem Banner der freiheit. Daß fie einen nicht geringen 
Autheil an der Befiegung ber Sklavenhalter gehabt haben, wirb heute von ben 
Amerifanern felbft zugeftanten. Und wie von allen Bevöllerungsklaſſen in der 
Union die Deutſchen als bie treuften ſich erwiefen, fo war in feinem europätfchen 
Lande die Sympathie für die Sache des Nordens ftärker als in Deutſchland. 
Dazu kommen das. Aufleben eines ftarken Nationalgefühls bei den Deutſch-Ameri- 
fanern feit dem Sommer 1866 und ber tiefe Eindrud, ben die gewaltigen Thaten 
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dieſes Jahres anf bie Amerikaner felbft hervorgebracht haben. Zeugniß von der 
geahteten geſellſchaftlichen Stellung, in der fich die Deutfchen jet befinden, geben 
die Thatſachen, daß ber Kongreß nicht nur dem großen deutſchen Schügenfefte, 
das im Sommer 1868 zu New⸗Hork gefeiert wurbe, Prämien fpenvete, ſondern 
eine eigne Deputation dazu abfandte. 

2. Die deutfhe Auswanderung vom Gtandpunft der Gejepgebungs- und 
Berwaltungspolitit ans eingehend zu befprechen, würde der und zu Gebote ftehenbe 
Raum in feiner Weife genügen; aber bei dem Zwecke viefes Werkes werden einige 
Andeutungen, vie vielleicht zu einem weitern Verfolgen biefes wichtigen Gegen- 
Randes den Lefer veranlafien, genügen. 

Die deutſche Auswanderung hat ohne Zuthun ver Regierungen eine folde 
Ausdehnung gewonnen, daß Niemand, ver fi für bie öffentlichen Zuftände des 
Baterlandes intereffirt, fie ignoriren ann. Die Frage ift micht abzuweiſen, 
melde Stellung fol der Staat ihr gegenüber einnehmen. Sowohl die vollswirth- 
ſchaftlichen wie die politifhen Folgen der Auswanderung find — darüber kann 
iin Zweifel nicht beftehen — für das Mutterland nachtheilig geweien. Zwar auf 
ven Stand der Bevöllerung hat die Auswanderung im ganzen weder vie ge— 
hefften günftigen noch die gefürchteten fchlimmen Wirkungen ausgeübt. Eine 
Uebervölkerung, die in frühern Jahrzehnten in Folge ver Malthuſiſchen Lehre fo 
ſeht gefürchtet wurde, würde, wenn biefe Furcht gerechtfertigt gewefen wäre, nicht 
verhindert worden fein, und eine Bevölferungsabnahme ift nur auf kurze Zeit 
und in wenigen Gegenden eingetreten. Der Ueberfhuß der Geburten über bie 
Todesfälle überftieg felbft in dem ftärfften Auswanderungsjahr 1854 vie Zahl 
ver Ausgewanderten; die durd die Auswanderung entftanpnen Lüden werben 
ſchnell durch vermehrte Eheſchließungen wieder ausgefüllt. Wie wenig Auswanderung 
auf den Stand ber Bevölkerung einwirkt, kann auch Frankreich beweiſen, das 
fat keine Auswanderung hat und deſſen Bevölkerung fi feit 1815 nur um 
25,5 Procemt vermehrt hat, während die Zunahme der deutſchen Bevölkerung in 
dem Gebiete des heutigen Deutfhlands mit Ausschluß Oeſterreichs) feit 1818 
63,5 Proc. beträgt. Sehr bedeutend aber muß der Berluft an Menfchentraft und 
Kapital fein, den Deutſchland durch die Auswanderung erlitten hat, wenn man 
erwägt, daß namentlic, feit dem 4. Jahrzehnt viefes Jahrhunderts fehr viele wohl» 
habende Landleute ausgewandert find, daß darunter vielfach gerade die kräftigſten 
und jugenbfrifceften Theile unferes Volles fich befanden. Die Angaben über das 
Vermögen, das die Auswanderer durchſchnittlich nach Amerika mitbringen, find 
ſeht verfchieden ; fie ſchwanken zwiſchen 280 Thaler und 260 Gulden; felbft wenn 
wir diefe niedrigfte Summe als die richtige annehmen, würden in dem Jahren 
1850— 1860 Deutfchland ein Kapital von 236,022,800 Gulden entzogen wor« 
den fein. Mag auch mander Deutfche, der in Amerika reich oder auch nur wohl⸗ 
habend geworben ift, in feinen fpätern Jahren wieder nah Deutfhland zuräd- 
khren, mag ber lebhafte Berkehr, ver zwiſchen unjern GSeeftäbten unt den 
Vereinigten Staaten befteht, zum Theil durch die Auswanderung hervorgerufen, ja 
and ein erfreulicher Fortſchritt der deutſchen Rhederei durch fie erzeugt worben fein — 
im Ganzen und Großen bleibt doch das Bild des franzöſiſchen Nationaldtonomen 
d. Say ridtig, der die jetzige deutjche Auswanderung mit ber jährlichen Aus— 
jendung eines vollſtändig gerüfteten Heeres von 100 bis 150,000 Mann ver» 
2: das aber fofort nah dem UWeberfchreiten der Orenze für immer ver» 

nbet. 

Steht es nun in der Macht des Staates, dieſe Nachtheile zu verhindern, 
Bluntfali’s Staatswörterbud. Band I. 14 
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das Uebel, das bie Auswanderung für vie Heimath hat, zu befeitigen ober body 
abzufhwähen? Der Staat künnte biefes Ziel erreichen, indem. er entweber. ver 
Auswanderung eine folhe Organtfation und Richtung gibt, daß fie nit Nach: 
theile, ſondern Bortheile mit fich führt, oder aber, indem er bie Auswanderung 
änzlih verhindert. Auf dem erften Weg befteht das höchſte Ziel in berjenigen 
rganifation, die anf die Auswanderung Kolonieen gründet, d. h. eine Nieder: 
lafjung im fremben Sande, bei der das eingemanberte Voll bie Herrſchaft über 
das Land und bie Eingebornen ſich erringt (f. den Artikel Kolonifation). Aber: in 
unfern heutigen Verhältniſſen tft jever Plan, eine deutſche Kolonie zu gründen, 
eine Utopie, namentlich eine foldhe Kolonie, welche im Stande wäre den Strom 
der Auswanderung von den Bereinigten Staaten wegzulenten. Ebenfowenig, wie 
an die Gründung einer Kolonie glauben wir an die Möglichkeit einer Koncen- 
tration der Auswanderung innerhalb eines ſchon beftehenven Staates, fei biefer 
nun die Union oder eine fübameritanifhe Republil, Namentlich feit 1840 find 
ſchon unzählige Projefte gemacht worden, wonach ein Verein deutfcher Staaten ein 
Gebiet in Amerifa erwerben, bie nothwendigſten Einrichtungen dort treffen und 
durch gewiffe Bergünftigungen die Auswanderer dahin ziehen folle. Durch dieſe 
Koncentration der Auswanderung erhielte der Zufammenhang derſelben mit der 
Heimath fowohl der materielle wie ber geiflige einen feften Halt und eine foldye 
beutfche Anfietelung könnte, wenn alıh nicht alle, doch viele Borzüge einer Kolonie 
in fi vereinen. Eine Regierung bat zwar bis jest noch nicht den Entſchluß 
gefaßt, ein ſolches Vrojeft zur Ausführung zu bringen; aber durch Privatvereime 
find Verſuche gemacht worben, die alle gefcheitert find. freilich feiner in fo er- 
bärmlicher Weife, wie der von dem fogenannten Mainzer Fürftenverein im Jahre 
1844 unternommene. Diefer Verein, der unter dem Proteltorate des Herzogs von 
Naffau aus ungefähr 40 Mitgliedern tes hohen Adels beftand, gründete in Teras 
eine deutſche Niederlaffung unter Leitung eines Prinzen Solms. In Folge der 
wahrhaft flaunenswerthen Verkehrtheit und Unfähigkeit ver Unternehmer ging die 
Niederlaffung fhmählih zu Grunde und die Koloniften fanden in fchredlichem 
Scidfale ihren Untergang. Ebenfowenig Erfolg hatten einige ſüdamerilaniſche 
Regierungen, die den Verſuch machten, in ihrem Intereffe die deutfhe Auswande⸗ 
rung zu organifiren und Braftlien, Chile, Peru, Ecuador u. f. w. mit deutſchen 
Ürbeitsfräften zu verfehen. Trog der herrlichſten Berfprehungen, melde dieſe 
Negierungen durch ihre Agenten den Auswanderungsluftigen machen lafien, haben 
fih im Großen und Ganzen nur wenige Auswanderer dadurch verleiten laffen und 
die meiften berer, die es gethan, haben es zu ihrem Unglüd gerhan. Alle dieſe 
Unternehmungen fcheiterten an der Habſucht und Indolenz ber Sübamerifaner oder 
an dem mörberifhen Klima. Nur einige wenige Privatunternehmungen haben ſich 
erhalten, wenn auch nicht zu großer Blüthe entfaltet, fo tie Niederlaffung in Donna 
Franciska, Blumenan, San Leopoldo in Brafilien und Balbivia in Chile. 

Bis jetzt iſt es nicht gelungen vie freie Auswanderung zu. organifiren oder 
gar von ten Bereinigten Staaten abzulenfen. Was tie Organifation ber Ans 
wanberung durch die deutſchen Staaten betrifft, fo flimmen darin die durchdachte⸗ 
ften und verftänbigften Pläne, wie die von Mohl (Zeitfhrift für die gefammte 
Staatswiffenihaft Bd. IV. ©. 320) und Brater (deutfhes Staatswörterbud. 
Erfte Ausgabe Br. I. ©. 595) überein, daß bie vom Staate geleitete Anfieb- 
{ung auf dem Gebiete der norbamerifantfhen Union ftattfinden muß, nit nur 
aus Nützlichkeitsgründen, fondern weil fie hier allein möglich if. Nad den alten 
Gefegen, ſowie nad der fogenannten Heimftättebil vom 20, Mai 1862 Tann 
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vermeffene® Staatsland nur von amerifanifhen Bürgern oder folden Eingewander- 
ten, die ihre Abſicht, dies werben zu wollen erflärt haben, in Befig genommen 
werden; wir glauben nun fehr gegründete Zweifel darüber haben zu bürfen, ob 
ver Untonsregierung irgend einem Staate einen befonvern Freibrief (Chartre) zur 
Erwetbung des zur Anſiedlung nothwendigen Landes geben würde. Aber jelbft 
dies —— ſo würden ſich dem erfolgreichen und glücklichen Aufblühen 
öiner ſolchen Niederlaſſung die größten Schwierigkeiten entgegenſtellen. An ein 
dertlommen iſt in Amerifa, beſonders unter den jegigen Berhältniffen, nur zu 
tenfen, wenn alle Kräfte angejpannt werben, wenn der Mann weiß, daß er ganz 
alein auf eignen Füßen fteht und nad feinem freien Entſchluß ſuchen muß, fid 
durchzuſchlagen, wie e8 num geht. Namentlich für Gewerbtreibende ift eine unbe- 
Yingte Freiheit der Bewegung eine erfte Lebensbedingung. Iſt es num aber über- 
pt fraglih, ob der Äußere Zwang, der zum Zufammenhalten ver Anſiedler 
aethwendig iſt, fih unter amerifanifhen ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Verhält- 
afen durchführen ließe, fo wäre doch gerade bie Durchführung tiefes Zwangs 
und der Bevormundung ein ſicheres Mittel, um ein nur einigermaßen befriebigen- 
des Gelingen eines folhen Unternehmens zu verhindern. freiheit und Selbft- 
Händigfeit nad jeder Richtung find die erfien Bedingungen für den, ver in 
Amerita fein Loos zu verbeffern fucht. 

Die Regierung aber fol und darf in feiner Weife durch eime verfuchte 
kitung oder Organifation eine Berantwortlicleit übernehmen *), taß der Staat 
durch direlte Auswanderungsverbote die Nachtheile verfelben zu verhindern fuche, 
ft natürlich nicht möglich. Abgefehen davon, daß ein folhes Verbot der mobernen 
"ehtsüberzeugung fowie den Brincipien eines freien Staates widerſpricht, wie wir 
oben gefehen, würde e8 aud bei dem hohen Grabe, in weldem im unferer Zeit 
ver Verlehr durch Eifenbahn und Dampffchiffe erleichtert ift, wirkungslos fein, 
Haben wir doc erwähnt, daß in Baden bie Formalitäten, deren Erfüllung der 
Staat von dem Auswanderer verlangt, von mehr als der Hälfte aller Auswan- 
derer nicht beobachtet wird. Das einzige Mittel, welches dem Staate bleibt, um 
den Nachtheilen der Auswanderung entgegenzutreten, befteht tarin, daß er foviel 
wie möglich die Gründe, aus denen die Mafle ber Auswanderer zu einem fo 
löweren Entſchluß gebraht wird, aus dem Wege räumt. Neben dem germanifchen 
Bandertrieb, der gar mandem den Wanderftab in die Hand brüdt, und gegen 
den freilich der Staat wenig anzulämpfen vermag, find es aber doch hauptſächlich 
unfere ſtaatlichen und gefelfhaftlihen Zuſtände, welde zur Auswanderung treiben, 
Die unzähligen Beſchränkungen ber Bewegungsfreiheit, der Verehelihung, ber 
Gewerbefreiheit u. ſ. w., die fo tief in das Reben jeves Einzelnen eingreifen, find 
Ye Hauptmotive unferer Auswanderung. Wir zweifeln nicht, daß die Aufhebung 
tiefer Befchränfungen, vie in ben legten Jahren in den meiften deutſchen Staaten 
Rattgefunten hat, bald einen günftigen Einfluß auf die Zahl der Auswanderer 
ausüben wird. Diefe Antriebe zur Auswanderung, die in der bisherigen Gefeß- 
jebung lagen, können aber um fo ftärker wirken als ihnen von feinem mächtigen 
Rationalgefühl ein Gegengewicht gehalten wird. Es iſt nit zu läugnen, daß 
dielfach im deutfchen Volke die Anhänglichkeit an den heimathlihen Boden eine 





Bir fönnien bier nur einzelne Andeutungen geben, verweifen aber auf den trefflichen Auf: 
Ya eined Mannes, der fange Jabre hindurch in dem Auswanderungsweſen prafttjch tbätig ger 
weien ift, des Diretord von Geßler in Stuttgart in der Zeitihrift für gei. Staatäwiſſenſchaft 
. XVII S, 375 u. ff. 
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geringere ift als bei andern Nationen, daß dem deutſchen Bauern ein Aufgeben 
von Haus und Hof leichter wird, als es theoretifhe Darftelungen von dem Feſt⸗ 
halten des Baurenftandes an dem Alten, Hergebradgten erwarten ließen. Vielfach 
geben aud den äußern Anftoß zur Auswanderung tie Schilderungen, welche 
Deutſche, die in Amerika ein Fortlommen gefunden, von den amerifanifhen Zu- 
fländen, der Freiheit von jeder polizeilichen Bevormundung, ber Leichtigkeit des 
Erwerbes u. ſ. w. brieflih an ihre zurädgebliebnen Angehörigen fhiden. Mit ber 
Durdführung der foctalen Freiheit, mit ver Kräftigung des nationalen Bewußt- 
feins werben diefe verführerifchen-Darftellungen ihren Neiz verlieren. Gerade bie 
Länder, in denen bisher der Drud der focialen Beſchränkungen und eine Fein» 
ftaatlihe Mißregierung zufammenwirkten, hatten die größte Zahl der Auswanderer 
im BVerhältniß zu ihrer Bevölterung: 1850—1860 Medienburg 10 Proc., Kur- 
befien 9,1 Proc., Baden 5,8 Proc., Würtemberg 5,4 Proc., während in Preußen 
der Procentfag nur 1,56 Proc, betrug. (Haußner, Vergleichende Stariftif Bd. I.) 

Aus den bisherigen Erörterungen folgt, daß die deutſchen Regierungen eine 
Auswanderung in feiner Weife zu befördern umb pofitiv zu unterflägen Grund 
haben. Wohl aber find gewiffe Pflichten der Humanität gegen jeden Auswanterer 
ohne Unterfhied feines Zieles zu beobadten. Die Staatsgewalt hat die Pflicht, 
tie Auswanterer, die zum großen Theil einfache Leute find, tie früher faum aus 
ihrem Drt herausgelommen find, zu ſchützen gegen die Täufhungen und Ueber- 
vortheilungen, denen fie in hilflofem Zuftande von Geiten raffinirter Spigbuben 
und egoiftifcher Agenten und Rheder ausgeſetzt find. Das tft feine Unterſtützung 
der Auswanderung, fondern einfaher Schug der Perfon und des Bermögens, 
welchen der Staat allen denen, die in feinem Gebiet verweilen, ſchuldig if. Die 
Maßregeln, welche in dieſer Richtung getroffen wurden, beftanden zuerft in ter 
Ueberwahung der Paflagierfchiffe. Diefen Zwed verfolgte fchon 1819 ein norb- 
amerikaniſches Gefeg. In England war 1820 die Auswanderung ein Gegenftand 
von Berichten im Parlament geworden. 1831 wurde ein Oeneralagent eingefegt 
und 1840 vie Colonial Law and Emigration Commission gegründet, eine Unter- 
behörbe des Minifteriums der Kolonieen, deren Geſchäftskreis nah der neuften 
Geſetzgebung (Passenger’s Act 1855 13 et 19 Vict. c. 119; 26 et 27 Viet. 
e. 51) in Bezug auf das Auswanterungsweien die Beauffihtigung des Aus- 
wanderertransports, die Durchführung der Zwangsvorſchriften für Auswanderungs- 
ſchiffe, die Einfegung von Ausmwanderungsagenten in den Haupthäfen Groß- 
britanniens u. f. w. umfaßt. In Deutihland waren es wefentlih Bremen und 
ihm folgend Hamburg, melde im Intereffe des großen Auswandererverkehrs in 
ihren Häfen Maßregeln zum Schutze der Auswanderer ergriffen, während ber 
beutfche Bund, feiner Pflicht uneingedenk, trog mehrfacher Anregung aud in diefer 
Angelegenheit unthätig blieb. Am forgfältigften und gewifienhafteften fcheint die 
neufte Gefeßgebung von Hamburg und Bremen zu fein (Hamburg Gefeg vom 
20. April 1868, Bremen Verordnung vom November 1868), in ber die Orbnung 
der Auswandererſchiffe, die Bedingung der Konceffion für Auswanderertransporte 
u. f. w. geregelt find. Durch Urt. 4 der Norbbeutfhen Bundesverfafſung tft bie 
Auswanderung nad außerbeutfhen Ländern der Beauffihtigung und Gefeßgebung 
des Bundes unterworfen worben und in Folge deſſen ein Bunvesfommifjär zur 
Ueberwadhung des Auswanderungstransportwefens beftellt worden (December 1868). 
Auch find Unterhandlungen mit den Vereinigten Staaten angelnüpft worden, um 
durch einen internationalen Vertrag eine erfolgreichere Ueberwachung ber Aus- 
wandererſchiffe im Ein» und Ausfhiffungshafen zu ermögligen. Erſt, wenn ein 
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folder Vertrag zu Stande gelommen ift, wirb für genügenden Schub ber Aus- 
wanderer geforgt fein und der Staat feine Pflicht erfüllt haben. In Frankreich ift 
das Auswanderungdtransportwefen gefeglih geregelt durch das Gefeg vom 18. Juli 
1860 und die Dekrete vom 15. März 1861 und 15. Januar 1868. 

literatur: Kapp Gejhichte der deutſchen Einwanderung in Amerika. Br. I. 
Leipzig 1868. Roſcher Kolonieen, Kolontalpolitit und Auswanderung 2. Auflage 
1856. Lehmann, die deutſche Auswanderung, Berlin 1861. Legoyt L’&mi- 
gration europeenne, Paris 1862. Duval Historie de l’&migration europeenne 
au XIX. siöcle etc. Paris 1863. Löning. 


Ausweifung, |. Aufentbaltsreht, Fremde. 
Autonomie. 


Unter „avrovouia® verftanden die Griechen das Leben nad) eigener 
Beftimmung, und indem fie dieſen Ausdruck vorzugsweiſe auf die Staaten an« 
wandten, entſprach derſelbe unferer heutigen Bezeihnung „Souveränetät”. In ber 
Neuzeit dagegen verbindet man mit dem Wort „Autonomie" eine weſentlich 
andere Bedeutung: einerfeits bezieht man tvasfelbe, menigftens in technifchem 
Sinne, nicht mehr auf die Staaten, fondern regelmäßig nur auf bie unter- 
geordneten Gemeinſchaften, welhe innerhalb der Staaten beftehen; 
andererfeits begreift man unter berfelben meift nicht die rechtliche Freiheit über- 
haupt, fondern nur bie ſelbſtändige Rehtserzeugung. In mehrfader 
Hinfiht macht fi jedoch noch ein ſtarkes Schwanken im Sprachgebrauch und auch 
in ber wiſſenſchaftlichen Begriffsbeftimmung geltend. Manche Schriftſteller reden 
von einer Autonomie der Individuen, indem fie darunter die Befugniß verftehen, 
bei Eingehung eines Rechtégeſchäfts durch den Privatwillen nidt abfolute Rechts- 
nermen auszuſchließen, refp. zu erfegen; aber eine ſolche freie Anwendung eines 
gegebenen Rechtsinſtituts zur Schaffung von Rechtsverhältniſſen ift principiell ver« 
Ihieden von der Schaffung neuer Rechtsvorſchriften durch herrſchaftliche oder 
genofienfhaftlice Berbindungen und daher paflender Weiſe nicht unter berfelben 
Brreihnung zufammenzufaffen. Zweifelhafter kann es erfheinen, ob man bie 
Autonomie auf jede von einer engern Gemeinfhaft im Staate ausgehende Redts- 
bildung, mag diefelbe eine bewußte, formelle oder eine unbewußte, gewohnheite- 
rechtliche fein, beziehen, mithin nicht allein die Statuten oder Willtüren, fondern 
auch die Obfervanzen als Ausflüffe der Autonomie auffaflen foll, oder ob biefer 
Ausprud zu befehränten ift auf die Befugniß zum Erlaß von Statuten. Letzteres 
iR jedoch zwedmäßiger, weil die Obfervanz (das Herkommen) ſchwer von einem 
gemeinen, aus der Geſammtheit des Staates oder Volkes entfpringenden Gewohn- 
helisrecht unterfchieden werben kann und aud durchaus nad) der allgemeinen Theorie 
des Gewohnheitsrechts beurtheilt werden muß, während zwifhen Statut und 
Stantögefe eine fharfe Grenze fich ziehen läßt und die flatutarifche Rechtſchaf⸗— 
fung an befonvere Borausfegungen geknüpft ift (Vgl. die Artitel „Geſetz“ und 
„Net, Rechtsquellen”). Wir verfiehen alfo unter „Autonomie die Befugnif 
engerer Berbinpungen im Staate, burd ihren bemußten Willen 
Rehtsnormen hervorzubringen. 

Die Autonomie in dieſem Sinn ſteht an und für fih jedem Ber- 
bande zu, welder einen Gefammtzwed verfolgt und deshalb 
leine Angehörigen einem organifirten Gefammtwillen unter» 
wirft; die natürlichen Grenzen aber, innerhalb welcher nur der einzelnen 
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Verbindung Adtonomie zufommt, ergeben fih aus dem Zwecke berfelben, indem 
nur, foweit diefer reift, die Mitgliever der Verbindung dem Gefammtwillen redht- 
lich untergeorbnet find: eine Kirdye 3. B. kann demnah nur firhlihe Angelegen- 
heiten, eine Gewerbsinnung nur Gewerbsſachen, eine Univerfität nur Untverfitäts- 
verhältniffe durch ihre ftatutarifchen Beſtimmungen normiren. Nicht alle au und 
für fih ver Autonomie fähigen Verbindungen haben jedoch ein Bebürfniß der 
Gelbftgefeßgebung; insbefontere wenn das gemeine Landrecht eine ausreichende 
Normirung der Berhältniffe der einzelnen Verbindung enthält, oder wenn das 
innerhalb verfelben entftandene Gewohnheitsrecht genügente Ausbildung und 
Veftigkeit erlangt hat, wird fie feiner ftatutarifchen Feſtſetzungen bebihfen und 
daher thatfächlich ihre Autonomie nicht gusüben. Es kann aber auch die Autonomie 
der verfchiedenen Verbindungen rehtlih ausgefhlofjen oder wenigftens 
befhränft werden durch den Staat oder einen andern über- 
geordneten Berein. Die Autonomie einer jeden Körperfhaft trägt zwar ihren 
Rechtsgrund in fich, fie braucht keineswegs erft durch den Staat beſonders ver» 
liehen zu werben, aber der legtere kann kraft feiner höchften Gewalt jeden YAugen- 
id hemmend und befhränfend oder gar aufhebend gegen biefelbe einfhreiten. 
Die Frage, welden Berbindungen Autonomie zuftehe und in welchem Umfange, 
läßt fi) daher vom Standpunkt des pofitiven Rechts nad Verſchiedenhelt von 
Zeit und Drt nur fehr verfehieden beantworten, 

Ebenfo wenig fann man eine allgemein gültige Antwort geben auf die Frage, 
wie die Autonomie ausgeübt werde, Die VBerfafjung der einzelnen auto= 
nomen Verbindung hat darüber zu entfcheiden, ob eine Berfammlung aller Mit- 
glieber derfelben over ein engerer, fei e8 durd Wahl oder in irgend einer andern 
Weiſe beftellter Ausſchuß, oder ob beftimmte einzelne fo oder anders dazu berufene 
Perfonen, oder etwa mehrere zufammenmwirkende Organe bie flatutarifche Gefeg- 
gebung zu üben haben, ob in ven gefeßgebenden Berfammlungen einfahe Stimmen- 
mebhrhet genüge, oder eine qualificirte Majorität oder gar Einftimmigfeit erfordert 
werde, u. f. w. Als regelmäßige Erfcheinung kann nur hervorgehoben werben, 
daß, je geringer bie Ausdehnung der Verbindung iſt und je ticfer ihre Statuten 
in die Redhtöverhältniffe ihrer einzelnen Angehörigen eingreifen, befto mehr vie 
Formen für vie Ausübung der Autonomie erſchwert zu werben pflegen. Auch nach 
biefer Seite hin wird ſich übrigens oft die Unterordnung unter den Staat fühl- 
bar machen. Bermöge feiner Obergewalt ift nämlih der Staat berechtigt, die 
Formen, in welden die Autonomie ausgeübt werden fol, feinerfeits zu firiren 
ober aud die Rechtsverbindlichkeit der Statuten von feiner Zuftimmung abhängig 
zu madhen. Die ftaatlihe Genehmigung der einzelnen Statuten ift 
Indeffen Fein im Begriffe der Autonomie begrünbetes und darum aud fein allye- 
mein nothwendiges Requifit für veren Gültigkeit, und wenn biefelbe auch durch 
das pofitive Recht eines Staates für fämmtlihe Statuten aller oder doch gewiffer 
autonomen Körperfhaften (3. B. der Kirchen, der Gewerbsinnungen) erfordert 
wird, fo ift damit bo die Eigenthümlichkeit der autonomifchen Rechtserzeugung 
nicht aufgehoben, vie Zurüdführung verfelben auf vie geſetzgebende Gewalt des Staates 
ftatt auf diejenige ber betreffenden untergeorbneten Korporation nicht geredjifertigt. 

Sowohl hinfihtlih der Eriftenz und des Umfangs ald der Art ihrer Aus- 
übuug zeigt die Gefhihte der Autonomie in Deutfhland vie erheb- 
lichſten Wechſel. Seinem durchgehends föderaliftifchen Charafter gemäß gewährte 
das beutjhe Mittelalter ver Autonomie bie freiefte Entfaltung. Derfelbe 
Trieb nad Individuallſirung alles öffentlichen Lebens, welcher in fo unabfehbarer 
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Fülle die mannigfaltigften herrſchaftlichen wie geuoſſenſchaftlichen Verbindungen 
entſtehen und frei und ſelbſtändig ſich felber regieren ließ, geſtattete denſelben 
aud die unbehinderte Uebung der Autonomie, wo und wie fie derfelben zu be— 
bärfen glaubten; nur der wohlerworbenen Rechte anderer Inpivituen und Vereine, 
und zumal das Recht der Übergeorbneten Gefammtheiten und in legter Juftanz 
des Reiches felbft fegten der Erlaffung von Willfüren einige Schranfen, melde 
aber aud, fo unentbehrlich fie waren, thatfächlih oft durchbrochen wurden. Terri 
torinlgefege, Stadtrehte, Markrechte, Dorfrechte, Gilveftatuten, Dienftimannen- 
rechte, Hofrechte u. drgl. m. entftanden in großer Menge, und nur dem vor- 
wiegend gewohnheitsrehtlihen Gange ver Rechtébildung ift es zuzufhreiben, daß 
die Zahl folder autonomen Satungen nicht eine noch viel bebeutendere geworben 
if. Des Rechts, ſolche zu erlaffen, war man ſich volllommen bewußt, und wenn 
man bdiefelben nicht felten dem Kaifer oder dem Landesherrn vorlegte, fo geſchah 
bied nur, um etwaigen Unfechtungen auf Grund der lanvesherrlihen oder laiſer⸗ 
lien Rechte vorzubanen oder aud um eine erhöhte Garantie ihres Beftandes zu 
gewinnen, nicht aber, weil man daturd erft den Willtüren ihre rechtsverbindliche 
Kroft verſchaffen zu lönnen geglaubt hätte. Nicht ebenfo Mar war man fich freilich 
über den Begriff der Autonomie und über deren Abgrenzung von anderen Rechten 
ver Selbſtherrlichleit. Wie man überhaupt zwiſchen öffentlichem und Privatrecht 
teine beſtimmte Grenze kannte, fo unterfhied man auch nicht zwiſchen der Stellung 
des Einzelnen als Privatperfon und feiner Stellung als Organ einer Gemein- 
ſchaft, und ebenfo wenig wußte man die Erzeugung und bie bloße Anwendung 
von Rechtsnormen auseinanderzubalten. Sehr viele Willtüren enthalten darum 
neben einamder nnd ungeſchieden Probufte der Autonomie und der individuellen 
dreipeit oder des Selbftverwaltungsrehtes. Eine ähnliche Unbeftimmtheit herrſchte 
nicht jelten andy bezüglih der Formen, in welden Autonomie geübt wurde. Ent» 
ſprach nur ber materielle Inhalt der einzelnen Sagung dem, was man als altes 
Recht anfah ober ald neues Recht wünfchte, fo überfab man leicht formelle 
Mängel in deren Entftehung, insbefonvere die Intompetenz der Organe, von 
welhen diefelbe ausgegangen war. 

Eine radikale Umgeftaltung biefer Zuftände trat ein im Folge der Necep- 
tion des römifhen Rechts in Deutſchland. Diefelbe ftand in engem 
Zufammenhang mit der centralifirenden Tendenz, welche im flärfften Widerſpruch 
gegen die Neigungen der früheren Zeit fi fortan in den einzelnen Territorien 
geltend machte, während daß Ältere, centrifugale Streben nad wie vor die Be⸗ 
Nehungen biefer Teteren zum Reiche beherrſchte; in ihrem Berlaufe aber wurbe 
fie vornehmlich beftimmt durch einen zwiefahen Irrtfum, melden vie gelehrten 
Juriften fi zu Schulden kommen ließen. Cinerfeit8 nämlich glaubten dieſe vie 
Entftehung der Rechtsnormen immer auf den individuellen Willen einzelner Privat: 
perfonen, niemals anf den Gefammtwillen von Berbindungen zurüdführen zu 
möflen; ſodann wußten fie von feiner öffentlichen Thätigfeit und folglich auch 
ven feiner Rechtserzeugung außer der ftaatlihen, und festen demnach in biefer 
wie in anderen Beziehungen an bie Stelle eines lebendigen Organismus einen 
torten. Mechanismus. Wie dur biefe verkehrten Grundanfhauungen die Natur 
des Gewohgheitsrechts vollſtändig verfannt wurde, fo wurde durch biefelben auch 
ver Autonomie ihre ſelbſtändige Eriftenz entzogen: nur auf Grund ftaatlicher Ver— 
leitung ſollte einzelnen phnfifchen Perfonen das jus condendi atatuta zuftehen, 
oder durch die im einzelnen Falle ertheilte ftaatlihe Sanftion einzelnen aus 
individuellem Willen- hervorgegangenen Statuten rechtöverbindliche Kraft verliehen 
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werben. Die Autonomie der reichsſtändiſchen Territorien freilich follte und lonnte 
auch thatſächlich durch dieſe Theorieen nicht gefährdet werben und wurde beshalb 
durch Hinweiſung auf die kaiſerliche BVerleihung des imperium und der jurisdictio 
an bie Landesherren gerechtfertigt; wohl aber entzogen biefelben ben engeren Ber- 
bindungen innerhalb der einzelnen Tandesherrfhaften ihren Boden, und dies nm 
fo leiter und ausgiebiger, je entfchleveneren Anflang die von ihnen geforberte 
mechaniſche Centralifation in den abfolutiftifhen Gelüften der Landesherren fand. 
Getragen dur die Doftrin der Rechtsgelehrten und unterftügt durch bie raſch 
aufſchleßende Büreaufratie auf der einen, durch den miles perpetuus auf ber 
andern Seite, wußte der centralifirende landesherrliche Abfolutismus zumal feit 
ber zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts immer weiter um fih zu greifen umb 
vernichtete faft alles felbftändige Leben der untergeorbneten Korporationen und 
Bereine. Es läßt ſich nicht verlennen, daß, wenn in der frühern Zeit bie Selbft- 
ſtändigkeit der einzelnen Theile des Staates allzu maßlos fi geltend gemacht 
hatte, doch jest in der Anfeinpung derſelben nicht minder alles Maß über- 
ſchritten wurde. 

Eine abermalige Wendung iſt endlich in der neueſten Zeit theils ſchon 
wirklich eingetreten, theils wenigſtens ernſtlich vorbereitet worden. Unverkennbar 
ſtrebt die deutſche Nation in der Gegenwart nach entgegengeſetzten Zielen, als 
welche die nächſtvergangene Zeit verfolgt hatte. Sie verlangt größere Centraliſation 
für die Geſammtverfafſung Deutſchlands, dagegen größere Selbſtändigkeit der 
Beſtandtheile der deutſchen Einzelſtaaten, während vordem umgekehrt dem Reiche 
gegenüber die Strömung eine centrifugale, in den einzelnen Terrltorien eine centri- 
petale geweſen war; nad beiden Richtungen fol die Einfeltigkeit der bisherigen 
Berfaffungsentwidelung auf ein billiges Maß zurldgeführt werben. Wenn bie 
legtere Tendenz der Antonomie wie ber freien Selbftverwaltung ber engeren Ber- 
bindungen im Staate entjchieven günftig ift, fo bat überbies aud die Medhts- 
und Staatswiffenfhaft ihre ver Autonomie feindlichen Doktrinen neuerdings ziem⸗ 
lich allgemein reformirt. Sie gibt zunächſt die Zurüdführung aller öffentlichen 
Thätigkeit auf die Staatsgewalt auf und erkennt Somit bie Wirkſamkeit der dem 
Staat untergeordneten Bereine als eine felbftändige, nicht erft vom Staate ihnen 
übertragene an; fie ift fi ferner barüber Mar, daß die rechtliche Freiheit bes 
Individuums fih nur im der Geftaltung feiner individuellen Rechtsverhältnifie 
äußern kann, die rechtliche Freiheit der Korporationen dagegen neben dem Rechte 
der Selbftverwaltung auch das Recht ver Selbftgefeßgebung in fidh begreift; fie 
verzichtet endlich eben damit auf die Herleitung der ftatutarifhen Satzungen aus 
dem individuellen Willen einzelner Privatperfonen und flügt deren Kraft vielmehr 
auf den in der Verbindung fi ausfprechenden Gefammtwillen. Diefe neuere 
Theorie bat aber nit nur auf die Geſetzgebung der Gegenwart ſchon vielfach 
beftimmend eingewirkt (vgl. namentlich die Artilel „Gemeinde“, „Kirche“, „Bereins- 
recht”), fondern fle darf auch um fo größeren Einfluß auf die Praris Hoffen, je 
weniger im Allgemeinen die frühere Doktrin geſetzlich feftgeftellt, je mehr aud 
biefe nur auf dem Wege der Praxis zur Geltung gebracht worden war; daß mit 
ihr fefte Schranken für ten Umfang ber Autonomie der einzelnen Verbindungen 
feineswegs unverträglih find, ift oben bereits erwähnt worden. 

Ueber einen beſonders beftrittenen und ſchwierigen Anwendungsfall der Anto- 
nomie — bie Autonomie des Adels — vgl. den Artikel „Hausgeſetz“. 

Literatur: Autonomie, vornehmlich des Fürſten- und übrigen unmittelbaren 
Adelſtandes im römiſch⸗deutſchen Reiche, von Joh. Chriſt Mayer, Tübingen 1782; 
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Bilde in Weiate’s Rechtslerifon Br. 1, ©. 589—560; Gerber, Im Archiv 
für ciotläftifhe Prarie Bo. 37 und im feinen und Ihering’® Iahrbüdern für bie 
Dogmatit des heutigen römifchen und deutfchen Privatredhts Br. 3; K. Maurer 


im der kritiſchen Ueberſchau der deutſchen Geſetzgebung und Rechtswifſenſchaft Br. 2. 
Mit Zugrundelegung bes Artiteld von Q Maurer. 


Autorrecht. 


Das Autorrecht, d. h. das Recht der Autoren, über die Beröffentlihung 
ihrer geifligen oder künftlerifhen Werke zu verfügen, beziehungsmweife die Berviel- 
fältigung dur Andere zu behindern, ift ein Erzeugniß der neuern Rechtsbildung. 
Dem Alterthum ift der Gedanke, daß die Urbeberfchaft in dem erzeugten Werke zu 
achten und zu ſchützen fei, noch nicht Mar geworden. Erſt feitvem bie mechaniſchen 
Mittel der Bervielfältigung gefteigert worden find, und insbefondere feit der Er» 
findbung ber Buchdruderkunft, ſeitdem die Gefahr unbefugter Bervielfältigung 
größer geworben ft, hat man bas Bedürfniß nah Anerlennung jenes Rechtes 
färfer empfunden. 

Zuerſt wurde diefer Schug auf Bitten der Betheiligten in ber Form ber 
Privilegien gewährt und anfänglid häufiger im Imterefie der Verleger 
ſchriftſtelleriſcher Werke als der Autoren, mehr aus Rüchſichten auf das Berlags- 
gewerbe als aus Achtung für die Autorfhaft bewilligt. Die älteften befannten 
Privilegien der Art fallen im bie neunziger Jahre des XV. Jahrhunderts, und 
gehören einzelnen italienifhen und beutfhen Städten an, insbefondere Be- 
nedig, Malland, Nürnberg, dem Bifhof von Bamberg. Der Kaifer 
Rorimiltan I. ernannte noch In dieſem Jahrzehnt einen „General: Superintenbenten 
der Drudereien im heiligen römifchen Reich“, der mit dem Rechte der Büchercenfur 
and die Befugniß verband, folhe Privilegien zu geben. Und wie ver Kaljer, fo 
gewährten auch die Neihöfürften Privilegien. Granffurt und Reipzig wurben 
die widhtigften Stätten bes deutſchen Buchhandels. Dort wurbe eine kaiferliche 
Kommiffion. zur Aufficht darüber und zum Schuß bes privilegirten Verlegers be- 
ftellt, Hier nahm ſich die kurfürſtlich fächfifche Reglerung vesfelben an. 

Dis zur franzöfifhen Revolution hielt die Praris in Frantreih den Stand» 
punkt des Privilegiums feſt, obwohl die Theorie ſchon lange tiefer in bie gemein- 
rechtliche Natur des Autorrehtd eingebrungen war. In ben meiften deutſchen Län⸗ 
dern finden mir benfelben noch in den erften Jahrzehnten unfers Jahrhunderts 
anerlannt. Erſt die deutſche Bundesgefepgebung hat für ganz Deutſchland einer 
höheren Auffaſſung Bahn gebrochen. 

Almählig wurden die Privilegien ganz allgemein und Jedem gewährt, ver fie 
begehrte. Darin lag ſchon das Zugefländniß, daß die Form des Privilegiums un- 
paflend fei. Man wurde auch gewahr, daß dasfelbe nur ein natärlihes Recht 
Ihäge, aber man war in Berlegenheit, dieſes Recht zu formuliren. Die Schrift⸗ 
fleller ſprachen zwar von einem literarifhen Eigenthum, aber wenn auch 
das Wort Eigenthum im meitern Sinne, wornad alles, was einer Perfon zuge» 
bört, Eigentyum genannt wird, darauf bezogen werben konnte, fo war das doch 
ein von dem eigentlidhen Eigenthum, d. h. ber Herrfchaft einer Perjon über eine 
Üörperlihe Sache, weſentlich verfchiedenes Recht; und fobald man genauer zufah, 
war mit dem Ausprud nichts gewonnen umd nichts erflärt. Das Werk läßt fich 
auch nicht beherrfchen von der Perfon, wie die Sache von dem Eigenthümer. Der 
Autor will dasſeibe nicht aueſchließlich für fi haben, wie der Eigenthümer feine 
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Sache aller Welt entzieht. Er will es mittheilen, und eben die Verfügung über 
die Mittheilung ift ja das Hauptintereffe feines Rechtes. Indem er e8 aber mit- 
theit, beginnt auch das Recht der Gemeinfhaft an dem Werk, 

Ueberbem wurde nah und nach begriffen, daß bie Verleger doch erft in zweiter 
Linie zu berüdfihtigen feien und daß ihr Recht auf das Werk und deſſen Ber- 
breitung von den Autoren abgeleitet worben fei. Man wurde gewahr, vaß bie 
Rüdfiht auf den Autor als Urheber fortwährenn wirkfam verbleibe, aud nad ber 
Üebertragung des Rechtes auf den Berleger, und man bemaß die Dauer des Rechtes 
nach ‘der Pebenspaner des. Autord. So ging nun das Verftändniß des Autor— 
rechtes als folhes auf. Die Beachtung des Urheber in feinem Werk, des 
Schöpfers im Gefhöpf wurde endlich als ver ‚innerfte perfönliche Kern dieſes 
Rechts erkannt. 

Am früheften war fi die englifche Jurisprudenz bes neuen Begriffes bewußt 
geworben. Sie nannte denſelben copyright und verftand darunter das ansfchließ- 
liche Recht des Autors auf Vervielfältigung feiner Werke. Das Geſetz der Königin 
Anna von 1710: beftätigte und befchränfte viefes Recht zugleih auf 21 Jahre. 
Manche englifche Juriften waren ſchon früher geneigt, weiter zu gehen, und das 
Autorrecht Ähnlich dem Eigenthum für ein nnaufhdrliches Recht zu erklären. In- 
deflen vermochte diefe Anficht nicht durchzudringen. In den Jahren .1837—42 
wurbe darüber in dem englifhen Parlament lebhaft verhandelt. Das Refultat war 
bie Annahme eines Gefeges, welches die Schubfrift auf 42 Jahre, oder wenn der 
Autor noch länger leben follte, jedenfalls bis zu feinem Tode ausdehnte. Aber vie 
Beihränkung in der Zeitdauer blieb. 
| In diefem wichtigen Punfte find num die neuern Gefeßgebungen einander näher 
gerüdt. Alle ſchützen das Autorrecht auf fo lange, als ber Autor felbft lebt, und 
erlennen darin das perfünlihe Moment in jenem Rechte an, im Gegenfag zu dem 
ſächlichen Eigentum. Und alle dehnen ven Schuß auch noch eine Weile über feinen 
Tod aus, und laffen fo das Andenken an den verftorbenen Urheber noch fortwirken. 
Dann aber, wenn die Zeitperioden verfirihen find, fällt nach faft allen neueren 
Gefegebungen das Wert der Gemeinfhaft anheim. Diefe zwiefache Rüdficht 
a) auf ven Autor, b) auf vie Gemeinfchaft, entfpriht der Natur: eines Geiftes- 
werts vollftändig. Die einfeitige und für alle Zeiten ausſchließliche Beahtung des 
Autors, beziehungsweife feiner Rechtsnachfolger, geräth mit dem Rechte und ben 
Intereffen der Geiftesgemeinfhaft in einen unbeilbaren Zwiefpalt. Was einmal 
von dem Autor felbft feinem Volke und der Welt mitgetheilt worden: und ein rela- 
tives Gemeingut der Menſchen geworden ift, darf nicht durch feine Erben wieder 
ber Welt entzogen over verfümmert werben. Wohin käme es mit der Kultur, wenn 
die Erben von Shalefpeare' oder. Goethe oder die Erben eines Denters wie Spi» 
noza oder Baco vielleiht aus möndifcher oder pietiftifcher Bejchränttheit jede neue 
"Auflage ihrer Werke zu hindern vermödten! Eben fo wenig’ aber iſt vie entgegen- 
geſetzte infeitigleit zu billigen, welche auf das Verdienſt des Urhebers keine Rüd- 
ſicht nimmt umd fein Wert fofort für eine gute Prife Jedermanns erklärt. Die 
richtige Vermittlung beiver Rüdfihten liegt eben in der Anerfennung und ber 
Begrenzung des Autorrechts. —— 

In Deutfhland gehört das Autorrecht zu den wenigen Materien, deren 
fih die Bundesgefepgebung angenommen hat. Der Bundesbeſchluß vom Jahr 1837 
fiherte demfelben als Minimum einen Schug von 10 Jahren zu. Im Jahr: 1845 
aber wurde diefer Schutz „für literarifhe Erzeugniffe und Werke ver Kunft“ auf 
die Lebensdauer der Urheber und auf dreißig Jahre nach vem Tode derfelben ausge- 
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dehnt. Borausgegangen im biefer Richtung waren das preußifäe Gefeg vom 
11. Juni 1837 und das bayriſche vom 15. April 1840, 

Eine eigenthümlihe Schwierigkeit liegt in der flaatlihen Begrenzung biefes 
Schutzes. Die zur Gemeinjhaft geneigte Natur der Geifteswerfe erträgt die Ab— 
jhliegung auf ein einzelnes Staatsgebiet nit. Der literarifhe und Fünftlerifdhe 
Verkehr umfpannt die Welt. Die Geifteswerfe werden der Menſchheit mitgetheilt. 
Sol daher der Autor wirklichen Schuß finden, fo genügt es nicht, daß der Staat, 
in dem er lebt und wo fein Werk erfcheint, ihn fhüge und den Nachdruck feinen 
Untertbanen unterjage. Die Literatur eines Landes iſt micht geſichert, wenn jenfeits 
Ihrer Grenzen das Raubgewerbe der Nachdrucker ungeflört getrieben werben kann, 
In neuefter Zeit find darüber eine Reihe von Staatsverträgen theild unter» 
handelt, theils abgeſchloſſen worden. Vorzüglich thätig find In diefer Richtung Franf- 
teih, England, zum Theil auh Defterreih und Preußen. Es iſt bier 
für die Entwidlung des internationalen Rechts no eine Aufgabe — 

un 
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Bildung des Territorialbeſtande. Der lang ausgedehnte ſchmale 
Streifen auf dem rechten Ufer des obern Mheins, der den gegenwärtigen Terrt- 
trialbeftand des Großherzogthum Badens bilvet, fließt ſehr verſchiedenartige 
Iandestheile in fi, die bis zum Anfang dieſes Jahrhunderts im Beflg einer 
großen Zahl von fürftlihen, gräflichen oder ritterfchaftlihen Häufern, von geift- 
lichen Stiftern oder von Reichsſtädten waren. Als Ahnherr der heutigen Dynaſtie 
erjheint Herrmann I. (F 1076), ein jüngerer Sohn des Zähringifhen Herzogs 
Berthold I. von Kärnthen. Sein Sohn Herrmann II., der als erfter Markgraf 
von Baden erwähnt wirb (1116), und deſſen Nachfolger erweiterten bie Befigungen 
am obern Rhein durch Bermählung und Kriegszüge und allmählig breitete ſich 
die Dynaſtie in mehrern Linien auf dem rechten und linfen Rheinufer aus. Die 
fimmtlichen Befigungen vereintzte Markgraf Chriftopg I. (1475—1527) in feiner 
Hand, defien Söhne jedoch wieder Theilungen vornahmen. Sie gründeten die 
Baden-Badenifhe und die Baden Durlachiſche Linie (1555). Nah dem Ausfterben 
der erftern Linie, die katholifch geblieben war, wurde wieder die geſammte Mark- 
grafihaft unter Markgraf Karl Friedrich aus der proteftantifhen Baden-Dur- 
lachiſchen Linie vereinigt (1771). Sie umfaßte mit den linksrheiniſchen Beflgungen, 
namentlih der Graffhaft Sponheim, 66 Quadratmeilen und 176,000 Einwohner; 
fe ging in viermal vergrößertem Umfang aus den Umwälzungen der franzöſiſchen 
Revolution und den Napoleonifhen Kriegen als Großherzogthum hervor. Zwar 
mußte Karl Friedrich in dem Separatfrieven zwifchen Baden und Frankreich vom 
22. Auguſt 1796 alle Beſitzungen auf dem Iinfen Rheinufer abtreten; aber reiche 
Entfhäpigung ward ihm für diefen VBerluft, ver kaum 19 Quadratmeilen betrug, 
zu Theil. Durch den Reichsſchluß vom 27. April 1803 (Reichspeputationshaupt- 
(Huf vom 25. Februar) erhielt er die Gebiete des Bisthums Konſtanz, der rechts- 
theiniſchen Theile der Bisthämer Speier, Baſel und Straßburg, die kurpfälziſchen 

Ladenburg, Bretten und Heidelberg mit den Städten Heidelberg und 
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Mannheim, die naſſauiſche Herrſchaft Lahr, die heſſen⸗darmſtädtiſche Landgrafſchaft 
Hanau⸗Lichtenberg, 10 Abteien, 1 Probſtei und die Reichsſtädte Ueberlingen, Pfullen- 
dorf, Offenburg, Gengenbach, Zell und das Reichsthal Harmersbach; im Ganzen 
ein Gebiet von faft 62 Duabratmeilen. Außerdem erhielt der Markgraf die Kur- 
würde, Neuen Gewinn brachte der Preßburger Friede; in Folge beflen dem Kur- 
fürften zufiel der größte Theil des öfterreihifchen Breisgaus, bie Landgrafſchaft 
Drtenau, die Stadt Konftanz und bie Deutſch-Ordenskommende Matnau; ein 
Länderfompler von 241/, DM. War jhon in dem Prefburger Frieden dem 
Kurfürften von Baden die volle Souveränetät zugeftanden, fo erfolgte nun aud 
bie völlige Yosreifung von dem deutſchen Neih durch den Beitritt Babens zu 
dem beutfhen Rheinbund (12. Juli 1806) und die Losſagungsurkunde von bem 
deutjhen Reihöverband vom 1. Auguft 1806. Dur Art. 5 der Rheinbundsalte 
war der Kurfürft in einen Großherzog verwandelt, und durch Urt. 19 und 24 
fein Gebiet durch einen neuen, reihen Länderzuwachs vergrößert worden. Nicht 
nur waren Ihm zugemwiefen worden bie Grafihaft Bonndorf, die Etädte Dillingen 
und Bräunlingen, das Fürſtenthum Heitersheim und bie Deutſch-Ordenskommenden 
Beuggen und Freiburg, fondern er hatte audy Souveränetätsrechte erhalten über 
ben größten Theil der Gebiete der mebtatifirten Fürften und Grafen Fürftenberg, 
Auersperg, Schwarzenberg, Leiningen, Lömwenftein-Wertheim, Salm-Krauiheim und 
über bie in feinen Staaten eingefhloffenen reihsritterfchaftlihen Beſitzungen. Diefe 
abermalige Erweiterung bes Gebietes betrug 911/,D,-M. Am 13. Auguft 1806 
erließ der Großherzog eine Proflamation, wonad die alten Stammlande unb die 
neu erworbenen Befigungen zu einem untheilbaren fonveränen Staat und Groß- 
herzogthum erklärt wurden. Endlib gewann bas neue Großherzogthum burch den 
Bertrag mit Würtemberg vom 2. Oktober 1810 nah dem ausprüdlihen An- 
finnen des Kalfers von Franfreih, wie e8 in dem Vertrag heißt, eine neue Ber- 
größerung durch den Erwerb der Landgrafihaft Nellenberg, der Stadt Hornberg 
und einiger weitern Ortfhaften, im Ganzen ein Gebiet von faft 23 D.-M. In 
folder Weife dur glüdlihe Zeitumftände begünſtigt hinterließ der erfte Groß- 
herzog Karl Friedrich feinen Enkel und Nachfolger Karl (10. Juni 1811) einen 
Staat von 272 D.-M. mit einer Bevölkerung von 974,800 Seelen. In Folge 
von Gebletsausgleihungen und Orenzregulirungen, woburd Baten namentlid bie 
Grafihaft Hobengerolpsed in dem Frankfurter Zerritorialreceß vom 20. Juli 1819 
erhielt, und ber Üeberlaffung von Kehl, tas feit 1805 zu Frankreich gehört hatte, 
im Jahre 1814 beträgt gegenwärtig das Gebiet bes Grofherzogthums 278,45 D.-M. 

Statififhe Ueberſicht. Die Bevölkerung des Großherzogthums zählte 
im Jahre 1812 990,663 Seelen, während bie legte Zähung von 1867 1,434,699 
Einwohner ergab. Bis zum Jahre 1846 betrug der jährliche Zuwachs 1,08 Procent, 
fo daß die Zahl der Einwohner in dieſem Jahre fi auf 1,367,486 bellef, Bon 
da an trat jedoch eine dauernde Abnahme der Bevölkerung ein, und zwar bis zu 
dem Jahre 1855, wo bie Bevölkerung auf 1,314,837 geſunken war. Geitbem 
zeigt fi wieder ein langfames Steigen, fo daß im Jahre 1861 die Ziffer von 
1846 wieder erreiht war, 1,369,291. Bon 1861—1867 nahm tie Benälferung 
um 65,400 Seelen zu. Die Zahl der Geburten betrug 1859: 49,766; 1862: 
49,316; 1865: 55,567; 1866: 57,258; 1867: 54,951. Davon waren unehe- 
lihe geboren: 1865: 8435; 1866: 8616, fo daß im Jahre 1865 auf 15,4 
und 1866 auf 15,95 Geburten eine unehelihe kam; dagegen fam in den Jahren 
1850 bis 1863 auf 16,45 Geburten eine unehelihe. In den Jahren 1850 bis 
1863 kam eine Geburt auf 28,95 Einwohner, 1865 auf 25,70; 1866 auf 28,97. 
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Im Jahre 1865 wurben 28,692 Knaben und 26,875 Mädchen, 1866 29,426 
Knaben und 27,826 Mädchen geboren. Die Zahl der Todesfälle betrug 1859: 
37,359; 1862: 35,907; 1865: 43,925; 1866: 41,608. Ein Todesfall faın in 
der Zeit von 1850—1863 auf 36,9; Einw.; 1865 auf 32,4; 1866 auf 34,5,. 
Der Ueberfhuß der Geburten über bie Todesfälle betrug 1865: 12,237; 1866: 
15,649. Die Zahl ver Ehen betrug 1864: 209,598; die Zahl der Trauungen 
1866: 11,135; 1867: 11,330, 

Während der Ueberfhuß der Geburten Über vie Todesfälle in den 3 Jahren 
1864 bis 1867 43,973 betrug, zeigt dagegen die Bevöllerung nur einen Zuwachs 
von 5500 Seelen. Diefes Mißverhältniß iſt hauptſächlich eine Folge der fehr be- 
deutenden Auswanderung. Nah den offichellen Aufnahmen find von 1817 bis 
1830 34,494 aud- und 34,237 Berfonen eingewandert. Bon 1840 bis 1861 
betrug die Geſammtzahl der Antgewanderten 99,005 Berfonen. Am höchſten flieg 
die Zahl der Auswanderer im Jahre 1852, nämlich auf 14,366 Perfonen mit 
einem Vermögen von 1,968,164 fl. Sie ſank 1855 wieder auf 3334 und betrug 
in den legten Jahren 1865: 2715; 1866: 2940 und 1867: 3306. Das Ber 
mögen derſelben betrug 1865: 631,204 fl.; 1866: 790,441 fl. und 1867: 
1,184,685 fl. Jedoch find in diefen Angaben die heimlihen Auswanderungen nicht 
enthalten; ihre Zahl kommt den angeführten mindeftens glei, fo daß die Ge— 
ſammtzahl ver von 1865 bis 1867 Ausgemwanderten fih auf 20— 25,000 Ber- 
jonen belaufen mag. (Mittheilung des Statiflijchen Büreaus.) 

Rah der Bollszählung von 1864 lebten von der Gejammtbevälferung des 
Landes 26 Proc. in der Stat und 74 Proc. auf dem Lande, während 1852 
die ftäntifche Bevöllerung nur 24 Proc. betrug. Bon den 4 größten Städten bat 
Mannheim eine Bevölferung von 34,017 Einw. im Jahre 1867 gegen 24,316 
im Jahre 1852, Karlörube 32,004 gegen 24,299, Freiburg 20,792 gegen 16,441 
und Heidelberg 18,237 gegen 14,564 Einw, Die relative Bevölkerung des ganzen 
Großherzogthums erfcheint im Berhältniß zu dem antern deutſchen Staaten als 
eine ftarfe, nad der Zählung von 1864 wohnten 5198 auf einer Q.Meile. 
Freilich iſt fie in den einzelnen Landestheilen eine fehr verſchiedene. Was bie kon⸗ 
feffionellen Berhältniffe betrifft, jo betrug 1867 die Zahl ver Katholilen 931,007 
(gegen 929,860 im Jahre 1864), ver Evangelifhen 475,918 (gegen 470,443) 
und der Juden 25,599 (gegen 25,234). Die Bunahne der Katholiken betrug dem⸗ 
nach 0,1 Proc., ver Evangelifhen 1,5 Proc. und der Juden 1,,, Proc. 

Der Boden des Landes, das auf der Süd- und Weftfeite längs dem 
Bodenfee und dem Rhein fi erfiredt, auf der Oftfeite in dem Schwarzwalbe feine 
natürlihen Grenzen findet und auf der Nordfeite nur wenig über ven in den Rhein 
mändenden Nedar nah dem Mainthale und dem Odenwalde ſich ausdehnt, erfreut 
ſich einer verhältnißmäßig vortheilhaften Bewäſſerung, die zu mehrfacher vollswirth« 
ſchaftlicher Benugung verwendet werden fann. Der mädtigfte Strom Deutſchlands, 
die Donau, nimmt bier feinen Urfprung, zahlreiche Nebenfläffe des Rheins und 
Redars durchſchlängeln in günftigem Laufe die Landſchaft. Das Rheinthal in weiter 
Ausdehnung von Süden nad Norden verftattet faft überall der fräftigen Induftrie 
eine ergiebige Ausbeute. Nur der bedeutende Umfang des Schwarzwaldes befchränft 
in feinen Höhenzügen, welche in dem Feldberg, dem Belchen und dem Herzogen« 
horn bis auf 4300 und 4650‘ anfteigen, den volkswirthſchaftlichen Gewinn faft 
aueſchließlich auf die Walpnugung. Nach einer allgemeinen Ueberſicht kann man 
gegen 15 Proc. der Grundfläche auf ebenes Land (43 D.-M.), gegen 38 Broc. 
auf Hügelland (112 O.-M.), 43 Proc. auf Gebirgsland und 4 Proc. auf den 
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Bodenſee und andere Gewuſſer rechnen. Für bie Bodenbenutzung geben und bie 
Berichte ‚ver Landestommiffion für das Jahr 1866 folgende Angaben, wobei 15,240 
badifhe Morgen auf eine geographiſche Meile gerechnet find: 

Acderland 1,507,211 Morgen. Weinberge 60,053 Morgen. 

: Baldungen .1,280,454 r Särten 33,388 N 

Wiefen 470,09 „ Oedfeld 166,166 „ 

Hiervon befinden fi in der todten Hand 1,464,703 Morgen, von denen 
aber. 985,857 mit Waldungen bebedt find, Davon befinden fid in dem Befike 
bes Staates. 241,769 Morgen, in dem der Gemeinden 914,146; in dem ber 
Standes- und Grundherren 243,503 und in dem der Stiftungen 65,285 Morgen. 

Bei dem Aderlande find die Kreife Mannheim und Heidelberg, die badifche 

Pfalz, am gänftigften betheiligt; die Kreife Freiburg und Billingen, welden bas 
meifte Gebirgsland zufällt, am geringften. Der Spelt oder Dinkel werben unter 
den Getreidearten am ftärkften gebaut, er gibt etwa 5/2, des Getreivebaus und 
wird nur in dem obern Rheinthal nicht geſäet (nad den Berichten der Lanbes- 
fommifjäre wurden im Jahre 1866 232,723 Morgen damit bebaut). Der Welzen, 
ber In: dem obern Rheinthal an die Stelle des Spelt tritt, bildet ungefähr 2/2« 
der ganzen Ausfuat (88,053 Morgen). Nähftvem werben Gerfte und Hafer ftart 
angebaut, jede Frucht etwa mit °/a, ber Ausfaat, Roggen als Sommer- und 
Winterfrucht im Rheinthal und ben höher gelegenen Gegenden mit 5/24, Hirſe, 
Mohn u. ſ. w. mit 2/29. Für den Kartoffelban find 200,437 Morgen beftimmt, 
deren Erträgnig im Jahre 1866 fih auf 12 Millionen Eentner belief. Tabal, 
der faft ausſchließlich in der Pfalz gebaut wird, niınmmt 21,327 Morgen ein. Das 
Erträgniß iſt nach ben einzelnen Jahren ein fehr verfchievenes. Die Zahl ver für 
den Runfelrübenbau beflimmten Morgen ftieg von 8500 im Jahre 1854 auf 39,130 
im Jahre 1866. — Der Weinbau, deſſen Umfang fon angegeben worben, 
wird längs dem Abhange der Berge in der ganzen Längenauedehnung des Groß- 
berzogthums gepflegt. Der Markgräfler Wein im Oberlande bat auch für die 
Ausfuhr einen guten Ruf erhalten, Der Ertrag ſchwankt in den verſchiedenen 
Jahren zwiſchen 302,000 Ohm in 1852 und 678,000 in 1866. 
. Die Biebzudt iſt vortheilhaft unterſtützt durch ausreihende Wiefen und Wei- 
den. Der Pferbebeftand, obgleich durch das Landesgeſtüt verebelt, war in der Ab- 
nahme begriffen, doch hob er fi in ven legten Jahren wieder. Die Zahl der Pferde 
betrug 1845: 78,687, 1861: 73,552, bat fid, aber 1867 auf 76,798 gehoben. 
Die Zahl des Rindviehs fanf von 621,496 Stüd im Jahre 1861 auf 607,825 
im Jahre 1867. 

Die Forfilultur nimmt etwa ein Drittel der gefammten Bodenflähe ein und 
befindet fi auf einem hohen Standpunkt. Holz ift im Ueberfluß vorhanden und 
wird, befonbers im Schwarz und Oderwald in Menge ausgefühst. Der jährliche 
Reinertrag fällt zwiſchen 2,500,000 und 3,000,000 fl. — Der Bergbau hat. 
feine große Bedeutung gewonnen. Nur mit Salz ift Baden fehr gefegnet. Die 
beiden Staatsfalinen zu Dürrheim und Rappenau erzeugen jährlih etwa 440,000 
Gentner Salz und warfen (1867) einen Reingewinn von 1,344,533 fl. ab, 

Die gewerblihe Induftrie hat eine bedeutende Augdehnung in Baden, nament- 
lich feit dem Eintritt des Großherzogthums in den Zollverein (1834). Durd das 
Gewerbegefeg vom 20. September 1862 ift die Inbuftrie von den hemmenden 
Feſſeln befreit worden und bie Berichte der Landestommiffäre liefern Zeugniſſe 
von den günftigen Wirkungen biefer Löſung aus den Banden der Zünfte und der 
Düreaufratie. Nach der Volkszählung vom December 1864 (die freilich mit der 
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am 1. Iannar aufgenommenen :Gewerbeftatiftit ſeht wenig harmonirt) „befanden 
fi in Baden 110,641 Perfonen, vie felbftändig ein Gewerbe betrieben :mit:82,285 
Gehilfen. Davon befcäftigten ſich mit Bereitung von Nahrüngsmitteln 9400 
ſelbſtändig und 7774: als Gehilfe, mit Bauhandwerten 18,902 ſelbſtändig und 
11,284 als Gehilfen, mit Zubereitung fertiger Kleidungsftäde 37,416 ſelbſtündig 
darunter 11,546 Schuhmader) und 10,634 Gehilfen. Die wichtige Uhreninbuftrie 
des Schwarzwaldes befchäftigte 1812 Meifter und 1880 Gebilfen. Die Angaben 
über die Zahl der Fabriken und Fabrilarbeiter ift in der Zählung von 1864 höchſt 
ungenau; der Wahrheit näher werben wohl. die Angaben aus dem Jahre 1861 
lemmen. Damad; waren nad ber verwendeten Ürbeiterzahl am bebeutenpften 


* der Zahl des Direftions- Zahl der 
briten perfonals Üirbeiter 


Fabrilen für Gewerbe, baumwollene und halb» 


baummollene Zeuge » » .. 54 184 4892 
Golde und Silberwaaren -. » » 2 2 ...10 367 .4406 
Rafhinenjpinnereien in Baumwolle . . . . 21 91 4029 
Tabal- und Eigarrenfabrien . . . 2. . 172 294 3592 
Gewerbe für Seide u. f. w. und Sammtwaaren 13 84 3082 
Rübenzuderfabrit und Raffinerie . . » . .» 2 70 2009 
Die Zahl ver zur Fabrikation verwandten Dampfmaldinen betrug 167 mit 2434 
Bierbefräften. 


Für den Handelsverfehr bietet fi das Großherzogthum im fehr bequemer 
Beife dar zur Bermittelung des Zwifchenhandels zwiſchen Deutfchland, Frankreich 
und der Schweiz. Unter dem unmittelbaren Einflufje großer Handelsplätze, wie 
Sranffurt a. M., Augsburg, Straßburg und Bafel, die in nächſter Nähe an ber 
langgeſtreckten badiſchen Grenze liegen, konnte ein bedeutender Koncentrationspunkt 
für einen umfangreihen, felbftändigen Hanveleplag ſich hier nit bilden, Baden 
ung fein merfantiliihes Hauptziel dahin verfolgen, einerfeits für die bequemften 
und mwohlfeilften Hanvelsftraßen zu forgen, um fo viel als möglid den Tranfit- 
verkehr neben den rivalifirenden franzöfiihen und deutſchen Verkehrswegen an fid 
zu fefleln, andererſeits ben vortheilhafteften Austaufh der eigenen Probufte und 
Fabrilate gegen die für den badiſchen Gewerbefleiß und Arbeitsverdienſt erſprieß⸗ 
lichſten Rohprodukte zu vermitteln. Beide Aufgaben hat die badiihe Regierung 
tihtig erfannt umd ſucht bei reger Unterftügung durch die einheimiſche Induftrie 
ihrer Löſung nahe zu fommen. Die Länge der am 1. Januar 1869 befahrenen 
Gijenbahnen betrug 112,17 Meilen, vie mit Ausnahmen von 4,,, Meilen Staats- 
bahnen find. Die Länge der Staatsftrafen betrug am 1. Januar 1868 389 Stun⸗ 
den, der unterftügten DVicinalftraßen 310 Stunden und ber Bicinalmege 1339 
Stunden. Neu projeltirt waren 224 Stunden. Der Aufwand ber Wafler- und 
Straßenbauverwaltung belief fih im Jahre 1866 auf 819,312 fL und in Yolge 
des Straßengefeges vom 14. Januar 1868 betragen nad dem Voranſchlag für 
1868 die Beiträge der Kreife zur Unterhaltung der Landſtraßen 183,937 fl., 
die der Gemeinden 183,937 fl. und bie bes Staates 735,746 fl., während 
ver Gefammtaufwand der Wafler- und Straßenbaudirektion auf 1,662,581 fl. 
berechnet ward, — Mit Handel und Berkehr beichäftigten fi nad der, Zählung’ 
von 1864 24,599 Berfonen felbftändig und 7204 als Gehilfen. | 

_ Die Gütermenge, die im Jahre 1866 durd die Eifenbahnen im Binnenverfehr 
befördert wurde, ‚belief fih auf 9,740,575 Gentner, ‚davon -8,054,273 auf ber 
dauptbahn Mannheim Konftanz. Die Gütermenge des Verkehrs mit, dem Auslande 
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betrug im Jahre 1865 14,176,249 Gentner. Davon gingen 3,814,060 Gentn. 
nah andern Zollvereinsftaaten und kamen 5,010,448 Gentn, von andern Zoll. 
vereinsftanten. Der Tranfitverlehr belief fih von Morten nah Süden auf 
3,045,001 Eentn. und von Süden mad Norden auf 840,780 Gentn. — Die 
Schifffahrt unter badiſcher Flagge befhäftigt auf dem Bodenſee 6 Dampficiffe 
und 73 Segelfäiffe (etwa 1000 Tonnen), auf dem Rhein und deſſen Nebenflüfjen 
3 Dampfichiffe (mit 240 Pferbekräften) und 487 Segelſchiffen (28,143 Tonnen) 
In den wichtigſten Hafen des Landes, den von Mannheim, liefen 1867 4413 
Schiffe mit 6,223,863 Gentn, Ladung (darunter 4,002,361 Gentn. Steinkohlen). 

Die Poftverwaltung beförberte: 16,818,000 Briefe im Jahre 1866 und bie 
Telegraphenverwaltung 368,125 Depeſchen (ohne ven Tranfitverfehr). 

Die kirchlichen Berhältniffe haben wir oben bei den VBenälkerungs- 
angaben nah den allgemeinen Zahlen ihrer Belenner berührt. Das Berhältnig 
ber Kirchen zum Staate iſt durch das Gefeg vom 9. Oktober 1860 principiell 
georbnet, die Selbftändigkeit der Kirchen und die freiheit, ihre Innere Angelegen- 
beiten zu verwalten, iſt anerfannt werben, aber der Staat hat feine Rechte fo weit 
gewahrt, um jedem Uebergriff der Kirche in das ſtaatliche Gebiet entgegentreten zu 
fönnen. Doc ſtellt ſich leider die Fatholifhe Kixhe dieſem Staatsgrundgefeg immer 
noch feindfelig gegenüber und der Kampf, ben fie feit 1852 mit nur kurzer Unter- 
brechung gegen den Staat und feine Rechte führt, ift noch nicht beigelegt. Kon- 
feffionelle Zwietracht bat in betauerlihem Maße um ſich gegriffen und die ulira- 
montane Partei, unterftügt von einer ſchlechten und wiälhlerifhen Preſſe, fucht jede 
Gelegenheit, um Hader und Unfrieden unter ben verfchievenen Konfeffionen zu 
verbreiten, um den Kampf gegen tie Regierung von Neuem zu entflammen. — 
An der Spike der latholiſchen Kirche fleht der Erzbiſchof von Freiburg, zugleich 
Metropolit ver oberrheinifchen Kirenprovinz, weldhem ein Domkapitel für Ber- 
waltung der Diöcefe beigeordnet iſt. Die Zahl ver latholiſchen Pfarreien beträgt 660, 
welche in 35 Delanate getheilt find. Das katholiſche Etiftungsvermögen wird unter 
gemeinfamer Leitung der Kirche und des Staates verwaltet. An der Spige biefer 
Berwaltung ftebt der latholiſche Oberftiftungsrath, deſſen Mitgliever zur Hälfte 
von der Regierung, zur Hälfte von bem Erzbiſchof ernannt werben (Berorbnung 
vom 20. November 1861). 

Die evangelifche Landeslirche, welche dur die Union der lutheriſchen und 
reformirten Kirche vom 26. Juli 1821 ſich gebilvet bat, erhielt durch die Kirchen- 
verfaffung vom 5. September 1861 eine neue Ordnung, die durdaus anf ven 
Grundſätzen der Selbfiverwaltung beruht. An der Spige fteht unter dem Groß- 
berzog als Landesbiſchof der evangeliſche Oberkirchenrath mit der Generalfynode 
zur Saite, die aus 24 geiftlihden und 24 weltlichen gewählten Mitgliedern und 
aus 7 von dem Großherzog ernannten und aus dem Prälaten der Landeskirche befteht. 
In den 356 Pfarreien werben bie Oemeindeangelegenheiten von dem Gemeinde⸗ 
firhenrath verwaltet, der aus dem Pfarrer und den von der Gemeindkirchenver⸗ 
fammlung gewählten Mitgliedern beſteht. Die Pfarreien find in 27 Diöcefen ein 
getbeilt, denen ein von der Diöcefaniynode gewählter Dekan vorftebt. 

Die Juden befigen 171 iſraelitiſche Gemeinven, welde in 16 Rabbinatsbezirken 
vertbeilt find. Ein Oberrath, in dem ein Iandesherrliher Kommiffarius den Borfig 
führt, leitet alle gemeinfamen Religions, Schul- und Stiftungsangelegenheiten der 
Juden (Edit vom 13. Januar 1809). 

Staatsrecht. Die Grundlage vesfelben bildet die Berfafjungsurtunde vom 
22. Auguſt 1818, welde Großherzog Karl einfeitig, ohne voransgegangene Be» 
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rathung mit dazu berufenen Ständen, in Folge wiederholter Verſprechungen aus 
ben Jahren 1814 bis 1816 gegeben hat. Sie hat ihren wefentlihften Theilen 
nah den edlen Nebenius zum Berfaffer. Sie ift gegenwärtig im Ganzen nod) 
vollftändig aufrecht erhalten, einzelne Abänderungen aus ven Jahren 1819 
und 1825 find wieder aufgehoben worben; die einzelnen Zufäge und Wende» 
rungen, die namentlih aus ben legten Jahren herrühren, werben wir noch er- 
wähnen. Nach ter Berfaflung (wir fehen von den Punkten ab, welche fi auf das 
Berhältnig des Großherzogthums zum deutſchen Bund beziehen) iſt das Oroß— 
herzogthum untheilbar und in allen feinen Theilen unveräußerlid. Der Groß» 
berzog, deſſen Perfon heilig und unverleglih ift, vereinigt in ſich alle Rechte der 
Staatsgewalt, die er jedoch nah den Beftimmungen ver Verfaſſung auszuüben 
bat; er fanktionirt und verkündet die Gefege und erläßt alle Anordnungen für 
ihre Ausführung, wie er alle Maßregeln für die Sicherheit des Staates zu treffen 
hat. Der Großherzog bezieht (nad freiwilligem Verzicht des Gebers der Berfaffung 
anf ven ihm zuftehenden Ertrag aus den Domänen zu Gunften der Staatöfaffe) 
eine Eioillifte, die ohne Zuftimmung der Stäube nicht erhöht, aber eben fo wenig 
wider den Willen des Großherzogs vermindert werben darf. Sie beträgt gegen- 
wärtig 750,000 fl. jährlih, eine jährlihe Entſchädigungsrente von 2490 fl. 
und die Benugung- ber zur Hofansftattung gehörigen Gebäude, Grunpflüde 
md Rechte (Gefeg vom 3. März 1854 und vom 14. April 1858). Aber fie darf 
kine Verpflichtung gr! fih nehmen, die über die Regierung des zeitigen Groß» 
herzogs hinausgeht. Die Apanagen der Prinzen und Prinzeffinnen des Großh. 
Haufes find durd das Apanagengefeg vom 21. Juli 1839 beflimmt worben. — 
Die Succeffton ift nad dem Hausgefeg vom 4. Oftober 1817, das als ein Theil 
der Verfaſſungsurkunde zu betrachten if, in ber Großh. Familie nah dem Rechte 
der Erftgeburt erblidh, der Uebergang der Regierung auf die weibliche Linie nad) 
Ansfterben des Mannsftammes ift in fehr eigenthämliher Weife beftimmt worben. 
(S. den Art. Zähringer.) Die gefeggebende Gewalt übt der Großherzog gemeinſchaftlich 
mit ben Landſtänden aus, deren Berfammlung in zwei Kammern abgetheilt ift. Die 
erſte Kammer wird gebilvet 1) aus den Prinzen des Großh. Haufes, 2) den Häuptern. 
der flandesherrlichen Familien, 3) dem Erzbifhof von Freiburg (bei Sebisvalanz dem 
Erzbisthumverwefer) und einem vom Großherzog lebenslänglich ernannten evangelifchen 
Geiftlihen mit dem Rang eines Prälaten, 4) aus act Abgeordneten des grund- 
herrlichen Adels, die auf acht Jahre gewählt werden, 5) aus zwei Abgeordneten 
der Sandesuniverfitäten, die auf 4 Jahre von fämmtlihen ordentlichen —— 
aus der Mitte der Profeſſoren oder anderer Gelehrten und Staatsbeamten des 
Gtoßherzogthums gewählt werben, 6) aus höchſtens acht vom Großherzog zu Mit- 
gliedern diefer Kammer ernannten Berfonen. Die zweite Kammer befteht aus 63 Ab⸗ 
geordneten, von denen 22 in den 14 Städten und 41 in 41 Wahlbezirten ber 
Aemter gewählt werden. Die Wahl erfolgt auf acht Jahre, jedoch fo, daß alle 
zwei Jahre ein Biertel der Abgeordneten ausſcheidet. Die Wahl ift inbirelt. Alle 
Staatsbürger, die das 2dfte Jahr zurückgelegt haben, im Wahlbezirk als Bürger 
angefeffen find oder ein öffentliches Amt befleiven, find bei der Wahl der Wahl- 
männer ftimmfählg und wählbar, wenn fie nicht Mitglieder der erften Kammer 
oder bei der Wahl der Grundherren ftimmfähig oder wählbar find. Für die Wahl- 
fähigkeit zum Abgeorbneten werden erfordert: das zurüdgelegte 3Ofte Lebensjahr 
und Anfäffigkeit im Großherzogthum. Die Beſchränkung der Berfaffung auf bie 
drei qriſtlichen Konfeffionen iſt durch Gefeg vom 17. Februar 1849 und bie auf 
den Befig eines gewiflen Vermögens durch das Gefeg vom 21, Oftober 1867 
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aufgehoben worden. Beamte und Geiftlihe dürfen nicht in dem Wahlbezirk ge- 
wählt werden, in welchem fie amtlich angeftellt find. 

Der Großherzog ausfchlieglih ruft beide Kammern zufammen, er Tann fie 
vertagen ober aud auflöfen, in welchem letztern Fall fofort die-gewählten Mit- 
glieder ber erften und zweiten Kammer ihr Mandat verlieren; jedoch müffen dann 
in dem Zeitraum von drei Monaten die neuen Wahlen zu beiden Kammern er- 
folgen. Die Berfammlung der beiden Kammern muß gleichzeitig fein und mindeſtens 
alle zwei Jahre ftattfinden. Kein Stänvemitgliev Tann während ber Dauer ber 
Berfammlung ohne ausprüdlihe Genehmiguug feiner Kammer verhaftet werben, 
es ſei denn, daß er auf frifcher That bei begangenem peinlichen Verbrechen er— 
griffen würde. Die Freiheit der Rede und Abftimmung der Abgeordneten jo wie 
der wahrheitsgetreuen Berichte über öffentlihe Kammerverhandlungen ift durch das 
Gefe vom 21. Oktober 1867 garantirt. Die Hauptwirkfamkeit ber Landſtände 
wirb nad der Berfaffungsurfunde für die Feftftellung der finanziellen Berhältniffe 
beftimmt. Ohne Zuftimmung der Kammer darf Feine Auflage ausgefchrieben oder 
erhoben, kein Anlehen aufgenommen, feine Domäne veräußert werben. Das Büdget 
für die nächften zwei Jahre wird den Kammern vorgelegt, ebenfo bie Rechnungs- 
ablage für bie vergangenen zwei Jahre. Das Gefe über die Amortifationstaffe 
ift Berfaffungsgefeg (das jegige ift vom 31. December 1831). Alle neuen Gefege, 
welche die Freiheit ver Perfonen ober das Eigenthum ber Stantsangehörigen be- 
treffen oder eine Abänderung ber beftehenben Befehe enthalten, bebärfen der Zu- 
fiimmung der Kammern. Die Initiative der Geſetzgebung fteht nur dem Groß- 
herzog zu; doch hat jede ber beiden Kammern einzeln das Recht, den Großherzog 
um Borlage eines Gefeges zu bitten, nur muß der andern Kammer Gelegenheit 
gegeben fein, fi) ebenfalls über den Gegenftand zu äußern (Gefeg vom 20. Februar 
1868). Die zweite Kammer hat das Net, die Minifter und Mitglieber ver oberften 
Staatsbehörde wegen einer durd Handlungen ober Unterlaffungen wiffentlid oder 
aus grober Fahrläffigkeit begangenen Berlegung der Berfaffung oder ſchweren Ge— 
fährbung der Sicherheit oder Wohlfahrt des Staates anzuflagen. Das Richteramt 
übt die erfte Kammer als Staatsgerichtshof in Verbindung mit dem Präfidenten 
bes oberften Gerichtshofs und acht weitern Nichtern aus, welche aus den Kollegial- 
gerichten durch das Loos bezeichnet werden. Im Falle der Verurtheilung ift die Ent- 
laffung des Angellagten aus dem Staatsdienſt zu erfennen (Gefeg vom 20. Februar 
1868), Doch fehlt noch das Geſetz Über das Verfahren vor dem Staatsgerichtöhof. 

Was den Gefhäftsgang in den Kammern anbelangt, fo tft namentlidy zu 
bemerken, daß Finanzgefege zuerft in die zweite Kammer eingebracht werden müſſen, 
und wenn fie bier Annahme gefunden haben, kann bie erfte Kammer das Gefek 
nur annehmen ober ablehnen, nicht aber Abänderungsvorfhläge machen, Bei der 
Ablehnung eines Finanzgefeges durch die Majorität der erften Kammer werben bie 
einzelnen Bota in beiden Kammern zufammengezählt und nad der abfoluten Majo- 
rität fammtliher Stimmen die Beſchlußnahme gefaßt. 

Als gemeinfame politiſche Rechte genießen alle Stantsangehörigen eine völlige 
Gleichſtellung in ihrer Verpflihtung nach ihren Kräften zu allen öffentlichen Laſten 
beizutragen. Nur die Prinzen des Großh. Haufes und die Standesherren fowie 
ihre männlihen Familienangehörige genießen in Bezug auf Militärbienftpflicht eine 
Befreiung. (Wehrgefeg vom 12. Februar 1868.) Ohne Nüdfiht auf Religion 
haben alle Staatsbürger zu allen Civil- und Militärämtern gleiche Berechtigung. 
(Die Beſchränkung auf die drei hriftlichen Neligionstheile wurde durch Gefeg vom 
17. Februar 1849 aufgehoben.) Dit Ausnahme der befondern Militärgerihtsbar- 
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feit ſind Jalle privilegirten Gerichtsftände befeitigt. (Gefeg vom 15. Februar 1851. 
Geſetzz vom 20. Februar 1868 über die Rechtsverhältniffe der Studirenden.) Die 
Gerichte find innerhalb ihrer Kompetenz unabhängig und die Richter find durch 
Gejeg vom 7. Dftober 1865 gegen jede willfürliche Aenderung in ihrer Stellung 
fiber geftellt. Alle Erkenntnifje in Eivilfahen müſſen von den orventlichen Ge— 
ridhten ausgehen und der großherzogliche Fiskus hat gleichfalls in allen aus privat- 
rechtlichen Berhältniffen entjpringenden Streitigkeiten vor den Landesgerichten Recht 
zu nehmen. Niemand kann gezwungen werben, fein Eigentum zu öffentlichen 
Zweden anders herzugeben, als nah Berathung und Entfcheivung des Staatd- 
minifteriums und nach vorgängiger Entfhädigung. In Kriminalfällen darf Niemand 
feinem orbentlihen Richter entzogen werben und jeder Verhaftete muß minbeftens 
nah 48 Stunden über den Grund feiner Verhaftung vernommen werben, — Der 
Schuß der ungeftörten Gewifjensfreiheit und der freien Ausübung der Religions» 
banblungen tft unbebingt jevem Staatsangehörigen zugefihert. — Die Bereins- 
und Berfjammlungsfreiheit und bie Prefreiheit beruhen auf den freifinnigen Ge- 
fegen vom 21. November 1867 und 2. April 1868. 

Die Gemeindeordnung vom 31. December 1831, vie nad) vielfachen Ber- 
handlungen in beiden Kammern zu Stande fam, machte der Bevormundung ber 
Gemeinden durch den Staat ein Ende und ift auf den Principien der Selbftver- 
waltung ver Gemeinde baſirt. Doc, leidet fie, da fle feinen Unterfchied zwifchen 
ſtãdtiſcher und ländlicher Gemeindeverfaffung macht, namentlih für die Heinern 
Gemeinden an zu großer Schwerfälligfeit. Auch in Bezug auf ihre Beftimmungen 
über Gemeinvebefteuerung haben fi mancherlei Mißſtände heransgeftellt. Seitdem 
aber auch durch die Gefege vom 4. Oftober 1862 die Freiheit der Niederlaſſung 
eingeführt und bie wichtigften, wenn aud leider nicht alle Beſchränkungen bes 
Rechts der Berehelihung aufgehoben worden find, wird wohl eine Reform ver 
Gemeindegefeggebung nicht ausbleiben können. 

Berwaltung. Die oberfte Behörde der gefammten Stantsverwaltung ift 
das Staatsminifterium, das unter dem perfönlichen Borfig des Großherzogs aus 
den Borftänden der Minifterien befteht. Sein Gefchäftsfreis umfaßt, nachdem ber 
Staatsrath durch Berorpnung vom 20. Dftober 1849 aufgehoben worben ift, vie 
Borberathung aller Berfafjungs- und Gefeggebungsangelegenheiten, die wichtigften 
Sachen der Standesheren, die Verhandlungen der Kammern, überhaupt ift ihm 
die Ausübung der oberften Megierungsrechte übertragen, fo weit folhe nicht ven 
einzelnen Minifterien und andern Behörden zugemwiefen find. Ferner ift das Staats- 
miniftertum die oberfte entfcheidende Behörde Über eine Neihe von Fragen des 
öffentlihen Rechts, namentlih: 1) in Kompetenzftreitigkeiten zwijchen Gerichten 
und Berwaltungsbehörden. Hierbei wirken die bei der Entſcheidung betheiligten 
Minifter nicht mit, dagegen werben aus der Zahl der für eine Yandtagsperiode 
bezeichneten Mitgliever der Gerichtshöfe jeweils drei beigezogen; 2) in Nichtig- 
teitsbeſchwerden gegen Erkenntniſſe des Berwaltungsgerihtshofes; 3) in Rekurjen 
gegen Entſcheidungen ber Minifterien in gewifjen Fällen, namentlid bei Beſchwer⸗ 
den Über Kränkung verfafjungsmäßiger Rechte. 

Als Eentralbehörben der gefammten Verwaltung finden wir Minifterien a) für 
die auswärtigen Angelegenheiten und das Großh. Haus, b) für bie innern An- 
gelegenheiten, c) für Juftiz, d) Minifterium des Kriegs, e) Finanzminifterlum, 
und f) Handelsminifterium. Zur Kontrolle des gefammten Rechnungsweſens befteht 
toorbinirt neben den Minifterien die Oberrehnungslammer, welche von einem 
Präfidenten und 3 Näthen geleitet wird. 
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Das Minifterium des Innern beſitzt ven ausgebehnteften Gefchäftstreis. Seiner 
Leitung iſt unterworfen die gefammte innere Verwaltung mit Einfluß des Schul⸗, 
Kichen- und Mebicinalwefens. Die eigentliche innere Verwaltung bat durch das 
Gefeg vom 3. Oktober 1863 eine neue Organifation erhalten. Die Ziele, welche 
biefes bedeutende und für bie ganze deutſche Verwaltung hochwichtige Gefeg er- 
firebt, gehen dahin: 1) Vereinfahung und Beſchleunigung des Ganges der Ber- 
waltung; 2) möglihft große Betheiligung ber Bevölkerung an ber Verwaltung; 
3) Trennung der Berwaltungsredtspflege von der eigentlichen Verwaltung. In 
Bezug auf den erften Punkt wurden die bis dahin beftandenen 4 Mittelbehörben, 
bie Kreisregierungen zu Karlsruhe, Mannheim, Freiburg und Konftanz aufgehoben 
und bie Bezirfsämter, beren Zahl von 64 auf 59 herabgeſetzt wurde, unmittelbar 
unter das Minifterium geftellt. Als Bevollmächtigte des Minifteriums, aber nicht 
als Mittelbehörden erfheinen die 4 Landeskommiſſäre, welche Minifterialräthe find 
und Sig und Stimme im Minifterium behalten, aber ihren Sig in Karlörube, 
Mannheim, Freiburg und Konftanz haben. Ihnen fteht die Ueberwachung ber 
Dienftführung der Verwaltungsbeamten und bie Unterfuhung ber gegen dieſelbe 
erhobenen Befhwerden zu. Bor Allem aber ift e8 ihre Aufgabe, „anregend und 
förbernd einzugreifen, wo fie Bernadläffigung in der Pflege der Interefien ihres 
Bezirkes wahrnehmen oder wo dieſe Interefien die Fürſorge der Staatsregierung 
befonders in Anſpruch nehmen, und in außerorbentlihen Fällen fofortige Maß- 
regeln zu treffen”. Daneben ift ihnen eine Reihe von Befugniffen übertragen, bie 
fie im Namen des Minifteriums des Innern und in Unterorbnung unter basfelbe 
ausüben. Schlieflih haben fie die Pflicht, jährlich einen Bericht zu erftatten über 
bie Ergebniffe der innern Verwaltung innerhalb ihres Bezirks. Diefe fehr reich» 
haltigen und inftruftiven Berichte werben feit 1865 veröffentlicht und geben bie 
befte Einficht in die Zuftände des Landes. Was die Heranziehung ber Bevölkerung 
zur Thätigleit in dem Staatsbienft betrifft, jo find Hier namentlich hervorzuheben 
die Inftitute der Bezirksräthe und der Kreisverfammlungen. Die Bezirksräthe, 
melde ſowohl zu ber Verwaltung wie zu der Berwaltungsrechtspflege zugezogen 
werben, ernennt das Minifterium des Innern und zwar aus einer Xifte, welche 
durch freie Wahl der Kreisverfammlungen für jeden Amtsbezirk des Kreifes aus 
fämmtlihen 25 Jahr alten und ein Jahr im Kreife anfälfigen Staatsbürgern aufe 
geftellt wird und brei Mal fo viel Namen enthält, ald Mitglieder des Bezirks- 
raths ernannt werben follen. Jeder Kreis befteht durchſchnittlich aus 5 bis 6 Be— 
zirlsämtern und jeder Bezirk hat im Durchſchnitt eine Bevölkerung von 23,000 
Einwohner. Die Zahl der Bezirksräthe jedes Bezirks ift nach der Größe desſelben 
6—9, In Bezug auf feine Mitwirkung bei der ftaatlihen Verwaltung ift die 
Wirkſamkeit des Bezirksraths eine nad drei Richtungen Hin verfchiedene: 1) als 
Kollegium Hat derjelbe eine entſcheidende Stimme bei Erlaffung von bezirköpolizei- 
lihen Borfohriften, die eine dauernde Anorbnung enthalten, und bei Erledigung 
einer Reihe von Berwaltungsgefhäften. So beſchließt der Bezirksrath über bie 
Nothwendigkeit äffentliher Bauten, zu deren Herftellung eine gefeglihe Verbind⸗ 
lichleit befteht, über Ertbeilung der Stantsgenehmigung zu den Beſchlüfſen ver 
Gemeinden, wenn ver Bezirksbeamte Anftand nimmt, biefelbe zu ertheilen, über 
Beſchwerden gegen die Dienftführung der Gemeindebeamten, über Gefuche auf 
Berleihung von Gewerbefonceffionen, jo weit foldye nad) dem Gewerbegeſetz von 1862 
noch nothwenbig find, über die angefochtene Giltigkeit von Gemeinde», Bezirks- 
und Kreiswahlen u. ſ. w. 2) Zur Berathung fann ber Bezirksrath beigezogen 
werden bei allen das Intereffe des Bezirks berührenden allgemeinen Maßregeln. 
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3) Als Einzelne find die Mitglieder des Bezirksraths berufen, bei Handhabung 
ber Polizei und bei Auffiht auf die Ortspoligei mitzuwirten mit dem Rechte der 
fürforglien Feſtnehmung bei Berbrehen und ver fchleunigen Vorkehrung aller 
zur Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums geeigneten Maßregeln, zur Ab- 
hilfe von Mißftänden die geeigneten Anträge zu ftellen u. f. w. — Gegen Ent- 
ſcheidungen bes Bezirksraths geht der Rekurs an das Minifterium. Der Bezirks— 
rath wird durch den Bezirksbeamten, gewöhnlich einmal jeven Monat, einberufen, 
Der Beamte führt den Borfig, hat Stimmreht und bei Stimmengleichheit die 
Entſcheidung. Der Dienft eines Mitglieds des Bezirksraths ift ein Ehrenamt und 
unbegrändete Ablehnung zieht Gelpftrafe nady fi. Die nit am Amtsfige woh- 
nenden Mitglieder erhalten für die Theilnahme an den Sitzungen und für ihre 
Auslagen eine angemefjene Entfhädigung. Das Inftitut der Bezirksräthe hat fich 
volllommen bewährt und ſchon jegt faum 5 Jahre nad, feiner Einführung fo fehr 
eingebürgert, daß, wie ein höherer Berwaltungsbeamter ſich ausprüdte, die Führung 
ver Berwaltung ohne Bezirksräthe faft undenkbar wäre. Das Bertrauen zu ben 
Entfeidungen des Bezirksraths iſt in fo hohem Grade vorhanden, daß von 1547 
Fällen, die im Jahre 1866 die Bezirksräthe entjchieden, nur in 76 Rekurs ein- 
gelegt wurbe. Dagegen hat die Einzelthätigkeit der Bezirksräthe immer nod nicht 
die rechte Lebendigkeit gewonnen; fie befchränft fi vorzugsweiſe darauf, Mißſtände 
in Berwaltung der Ortöpolizei und in Unterhaltung der Bicinalftraßen zur Kenntniß 
ver Stantsbehörben zu bringen. — Das zweite Inftitut der Selbftverwaltung, 
welches durch das Geſetz vom 5. Dftober 1863 neu eingeführt wurbe, find bie 
Kreisverbände. Das Land ift in 11 Kreife eingetheilt, deren Einwohnerzahl eine 
ſehr verſchiedene iſt; der größte Kreis hat 223,900 Einwohner, der Hleinfte 
65,900 Einw. Zur Pflege gemeinfamer öffentliher Intereffe follen dieſe Kreis- 
verbände,, die körperſchaftliche Rechte befigen und zur VBeftreitung ihrer Ausgaben 
Auflagen ausfchreiben können, dur die Kreisverfammlung und den Kreisausfhuß 
vertreten fein. Zu ihrem Wirkungsfreis follen namentlich gehören: Anlegung und 
Unterhaltung von Straßen, Brüden- und Kanalbau, Errichtung von Schul-, Berk, 
Waiſen⸗, Armen- und Krankenhäufer u. f. w. Die Kreisverfammlung befteht aus 
den durch indirekte Wahl gewählten Mitgliedern, aus den Abgeorbneten ver Ge— 
meinbevertretungen und der größern Städte, aus ben größten Grunbbefigern bes 
Kreifes und aus den Mitgliedern des Kreisausſchuſſes, fo weit fie nicht fhon ber 
Kreisverfammlung angehören. Der Kreisausfhuß, deſſen Mitgliever fonderbarer 
Weiſe nicht aus den Mitgliebern der Kreisverfammlung genommen werben müffen, 
wird von der Kreisverfammlung erwählt und ift mit dem Vollzug ihrer Bejchlüffe 
beauftragt. Aber den Kreisverbänden ift nur die Befugniß eingeräumt, ge 
meinnägige Anftalten zu gründen, ihnen ift feine Pfliht auferlegt; keine 
Berwaltung ift ihnen obligatorisch überwiefen. Auch bier wird ſich der Satz, ber 
in der Ratur der Sache begründet ift, bewahrheiten, daß Selbftverwaltungskörper 
eine gebeihlihe Wirkfamfeit nur entfalten können, wenn fie die ihnen von bem 
Staate obligatorifh übertragenen Aufgaben unter feiner Ueberwachung 
auszuführen haben. Auf Freiwilligkeit läßt fich fehwerlich jemals eine Gelbftver- 
waltung gründen. Bis jest iſt das wichtigſte Gefchäft der Kreisverfammlungen 
geweſen, vie Lifte für die Bezirksräthe aufzuftellen. 

Das dritte Princip, welches durch das Gefeß von 1863 durchgeführt werben 
folte, ift die Trennung der Berwaltungsrechtöpflege von ber eigentlichen Verwaltung. 
Die Rechtspflege in beftimmten Streitigkeiten über öffentliches Recht wird in erfter 
Inftanz von ven Bezirksräthen unter dem Vorfit des Bezirlsbeamten, in zweiter 
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und legter Inftanz von dem neugebilbeten Berwaltungsgerihtshof ausgeübt. Das 
Berfahren vor ben BVerwaltungsgerichten iſt öffentlih und mündlich und im ein- 
zelnen durch die Berorbnung vom 12. Juli 1864 geregelt. Die einzelnen Fälle, 
in welden vie Berwaltungsgerichte kompetent find, zählt das Gefeg auf. Sie find 
fowohl folde, in welchen Private über Verpflichtungen aus öffentlichen Rechten 
fireiten, als folde, in denen bie Stants- oder Gemeindebehörden felbft Partei find. 
Jedoch ift die Zahl ver Fälle noch eine ziemlich befchränkte, und da ſich Bis jegt 
das Inftitut der Berwaltungsgerichte völlig bewährt hat, fo wird eine Erweiterung 
ihrer Kompetenz keinem Bedenken unterliegen. Im Jahre 1868 fällte ver Bezirks— 
rath 714 verwaltungsrechtliche Entſcheidungen, aber nur in 208 Fällen wurde 
dagegen Rekurs ergriffen. 

Unter dem Minifterium des Innern ftehen weiterhin der Berwaltungshof, 
dem bie Beauffichtigung und Leitung der Staatsanftalten (Strafr, Irren-, Kranten- 
anftalten u. f. w.), ber weltliden milden Stiftungen, bes Amtskaſſenrechnungs⸗ 
wefens u. f. w. übertragen ift. Ebenfo find das Landesardiv, bie beiden Univerfi- 
täten Heidelberg und Freiburg, bie Lanbesgendarmerie, der Obermebicinalvath und 
das geſammte Schul- und Kirhenwefen dem Minifterium des Innern untergeorbnet. 
Das Volklsſchulweſen ift neu georbnet durch das Gefek vom 8. März 1868. Die 
Leitung des gefammten Schulwefens ift dem Oberfhulrath übertragen, bie örtliche 
Auffiht über die Voltsfhulen dem Ortsfhulrath. Derfelbe befteht für konfeffionelle 
Schulen aus dem Drtspfarrer ber betreffenden Konfeffion, dem Bürgermeiſter oder 
feinem Stellvertreter, einem von den Gemeinvevertretungen gewählten Mitgliev 
und 2 bis 4 durch die verheiratheten ober verwittweten Männer ver Schulge- 
meinde gewählten Mitgliedern. Zur Beauffihtigung einer größern Anzahl von 
Schulen beftehen von der Regierung ernannte Kreisihulräthe. — Im Iahre 1866 
eriftirten 1874 Vollsſchulen im Großherzogthum mit ungefähr 250,000 — 300,000 
Schulklindern. Für Kinder vom 6ten Jahr bis zum vollendeten 14ten, bei Mädchen 
bis zum vollendeten 13ten Jahr befteht Verpflichtung zum Beſuche der Vollsſchule 
oder Nachweis eines Erfages. — Bon Mittelfhulen eriftiren 7 Lyceen, 5 Gym- 
nafien 3 Pädagogien uns 30 höhere Bürgerſchulen zufammen mit 5647 Schülern 
(1865/66). — Außerdem find 3 Schullehrerfeminarien, 38 Gewerbeſchulen, 11 land⸗ 
wirthſchaftliche Schulen und ein Polytehnitum vorhanden. 

Die Gerihtsverfaffung wurde durch das Gefeg vom 19. Mai 1864 neu 
georbnet. Darnach ift die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtsſachen und in Strafe 
fahen den 66 Amtsgerichten, den 11 Kreisgerichten und dem Oberhofgeriht über- 
tragen. 5 Kreisgeridhte haben einen beſondern Appellationsfenat und bilden die zweite 
Inftanz für die Amts- und Kreisgerihte. Bei ihnen werden aud bie Schwur- 
gerichte gebilbet. Bei den Amtsgerichten wirb die bürgerliche Gerichtsbarkeit durch 
Einzelrihter ausgeübt, in Straffachen werben zur Schlußverhandlung und Abur- 
theilung je zwei Schöffen beigezogen. Das Oberhofgericht bildet für Eivilfahen vie 
britte Inftanz und für Straffadhen theils zweite Inftanz theils Kaffationshof. 

Die Polizeiftrafgefege find in dem Polizeiftrafgefegbud vom 31. Oktober 1863 
kobificirt und durch Gefeg vom 28. Mai 1864 die Gerichtsbarkeit und das Ber- 
fahren in Polizeiſtrafſachen normirt worben. 

In Folge des Gefeges vom 19. Mai 1864 können für die Städte, wo 
e3 das Bebürfniß bes Berfehrs forbert, auf Antrag des Hanvelsftands Hanbels- 
gerichte eingeführt werben. Bon ihnen wird an vie Appellationsfenate der Kreis» 
gerihte appellirt. Seit 1868 beftehen Handelögerichte in Mannheim und Karls- 
ruhe. 
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In Bagatellfahen haben die Bürgermeifter eine beſchränkte Gerichtsbarkeit. 
Die alabemifche Gerichtsbarkeit ift buch Geſetz vom 20. Februar 1868 aufger 
hoben worben. 

Das Militärwefen des Großherzogthums ift durch bie Gefege vom 12. Februar 
1868 neu geordnet und bis in’s Einzelne ben preußifhen Einrichtungen nachge⸗ 
bildet worden. Die Friedensſtärke fol 14,000 Mann betragen, die Zahl ber jährlich 
auszuhebenden Wehrpflichtigen 4700 Mann nicht überfteigen. Die Landwehr ift 
mit etwa 8000 Mann vorgefehen. Eine der preußifchen nachgebildete Militärftraf- 
rechtspflege ift durch proviſoriſches Gefeg vom 6. April 1868 eingeführt worben. 

Die Finanzverwaltung (vgl. Regenauer: der Staatshaushalt des Groß- 
herzogthums Baden, Karlsruhe 1863) zerfällt nad ihren Hauptzweigen im Groß- 
berzogthume in 4 Sektionen, jede unter einem beſondern Direktor, vie im Finanz⸗ 
minifter ihren gemeinfhaftlihen Chef haben: a) Die Domänenpdireltion, 
Sie ift ſeit 1865 Eentralbehörbe für die Verwaltung jämmtliher Domänen und 
zugleich oberfte Behörbe des gefammten Forft- und Bergweſens. Ihr untergeorbnet 
find bie 29 Domänenverwaltungen und bie Bezirköforfteien. b) Die Steuer- 
direftion für bie Berwaltung fämmtlicher direfter und inbirefter Abgaben, aber 
ohne die Einnahmen des Zollvereins. c) Die Zolldirektion für die Leitung 
und Berwaltung bes Bereinszollwefens. d) Die Baudireftion für bie Leitung 
fämmtliher Stantshohbauten mit Ausnahme der Bauten der Militär- und Eifen- 
bahnverwaltung. — Die Kaflenverwaltung ift centralifirt in der General-Staats- 
laſſe zu Karlsruhe, die zugleich als Einlöſuugskaſſe für das Papiergelv gilt. 

Die Staatsfhuld Badens ift eine doppelte: die allgemeine, welde 
allmählig zur nothwendigen Befriedigung der Staatsbebürfniffe entftanven ift, und bie 
Eifenbahnfhuld. Die gefammte allgemeine Schuld betrug am 1. Januar 1866 bie 
Summe von 41,636,889 fl. Davon waren unverzinslic 15,943,521 fl., bie theils 
dem Domänengrundftod geſchuldet werben, theils in Papiergeld (3 Millionen) ber 
fiehen. Zur Dedung bed Kriegsbebarfs wurbe durch Gefeg vom 20. Juni 1866 
ein Zwangsanleihen zu 5 Procent erhoben und damit 4,200,000 fl. aufgebradit. 
Da Baden zufolge des Friedensvertrags 6 Millionen an Preußen zu zahlen hatte, 
fo wurde hierzu am 14, Yuguft 1866 ein Anlehen von 5 Millionen Thaler zu 
41/, Procent und dem Kurfe von 92 kontrahirt. Ein weiteres Anlehen von 
5 Millionen Thaler wurde fpäter unter benfelben Bebingungen zur Nüd- 
zablung des Zwangsanlehens aufgenommen. Die Eiſenbahnſchuld, die zu 31/, und 
4 Procent verzinslich if, betrug am 1. Januar 1866 83,936,264 fl.; bazu fam 
ein im September 1867 aufgenommenes Prämienanleihen von 12 Millionen Thaler 
zu 4 Procent. Damit dürfte die gefammte Staatsſchuld, nach Abzug der Domänen- 
grunbftodsforberung, auf 140 Millionen Gulden geftiegen fein, — Baden befigt 
aber ein beveutendes unmittelbares Staatsvermögen. Bon’ben Koften des Eifen- 
bahnbaues waren am 1. Januar 1866 durch höhere Reinerträgniffe und Amorti« 
ſation bereit3 25,469,956 fl. getilgt. Die Domänenländereien umfaffen 52,668 
Morgen mit einem Ertrage von 1,008,000 fl.; die Domänenforften haben eine 
Fläche von 249,350 Morgen mit nahezu 2 Millionen Reinertrag. Der Geldwerth 
der gefammten Domänen wird auf 70, jener ber Eifenbahnen auf 110 Millionen 
geihägt. — Die nad dem Zehntablöfungsgefege von 1833 auf bie Staatslaſſe 
übernommene Unterflügung zur Beförberung ber Ablöfung hat ihren Abſchluß noch 
nicht erreicht; fie betrug 1. Januar 1867 6,039,718 fl.; die Zehntfchuld-Tilgungs- 
tafle hatte noch 166 Darlehen ausftehen im Betrag von 597,453 fl. 

Das Finanzgefeg wird auf 2 Jahre feftgeftellt, jebodh unter Trennung ber 
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Etats für die einzelnen Jahre, Der Voranſchlag für 1868 beziffert die ordentlichen 
Ausgaben auf 18,772,865 fl. und bie außerordentlichen (für 1868 und 1869) 
auf 5,730,614 fl.; vie Einnahmen auf 19,327,343 fl. (1866 betrugen bie Aus- 
gaben 27,091,771 fl.; die Einnahmen 27,480,788 fl... In dem Büdget für 
1868 find die wichtigften Pofitionen des eigentlihen Staatsaufwands: Juſtiz: 
1,632,503 fl., Inneres: 2,541,178 fl., Handel: 1,874,583 fl, (darunter Waffer- 
und Straßenbau 1,662,581 fl.) Finanzen: 2,292,257 fl., Krieg: 4,533,566 fl. 
(dazu als auferordentlide Ausgaben 3,302,779 fl. für 1868 und 1869). Die 
Hauptpofitionen bes Cinnahmenetats find Finanzen: 18,037,045 fl. (davon Do- 
mänen: 3,584,245 fl., virefte Steuern: 5,032,247 fl., Uccife und Ohmgeld: 
3,137,489 fl., Juſtiz- und Polizeigefälle: 1,458,842 fl., Zollverwaltung : 
3,556,323 fl.). Neben dem orbentlihen und auferorbentlihen Büdget find jedoch 
einige Einnahmen- und Ausgabenzweige in befondern Specialetats bargeftellt, durch 
deren Verbindung mit jenen erft ein vollftändiger Ueberblid über den Staatshaus- 
halt gewonnen wird. Dies find insbefondere die Poftverwaltung (Einnahme 
2,011,387, Ausgaben 1,625,991 fl.), Eifenbahn (Einnahme 15,709,372, Aus- 
gabe 12,249,634 fl.), Eifenbahnbauverwaltung (Ausgabe 8,500,000 fl.), Eifen- 
bahnſchuldentilgungskaſſe (Einnahme 24,714,669 fl,, Ausgabe 24,714,669 fl.). — 
Ein befonderes Büdget befteht auch noch für die Badeanftalten, worin der Padhıt- 
zins des Spielpächters von Baden-Baden mit 314,067 fl. die Hauptfumme bildet. — 
Wie die übrigen ſüddeutſchen Staaten fteht Baden durch ben Vertrag vom 
17. Auguſt 1866 mit Preußen in einem Schuß- und Trugbündniß. guning. 
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Die Formen bes wirthfhaftlihen Verkehrs unter den Menſchen Haben eine 
natärlihe Tendenz, fi zu immer fomplicirteren Geftaltungen zu entwideln. Je 
audgebehnter ber Verkehr wird, je größeren Vortheil er vielen Menſchen bringt, 
befto mehr wird e8 nothwendig, daß zwifchen bie Einzelnen, die ihre Probufte 
austaufhen, Mittelsperfonen treten. Es fol nicht geleugnet werben, daß aus- 
nahmsweiſe folhe Mittelsperfonen nur auf Koften der Anbern leben unb ent- 
behrlich wären, wenn bie Uebrigen ihren Bortheil recht verftünden, ja daß manch- 
mal folde Mittelsperfonen nur ſcheinbar Dienfte erweifen und in der That durch 
Ausübung einer gefeglihen over ungefeglihen Gewalt ihre Rolle behaupten — 
im Großen und Ganzen iſt aber tie wachſende Nothwendigfeit und Nützlichkeit 
vermittelnder Organe unverkennbar; an die Stelle des rohen Tauſchhandels tritt 
zuerft der durch Geld vermittelte Berfehr (f. Urt. Geld) und zugleich entfteht ala 
ein wichtiger unentbehrliher Stand der Kaufmann oder Zwiſchenhändler, ber 
zwar ſchon bei robem Tauſchhandel vorkommt, jest aber eine neue größere Auf- 
gabe erhält, indem er die Waaren verfhievener Probucenten gegen Gelb zufammen- 
lauft und fie dann in längerer Zeit an bie verfchiedenften Konfumenten wieder 
gegen Geld verkauft. Obwohl der vermittelnde Kaufmann von feinem Gefhäfte 
leben und nothwendig die Waaren theurer verlaufen als kaufen muß, fo wird 
bob Niemand leugnen, daß der Tribut, den Producenten und Konfumenten ihm 
zahlen, der Entgelt für einen unentbehrlihen Dienft ift, da ohne die Thätigfeit 
bes Kaufmanns der Konfument ben Probucenten nicht finden würde, ber Probucent 
feine Waaren tobt daliegen hätte und nicht weiter probuciren lönnte, der Konfu« 
ment aber ſich beftändig in Verlegenheit befände, woher er feinen Bedarf nehmen 
jo, und genöthigt wäre, der Heinften Bebürfniffe halber große koftfpielige Reifen 
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zu unternehmen und fo feinen Bebarf theurer und auf unficherere Weiſe zu be- 
ziehen als durch Vermittlung des Kaufmanns. 

Bei weiterer Entwidlung der wirthſchaftlichen Berhältniffe tritt neben und 
theilmweife am die Stelle des Geldverkehrs der Krebit ober der Austauſch gegen- 
wärtiger gegen zulünftige Leiftungen, die Bezahlung eines empfangenen Gutes 
durch ein Zahlungsverfprehen (ſ. Krebit). Wenn an die Stelle des unmittelbaren 
Austaufhs zweier Waaren die Bezahlung einer empfangenen Waare mit einem 
allgemeinen Zahlungsmittel oder Geld tritt, um mit dieſem Gelde fpäter beliebige 
andere Waaren zu Taufen, fo wird dadurch jeder Tauſch in zwei Geſchäfte zerlegt, 
die Menge der möglichen Umfäge aber zugleich unenblid vermehrt. Immerhin ift 
e8 aber noch nöthig, daß derjenige, welcher ein Gefhäft machen will, ſelbſt eine 
Baare oder Geld bat. Dur den Krebit wird es möglich, daß auch berjenige fidh 
in den Beſitz eines Gutes fegen Tann, ber im Augenblick gar Nichts dagegen 
m bieten bat, aber eben burd den Beſitz, durch die überlaffene Benutzung des 
Outes aller menſchlichen Wahrſcheinlichkeit nach in den Stand gefegt wirb, in näherer 
sder entfernterer Zukunft die entſprechende Gegenleiftung und dazu noch felbft 
iinen Gewinn zu maden. Es muß dem Artikel „Kredit“ überlaffen bleiben zu 
ſchildern, wie hieburd abermals die Menge der dem Einzelnen und ber Gefammt- 
heit nüglichen Umfäge wächst, während ber Proceß eines Taufchgefhäftes nun 
neuerdings im zwei zeitlich getrennte Geſchäfte zerlegt wird, wie durch ben Krebit 
vie Kapitalien in die Hand deſſen fommen, der fid am beften benugen lann, wie 
durch ihn allein große Unternehmungen möglid werben zc. ꝛc. 

Damit die großen Segnungen eine® weile geregelten und benugten Kredits 
iiner großen Zahl von Menſchen in vollem Maße zu Theil werden können, iſt 
abermals das Entftehen befonderer verwittelnder Organe nöthig. Dur den Kauf- 
mann erft wird der Nuten des Geldes ein ausgebehnter und allgemeiner, durch 
te Banken wird ver Krebit Allen denen zugänglid, die feiner bebürfen. 
Banken find nah dem gegenwärtigen Stand der Dinge Inftitute, welde ben 
Krebitfuchenden und denjenigen, ver fein Kapital anzulegen wünſcht, zufammen- 
bringen, Bermittlungsorgane zwifchen Gläubigern und Schulbnern, von benen ber 
Eine den Andern braudt, die fi aber gar nit, ober nur mit großen Um« 
Iäwelfen finden würden, wenn kein vermittelndes Organ vorhanden wäre. Gleich- 
wie der Kaufmann nit etwa ein bloßer Kommiffionär, ein Mandatar der Pro- 
ducenten und Konfumenten ift, fondern Eigenthümer ber Waaren wird und fie 
auf eigene Rechnung verkauft, alfo fein Bermittlungsamt als ein Iufratives Ge- 
(häft betreibt, fo find aud die Banken nicht etwa Mäkler, die im Auftrag ber 
Partheien unterhanbeln, fondern auch fie machen aus der Vermittlung ein Gefchäft, 
fie werden felbft Gläubiger und Schuldner auf eigenes Riſico und .profitiven, 
indem fie ald Gläubiger höheren Zins nehmen, als fie in ihrer Eigenſchaft als 
Schuldner geben. A bedarf z. B. zu irgend einem Unternehmen ein Kapital von 
1000 Rthlr. B hat 1000 Rthlr. in feiner Kaffe liegen, ohne fie in feiner Wirth- 
Ihaft verwenden zu können. A weiß aber weder von B, noch B von A, ober 
wenn fie von einander Kunde. haben, fo fennt doch B die Zuverläffigfeit des A 
niht und wagt nicht, ihm fein Kapital anzuvertrauen; nun tritt die Bank ba» 
milden; fie wird Schulpner des B und ©läubiger des A. B leiht der Bank 
ohne Bedenken, denn er kennt ihre Gewifjenhaftigkeit und weiß, daß fie zahlungs- 
fähig bleibt, auch wenn einer oder der andere ihrer Schulpner nicht pünktlich 
lein follte. A aber hat vie Mühe erfpart, fi einen Gläubiger zu ſuchen: in dem 
Augenblick, wo er Kapital braudt, wendet er ſich an bie ftets bereite Bank, bie 
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ihn kennt und von welder er weiß, unter welchen Bebingungen und bis zu welcher 
Ausdehnung er Krebit befommen kann, 

Man fieht, die Bank vermittelt nicht nur das Krebitgeben und -nehmen, 
fie bietet auch eine Art Berficherung und vermindert fo das bei allen Krebit- 
geihäften unvermeidliche Riſico. Der Gläubiger der Bank ift nicht abhängig von 
den Chancen, die einen einzelnen Schulonef treffen können. Für die Erfüllung 
einer Forderung haften Hunderte oder Taufende, bie alle Schuldner der Bank 
find. Obendrein bat die Bank felbft noch ein Bermögen, ein Stammfapital, mit 
dem fie für die Erfüllung der von ihr übernommenen Berbinvlichfeiten haftet, 
mag die Bank ein Einzelner oder eine (Aktien-) Gefellihaft fein. Theoretiſch wäre 
der Betrieb eines Bankgefhäftes ohne alles eigene Vermögen benkbar; wenn nur 
jeder Schuld der Bank eine fichere Forderung berfelben entfpriht, müßte fie an 
fi zahlungsfähig bleiben. Bei den Wechfelfällen des wirthichaftlihen Lebens aber 
ift dies praftifch nicht möglich, e8 muß für ſchlimme Zeiten ein Berfiherungsfonds 
da fein, wie Wagner fid) ausbrüdt, indem fonft ein genügendes Vertrauen zur 
Bank nicht entftehen könnte; auch ift jedenfalls zum Beginn des Bankgeſchäfts wie 
zum Beginn eines jeden andern Geſchäfts ein Vorrath verfügbarer Mittel nothwenbig. 

Dies ift ber gemeinfame Charafter aller Banken im eigentlihen Sinne des 
Worts: daß fie auf eigene Rechnung und eigenes Nifico zwijchen denen, bie 
Kredit fuhen und Kredit geben wollen, vermitteln, mag auch bie Form und 
fpecielle Art der Gefchäfte je mach der befondern Art des Krebits, dem fie bienen, 
höchſt verfchieven fein. Daran ändert auch der Umftand Nichts, daß die Banken 
ihre Paffivgefchäfte d. h. diejenigen, durch melde fie Schulpner werben, großen- 
theils in der Weife betreiben, daß fie Schulburfunden kreiren, bie als Gelbfurru- 
gate umlaufen (Banknoten) *), Deshalb prägen die Banken weder Münze, noch 
ihaffen fie Kapital, abgejehen davon, daß das Kreiren folder als allgemeines 
Zahlungsmittel cirfulirender Schulpfheine gar nicht zum Wefen einer Bank gehört. 
Auch das Ändert an der Natur unferer heutigen Banken Nichts, daß fie hiſtoriſch 
aus Inftituten anderer Art hervorgegangen find, die ebenfalls Banken genannt 
wurben und bafj fie noch jegt vielfach nebenbei Geſchäfte betreiben, die feine Krebit- 
vermittlung find. Es fcheint nämlih das Wort Bank zuerft von den Geſchäfts- 
lofalen der Geldwechsler gebraucht worden zu fein, welche gegen einen beftimmten 
Entgelt verſchiedene Münzen vesfelben Staate® oder verſchiedener Länder nach 
dem Bebürfniß ihrer Kunden umwechſelten. Noch jest treiben namentlid die Heinen 
Bankiers dieſes Geldwechſlergeſchäft, ebenfo wie fie das Inkaſſo von Wechſeln 
beforgen, die Verwaltung ganzer Vermögen und andere Geſchäfte betreiben, bie 
nicht eigentlich Bankgefchäfte find. Die großen Banken übernehmen bagegen allerlei 
Geſchäfte im Auftrag des Staats, 3. B. das Umprägen ver Münzen, aber all 
dies läuft nur als Nebenfache neben ihrer Hauptaufgabe der Krebitvermittlung ber. 

Ganz vereinzelt tragen auch jetzt noch folde Inftitute den Namen Ban, 
welde gar feine Banfgefchäfte in unferem Sinne betreiben. In ber Zeit ber 
Münzverfhledhterungen nämlih entftand das Bebürfniß, einen von ben beflän- 
bigen Münzoperationen der Regierungen unabhängigen Werthmaßftab zu haben. In 
den großen Hanbelsftäbten vereinigten fi bie Kaufleute, beponirten genau abge- 
wogene Mengen evlen Metalls oder Münzen von befanntem Gehalt, weldes 


*) Manche feben in der Kreirung von Zahlungsmitteln das Weſen der Bank und faflen 
danach den Begriff enger; abgeſehen von Macleod f. auch Stein Verwaltungslehre Thl.7 ©. 54 
und Lehrbuch der Vollswirthſchaft I. 298, 
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Metall in ven Kellern des Vereins ober ber Bank aufbewahrt wurde. Für fein 
Depofitum bekam Jever ein Guthaben in ven Büchern ver Bank und alle Ge- 
Ihäfte zwifchen den verfchiedenen Deponenten konnten auf einfachem und ficherem 
Bege durch Umfchreibung in den Guthaben vermittelt werden. Bon den berähm- 
ten alten Banken dieſer Art, die man Giro» oder reine Depofitenbanten nennt, 
sefteht nur noch die Hamburger Giro-Bank, während in allen andern großen 
Handelsplägen Banken nad neuem Mufter längft beftehen; in Hamburg felbft 
haben fich feit eimem Decennium neben ver alten Giro-Bank Krebitinftitute nad 
modernen Bebürfniffen aufgethan. 

Die Banken im heutigen Sinne des Worte — und von biefen werben wir 
von nun ab ausſchließlich ſprechen — vermitteln felten alle Arten von Krebit- 
ihäften zugleih; dies wäre nach dem Princip ver Arbeitstheilung irrationell 
und aus befondern Gründen fogar gefährlich. Da nämlich das eigene Kapital der 
dank nie ausreicht, alle Verbindlichkeiten derſelben zu decken, fo müfjen die Forbe- 
nungen der Bank derart fein, daß fe ein wirkliches Yequivalent für die Schulden 
ind; die Bank darf feinen andern Krebit geben ald den, ben fie nimmt; wenn 
fe verſchiedenen Krebit gibt und nimmt, fo befteht vie Gefahr, daß dies auf beiden 
Seiten nicht in demfelben Verhältniß gefchieht. Ueberhaupt ift ein und basfelbe 
Jaſtitut nicht Leicht im Stande, verſchledene Arten von Schulbner gleihmäßig zu 
überfehen. Es handelt fi) bier Hauptfählih um den Unterſchied zwifchen kurzem 
und langem Krebit. Unter Erfterem verfteht man Krebitgeihäfte, bei denen ber 
Ölänbiger jederzeit nach Belieben oder nad kurzer Kündigungsfrift oder in einem 
beftimmten naheliegenden Termin zurüdfordern kann; bei legterem ift dies nicht 
ver Fall, die Schuld kann nur nad) lange vorangegangener Kündigung in einem 
räten Termin oder nie zurüdgefordert werden. Wenn num eine Bank von ihren 
Gläubigern kurzen Krebit nimmt, fo kann fie aud ihren Schuldnern nur kurzen 
Kredit geben, weil fie fonft plöglic eintretenden Rüdforberungen im Moment nicht 
jereht werben könnte. WIN fie langen Krevit geben, jo muß fie auch den gleichen 
achmen, indem fie fonft teog ver foliveften Aktivgefchäfte zahlungsunfähig werben 
Im. Des kurzen Krebits bebürfen nun hauptſächlich bie Kauflente und bie 
Jaduſtriellen, ſoweit es fich bei diefen um umlaufendes Kapital handelt. Den 
langen Krebit brauden aber Immobilienbefiger zum Anlauf ihrer Grundftüde, 
zur Berbefferung berfelben, zur Anlage von Gebäuden x. Demnah haben wir 
wei Hauptarten von Banken zu unterfheiden: Handelsbanken, bie kurzen, Hypo— 
telenbanten, die langen Kredit geben und aud immer ven gleichen nehmen follten, 
Die Verbindung beider Arten von Inftituten kommt ausnahmsweife vor z. B. 
bel der bahriſchen Hypotheken⸗ und Wechſelbank und mag, wenn gleih unzwed- 
näßig, fo doch unſchädlich fein, wenn bie eine Art von Gefchäften nur eine Neben- 
tolle fpielt und nicht über ein beftimmtes Maß z. B. ven Betrag des Stamm- 
hpitald ausgebehnt werben barf. An die Hanbels- und Öppotheten » Banfen 
hießen fi als dritte und jüngfte Art die fogenannten credits mobiliers ober 
Snduftriebanten an, Manche Imftitute z. B. die Volksbanken, Sparkaffen, Leih- 
ianfen, bebürfen, wenn glei einer der brei Hauptfategorieen angehörig, doch 
ner befondern Befprehung. (Siehe die Art. Genoffenihaftswefen, Spartaflen.) 

Die Handelsbanten find zur Zeit die wichtigften und am meiteften ent- 
didelten Bantinftitute. Ihre Aufgabe ift es, bie Heinen und großen Kapitalien, 
de in allen Ständen beftändig angefpart werben, zu fammeln und denjenigen, 
insbefondere den Kaufleuten zu überlaffen, vie fie im Momente am beften ver- 
wenden und und kurzer Zeit zurückzahlen können. Die Geſchäfte, durch welche bie 
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Bank das Kapital anzieht und Schuldner wird, find ihre Paffiv -Gefchäfte, bie- 
jenigen, durch welche fie das Kapital ausleiht, ihre Aktivgeſchäfte. Beide kommen 
bei den Handelsbanken in verfhiedenen Formen vor: 

Die Grundform aller Baffivgefhäfte ift va8 Depofit, natürlich das Depofit 
zur Benugung (depositum irregulare), nicht das Depoflt zur Aufbewahrung oder 
Berwaltung, weldes fein eigentliches Bankgefhäft if. Der Banquier nimmt 
gegen mäßigen ober feinen Zins das Kapital und verfpridht es jeberzeit ober nach 
beftimmter Frift zurüdzuzahlen und man fpridt von Depofit im engern Sinn, 
wenn bie Bank für das empfangene Kapital einen Depofitenfhein ausftelt. Bei 
jederzeit rüdzahlbaren Depofiten geben bie großen Centralbanfen feinen Zins, Das 
Depofitengefhäft wird zum Girogefchäft, wenn auf Grundlage des Depofits fauf- 
männifhe Zahlungen durch Ab- und Zuſchreiben auf den Eonti’8 der Deponenten 
vermittelt werben. Die Eröffnung des Conto's geſchieht jest nit nur durch 
Depofita in baarem Geld, fondern Hänge durch Meberweifung von Wechſeln, das 
Ab- und Zufhreiben gefchieht oft durch Anwelfungen au porteur. Dies Gefhäft 
gewährt ver Bank einen beftändigen Einblid in die Gefhäftslage ihrer Kunden, 
trägt dazu bei im Verkehr viel Geld zu erfparen und hat für die Bauk ebenfo 
wie das einfache Depofit ven Bortheil, daß fie, weil niemals alle Depofite zugleich 
zurüdverlangt werben, einen großen Theil des anvertrauten Kapitald wieder aus— 
leihen Yann und dabei, wenn fie nur fichere Forderungen erwirbt, do zahlungs- 
fähig bleibt. Die Praris, die Depofitengelder wieder weiter zu verleihen und 
damit aus dem alten Depofit ein eigentliches Bankgeſchäft zu machen, fol von 
englifhen Goldſchmieden herrühren, die entvedten, daß fie mit voller Sicherheit 
das bei ihnen beponirte Metall theilmeife wieder verleihen fünnten und dies an— 
fangs heimlich, fpäter öffentlich thaten. Aus dem Depofitengefhäft entwidelte fich 
denn auch das Banknoten» oder Zettelgefchäft, welches nichts anderes ift als eine 
Unterart des Depofits, aber zu ganz befonberer Wichtigkeit gelangt ift. Die Banf- 
note iſt nämlich ein Schein für unverzinslidyes jederzeit rüdforderbares Depofit, 
weldher Schein auf ven Inhaber lautet und nicht je nad ber Größe des Depofits 
auf eine beliebige Summe, fondern auf runde Summen lautet. Für ein gegebenes 
Depofit von 1230 Rthlr. oder für Wechfel zc. von biefem Betrag gibt die Bank 
nit einen Schein von 1230 Rthlr., fondern 123 Scheine zu je 10 Nthlr. over 
einen zu 1000 Rthlr., zwei zu 100, 3 zu 10 Rthlr. oder dgl. Wegen biefer 
Eigenfhaften ift die Banknote geeignet, fidy ganz von dem urfprünglihen Gläubiger 
zu emancipiren und wie Geld umzulaufen; fie ift aber dennoch fein Geld, venn 
ihr Werth beruht auf dem Krebit der jederzeit zahlungspflichtigen Bank; hinter 
der Bezahlung einer Waare mit Banknoten fteht die Einlöfung der Banknofen 
in Geld dur die Bank. Die Banknote ift auch felbft von einlösbarem Staats- 
papiergelb in foferne unterſchieden, als ber Krebit des Staats ein anderer ift als 
der Krebit der Bank. Staatspapiergeld nimmt man, weil man es zu Gtener- 
zahlungen verwenten Fann, ober weil man einem Staat mit nicht erfhöpften 
Hülfsquellen zutraut, daß er burh Steuern die Mittel zur Einlöfung auf- 
bringen kann. Banknoten kurfiren, weil fie duch die Baarfondse und bie 
Ativgefhäfte der Bank gebedt find. Uneinlösbares Papiergeld (mit Zwangs- 
furs) hat gar Feine Aehnlichkeit mit ver Banknote, fofern dieſe nicht durch Ein- 
griffe des Staats ins Bankweſen faktifh zum Staatspapiergeld unter anderem 
Namen wird. 

In England und Amerifa hat ſich endlich noch ein viertes Bant-Paffivgefchäft 
entwidelt, dad vie Bortheile des Noten und Girogefhäfts zu vereinigen fucht, 
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umd fi feit Neneftem auch in Deutſchland und Frankreich zu verbreiten ſucht, 
nämlich das Kontofurrentgefhäft mit cheques oberchecks. Die Bank ver- 
fpriht ihren Runden bis zu einem gewiflen Betrag Zahlungen zu leiften, eröffnet 
Ihnen einen Krebit. Dafür hinterlegt der Kunde nicht ein für allemal ein Depofit, 
jendern er überweist ver Bank fortwährend alle feine Forberungen. Behufs bes 
teiftens von Zahlungen gibt die Bank dem Kunden ein Bud mit Blanlo-An« 
zeifungen oder cheques, welde abgetrennt und ausgefüllt werben, fo oft man 
duch die Bank zahlen laffen will. Der cheque muß in England innerhalb 
24 Stunden der Bank präfentirt, und fann vorher in blanko indoffirt werben; 
er beruht zugleih auf dem Kredit des Ausftellers und der Bank, ift alfo 
fiherer als die Note, kann fi aud nicht im Verkehr verlieren wie bie letztere; 
ed werben nach Richard Hildebrand 3%/,, aller Zahlungen von Londoner Kauf: 
kuten durch cheques vermittelt, während diefe allerdings ala Umlaufsmittel unter 
ven Heineren Leuten wenig braudbar find. Der cheque bispenfirt den Kaufmann 
ft ganz von dem Halten einer eigenen Kaſſe und gewährt der Bank ven beften 
Einblid in die Rage des Kunden, welder die Bank ald eine Art Vertrauensperfon 
bettachtet. Die Bank ihrerfeits ift nicht gemöthigt zur Gewinnung der auf fie 
jjogenen Anweifungen einen großen Baarvorrath zu halten, denn der Inhaber 
ind cheques präfentirt ihn nicht direkt bei der angewiefenen Bank, fondern 
überweist ihn ber Bank, deren Kunde er ift. Täglih nun fommen Commid ber 
Banken von London und New-Pork in dem fogenannten clearinghouse zufammen, 
und gleichen die in ihren Händen befindlichen cheques gegen einander ab. Der 
Saldo, der in London täglih 1/,—11/, Mil. 8. St. auf 30—50 Mil. 2. St. 
in cheques beträgt, wird feit Neueftem auch nicht baar, fondern durch cheques 
auf das große Eentralinftitut, die Bank von England abgeglihen. So iſt ber 
cheque das ſicherſte und gelverfparenbfte Umlaufsmittel, das der Bankkredit ſchafft, 
fteilich ein ſolches, das erft durch das großartige Skontrirungsfyften im elearing- 
bouse feinen vollen Nuten bietet und daher nur in großen Handelscentren und 
da feften Boden gewinnen fann, wo bie Banquiers feine Börfenmänner, fondern 
lgemeine Bertrauensperfonen find. Die Londoner Banken verzinfen feit Neueſtem 
Ne Kontolurrentdepofiten, ähnlich wie auch für gewöhnliche Depofiten jegt von den 
niftens Privatbanten ein Meiner Zins gegeben wird. 

Bon den Altivgefhäften, welche ven vier genannten Paffivgefhäften gegen- 
iberflehen, find die wichtigſten das Wechſel- und Lombarbgefhäft. Wechſelgeſchäft 
im engern Sinne ift der Anfauf von nicht am Plage zahlbaren Wechfeln vor dem 
Ierfalltag ; der Ankauf von Platzwechſeln wird gewöhnlich Diskontogefhäft genannt. 
Ja beiden Fällen zieht die Bank entjprechend der Zeit, die noch bie zum Berfall- 
ag zu verlaufen hat, einen Zins oder Diskont ab, welher je nad) der Nachfrage nad 
Disfontirungen (f. Art. Krebit) fteigt und fällt. Dur den Anfauf eines Wechſels 
wird die Bank Wechfelgläubiger, im Diskont, deſſen Höhe den Betrag der von 
ver Bank gezahlten Depofitenzinfen gewöhnlich überfteigt, liegt der Gewinn ber 
Bank, Durch die Bezahlung von Wechjeln liefert die Bank demjenigen, der Kapital 
frauht, aber im Augenblid nur das Recht befigt, einen Wechſel zu ziehen, das 
zöthige Kapital, durch die Höhe des Diskonts kaun fie Einfluß üben auf bie 
Ansvehnung oder Einfhränfung der Handelsgefhäfte; fie hat die Mittel in ben 
Händen, die Wechfel leicht und ficher einzufaffiren und kann, da die guten Banken 
meift nut kurzlebige Wechjel mit minveftens 3 guten Unterfchriften nehmen, mit 
diefen Aktiven ihre Paffiven als am beten gededt betrachten. Dft wird der Wedhfel 
nit mit baarem Geld, fondern durch Eröffnung eines Guthabens oder Aus« 
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hänbigung von Banknoten gekauft, wobei ein Aktiv» und Paffivgefchäft zu gleicher 
Zeit abgejhloffen wird. 

Das aus Italien ftammende Lombarbgefhäft ift die Gewährung von Dar- 
leihen gegen Mobiliarpfand, Waaren, Werthpapiere ꝛc., welches Pfand bei nit recht- 
zeitiger Einlöfung fofort verkauft werden kann. Banken, welche dieſes Gefchäft vor- 
zugöwelfe und im Heinen betreiben, heißen Pfand- oder Leihhäufer, ftehen oft unter 
befonderer öffentlicher Kontrole und dienen vielfach vorzugsweife dem unprobultiven 
Kredit, d. h. fie gewähren nicht Gefchäftsleuten das im Momente nöthige Kapital, 
fondern den momentan in Noth Befindlichen die Mittel zum Unterhalte oder beförbern 
den Leichtfinn und die Verſchwendung. (Siehe den Art. Pfand- und Leihhäufer.) 

Neben dem Wechſel- und Lombarbgefhäft fpielt namentlich bei unfern fonti- 
nentalen Heinen Banken eine nicht unbedeutende Rolle das Effetengefhäft, ober 
bie Anlage des geborgten und eigenen Kapitals in Staatöpapieren, Aftien, Gefell- 
ihaftsobligationen u. dgl. Dies lann, wenn die der Bank geliehenen Gelber nicht 
in Wechfeln angelegt werben können, nidht ganz vermieven werben, auch ſchon 
deshalb nicht, weil die Heinen Banquierd im Auftrag ihrer Kunden den An- und 
Berlauf von folden Effekten beforgen müfjen. Es ift aber die Gefahr vorhanden, 
daß der Banquter auf die Kursſchwankungen fpefulirt und zum Börſenmann wird, 
und wenn bies Gefhäft in größerem Maßftab betrieben wird, fo fehlt die nöthige 
Dedung für die Paſſiva; denn dergleihen Papiere find langer, gewöhnlich un- 
kündbarer Kredit und vie Berfäuflichkeit ift wegen des ſchwankenden Kurfes ein 
ungenügender Erſatz für bie Künbbarkeit. Nicht iventifch mit dem Effeftengefchäft 
ift die Häufige Vermittlung nener Staatsanleihen durch große Banfhäufer, ein 
Geſchäft, das zwar wegen ber Differenz zwiſchen dem Kurs, zu dem bie Banf das 
Anleihen übernimmt, und demjenigen, zu dem fie bie einzelnen Schulbtitel an’s 
Publitum verkauft, für die Bank, nicht aber für den Staat und das Publikum 
von großem Bortheil zu fein pflegt. Die jet beftehenden großen Nationalbanten 
mit Ausnahme der Preußifhen Bank haben auch Alle dem Staat aus ihrem 
eignen Kapital und barüber hinaus große (unkünbbare) Darlehen gegeben und 
dafür vom Staat Privilegien erworben. Dies ift an fih dem Weſen ver Hanbels- 
bank vollftändig wiberfprehend und kann nur ausnahmsweife ebenfo wie das 
Ausleihen auf Hypotheken unſchädlich fein, 

Um zu wieberholen, fo befteht alfo die Organifation ver Handelsbanken ihrem 
Weſen nah darin, daß fie durch die verfchtedenen Formen des Depofitengefchäfts 
Kapitalten an fi ziehen und diefe durch Wechlelvisfontirungen und Lombarbdar- 
(chen auf kurze Friften weiterverleihen. An die Handelsbanken und zwar fpeciell 
an das Banknotengefhäft knüpft fich die jet fo viel befprocdhene fogenannte Bant- 
frage, welche eigentlich in zwei von einander getrennte Fragen zerfällt. Erſtlich 
fragt es fih um die Sicherung der beftänbigen Einlösbarkeit der Noten, zweitens 
darum, ob ber Staat das Banfnotengefhäft freigeben ober nur privilegirten 
Banken unter feiner befonderen Kontrolle geftatten fol. Was die erfte Frage an- 
geht, fo find die Noten ber Bank eine jeberzeit künbbare Schuld ber Banl, 
während ihre Aktiva doch immer erft in einer Frift, wenn auch nur von fpäteftend 
3 Monaten, liquibirt werden können. Ia auch hiezu ift die Bank nit im Stande, 
da fte fonft ihre Diskontirungen, überhaupt ihren ganzen Gefchäftsbetrieb völlig 
einftellen und baburd; den ganzen an bie Vermittlung ber Bank gewohnten Ber- 
fehr zum Stillſtande bringen würde. Es ift alfo Har, daß feine Bank, bie bas 
Notengefhäft als lukratives Gefhäft betreibt, ihre umlaufenden Noten einlöfen 
fann, wenn ihr dieſelben alle auf einmal oder innerhalb kurzer Zeit präfentirt 
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werben. Man Hat deshalb auch vorgefchlagen (Telltampf), das Banfnotengefchäft 
fole ganz aufhören umd die Bank folle verpflichtet fein, den Betrag jeber Note 
baar in ihren Kaſſen zu halten. Dadurch würde die Note ein Schein für ein 
Depofit nad Art der Depofiten in der Hamburger Girobanf, fie würde nur 
wegen ihres geringen Gewichts zc. für den Berkehr eine Bequemlichkeit gewähren, 
aber aufhören der Bank Gewinn zu bringen und ein Mittel zum Umfag der 
Rapitalien auf bem Wege des Krebits zu fein. Auch dadurch könnte man bie 
Banknote ganz fiher machen, daß man file nicht auf Sicht, fondern als zahlbar 
auf „ſpäteſtens 3 Monate nach Sicht” ausftellte, und es wäre fogar möglich, 
daß ſolche Noten dennoch al pari furfirten, wenn nur die Bank faltiſch auf Sicht 
einlöste. Man muß jedoch bedenken, daß einer Bank, die Vertrauen genießt, felbft 
in den fchlimmften Zeiten niemals alle ihre Noten zur Einlöfung präfen- 
tirt werben. An Stelle der eingelösten werben neue emittirt, wenn einmal ber 
Kanfmannsftand an diefe Art von Depofitenfheinen gewöhnt ift und das Publi- 
hm fie als Zahlungsmittel recipirt hat. Das Emittiren von Noten fieht bei einer 
zuten Bank ebenfo wenig vollftändig ftill, als das Disfontiren von Wechſeln, 
je lange noch Berkehr im Lande ift und die Bank überhaupt noch ein Bedürfniß 
iſt Es kommt alfo nur darauf an, foldye Einrichtungen zu treffen, daß die Banf 
and in ben fchlimmften Momenten, die nad menschlicher Berehnung möglich find, 
aoch zahlungsfähtg bleibt. Die Bank kann nicht alle Kapitalien, über vie fle gegen 
Roten verfügt, wieder verleihen, aber foviel, als ficher jederzeit im Verkehre 
blelben; den Reft muß fie aber baar vorräthig halten, um ihr gegebenes Zahlungs- 
berfprechen jederzeit halten zu önnen. Welches tft num das richtige und fichere 
Verhältniß zwiſchen Baarvorrath und Menge der umlaufenden Noten? Auf dieſe 
Frage giebt e8 eine allgemein gültige Antwort nicht. Es läßt fih nicht für alle 
Fälle im Voraus beftimmen, in melden Maße fi) das Publitum in nächfter 
Zeit des Banffredits überhaupt und des durch Noten vermittelten insbeſondere 
berienen wird. Jede einzelne Bank wird aus ihre eigenen Erfahrungen zu bes 
fimmen im Stande fein, wie weit fie mit der Notenemiffton vorgehen kann, fie wirb 
erfennen, im welchen Zeiten fie ihre Emiffion einfhränten muß und ausdehnen darf 
md welchen Betrag in baar fie jederzeit vorräthig haben muß. Alle Beftimmungen 
eines abfoluten Maximums der ungebedten Notenmenge oder eines beftimmten 
Berhältniffes zwifchen Noten und Baarfonds (Dritteldedung in Deutſchland) find 
ungenügend und bebenflich; entweder die Grenze ift fo geftedt, daß eine vernänf- 
tige Bankverwaltung fie niemals erreicht, oder fie ift eng, dann fann fie ſchädlich 
wirken in Zeiten, wo alle andern Krebitmittel verfagen und bie Note in größerem 
Umfang begehrt wird. Es fann Länder und. Zeiten geben, wo eine ſolide Banf 
uindeftens bie Hälfte ihres Notenumlaufs baar vorräthig haben muß; anderswo 
Ionn 1/5 ober 1/, genügen; eine abfolute Grenze ift aber in Ländern, wie in 
Deutſchland, wo der Bedarf des Verkehrs an Banknoten durchaus noch fein feftes 
Maß angenommen hat, gänzlich unftatthaft. Der Staat Tann daher Nichts thun 
a8 den Banken beftändige detaillierte Veröffentlihungen des Standes ihrer Ge- 
Ihäfte vorfchreißen, damit das Verhalten der Bant durch das Publikum felbft 
lentrollirt werden und letzteres bie Noten fofort präfentiren kann, wenn der Stand 
der Banfgefhäfte Mißtrauen erwedt. Es ift ferner zwedmäßig vorzufchreiben, daß 
dem Betrag der nicht baar gebeten Noten turzfällige gute Wechſel in den Aftivis 
ver Bank entfprechen müffen, denn auf diefe allein, nicht auf Hypotheken zc. kann 
ein Zettel richtig baſirt fein. Auch ift es gut, Noten von zu Meinem Betrage 
„B. unter 10 ober 5 Rthlr. ganz zu verbieten, weil ſolche Zettel fi in dem 
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Heinen des Bankweſens unkundigen Publitum wie Scheivemünge verlieren und 
fange nit an die Bank rüdftrömen, bis fie plöglih einmal in Folge einer Panik 
zur größten Berlegenheit einer Bank maffenhaft einlaufen. 

Wenn der Bank fo freie Hand gelaffen ift, bis zu welchem Betrag fie ihre 
Noten baar und durch kurzfällige Aktiven deden will, fo fpriht man von bem 
Syftem bantmäßiger Dedung, womit bie in Deutfhland üblihe ganz un« 
motivirte mechaniſche Dritteloedung nicht zu fventificiren iſt. Ihr gegenüber fteht 
das Syſtem der Peel'ſchen Banfakte von 1844, welches in nd we verwirklicht 
und aus ber fogenannten curreney-Theorie hervorgegangen ft. Letztere ging ber=- 
vor aus ber bullion-report- oder Duantitätstheorie, weldhe zu Anfang bes Jahr- 
hunderts in England entftand, zur Zeit als die Noten der Bank uneinlöglich 
waren und plöglih gegen Gold ein hohes agio zahlen mußten. Man meinte da— 
mals, der Werth eines folhen Papiers hange ausfchließlih von feiner Menge ab, 
und übertrug dann biefe ſchon für ein uneinlösliches Papier nicht richtige Lehre 
auch anf die feit 1819 wieber einlöslihen Noten. Man wollte die Menge ver 
Noteft fo reguliven, daß jederzeit die Menge des cirkulirenden Metallgelds und 
der Noten zufammen fo groß wäre, al die Summe des Metallgelds, das cirku- 
liren würde, wenn dieſes das einzige Umlaufsmittel des Landes wäre, Die Bank 
follte alfo ihre Noten im Falle eines Goldzufluffes vermehren, bei Goldabfluß ins 
Ausland vermindern. Zu dem Ende wurbe ihr erlaubt, ftets für 14 Mil. L. St. 
Noten im Umlauf ohne metallifche Dedung zu erhalten, da man annahm, diefes 
Minimum wärbe der Verkehr jeverzeit bebürfen. Für jede Note darüber hinaus 
follte die Bank den gleichen Betrag in baar vorräthig Halten, dieſe follte ein 
Umlaufsmittel fein, an deſſen Stelle außerdem das in ber Bank liegende Gold 
cirkuliren würde. Auf diefe Welfe glaubte man jede Ueberfhwemmung bes Ver⸗ 
kehrs durch Noten und dadurch entftehende Preisfteigerung ber Waaren zu ver» 
hüten. Diefe von Sir Robert Peel in der berühmten Bankakte verwirklichte, 
namentlih von Lord Overstone vertretene und von Tooke und Anderen widerlegte 
Theorie leivet an einem Grundirrthum, weil der Werth des Geldes gegen Waaren 
durchaus nicht von der Menge des Geldes allein abhängt; denn nidt alles 
exiftirende Geld cirkulirt auch faktiſch und ſtets mit gleicher Geſchwindigkeit. Ferner ift 
bie Zufammenrehnung von Metallgeld und Noten unmotivirt, denn bie Noten 
find fein Geld und durchaus nicht das einzige Surrogat. des Geldes ald Taufd- 
mittel, Diefen Dienft leiften Wechfel und andere Krebitpapiere in viel ausgebehn- 
terem Maße und, wenn eine Bank zu künftlichen Preisfteigerungen und damit zu 
Handelskriſen beigetragen hat, fo hat fie dies nicht durch Vermehrung ihrer Noten, 
fondern durch leihtfinnige Diskontirungen gethan. Es ift überhaupt nicht in die 
Willlür der Bank geftellt, fonvern hängt von den Bedürfniſſen des Publitums 
ab, wie viel Noten die Bank emittiren kann, Die Peel'ſche Bankakte war aber 
nicht nur unnöthige Borfiht, fondern geradezu ſchädlich. Um ihre Durchführung 
zu fichern, wurde die Bank in zwei von einander getrennte Departements, das 
Banl- und Notendepartement getheilt. Der Baarfond des letteren bient nur zur 
Dedung der Noten, nicht auch der Depofiten und fonftigen Paffiva, was, ba bie 
Bank doch juriftifh eine Perfon ift, ſchwer zu rechtfertigen iſt. Warum überhaupt 
eine fo zärtlihe Sorge für die Sicherheit der Noten und volle Freiheit bei andern 
jeberzeit rüdforberbaren Bankpaffiven? Wenn eine Bank, wie dies außer bei ber 
Preugifhen, meiftens der Fall ift, neben den Noten noch einen gleihen ober 
größeren Betrag anderer jeberzeit kündbaren Paffiven bat, fo muß fie für legtere 
ebenfo gut einen Baarfond haben, kann durch plötzliche Rüdforverung derſelben 
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ebenfo gut in Berlegenheit fommen wie dur Präfentirung der Noten. Man follte 
überhaupt nicht befländig von dem Berhältnig zwiſchen Noten und Baarfonds, 
fondern von dem Verhältniß zwiſchen Baarfonds und auf'Berlangen rüdzahlbaren 
Paffiven fprechen. Die unnatürliche Trennung zwifhen Banl- und Notendepartement 
und die abfolute Grenze für den Betrag der nidt durch baar im Notendeparte- 
ment gebeten Noten ließ fih denn aud gar nicht aufrecht erhalten, fondern 
mußte jedesmal bei Handelsfrifen, wenn der Kredit der Bank allein nicht wanlte 
und man alljeits ihre Noten begehrte, während jeder fein Baargeld ängftlih für 
ſich behielt, ſuspendirt er erwies ſich die Bankakte gerade für die Fälle, 
anf die fie zumeift berechnet war, als unpraltiſch und als ſchädlich, indem vor ber 
Suspendirung die Bant, um bie gefegliche Höhe ihres Baarfonds zu erhalten, ihre 
Distontirungen allzufehr einfhränfen mußte und dadurch die Verwirrung und 
Angft des Publikums unnöthig ſteigerte. 

Die Peel'ſche Bankakte mag nichtödeftoweniger in manden Punkten aud 
nüglih gewirkt haben; biefer Nugen hätte fih aber auch auf anderem Wege er- 
wihen laſſen, und jedenfalls iſt ihr Princip auf andere Länder nicht übertragbar. 
Sie bezieht fih aud auf die oben beſprochene zweite Seite der jogenannten Banl- 
frage, indem fie das Privilegium der Bank von England befeftigte und erweiterte. 
Eine neue Konceffion zur Notenausgabe wird nicht mehr gegeben, und bie bereits 
berechtigten Notenbanten in England dürfen jede über einen beftimmten Betrag 
kine Roten emittiren. Die Banklverwaltung ift zwar von ſtaatlicher Einmifchung 
kei, aber die Bank von England hat dem Staat ein großes Anlehen gegeben, 
durch welches der größte Theil der 14 Mill. jegt 14,475,000 8. St. Noten, 
für die fein Baarfonds da zu fein braucht, gededt if. Die Bank ſteht aud in 
rg age Gefhäftsverbindung mit dem Staat, fie hatte zeitweilig das Recht, 
ihre Noten nicht einzulöfen, kurz fie rechnet noch auf befondere Privilegien von 
Seiten der Regierung, falls die Umftände es erheifhen. Wir haben aljo das 
Syſtem der privilegirten Gentralbanf, deren Uebermadt über alle andern Banten 
hauptſächlich dadurch begründet ift, daß fie ganz vorzugsweife das bequeme und 
vortheilhafte Notengefhäft betreiben darf. Aehnlich ift es in Preußen, für deſſen 
alte andestheile die Normativbedingungen von 1848 allen Privatbanten nur eine 

otenmenge von 7 Mil. Thalern und dies unter fehr erfchwerenden Um- 
Ränden geftatten, während die Preußifhe Bank, deren Theilhaber der Staat ift 
und die unter befonderer Staatsauffiht ſteht, flets weit über 100 Mil. Thlr. 
Roten im Umlauf bat. In Frankreich und Defterreih hat überhaupt nur eine 
Ban das Notenprivilegium, ja die öfterreihifhe Staatsbank iſt faft zum Finanz 
organ des Staats geworben. In ber Schweiz, in Schottland und Norbamerifa 
bericht dagegen Banffreiheit, wenngleih diefe in Schottland feit 1845 etwas 
beſchnitten, in Nordamerika aber dadurch verbuntelt ift, daß die Banken einen den 
Berth ihrer Noten überfteigenben ‚Betrag an Staatspapieren angeblich zur ſichern 
Dedung der Noten deponiren mäffen. 

Theoretifch Kat das letztere Syſtem mehr Gründe für fih. Warum bei dem 
Rotengeichäft, das body nur eine Art Depofitengefhäft ift, eine Ausnahme von 
dem allgemeinen Princip der Handelsfreiheit mahen? Warum durch das Berbot 
des Notengefhäftse das Eniftehen von Banken erſchweren, die dem Verlehr fo 
unentbehrlich find? Warum bier die Konkurrenz ausfchließen, deren freies Wirken 
dahin führen würde, daß überall Banken auftauchen, bie mit ihrer nächſten Um- 
gebung in innigfter Beziehung ftehen, die nicht vom Staat zu financiellen Zweden 

et werben können und bie, wenn eine davon ſchlecht geleitet wird, nicht 
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gleich die ganze Handelswelt In Schreden und Verwirrung verfegen? So ſprechen 
die Anhänger der —— zu denen berühmte Namen wie Horn, Chevalier, 
Wagner, von Hod, Carey u. U. gehören, und theoretiſch läßt ſich ihnen ſchwer 
Etwas entgegnen. Wenn Wolowoli und einige andere für das herrſchende franzöftfche 
Sentralifationsfyftem begeifterte Franzoſen beftändig behaupten, die Note fei Geld, 
jet Münze, und es fei Sache des Staats, biefen Theil feines Münzregals zu 
überwadhen und nur befondern Organen anzuvertrauen, fo ift dies einfadh eine 
gründliche Verlennung des Wefens der Note ebenfo wie der Glaube der currency- 
Theoretifer, daß vie Notenmenge nad der Metallmenge geregelt werden mäfle, 
bie außerdem cirkuliren würbe. Vom praftifhen Standpunkt aus läßt ſich indeſſen 
bo Bieles für das monarchiſche Princip im Bankweſen geltend machen. Erſtlich 
ift zwar die Note fein Geld, fie wird aber, infonderheit bei uns, faftifh mit dem 
Gelde verwecfelt, und es ift immerhin zu befürdten, daß Privatbanten, die 
nur von ihrem Bortheil geleitet werden und nicht im öffentlichen Intereffe 
vom Staate befonders beauffihtigt find, die Neigung des Publikums, Noten 
fritiffos anzunehmen, mißbrauden, was ja in Amerika auch fattfam gefhehen 
ift. Die Kontrolle, die das Publikum auf Grundlage der Bankfveröffentlihungen 
üben Tann, ift felbftverftändlih eine meit ſchärfere und aufgeflärtere, wenn fie 
auf ein Bankinftitut Toncentrirt ift, als wenn es Heine Notenbanfen gibt, in 
deren Geſchäftökreis außer den Banftheilhabern vielleicht niemand ein richtiges 
Urtbeil über Bankverhältniffe hat. Es ift ferner ein Bebürfnig des Publikums, 
ein im ganzen Lande befanntes und gern acceptirte® papterenes Girkulations- 
mittel zu haben, und ein foldes kann nur eine große Centralbant liefern, wenn 
man nit warten will, bis alle Heinen Banken fich zu gegemfeltiger Annahme 
ihrer Noten verbinden, oder biefer Dienft dem weit gefährlicheren Staatspapier- 
geld überlaffen werben fol. Insbefondere aber ift nicht zu leugnen, daß ein großes 
Gentralinftitut nicht bireft wegen feiner Noten, fondern wegen des durch das 
Notenprivilegium berbeigeführten großen Gefchäftsumkreifes und allgemeinen Krebits 
ſehr nüglich wirken kann. Wie jhon erwähnt, bleibt der Krebit einer ſolchen alt» 
bewährten Anftalt in Krifenzeiten unerfchüttert; fie kann ohne Nachtheil für fich 
einen großen Baarfonds halten, kann zum Metallrefervoir für das ganze Land 
werben und, im alle große Zahlungen ins Ausland nöthig werben, das Edel» 
metall hiezu liefern — ein Dienft, den die Bank von England aud für Schott- 
land mitleiftet, während viele Meine Banken in der Regel do in Summa wenig 
Baarmittel befigen und dieſe in ſchlimmen Zeiten am wenigften für das Ausland 
hergeben können. Eingriffe des Staats in das Bankweſen find bei georbneten 
Finanzverhältniſſen jetzt nicht mehr zu befürchten, im Falle eines Staatsnothftandes 
wird aber der Staat durch neue Geſetze bisher freie Banken ſich ebenfo gut vienft- 
bar mahen können wie eine privilegirte und jebenfalld durch Staatspapiergeld 
alles Unheil anzuftiften im Stande fein, das er außerdem durch VermittInng einer 
Bank hervorrufen würde. Was endlih bie Ausdehnung der Krebitwirtbichaft über- 
haupt betrifft, fo zeigt das Beijpiel von England, daß das Notenprivilegium 
einer großen Bank nicht hemmend wirkt. Die andern Banken können fi ja des 
Kontolurrents, der cheques :c. bedienen und haben dann bei ihren Operationen 
an der Centralbank einen feften Rüdhalt. Die großartige Erfparung des foftbaren 
Metallgelves im Umlauf, wie fie fih in London entwidelt hat, ift bis zu dieſem 
Maße gerade nur durd das Gentralinftitut der Bank von England möglich, tiefe 
Bank der Banken, wie Naffe fagt, auf welche bie übrigen Banken cheques ziehen 
und jo ihre Saldi ausgleichen. So wird man wohl fagen können, daß wo einmal 
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eine gi verwaltete, große Bank die Spige und das Centrum des ganzen Kredit- 
und Geldverkehrs geworden Ift, dies Syſtem nicht aus theoretifhen Gründen ab- 
gefhafft zu werben braucht. Hier, wie in vielen andern Fragen kommt es vielleicht 
weniger auf das Princip als auf die Art feiner Durdführung an, darauf, welche 
leitenden Perſonen an der Spige ftehen und was das Publifum einmal gewohnt 
iſt. Abſolut wird die Frage, was bier das befte fei, ſchwerlich jemals zu ent- 
Ideiben fein, da e8 den Freunden des einen oder andern Syſtems ftets freiftehen 
wird, alles Gute, das unter einem Syſtem entſtand, diefem zuzuſchreiben, von 
dem Uebel aber zu behaupten, daß dies unter dem gegentheiligen Syftem in noch 
ſtärkerem Maße eingetreten wäre, während die Gegner eines im Lande herrſchen⸗ 
ven Syſtems alles Schlimme ftets dem Syſtem zufchreiben werden. Wenn nicht 
ale Zeichen trägen, fo wird diefe Frage in der Literatur wohl niemals endgültig 
entſchieden werden, wohl aber wird die Frage, ob Freiheit oder Centralifirung 
des Bankweſens, fo weit es ſich darum handelt, durch welche gefeglichen Beftim- 
mungen betreffs der Noten das eine oder andre Syſtem verwirklicht werben fol, 
vielleicht dadurch unintereffant und hinfällig werben, daß bie Noten gegen andere 
Krebitartem mehr in den Hintergrund treten. Wenn wir bedenken, daß in England, 
das in der Entwidlung des Handelsfrebits allen andern Ländern voraus ift, im 
Laufe eimes Jahrzehnts die cheques ſich verdoppelt, die Noten dagegen um ein 
Orringes vermindert haben, fo ſcheint es nicht unberedtigt, auch bie Banknote, 
um einen beitebten modernen Ausdruck zu gebrauden, nur als eine wirthſchafts⸗ 
ihichtliche Kategorie zu betrachten. 

Die größeren Handelsbanten, deren Organifation wir biemit kurz geſchildert 
haben, find in der Regel Aftiengefellichaften, in welchem alle außer den für alle 
Atiengeſellſchaften geltenden Gefegen gewöhnlich noch beſondere Vorſchriften be— 
Reben: die nöthigſte und zwedmäßigfte möchte die Verpflichtung zur periodiſchen 
Veröffentlichung von Bankausweiſen fein, andere Beftimmungen wie bie Feftfegung 
eines beftimmten Verhältniffes zwiſchen Stammlapital und Gefhäftsumfang, Aus- 
ſchluß der beſchränkten Haftbarkeit zc. erfcheinen als überflüffig. Neben den Aktien» 
banfen gibt es auch große und Meine Bankgeſchäfte, deren Inhaber . einzelne 
Private find; die Heineren Banken biefer Art disfontiren die gefauften Wechfel 
oft weiter an bie großen Banken, verhalten ſich alfo zu ben legteren wie bie 
Detailliften zu den Großhändlern; häufig nähern fie fi in Anbetracht ber großen 
Ausvehnung ihres Gffeftengefchäfts ven Orédits mobiliers. In einzelnen Staaten 
iſt der Staat felbft Bankunternehmer, wie denn in Preußen die Seehanblung, in 
Bayern die von Preußen ererbte Staatsbank zu Nürnberg eriftirt, welche beide 
oh feine Noten emittiren. Da der Fiskus eines großen Staates der größte 
Gefhäftsmann im Lande zu fein pflegt, fo fann er ber Hülfe einer Bank nicht 
ganz entbehren; jedoch verbient das englifche Syſtem ber Geſchäftsverbindung mit 
einer Privatbant den Vorzug, zumal die Verwaltung einer Bank durch den Staat 
ſelbſt fi ſchwer mit Tonftitutionellen Principien vereinigen läßt. Financiell und 
dollewirthſchaftlich Betrachtet kann man übrigens nicht fagen, daß bie Seehand⸗ 
lung neben der Preußifhen Bank, die Nürnberger Bank neben der Bayriſchen 
dypotheten und Wechfelbank irgendwie ſchädlich gewirkt haben. 

In den Händen ber Gemeinden befinden fi) Häufig die fogenannten Spar- 
laſſen ober Sparbanken, welche die Meinen Erfparniffe der untern Volksklaſſen 
gegen mäßigen Zins annehmen und dann auf Hypothek oder in ficheren Staatd- 
vapieren anlegen. Da die Sparkaffeneinlagen iündbar find, fo haben wir hier 
turen gegen langen Krebit und dies an fi unrationelle Syſtem wird gewöhnlich 
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nur durch den geringen Zins, den die Kaffe gibt, und bie von ber Gemeinde ober 
dem Staat übernommene Oarantie aufreht erhalten. In zweierlei Richtung be— 
ginnen fi diefe Anftalten zu verbefjern, einerfeits in Geftalt der Englifhen 
Baugenofjenfhaften *), wobei e8 fih um langen gegen langen Krebit handelt, 
andrerfeits in Geftalt der Schulze-Deligfh’ihen Volkobanken, welde die aufge- 
nommenen Gelder als verzinslihe Depofiten betradhten und auf kurze Friften 
(ahnlich wie die großen Banken Lombarb » Darlehen geben) weiter verleihen. Sie 
unterfeiden fi von andern Banken nur durch den Heineren Geihäftsumfang, 
ſowie dadurch, daß der Unternehmer nicht ein Einzelner, oder eine Altiengeſellſchaft, 
fondern eine aus den Bankſchuldnern felbft beſtehende Genoſſenſchaft mit ſolidariſcher 
Haftbarkeit der Mitglieder iſt **), ferner dadurch, daß das eigene Kapital ber 
Bank dur Meine Einzahlungen in Folge langfamen Sparens angefammelt wird. 
Die Paffiva der Vollsbanken beftehen zur Zeit allerdings nur zu einem Theile 
aus Spareinlagen, zum andern Theile aus förmliden großen Anleihen, weil fie 
zumeift auf Unterftägung des Heinen Mannes durch Kredit und nur ald Mittel 
zum Zwed aud auf fruchtbare Anlage Heiner Erfparniffe ausgehen. 

Die zweite Hauptart von Banken find, wie oben erwähnt, bie Hypothelen- 
banken, Die Frage nad ihrer richtigen Drganifation ift ebenfalld® und zwar 
gerade jegt in Deutfhland, dem Heimathland der Grundfrebitinftitute, eine viel- 
beftrittene Tagesfrage. Der Hypothefenfrevit fällt naturgemäß in ben meiften 
Fällen mit dem langen Kredit zufammen. Langen Krevit braucht, wer ſich fires 
Kapital Schaffen will, und bdiefer kann aud nur langen Kredit nehmen, denn 
das fire Kapital, das er fich berftellt, trägt ihm wohl ein Einkommen und ſetzt 
ihn zur Binszahlung in den Stand, aber er kann nicht in beliebiger oder in 
kurzer Friſt flüffiges Kapital heimzahlen, wenn er biefes nicht wieder anderswoher 
gewöhnlihd mit größern Koften aufnimmt. Ein folder Schuldner hat aber eben 
in feiner firen Kapitalanlage 3. B. einem Grundſtück oder Gebäude ein Objekt, 
das er verpfänden fann und der Gläubiger bedarf dieſes Pfandes, weil bei ber 
langen Dauer des Krebitverhältniffes, das möglicherweiſe ven erften Schuldner über- 
lebt, die Berfönlichkelt des legteren keine genügende Garantie bietet. Beliebig fünd- 
barer Hypothelenkredit ift daher ein Unding, wie Robbertus in feinem Buche über die 
heutige Kreditnoth des Grunpbefiges (Berlin 1868) neben manden Uebertreibungen 
trefflich nachweist. Der Hypothelenfrevit muß entweder von vornenherein auf Rüd- 
zablung des Kapitald verzichten, ein reiner Rentenkrebit fein, ober das Kapital 
fann doch nur in allmäligen Quoten (Mmortifation) heimgezahlt werden, wenn 
dem Schuldner wirklich gedient fein fol. Hiebei denfen wir natürlid nur an den 
Hauptfall, in weldem ein (produftiver) Hypothekenkredit nöthig iſt, nit an Noth— 
darlehen zc. zu deren Sicherheit eine Hypothek ähnlid wie ein Mobilienpfand 
beftellt wird und wobei der Schuldner von vornenherein auf den möglichen Zwangs- 
verfauf des Pfandobjelts gefaßt fein muß. Diefer Forderung der Unkündbarkeit 
bes Hypothekenkredits wird gewöhnlich entgegnet, daß fi Feine Gläubiger dazu 
finden würden. Aber find die Staatsfhuldenobligationen, deren Betrag In Europa 
20 Milliarden Taler überfteigt, nicht auch unkündbar? Gibt es nicht zahllofe 
Beflgende, denen es nicht auf die freie Verfügung über ihr Kapital, fondern nur 
auf fihere Renten anlommt? Es handelt fih nur darum, das Recht des Hypo— 


*) Engel Ein Reformprincip jür Sparkaffen Ztihft. des preußifchen flat, Büreaus 1864 
ro, 5. 
**) Schulze⸗Delitzſch Vorſchuß⸗ und Kreditvereine ald Volksbanken. Leipzig 1867, 
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thefengläubigers ebenfo bequem zu machen, wie bas bes Staats- oder Eifenbahn- 
gejelfchaftsgläubigers. Abgefehen von ber allgemeinen Hypothekengeſetzgebung, bie 
ung bier nicht angeht, find hiezu das befte Mittel wohl eingerichtete Hypotheken⸗ 
banken, melde glei den Handelsbanken zwiſchen Gläubiger und Schuldner ver« 
mitteln, jenem Sicherheit, diefem niebrigen Zins ermöglichen, welche bie allmälige 
Helmzahlung durch Amortifation erleichtern, ja, bei Meinen Beträgen allein möglich 
machen und allentbalben verfäuflihe Pfandbriefe emittiren Können. Diefe Inftitute 
find weit jüngern Datums als die Handelsbanken, da bie Berhältniffe des Grund- 
befiges fich weit fpäter den modernen Wirthichaftsgefegen gemäß entwidelten. In 
England mit feinen Großgrundbefigern und Kapitaliftenpächtern beftcht heutigen 
Tages noch Fein ausgefprochenes Bedürfniß nah entwideltem Hypothelkenkredit 
und die Älteften Grundfrebitbanten find die preußifchen Landſchaften, deren erfte 
1769 in Schlefien gegründet wurde. Die Gefellfhaft war ein Verein der Ritter- 


 gutöbefiger der Provinz, welche die Güter der Mitglieder bis zur Hälfte des 


Bertbs belieh, während dem Gläubiger die Gefammtheit der im Beſitze der Land- 
(haft befindlichen Güter Sicherheit des Kapitald und der Zinfen garantirte. Der 
GHänbiger konnte der Landfhaft kündigen, nicht dem einzelnen Schuldner, bie 
dandſchaft aber auch dem Schuldner; fie Fonnte bei Saumfeligfeit in feinen 
deiſtungen fein Gut fequeftriren und hatte überhaupt große Mechte, konnte Geld⸗ 
frafen, perfönlihen Arreft verhängen und Hatte große Privilegien im Konkurs. 
Wptere Rechte find nad heutigen Begriffen und Bebürfniffen übertrieben, das 
Kindigungsreht des Gläubiger gegenüber der Landſchaſt in ruhigen Zeiten zwar 
nicht jehr gefährlich, aber nad) jegigen Berhältniffen, wo Pfanpbriefe au porteur jeder- 
ıdt an der Börfe verfäuflih find, nicht mehr zwedmäßig. Der Hauptmangel ber 
älteren Inftitute war, daß fie ſtändiſch waren, jeber Rittergutöbefiger mußte der Land» 
\haft beitreten und fein anderer Grunbbefiger konnte daran theilnehmen — ein 
Princip, das Anfangs diefes Jahrhunderts verlaffen wurde, jebod ohne daß dadurch 
and die klleineren Orunbbefiger herangezogen worden wären. Abgefehen von biefen 
lit zu entfernenden Mängeln waren biefe alten Inflitute ſehr rationell, was 
and ihre Ausbreitung and ihr Gebeihen in Norddeutſchland, beſonders Preußen 
beweist. Sie geben und nehmen einen de facto langen Krebit, fie ermöglichen 
tem Schuldner fi durd Theilzahlungen zu befreien (die Amortifation iſt feit 
1858 in Preußen fogar obligatoriſch), fie waren und find folive Iofale Inftitute, 
Bie bei der Handelsbank das Depofit in feinen verſchiedenen Formen dem Wechſel 
md Lombarddarlehen, fo ftehen ſich bier Pfandbriefe und Hypothekenſchulden gegen- 
über. Der ganze Gefhäftsgang iſt einfacher, die Schuloner der Anftalt wechfeln 
weniger, ebenfo bie Gläubiger, die, wenn die Pfandbriefe au porteur lauten unb 
unfüntbar find, für die Bank gar keine Verlegenheit bereiten können. Deshalb 
iR Bier die Genoffenfhaft der Schulpner als Bankunternehmer am Play; ein 
beiden Parteien gegenüber neutrales Organ, das durch fein eigenes Kapital 
Sicherheit Bietet, dafür aber auch einen Theil des Gewinnes für ſich behält, ifi 
hier unnöthig, da die Gefammtheit der Schuldner genügende Sicherheit bietet und 
8 bier bei der Bankverwaltung mehr auf Solivität und Kenntniß des Landes als 
auf laufmänniſche Gewandtheit anfommt. Es wäre daher zu wünſchen, daß Krebits 
anftalten nad Art dieſer alten Landſchaften allenthalben entftünden und jede in 
Ihrem reife den Landwirthen Kapital, den Beſitzenden ſichere Renten gewährte. 
Die Frage, ob diefe Inftitute au eine Art Centralifationspunft in einer großen 
Oywpothelen · Landes ⸗ Bank oder in einem Gentralbäreau finden müßten, ift zur Zeit 
noch unpraftifch, weil es an einem Netze Iofaler Grundkreditbanken nod fehlt; 
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um der Zeit vorzugreifen, fo möchten wir jetzt ſchon fagen, daß wir einen Ber- 
band ber verfchiedenen Bereine und ein Centralbürenu für genügend halten, da 
e8 ja hier nicht auf die Schaffung eines allgemeinen Cirkulationsmittels, das Halten 
eines Baarvorrath3 für Zahlungen in's Ausland zc. ankäme, fondern nur darauf, 
daß die verfhiedenen Anftalten im Yalle eines erhöhten Krebitbebürfniffes bei 
eineny Theil derfelben ſich aushelfen, gegenfeitig die Auszahlung der Pfandbrief- 
zinfen übernehmen u. vgl. 

Neben den Landſchaften und ähnlichen Bereinen find feit Neneftem auch 
Hypothelen⸗Aktienbanken und Hypotheken⸗Verſicherungsbanken aufgetaudt. Erſtere 
ſind Kapitaliſtenvereine, weſche die Vermittlung zwiſchen Hypothekengläubiger und 
Schuldner als lukratives Geſchäft betreiben. Sie ſind nicht nur, wie ſchon erwähnt, 
unnöthig, fie find auch niemals im Stande, dem Grundbeſitze ebenſo große Vor— 
teile zu gewähren, als Vereine ver Schulbner felbft. Wie ſchon erörtert, befteht ver 
Gewinn der Banf in der Differenz zwifchen dem Zins, den fie gibt und nimmt. Die 
Handelsbank nun braucht feinen fehr hohen Zins zu nehmen, weil fie ſtets einen 
jehr niebrigen oder gar feinen Zins gibt; fie kann dies ohne Benadtheiligung 
des Hanbelsftandes thun, da biefer feine zur Zeit nicht verwenbbaren Gelder ber 
Bank übergibt und fie zurüdnimmt, ſowie er fle beffer anlegen fan. Der Banf- 
noteninhaber fann die Noten fogar ganz wie cirfulirendes Kapital benugen. Der 
Öppothefenbankgläubtger aber will ein dauerndes Geſchäft machen, will mindeftens 
den Iandesüblihen Zinsfuß und die Bank muß alfo ihren Schulonern mehr als 
diefen abfordern; daraus folgt, daß erfte Hypotheken auf gutverwalteten Gütern 
die Vermittlung der Bank fheuen und an biefe ſich meift weniger gute Hypo— 
thefenfchuloner wenden werben. Eine Genoffenfhaft der Schulbner felbft ald Baut 
dagegen braucht nur ihre Verwaltungstoften zu deden, und fann auf Gewinn 
verzichten, denn die Banktheilhaber haben genug Gewinn dadurch, daß fie leicht 
unfündbaren Kredit befommen. Es fol damit nicht geleugnet werben, daß Altien- 
banken dennod gute Dienfte leiften können, wir glauben nur nicht, daß in ihrer 
Hand bie Zukunft des Grundkredits Liegt. Gegenwärtig, wo in ben meiften 
Ländern eine nod mangelhafte Hypothefengefeßgebung die ganze Entwidlung dieſes 
Krebitzweiges hemmt und wo bie großen, gefchweige bie Heinen Landwirthe allge- 
mein noch viel zu wenig Initiative und Affociationsgeift entwideln, können Altien⸗ 
geſellſchaften nüglih fein, indem fie eine fonft empfindliche Lüde durch den größeren 
Spefulationsgeift des Kapitaliftenftandes ausfüllen. 

In Dentfhland war bie erfte derartige Bank die ſchon erwähnte Hypothelen- 
und Wechſelbank in Münden 1835. Gleichzeitig entftanden deren in Belgien, 
dann auch in der Schweiz und den Nieberlanden. Manche viefer Inftitute fpeku- 
liren auf Defterreih und den bortigen hohen Zinsfuß, oder befhäftigen fich mit 
Güterzertrümmerung. In Deutfchland waren befonders die legten Jahre reih an 
neuen Projekten und wirfli ins Leben gerufenen Hypothelen-Aftienbanfen, beren 
Zahl die der neu entftandenen genoffenfhaftlihen Banken, abgefehen von Heinen 
Darlehenstafjenvereinen, weit übertrifft. In Frankreich befteht feit 1852 der privi- 
legirte, vom Staate fubventionirte er&dit foncier als großes centralifirtes Inftitut, 
welcher auch den Gemeinden für ihre großen Unternehmungen Vorſchüſſe macht. Neben 
ihm eriftirt der er&dit agricole für ven Perfonalfrevit des Landwirths, eine Art von 
Anftalt, die noch wenig ausgebildet ift; übrigens ein entfchievenes, auch in Deutjch- 
land fhon durch ein junges Projekt anerfannte Bedürfniß ifl. Der Landwirth bebarf 
nämlich außer zu firen Anlagen aud Kapital, das er in kurzer Zeit umfegt, er bevarf 
außer dem Hypothelkenkredit auch kurzen perſönlichen Kredits und da ihm die Handels- 
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banfen weniger zugänglich zu fein pflegen, fo find bier befonbere Anftalten gewiß 
am Plage und deren Verbindung mit ben Hhpotbefenanftalten wegen ber prin= 
ciplell verfchiebenen Krebitart nicht räthlich. 

Die Hhpothelenverficherungsbanten, beren unferes Wiffens in Deutfchland 
3 beftehen, haben den Zwed, den Schuldner gegen Kündigung oder ven Gläubiger 
gegen Berluft an Zins oder Kapital zu verfihern. Diefe Gefelihaften, die jedoch 
faktifch nebenbei allerlei andere Geſchaͤfte betreiben, bürften bei einer guten Hypo» 
thelengefeßgebung und gefunder Entwidiung des ganzen Hypothelkenkreditweſens 
noch unnöthiger werden als Hypothelen-Aktienbanfen; denn ein Hypothelenverein 
ift wie jebe Banl Bermittler und Verſicherer zugleih, gegen eine gänzliche Ent- 
werthung bed Grunpbefiges in Kriegszeiten ꝛc. Tann aber aud eine befondere 
Bank nicht verfihern. Es Handelt fi alfo bier ganz unbebingt nur um ein 
temporär berechtigtes Heilmittel unferer im Allgemeinen mangelhaft entwidelten 
Öppothefenkrebitzuftäude. Ob dieſen der Staat außer durch verbeflerte Gefege auch 
uch durch peluniäre Unterftügung, durch Staatsbanken, officiel gebotene Vereine, 
oder billige Darlehen nachhelfen folle, wie es Friedrich der Große und jest noch 
manche Regierungen gethan haben, dies ift nicht allgemein zu beantworten, und mag 
wohl ausnahmsweiſe bei intelleftuell zurüdgebliebener Bevölkerung am Plage fein. 
Tiht zu verwechſeln mit ſtaatlichen Hypothefenbanfen find die als vorübergehende 
Inftitution zu betrachtenden ftaatlihen Rentenbanken, Rentenkaffen ꝛc., deren erfte 
1832 in Kurhefien entfland und bie feit 1848 in Deutfchland wichtig wurden, 
Sie find das nothwendige Korrelate der Ablöfungsgefege, durd; welde der Grund 
wd Boden freies Eigenthum der Bauern wurde. Die plöglihe Veränderung ber 
Berhältniffe erforderte ein gleichzeitig auftretendes Inftitut, dur das es dem 
Bauern möglich wurde, die an Stelle der frühern Laften auferlegten peluniären 
Verpflihtungen zu erfüllen, und durch das zugleich dem frühern Grunbherrn 
Siherheit für den Genuß ber ihm gelafjenen wirthſchaftlichen Rechte geboten 
wurbe. 


Wenn die Handelsbanken insbefondre dem Kaufmann, die verſchiedenen Arten 
ven Hypothekenbanlen dem Grundbeſitzer dienen, an welde Bank wendet ſich der 
Induftrielle oder der Gewerlsmann (um uns einer neuen, guten Terminologie zu 
bedienen), der doch des Kapitals und des Krebits ebenfo gut bebarf, wie bie beiden 
andern Stände? Soweit er umlaufendes Kapital für Arbeitslohn, Roh- und Hülfs⸗ 
Roffe x. braucht, fteht ihm die Handelsbank frei; er fann Wechfel ziehen und bie 
Bant distontirt diefelben ; er kann feine Waaren gegen Lombarb-Darlehen verpfänden. 
Soweit er Grund und Boden und Gebäude hat, oder laufen refp. herftellen will, 
aan er fi) des Hopothelenkredits bevienen, Der Heine Gewerlömann, deſſen Lage 
der des Arbeiter immer ähnliher wird, fann allerdings auf vie Hülfe ber großen 
Handels- und Hypothelenbanken nicht rechnen, für ihn insbefondere find aber vie 
Schulze⸗Delitzſch ſchen Genofienihaftsbanten da. Noch immer bleibt aber gerade für 
den großen Inbuftriellen eine Lücke betreffs der Werkzeuge und Maſchinen d. h. 
detjenigen firen Kapitals, das wegen feiner großen Abnugung und ber Gefahr 
des Werthloswerdens dur neue Erfindungen fi durchaus nicht zum Hypotheken- 
ohjeft eignet. Für derartige Bedürfniſſe bleibt der Inbuftrielle auf feine eigenen 
Nittel und den Privatkrivit angemwiefen; theilweiſe höchſtens ift bier Wechſeüredit 
anwendbar, infoferne ver Gewerlsmann auf hohen Gewinn und bamit auf bie 
Möglichkeit ver baldigen Rüdzahlung feiner Schuld rechnen kann. Große inbuftrielle 
Unternehmungen, bei denen es ſchwierig wirb, das nöthige Kapital zum Anfange 
des Gefchäftes aufzubringen, werben in neuer Zeit häufig auf vem Wege der Aktien« 
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unternehmungen, (f. Artitel Geſellſchaft) möglich gemacht, und das Eingehen eines 
Altiengefellfhaftsvertrags ift zwar kein Krebitgefchäft im eigentlihen Sinne des 
Worts, einem foldhen aber doch vielfach verwandt und jedenfalls Etwas, bas an 
pie Stelle eines ſonſt nothwendigen ausgebehnten Krebitnehmens tritt. Die Aktionäre 
oder Subffribenten von Aftien leihen gleihfam ihr Kapital der durch bie Haupt- 
unternehmer vertretenen juriftifchen Perfon der Gefelihaft, nur mit dem Unter- 
ſchied, daß bier gar Fein perfünlich haftender Schulpner vorhanden if. Zur Ber- 
mittlung dieſer Abart bes Krebits, um fo zu fagen, bient num bie legte Hauptart 
von Banlen, die Credits mobiliers. 

Die Idee des Credit mobilier (auch Krebitanftalt kurzweg oder Induftrie- 
bank genannt) wurde von ben Gebrübern Pereire (früheren St. Stmoniften) auf- 
geftellt; der erfte und großartigfte Berfuh zu ihrer Durhführung wurde unter 
Leitung der genannten Männer 1852 in Frankreich gemacht. Es follte eine 
Akttengefellihaft gebilvet werben, bie bis zum 10fachen Betrag ihres eigenen 
Kapitals d. i. für 600 Mill. Fr. Obligationen mit feftem Zins emittirt und bie 
eigenen ſowie bie fremden Kapitalien dadurch nutzbar anlegt, daß fie hauptſächlich 
Aktien beftehender Gefellfhaften ankauft und das neue Entftehen von Altienunter- 
nehmungen durch Betheiligung an der Subfkription unterftügt. Da dem Gefhäfts- 
umfang des Cr&dit mobilier eine beftimmte Grenze gefest wurde, fo hat er feine 
Grundidee nicht volftändig durchgeführt, berzufolge er ber alleinige Herr aller 
großen Induftriellen Unternehmungen auf Aktien werben follte, während die bis» 
berigen Aktionäre Inhaber von Obligationen mit feftem Zins werben follten. 
Man erwartete von diefer Anftalt Anfangs (au in Deutſchland) den großartig- 
ften Aufſchwung der Inbuftrie, die Hoffnungen haben fi aber als Täufhung er- 
wiefen. Bei fiheren gewinnreichen Aktienunternehmungen wird der Kapitalift lieber 
Aktionär als Obligationeninhaber fein wollen. Wird ber Crédit mobilier aber 
vorzugsweife Herr von risfanten umb unfoliden Aktienunternehmungen, fo läuft ex 
große Gefahr, die Zinfen feiner Obligationen nicht zahlen zu können. So lange 
ferner noch andere Altionäre außer ihm eriftiren, wird er fi beſtändig mit dem 
An- und Berfauf von Altien befhäftigen müflen, und es liegt die Gefahr nahe, 
daß er hauptfählih auf die Börſenkurſe fpefulirt, wodurch allerbings in den guten 
Zeiten des credit mobilier riefige Dividenden erzielt wurden, während er jetzt 
ein bankerottes Inftitut if, Der franzöſiſche er&dit mobilier fand infoferne Nach- 
ahmung, als viele große Handelsbanten in großem Mafftab das Effeltengefhäft 
betrieben, alfo theilmeife er&dits mobiliers wurden, was durchaus nicht dazu bei- 
trug, die Solibität diefer Banfen und das Vertrauen des Publilums zu benfelben 
zu erhöhen. Der Gedanke muß jest als ein verunglüdter betrachtet werben und 
wäre es fehr zu empfehlen, wenn bie größeren Banfinftitute fih von Nach- 
ahmung bes er6dit mobilier, d. h. vom Effektengeſchäft möglichſt ferne hielten, 
während bie Fleineren Bangquiers, wie ſchon erwähnt, fi vesfelben nit ganz 
enthalten können. 

Literatur: Otto Hübner die Banken (Leipzig 1855). Naffe. die Preußiſche 
Bank. v. Hod Deffentl. Abgaben und Schulden. Befonders die Schriften von 
Wagner: Beiträge z. Lehre von den Banken (Leipzig 1857) und die Peel'ſche 
Bankalte (Wien 1862). Mac Culloch Geld und Banken überfegt und mit Noten 
verjehen von Telllampf u. Bergius. Macleod Theory and pract. of banking u. 
Dietionary of political economy. Tooke Geſchichte ver Preife überfegt von Afher. 
Courcelle Seneuil Traité des operations de banque. 4. ed. Paris 1862. Wo- 
lowski La question des banques. Paris 1861. J. E. Horn La Libert6 des 
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banques. Paris 1866. Histoire du erédit mobilier. Paris, 1867. Der neuere 
Literatur über Hypothekenkredit ſ. zufammengeftellt und kritiſtrt in Hildebrand's 
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Die Sorge für zwedmäßige Aufführung und Inftandhaltung öffentlicher Ge- 
bäude hat fhon in den Kulturftaaten des Alterthums die ſtaatliche Thätigkeit 
weſentlich beijhäftigt und mehrfach befondere Behörden hervorgerufen. Es geſchah 
dies namentlich in den griechiſchen Freiſtaaten um fo mehr, als in ihnen bie öffent- 
lichen Gebäude und fonftigen Anftalten für das politiſch-ſociale Zuſammenleben 
der Bürger den wahren Kern und Mittelpunft des Staates, feinen wahren zu» 
fammenhaltenden Berband bildeten, bei Gründung eines Staates vor Allem bie 
Stadt aus Tempeln und öffentlichen Plägen, Gerichtshallen, Theatern, Paläften 
u. f. mw. zufammengefegt ward, um welchen politifchen Kern herum dann bie Ein- 
zelnen ſich mit ihren Privatwohnungen anflebelten und aud die Politik der Volls⸗ 
führer jener Staaten durch trefflihe Ausftattung folder dem Gefammtleben der 
Bürger gewibmeten Anlagen um beren Gunft warb. Welche auch politif wichtige 
zuſammenhaltende Bebeutung ward doch felbft in bem fo abweidhenden jüdiſchen 
Boltsthum dem ſalamoniſchen Tempelbau zugefchrieben, und welche tiefe Einprüde 
Mmäpften fih im Bollsgemüthe an ihn und an bie Burg auf Zion! In Rom 
führten die Aedilen die Aufficht über Tempel und öffentlihe Gebäude, hatten aber, 
zugleich in genauem Anfhluß an die eben erwähnte antile Auffaffung des Ber- 
hältniffes für die öffentlihen Spiele zu forgen, gegen Thenrung ber unentbehr« 
lihften Lebensmittel zu wirken, eine Gittenpolizei "zu üben und die öffentlichen 
Urkunden zu bewahren. 

Dei Ausbildung der germanifden Reiche wurben die Auffeher der königlichen 
Palatten zu den erften Würbenträgern gezählt, wobei freilich ihre urfprüngliche 
Funktion bald in den Hintergrund trat. Einharb, der vertraute Rathgeber Karla 
des Großen, ward von ihm hauptfählih auch als Baumeifter verwendet und 
finnte einem Minifter der öffentlichen Banten in ben neuern Staaten verglichen 
werben. Inbeß die germantfchen Staaten waren auf Länder, nit auf Städte 
geſtützt umb ihre Staatsbauten follten nicht die Bebürfniffe einer hochkultivirten 
ſtädtiſchen Bevölkerung befriedigen, ſondern, fo weit es ſich nicht um bie ber Mer 
Iigion gemwidmeten Dome handelte, dienten fie vor Allem ber Sicherheit, ber ſich 
jede weitere Rüdficht unterorbnen mußte. Wenn in reihen beutfchen Städten den 
Nagiſtraten auch Baumeifter beigefellt waren, fo war das eben eine Ueberfegung 
des römifchen Aebilis, ohne daß von den fo Benannten Kenntnig und Hebung ver 

worden wären. — Gegen Ausgang des Mittelalters erhielten die Regierungen 
öftere Beranlaffung, Bauten für öffentliche Zwecke aufführen zu laflen. Die Er- 
findung bes Schießpulvers machte einen fünftlicheren Feftungsbau nothwenbig. Der 
gefichertere Landfriede und bie. feftere innere Ordnung madte bie Verwandlung der 
Burgen in Schläffer möglich, während ber gefteigerte Glanz des Fürftenthums zu 
deren praditvoller Ausftattung veranlaßte. Den neuen Aufgaben des Staates kamen 
die Fortſchritte der techniſchen Wiffenfchaften entgegen und für den Architekten, ber 
mit kunſtleriſchem Sinne bie Herrſchaft Über die Technik verband, öffnete ſich das 
reihfte Feld des Wirkens. Italien namentlih war eine Pflanzflätte von Bau— 
meiftern für Zwede des Kriegs und Friedens, und Mander hat ſich auf biefem 
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Wege viel Gunſt und Anſehen und eine wichtige Stimme in dem Rathe der Fürſten 
erworben. | 

ALS die techniſchen Kenntniffe der Baulunſt größere Verbreitung fanden und nicht 
mehr wie ein zufälliges Monopol weniger Einzelner erfhienen, als mit der weitern 
Entwidlung bes neueren Staates fih die Nahfrage nad gefhidten Bauverftän- 
digen vermehrte, fo erweiterte fi aud bald bie Anzahl ver fi zu dem Ge— 
ſchäft Anbietenden. Sie wurden, wenn aud auf befcheidenerer Linie, mehr und 
mehr in ben regelmäßigen Dienft eingereiht und zunächſt mit der Aufführung und 
Inftanphaltung der öffentlichen Gebäude beauftragt. Bald gefellte fih zu dem 
Kriegs- und bau der immer wichtiger werdende Landſtraßenbau, der Brüden- 
bau, nad örtlihen Berhältniffen oft mit Hoher Bedeutſamleit der Waflerbau, theils 
zum Schuß durch Dämme und Deiche gegen Fluthſchäden und Ueberſchwemmungen, 
theils zur Negulirung des Stromlaufs und Eröffnung künſtlicher Waflerftraßen. 
Die jüngfte Zeit fügte ven Eifenbahnbau zu und legte dem Staate, auch wo er 
nicht ſelbſt die Bahnen errichtet, doch die Nothwendigkeit auf, fachkundige Männer 
dafür im feinen Dienft zu nehmen. Es wurbe aber aud die Handhabung einer 
Baupolizei über vie Privatbauten immer allgemeiner empfohlen und forgfältiger 
ausgebildet (fiche den Artikel Baupolizei), Enblih darf der Staat die Heran- 
bildung und das reichliche Vorhandenſein tüchtiger Bauverſtändiger nicht allein 
dem freien Streben der Einzelnen überlaſſen, er kann ſich der Aufgabe nicht ent⸗ 
ziehen, von ſich aus für die Mittel zur Bildung derſelben zu ſorgen, und wohl 
auch durch angeordnete Prüfungen dem Publitum Garantien, dem Streben einen 
weitern Sporn, dem Bildungsgang eine gewiſſe Regel und Ordnung zu geben. 
Aber es darf, wie dies vielfach in Deutſchland geſchehen iſt, dieſe Vorſorge nicht 
ſo weit gehen, daß nur die geprüften Bauverſtändigen zur Führung eines Baues 
berechtigt wären; die ſtaatliche· Prüfung ſoll als Empfehlung, nicht als Zmwangs« 
mittel für das Publikum dienen. (Siehe den Artikel Baupolizei.) 

Mit dieſer Bervielfahung ber Baubehörben und Erweiterung ihres Wirtungs- 
freifes wurde auch die Frage verwidelter, melde Stellung fie in dem Organismus 
ber Berwaltungsbehörben einzunehmen haben und weldem Berwaltungszweige ihnen 
zuzutbeilen feien. Während bie großen Baumeifter der frühern Zeit, bie als feltene 
Meifter ihrer Kunft in den Dieuft einzelner Fürften gelommen waren, von biefen 
in ver Regel als felbftändige Oberbeamte verwendet wurden, waren die Bau- 
beamten fpäter, als fie weniger hochgeſtellt, aber regelmäßiger und zahlreicher 
angewenbet wurden, meift denjenigen Behörben untergeben, welche bie betreffenden 
Bauten ausführen ließen. Dies war aber größtentheils die lanbesfürftliche Kammer 
und fo gehörten die Baubeamten in ver Regel audy zu dem Reſſort dieſer Finanz⸗ 
behörden. Nur das Militär pflegte fich feine Baubeamten in feinen Ingenieure 
und Fortifilationforps felbft heranzuziehen. 

Bei den neuern Organifationen hat fih das in den meiſten Staaten ge- 
ändert. In einigen Staaten beftehen gegenwärtig befondere Miniſterien für bie 
öffentlihen Bauten und Arbeiten, fo in Rußland das Minifterium ver Bauten, 
in Italien, Belgien u. f. w. das Minifterium der öffentlihen Arbeiten (lavori 
publiei; travaux publics). In England bildet die Commission of H, M. Works 
and Publie Buildings ein fogenanntes Parliamentary Board, deſſen Borfigenber 
je nach ber Perfönlichkeit und Parteitaktif Sig in dem Kabinet haben fann. Jedoch 
ift verfelbe in feinem Ausgabeetat zu allen erheblihen Bauten und in ber Er- 
nennung ber Büreaubeamten an die Genehmigung des Premierminifters, des First 
Lord of the Treasury gebunden, Bei der großen Decentralifation der englifchen 
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Berwaltung beſchränkt ſich aber feine Thätigkeit auf bie königlichen Paläfte und 
Parks, die Staatd- und Amtsgebäude, öffentlihe Anlagen und Sammlungen 
u. ſ. w. — In andern Staaten iſt das Minifterium für Handel und Inbuftrie 
zugleih mit den öffentlichen Arbeiten betraut, fo in Frankreich das Minifterium 
ver Landwirthſchaft, des Handels und der öffentlihen Arbeiten; in Preußen das 
Minifterium für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten, ähnlich in Bayern, 
Baden (Hier nur Wafler- und Straßenbau, während dem Minifterium ber 
Finanzen die Baudirektion für das Hochbauweſen unterfieht), Spanien u, f. w. 
In den Mittel- und Kleinftanten gehört das Bauweſen zum Geſchäftokreis des 
Minifterium des Inmern, fo in Sachſen, Württemberg, Nieberlanden u. f. w., 
ober aber es iſt noch bei dem Finanzdireltorium geblieben, wie in Medien- 
burg- Schwerin, Braunfhweig und amdern deutſchen Staaten, — Die Einrichtung 
eines befondern, auf das äffentlihe Bauweſen allein befchränkten Minifterlums er- 
ſcheint nur unter ganz befondern Berhältniffen gerechtfertigt, während es allerdings 
in großen Staaten zweckmäßig fein kann, die gefammte Vollswirthſchaftspflege und 
mit ihr and jenen Geſchäftszweig von dem Minifterium des Innern abzutrennen, 
welchem letteren dort feine polizeiliche und im engern Sinne politifche Thätigfeit 
Ihon genug zu thun gibt. In Meinern Staaten dagegen, wo man fi auf bie 
nothwendigſten Minifterien zu befchränten hat, da dürfte das Bauweſen dem Prin- 
cipe nach allerdings zu dem Reſſort des Minifteriums des Innern gehören, wäh- 
rend praftifche Gründe dafür fprechen können, es unter bie oberfte Finanzftelle zu 
ordnen. 

In Betreff der Bezirksverwaltung ſind bald büreaukratiſche Beamten beſtellt, 
welche unmittelbar von ber Oberbaubehörde abhängen und denen wieder die Unter» 
beamten der Lolalbezirte untergeorbnet find; fo in Frankreich, wo an der Spitze 
der öffentlichen Arbeiten jedes Departements ein ingenieur en chef fteht, während 
zum Zwede ber Beauffichtigung das Land in 14 Divifionen unter den inspeeteurs 
divisionaires getheilt ift; fo in Baden, wo 14 Bezirksinfpeftionen für Hochbauten, 
16 Infpeftionen für Wafler- und Straßenbau und je nah dem Bebürfnig mehrere 
Eifenbahnbauinfpeltionen beftehen. Bald ift das Baumwefen ven Provinzialregierungen 
jugewiefen, denen dann technijche Räthe beigegeben find, fo in Preußen, Bayern 
u. f. w. Bauinfpeftoren, Ingenieure, Kondukteure, Damm- und Deichinfpeltoren 
leiten die fpeciele Ausführung unter Auffiht und Kontrolle der Oberbeamten. 
Bihtig wird hier, wie die Formen der Bauanſchläge, Bauetats, Banrevifiond- 
und Abrehnungsprotofolle georbnet find. 

Baubehörben find techniſche Behörden, nicht politifhe, und haben lediglich 
bas durch höhere und eigentlich flaatliche Aufgaben Geforderte zwedmäßig auszu- 
führen. Es muß daher dafür geforgt werben, daß ihre rein technijchen Interefien 
nit den Sieg über das Staatsinterefie an der Sache bavontragen, die Zwed» 
mäßigkeit nicht ber ardhiteltonifhen Schönheit geopfert und bie financtellen Kräfte 
des Staates weife berüdfichtigt werben. Die entſcheidende Stimme wird daher zu- 
legt den Behörben, für deren Zwed gebaut wird, und der Yinanzbehörbe, welche 
die pefuniären Mittel zu ſchaffen hat, gebühren. Selbſt wo der Techniker glaubt, 
daß auch aus den Geſichtspunkten ver Zwedmäßigkeit und Sparſamkeit feine An- 
ſicht die richtigere fei, wird er die Verantwortlichleit für die Folgen einer Nicht 
beahtung derſelben den eigentlich maßgebenden Stellen überlafjen müſſen, wenn er 
dad Sachverhältniß und feine Gründe Mar, lichtvoll und erfhöpfend dargelegt hat. 

In befonders ſcharfen Grenzen müflen die Baubehörden gehalten werben, da- 
mit fie fi) in der That auf Verhinderung des Gemeinſchädlichen beſchränken und 
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nicht die Freiheit des Privatgeſchmackes beſchränken, oder mit der Mannigfaltig- 
fett örtlicher und individueller Bebürfniffe in Widerftreit kommen. 

Iſt es endlich auch fehr dankenswerth, wenn ber Staat für bie Mittel zur 
Einhaltung eines Bildungswegs forgt, den er für ben geeignetften zur Gewinnung 
tüchtiger Bauverftänbiger hält, und wenn er durch angeorbnete Prüfungen und darüber 
ausgeftellte Zengniffe dem Publikum Bürgfchaften für die Kenntniffe feiner Tech- 
nifer bietet, fo würde es doch zu weit gegangen fein, wenn er den ihm als ben 
beſten erfheinenden Bildungsweg für den allein zum Ziele führenden erflären, 
oder das Publikum bei den privaten Bauten unbebingt an bie von Ihm geprüften 
Techniker binden und bamit wieber einen Berufszweig von nit durdgängig Öffent- 
liher Natur aus der Sphäre bes freien Privatverfehrs in die der Staatsbevor- 
mundung leiten wollte. (Siehe den Artifel Baupolizei.) ebning. 


Banernftand. 


Wie der Adel und der Bürgerftand, fo ift auch der Bauernſtand eine Schöpfung 
des Mittelalters. Urfprünglic gab es bei den Romanen und bei den Germanen 
in Europa feinen Bauernftand. Die Römer ließen durch Sklaven und Colonen 
ihre Güter bebanen und die kleineren freien Grundbeſitzer in ven Provinzen, welche 
ihre Heder mit eigenem Pfluge durchfurchten, waren von jenen hörigen Landarbeitern 
völlig getrennt, bildeten aber unter fich feinen befondern Stand. Bei den alten 
Germanen waren bie freien Bolld-, Gau- und Marfgenoffen zugleid; Grundeigen- 
tbümer und bebanten wohl auch größtentheils felder mit Weib und Kindern ihre 
Hufe. Aber fie waren ftändifch geſchieden von ven Hörigen Leuten, welche auf dem 
Herrenhofe arbeiteten und die hörigen Güter bebauten; ihre Eigenfchaft als Land⸗ 
bauern fam nicht weiter in Betradt. 

Aber während des Mittelalters ift ein befonverer, von dem vornehmen Abel 
einerfeitd und den ftäbtifchen Bürgern anbrerfeits unterſchiedener Bauernftand aus 
der allmähligen Annäherung urfprünglih freier Landbauern, deren Güter 
unter die VBogteiherrfchaft gerathen und mit mandherlei dinglichen Abgaben belaftet 
worben waren, und urfpränglih höriger Bauern, bie nad) und nach fefteres 
Hofrecht erlangt hatten, herausgewachſen. Im Einzelnen freilich blieben bie Berhält- 
niffe noch äußerſt mannigfaltig. Jedes Land und jede Herrſchaft hatte ihre beſondern 
Sitten und Rechte. Es gab Großbauern und Kleinbauern; von denen an, bie ihr 
vollfreies Eigen bewahrt und außer der Dingpflicht andere Laften von ihren Gütern 
abgewehrt hatten, bis zu ben Pachtleuten und Tagewerfern, welche feinen ge- 
fiherten Befig hatten und Güter bebauten, die ihnen mweber zu Eigen noch zu 
Hofrecht dauernd gehörten, gab es viele Zwiſchenſtufen. Geeinigt wurbe diefe ganze 
Maſſe von Bauern vorzäglih durch ihren Beruf, Landbau mit perfönlider 
Arbeit, durch ihre Unterorbnung unter die Gerichtsherrſchaft theils ver 
Grund», theils der Bogteiherren, durch die Möglichkeit und meiftens auch Wirk- 
lichkeit dee Belaftung mit Zinfen und Frohnden und andern dinglich gewor- 
denen Öutsleiftungen, in der Mehrzahl aud durch die Verbände zur Land- 
gemeinde, burd bie gemeinjfamen Orbnungen der Allmendnutzungen, ber 
Flurwirthſchaft und durch diefelbe bBäuerlihe Sitte, burd ben Gegen: 
fag zu den großen und feinen Herrn und zu ben Stäbtern. Nur ausnahmsweiſe 
aber brachte e8 der Bauernftand im Mittelalter zu einer ſtändiſchen Ber» 
tretung in den Landſtänden und auf ben Neichstagen; erfteres vornehmlich in 
den Berglänbern der Schweiz und des Tyrols und in den Marfchen von Dft« 
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friesland, leßteres in dem flanbinavifhen Norden, theilmeife au in England, aber 
nicht in Deutjchland, und nit im den romanifchen Ländern. Im Großen und 
Ganzen war der deutſche Bauernfland im Mittelalter wenig geachtet. An der 
Bildung der Zeit hatte er eben fo wenig Antheil, als an der kriegeriſchen Ehre. 
Sein Sinnen und Tradten haftete an dem Boden, den er bebaute, und war in 
die enge Umgrenzung bes heimathlihen Dorfes oder Hofes eingeſchloſſen. Der 
Staat erjhien ihm verzäglih nur als eine obrigkeitlihe Herrſchaft, welde Steuern 
fordere und Zwang übe. In der Zeit der Meformation wurde er aufgewedt durch 
die neue Chriftenlehre, welche ihm Freiheit verfprah, und zornig rüttelte er an 
den alten Ketten in dem Bauernfriege, aber ohne großen Erfolg. Die Herr- 
haft wurde in den folgenden Jahrhunderten an manden Orten härter noch 
und firenger. 

Keinem andern Stande war die Umwandlung günftiger, welde bie neue Zeit 
brachte, ald dem Bauernftand. Die Aufhebung der Leibeigenfhaft und Hörigkeit, 
die Befreiung des Bodens von unzähligen Laften und Beſchwerden, welche zum 
Theil ohne Entgeld aufgehoben, zum Theil losfäuflih erflärt wurben, bie Um⸗ 
wandlung des hofhörigen Grundbefiges in freies Eigenthum, vie Auflöfung der ge- 
bundenen Güter und bie Einführung der Beräußerlichleit, die Befeitigung der Patri- 
monialgerihtsbarkeit und der Herrenrechte, die unmittelbare Verbindung ter Bauern 
wit dem modernen Staate, die Ausbreitung der ftantsbürgerlihen Rechte über bie 
männliche Landbevölkerung, die Gleihftellung mit den Städtern, die Theilnahme 
an der Mepräfentation im Lande und im Reich find einzelne harafteriftifche Züge 
biefer Umwandlung, welche zu Ende des vorigen Jahrhunderts beginnt, theilmeife 
no vor der franzöfifhen Revolution, und um die Mitte des neunzehnten Jahr- 
hunderts ihre Endſchaft erreicht. 

Die Veränderungen innerhalb ber Sitte und Denkweiſe ber Bauern 
felber find aber keineswegs fo groß, wir die Umgeftaltung ihrer Rechtsverhältniſſe 
unb ihrer ftaatlihen Stellung. Der Bauer hält mit nachhaltiger Zähigfeit die er- 
erbte Gewohnheit feft und folgt nur langſam und ſchwer beweglih den Wand⸗ 
lungen der Zeit nad. Die bäuerlichen Yamilienfitten und Eigenheiten find daher 
heute noch auf unzähligen Höfen und in vielen Dörfern fo ziemlich diefelben, wie 
vor Hundert und mehr Jahren. Wie der Bater es gemacht, fo treibt es der Sohn 
und Enkel fort und die Bäuerin beruft ſich gern auf die Weiſe ihrer Mutter und 
Großmutter. Deßhalb kann man heute no in Deutfhland von einem Banern- 
ande reden, der ſich noch unterfcheide von der übrigen bürgerlihen Geſellſchaft. 

Indeſſen ift aud der alte Bauernftand in langfamer Zerfegung und in einer 
fortgefegten Wandlung begriffen, welde in ven fultivirteren Gegenden ſchon er- 
hebliche Fortſchritte gemacht bat, und unaufbaltfam aud in bie übrigen Bezirke 
bineinwirkt. Das Gefühl des vollberehtigten Staatsbürgerthums und 
die Uebung der daraus folgenden politifhen Rechte und Pflichten, welche ohne Rüd- 
fiht auf die mittelalterlichen Stände gleibmäßig über das ganze Volk ausgebreitet 
find, Heben doc den Bauern über vie alte und gebrüdte Lage empor und bringen 
ihn im vielfältige Berührung und Gemeinfchaft mit den übrigen Klaffen. Ber- 
befferte Schulen verbreiten aud über das Land die moderne Bildung, bie ganz 
überwiegend einen bürgerliden Charakter hat. Wohlhabendere Bauern laffen öfter 
ihren Söhnen eine höhere Schulbildung und nicht felten eine wiſſenſchaftliche Er⸗ 
ziehung geben, und Töchter aus guten Familien werben zuweilen in ftäbtifche 
Erziehungsanftalten gefehlt. Die Zeitungen und Zeitferiften werben auch auf dem 

e gelefen; der Kalender und das Gebetbuch find nicht mehr die einzigen Bro- 
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ſchüren und Bücher, welche in Bauernhäuſern zu finden find. Politiſche, gejchicht- 
liche und technifche Schriften finden auch Zugang und bie Werke unferer Klaffiter 
find, ſeitdem fie in wohlfeilen Bollsausgaben erfheinen, auch auf dem Lande wohl 
befannt und beliebt geworben, Freiheit und Bildung gehen fo Arm in Arm 
und heben und vereveln das Leben auch der Bauern. Wir find in biefer Hinſicht 
freilich noch weit hinter der Kulturbewegung ber Vereinigten Staaten zurüd. Aber 
die Wege zur Kultur find geöffnet und nad und nad lernen bie Bauern auf ben- 
felben vorwärts gehen. 

Zu diefer ftillen Einwirkung der Schule und der Literatur fommt der Ein- 
fluß der politifhen Bildung hinzu, die militärische Erziehung im Heere kraft 
der allgemeinen Wehrpflicht, die Theilnahme an ven Gemeindeämtern und bie 
Nöthigung für die Gemeinde zu denken und zu forgen, die Pfliht, ale Schöffe 
oder ———— die öffentliche Rechtspflege verwalten zu helfen, die Thätigkelt 
der angefehenften Männer in den repräjentativen Berfammlungen der Kreife, ber 
Provincial- und Landtage, der Reichövertretung. Früher war der Pfarver ber ein- 
zige höher gebilvete Mann im Dorf. Nun finden fich mehrere gebildete Laien ba- 
jelbft, Beamte, Aerzte, Fabrikanten, gebildete Landwirthe, Schullehrer, und bie 
gebildete Gefellfchaft verzweigt fi von den Städten auf die Landſchaft. 

Die Landwirthſchaft beftimmt nicht mehr fo ausfchlieflih das ganze 
Dorfleben, wie vordem. Die Induſtrie hat ihre Thätigleit dahin verpflangt, 
und die Mannigfaltigkeit der induftriellen Arbeiten in Fabrilen und für Yabrifen 
erweitert den Geſichtskreis der Leute und bereichert ihre Erfahrungen. Nicht Alles 
mehr ift Naturalwirthſchaft; vie Geldwirthſchaft hat fih aud in dem Dorfe ein- 
gebürgert. Wie die ſtädtiſche Tracht and) auf die Landleute übergeht, nur gewöhnlich 
erft nachdem die ftädtifche Mode veraltet ift und in ber Stadt durch eine nemere 
verbrängt wird, fo gehen auch ftäbtifche Erfindungen und Berbefferungen ver Kultur 
langfam über. Der Landbau felber muß rationeller als früher betrieben werben, 
damit er die Konkurrenz aushalte. 

Durch alle dieſe Einflüffe wird doch zulett auch die flarre Erbfitte der Banern 
aus ben alten Geleiſen weggefhoben und zur Umbildung genötbigt. In dem Sprach- 
gebraude wird die Veränderung angedeutet. Das Wort Bauer bezeichnet vor- 
zugsweife den älteren herfömmlihen Zuftand, ber Ausdruck Landwirth eher 
die moderne Umbilbung. 

Der tonfervative Grundcharakter des deutſchen Bauernftandes ift für den 
beutfchen Staat von höchſtem Werthe. Deutfchland iſt reiher an den fo bewahrten 
Volkskräften als die andern enropätfchen Länder und kann noch Jahrhunderte lang 
aus biefem Grundftod feiner Volksmacht jhöpfen, ohme ihn auszuleeren. Der 
Bauernftand ift wie leiblih, fo auch geiftig in einem fortwirkenden Zufammen- 
bang mit der Natur geblieben. Indem wir diefen Zufammenhang bewahren, 
bleibt auch unfere Kultur natürlich und gefund. 

Seine volle Kraftentwidlung kann aber ber Bauernftand erft gewinnen, feit- 
bem er mit feinem Boden frei und zugleich der modernen Bildung zu— 
gänglih geworden if. Vorher war er großentheils eine rohe und träge, nur 
dem Zwang gehorchende, unter ter Herrfhaft und Bormundfhaft ſtehende Maſſe. 
Das Wort „bäuriſch“ war fynonym mit roh und gemein. Nun Hilft er felbft- 
bemußter und felbftthätig mit eigenem Willen arbeiten an der gemeinen Wohl- 
fahrt. Wenn er dabei nur langſam fortfhreitet, fo ift das gegenüber ver drängen» 
den und raſchen Bewegung der inbuftriellen Bevölkerung ganz gut. Seine Be- 
barrlichkeit dient als Gegengewicht gegen die Haft der Neuerung. Die Geſellſchaft 
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und der Staat finden in ihm vorzüglich die nöthige Ruhe; ihr gefundes Leben 
aber bedarf ebenfo wie das Leben des Individuums des Wechfeld von Ruhe und 
Bewegung, und der Verbindung von Beharrlichem und Veränderlichem. 

Die Anhänglichkeit an die Familie und an die Heimath iſt in dem 
Bauernftande vorzüglih ſtark. Die Sorge um das Gut und die Liebe zum Bauern- 
bof find zuweilen fo mächtig, daß der alte echte Bauer nad Bauernfitte zur Er» 
haltung des Guts fogar ſich ſelber opfert, indem er den Altentheil bezieht und 
das Gut troß bes gefeglichen Erbrehts mit feiner Gleichtheilung unter alle Kinder 
unvertheilt Einem der Söhne zu mäßigem Preife zuwendet. Diefe Gebundenheit 
des ganzen Dafeins an Familie, Ort und Hof bat freilich ihre fehr bedenklichen 
Seiten; fie macht den Bauern auch zumeilen hart, engherzig, felbftfüchtig, reizt zu 
befhränftem Eigenfinn und iſt ein Hinderniß aller Kulturverbefferung. Aber wenn 
fie vor Ueberfpannung bewahrt und von den Mißbräuden gereinigt wird, wenn 
fie au8 der gleb® adseriptio umgewandelt wird in ein Verhältniß freier Sorge 
und Liebe, fo wird fie zu einer reihen Quelle ehrbarer Familtentugend und auf- 
opfernder Baterlandsliebe. 

Die Erhaltung eines freien Bauernftandes, oder wenn man lieber will, einer 
zahlreichen Klaſſe freier Landwirthe mit Grundeigenthum ift eines der 
wichtigſten Staatsintereſſen. Mit gefeglihen Zwangsmitteln und insbefondere mit 
der Wiederherftellung unveräußerlider und untheilbarer Erbgüter läßt ſich das nicht 
machen; denn das Mittel paßt nicht mehr zu einer höhern Wirthſchaft, und hätte 
andere fehwere Uebel im Gefolge. Die Gefahr bei höherer Kultur ift nach dem 
Zeugniß der römifchen und englifhen Geſchichte die, daß nad und nach die großen 
Kopitaliften eine Menge von Meinern Gütern zufammen faufen und bie Tatis 
fundien ber Reihen die Bauerngüter der mittlern und Heinern Bauern ver- 
ſchlingen. Es läßt ſich dieſer Gefahr am beften durch bie wirthſchaftliche 
Bildung und die Gemeinde-und ſtaatsbürgerliche Freiheit der Land- 
wirthe begegnen. Denn die freien und gebildeten Wirthe haben in fidh die Kraft, 
ihre Selbftändigfeit zu erhalten und ihre Güter mit Vortheil zu bebauen, Gute 
Schulen und eine gute Gemeinde- und Staatsverfaffung find unerläßliche Be— 
dingungen diefer Bewahrung des Bauernftandes. In Folge der Bildung und Frei⸗— 
heit find dann die Landwirthe befähigt, die nüglichfte Kultur zu erfennen und zu 
betreiben. Die kleineren Befiger können überdem ihre Arbeitsfräfte zu induftrieller 
Tätigkeit neben dem Feld» und Wiefenbau verwerthen, und in ber Verbindung 
mit ber Fabrikation leichter und beffer ihre Familie ernähren. 

Der bäuerliche Grundbeſitz unterfheidet fih von dem Großgut 
oder herrſchaftlichem Grundbeſitz weniger noch dur die Ausdehnung der 
Güter, obwohl jener durchweg nicht umfangreicher ift, als die bäuerliche Fa— 
milie durd ihre Arbeit zu bebauen vermag, wogegen biefer der Vermittlung durch 
Verwalter und andere bäuerlihe Familien (Pähterfamilien) bedarf, als 
durch die Verbindung von Bauarbeit und Kapital (Gutsbefig) in der Perſon 
de8 Bauern und feiner Familie. Der Herr läßt bauen, der Bauer baut felbft. Im 
Großgrundbefig überwiegt das Kapital des Herrn, im bäuerlichen Befig die Arbeit 
ded Bauern. Freilich gibt es ummerfliche Uebergänge aus einem Zuftande in ben 
andern. Es gibt reihe Bauern, welche großes Kapital und mehrere Hufen befigen, 
und es gibt verfchuldete Grundherrn, deren Herrfchaft zu einem einen Landbeſitz 
zufammengefhrumpft ift, der feine Familie ernähren Tann. Iene Landwirthe fteigen 
zu den Großgrundbefigern auf, diefe Grundherren fallen dem ölonomifhen Ruin 
zu. Für den bäuerlichen Grundbeſitz ift e8 aber von Bortheil, wenn neben ihm 
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eine Anzahl Herrengüter beftchen. Nur bürfen dieſe nicht mehr ihre Herrſchaft über 
jene ausbehnen. Die mittelalterlihe Form biefer Herrfhaft ift num zerflört, und 
die Entftehung einer neuen Form (Latifundien mit Pächtern) zu verhüten, ift eine 
Aufgabe der heutigen Zeit. Wenn dagegen Herrengüter neben freien Bauerngütern 
beftehen, fo dienen die erftern dem legtern dadurch, daß fie zuerft bie nöthigen Ber- 
ſuche mit Kulturverbefferungen und Mafchinenarbeit vornehmen. Der Heine Land⸗ 
wirth muß fi davor hüten, weil er den Kapitalverluft mißglädter Verſuche nicht 
ertragen kann. Wenn daher der Bauer inftinktiv gegen Aenderungen mißtrauifch 
ft und nur Erprobtes und Bewährtes nachbildet, 5 handelt er feiner Lage und 
feinen Kräften gemäß. Daß er darin nicht zu weit gehe, und nidt im alten 
Schlendrian fortfimpele, während er mit Sicherheit Berbefjerungen vornehmen 
önnte, dafür kann nur durdy beffere Bildung geforgt werden, welde fein Auge 
und fein Urtheil fhärft. Für die Erhaltung eines freien Bauernftandes nöthig und 
dienlich ift insbefondere ein gutes Hhypothefarfuftem, weldes auf der einen Seite 
es dem Bauern möglich macht, Kapitalien auf feinen Befig zu erhalten, aber ihn 
auch * allzu heftigen Schwankungen durch plötzliche Kündigung des Gläubigers 
bewahrt. 

Im Uebergang aus ber Ariſtokratie des Mittelalters in den modernen Staat 
ift während längerer Zeit an bie Stelle der grunbherrlihen die ftaatspolizei- 
lide Bevormunbung ber Bauern getreten. Das Amt hat die Bauern unter 
feine Zudt genommen und die Regierungen haben biefelben zuweilen wie eine 
paffive Maffe betrachtet, vorzüglich geeignet, Soldaten zu liefern und Steuern zu 
bezahlen. Auch diefe neue Staatsherrfchaft, in welder ſich wohlwollende väterlicye 
Abſichten mit hochmüthiger Herrfhaft des Beamtenthums verbanden, ift in Folge 
der entwidelteren Gemeindefreiheit und der Repräfentativverfaffung nunmehr befeitigt 
ober doch im Untergange begriffen. Sie wirb in demſelben Grade entbehrlih und 
ſchädlich, in welchem die Thätigleit der Bauern wädhst, für ihre gemeinfamen 
Interefien felber zu forgen. Die Gemeindeverfaffung fol auch dazu dienen, bie 
Bauern in der Selbftverwaltung zu üben. Auch da find Bildung und fFrei- 
beit die beiden Arme des Hebels, welder die bäuerliche Gefittung vorwärts ſchiebt, 
ohne die gefunde Natur diefer Klaffe zu verberben. 

Die ideale Seite des bäuerlichen Lebens gipfelt feit dem Mittelalter vorzüglich 
in der Religion und dem kirchlichen Kultus, Auch in viefer Hinfiht be=- 
wahrt der Bauer die alte, ehrwürdige Sitte und folgt willig, ohne viel Kritik zu 
üben, der herlömmlichen Autorität. Daß aber die deutſchen Bauern diefer Auto- 
rität, wenn fie mit ihrem menſchlichen Gewiſſen in Widerfprud geräth, fih auch 
zu entziehen und viefelbe zu brechen vermögen, das beweist die Geſchichte der 
deutſchen Kirhenreform. Der Klerus kann daher wohl in vielen Fällen leichter die 
Bauern leiten als die Städtebewohner, aber doch nur bis auf eine gewiſſe Orenz- 
linte. Wenn er ihnen mehr zumutbet, als der natürliche Menſch erträgt, oder wenn 
er ihre Intereffen verlegt, dann ſchlägt er auf einmal um und zerbricht die geift- 
liche Defpotie. Seine bürgerliche Freiheit und die Freiheit jenes Gutes läßt er 
nicht mehr antaften, audy nicht, wenn ihm hölliſche Strafen angebroht werben, 

Entfprehend der modernen Civilifation ift aber aud für den Bauernftand 
das Interefje an dem Staate im Steigen begriffen; und neben ver Religion zieht 
au die Politik den Geift der Bauern an. Auch die politifchen Intereffen find 
ideale Interefien von höchſten Werth und Rang; und das Herz der Bauern wird 
warm für das Recht und die Wohlfahrt feines Baterlandes. An Treue gegen vie 
gefeglihe Obrigkeit, an Muth und Tapferkeit, an Aufopferungsfähigfeit für ven 
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Staat flieht er keiner andern Bollelaffe nah, und leuchtet er den meiften vor. 
Benn er daneben fich gegenüber neuen Stewerauflagen fpröde verhält, fo wird das 
zum Theil aus feiner Tonfervativen Art, zum Theil aber au aus der gefchicht- 
lien Erinnerung erklärt, daß die öffentlichen Laſten vorzüglich auf ihn gemälzt, 
Me öffentlihen Genüffe aber von Andern eingeheimst wurben. Außerbem hat ber 
deutſche Bauer eine große Empfänglichkeit für die Natur, der er fi verbunden 
fühlt. Die urſprüngliche Religion der Germanen war Naturreligion. In diefer 
Hinfiht Tann die moderne Bildung dem Bauern große Dienfte, auch von idealem 
Berthe leiften, wenn fie ihm das Verſtändniß der Naturfräfte und ber natürlichen 
Beltordnumg aufichließt. Bluntfölt. 


Baupolizei. 


Das Recht des Eigenthümers, auf ſeinem Grund und Boden nach ſeinem 
Gutdünken Bauten aufzuführen und die errichteten Gebäude einzurichten, iſt in 
meifacher Hinficht beſchränkt. Einerfeits darf durch die Ausübung diefes Rechts 
kin Privatrecht einer andern Perfon verlegt, vor Allem darf dur einen Ban in 
vie Rechtsfphäre des Nachbars nicht eingegriffen werden. Die Beftimmungen über 
tie Grenzen der beiderfeitigen Rechtsgebiete trifft das Privatrecht, Schu vor der- 
artigen Rechtsverlegungen bietet das Civilgericht. Undererfeits aber muß ſich ber 
Cigentgümer Beſchraͤnkungen feiner Baufreiheit gefallen laſſen, welche bie Staats- 
zewalt im öffentlichen Intereffe für nothwendig erachtet. Bel der Ausübung des 
baurechts können die Privatrechte Anderer unangetaftet bleiben, aber es können 
trotzdem dadurch die Bebingungen verlegt werden, unter denen allein ein Gebeihen 
der bürgerlichen Geſellſchaft, deren Sicherheit und Fortentwidelung möglid find. 
Ue jene Maßregeln num, welde bie Staatsgewalt in Bezug auf das Bauten- 
wein aus Gründen des öffentlichen Wohls zu ergreifen verpflichtet ift, werben 
in dem Begriff der Baupolizei zufammengefaßt. Das Recht zum Schutze der dffent- 
lichen Interefjen, die perfönliche Freiheit und die Ausübung bes —— 
in dieſer Richtung zu beſchränken, kann der Staatsgewalt in keiner Weiſe beſtritten 
werden. Wenn wir von dem Satze ausgehen, daß bie polizeiliche Thätigkeit des 
Staates überall da Platz greifen muß, wo die unerläßlihen Bedingungen ber 
bürgerlichen Exiſtenz durch die Einzelnen oder durch die Bereinigung Einzelner 
nicht zu wahren find (vgl. den Artikel Boltzei, Staat, Verwaltung), fo ift es eine 
durd die Erfahrung gegebene Konſequenz diefes Satzes, daß die polizeiliche Be— 
aufſichtigung und Negelung des Bauweſens nicht zu umgehen iſt. Diefe polizeiliche 
Tpätigkeit Tann fi) beziehen entweder auf das einzelne Gebäude (nievere Bau- 
polizei) oder auf die Anlage ganzer Ortſchaften oder Straßen (höhere Baupolizei). 
don mehrfachen Geſichtspunkten aus fann aber die Staatsgewalt fi genöthigt 
khen, Maßregeln fowohl der höhern wie der niedern Baupolizei zu ergreifen. 
Zanaͤchſt liegt es, daß durch nadläffige Bauten die äußere Sicherheit ver Be 
völferung bedroht und verlett werden kann. Die Gefahren, welde durch den Ein- 
hurz baufälliger Gebäude entftehen können, müſſen durch polizeiliche Vorſchriften 
er verhindert werden, und in Bezug auf bie Verhütung ver Feuersgefahr 

die Baupolizei mit der yeuerpolizei zufammen. Alle die Maßregeln der Bau⸗ 
yollgei, welde zum Schuge ver Sicherheit des Lebens und des Vermögens ge> 
troffen werben, bilden einen Theil der Sicherheitspolizei (fiehe dieſen Artikel). Die 
Polizeiwiffenfhaft ann in Bezug Hierauf nur allgemeine Grundzüge aufftellen, 
während deren Durchführung im einzelnen den örtlichen Bedürfniffen angepaßt 
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werben muß. So kann aud die allgemeine Polizeigefeggebung nur die Grundfäge 
über biefen Theil der Baupolizei geben. Sache der Ortspolizeibehörben aber tft 
es, die nähern VBorfchriften zu erlafjen und zur Geltung zu bringen. Ihre Thätig- 
feit muß wefentlih darin beftehen, die Säge, welde die Erfahrung Sadverftän- 
biger zum Schuge vor Unglüdsfällen und Fenersgefahren für nothwendig erfannt hat, 
in polizeilihe Anordnungen umzuwandeln und deren Ausführung zu überwachen. 

Um der Gefahr vorzubeugen, welde aus dem Einfturze baufälliger Ge— 
bäude entftehen kann, verpflichten die Gefege den Eigenthlimer zur Unterhaltung 
in baulihem Stande; die Polizeibehörde hat die Befugniß, ihn dazu anzuhalten 
und im Falle des Ungehorfams auf feine Koften die nothwendigen Maßregelm zu 
ergreifen (vgl. 3. B. Preußen Allg. L.R. I 8 $ 37—39). Die Polizeiftrafgefege 
bedrohen außerdem einen folhen Ungehorfam mit Geld oder Gefängnifftrafe (vgl. 
3. B. Code pénal. Art. 471 8 5. Preußen Strafgefegbuh $ 345 Nr. 10. Baden 
Polizeiftrafgefegbuh $ 116 u. f. w.). Die Vorſchriften der Feuer-⸗Baupolizei wer- 
den fi hauptſächlich zu erfireden haben auf eine vorfichtige und ſichere Einrich- 
tung der Feuerſtellen, Bau von Brandmanern, auf Abſchaffung feuergefährlicher 
Bedachung u. f. w. und auf eine forgjame und regelmäßige Aufficht über die Be— 
obachtung der polizeilihen Anordnungen durch eine befondere Behörde (Feuer- 
bauer). Berner werben befondere Anorbnungen zu treffen fein in Bezug auf bie 
Anlage und den Bau von feuergefährlihen Werfftätten und Fabriken. Diefelben 
müffen entweder aus dem Bereiche anderer Wohnungen, namentlid aus der Mitte 
gefhloffener Wohnorte entfernt werben, oder, wenn dies nicht auszuführen iſt, fo 
muß er die Anwendung aller möglichen Sicherungsbauten verlangt werben 
(vgl. v. Mohl Bolizeiwiffenfhaft Bo. IT ©. 127 u. ff.; die Preußiſche Gefeg- 
gebung bei Rönne Preußifches Staatsrecht Bd. II B ©. 199; Bayern Polizei- 
Strafgefegbuh Art. 129, 171—173, 180 u. ff. In Baden tft das Einzelne den 
Vorſchriften der örtlichen Polizeibehörben überlaffen, Polizei-St.G.B. $ 110, 116). 
Auch bei der Handhabung der höhern Baupolizet ift auf die Sicherheit von Feuers⸗ 
gefahr Rüdfiht zu nehmen, bei Unlegung neuer Strafen ift ſchon aus biefem 
Grund auf die gehörige Breite derfelben zu fehen, und Borfchriften über den 
Auseinanderbau und die Entfernung der Gebäude von einander zu erlafien, um 
bie Verbreitung des Feuers‘ von einem Gebäude zu einem anbern zu verhindern. 
Doch wird dur das Gebot von fteinernen Brandmauern von genügender Höhe 
namentlid in volfreihen Städten dieſe Maßregel erfegt werben müſſen. 

Eben fo wichtig wie die Sorge um Sicherung des Lebens und Vermögens 
vor üußern Gefahren ift aber für die Baupolizet der Geſichtspunkt der Gefund- 
beitspolizet. Ihr liegt e8 ob, die allgemeinen Bedingungen ver Gejundheit herzu- 
ftellen, fo weit biejelben in Bau und Anlage ver Wohnungen liegen. Während 
früher die Baupolizei ſich wefentlih darauf befchränfte, die Anordnungen in Bezug 
auf Errihtung gewerblider Anlagen aud mit Rüdfiht auf die ſchaͤdlichen Ein- 
flüffe zu treffen, welde aus bem Gewerbebetrieb für vie Gefundheit der umwoh- 
nenden Bevölkerung entftehen fünnen, bat namentlich, ſeit vem Auftreten der Cholera 
1830 die Baupolizei, fo weit fie zu dem Gefunpheitswefen gehört, eine neue groß- 
artige Richtung genommen. Seitdem die Wiffenfhaft erfannt hat, daß in den 
Wohnungsverhältniffen der großen Städte eine Haupturfadhe der meiften epibe- 
mifhen und anſteckenden Krankheiten Liegt, ift e8 in ganz Europa die widhtigfte 
Aufgabe der Baupolizei geworben, die Herftellung gefunder Wohnungen in bie 
Hand zu nehmen (fiehe über das Einzelne ven Artikel Gefundheitspflege). 

Neben den Maßregeln, welde der Staat in Betreff des Bautenwejend aus 
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ſicherheits und geſundheitspolizeilichen Nüdfihten zu treffen hat, kann er aber 
and im Gebiete der Banpolizei thätig werden, um folhe Bauten und Bauanlagen 
zu verhindern, welde in irgend einer Beziehung entweder zur Berunftaltung und 
Berunzierung der Straßen und öffentlihen Pläge ober aud zur Hemmung bes 
Verkehrs gereihen. Indeſſen ift es Pflicht des Staates, nur in den äußerften 
Faällen ans diefen Gründen die perſönliche Freiheit und das Baurecht zu be— 
Ihränfen. Denn offenbar find die Nüdfihten, weldye der Staat auf die größere 
Bequemlichkeit und die äußere arditeltonifhe Schönheit nehmen darf, nur in 
wenigen Fällen von folhem Gewicht, daß ihrethalben eines ber wichtigften 
Principien des modernen Staates, die individuelle Freiheit, beſchränkt werben 
lann. Leider ift jedoch in den deutſchen Staaten gar häufig die polizeiliche 
Tätigkeit eime viel zu ausgedehnte; man begnügt fi nicht damit, zwedmäßige 
Baulinien Herzuftellen und deren Iumehaltung zu überwahen, ſondern die allge- 
meinen und örtlihen Bauordnungen ſchreiben nicht felten aus äfthetiihen Gründen 
in Betreff der Façade, des Anftrichs u. ſ. w. Beſchränkungen des individuellen 
Beliebend vor, die kaum zu rechtfertigen fein bürften, oder was noch ſchlimmer ift, 
fie überlafien in jedem einzelnen Falle die Entfheidung darüber, ob ein Bau, Repa« 
tur u. ſ. w. zuläffig ift, dem Gutbünten einer bald mehr bald weniger ſach⸗ 
derſtaͤndigen Behörde. 

Schließlich wird die Baufreiheit noch ſpeciellen Beſchränkungen in der Um⸗ 
gebung von Feſtungen unterworfen, um bie Vertheidigungsfähigleit nicht durch 
ielhe bauliche Anlagen zu benachtheiligen, welche die freie Umſicht von ven Feftungs- 
weten und die Wirkungen der Schußwaffen hindern und vie Annäherung bes 
deindes begünftigen könnten. 

Um dieſe verfhiedenen Zwede zu erreichen, um ver Berlegung der angeführten 
öffentlichen Intereffen vorzubeugen, greift die Staatsgewalt zu vorbeugenden (Prä- 
ventiv-) Mitteln, wenn es ſich von noch nicht ausgeführten, erſt beabfichtigten Bauten 
handelt oder zu Mepreffiomafregeln, wenn fie den etwaigen Gefahren und Nad- 
theilen, die aus ſchon beftehenden Bauten entfpringen können, entgegen zu treten 
hat, Bis in die neueſte Zeit und theilweiſe no in der Gegenwart bildet bie 
Baupolizei ein weites Feld für die bürenufratifche Bevormundung und die Mittel, 
wide der Staat für nothwendig hält, um bie Interefien des Gemeinwohls zu 
Idügen, greifen fo tief in die individuelle Selbftänbigkeit ein, wie kaum in einem 
andern Öedlete. Während die Beförberung des Geſundheitsweſens durch Maß- 
tegeln der höhern Baupolizei vielfach erft im Beginne ſteht (fiehe den Artikel Ges 
Innpheitöpflege), find die Heinlichen Vorſchriften der nievern Baupolizei bis zu 
äinem Grade in den meiften deutſchen Staaten ausgebildet, der für einen Eng- 
länder oder Amerikaner kaum verftändlic wäre. Als wichtige Präventiomafregel 
gegen bie fehlerhafte und umfolive Ausführung der Bauten beftand bis in die 
neufte Zeit die Beſchränkung des Betriebs des Bauhandwerks. Ein Bau durfte 
mr geführt werden durch dazu qualificirte Perſonen. Diefe Dualifilation wurde 
langt durch Prüfungen vor befondern Baubepntationen, und fomohl die Bau- 
meifter als Maurer, Zinmerleute, Dachdeder u. f. w. mußten ſich einer folchen 
fung unterwerfen. Diefe Beſchränkung iſt aufgehoben durch die neuern Gefege 
über Gewerbefreiheit: Baden Geſetz vom 20. September 1862; Norddeutſcher 

Geſetz vom 8. Juli 1868; Bayern Geſetz vom 1. September 1868. 
Eine weitere Präventivmaßregel befteht in ber Kontrollirung aller beabfid- 
Neubauten und größern Reparaturen durch bie Polizeibehörbe. Derfelben 
Mad über alle Bauten Pläne vorzulegen, die erft nach einer forgfältigen Prüfung 
17* 
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von ihr genehmigt werden ſollen. Eine ſolche vorhergehende Genehmigung wird 
faſt in allen deutſchen Staaten verlangt, jo Preußen Allg. L.R. 188 65 u. fi; 
Baden Bolizeiftrafgefegbuh $ 116; Bayern Polizel-St.G.B. Art. 183, Allge- 
meine Bauorbuung vom 20. Juni 1864. Diefe Forderung einer Genehmigung 
jeves Baues erfcheint aber als eine ven Grundfägen über perſönliche Selbftänbig- 
feit wenig entfpredhende Bevormundung. Sind die Vorfhriften über die Anlage 
und Ausführung von Bauten detaillirt und bündig und ift deren Verlegung mit 
Strafen bedroht, jo ſcheint uns eine folde Präventiomaßregel, die der Willtür der 
Banbeamten Thür und Thor öffnet, nit nur überflüffig, fondern auch birelt 
ſchädlich, weil fie tie freie Bewegung bes Gewerbebetriebs hemmt. Statthaft ift 
dagegen das Erforberniß einer vorhergehenden Genehmigung zur Erridtung von 
gewerblichen Anlagen, welche durch den Betrieb für die Umgebung erhebliche Nach- 
theile, Gefahren oder Beläftigungen herbeiführen. Ihre Folgen können fo nach— 
teilig für den Gefunpheitszuftand einer ganzen Bevölferung fein, fie können folde 
unmittelbare Gefahren für ihre Nachbarſchaft herbeiführen, und bei einer genauen 
und gejeglichen Feftfegung der einzelnen Merkmale und einer Oberinftanz ift die Will- 
für der Beamten in fo enge Orenzen eingefchloffen, daß die Bortheile einer vorher- 
gehenden Genehmigung die Nachtheile überwiegen. So unterwirft aud) das englifche Recht 
buch die General Health Act von 1848 die Anlage derartiger Werfftätten und Fabriken 
einer polizeilichen Konceffion. Das franzöfifhe Recht (Dekret vom 15. Oftober 1810 
und Gefeg vom 27. Januar 1837) unterfcheidet drei Klaffen von gewerbliden An- 
lagen, 6tablissements dangereux, insalubres und incommodes und knüpft die Er- 
richtung der erften und zweiten an die Erlaubniß des Präfelten, die ber dritten an bie 
Erlaubniß des Unterpräfeften. Die deutſche Gefeßgebung hat eine ſolche Unterſcheidung 
nicht aufgenommen, fie unterwirft die Errichtung von Oewerbsanlagen, deren Betrieb 
Nachtheile oder Beläftigung zur Folge haben faun, der polizeilichen Genehmigung, regelt 
das Verfahren, das bei ver Unterfuhung zu beobachten ift, beftimmt die Bedingungen, 
unter denen die Erlaubniß ertheilt werden fol, und bedroht diejenigen, welche ohne 
Genehmigung einen folhen Bau errichten, mit verhältnigmäßig hohen Strafen 
(Preußen Gefeg vom 1. Juli 1861; Baden Gewerbegefeg Art. 10; Bayern 
Pol.St.®. Art. 129, 151; Verortnung vom 16. Mai 1863 u. f. w.). 

Eine dritte Präventivmaßregel, die der Feuerpolizei angehört, befteht im ber 
Einrihtung einer Feuerſchau. Diefelbe wird zu beftimmten Zeiten (gewöhnlich 
zwei Mal jährli) dur eine befondere Kommiffion vorgenommen und befteht in 
der Befichtigung und Unterfuchung aller Feuerftellen behufs der Entdeckung fener- 
gefährlicher Zuftände in und an den Gebäuden. (Vgl. Rönne Staatsredt II B 
©. 203; Bayern P.St.G.B. Art. 173; Baden P.Si. G. B. $ 114.) 

Die repreffiven Mafregeln, welche zur Aufrehthaltung und Durdführung 
der Baupolizei dienen, beftehen darin, daß ber Polizeibehörde das Recht zufteht, 
bie Gebäude, welche in Hinficht auf Feuersgefahr, wegen Baufälligkeit oder wegen 
eines andern Umftandes Nachtheile beforgen Iaflen, bei Weigerung des Eigen- 
thümers, den baupolizeilihen Borfchriften nachzukommen, auf deſſen Koften abzu- 
reißen oder abzuändern, und darin, daß bie. Verlegung der baupolizeilichen Bor- 
fchriften mit Strafen bedroht if. Die Befugniß der Polizeibehörbe, die erftere 
Mafregel zu ergreifen, ift ein Ausfluß des allgemeinen Rechts der Polizei, inner- 
halb ihrer Zuftändigkeit rechts- und ordnungswidrige Zuftände zu befeitigen. Darin 
befteht das Recht einer felbftändigen Erekution, welches der Polizei zulommt (fiehe 
den Artikel Polizei. Preußen Allg. ER. I 8 $ 37. Baden P.St.G.B. $ 30. 
Frankreich Code pEnal Art. 471 8 5. In Bayern kann eine ſolche Erelution nur 


Bapern. 261 


als —— Maßregel, vorbehältlih ber Strafverfolgung angewandt werben. 
P6St. G. B. Art. 186). Durch die Strafgefege ift den Vorſchriften der Baupnlizei 
in doppelter Richtung ein Schuß gewährt, Einmal find fie gerichtet gegen ben» 
jemigen, ber bie Verantwortung zu tragen hat für einen ans einem fchledht aus- 
geführten oder vernadjläffigten Gebäude entftandenen Schaden. So bedroht das 
Preußifche Strafgefegbuh Art. 202 die Bauführer und Bauhandwerler, die bei 
der Ausführung eines Baues gegen die allgemeinen Regeln der Baufunft gehan- 
velt Haben, fo daß hieraus für Andere eine Gefahr entfteht. Andere Stragefege 
machen, neben der civilrechtlihen Haftung, nur den Eigenthümer und auch biefen 
nur in ſehr befchränkttem Maße für ven Schaden verantwortlih, der durch ben 
Einfturz a. ſ. w. eines Baues entfteht. (So Frankreich Code penal Art. 479 8 4. 
Bl. Code eivil Art. 1386, 1792.) 

In anderer Richtung bedrohen die Strafgefege überhaupt jede Verlegung ber 
baupolizeilichen Borfchriften mit Strafe, ohne zu unterfheiden, ob dadurch ein 
Schaden entftanden ift ober nicht. In den Straf und Polizeiftrafgefegbüchern findet 
fh gewöhnlid nur das Maß der Strafe beftimmt, weldes bei Verlegung ber 
betreffenden Vorſchriften angewandt werben foll, während bagegen ben Polizei» 
behörden es überlaffen ift, durch Verorbnungen die befondern Beflimmungen und 
Anordnungen zu treffen. Doc finden fi aud einzelne materielle Beftimmungen 
in diefen Geſetzbüchern felbft. (Vgl. Preußen Strafgefegbudh $ 345, 347. Bayern 
3..G.B. Art. 129, 180—186. Baden P.St. G.B. $ 116 u. ff. Code penal 
Ät. 471 8 5.) 

Das Net, baupolizeiliche Verordnungen zu erlaffen, fowie die Handhabung 
ver Baupolizei ift den gewöhnlichen Polizeibehörven überlaffen, welche diefe Befug« 
uffe in derfelben Weife auszuüben haben, wie bie weitern polizeilihen Funktionen 
fiehe den Artilel Bolizeibehörben). So weit die Baupolizei mit der Gefunbheits- 
rolizei konkurrirt, haben bei ihrer Durdführung aud die Sanitätpolizeibeamten 
nitzuwirten, während felbftverftänplich in allen Fällen, in benen bies nöthig er» 
Iheint, die technifchen Sachverſtändigen beizuziehen find. göning. 
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Im Jahre 1180 wurde der Pfalzgraf Otto von Wittelsbach von Kalfer 
Ftiedrich I. mit dem Herzogthum Bayern belehnt. Bald darauf erwarb das Haus 
durch Heirath die Pfalz und befaß ſeitdem im biefen beiden Provinzen ven Kern 
kiner Macht. Da es lange Zeit Regel war, daß jeder Herzog fein Land unter 
kine Söhne vertheilte, riß allmählig eine große Zerfplitterung ein, welche es zur 
Genäge erklärt, warum Bahern zu feiner größeren Bedeutung gelangte. Nur 
während der Negierungszeit Kaifer Ludwigs des Bayern (1314—1347) er- 
langte e8 vorübergehend maßgebenden Einfluß auf die Gefchide Deutſchlands. Im 
Anfang des 16. Jahrhunderts kamen die ſämmtlichen altbayriihen Lande durch 
Erbfolge wieder in eime einzige Hand und blieben, da bie vorhandenen Agnaten 
das Princip der Primogenitur anerkannten, ſeitdem ungetheilt. Bon den Herzögen, 
die von da ab auf einander folgten, verbient namentlid Maximilian I. (1598 
bis 1651) hervorgehoben zu werben, ber im breißigjährigen Krieg als Haupt ber 
ga der Ausbreitung des Proteftantismus überhaupt und fpeciell in feinen Erb» 
anden erfolgreichen Widerſtand Teiftete und zum Danf dafür die durch die Aechtung 
Fiedrichs von der Pfalz erledigte Kurwürde und die obere Pfalz erhielt (1623). 
Mar Emanuel (1679—1726) brachte dadurch, vaß er im fpanifchen Erbfolges 
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krieg auf die Seite Frankreichs trat, namenlofes Elend über fein Land. Dagegen 
war bie Regierung von Marimilian III. Joſeph (1745—1777) nad jeder 
Richtung hin höchſt fegensreih. Er ließ durch feinen Kanzler Freiherrn v. Kreitt- 
mayr eine volftändige Neugeftaltung ber Gefeggebung vornehmen, als deren 
Früchte 1751 ein codex criminalis, 1753 ein codex judiciarius und 1756 ein 
codex civilis publicirt wurden. Er ftiftete (1759) die Münchener Akademie ber 
Biffenfhaften, bob (1773) den Jefuitenorden auf und fuchte namentlih auch bie 
Landwirtbfhaft und die Gewerbe zu fördern. Mit ihm ſtarb die altbayrifche Linte 
aus und feine Länder fielen daher an die ältere Pfälzer Linie, deren Haupt da— 
mals Karl Theodor (1742 und beziehungsweife 1777—1799) war, Die bei 
diefer Gelegenheit van Defterreih erhobenen Anſprüche auf Niederbayern führten 
ben fogenannten bayrifchen Erbfolgekrieg zwiſchen Preußen und Defterreich herbei, 
ber 1779 durch den Frieden von Teſchen in der Art beendigt wurde, daß Bayern 
das Innoiertel an Defterreih überließ. Da Karl Theodor keine ehelihe Nach- 
lommenſchaft hatte, folgte ihm der Herzog von Pfalz Zweibrüden, Mar Iofepb, 
in der Regierung und ftenerte den bayriſchen Staat durch die ereignißreichen Zeiten 
am Anfang diefes Jahrhunderts mit einem Glück hindurch, weldes für die Ent- 
widlung Bayerns wie Deutfchlands von gleicher Bedeutung wurde. Durch den 
Reihsdeputationshauptfhluß (1803), den Frieden von Preßburg (1805), die Rhein- 
bundsalte (1806), den Frieden von Wien (1809), den Bertrag von Ried (1813), 
bie Berträge mit Defterreih vom 3. Juni 1814 und 20. November 1816 kamen 
bie Gebiete der Bisthümer Würzburg, Bamberg, Freifing und Paſſau, dann zahl- 
reihe Propfteien und Abteien, mehrere Reichöftänte wie Augsburg, Nürnberg, 
Schweinfurt, Nörblingen, zahlreiche reichsſtändiſche und reichsritterſchaftliche Herr- 
haften, die Fürftenthümer Regensburg, Bayreuth und Ansbach u. a. m. in ben 
Beſitz des bayrifchen Kurfürften, der am 1. Januar 1806 ben Königstitel an- 
nahm und dur die am 6. Yuguft 1806 erfolgte Abdankung bes deutſchen Kaifers 
bie volle Souveränetät über das Königreich erlangte, Da Defterreih das in dem 
Bertrag vom 20. November 1816 gegebene Verſprechen für vie Herftellung des 
Zufammenhangs der diesfeits und jenfeits des Rheins gelegenen Gebietstheile Sorge 
tragen zu wollen, nicht gehalten Hat, zahlt es noch jedes Jahr die für dieſen Fall 
ftipulirte Kontiguitätsentihädigung von 100,000 fl. an ben bayrifhen Staat. Mit 
ber Ausdehnung des Staats ging ein effriges Beftreben Hand in Hand, bie neuen 
Provinzen mit einander und mit ben ererbten Provinzen zu verſchmelzen. Die in 
den einzelnen Territorien in Geltung gewefenen beſonderen Berfafiungen und Ber- 
waltungseinrihtungen wurben aufgehoben und durch eine das ganze Land um⸗ 
faffende neue Organifation erfegt. Unter ven Aufpicien des erften Minifters, Grafen 
von Montgelas, wurde die Gleihberehtigung ver drei chriſtlichen Hauptbeienntniffe 
proflamtrt (10. November 1800 und 26. Auguft 1801), die Leibeigenfhaft auf» 
gehoben (1808), eine Konftitution publicirt (1. Mat 1808) und ein Gemeinbe- 
ebift erlaffen (24. September 1808). Die gefeßgeberifhen Erzeugniffe jener Zeit 
waren aber zum Theil wenig geeignet, ven Abfichten zu entjprechen, welchen fie 
entfprangen, Das Gemeindeevift mußte fhon nach zehn Jahren durch ein anderes 
erfeßt werben, bie Konftitution, welche ver Nationalrepräfentation nur ein Mi- 
nimum von Rechten einräumte, trat gar nicht in Wirkſamkeit. Seit dem Jahr 1814 
beſchäftigte man fih mit der Revifion der Berfafjung und am 26. Mai 1818 
wurde die im großen Ganzen noch heute gültige Berfaffungsurkunde für das König. 
reih Bayern verfünbigt. Auf vie Theilnahme Bayerns an der Berathung ber 
deutſchen Bundesalte, ver Wiener Schlufakte, dann an den Karlsbader Beſchlüſſen 
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lann hier nicht mäher eingegangen werben. — Dem am 13. Dftober 1825 ver- 
ſtorbenen König Mar Joſeph folgte fein Sohn Ludwig I., deſſen Regierung durch 
die eifrige und verftändige Förderung, die er ben Rünften zumwenbete, für das Land 
und namentlich für bie Hauptftabt höchſt fegensreih wurde, durch den großen 
Einfluß aber, den er ver ultramontanen Partei einräumte, und durch die Be— 
vrädungen und Quälereien, die er ver Wiffenfchaft und der Preffe zufügte, Bayern 
allerwärts in Mißkredit brachte. Zur höchſten Macht gelangten die Ultramontanen, 
als es ihnen 1837 gelang, das Minifterium Wallerftein zu ftürzen und durch bag 
Minifterium Abel zu erfegen. Die Verfaſſung wurde durch kühne Interpretationen 
in ihrer Bedeutung befchränft, die Gründung von Klöftern begünftigt, ber Bolks- 
unterricht vernadläffigt und fo weit als möglich geiftlichen Korporationen über- 
laſſen, die gefeglihe Gleichberechtigung der Konfeffionen mißachtet. Es war eine 
unverdiente Ehre für dieſes Minifterium, daß es ſchließlich (1847) den Kabalen 
der Lola Deontez, der königl. Maitreffe, zum Opfer fiel und ald Märtyrer feiner 
Geſinnungstüchtigkeit und feines Abfcheus vor deren Treiben vom Schauplag ab» 
trat. — Die wichtigſten Ereigniffe dieſer Periode find die Erhebung bes Prinzen 
Dito, des zweitgebornen Sohnes des Königs Ludwig, auf ven griehifchen Thron 
(1832) und der am 15. Mai 1833 erfolgte Beitritt Bayerns zum beutfchen 
Zollverein. — Die im Lauf der vierziger Jahre faft in ganz Europa fortwährend 
gzewachſene Mipftimmung gegen die Regierungen nahm auch in Bayern mehr und 
mehr überhand und führte endlich am Borabend der Pariſer Yebruarrevolution zu 
iinem Straßentumult in Münden, ber bie Bertreibung der Lola und dann am 
6, März 1848 die Erlaffung einer königl. Proflamation zum Erfolg hatte, durch 
melde den wichtigften Anliegen des Landes Erfüllung verheißen ward. Die Aus- 
führung der in der Proflamation ausgeſprochenen Grundfäge überließ König Ludwig 
keinem Son Mar II, dem er am 20. März 1848 die Regierung abtrat. — 
Knig Mar umgab ſich alsbald mit einem neuen Minifterium (Thon-Dittmer, 
Lerchenfeld, Heing), das binnen kurzer Zeit eine Reihe der wichtigften liberalen 
Geſetze zu Stand brachte, wie das über bie Wahl der Landtagsabgeordneten, über 
die Rändifche Initiative, über die Berantwortlichteit ver Minifter, über die Aufhebung 
der ſtandes⸗ und gutsherrlichen Gerichtsbarkeit und die Aufhebung, Firtrung und Ab⸗ 
fung von Grundlaſten, über die Freiheit der Prefje und des Buchhandels. Ein weiteres 
Geſetz ftellte die Grundſätze feft, die bei der fofort zu beginnenden Reform der Gerichts« 
atgauiſation, des Eivil- und Strafprocefies und bes Gtrafrechtes maßgebend fein 
ſollten. Schon am 10. November 1848 konnte eine Strafproceßnovelle, durch welche 
Defientlichteit, Mündlihkeit und Schwurgerichte eingeführt wurden, publicirt wer⸗ 
den. — Die liberale Periode dauerte aber in Bayern nicht länger als in ben 
äbrigen deutſchen Staaten; fhon im März 1849 kam das Minifterium Pforbten- 
Ringelmann · Kleinſchrod⸗Lüder an’8 Ruder. Der im Sommer biefes Jahres in ber 
Pialz ausgebrochenen Aufftand wurde durch preußiſche Truppen raſch unterbrüdt; 
trotzdem weigerte ſich Bahern, dem von Preußen mit Sachſen und Hannover ab— 
gelhloffenen Dreitönigsbund beizutreten, Der König von Bayern nahın vielmehr 
a den von Oeſterreich veranlaßten Beiprehungen in Bregenz Theil (11. Oktober 
1850), die die weientlih von Bayern vurchgeführte Bundesereution in Kurheffen 
und das naher in Olmütz befiegelte Scheitern ber von Preußen verfuhten Um» 
gefaltung des deutſchen Bundes als Früchte trugen, Die mit der Reaktivirung 
des Bundestags auch in Bahern inaugurirte Renktionsepodhe wagte zwar nicht, 
die Errungenfchaften des Jahres 1848 in Frage zu flellen. Sie gab aber ber 
Polizeiwiltür eine ſolche Ausdehnung und wußte die dringend möthige Reform des 


264 GBapern. 


Strafrechts und des Polizeiſtrafrechts fo zu verzögern, daß ſich alle liberalen Ele— 
mente zufammenfhaarten, um unter der Führung des Freiherrn ©. v. Lerchenfeld 
und "des Kammerpräfidenten Grafen Hegnenberg-Dur am Sturz des mißliebigen 
Minifteriums zu arbeiten. König Mar gab der äffentliden Meinung nad und 
nahm eine theilweife Umgeftaltung des Minifteriums vor, in Folge deren v. Neu- 
mayr das Innere, Freiherr v. Schrend das Aeußere erhielt (1859). Im Jahr 1863 
nahm König Mar am Frankfurter Fürftentag Theil, dem legten Verſuch Defter- 
reichs, die deutſche Frage in einem feinem Intereffe günfligen Sinn zu löfen. Durch 
den unerwarteten Tod des Könige Mar am 10. März 1864 verlor das Land 
einen andgezeichneten Fürften. Er hatte fih immer bemüht, die Wiffenfhaft zu 
fördern, um die zu einer hervorragenden Stellung unzureihenne Madt Bayerns 
durch die Hebung feiner geiftigen Bedeutung zu verftärken. Zu biefem Behuf be» 
rief er an die Münchener Univerfität eine Reihe von auswärtigen Gelehrten, 
gründete die hiftorifhe Kommiffion der Akademie der Wilfenfchaften, zog die be» 
deutendften Dichter an feinen Hof, ftiftete den Marimiltansorden für Wiffenfchaft 
und Kunft und wies zu einzelnen wiljenfhaftlihen Unternehmungen bebeutenve 
Summen an, 

Aus der Regierungszeit feines Nachfolgers, des Königs Ludwig IL (geb. 
am 25. YAuguft 1845), ift ver preußifche Krieg von 1866 das wichtigfte Ereigniß. 
Die baprijche Armee unterlag in ven Treffen von Hammelburg, Kiffingen, Uettingen, 
Helmftabt und Roßbrunn; der Staat mußte dafür im Friedensvertrag vom 22. Auguft 
1866 durch eine Gebietsabtretung von 10 Duadratmeilen und einer Kriegsloften- 
entjchäbigung von 30 Million Gulden büßen, ferner ein Schug- und Trutzbündniß 
mit Preußen abfhliegen und unterm 8. Juli 1867 auf die „Uebereintunft die 
Fortdauer des Zol- und Hanbelsvereind betreffend” eingehen, welcher zufolge der 
Zollverein von dem aus Vertretern ber einzelnen beutfhen Regierungen gebildeten 
Zolbundesrath (Bayern führt 6 Stimmen) geleitet, von bem aus bireft gewählten 
Abgeordneten zufammengefegten Zollparlament fontrollirt wird. Nah diefen Er- 
folgen feiner öfterreichfreundlihen Bolitit mußte der [don 1864 wieder an bie 
Spige der Geſchäfte gelangte Freiherr v. d. Pfordten dem auf eine aufrichtige 
Durdführung der mit Preußen abgefchloffenen Verträge bedachten Fürſten zu 
Hohenlohe-Schillingsfürft Platz machen (Neujahr 1867). 

Bayern bat nad ter Voltszählung vom 3. December 1867 eine Bevdl- 
ferung von 4,824,421 Seelen, wovon auf den Kreis Oberbayern 827,669, 
auf Niederbayern 594,511, auf die Rheinpfalz 626,066, auf die Oberpfalz 491,225, 
auf Oberfranten 535,060, auf Mittelfranfen 579,688, auf Unterfranfen 584,972, 
auf Schwaben 585,160 treffen. Dem fatholifhen Belenntniß gehören 3,439,538, 
bem proteftantifhen 1,326,937, dem reformirten 3627, dem mofaifchen 49,840 
und anderen Belenntniffen 4839 Seelen an. Da die Zählung von 1864 eine 
Sefammtjumme von 4,807,440 Einwohner ergeben hatte, beträgt der Zuwachs 
nur 16,981 Seelen. Diefes ungünftige Refultat erklärt fi zum Theil damit, daß 
die durch den Frieden vom 22. Auguft 1866 an Preußen abgetretenen Gebiets- 
tbeile von 32,925 Seelen bewohnt werben. Aber aud wenn man bies in Betradht 
zieht, ergibt fih, daß ber Zuwachs ber legten drei Jahre nur Halb fo groß ift 
wie der von 1861-1864, welcher 117,603 Seelen betrug. Befonders bemerkt zu 
werben verbient, daß die ländliche Bevölkerung in allen Kreifen in relativer Ab» 
nahme, die ftäbtifche in relativer Zunahme, die ifraelitifche dagegen, welche 1840 
nod 59,376 und 1852 nod 56,158 Seelen betragen hatte, in abfoluter Abnahme 
begriffen iſt; in allen größeren Städten hat fie aber abfolut und relativ zugenommen. 
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Das Areal des Königreihs beträgt 1377,25, Oundratmeilen, wovon auf 
auf Oberbayern 309,,,, anf Niederbayern 195,5,, anf die Rheinpfalz 107,54, 
auf die Oberpfalz 175,55, auf Oberfranten 127,,,, auf Mittelfranten 137,24, 
auf Unterfranfen 151,99, auf Schwaben 172,,, treffen. 

Die bayrifhe Krone vererbt fih im Mannsftamm der Wittelsbachiſchen 
Familie nach dem Rechte der Erfigeburt und ber agnatiſch-linealiſchen Erbfolge, 
Sollte der zur Thronfolge Berufene minderjährig, d. 5. noch nicht 18 Jahre alt 
fein, oder follte er aus fonftigen Gründen an ter Ausübung der Regierung auf 
längere Zeit gehindert werden und für die Verwaltung des Reichs nicht jelbft Bor- 
forge getroffen haben und treffen fünnen, fo hat für die Zeit der Verhinderung 
Reihsverwefung einzutreten, die im Zweifel demjenigen Agnaten des Haufes ge» 
bührt, der nad der Erbfolgeorbnung der nächſte zur Thronfolge if. Der König 
it das Oberhaupt des Staats, vereinigt alle Rechte der Staatsgewalt, alfo ins- 
befondere alle wefentlichen Hoheitsrechte im ſich und übt fie nad den Beftimmungen 
der Berfaffungsgefege aus. 

Da Bayern eine fonftitutionele Monarchie ift, fo ift der König in ver Aus - 
übung der Megierung befchränft und fontrollirt durch die beiden Kammern bes 
Landtags. Die erftle Kammer, Kammer ver Reichsräthe, ift zufammengefegt: 
a) aus den volljährigen Prinzen des königl. Haufes, b) aus den Kronbeamten des 
Reihe, *) c) aus den beiden Erzbifhöfen, einem vom König ernannten Biſchof 
und dem Präfiventen des proteftantifchen Oberkonfiftoriums, d) aus den Häuptern 
der ehemals fürftlihen und gräfliden Familien, fo lange fie im Befig ihrer vor- 
mals reihsftändifhen im Königreich gelegenen Herrſchaften bleiben, e) aus den— 
jenigen Berfonen, welche der König entweder wegen ihrer ausgezeichneten dem 
Staat geleifteten Dienfte oder wegen ihrer Geburt oder wegen ihres Bermögens 
zu Mitgliedern biefer Kammer entweder erblid) oder auf Xebenszeit befonders er= 
nennt. Die erbliche Reichsrathswürbe kann der König nur folden adeligen Guts- 
befigerm verleihen, die neben dem bayriſchen Staatsbürgerrecht ein im Lehen- ober 
Fideifommißverband ftehendes Grunbvermögen befigen, auf dem ein Grunpfteuer- 
ſinplum von 300 fl. laftet.**) Die Zahl der lebenslängliben Neichsräthe kann den 
dritten Theil der erbliden nicht überfteigen; bei der Beftimmung dieſes Zahlen- 
— — werben die unter lit. c angeführten Mitglieder zu ben erblichen 
gerechnet. 

Die früher nad Ständen erfolgte Wahl der Abgeorbneten hat das Wahl- 
gefeg vom 4. Juni 1848 durchaus umgeftaltet. Die Mitglieber ver zweiten Kammer 
werben jest von ſechs zu jechs Jahren durch Wahl der Staatsangehörigen und 
jwar in dem Verhältniß ernannt, daß auf je 31,500 Seelen ver Bevölkerung ein 
Abgeordneter trifft. Die Wahl ift inbireft umd erfolgt durch Abgabe unterzeichneter 
Stimmzettel. Sie beginnt mit der Wahl von Wahlmännern (Urwahl): auf je 500 
Seelen wird ein Wahlmann ernannt. Zum Zwed der Vornahme der Urwahl werden 
eigene Urwahlbezirte mit einer regelmäßigen Bevölferung von 2000 Seelen durch 
die Diftriktspolizeibehörben gebilvet. Nach vollendeter Urwahl erfolgt durch bie 
Bahlmänner an einem und vemfelben Tag im ganzen Rand die Wahl der Äbge— 





*) Die vier ronämter (Kron-Oberft-:Hofmeifter, R-D.-Kämmerer, 8.:D..Marfchall, K.O.Poſt⸗ 
meifter) find durch die Konftitution vom 1. Mai 1858 eingeführt und werden von der Krone als 
Sehen auf Lebenszeit oder erblich verliehen, Die Rronbeamten find auch Mitglieder des königl. 
Familienraths, und im alle feine Agnaten vorhanden find, zur Reichsverweſung berufen. 

**) Von jedem Tagwerk werden fo viele Kreuzer Grundſteuerſimplum gezahlt, als die Ziffer 
der Vonitätsflaffe anzeigt, in die das Grundſtück eingeſchätzt iſt. 
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orbneten, zu beren Bornahme das Staatsminifterium des Innern im jebem der 
acht Kreife jedesmal A—6 Wahlbezirke bildet. Wahlftimmberechtigt ift ohne Nüd- 
fiht auf Stand und Konfeffton jeder volljährige (d. h. 21jährige) Staatsangehörige, 
der dem Staat irgend eine direfte Steuer entrichtet, fofern er nicht wegen Ber- 
brechen ober infamirender Vergehen eine Berurtheilung erfahren hat. Wählbar zum 
Wahlmann ift nur derjenige, der das bayrifhe Staatsbürgerrecht *) befigt, das 
25. Lebensjahr zurüdgelegt hat und ber bürgerlihen Ehre theilhaftig ift. Wählbar 
als Abgeordneter ift jever Wahlftimmmberechtigte, ver das 30. Lebensjahr vollendet 
hat. Den gewählten Staatsbeamten und öffentlihen Dienern, bann ben Officieren 
und Militärbeamten darf der Urlaub nicht verweigert werben. Ueber vie bisher 
immer vom Staat getragenen Koften ihrer Stellvertretung befteht Leine gefegliche 
Beſtimmung. Jeder Abgeorbnete, der ein Staatsamt, eine Beförberung oder Hof- 
darge annimmt, muß fih einer Neuwahl unterziehen. Um die Lüden, welde im 
Lauf der fehsjährigen Wahlperioven in den Reihen ber Abgeorbneten entftehen, 
ergänzen zu können, werben in jedem Wahlbezirk eben fo viele Erfagmänner als 
Abgeorbnete gewählt. Der Landtag muß — der Dauer ber Finanzperioden ent» 
fprehend — mindeſtens alle zwei Jahre einberufen werben. Die zur Borberathung 
beftimmter —— Geſetze gewählten beſonderen Ausſchüſſe können vermöge ſpecieller 
geſetzlicher Beſtimmung, auch wenn der Landtag nicht verſammelt iſt, vom König 
einberufen werden. In keiner der beiden Kammern iſt eine Vertretung der Mitglieder 
durch Bevollmächtigte geſtattet. Die Präſidenten und Schriftführer werden in 
beiden Kammern von den Mitgliedern gewählt; nur der erſte Präſident der 
erſten Kammer wird vom König für je eine Sitzungsperiode ernannt. Nach ben 
Geſchäftsordnungen der beiden Kammern, bie von jeder felbftänpig feftgeftellt wer- 
den, wählt jede nach ihrer Konftituirung mehrere (die erfte Kammer fünf, bie zweite 
ſechs) flänbige Ausſchüſſe, an welche alle Berathungsgegenftände zur Berichterſtattung 
vertheilt werden; die in Preußen mögliche Borberathung im Plenum eriftirt nicht. 
Der König kann den von den Kammern genehmigten Geſetzentwürfen und Anträgen 
nad freiem Belieben feine Zuftimmung ertheilen oder verfagen. 

Den einzelnen Kammermitglievern find beftimmte Vorrechte eingeräumt: 
a) Kein Mitglied kann während der Dauer der Gigungen ohne Einwilligung der 
betreffenden Kammer verhaftet werben, den Fall der Ergreifung auf frifcher That 
bei begangenen Berbrehen ausgenommen; b) fein Mitglied „kann für die Stimme, 
welche es in feiner Kammer geführt hat, anders als in Folge der Geſchäftsord⸗ 
nung durch bie Berfammlung felbft zur Rede geftellt werben”; c) die Mitglieder 
ber Kammer der Abgeorbneten, welche niht am Orte ver Berfammlung jelbft 
wohnen, erhalten während der Dauer der Sigungen täglih 5 fl. Diäten und für 
die Reifeloften eine Entſchädigung von 1 fl. für die Wegſtunde. 

Der Landtag hat folgende Rechte: a) kein allgemeines neues Geſetz, „welches 
bie Freiheit der Perfonen oder das Eigentum der Staatsangehörigen betrifft", 
fann ohne den Beirath und die Zuftimmung der Kammern erlaffen, nod ein ſchon 
beftehendes abgeändert, authentiſch erläutert oder aufgehoben werben. Das Recht 
ber Initiative fteht jeder ber beiden Kammern für gewöhnliche Geſetze unbedingt, 
für Berfafjungsgefege mit beftimmten Beihränkungen zu. — b) Zur Erhebung 
aller direlten Steuern fowie zur Erhebung neuer indirelter Abgaben, dann zur 


*) Staatsbürger ift Be Bayer, der das 21. Lebensjahr vollendet bat und durch den 
Befitz befteuerter Gründe, Menten oder Rechte, durch Ausübung befteuerter Gewerbe oder durch 
den Eintritt in ein öffentliches Amt im Königreich anfäffig ift. 
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Erhöhung oder Veränderung der beftchenden ift die Zuftimmung der Kammern 
nöthig. Die Bewilligung der direlten Steuern und die Feſtſtellung des Staats- 
büdgets überhaupt erfolgt jedesmal auf zwei Iahre (Hinanzperiode); das Büdget 
muß mindeftens drei Monate vor dem Beginn einer Finanzperiode dem Landtag 
vorgelegt werben. — ce) Die gefammte Staatsjhuld ift unter die Gemwährleiftung 
des Landtags geftellt. Neue Schulden können nur mit feiner Zuftimmung und 
nahdem der Tilgungsplan von ihm gebilligt ift, fontrahirt werben. Jebe der beiden 
Kammern ernennt aus ihrer Mitte einen Kommifjär, die beide gemeinfhaftlih von 
allen Verhandlungen der Schuldentilgungskommiſſion genaue und fortlaufende 
Kenntnig zu nehmen und die Einhaltung der feftgefegten Normen zu überwachen 
haben. In dringenden Fällen find dieſe Kommiſſäre befugt, zur Aufnahme von 
Anleihen vorläufig ihre Zuftimmung zu geben. — d) Den Kammern ift bei jeder 
Berfammlung eine genaue Nachweiſung über die Verwendung ver Staatseinnahmen 
jowie über den Stand der Staatsfhuldentilgungsfaffe vorzulegen. — e) Außer 
dem Recht des Beiraths und ber Zuftimmung haben die Kammern in Bezug auf 
die zu ihrem Wirkungsfreis gehörigen Gegenftände aud das Recht der Petition 
und der Anträge und find befugt, Beſchwerden über Berfaffungsverlegungen in 
einem gemeinfamen Antrag an den König zu bringen. Solide Beſchwerden finden 
hatt, einmal wenn ein einzelner Staatsangehöriger oder eine Gemeinde eine Be- 
[werde wegen Berlegung verfafiungsmäßiger Rechte an fie gebracht hat und bie 
Kammern dieſe für begründet erflären, und ferner wenn fie von fi aus wegen 
Verlegung der Berfafjung durch die königl. Staatsminifterien oder andere Stants- 
behörden Beſchwerde führend auftreten. In beiden Fällen wird ein Antrag auf 
Abhülfe im einer gemeinfamen Borftelung an den König gerichtet, ver den Miß- 
fand entweber fofort abftellt oder die Sache durch ben Staatsrath oder bie oberfte 
Juftigftelle unterfuhen und entſcheiden läßt. Wenn ein Staatsminifter ober fein 
Stellvertreter durch Handlungen ober Unterlaffungen die Staatsgeſetze verlegt, fo 
innen die Kammern des Landtags (nicht aber auch jede einzeln) gegen ihn förm⸗ 
lie Anklage erheben, über welde ein befonberer Staatsgerichtshof aus Juftiz- 
beamten und Gefchwornen beftehend auf Grund einer vorgängigen mündlichen und 
öffentlichen Verhandlung entſcheidet. Zur Anwendung ift diefe Beftimmung bisher 
noch nicht gelangt. 

An der Spige ver Staatsverwaltung fteht als oberfte vollziehende Stelle das 
Gefammtftaatsminifterium, weldes in folgende einzelne Minifterien zer- 
Rt: 1. Minifterium des königl. Haufes und des Aeußern, 2. der Juftiz, 3. des 
Innern, 4. des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten, 5. der Finanzen, 
6. des Handels und der öffentlichen Arbeiten, 7. der Armee. Den Minifterien 
(abgejehen vom Juflizminifterium) find bie Kreisregierungen (in zwei Abtheilungen: 
Kammer des Innern und Kammer der Finanzen) und diefen die Unter» oder Boll- 
zugöbehörben untergeorbnet. Neben viefer regelmäßigen Behörbenglieverung find bei 
den meiften Minifterien noch fogenannte Eentralftellen mit eigenen Unterorganen 
gebilbet, vorzäglih um folhe Geſchäfte zu verwalten, welde eine eigenthümliche 
Behandlung erfordern ober befondere Kenntniffe vorausfegen — fo beim Handels- 
minifterium bie Generalgollapminiftration, beim Finanzminifterium die General« 
bergwerts, und Salinenabminiftration. Dem Gefammtftaatsminifterium ift als be— 
tathendes Organ des Souveräns ver aus den Prinzen ber birelten Linie bes 
Knigl. Hauſes, den Miniftern und ſechs vom König ernannten Mitgliedern be- 
Rehende Staatsrat beigeorbnet, ber außerdem in einigen Fällen bie oberfte 

z zur Eutſcheidung der VBerwaltungsftreitigleiten bildet. 
Es ſollen num die Hauptzweige der Verwaltung im Einzelnen betrachtet werben. 
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Nehtspflege. Der von ber BVerfaffungsurfunde aufgeftellte Sag: „Für 
das ganze Königreich foll ein und vasfelbe bürgerliche und Strafgeſetzbuch beftehen“ 
ift in feinem erften Theil bis jegt nicht zur Wahrheit geworben. Eine gleichförmige 
Geſetzgebung beſteht nur im Handels und Wechſelrecht. Im Uebrigen gilt in ver 
Pfalz das franzöfifhe Geſetzbuch, in den älteren Provinzen ver codex Maximi- 
lianeus von 1756, in den ehemals öſterreichiſchen Gebietötheilen das öfterreihifche 
bürgerlihe Gefegbuh (von 1768 und 1811), in Ansbach und Bayreuth das 
preußifche Landrecht, an anderen Drten das Bamberger, das Würzburger Land 
recht, die Nürnberger Reformation u. ſ. w. Das civilproceffuale Verfahren richtet 
fih in der Pfalz nah den Beftimmungen des Code de procddure civile, im 
diesfeitigen Bayern nad der dem gemeinen beutfchen Proceß enthaltenden Gerichts- 
ordnung von 1753 und zwei Novellen von 1819 und 1837. Die von biefer 
veralteten Gefeßgebung veranlaßten Mifftände fordern dringend Abhülfe Die 
Ausſchüſſe der beiden Kammern des Landtags find denn auch bereits feit langer 
Zeit mit der Berathung eined neuen Civilproceßgeſetzes beſchäftigt, das ber 
Bollendung nah ift.*) — Seit dem 10. November 1861 befteht für das ganze 
Königreih ein einziges in allen wefentlihen Punkten dem preußifhen nadıge= 
bildetes Strafgeſetzbuch. Dasfelbe theilt die Delikte in Verbrehen, Vergehen und 
Uebertretungen und bebroht die erften mit Todes- oder Zuchthausftrafe (nicht unter 
vier Jahren), die Bergehen mit Gefängnißftrafe (zwifhen 1 Tag und 5 Jahren), 
bie Mebertretungen mit Urreftftrafe (zwifhen 1 und 42 Tagen); daneben kommen 
auch Gelvftrafen vor. Verbrecher aus den gebildeten Ständen bürfen die Zucht» 
haus» und Gefängnifftrafe unter Umftänden auf ver Feftung erftehen. Die Einzel- 
haft kommt bis jegt nur bei einem Theil der zu Gefängnißftrafe verurtheilten 
männlihen Sträflinge zur Anwendung. Die Preßdelikte bilden keine eigene Kategorie 
mehr. — Das BVerfahren in Straffahen beruht auf dem Grundfag der Deffent- 
lichkeit und Mündlichfeit. Die Uebertretungen werden durch Einzelrichter, die Ber- 
gehen und die vermittelt der Preffe begangenen Uebertretungen in ber erften In—⸗ 
flanz durch einen Senat von drei, in der zweiten Inſtanz durch einen Senat von 
fünf rehtsgelehrten Richtern, die Verbrechen und bie vermittelft ver Preffe began- 
genen Bergehen durch Schwurgerichte abgeurtheilt. Den öffentlichen Verhandlungen 
über Vergehen und Berbrehen geht eine geheime Borunterfuhung und ein Ver— 
weifungserfenntniß voraus. In allen Fällen findet Nichtigkeitsbefchwerbe zum oberften 
Gerichtshof ftatt. Die Anklage wird bei allen Gerichten von einer ven Welfungen 
des Juftizminifterd untergebenen Staatsanwaltfhaft vertreten; vechtögelehrte Ber- 
theidigung ift überall zuläffig, bei Verbrechen obligatorifh. Gerichtsſtandsprivi⸗ 
legien für beftimmte Klaffen eriftiren nicht mehr. Die Gerichtsorganifation wurde 
im Jahr 1861 in der Art feftgeftellt, daß bie mit einem Borftand und der nöthigen 
Anzahl von Gehülfen (Affefioren, die aber förmlich angeftellte Beamte mit Gehalt 
und Penfionsanfprud find) **) befegten Stabt- und beziehungsmweife Landgerichte bie 
unterfte Inftanz bilden. Außer der fchon erwähnten Aburtheilung der Rechts- und 
Polizeiübertretungen, dann der Bagatell- und ber andern eine ſchleunige Entfchet= 


*) Der Entwurf des Geſetzbuchs hat ſoeben (April 1869) die Zuftimmung der Stände 
erhalten. — Die Red. 

**) Um im Quftige oder Verwaltungsftaatsdienft angeſtellt werden zu können, iſt nötbig ein 
vierjähriges Univerfitätsftudium, das Beſtehen eines lediglich mündlihen Examens aus dem 
fünnmtlihen juriftifhen und flaatswiffenichaftlihen Disciplinen, fodann 18 Monate praftifche Ars 
beit zur Hälfte bei einem Kollegial, zur Hälfte hei einem Einzelgericht und 12 Monare Praxis 
bei einem Bezitksamt, endlich das Beſtehen einer eingehenden auf theoretifches und praftifches 
Wiſſen gerichteten fchriftlichen Prüfung. 
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dung erfordernden Eivilprocefie ift ihnen auch das Hypotheten⸗, Bormundfchafts- 
und Berlaffenfhaftswefen übertragen. Ihnen übergeorbnet find die als Zuchtpoligeis 
gerichte und zur erftinftanziellen Entſcheidung der gewöhnlichen Eivilproceffe dienenden 
Bezirksgerichte. In jedem Kreis befteht dann weiter ein Appellationsgeriht und für 
das ganze Königreih das Oberappellationsgericht in Münden, das für die Pfalz 
als Kaffationshof fungirt. Den Bezirkögerihten foorbinirt find die für Handelsſachen 
beftehenden Hanvelögerichte, deren Senate aus drei rechtsgelehrten Richtern und 
zwei Kaufleuten gebildet werben. Ueber den fänmtlichen Handelsgerichten fteht als 
zweite und legte Inftanz das Handelsappellationsgericht in Nürnberg, deſſen Se— 
note fih aus vier rechtsgelehrten Richtern und drei Kaufleuten zufammenfegen. — 
Ehefahhen werben für die Katholiten von ben biſchöflichen Konfiftorien, für bie 
Proteftanten von zwei befonders hiermit betrauten Bezirksgerichten in erfter, vom 
Appellationsgericht in Bamberg in zweiter und legter Inftanz entfchleven. — Das 
Notariat wird von eigenen Beamten, Notaren, beforgt, die die Befähigung zum 
Staatsdienft nachgewieſen haben müſſen und unter der Auffiht der Staatsanwälte 
fiehen. Die Nieverlaffung als Advolat fest eine vom König zu ertheilende Kon- 
cefflon voraus. — Die im Juftigdienft angeftellten Beamten fünnen zwar aus 

iniftrativen Erwägungen verfett und penfionirt werben, behalten aber im letz— 
teren Fall ihren vollen Gehalt, während alle übrigen Beamten im gleichen Yalle 
je nad ihrem Dienftalter drei, zwei ober ein Zehntel ihres Gehalts verlieren. Ein 
weiterer Unterſchied zwiſchen ben beiden Kategorien befteht darin, daß bie Anftel- 
Iung der Juftizbeamten fofort definitiv ift, während bie übrigen Beamten inner- 
bald der erften drei Jahre nad der Anftellung vermittelft königl. Entſchließunß 
wieder entlaſſen werden können. — Ä 

Innere Berwaltung. Zum Behuf der Handhabung der Polizei und 
der innern Berwaltung zerfallen die einzelnen Kreife in Bezirfsämter, deren 
Areal zwifchen 3,6; und 20,9, Quadratmeilen, deren Bevölkerung zwiſchen 9703 
und 66,325 Einwohnern ſchwankt, durhjchnittlih aber etwa 25,000 beträgt. 
Jedes Amt ift in der Regel mit zwei Beamten (Bez.-Amtmann und B. A.Aſſeſſor) 
befegt. Außerhalb der Eintheilung in die Bezirksämter ftehen bie (31) größeren 
Städte, deren Gemeinberäthe als Polizeibehörben den SKreisregierungen un- 
mittelbar untergeorbnet find und denen Häufig ein königl. Stabtlommifjär zur 
Kontrolle an die Seite geftellt if. Ganz fingulär find die Verhältniffe in 
Münden, wo fi der Gemeinderath und eine königl. Polizeivireltion in ‚bie 
Hanthabung der Polizei theilen. Auf dem Land wird die Lofalpolizeiverwaltung 
von den Gemeindeverwaltungen geübt. Die Aburtheilung der Polizeiübertretungen 
erfolgt durch die Gerichte, 

Die Normen, nad welden die Polizeibehörben bei der Verwirklichung ihrer 
Aufgaben in formeller und materieller Hinſicht zu handeln haben, find in einer 
großen Anzahl von einzelnen Edikten, Gefegen, Berorbnungen und Reſtripten 
niedergelegt, bie dem verfchiedenften Zeiten ihre Entftehung verdanken, Erſt das 
Polizeiftrafgefegbudh von 1861 hat für die Kompetenz zur Erlaſſung polizeilicher 
Vorſchriften und über deren Umfang beftimmte Anhaltspunkte gegeben. Danad) 
unterliegen einzelne der Regelung durch Lönigl. Berorbnung, andere werben durch 
eberpolizeilihe Vorſchriften des Minifteriums oder einer Kreisregierung geordnet, 
In wieder andern Fällen ift die Diftriktspolizeibehörde (Bezirksamt oder Gemeinde 
tatb) und im den einfachften endlich die Tofalpolizeibehörben zuftändig. 

Da der ganze Inhalt der Polizeigefeggebung hier nicht bargeftellt werben 
lann, follen nur einzelne ber wichtigften Gegenftände heransgegriffen werben. 

Der bereits in Kraft getretene erfte Theil der fogenannten Socialgefeßgebung, 
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das Geſetz über Heimath, ae und Aufenthalt vom 16. April 1868 
gibt die Verehelihung volllommen frei. Während ver Ehefchliegung bisher die An- 
fäfftgmahung vorbergehen mußte, die durch das in vielen Fällen unbefchräntte 
Beto der betreffenden Gemeinde verhindert werben konnte, ift fie jegt nur noch 
bedingt durch ven Nachweis, daß der Mann feiner Milttärpflicht genügt hat, nicht 
wegen Verbrechens oder Bergehens in Unterfuhung befangen ift, in den brei legten 
Jahren Armenunterftägung weder beanſprucht noch empfangen bat, fich nicht mit 
den ihm gegen die Gemeinde» oder Armenkaffe feiner Heimathgemeinde obliegenven 
Berpflihtungen im Nüdftande befindet, und daß Feine civilrechtlichen Hinderniffe 
obwalten. — Heimathberechtigt (d. 5. unter allen Umftänden aufenthaltsberehtigt 
und im Fall der Dürftigkeit unterftügungsberedhtigt) ift jeder Bayer an bem Ort, 
wo feine Eltern heimathberechtigt find oder zulegt waren. An die Stelle dieſer urfprüng- 
lihen Heimath tritt die erworbene durch Erlangung des Gemeindebürgerrechtes, 
Berheirathung oder längeren (5 oder 10jährigen) Aufenthalt. Deutſche Ausländer 
werben nad der Gothaer Mebereintunft vom 15. Juli 1851 behandelt. — Für 
Inländer befteht volllommene Aufenthaltsfreiheit im ganzen Königreich in ber Art, 
daß nur im Fall des VBorhandenfeins beftimmter einzelner vom Geſetz aufgezählter 
Fälle eine Auswelfung aus einer Gemeinde erfolgen kann. Ausländer genießen im 
Allgemeinen biefelbe Freiheit; doch iſt das Minifterium bes Innern berechtigt, 
„aus Gründen der Innern oder äußern Sicherheit des Staats" einen Ausländer 
aus dem Königreich wegzuweiſen. — Dem Armenweſen fteht in der nächſten Zeit 

ne neue gefegliche Regelung bevor, die wieber das Princip ver öffentlichen Armen» 
wen an bie Spige ſtellt. — Politiſche Verſammlungen und Bereine unterliegen 
gewiffen Beſchränkungen, deren wichtigſte die find, daß politifche Bereine keine 
Frauen und Minderjährige zu Mitgliedern haben, daß fie nicht mit andern Ber- 
einen in ein Verhältniß der Ueber- oder Unterorbnung treten dürfen und daß fie 
im Fall der Verlegung diefer Beftimmungen und „wenn fie bie religiöfen, fitt- 
lichen oder gefellfhaftlihen Grundlagen des Staates zu untergraben drohen”, aufs 
gelöst werben Fönnen. — Die Preſſe ift frei. Zur Gründung eines Preßgewerbes 
ift keine Konceſſton erforberlih (jo wenig als zu andern Gewerben, abgejehen von 
Schankwirthſchaften u. ſ. w.); die Herausgabe einer Zeitung ift nidt von ber 
Hinterlegung einer Kaution abhängig. — Die Ausübung ber ärztlichen Praris 
fteht jedem frei, der die vorgefchriebenen Prüfungen beftanden bat. 

. ®emeindewefen. Die eine Seite des Berhältnifjes, in welchem vie Ge 
meinden zum Staat ftehen, ihre Eigenfchaft als Privatvereine mit felbftändigen, 
nad eigenem Belieben und Mitteln zu verfolgenden Zweden, war im Anfang 
biefes Jahrhunderts Über der andern Seite, ihrer Eigenſchaft als unterfte Glieder 
im ftaatlihen Behörbenorganismus, vollftändig vergefien worben. Doch kehrte be» 
reits das Gemeindeebift vom 17. Mai 1818 zu einer den deutſchen Anfchauungen 
entiprehenderen Auffaffung zurüd, indem es im Weſentlichen die von Stein in 
Preußen durchgeführten Principien adoptirte. Dasfelbe tft in der Geftalt, die es 
durch die Reviſion von 1834 erlangte, augenblidiih noch in Geltung, wird aber 
bemnächft einem neuen Geſetz weichen, das die gemeinblihe Autonomie einiger« 
maßen erweitert, die jegt von aller Theilnahme am Gemeinbeleben ausgeſchloſſenen 
Inſaßen größtentheils zu wirklichen Gemeindebürgern erhebt und die Umlage. 
pflichtigkeit, die jegt nur für die wirklichen Gemeindeglieder befteht, auf alle Orts- 
einwohner, bie Staatöfteuern bezahlen, nad) dem Maßſtab derfelben ausdehnt.*) An 
der Spige der Städte fteht ein von einem Bürgermeifter geleiteter Gemeinderath 


*) Das neue Geſetz wird am 1. Zuli 1849 in das Leben treten, — Die Red, 


Bayern. 271 


(bisher Magiftrat), der von dem Kollegium der Gemeindebevollmächtigten als Re- 
präfentation der Bürgerfchaft fontrollirt wird. Der Gemeinderath befteht in größeren 
Städten theils aus rechtsklundigen Mitgliedern, theild aus Bürgern, In Heineren 
nur aus Bürgern. Die fänmtlihen Gemeinderäthe und der Bürgermeifter werben 
von ben Gemeindebevollmächtigten gewählt und zwar bie rechtskundigen zunächſt 
für eine Probezeit; wenn fie nad Ablauf derfelben wieden gewählt werben, bes 
halten fie ihe Amt lebenslänglich. Die nicht rechtsfundigen Bürgermeifter und Ger 
meinderäthe werben immer nur für eine beftimmte Periode gewählt. Die Gemeinde- 
kevollmächtigten werden von den Gemeindebürgern aus ihrer Mitte (bisher aus 
ven Höchftbeftenerten) für eine beftimmte Zeit gewählt. Die Landgemeinden werben 
von einem Gemeindeausſchuß geleitet, der aus einem Bürgermeifter, einem Beige 
orbneten und den Gemeindebevollmädhtigten befteht und von ben Gemeinvebürgern 
gewählt wird, Die fänumtlihen Gemeindebeamten bebürfen ver flaatlihen Ber 
Rätigung. In einigen befonders wichtigen vom Geſetz aufgezählten Fällen find in 
den Landgemeinden die fämmtlichen Gemeindebürger zur Beihlußfaffung zu ver- 
fammeln. Den Gemeindebehörben fteht unter ver Aufficht der Staatsbehörden bie 
Berwaltung des gemeindlihen und bes weltlichen Stiftungsvermögens zu. — In 
ver Pfalz gilt im Wefentlihen noch die zur Zeit der franzöſiſchen Herrſchaft da- 
jelbft eingeführte Ordnung. Danach befteht kein Unterfchied zwifchen Stabt- und 
Landgemeinden. In allen Gemeinden wählen die Gemeindegliever aus ihrer Mitte 
auf 10 Jahre den Gemeinderath, aus deſſen Mitte die Regierung auf die Dauer 
von 5 Jahren den Bürgermeifter und den Adjunkten ernennt. Das zu erwartende 
nene Gefeg über das Gemeindeweſen wirb wieder zwiſchen dem biesfeitigen Bayern 
und der Pfalz unterſchieden. 

Die fämmtlihen zu einem Bezirksamt gehörenden Gemeinden bilden eine, 
bisweilen auch zwei Diftriftsgemeinden, die die Beftimmung haben, den 
von den einzelnen Gemeinden nur mit unverhältnigmäßigen Opfern zu befriebigenden 
Berürfniffen abzuhelfen (Diftriktöftraßen, Feuerlöſchmaſchinen, Krantenhäufer, Thier- 
ärzte). Als Organ der Diftriftsgemeinde befteht der jährlich unter ber Leitung bes 
Bezirksamtmanns zufammentretende Diftriftsrath, der aus den Vertretern ver ein» 
zelnen Gemeinden und bed größeren Orunvbefiges befteht. Die laufenden Geſchäfte 
beforzt ein aus 4—6 Mitgliedern beftehender ftändiger Ausfhuß. — Die jämmnt« 
hen Diftrifts- und die unmittelbaren Stabtgemeinden eines Reglerungskreiſes 
bilden zufammen eine Kreisgemeinde, bie von dem Lanbrath vertreten wird. 
Diefer beſteht aus den Bertretern ver Diftriftsgemeinden, der unmittelbaren Stäbte, 
des großen Grundbefiges, der Pfarrer und der etwa im Kreis vorhandenen Uni« 
verfität. Er wird jedes Jahr einberufen, um das Büdget für bie Kreisanftalten 
Kranken⸗, Irren-, Gebärhäufer, Landwirthſchafts- und Gewerbeſchulen u. f. w.) 
feflzuftellen, fi) über den Zuftand des Kreifes zu äußern m. f. w. Zur Zeit, wo 
er nicht verfammelt ift, wird er burd einen Ausfhuß von 6 Mitglievern vertreten, 

Kirche und Schule Am 15. Juni 1817 fchloß die Regierung mit dem 
Hl. Stuhl ein Konkordat ab, das ver Fatholifchen Kirche weitgehende Rechte ein- 
räumt. Diefer Staatsvertrag wurde aber von ber bayrifhen Regierung nicht fofort, 
jondern erft am 26. Mat 1818 als Anhang zur IL Beilage ver Berfafiungs- 
urfunde in der Art publichtt, daß nur ſoweit bie Berfafjung über die innern 
Rehenangelegenheiten nichts enthält, das Konlordat hierüber maßgebend fein fol. 
Damit war das Konkordat unfhänlih gemacht. Nach den beiven erwähnten Ge- 
fegen wird die katholiſche Kirche von zwei Erzbifhöfen (in München und Bamberg) 
umd ſechs Biſchöfen (in Augsburg, Regensburg, Würzburg, Paffau, Eichſtätt und 
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Speyer geleitet, Die übrige Geiftlichfeit wird theild vom König, theils von ben 
Biſchöfen ernannt. Statt weiterer Ausführungen diene die Bemerkung, daß bie 
katholiſche Kiche in Bayern vom Staat abhängiger ift als in den meiften anbern 
beutfhen Ländern. — Als weitere öffentliche Religionsgefellichaften ftehen ihr vie 
Iutherifhe und die reformirte Kirche zur Seite, die nur in der Pfalz unirt find. 
Der König als Landesbifhof wird für das rehtsrheinifhe Bayern vom Ober- 
fonfiftorium in Münden (welchem die Konfiftorien in Ansbah und Bayreuth 
untergeorbnet find), für die Pfalz vom Konfiftorium in Speyer beräthen. Zur 
Handhabung der Kirchenverfaſſung und zur Berathung über Kirchliche Angelegen- 
heiten beftehen Didcefanfynoden und eine Generalfynode, Die erfteren beftehen aus 
gleich vielen geiftlihen und weltlihen Mitglievern und werden jährlich abgehalten, 
in den legteren, vie alle vier Jahre abgehalten werben, trifft auf je zwei geiftliche 
Abgeorbnete ein weltlicher. — Als Privatreligionsgefellihaften mit mehr oder minder 
beſchränkten Rechten find anerkannt die Gemeinfhaften der Juden, griedhifchen Ka- 
tholifen, Mennoniten, Herrnhuter, Anglifaner und Irwingianer. 

Die obligatorifhe Civilehe befteht nur in der Pfalz; im rechtörheintfchen 
Bayern findet Cioiltrauung nur bei Perfonen ftatt, welche keiner anerlannten Re- 
ligionsgenofjenfhaft angehören, wenn biefe unter fi (nicht aud wenn fie mit 
Angehörigen einer anerkannten Religionsgefellichaft) eine Ehe eingehen wollen. — 
Die Berwaltung des Kirchenvermögens iſt unter der Auffiht der Staatsbehörben 
und der kirchlichen Oberbehörden einer für bie einzelnen Kirchengemeinden befonders 
beftellten Behörde übertragen, bie zufammengefett ift aus dem Pfarrer, einem Ab- 
georbneten der Gemeindeverwaltung und einigen Mitgliedern der Kirchengemeinde. 
Mitglieder wählen aus Ihrer Mitte als vollziehendes Organ den Kirdhen- 
pfleger. 

Die von den Gemeinden zu unterhaltenden Bollsfhulen find in der Regel 
Konfeffionsfhulen und unterliegen der Infpektion der Geiftlichleit. Ein zur Zeit den 
Kammern vorliegender Gefegentwurf über das Volksſchulweſen will die in verfchie- 
denen Verordnungen und Mintfterialentfchliegungen zerftreuten Beftimmungen ge= 
feglih fixiren, die Lehrer beffer ftellen und den Einfluß der Geiſtlichkeit auf die 
Schule befhränten. — Zur Erlangung höherer Bildung beftehen 28 bumaniftifdye 
und 8 Realgymnaften, ferner eine Anzahl Gewerbe- und iſolirte Lateinfchulen. 
Speciellen Zweden dienen bie Inbuftriefhulen und die Kunftgewerbefhulen in 
Münden und Nürnberg und die Akademie der Künfte in Münden. Wiffenfchaft- 
liche Ausbildung gewähren die Lyceen, die Univerfitäten in Münden, Würzburg 
und Erlangen und das Polytehnitum in München. 

Das Militärwefen ift durch ein Gefeß vom 30. Januar 1868 nad) dem 
Borbild der preußifhen Organifation von Grund aus umgeftaltet worden. Danach 
ift jeder Bayer mit Ausnahme der Standesherrn und der Geiftlihen von dem 
Jahr an, in welchem er das 21. Lebensjahr vollendet, 3 Jahre in der aftiven, 
3 Jahre im ver Neferve und 5 Jahre in der Landwehr bienftpflictig. Wer höhere 
Bildung nachweist und fich felbft verpflegt, dient in der aktiven Armee nur 1 Jahr. 
Da die aftive Armee nur 1 0/, der Bevölkerung betragen foll, wird von bem 
beventend ftärferen jährlihen Zugang bienftpflidtiger junger Leute bie nöthige 
Anzahl durch das Loos ausgefchieven, der Reſt unter bie in der Regel nur im 
Mobilifirungsfall einzuberufende Erfagmannfchaft eingereiht. Letztere fowie die er— 
werbsfähigen Untauglichen und die Unmwürbigen follen zur Ausgleichung mit einer 
nad dem Einfommen abgeftuften Steuer (Wehrgelb) belegt werben. Die Referviften 
fönnen während ber Dauer ihrer Dienftpflicht im Ganzen auf zwei Monate, bie 
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Londwehrmänner auf einen Monat zu Truppenübungen eingezogen werden. — 
Die Armee fteht unter 2 Generallommandos. Jedes derſelben wirb gebildet aus 
zwei Armeebivifionen und einer Artilleriebrigade. Jede Dipifion befteht aus zwei 
Infanterie und einer Kavalleriebrigade nebft einer Sanitätskompagnie. Zu jeber 
Divifion gehören vier Landwehrbezirkstommandos mit je einem Lanpwehrbataillon. 

Zur Charakterifirung des Finanzweſens werben bie folgenden Zahlen 
aus dem Büdget für die IX. Finanzperiode (1. Januar 1868 bis 31. December 
1869) dienen. Die Ausgaben find pro Jahr veranfhlagt auf 25,636,018 fl. für 
die Verwaltung und 58,508,588 fl. für ten eigentlihen Staatsaufwand. Die 
wihtigften Poften find die Eivillifte mit 2,350,580 fl., die Armee mit 14,975,465 fl. 
erentlihem und 2,580,341 fl. außerorventlibem Bedarf und die zur Verzinfung 
und Tilgung der Staatsihuld erforberlihen Mittel. Die Staatsfhuld zerfällt in 
die alte Schuld mit 67,697,592 fl., tie neuere Schuld mit 36,842,291 fl. (dar- 
unter 15 Millionen in Folge des Geſetzes vom 3. September 1866 verausgabter 
unverzinslicher Kaffenfcheine), und die Militärfhuld mit 63,657,500 fl. Die Eifen- 
bahnſchuld beträgt 148,371,900 fl. und die Grundrentenfhuld 96,229,725 fl. Zur 
Verzinfung der alten Schuld wirb der Ertrag des Malzaufichlags mit 8,750,000 fl. 
verwendet. Die Einnahmen find mit 87,144,606 fl. präliminirt. Davon werben 
gededt durch die Grundfteuer 6,710,000 fl., Hausfteuer 1,012,000 fl., Gewerbe» 
ſteuer 1,600,000 fl., Kapitalrentenfteuer 693,000 fl., Einfommenfteuer 345,000 fl., 
die gerichtlihen Taxen 5,610,670 fl, Stempel 1,650,000 fl., Zölle, Rübenzuder- 
und Galzfteuer 10,694,000 fl., Stantöforften, Jagden und Triften 6,504,570 fl. 

Dem Verkehr dienen vor Allem bie theils dem Stoat, theils Privatgefell- 
haften gehörenden Eifenbahnen. Von den letzteren ift die wichtigfte die Oftbahn- 
zeſellſchaft, die im Jahre 1856 vom Staat unter Garantie eines Zinfenminimums 
Inceffionirt die günftigften Ergebniffe liefert. Die Marimaltariffäge für ſämmtliche 
Bahnen werben für jede Finanzperiode im Finanzgeſetz feftgeftellt. Der von König 
Ludwig I. erbaute Donaumainfanal erfheint im Staatsbüdget mit einem jährlichen 
Deficit von 79,500 fl. Der Unterftügung des Güterumfages find gewidmet bie 
Enigl. Bank in Nürnberg (mit Filialen in mehreren größeren Städten) und bie 
einer Aktiengefellichaft gehörende Hypotheken- und Wechfelbant in Münden. Letztere 
hat das Privilegium der Ausgabe von Banknoten. 

Die Landwirthſchaft ift feit dem Jahr 1848 von ben Feſſeln befreit, 
die die gutsherrlichen Rechte ihr faft überall angelegt hatten. Einige diefer Rechte 
Sagdreht, Blut- und Kleinzehent) wurden ohne Entſchädigung aufgehoben, bie 
unftändigen Gefälle wurben firirt und fammt den ftändigen für ablösbar erflärt. 
Die Ablöſung wurde dur die Dazwiſchenkunft des Staates erleichtert, der den 
Derehtigten ihre Anſprüche faft für den vollen Werth abfaufte und den Berpflich- 
teten die Ablöſung durch Annuitätenzahlung geftattet. Das zu biefem Gefchäft nöthige 
Kapital verſchaffie fih der Staat durch Ausgabe von Obligationen, von denen 
zur Zeit noch 97,687,975 fl. der Einlöfung mittelft der eingehenden Annnitäten 
darren. Für die Eriftenz einer hinreichenden Anzahl größerer Güter forgt die von 
den Familienfideikommiſſen handelnde VII. Beilage zur Berfaffungsurfunde. Da- 
nad können Fideikommiſſe nur von Adeligen errichtet werben und müffen fi auf 
in Orundvermögen beziehen, auf das mindeftens 25 fl. Grundſteuerſimplum treffen. 
Ein Arrondirungsgefeg vom 10. November 1861 macht den Umtanfd von Grund» 
füden zum Zmwed ver Zufammenlegung von fo ſchwierigen Beringungen abhängig 
(Eintgkeit von %/, der Örunbeigenthümer, bie A, der fragliden Fläche beſitzen und 
s der bezüglichen Grundſteuer bezahlen), daß es bis jetzt nicht Häufig zur An- 
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wendung kam. Zur Hebung der Landwirthſchaft im Allgemeinen beſteht ein über 
das ganze Königreich verzweigter, von der Regierung in jeder Weiſe geförderter 
landwirthſchaftlicher Verein. — Das Bergrecht ſoll durch einen zur Zeit dem Land⸗ 
tag vorliegenden durchaus dem preußiſchen Geſetz vom 24. Juni 1865 nachgebil⸗ 
beten Gefegentwurf von Grund aus neu geregelt werben. 

Bon der Literatur des bayriihen Staatsrehts iſt namentlich zu nennen: 
Pözl, Lehrbuch des bayr. Verfaſſungsrechts, 3. Aufl. Münden 1860; Pözlh, 
Lehrb. des bayr. Berfafjungsrehts, 2. Aufl. Münden 1858; Pözl, Sammlung 
ber bayr. Verfaffungsgefege, Münden 1852; 2. Aufl. 1. Lfrg. Münden 1868; 
Brater, die Verfaſſungsurkunde des Königreichs Bayern 3, Aufl. Nörblingen 
1868; Handbibliothek des bayr. Stantöbürgers 3. Aufl. 5 Bde. und 3 Suppl. 
Bde. Augsburg 1857— 1866. 2. Joy. 


Bekenntnißfreibeit. 


Aus der individuellen Freiheit, feine Berfönlichkeit in ihrer eigenartigen Ent- 
widlung heranzubilden und dieſelbe nad Außen auf Andre wirken zu laffen, folgt 
bie Befenntnißfreiheit. In derfelben enthalten ift die Gewiffensfrei- 
heit, das Recht des Einzelnen auf felbftändiges religiöfes Denken und Fühlen, 
welches dem Menjhen ſcheinbar umentziehbare Recht doch nur dann zur Entfal- 
tung fommen fann, wenn es fid nad; Außen vermittelft der Belenntnißfreibheit 
aufihließen darf; denn nur dann erhält das innerlich erbachte und gefühlte reli- 
giöfe Leben des Einzelnen wirklich praftifchen Werth und wahre Dauer, wenn es 
ſich „bekennen“ darf, wenn es im Stande ift, feine Wärme in der Wirkung auf 
Andre zu erproben und zu mehren und, indem es Andre zu überzeugen fucht, 
feine Gründe zu feftigen und feine Gedanken zu Hären, Der Schlufftein diefes 
Nehts der BVelenntnißfreiheit wird aber erft durch der Kultusfreiheit gefegt: 
Wenn die fo geäufßerten religiöfen Gefühle und Glaubensfäge eine größere An 
zahl von Menſchen in gleicher Weife durchdringen, fühlen dieſe das Bebürfniß, 
ihr innerlides Gemeinfhaftsbewußtfein in äußern Zeichen barzuftellen und durch 
bie öffentlich geübte gemeinſchaftliche Gotteeverehrung zu erhalten und zu kräftigen. 
So folgt aus der Gewiffensfreiheit die Belenntnißfreiheit, aus biefer bie Kultus- 
freiheit; wo bie Kultusfreiheit nit gewährt ift, mangelt aud bie vollfommene 
Gewiſſens- und Bekenntnißfreiheit. 

Das Recht der Gewiſſensfreiheit iſt ein rein innerliches, individuelles Recht 
und wird, da es an ſich niemals nach Außen hervortritt, auch nie mit ven Rechten 
Underer oder des Staats in Gegenſatz treten. Die Belenntnißfreiheit ift zwar auch 
noch hauptfählic ein individuelles Recht, aber, indem es die Aeußerung der religiöfen 
Anfihten freigibt, unterliegt feine Anwendung denjenigen rechtlichen und fittlichen 
Schranken, in welde alle Aeußerungen menſchlicher Gefinnung gebannt find. 
Die Kultusfreiheit endlich, welche Genoffenfhaften der im gleihen Glauben 
Uebereinftimmenden hervorruft, erzeugt zum Theil fhon in das öffentliche 
Recht hinein reichende Nedtsverhältniffe; es entſcheiden über die Schranken 
und den Gebrauch dieſes Rechts diejenigen Grundſätze, welche ber Staat gegen- 
über den im feinem Gebiete erwachſenen Genoffenfhaften zu beobachten hat; es 
entjteht durch das Borhandenfein religiöfer Gemeinfhaften im Staate und durch 
die Wichtigkeit, welde die Geftaltung derfelben für das Gebeihen ver bürgerlichen 
Geſellſchaft hat, ein befondres Staatskirchenrecht (fiehe insbefondre die Artikel 
Kirhenhohelt, Sekten). Hier follen dieſe Rechtsverhältniffe nur ſowelt fie un 
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trennbar in das individuelle Recht der Belenntniffreiheit verflodhten find, be 
handelt werben. 

I. So lange nit vom Staat eine Sphäre gewährleiftet ift, in welcher ber 
individuelle Wille und der gemeinfchaftsbildende Trieb fih ungehemmt von ber 
Staatsgewalt entwideln kann, {ft von einer wahren Gemiffens- und Belenntniß- 
freiheit feine Rede. Daher überall, wo der Unterfchieb der fittlichen und religiöfen 
Gebote von den Geboten des Rechts und ber Staatswohlfahrt noch nicht durd- 
gebrungen ifl, wo der Staat die Religion und Sittlifeit normirt oder biefe 
Nächte ftaatsleitende Principien find, keine Bekenntnißfreiheit herrſcht. 

Sie findet fih weder in den afiatifhen Theofratieen, wo bie 
Staatsmittel den religiöfen Anftalten unterthban find, noh in Öriehenland 
und Rom, in welchen Staaten die Religion als Staatsanftalt und Staatsmittel, 
vie religiöfe Pflichrerfüllung als allgemeine Bürgerpflicht erfcheint. Nur aus 
Gründen der Politit — weil die unterworfnen Völker unmöglich aud den rö- 
miihen Göttern zugleih unterworfen werden fonnten — wurden von Nom bie 
fremden Religionen geduldet und recipirt, aber nicht als gleihberedhtigt; ſondern 
vie fremden Götter mußten den Kapitolinifchen Jupiter als den Hödften aner- 
'mmen; und eine Religion, weldhe, einer national befchränften Bedeutung ent- 
ſagend, auf geiftige Herrfhaft über alle Menſchen Anfprud machte, wie das 
Chriſtenthum, warb verboten und verfolgt. 

Erft dem Chriſtenthume ift die Idee der Bekenntnißfreiheit principiell 
imewohnend ; das Chriftenthum beſchränkt die Religion auf das innerlihe Gebiet, 
auf die Einigung der Seele mit Gott: „mein Reich ift nit von biefer Welt“ ; 
dad Chriſtenthum verfhmäht die Einwirkung des Staatszwangs auf die Erhal- 
tung und Berbreitung der Religion: „gebet dem Kaifer, was des Kalfers ift und 
Gott, was Gottes ift". Das im Kampfe mit ven Staatsgewalten ſich ausbreitende 
Ihriftentgum bat auch diefe Grundfäge mit rihtigem Inftinfte Herausgefühlt. So 
jagt Lactanz (a. 310): Religio sola est, in qua libertas domicilium collocavit. 
Res est enim praeter caeteras voluntaria, nec imponi cuiquam necessitas 
potest, ut colat, quod non vult. Potest aliquis forsitan simulare, non potest 
velle. Und fhon 100 Jahre früher Tertullian: humani juris et naturalis pote- 
statis est unicuique quod putaverit colere nec religionis est, cogere religionem, 
que sponte suscipi debet, nec vi. 

Aber es lag in dem Chriftenthum auch der Anſpruch, alle Völker unter dem 
Glauben des allein wahren Gottes zu einigen, bie una catholica ecclesia zu 
gründen. Und fobald die herrſchenden Stantsgewalten den hriftlihen Glauben an- 
genommen hatten, fuchte bie Kirche nicht mehr bloß durch die Gewalt der über- 
wugenben Lehre, fondern durch die Macht des überwindenden Schwerts bie Heiden 
jur chriſtlichen Seligkeit zu befehren und die fich bildenden chriſtlichen Parteiungen 
um Einheit der allein ſeligmachenden Kirche zurücdzuführen „Coguntur intrare“, 
zu ihrem ewigen Wohle follen die Ungläubigen durch Belehrung, Züchtigung und 
Strafe zum Belenntniß der einzig wahren Kirche angehalten werden: died war 
die Lehre Auguſtins, welhe bis zur Reformation von Kirche und Staat beobachtet 
wurde. Daher werben von nun an grundfäglich feine andern Religionegemeinfchaften 
neben der chriſtlichen gebuldet, die nicht auszurottenden unentbehrlihen Juden in 
den bürgerlichen und politifhen Rechten ungemein beſchränkt, daher wird vie 
Härefie und Apoſtefie des Einzelnen mit den härteften weltlichen Strafen bebroht. 
(L 12 Cod. I. I, 5. Sachſenſp. IL. 13. 4. 7. Bamberg. Halsger. O. v. 1507. 
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art. 130), daher wirb endlich der chriftlihe Glauben unter den Heiden mit Feuer 
und Schwert ausgebreitet. 

Die Reformation, welche auf die Orunbfäge bes erften Chriftenthums 
zurüdging und in bemfelben thatfächlihen Berhältniffe ver ſchwächeren fih auf- 
arbeitenden Religionspartei, wie jene erften Chriften, fi befand, hat auch zuerft 
wieder ben Grundſatz der Belenntnißfreiheit verfohten. So erflärte Luther in 
feiner Schrift von ber weltlihen Obrigkeit, daß ber Staat feinen Bekenntnißzwang 
üben dürfe: „benn es ift ein frei Wert um den Glauben, dazu man Niemand 
fann zwingen”; und daß auch die Kirche dazu fein Recht habe, in feinem Traktat 
von ber Beicht zc. 1521: „Wer nicht getauft fein will, ver laß es anftehen. Wer 
nicht will das Sakrament empfahen, bat fein wohl Macht. Wer nicht beichten 
will, hat fein auch Macht vor Gott”. Aber Luther felbft war nicht konſequent in 
ber Durchführung dieſer Orundfäge und nahm bie Unterftügung des weltlichen 
Regiments gegen Keger und Nottengeifter in Anjprud. Calvin ließ 1553 wegen 
abweichender Glaubenslehren den Michael Servet verbrennen. GSelbft der milde 
Melanchthon billigte die Todesftrafe gegen Keger. Diefen Anfihten der bedeutend- 
ften Lehrer der Reformation eilte natürlich die Bollsanfhauung und die Webung 
ber Staatslenker nicht voran. Weder in vem Augsburger Religionsfrieven 
von 1555 ($ 17) nod in dem Weftphälifhen Frieden wurbe der Grund— 
fag des Belenntnißzwangs aufgehoben; fondern e8 wurden im legtern bloß vie 
Katholiken, Lutheraner und Reformirte als gleihberechtigte Reichslirchen anerfannt, 
bem Herren ber einzelnen Landesgebiete aber ver Belenntnifzwang gewahrt, fo 
baß der Landesherr Selten nicht einmal dulden durfte und bie andern für das 
Reid anerkannten Religionstheile nicht zu dulden brauchte, bloß mit ber Ein- 
ſchränkung, daß bie durch den Befisftand des Jahres 1624 geſchützten anerkannt 
werben mußten, ben dadurch nicht gefchügten aber doch die bürgerlihen Rechte 
belaffen und Hausandacht gewährt werben follte, andernfalls viefelben bloß zur 
Auswanderung mit Belaffung ihrer Habe gezwungen werben konnten. (Instrum. 
pac. Osnabruc. V. $ 31, 32. 34—37). Im Uebrigen berrfchte einerfeits in ben 
romanifhen Ländern, Italien, Spanien und auch, nad Aufhebung des Edilts 
von Nantes im Jahr 1685, in Franfreih, anbrerfeits in dem proteftantifchen 
Norden, wie in England, Schweden der katholiſche und proteftantifche Belenntniß- 
zwang. — Erft in der Mitte des 18. Jahrhunderts warb im Gegenfag 
zu ben beftehenden Geſetzen ver Geift der Dulbung und Belenntnißfreiheit ein 
————— Princip, nachdem auf dem Boden der neuen Welt bereits ein 

ahrhundert vorher Roger Williams, Lord Baltimore und William Penn dasſelbe 
zum Geſetz für das erſtehende Gemeinweſen erhoben hatten. Die neu erwachende 
Philoſophie, die Belebung des kritiſchen Geiſts in den exalten Wiſſenſchaften, die 
von da aus die ganze Literatur durchziehende Richtung nach Aufklärung, der 
erwachende nationalökonomiſche Sinn, die Vereinigung vieler verſchiedengläubiger 
Landestheile zuerft unter preußifcher Herrfchaft, fpäter durch den Reichsdeputations · 
hauptſchluß von 1803 und bie franzöfifhen Eroberungen unter verſchiedenen Fräf- 
tigen Staatsgewalten, alle diefe in der Entwidlung des geiftigen, gejellihaftlichen, 
ftantlihen Lebens auftretenden Aenderungen machten die Belenntnißfreiheit zuerft 
populär, bann zur Uebung, endlich zum Gefege. Diefem Geift gehört der Eefannte 
Ausfpruc Friedrichs des Großen an: „in den Preußiſchen Landen kann ein Jeder 
nad) feiner Bacon felig werben”, und das Preußifche Landrecht (1794) II. 11 
ee ff.; dieſem das freilich raſch vorübergehende Toleranzedikt Iofefs II. von 
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Durch den Artilel 16 der Bundesakte von 1815 werben enblich im 
ganzen Deutſchen Bund die (3) chriſtlichen Religtonsparteien einander in dem 
Genuffe der bürgerlihen und politifchen Rechte gleichgeftellt und den Juden ber 
volle Genuß der bürgerlichen Rechte verfprochen. In den einzelnen Staaten 
wird allmälig biefer Grundfag durch die neu erftehenden Tonftitutionellen Ber» 
faffungen zur vollftändigen ——— Geltung gebracht und erweitert; auch wer« 
ven den Juden die bürgerlihen und befonbers, feit 1828 ſei es durch die Ber- 
faffung felbft (Preuß. Oldenb.), fet e8 durch die einzelnen Gefege über Wahlrecht, 
Geſchwornen u. dgl. die politifhen Rechte verliehen. — (Bol. Bahr. Verf. Tit. IV. 
8 9, Bad. Verf. 1818. $ 18. Würtemb. Verf. 1819. $ 27. Gr. Hef. Berf. 
1820. $ 22. Sädf. Berf. 1831 $ 32. Defterreih. Gefeg vom 21. Dec. 1867 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger Art. 14 u. ff.). Ferner beflimmen vie 
Sandesgefege meift näher die Freiheit, welche dem Kultus der anderen Religions- 
zemeinfhaften gewährt werben foll, fo die Preuß. Berf. 1850 8 12: „vie Freiheit 
des religtöfen Belenntniffes, der Bereinigung zu Religionsgemeinfhaften und ber ge- 
meinfamen häuslichen und öffentlichen Religionsübung wird gewährleiftet”. Dagegen 
entbehren dieſe gebuldeten Meligionsgefellfhaften an ſich meift ber Korporations» 
tehte, der beſonderen Borrechte ihrer Beamten und ber bürgerlichen Wirkfamteit 
ihrer religiöfen Alte (Taufe, Trauung). 

Die unbeſchränkte Belenntniß- und Kultusfreiheit ift in ber Norbamerifa- 
niſchen Unionsverfaffung von 1787 anerkannt; die Bereinigung zu Religions» 
zemeinſchaften ift Hier ganz allgemein geftattet und bem Kongreß das Recht zu 
Gefegen entzogen, welde die Einführung einer Religion betreffen oder die freie 
Ausübung derjelben verbieten, Ebenfo in den Nieberlanden (rundgefeg vom 
24. Aug. 1815 Art. 190) und in Belgien (Berf. von 1831 Art. 14). Auch in 
Frankreich, Italien und Spanien ift jegt wenigftens der Grundſatz der Belenntniß- 
freiheit anerkannt, wenn aud der praftifhe Ausbau dieſes Princips befonders in 
ven beiden letztern Rändern noch nicht vollendet if. Auch England befindet ſich 
kit der Ratholifenemancipation von 1829 auf der Bahn zur vollfländigen Be- 
!rnntnißfreiheit. 

U. Indem die biftorifhe Entwidlung in mehr negativer Weife die verfchie- 
venen Seiten, nad denen bie Belenntnißfreiheit beeinträchtigt und unterbrüdt 
ward, bereits berühren mußte, find in ihr die ven pofitiven Inhalt der Belennt» 
nißfreiheit zufammenfegenden Hauptzüge angedeutet. Es bleibt nur übrig, 
tiefelben noch in einem Gefammtbilde zufammenzufaffen. Die Belenntnißfreiheit 
erzibt fih, wie bereit8 angedeutet, aus der modernen Staatsidee, melde in dem 
Beftreben, vor Allem bie freie Entwidlung des Individuums zu gemwährleiften, 
ten Staat nur infoweit in das indiiduelle Leben eingreifen läßt, als bie Kräfte 
des Individunms und die freien Gemeinfhaften nicht mehr zur Erfüllung ber 
!ehenszwede ausreichen. Der innere Auffhwung der Seele zu Gott und das 
gemeinfame Ausſprechen der religiöfen Stimmung hat ja nur dann einen Werth, 
wenn fie ein innerliches fpontanes Erzeugniß des religiöfen Gefühls find. Es 
lann daher nicht bloß der Staat nicht durch Anbefehlen ver äußern Zeichen diefer 
Innern Gefinnung Belenntniß- und Gewiffenszwang üben; er darf es auch des- 
halb nicht verfuchen, weil eine derartige Thätigfeit vollftändig außerhalb ver 
Staatsaufgabe ftünde. Der Staat ift daher zwar nicht religionslos, aber fon- 
feifionsios. Er wird einerfeitS die Religion als eine der widtigften Stügen der 
Geſellſchaft in ihrer ungeftdeten Ausübung fügen und die Entwidlung der reli- 
glöfen Gemeinfhaften wo nöthig durch Unterftägung fördern; andrerfeits aber 
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wirb er bie Religion nicht mit Zwangsmitteln durchführen ober ber Kirche ber- 
artige Zwangsmittel überlaffen. Wie er Induſtrie und Handel ſchützt, aber nicht 
zu biefen Erwerbszweigen zwingt, nicht fie felbft treibt oder verkehrte Schößlinge 
berjelben ausrottet, fo wird er die Religion ſchützen, aber nicht felbft die religiöfen 
Funktionen übernehmen ober ihm verkehrt ſcheinende Religionsgemeinihaften 
vertilgen. 

Die Folgen diefesBerhaltens des Staats im Einzelnen find: 

1. Daß der Staat, wie er ein Religionsbelenntniß nicht bireft verbieten und 
Strafe auf dasfelbe fegen darf (Härefie), jo auch nicht indireft demſelben den Zu- 
wachs neuer Mitglieder abfchneiven fol, dadurch daß er den Uebertritt von einem 
herrſchenden Bekenntniß in andre Neligionsgemeinfhaften beftraft (Apoftafie). So 
wenig ber Staat felbft nad biefem Grundfage zu gottespienftlihden Handlungen 
irgend welder Art durch Zwangsmittel anhält, fo wenig faun er auch geftatten, 
daß die Kirche ein Recht auf derartige Zwangsmittel gegen Andersgläubige ober 
ihre Mitglieder anwenve, Doch wird dadurch ſelbſtverſtändlich das bisciplinäre 
Recht der kirchlichen Zucht nicht beeinträchtigt: die Kirche darf nicht gezwungen 
werden, Leute, bie mit ihren fittlihen und Lehrſätzen in offenbaren Widerfpruch 
getreten find, als vollberedhtigte Mitglieder anzuerkennen, ihr barf das Recht an- 
ftändigen Verweiſes und des Ausjchluffes gegenüber venfelben nicht entzogen wer- 
ben (obgleich die Kirche in eigenem Interefje dasſelbe nicht ausüben wird). Der 
Kirche, insbefonpre der Gemeinde und dem Familtenhaupte muß das Recht zuge- 
ſprochen werben, bie unmündigen Gemeindegliever im Glauben zu untermeiien 
und fie zu gottesbienftlihen Handlungen anzuhalten, ja es fteht der Gemeinde 
fogar gegen den Willen der äußerlich ihr angehörigen Eltern, folange biefe An- 
gehörigkeit dauert, das Recht zu, die Kinder berfelben taufen und bis zum Ein- 
tritt in die Unterfheidungsjahre im Glauben unterweifen zu laffen. *) 

2. Nicht bloß aber durch Zwang und Strafe das Religionsbelenntnig zu 
beeinfluffen ift des Staates Sade nit; es ift feiner unparteiifchen Stellung 
auch unwürdig, die Anhänger einer gewiffen Religion hinter denen einer andern 
in den bürgerlihen oder politifhen Nechten zurüdzufegen. Daher der Zwang zur 
Auswanderung (Weftphäl. Friede), die Beſchränkung in der Ausübung des Berufs, 
der Erwerbung von Orundeigenthbum, in ber Wahl des Aufenthaltsort® und 
ähnlihe Minderungen der Nechtsfähigkeit, wie fie beſonders bie Juden bisher 
trafen, zu verwerfen find. Daher aud der Staat nit gewiſſe kirchliche Alte 
(Taufe, Ehefchliefung) mit dem Privileg alleiniger bürgerlicher Wirkfamfeit ans- 
ftatten und dadurch den Mitgliedern dieſer Kirche ein Monopol auf folhe dem 
Staatsbürger an fi zuftehende Rechte geben barf; fondern ver Staat muß 
minbeftens für die nit zu jener Kirche gehörigen Staatsbürger eine befonbre, 
ausnahmsmweife rein bürgerliche Form jener Alte fhaffen, wenn nicht die Ver— 
hältniſſe diefe bürgerlide Form zur Regel zu machen rathen. 

Auch bei der Bertheilung der politiſchen Rechte fleht bie principielle Zurüd- 
fegung einer Religionsgemeinfhaft im Widerſpruch mit ber Belenntnißfreiheit, 
mit der allen Staatsbürgern ohne Rüdfiht auf ihre Bekenntniß gewährleifteten 
politifhen Gleichberechtigung. Eine Beſchränkung der politifhen Rechte, wie bes 
Stimmredts, der Wahlfähigtelt, der Bekleidung von Staats- und Gemeindeämtern, 
auf einen engeren Kreis von Staatsbürgern läßt fi zwar wohl rechtfertigen; 
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*) Gegen dieſen Eingriff in das Erziehungsrecht der Eltern ließen ſich wohl gewichtige 
Bedenken erheben. — Die Red. 
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aber gewiß iſt bei einer ſolchen Bevorzugung viel weniger auf die im religiöfen 
Glauben fich Aufßernde innerfte Gefühlsrichtung als auf die materielle und intellef- 
tuelle Tüchtigkeit Rüdficht zu nehmen. Und es wird felten vorfommen, daß eine 
ganze Religionspartei in der Erfüllung ber ftaatlihen Pflichten fo zurückſtehe, fo 
wenig geiftige und fittliche Befähigung zu politiihem Denken und Handeln befüße, 
daß ihr mit Recht in Baufh und Bogen bie politifhe Thätigkeit abgefchnitten 
werden dürfte. Sollte aber ein ſolches Verhältniß wirklih einmal eintreten, fo 
wäre durch die mad rein politiichen Gefichtspunften angeorbnete Vertheilung der 
politifhen Rechte ſchon Hinlänglih für die Fernhaltung diefer Konfeffionsgenoffen 
vom politifchen Leben geforgt, ohne daß das Wergerniß der ausprüdlihen Zurüd- 
fegung dieſes Religionstheils aufzuftellen wäre. 

3. Endlich muß and den Anhängern jedes Bekenntniſſes frei ftehen, fid 
ungeftört zu verfammeln, an gewiffen äußern Zeichen ihre Gemeinſchaftlichkeit des 
Religionsbekenntnifjes zu verfinnlihen und Beamte für ihre gottesbienftichen 
Funktionen anzuftellen: die Kultusfreiheit. Daraus ergibt fi nicht bloß vie Ges 
Rattung ber einfahen Hausandacht im Kreife der Familie und bes Gefinbes, 
iendern auch der häuslichen Andacht unter Zuziehung anderer Perfonen als ber 
Familienglieder und unter Leitung eines Geiftlihen; ja auch die öffentliche Gottes- 
derehrung ift einer jeden Religionsgemeinfchaft als einer vom Staate für biejen 
Zwed anerkannten Perfönlichteit diefem Principe gemäß zu gewähren; nur dann, 
wenn in einer Religionsgemeinfchaft im Lichte der Oeffentlichkeit ein reges reli- 
giöfes Leben fich entfaltet, wenn bie Gemeinfhaft als ſolche die äußern Mittel 
ihter Gottesverehrung, wie Gotteshäufer, Geldmittel, Beamte, Statuten ſich ver- 
Ihaffen kann, wenn fie ihren Kultus Jedermann öffnen, ihre Lehren im Publikum 
verbreiten darf, ift wahre Belenntnißfreiheit vorhanden. — Eine ganz andere 
Frage als die mad der Geftattung des öffentlichen Gottesdienſtes, ift bie, ob 
jeder Religionsgemeinfchaft öffentliche Aufzüge, ihren Dienern gewiſſe öffentliche 
vorzugsrechte, ihren religiöfen Akten die bürgerliche Wirkfamteit, ihrem Oottes- 
dienft die ſtaatliche Unterftügung zu gewähren feien. Diefe Frage ift nit mehr 
aus dem allgemeinen Grundfage der Belenntniffreiheit, fondern aus Gründen ber 
Zwedmäßigkeit, nach der geſchichtlichen Bedeutung, den fittlihen Wirkungen, ver 
Roatsfreundlichen Gefinnung des Belenntniffes in jedem einzelnen Falle beſonders 
ju beantworten. 

Selbftverftändlih find auch der Belenntnißfreiheit, wie jedem Freiheitsrecht, 
Schranken gefegt; einmal in fi felbft: da, wo fein religtöfer Inhalt mehr dem 
Belenntnig zu Grunde liegt, ift von einem eigentlichen religiöſen Berein, deſſen 
Belenntnißfreiheit zu fehügen ift, nicht mehr die Rede. Doch ift bies fein Grund 
um flaatlichen Einfchreiten; er kann eine ſolche Gemeinfhaft ruhig in ihrer 
innerlihen Nichtigkeit zerplagen laſſen. Sodann darf das „Belenntnig" nicht den 
Geſetzen widerfprechen: Wo es als Aeußerung von Gefühlen und Meinungen 
zu Injurie, Hochverrath und andern Verbrechen wird, ſchützt auch bie Ueberſchrift 
des Göttlichen den gefegwibrigen Inhalt nicht vor gerichtlihem Einſchreiten. Und 
wo eine religiöfe Bereinigung Zwede, die gegen bie Staatsgejege, die öffentliche 
Dohlfahrt und Sittlichkeit verftoßen, verfolgt, fteht dem Staat, wie gegenüber 
andern Bereinen das Recht der Beftrafung und bes Verbotes zu. 

Literatur: Bluntfchli, Allgem. Staatsreht II. 9. Bud. Wilde, Zeitfchrift 
für d. R. XI. ©. 161— 253. Biuniſchli Geſchichte des Rechts der Belenntniß- 


freiheit, Elberfeld 1867. 
Mit Benugung bes Artikels von Riſch. Shentel. 
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Belagerungszuftand und Standrecht. - 


Dan verbindet mit dem Worte Belagerungszuftand einen doppelten Sinn. 
Man verfteht darunter einmal die Gefammtheit ver Befugniffe, weldhe dem Roms 
mandanten feindliher Truppen ver Befagung und der Einwohnerſchaft eines von 
ihm belagerten Plates gegenüber völferrechtlih zuftehen. Man verfteht unter Be- 
lagerungszuftand aber zweitens die unter Suspenbirung ber orbentlihen Behörden 
erfolgende Koncentration einer faft ſchrankenloſen Gewalt in ben Hänben des 
Kommandanten eines belagerten Platzes. 

Der Belagerungszuftand im letteren Sinn wird verhängt, um bem Befehle- 
haber einer eingefchloffenen Feſtung die Möglichkeit zu verfchaffen, alle Mittel zu 
ergreifen, welche er zur Bertheibigung bes ihm anvertrauten Plages für noth- 
wendig erachtet. Ein folder Belagerungszuftand kann feine Regelung nit durch 
das Bölferreht erhalten: denn er iſt eine Mafregel des Staates ben eigenen 
Unterthanen gegenüber. Die Berhängung dieſes Belagerungszuftandes pflegt aber 
in unfern Tagen nit nur im Falle einer feindlichen Invafion, fondern auch im 
Falle revolutionärer Bewegungen im eigenen Lande zu erfolgen. Gerade folder 
analogen Ausdehnung wegen Hat der immer-ftaatlihe Belagerungszuftand für bie 
Gegenwart eine befondere Bedeutung erhalten und nur von bem Belngerungs- 
zuftend in biefem Sinne wird im Folgenden näher die Rebe fein. 

Das Bedürfniß, die außerorbentlihen Befugniffe, welhe der Staat dem 
Befehlshaber eines bebrohten oder belagerten Plates einräumt, in geſetzliche 
Schranken einzufchließen, zeigte ſich zuerft in ber frangöfifchen Revolution. So 
entftand das Gejeg vom 10. Juli 1791, weldes je nah ver Nähe der Gefahr 
zwifchen Kriegszuftand (6tat de guerre) und Belagerungszuftand (dtat de sidge) 
unterfchied und tem zu Folge au bie Befugniffe des Kommandanten verſchieden 
bemaß. Faft gleichzeitig, nämlich durch die Konftitution vom 3. Sept. 1791 Tit. IV. 
Art. 11. wurden dem Könige für ven Fall einer dem Staate drohenden Gefahr 
außerorbentlihe Gewalten eingeräumt. Die Beftimmungen der beiden Gefege ftanden 
aber durdaus in feinem inneren Zufammenhang. Erft das Gefeg vom 10. Fructi- 
dor des Jahres V enthielt den dem heutigen politiichen Belagerungszuftand zu 
Grunde liegenden Gedanken, indem es dem Direktorium das Recht einräumt, 
„von Nebellen angegriffene Gemeinden” in dtat de sidge zu erklären. 
Immerhin war das Direktorium bei Ergreifung dieſer Mafregel noch an gewiſſe 
Schranken gebunden und erft Napoleon vindicirte ſich als Chef der Erefutive 
durch das Dekret vom 24. December 1811 das unbefchräntte Recht, in Fällen 
des Krieges oder Aufruhres Gemeinden oder Departements in Belagerungszuftand 
zu erklären, hauptfählic mit der Wirkung, daß alsdann die Strafgerihtsbarkeit 
auf die Militärgerichte übergeht. 

Nahdem das Dekret vom 24. Dec. 1811 durch bie während ter hundert 
Tage erlaffene Zufag- Alte Mopifitationen erfahren hatte, ruhte während ber 
Reftauration und der Juli-Monardie die Belagerungszuftands-Frage. Art. 106 
ber Berfaffung des Jahres 1848 räumt im Zufammenhalt mit dem organifchen 
Gefege von 9./11. Auguft 1849 dem Präfidenten der Republik das Recht ein, 
im Yale des Aufruhres den Belagerungszuftand zu verhängen, jedoch nur mit 
Bewilligung und unter Kontrole der gefeßgebenden Berfammlung. 

Die gegenwärtige Berfaffung Frankreihs beftimmt im Art. 12: L’Empereur 
a Je droit de declarer l’&tat de sitge dans un ou plusieurs departements, 
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sauf à en refdrer au Senat. Für die Wirkungen des erflärten Belagerungszu- 
ſtandes ift das Gefek vom Auguft 1849 maßgebend geblieben. 

Bir haben den Gang der franzöfifchen Öefengebumg über den Belagerungs- 
zuftend etwas ausführlicher dargelegt, weil viefe Gefengebung typiſch geworben 
if für alle europätfchen Kontinentalftaaten. Ehe wir zur Schilderung der preußijd- 
deutſchen Kopie derſelben übergehen, nur noch einige Worte über bie Bedeutung 
der Inſtitution tes Belagerungszuftandes für die ftantlihen Verhältuiſſe eines 
Boltes überhaupt. 

Die Geſchichte lehrt, daß in außerorbentliden Krifen des 
Staatslebens, die Möglichkeit der Koncentrirung unbeſchränk— 
ter Macht in ven Händen der Regierung vorhanden fein müffe, 
wenn der Staat nit zu Grunde gehen foll. Daher gab die Ber- 
faffungen der freieften Bölter ihren Regierungen dieſe Möglichkeit: bie Römer 
— ihre Diktatur, England ſuspendirt in Ausnahmseverhältniſſen feine Habens- 

n8- Alte. 

Aber irrig erfheint es uns, wenn eine Meihe von Schriftftellern mit ber 
Rechtfertigung dieſer Maßregeln auch den Belagerungszuftand gerechtfertigt zu 
haben glaubt. Denn biefer unterfcheidet ſich wefentlih von den genannten römiſchen 
und englifchen Inftitutionen. Er räumt nämlich nicht nur, wie biefe, den GStaats- 
behörden unbeſchränkte Mahtvolllommenheit ein, fondern er unterftellt fämmtliche 
übrige Staatsbehörben der mit unbefhränfter Machtvolllommenheit ausgerüfteten 
Milttärbehörde. Die Diktatur betrachtete aud die aufrührerifhen Staatsbürger 
noch als Staatsgenoffen. Der Belagerungszuftand behandelt die aufrühreriſchen 
Untertbanen als auswärtige Feinde. In Rom und England waren und find Garan- 
tieen gegeben, daß die außerorbentlihe Gewalt der Regierung nicht länger dauere, 
als der Nothftand dies erheifcht; unfer heutiger Belagerungszuftand kann (wenig- 
ſtens in den fontinentalen Großftaaten) von den betreffenden Kriegsheren beliebig 
verlängert werben. Kurz unfer heutiger Belagerungszuftand zeigt in feinen Kon- 
fequenzen veutlih, daß er von dem Manne erfunden wurbe, weldher meinte, nur 
ein Soldat könne die Welt regieren. Ferner: wer ben heutigen Belagerungs- 
zuftand rechtfertigen will, muß beweifen, daß von Zeit zu Zeit nicht nur eine 
Diktatur, fondern eine Militär- Diktatur nothwendig fei und zwar eine Militär- 
Diktatur, welche einmal aufgerichtet, erft dann aufhört, wenn der Wille des Kriegs- 
bern fie aufzuheben beſchließt. 

Wir fühlen uns außer Stande, dieſen Beweis zu erbringen und wenden 
uns fofort zur Darftellung ber preußiſch-norddeutſchen Geſetze. 

Nah dem preußifhen Gefeg vom 4. Juni 1851 erfolgte die Erklärung des 
Belagerungszuftandes im Falle des Krieges durch den Feſtungskommandanten, be- 
ziehungsweiſe einen fommanbirenden General; im Falle des Aufruhres durch das 
Stantsminifterium. Nach Art. 68 der Norddeutſchen Bundesverfaffung kann der Bun- 
desfeloherr, wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiete bedroht ift, einen 
jeden Theil vesfelben in Kriegszuftend erflären. Bis zum Erlaf eines, die Boraus- 
fegungen, die Form der Berküntigung und die Wirkungen einer folden Erklärung 
regelnden Bunbesgefeges gelten dafür vie Borfchriften des citirten preußiſchen 
Geſetzes. Auf nicht preußifchem Gebiet dürfte alfo wohl die Erflärung des Kriegs- 
zuftandes eventuell unter Gegenzeihnung des Bundeskanzler erfolgen. 

Mit der Belanntmahung der Erklärung des Belagerungszuftandes, welde 
unter militärifchen Formen unter Trommelfchlag u. dgl. geſchieht, geht bie volle 
siehende Gewalt an die Milttärbefehlshaber über. 
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Werben mit ber Erffärung des Belagerungszuftandes zugleich die Art. 5, 6, 
7,27, 28, 29, 30, 36 ber Berfaffungsurktunde oder einzelne Beftimmungen 
berfelben außer Kraft gefegt, jo muß dies ausprüdlih in der Belanntmahung 
über ben Belagerungszuftand, oder in einer befondern Berorbnung verkündet wer» 
ben. Erfolgt die Suspenflon der genannten Artikel, fo ift damit ber Militär- 
polizei das Necht eingeräumt, Seven, ber ihr verbädhtig erfheint, in Berhaft zu 
nehmen, die Wohnungen von Privatperfonen ohne Angabe eines Grundes zu 
durchſuchen, Privatpapiere und Korrefpondenzen in Befchlag zu nehmen, vie freie 
Prefie zu befchränten und das Erſcheinen von öffentlihen Blättern zu unterfagen. 

Wird mit der Erflärung bes Belagerungszuftandes zugleih das fogenannte 
Standrecht verkündet, fo werben dadurch aud die Eivilperfonen hinſichtlich 
beftimmter Verbrechen ber Kompetenz der Standgerichte unterftellt. Die Verbrechen, 
welde alsdann ausfchließlih vor die Standgerihte gehören, find hauptſächlich 
folgende: Hoch / und Landesverrath, Mord, Aufruhr, thätlihe Widerfegung, Zer- 
förung von Eifenbahnen und ZTelegraphen, Befreiung von Gefangenen, Meuterei, 
Raub, Plünderung, Erprefiung, Berleitung der Soldaten zur Untreue, infofern 
diefe Verbrechen nad Erklärung und Belanntmahung des Belagerungszuftandes 
—— oder fortgeſetzt wurden. 

ie Erklärung des Standrechts involvirt aber ferner ein ſummariſches Ber- 
fahren und die Verhängung außergewöhnlih firenger Strafen von Seiten ber 
Stanbgerichte. 

Das Standgeriht wird nach preußifhem (und badiſchem) Gefeg aus Civil- 
und Militärbeamten zufammengefest. Es führt die Unterfuhung und gibt bie 
Entjheidung des vorliegenden Straffalles in ver Weife, daß die Unterfugung vor 
verjammeltem Gerichte geführt und in ununterbrodenem Akte bis einſchließlich ver 
Aburtheilung vollendet wird. : 

Die Unterfuhung ift ſummariſch d. 5. fie wirb auf diejenigen Punkte be- 
beſchränkt, welche nothwendig find, um bie Richter in ihrem Gewiſſen zu über- 
zeugen, daß ber Beichuldigte das ihm zur Laft gelegte Verbrechen begangen habe. 
Die Unterfuhung ift ausfhließlih auf das Verbrechen gerichtet, wegen deſſen bie 
Stellung vor das Standgericht erfolgt, und von Beweifen werben nur biejenigen 
erhoben, die fofort zur Hand find, indem Friftbewilligung nit flattfindet. 

Das Berfahren ift mündlid und der Regel nah öffentlich. Der Angefhul- 
bigte fann ſich eines Vertheidigers bedienen. Ueberzeugt fi das Standgericht 
nach dem vorliegenden Beweismaterial nicht von der Schuld der Angellagten, fo 
bat es, ftatt einer Freifprehung, vie Berweifung an ben orbentlihen Richter zu 
verfügen, Die ganze Procedur d. b. Unterfuhung und Aburtheilung vor dem 
Standgerihte muß binnen 24 Stunden vollendet fein. 

Die Strafen, auf welde das Standgericht erkennt, find meiftentheils geſchärft; 
doch kann auch auf die gewöhnliche Strafe erfannt werben. Eine Reihe von Ber- 
brechen werben burd ihre Berweifung vor das Standgericht zu Kapitalverbreden, 
d. h. mit dem Tode beftraft. 

Gegen Urtheile ver Standgerichte finden feine Rechtsmittel ftatt; doch bebürfen 
Tobesurtheile der Beftätigung der Feſtungslommandanten, beziehungsweife bes 
fommandirenden Generales der Provinz. 

Die Aufhebung des Belagerungszuftandes wird nad preußiſchem Recht durch 
den betreffenden Militärfommandanten, beziehungsweife das Staatsminifterlum ver- 
fügt. Nah Aufhebung des Belngerungszuftandes gehen in Preußen die bei dem 
Standgerihte anhängig geweienen Procefje fofort an bie ordentlichen Gerichte zur 


Belgien. 283 


ſchließlichen Erledigung über, hingegen werben nad) dem franzöftfchen Mechte bie 
bei den Militärgerihten anhängig gewefenen Sachen auch nad Aufhebung des 
Belagerungszuftandes von diefen Gerichten befinitiv erledigt, 

Während nad dem badifhen Gejeg vom 29. Januar 1851 der Belagerungs- 
zuftand immer nur auf 2 Monate verhängt werben und, wenn bie Kammern 
verfammelt find, nur mit Bewilligung derfelben verlängert werben fann, finden ſich 
derartige Befchränfungen besfelben weder im preußifchen Gefege noch im öfter 
reichiſchen Ausnahmsgefege vom 7. Ditober 1868. (RG. Bl. ©. 395 ff.) Hin» 
gegen begnägt fih das legtgenannte Geſetz, in außerordentlihen Zuftänden bie 
Gewalten der Behörden zu erweitern, ohne zugleich biefe Behörden ſämmtlich 
militärifhen Befehlen zu unterftellen. 

Ueber die Berhängung des Belagerungszuftandes, fowie über die in Folge 
bievon mothwendig gewordene Suspenfion von Berfaffungsartitein fol nad 
preußiſchem Gefeg ben Kammern Rechenſchaft abgelegt werben, Das Gefeg hat 
aber unterlafjen zu beftimmen, was bie Kammern mit biefer Rechenſchaft beginnen 
jollen. Eigenthümlih dürfte fih auch die Sache geftalten, wenn der Bunbesfeld- 
herr ven Belagerungszuftand über micht preußifches Gebiet des Norbbundes ver- 
hängen würde und ber Reihstag ex analogia ber Beftimmung des preußifchen 
Be. die Berantwortlickeit des Bundeslanzlers beshalb in Anfpruh nehmen 
wollte, 

Der Erlaß eines Gefeges, wie es Artikel 68 der Norddeutſchen Bunbesver- 
faſſung werheißt, weldes zugleidh bie angeregten Zweifel befeitigt, müßte baber 
unferes Erachtens als erfreuliche Bervollftändigung des gegenwärtigen Rechtszu— 
fandes betrachtet werben. 

Literatur: Zöpfl, Staatsreht II. ©. 451, 530, 571, 739. Bluntfchli, Allg. 
Staatsrecht II. S. 116. v. Rönne, Staatsredht der preuß. Monardie IP, ©. 1 ff. 
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Belgien. 


Das Königreich Belgien, obwohl es erſt ſeit vier Jahrzehnten zu ſtaatlicher 
Selbſtändigleit gelangt iſt und ſeinem Umfange wie ſeiner Bevölkerung nach nur 
zu den mittelgroßen Staaten gehört, nimmt doch ein hervorragendes politiſches 
Intereſſe in Anſpruch wegen feiner geographiſchen Lage, der eigenthümlichen Miſchung 
feiner Bevölkerung, feiner trefflichen ſtaatsrechtlichen Inſtitutionen, feiner hochent⸗ 
wickelten Vollswirthſchaft. 

J. Land und Volk. Das Königreich Belgien in ſeiner gegenwärtigen, 
durch die Verträge vom 19. April 1839 beſtimmten Ausdehnung liegt zwiſchen 
490 27° und 510 39° nördlicher Breite und zwiſchen 00 14‘ und 30 44° öſtlicher 
Länge von dem Parifer Merivion. Im Süden wird es begrenzt von Frankreich, 
im Weften von der Norhfee, im Norden vom Königreih der Niederlande, im Often 
von demfelben Staat, der preußifhen Rheinprovinz und dem Großherzogthum 
uremburg. Seine ausgebehntefte Breite, von Norbweften nad Südoſten, zwiſchen 
Dftende und Arlon, beträgt 33,5 Meilen; die größte Länge, von Nord nad) Süd, 
zwiihen Hoogftraten und Chimay, 20,5, M. Der gefammte Flähenraum 
umfaßt 2,945,593 Heltaren — 535,,; geographifhe Quadratmeilen. Derjelbe 
vertheilt fih folgendermaßen auf die neun Provinzen: Luremburg 80,4, DM. 
(15 0/, der Gefanmtflädhe); Hennegau 67,4, D.M. (12,5, %/,); Namür 66,7, D.M. 
(12,, 0/0); Brabant 59,5, Q. M. (11,, 0); Weftflandern 58,9 Q. M. (11 %/); 
D 54,5 DM. (10, 9/); Lüttih 52,79 DM. (9,5 9/0); Antwerpen 
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dl,g DOM. (9,5 9/0); Limburg 43,95 DM. (8,5%). — Der Boden ift im 
Ganzen eben; nur die ſüdlichen und öftlihen Landſchaften werben von Ausläufern 
ber Arbennen durchzogen. Die Küftenlandfchaften werden burd zwei Reihen von 
Deihen gegen den Andrang des Meeres und gegen bie mit breiter Mündung 
einftrömenden Flüffe gefhügt und für den Aderbau erhalten; dieſe „Polders“ 
nehmen 50,000 SBeltaren ein. — Die Bewäfferung ift eine fehr vortheil- 
bafte; insbefondere find bie beiden Hauptflüffe, Maas und Schelvde, melde in 
Frankreich entfpringen, in ihrem ganzen Laufe durch Belgien (251/,, refp. 231/, M.) 
ſchiffbar. 

Die Bevölkerung betrug am 31. December 1865 4,984,591 Seelen, 
alfo durchſchnittlich 9281 auf die Quadratmeile. Belgien ift, wenn wir abjehen 
von ben nur mit fehr Heinen Territorien ausgeftatteten Städten Hamburg und 
Bremen, das vichtbenölkertfte Land Europa’s; felbft das Königreich Sachſen, welches 
ihm in diefer Beziehung am nächſten fteht, zählte zu Ende des Jahres 1864 nur 
8623 Einwohner per Q.M. Die relative Bevölkerung iſt Übrigens in den einzelnen 
Provinzen fehr verfchieden; während in Oftflandern mehr als 15,000, in Brabant 

egen 14,500 Menfhen auf der Duadratmeile leben, hat Limburg nur 4500, 
uremburg fogar nur 2600 Einw. per D.M. Die Zunahme der Bevöllerung ift 
eine ftetige, aber nicht immer gleihmäßige; fie betrug in den 10 Jahren vom 31, De- 
cember 1840 bis zum 31. December 1850 8,57 %/,, In dem folgenden Jahrzehent 
6,9: 9/0. Die Auswanderung, obwohl im Ganzen gering, ift doch etwas flärfer als 
bie Einwanderung. — Die Hädtifhe Bevölkerung verhält fi zur Geſammt— 
bevölferung ungefähr wie 1:4 (Ende 1862 26,5 '/,), entipricht alfo nur der für ganz 
Europa —— Durchſchnittszahl; dagegen zeichnet ſich Belgien vor allen euro— 
päifhen Staaten aus durch bie verhältnißmäßig bedeutendſte Zahl von großen Städten 
(4 mit mehr ala 100,000 Einwohnern). Die Hauptftabt Brüffel hatte Ende 1865 
mit den Borftäbten 318,040 Einwohner; die Größe verfelben ift mithin auch relativ 
feine übermäßige, aber doch eine beträchtliche. — Der Abftammung nad theilt 
fi) die Bevölkerung in Blämen und in Wallonen; die erfteren find numerifch 
ftärfer, indem fie %/,, die Wallonen nur 3/, der Zotalbevölferung bilden. Die 
Blämen, welche zum niederbeutfhen Stamme gehören und verfchiedene, dem Hol» 
ländiſchen nahe verwandte Dialekte fprechen, find durchaus vorherrfhend in ben 
vier nörblihen Provinzen, Oft: und Weſtflandern, Antwerpen und Limburg, und 
auch in der Gentralprovinz Brabant find die Diftrifte Brüffel und Löwen größten» 
theils von ihnen bevölkert. Die Wallonen find ein Miſchvolk keltiſch-fränkiſchen 
Urfprungs, deſſen Patois, der franzöfifhen Sprade nahe verwandt, doch vielfache 
Beſonderheiten zeigt; fie bewohnen vorzugsweiſe die vier ſüdlichen Provinzen Henne- 
gau, Namür, Yüttih und Luremburg und den Brabanter Diftrift Nivelles. Die 
Sprade der Gebildeten im ganzen Königreich ift Überwiegend bie franzöfiſche; doch 
bat in den legten Jahrzehnten eine Bewegung zu Gunften ber vlämifchen Schrift: 
ſprache fortfchreitend Boden gewonnen. — Konfeffionell ift die Bevölkerung 
foft ganz ungemifcht, da nad der Wieberunterwerfung unter die fpanifhe Herr» 
[haft im Jahre 1579 bis zu den Reformen Kaifer Joſephs II. nur bie Fatholifche 
Religion jim Lande geduldet wurde. Die Zählung von 1846 ergab nur 10,323 
Nichtkatholiken, alfo etwa 4 9%/,,; davon waren ungefähr 8000 Proteftanten und 
1300 Jfraeliten. In neuefter Zeit hat jedod unter den gebildeten Klaffen bie 
Selte der Freidenker (libres penseurs), welche fi) von jeder Kultushandlung 
* fatholifhen Kirche principiell fern halten, ziemlich bedeutende Verbreitung 
erlangt. 


Belgien. 285 


I. Entſtehungsgeſchichte des belgifhen Staates. Das König- 
reih Belgien ift entftanden durch gewaltfame Losreifung von bem im Jahre 1815 
gegründeten Königreih der Niederlande. Dem Anſchein nad; weniger will- 
fürlih, mehr der geſchichtlichen Ueberlieferung und den thatfädhlichen Verhältniſſen 
entfpredend als andere Schöpfungen des Wiener Kongrefies ift dieſe doch zuerft 
von allen zufammengebrohen, und eine ſchärfere Betrachtung wird bald erfennen 
laſſen, daß die Bereinigung Belgiens und Hollands zu einem Staate mit burd- 
aus gemeinfamen Inftitutionen ein kaum durchführbares Unternehmen war. Be- 
greiflih und verftändig modte es fein, daß die öſterreichiſche Regierung den Befig 
der weit entfernten und erponirten belgiſchen Provinzen nicht wieder antreten wollte; 
der Gedanke aber, diefe als felbftändigen Staat zu fonftituiren, konnte faum zur 
Geltung gelangen, da biefelben niemals bisher dauernder Unabhängigkeit fich er- 
freut hatten, und, auf ihre eigene Kraft angewiefen, franzöfiihen Gelüften gegen- 
über allzu ſchwach erfcheinen mußten. Hingegen durch die Vereinigung Belgiens 
mit dem Gebiet der ehemaligen nörblihen Republit wurde ein ftarfer, zur erften 
Abwehr franzöfifher Angriffe wohl genügender Mittelftant gefhaffen; vollswirth- 
ſchaftlich ſchienen das aderbauende und induftrielle Velgien und das handeltreibende 
Holland fi in glüdlichfter Weife gegenfeitig zu ergänzen; die geſchichtlichen Er— 
innerungen an bie frühere Vereinigung der 17 Provinzen und an ihre damalige 
hohe Blüthe glaubte man wieder beleben zu können; die Befeitigung aller etwa 
dennod entftehenden Schwierigkeiten erwartete man von der Weisheit des oranifchen 
Fürften, welchem vie Bewohner der nördlichen Niederlande bereits freiwillig bie 
Souveränität übertragen hatten. Man überfah jedoch, daß feit dem Ende bes 
16. Iahrhunderts eim tief gehenver religiöfer Gegenfag die nördlichen und bie 
füplichen Provinzen ſchied; daß die unglüdliche Lage der Belgier während der Zeit 
ber fpanifhen und der öfterreihifchen Herrfhaft von den Holländern rüdfichtslos 
ausgebeutet worden und fo Hohmuth auf der einen, Erbitterung auf der andern 
Seite entflanden war; daß der befignirte Herrſcher felbft die bolländifhen An- 
fhanungen und Neigungen beinahe durchaus theilte; dem jchwerften Fehler aber 
begingen die Mächte, indem fie dur den Einfluß der holländiſchen Staatsmänner 
fi beftimmen ließen, die innige und vollftändige Bereinigung der beiden Länder 
von vornherein zur Baſis des neuen Arrangements zu machen (Londoner Proto- 
toll vom 21. Juni 1814 Art. 1), anftatt dieſelbe allmählig beranreifen zu laſſen 
aus einer beſchränkten Gemeinfamleit. So lange freilich vie beiden Parteien ber 
Liberalen und ber Katholiten in Belgien fih in fchroffer Feindſchaft gegenüber- 
flanden und die erfteren deshalb bereit waren, aud die unbedachten und willfür- 
lihen Maßregeln des Königs gegen die katholiſche Geiftlichkeit zu unterftügen, 
während die Maffe der Bevölkerung, wenn auch zeitweife durch Kirchliche Einflüffe 
erregt, doch bald wieder politifher Apathie ſich hingab, — fo lange konnte bie 
Dppofition einen gefährlihen Charakter nicht annehmen; aber als neue brüdende 
und gehäffige Steuern, gewaltfame Eingriffe in bie Spradverhältnifie, fortdauernde 
Zurüdjegung bei den Anftellungen im Staatsdienſte von allen Klaffen des bel» 
giſchen Boltes ſchwer empfunden wurden, als die Mißhandlung ber Preſſe und 
das vom König befolgte Syftem der perfönlihen Regierung aud vie Liberalen 
in ihren tiefften Ueberzeugungen verlegten, da bildete fid) (Ende 1828) eine Union 
ver beiden Parteien zur gemeinfamen Bekämpfung ber Regierung und fanb 
in ver Maffe der Bevölkerung zahlreihen Anhang und laute Unterftügung. Ein- 
zelne Konceffionen des Königs verloren durch neue Mißgriffe jede Wirkfamteit, 
Zu einem gewaltfamen Ausbrud trieb der Einbrud der in Frankreich fieg- 
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reihen Julirevolution. Louis Philipp, mit welchem alsbald nad feiner Thronbe- 
fteigung einige Führer der belgiſchen Oppofition ſich in Verbindung geſetzt hatten, 
wünfdhte zwar einen längern Auffchub jeder Erhebung; aber bie unteren Klaffen 
der Brüffeler konnten von ſchweren Exceſſen, in denen der Haß gegen bie Hol- 
ländiſche Herrſchaft grell hervortrat, nicht zurücgehalten werben (25. bis 27. Auguſt 
1830). Die wohlhabenden und friebliebenden Bürger, denen, bei der Ohnmacht 
ver Iofaleu Autoritäten, vie Aufgabe ber Wiederherftellung der Ruhe anheimfiel, 
verlangten zunächſt Abftellung der Befchwerben, dann, al& ber König dieſe arg- 
liftig verzögerte, abminiftrative Trennung Belgiens von Holland. Der Berfud, 
während bie Generalftaaten im Haag über biefe Forderung beriethen, die belgifche 
Hauptftadt mit Waffengewalt wieder zu unterwerfen, wurde vereitelt durch den 
energifchen Widerftand, welchen das Brüffeler Volt unter der Führung einiger ent- 
ſchloſſener Männer und bald unterftügt duch Freiwillige aus allen Theilen bes 
Landes den Truppen entgegenfegte (23. bis 26. September). Nach der Niederlage 
und dem Nüdzug des Prinzen Friedrich proflamirte die während der Kampftage 
hervorgetretene proviforifhe Regierung die Bildung eines unab- 
hängigen Staates als das zu erftrebende Ziel (4. Oktober); die ungeheure 
Mehrzahl der belgiſchen Bevölkerung ſchloß fi ihr bereitwillig an; die Desorga- 
nifation ber niederländifhen Armee, welche in Folge des überhandnehmenden Ab— 
falls der belgischen Soldaten und Officiere eintrat, machte e8 den revolutionären 
Freiſchaaren möglib, durch einen furzen Feldzug das ganze Land mit Ausnahme 
weniger fefter Punkte zu befreien. 

Um das Werk des raſch gelungenen Aufftandes zu konſolidiren und dem neu 
zu gründenden Staate feine politifhe Geftaltung zu geben, berief die proniforifche 
Regierung einen Nationalfongref, welder, frei und ohne Störung gewählt, 
am 10. November 1830 in Brüffel zufammentrat. Dem einftimmigen Be- 
ſchluß der Unabhängigkeit des belgifhen Volkes (18. November) 
folgten die Annahme der „Lonftitutionellen repräfentativen Monardie unter einem 
erblihen Oberhaupte” als künftiger Regierungsform (22. November) und die nach 
dem Bombardement der Stadt Antwerpen von ber erbitterten VBolfsftimmung brin- 
gend verlangte ewige Ausfchliegung ber Familie Dranien-Naffau von aller Herr- 
haft in Belgien (24. November). Durch diefe Beihlüffe waren die Grundzüge 
bes neuen Staatsweſens gezeihnet. Die nähere Feftfegung der Berfaffung 
vollzog fi, trog der vielfachen kühn burchgreifenden Reformen, in Folge bes 
hohen Maßes praktifcher Einficht, welches ſich im Kongreß vereinigt fand, und ber 
regelmäßigen Mebereinftimmung ber beiden großen Parteien mit überrafchender 
Leichtigkeit und in glädlichftem Geifte. Eine wahrhaft fonftitutionelle Regierung 
wurde gefichert, ohne dem Königthum die nöthige und fegensreiche Gewalt zu ent- 
ziehen; die individuelle Freiheit erhielt die weitefte Auspehnung und bie fefteften 
Bürgfhaften, aber fle wurde doch eingeſchloſſen im die unentbehrlihen Schranfen 
der Ordnung; die Selbftverwaltung der Kommunen und Provinzen wurbe auf eine 
breite Bafis geftellt, aber mit forgfältiger Berüdfichtigung der Anforderungen ver 
Staatseinheit (bie einzelnen hauptſächlichen Beftimmungen fiehe unter II). Die 
verftändige Mäßigung, durch welche fidh die ganze verfaflunggebende Thätigfeit des 
Kongrefied auszeihnete, bekunvete ſich auch am Ende verfelben in dem einftim- 
migen Beſchluß, die einzeln votirten Artikel in ihrer Gefammtheit als angenommen 
zu betradhten (7. Februar 1831). 

Weit jhwieriger war die Löſung der eng mit einander zufammenhängenden 
Aufgaben, ein neues Herrfhergefhleht zu berufen, eine Ausein- 


Belgien. 287 


anberfegung mit ben Hollänbern zu erzielen, bie Anerkennung 
ber Großmädte zu gewinnen. Zunächſt freilih fehlen die Lage Europa’s 
den belgiſchen Intereffen in allen biefen Beziehungen ausnehmend günftig. Die 
franzöfifhe Regierung, in jeder Weife bemüht, eine Wiederherftellung des König⸗ 
reich der Nieverlande zu verhindern, [heute andererſeits davor ängſtlich zurüd, durch 
eine Annerion Belgiens eine neue Koalition gegen fi in das Leben zu rufen; das 
engliſche Kabinet wollte vor Allem den europäiſchen Frieden und das Einverftänpniß 
mit Franfreih erhalten; die Oftmächte waren in Anfprud genommen durch bie 
politifhe Gährung in Deutihland und in Italien und burd den polnifhen Auf- 
fand. So kamen die zunächſt auf Erſuchen des Königs der Niederlande zu einer 
Konferenz in London vereinigten Bertreter der Großmächte bald (20. De- 
cember 1830) überein, die fünftige Unabhängigkeit Belgiens als Ausgangspunft 
ihrer Berathungen anzunehmen. Aber die Trennungsgrundlagen, welde fie 
entwarfen (Brotofolle vom 20. und 27. Januar 1831), widerfpraden in ben 
Grenzbeftimmungen wie in den Feftfegungen über die Staatsfhuld den geredhten 
Wünfhen der Belgier, und in noch höherm Grave verlegten vie offenkundigen 
Beftrebungen Englands und der Oftmädte, die Krone bes neuen Staates dem 
oranifhen Haufe zu erhalten durch Begünftigung der Kandidatur des früher aller- 
dings in den füblichen Provinzen fehr populären Prinzen von Dranien, das bel 
giſche Nationalgefühl. Diefe von der franzöfifchen Diplomatie gefhidt ausgebeutete 
Haltung der Konferenz trieb die Belgier in die Arme Frankreichs: der National- 
tongreß wählte, wenn auch mit fehr geringer Majorität, den zweiten Sohn Louis 
Philipps, den Herzog von Nemours, zum König der Belgier (3. Fe- 
bruar 1831). Jedoch Louis Philipp, zufrieden mit biefem moralifhen Erfolg, lehnte 
tm Interefje des europälfchen Friedens die feinem Sohn angebotene Krone ab und 
gab damit die Belgier einer Verwirrung und Nathlofigkeit Preis, welche auch durch 
die Einfegung einer Regentihaft (24. Februar) nit gehoben wurde. Erft als 
die englifhe Regierung, durch das gänzliche Mißlingen einer oranifhen Ber- 
fhwörung über die Ohnmacht diefer Partei in Belgien aufgeklärt, ihren bisherigen 
Schützling fallen ließ und fi ber Kandidatur des dem englifchen Königshaufe 
boppelt verfhmwägerten Prinzen Leopold von Sachſen-Koburg zuwandte, 
Märten fi die Ausfihten der Belgier. Nachdem fie die Ueberzeugung gewonnen 
hatten, daß aud Frankreich feinen früher erhobenen Widerſpruch gegen Leopolds 
Wahl aufgebe und biefelbe fogar den Oſtmächten verhältnigmäßig erwünſcht fein 
werbe, erfor der Nationalfongreß am 4. Juni mit 152 von 195 Stimmen Leo» 
pold zum König ber Belgier. Durd feinen perfönlihen Einfluß brachte 
dann Leopold die Konferenz zur Aufftelung eines neuen, den Belgiern ſehr gün- 
fligen Arrangements in 18 Urtifeln (26. Juni); fobald dieſes die Zuftimmung 
des belgiſchen Kongrefies erhalten hatte und bamit ein Einverftänbniß zwifchen 
dem belgiſchen Volle und ben Großmächten bergeftelt ſchien, erklärte er der nad 
London gefandten Deputation des Kongreſſes feine definitive Annahme der Krone 
(12. Juli) und eilte nad Belgien, um bie Regierung feines neuen Königreichs 
anzutreten. Am 21. Juli bielt er feinen feierlihen Ginzug in die Hauptftadt 
Brüuſſel und Ieiftete in Mitten des Kongreſſes auf öffentlichem Plage den durch 
die Berfaffung vorgefchriebenen Eid. 

Mit ver Thronbefteigung Leopolds erreichte die Revolution im Innern 
Belgiens ihren Abſchluß; dagegen zeigte fi fofort, daß die auswärtigen Schwie- 
rigfeiten und Gefahren, welche ber befinitiven Konftituirung Belgiens entgegen- 
ftanden, no durchaus nicht befeitigt waren. König Wilhelm, welcher feine Herr- 
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Ichaftsrehte über Belgien aufzugeben keineswegs gefonnen war, nahm, um jebe 
Beteftigung der Regierung Leopolds zu verhindern, bie felt dem November 1830 
eingeftellten Feinbfeligketten wieder auf. In einem zehntägigen Feldzuge 
(2. bi8 12. Auguft 1831) wurde das ſchlecht organifirte und ausgerüftete und 
numeriſch ſchwache beigifche Heer über den Haufen geworfen. Die rafche Dazwiſchen⸗ 
funft der von der franzöfifhen Regierung auf Leopolds Hülferuf gefendeten Norb- 
armee rettete freilich ben belgiſchen Staat und König und nöthigte fogar die bis 
zu den Höhen vor Brüſſel vorgedrungenen Holländer, auf ihr Gebiet zurüdzu- 
kehren; aber die biplomatifchen Nachtheile der von ven Belgiern erlittenen Nieber- 
lage blieben nicht aus. Die Konferenz nahm Abftand von der Durdführung der 
18 Artikel und ftellte neue, ben Belgien weit ungünftigere Beſtimmungen über 
bie Trennung Belgiens von Holland in peremtorifher Weife auf (14. Oktober 
1831): von dem ka Luremburg follte der deutfhe Theil dem König 
Wilhelm verbleiben und für den an Belgien fallenden wallonifhen Theil follte 
derſelbe eine reichliche Entſchädigung in Limburg erhalten, fo daß zwei belgiſche 
Provinzen mit Zerreifung bedroht wurden; außerdem wurbe dem belgifchen Staate 
die Leiftung einer jährlihen Rente von 8,400,000 Gulden auferlegt nad) ganz 
Irrigen Berechnungen feines Antheild an der Gtaatsfhuld des Königreichs ber 
Niederlande. Jedoch das tief empfundene Bedürfniß, dem noch wenig Tonfolivirten 
und vorausſichtlich ſtets auf fremden Schug angewiefenen Staate eine endgültige 
völferrehtlihe Anerkennung und eine Verbürgung feiner Unabhängigkeit und Neu- 
tralität von Geiten der Großmächte zu verfhaffen, beftimmte die Regierung und 
die Bollsvertretung Belgiens, in die zugemutheten ſchmerzlichen Opfer zu willigen; 
am 15. November unterzeichnete der belgifhe Gefandte in London die 24 Ar— 
tifel in Form eines dbefinitinen Vertrages zwifhen ven fünf Großmäcdten 
und dem König der Belgier. Der völlige Abſchluß ver belgifhen Frage verzögerte 
fi freilich no fleben Jahre lang, da König Wilhelm, ftolz auf die Erfolge des 
Auguftfeldgzugs und nicht ohne Grund auf die Legitimiftifchen Sympathieen der brei 
Oſtmächte und auf die fpeciellen verwandtſchaftlichen Rüdfichten des ruffiihen und 
bes preußifchen Hofes vertrauend, jeden Ausgleih, der einen Verzicht auf feine 
Souveränität über Belgien eingefchloffen hätte, mit zäher Beharrlichkeit hintanhielt. 
Selbft die Einnahme der Citadelle von Antwerpen durd eine von Neuem nad 
Belgien gefandte franzöfifche Armee (23. December 1832) und bie Blokade der 
holländifhen Häfen durch eine englifchfranzöfifche Flotte vermodhten ihn nur zum 
Abſchluß eines unkündbaren Waffenftillftandes zu beftimmen (21. Mai 
1833), Unter dem Schutze dieſes Waffenftilftandes konnten aber die Belgier daran 
gehen, die Wunden der Revolution zu heilen, die zahlreihen Keime materiellen 
und geiftigen Gebeihens zu entwideln, die unentbehrlihen neuen Organifationen 
in das Leben zu rufen. Diefe Bemühungen waren von ſolchen Erfolgen begleitet, 
daß, als endlih nad 5 Jahren König Wilhelm, gedrängt von .feinen Unterthanen, 
welche bie durch fein Beharrungsfyftem ihnen nuglos auferlegten Laften nicht 
länger tragen wollten, feine Zuftimmung zu ben 24 Artikeln erklärte (14. März 
1838), die Belgier diefe Sanktion ihrer jegt wohlbefeftigten Unabhängigkeit für 
ganz überflüffig erachteten und vielmehr einmüthig fi der Durchführung ver unter 
dem Drud der Nothwendigkeit angenommenen Gtipulationen wiberfegten; namentlich 
die Abtrennung ber jegt völlig mit dem belgifhen Staate verwachſenen Theile 
Luremburgs und Limburgs, welche unter das Scepter des Königs Wilhelm zurüd- 
fehren follten, ſchien ihnen ein unerträglides Anfinnen. Jedoch gegenüber der ent 
fhiedenen Weigerung nit allein der Oftmächte, fondern auch der bereits von 
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Mißtranen gegen die franzöſiſche Politit erfüllten englifhen Regierung vermochten 
König Leopold und feine Minifler, trog der größten diplomatiſchen Anftrengungen, 
eine Abänderung der Territorialbeflimmungen der 24 Artikel nicht durchzuſetzen; 
nur in finanzieller Hinfiht wurben den Belgiern bedeutende Konceffionen gemacht 
durch Herabfegung der jährlid an Holland zu zahlenden Rente auf 5 Millionen 
Gulden und durd den Erlaß ſämmtlicher Rüdftände. Auf diefen Grundlagen be- 
ruhen die am 19. April 1839 zu London unterzeihneten Berr 
träge zwiſchen Belgien einerfeits, den Niederlanden und den fünf Großmächten 
anbererfeits, welchen aud bie deutfhe Bundesverfammlung in Betreff des Aus⸗ 
taufches der Inremburgifhen und der Iimburgifchen Gebietstheile durch Beſchluß 
vom 11. Mai 1839 beitrat. Die Auswechſelung der Ratififationen fand am 
8. Juni desfelben Jahres in London ftatt. 

Somit war nad langjährigen Mühen und Kämpfen die völkerrechtliche 
Konftituirung des belgifhen Staates vollendet. Niemals feitvem ift 
jein Beftand oder feine Unabhängigkeit oder feine Neutralität angegriffen oder auch 
aur ernfllid bedroht worden; vielmehr bat fich felbft in den ihm zuerft fehr abge- 
neigten Kreifen immer ſtärker die Ueberzeugung herangebildet und befeftigt, daß 
er ein wefentlihes Glied fei im europälfhen Staatenſyſtem. Ebenfo ift er ſelbſt 
inmitten der weitgreifenpften und tiefgehendflen europäifhen Bewegungen frei ge- 
blieben von gewaltfamen inneren Erſchütterungen; wohl haben ſich in zähem und 
oft erbittertem Streite die früher einträchtig dasfelbe Ziel verfolgenden Parteien 
der Liberalen und der Katholifen befämpft, aber immer auf verfafiungsmäßiger 
Baſis und, eine raſche Aufwallung (Mai 1857) ausgenommen, mit friedlichen 
Mitteln. Zu diefem glücklichen Refultate haben, neben der den Bebürfniffen und 
Anfhanungen des Bolfes durchaus entfprechenden Berfaffung, vorzugsweiſe zu- 
ſammengewirkt einerfeits die Weisheit des Königs Leopold I., weldher 34 Jahre 
lang (+ 10. December 1865) die Gefhide Belgiens leitete, und auf der andern 
Seite die Befonnenheit und Mäßigung des Bollscharaftere. Das in dem legten 
Jahrzehent entſchieden herworgetretene Uebergewicht der liberalen Partel in ber 
Bolklövertretung läßt zudem erwarten, daß aud ber Drud, welchen bisher ber 
Nerifale Einfluß auf den geiftigen Fortſchritt der Bevölkerung geübt hat, mehr 
und mehr feine Wirkfamteit verlieren wird. 

III. Staatsredht. Das gegenwärtig in Belgien geltende Staatsrecht beruht 
durchaus auf der Berfaffungsurkunde vom 7. Februar 1831, melde bisher, wie 
von jeder Verlegung, jo aud von jeder Abänderung frei geblieben if. Daneben 
lommen vornehmlih in Betracht das Wahlgefeg vom 3. März 1831 und bie 
Modifilationen desfelben vom 12. März und 26. Mai 1848; die Gemeinde» 
ordnung vom 830. März; 1886 und die Provinzialorpnung vom 
30. April 1836. 

Die Berfaflung zerfällt in 8 Titel und 139 Artilel. — Der erfte Titel 
handelt von dem Staatsgebiet und feiner Eintheilung und beftimmt insbe» 
fondere in Art. 3, daß die Grenzen des Staates, ber Provinzen und der Ge— 
meinden nur durch ein Geſetz abgeändert oder beridhtigt werben können. — Der 
zweite Titel führt die Ueberſchrift „Bon den Belgiern und ihren Rech— 
ten“. Die raltfation Tann nur durch einen Alt ber gefeßgebenden Gewalt 
eriheilt ‚werben. Die Belgier find vor dem Gefege gleih; Standesvorrechte finden 
nicht flat. Niemand kaun gerichtlich verfolgt werden außer in den vom Geſetze 
bezeichneten Fällen und in der geſetzlich vorgefchriebenen Form; Niemand darf 
wider feinen Willen feinem gejeglihen Richter entzogen werben; Strafen können 
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nur auf Grund eines Geſetzes verfügt und angewendet werben. Die Strafen 
der Konfisfation und des bürgerlichen Todes find für immer abgeſchafft. Die 
Wohnung und das Briefgeheimnig find für umverleglih erklärt. Die freiheit 
ber Preſſe ift gefidhert nicht nur durch Verbot der Genfur, fondern auch durch 
Ausfhließung jeder Kautionsforderung und durch die Beftimmung, daß, wenn 
ber Berfaffer befannt und in Belgien wohnhaft ift, weber der Verleger, noch 
der Druder, nod der Berbreiter belangt werden fann. Die Ausübung des 
Bereins- und des Berfammlungsrehts ift, mit Ausnahme der Berfammlungen 
unter freiem Himmel, jeder vorbeugenden Beſchränkung entzogen. Auch die Frei- 
beit des Unterrichts darf durch feine vorbeugenden Maßregeln eingefhränft wer- 
den; nidt einmal eine Staatsauffiht Über die privaten Unterrihtsanftalten ift 
vorbehalten, fondern nur ein fonkurrirender, auf Staatöloften zu ertheilender und 
dur die Geſetzgebung mäher zu regelnder öffentlicher Unterricht. Die Freiheit 
ber Meinungsäußerung iſt ganz allgemein garantirt, ebenfo vie Freiheit der Kulte 
und ihrer öffentlihen Ausübung; die individuelle Gewiffensfreiheit hat eine befon- 
dere Bürgſchaft erhalten durd; den Sag, daß Niemand gezwungen werben barf, 
in irgend einer Welfe an den Handlungen oder Feierlichkeiten eines Kultus theil- 
zunehmen oder deſſen Feiertage zu beobachten. Den Religionsgefellihaften ift bie 
Freiheit ihres inneren Lebens in weiteftem Umfang gefihert, indem Art. 16 dem 
Staat ausdrücklich die Befugniß verfagt, fi in die Ernennung oder Einfegung 
ber Diener irgend eines Kultus einzumifhen oder den legteren den Verkehr mit 
ihren Oberen over die Belanntmadhung ihrer Anorbnungen zu verbieten. Im 
Intereffe der bürgerlihen Ordnung ift jedoch feftgefegt, daß, mit Ausnahme fpäter 
etwa durch bie Gefetgebung zu beftimmender Fälle, die Eivilehe der kirchlichen 
Einfegnung ſtets vorangehen muß. Endlich ift ver Gebrauch der in Belgien üblichen 
Sprachen völlig vem Belieben anheimgeftellt; nur für bie Akte öffentliher Behörden 
und für gerichtliche Handlungen fann derfelbe dur ein Gefeg normirt werben. — 
Alle dieſe Freiheltsrechte haben noch eine höchſt wichtige Bürgſchaft erhalten 
durch die Beſtimmung, daß keine vorläufige Autoriſation erforderlich iſt für die 
gerichtliche Belangung von Staatsbeamten wegen ihrer Amtshandlungen; auf der 
andern Seite iſt durchgängig vorbehalten die Repreffion jedes Mißbrauchs der 
Freiheit durch die Strafgefege. 

Der dritte Titel der Berfafjung enthält die Grundfäge über die Organi- 
fation der Staatsgewalt („des pouvoirs“). Als oberftes Princip tft vor- 
angeftellt, daß alle Gewalt von ber Nation ausgeht. Die Theorie von ver Thei- 
lung der Gewalten ift in der modificirten Art durchgeführt, daß vie 
gefeßgebende Gewalt von dem König, dem Senat und ber Repräfentantenfammer 
zufammen ausgeübt werben foll; die Exekutivgewalt dem König allein zugewiefen 
ift; die Ausübung der richterlihen Gewalt den Gerichtshöfen zufteht, die Urtheite 
jevoh im Namen des Königs vollzogen werben. — Die verfaffungsmäßige Ge- 
walt des Königs vererbt ſich in der bireften redytmäßigen Nachlommen- 
haft König Leopolds I. nad dem Rechte der Erfigeburt, aber nur im Manns- 
ftamm mit befländiger Ausfhliefung der Frauen und ihrer Defcendenz. Der 
König kann nicht ohne die Zuftimmung beider Kammern zugleich Oberhaupt eines 
andern Staates fein. Mit vollendetem 18. Jahre ift er mündig; aber vom Throne 
Beſitz nehmen fann er erft, nachdem er in Mitten der vereinigten Kammern ge» 
ſchworen hat, bie Berfaffung und die Gefege bes belgiſchen Volkes zu beobachten, 
die nationale Unabhängigkeit und tie Integrität des Staatsgebiet zu bewahren, 
Sm Hal der Minverjähigkeit oder der völligen Reglerungsunfähigkeit des Könige 
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ordnen bie zu einer Berfammlung vereinten Kammern bie Regentſchaft und bie 
Bormundfhaft; im Fall der gänzlichen Erledigung des Thrones fegen die Ram- 
mern durch gemeinjhaftlihen Beſchluß eine proviforifche Regentihaft ein, und erft 
bie aus allgemeinen Neuwahlen hervorgehenden, fpäteftens binnen zwei Monaten 
zufammentretenden Kammern haben die befinitive Meubefegung des Thrones im 
gemeinfhaftliher Siyung vorzunehmen. Der König hat nur diejenigen Befug- 
niffe, melde ihm die Berfaffung und die verfafjungsmäßigen Gefege ertheilen. 
Durch die Berfaffung felbft find ihm imsbefondere folgende einzelne Rechte beige 
legt: die Initiative bei der Gefepgebung, welche er aber mit jeder ber beiben 
Kammern tbeilt, die Sanftion und die Promulgation ber Gefege, der Erlaß ber 
zur Ausführung ber Gefege nothwendigen Anorbnungen und Befehle; die Er- 
nennung und Entlafjung der Minifter; die Befegung der Dffiziersfiellen, ber 
Hemter ber allgemeinen Staatöverwaltung und ber diplomatifchen Poften; der Ober» 
befehl über die Land- und Seemacht; das Recht, Krieg zu erklären und Frieden 
fo mie Bünbnifje und Handelöverträge zu fchließen, jedoch mit der Beihränfung, 
daß die Hanbelsverträge und alle anderen Berträge, welde den Staat belaften 
oder den einzelnen Belgien Berbindlichkeiten auferlegen können, zu ihrer Wirt- 
ſamkeit der Zuftimmung ber Kammern bebürfen; das, freilich fehr genau begrenzte, 
Recht, die Kammern zu berufen, zu vertagen, zu fchließen, aufzulöfen; das Recht, 
Adelstitel und militärifhe Orden zu ertheilen; endlich das Begnadigungsredt. 
Kein königlicher Befehl ift aber vollziehbar, wenn er nicht gegengezeidhnet ift von 
einem Minifter, welcher ſchon durch dieſe Unterſchrift für denfelben verantwortlich 
wird. Die Berantwortlihleit ver Minifter ift, wenn aud als Korrelat 
der Unverlegfichteit des Königs, doch ganz allgemein ausgefproden, und befteht 
alfo au für ihre eigenen Handlungen. Der mündliche oder ſchriftliche Befehl des 
Königs kann niemals einen Minifter ver Verantwortlichteit entziehen. Die Re— 
pröfentantenlammer allein hat das Recht, die Minifter vor dem Kaflationshof 
anzuflagen, ber in vereinigter Sigung feiner Abtheilungen das Urtheil fällt. Da 
die in Ausficgt geftellte nähere gefetlihe Normirung der Minifterverantwortlickeit 
bisher nur in Bezug auf die außerhalb des Amtes begangenen Berbreden und 
Bergehen der Minifter erfolgt ift (Gefeg vom 19. Juni 1865), fo befteht hin» 
ſichtlich aller Amtshandlungen der Minifter das burd rt. 134 der Repräfen- 
tantenfammer vorläufig zugeftandene diskretionäre Anklagereht unverändert fort. 
Einen vom Kafjationshof verurtheilten Minifter kann der König nur auf Antrag 
einer der beiden Kammern begnadigen. 

Die Bollsvertretung befteht aus dem Senat und der Kammer ber 
Repräfentanten. Die Mitglieder der beiden Kammern vertreten bie ganze 
Nation, nit die Provinz oder die Abtheilung einer Provinz, von ber fie gewählt 
find. Jede Kammer prüft die Vollmachten ihrer Mitglieder und entſcheidet bie 
darauf bezüglihen Streitigkeiten, wählt ihr Präſidium und bildet ihr Büreau für 
die Dauer der Seffton; beftimmt felbft ihre Geſchäftsordnung. Beide gleihmäßig 
Haben das Recht der Initiative (nur muß jedes Geſetz über Staatseinnahmen und 
Staatsausgaben ober über das Heerestontingent zuerft von der Repräfentanten- 
fammer votirt werben); das Recht der Amendements; die Befugnig, fürmlide 
Unterfuhungen anzuftellen; beide können die Gegenwart der Minifter fordern, 
Petitionen an biefelben verweifen und Erklärungen über deren Inhalt von ben- 
felben verlangen. Kein Mitglied der einen oder andern Kammer kann wegen ber 
von ihm in Ausübung feiner Funktionen abgegebenen Boten oder geäußerten Mei— 
nungen gerichtlich verfolgt oder zur Rechenſchaft gezegen werben; mährend ber 
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Dauer der Seffion lann eine gerichtliche Verfolgung oder Berhaftung eines Kammer · 
mitglieds überhaupt nur mit Zuftimmung ber betreffenden Kammer ftattfinden. — 
Die beiten Kammern gehen aus direkten Wahlen hervor. Wähler find alle 
beigifchen Bürger, welche den durch das Wahlgefeg beflimmten Cenſus entrichten; 
diefer darf nach der Verfaſſung nit mehr ald 100 und nicht weniger ala 20 
Gulden direkter Jahresftener betragen. Das Gefeg vom 12. März 1848 hat 
den Genfus für das ganze Land auf das Minimum von 20 Gulden berabgejegt; 
doch kommt auch biernah nur etwa auf 45 Einwohner 1 Wähler. Beringungen 
der Wählbarkeit für die Repräfentantenfammer find: belgiſche Geburt ober bie 
große Naturalifation, Domicit in Belgien, Genuß ver bürgerlihen unb der poli- 
tifhen Nechte, endlich das vollendete fünfundzwanzigfte Lebensjahr; die Mitglieder 
des Senats müfjen nicht allein die brei erfigenannten Eigenfchaften befigen, fon- 
dern auch mwenigftens 40 Lebensjahre zählen und wenigftens 1000 Gulden direkter 
Steuern (mit Einfluß der Patentfteuer) jährlih entrihten. Ausgeſchloſſen von 
ver Wählbarkeit find durch das Infompatibilitätsgefeg vom 26. Mai 1848 alle 
vom Staat befoldete Beamte mit Ausnahme der Minifter. Neben den gewählten 
Senatoren hat nur ber muthmaßlihe Thronerbe (Herzog von Brabant) Sig und 
Stimme im Senat. Die Zahl der Abgeorbneten wird durch das Wahlgefeg nad 
Maßgabe der Bevölferung beftimmt, doch darf nit mehr als 1 Abgeorbneter auf 
je 40,000 Einwohner fommen; die Zahl der Senatoren ift halb fo groß wie bie 
jenige der Abgeorbneten. Die Mitglieder der Repräfentantenlammer werben auf 
4 Jahre gewählt, alle zwei Jahre tritt die Hälfte aus; das Mantat ver Senatoren 
dauert 8 Jahre und demgemäß findet die halbfchichtige Neuwahl des Senats alle 
4 Jahre ftatt. Die Repräfentanten, mit Ausnahme der in der Haupiftabt wohn- 
haften, erhalten eine monatlihe Entfhäpigung von 200 Gulden während ver 
Dauer der Seſſion; die Senatoren erhalten weder Gehalt noch Entſchädigung. 
Bor die Gerichtshöfe gehören nit nur alle privatrechtligen Streitig- 
feiten, fonbern auch alle Streitigleiten über politiſche Rechte, fo weit nicht die 
Sefege Ausnahmen von dieſem Grundjag ftatuiren. Ausnahmegerichtshöfe dürfen 
niemals eingefegt werden. Für ganz Belgien befteht ein Kaffationsgeridhtshof. Die 
Deffentlickeit der Gerichtsverhandlungen kann nur durch einen Gerichtsbeſchluß 
wegen einer Gefahr für die Ordnung oder die guten Sitten ansgeichloffen 
werben; bei politiihen und Preßprocefien ift zu einem ſolchen Beſchluß Einftim- 
migkeit erforverlih. Geſchworene urtheilen über alle Verbrechen jo wie über politifche 
und Preßvergehen. Nur die Staatsanwälte, die Friedensrichter und die Richter der 
Gerihtshöfe erfter Inftanz werden vom König nad freiem Ermeffen ernannt; da⸗ 
gegen bie Appellationsgerichtsräthe und bie Präfidenten und Bicepräfidenten der 
erichtshöfe erfter Inſtanz auf Grund zweier Präfentationsliften, weile von dem 
betreffenden Wppellationsgericht und von bem Provinzialrath vorgelegt werben; 
ebenfo bie NRäthe des Kaffationshofes nad einer zweifahen, von dem Senat und 
von dem Kaffationshof felbft aufzuftellenden Lifte; ihre Präfiventen und Bice- 
präfidenten wählen die Gerichte höherer Inftanz felbft aus ihrer Mitte. Die Un» 
abhängigkeit der Richter iſt in jeder Beziehung ausreihend gefichert. Kompetenz⸗ 
tonflitte zwifchen einem Gerichtshof und einer VBerwaltungsbehörbe entſcheidet der 
Kaffationshof (nah dem Gefege vom 4. Auguft 1832 durch Plenarbefhluß). Die 
allgemeinen, provinzialen und lofalen VBerorbnungen und Beſchlüſſe dürfen von 
den Gerichten nur fo weit angewendet werben, als fie ven Gefegen nicht wiber- 
fprehen. (Ueber die Prüfung der Berfaffungsmäßigkeit der Geſetze befteht Leine 
ausprädliche Beſtimmung.) 
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Der vierte Titel ber Beige | handelt von ben Finanzen. Abgaben an 
den Staat können nur dur ein Gefeg angeordnet werben. Diefelben werben 
jährlich von den Kammern votirt. Privilegien bürfen in Bezug auf keine öffent- 
lie Abgabe eingeführt werben; Benfionen und Gnadengeſchenke auf Koften bes 
Staates Fünnen nur durch "ein Geſetz bewilligt werben. Die Kammern votiren 
jährlich das Budget und das Gefeg über die Rechnungsablegung; alle Einnahmen 
und Ausgaben bes Staats müſſen in das Budget und in bie Redhnungsablegung 
aufgenommen werben. Die Mitglieber des Oberrehenhofes, welcher namentlich) 
auch jede Etatsüberfchreitung und jedes Virement zu verhüten bat, werben von 
der Kammer der Repräfentanten gewählt; die Dauer ihrer Funktionen und bie 
Drganifation viefer Behörde beftimmt das Geſetz (vom 30. December 1830). — 
Den Schluß viefes Titels bildet die für das Verhältniß des Staats zu den Re 
ligionsgeſellſchaften wichtige Beftimmung, daß die Befolbungen und Pen- 
fionen der Beiftlihen der verſchiedenen Konfeffionen dem Staate zur Laſt 
fallen und die zu diefem Zwecke nöthigen Summen jährlid in das Budget auf- 
genommen werden. 

Der fünfte Titel enthält einige Grundzüge ter Organifation der bewaff- 
neten Macht. Die Art und Weiſe der Rekrutirung des Heeres, bie Beförberung, 
bie Rechte und die Pflichten ver Militärperfonen werden durch das Geſetz beftimmt. 
Das Heerestontingent wird jährlich von den Kammern bewilligt. Fremde Truppen 
lonnen nur kraft eines Geſetzes in den Dienft des Staates aufgenommen werben ober 
das Staatsgebiet befegen oder durchziehen. Neben der Armee und der Gendarmerie 
befteht eine Bürgergarde, deren Organtfation durch das Gefe (gegenwärtig durch 
das Gefeg vom 8. Mat 1848) regulirt wird; die Officiere, bis zum Kapitän 
einſchließlich, werden von den Mitgliedern der Bürgergarde gewählt; die Mobil- 
mohung der Bürgergarde kann nur durch ein Geſetz erfolgen. 

Der ſechste Titel enthält allgemeine Berfügungen, welde in keinem 
andern Titel eime paffende Stelle fanden. Unter denfelben find befonders hervor» 
zubeben: die Beſtimmung, daß roth, gelb und ſchwarz (die alten brabantifchen 
Garben) die belgiſchen Nationalfarben fein follen und daß ber belgiſche Löwe 
mit der Umſchrift „L’union fait la force* das Wappen bes Königreichs bildet; die 
Erflärung der Stadt Brüffel (wegen ihrer ruhmvollen Haltung in den Geptember- 
tagen) zur Hauptftapt Belgiens und zum Gig ber Regierung; bie principielle 
Gleihftelung der Fremden mit den Einheimiſchen hinſichtlich des rechtlichen 
Schutzes ihrer Perfonen und ihres Vermögens; vor Allem aber das unbe- 
ſhränkte Berbot jeder, fei es totalen, fei es theilmeifen Sufpenfion 
der Berfaffung. 

Daran fließen fih im fiebenten Titel die Vorſchriften über die Revifion 
ber Berfaffung. Die gefeßgebende Gewalt (der König und bie beiden Kam⸗ 
mern durch ihren übereinftimmenden Willen) hat nur das Recht, zu erklären, daß 
jur Reviſion diefer oder jener Verfaffungsbeftimmung Grund vorhanden fei. Nach 
diefer Erflärung find beide Kammern von Rechts wegen aufgelöst und es finden 
Allgemeine Neuwahlen ftatt; die neugewählten Kammern befchliegen dann, gemein» 
Ihaftlich mit dem Könige, über die zur Revifion bezeichneten Punkte; zur Beſchluß⸗ 
fähigkeit iſt aber im diefem Fall die Anmwefenheit von zwei Dritteln der Mitglieder 
jeder Kammer erforderlih, und jede Berfaffungsänderung bedarf der Gutheißung 
bon mwenigftens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 

Der achte Titel enthält aur vorübergehende Beſtimmungen und eine Auf- 
Ahlung der nächſten Aufgaben der Gefeggebung. Unter ven legteren war auch 
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bezeichnet die Organifation der Provinzen und ber Gemeinden, für 
welhe die Berfafiung nur die leitenden Principien ausjprach (Art. 81 und kt. 
108—109). Aber erft 5 Jahre fpäter wurde, nad heftigen parlamentarifchen 
Kämpfen zwifhen der centralifirenden, den franzöfifhen Einrichtungen zugeneigten 
und der becentralifirenden, vorzugsweife auf der biftorifchen Ueberlieferung des 
eigenen Landes fußenden Richtung, die gefeglihe Regelung diefer hochwichtigen 
Lebenökreife zu einem Abſchluß gebracht, welder fih dann aber au als im 
Oanzen dauerhaft und fegensreich erwiefen hat. 

Nah der Gemeindeorbnung von 1836 werben alle Angelegenheiten, 
welche ein Intereffe ver Gemeinde betreffen, „geregelt” dur einen Gemeinde- 
rath (conseil communal). Derfelbe geht hervor aus direkten Wahlen; ftimm- 
berechtigt find alle mündigen Einwohner der Gemeinde, melde das belgiſche Staats- 
bürgerreht haben und einen, nad) der Größe der Gemeinden verſchieden normirten 
Genius entrichten (feit 1848 ift das Maximum desſelben jevoh auf 20 Gulben 
direfter Staatsftenern, alfo glei dem Cenſus für die Abgeorbnetenwahlen,, feft- 

efegt); die Wählbarkeit iſt ſeit 1848 nicht mehr an einen Cenſus geknüpft. Die 
—* der Mitglieder des Gemeinderaths variirt, je nach der Einwohnerzahl, zwiſchen 
7 und 31. Sämutliche Mitgliever werben auf 6 Jahre gewählt; alle drei Jahre 
fheidet die Hälfte aus. Die Deffentlichleit der Sigungen ift für die Berathung 
einer Reihe wichtigerer Angelegenheiten vorgejchrieben, in den meiften anderen Fällen 
fafultativ. Die Budgets und die Rehnungsablegungen müflen dur den Drud 
veröffentlicht werben. Die Befchläffe des Gemeinderaths bebürfen in zahlreihen 
Fällen der königlichen Beftätigung, in vielen anderen Fällen wenigftens der Ge- 
nehmigung durch die beftändige Provinzialdeputation; auch lann der König, inner- 
halb einer beftimmten Frift, durch eine motivirte Verordnung jeden Beihluß des 
Gemeinderaths, welder deſſen Kompetenz überfchreitet oder dem Geſetz widerſtreitet 
oder das allgemeine Interefje verlegt, annulliren. Die Auflöfung eines Gemeiube- 
raths kann dagegen nur burd einen At der Gefepgebung ftattfinden. — Aus der 
Mitte des Gemeinderathe ernennt der König den Bürgermeifter und bie 
Schöffen (zwei in den Gemeinden von 20,000 oder weniger Einwohnern, vier 
in den größeren Gemeinden, fehs in Brüffel); nur mit Zuftimmung der ftän- 
bigen Provinzialdeputation kann ber König ausnahmsweife den WBürgermeifter 
außerhalb des Gemeinveraths unter den 25 Jahre alten Gemeindewählern er- 
nennen (Gefeg vom 1. März 1848, wodurch eine 1842 eingeführte realtionäre 
Berihlimmerung der Gemeindeorbnung von 1836 im Wefentlihen wieder befeitigt 
wurde). Der Bürgermeifter ift Präfivent des Gemeinderaths. VBürgermeifter und 
Schöffen üben Tollegialifh die Ausführung der allgemeinen und provinziellen Ge- 
fege und Verordnungen fowie die Beröffentlihung und Ausführung der Beſchlüſſe 
des Gemeinderaths. Ihre Amtsdauer ift auf 6 Jahre beftimmt; doch erlöfchen ihre 
Funktionen, wenn fie aufhören, Mitglieder des Gemeinderaths zu fein. — Die 
Polizeilommtffäre ernennt der König auf Präfentation des Gemeinderaths; 
den Einnehmer und den Sekretär der ©emeinde ernennt der Gemeinderath ſelbſt. 

In jeder Provinz befteht, nad der Provinzialordnung vom 30. April 
1836, ein Provinzialrath, welder direlt gewählt wirb von benfelben 
Perfonen, welche zur Theilnahme an ven Kammerwahlen berechtigt find; für bie 
Wählbarkeit beftehen biefelben gefeglihen Borausfegungen wie für ein Abgeord- 
netenmanbat, nur daß außerbem Wohnfig in ber betreffenden Provinz erforvert 
wird. Die Wahl erfolgt auf 4 Jahre; alle 2 Yahre ſcheidet die Hälfte der Mit- 
glieder aus. Der Provinzialrath verfammelt fih jährlich am erften Dienſtag des 
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Monats Juli im Hauptort der Provinz; die regelmäßige Dauer ber Seſſion if 
auf 14 Tage feftgefegt. Die Sigungen find im der Megel öffentlih. Die Ber- 
ſammlung wählt ihre Präfivium und bildet ihr Büreau. Als Regierungstommiflär 
bei derfelben fungirt der Gouverneur der Provinz. Zur Kompetenz des Provinzial 
raths gehören alle Angelegenheiten von provinziellem Intereffe: namentlich be- 
ſtimmt er jährlich die Einnahmen und Ausgaben der Provinz, beſchließt er über 
vie Gründung und VBerbefferung öffentlicher Anftalten und über die Anlage von 
Begen, Kanälen und anderen öffentlihen Arbeiten auf Koften der Provinz, er 
nennt ex die Provinzialbeamten, erläßt er Berwaltungsreglements und Polizeiver- 
fügungen über nicht durch allgemeine Gefege oder Reglements georbnete Gegen- 
fände. Der königlichen Beftätigung unterliegen feine Beihlüffe nur in ben 
wihtigften Hüllen. — Aus feiner Mitte wählt der Provinzialrath eine ſtäudige 
Deputation von wenigftens ſechs Dlitglievern auf je vier Jahre mit halbſchich- 
tiger Erneuerung. Die Mitglieder erhalten eine jährlihe Befoldung von 3000 Fr. 
Den Borfig in dev Deputation führt der Gouverneur, welcher auch an den Ab» 
fimmungen Theil nimmt. Die Deputation befchließt über Alles, was „bie tägliche 
Berwaltung“ der Interefien ber Provinz betrifft; fie hat die Kontrolle über bie 
Finanzen der Provinz; dem Provinzialath erftattet fie bei deſſen jährlichem Zu« 
lammentritt einen Bericht über die Lage der Provinz mit Rüdfiht auf ihre Ber- 
waltungsthätigleit. — Der Gouverneur wird von ber Krone ernannt und 
entlaffen. Er wohnt im Hauptort der Provinz. Außer feinen Funktionen als 
Regierungstommiffär bei dem Provinzialratb und als Präfident der ſtändigen 
Kommiffion hat er insbefondere Sorge zu tragen für die Vorbereitung der von 
diefen Kolleglen zw berathenden Angelegenheiten und für die Ausführung ihrer 
Beihläffe, gegen welche er jedoch wegen Kompetenzüberfhreitung oder Verlegung 
des Gemeinwohls Rekurs bei der Regierung mit fuspenfiver Kraft einlegen kann; 
ferner hat er zu wachen über die Aufrehthaltung ber Ruhe und Ordnung, ber 
Sicherheit der Perfonen und des Eigentums in ber Provinz; im Fall von Un- 
ruhen lann er die bewaffnete Macht requiriren. — Unter dem Gouverneur üben 
Bezirkstommiffäre (commissaires d’arrondissement) die Aufficht über bie 
Verwaltung der Landgemeinden und ber Städte unter 5000 Einwohnern (mit 
Ausnahme der Bezirköhauptflädte). Sie haben der Provinzialdeputation einen 
jährlichen Wericht über die Tage ihres Bezirks zu erftatten. 

IV. Bollswirtbfähaft und Bollsbildung. Die Landwirthſchaft 
bat ſchon zur Zeit der öſterreichiſchen Herrfchaft einen hoben Grab der Blüthe 
erreiht und ſeitdem ſich immer mehr vervolllommnet, Beinahe zwei Millionen 

en find von ben verfdiedenen Zweigen berfelben in Anfprudh genommen; 
über eine Million Menſchen gewinnt durch dieſelbe ihren Lebensunterhalt. Die 
einzelnen Wirthſchaften haben durchſchnittlich eine fehr geringe Bodenfläche; bafür 
ft die Kultur außerordentlich intenfiv. Zur Beförderung des Aderbaus beftehen 
sahlreiche Kollegin (comices) und Vereine; aus benfelben gehen provinzielle 
Aderbaufommiffionen hervor; dieſe entfenden je zwei Abgeordnete in den höhern 
Aderbaurath, welchen der Minifter des Innern durch beliebige Ernennungen ver- 
Rück, Der Bergbau gewährt einen bedeutenden Ertrag in den Provinzen 
Ürtih, Namür und Hennegau. Die jährlihe Steinkohlenproduktion beträgt etwa 
10 Millionen Tonnen, welche einen Gelbwerth von mehr ald 100 Millionen Fr. 
tepräfentiven; der Werth der jährlichen Eifenprobultion beläuft fih auf ungefähr 
80 Millionen Fr, Hüttenwerle zählt Belgien gegen 500. — Unter ven In» 
duſtritzwei gen nehmen den erften Rang ein bie Fabrikation von Waffen; ber 
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Maſchinenbau; die Leineninduftrie, welche trog aller Nüdfchläge noch immer gegen 
200,000 Arbeiter befchäftigt; die in großartiger Entwidelung begriffene Tud- 
fabrifation; die Spigenmanufaltur, an welcher ungefähr 130,000 Arbeiterinnen 
betheiligt find und deren Produkte einen Jahreswerth von 50 Millionen Fr. 
erreihen. Zur Förderung der Inbuftrie hat der Staat feit 1859 einen Oberrath 
eingefeßt. Neben mehr ala 80 Gewerbefhulen beftehen 10 Inbuftriefhulen. — 
Der Handel, welder während der Bereinigung mit Holland einen hohen Auf- 
ſchwung genommen hatte, ging in ven erften Jahren nad) der Revolution ſtark 
zurüd; während der legten Jahrzehnte hat er ſich aber wieder außerordentlich ge- 
hoben in Folge der überaus gäünftigen geographifchen Lage des Landes, ber 
gefteigerten Produftion, des feit 1847 allmählig vollzogenen UWebergangs zum 
Syſtem der Handelöfreiheit und ber thätigen Fürforge für die Kommunitations- 
mittel. Der wirflihe Werth der Einfuhr wurde für das Jahr 1865 auf 1364 
Millionen Fr., der der Ausfuhr in demfelben Jahr auf 1204 Millionen berechnet. 
Sowohl die Einfuhr als die Ausfuhr erfolgt überwiegend auf dem Landwege; 
doch ift der Hafenverkehr immerhin nicht unbedeutend (1865 liefen 4526 Schiffe 
in die belgiſchen Häfen ein, beinahe eben fo viele aus). Zweiundzwanzig Hanbels- 
fammern vertreten bie Intereffen des Handels und ber Induſtrie. Fünf große 
Kreditinftitute unterftügen ven Handelsverkehr und bie Induftrie; unter ihnen find 
bie bebeutendften die BocidtE generale, die Belgifhe Bank und bie 1850 errichtete 
Nationalbank, welche letzte in allen wichtigen Stäbten beſondere Comptoire befigt. — 
In Bezug auf die Entwidelung der Verkehrsmittel fteht Belgien wohl allen 
übrigen Staaten des Feſtlandes voran. Schon im 17. Jahrhundert waren feine 
Landſtraßen und Kanäle Gegenftanb der Bewunderung. Die Niederländiſche Regie- 
rung leiftete von 1815—30 Anerkennenswerthes für die Vervollſtändigung des 
Straßenneges; aber feitvem Hat ſich die Ausdehnung der Landſtraßen dur bie 
unausgefegte Thätigkeit der Belgiſchen Regierung mehr als verboppelt. Im Januar 
1865 Betrug die gefammte Länge der Lanbftraßen 7056 Kilometer, von benen 
4930 Staatsftraßen waren; daneben unterhielt der Staat über 1400 Kilometer 
Waſſerſtraßen. Noch bemerkenswerther find die Leiftungen bes jungen Königreichs 
im Eifenbahnbau. Das Geſetz vom 1. Mai 1834, welches die Herftellung einer 
Eifenbahn auf Staatsloften von Antwerpen nah Berviers mit Zweigbahnen von 
Mecheln nah Brüffel und von Brüffel nad Oftende vefretirte, war eine für bie 
damalige Zeit auferorbentlih Tühne That. Bis zum Ende bes Jahres 1865 
hatte der Staat gegen 219 Millionen Fr. nur für die in feinem Eigenthum 
befindlichen Eifenbahnen ausgegeben. Neben 755 Kilometern Staatselfenbahnen 
waren aber bis zu biefem Seitpunft Brivatetfenbahnen in einer Geſammtaus⸗ 
behnung von 1530 Kilometern eröffnet; das ganze Eifenbahnneg hatte alfo eine 
Länge von 2285 Kilometern — 308 beutfhen Meilen und mithin lam eine 
Bahnmeile auf 1,, Quadratmeile. 

Die Pflege und Entwidelung der geiftigen Intereffen hat mit ber- 
jenigen ber materiellen Intereffen nicht völlig Schritt gehalten. Die wiſſen— 
ſchaftlichen Inftitute, unter denen vie Königliche Akademie zu Brüffel ben 
erften Rang einnimmt, find freilich buch ihre Zahl wie dur ihre Leiftungen 
achtungswerth. Für den höhern Unterricht ft fogar im fehr ausreihendem 
Mafe geforgt durch zwei Staatsuniverfitäten zu Gent und Lüttih und durd 
zwei „freie" (vom Staat unabhängige und durch Privatmittel, reſp. Zufhäffe von 
Gemeinde und Provinz erhaltene) Univerfitäten zu Löwen („katholiſch“) und zu 
Drüffel („liberal“). Dagegen find weniger genügend bie Anftalten für ben 
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mittleren Unterridt; bod hat das Gefek vom 1. Juni 1850, indem es 
die Errichtung von 10 Athenäen und 50 Mittelfhulen als Staatsanflalten an- 
ordnete und auch bie kommunalen und provinzialen Anftalten’biefer Kategorie einer 
ſtaatlichen Einwirkung unterwarf, einen bebeutenden Fortſchritt begründet. Aber 
noch durchaus nicht befriedigend ift der Stand bes Elementarunterridts. 
Im Jahre 1860 empfingen von 778,000 Kindern im Alter von 6—14 Jahren 
nur 515,900 Schulunterricht; bei der Mefrutirung des Jahres 1864 konnten nur 
51 Procent der Konfkribirten durch Namensunterfchrift befcheinigen, daß ihnen 
die Rriegsartifel vorgelefen worben feien. Die Haupturfache dieſer ungünftigen 
Erieinungen liegt in dem Mangel des Schulzwanges; daneben trägt zu ben 
ungenügenden Refultaten des Sculunterrihts bei das gänzlihe fehlen einer 
Staatsauffiht über die Privatfhulen, welde von mehr als 100,000 Kindern 
befucht werben. Andererfeits hat das Primärfchulgefeg vom 23. September 1842 
ven in den Gemeindeſchulen zu ertheilenden Unterricht und die Aufſicht über ben- 
jelben auf eine im Ganzen zwedmäßige Weife geregelt und fi daher auch, troß 
mannigfacher Anfeindungen, bisher unverändert in Geltung erhalten. 

V. Finanzen und Militär Die Finanzen bes Belgifhen Staats 
find in wohlgeorbnetem Zuſtand, jedoch die Steuerlaft ziemlih ſtark und bie 
Staatefhuld anfehnlid. Die Staatseinnahmen betrugen in den 4 Jahren 1860 
bi6 1863 durchſchnittlich 168,600,000 Fr., die Stantsausgaben in berfelben 
Periode durchſchnittlich 163,800,000 Fr.; das Budget für 1867 veranfhlagte bie 
Einnahmen auf 166,046,290, die Ausgaben auf 166,774,218 Fr. Die Staatsſchuld 
betrug Ende 1866 über 672 Millionen Fr., welche eile jährliche Berzinfung von 
ungefähr 28 Millionen Fr. erfordern; wie fie aber zu einem großen Theile für 
produktive Zwede aufgenommen ift, fo findet fie auch namentlid in dem Gelb- 
werth der Staatseifenbahnen und in deren Reinertrag ein bebeutendes Aequivalent. 

Trotz der völferrechtlich verbürgten Neutralität hat König Leopold I., namentlich 
feit der Wieberherftellung des Franzöſiſchen Kaiferreichs, die Entwidelung ber 
Belgifhen Wehrkraft mit unansgefegtem Eifer betrieben. Das Syſtem ber 
Heeresergänzung durch Loſung mit Stellvertretung ift freilich nicht verändert, auch 
die achtjährige Dienftzeit beibehalten worden; aber durch das Geſetz vom 8. Junt 
1853 wurde die Kriegsflärke der Armee auf 100,000 Mann erhöht (von denen 
In Sriedenszeiten ungefähr 40,000 präfent gehalten werben); für die Ausbildung 
der Truppen wurde eine fländige Uebungsfhule in dem Lager von Beverloo 
gelhaffen; die nothwendigen Veränderungen im Geſchützweſen wurben raſch durch⸗ 
geführt; vor Allem aber follte die großartige Befeftigung Antwerpens ber Armee 
einen feften Halt auch gegen bie Invafton weit überlegener Streitkräfte gewähren 
und damit, nad Leopolds Hoffnung, „ven Belgifhen Provinzen, die früher flets 
der Spielball aller Mächte waren, zum erften Male dauernde Sicherheit ſchaffen“. 

titeratur:\Ch. White, Revolution beige de 1830, traduit de l’Anglais, 
3 tomes, Bruxelles 1836; J. B. Nothomb, Essai bistorique — 
sur la r&volution beige, 3. 6dition, Brux. 1834 (deutſch von A. Michaelis, 
Stuttg. u. Tübingen 1836). E. Huyttens, Discussions du congrös national 
de Belgique, 1830—31, 5 tomes, Brux. 1844—45; Th. Juſte, Gefdichte 
der ber Belgiſchen Monardie, 2 Bde. 2. Aufl., Brüffel und Leipzig 
1854; ©. Brie, Die Gründung des Königreihs Belgien, in den Preußifchen 
Jahrbücern Bp. 17 u. 18. — J. J. Thonissen, La Belgique sous le rögne 
de L&opold I., sec. &d., 3 tomes, Louvain 1861; L. Hymans, Histoire 
populaire du rögne de Leopold I., 4. &d., Brux. 1866; Tb. Juste, 
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L£opold 1., Roi des Belges, 2 tomes, Brux. 1868. E. Vandepeereboom, 
Du gouvernement repr6sentatif en Belgique, (1831-1848), 2 tomes, Brux. 
1856; A. Adnet, Histoire du parlement beige (1847—58), Brux. 1862. — 
J. J. Thonissen, Constitution belge annot6e, Hasselt 1844; J. Bivort, 
Code eonstitutionnel de la Belgique, Brux. 1849; Ch. de Brouckdre et 
F. Tielemans, Repertoire de l’administration et du droit administratif de la 
Belgique, Brux. 1834 fi., 8 tomes (unvollenbet); De Fooz, Droit administratif 
beige, 4 tomes, Brux. 1859 fl. — Expos6 de la situation du Royaume, 
publi6 par le ministre de }’Interieur, p6riode decennale de 1841—50, Rrux. 
1852 (darnach 3. E. Horn, GStatiftifhes Gemälde des Königreiches Belgien, 
Defiau 1853) und periode decennale de 1851—60, Brux. 1864; daneben bie 
zahlreichen und werthuollen Documents statistiques, publi6s par le 
departement de l’Interieur avec le concours de la cummission centrale de la 
Statistique. 6 Bric. 
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Bentham, Jeremias, geboren 1748, geſtorben den 6. Juni 1832, hat 
während feines langen Lebens durch feine Schriften für eine radikale Reform 
ber Gefepgebung und der Praris gewirkt. Er lebte in London, unter feinen 
Büchern als ein gelehrter Gentleman, und nahın an ben Ereigniffen der Welt 
nur als Beobachter und Kritiker Antbeil. In feiner Jugend hatte er nad ber 
Weiſe wohlhabender Engländer große Reifen gemacht. Er hatte fi außer Frank · 
reih und Italien auch in dem türkifhen Orient und längere Zeit in Rußland 
umgefehen. Er hatte bie Jugendbildang eines Advokaten durdgemadt, früher die 
Univerfität Orford beſucht, dann in Lincolns Inn einige Zeit zugebradt. Aber 
er hatte weder für die gefchichtliche Entwidelung des Staats und Rechts nod für 
die pofitive Rechtswiffenfchaft einen Sinn und liebte es vielmehr, über Staat 
und Recht fo zu philofophiren, als ob es möglih wäre, unbelümmert nm bie 
vorhandenen Mahtverhältniffe das Nützliche ohne Widerſpruch zu firiren und zur 
Geltung zu bringen. 

Bentham bat fehr vieles gefchrieben, aber feine Schriften find doch zuerft 
durch feinen Freund, ven Genfer Dumont, bvenfelben, der au für Mirabeau 
gearbeitet hatte, in größern Kreifen befannt gemadht worden. . 

Die von Dumont zuerft 1802 herausgegebene Schrift: „Trait6 de legis- 
lation eivile et p6nale“ verfchafften ihm zuerft einen größern Ruf. Er hat darin 
auch den Rechtöbegriff auf die Nüglihkeit zu begründen geſucht und es ale 
vie alleinige Aufgabe der Geſetzze erklärt, den gemeinen Nuten zu fördern. Er 
unterfuht, mad dem Menfchen einen angenehmen und was ihm einen. peinlichen 
Eindrud macht, und hält jenes für ein Gut, das gefchügt und bewahrt werben, 
biefes für ein Uebel, das gehindert ober geheilt werben foll. Infofern gilt er als 
ein Haupt des fogenannten Utilitartsmus, 

In diefem Geifte bearbeitete er fodann bie ganze Eivil- und Strafgefeggebung. 
Man wird oft feine Bemertungen finden und immer zum Nachdenken angeregt 
werden in feinen Schriften, aber das Syſtem kann weder den tiefen Denter 
befriedigen noch bie Praxis beftimmen. | 

Eine bemertenswerthe Heine Schrift ift die Aber die Taktik der politifchen 
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Berfammiungen (Oeuvres I. 371. ff.), welde aud das englifhe Parlamentöver- 
fahren im feinen Grundzügen darftellt. Sie war in der Abſicht (1791) entftanden, 
der Franzöfifhen Rationalverfammlung einige gute Lehren zu geben, wurbe aber 
von berfelben als ein fremdes Gewächs nicht weiter gewürbigt. 

Nicht minder fein und anziehend find die Darftellung der „politifhen 
Sophismen“ (Oeuvres I. 471) und die „Anarchiſchen Sophismen“ 
(Ebenda I. 547 ff.), worin der engliſche Radilale die Erklärung der franzöſiſchen 
Radikalen über „vie Menfchenrechte” einer fharfen Kritik untermirft. 

Seine Ürbeit über den gerihtlihden Beweis erſchien 1827 unter 
dem Titel: Rationale of judieiale evidence specially applied to english practice 
im 5 Bänden, und abgekürzt ald Trait6 des preuves judiciaires bei Dumont 
1823 (Oeuvres II. ©. 241 ff). &8 ift das wohl feine wichtigſte Schrift von 
nachwirtendem Werthe. 

In feinen Lettres to Count Toreno, London 1822 (Oeuvres III. 
127) ſprach er ſich über die ſpaniſchen Zuftände, über den Entwurf des fpanifchen 
Strafgeſetzbuchs und die fpanifche Berfaffung von 1812 aus. Schon früher hatte 
er für England radikale Reformen verlangt, welche damals noch befremdlich er- 
ſchienen, feither aber zum Theil anerfannt, zum Theil von Bielen angeftrebt wer- 
den: allgemeines Stimmrecht, jährliche Parlamente, geheime Wahlen. Doc ift er 
niht geneigt, das Stimmrecht über bie Klaffe derer anszubehnen, welde einen 
eigenen Hausſtand haben; er geht alfo viel weniger weit als bie franzöſiſche und 
die norbbeutfche Berfafjung. Die Wählbarkeit beſchränkt er fogar auf die Berfonen, 
welche eine Wahlgebühr von 120 Pfund bezahlt haben. 

Er war einer der Erſten, welche vie Abjhaffung der Wuchergeſetze in 
einer wiffenjchaftlihen Arbeit verlangte. Seine „Defense de l’usure* findet fi 
in ven Oeuvres III. 239, 

Auch die englifhe Kirche entging feiner Kritik nicht. (Church of Eng- 
landism examined. 1818.) Er warf ihr vor, daß fie an bie Stelle der Bibel 
den Katechismus geſetzt habe. 

Zur Beit der franzöfifchen Jultrevolution von 1830 ſchrieb ber 82jährige 
Mann noch „on houses of peers and senates“ unb erklärte ſich gegen beide 
Inftitutionen. 

In eben diefe Zeit fällt fein Constitutional Code for the use of all nations, 
fein letztes, unvollendet gebliebenes Wert. Bluntiält. 
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Die politiiche Beredtſamleit gebeiht faft nur unter politifchereifen Böllern, 
denn fie .fegt nicht bloß ein erregtes politifches Bewußtfein der Redner, fondern 
auch die Empfänglichkeit ver Hörer und die Macht der öffentlichen Meinung vor- 
aus. Zwilchen dem Redner und feinem Publitum ift eine Wechſelwirkung. Die 
Gleichgültigkeit oder der Unverftand des Publitums lähmt die Kraft des Rebners; 
die Gefpanntheit und das Verſtändniß des Publitums hebt und fteigert die Ge— 
walt der Rede. Die Rede muß die Hörer erfaffen, ihre Stimmung bewegen, ihren 
Billen anregen, ihren Berftand leiten. Die wahre Rede ift fein Feuerwerk, das 
momentan blendet und bald wieder fpurlos verſchwindet. Ste muß nadhaltig 
leuchten und zünden. Die Blüthezeit der griechifhen Beredtſamkeit beginnt daher 
erſt mit Perifles, der römifhen mit den Grachen, ber engliſchen mit Chatham, der 
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franzöfifhen mit der Revolution. Die deutſche ift erft im ihren Anfängen. Die 
Beredtſamkeit ift eine Frucht des freien politifhen Lebens, Die Freiheit des Worts 
und bie Deffentlichfeit feiner Mittheilung find umerläßlihe Borbebingungen ver 
politifchen Beredtfamteit. 

Nur einer anfehnlihen Zuhörerfchaft gegenüber hat bie politifhe Rede Sinn; 
vor einem Heinen Kreife kann man vortrefflid ſprechen, aber Feine Rebe halten. 
Ueberdem ift nöthig, daß die Zuhörerfhaft eine politiihe Macht habe und vef- 
halb mit Erfolg durd die Rebe zu bewegen fei. Daher find Reben vor bloßen 
größern Gefellibaften, obwohl fie vielleicht eifrig beffatfcht werben, meiftens unbe- 
beutend umb ohne Lem nmöthigen Nerv. Die erften politifhen Reben find immer 
zugleih politiihe Thaten oder Beringungen und Theile einer politifhen That. 
Sie werben zu einer politifhen Berfammlung gefproden. Aber ber BoIts- 
rebner hat ein anderes Publikum zu berüdfichtigen, als ver Barlaments- 
rebner; der Klubbredner ein anderes als der Gerichtsredner, und bem- 

emäß muß auch bie Rede eine andere Form erhalten. Die größten Rebner bes 

terthbums waren Bolksredner, bie größten der neuern Zeit find Parlamentsrebner. 
Unfere Klubb- und Parteireuner mögen von den Alten übertroffen worben fein, 
unfere Gerichtsredner vertienen ben Borzug vor den alten. Die Bolls- und bie 
Klubbrebner fprehen zu den Maffen, die Parlaments- und die gerichtlichen Redner 
zu den Gebildeten. Iene müfjen mehr auf das Gemüth wirken, dieſe in höherem 
Grade das verftändige Urtheil beftimmen. Eben weil die politiſche Eivilifation 
geftiegen ift, ift mit ihr aud die Fähigleit ter civilifirten Rebe gewachſen. So 
hoch ein moderner repräfentativer Körper die antife Vollsverſammlung überragt, 
fo hoch fleht die moderne PBarlamentsrede Über der antiken Volfsrebe. 

Wer vor einer Volksverſammlung — fei fie eine Landsgemeinde oder 
ein großes Meeting — ſpricht, muß die Faſſungskraft ver Maſſen voraus bedenken. 
Er braucht freilich nicht zur Hefe nieder zu fteigen; im Gegentheil, indem er ben 
Maſſen Befferes zumuthet, ald was ihnen gewöhnlich geboten wird, erwirbt er ihre 
Achtung leiter und fie folgen lieber dem Führer, ben fie über fi, als neben ober 
unter fi fehen. Aber er muß fi fehr in Acht nehmen, daß er ſich nicht zu weit 
von dem Bereiche ihres Berftändniffes entferne, und bald ift das Maß ihrer Geduld 
erſchöpft. Seine Sprahe darf eher derb als fein, feine Säge müſſen kurz und 
ſchneidend, ſeine Stimme muß ftarf und laut fein. Mit einem treffenden Schlagwort, 
mit einem frappanten Beifpiel aus dem gemeinen Leben richtet er viel mehr aus 
als mit Hundert wohl erwogenen Gründen. Das moralifhe Gefühl der Menge ift 
leiter zu bewegen, als ihr Verſtand durch Logifhe Schlüffe zu Ienten. Er muß 
voraus ben Glauben an feine Einfiht und an feinen reblihen Willen und bad 
Bertrauen auf feine Autorität weden. Er überrebet fie leichter als er fie überzeugt. 
Darin aber liegt auch die Gefahr der Volksrede. Weil die Stimmungen der Menge 
fo reizbar find, und ihre Urtheilsfähigkeit langſam ift, fo tritt dem Vollsredner 
die Berfuhung nahe, daß er auf jene fpefulire, und indem er bie Saiten bes 
— anſchlägt und energiſch ſpielt, die Gewalt der Leidenſchaften aufrufe 
und mißbrauche. 

Das günftigfte Publikum bat der Barlamentsredner. Er ſpricht zu dem 
gebildeten Auszug bes ganzen Bolls und weiß zugleich, daß feine Rebe, wenn fie 
auf jenen wirft, auch außerhalb des Ständefaales die Aufmerkfamkeit der öffentlichen 
Meinung anzieht. Er brandt nicht zu fchreien, um Gehör zu finden, nicht in 
heftigen Sprüngen zum Schluffe zu eilen; er barf feine Gründe entwideln und 
die Fülle feines Geiſtes auch in die gewählte Form der gebildeten Sprache faſſen. 
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Auch er fpielt nicht vergeblihd. Seine Hörer find eine politifche Macht; wenn er 
ſich mit ihnen identificirt, wenn er fie erfüllt und mit fi zieht, fo bewegt er 
biefe Macht. Auch der Parlamentsredner muß auf die Stimmungen wirken und 
im Nothfall felbft die Leidenſchaft entflammen. Er will nidt bloß belehren, nicht 
9* aufklären, er will Eutſchlüſſe weden und Beſchlüſſe hervorrufen. Mit feinem 
Bilen muß er daher anf den Willen feiner Zuhörer einwirken. Die Macht des 
Gemüths, die Energie des Willens geben der logifhen Begründung feiner Meinung 
erft den wahren Naddrud. Es kann ein Mann von ſchwächlichem, ſchwankendem 
Charakter wohl ein ausgezeichneter Gerichtsrebner fein; aber nie wird aus ihm ein 
großer PBarlamentsrepner. Der gewandte Docent ift no fein politifher Rebner. 
Ju der wahren politifchen Rede muß fi die moralifche Macht des Charakters mit 
der geiftigen Klarheit des Gedankens einigen, ihre Berbindung erft bringt bie volle 
Birkung hervor, 

Innerhalb diefer, allen großen politifhen Rebnern gemeinfamen Erforderniffe 
it im Einzelnen die größte Mannigfaltigleit der Berhältniffe möglih. Die beſondere 
Art und Sitte des Bolfes, zu deffen Vertretern geredet wird, übt aud) ihren Einfluß 
aus, Die dialeltiſche Schärfe der Griechen, der gehobene würdevolle Stolz der 
Römer, die Eleganz der Franzoſen, der nüdtern-praftiihe Sinn der Schweizer, 
die Berftandesfhärfe und Bildung der Norbbeutfchen, die Gemüthswärme der Süb«- 
deutſchen finden fich in ihren Rebnern nur in höherer Potenz wieder. Mehr aber 
als diefer Unterſchled noch wirft der Gegenſatz der Individuen. 

Ganz entfcheidend für die Bedeutung der Reben iſt enblih der innere 
Gehalt der Gedanken und das angeftrebte Ziel verfelben. Wo die rhetorifche 
Form das Uebergewicht erhält über den Inhalt, da iſt die Entartung der Beredt⸗ 
ſamleit erfennbar. Da treiben die Schönrebnerei, die Phrafeologie, die Sophiſtik ihr 
verächtliche8 Spiel; der Ernſt und bie Wahrheit der Rede werden verkehrt in leicht⸗ 
fertigen Schein; eine betrogene Hörerfhaft kann davon bewegt werben; wenn fie 
die falſche Schminke bemerkt, fo wendet fie fi mit Efel davon ab. Das ift die 
Gefahr der Rednerſchulen und der rhetorifhen Uebungen, daß fie die Reden als 
willlürliche Filtionen behandeln. Der Stoff ift da dem Deklamator gleichgültig; 
wenn er ſich davon erwärmen läßt, fo geihieht es aus kalter Ueberlegung. Seine 
Leidenſchaft ift im gänftigften Fall die des Schaufpielers, der ſich in eine fremde 
verſon hinein fühlt und deren Leidenſchaft nachahmt. Aller Werth wird dann auf 
die Äußere Yorm gelegt und dieſe felbftändig, wie wenn fie für ſich etwas wäre, 
ausgefhmüct. Diefe Gefahr ift um fo größer, je feltener wahre Charaltere und 
ie häufiger die bloßen Formtalente find. Bluntfalt, 
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Das Mineralreih liefert nicht nur die ſtoffliche Grundlage einer großen 
Reihe von ſelbſtändigen Gewerben, ſondern zugleich die Grundbedingungen zur 
Cntſtehung und Entwidelung von Gewerben in anderen Stoffen, fo wie feine 
Produkte in einer nothwendigen Rückwirkung auch ber zweiten Urprobuftion, ber 
Landwirthſchaft dienen. Die ungeheure Wichtigkeit des Eifens, der Steinkohle 
uf. m. tft fo einleuchtend, daß fie einer Erläuterung nicht bedarf. Sie find für 
die Befriedigung der Lebensbebürfniffe faft ebenjo unentbehrlich wie bie Erzeugniffe 
der Landwirihſchaft. In weit umfafjenderem Umfange aber als mit der Landwirth⸗ 
ſchaſt befaßt fih die ſtaatliche Gefepgebung der meiften Länder mit dem Bergbau. 
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Dieſe ſtaatliche Thätigkeit entfaltet ſich hauptſächlich nach zwei Richtungen: der 
Staat ſſucht durch zwedmäßige Geſetze den Bergwerkshetrieb zu erleichtern, ja in 
vielen Fällen erſt zu ermöglichen, und er ſucht durch Geſetze das öffentliche Intereffe 
zu ſchützen gegen eine ſchädliche und gefahrbringende Betriebsart des Bergbaues. — 
Nach beiden Seiten hin hat der Staat in einer fo ausgedehnten Weife ven Bergbau 
und feinen Betrieb zu regeln gefucht, wie dies bei feinem andern Gewerbe auch 
nur annähernd der Fall ifl. Und in ver That rechtfertigt die große Wichtigkeit 
des Bergbaues für die gefammte Vollswirthſchaft, die Schwierigkeit und Gefähr- 
lichkeit feines Betriebes manden Eingriff in die Privatrehtsfphäre des Einzelnen, 
mande Beihränkung bes Eigenthumsrechts und der Freiheit des Gewerbebetriebe. 
Doh kehren im neuerer Zeit alle Staaten von ven übertriebenen Mafregeln, 
welde in frühern Jahrhunderten für nothwendig gehalten wurden, zu einer freiern 
Geſetzgebung zurüd. So lange die merlantiliftifhe Anfiht herrſchend war, daß ber 
Reihthum eines Landes allein ſich bemefle nah der Mafle des Metalle, insbe- 
fondere eveln Metalle, das ihm zur Berfügung ftehe, jo lange mußten natürlicher 
Weiſe auch alle Mafregeln als gerechtfertigt erfcheinen, die den Borrath des Me- 
talls zu vergrößern geeignet waren. Diefe Theorie hatte nun auch ven entjchie- 
denften Einfluß auf die Gefeßgebung. Der Bergbau hat das Eigenthümliche, daß 
er in den melften Fällen von dem Eigenthümer des Grund und Bodens, in dem 
fi) das Metall befindet, nicht getrieben wird und aud mit Bortheil nicht getrieben 
werben fann. Um die unterirbifhen Ehäge aufzuſuchen, muß in den meiften Fällen 
mübfem beurbarter Adergrund zerftört, um fie zu gewinnen, oft in großer Aus- 
dehnung verwäftet werden. Davor ſcheut ſich der Eigenthümer und trägt Bedenlen, 
bie gefiherte Lanbwirthfchaftsrente gegen das zweifelhafte Olüd einer Bergwerts- 
rente auf's Spiel zu fegen. In der Eigenheit des Bergbaues liegen aber auch 
andere Hinverniffe, welche den Grundeigenthümer leiht von Bergbaunnternehmungen 
abhalten. Der Bergbau braucht meiftens große Kapitalien, die er oft erft nach 
langer Zeit verzinfet. Sole Kapitalien hat der Beſitzer Heiner Ränvereien in den 
jeltenften Fällen, nur reihe Befiger ausgevehnter Gründe werden die unterirbifchen 
Schäge heben können. Die Erzlager find an vielen Orten nur den vereinigten 
Kapitalien Bieler, der Kraft reicher Attiengefellfhaften oder dem Staate felbft 
zugänglid. Man nehme bie Stlberbergwerle des Harzes, des Erzgebirges, mandhe 
Entblößungsarbeiten auf tiefe unter dem Wafler liegende Kohlenflöge, die Gold» 
bergwerte in Ungarn und auf dem Ural, um dieſe Behauptung an Beiipielen 
fih Har zu machen. Der Bergbau braudt ferner zum Betriebe befonders geübte, 
fühne, durch eine lange Vorbereitung geſchickt gemachte Arbeiter und lang gefchulte 
Borfteher, welche felten der große, nie ber Meine Landwirth aus feinem Geſinde, 
feinen Taglöhnern und Auffehern werben kann. So ift e8 in den meiften Fällen 
dem Orundeigenthümer nicht möglich, bie unter feinen Ländereien enthaltenen nutz · 
baren Mineralien fi anzueignen. Ohne eine Beſchränkung des Eigenthumsrechts 
würbe ber Bergbau in den meiften Ländereien ſchwer in Aufnahme kommen. Diefe 
nothwendige Beſchränkung des Eigenthumsrechts kann aber verfchiedene Formen 
annehmen. Während im römischen und dem frühern deutſchen Rechte der Eigen- 
thümer des Grundſtücks auch als Eigenthümer aller in den Grund und Boden 
enthaltenen Mineralien angefehen und ihm aud das Recht der ausjchließlichen 
Aneignung buch Bergbau nicht abgefprohen wurde, machten feit dem 12. Jahr- 
hundert die deutſchen Kaiſer den Anſpruch geltend, daß der Bergbau ein Regal 
jet, d. 5. daß dem Staate allein das Recht zuftehe, gewiſſe Mineralten (die- Re- 
galität wurbe niemals auf alle Mineralien ausgevehnt) durch Bergbau auszubenten, 
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daß dieſe der Dispofition des Grundeigenthümers entzogen ſeien. Dieſes kaiſerliche 
Regal lam durch Verleihung und Anmaßung nah und nad an die Landesherrn, 
fo daß an die Stelle des kaiferlihen das lanbesherrlihe Regal trat (vgl. den 
Artitel Regalien). Da es indeß dem Landesherrn nit möglih war, allein alle 
Bergwerte auf eigene Rechnung zu bauen, fo belehnte er Andere mit dem Rechte 
des Bergwerkbetriebs. Diefe Belehnung mit dem Bergregal bildete den Mebergang 
zu der Freierlärung bed Bergbaues. Dabei wurde zwar das landesherrlihe Berg- 
regal feftgehalten,, das Recht zur Ausbeutung der Regalmineralien als ausſchließ⸗ 
liches Recht des Staates anerkannt, aber um den Bergbau zu heben und auszu- 
dehnen erflärt der Staat, demjenigen, welder an einzelnen Stellen des Erbreichs 
ſelche Mineralien gefunden bat, fei er nun der Eigenthümer des Grund und 
Bodens oder nicht, die Befugniß zu verleihen, an diefer Stelle Bergbau zu 
treiben. Nach Freierklärung des Bergbaus muß der Staat gegen eine beflimmte 
Abgabe als Entſchädigung dem Finder dieſe Erlaubnig eribeilen. Doch blieben, 
ttogdem auf viefe Weife das Bergregal feinem Wefen nach aufgehoben war, bis 
in die neufte Zeit nod viele Konfequenzen diefer Theorie beftehen, meldye in un- 
zuläffiger Weiſe den Betrieb des Bergbaus beſchränkten und bevormnndeten. Einige 
neuere Gefege haben zwar das Bergregal als Ausgangspunkt beftehen laſſen, aber 
var Freierflärung des Bergbaus und Aufhebung der meiften drückenden Ber 
dingungen, unter denen allein früher bie Griaußnif ertheilt wurde, bie praftifche 
Beveutung des Bergregals faft gänzlich zerflärt. Nur in Beziehung auf das Ber- 
hältuig zu dem Eigenthümer zeigen fi nod die folgen der Theorie; fo z. 8. 
im dem Defterreihifhen Berggejeg vom 23. Mat 1854, Sachſen ⸗Weimar vom 
22. Juni 1857. In andern Staaten hat man völlig mit dem Bergregal gebrochen. 
Hier wird dem Eigenthümer des Grund und Bodens das Recht zuerkannt, bie 
unter der Dberflähe ruhenden Mineralien auszubeuten. Aber vie Gefepgebung 
hat die Ausübung feines Eigenthumsrechts nad zwei Richtungen bin beſchränkt. 
Für den Fall, daß er felbft Bergbau treiben will, Bedarf er doch einer ftaatlidhen 
Konzeffion hiezu. Denn es liegt fm Intereffe des Staates, daß ber Unternehmer 
des Bergbaues diejenigen Bedingungen erfülle, melde zum Schub der öffentlichen 
Sicherheit, des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter, und zur Sicherung vor 
einer gemeinſchãdlichen Betriebsweife des Bergbaues noihwendig find. Die zweite 
Beihränkung aber befteht darin, daß der Eigenthümer jedem, der auf feinem Grund 
und Boden Mineralien ſuchen (ſchürfen) will, dies geftatten muß gegen Ent— 
ſchädigung, und daß derjenige, welder durch Schürfarbeiten Mineralien gefunden 
hat, von dem Staate Bergwerkseigenthum erhält. Der Eigenthämer des Grundes 
und Bodens aber muß für das durch den Bergbau in Anſpruch genommene Grund: 
Rüd entſchädigt werden. Auf diefem Standpunkt ftehen Frankreich (Geſetz vom 
28. Juli 1791; in einzelnen Punkten abgeändert durch Gefeg vom 21. April 
1810), Belgien (Gefeg vom 21. April 1810 und 2. Mat 1837), Preußen (Geſetz 
vom 24. Iuni 1865, auch in den neuen Provinzen eingeführt, in Naffau Ber- 
ordnung vom 22. Februar 1867, Hannover 8. Mai 1867 und Kurheſſen 1. Juni 
1867), Bayern (29. März 1869). Keine Beſchränkungen des Eigenthumsrechts des 
Befigers von Grund und Boden beftehen dagegen in England und Rußland, 
In beiven Ländern ift diefer Grundfag dem Bergbau weniger ſchädlich, weil das 
Grundeigenthum melſtens große Flächen umfaßt umd die Unternehmer fih nur 
wit einem einzigen Eigenthämer abzufinden haben. In Rußland befinden ſich zu- 
dem die meiften Bergwerte im Befig des Staates, 
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Wie das Bergregal, fo erfireden fi die neuern Gefege nicht auf alle Mine- 
ralien, fondern nur auf gewiffe Klaffen verfelben, vie verfchieden beftimmt find, 
meift nur auf diejenigen, welche durch Fünftlihen Bergbau zu Tage gefördert 
werben (Preußen, Gejeg vom 24. Juni 1865 $ 1: Gold, Silber; Quedfilber, 
Eifen, Blei, Kupfer, Zinn, Zint, Kobolt, Nidel, Arfenit, Mangan, Antimon, 
Schwefel, Alaun und Bitriolerze, Stein- und Brauntohle, Graphit, Steinfalz). 

Der wejentliche Inhalt der neuern Gefege behandelt: 1. Die genaue Beflimmung 
ber den Bergbauunternehmungen vorbehaltenen Mineralien zur Abgrenzung des 
Grundeigenthums und des Bergwerleigenthums. 

2. Die Erwerbungsart des Bergwerleigenthums, fowohl nad der Ermädhti- 
gung von Geiten der Staatöverwaltung als nad den beftimmten Boracbeiten zur 
* Befigergreifung von Seiten der Unternehmer; 

3. Die Beftimmung des Redhtsverhältniffes zwifchen dem Grundeigenthümer 
und bem een - 

4. Die Abgrenzung des Bergbaues von den damit zufammenhängenven In- 
duftrien, dem Hüttenwefen und der hemifchen Fabrilation; 

5. Polizeiliche Beftimmungen, a. zur Sicherheit des Baues, b. zum Schutze 
des Lebens und der Gefunpheit der Arbeiter, c. zum Schuge der Oberfläche im 
Intereffe der perfönlihen Sicherheit und des öffentlihen Verkehrs, d. zum Schuge 
gegen gemeinfhäblihe Einwirkungen des Bergbaues. 

Da ein fchlehter und unvorfidtiger Bergbau das allgemeine Interefle und 
Staatswohl gefährden muß, fo find polizeilihe Maßregeln in Bezug auf bie 
zulegt angeführten Punlte gerechtfertigt. Die Geſetzgebung Tann Beftimmungen 
über die Art und Weife des Baues und Betriebes aufftelen und Borforge 
treffen, daß techniſche Bergbaubeamte des Staates eine Aufficht über ven 
Privatbergbau führen. Aber das Einfhreiten der Behörden muß fi auf folge 
Puntte beſchränken, welde von allgemeinem Nuten find oder zur Befeitigung 
von Gefahren dienen, Der mehr oder minder vortheilhafte Betrieb ift lediglich 
Sade der Eigenthümer des Bergwerts. Die frühern deutſchen Geſetze gingen ba» 
gegen in der Bevormunbung des Bergbaubetriebs fehr weit; fo ruhte nad ber 
frühern Preußifhen Geſetzgebung (die in dieſem Punkte ſchon 1851 gemilvert 
wurde) bie Verwaltung der Bergwerke größtentheild in den Händen der flaatlichen 
Bergbehörden, die Eigenthümer hatten nur einen jehr geringen Einfluß auf ven 
Betrieb und felbft die finanzielle Verwaltung. 

Wenn ſchon durd genaue Rechtsbeſtimmungen ein wefentliher Theil ber 
Bergbaubeförderung erfüllt fein kann, fo geht doch die Aufgabe der Staatsgewalt 
nod weiter. Sie bezieht fi insbefondere: 

1. Auf eine wiffenfhaftliche Unterfuhung der Gebirgsverhältniffe, um daraus 
Schlüffe auf das Borlommen nugbarer Mineralien ziehen zu können, auf die 
geognoftifhe Aufnahme des Landes. Durch möglichfte Verbreitung ihrer Refultate 
werden bie Bergbauunternehmer auf die verfprehenden Gebirge aufmerkſam gemacht 
und zu Verſuchen angeleitet. 

2. Durch Bergwerlsafademieen und Bergſchulen verbreitet die Staatsverwal- 
tung die Bergwerlötenntniffe und bildet die nöthigen Bergleute und Bergwerls- 
leiter theoretifch aus. 

3. Die häufigen Unfälle bei ver gefährlichften und aufzehrenpften aller Ar 
beiten erfordern eine befondere Fürforge für Berunglüdte, Kranke und die Hinter 
bliebenen der Bergleute. Daher ift gerechtfertigt, wenn der Staat die Bildung von 
Unterftägungsvereinen vorſchreibt. So müflen in Preußen bei allen Bergwerten 
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Knappſchaftsvereine für dieſen Zweck gebildet werden. Die Beiträge der Arbeiter 
haben in einem gewiſſen Procentſatz ihres Lohns zu beſtehen und die Werkbeſitzer 
mũſſen Beiträge geben, welche wenigſtens bie Hälfte der Beiträge der Arbeiter aus- 
machen (Gefeg vom 24. Juni 1865 $ 175). 

4. Was die Befteuerung des Bergbaues betrifft, fo war dieſelbe in frühern 
Zeiten fehr hoch. Da man die Ueberlafjung des Bergbaues an Private als eine 
Bergünſtigung anfah, die der Staat, der Inhaber des Bergregals, verlieh, fo nahm 
er für biefen Berzicht auf die eigne Benugung eine fehr bedeutende Vergütung 
in Anfprud. Sie beftand in dem fogenannten Bergzehnten, d. h. dem zehnten 
Theil aller gewonnenen Mineralien; dem Quatembergeld, einer vierteljährigen Gelb» 
leiftung als Beitrag zu den Befoldungen ver ftantlihen Bergbeamten, den Receß— 
geldern, einer Art von Lehnzins, der aus dem Begriff der Belehung eutſprang 
u. f. w. Diefe Abgaben, die durch ihre Höhe und die Art ihrer Bemeffung fehr 
drückend waren und auf die Bergbauunternehmungen fehr hemmend und nadtheilig 
wirkten, find heute meift aufgegeben. Ebenfo läftig war das früher beftanvene 
Vorkaufsrecht der Regierung in Anfehung aller Bergwerkserzeugniffe. In den meiften 
Staaten beftehen gegenwärtig zwei Abgaben: 1. eine unveränderlihe Bergütung 
für die Staatsauffiht, 2. ein gewiffer Theil des Reinertrags, der mit Rüdficht 
auf die beftehenden Steuern von dem reinen Gewerbseinfommen und von der Grund— 
rente feftzufegen ift (Siehe Rau, Finanzwiffenihaft 5. Aufl. 1864. ©. 248 u. ff.). 

Neben dem Bergbau durch Private befinden ſich gegenwärtig in ven meiften 
Ländern noch viele Bergwerke im Befig des Staates und werden von ihm aus- 
gebeutet. Doc iſt in der Regel der Reingewinn der Staatsbergwerke ein geringerer 
als der der Privatbergwerfe aus denſelben Gründen, aus denen überhaupt ber 
Gewerbebetrieb durch die Regierung Loftfpieliger und weniger erträglih zu fein 
pflegt, als der durch Private, Dahin gehören insbefondere die Schwierigkeit einer 
guten Oberleitung durch Oberbehörden zufolge des umftändlihen Gejhäftsganges 
und die geringere Sparſamkeit bei Bauten, Verſuchen und ähnlihen Maßregeln. 
Deshalb gehen aud in neuerer Zeit immer mehr Bergwerfe aus den Händen des 
Staates in die von Privaten über theild durch Berkauf, theils durch Berpadhtung. 
Aber auch da, wo der Staat felbft Bergbau treibt, tft doch wohl überall die An- 
fiht aufgegeben, daß es aus -volfswirthichaftlihen Rüdfichten für den Staat aud) 
dann noch vortheilhaft fei, Bergbau zu treiben, wenn felbft die Koften des Be— 
triebes nicht mehr gededt werden. Diefe aus der Ueberfhägung der edlen Metalle 
bervorgegangene Meinung führte häufig dazu, einen mit Zubuße verbuntenen 
Bergbau fortzufegen. Man hielt die dabei verzehrten Güter für minder werthvoll 
als die gewonnenen Metalle. Nur in feltenen Fällen kann es augemeſſen fein, 
einen Bergbau trog augenblidliher Berlufte weiter zu führen. Das wird namentlid 
dann der Fall fein, wenn noch Hoffnungen auf größere Ergiebigkeit vorhanden 
find. Die großen in dem Bergwerke ftedenden Kapitalien wird man nicht bei vor- 
übergehendem Berlufte aufgeben können. 

Literatur: Rau, Boltswirthihaftspolitit 5. Aufl. Br. I. ©. 72 u. fi. 
Finanzwiffenfhaft Bd. I. S. 235 u. ff. Weiste, der Bergbau und das Berg: 
regal 1845. Schomburg, Beratungen über die neuere deutſche Berggeſetzgebung 
1857. Ueber das Preußiſche Berggefeg von 1865: Kloſtermann, das allgemeine 
Berggeſetz für die Preuß. Staaten 1866. Zeitfhrift für Bergrecht herausg. von 
Braffert u. Achenbach. Bonn. Auch in Defterreih und Sachſen erſcheinen bejondere 
Zeitfhriften für Berg- und Hüttenwefen. vLöning. 

Bernadotte, Dynaſtie, ſiehe Schweden. 
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Berufsfreibeit. 


Die perfönliche Freiheit, als ftantsbürgerliches Recht aufgefaßt, äußert ſich 
vor allem in dem Rechte der phyſiſchen Eriftenz und in ber Freiheit des Indivi— 
buums, feinen Beruf, den Wirkungskreis feiner Lebensthätigfeit, nach eignem 
Willen zu beftimmen. Wenn man unter perfünlicher Freiheit nächſtdem nod das 
Recht des Aufenthalts und der Auswanderung und die Unabhängigkeit von einem 
fremden Willen im Gegenfage zur Sklaverei und Leibeigenfhaft begreift, fo 
ftehen dieſe Rechte mehr oder weniger in einer umtergeorbneten Beziehung zu 
der Freiheit des Berufs; ihr realer Werth liegt hauptſächlich darin, daß bie 
Möglichkeit, den Wirkungskreis perſönlicher Thätigkeit frei zu beftimmen, durch fie 
bedingt ift. 

Wie der allgemeine Grundfag, daß die perfönliche Freiheit nur foweit von 
ber Staatsgewalt befhränft werden darf, als dies zur Ausführung der Staats- 
aufgaben unbedingt erforderlich ift, erft in ber neuern Zeit zur Anerkennung und 
Durdführung gekowmen tft, fo bat aud der Grundſatz der Berufsfreiheit erft 
in den legten Jahrhunderten, in Deutihland erft in den neueften Zeiten fih von 
ven alten Schranfen und Feſſeln befreit. In allen früheren Perioden der Gefchichte 
waren einzelne Klafjen der Bevölterung im Intereffe der herrſchenden Klaſſen 
entweder völlig der freien Lebensthätigkeit beraubt, durch Sklaverei und Leib— 
eigenfhaft, oder der Einzelne war zu einer beftimmten Thätigkeit gezwungen durch 
die Kaftenorbnungen, oder aber beftimmte Berufsarten waren der Mehrzahl des 
Volles verfhloffen, nur wenigen zugänglid. Während bei ven zuerft ange— 
führten Formen der Berufsbefchränfung das Motiv des gefellfchaftlihen Klafjen- 
interefjes jo durchdringend und maßgebend ift, daß es nicht verfannt, ja von dem 
herrſchenden Klaſſen nicht abgeleugnet wurde, verfuchte Dagegen eine politifche Schule 
bie Abgefhloffenheit gewiffer Berufsarten, vor Allem bie Beſchränkungen der Ge- 
werbefreiheit von dem Gefidhtspunfte des Staatswohls aus zu vertheidigen und 
diefe Schranken der Berufsfreiheit ald durch das maßgebende Intereffe der Bolfs- 
wohlfahrt geboten hinzuftellen. Heute ift die Unrichtigkeit diefer Beweisführung faft 
allgemeiu anerfannt; wir werben weiter unten und in dem Artikel „Gewerbe und 
Gewerbefreiheit" Hierauf zurüdzufommen haben. — Zum erften Male wurde das 
Princip der Berufsfreiheit gefeglih anerfannt durch die franzöfifhe Revolution 
von 1789. Zwar hatte Türgot fhon 1776 erflärt: „Indem Gott dem Menfchen 
Bedürfniſſe gegeben hat, indem er ihm das Hilfsmittel der Arbeit nothwendig ge- 
macht hat, hat er auch das Recht zu arbeiten zu dem Eigenthum jedes Menfchen 
gemacht, und dieſes Eigenthum ift das heiligfte und unveräußerlichfte von allen.“ 
Aber no die Enchklopädiſten hatten ſehr weit gehende Beihränkungen für gerecht- 
fertigt gehalten, hatten namentlid noch die Privilegien der Zünfte und Innungen 
vertheibigt (3. B. Enchflopäbie unter den Worten Police und Muniecipalite). Die 
Nationalverfammlung nahm die Worte Türgots an und anerlannte die Arbeit als 
das primitive und geheiligte Eigenthumsredt. In dem Dekret vom 2. März 1791 
beftimmte fie: „Ieder Perfon fteht e8 frei, ein Geſchäft zu treiben oder einen Beruf 
auszuüben, eine Kunft oder ein Handwerk, wie fie es für gut findet; aber fie ift 
gehalten, ſich den polizeilichen Verordnungen, die darüber erlaffen find, zu fügen.“ 
Damit ift das Princip der Beruföfreiheit, wie e8 von dem modernen Staate an« 
erfannt wird, in erfchöpfender Weife ausgefproden. Die Freiheit des Menjchen, 
fih den Wirkungskreis feiner Thätigkeit zu wählen, kann nur aus polizeilidem 
Geſichtspunkt beſchränkt werden, d. h. um der öffentlichen Wohlfahrt willen. 
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In England war im Laufe des 18. Jahrhunderts entgegenftehenden Geſetzen 
zum Trog die Berufs- und insbefondere die Gewerbefreiheit faktifh zur Geltung 
gelommen, wenn fie auch erft 1813 durch ein Gefeg fanktionirt wurde (54 Geo. III. 
e. 96). In den deutfhen Staaten fand das Princip der Berufsfreiheit erft Ein- 
gang durch den Einfluß des franzöfifchen Beifpiels, und faft noch zwei Menfchen- 
alter dauerte es, ehe das Princip auch wirklich zur Durchführung kam. Noch das 
Allgemeine Landrecht Preußens von 1794 hatte nur in Ausnabmsfällen erlaubt, 
daß ein Edelmann ein Bürgerliches Gewerbe treibe und daß ein Bürger oder Bauer 
ans feinem Geburtsftand in den Bauren-, refp. Bürgerftand trete (A. L. R. II. 9. 
$ 76—79. 1I. 7. $ 2— 7). Erft das Evift vom 9. Dftober 1807 erkannte an 
($ 2): „daß jeder Erelmann, ohne allen Nachtheil feines Standes, befugt ift, ein 
bürgerliches Bewerbe zu treiben und jeder Bürger oder Bauer berechtigt ift, aus 
dem Bürger» in den Bauer- und aus dem Bauer- in den Bürgerftand zu treten.“ 
Trog biefer allgemeinen Anerfennung des Principe der Berufsfreiteit, die aud) 
in den Rheinbundſtaaten ausgefprohen wurde, blieben doch noch Beſchränkungen 
in großer Anzahl beftehen. Die Ausſchließung ganzer Bevölkerungsklaſſen von ger 
wiſſen Berufsarten wurde aufredht erhalten, fie traf bie Mitglieder der nichtchrift- 
lichen Glaubensgenofjenfhaften, namentlid die Juden (vgl. diefen Artitel), fie traf 
die Bürgerlichen, welche in vielen Staaten zu den höhern Aemtern und Officiers- 
fellen zu Gunften des Adels nicht zugelaffen werben konnten. Mit Ausnahme von 
Preußen wurde in allen deutſchen Staaten die Zunftverfaffung und damit eine ver 
vrüdendften Beſchränkungen der Berufsfreiheit aufrecht erhalten. Auch dadurch, daß 
im die Verfaſſung vieler deutſchen Staaten der Sa aufgenommen wurde, daß jeder 
Staatsbürger in der Wahl feines Berufes und Gewerbes völlig frei fein folle 
(0 3. B. Würtemberg 8 29, Heflen-Darmftadt $ 36, Sachſen $ 28, Koburg 
5 24, Meiningen $ 8 u. f. w.), waren keineswegs alle entgegenftehenden Gefege 
aufgehoben. Dies gefhah im einer Reihe von Staaten in Folge des Jahres 1848, 
in denen befonders zu diefer Zeit die Beſchränkungen, weldhe dem Juben aufgelegt 
waren, und die Bevorzugungen des Adele ein Ende fanden. Das Princip der Ge- 
werbefreiheit dagegen (fiehe diefen Artikel) fand feinen Vollzug erft in dem legten 
Jahrzehent; in Bayern, Hannover, Medlenburg u. ſ. w. erft in ven Jahren 1867 
und 1868, 

Der Grundfag der Bernfsfreiheit ift aber nicht allein ein Rechtsgrundfag, 
er iſt auch zugleich eine Forderung der Kultur und Wirthſchaftspolitil. Der Ein- 
zelne ift auf feine eigene Kraft angewiefen, um fi die Mittel zu feiner Eriftenz 
zu gewinnen. Zu wirkfamer Entfaltung feiner Kräfte fann ihm nur bie Berufs- 
freiheit Raum gewähren. Je tiefer eine Berufsart fteht, um fo ausſchließlicher wird 
fie als Mittel des materiellen Lebensunterhalts betrieben; je höher fie fteht, um 
jo mehr fommt bei ihrer Wahl und Ausübung die Pflege und Befriedigung gei— 
Riger Intereffen in Anſchlag. Nad beiden Richtungen ift die Ausübung eines Be— 
tufes um fo erfolgreiher, je mehr berfelbe mit unfern Neigungen und unfern 
Fähigkeiten harmonirt. Die materielle Wohlfahrt und die geiftige Entwidelung 
werben alfo, unter fonft gleichen Umftänden, in demjenigen Staat auf die höchſte 
Stufe gelangen, wo Jedem bie freiheit gegeben MR. den Beruf zu wählen, ber 
einen Neigungen und Fähigkeiten entfpriht. — So kommt die Freiheit des Be- 
tufs zunähft dem Einzelnen, und mittelbar der Gefammtheit zu gut; der Reich— 
!hum aber und die Macht des Staates wirft wieder fördernd auf die Berufs- 
!hätigfeit feiner Angehörigen zurück. 

Jedoch wie jedes andere individuelle Freiheitsrecht, fo ift auch bie Freiheit 
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des Berufes von Staats wegen beſchränkt durd die Rüdfiht auf bie gleiche Freiheit 
Aller, auf die Rechtsordnung und die öffentlihe Wohlfahrt. 

Die Nothwendigkeit, die Berufsfreiheit durch die Rüdfiht auf die gleiche 
Freiheit Aller zu beſchränken, leuchtet ohne Erläuterung ein. Niemand kann feinen. 
Beruf auf Koften der Freiheit eines Andern ausüben, indem er feine Berufs- 
leiftungen denjenigen aufpringen darf, die ſie nicht begehren, Es ift feine Ver— 
legung der Berufsfreiheit, wenn der Staat gewiffe Bedingungen aufftellt, unter 
denen allein ein Staatsamt erworben werben Tann. Cine Verlegung würbe es 
aber fein, wenn eine ganze Klaffe von Staatsgenoffen überhaupt von dem Staats- 
dienft ausgefchloffen wäre. Defhalb beftimmen einige Berfaffungen, daß bie öffent- 
lihen Aemter, unter Einhaltung der feftgeftellten Bedingungen, für alle dazu 
Befähigten gleich zugänglicd fein follen (Preußen Art. 4, Baben $ 9 u. a.). 

Eben jo wenig macht bie zweite Beſchränkung Schwierigkeiten: es ift felbft- 
verftändlih, vaß vom Staate die Ausübung eines Berufes,.der mit der geltenden 
Nehtsordnung im Wipderfprude fteht — alſo namentlih die berufsmäßige Ver— 
übung ftrafbarer Handlungen — nicht geduldet werden ann. 

Die Berufsfreiheit darf drittens beſchränkt werden im Intereffe der öffentlichen 
Wohlfahrt. Diefes Princip — die Zuläffigkeit der Beſchränkung der perfönlichen 
Freiheit unter der Borausfegung, daß ohne diefelbe der Staat feine Aufgaben nicht 
zu erfüllen im Stande iſt — ift im heutigen Staatsrecht feft begründet (fiehe 
den Artikel Staat), ſchließt aber freilihd im feiner Allgemeinheit ven Mißbrauch 
nicht aus. Wenn aber von dem Satze ausgegangen wurde, daß Jeder auf dem— 
jenigen Arbeitsgebiet bie größten Wirkungen bervorbringe, das für feine Neigungen 
und Fähigkeiten das angemefjenfte ift, fo zeigt dagegen ein Blid auf das täglidye 
Leben, daß wir in der Erfenntniß unferer Neigungen und Fähigkeiten gar häufig 
irre gehen. Solche Täufhungen können für den Einzelnen verhängnigvoll werben, 
fie können, wenn ber gewählte Beruf in wichtige Intereffen eingreift, aud ver 
Sefammtheit ſchaden. Aber auch abgefehen von dieſen Täufchungen über tie jub- 
jeftiven Berhältniffe wird oft der Einzelne einen an ſich für ihn geeigneten Beruf 
wählen, ohne die vollswirthſchaftlichen Verhältniffe von feinem befhränften Stand- 
punkt überbliden zu können. Nicht felten wird bei übermäßigem Andrang zu ber 
ſelben Berufsart das ölonomifche Gedeihen des Einen nur durch den dkonomiſchen 
Ruin Anderer gefihert fein. Bis in die neuefte Zeit galt nun in Deutſchland 
vielfah der Grundfag, daß der Staat nit nur berechtigt, fondern auch verpflichtet 
jei, bier einzugreifen, daß er durch Aufrechterhaltung der alten Zunftverfaffung 
dafür zu forgen babe, daß in feinem Berufszweig, befonvers in feinem Gewerbe 
dur Übergroßen Andrang die Einzelnen und mit ihnen das — Nach⸗ 
theile erleiden. Vielfach verbirgt ſich freilich hinter dieſer Sorge für die Wohlfahrt 
des Einzelnen und der Nation nur das rein perſönliche Intereſſe derjenigen, die 
bis jetzt durch den Abſchluß des Gewerbes, durch die Zunftverfaſſung geſchützt, die 
Mitbewerbung ausſchließen und das bisher genoſſene Monopol weiter ausbeuten 
wollen. Wenn der Staat und ſeine Behörden im Stande wären, in jedem einzelnen 
Fall zu beſtimmen, ob der Einzelne, der ſich einem beſtimmten Beruf widmen will, 
dazu die Fähigkeiten beſitzt, und ob die volkswirthſchaftlichen Verhältniſſe der Art 
find, daß der Betrieb eines ſolchen Berufs Ausfiht auf materiellen Erfolg bat, 
jo wäre allerdings eine ſehr weit gehende Beſchränkung der Berufsfreiheit bereich - 
tigt. Aber die Natur der Sache ergibt und die Geſchichte hat es in ausreihendem 
Make bewiefen, daß die Behörden eine folde Fähigkeit nicht befigen. Durch ſolche 
ftaatlihen Beſchränkungen wird der materielle Ruin Einzelner nit verhütet, alle 
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Vortheile der Berufsfreiheit aber vernichtet. Dadurch, daß bie Staatsgewalt ihre 
Fürforge Dingen aufdrängt, die fie zu regeln unvermögend ift, wirb die Pflege 
des Öffentlihen Wohls zur Kalamität: die Berhältniffe, die man zu ordnen meint, 
gerathen um fo tiefer im Verwirrung und die Staatögenoffen büßen unter dem 
Einfluß einer lähmenden Vormundſchaft immer mehr die Fähigkeit ein, fich felber 
zu helfen, 

Das einzige Motiv, aus dem die Staatsgewalt im Intereffe der öffentlichen 
Wohlfahrt die Berufsfreiheit beſchränken darf, iſt folgendes: die Staatsgewalt muß 
die Einzelnen gegen Beihädigungen, melde ihnen ein Dritter durch Ausübung 
feines Berufs zufügen kann, fügen, wenn fie mit eignen Kräften dazu nicht im 
Stande find, er muß vor Gefahren fchügen, bie aus der Ausübung eines Berufs 
entftehen können. Dies kann aber Anwenpung finden auf zwei Kategorien von 
Berufsarten. Einmal gibt es eine Zahl von Berufsarten, zu deren Ausübung 
einerfeits eine tiefere wiffenfchaftlihe Bildung gehört, deren VBorhandenfein der Laie 
nicht zu erfennen vermag, die aber andererfeits im Intereffe der phyſiſchen Wohl- 
fahrt und der Erhaltung umd Förderung des Bolfsvermögens ausgeübt werben 
müſſen. So die Heiltunde, die Advokatur, die Anmwaltihaft, die Bergbaukunde 
u. f. w. Bei diefen Berufsarten hat der Staat für Anftalten zu forgen, in denen 
die nothwendige Bildung erworben werben fann; er bat aber durch ftaatliche Prü— 
fungen fi zu überzeugen, daß biejenigen, welche fih dem Berufe widmen wollen, 
die nothwendigen Kenntniffe fi erworben haben (fiehe Artikel Advokatur, Berg- 
wefen, Gefunpheitswefen). Ferner gibt es gewiffe Gewerbe, welche durch die Art 
und Weiſe ihres Betriebs für die Arbeiter oder Bewohner der benachbarten Gegend 
Schaden mit fih dringen können. Ihre Ausübung hat der Staat nur zu geftatten, 
wenn er fih überzeugt bat, daß die nothwenbigen Vorfihtsmaßregeln getroffen 
find, um Schaden zu verhüten (fiehe den Artikel Gewerbe, Fabriken u. f. w.). 

Der Staat fann aber auch die Berufsfreiheit beſchränken, um fi die Drgane 
zu verfchaffen, deren er zur Erfüllung feiner Aufgaben bebürftig iſt. Er fann bie 
Staatsgenofjen zur Uebernahme eines öffentlichen Dienftes zwingen. Solcher Be- 
rufszwang findet ftatt in Bezug auf die Erfüllung der Militärpfliht (vgl. den 
Artikel Heeresverfaffung) und mehr ober weniger auf die Führung von öüffent- 
lihen Aemtern. Einen Zwang zur Uebernahme eines eigentlihen Staatsamts aus- 
zuüben, wird der Staat nicht fo leicht in die Rage kommen, da fid, Befähigte meift 
in genügender Anzahl um die Uebernahme bewerben, und die deutſchen Berfaffungen 
kennen deßhalb auch eine berartige Beihränfung der Berufsfreiheit nicht. Wohl 
aber befteht fie in Bezug auf Ehrenämter, welche die fortgefegte, wenn auch be- 
ſchränlte Ausübung des bürgerlichen Berufes geftatten. Sie ift hier volllommen 
berechtigt, denn wie der Staat ver materiellen Kräfte feiner Bürger, der Steuern, 
bedarf, um feine Aufgaben zu erfüllen, fo bedarf er aud dazu der perfänliden 
Dienfte derfelben. 

Außer diefen öffentlich vechtlihen Beſchränkungen der Berufgfreiheit beftehen 
aber auch noch privatrechtlice, die in der Autorität des Familienoberhaupts ihre 
Begründung finden, fo vor Allem das Recht des Vaters, Vormundes, Ehemannes 
über minderjährige Kinder, Pflegbefohlene, Ehefrauen (ſiehe den Artikel Familie). 

Neben dieſen Beſchränkungen durch das Recht iſt die Berufsfreiheit vielfach 
eingeengt durch die Sitte und durch die geſellſchaftlichen Verhältniſſe. Das weib— 
liche Geſchlecht iſt zunächſt auf den häuslichen Beruf und auf die Unterſtützung 
des Mannes in feinem landwirthſchaftlichen oder gewerblichen Wirkungskreis ange- 
wiefen. Dagegen verfagt ihm die Sitte in der Regel die felbftändige Ausübung 
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biefer und noch mehr ver höhern Berufsarten. Ob nit ein Nieberreißen biefer 
Schranken der Sitte wenigftens innerhalb gewiffer Grenzen ftatthaft, ja noth- 
wendig ift, darüber fiehe den Artikel „Grauen“. — Die Mißadtung, in welcher 
bei hochgefinnten, aber unentwidelten Bölfern jede Tohnarbeit fteht, Hat in Deutſch— 
land nod lange auf vielen Erwerbsarten einen, zum Theil von redtlihen Wir- 
fungen begleiteten Makel zurüdgelaffen. Jet ift die Sitte von biefen, auch auf 
bie Berufswahl einwirkenden Borurtheilen mit wenigen Ausnahmen zurüdgelommen. 
Der Makel, der an einigen Berufsarten noch immer allgemein haftet, hat in 
einem unabweisbaren natürlihen Gefühl feinen Grund, oder ift nur der Ausprud 
des Öffentlihen Urtheils über einen geradezu unfittlihen, obwohl vom Staate ge- 
duldeten Erwerb. 

Daß die Wahl des Berufes in hohem Maße von den äußern Berhältniffen 
abhängig und durch fie befchränft ift, leuchtet ein. Man kann einem Proletarier, 
der befig- und Ffrebitlos in die Welt tritt, nicht von ber freiheit des Berufes 
ſprechen; die Noth Legt ihm unerbittlicher als irgend ein Staatögefeg den Zwang 
auf, bei Taglöhnerarbeit fein Brot zu fuhen. Man fieht auch, wie wenig noch 
mit jener Freiheit erreicht ift, wenn taufende von aderbau- und gewerbtreibenden 
Familien in unverfhuldetem Elend zu Grunde gehen. Diefe Betradhtung weist 
auf eine höhere Aufgabe des Staates hin, die das ganze Gebiet der Kultur» und 
Bollswirthihaftspflege umfaßt und durch deren Bernadhläffigung die Garantie der 


Freiheit zum großen Theil ihren Werth einbüßt. 
Mit Benugung des Artikels von Brater. Löning. 


Beſatzungsrecht. 


Beſatzungsrecht (droit de garnison) iſt die Befugniß eines Staates, einen 
Theil des Gebietes eines fremden mit ihm in Frieden lebenden Staates, ins; 
— eine Stadt oder Feſtung desſelben, durch ſeine Truppen beſetzt zu 
alten. 

Im Beſatzungsrecht liegt eine Beſchränkung der Souveränität des Staates, 
welcher ſich die Beſatzung gefallen laſſen muß; es iſt eine ſogenannte völkerrecht⸗ 
liche Servitut. 

Für die Entſtehung, den Beſtand und das Aufhören des Beſatzungsrechtes 
gelten demnach die hiefür bei völkerrechtlichen Servituten überhaupt maßgebenden 
Grundſfätze. (VBgl. ven Artikel „Dienſtbarkeit“.) 

Die Einräumung eines Beſatzungsrechtes geſchieht in der Regel durch Ver— 
trag. Die Beſtimmungen eines ſolchen Vertrages find ſtrikte zu interpretiren; doch 
ift der Natur der Sache gemäß in dem Beſatzungsrechte zugleich das Recht ent- 
halten, vie Gewährung des Durchzugs der Befagungstruppen nad) und von dem 
Garniſonsorte verlangen zu dürfen. 

Das Befagungsreht war in früheren Jahrhunverten ziemlich häufig. Selbft 
mächtige Staaten räumten es wegen ber Zerfplitterung ihres Gebietes befreundeten 
ae ein, wie ber Barridre-Bertrag des deutſchen Katferd mit den Holländern 
eweist. 

Unſere Zeit hingegen hat bie durch die Wiener Kongreß-Akte ſtipulirten Be— 
fagungsrehte ſämmtlich verſchwinden fehen. Selbſt dad Befagungsreht ber Pforte 
an den ſerbiſchen Feſtungen, namentlih an ber Citadelle von Belgrad hat auf- 
gehört. Es ift dies eine Folge der Thatſache, daß es keine Großmacht mit unzu- 
ſammenhängendem Gebiete mehr gibt und daß ferner ber Zug der mobernen Ent- 
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widelung dahin gebt, auf jedem Gebtet nur die Herrfhaft einer Souveränität 
zu bulden. Die Staaten und Völker find eiferfüchtig auf ihre Souveränität ge— 
worden und deshalb wiberftreben fie der Einräumung von Bejagungsrechten, welche 
gerade basjenige Hoheitsrecht beſchränken, rückſichtlich deſſen man am empfindlichften 
it — die Militärhoheit. 

Wo noch heutzutage Beſatzungsrechte beftehen, find fie bie Folge eines ftaats- 
etlichen Berbandes ver betreffenden Staaten. Died gilt zunähft für die Be— 
fagungsrechte Preußens in den zum norbbeutfhen Bunde gehörenden Staaten. Es 
gilt aber auch für das Preußen in Folge der Zufag-Dellaration zum Friedensvertrag 
vom 3. September 1866 zuftehende Befagungsreht in Mainz. Denn Preußen 
fteht nicht nur mit einem Theil von Heflen in ſtaatsrechtlichem Berbande, fondern 
bezüglich der Ausübung der Militärhoheit ift die Verbindung Preußens mit Heflen 
überhaupt ſtaatsrechtlicher Natur. 

Nicht zu verwechfeln mit der Ausübung des Befagungsrehtes ift die Okku— 
pation eines Staates durch fremde Truppen, welde feinen feinpjeligen Charakter 
diefem Staate gegenüber trägt, wie z. B. die Dfkupation Roms dur die Fran- 
zofen. (Bgl. den Artikel „Olkupation“.) 

Literatur: Bluntſchli, Allg. Staatsrecht 1. S. 216. Klüber, Völlerrecht 
$ 137 ff. Heffter, Völlerrecht 8 43. Strauch. 


Beſchwerderecht. 


Das Beſchwerderecht iſt ein ſo natürliches Recht der Bürger, es ergibt ſich 
ſo unmittelbar aus der Aufgabe, zu deren Erfüllung die Staatsgewalt überhaupt 
exiſtirt, daß es in keinem Staate verweigert, ja bei keiner Verfaſſung von der 
Staatsgewalt ſelbſt entbehrt werden kann. Jedermann, der ſich durch einen Alt 
der Behörden in feinen Rechten gekränkt oder im feinen Intereſſen verlegt glaubt, 
muß das Recht befigen, den Sachverhalt der höhern Behörde vorzubringen und 
um Wbhilfe anzutragen. Einzelne Mißgriffe und rechtswidrige Handlungen der 
Beamten find nicht zu vermeiden, und felbft bei der ftrengften Oberaufficht ift es 
nicht möglid, daß die Regierung, ohne von den Betheiligten angegangen zu fein, 
die begangenen Fehler entbedt und rüdgängig macht. Aud in Staaten, wo bie 
Rehte der Staatsbürger nur wenig gefichert find, wo der Willfür des Staats- 
oberhaupts ein weiter Spielraum gelafjen ift, wird doch der Monarch das Be- 
ſchwerderecht der Unterthanen in eigenem Intereffe nicht unterbrüden können. Nur 
dadurch wird es ihm in vielen Fällen möglich fein, zu erfahren, ob feine Inten- 
tionen wirklich zur Ausführung gelangt find. In dem modernen Staate aber, wo 
die Staatsgewalt den Bürgern Anerkennung und Schuß ihrer Rechte, Unterflügung 
und Förderung den Lebenszweden des Volkes zu leiften hat, verfieht fih das Be- 
ſchwerderecht von felbft, wenn bie politiſche Freiheit nicht eine bloße Phrafe fein 
ſoll. Die Art und Weife der Ausübung des Bejchwerberechts wird fi im einzelnen 
zu rihten haben nad ber Natur des angeblich verlegten Rechts oder Intereſſes. 
Diefes Beſchwerderecht ift in vielen neuern Berfaflungen ausdrücklich anerkannt 
worden. So Würtemberg Berfaffungsurtunde $ 36: „Jeder hat das Recht, über 
geſetz· und ordnungswidriges Verfahren einer Staatsbehörbe oder Verzögerung ber 
Entfheidung bei der unmittelbar vorgefegten Behörde ſchriftliche Beſchwerde zu 
erheben und nöthigenfalls fiufenweife bis zur höchſten Behörde zu verfolgen.“ 
Aehnlich Sachſen Berfaffungsurtunde $ 36, Braunfhweig $ 38, Oldenburg 
Att. 47 8 1 uf. w., ferner Holland $ 9, Belgien $ 21.) 
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Die Art und Weife ver Ausübung des Beſchwerderechts wird fih im Ein- 
zelnen zu richten haben nad der Beichaffenheit des angebli verlegten Rechtes 
oder Intereffes; der Charakter der Beſchwerde wird insbeſondere verfchieben fein, 
je nachdem ſie fich richtet gegen die amtsmäßige Handlung eines richterlihen oder 
eines Verwaltungsbeamten. Doh werben in allen Fällen gemiffe Schranken bei 
der Ausübung zu beachten fein, die in der Sache felbft liegen. So wirb bie Form 
ber Beſchwerde der Art fein müſſen, daß dadurch bie Achtung vor ben Gtaats- 
behörben nicht verlegt, noch gegen ben öffentlihen Anſtand verftoßen wird. Die 
Beſchwerde darf nit dazu benutzt werben, um bie allgemeinen gefeglihen Bor- 
fhriften über Mißbrauch der Gedanfenäußerung zu übertreten. ferner muß ber 
Inhalt der Beſchwerde in die Amtskompetenz der angefprodenen Behörde gehören 
und ber Bejchwerteführer muß perfönlih in feinen Rechten oder Intereffen ver- 
legt fein. 

Segen befchwerende Handlungen des Richters bieten die Proceßgefege den 
Parteien die Rechtsmittel, die ihrer Mehrzahl nach befondere Benennungen führen 
und beren Gebrauch durch pofitive Gefete geregelt iſt; nur Eines berfelben, bie 
zu ber Klaffe der aufßerorbentlichen Rechtsmittel gehörende Nichtigleitsbeſchwerde 
bat die von ber allgemeinen Grundlage herrührende Bezeichnung beibehalten. Die 
nähere Erörterung der Lehre von den Rechtsmitteln gehört nicht hierher. — Die 
eigentlichen Rechtsmittel ftehen übrigens den Parteien nur gegen folde Verlegungen 
zu Gebote, welche ihmen der Richter durch feine Urtheile zufügt. Glauben fih die 
Betheiligten durch einfache Dekrete oder durch Handlungen, die der Richter in 
nicht flreitigen Sachen vornimmt, in ihren Rechten beeinträchtigt, fo fteht ihnen 
der Weg der einfachen ober ber Ertrajudictalbefchwerbe offen. Eine befonbere Stelle 
nimmt bie Befchwerbe wegen verweigerter oder verzögerter Juftiz ein. Sie beruht 
darauf, daß ber Richter pflidhtwibrig feinen Schug Jemandem verweigert, der nach 
ven beftehenden Gefegen darauf Anſpruch zu haben glaubt, oder daß er doch bie 
Rechtshilfe geſetzwidrig verzögert. Darüber fiehe den Artikel Juſtizverweigerung. 

Iſt die Beſchwerde gerichtet gegen das Verfahren oder die Entſcheidung im 
einer Verwaltungsrehtsfache (fiehe den Artikel Verwaltungsrecht), fo find in den 
Staaten, in welden bie Berwaltungsrechtspflege. befondern Behörden überwiejen 
ift, wie in Frankreich und Baden, aud die Beichwerbemittel in ähnliher Weife 
wie bei dem bürgerlichen Procefverfahren normirt. In den übrigen Staaten 
werben derartige Beſchwerden bald mehr bald weniger mit den Beſchwerden in 
reinen Berwaltungsfachen in gleicher Weife behandelt. Dat bierburd bie Sicherung 
der öffentlichen Rechte der Staatsbürger bedeutend geſchwächt wird, kann feinem 
Zweifel unterliegen. 

If die Behörde, durch deren Verhalten fih Jemand für befchwert erachtet, 
eine Verwaltungsbehörde, und ift Die Sache, um bie e8 ſich handelt, eine Ber- 
waltungsfade, fo geht vie Beſchwerde an bie ver handelnden Behörbe zunächft 
vorgefegte Stelle. Gegen teren Entfcheitung kann fid der Befchwerbeführer in der 
Regel an die höhere Stelle wenden, wenn eine folde vorhanden if. Meift 
kann die Beſchwerde nur bie an das betreffende Minifterium gehen, nur in Aus» 
nahmsfällen an das Staatsminifterium oder den etwa vorhandenen Staatsrath. 
Höchſt wünſchenswerth ift es, wenn die Art der Ausübung der Befchwerbeführung 
möglichft genau geregelt werde. Bei diefer Organifation des Beſchwerderechts fcheinen 
aber insbeſondere folgende Geſichtspunkte von Wichtigkeit zu fein: das Anbringen 
ber Beſchwerde darf nicht mit Koften verbunden fein, damit biefer Weg dem Armen 
ben fo offen ftehe wie dem Reichen. Es muß beftimmt fein, binnen welcher Frift 
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die Beſchwerde zuläffig iſt, damit die Behörden nicht mit veralteten Klagen be— 
läſtigt werden, und welches bie Wirkungen der Einwendungen einer Beſchwerde 
find, namentlidy ob fie Suäpenfiveffelt habe ober nit. In der Regel wird wohl 
die Entfheidung darüber nicht dem Ermeflen der untern Behörden anheimgeftellt 
werben bürfen. Bielmehr fol die Vollziehung der Anordnung, über die Bejchwerbe, 
erhoben wurbe, aufgefhoben bleiben bis zur Entfcheivung, wenn biefer Aufſchub 
niht unmwiberbringlihen Nachtheil mit ſich führt. Sehr zu billigen und nahahmens- 
werth iſt die Borfchrift der Würtembergifchen Berfaffung $ 37, daß höhere Stellen, 
wenn fie eine Beſchwerde für unbegründet erflären zu müflen glauben, ven Be- 
ſchwerdeführer über die Gründe ihres Urtheils belehren. Zu vermeiden find dagegen 
bei den Beflimmungen über das Beſchwerderecht eine zu große Anzahl von In- 
fangen. Mit demfelben Recht und aus denſelben Gründen, aus denen im bürger- 
lichen Verfahren Appellation an höhere Inftanzen nur bei wichtigern Gegenftänven 
mläffig if, follte auch in VBerwaltungsfahen nah dem Ausfprud der unmittelbar 
vorgefegten Behörde nur bei wichtigern Berhältniffen eine weitere Beſchwerde⸗ 
führung geftattet fein. Der Ränkeſucht, der Zeitverfhwendung, ber Verzögerung 
wihtiger Maßregeln wirb dadurch vorgebeugt. 

Reben diefer Beichwervenführung bei den höhern Behörbenftellen befteht in 
allen Staaten das Recht, Beſchwerden und Vorftellungen bei dem Souverän ſelbſt 
anzubringen. Ausdrücklich ift dies geftattet durch die Sächſiſche Verfaſſung $ 36: 
„Nebrigens Bleibt au Jedem unbenommen, feine Wünfhe und Befchwerben bei 
dem Regenten unmittelbar anzubringen”. Aehnlich gewährleiftet in England bie 
Bill of Rigbts von 1689 das alte Recht: „daß es ein Hecht der Unterthanen ift, 
ire Petitionen an den König zu richten, und daß alle Berhaftungen und geridht- 
lichen Berfolgungen für ſolche Petitionen ungefeglich find.“ Indeß wird in konſti⸗ 
tutionellen Staaten, wo der Monarh nur durch verantwortlide Minifter vie 
Verwaltung führen, nicht mehr perfönlic im diefelbe eingreifen darf, dieſe Be— 
\hwerbeführung bei dem Staatsoberhaupt gegen die gewöhnliche bei den obern 
Behörden zurüdtreten. 

Ein anderes Mittel, um gegen befchwerende Handlungen aud ber höchſten 
Stellen Abhilfe zu erwirken, bietet die Beſchwerdeführung bei ven Volksvertretungen. 
Sie find die natürlihen Vertheibiger des verlegten Rechts, ein Schuß und eine 
Garantie gegen Willfür und Unterbrüdung. Die meiften neuern PVerfafjungen 
garantiren den Staatsbürgern dies Recht ausprüdlih. (Bayern Tit. VII. $ 21, 
Bürtemberg $ 38, Großh. Heflen 8 81, Sachſen $ 111, Braunſchweig Landes- 
ernung von 1832 $ 103, 107, Gefeg vom 20. April 1848 $ 1, Preußen 
Art. 32, Norddeutſcher Bund Art. 23, Zollverein Art. 9 8 4. Im diefen legten 
drei Berfaffungsurfunden ift zwar nur das Petitionsrecht erwähnt; aber unbeftritten 
it hier unter Petitionsrecht zugleih das Beſchwerderecht begriffen. Siehe ben 
Art. Petitionsrecht.) Die Beſchwerde darf, wo zwei Kammern beftehen, in ber 
Regel bei der einen wie bei ber andern eingereicht werben. Nur in Frankreich 
Innen fie allein an den Senat gerichtet werben (VBerfaffung Art. 45, Dekret 
vom 31. December 1852 Art. 30). Nah mehreren Berfaffungen fünnen an bie 
Stände jedoch nur ſolche Beſchwerden gelangen, welche die Verlegung verfaflungs- 
mäßiger oder fonftitutioneller Rechte zum Gegenftande haben, fo Bayern, Baden 
3 67. Diefe Befhränfung ift jedoch nicht zu billigen. Denn einerfeits ift es 
ſchwer, den Begriff der verfaflumgemäßigen Rechte fo genau zu firiren, daß Zweifel 
und Streitigkeiten darüber ausgefhloffen find (mie dies durch die Erfahrung in 
Bayern erhärtet if), und amdererfeits find innere Gründe für eine folde formelle 
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Unterſcheldung ber Rechte kaum aufzufinden. Eine andere Beſchränkung, bie mehr 
Berechtigung hat, befteht nach vielen Berfafiungen darin, daß ver Befhwerbeführer 
ben ordentlichen Inftanzenzug bereits ohne Erfolg durchgemacht haben muß. Die Be- 
jhwerbeführung bei der Volfsvertretung fol nur ein ſubſidiäres Rechtsmittel fein, das 
erft dann zur Hand genommen werben kann, wenn bei ven Behörden jelbft feine Ab- 
hilfe zu erwirken ift (Würtemberg $ 38, Baben $ 67, Sachſen $ 111). Auch wo 
dies nicht ausdrücklich beftimmt ift, befaflen fi die Kammern doch nur mit Be- 
ſchwerden, bei denen biefe Bedingung erfüllt if. (So in Preußen, vgl. Rönne 
Preuß. Staatsreht I. B. ©. 140.) Ferner ift die Beſtimmung völlig gerecht: 
fertigt, daß Beſchwerden nur fchriftlich eingereicht, nicht perfünlid vorgetragen 
werben bürfen. (Preußen Art. 81, Baden 8 67, Würtemberg $ 38, Sachſen 
8 111 u. ſ. w.) 

Wird die Befchwerbe von den Kammern in formeller Hinfiht für zuläffig, in 
materieller Beziehung für begründet erkannt, fo find viefelben wie beredtigt, fo 
verpflichtet, fich des Beſchwerdeführers anzunehmen und die Regierung anzugehen, 
daß fie abhelfe. Weiter fann der Natur der Sache nad die Kompetenz ber 
Kammern nicht gehen; fie können insbefonvere, da die Staatsverwaltung in 
allen ihren Zweigen direlt nicht zu ihrem Wirkungsfreis gehört, nicht felbft eine 
abhelfende Berfügung erlaffen. Die Kammern treten demnach in folden Fällen 
nicht felbft beſchwerdeführend auf, fondern fie unterftügen nur bie Beſchwerde eines 
Einzelnen ober einer Rorporation, von deren Begründetheit fie ſich überzeugt Haben. 

Doch ift die Volfsvertretung nicht bloß beredtigt, Beſchwerden, bie an fie 
gerichtet werben, an bie Regierung zur Abhilfe zu überweifen, fie hat auch das 
Recht, felbft Beſchwerden zu erheben und dem Staatsoberhaupte vorzutragen. Denn 
fie fol Schug und Schirm der Berfafjung und ver Gefege fein, fie ift dazu be 
rufen, die Mißbräuche ver Verwaltung zu rügen und zur Kenntnif des Souveräns 
zu bringen. Sie kann bazu veranlaft fein durch eine von aufen kommende Be- 
ſchwerde, fie kann aber aud zu diefem Schritte ſchreiten auf den Antrag eines 
ihrer Mitglieder felbft. Der materielle Inhalt der Beſchwerde richtet fich natürlid 
nad dem Gegenftand; diefelbe fann übrigens felbft darauf gerichtet fein, daß ber 
Souverän einen entlaßbaren Diener entlaffe oder daß ein Strafverfahren gegen 
ben Schuldigen von Amts megen eingeleitet werde. Formel Tann fie auch als 
Adreſſe an den Monarchen gerichtet werben. Meift ift jede Kammer berechtigt, eine 
derartige Befchwerde zu führen. Nah dem Badiſchen Gefege vom 20. Februar 
1868 (Aenderung bes 8 67 der Berfaffung) ift die zweite Kammer allein befugt 
zu Beſchwerden, welde bie Befhuldigung einer Verlegung der Berfaffung ober 
verfaffungsmäßiger Rechte enthalten. Jedoch fteht der erften Kammer dasſelbe Recht 
zu wegen Verlegung ihrer verfaffungsmäßigen Rechte. Die Beſchlüſſe zu derartigen 
Beihwerben erfordern zwei Drittel Majorität. — Die Urt, wie ben von ben 
Kammern erhobenen Beſchwerden abzuhelfen fei, ift durch die im einzelnen Falle 
obwaltenden Berhältniffe bedingt. Der Souverän fann entweber der Beſchwerde 
fogleih durd eigene Entſchließung abhelfen oder nod weitere Erhebungen anorbnen 
oder, wo etwa ein Beamter gegen die Strafgefeße gehandelt, vie Entfheidung ben 
Gerichten überlaffen. In jedem falle können die Kammern verlangen, daß fie von 
dem Ergebniß ihrer Beſchwerde Kenntniß erhalten. 

Ueber eine eigenthümliche Art der Beſchwerde, der an den Gouverän ge 
richteten Beſchwerde wegen Mißbrauchs ver geiftlihen Gewalt (appel comme 


d’abus, recursus ab abusu) fiehe den Artikel Kirchenhoheit. * 
uing. 
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Befitz, ſtaats⸗ und völferrechtlicher. 


I. Unter „Beſitz“ verfteht man zunächſt die phyſiſche Innehabung einer 
Sade (Detention); fodann die thatfähliche Ausübung der ausſchließlichen totalen 
Herrſchaft Über eine Sache, alfo des Eigenthumsrechts (Eigenthumsbeſitz); endlich 
überhaupt die einem Recht dem Inhalt nah entſprechende faktiſche 
Herrfhaft. Den legten, weitgehendften Begriff müſſen wir zu Grunde legen, 
— * wir die Bedeutung des Beſitzes für das Staats- und Völlerrecht feſtſtellen 
wollen. 

Der Befig ift an und für fi eine Thatfadhe, ein thatſächliches Verhältniß, 
kein Recht; aber er iſt einerfeits Ausfluß eines Rechts, indem der Berechtigte 
naturgemäß die Befugniß zur Ausübung feines Rechtes hat; andererfeits kommen 
ihm felbft gewiffe rechtlihe Wirkungen zu, und daburd wird er zu einer juri- 
ſtiſchen Thatſache. Diefe Wirkungen, welche fidh bei den Römern allmählig, 
wenn au nur im befhränktem Umfang, pofitivrehtlic ausgebildet, im mittealter- 
liden und neuern Recht eine weitere Anwendung erhalten haben, find: 

1. Der Befiger als folcher, mithin aud wenn fein Befig ein unrechtmäßiger 
iR, wird gegen jede eigenmädhtige Störung oder Entziehung des 
ae gefhägt dur beſondere Rechtsmittel — Rechtsſchutz des Be- 
itzes. 

2. Durch die fortgefegte Ausübung eines Rechtes wird, bei dem 
Hinzulommen gewifler anderer Momente, das Recht ſelbſt erworben — 
erwerbende Berjährung, Erfigung. ; 

3. Durch die Ausübung eines Rechts feit Menfhengepädt- 
nig wird die Bermuthung einer rehtmäßigen Entſtehung dieſes 
Zuftandes begründet — unvorbenflihe Zeit, unvordenklicher Beſitz. 

Auch die rechtsphiloſophiſche Betrachtung wird dieſe juriftifben Folgen des 
Beſitzes anerkennen müflen; aber wie wenigftend die beiden erftangeführten von 
feiner der in Deutſchland geltenden Gefeßgebungen und wohl überhaupt von feinem 
pofitiven Rechte auf das ganze Rechtsgebiet ausgedehnt worden find, fo kann den- 
felben auch vom Standpunkt des Bernunftrehts aus feine abfolute Allgemein- 
gültigfeit, fondern nur eine befchränfte und bebingte Geltung beigelegt werben. 
Insbefondere für das Staatd- und bag Völkerrecht wird ein Redts- 
Ihug des Befiges nur in geringem Umfang ftatthaft, eine Er- 
figung fogar regelmäßig ausgefhloffen fein, wogegen freilid 
dem unvordenklichen Befige auch für dieſe Rechtsſstheile eine all: 
gemeine Anwendbarkeit zukommt. 

II. Der Rechtsſchutz des Beſitzes geht hervor aus dem Weſen bes 
Befiges und dem Weſen der Rechtsordnung. Der Wille, welcher in dem Befige 
thatfählih fi geltend madht, hat, wegen der allgemeinen Achtung, welde dem 
menfhlihen Willen gebührt, einen Anfprud, von jedem andern Willen, fofern er 
nicht ſelbſt in deſſen Rechtsſphäre eingreift, refpektirt zu werben; jedoch aud ber 
durch den Beſitz in feinem Recht Berlegte fol nicht mit Eigenmadt fein Recht 
burhfegen, fondern die höhere Entſcheidung der zur Rechtfprehung georbneten 
Drgane anrufen. Nothwendiges Gorrelat des Befigfhuges gegenüber dem beffer 
Berechtigten oder dem mit Unrecht einer Willensherrfhaft Unterworfenen ift aber 
hienach, daß biefer die rechtliche Möglichkeit habe, durch eine Klage fein Recht zu 
Ihügen; ferner wird die Rechtsorbnung in manden Fällen einem an und für fid 
übergeorbneten Willen Eigenmacht geftatten. Auf der andern Seite ift ver Befiger 
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in der Ausübung eines ihm abfolut verfagten Rechts im feiner Weife rechtlich zur 
fhügen, und fann auch in anderen Fällen durch ein überwiegendes öffentliches 
Interefje jeder Schub des Beſitzes ausgeſchloſſen werben. 

1. Auf dem Gebiete des Staatsrehts wird vielfach eine ver oben er- 
wähnten Boransfegungen für die Geftattung von Eigenmadt vorliegen. 
Zu unterfheiden find aber folgende Hauptfälle: 

a. Ein Untertban übt ein ftaatlihes Hoheitsredht zu eigenem 
Rechte aus. Iſt diefes Recht dem Erwerbfreife der Privaten als ein mefentliches 
Recht des Staates überhaupt entzogen, fo erfcheint der Befig als ein abfolut 
wiberrechtlicher und ift deshalb ohne rechtliche Wirkung. Wenn dagegen das Recht 
einem Privaten zuftehen kann, fo iſt berfelbe aud in dem Beſitz des Rechts zu 
fügen; nur wird megen des entgegenftehenden ius commune der Befiger, welcher 
im Nechtsftreit feinen Befig behaupten will, einen fpectellen Titel für denjelben 
nachweiſen müffen. 

b. Ein Untertban übt ein ftaatlihes Hoheitsrecht (beziehungs- 
weife einen Kompler von Hoheitsrehten) ald Beamter aus Kommt bemfelben 
die Eigenſchaft eines Beamten überhaupt nicht zu, fo wird die vorgefegte Behörde, 
refp. der Souverän, im Intereffe der öffentlihen Ordnung befugt und verpflichtet 
fein müffen, ihm ben Befit des Amtes durch eigenes Einfhreiten zu entziehen; 
und aus demfelben Grunde wird Niemand verbunden fein, feinen Anordnungen 
Folge zu leiften. Aber auch der wirkliche Beamte wird gegenüber feinen VBorgefegten, 
refp. dem Träger der Staatsgewalt, regelmäßig feinen Anſpruch auf Schu im 
‚Befige des Amtes haben, da er überhaupt kein felbftändiges Recht auf die Aus- 
übung feiner amtlichen Funktionen bat (eine Ausnahme ift zu Gunften der richter: 
lihen Beamten durch neuere Geſetze vielfach ftatuirt worden.) 

c. Eine fehr große praftifche Bebeutung hat ber Beftg der Staat®- 
gemalt felbft. Widerrechtliche Inbefignahme (Ufurpation) der höchſten Gewalt 
in einem Staate ift ein überaus häufiges Ereigniß, weil einerfeits die Herrſchaft 
über ein Bolt den Mächtigen als ein vorzüglich erftrebenswerthes Gut erfcheint, 
andererſeits auch die wirklichen Bedürfniſſe des Bolfes häufig nur durch foldy eine 
widerrechtliche Veränderung in der Perfon des Trägers der Staatsgewalt Befrie- 
digung finden können. Während aber auch bie unbeftrittenfte Legitimität keinen 
ausreichenden Schug gegen eine gemwaltfame Berbrängung bietet, hat regelmäßig 
jeder faktiiche Inhaber der Staatsgewalt die Macht, fi im Befige verfelben 
wenigſtens zeitweife zu behaupten und für die Dauer feiner Innehabung feinem 
Willen Gehorfam zu verfhaffen. Die Wahrnehmung diefer unzweifelhaften That- 
ſachen hat nicht felten zu der Behauptung geführt, daß mit dem Befig der Staats- 
gewalt unmittelbar das Recht zum Herrfhen gegeben fei (fo noch neuerdings, im 
Anſchluß an Zoepfl, Fr. Brodhaus, Das Legitimitätsprincip, Leipzig 1868). 
Aber dieſe Anficht enthält eine unerträgliche Herabwürbigung des Volkes, indem 
der rechtliche Anfpruh auf deſſen Gehorfam und Treue als ein Gegenftand be- 
liebiger Offupation betrachtet wird; fie ſteht im entſchiedenſten Wiberfpruch mit 
ben wahren Intereffen der Staaten, welche gerade für die Trägerſchaft ver höchſten 
Gewalt eine fihere und fefte Rechtsbeſtimmung fordern; fie würde in ihrer Kon- 
fequenz zu einer völligen Negation jedes Staatsrehts führen. Wir werben viel- 
mehr ganz im Gegentheil behaupten müflen, daß der Beſitz der Staats— 
gewalt an fih regelmäßig weder gegenüber dem legitimen 
Herrfher nod gegenüber den Untertbanen ein, wenn aud nur 
proviforifhes, Recht gebe; denn ſobald fein Gericht befteht, welches Streitig- 
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keiten über die Souveränetät wirkſam zu entſcheiden berufen if, muß ber rechtmäßige 
Souverän felbftverftändlih die Befugniß haben, für die Wiebererlangung des Be- 
figes der Staatsgewalt Eigenmadht anzuwenden, während die Unterthanen, wegen 
der fortbauernden Gehorfamspfliht gegenüber dem rechtmäßigen Herrſcher, nicht 
allein berechtigt, fondern audy verpflichtet find, für die Wieberherftellung des redht- 
mäßigen Zuftandes nad) Kräften zu wirken. Allerdings fann — da der Staat eine 
Regierung, welde ihren Willen thatſächlich geltend zu machen im Stande ift, nicht 
m entbehren vermag — diejenigen Unterthanen, welche, bei zeitweiliger Unmög- 
ifeit einer Reftauration, den Anorbnungen des Ufurpators ober der von ihm 
Übängigen Behörden Folge leiften oder felbft zur Erhaltung einer georbneten und 
mwedmäßigen Staatsleitung ihre Beihülfe gewähren, fein rechtlicher Vorwurf treffen ; 
aber daraus erwähst dem Ufurpator Fein Recht irgend welcher Art (vgl. die Artikel 
„Anerfennung“” und „Legitimität“). 

2. Im Völkerrechte fiehen, wie im Privatrechte, die Willen ber verfchie- 
denen Rechtsſubjekte (der Staaten und ihrer Nepräfentanten) einander gleichberedh- 
tigt gegenüber; auch kommt es, bei dem Mangel einer über den Staaten ſtehenden 
Gewalt, nur fehr felten vor, daß einem Staat (durch Gewohnheitsrecht oder durch 
einen allgemeinen Böltervertrag) ein Recht abfolut verfagt iſt; endlich wird aud 
laum ein anderer Fall eintreten, wo durch ein überwiegendes Intereffe der Staaten- 
zemeinſchaft die Achtung eines völferrehtlihen Beſitzſtandes ausgeſchloſſen ift und 
noch weniger wirb eine folhe Ausnahme die Santtion bes pofitiven Völkerrechts 
finden. Es iſt daher an und für ſich die allfeitige Pfliht der Ach— 
tung des Befigftandes durchgreifende Regel im Völkerrecht. Aber 
da derjenige Staat, welder etwa in feinen Rechten durch den Beſitz des andern 
Staates verlegt wird, feinen Richter zur Wiederherftellung des Rechtszuſtandes 
anzurufen vermag (ed müßte denn eine Einigung über ein Schiedsgericht zu Stande 
Iommen), jo ift er berechtigt, alle durch das Völkerrecht überhaupt anerlannten 
Mittel der Selbfthülfe, insbefondere auch Friegerifchen Zwang, zur Er- 
langung des ihm rechtlich zuftehenden Befiges anzuwenden; und 
jeter Dritte ift ihm biefür Hülfe zu gewähren befugt, jedenfalls aber verpflichtet, ven 
unzweifelhaft rechtswidrigen Befiger nicht als rechtlichen Befiger anzuerkennen oder 
im gegenfeitigen Verkehr zu behandeln, fofern nicht das eigene Intereffe ein Ab» 
weihen von biefem Grundſatz entfhuldigt (vgl. den Artikel „Anerfennung“). 

III. Inſofern ftaatlihe Hoheitsrechte ihrer Natur nah einer fortgefegten 
Ausübung fähig find und häufig längere Zeit von einem andern Gubjelte als dem 
derehtigten ausgeübt werben, ift vie bauptfächlichfte Grundlage jeder erwer— 
dbenden Berjährung — fortgefegte Ausübung eines Rechts durch einen Nicht- 
berechtigten — bei benfelben gegeben; die ratio aller Verjährung, das Bedürfniß 
der Rechtsficherheit, tritt fogar bei denjelben um fo flärfer hervor, je größer ihre 
Bedeutung für den gefammten Rechtszuſtand iſt. Nichts deſto weniger ftehen der 
Anwendung der Verjährung auf die Staatsgewalt und deren einzelne Beftandtheile 
ſowohl für das Staatsrecht als für das Bölkerreht unabweisbare Bedenken prin- 
cipieller Art entgegen. 

1. Für ſtaatsrechtliche Befugniffe ift jede Verjährung unzu— 
läffig, weil diefelben einen Haupttheil der ftaatlihen Drbnung bilden, der Staats- 
erganismus auf ihnen beruht; es kann veshalb nicht der Ausübung, welde vom 
tehtlichen Standpunft als ein bloßer Zufall erfcheint, überlaffen fein, das Subjekt 
politifher Rechte und namentlid der Staatsgewalt zu firiren oder politifche Rechte 
ſubſtantiell zu begründen. Namentlih in einer „Erſitzung“ der Souveränetät läge 
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eine ſchwere Beeinträdhtigung des Volles, dem jeber rechtliche Einfluß auf bie 
Wahrnehmung feiner höchſten Intereffen entzogen wäre. Der Erwerb ber Staats- 
herrſchaft auf dem Wege einer ftaatsrechtlihen Verjährung wird aber zubem regel- 
mäßig ausgeſchloſſen durch den Mangel eines fompetenten Gerichtshofes: denn 
eine unumgänglidhe Bedingung ver Berjährbarkeit eines Rechtes ift die Möglichkeit 
einer gerichtlihen Geltentmahung besfelben; wenn der rechtmäßige Herrfher nicht 
durch gerichtliche Hülfe den ihm entzogenen Befig der Staatsgewalt wieder zu er- 
langen vermag, kann von einem Verluſt des Herifhaftsrehts durch Berjährung 
nad allgemeinen Redhtsgrundfägen nicht die Rede fein. Daß dennoch zur Zeit bes 
deutfchen Reiches eine Erfigung ber Landeshoheit und ihrer einzelnen Gerechtſame 
als zuläffig angefehen wurde, erflärt ſich theils durch die damals überwiegende 
privatrechtlihe Anſchauung, theils durd die Eriftenz eines zur Entſcheidung ſolcher 
Fragen befugten Reichsgerichte. Wenn aber hervorragende deutſche Juriften und 
Bubliciften auch heutzutage bie Geltung einer, im Einzelnen freilid ſehr verſchieden 
beftimmten,, Verjährung auf dem Gebiete des Staatsrehts und insbefondere für 
den Fall einer Ufurpation. ver Staatsgemwalt behaupten, fo verbinden fie mit dem 
Wort „Berjährung” einen Begriff, welcher wefentlih verfhieden von dem im 
Privatreht hergebrachten ift und ſich mehr ober weniger demjenigen des Gewohn⸗ 
beitsredhts nähert. In der That bat das Gewohnheitsrecht für bie flaats- 
rechtlichen Befugnifje eine ähnliche Bedeutung wie die Verjährung für die Privat- 
rechte; aber ver Beſitz ift für dasfelbe, auch wo es biefe Wirkfamfeit bethätigt, 
nicht das mefentlihe Moment, fonbern nur die conditio sine qua non feiner 
Entftehung. Der faltifhe Träger der Staatsgewalt insbefondere erwirbt das Recht 
der Herrſchaft nicht durch feinen fortgefegten Befig, fondern durch die Ueberzeugung 
und Uebung des Volles, welche aber ohne den Beſitz ſich zu bilden nicht vermöchte. 
2. Da die Specialrehte der Staaten nicht einem umfafjenden, durch abfolute 
Normen georbneten Organismus angehören, fondern bie Staaten als Rechtsſubjekte 
ähnlich wie die Privaten ſich gegenüberftehen, fo würbe eine völkerrechtliche 
Berjährung ftatthaft fein, falls es ein völferrechtliches Tribunal gäbe. So 
lange aber das Princip der eigenmächtigen Geltendmahung bes wirklichen ober 
angeblihen Rechts die internationalen Verhältniſſe beherrfcht, fann von einer An- 
wendung der Berjährung auf biefelben feine Rebe fein; insbejondere fann feine 
noch fo langbauernde Ausübung eines Staatenrehts, ohne das Eintreten eines 
andern Erwerbtitels, das Recht felbft gewähren, beziehungsmeife entziehen. Wohl 
aber wird das Unterlaffen jeder Veftreitung, Störung oder Wieberentziehung bes 
unberechtigten Befiges trog ſich darbietender Gelegenheiten regelmäßig einen ftill- 
ſchweigenden Verzicht oder eine ſtillſchweigende Uebertragung von Geiten des bis- 
her berechtigten Staates enthalten und alsdann durch Dffupation oder Acceptation 
das Recht von dem Befiger erworben werden. — Mit diefen Grunpfägen ſtimmen 
aud Theorie und Praxis des pofitiven enropätfchen Völkerrechts völlig überein. 
IV. Wir haben die Unanwenbbarkeit der Berjährung und namentlih ber Er- 
figung im Staats- und Völkerrecht nit, wie es oft gefchieht, auf den Mangel 
einer beftimmten Berjährungsfrift, fondern ausfhlieglih auf andere Momente ge- 
flügt, denn dieſem Mangel müßte, wenn bie Verjährung überhaupt vem Wefen 
oder wenigftensd der gegenwärtigen Ausbildungsftufe dieſer Rechtstheile entſpräche, 
das pofitive Recht abhelfen, und foweit basfelbe in der fraglichen Beziehung feine 
fpeciellen Feftfegungen enthielte, würbe ber freilich immerhin fhwierige und kaum 
ganz erfolgreiche Verſuch gerechtfertigt fein, die Normen des Privatrehts zur ana- 
logen Anwendung zu bringen. Den entjcheivenden Grund, weshalb in vollem 
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Gegenſatz zur eigentlihen Berjährung die fogenannte unvorbenflihe Verjährung 
oder der unvordenkliche Befig in den ftaatsrechtlichen und völferrechtlichen 
Berhältniffen allgemeine Geltung beanfpruden darf, fehen wir daher äuch 
nit in dem Umftande, daß bei diefem Inflitut der Ablauf einer beftimmten Zeit 
fin Erforberniß bildet, fondern in ber ganz verfhiedenen Wirkung desſelben, in- 
fofern 28 überhaupt nit dazu beftimmt ift, eine Veränderung in den Rechten 
bervorzußringen. Der unvorventlihe Befig, d. h. der feit Menſchengedenken un- 
unterbrodhen beftehende Zuftand der Ausübung eines Rechts führt nicht ven Er- 
werb des Rechtes herbei, fondern begründet nur die Vermuthung bes 
tehtmäßigen Erwerbs; dieſe Bermuthung wird aber zerftört durch den Nach— 
weis, daß der faktifhe Zuftand einen unrehtmäßigen Anfang gehabt habe; es kann 
daher der unporbenflihe Befig niemals dem nachweisbar Berechtigten fein Recht 
entziehen oder für den nachweisbar Nichtverpflichteten eine Verpflichtung erzeugen. 
Dur diefe im Wefen des Inftituts liegende Beſchränkung wirb freilich die praf- 
the Bedeutung desjelben für das öffentliche Recht fehr verringert, da für Ufur- 
pationen ftaatliher Befugniffe und mamentlid der gefammten Staatsgewalt aud 
nah Jahrhunderten die Möglichfeit des Nachweiſes in der Regel noch jortdauert. 
Mit diefer Befchräntung ift aber die Geltung der unvordenklihen Zeit fomohl vom 
Europäifhen Bölterreht ald von dem gemeinen Deutfhen Staatsrecht gewohn- 
heitsrechtlich anerlannt worden, während bie modernen Gefegbüder das Inftitut 
lerdings nicht aufgenommen oder ſogar ausprüdlih aufgehoben haben, und das 
Gnglifhe Recht die Wirkſamkeit desfelben an eine beftimmte Zeit des Beginns der 
Ausübung (vor dem Regierungsantritt König Richard's I.) bindet. 

literatur: Bluntſchli, Allgemeines Staatsreht, Einleitung Kap. IX; 
Held, Syſtem des Deutfhen Berfafjungsrehts $ XXVU und XXVII; Der: 
jelbe, Allgemeines Steatsreht $ 141 und 142; Zoepfl, Deutſches Staats- 
recht 8 75, $ 203 fi; Brig, Die Legitimation einer ufurpirten Staatgewalt 
537 und 8 — Martens We du droit des gens $ 70 und 71; Heffter, 
Curopãiſches BVöllerreht $ 11 un 12. 6. Krie, 


Beute. 


Beute ift überhaupt eine dem Feinde weggenommene und in Yolge davon 
ua beftehendem Kriegsrecht ins Eigenthum erworbene Sadıe. 

Der Umfang des Beuterehts hängt demnad aufs Engfte mit dem Begriff 
des Krieges, beziehungsweiſe mit dem Begriff des Yeindes zufammen. Je unbe- 
dingter der Grundfag gilt, daß der Krieg alle rechtlichen Beziehungen zwifchen 
den kriegführenden Theilen aufhebe und daß alle Mitglieder der kämpfenden Staaten 
gegenfeitig Feinde feien, defto weniger kann von Adhtung irgend einer Art feind- 
lichen Eigentums die Rede fein. Nicht nur die Friegführenden Staaten betrachten 
in diefem Falle ihr Eigenthum und die Habe ihrer Unterthanen als einen Gegen» 
Rand der gegenfeitigen Beute, fondern aud jeder Angehörige eines kriegführenden 
Staates glaubt alsdann, was dem Feinde gehört, durch gewaltfame Aneignung 
ewerben zu können. Kollifionen der Anfprüde des Staates und der Einzelnen 
werden dadurch vermieden, daß die Priorität der Befigergreifung für die Begrün- 
dung des Eigenthumsrechtes eniſcheidend ift. 

Sobald der Staatsgedanke ftärker hervortritt, ceffirt das eigene Beuterecht 
der Einzelnen: nur die Staaten felbft können dann gegenfeitig Beute * machen, 
bello parta cedunt rei publice. Aber Gegenftand der Beute bleibt noch immer 
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neben dem feinblihen Staatseigenthum auch das Eigenthum aller Bürger bes 
feindlichen Staates. Dies war im Wejentlihen der Standpunkt Roms; es war 
der Standpunkt aller europätfhen Mächte bis zum 17. Jahrhundert; es ift noch 
jet der Standpunft Englands im Seekriege. 

Mit der Idee einer Rechtsgemeinſchaft der Nationen unter einander, welde 
aud durch den Krieg nicht völlig aufgehoben wird, ift aber dieſe Anfhauung un- 
vereinbar. Eine nothwendige Konfequenz dieſer Redtsgemeinfhaft if es nämlich, 
daß im Kriege nur die Staaten als folde Feinde werden. Mit andern Morten: 
nur zwiſchen ven Staaten jelbft und ihren Vertretern, den kämpfenden Beeren, 
tritt ein Zuftand der Rechtlofigfeit ein, kraft deſſen fie ihr Eigenthum gegenfeitig 
als res nullius und damit ald dem Beutereht verfallen betrachten können. Diefer 
Zuftand der Rechtloſigkeit erftredt ſich aber nicht auf das Verhältniß der fümpfenden 
Staatsgewalten zu den friedlichen Unterthanen des feindlichen Staates. Die Habe 
der frledlichen Bürger wirb den Feinden gegenüber nicht res nullius: fie fann 
demnach aud nit durch Okkupation zur Beute werben. 

Auf der Entwidelung dieſes Gedankens beruhen die Einſchränkungen, weldye 
das Beuterecht allmählig erfahren hat, feit Guſtav Adolf durch feine Kriegsartitel 
zuerft der Plünverungsiuft feiner Soldaten Schranken fegte. Wir fünnen biefe 
Entwidelung in dem und zugemeffenen Raum nit einmal andeuten. Es mag bie 
Bemerkung genügen, daß diefelbe für den Seekrieg eine langfamere war als für 
den Landkrieg. Auf legtere allein bezieht fi unfere folgende Darftellung. Hin- 
fihtlih ver Seebeute ift auf dem Artikel „Prifen, Priſenrecht“ zu verweifen. 

Es iſt felbftverftändlih, daß gegenwärtig Fein Einzelner mehr im Kriege kraft 
eigenen Mechtes Beute machen kann, daß nur der Soldat Beute mahen und von 
der gemachten Beute nur das behalten darf, was ber Staat ihm davon überläßt. 
(Bol. 3. B. Preuß. Landrecht Th. I. Tit. 9. $ 193.) 

Gegenftände der Beute find die Mobilien des feindlichen Staates, die Früchte 
der Immobilien desfelben (Immobilien entziehen fich ihrer Natur nad der dauernden 
Oklupation durch einen Feind), ferner das bewegliche Eigenthum ber feindlichen 
Kombattanten. 

Das beweglihe Eigenthum der frievlihen Einwohner des feindlichen Staates 
ift fo wenig mehr Gegenftand der Beute, daß eine Entziehung desſelben durch 
feindlihe Truppen als verbrecheriſch mit ftrenger Strafe geahndet wird. (Bgl. 
Preuß. Mil.Str. GB. $ 146, 147. Code de justice militaire, Art. 250, 
Am. Kriegs-Art. 44.) Dem Eigenthum der friedlihen Einwohner fteht hierin das 
Eigenthum der juriſtiſchen Perfonen im feindlihen Staate, der Gemeinden, Kor« 
porationen u. f. f. dafelbft, glei. 

Diefe allgemeinen Regeln werben jedoch durch die Kriegsfitte nach zwei Seiten 
hin mobificirt. Einmal ift es durch dieſelbe noch nicht abfolut ausgefhloffen, Die 
frieplihen Einwohner einer mit Sturm genommenen Stadt der Plünderung preis- 
zugeben. — Undererfeit8 hingegen ift die moderne Kriegführung geneigt, ſolches 
feindliche Staatsgut, welches Zweden ver Gefellfhaft vient, wie z.B. wiffen- 
haftlihe und Kunftfammlungen, von dem Beuterecht zu erimiren. Ebenfo fängt 
man an, bei ben feindlihen Kombattanten zu unterfheiden, was ihnen als Dienern 
des Staats und was ihnen ald Privatleuten gehört, und nur Gegenflände der 
erfteren Gattung dem Beuterecht zu unterwerfen. 

Nach heutigem Kriegsreht darf nur während des Gefechtes und an Orten, 
wo der Dienft hinführt, Beute gemacht werden. Beutemachen an anderen Stellen 
und aus anderer Beranlaffung iſt firafbar. Der kriegsgefangene und der verwundete 
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Feind gelten nicht mehr als Kombattanten; bie Plünberung derſelben ift alfo 
verbrecherifch ; einem verwunbeten Feinde noch weitere Wunden zufügen, um ihn 
pländern zu können, wird als tobeswärbiges Verbrechen betrachtet. (Am. Kriegs» 
Art. 15. Code de justice militaire Art. 249. Preuß. Mil.Str.G. $ 148.) 

Da die Beute durch Okkupation erworben wird, fo gilt biefelbe ver Natur 
ver Sache nach von dem Zeitpunfte an als Eigenthum, wo ber Beſitz der Bente- 
gegenftände ein geficherter geworben iſt. Welcher Beſitz als gefichert zu betrachten 
fei, ift eine quastio facti. Dem Borbilde des römiſchen Rechtes folgend, beftimmt 
das Preuß. — Th. I. Tit. 9. $ 201, daß an ber infra presidia gebrachten 
Beute das Eigentum erworben ſei. Sonft hat man auch vielfach einen Befig 
von 24 Stunden als die Erwerbung bewirkend angefehen. 

Die Bertheilung der gemachten Beute, beziehungsweife vie Ausfonberung 
deſſen, was davon ben Einzelnen zukommen fol, geſchieht durch das Armee⸗ 
Iımmando. Regel ift hierbei, daß Eigenthum bes feindlichen Staats, wie Kriegs⸗ 
ausrüftungsgegenftände, Gefchüge, Kriegstafen u. dgl. dem fiegreichen Staate zu- 
falle, daß Hingegen Privateigenthum der feindlichen Kombattanten — alfo aud 
Offgierswaffen und Offizterspferde — den Nehmern verbleibe. Doch ift bezüglich 
ver Bertheilung der Beute dem Gutbefinden ber betreffenden Kommando's ein 
großer Spielraum gelaffen. 

Literatur: Heffter, Völlerrecht, $ 130 ff., insbefondere $ 135. Bluntjchli, 
bollerrecht, 8 657, 659—61. Strand. 
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Die Lehre von der Bevölferung wird theild als Anhang oder ‘Theil ber 
Rationaldlonomie behandelt, thells der Statiſtik zugewiefen. Auch eine ziemliche 
Anzahl von Monographieen mit oder ohne ftatiftifhen Charakter eriftirt über dieſes 
Thema, ohne daß ver fonft in der deutſchen Literatur fo häufige Streit, ob es 
id hier um eine eigene Wiſſenſchaft handle, und mie dieſe zu begrenzen fei, ſchon 
ingendwo lebhaft entbrannt wäre. Wir find daher darauf angewieſen, einen kurzen 
Ueberblick über alle die wiſſenſchaftlichen Gedanken zu geben, die ſich am verjchie- 
denen Orten an das Wort „Bevölkerung und Bevölkerungslehre“ anknüpfen und 

ft haben, 

An fi könnte man darunter Alles verftehen, was man gewöhnlid mit Ge- 
Klihaftswiffenfchaft bezeichnet. Dies gefchieht und geſchah aber nirgends, wenn 
Jeich im der fpeciellen Bevölkerungslehre der verfhiedenen Zeiten fi bie herr- 
ſchenden allgemeinen politiſchen und foctalen Ideen jederzeit getrem abgefpiegelt 
haben. Die Fragen, bie wir gegenwärtig unter dem Titel Bevöllerungslehre ge- 
wöhnlih zufammenfaffen, finden fi tm vorigen Jahrhundert behandelt in den 
Schriften der politifchen Arithmetiker, der Nattonalötonomen — infofern man bie 
Nerkantiliften und Phnflofraten fo nennen will —, bei den politifhen Schrift 
Rellern, manchmal aud bei Medizinern. Mit wenigen Ausnahmen waren Alle von 
rem Gedanken beherrfcht, daß die größtmögliche Zahl von Einwohnern des Landes 
ein unbeftreitbares Glüd fei, und der wiflenfhaftlihe Scharffinn koncentrirte ſich 
zumeiſt in ber Entvedung von Mitteln zur Erreihung biefes Zieles. Eine Aende⸗ 
tung trat erft durch das epochemachende Werk des englifchen Geiftlichen Robert 
Maltöus ein, der zuerft 1798 in einem Meinen Buche feine der bisherigen Theorie 
princhptell widerſprechenden Anſichten nieberlegte. Sein Grundgedanke läßt fid kurz 
aljo darftellen: die Bevölkerung hängt ab von den Subfiftenzmitteln; erftere Tann 
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fih der phyſiologiſchen Fortpflanzungskraft zufolge flärker vermehren als letztere 
und fie hat hiezu eine natürliche Tendenz; fo oft dies wirklich gefchieht, entfteht Elend, 
Krieg, Laſter zc., und der Tod decimirt die im Uebermaße vorhandenen Menfchen. 
Die Menge ver Bevölkerung ift alfo kein Glück an fih, fonvern es ift vielmehr 
Sache der Menfchen, durch weife Mäßigung in der Fortpflanzung diejenigen Uebel 
zu verhüten, die bei allzu großer Vermehrung unvermeidlich eintreten, um bie 
Zahl der Menfhen der Menge der Subfiftenzmittel wieder anzupaffen. 

Das Bud wuchs in Folge fpäterer Zufäge und eingefhobener Widerlegungen 
von Gegnern im den neueren Auflagen zu einem ftattlihen dreibändigen Werke 
heran, auf deſſen erften Seiten die Grundgedanken des Berfaffers in prägnanter 
Form zufammengebrängt ftehen. Mehr als biefe Einleitung haben die Meeiften, 
die gegen Malthus gefchrieben, nicht gelefen, es ließen fi fonft die folloffalen 
Mißverftänpniffe, mit denen der große Berfafler angegriffen wurde, nicht erfiären. 
Auch die Gegner müffen aber durd ihre eingehenden uche der Widerlegung — 
fein Bud über Bevölferungslehre kann den Namen Malthus ignoriren — zuge 
ftehen, daß es fih bier um ein grunblegendes Werk handelt. Malthus hat eine 
Frage gefhaffen. Nicht als ob ähnliche Gedanken wie bie feinigen nicht ſchon vor— 
her gedacht worden wären. Aber er brachte fie zur rechten Zeit in das rechte 
Spftem, er ift faktifch der Ausgangspunkt einer ganzen neuen Literatur geworben, 
und der Streit über die Originalität feiner Gedanken erfcheint fomit — ähnlich 
wie bei Adam Smith — zumeift als ein müßiges Spiel feiner Gegner und Ber- 
Heinerer. Seit Malthus läßt fi die Hauptfrage, die überall unter dem Titel 
Bevölferungsiehre behandelt wird, alfo zufammenfaflen: In welchem Mafe und 
bis zu welher Grenze kann eine gegebene Benölferung überhaupt wahfen, von 
welhen Bedingungen ift das ſchnellere oder langfamere Wahsthum, das Gtille- 
ftehen ober Abnehmen einer Bevölferung abhängig? Unter welchen Umſtänden ift 
das Wachfen wünſchenswerth, mit welden Mitteln ſoll und kann es befördert 
oder aufgehalten werben? Es handelt fih alfo, da die Subfiftenzmittel jederzeit 
eine wichtige Role ſpielen, zunächſt um ein fogenanntes wirthſchaftliches Geſetz, 
d. h. um bie gegenfeitige Abhängigkeit der Benölferung und ber Subfiftenzmittel 
von einander; zweitens um eine polizeiliche oder -politifche Frage, d. i um Maß- 
regeln, die in dem natürlichen Lauf der Dinge beförbernd oder hemmend eingreifen. 
Die theoretifche wie vie politifhe Frage ftehen dann beide in einem gewiſſen Zu⸗ 
fammenhange mit ber modernen fogenannten Ürbeiterfrage, da bei der unterften umd 
ärmften Klaſſe ver Bevblkerung der Mangel oder die Fülle von Subfiftenzmitteln 
felbftverftändlih am meiften gefühlt werden muß. 

Denn man nad ber Möglichkeit der Bevölferungsvermehrung überhaupt und 
nad) der wirkenden Kraft fpecieller Maßregeln insbefondere fragt, jo liegt es nahe, 
die beobachtete Wirklichkeit heranzuziehen, die Refultate der Dedultion mit den an 
verfchiebenen Orten und zu verfhiedenen Zeiten gezählten Menſchen zu ver- 
gleihen. So erflärt es fich, wie bie bevölferungswiffenfchaftlichen Studien auf ven 
beiden fich fo vielfach berührenden Gebieten der Nationalölonomie und der Sta- 
tiftit angeftellt werben. Betreff der Zeit vor Malthus fprahen wir oben von 
politifchen Arithmetifern, da diejenigen, die fi im vorigen Jahrhundert Statiftifer 
nannten, dies in unferm jetigen Sinne nicht waren (fiehe Artikel Statiftil). Jetzt 
haben wir die Bevölkerungsſtatiſtik als wichtigften und meift angebauten Theil der 
Statiftit, die Licht Über die uns hier berlihrenden Fragen verbreitet. Die Bevöl- 
ferungsftatiftit im ihrer gegenwärtigen Geftalt bat offenbar die Tendenz, fich zu 
einer befonderen Zweigwiſſenſchaft herauszubilden; die Thatſachen, die fie konfta- 
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tirt, und die inbuftiven Unterfuhungen, die fie an bie Beobachtungen anknüpft, 
fliehen mit der von Malthus angeregten frage meift in bireftem oder inbireftem 
Zufammenhang, und können zur gründlichen Befprehung ver Malthus’shen Frage 
nicht emtbehrt werben, Die Bevölterungsftatiftit geht aber auch ihre eigenen felb- 
ſtändigen Wege und fteht durchaus nicht ausſchließlich im Dienfte der öfonomifc- 
politifchen Unterfuhung. Man unterfcheidet daher dem gegenwärtigen Stande der 
literatur entſprechend 3 getrennte Gebiete: Bevölferungsftatiftit, Bevöllerungslehre 
(im engern Sinne) und Bevölferungspolitif; die beiden legtern ber brei ſich be» 
fändig berährenden Wiſſenſchaften umfaffen zumeift die oben als von Malthus 
angeregt: bezeichneten Fragen; das Gebiet der erfteren ift weder gegen bie übrigen 
Zweige der Statiftil noch gegen die Bevölferungslehre und Bolitit genan abge- 
ſchloſſen. Es ift ja überhaupt fireitig, ob die Statiftif als felbftändige Wiſſenſchaft 
gelten könne oder niht. Das Nähere hierüber fann erft in dem Artikel Statiftil 
beſprochen werden; bier genügt es zu lonftatiren, daß es eine fpecielle bewölfe- 
tungeftatiftifche Literatur gibt, die in der Bevölferungslehre im engern Sinne noch 
nicht völlig aufgegangen ift, ihr aber vielfah als Hülfswiffenfchaft dient, fo wie 
jede Wiffenfchaft Hülfsfach einer andern werben fann. Ä 

viel zur allgemeinen Charafterifirung ber Frage und des gegenwärtigen 
Standes der Literatur. Das Nähere wird fih am beften darſtellen lafien, indem 
wir die ftreitige Frage literaturgeſchichtlich verfolgen: 

Die vor Malthus herrſchende Anficht, daß jene Vermehrung der Bevölkerung 
in Glüd und mit allen Mitteln zu erftreben fei, erklärt fi naturgemäß in einer 
Zeit, wo im Folge beftändiger Kriege, mangelnder Entwidlung von Landwirthſchaft, 
Induftrie und Berfehr die Bevöllerung in ver That allenthalben eine geringere 
war, als ber Boden bei einigermaßen rationellem Anbau ernähren konnte. Man 
Iannte das Uebel der fogenannten Uebervölferung nicht, wenigftens nit als dauernde 
oder häufige Erfheinang. Dagegen ſah man, daß Dichtigkeit und raſche Ber- 
mehrung des Volles mit zumehmendem Wohlftand meift Hand in Hand gingen — 
es lag aljo nahe, den Kauſalnexus der beiden Erſcheinungen nicht näher zu unter- 
juhen, und Vermehrung ver Bevölferung als etwas an fi Erftrebenswerthes, als 
Urſache alles Heils zu betrachten. Noch natürlicher erfcheint dies, wenn man be- 
denkt, daß eine große Vollszahl den Fürften in der That als etwas Oünftigesfer- 
ſcheinen mußte — aus militärifhen Gründen, ferner wenn man berüdfichtigt, daß 
damals die Zeit war, in ber man das Glüd des Volkes durch weile Maßregeln 
von oben herunter ſchaffen wollte. Vermehrung des Bolles mußte als ein jehr 
angenehmes Ziel für diefe Beglüdungstendenzen erfheinen, es ſchien, als ob fid 
bier leicht und direlt wirken ließe, und ber Erfolg ver Mafregeln war etwas 
genau Nachweisbares. Gerade die edelſten und beften Geifter dieſer Periode des 
Bolizeiftantes legten bie zärtlihfte Sorge für die Vermehrung des Boltes anfpen 
Tag. Man rechtfertigte die abfolute Macht des Fürften gleihfam dadurch, daß 
man ihm die Fähigkeit zufchrieb, alle feine Unterthanen glüdlich zu machen, und 
man bewies den Fürſten, daß auf dem Wohl des Volkes ihre eigene Macht und 
iht Glück berube. 

Es war in der That ein Fortſchritt der Humanität und der Aufklärung, 
daß man ſich erſchöpfte, bie Identität der Intereſſen von Fürſt und Volk nadyzu: 
weiſen und unermudlich nah Mitteln, das Glück bes Volkes zu befördern, fann.*) 





*) Belannt it Horn’ Ausfpruch, der dieſe Richtung als erſprießliche Realtion gegen eine 
Zeit betrachtete, wo „Die Mafje ded Dolks geringer wie eine DViehherde geachtet wurde, wo die 
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Es war dies ber natürliche Uebergang zu der neueren Zeit, in der man das Wohl 
des Volkes nicht nur ald etwas zu Erftrebendes anerfannte, fondern deſſen Beför- 
derung dem Volke felbft zu überlaffen begann. 

Die Literatur diefer Zeit ift nad unferen heutigen Begriffen oft langweilig, 
ja mandhmal geradezu abgefhmadt. Die Merkantiliften ober bie Nationalölonomen 
des (abfolutiftifhen) Polizeiftants enthalten in ihren Schriften meiftens lange Kapitel 
über die Nothwendigleit der Benölferungsvermehrung und die Mittel dazu ; es 
finden fi) darunter viele für damals vernünftige Rathſchläge, die indirelt durch 
Bermehrung des Wohlftands und Wohlbehagens im Lande auf die Bevölkerung 
wirken wollen, daneben aber wirb aud Befteuerung ber Hageftolzen, Verbot ber 
Mönchsorden, Unterftügung kinderreicher Eltern empfohlen — weld legtere Maß- 
regel ja aud Colbert, der größte Minifter des Merkantilſyſtems, praltiſch durch- 
zuführen verſuchte. Nur felten (3. B. bei Genovefi) findet fih ein Anklang, daß 
die wünfhenswerthe VBollsvermehrung ihre Grenze habe, die Meiften ſchrieben ganz 
im Geifte von Sonnenfels, dem legten der bedeutendern beutfchen Merkantiliften, 
bei dem die Vermehrung der Bevölferung als greifbares Zeichen ber allgemeinen 
Glüdfeligkeit das hauptſächlichſte, ja einzige Ziel aller Politik ift: „Ein Land kann 
nie genug Einwohner haben, wenn nur Handel und Gewerbe blühen und bie 
Polizei wohl eingerichtet iſt.“ „Die Bermehrung der Einwohner hebt bie Ber- 
mehrung ber Nahrung und den Umtrieb des Geldes.” Ins Lächerliche geht biefe 
Richtung über bei Geiftern zweiten Ranges, wie bei dem politifhen Schriftfteller 
von Heß, der 106 einzelne Rathſchläge zur Erhaltung und Bevölkerung der Bolfe- 
menge gibt, darunter Schonung uneheliher Mütter, -Berbot des Umberlaufens 
großer Hunde u. dgl. Eben fo abgefhmadt erjheinen einige mebicinifhe Werke, wie 
das des Landphyſikus Nieberhuber, ver das belannte Thema vom fanitätöpolizei- 
lihen Stanbpunfte aus varlirt. 

Auffallend ift, daß auch bei ven Phyſiokraten, vie feit 1750 in Frankreich 
ben Merkantiliften Oppofttion machten und als tiefdenkende Vorläufer der neueren 
Zeit auftraten, fih noch feine principielle Oppofition gegen das Wünfhenswerthe 
beftändiger Bollsvermehrung geltend madte; bei Adam Smith felbft (fiehe den 
Artikel) wird das alte Arlom noch nicht förmlich angegriffen, wenn glei das 
Prebigen von birelten Mitteln zur Bermehrung ber Bevölkerung felbftverftändlich 
weggefallen ift. Was endlich die Eingangs erwähnten politifhen Arithmetiler be- 
trifft, fo tft auch Sußmilch (fiehe Artikel Statiftif), weitaus der größte unter ihnen 
und feiner Zeit in ven meiften feiner Ideen voraus, unbebingt ber Anfiht, daß 
die Erde viel zu dünn bevälfert fei und daß bie Zunahme der Bevöllerung durch 
direlte und inbirefte Mittel befördert werben fünne und müſſe. 

Neben dieſer herrſchenden Anſicht Hatten die ganz widerſprechenden Anfichten 
von Plato und Ariftoteles keine Geltung mehr; eben fo wenig drangen bie eng= 
lifhen Nationalölonomen des 17. Jahrhunderts, und im 18, Jahrhundert Männer 
wie Ortes, Stewart, Townſend durch. Wenn legtere das herrſchende Dogma nicht 
anerfannten, fo waren doch ihre Lehren wegen innerer Inkonſequenzen ober mangel- 
bafter Form nicht geeignet, den Ausgangspunkt einer neuen Schule zu bilden, 
welche, wie ſchon gejagt, erſt Malthus zu begründen verſtand. Wie aller Yort- 


Götter der Erde feinen Anftand nahmen, es durch unabläffige Arlege, Religionsverfolgungen, 
Bedrüdungen und Erprefiungen in feiner Entwidlung zu hemmen, während fie anderfeits fich 
nicht im Geringften darum tünmerten, wenn Peft, Hungersnoth, anſteckende Krankheiten und 
andere Hebel es auch außerdem desimirten oder gar halbirien.“ 
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ſchritt fi zunächſt durch Uebergang zu Ertremen zu vermitteln pflegt, fo muß auch 
von Malthus zugeſtanden werben, daß er fich zu manchen Uebertreibungen binreißen 
ie, ohne daß dies dem einfachen und wahren Kern feiner Lehre Eintrag thäte. Zu 
ben Uebertreibungen gehört vor Allem die allzu präciſe Form, bie er feinem Grund- 
gedanfen gleich im erften Kapitel gibt, in dem er ausführt, daß die Bevölkerung 
in geometrifher Progreffion zu wachſen firebe, während fi die Subfiftenzmittel 
böhftens in arithmetiſcher Progreffion mehren könnten, d. h. wenn die Bevölkerung 
zu wachen firebe wie 1, 2, 4, 8, 16 ..., fo vermehrten ſich die Nahrungsmittel 
inzwiſchen nur wie 1, 2, 3, 4, 5. Diefe Zahlen find zwar nur beiſpielsweiſe ge- 
meint, aber auch fo noch irreführend, da fi Über die Möglichkeit der Bermehrung 
ver Subfiftenzmittel eine Formel von irgend welcher, wenn aud nur von bebingter 
allgemeinen gteit überhaupt nicht aufftellen läßt. Jeder neue Menfc iſt ficher 
eine neue Ürbeitäfraft — in melden Maße ber neuen Ürbeitsfraft aber bie 
nöthigen Arbeitsmittel — das Kapital im mweitern Sinne des Worte — zu Ge— 
bote ſtehen, um wirflih Etwas zu probueiren, das ift nah Ort und Zeit un- 
endlich verſchieden. Ausgebreitete Hanbelsbeziehungen, durch welde die Probufte 
frember Laänder herangezogen werben können, und Ueberfluß an unangebautem oder 
nicht gemügenb ausgebeutetem Grund und Boden können lange Zeit hindurch ein 
rafches Anwachſen der Bevölkerung ermöglichen, während anderswo bei ftationärem 
Zuftand der wirtbfchaftlihen Berhältniffe auch die Bevölferung bei einer gegebenen 
Zahl ſtehen zu bleiben gezwungen fein kann. Auf die Verſchiedenheit der wirth- 
Haftlihen Lage der einzelnen Völker nicht genug Rüdficht genommen zu haben, 
iſt Malthus Sauptfehler — ein Fehler, wie er aber wohl bei allen genialen 
Miunern vorlommt, die von einem großen Gedanken ganz erfüllt find. Diefe 
Uebertreibung korrigiert zu haben, ift das große Verdienſt von Rofher, Mohl und 
andern deutſchen Gelehrten, die ohne blinde Verkennung von Malthus Berbienften 
an feiner Pehre die möthigen Mobifitationen angebradht haben. Das unbebingt 
Bahre an Malthus läßt da etwa dahin zufammenfaffen, daß unter gewöhnlichen 
Verhältniffen bei gefunden Völkern die Luft und Fähigkeit des Menfhen, fi zu 
vermehren, immerhin etwas größer iſt als die Möglichkeit, die erzeugten Kinder 
aufzuziehen. Wenn auch ausnahmswelfe auf kurze Zeit dies nicht gefühlt wird, fo 
muß der Zwtefpalt zwiſchen Wunfh und Möglichkeit der Bermehrung doch wieder her- 
vortreten; es unterliegt feinem Zweifel, daß eine gegebene Bevölkerung rein phyſiologiſch 
genommen fi in 25—30 Jahren verboppeln kann, nad 12 Verdoppelungsperioden 
würde fie fi) mehr als vertaufenbfaht haben, nad 22 auf mehr ald das Mil- 
lionenfache angewachſen fein — d. h. die Welt würde bie Menfchen nicht faſſen 
!innen, wenn Jeder jeberzeit feinem Fortpflanzungstrieb freien Lauf ließe. Daraus 
folgt, daß entweder die zu viel erzeugten Menfchen wieder vor der Zeit wegfterben 
oder weniger Menfhen erzeugt werben müflen, als erzeugt werben Lännten — 
denn unbebingt bleibt es ein allgemein wahrer Sag: Es können mehr Menſchen 
erzeugt werben als leben. Die unvermeidlice Rebuchrung der Menfhen gefchieht 
um nah Malthus entweder durch preventive checks, welche die Geburt einer 
Uecherzahl verhüten, ober durch positive checks, welche die zu viel Geborenen 
wieder wegraffen. Letztere find immer ſchmerzvoll, erftere nur theilweiſe. Eine 
weife felbfibewußte Mäßigung des Geſchlechtstriebs, die allgemeine freiwillige Be- 
felgung des Grundfages, fein Kind zu erzeugen, das man nicht ernähren fann 
(moral restraint), faun die Menjchheit vor den fehmerzvollen checks, vor Lafter 
und Elend bewahren. 

Bir wiffen Nichts, was ſich hiegegen einwenden ließe. Die checks werben 
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in verſchiedenem Maße gefühlt, aber wo ift ein Land, in welchem jeber auf MWeife 
feinen natürlihen Yortpflanzungstrieb vollftändig befriedigen Hinnte? Wo war je 
ein Staat, in weldem feine Kinder in Folge ſchlechter Ernährung bahinfiechten, 
feine Kriege und Seuchen das Bolf decimirten, wo das Laſter der Proftitution 
nicht eriftirte? Die Statiftif kann nachweifen, daß kein Bolf fih auf die Dauer 
in ftarfer geometrifhen Progreffion vermehrt bat, aber nie kann fie darthun, daß 
feine checks gewirkt haben. Die abfoluten Gegner von Malthus bewegen ſich 
daher in Bariationen über das Thema eines idealen Yortfchritts, ber nur burd 
fpecielle politifche Grundfäge bisher gehemmt worden fei (Carey!) und bei veflen 
Eintritt beftändige unbefhränfte Bermehrung eintreten könne, ober fie leugnen bie 
checks, und behaupten, bie ftärfere oder ſchwächere Vermehrung ber Menſchen regulire 
fih von felbft naturgefeglih, ohne Schmerz und Leiden, was ſich weder durch That⸗ 
ſachen noch durch Deduktion beweifen läßt. Viele endlich verläftern den Schriftfteller, 
den fie nicht kennen, werfen ihm vor, er habe Lafter und Elend geprebigt, den größten 
Theil der Menfhen zur Sklaverei verbammt u. dgl. m. Bon einzelnen feiner 
minder großen Schüler ift allerdings viel verfünbigt worden; es entftand eine 
lächerliche Furcht vor Webervölferung, und man erfhöpfte fich in den unausführ- 
barften, ja unfittlihften Maßregeln zur Berhätung eines allzu fchnellen Wadhs- 
thums. Malthus felbft aber hat nicht einmal polizeilihe Ehebefhräntungen vorge: 
Ihlagen, fonbern erwartete nur von ber Belehrung und freien moralifhen Kraft 
bes Bolfes einen allmähligen Fortſchritt und ein allmähliges Abnehmen ver fchmerz- 
lichen, insbefondere ber pofltiven checks, 

Befonders ſchwarz pflegt Malthus von Seiten der Soclaliften und Kommu- 
niften gefchilvert zu werben, bie ja von dem Ideal einer gleichen oder gerechteren 
Gütervertheilung die Heilung aller die menſchliche Geſellſchaft bedrüdenvden Uebel 
erwarten. freilich ift Malthus Eifer gegen die Armenunterftügung, d. 5. die un— 
vernünftigen, nur das Elend verlängernden und erhaltenden Armengefege ber ftrif- 
tefte Oegenfag des „Rechtes auf Arbeit”. Es mag indeflen zugeftanden werben, 
daß fi) gerade in dieſem Punkte Malthus einige Einfeitigkeit zu Schulden fommen 
ließ. Wenn aud) feine andere Bermögensvertheilung je eine Vermehrung der Menſch— 
heit ad libitum ermöglihen würde, fo Mt doch die Berbeflerung des Loofes ber 
arbeitenden Klaffen gerade im Intereffe einer geregelten Bollszunahme wünſchens- 
werth, da mäßiger Befig befanntlid die befte Grundlage für moral restraint 
bildet, während der ganz Arme und Elende forglos fi den Freuden des Geſchlechts- 
triebs bingibt. Wenn Malthus allgemeine ee bes Wohlftandes als eine 
Urſache von unvermeidlichen Nadtheilen für die Armen betrachtet, fo ift dies 
ein vereinzelter herzlofer und unmwahrer Sag, durch welden ber fo humane 
und wahrhaft chriftlihe Mann der fchroffen Theorie der fogenannten Manchefter- 
ſchule in der That etwas in bie Hände gearbeitet hat. Malthus, obwohl englifcher 
Geiftliher und durch und durch gottesfürdtig, liebt es, feine gefellfhaftswiffen- 
ſchaftlichen Sätze wie Naturgefege ſchroff und kalt als erfannte unabänberliche 
Wahrheiten hinzuftellen. Er geht ja fogar urfprünglid von dem Naturgefege aus, 
„daß alle organifhen Wefen (nit der Menſch allein) eine Tendenz haben, 
fi über die ihnen zugewiefenen Nahrungsmittel hinaus zu vermehren”, und Darwin 
jelbft hat erflärt, daß er einen Theil der erften Anregung zu feinen viel gerühmten 
und viel beftrittenen Lehren Malthus verdanke. Indeſſen ift ſehr zu bemerken, daß 
Malthus ſich mit der Aufftelung ſolcher Naturgefege nicht begnügte, fondern daß 
er fittlihe Kraft als Heilmittel gegen natürliche Uebel empfahl. 

Ueber bie bevölferungspolitifchen Fragen, die fi an die Streitfrage über bie 
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Berehtigung von Malthus theoretifchen Lehren anfnüpfen, können wir uns kurz 
faflen, da eine genaue Unterfuhung über das Zwedmäßigfte bier nur auf Grund» 
lage einer gewifjenhaften Kenntniß der fpeciellen Verhältniſſe des einzelnen Falles 
bin gepflogen werben kann. Als unbedingt anerfannt könnte höchſtens gelten, daß 
alle direten Mittel zur Vermehrung der Bevölkerung als Heirathsprämien ıc, 
gänzlich verfehlt find. Wenn irgend wo in Folge langjähriger Mifregierung oder 
in Folge von Kriegen ꝛc. die Bevölterung zu dünn geworben ift, fo wird Alles, 
was zur Hebung der wirthſchaftlichen Wohlfahrt beiträgt, insbefondere die Er- 
möglihung ber freien Entfaltung aller Kräfte auch die decimirte Bevöllerung raſch 
wieder anwachſen machen, wie man das nach den Kriegen im Anfang bes Jahr: 
hunderts in Preußen und England fehen konnte. Wenn — — wie in der 
legten Zeit der römiſchen Kaiſer — die ſittliche Kraft des Volkes geſchwunden iſt, 
ver Geſchlechts- und der Tortpflanzungstrieb aufgehört haben identiſch zu fein, 
wenn, um mit bem römiſchen Rechte zu fpredhen, das matrimonium librorum 
querendorum causa eine unbeliebte Inftitution geworben ift — dann wird troß 
alles Raums für eine größere Bevölkerung dieſe nicht mehr wachſen; aber dann wird 
au feine lex Papia Poppäa mehr helfen können: wenn vie Sittlihleit unrettbar 
verloren iſt, dann wird auch das Voll felbft unvermeidlich und mit Recht untergehen. 
Beförderung der Einwanderung kann ausnahmsweiſe bei weiſer und vorfichtiger 
kitung am Plage fein, doch handelt es fi Hier in erfter Linie immer um ein 
Heranziehen wirthſchaftlich höher gebildeter LTeute, die neue Künfte und Gewerbe 
im Lande heimiſch machen, oder einen rationellen Aderbau einführen — nit um 
zablenmäßige Bermehrung des Volkes. Diefe Fragen find feit Malthus fehr in den 
Hintergrund getreten: man befhäftigt fi hauptſächlich mit den Mitteln zur Ver— 
bätung oder Hebung der Uebervölferung. Wo eine Uebervölferung bereits einge- 
treten iſt, wo ein maflenhaftes, ungenügend bejchäftigtes und ernährtes Proletartat 
wirklich exiſtirt — das klaſſiſche Land für diefen Fall ift Irland — da werben 
jur Hebung des Uebels vorerft birefte Mafregeln der Regierung unentbehrlid) fein. 
Ein ſolches in Elend verfuntenes Volk ift unmündig, ift zu ſchwach, ſich felbft zu 
helfen, und am allerwenigften im Stande, burch freiwillige Bejhränfung bes Ge- 
ſchlechtstriebes ſich allmählig zu vermindern. Zunähft muß bier ein Theil des 
Bolfes, wenn auch mit Opfern, zur Auswanderung veranlaßt werben, um für bie 
Uebrigen Raum zu ſchaffen. Zwang zur Auswanderung dürfte ſchwerlich je am 
Plage fein, die möglichfte Erleichterung des Auswanderers genügt, um einen großen 
Theil des Volks zum Verlaſſen ihrer elenden Lage zu bewegen. Ob fih an bie 
Auswanderung ein Kolonifationsfyftem anzufcliegen habe, ob und wie bie Aus- 
gewanderten auf bie Dauer mit der Heimath in Verbindung bleiben follen, ift 
eine Frage, die uns hier nicht berührt; wohl aber muß hier betont werben, daß es 
Aufgabe der Regierung ift, den Auswanderern ſolche Wege anzumweifen, auf denen 
fie beftehen und vorwärts kommen können. Ein ländliches Proletariat wird wohl 
in einem ähnlichen Klima eines andern Welttheils Leicht forttommen, es ift aber 
dafür zu forgen, daß die unglüdlihen Auswanderer nicht in Länder ziehen, wo 
fie von Eingeimifhen nur mißbraucht und ausgeheutet werden (deutfche Auswan- 
derer nach Rußland und Südamerika!). Biel fchwieriger geftaltet fi die Frage 
bei induftriellem Proletariat, namentlich bei foldem, das von unvollfommener Haus- 
induftrie lebt und oft körperlich und geiftig ſchon fo herabgelommen ift, baß es 
die Berpflanzung im eine gefunbere, aber mehr Kraft erfordernde Lebensweiſe nicht 
mehr verträgt. 

Die Auswanderung, welche fowohl als einmaliges Mittel zur Verminderung 
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einer zu großen Bevölkerung, wie aud als fortgefegtes Abfluthen ber jeweilig 
überfchüffigen Elemente in alten Laändern vorlommen kann, genügt in feinem Falle 
allein. Den Zurüdbleibenden muß weiter die Möglichkeit einer menſchenwürdigen 
Eriftenz geboten werben,. fonft werben fie eben in folge ihres Elends bald wieber 
eben fo zahlreich fein. Es handelt fi Hauptfählih darum, folde Inftitutionen 
abzuſchaffen, die ven Erwerb eines Heinen Befiges unmöglich machen, aljo die Vielen 
oder Wenigen, bie vorhanden find, unbedingt zwingen, elende Proletarier zu bleiben. 
Irland, wo bie Frage wegen ber Heinen Bechter auf freie —— eine bren⸗ 
nende geworden iſt, iſt auch hier wieder das bekannteſte Beiſpiel. Wie hier bei 
ländlichem Proletariat zu helfen ſei, dafür haben wir an unſeren Grundablöſungen 
ein treffliches Vorbild, während die VBerbefferung der Lage eines inbuftriellen Pro- 
letariat8 noch zu den beftrittenften und menigft gelösten Fragen gehört (fiehe 
den Art. Arbeitende Klafien). 

In dem Gefagten ift ſchon ausgefproden, was wir für bie richtigen präven- 
tiven Maßregeln gegen Uebervölferung halten, nämlich Wlles aus dem Wege zu 
räumen, was bie Entftehung eines großen befiglofen Proletariats befördert. Wer 
Nichts zu verlieren und Nichts zu gewinnen bat, wird nie und nimmer einen An- 
trieb zu moralifher Enthaltfamfeit empfinden, während bei allen höheren Ständen 
bis herab zu ven Meinen Handwerkern und grunbbefigenden Bauern ſich ein Trieb 
geltend macht, Feine Kinder zu erzeugen, bie unter den Stand ber Eltern herab: 
finfen müſſen. Beffere Lebensweife und geachtete Stellung bewirken aud, daß man 
in andern Genüffen leishter einen Erfag für die Einſchränkung des Fortpflanzungs- 
triebes findet — womit durchaus der unbeweisbaren Behauptung nicht beigeftimmt 
werben fol, daß beffere Nahrung oder höhere Bildung ben phyſiſchen Gefchledhts- 
trieb naturgefeglih vermindere. Was unfere gegenwärtigen Verhältniſſe betrifft, 
fo haben wir unter der ländlichen Bevölkerung in Deutfchland ein gefährliches 
Zunehmen des Proletariats nicht zu befürchten, da die Meinen befigenden Bauern 
nirgends abnehmen, geſchweige denn verſchwinden, ber Ueberſchuß der Ländlichen 
Bevölkerung überall in die Städte abfluthet und auf dem Lande nirgends Ueber- 
fülle an Ürbeitsfräften befteht. Was bie ftädtifche Inbuftrie angeht, fo bat aller: 
dings der zunehmende Großbetrieb eine ftarfe Tendenz, neben wenigen Reichen ein 
maffenhaftes Proletariat zu erzeugen, und hiemit find wir wieder auf dem viel- 
beftrittenen Felde der Arbeiterfrage angelommen. Wie weit der Staat befähigt und 
verpflichtet fei, den bier drohenden Gefahren und ſchon beftehenden Uebeln ent- 
gegen zu wirken, müffen wir dem Artikel über dieſe Frage überlaffen, nur das fei 
als faft allgemein anerfannt erwähnt, daß der Staat jevenfalls fein Möglichftes 
zur Denn ber moralifhen und intellettuellen Bildung des Volles zu leiften Hat, 
damit den Arbeitern die Möglichkeit gegeben fei, fi zu einem beffern Lohn empor- 
zuarbeiten und in ber Armuth — hoffend auf eine beffere Zukunft — ihre 
Menfhenmwärbe zu bewahren. 

Die In Deutſchland fo Tange als trefflihes Mittel gegen Uebervöl- 
ferung beliebten geſetzlichen Heirathsbeſchränkungen können wir in feiner Weife 
billigen. Sie wollen erzwingen, was Malthus durch den freien Willen des Volles 
vollbracht wiffen will, und find wohl im Stande, das Wachen der Bevölkerung 
zu hemmen — nicht aber Kafter und Elend zu verhüten. Jetzt ſcheint in allen 
beutfhen Ländern Dank der Gefeggebung des norddeutſchen Bundes und den neuen 
focialen Gefegen in Bayern dieſen Einrichtungen die legte Stunde gefhlagen zu 
haben. Die verfhiedenen Ehebefhränfungen, die vorgefhlagen wurben oder wirklich 
beftanden, leiden alle an dem großen Mangel, daß fie zwar bie Ehen verringern, 
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aber die Konkubinate befördern und — wie Bahern und Medienburg bewiefen — 
eine Unfumme von umehelihen Kindern hervorrufen, bedaurenswerthe Geſchöpfe, 
bie entweber einem frühen Tode erliegen, oder doch nur in dem feltenften Yällen 
biejenige körperliche und geiftige Erziehung befommen, die in der Ehe möglich iſt. 
Biele Beifpiele zeigen, daß in Ländern mit flarten Ehebefchräntungen uneheliche 
Gefhlechtsverhältniffe allmählig von der Vollsſitte legaliſirt und als durchaus nicht 
unehrenhaftes Austunftsmittel betrachtet werben. Daß foldhe Verwilderung ber 
Sitten ein zu theurer Preis für bie ——— Fernhaltung eines läfligen 
Proletariats fei, wird ſchwerlich beftritten werben fünnen. Es kommt noch dazu, 
daß eine wirkfame Beihränfung der Ehen nur mit einer gewiffen Willfür, d. i. 
Ungerechtigkeit, durchgeführt werden fann. Als eine objektive, Alle gleichmäßig 
trefjende Schranke, könnte nur das Erforberniß eines beftimmten höhern Alters 
für Eheſchließungen aufgeftellt werben. Dies ift aber — frudtlos, wenn man 
das betreffende Alter nicht fehr hoch greift, alfo die Luſt zum Heirathen geradezu 
erflidt, denn vom Beginn der Mannbarkeit an bleibt die Fruchtbarkeit des Weibes 
lange Zeit hindurch unvermindert, mag biefelbe bald oder erft fpäter in Thätigkeit 
verfegt werben. Knüpft man aber die Erlaubniß zum Heirathen an den Nachweis 
eines genügenden Einkommens :c., jo muß man die Gemeinde» ober Staatsbehörben 
ala Richter über bie Frage aufftellen, ob im einzelnen Falle die erforberliden Be⸗ 
dingungen erfüllt feien. Wer kann aber vorausfehen, ob ein Einzelner die Kinber, 
bie er in der Zukunft erzeugt, ernähren fann und will? Das größte Bermögen 
bietet hiefür Leine Sicherheit, während oft ein ganz Bermögenslofer dardh feine 
Arbeit reichliche Mittel hiezu finden kann. Die Praris in ven Ländern, wo ber- 
artige Geſetze beftehen, zeigt auch, daß die Gemeinbebehörben — denen wegen 
ihrer genaueren Kenntniß der Perfonen hier ein entjheidender Einfluß gelaffen 
werben muß — bei ihren Entfcheidungen nah durchaus ungeredhtfertigten, oft 
unfittlihen Motiven verfahren. Wenn man behauptet, daß den Gemeinden, denen 
der Unterhalt der ihrem Bezirk angehörigen Kinder im Berarmungsfall der Eltern 
obliegt, auch ein Recht zuftehen müſſe, fih gegen eine Leberfülle zu alimentirender 
Individuen zu ſchützen, jo läßt fi erwidern, daß dem durch eine rationellere Ber- 
theilung der Armenlaft abgeholfen werben fann. 

Werfen wir zum Schluß noch einen Blid auf die Bevölkerungsſtatiſtik. Sie 
weist uns durch Vergleich der verfchievenen Bollszählungsrefultate den Gang ber 
Bevölterungsbewegung nad, fie zeigt uns, wie dad Wachsthum von den Subfl- 
Renzmitteln abhängt; wie ed langjamer vor fich geht in alten Ländern als in 
neuen mit veichen Hülfsquellen, rafcher in Zeiten guter Ernten und wirthſchaft⸗ 
lihen Aufſchwungs als in Zeiten von Krieg, politifchen Wirten, Theurung x. 
Das rafhere Wachſen darf, wie aus dem Gefagten hervorgeht, nicht unbedingt 
als ein Zeichen befjerer Verhältniffe betrachtet werben, wohl aber find wir hiezu 
berechtigt, wenn wir aus andern Gründen wiffen, daß mit ber Benölferung ber 
durchſchnittliche Wohlftand zugenommen hat. Wenn z. B. die Gefammtbevölferung 
von Amerila von 1790—1860 vurdfchnittlich im Jahre etwa 30/, zugenommen 
bat, fo beweist uns dies, daß bort für eine emergifche arbeitsluftige Bevölkerung 
ein größerer Spielraum vorhanden ift als bei uns. Wenn in Preußen von 1816 
bis 1864 die Bevölkerung alljährlih im Durchſchnitt um 1,290/, (mit 1,77%, 
wie falfche Berechnungen angeben) gewachſen ift und biefer Zuwachs ſich bis zum 
Jahre 1849 gleihmäßig auf Stadt und Land vertheilt, fo ſchließen wir, wenn 
wir die gleichzeitige Zunahme des Handelsverkehrs, ven Auffchwung ber Induftrie 
und des Bergbaus, das Entftehen riefiger Rapitalten zu großen Unternehmungen ꝛc. 
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berückſichtigen, daß bier ein ftetiger gefunber Fortſchritt ftattfinde, und trog bes 
weniger gefegneten Landes und Klima’s dem energifchen Bolfe noch eine längere 
Periode fräftiger Entwidlung bevorfteht als in andern alten Ländern 3. B. Franl- 
reih, wo nur mehr bie ftäntifche Bevölkerung wächst, bie ländliche aber ab— 
nimmt, und bie Gejammtbevöfferung von 184651 durchſchnittlich im Jahr um 
0,2, bis 1856 um O,, bis 1861 etwa 1/,%/, zunahm. Die Statiftif lehrt uns 
ferner, wie der Bevöllerungszuwachs in den einzelnen Ländern durch eheliche und 
unehelihe Geburten vermittelt wird, eim wie großer Theil der Benölferung un» 
vereheliht Bleibt, in welchem Alter geheirathet wirt, weldes bie durchſchnittliche 
Zahl der Kinder in einer Ehe ift. Sie zeigt uns, wie Lanbbezirte und Städte 
zur Bollsvermehrung beitragen, wie Ein- und Auswanderungen in den einzelnen 
Ländern wirken. Sie weist und das Gefegmäßige in der Vertheilung der beiden 
Gefchlehter unter ven Gebornen und unter der Gefammtzahl ver Lebenden nad. 
Sie unterfat die Zahl der Geburten und der Sterbefälle getrennt und weist 
nad, wie fi) aus dieſen beiden Faktoren die Benölferungsvermehrung ergiebt. 
Es ift Mar, daß fich diefelbe Vermehrung ver Gefammtzahl des Boltes bei vielen 
Geburten und vielen Sterbefällen und bei weniger Geburten und weniger Sterbe- 
fällen ergeben Tann und dennoch befteht eine große Berfchievenheit, denn im letztern 
Falle find unter der gleichen Gefammtmenge von Menfchen viel mehr Männer 
und Weiber im probuftiven Alter als im erftern alle. Selbſt ein geringerer 
Volkszuwachs kann unter Umftänden einem ftärkeren vorzuziehen fein, wenn ab- 
gejehen von allem Wohlftand ꝛc. die Statiftit nachweifet, daß der ftärfere Zuwachs 
durch ein raſches Hinfterben ver faum ins erwachſene Alter Eingetretenen und 
beftändiger Erſatz durch eine wachſende Zahl von Unmündigen erfauft wird. Wenn 
3. B. in Weftphalen durchſchnittlich im Jahr auf 27,95 Menfhen eine Geburt, 
in ber Provinz Preußen aber fhon auf 22,5, eine ſolche trifft, und bie Gefammt- 
zunahme in legterer Provinz viel ftärker ift als in erfterer, fo müſſen wir bennoch 
die Berhältnifie Weftphalens für günftiger betrachten, wenn wir bebenfen, daß 
bier erft auf 38,3, Menſchen jährlih ein Todesfall kommt, in Preußen aber ſchon 
auf 29,9, Lebende. 

Die hier erwähnten Unterfuchungen, über deren Hauptrefultate einen Ueber- 
blid zu geben hier leider nicht möglich ift, ftehen alle in näherer oder emtfernterer 
Beziehung zu der fogenannten Malthus’schen Frage, und von Süßmild ab haben 
fi daher alle hervorragenderen Bevölferungsftatiftifer damit befhäftigt. Wie ſchon 
erwähnt, geht die Bevölferungsftatiftit aber auch ihre felbftändigen Wege, ja täglich 
wächst die Menge ver allgemeinen und fpezielen Fragen, bie fie in den Bereich 
ihrer Unterfuchungen bereinzieht. Man denke an die intereffanten Unterfuhungen 
über ven Einfluß von Klima, Raffe, von Jahres- und Tageszeiten auf die Ge— 
burten und Sterbefälle, an die Arbeiten über die Todesurſachen und die Gelbft- 
morde indbefonbere, an die Berfuche, die Gründe zu entveden, welche das Geſchlecht 
ber Nemgeborenen beftimmen zc. zc. Insbejondere find in neueſter Zeit viel be- 
arbeitet worden bie Gefege der Sterblichkeit, wobei es fid nicht um ein einfaches 
Beſtimmen der Zahl der Sterbefälle, fondern um höchſt umſtändliche Berechnungen 
der Sterblichkeit reſp. Lebenskraft der einzelnen Altersfaffen handelt. Das Ma- 
‚ terial, das dieſen Berechnungen zu Grunde liegt, ift allervings vielfach noch fo 
mangelhaft, und bie Berehnungsmethoden häufig fo oberflählih, bag man vor 
ven üblichen Sterblickeitstabellen oder den Angaben über mittlere Lebenspaner, 
bie fi allenthalben zerftreut finden, nur warnen kann. Ohne genaue Angabe 
ber Quellen und Berechnungsmethoden find vergleihen Zahlen ftets mit WRiß- 
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trauen zu betrachten. Dies Ift aber nicht in ber Natur der Sache, fondern nur 
in der Jugend der Wiffenfchaft begründet, und es fteht mit Sicherheit zu erwarten, 
daß uns die Bevölferungsftatiftit fortwährend nene und immer zuverläßiger, für 
Biffenfhaft und Praris gleihmäßig imtereffante Refultate bieten wird. 

Die fehr umfangreide Literatur f. citirt bei Mohl, Literaturgefhichte ‚der 
Staatswiffenfhaft. Bo. II. ©. 411 u. fi. Roſcher Nationalötonomit Anhang. 
Wappäus Bevölterungsftatiftil. Stein Berwaltungsiehre Bd. II. (1. Aufl.) 


Mbolf Held. 
Billigfeit. 


Man fpricht von Billigkeit im moraliſchen Sinn, und meint damit bie 
Ermäßigung der idealen Pflichtgebote und der fittlichen Beurtheilung Anderer, welche 
in ver Gleichheit der Menfhen und in ven gemeinfamen Mängeln ber realen 
Menfhennatur ihre Begründung hat. Der Ansorud hat aber daneben auch eine 
jariftifche Bedeutung und nur von diefer ift bier bie Rebe, 

Im normalen Zuftande treffen die Billigkeit und das formelle Recht zu- 
fammen und decken fih fo vollftändig, daß ein Unterſchied nicht bemerkt wird, 
Das Recht iſt dann billig und, was billig iſt, iſt zugleich recht. Aber da alles 
Recht einen geiftig-fittlihen Gehalt und eine beftimmte finnlid-wahr- 
nehbmbare Form hat, fo ift es möglich, daß dieſe beiden Seiten in einzelnen 
Fällen ſich nicht deden, daß insbefondere die Form des Rechts zu enge und zu 
ſtarr iſt, um dem Geift des Rechts volle Anerkennung und Wirkſamkeit zu ver- 
Ihaffen. Dann wird der Unterſchied bemerkt zwifchen der Billigkeit, melde 
den Geift des Rechts zu fchligen verlangt, und dem formellen Recht, weldes 
die Herrfchaft der Rechtsform behauptet. Wo biefer Konflikt eintritt, iſt das ein 
Zeihen eines mangelhaften Rechtszuſtandes. Es ſtehen fih dann gleihfam zwei 
Rechte gegenüber und entgegen, die nicht etwa Nur je ben einen Beftandtheil im 
Recht darftellen, ſondern deren jedes zugleidh Geift und Form d. h. wirkliches 
Recht fein will, aber fo, daß im der Billigfeit die Rüdfiht anf ven Geift, in dem 
formellen Recht die Rüdficht auf die Form eine Berfchiebung bewirkt hat. Der Konflikt 
verlangt dann eine Löfung, die keineswegs immer zu Gunften etwa der Billigkeit, 
noch immer zu Gunften des formellen Rechts ausfallen wird. Bielmehr kommt es 
auf die Natur des Nechtöverhältniffes felber an. In der römifhen Stipulatio 5. B. 
und in dem alten Jus Eivile war bie Form, in dem Jus honorarium die Aequitas 
meiftens überwiegend. Das Wechfelrecht ift feiner Natur nach formell, bei den 
nr und Gejelihaftsverträgen wird die Billigkeit im Zweifel ent- 

n 


Wenn Ariftoteles (Ethit V. 16) bie Billigfeit als eine verbefjernde Er- 
gänzung des Gefeges bezeichnet, fo ift das infofern richtig, als zumeilen ver Aus- 
drud (die Form) des Geſetzes den Grundgedanken vesfelben nicht völlig Torreft 
darflellt und dann im einzelnen Fall Zweifel entftehen Können, theils ob verfelbe, 
obwohl nicht ausdrücklich begriffen, nicht dennoch nach dem Grundgedanken bes 
Geſetzes zu beurtheilen fei, theils ob das Gefeg, obwohl es feinem Buchſtaben 
nad auf den Fall paßt, doch nit darauf anzuwenden fei, weil es dem Geifte 
nad nicht dazu paßt. Aber ver Gegenfag ift nicht auf vie Gefege befchränft. Er 
fann ebenfo bei der Beurtheilung von Verträgen und andern formellen 
Rehtsgefchäften hervortreten. 

Zunähft wurbe der Unterſchied zwiſchen Aequitas und Jus (civile, 
strictum) von ben Römern ausgebilvet. Die Römer bringen den Ausbrud oft 
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in Berbinpung mit dem natärlihen Recht im Gegenſatze zu pofitiven Bor- 
fhriften, oder mit ber ratio juris, d. 5. dem Geifte des Rechts, im Gegenfaß 
zu der äußern Form, oder mit den Idealen der Humanitas, mit den Bor- 
fchriften des Caritas und Pietas, mit der Benignitas, d. h. wieder mit 
ben edeln Regungen des Menfchenherzens, deren fittlihes Rechtsgefühl gelegentlich 
ben engen und flarren Rechtsformen widerſpricht. Infofern ift der Begriff des 
Arquitas auch der Moral näher verwandt als das firenge, formelle Recht, das ſich 
ſchärfer davon unterfcheidet. Aber er gehört dennoch dem Rechte infofern an, als 
er .. dem Rechtsſinne wurzelt und feine Macht in Form ver NRechtspflege 
bewährt. 

Nächſt den Römern waren es vorzüglih die Engländer, welde durch 
Ausbildung befonderer Billigkeitsgerihte (equity Courts) ben Gegen— 
faß zu dem gemeinen englifhen Rechte und ben dafür beftellten Gerichten 
eigenthümlich geftalteten. Die alte Befugniß des Königlihen Geheimen Raths, 
nah Billigkeit zu urtheilen, aud im Gegenfage zu ber Strenge bes gemeinen 
Rechts ging während bes Mittelalters auf den Gerichtshof des ——67 
über, welcher früher meiſtens ein Geiſtlicher und daher geneigt war, die Grund⸗ 
füge des kanoniſchen Rechts anzuwenden. Die Kompetenz dieſer Billigkeitsgerichte 
wurde nach und nad durch Gefege näher regulirt. Es gehören dahin vorzüglich, 
Bälle eines Betrugs oder Vertrauensbruchs oder zufälliger Schäbigung, für welche 
die gewöhnlichen Gerichte feine Mechtshülfe gewähren. Beſonders wichtig find bie 
Fideilommiſſe und die Verwendungen zu Ounften der tobten Hand (uses) durch 
Bertrauensmänner (trusts), Verwendung von Stiftungsfonde, Rechnungsprocefſe 
bei Geſellſchaften und Liquidationen von Erbſchaften, das Prioritätsverfahren und 
bie Sequefter. Das Berfahren vor denfelben ift fhriftlih, nicht mündlich, und 
früher mit Ausſchluß der Geſchwornen. Nenerlich ift dem Kanzleigerichtshof geftattet, 
für die Thatfrage Geſchworne beizuziehen. Die ganze Billigkeitsgerichtsbarkeit in 
England ift aber ein fo eigenthümliches Inflitut, daß es nicht wohl übertragbar 
erſcheint. In Nordamerika ift der Gegenfag der Gerihtshöfe denn auch befeitigt 
worben. Die Gerihtshöfe der Bereinigten Staaten urtheilen regelmäßig je nach 
der Art und dem Bedürfniß des einzelnen Rechtöftreit8 nah Grundſätzen des 
Common Law und der Equity. 

In Deutfhland gab es niemals befondere Billigkeitögerihte. Wohl aber 
war bie Verwandtſchaft und der Unterfchieb des Rechtes und bes Billigen dem 
Rechtsgefühl der deutſchen Nation von Altem ber befannt. Die alten deutſchen 
Rechtsſprichwörter verrathen fogar die Neigung der Deutfhen, im Zweifel eher 
auf die Stimme ver Billigkeit zu hören. 3. B.: „Billigkeit muß das Recht meiftern. 
Eng Recht ift weit Unrecht. Das äußerfte Recht ift felten Recht“ (Summum jus, 
summa injuria). Vorzüglich betradgtete man die Schiedsgerichte von jeher als 
berufen und verpflichtet, vorzugsweife nach Billigkeitsrädfichten zu urtheilen. Im 
dem Bereihe der Bertrauensverhältniffe und eines freien, nidht for» 
mellen Rechtsverkehrs ift diefer Borzug auch durch die Natur der Sache 
begründet. 

Bisher iſt die Billigkeit vorzüglich im Privatrecht beadhtet werben; ba 
fann die allgemeine Regel fo ausgefprodhen werden: in allen Rechtsverhältniſſen, 
welde an beftimmte Solemnitätsformen gebunden find, und nah deren Natur dieſe 
Formen unentbehrlich erfcheinen, tft im Konflikt nicht nad Billigkeit, fondern nad 
formellem Recht zu urtheilen. In allen Fällen aber, wo es vorzüglih auf Treu 
und Ölauben, Bertrauen, wahre Gefinnung der Parteien, Pietätsrüdfichten, kurz 
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anf den Geift ankommt, ift im Zweifel nach Billigkeit zu entſcheiden. Das Inftitut 
der in integrum restistutio beruht ebenfo wie das ſchiedsrichterliche Verfahren 
vornehmlich anf der Billigkeit. 

Auch im Strafrehte kommt die Billigleit in Betracht, vorzüglid um 
Härten des Geſetzes zu mildern, und milbernde Umftände zu berüdfichtigen. 

Im Staatsreht und im Bölferreht bat der Begriff ſchon beshalb 
eine fehr große Bedeutung, weil ein ftarres Feſthalten der Rechtsform im Gegen- 
fage zu den natürlichen NRehtögrundfägen und dem lebendigen Wadhsthum 
und der unaufhörlihen Wandlung ber öffentlihen Zuftände da am wenigften 
paßt, wo bie großen Interefien ganzer Bölfer zu beachten find. Im Staatsredt 
it der Konflikt um fo leichter zu löfen, weil fchließlih der Eine oberfle Staats- 
wille je nad Umftänden dur Gefegesakte oder durch Regierungsalte entfcheibet, 
und durch die Macht der Berhältniffe darauf angemwiefen ift, nad der innern 
Nothwenbigkeit d. h. dem Geiſt des Rechts zu entſcheiden. Schwieriger ift die 
fung im Völkerrecht, weil fi da zwei Parteien gegenüber flehen, veren eine 
vielleicht fich auf firenges Recht und deren andere fih auf Billigkeit beruft, ohne 
daß zugleich ein Michter über ihnen ift. Hier erhalten aber die völkerrechtlichen 
Shiedsgerichte eine große Bedeutung und ein wohlthätiges Bereich billiger 
Ausgleihung der Streitigkeiten. Nah Drelt und Bluntfärt. 


Blackſtone. 


Es gibt Schriftſteller, welche nicht halb ſo berühmt ſind als ihre Schriften, 
bei denen die Perſönlichkeit des Werkmeifterd ganz untergegangen iſt in der Be— 
deutung des Werkes. Das Bud nimmt den Namen des Verfaſſers an und bie 
Tanfende, welde ed nennen und gebrauden, fragen fo wenig nad feinem Urheber 
ald nah dem Seber, ber die Lettern gefegt oder aud dem Buchbinder, der es 
gebunden. Im diefe Klaſſe von Autoren gehört auch Bladftone. Auch er hat faft 
ausihließlich feinen Namen an fein Wert „Commentaries on the laws of Eng- 
land* abgeben mäffen und wir thun jchwerli etwas Ueberflüffiges, wenn wir 
vor der Würdigung feines Buches einige Worte feinem Lebenslauf widmen. 

William Blackſtone (geboren 1724) war Sohn eines Seidenhändlers in 
London. Nachdem er mit 15 Jahren ſchon die Univerfität bezogen hatte, wurbe er 
1746 in den Arvolatenftand als Barrifter aufgenommen. Jedoch in Folge feiner 
ſchwerfälligen Rebe, des Mangels an geiftiger und Förperlicher Energie konnte ſich 
ver junge Advolat keine Bahn breden und er kehrte 1753 nad Orford zurüd, 
wo er Arne über englifches Recht hielt. Hierdurch machte er ſich ſchnell 
einen bedeutenden Namen. 1758 wurde ihm eine Profefjur des engliſchen Rechts 
in Orforb übertragen und ermutbigt durch biefe Erfolge kehrte er 1759 wieder 
zur Abvokatie zurüd, ohne feine Borlefungen aufzugeben. Die Mängel, melde 
feiner Thätigkeit als Advolat entgegenftanden, wurben jest durch das Anfehen, 
das er fi als Lehrer erworben, aufgewogen und er fand bald in einer großen 
Praris Beſchäftigung. Im Jahre 1761 trat er in das Unterhaus, wurde 1763 
zum Solicitor- General der Königin ernannt, ein Ehrenamt, das feine Gunft bei 
Hofe bewies und, ba ihn jegt Advolatur und Parlament zu fehr in Anſpruch 
nahmen, ſah er fi 1766 gezwungen, bie Profeffur in Orford niederzulegen. — 
Die Fehler Bladftones als Redner thaten natürlich aud feiner parlamentarifchen 
Virkſamkeit Eintrag, und neben den politifhen Größen der bamaligen Zeit, neben 
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ließ ex ſich mit Junius in eine Fehde eif"und, wie die Fliege im Bernftein, iſt 
in ven Iuniusbriefen auch der Bladftonefhe Brief mit auf die Nachwelt über- 
gegangen. Seine Anhänglichkeit an die „Freunde des Königs”, die er durch Wort 
und Schrift bewies, trug neben feiner Rechtölenntniß bazu bei, daß ihm 1770 
die Stelle des Solicitor- General (für die Krone; der zweite Generalfistal und 
Mitglied des Minifteriums im weitern Sinne) angeboten wurde. Dod lehnte er 
dies ab; dagegen war ihm die Ernennung zum Richter der Kings Beneh will- 
fommen, welchen Plag er bald darauf mit einer Richterftelle im Court of Common 
Pleas vertaufhte. Hier wirkte er faft 10 Jahre lang in den mannigfaltigen 
Zweigen des engliſchen Richterberufes, als Präfivent bei den Affifen in Civil- 
und Kriminalfahen, ald Richter ver That und der Rechtsfragen, als procepleiten- 
ber und Wppellationsrichter. Daß er in feinem Beruf die heiteren Seiten be& 
Lebens nicht verachtete, lehren eine Reihe von „guten Dingen”, bie er fagte, und 
tollen Streihen, bie er trieb, und welde durch Tradition der heutigen Barre von 
England überliefert find. Bladftone ftarb am 14. Februar 1780 im 57. Lebens- 
jahre. 

Bon feiner fchriftftellerifhen Thätigkeit als Iurift ift außer einer Sammlung 
richterliher Eutſcheidungen aus feinen jüngern Jahren, die aber erft nad feinem 
Tod erjhien, befonders feine Ausgabe der Magna Charta und Charta de Foresta 
zu nennen (1759). Seine allgemeine Bildung bezeugen außerdem Gedichte, Noten 
zu Shafespeare und ein Werk über Architektur. Aber von beiden Eigenfchaften, 
einer gründlichen juriftiihen Bildung und einer allfeitigen Geiftesfultur, legte er 
ein befleres Zeugniß im feinen Commentaries on the laws of England ab. Das 
Werk entftand aus Borlefungen, welche ber Berfafler zu Orford gehalten hatte, 
und bie erfie Ausgabe erfchien 1765. Er felbft bat in den fpätern Ausgaben 
wenig geänbert, und bis in die neufte Zeit Hinein ließen die nachfolgenden 
Herausgeber den Tert ſtehen, wie ihn Bladftone hinterlaflen. 

Nah der Vorrede follte das Bud eine gebrängte Darftellung bes geltenden 
englifhen Rechts geben und das pofitive Recht durch das Woher der Gefchichte 
und das Warum der Philofophie erklärt werben. Als Mufter des Stils fcheint 
dem Berfafler Lord Mansfield vorgeſchwebt zu haben, deſſen Urtheile damals 
Epode machend wirkten, indem fie ftatt ber gebräudiichen Handwerksjuriſterei 
das Wiffen der heimifchen Rechtsſchule ohne den Schulſtaub, volle Kenntniß des 
römischen Rechts und zugleich volle Kenntniß des realen Lebens in einer Maren 
. edlen Sprache verbanden. Auf den Inhalt des Buches, namentlih in feinen faat8- 
rechtlichen Theilen, hat offenbar Montesquieu den größten Einfluß gehabt, nur 
daß das flüchtige, nach Effelten haſchende franzöfifhe Naturell hier mit der natio- 
nalen Nücdhternheit des Engländers verfegt if. Aber man mag noch fo viel für 
biefe Borbilder abrechnen, immer bleibt für Biadftone der Ruhm, zum erftien Mal 
in einer modernen Sprache ein lehrreiches, allen Gebilveten zugänglihes Hand⸗ 
bud des Rechts geliefert zu haben. Die Hiftorifhen Kenntniffe Bladftones müſſen 
natürlich einem Forſcher von heute, da inzwiſchen erft wahre biftorifhe Forſchung 
auf dem Rechtögebiet begonnen hat, ſehr oberflählih und lüdenhaft erſcheinen, 
allein Bladftone wußte fo viel wie damals irgend einer. Seine civiliſtiſchen 
Studien athmen den Geift der damals herrſchenden Richtung auf dem Kontinente, 
Mit feiner Begründung bes Staats fiehen wir noch ganz auf dem Boden ber 
Bertragslehre, aber an dem Unions- und Subjektionspalte zu zweifeln, wäre 
damals, außer einem Feuerkopf wie Rouffeau etwa, Niemanden beigefallen. Was 
das Stantsreht von England anbelangt, jo war Bladftone allerbings nicht ber 
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Mann, der flatt der Aufftellung der althergebrachten Theorie das wirklich geltende 
Staatsrecht aus dem lebendigen Quell ber täglichen Vorgänge zu ſchöpfen, bie 
osrgefhriebenen konftitutionellen und parlamentarifhen Orundregeln des Staats- 
lebens anfhaulid zu entwideln wußte; aber eine foldye Ueberficht zu geben, war 
in der damaligen erregten Zeit für Niemanden ein Leichtes und, was ebenfalls 
nicht vergeflen werden darf, Niemand verlangte damals nad einer folden Be— 
handlung bes Stoffes. Der Engländer braudıte nicht über Das belehrt zu werben, 
was er alle Tage mit Augen ſah und mit Ohren hörte. Wenn in dem Buche 
„ DB. vom Minifterium, vom Kabinet, von den Staatsfelretären ebenfowenig bie 
Rede ift, als von dem Berhältnig der Minifter zum Parlamente, wenn wir bei 
Dladftone nur mit dem englifhen Staatswefen in der Ruhe bekannt gemacht 
werden und in das Getriebe und den Gang der Dinge feine Einſicht befonmen, 
das wirkliche lebentige Recht nicht gewahren, fo erfegt fi der Engländer alles 
Diefes durch die perſönliche unmittelbare Anfhauung und die anerzogene und an- 
gewohnte Kenntniß biefer Realitäten. Nur für ven Nidhtengländer, der das Staats- 
cht von England kennen lernen wollte, ift Bladftone ftets ein gefährlicher Irr« 
lehrer gewejen, weil er, abgefehen von den Irrthümern der Grundanſchauung, bie 
er von Montesquien hat, nur den Buchſtaben der Berfaffung und nicht das 
lebendige Walten des Natiomalgeiftes darin ſchilderte. 

Was Bladftone mit feinem Bude wollte, welde Anfprühe man daran 
machen darf, ergibt ſich deutlich aus der Einleitung. Daß es die Hinwendung zu 
andern Werten der Rechtswiſſenſchaft und mamentlih zu Specialwerfen überflüffig 
wachen follte, war micht feine Meinung. Über die Belanntſchaft mit dem in ven 
Commentaries gegebenen Stoff follte aud den nicht juriftiich gebilbeten Beamten 
zur Anmwenbung des aus anderen Quellen fpeciell zu erſehenden Rechts befähigen. 
Mit dem jungen Juriftenftande, der in London in der Praris der Gerichte und 
unter der Anleitung der Advolaten in ihren Screibftuben fi ausbildete, hatte 
8 Bladftone nicht zu thun. Wie feine Borlefungen zu Oxford für die jungen 
Männer berechnet waren, die nur eine allgemeine Bildung für den Staatsbienft 
in Parlament und Gemeinde mitbringen follten und im diefer allgemeinen Bildung 
auch Rechtskenntniß, fo find aud die Commentaries für den Juriften-, oder was 
in England dasfelbe jagt, für den Advolatenſtand nicht beflimmt gewefen. 

Die Aufgabe, die fih Bladftone ftellte, war nüglid und erreihbar. Er bat 
fie im höchſten Maße erreiht und den Dank der Nation, der fich glei im einer 
überaus günftigen Aufnahme des Werfes zeigte, durchaus verbient. 

Das Wert ift nicht eim eigentliher Kommentar zu den Gefegen Englands, 
jondern eine felbftändige Darftellung des engliſchen Rechts. Die Haupteintheilung 
ift die in Perſonenrecht, Sachenrecht, bürgerliche und öffentliche Rechtsverlegungen. 
Ein Banegyritus anf das Recht von England fließt das ganze Werl. Das 
Staatsrecht ift bei dem Perfonenreht untergebracht und bildet den größten Theil 
besjelben, 

Der Ausgaben der Commentaries find außerordentlich viele. Die acht erften 
wurden von dem Verfaſſer noch jelbft beforgt; in den fpätern wurben von ben 
Herausgebern die Aenderungen im Rechtszuſtande und die Fortfehritte der Wiffen- 

„ſchaft in bald mehr bald weniger ausführliden Noten aufgenommen, dann auch 
in ven Tert eingefügt. In neuerer Zeit wurde das Werk auch völlig umgearbeitet 
und das Beraltete ohne Weiteres entfernt. Bon dieſen neuen Bearbeitungen ift 
vor Allem die von Stephen zu erwähnen, ver feinen eignen Namen vorfegte und 
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fein Werl nur Partly founded on Blackstone nannte (Stephen New Commen- 


taries on the laws of England. 1. Aufl. 1841. 5. Aufl. 1863. 4 Bde.) 
Nah Marguardien. 


Blokade. 


Blolade (blocus, blockade) ift die thatſächliche Einſchließung, beziehungsweiſe 
Bewachung einer Küſte ober eines Hafens des Feindes durch eine Kriegsmacht 
zur See, welde das Ein- und Auslaufen von Schiffen dafelbft vollftändig ver- 
hindert. 

Das wichtigſte Recht, welches aus der Blokade für den blokirenden Feind 
reſultirt, iſt ſeine Befugniß, neutrale Schiffe nicht nur von jedem Verkehr mit 
dem blokirten Plage ausſchließen, ſondern dieſelben auch, falls fie die Blofade zu 
brechen verſuchen, konfisciren zu dürfen. Durch die Blokade erhält alſo der 
Staat für gewiſſe Fälle Jurisdiktionsgewalt über neutrale Unterthanen. Gerade 
dieſes Umſtandes wegen iſt die Blokade für das Völlerſeerecht von beſonderer 
Bedeutung und nur nach dieſer Seite hin haben wir hier das Bloladerecht etwas 
näher zu erörtern. 

Die Berechtigung fefte Pläge auf feinblihem Gebiete zu umzingeln, wodurch 
natürlich jeder Verkehr, auch der der Neutralen mit biefen Plägen ausgefchloffen 
und frafbar wird, ift — gleich der Befugniß zur Sperrung der Kommunikation 
auf größeren Berfehrölinien bes feindlichen Gebietes — eine unbeftrittene Folge 
des Kriegszuftandes. Aber mit dieſer Berechtigung allein würben die friegführenden 
Mädte niemals eine Blokade bewerkftelligen können. Das Weſen der Blolabe 
befteht nicht in der Sperrung des Verkehrs auf feindlichen Seegebiet, fondern in 
ber Sperrung bes Verkehrs auf dem dieſem Gebiet zunächſt benachbarten Theile der 
hoben See. Das aber fann niemals Folge einer bloßen Kriegsmaßregel fein, 
daß ein Theil der hohen See der Jurisdiktion einer Iriegführenden Macht unter- 
worfen wird. Damit diefe Jurtspiktion gelibt werben kann, muß zu ber that« 
ſächlichen Herrſchaft einer kriegführenden Macht über einen Theil der hoben See 
noch der Eonfens der Neutralen binzutreten. - 

Auf diefen Erwägungen beruhen die Beſchränkungen, unter welden allein 
die Blolade nad; modernem Bölkerrechte geübt werben barf. 

Freilich iſt es nur fehr langfam gelungen, dem Blokaderechte feine jegigen 
Schranken zu ziehen. In früheren Jahrhunderten fegten bie großen Seemächte 
durch ihre Edikte und Geheimraths-Ordres eigenmächtig bie Bedingungen feft, 
unter welden fie das Blofaderecht jeweils zu üben gebachten. Ihre Tendenz ging 
natürlih dahin, möglihft viele neutrale Schiffe aufzubringen und als Blofabe- 
brecher verurtheilen zu laſſen. Denn jeve Macht glaubte damals, ihren eigenen 
Handel nicht beffer fördern zu können, als durch Zerflörung des Handels anderer 
Nationen. Zu diefem Ende erfand man die fogenannte Papierblofade (blocus sur 
papier, fictif ou de cabinet) d. h. man erflärte ganze Küften des Feindes in 
Bloladezuſtand und ließ die neutralen Schiffe, aus deren Papieren ſich ergab, 
daß fie nad dem betreffenden Küften beftimmt waren, durch Kaper aufbringen. — 
Keine Macht hat in diefer Beziehung ſchwerer gefündigt als England. Die be 
waffnete Reutralität von 1780 ſchien eine Zeit lang dem englifhen Raubfyftem 
Schranken gezogen zu haben, als die franzöfifchen Revolutionskriege den Britten 
©elegenheit boten, das Syſtem ber Papierbloiaden ausgevehnter als je zuvor zur 
©eltung zu bringen. Im Jahre 1806 wurbe von England eine fiktive Blofade 
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über die Küften von ber Elbe bis Breſt verhängt, was Napoleon veranlaßte, 
Repreffalien zu ergreifen. Durch das Serühmte Berliner Dekret vom 21. November 
1806 erflärte er die brittiſchen Infeln in Blofadezuftand und dieſe Verhältniſſe, 
durch die Erlaffe des Jahres 1807 noch verſchärft, bauerten fort bis 1814 
und 1815, 

Die Kriege, welche in neuerer Zeit dem tiefen Frieden unterbradhen, ber ben 
Wiener Berträgen gefolgt war, zeigen, daß jest alle beveutenden Mächte fi den 
ver Natur der Sache entfprehenten Örundfägen der bewaffneten Neutralitäten im 
Princip angefchloffen haben. Bebeutungsvoll waren in dieſer Beziehung das Ber- 
halten Englands und Franfreihs im orientalifhen Krieg, fowie die Pariſer Dekla⸗ 
ration von 1856: noch bebeutungsvoller die Erflärungen Englands während des 
amerifanifchen Bürgerkrieges. Die wachſende Seemadt der Vereinigten Staaten, 
Frantreichs und Norddeutſchlands läßt die Hoffnung als berechtigt ericheinen, 
daß fünftighin auch England die dem modernen Rechtsbewußtſein entſprechenden 
Schranken des Blokaderechts achten werbe. 

Bir wenden und nunmehr zur Darftellung der Grundfäge, unter melden 
allein, der neueren und neueften Kriegspraris zur Folge, eine Blokade als völker⸗ 
tehtlih gültig betrachtet werben fann. 

Die Berhängung der Blokade involoirt ein eventuelles Jurispiktionsreht über 
tie Unterthanen neutraler Mächte; fie kann daher nur von der Negierung eines 
hiegführenden Staates, beziehungsweife von einem hiezu ausdrücklich bevollmächtig⸗ 
tm See-Dffizier ausgehen. Die neuere Geſchichte kennt kein Beifpiel einer von 
einem ſolchen Befehlshaber eigenmächtig verhängten Blokade. Blokirt werben kann 
jeder Hafen des Feindes, aud ein nicht befeftigter. Der Zweck ber Blolade ift 
nämlich fein ausſchließlich ſtrategiſcher: er ift fogar hauptſächlich auf Herbeiführung 
eines Stillftandes des feindlihen Handels gerichtet. Auch die Mündung eines 
Fluſſes kann blofirt werden: nur darf man, wenn ein Fluß in neutrale Ränder 
führt, ven Zugang ber für jene Länder beſtimmten Schiffe nicht verhindern. Selbft 
ver Blokade einer ganzen Küftenftrede läßt fi, wenn fie nur mit der gehörigen 
Macht gefchieht, Fein Einwand entgegenfegen. Thatſächliche Beherrfhung eines 
beftimmten Seegebietes ift aber freilich zur Blokade nöthig, oder, wie man bies 
tehnifh ausdrädt: die Blofade muß effeltiv fein. 

Diefes Requifit einer gültigen Blokade, welches bereits durch bie bewaffnete 
Neutralität aufgeftellt wurde und in das Preußifche Landrecht übergegangen iſt, 
(ef. Pr. Lnd-R. Th. I. Tit. 9. $ 219,) wird heut zu Tage ganz allgemein als 
merläßlich betrachtet. (Bgl. die Bar. Seerehts-Dellaration, das amerilaniſche BIo- 
fadereglement von 1861, das däniſche von 1864.) Es entfpricht dasfelbe in ber 
That der Natur der Sache. Die Unterbrehung aud des frievlihen Handels ber 
Feinde zur See, welche eines ber wirffamften Kriegsmittel bildet, iſt nur aus« 
füprber, wenn die Kriegführenden die Zugänge zu den wichtigen Seeplägen bes 
Feindes auf hohem Meer verfperren und die neutralen Schiffe, welde dieſen Zu- 
gang erzwingen oder erſchleichen wollen, ber eigenen Jurisdiktion unterwerfen, 
beziehungsweiſe konfisciren dürfen. Aber die Neutralen können ven kriegführenden 
Mächten dies Recht vor Allem nur mit der drtlihen Schrante zugeftehen, daß es 
nur fo weit gebt werben barf, als eine Beherrſchung des offenen Meeres vor 
der feindlichen Küfte durch ein Blokade-Geſchwader wirklich ftattfindet, Denn ohne 
biefe Schranke würben fie nicht die Möglichkeit der Durchführung eines aner- 
Iannten Kriegsmittels zugeftehen, fonbern die Freiheit der Meere, eines der wich⸗ 
tigften Intereffen aller Kultur-Nationen, der Laune der Kriegführenden Preis geben. 
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Wie die Blokade im Detail befchaffen fein müffe, um als effektive gelten zu 
fönnen, ob eine beftimmte Anzahl von Schiffen nöthig fei, ob die Schiffe ftatio- 
nirt fein müffen, over ob eine fogenannte Kreuzer -Blofade genüge — darüber 
herrſcht noch viel Streit. — Es läßt fih im Allgemeinen mit der Parifer Defla- 
ration nur fagen: ber Zugang zur Küfte muß thatfächlich gehindert fein, und 
zwar muß er gehindert fein für alle Schiffe. Wenn vie blofirende Macht den 
Handelsſchiffen ihrer eigenen Nationalität Licenzen ertheilt, kraft deren biefelben 
mit dem blofirten Orte verkehren dürfen (wie dies früher namentlich englifche 
Sitte war), fo ift eine ſolche Blokade weniger eine Maßregel gegen den Feind, 
als ein Manöver um den neutralen Handel zu jhädigen, welches von den Neu— 
tralen weber gebulbet noch anerlannt zu werben braudt. 

Eine weitere Borausfegung gültiger Blokade ift die Notifilation ber- 
jelben. Zunächſt muß die Blofade diplomatiſch motifichtt fein. Es fordert dies 
die Achtung vor den neutralen Staaten. Die neutralen Mächte müffen Gelegen- 
heit gehabt haben, ihre Unterthanen davor zu warnen, fi durch Verlegung einer 
beſtehenden Blokade der Jurispiftion des blofirenden Staates zu unterwerfen und 
ihnen zugleich zu verkünden, daß fie im Falle eines Blokadebruchs auf den Schuß 
ihres Heimathöftaates keinen weiteren Anfprud erheben können. Diefe Verkündi— 
gung und Warnung gefchieht in Folge der beregten diplomatiſchen Notifitation 
durch die officiellen Zeitungen der neutralen Mächte, 

Die diplomatifhe Notifilation beftehender Blokaden ift denn aud gegenwärtig 
ganz allgemein in Uebung: felbft die Blofade Canton's durch englifhe und fran- 
zöſiſche Schiffe iſt motifichrt worden. Es würde dem jegigen Stand der Kommuni- 
fationsmittel zu Folge durchaus der Natur der Sache widerftreiten, wenn man 
die diplomatiſche Notifitation als durch Notorietät der Blokade zu erfegen be- 
trachten wollte. Die moderne Praris iſt dagegen, und verrottete englifhe Präju- 
dieien können nicht mehr als maßgebend angefehen werben. Für jede Blofade, 
gleihgültig von welcher Dauer, ift nur eine Notifilation erforberlid. 

Iſt ein Blofadegefhwader dur Wetter und Wind veranlaft worben, ſich 
von ber Küfte eine Zeit lang zu entfernen, fo gilt bies für Feine Unterbredung 
der Blokade, welche eine neue Notififation derſelben erheifchte, obſchon ein Schiff, 
welches ſich biefe zeitweilige Abwefenheit des Blofadegefhwarers zu Nutze macht, 
nicht hinterher als Blokadebrecher geftraft werben kann. Ift hingegen das Blokade— 
geſchwader durch ben Feind verbrängt worben, fo gilt bie fpätere Rückkehr des- 
jelben als eine neue Blokade, welche auch wieder der diplomatifchen Notifilation 
bedarf. 

Über diplomatifhe Notifitation der Blokade genügt jegt nicht mehr allein: 
e8 muß außer berfelben noch eine fpecielle Notifilation an jebes dem 
Blokadegeſchwader fi nähernde Schiff erfolgt fein, damit ein ſolches Schiff even- 
tuell als Blokadebrecher aufgebracht werden kann. Nur bei Schiffen, welde aus 
einem blofirten Hafen auszulaufen verfudhen, hält man eine befondere Warnung 
für überflüſſig. Auch England, welches fonft alle gegen einen Hafen fleuernve 
Schiffe aufbringen ließ, deffen Blofave notificirt war, bat ſich feit dem amerifa- 
nifhen Bürgerkriege dem Poftulate einer fpeciellen Warnung derſelben ange- 
ſchloſſen. 

Es iſt ferner jetzt allgemeine Sitte, ehe die Einſchließung eines Hafens er— 
folgt, den im vemfelben liegenden neutralen Schiffen eine beflimmte Frift zum 
Auslaufen zu geftatten. Dadurch ift man der Nothwendigkeit überhoben, fpäter 
Ausnahmen zu Gunften folder Schiffe zu machen, die 3. 8. ſchon vor dem Ein- 
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tritt der Bloklade ihre Ladung gefauft haben. Dies entfpriht denn auch voll- 
fommen bem Charakter der modernen Blokade, welder in ber ausnahmslofen 
Handhabung des Blokaderechts innerhalb der feftftehenden Schranken vesjelben 
gefunden werben muß. 

Iſt eine Blokade ordnungsmäßig notificirt und verfucht ein meutrales Schiff, 
trog der Anwefenheit des Blokadegeſchwaders und trog vorhergegangener Warnung 
die Dlofade-Pinie zu durchbrechen, fo macht es ſich des Vergehens des Blofade- 
bruchs ſchuldig, kann von dem Blokadegeſchwader aufgebracht und vor ein Prifen- 
gericht geftellt werben. Die Engländer hielten ſich früher für berechtigt, nicht nur 
den vollendeten Blofabebruh, fondern aud jeden Verſuch vesfelben als Grund 
zum Aufbringen eines neutralen Schiffes zu betrachten. Als Verſuch des Blokade⸗ 
bruches erklärten fie aber jede Annäherung an die Blofadelinie. Das neuere Recht, 
welches eine befondere Warnung des betreffenden Schiffes verlangt, macht es über: 
haupt unmöglih, von einem verfuchten Vergehen des Blokadebruchs zu reben. 
Der Berfuch des Eindringens von Seiten eines gewarnten Schiffes ift eben das 
Vergehen des vollendeten Blokadebruchs. Ein Schiff, welchem es gelungen ift, 
die Dlofabelinie zu durchſchneiden, darf natürlih von dem Blofadegefhwader 
gejagt werben, jedoch nicht länger, als bis es einen neutralen Hafen erreicht hat. 

Die Strafe, welde das Brifengericht über ein des Blokadebruchs ſchuldig 
befundenes Schiff verhängt, iſt die Konfiskation desſelben. Man konfiscirt aud) 
die Ladung, fobald der Kapitän ein Intereffe an derfelben hat, ober dem Gigen- 
a. beim Abgang des Schiffes die Verhängung der Blokade befannt geworben 
ein mußte. — 

Seit dem 3. Decennium dieſes Jahrhunderts hat man mehrfach, chne vor: 
bergegangene Kriegserflärung,, den Handelsverlehr eines Staates zur See burd) 
Kriegsjchiffe abgefperrt und dieſe halbfriegerifhe Maßregel friedlihe Blokade 
(blocus pacifique) genannt. Fefte Grundfäge über dieſen blocus pacifique haben 
ſich bis jegt noch nicht herausgebildet. Sicher aber brauchen dritte Mächte eine 
jelhe frienliche Blokade nur zu achten, ſobald fie effettiv und ihnen gehörig noti- 
ficit iſt. Endlich dürfen Schiffe, welde einen blocus pacifique verlegen, nicht 
lonfiscirt, fondern höchſtens fequeftrirt werben. 

Literatur: Bluntfhli, Modernes Bölferreht: $ 827—840, vgl. mit 
$ 506 fg. Heffter, Völkerrecht, $ 154, 156, vgl. mit $ 112, 121. Gesaner, 
Droit des nenutres sur mer. p. 145 fl. Ortolan, Diplomatie de la mer. 
me €d. Liv. IH. Ch. 9. Strauß. 


Bodin. 


Bodin, Jean, geboren zu Angers 1530, geftorben 1596 zu Laon, ift einer 
der bedeutendſten Staatsgelehrten, nächſt Machiavelli der beventenbfte des ſechs— 
xhnten Jahrhunderts. Er hatte an den religiöfen und politiſchen Kämpfen feiner 
Beit lebhaften Antheil genommen, In religiöfer Hinfiht hielt er fid zwar äußerlich 
zu der katholiſchen Kirche, aber war innerlich der freiefte Denker. Seine Schrift 
Heptaplomeres enthält eine friedliche Disputation ver Bertreter der verſchie— 
denen Religionen und Konfeffionen. Perfönlid war er Theift, aber feiner Kon- 
feflon ergeben. Im Charakter war er rechtſchaffen, gewiffenhaft, unbengfam 
und doch zur Vermittlung geneigt. Als Mitglied ver Generalftände von Blois 
(1576—1577) war er ein führer des dritten Standes und trat für den religiöfen 
Örieden ein. Er war monarchiſch gefinnt, von Heinrich IN. gern zu Gaft gelaben; 
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aber aud bem Könige entgegen wahrte er das flänbifhe Recht an der Do— 
mäne, als Staatsgut, welches von dem Könige nicht veräußert werben dürfe. Nur 
einmal ließ er ſich bewegen, der liguiftifchen Revolution zu huldigen. Bald aber 
trat er wieder zuräd und bielt fi zu dem toleranten Heinrich IV., mit dem er 
iympathifirte. Er war ein Günftling des Herzogs von Wlengon und beſuchte auch 
—— mit dieſem Fürſten. Er ſtarb als Generalprokurator von Laon an 
der Peſt. 

Sein wichtigſtes ſtaatswiſſenſchaftliches Werk iſt das franzöſiſch und lateiniſch 
erſchienene Buch über die Republik, zuerſt 1576. Dasfelbe iſt für die ganze 
Staatswifſenſchaft Epoche machend geworben. Gegenwärtig wird das Bud nur 
von Wenigen noch gelefen. Der Styi desſelben ift ſchwer, unbeholfen, weitſchweifig. 
Aber es iſt ſehr viel gefchichtlicher Stoff und es find viele bedeutende Gedanken 
darin. (Montes quieu hat fehr viele feiner Ideen aus dem Studium Bodins 
gewonnen.) 

Bodin befinirt den Staat, den er Republit nennt, als bie „Rechtsordnung 
einer Mehrzahl von Familien und ihrer gemeinfamen Güter unter der fonveränen 
Gewalt”. Er erkennt nicht in den einzelnen Menden, fondern vorzüglih in ven 
Familien die Elemente des Staats, Die abfolute Gewalt des römiſchen Haus 
vaters Über die Frau und die Kinder entfpricht feinem Ideal. Wie die Familie 
durch den Hausvater, jo wird das Volk durch die fouveräne Gewalt geeinigt. Für 
biefes Gemeinwefen forbert er ein öffentlihes Gut im Gegenſatze zu bem 
Privatgute der Bürger. Hier macht er ſchon, ganz im Gegenfag zu ben mittel» 
alterlihen Begriffen, den nöthigen Schnitt, ver die beiverlei Güter tremnt. 

Ganz bejonders wichtig ift aber fein Begriff der Souveränetät geworben. 
Den Namen fand er in der franzöfiichen Sprade vor „souverainete* Er 
überfegt ihn bald jus majestatis, bald summa potestas, summum imperium. In 
der Souveränetät fieht er bie Einheit der Stantögewalt und ihre höchſte, nur 
Gott unterthänige dauernde Machtfülle. Nur wen biefe Macht dauernd zu- 
fteht, nicht den vorübergehenden Diktator nennt er Souverän. Über höchſt be- 
bentlih ift es, daß er von Anfang dieſe Souveränetät als abfolute Gewalt 
faßte. Der Souverän iſt nah Bodin aud nicht durch die Gefege gebunden, weil 
die Gefege von ihm ihre Kraft ableiten, und nicht er von den Gefegen. Nur 
durch Berträge kann der Souverän andern gegenüber verbunden werben. 

Bobin gibt fi viele Mühe, viefe abfolute Gewalt aus ber Geſchichte zu er- 
weifen. Es gelingt ihm das aber gegenüber ven germaniſchen Staaten jchlecht, 
welde niemals diefelbe anerkannt haben. Eher kann er fi auf das römiſche Staats- 
recht dabei berufen; und die Neigung ber franzöfifhen Geſchichte, eine abjolute 
Königsgewalt auszubilden, kommt ihm wohl zu flatten. Er förberte biefelbe Hin- 
wieder durch feine Theorie gewaltig. 

Die Souveränetät ift ihm übrigens nur ein ſtaatsrechtlicher Begriff und 
durchaus nicht, wie vielen feiner Nachfolger, ein Recht Über und außer dem 
Staate. Dagegen bat aud er eine Hauptfhuld an ver Verwechslung der Sou- 
veränetät ald der Macht des ganzen Staates mit ber fouveränen Macht bes 
Sauptes im Staate. Defhalb fieht er nicht, daß die Souveränetät des Haup- 
tes durch die Souveränetät des ganzen Körpers beſchränkt, d. h. durch bie 
Berfafiung gebunden ſeil. Er erkennt nur im Privatrecht eine nothwenbige 
—— der öffentlichen Gewalt, nicht in ſtaatlichen Rechten der Glieder des 

taats. 

Ausführlich beſpricht er die verſchiedenen Staatsformen, indem er die 
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Theorie des Wriftoteles weiter auszubilden fucht. Bei dieſer Gelegenheit äußert er 
fih auch über die Berfaflung des deutfhen Reiches und findet, daß fie Feine 
Monarchie, fondern eine Ariftofratie fei, indem bie fonveräne Macht nicht 
dem Kaifer für fi, fondern nur in Verbindung mit den Reihsftänden zukomme. 

Obwohl feine Lehre der Föniglihen Gewalt fehr günftig iſt, nn verlangt er 
bo politifche Körper und Inftitutionen, welche ben König auf die Wege ber Ber- 
menft und der Gerechtigkeit hinweiſen, einen Senat ober Parlament, einen Staatsrath, 

Er erörtert auch genauer die Frage, inwiefern der Magiftrat ungeredte 
Befehle des Souveräns befolgen müſſe. Wenn jener diefem zumuthe, bas gött- 
liche Gefeg und die Grundgefege der Natur zu verlegen, fo fei biefer keineswegs 
zum Gehorfam verbunden, weil der Souverän die Grenzen der Stantögewalt 
überfchreite. Wenn aber der Befehl nur gefegmwidrig fei, fo fei der Magiftrat 
verpflichtet, nachdrücllich und wiederholt zu remonftriren, aber ſchließlich müffe er 
bob, wenn der Souverän auf feinem Befehle beharre, vollziehen. 

Er bat eine eigenthümliche Eintheilung der Stände, welche fehr dharalte- 
riſtiſch für die damaligen franzöſiſchen Zuftände ift: 1) —— 2) Klerus, 3) Senat, 
4) Generale, 5) Feubal-ÜMdel, 6) Adel der Robe, Stupirte, 7) Kaufleute, 8) Hanb- 
werfer. Die Bauern bedeuten noch nichts, fie find nur als Anhang der Getreibe- 
Hindler, Metzger und Bäder erwähnt. 

Ueber die Staatswandlungen (conversio civitatis) hat er forgfältige 
Unterfuhungen und viele gute Bemerkungen. Zuwellen aber vertieft er ſich in 
labaliſtiſche Berechnungen. Das normale Lebensalter eines Staats rechnet er fo 
auf 500, genaner auf 496 Jahre. Als oberftes Staatögefeg gilt ibm, wie ben 
Römern, die Salus Publica. 

Er ſucht die Mannigfaltigkeit der Staaten aus natürlihen Urſachen zu er- 
Müren, theils aus dem Klima, theils aus piychologifhen Gründen, theils aus ber 
Beihaffenheit des Bodens und der Atmofphäre. Diefe Betrachtungen find jehr 
ih am Beobachtungen, die nur theilweife von Montesquien benugt worben find. 

Zuerft hat Bodin die Sonderung der Rehtspflege von der Regierung 
ald eine nothwendige Berbefferung in der Organifation des Staats gefordert und 
die Nachtheile beleuchtet, welche die Verbindung beider Gewalten in berfelben 
Perfon zur Folge habe. Er fordert das im Namen ber Gerechtigkeit und der Frei⸗ 
heit. Auch die Wiederernenerung der altrömifchen Eenfur verlangt er, freilich in 
geänderter Geftalt mehr mit wirthſchaftlichen als moraliſchen Befugniffen. Sein Ipeal 
iſt eine abſolute Rechtsmonardie, ein Begriff, gegen den freilich logiſche und 
praltiſche Bedenken ſprechen. | 

Bgl. Baudrillart: J. Bodin et son temps. Paris 1853. Bluntſchli: 
Geſchichte des Allg. Staatsrechts. 2. Aufl. Münden 1867. ©. 33 fi. 


Bluntiält. 
Börne. 


Unter den politiſchen Literaten Deutſchlands behauptet Börne durch ſein jour⸗ 
naliſtiſches Talent und ſeine ehrliche Geſinnung einen ſo hervorragenden Platz und 
zugleich iſt er ein fo entſchiedener Wortführer der radikalen Parteirichtung, daß er 
als Bertreter einer zahlreichen, aber großentheils tief unter ihm ſtehenden Klaſſe 
von Journaliften betrachtet werben darf. Ludwig Börne wurde am 23. Mai 1786 
in Frankfurt am Main von jüdiſchen Eltern geboren und dem Boden bes trabi- 
tionellen Judenthums früh dur Einflüffe Mendelſohn'ſcher Philofophie entrüdt. 
Mit dem vierzehnten Jahre begann er in Stehen Medicin zu ſtudiren und wanbte 
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fi von bort nad Berlin, wo er an bem geiftigen Leben, das fi um Fichte, 
Schleiermacher, Schlegel und bie Rahel bewegte, lebhaft Theil nahm. Aeſthetiſche 
und politifche Interefjen entfrembeten ihn bier der Medicin mehr und mehr, philo- 
fophifche Studien traten in ven Borbergrund, und der Aufenthalt in Halle reifte 
endlich feinen Entſchluß, fih den Stantswifjenfchaften zu widmen. Nachdem er in 
Giehen als Kandidat ver Philofophie promovirt hatte, kehrte er nah Frankfurt 
zurüd, wo er (1811) als Polizeialtuar eine Stelle erhielt, Er verlor. diefelbe, als 
Frankfurt in feine alten Rechte und Freiheiten wieder eingefegt wurde, und lebte 
von nun an amtlos feinen literarifhen Neigungen. Auffäge für das Morgenblatt, 
das Frankfurter Journal, die Zeitihwingen, ein Briefwechfel mit einer Freundin, 
ver ſehr bald mit Rückſicht auf die Beröffentlihung fortgeführt wurde und nicht 
wenig dazu beitrug, feinem StyI bie elaſtiſche Leichtigkeit und Eigenheit zu wahren, 
füllten feine Tage ans. Ins Jahr 1818 fällt feine Taufe und die Gründung der 
„Wage", einer „Zeitfchrift für Bürgerleben, Wiffenfhaft und Kunft”, die er drei 
Fahre fortführte. Befonderd waren e8 bie Theaterkritifen, die ihr die Aufmerkfam- 
feit des Publitums über Frankfurt hinaus zumendeten. 

Ein zweijähriger Aufenthalt in Paris (1822. und 1823) fhärfte Börne’s 
politifhe Beobachtung, erweiterte feinen Geſichtskreis und löste feine Zunge vollends. 
Schon frühe waren feine politifchen Hoffnungen auf Franfreih gegründet. Er fah 
in Paris den Heerb ber europäiſchen Frelheit. Mit der patriotiihen Bewegung 
Deutfhlands in den Befreiungskriegen hatte er nur injofern fympathifirt, als fie 
gegen Napoleon gerichtet war. Indem fie zugleid in den Ftanzoſen die Feinde 
Deutſchlands befämpfte, widerftrebte er ihr mit ganzer Seele. Der höchſte politifche 
Gedanke feines Lebens war es, die alte Feindſchaft der beiden Völker zu verföhnen, 
und im Kampfe wider den Abfolutismus Franfreih zum Bundesgenoffen Deutſch— 
lands zu gewinnen, Was er unter der Reftauration foheitern jah, hoffte er von 
ber Julirevolution, bie ihn wiederum nad Paris zog, und bas Fehlichlagen viefer 
Hoffnung, die in ven Parifer Briefen (1830—1834) der Grundton iſt, verbüflerte 
fein Gemüth, wie das Verkennen feines Strebens von Seite derer, deren Schidfal 
ihn Tag und Nacht befümmerte, feinen frühen Tod (am 13. Februar 1837) 
weſentlich mit verfchuldete. Wäre er der flache Kosmopolit gewefen, für den ihn 
fetne Gegner verfchrieen haben, der Renegat, der Deutſchland an Frankreich ver- 
rathen, fo hätte er früher eine Aufgabe verlaffen, die ihm Danf von keiner Seite 
eintrug, und wäre von einem Kampfe abgeftanden, in dem er ſeine Kraft fruchtlos 
vergeudete. Statt deffen gründete er noch in ben legten Jahren die franzöftfche 
Zeitfchrift la balance, und ſchrieb feine reiffte, wenn auch nicht feine glänzendſte 
Schrift „Menzel, ver Franzoſenfreſſer“ (1837), fein politifches Teftament. „In der 
Geele diefes Mannes (fchreibt Heine über Börne, ©. 293) jauchzte und biutete 
eine rührende Baterlandsliebe, die ihrer Natur nad) verfhämt, wie jede Liebe, fich 
gern unter fuurrenden Scheltworten und nergelnden Murrfinn verftedte, aber in 
unbewadter Stunde defto gewaltfamer hervorbrach.“ 

Die Schriften Börne's tragen alle mehr oder weniger das Gepräge augenblid- 
liher Stimmung. Börne wußte, daß er „nur auf Briefpapier zu ſchtelben vermochte“, 
daß er vom Tage in ben Tag lebte, dachte, wirkte und litt. Elne tiefere Erkenntniß 
des biftorifhen Zufammenhangs in dem Schidfal ver Völker befaß er nidyt und 
für das gewordene Recht hatte er wenig Verſtändniß. Bergebens wird man auch 
in feinen Schriften nach beftimmten politifchen Principten ſich umfehen oder fein 
Ideal einer Stantsform auffuchen. Nicht durch politifche Ideen — jene Eine aus- 
genommen, der Allianz der Deutſchen mit den Yranzofen — Hat ſich Börne aus» 
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gezeichnet, noch jemals durch pofitive Borfhläge zu Reformen bervorgetban. Die 
Negation war das Element, in dem er feine Befriedigung fand. Er war kein Staats- 
mann, aber er war ein großes journaliftifches Talent; kein vertrauenswerther Partei- 
führer, aber ein trefflicher Weder eines ſchlafenden Volks. Das Gefühl einer allge- 
meinen politifhen Lähmung lag jener Epode in den Glievern, und diefem Gefühl 
zab Börne einen leivenfchaftlihen Ausbrud, der einen weiten Wiederhall fand und 
die Schläfer aufihredte. Börne wendete alle Kraft feines rafhen Scharfblids, die 
blemdende und überrafhende Kunft feiner Sprache, den feinem Stamme eigenthüm« 
lichen ſtechenden Wig, deſſen mit bitterm Hohne getränkte Widerhafen jede Wunde 
ſchmerzlicher machen, und die Neizbarkeit feiner Natur zu dem Einen Zwede auf, 
um in dem deutſchen Bolle das Bewußtſein wach zu rufen, daß es in einem 
unwärbigen Zuftande der Bevormundung gebuuden liege, um bie unnatürliche 
Dumpfheit des öffentlichen Lebens zu durchbrechen und das Berlangen nad einer 
freien Bewegung anzuregen. Börne führte fharfe und glänzende Waffen und war 
dazu angethan, fie rüdfichtslos zu gebraudhen. Er wurde daher zum literarijchen 
Bortführer einer anwachſenden Bewegungspartei, und fand raſch wieder in ber 
Jugend eifrigen Beifall. Als man ihm vorwarf, er habe nichts Anderes im Sinne, 
alg Alles niederreißen, erwieberte er: „Wie dumm ift diefe Anklage! Dan kann 
ja nicht eher bauen, als bis das alte Gebäude niebergerifien if, und ber Nieber- 
reißer verbient eben fo viel Lob als der Aufbauende, ja noch mehr, well fein Ge— 
Häft noch viel wichtiger." Das Nieverreißen kann man aber gar wohl audy un- 
reifen Buben überlaffen, das Aufbauen aber fordert feinen Mann. Diefer negativen 
Tendenz gemäß nahm er das Recht der Revolution im weiteften Maße in Anſpruch. 
In der Revolution ſah er die Borbebinguug und bie Quelle der Freiheit. Es fehlte 
feinem Urtheil an dem nöthigen Maß, die Leidenſchaft trieb Ihn Leicht ins Schranfen- 
loſe. Seine Schriften find daher voll von ſchiefen umd verzerrten Anfichten über 
PBerfonen und Ereigniſſe. Obwohl er gerecht fein wollte, er konnte es nicht, weil 
ihm die Ruhe der Betrachtung und die Sicherheit fefter Principien fehlten. Sein 
Gemüth wurde von der Leidenfchaft des Moments fortgerifien und entzündet und 
ipiegelte die Welt in getrübten Bildern zurüd. Dem Abfolutismus gegenüber hatte 
ſein Radikalismus eine gewiſſe Berechtigung; aber wehe ven Völkern, wenn fie 
nur von Ertrem zu Ertrem ſchwanken und taumeln und bald in dumpfer und 
feiger Ergebung vor dem Abfolutismus fi niederwerfen, bald in fieberhafter Er- 
tegtheit alle Schranfen der Orbnung nieberreißen. „Frei fein”, ſchrieb Börne, 
„es ift nichts, aber e8 werden, bie Genefung, da ift das Glück.“ Hätte er das 
Bort recht bedacht, das an Leifings berühmten Ausfprud erinnert, das Streben 
nah Wahrheit ſei ver Wahrheit vorzuziehen, jo hätte er auch eingefehen, was er 
immer überfehen hat, daß das „Werden“ bebingt ift durch die Boransfegung ber 
vorhandenen Anlage, d. h. durch den Hiftorifhen Boden, auf dem es wird, 
Gegen das Ende feines Lebens wurde Börne immer heftiger und gereizter. 
Der Untergang aller Hoffnungen verbitterte ihn. Während er „bis in fein fünf- 
undvierzigftes Jahr der konftitutionellen Monarchie zugethan war" (Menzel, ©. 88), 
jo erflärte er num geradezu bie freiheit als das Gegentheil der Monarchie (Parifer 
Briefe IV. ©. 19) und erwartete nur von der Demokratie noch das Heil. 
Außer ven „Geſammelten Schriften Börne’s" (Hamburg, bei Hoff: 
wann und Campe) find vorzüglich über ihn zu vergleichen: Heine über Börne. 
Hamburg, 1840 (trog der Nieberträchtigkeit, die Heine in dieſem Buche gegen eine 
Frau begangen, und der boshaften Polemik gegen Börne, nicht ohne gerechte Wür- 


digung Börne’s) und Börne's Leben von K. Gutzkow. Hamburg 1840, 
Bluntfgli. 
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Unfere gegenwärtige, auf dem Princip der Arbeitstheilung beruhende wirth- 
ſchaftliche Organtfation hat man nicht mit Unreht ein Syftem der Tauſchwerthe 
enannt. Da Niemand ausfhließlih, der größte Theil der Menfhen gar nicht 
Güter zu eigener Konfumtion probneirt, fondern Jeder in möglidfter Menge Waaren 
einer Art herftellt und dieſe auf den Markt bringt, fo iſt es im Intereſſe bes 
Probucenten gelegen, in erfter inte barauf zu fehen, daß er einen guten Preis 
für feine Waare erzielt, um ſich dafür möglichft viele andere Güter kaufen zu 
fönnen. Der Preis der Waaren ift ihre wirthſchaftlich wichtigfte Eigenſchaft ge- 
worben. 

Dies ift noch nicht bei allen Waaren in gleihem Grabe ver Fall, wenn es 
fih aud bei allen, felbft beim Grund und Boden, immer mehr geltend madht. 
Manche Güter, namentlich diejenigen, bie als fired Kapital dienen, find noch immer 
vorzugsweife beftimmt, lange Zeit in derfelben Hand zu bleiben, oder haben noch 
einen individuellen Charakter; fie haben daher noch feinen Marktpreis, zu dem 
man fie jederzeit verkaufen Könnte, fondern der Preis beftimmt fich im einzelnen 
Falle des Berfaufs durch Transaktion zwifhen Käufer und Berkäufer, wenn gleich 
zwiſchen nicht allzu weiten Grenzen, bie fi im voraus berechnen laflen. Andere 
Waaren dagegen werben beftändig maſſenhaft zum Verkaufe angeboten und begehrt 
und find dabei fo gleihartig, dag man eine einzelne Waare gleichen Namens zu 
gegebener Zeit an gegebenem Ort ſtets zu bemfelben Preis verlaufen und kaufen 
ann wie alle andern gleichnamigen Waaren, 3. B. Korn, Petroleum, Baumwolle 
u. dgl. Das Berfehrsgebiet num, innerhalb deſſen Waaren gleicher Art mafjenhaft 
verhandelt werden, fo daß alle Gefhäfte in verfelben Waare auf einander influiren 
und zu berfelben Zeit bei allen ein annähernd gleicher Preis erzielt wirb, heißt 
ber Markt. Es gibt Waaren, für welche bie ganze Welt ver Markt ift, fo Ge— 
treive ober bie edlen Metalle, für die fi allenthalben ſtets Käufer und Berfäufer 
finden, die durch das Intelligenzwefen mit einander in Verbindung ftehen und 
baher auch zu wenig verſchiedenen Preifen fontrahiren, fo weit nicht Trantport- 
foften oder Zölle wefentliche Differenzen bebingen. 

In früherer Zeit, da der Zufammenhang zwifchen örtlich getrennten Gejchäfte- 
leuten ſchwieriger herzuftellen war, fpielten eine große Rolle die zu beftimmter Zeit 
an beftimmten Drten abgehaltenen Jahrmärkte oder Mefien, allgemein Märkte im 
engern Sinne genannt, d. i. maffenhafte Zufammenkünfte von Käufern und Ber- 
fäufern, welche Iegtere ihre Waaren mitbradhten und unter ftarfer Konkurrenz der 
beiden Parteien verhandelten. Noch jest haben biefe Märkte namentlich für land- 
wirthſchaftliche Probufte, Vieh, Gemüfe zc. ihre große Beventung; im Allgemeinen 
werben fie jedoch immer weniger nöthig, da das Intelligenzweien das perfünliche 
Zufammenfein vieler Verkäufer und Käufer in Gegenwart der Waare erfegt. Eine 
Abart des Marktes in legtgenanntem Sinne tagegen beginnt immer wichtiger 
zu werben, nämlich vie Börfe, die fih vom alten Markte hauptſächlich dadurch 
unterſcheidet, daß die Berfammlungen häufiger und regelmäßiger ftattfinden und 
die Waare ſelbſt nicht mehr gezeigt und ſofort überliefert werden muß. Dieß iſt 
natürlich nur bei Waaren möglich, bei denen ver Name und eine Ouantitäts- 
bezeihnung völlig genügt, um den wirthſchaftlichen Werth des Guts zu beftimmen, 
eine Eigenfhaft, die im höchſten Grade den Evelmetallen und den verſchiedenen 
Krebitpapieren zulommt. Man nennt ven Berfammlungsort ſowie die Berfammelten 
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ſelbſt und diejenigen, die gewerbamäßig bort erfheinen, die Börfe*), und finden 
ſich ſolche Börfen in allen großen Handeisftäbten. Es wird theils an berjelben 
Börfe nur eine einzige Waarengattung verhandelt, theils mehrere, theils find Börfen 
für verſchiedene Waaren neben einander in demfelben Gebäude wie bie Getreide⸗ 
und bie Fondsbörſe in Berlin. 

An den Börfen zeigt fi am vollendetften das freie Spiel von Angebot und 
Nachfrage zur Beftimmung der Preife; alle Licht- und Scattenfeiten der freien 
Konkurrenz und umferes vor Allem auf die Preife fpelulirenden Wirthſchafts- 
foftems find bier am fchärfften ausgebildet. Wenn es noch immer, ja nenerbings 
jogar fehr ſtark beftritten wird, bob der Privategoismus die Haupttriebfeder ber 
menfhlihen Handlungen im wirthſchaftlichen Leben ſei, fo iſt er an ber Börfe 
entſchieden das einzig leitende Motiv. Hier insbefondere herrſcht derjenige Egois- 
mus, der fi nit in Harmonie mit ben Gefammtinterefien befindet, ſondern ſich 
auf Koften Anderer geltend macht. Wenn ein Waarenprobucent feine Waare theurer 
verfauft, fo Leiftet er dem Abnehmer immer noch einen Dienft, ba legterer bie 
Baare felbft mit noch weit größeren Opfern bergeftellt hätte; wenn der Kaufmann 
feine Waaren mit 100 9), inn an den Ronfumenten abfegt, fo ift der Kon- 
jument, ber eine billigere Bezugsquelle nicht Hatte oder lannte, immerhin mod 
nit beſchädigt. An der Börfe aber werden nit nur Waaren umgeſetzt mit dem 
Erfolge, daß fie derjenige bekommt und benugt, der fie am nothwenbigften braucht 
und am beften verwendet, bier wird maflenhaft gefauft und verfauft nur um ber 
Preispiffereng willen. Der Eine gewinnt, was der Andere verliert, ohne daß irgend 
einer Waare erhöhte Brauchbarkeit verliehen worden wäre. Mit andern Worten: 
es wird am den Börfen gemwettet und gefpielt, was nicht nur für vie Gefammtheit 
kinen Bortheil bringt, ſondern pofitiv ſchädlich ift, weil es tüchtige Kräfte von 
—— Thatigkeit abzieht und einen unſoliden Spelulationsgeiſt in weiten Kreiſen 

reitet. 


Das unfittlihe und ſchädliche Treiben an den Börſen iſt ſchwer zu verhin- 
den, weil bie Spielgefhäfte fi von dem andern nicht unterſcheiden laffen. Die 
Eriftenz einer Börfe für die wichtigften und maflenhafteften Verkehrsartilel ift ein 
Bedürfniß für diejenigen, welde ſchnell und ficher kaufen und verlaufen wollen, 
und ift angenehm für das ganze Heine Publitum, das in Folge der an ber Börfe 
feftgefegten und publicirten Preife oder Kurſe flets erkennen kann, welchen Werth 
die in feinem Befige befindlichen Waaren haben. Indem an der Börfe die großen 
Kaufleute, welche die Konjunkturen am beften vorausberechnen können, zufammen- 
lommen, wirb bewirkt, daß der Markt für die eigentlichen Konfumenten ftets ge- 
nügend verforgt ift und nicht zu ſtarke Preisihwankungen im Laufe der Zeit 
eintreten; indem ferner die Börſen für dieſelbe Waare an verſchiedenen Handels- 
plägen mit einander im Zufammenhang fiehen, werden aud örtliche Preisverfchie- 
denheiten raſch ausgeglihen. Der Mangel an einem und der Ueberfluß an bem 
andern Drte ergänzen fich ſchnell, indem ber Börfenfaufmann da kauft, wo ber 
Kurs am niebrigften fteht, und verfauft, wo er hoch iſt, alfo ein flarker Begehr 
nad der Waare ift. Dies bezieht fich infonderheit auf die Waarenbörfen, namentlich 
die Kombörfen, während die Fonbsbörfen, an denen der Kurs von GStaats- und 
Geſellſchafts-⸗Obligationen, Aktien ꝛc. feftgefegt wird, das Aufbringen des nöthigen 





*) Preußifches Geſetz vom 7. Mai 1825: „Die Börfe ift die unter Genehmigung des Staates 
ndende eye von Kaufleuten, Malern, Schaffnern und andern ar ie jur Er 
g des Betriebs kaufmänniſcher Geſchäfte aller Art.“ — 
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Kapitals für neue Unternehmungen erleichtern und jedenfalls allen Inhabern foldyer 
Papiere die Annehmlichkeit gewähren, daß fie wiffen, zu welchem Preife fie kaufen 
und verlaufen können. Auch find diefe Börfen ein Anreiz für Kapitaliften, langen 
ober unkündbaren Krevit zu geben, dba die beflänbige Verkäuflichkeit ver Schuld— 
urfunde an ber Börfe einen Erfag für die entfhwundene freie Verfügung über 
dag Kapital bildet. Bielfah wird auch behauptet, die Börfen feien den Staaten 
dienlich, indem ber Kurs der Staatspapiere den Regierungen einen Mafftab für 
die Güte ihres Berhaltens an die Hand gebe. Geht doch Zachariä jo weit, zu 
behaupten, es fei ein Unglüd für die klaſſiſchen Staaten gewefen, daß fie feine 
Staatsfhulden hatten, deren Börfenfurs ihnen als Barometer ihres Zuftandes 
dienen konnte. Dies ift höchſt übertrieben, da die politifche Weisheit der Börfen- 
männer durch unbegründete Furt und Hoffnung wefentlih getrübt (Napoleon I. 
fümmerte fi daher gar nit um bie Börfe), das wirkliche durchſchnittliche Ver⸗ 
trauen auf den Krebit eines Staates auch durchaus nicht der einzige Beftimmungs- 
grund für den Kurs der Stantspapiere if. Wenn „das Geld knapp if“, d. h. 
wenig neues Kapital angefammelt wird ober die Unternehmungsluft gering ift, 
wenn der Zinsfuß fteigt, finft der Kurs aud der PBapieere des beftgeorbneten 
Staates. Endlich ſchwankt der Kurs nicht nur nad folden aus ber politifchen 
ober ber allgemeinen wirtbfchaftlichen Rage oder der Situation des fpeciellen Schulb- 
ners hervorgehenden Gründen, fondern er wirb Fünftlich in die Höhe gefhraubt 
und gedrückt durch Berbreitung falfher Nachrichten, durch maſſenhafte (fcheinbare) 
Ans oder Berfäufe wird das allgemeine Bertrauen in die Güte und Sicherheit 
eines Papiers ungerechtfertigter Weife geftärkt oder geſchwächt, der Kurs fleigt ober 
finft und es gewinnen biejenigen, bie & la hausse ober & la baisse fpefulirt 
haben. Man nennt diefes künſtliche Emporſchrauben over Drüden der Kurfe agiotage, 
und fie iſt das wichtigſte Mittel, durch das an der Börfe die Mugen und namentlich 
bie reichen Kapitaliften fih auf Koften der Heinen und unerfahrenen Leute be— 
reihern. Infonderheit ift es fhlimm, daß wenigftens auf dem Kontinent die Ban- 
quiers ſich übermäßig mit folder Ausbeutung der Meinen Spieler an den Börfen 
befhhäftigen und fo ihre eigentliche Aufgabe dem Publitum gegenüber vernadhläffigen. 

Die Börfe entwidelt fi naturgemäß mit dem großen Berkehr in Waaren, 
bie maffenhaft im gleicher Qualität auf dem Markte erſcheinen; fie ift vie noth— 
wenbige Form, in der fi das beftändig vorhandene Bedürfniß des’ Kanfens und 
Berlaufens geltend macht; fie würde faktiſch eriftiren, aud wenn man ihr poli= 
zeilich ein eigenes öffentliches Lokal verbieten wollte. Sie dient zur Nivellirung der 
Preife und verhindert, daß der einzelne Käufer oder Verkäufer dem Blinden Zufall 
anheim gegeben ift. So tft die Börfe unvermeiblih und nüglid — und daß fidh 
zugleih unprobuktives Spielen und betrügerifhes Spekuliren an ber Börfe ein— 
findet, ift ein Mißſtand, ver durch Gefege und Verordnungen fihwer zu heben ift. 
Die Spielgefhäfte an der Börfe treten gewöhnlich in der Form des fogenannten 
Differenzgefhäfts auf: eine Partei verfpricht der andern, an beftimmtem Termin 
zu beftinnmtem Preis eine Quantität Waare zu liefern, liefert aber dieſe nicht 
faktiſch, fondern empfängt oder zahlt nur die Differenz zwiſchen dem vertrags- 
mäßigen Kurs und dem Kurs’ zur Zeit der Erfüllung. Wenn man die Differenz- 
gefhäfte verbietet, oder als nicht Magbar erklärt, und nur bie reellen Lieferungs- 
geſchäfte geftattet und als legale Verträge anerkennt, fo ift damit praltiſch Nichts 
gewonnen, denn was faltifch als Differenzgefhäft beabfichtigt ift, wird dod ber 
Form nad als Lieferungsgefhäft abgefhloffen, und mancher als Lieferungsgefhäft 
beabfichtigter Vertrag wird hinterher zum Differenzgefhäft ohne alle Abſicht des 
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Spielens, einfach dadurch, daß der Schuldner nicht leiſten kann oder will und als 
Schadenserſatz die Differenz zahlt. Was die agiotage betrifft, ſo unterliegen wohl 
Fälle des Betrugs dem Strafrecht, indeß iſt auch hier der Beweis im der Regel 
ſehr ſchwierig. Wir find daher gemöthigt, das Börfenfpiel und die agiotage als 
eine Krankheit zu betrachten, die fi bei body entwidelten Verkehrsverhältniſſen 
unvermeidlich einftellt und mit direften Mitteln nicht zu furiren ifl. Waren doch 
jelbft die 2 Jahre Gefängniß und ber Pranger, womit bie franzöſiſche Republit 
diejenigen bebrohte, die den Kurs ber Aifignatem brüdten, ein ohnmächtiges Mittel! 
Die Befteurung der Börfengefhäfte, welche im jüngfter Zeit für den Norddeutſchen 
Bund vorgefhlagen worben ift, ließe fich wohl rechtfertigen, injofern eine Beſteu⸗ 
rung des flüffigen Kapital® nady den Grundſätzen einer gleichmäßigen Steuer hier 
wohl eingeführt werben dürfte. Aber es würde eime ſolche Mafregel nur dazu 
dienen, die Differenzgefhäfte aus den öffentlichen Börfenhäufern im die Wintel- 
börfen zu treiben, wicht fie zu verhindern. 

Das Entfichen der Zeit- und Differenzgefchäfte fällt mit den erften großen 
Altiengeſellſchaften im 17. Jahrhundert zuſammen, und in biefem fo wie im nächften 
Jahrhundert entwidelten fih in Holland, England und Franfreih alle Krankheiten 
des Börſenverlehrs zu eimer von der Gegenwart laum erreichten Größe. Es iſt 
daher nicht. allzu gewagt, anzunehmen, daß es fi) hiebei mehr um eine Jugend» 
tranfheit umferes anf Geld und Kredit bafirten Verkehrs handelt, bie bei ſolider 
Beiterentwidlung bes Geſchäftslebens mehr in den "Hintergrund tritt und fo bie 
ar ausſchließlicher als eine den allgemeinen Jutereſſen dienende Anſtalt er- 
deinen läßt. 

Literatur: Die Auffäge von Dr. Guſtav Cohn in Hildebrand'e Jahr- 
bühern Bd. VII. S. 377 ff. umd im der Zeitfchrift des Kal. Pr. flatiftifchen 
Düreau’s Jahrg. 1868, ©. 20 fi. Dito Swobode, Börfe und Altien. Br — 

1) . 

Bourbonen, ſiehe Gapetinger und Bourbonen, 
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Bon den drei Dynaſtieen, die ſeit Entſtehung des Königreichs über Portugal 
regiert haben (1. die ächten Burgunder 1095— 1383, 2. die unächten Burgunder 
1383— 1580, und 3. das Haus Bragamza feit 1640) geht die erſte, mit der bie 
beiden anderen zuſammenhängen, zurüd auf den Grafen Heinrih von Burgund, 
äinen Urenkel Hugo Capets, der 1095 von Alfons II. von Gaftilien mit der Hand 
jeinet Tochter Therefia das Land zwiſchen Minho und Douro erhielt, das bald 
nah Porto Portugal genannt wurde. Das amfangs nominell noch vorhandene 
sahne unge An Caſtilien trat mehr und mehr zuräd: ſchon der Sohn des 
burgundiſchen Grafen Affonfo I. legte fi 1143 feierlich dem Königstitel bei und 
ließ auf dem Reichstag zu Lamego Erbfolge und fländifche Rechte gefetzlich feft- 
Rellen. Seinen Nachfolgern fiel die Aufgabe zu, das Reich durch Berbrängung 
der Araber zu erweitern und feine Selbftänbigfeit im Kampfe mit Caftilien zu 
behaupten. Doc erkannte fon Diniz (1279—1325), daß die Zufunft Bortu- 
gald auf der See liege, daß es durch feine lang geftredte Lage am atlantifchen 
Deean zu einer Handeld- und Seemacht beftimmt fel. Mit Fernando (1367 bis 
1383) erlof die ächte burgundifhe Linie. Die Eortes erklärten den Thron für 
erledigt und wählten einen Baftard Pedro's I. zum König. 

Mit Joao I. (1385—1435) fam die zweite Dynaftie auf den Thron; unter 
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ihr follte Portugal die Zeiten höchſten Glanzes finden. Nachdem ſich ber neue 
Herrſcher befonders durch die Schlacht bei Aljubarotta die Anerfennung Gaftiliens 
verſchafft Hatte, begannen unter Leitung bes Infanten Henrique des GSeefahrers 
(t 1460) jene großartigen GSeeunternehmungen, bie von ber Entdeckung Ma- 
deira's (1420) bis zur glüdlichen Auffindung des Seewegs nah Indien führten 
und Portugal für freilich nicht lange Zeit zur erften See⸗ und Kolonialmadt 
Europa’s erhoben. Liſſabon trat an die Stelle Venedigs und warb in ber erften 
Hälfte des 16. Jahrhunderts der Hauptfig des inbifhen Handels; die Erwerbung 
Brofiliens ficherte eine fefte Pofition in dem reichften Theile des neu entdeckten 
Erbtheils. Aber fon unter Manuel dem Großen (1495—1521) und mehr noch 
unter feinem Sohne Jo&o III. (1521—57) zeigten fi) vie Keime des raſchen Ber- 
falls: Monopole hemmten den freien Verkehr und die Unternehmungsluft der Pri- 
daten, licher Fanatismus vertrieb die thätigften Arbeiter, Juden und Mauren, 
aus dem Land, Inquifition und Iefuiten famen zu Macht und herrſchendem Ein- 
fluß. Auf IoAo III. folgte deſſen Entel Sebaftian (1557 — 78), der auf einem 
Zuge gegen Marrofto ein dunkles Ende fand. Bon dem Mannsftamme des Könige- 
haufes war nur nod der alte Karbinal-Infant Henrique übrig, ber gerade ftarb 
(1580), als er die Eortes verfammelt hatte, die Thronfolge zu orbnen. Drei Prä- 
tenbenten traten auf: Philipp II. von Spanien, ver feine Rechte von feiner 
Mutter, einer Tochter des Königs Manuel herleitete: fie waren keineswegs un- 
zweifelhaft, venn ein altes Geſetz in Portugal ſchloß alle Ausländer vom Throne 
aus; der Herzog von Braganza, ber, mit Katharina, ber Tochter eines ber Brüber 
bes verftorbenen Königs vermählt, behauptete, daß feinen und ihren Kindern kraft 
bes Rechts der Mepräfentation ein beflerer Anfpruch zuftehe; Antonio, Prior von 
Erato, ein natürliher Sohn des königlichen Haufes. Bor der Macht Philipps II. 
verfhwand jede Widerrede. Herzog Alba nahm das Land mit Gewalt ein und bie 
Stände erfannten 1581 dem König von Spanien den erblichen Befig zu; Por- 
tugal war eine Provinz der fpanifhen Krone. Diefes Interregnum vollendete den 
unter ben legten Burgundern begonnenen Ruin. 

Erft 1640 erhob fi eine nationale Reaktion gegen bie ſpaniſche Herrfchaft ; 
ein Enkel jener Donna Katharina, JoAo von Braganza, trat an bie Spige ber 
Erhebung, wurde am 1. December 1640 als Jo&o IV. (164056) ausgerufen 
und bald von dem meiften europäiſchen Staaten, zuerft von ben Seeſtaaten, als 
König anerfannt. Mit ihm befteigt das Haus Braganza (Im engeren Gimme) ben 
Thron von Portugal. Erft 1668 fügte fib Spanien ins Unvermeidliche. Aber mit 
ber neuen Dynaftie kehrte die frühere Blüthe des Landes nicht wieder. Die Herr- 
ſchaft in Oftindien war bis auf Meine Gebiete verloren, der Befig von Brafilien 
fonnte nur theilweiſen Erfag dafür bieten. Die Berbinbung mit England, bie 
immer enger wurde, führte, um ber wachſenden Macht ver ſpaniſchen Bourbons 
zu entgehen, ſchließlich auch nur zur Abhängigkeit von frember Politit. Joßo's IV. 
ältefter Sohn Affonfo VI. mußte 1667 wegen Unfähigkeit entfegt werben, bie 
Regierung feinem Bruber Pedro II. überlaffen. Was biefer mit kluger Hand 
befferte, verbarb fein frommer Sohn Joho V. wieder, der alle Einkünfte bes 
Staates zur Dotation von Klöftern und geiftlichen Pfründen verbraudte und zur 
Erfüllung feines Lieblingswunſches, der Errichtung eines Patriarchats in Liffabon, 
den Reft finanzieller Kräfte verfchwendete, der feinem Lande geblieben war. Auch 
die Reformen, bie Pombal unter Jodo's V. Sohn Joſeph I. Emanuel, mit der 
Rüdfihtslofigkeit des aufgellärten Defpotismus durchführte, brachten feine Befferung, 
weil fie eben fo raſch verfchwanden, wie fie gelommen waren. Mit Jofeph I. Tode 
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(1777) beftieg zum erften Mal eine Frau den portugiefifhen Thron, Donna Maria, 
die mit ihrem Dbeim Dom Pebro vermählt worden war. Ihr Sohn Joko VI. 
hatte bei der Geiftesfrankheit feiner Mutter fhon 1792 die Regentſchaft über 
nommen; er wurbe zwar bereits 1794 als Souverän ausgerufen, nahm aber erſt 
nah dem Tode feiner Mutter (1816) den Titel eines Königs von Portugal an. 
Damals befand ſich die königliche Familie in Brafilien, wohin fie fich bei der Be- 
fegung des Landes durch die Franzofen am 25. November 1807 geflüchtet hatte, 
ein Schritt, der ebenfo bie Feigheit der Herrſcher wie ihre völlige Abhängigkeit 
von ben dazu brängenden Engländern verrietb und einen nicht Heinen Theil des 
fommenden Unglüds verſchuldet hat; denn die Kräfte des Landes wurden nun von 
ben fremden völlig zu ihren Kriegszweden ausgenügt und von ihrer fommerciellen 
Habgier aud auf die Zeit des Friedens hinaus erſchöpft. Ein erfter Verſuch, dem 
engliihen Defpotismus loszuwerden, mißlang. Die Verſchwörung des Generals 
Frayre d'Andrade wurde entdedt und mit feiner Hinrichtung beftraft. Das Beifpiel 
Spaniens trieb enblih 1820 zu offenem Aufſtand, der in Oporto feinen Anfang 
nahm, auch hier vom Militär ausgehend, und in Lifjabon fo viel Anhänger fand, 
daß die Engländer das Land verliegen und die nad dem Mufter der fpanifchen 
von den Cortes aufgeftellte Konftitution die Genehmigung IoA0’8 VI. erhielt. Jetzt 
fehrte der König nah Portugal zurüd und befhwor bie neue Berfafjung am 
10, Oftober 1822. Sein in Brafilien zurlidgelaffener Sohn Pedro wurde zu der⸗ 
felben Zeit als unabhängiger Kaiſer ausgerufen, erft 1825 mit Cannings Ber- 
mittiung aber von feinem Vater anerkannt. JoAo VI. aber nahm bie befhworene 
Verfaſſung auf Drängen feines zweiten Sohnes. Dom Miguel (der 1824 wegen 
Berſchwörung gegen feinen Bater das Land verlaffen mußte) wieder zuräd und 
fand feine Zeit, 2 Eidesbruch wieder gut zu machen. Er ftarb am 10. März 
1826. Sein rehtmäßiger Nachfolger war Pedro von Braſilien. Er gab den Por- 
tugiefen am 19. April 1826 die fogenannte Carta de Lei und verzichtete am 
2. Mai zu Gunften feiner älteften Tochter Maria da Gloria: fie follte ſich mit 
ihrem Obeim Dom Miguel vermählen, und biefer, nahbem er die Berfafjung be- 
ſchworen und fih mit feiner Nichte verlobt hatte, die Regentichaft währen ver 
Minderjährigkeit feiner erft Tjährigen Braut führen. Miguel erfüllte die geftellten 
Beringungen, fah ſich aber faum im Befig der gewünſchten Macht, als er feine 
Eide brach, die Berfaffuung ſtürzte und die königliche Würde ufurpirte. Er fuchte 
ven Schein des Rechtes zu wahren, indem er vom feinen „als alte Eortes von 
Lamego” berufenen Anhängern den Sag aufftellen ließ, daß fein Bruder durch 
Annahme der braſilianiſchen Krone ein ausländifcher Fürſt geworben fei und damit 
alle Rechte auf den portugiefiihen Thron verloren habe, als wenn die alten Ge- 
ſetze verboten hätten, daß ein König von Portugal neue Staaten zu feinem König- 
reiche hinzu erwerbe, ober ald wenn Brafilien etwas anderes als ein portugiefifches 
Kronland geweſen wäre. Mit blutigem Terrorismus wußte er ſich die nächſten 
Jahre zu behaupten. 

Erſt als Pedro in Folge einer Erhebung in Rio Janeiro zu Bunften 
feines Sohnes Pedro II. auf den brafilianifhen Thron verzichtet hatte (7. April 
1831) und für bie Rechte feiner Tochter in Europa auftrat, gelang es nad zwei- 
Jährigem Kampfe, Liffabon zu gewinnen und Miguel zu vertreiben. So lange 
diefer die fpanifche Unterftügung genoß (d. h. bis zum Tode Ferdinand VII.), 
räumte er das Land nicht, erft am 26. Mai 1834 unterzeichnete er zu Evora 
eine Kapitulation, in der er gegen einen Jahrgehalt das Land zu verlaffen und 
auf die Krome zu verzichten verſprach. Miguel proteftirte freilich bei feiner Ankunft 
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an der italieniſchen Küſte gegen dieſen Vertrag, indeſſen iſt es ihm nicht mehr 
gelungen, feine vermeintlichen Rechte zur Anerkennung zu bringen. 1851 ver- 
mählte er fih am 24. September mit ber Prinzeffin von Löwenftein - Werth- 
heim-Rodefort und iſt am 14. November 1866 geftorben. Aus feiner Ehe find 
ſechs Töchter und ein Sohn Miguel (geb. 19. September 1853) hervorgegangen. 

Dom Pedro flellte die von ihm gegebene Charte wieder ber und ließ am 
20. September 1834 feine Toter für volljährig erflären; wenige Tage darauf farb 
er. No hatte er Donna Maria einen Gemahl in Auguft, Herzog von Leuchten⸗ 
berg, beftimmen fünnen, der fih am 26. Januar 1835 mit der Königin ver— 
mählte. Er farb aber bereit am 28. März 1835, ohne dem Lande einen Thron» 
folger gefhentt zu haben. Auf ven Wunſch der Eortes trat Marla in eine zweite 
Ehe mit dem Prinzen Ferdinand von Koburg-Cohary (9. April 1836), Am 
16. September 1837 wurde Dom Pedro von Alcantara geboren, für den nad 
dem Tode feiner Mutter (15. November 1853) der Bater bis zur Bolljährigkeit 
(17. September 1855) die Regierung führte. Ihm folgte am 11. November 1861 
fein Bruder Ludwig, ber feit dem 6. November 1862 vermählt ift mit der ite- 
lieniſchen Prinzeffin Maria Pia, einer Tochter Biltor Emanuel’s. Zwei Söhne 
geben der Thronfolge Sicherheit und verſprechen wenigftens in biefer Beziehung 


dem Königreih rubigere Zeiten. 
Mit Benugung bes Artikels von Schulze U. Thorbede 


Broftlien. 


Brafilien, von den Portugiefen tolonifirt, die einzige Monarchie auf dem 
ameritanifchen Feſtlande, ift in feinen Gränzen auf dem Feftlande nirgends ganz 
feft beftimmt. Im Norben die drei Guyana, im Norbmweften die kolumbiſchen 
Staaten, im Weften Peru und Bolivia nebft den Staaten am La Plata zu 
Nachbarn habend, enthält Braftlien einen Fänderraum von zwifhen 130,000 und 
150,000 Quadrat · Meilen. Davon find nur etwa 3 Procent angebaut, dagegen 
70 freies Land im Naturzuftande. — Die Natur theilt das Kaifertfpum in drei 
große Gruppen: die Haupt- und Kernmaffe des Innern Hochlands, im Often mit 
einer ſchmalen Abdahung zum Meer abfallend, das vorherrfhend den Urmwalb- 
Charakter tragende Flufthal des Amazonas im Norden, im Weften bie Prärieen 
bildende Niederung des La Plata. Beide Flußgebiete find getrennt durch niebere 
Ausläufe des Hochlands, die in der Richtung auf die Andes die Waflerfcheide 
ausmachen. Bon den zwanzig Provinzen des Landes kommen auf das Gebiet bes 
Amazonas zwei (Mito Amazonas, Para), auf das Hochland mit den Uferland- 
fhaften dreizehn (darunter: Rio grande do Norte, Parahyba, Pernambufo, Bahia, 
Eſpiritu Santo, Rio de Janeiro die Stadt nebft ihrem Weihbild Municipio 
Neutro, Minas Geraes), auf das Gebiet des Pa Plata fünf (Santo Paulo, 
©. Katharina, Rio Grande do Sul oder ©. Pedro, Paranaı und Matto Groffo). 
Letztere ift bei Weiten die größte, obgleid, genaue Größenangaben bei den meiften 
fehlen. Die Infelgruppen Fernando de Noronha und Trinidad zählen außerdem 
noch zum Kaiſerthum. 

Die Bevölkerung Brafiliens iſt eine ſehr verſchiedenartige. 1868 zählte 
man 10,058,000 Einwohner, darunter nah bloßer Schägung 200,000 Indianer 
und 1,674,000 Schwarze. Sehr abweichend in der Dichtigfeit find die volfreichen 
Provinzen Minas Geraes, Rio de Ianeiro, Bahia von den volfieeren Amazonas 
Parana, Eſpiritu Santo, Biel größer noch iſt ber Unterſchied zwiſchen den Küften- 
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firihen und dem Innern. — Drei Naflen haben die Bevölkerung Brafiliens 
gebildet: die indianiſche Urbevölkerung, der importirte ſchwarze Sflave und der 
eingewanderte Europäer. 

Zwiſchen diefen dreien ift wie nirgends anders eine Vermifchung eingetreten, 
chne freilich die Präponderanz des weißen Elements zu zerftören. Die rothe Be- 
völferung erftredt ſich zerftreut über das nod wenig gefannte Innere in vielfachen 
Stämmen; alle Verſuche, fie zu feften Anfieblungen zu gewöhnen, find fehlge- 
ihlagen, zumal feit die Jefuitenmiffionen aufgehoben wurden. — Die Neger find 
durh den Sklavenhandel eingeführt; biefer ift feit lange aufgehoben und Um- 
gehungen des Berbots werben neben der englifhen auch von der einheimifchen 
Regierung eifrigft verfolgt und beftraft. Der Iegtjährige Krieg mit Paraguay 
nöthigte die Regierung 1866 die waffenfähigen Sklaven mit Weib und Kind zu 
emancipiren und 1867 ein Gefe zu votiren, das die Abſchaffung ber Sklaverei 
vorfhlägt und ihr völliges Aufhören auf das Jahr 1900 feftfegt. Alles das wirft 
zuſammen, daß die Zahl der Neger mit jedem Jahr mehr fchwindet, zumal zwiſchen 
den beiden Geſchlechtern von je eine große Ungleichheit in der Zahl herrſchte. 

Die herrfhenden Weißen find meift portugieſiſcher Abkunft; neben freiwilliger 
Einwanderung lieferte Portugal früher auch ein Bevölkerungskontingent an De- 
portirten. Sie find in ber mannigfaltigften Art mit den andern Raffen gefreuzt 
und unterſcheiden fi deshalb nicht zu ihrem Vortheil in manden Beziehungen 
von der Bevölkerung des Mutterlandes. Einen Zuwachs durch Einwanderung 
liefern auch heute noch zumeift Portugal und die Azoren. In den Seeſtädten find 
allerdings viele inbuftriele und Hanbeldunternehmungen in den Händen von 
Deutſchen, Franzoſen und Engländern; im Innern aber ift ihre Zahl fehr gering. 
— Stände in unferm Sinne gibt es kaum; die Geiftlicyleit nimmt eime ziemlich 
gefonderte Stelle ein; was den Übel repräfentiren will, Hat fehr junge Titel 
und bildet eben vie Klafje der Reihen, der Befigenden. Deren ift allervings eine 
mverhältnigmäßig geringe Zahl, jowohl was großen Sflaven- als großen Grund» 
befig anlangt. Im diefer ungleihmäßigen Vertheilung liegt ein Krebsſchaden Bra- 
filiens; nad einigen Angaben fol es nur 40,000 Orunbbefiger geben. — Die . 
Sprache des Landes ift eine etwas, bejonders durch Einfluß ber franzöſiſchen 
Lieratur, modificirtes Portugiefifh. Unter den Eingebornen ift das Guarania am 
weiteften verbreitet. — Die eben berührte Bertheilungsart des Landes iſt ver 
Hauptgrund, warum die Landwirthſchaft fi nicht entfernt in dem Maße 
hebt, wie es das für fie fo geeignete Braſilien zuließe. Erſt die Einführung einer 
Grundſteuer wird die Großgrundbeſitzer vermögen, ihre angeblichen Befigtitel auf- 
jugeben ober wenigftens ben Beſitz zu parcelliren und feinen Raubbau mehr zu 
treiben. Dann wird eine zahlreichere Kolonifirung eintreten und das 1861 be- 
gründete landwirthſchaftliche Inftitut eine Wirkung äußern können. Unter ben 
Handelsgegenftänden ift Kaffee der wichtigſte. 1867 betrug vie Ausfuhr 
2,659,753 Sad zu 160 Pfund, das Doppelte gegen 1863. Demnächſt bilden 
Zuder, Baumwolle, Thierhäute, Hölzer die Hauptartikel. Unter der Einfuhr fpielen 
Baumwoll-, Woll- und Leinwandwaaren, Eifen, Stahl, Maſchinen die Hauptrolle. 
Der Werth der Einfuhr betrug 1865/66 138,, und ver Ausfuhr 157,, Millionen 
Miüreis; der Handel hatte fi) gegen zehn Jahre vorher um etwa 569/, gefteigert. 
Bon der Einfuhr famen 1865/66 auf England 73,,, auf die Vereinigten Staaten 6,5, 
auf Franfreih 22,5, auf die La Plata-Staaten 13,;, auf Portugal 7,,, auf bie 
Hanſeſtädte 5,,, auf Spanien 2,, Millionen Milreis. Bon der Ausfuhr vermittelt 
Rio ungefähr 50, Bahia 14, Pernambulo 120/,. Im Geldumfag ift London 
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mit 8/10 der wichtigſte Platz. Die Zölle find ſchwankend, je nach dem Bedarf der 
Ausgaben. 

ie totholifhe Religion ift die Staatsreligion. Un ber Spige ber fatho- 
liſchen Geiftlichkeit fteht der Erzbifchof von Salvador (Bahia), unter ihm 11 Suf- 
fragan-Bifchöfe. Bei der großen Ausdehnung des Reiches ift der fittlihe Einfluß 
ein fehr mäßiger, zumal die Geiftlichkeit oft mit ſchlechtem Beifptel vorangeht. 
Andre Konfeffionen find geduldet und bie Regierung machte verfhiedene Vorſchläge, 
ihre Stellung zu beffern (1861, 1866), ohne in den Kammern durchdringen zu 
können. So ift die Zahl der proteftantifhen Gemeinden eine fehr geringe; die 
Gemeinden ſelbſt aber fehr indtfferent. Mifchehen galten lange als Konkubinat und 
auch heute iſt e8 gegen Uebergriffe in Erbfhaftsangelegenheiten für die aus ihnen 
entfprungenen Kinder ſchwer Rehtsfhug zu erreichen. Für die Recht spflege fleht 
ein Obertribunal in Rio de Janeiro an der Spige, unter ihm die Tribunale 
zweiter Inftanz für jeve Provinz, und unter biefen wieder die Diftriftögerichte, 
in Kriminalfällen mit Gefhwornen, dann die vom Bolt erwählten Friedensrichter. 
Beftehung und Käuflichkeit machen aber die Rechtspflege in den meiften Fällen 
illuſoriſch. Das Schulmefen fteht auf nieverer Stufe und nur ein Meiner 
Procentfag der Bevölferung genießt den Boltsfhulunterriht. Raſch hebt fich Bei 
dem Parteitreiben im Land das Jonrnalmwefen; ſowohl die wiſſenſchaftliche, 
als belletriftiihe Literatur fteht auf ven Schultern des Auslandes. 

Nah der Entvedung Brafiliens (Anfang des 16. Jahrhunderts), deſſen 
Befig erft 1661 im Frieden von u 1 ven Bortugiefen gefihert wurbe, be- 
gannen dieſe die Kolontfation auf dem Wege feudaler Staatsbildung (ca. 1530). 
Sie vertheilten das Land in 15 Lehnsfürftenthümer, die eingnder völlig 
fremd waren. Auch als viefe, unfähig fi gegen die Indianer zu halten, das 
Königthum zu Hülfe riefen und unter einen Generalgouverneur geftellt wurben, 
blieben fie fi fremb. Brafilien hatte von Anfang an den Charakter einer fübera- 
tiven Monardie. 1807 floh das Haus Braganza vor den Franzofen nah Bra- 
filien, und als e8 1821 zurüdfehrte und Brafilien wieder zur Kolonie werben 
. follte, machte diefes fih unabhängig unter Dom Pedro I,, Kronprinzen von 
Portugal, als Kaifer von Brafilien. Schon 1831 mußte er abdanken zu Gunſten 
feines unmündigen Sohnes, Pedro IL, welder 1841 mündig erflärt und gekrönt 
wurbe. Seine ältefte Tochter Ifabella ift präfumtive Thronerbin. Die Staats- 
grundgefege von Brafilien find die Berfaffungsurkunde, vom Kaifer 1824 be- 
jhworen, und bie Additionalakte von 1834. Alle Stantsgewalten werben kraft der 
Souveränität des Volles gegeben; dasſelbe ift durch Kalfer und Reichstag re- 
präfentirt. Die Berfafjung ift fehr demokratiſch. Die Wahlen geſchehen inbireft 
durch Wahlmänner; doch tft das Wahlrecht vielfach befhränft. — Die richterliche, 
gefeßgebende, vollziehende und vermittelnde Gewalt ift getrennt. Neben der Reidhs- 
regierung fteht die Provinzialregierung. Letztere hat die innere Organtfation ber 
Provinz unter fi, Befteurung, Wegbau, Kolonifation zc.; fie hat eine eigene auf 
zwei Jahre gewählte Kammer, der ein vom Kalfer ernannter, zum fuspenfiven 
Veto berechtigter Präfldent gegenübertritt. Uebergriffe der Provinzialregierung fol 
die Reichsregierung unterbrüden. Legtere beftcht aus dem Kaiſer umb ber all- 
gemeinen Berfammlung; der Kaifer hat die vollziehende und vermittelnde Gewalt; 
verantwortlihe Minifter ftehen ihm zur Seite. Die allgemeine Berfammlung be- 
fteht aus Iebenslänglihen, vom Kalfer aus drei Kandidaten ernannten Senatoren 
und der Deputirten Kammer. Beide zufammen haben die gefeßgebende Gewalt; 
wenn drei Berfammlungen bintereinander einen Gefegesentwurf annehmen, gibt 
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es fein laiſerliches Veto mehr. — Die Richter werben auf Lebenszeit gewählt 
und ihre Gewalt if eine unabhängige. 

Innere Berwaltung. Das Büdget von 1868/69 ſchließt mit 59,000,000 
Milreis Einnahmen und 67,742,627 Ausgaben ab. Nachdem 1849—1857 ein 
Plus der Einnahmen erzielt worden war, wuchſen von da an die Ausgaben in größerem 
Berhältniß als die Einnahmen, zumal feit dem Krieg mit Paraguay. Das Minifterium 
des Innern braudt 4,984,986 Milreis (der Hof davon 1,078,000), Dampfſchiff- 
und Eiſenbahnlinien mehren fih zwar; im Allgemeinen laffen die Kommunilationg- 
mittel aber fehr viel zu wünſchen übrig. Das Minifterium ver Juftiz bat 3,306,967, 
das des Aeußeren 858,553, der Marine (die Flotte 1867 11 Segeljhiffe, 46 
Dampfer und 12 Panzerfhiffe, 3000 Mann) 8,162,871, das des Kriegs 
14,415,108 Milreis. 1867 betrug bie reguläre Armee 25,844; im Feld operirten 
jwei Korps zu 33,078 und 15,396, Geſammtſtärke alfo 74,318 Mann, Die Wer- 
bung gefhieht durch Handgeld, befonders durch Prefien; daher die vielen Defertionen. 
Das Finanzminifterium hat 23,754,481 und außerdem 8,500,000 Mitreis für 
vie Schuld. Das Kapital der innern fundirten Schuld betrug 31. März; 1867 
106,350,600 Milreis, der äußern 14,735,200 Pfd. Sterling, zufammen unge- 
führ 166,000,000 Milreis; daneben eine ſchwebende Schuld, Papiergeld mit fehr 
Ihwanfendem Kurs, von dem Mitte 1867 ſchon 110 Millionen Milreis Staats- 
papiere umd 180 Millionen Bankpapiere cirkulixten. Zugleih wurde eine neue 
Emiffion von 145 Millionen notirt. Die Hauptihuld an der reißenden Ber- 
—— der Paſſiva trägt der Krieg, der täglich eine Million Franes ver- . 
lingt. — | 

eußere Politik. Ein englifh-brafilianifher Konflitt, 1862 in Folge 
eines gefcheiterten englifhen Handelsſchiffes entftanden, ſchien ernfte Folgen haben 
zu follen, als endlich 1865 Portugal vermittelte. Brafilien brauchte den englijchen 
Markt wegen feines Kriegs um La Plata und fein Handel mit England hatte 
erheblich gelitten. Alle andern Interefjen abjorbirt feit 1864 Brafiliens Kampf 
werft mit Uruguay, dann nad beffen Befiegung gegen Uruguay's Bundesgenoffen, 
Paraguay und feinen Diktator Lopez. Die Abfiht Brafiliens geht dahin, feinen 
Einfluß in Südamerika zu erhöhen und in diefem Beftreben waren ſchon mannig- 
fahe Kämpfe gegen bie Staaten von La Plata vergeblid verfudht worden. Nun 
gelang es, bie argentinifhe Republik nebft vem beflegten Uruguay gegen das iſo— 
lirte ek zu führen. Die europätfhen Mächte, ohnehin durch weitverzweigte 
und gut bezahlte Korrefponvenzen über das Land möglihft im Unklaren gehalten, 
weiß Brafilien dadurch zu intereffiren und von jeder Intervention abzuhalten durch 
das Borgeben, daß es den Krieg nur geführt haben will, um bie Schiffahrt auf 
dem La Plata frei zu machen. In ver That öffnete e8 1866 den Amazonenftrom 
mit dem Rio Negro und Madeira, dem Tolantin und Rio ©, Franzisko vom 
1. September 1867 ab den Handelsſchiffen aller Nationen. — Der Krieg wit 
Paraguay verlief mehrere Jahre refultatlos, theil® in Folge der Unfähigkeit der 
Angreifer, theils der Uneinigkeit unter ihnen. Die Paraguiten lieferten unter ihrem 
mergifhen, aber graufamen Diktator Lopez Beifpiele heldenmüthigfter Ausdauer. 
Endlich Ende 1868 fielen die feften Punkte in die Hände der Brafilier; die Reſidenz 
Muncton wurde befett. Während Brafilien das Ende bes Kriegs verfündigt, er- 
zählen andre Nachrichten von, neuen Nüftungen des unermädlihen Lopez; weldes 
das Schichſal des Landes fein wird, ift noch unbelannt. Die Eiferſucht der ar 
—— Republik aber wird jedenfalls eine Einverleibung in das Kaiſerthum 

dulden. 
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Einwanderung und Kolonifation durch germaniſche Elemente, und 
zwar in großem Maßftabe könnten das Land retten und bie Hülfsquellen, bie es 
in feiner Natur hat, wirklich erſchließen. Das bat die brafilianifhe Regierung 
auch feit lang erfannt und um fo eifriger angefirebt, als die neuen Geſetze vie 
bisherige Sklavenarbeit mit jedem Jahre verringern. Anftatt aber ehrlich vorzu- 
gehen und ben Einwandrern die Anflevlung möglihft zu erleichtern und fie 
mwenigftens in ihrem Recht und ihrem Glauben zu ſchützen, überließ fie diefelbe 
ber Ausbeutung der Großgrundbeſitzer. Diefe glaubten durch die Parceria aus 
den Antömmlingen weiße Sklaven mahen zu können. Solde Erfahrungen hatte 
das Nadhlaffen ver Einwanderung zur Folge und dieſe hat andre Wege in Süd— 
amerifa eingefhlagen. Die Staaten von La Plata bieten eine eben fo reiche 
Ausbeute und wenigftens relativ guten Schug. Namentlich der in Brafilien immer 
mißgünftig betrachtete, arbeitfame Germane ift dort gern gefehen. Zubem fagt ihm 
dort das Klima beffer zu, das er in Brafilien nur in ven fühlichen Provinzen 
ertragen fönnte. Vergeblich verfuhte man aud Ehinefen anzuziehen. — Die nad 
den Staatskolonieen gegründeten Privatlolonieen, Blumenau, ©. Leopoldo, Donna 
Trancisfa eriftiren leivlic ; eine gründliche Abänderung des Syſtems der Koloni- 
fation müßte Brafilien annehmen, ehe es fih durchſchlagende Erfolge erwarten 
fann. 

Literatur: And-Lallemant, Reife in Süpbrafilien i. I. 1858. Lpz. 1859. 
2 Bde. 8; verfelbe Reife durch Norbbrafilien i. I. 1859 Lpz. 1860, 2 Bde. 8; 
Tſchudi's Reifen in Brafilien, Lpz. 1867 — 68, 3 Bde. 8, und verfchiedene 
Schriften von 3. I. Sturz. 5. Thorbede. 


Braunfchweig. 


Die Staats- und Staatsrechtsgefchichte Braunfchweigs fällt bis zum Jahr 
1806 mit der Hausgefhichte der welfiihen Dynaftie zufammen, Mit dem Jahr 
1807 trat eine Wendung ein, die eine neue Periode bezeichnete. Als integrirender 
Theil des Königreihs Weftphalen hatte das Land alle Einrichtungen des fran- 
zöſiſchen Kaifertyums bei fi einzuführen, bis das Jahr 1813 die vertriebenen 
Fürftenfamilten und die alten Inftitutionen zurückbrachte: der Zeit ver Offupation 
folgte die der Reftauration. Friedrich Wilhelm fiel [hon am 16. Juni 1815 bei 
Duatrebra®, der Prinzregent von England und nadhmalige König Georg IV. 
übernahm die vormundfhaftlihe Regierung für des verftorbenen Herzogs älteften 
Sohn Karl. Die franzöfifhen Neuerungen wurden zwar größtentheild wieder auf- 
gehoben, aber doc nicht einfah das Alte reftituirt, fondern im Sinne der großen 
Erfahrungen der legten Jahrzehnte umgebilvet. Der Geift der Regierung wurde 
ein anderer, als Herzog Karl am 30. Dftober 1823 den Thron beftieg; bie 
Zeiten des ancien regime ſchienen zurüdgelehrtt. Das Kabinet trat neben ober 
vielmehr über das Minifterium, die Stände wurden nicht mehr berufen, die Be- 
flimmungen ber früheren Regierung einfach mißachtet; der „fouveräne” Herzog 
griff willfürlih in den Gang der Juftiz ein und behandelte vie Domänen und 
Einkünfte des Staates als ſein Privateigenthum. Die Aufftände zu Paris und 
Brüffel Hatten fo einen Aufſtand in Braunſchweig (6.—8. Sept. 1830) zur Folge: 
bas Refivenzfhloß wurde verbrannt, der Herzog vertrieben. Sein einziger Bruder 
Wilhelm übernahm die Regierung zuerft proviforiih (28. Sept. 1830), dann 
definitiv (20. April 1831). Nun begannen die umfaffenden Neuerungen, die 
Braunfgweig in die Reihe der fonftitutionellen Staaten eingeführt haben: als 
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Landesgrundgeſetz erfchten die neue Landſchaftsordnung vom 12. Ditober 1832 mit all 
ihren nothwendigen Folgerungen, wie die mit befonderer Fürforge ausgearbeiteten 
Gefege, die die Regelung ver focialen und agrarifchen Zuftände zum Zwede haben. 
Ein dem Standpunft der Wiffenfhaft entſprechendes Kriminalgeſetzbuch befriebigte 
1840 ein wirkliches Bedürfniß; der Anfchluß an den Steuerverein (mit Hannover, 
Oldenburg und Lippe- Schaumburg) im Jahr 1834 und der Beitritt zum Zoll- 
verein (1. Januar 1842) fiherten gleihmäßig nationale Zufammengehörigteit wie 
materielle Wohlfahrt. Faſt feine Seite des Staatd- und Boltslebens blieb von 
diefen Reformen unberührt. Ihnen war e8 zu verdanken, daß das Land am Ende 
ver vterziger Jahre weder Umfturz noch fpäter Reaktion zu erfahren hatte, Die deutſch⸗ 
nationalen Beftrebungen von 1848 und 1849 fanden zwär (wie in allen Meineren 
Staaten) auch hier die mwärmfte Aufnahme und Unterftügung, fowohl bei ber 
Regierung wie bei den Abgeordneten und Regierten, fowohl für das Reichsparla— 
ment, wie gegen Dänemark; aber fie führten nicht zu einem Aufgeben ber ein« 
ihlagenen Wege oder zum Umfturz des Gewonnenen, fondern zu einem ent- 
Ihiedenen Fortfchreiten in dem begonnenen Umbildungen. Unter allgemeiner 
Detheiligung des Landes feierte Herzog Wilhelm am 25. April 1856 fein 25» 
Ühriges Regenten- und 50-jähriges Altersjubiläum, einige Monate fpäter konnte der 
Dann, der mit ihm am bie Spige der Verwaltung getreten war, Freiherr von 
Shleinig (+ 3. Nov. 1856), fein 25-jähriges Minifterjubiläum feierlich begehen. 
— Das Jahr 1866 brachte die befannten Veränderungen: Braunſchweig erflärte 
fh gegen ven Antrag vom 14. Juni, wurbe aber in ber 13. Kurie von Naſſau, 
das nah dem beftehenden Turnus das Entſcheidungsrecht hatte, überftimmt; ba- 
durch war die Pofition des Landes den kommenden Ereigniffen gegenüber gegeben. 
Ef am 4. Auguft indeſſen trat es aus dem beutfhen Bund aus, mit der Er- 
rung: „daß in Folge der neueften Ereigniſſe, insbefondere nachdem Preußen und 
nit diefem eine Mehrzahl deutfcher Regierungen aus dem Bunde audgetreten fei, 
8 bemfelben an den nöthigen Borausfegungen des Fortbeftandes mangele“. An 
demſelben Tage legte die preußifhe Regierung den norddeutſchen Staaten ben 
Entwurf eines Bünpniffes vor, deſſen Inhalt dur die identiſchen Noten vom 
16. Juni ſchon befannt war; die Unterzeichnung erfolgte am 18. Auguft zu Berlin 
von Seiten Braunſchweigs, wie der anderen Staaten (mit Ausnahme Medien- 
burge). Die Verfaſſung des neugebilveten Bundes wurde dann in den Berliner 
Konferenzen berathen und vom Neihstag am 17. April 1867 angenommen. (©. 
den Artikel: norbveutfher Bund.) 

Das braunſchweigiſche Gebiet wird berechnet auf 67 Duabratmellen (tie 
Angaben ſchwanken zwifhen 67,95 und 67,73, je nachdem der mit Hannover ge- 
meinfhaftliche, fogenannte Kommunion-Unterharz dazu gerechnet wirb, oder nicht) 
mit (nach der Zählung von 1867) 301,966 Einwohnern. Bon den im Jahre 1864 
gzaͤhlten 293,388 E. in 68,386 Haushaltungen waren 285,934 Lutheraner, 
1676 Reformirte, 3775 Katholiten, 216 fonftige Ehriften, 1107 Juden. Das 

enthält 1,479,000 Morgen, darunter 883,008 Morgen Gärten, Weder, 
Bieſen ıc. Auf diefem Areal wurden 1864 gehalten: 26,773 Pferde, 89,790 
Stüd Rindvieh, 472,291 Schafe, 79,264 Schweine, 38,274 Ziegen. 369,785 
Morgen waren mit Halmfrüdten, 125,622 mit Blatt- und Wurzelfrüchten, 
—*8 mit Hülſen- und Handelspflanzen bebaut; 21,392 Morgen waren reine 


1861 gab es im ganzen Land 22,029 Handwerker und Gehülfen. In der 
Mitte der 60er Jahre eteng die Zahl der Branntweinbrennereien 86, der Dier- 
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brauereien 90, der Effigfabrifen 21, zufammen 192 Getränfefabrifen mit 661 
Arbeitern; in 18 Zuderfabriten wurden 1864/65 2,813,698 Centner Rüben 
zu 225,096 Ctr. Rohzucker verarbeitet. 398 Getreivemühlen beſchäftigten 841 
Ürbeiter. | 

Das Gebiet des Herzogthums ging unverändert aus ber Bertbeilung ber 
deutſchen Territorien auf dem Wiener Kongreffe hervor; e8 zerfällt in 3 von ein- 
ander getrennte Landgruppen und 5 Enflaven (ohne die Goslar'ſchen) — eine 
Zerfahrenheit, die natürlich nicht ohne Nachtheile ift — und ift in 6 Kreife (Braun: 
ſchweig, Wolfenbüttel, Helmftedt, Gandersheim, Holzminden, Blankenburg) getheilt. 

Für die Berfaffung diefes Konglomerats Meiner Gebiete befteht als 
oberfter ftaatsrechtliher Sag: Untheilbarkeit und Unveräußerlichkeit des Landes. Die 
Regierungsform ift die erblich-monarchiſche. Die Regierungsgewalt vererbt in dem 
fürftlihen Gefammthaufe Braunfhweig- Lüneburg nah der Lineal» Erbfolge und 
dem Rechte der Erftgeburt, und zwar zunähft in dem Mannsftamme aus redt- 
mäßiger, ebenbürtiger Ehe, eventuell in weiblicher Linie nad gleichen Grundſätzen; 
die Volljährigkeit des Landesfürften beginnt mit vollendetem 18. Lebensjahre, bis 
dahin befteht agnatifche, eventuell mütterlihe oder großmütterlihe Vormundſchaft. 
— Die verfafjungsmäßigen Rechte des Landes find in einer Ranbesverfamm- 
lung vertreten. Dieſe befteht (in einer Kammer) aus 46 Abgeorbneten, von denen 
die Stabtgemeinden 10, die Landgemeinden 12 (beide durch Wahlmänner), bie 
Höchſtbeſteuerten 21, die evangelifchen Geiftlihen 3 (beide bireft) wählen. Die 
MWählbarkeit ift unbeſchränkt; der Auftrag dauert 6 Jahre von Beginn jedes Land- 
tages, d. h. alle 3 Jahre wird die Hälfte der Abgeordneten neu gewählt. Zwifchen 
den Landtagen befteht ein Ausfhuß von 7 Mitgliedern. — Das Land zerfällt 
in Gemeinbebezirke, die Gemeinden verwalten ihre Angelegenheiten felbftändig durch 
jelbftgewählte Gemeindevorfteher und Magiftrate unter Kontrole von Gemeinde 
räthen, Amtsräthen und Stabtverorbneten und unter Auffiht der Regierung. 

Die Finanzen anlangend, fo ift der fürftlihe von dem Staatshausbalt 
fireng gefonvert. Die fämmtlihen Domänen und Regalien bilden das Staatsgut 
(Rammergut und Kloftergut), zu deſſen Veräußerung oder Belaftung ftändifche 
Zuftimmung nöthig if. Es wird von der herzoglichen Kammer in 3 abgefonderten 
Direktionen (für die Domänen, Forſten und Berzwerke) nad von den Ständen 
begutadhteten Voranſchlägen verwaltet und aus feinem Reineinkommen bie berzog- 
liche Eivillifte mit 237,000 Rıhlr. beftritten. Für die Finanzperiode von 1864— 68 
ſchloß das Büdget mit 5,475,000 Rthlr. ab; für das Jahr 1866 wurden dadurch 
Einnahmen und Ausgaben auf 1,920,000 Rthlr. feftgeftellt. 

Die Zeitverhältnifie haben eine Rebuftion bes breijährigen Finanzetats auf 
das Jahr 1868 nöthig gemacht: er betrug 2,480,000 Rthlr. für Einnahmen und 
Ausgaben. Die öffentliche Schuld ftieg für dasfelbe Jahr auf 15,344,096 Rthlr., 
wovon 12,648,950 auf Eifenbahnbauten kommen. Die Domanialfchuld belief ſich 
auf 376,266, das Kapitalvermögen des Klofter-Studien-Fonds auf 1,694,672 Rthlr. 
Das Berg- und Hüttenwefen ergab für 1864 aus 21 Werken mit 1541 Arbeitern 
einen Gewinn von 3,417,582 Etrn. im Werth von 979,261 Rthir., im Kom- 
munionbezirk aus 32 Werten mit 538 Arbeitern einen Gewinn von 436,883 CEtr. 
im Werth von 827,712 Rthlr. — Die Steuern können ohne ſtändiſche Be- 
willigung weder ausgefchrieben, nod erhoben oder verändert werben. Diefe Be- 
willigung erftredt fi) auf eine jevesmalige Yinanzperiove von 3 Jahren. Die 
Steuerbireftion verwaltet die Steuern in zwei Abtheilungen: das Stenerlollegium 
die direften (fie betrugen 1866 circa 500,000 Rthlr.), die Zoll- und Steuer: 
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direftion bie inbireften Abgaben, Die obere Leitung bes Landes⸗, Krebit- und 
Finanzweſens bat das Finanzkolleglum; unter ihm fteht bie Staatskaſſe (Haupt- 
finanzlafje). Eine befondere Abtheilung des Finanztollegiums leitet die Leihhaus⸗ 
anftalt, als Hülfs- Krebitinftitut für den Staat mit ihren Zweigen in ben fünf 
Kreistädten. Zu ben Lanbes-Finangbehörden gehören noch die Baubireftion und 
vie Eifenbahn- und Poftvireltinn. Sämmtlihe Finanzbehörden ftehen durch ihre 
drei Direftoren, welde gemeinfhaftlih zugleih vie Disciplinarbehörbe für fie 
bilden, durch ihre Referenten und nöthigenfall® gemeinſchaftliche Sitzungen mit 
einander in bequemer Geſchäftsverbindung. 

Behufs der Rechtspflege ift das Land in 6 Kreife eingetheilt; im jedem 
Freife haben ein kollegialiſches Gericht (Kreisgeriht) und mehrere Einzelrichter 
(im Ganzen 23 Amts- und 2 Stadtgerichte) ihren Sig. Für das ganze Herzog- 
tum befteht zu Wolfenbüttel, der vormaligen Refidenz der Herzoge, ein Ober- 
gericht als höchſter Gerichtshof. Diefes Obergeriht mit einem Präfidenten, zwei 
Bicepräfidenten und 9 Räthen zerfällt in 3 Senate, welde in Civilſachen gleich- 
mäßig über Appellationen von den Kreisgerihten entſcheiden, während in GStraf- 
jahen der zweite oder Anklagefenat über ſchwurgerichtliche Anlagen erkennt, ber 
dritte oder Kriminalfenat die Schwurgerichte abhält. — Ueber Nichtigkeitsbefhwer- 
ven in Straf und Clvilſachen entfcheidet der erſte Senat des Obergerichts ober 
ver Raffationshof, zu weldhem für jeden einzelnen Fall die 7 älteften, nicht ver- 
Iinderten Mitglieder des Dbergerichtes zufammentreten. Derfelbe ift zugleich beauf- 
tragt, als Dber-Appellationsgericht für das Fürſtenthum Schaumburg-Lippe Recht 
m fprehen. — Außer dieſen allgemeinen Gerichten gibt es noch zwei fpezielle: 
a) da8 Handelsgeriht zu Braunfchweig, beftehend aus zwei Mitgliedern 
des dortigen Kreisgerichtes und drei vom Kaufmannsftand bes Landes gewählten 
kufmännifhen Sahverftändigen, mit Appellation an das Obergericht; b) bie 
Nilitärgerihte für Straffahen. Die Disciplinarbehörde für fämmt- 
übe Gerichte bilden die drei Präſidenten des Obergerichts und der Oberftants« 
anwalt. 

In gleihen Sprengeln wie bie Juſtiz wird bie Landesverwaltung 
uch 6 Kreispireltionen unmittelbar unter dem Staatsminifterium büreaukratiſch 
ud mit Hülfe der Gemeindebehörden beforgt. Die Gemeinden zerfallen in Land— 
gemeinden und Städte, zu benen aud die Flecken mit ſtädtiſcher Verwaltung 
gehören. Die Landgemeinden werben vertreten durch ben Gemeinderath und 
ven Gemeindevorfteher. Iener befteht bei Gemeinden von weniger als 250 Seelen 
aus 6, fonft aus 9 Mitgliedern und tem Gemeinbevorfteher. Die 25-jährigen, 
ſelbſtändigen, fleuerbaren, nicht der politifchen Rechte beraubten und nicht unter 
Ruratel ftehenden Gemeindegenoflen wählen in 3 Klaffen nah der Rommunal- 
Rener je 1/, der Mitglieder des Gemeinberaths auf 6 Jahre. Der Gemeinde 
borfteher wird aus den vom Gemeinderath vorgefhlagenen brei Kandidaten von 
fmmtlihen Wahlberechtigten auf 6 Jahre gewählt, von der Staatsbehörde be- 
Rätigt und beeibigt und aus der Gemeindekaſſe befolvet. Der Voranſchlag ber 
Einnahmen und Ausgaben ift von ber Staatöbehörbe zu beftätigen und bie ab- 
genommene Rechnung zu fuperrevibiren; gegen bie Entſcheidungen ber Staats- 
behörbe hat ver Nechnungsführer einen gerichtlichen Rekurs. Zur Aushülfe der 
Gemeindelafſa müfjen Gemeinde und Mart-Genofien und fonftige Wahlberechtigte 
lontribuiren und Können nad einem 6-monatlihen Aufenthalte aud Fremde heran- 
geogen werben, umb zwar zur Hälfte nad dem Grundbeſitze, zur Hälfte nad) 
dem Einkommen, wobei die Iahreseintommen unter 50 Thlr. befreit bleiben. — 
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Die Armenpflege liegt der vom Gemeinderath gewählten Armenbeputation ob. 
Die Armenlaffe wird nöthigenfalls aus der Gemeinbelaffe unterſtützt. Letztere ift 
auch verpflichtet, den bei Aufläufen entftandenen Schaden an öffentlichem ober 
Privateigenthum zu erfegen. — Für jeden Amtsbezirt (3—5 bilden einen Kreis) 
befteht ein von den Mitgliedern der Gemeinberäthe gewählter Amtsrath von 
5—15 immer 4 Jahre fungivenden Mitgliedern, der in öffentlihen Gigungen 
und in Gegenwart ber Staatsbehörbe die Gefammtintereffen der Gemeinden bes 
Amts wahrnimmt und fördert, insbefondere aber bei Ausübung des Oberauffidhts- 
rechts des Staats über die Gemeindeverwaltung in beftimmten Beziehungen mit- 
wirkt, refp. den Staat vertritt. — Die zuftändige Staatsbehörde endlich iſt die 
Kreispireltion. — Nah gleihen Orunbfägen werben bie Städte ver- 
waltet: Die mwahlberechtigten Gemeindegenofjen werben Bürger durch den Bürger- 
fein gegen die Erlegung einer Gebühr von 2 Mthle.; am bie Stelle bes 
Gemeindraths tritt mit erweiterter Befugniß die DBerfammlung der Gtabtoer- 
orbnieten, in Städten bis zu 4000 Einw. aus 9, in Städten bis zu 10,000 
Einw. aus 18, in Braunfhweig aus 27 Mitgliedern beftehend; an die Stelle 
des Oemeindevorftehers, die Eollegialifhe Behörde des Stabtmagiftrats von 3, 
in Braunfhweig von 5 Mitglievern, frei gewählt aus allen Landeseinwohnern, 
welhe fähig find, Bürger zu werden; bie Wahl bed Magiſtratvorſtehers, 
welcher eine fefte Befoldung und einen Nuhegehalt aus der Stadilaſſe erhält, 
muß vom Lanbesfürften beftätigt werben, fein Amt dauert in Städten über 
5000 Einw. Iebenslänglih, in allen anderen 6 Jahre. Auch die fläbtifchen Ge- 
meindeverwaltungen werben von ber Kreispireltion beauffihtigt, bie ber Reſidenz 
fteht jedoch unmittelbar unter dem Staatsminifterlum. 

In Betreff ver Volkswirthſchaftspflege ift der Staat für das Ber- 
mögen und bie Rente bed Bolles fortwährend thätig geweſen. Nicht nur bie 
Staats-, fondern auch die Privat-Waldungen befinden fih vorherrfchend in 
Hohwalds-Kultur; die Forſthoheit über Privatforften wird vom Staatöminifterium 
ausgeübt. Mehr noch förderte vie Regierung den Landbau. Die fchwierigen 
Rechtsverhältniſſe bezüglich der Erhaltung und Benugung öffentlicher Flüſſe 
und fonftiger Wafferzüge find durch ein Geſetz regulirt. Das Jagdrecht wurde 
1848 gegen eine ſehr mäßige Entfhäbigung aufgehoben. Die Berfiherung 
der Gebäude gegen Teuersgefahr kann nur in ber vom Staate verwalteten und 
unterftägten Yandesbrandverfiherungsgefellihaft geſchehen und beruht auf Gegen 
feitigleit. Für den Verkehr ift in den legten Jahrzehnten ungemein viel ge 
[heben und bie Eifenbahnen betragen jegt 27 Meilen und find ſämmilich auf 
Rechnung des Staates gebaut und verwaltet. — Zur Belebung des Handels 
dienen die Sommer- und Wintermefjen, ver Wollmarkt und die Aftien- und Noten 
banf zu Braunfchweig. 

Das Militärwefen ift feit 1. Oft. 1867 rad ber Berfaffung des norb- 
deutfchen Bundes geregelt. Die Verpflichtung zum Kriegspienfte ift alfo eine all- 
gemeine und beftimmt 3 Jahre Dienftzeit bei ven Fahnen, 4 Jahre in der Referve, 
5 Jahre in der Landwehr. Das braunſchweigiſche Heer ift der 20. Divifion des 
10. Bundesarmeeforps zugetheilt und befteht aus 1 Infanterie» Regiment (92), 
1 Hufaren-Regiment (17), 1 fehspfünbigen Batterie Artillerie zu 4 Gejhügen 
und 2 Lanpwehrbataillonen. 

Was endlich das Verhältnig zwifhen Staat und Kirche betrifft, fo haben 
alle chriſtlichen Konfeffionen für Religionsäbung den gleichen ſtaatlichen Schutz, 
wie ihren Angehörigen gleiche bürgerliche Rechte zugefiert find. Aber alle ſtehen 
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unter Oberaufſicht der Landesregierung, der auch bie Entſcheidung zufällt, ob eine 
Angelegenheit eine rein geiftliche ſei oder nicht. Die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche ift 
bei weiten bie verbreitetfte. Ihre Kirhengemeinden werben dur das Organ 
der Kirhenvorftände vertreten, die aus den ordentlichen Geiftlihen als Vor— 
figenden und 4—16 aus der Gemeinde frei gewählten Kirchenvorftänden beftehen. 
Bo fih mehrere Kirchengemeinden befinden, treten bie Borfigenden berfelben und 
je ein aus ihnen zu erwählender Kirchenverorbneter zu einem Kirhentonvente 
wfammen. Die Oberauffiht über beide führt das Konfiftorium. Es gibt im 
Herzogthume 229 evangelifch-Iutherifche Pfarrbezirte, mit 231 wirklihen und 
29 Hälfsprebigern. — Seit 1851 find die evangelifch-Iutherifchen Volkoſchulen 
Gemeindeſchulen, wenigften infofern, als jede (politifhe) Gemeinde eine Gemeinde- 
ſchule haben und unterhalten muß. Der Schulvorftand forgt im Allgemeinen für 
das Befte der Schule, vorzugsweife für die äußeren Angelegenheiten derſelben, 
chlichtet die Differenzen der Lehrer unter einander und mit den Eltern der Schul- 
finder, verwaltet das Schulvermögen u. f. w. Die Stadt- und Bürgerfchulen 
haben befondere Dirigenten; die Vorgefegten ber Landſchulen find die Ortsgeift- 
ihen und der für jede Inſpektion beftellte Schulinfpeltor (in ber Regel ber 
Superintendent). Die oberfte Leitung der Schulen liegt in den Händen des Kon- 
foriums. — Die Shulpflihtigkeit dauert vom 5.—14. Lebensjahre. Die Be— 
bürfniffe der Kirchen und Schulfaffen müffen, wenn bie ihnen zugewiefenen Ein- 
nahmen nicht ausreichen, von den Gemeinden gebedt werben. — Unter ben 
zelehrten Schulen nehmen die 5 Gymnaſien in Braunfhweig, Wolfenbüttel, 
delmfledt, Holzminden und Blankenburg den erften Play ein; das Kollegium 
Karolinum in Braunfchweig bereitet zu gelehrten, techniſchen und merlantilen 
Fächern vor. Das anatomiſch⸗chirurgiſche Inftitut bildet Chirurgen; das Prebiger- 
Seminar zu Wolfenbüttel will vollftändige Vorbereitung für das Predigeramt 
geben, die Schullehrerfeminare zu Braunfchweig, Wolfenbüttel und Blanfenburg 
!and- und Dürger - Schullehrer bilden, Mit Benugung des Artiteld von Vorwerk. 


Bremen, fihe Hanſeſtädte. 


Briefgebeimmniß. 


Die Freiheit der Gedankenäußerung in Wort und Schrift ift ein angebornes 
Recht der Perfönlichkeit, das unter dem Schuge des Staates flieht, unter Um- 
Ränden von ihm beſchränkt, nicht aber von ihm erft verliehen wird. Nicht 
zur Begründung dieſes Rechts, fondern nur zur Beftimmung der Maßregeln, bie 
es [hügen, und anberfeits der Schranken, die ihm gezogen werben follen, find 
gejeglihe Borfchriften erforderlih. Solche Schranken aber erfheinen um fo noth» 
wendiger, je weiter die Gedankenäußerung über die Grenzen des perfünlihen Ber- 
lehrs in die Deffentlichkeit binausgreift. Deshalb gehen Recht unt Pflicht des 
Staates in Bezug auf die Freiheit der Preſſe und der öffentliden Rede 
weiter, als in Bezug auf die einfache Gedankenaufzeichnung, der handſchriftlichen 
Mittheilung und insbefondere des brieflichen Verkehrs. 

In der Freiheit des brieflichen Verkehrs ift begriffen, daß die Staatsgewalt 
regelmäßig nicht das Recht bat, 1. einem Einzelnen diefen Verkehr zu unter- 
lagen, 2. Briefe fih anzueignen oder zu unterbrüden, 3. von dem In— 
halte verfelden ohne Zuftimmung der Berheiligten Kenntniß zu nehmen. 
Die Uebertretung der legtern Regel ſtellt fich, auf verfchloffene Briefe angewendet, 
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noch überdies als Verletzung des Briefgeheimniſſes dar. Gewöhnlich wird 
bie ganze Frage unter dieſem Geſichtspunkt betrachtet, theils weil Eingriffe ber 
dritten Art die häufigften und zugleich empfinvlichften find, theils weil bie Rechts- 
widrigkeit des Eingriffs bier vor allem augenfällig if. Es Hat fi daraus ein 
Sprachgebrauch entwidelt, ber mit dem Ausdruck Briefgeheimniß das gefammte 
Recht des freien brieflihen Verkehrs bezeichnet. Wenn daher in einer Berfaffungs- 
urkunde, das Briefgeheimnig urkundlich gemwährleiftet ift, fo wirb hiermit nicht 
allein das willkürliche Erbrechen und Lefen, fondern zugleich bie Unterbrüdung 
ungelefener Briefe verpönt. (Deutſche Grundrechte Art. III. $ 11, Preußifche 
Berfafjung Art. 33, Oldenburg Art. 42, Defterreih, Gefeg vom 21. December 
1867, Urt. 10 u. ſ. f. — Die ältern Berfaffungsurtunden fegen das Brief- 
geheimnig ftillfhweigend voraus.) — 

Die Freiheit des Briefverfehrs ift ebenfowohl ein völkerrechtlicher wie ein 
ftaatsrechtliher Grundfag. Der Staat kann gegenüber ven Angehörigen und ben 
Regierungen fremder Staaten ein Recht nicht in Anſpruch nehmen, das er 
gegenüber feinen eignen Unterthanen deshalb nit befigt, weil er bie von 
aller Staatsorbnung unabhängige Sphäre der menfhlihen Perſönlichkeit zu 
achten hat. 

Diefe Achtung ift jedoch, feitdem ein geregelter und ausgebehnter Briefverlehr 
in den europäiſchen Staaten überhaupt befteht, im Laufe des 17. und 18, Jahr- 
hunderts, vielfah aus den Augen gefest und oft mit Füßen getreten worben. 
Unter der Regierung Ludwigs XIV. wurde ein Syſtem ber Brieferöffnung aus- 
gebildet, das, durch die Revolution auf kurze Zeit unterbrochen, auch Napoleon dem I. 
wieder als willlommener Regierungsbehelf diente und in deutſchen Staaten um- 
behälflihere Nahahmung fand. Aber nur in Frankreich fam man zeitweilig dahin, 
die amtliche Eröffnung der Briefe fogar zur allgemeinen Regel zu machen, bamit, 
wenn ed auch unmöglich war, die geöffneten alle zu leſen, body jeder Brief gleich- 
fam unter den Augen der Polizei gerieben und auf ſolche Art finatsgefährlihen 
Korrefpondenzen vollftändig vorgebeugt werde. Diefe Mafregel hatte ven Vorzug 
ber Unzweideutigkeit vor dem gewöhnlicheren Verfahren, die Brieferöffnung als 
ein beimliches Gefhäft, mit Nahahmung der Siegel und Handfchriften, auf ein- 
zelne Fälle beſchränkt, vorzunehmen. Eben fo oft wie zur Ueberwadhung politifch 
verbächtiger Privatperfonen ward biefelbe dazu benutzt, biplomatifche Geheimniffe 
zu erforfhen und lange war fie im völferrehtlichen Verkehr ein eben fo geläufiges 
Hülfsmittel wie die Beftehung. Hier wurde es zwar als Verlegung der Schidli- 
feit und als ein Mangel an geztemender Kunftfertigfeit betrachtet, ven Unterfchleif 
offenfundig werden zu lafien, aber keineswegs als politiihe Schmach, ihn zu 
begeben. 

Solde Mafregeln, an und für fi unberehtigt und unwürdig, verfehlten 
überdies ihren nädften Zwed. Schon Mirabenu befämpfte in ber franzöfifchen 
Nationalverfammlung einen Antrag auf Ueberwahung des Briefverfehrs mit ben 
Worten: „Was werden wir durch die fhimpflihe Unterfuhung ber Briefe erfahren ? 
Glaubt man, daß Komplotte durch die gewöhnlichen Poften cirkuliren? Welche 
große Gefandtfhaft, welher mit einer bedenllichen Sendung beauftragte Mann 
forrefpondirt nicht unmittelbar umd weiß nicht den Kunbfchaftern der Briefpoft zu 
entgehen? Ganz umfonft würde man alfo das Geheimniß ber Familien, den Um- 
gang der Abweſenden, die Mittheilungen ber Freundſchaft, das Vertrauen zwiſchen 
den Menſchen verlegen...... " Später bezeichnete ebenfo Fouché das Syſtem 
ber Brieferbrehung als eine gehäffige und doch unnüge. Erfindung befchränkter 
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Köpfe; allerdings ein Urtheil, das auf viele andere Mittel der geheimen Polizei 
und ber biplomatifhen Intrigue glei anwendbar iſt. 

Der Geift der jegigen Zeit würde ähnliche Einrichtungen, wie fie früher als 
Attribute jeder gut geordneten Polizetanftalt betrachtet wurben, nicht mehr ertragen. 
Benn das polizeiliche Auffangen der Korrefpondenzen von politifch beargwohnten 
Perfonen auch nit völlig ans der Praris verfhmunden ift, fo wirb es doch mit 
gegründeter Schen vor dem Verdammungsurtheil der öffentliden Meinung nur 
noch in feltenen Fällen grübt. In den meiften deutſchen Staaten ift, wo nicht 
duch verfaffungsmäßige Beflimmungen, doch durch die befonderen Dienſtordnungen 
ven Poftbeamten unterfagt, Briefe an einen Anderen als den Moreffaten aus⸗ 
zuliefern, es ſei benn auf Berlangen ber Unterfuhungsgerichte ober etwa auf 
unmittelbare Anorbnung der höchſten Staatsbehörbe. Die letztere Ausnahme ift 
entbehrlich und auch die erfte fordert noch Sicherftellung gegen Mißbrauch. Ueber- 
dies muß dem Poftbeamten, der feine Pflicht Übertritt, eine ernſte Verantwortlich“ 
kit vor Augen geftellt fein. Das englifhe Recht, der befte Lehrmeiſter in den 
Anftalten zum Schuge perfönliher Freiheit, glaubt der Beamtenwilltühr nod 
. wirffamer dadurch, daß es den Berlegten überall Entfhädigungsanfprüde 
gewährt, als durch Disciplinar- und Kriminalftrafen zu feuern. Dieſes Beifpiel 
ift in den beutfchen Gefeggebungen nod nicht genügend beachtet. Ste verfagen oder 
etſchweren die Civilllage und find dagegen in allen Fällen des Amtsmißbraudes 
freigebig mit Strafbrohungen, die der Beamte nicht ſcheut, wenn er glauben barf, 
im Sinn feiner Oberen gehandelt zu haben. Daß trotz biefes Klagerehts auch in 
England im neuerer Zeit ungefeglihe Berlegungen bes Briefgeheimniſſes durch 
die Minifter vorgelommen find, tft befannt. (Siehe namentlich Fifchel die Ber- 
faffung Euglands ©. 102). 

Recht des freien brieflihen Verlehrs ift aber kein unbeſchränktes. Daß 
es gefeglihen Schranken unterworfen fein muß, ift zu allen Zeiten anerkannt 
worden. Die Freiheit der Gedantenmittheilung *) läßt fi 

1. nicht mehr geltend maden, wenn der Gedanke anfängt zur That zu 
werden und wenn bie ſich verbreitende oder vollbrachte That der Staatsorbnung 
jmwiderläuft. Die Berechtigung zur Brieferöffnung kann alfo nur vorhanden fein, 
wenn die Wahrfcheinlichfeit eines Verbrechens vorliegt, gegen einen beftimmten 
Beſchuldigten eine Unterfuhung ſchon eingeleitet ift und wenn zugleich dringende 
Bermuthungen für die Beziehung des aufgehaltenen Briefes zum Verbrechen be- 
heben. Aus diefer Berechtigung der Staatögewalt, fi einer Korrefponbenz von 
derbrecheriſchem Inhalte zu bemächtigen, folgt aber nicht die Befugniß, zur pofi- 
tiven Förderung der Unterfuhung in das Briefgeheimniß einzubringen. Es ift 
der Strafjuftig unwürdig, Schulbbeweife zu gewinnen durch die Belaufhung eines 
Sefangenen, der in vertrautem Gefpräd fein Gewiffen erleichtert; nicht weniger 
unwärbig ift das Deffnen von Briefen zum ausfchließlihen Zwed der Beweis— 
führung. Die ältere deutſche Praris hat diefen Grundfag keineswegs anerkannt. 
In Folge davon erhielt die Brieferbrehung eine fehr verfänglihe Ausdehnung. 
Ramentlih um zu erforfhen, ob der Angeklagte eine Perfon fei, „zu der man 
fi der That wohl verfehen könne“, ift die Beichlagnahme von Briefen und 
andern Aufzeichnungen in politifchen Proceffen fehr weit getrieben worden. Diefer 





*) Die Anwendung der folgenden Bemerkungen auf den telegraphifchen DVerfehr ergibt 
ſich um fo einfacher, da telegrapbifihe Depeſchen fhriftlich aufgegeben uud an ihrem Beflimmungs- 
ort ſchrifilich dem Adreffaten zugeftelt werden. ’ 
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Mißbrauch iſt in den neuern Strafprozeßordnungen dadurch wenigftens beſchränkt 
worden, daß Brieferöffnung überhaupt, folglich au zum Zwecke ver Beweis- 
führung nur zugelaſſen iſt, wenn ber Angefchuldigte verhaftet oder doch auf Ber- 
fegung in den Anflagezuftand erkannt ift (Württemberg Art. 246, Baden $ 145, 
Defterreih $ 111, Sachſen Art. 209). Das Recht zur Brieferbrehung erftredt 
nur auf bie von ber verbächtigen Perſon felbft ausgehenden ober an fie gerichtete 
Briefe, nicht aud auf den Briefwechſel anderer mit dem Verdächtigen oder feinen 
Korrefpondenten befreundeter Perfonen (Würtemberg Art. 246, Baben $ 147, 
Defterreih $ 110, Sachſen Art. 209). Die Eröffnung eines Briefes fegt einen 
Kollegialbefhluß des Strafgerihtes voraus, wenn auch die proviſoriſche Beichlag- 
nahme ſchon auf Berlangen des Unterfuhungsrichters, des Staatsanwalts oder 
ber Polizeibehörde erfolgen kann (Würtemberg Art. 249, Thüringen Urt. 158, 
Sadfen Art. 209). Aber aud wo ein Kollegialbefhlug nicht verlangt wird, fol 
die Eröffnung doch, wenn es irgend angeht, nicht ohne Vorwiſſen des Angefchuldigten 
ftattfinden (Defterreih $ 64, 110, Sadfen Art. 97, 100, 209; Baden $ 144). 

2. Das Recht der Staatsgewalt erftredt fi aber nicht nur auf Eröffnung* 
ber einzelnen Briefe, fondern auch auf Verhinderung ober Unterbrädung der 
Korrefpondenz befien, der fi in Unterfuhungshaft befindet. Die Haft fol ihm 
unmöglib madhen, bie Spuren ber That zu verwifchen, fih mit feinem Mit- 
ſchuldigen zu verabreden ober ſich ber Strafe durch die Flucht zu entziehen. Der 
Zwed diefer Maßregel wäre aber mehr oder weniger verfehlt, wenn dem Ber- 
brecher geftattet würde, fi durch einen unbeſchränkten Briefwechlel mit der Außen- 
welt in Berbinbung zu jegen. Er muß deshalb auf jede Korrefponbenz verzichten 
ober ſich die amtliche Durchſicht feiner Briefe, und wenn er heimlih zu forre- 
fpondiren fucht, deren Unterbrüdung gefallen laſſen. 

3. In Kriegszeiten kann ein bringendes Staatsinterefje fordern, daß aller 
briefliche Bertehr nad gewiffen Richtungen hin verhindert werde. Dies beredhtigt 
zur Bernihtung ber aufgefangenen Briefe, — zur Eröffnung derfelben nur 
dann, wenn im einzelnen Fall zugleich ber befondere Verdacht Iandesverrätheri- 
ſcher Mittheilungen befteht. (Ziff. 1 oben.) Ferner bringt das Kriegsrecht (vgl. den 
Art.) die Befugnig mit fi, Briefe zu eröffnen, deren Inhalt Aufſchlüſſe über die 
feindliche Kriegsführung geben kann. 

Es war hier nur von der freiheit des brieflichen Verlehrs gegenüber der 
Staatsgewalt die Rede. Selbſtverſtändlich iſt es zugleich eine Aufgabe des 
Staates, die rechtswidrige Berlegung des Briefgeheimnifies zu ahnden, die durch 
Privatperfonen oder zum Privatzweden durch feine Beamten verübt wird. 

Auf Grundlage des Artikels von Brater. 

Büdget, fiehe Staatswirtbfhaft, Steuerbemwilligungsredät. 

Bündniß, fiche Allianz. 


Bundesftaat, fihe Staatenverbindungen. 


Büreaufratie. 


I. Mit dem Ausprude Büreaukratie wird ein tiefwurzelndes Gebrechen 
bezeichnet, das die Staatsverwaltung ber neueren Zeit fehr allgemein harafterifirt. 
Je mehr die Erkenntniß praftifh durchdrang, daß der Staat ſich aller öffentlihen 
Interefſen anzunehmen habe, die nur burd feine Fomcentrirte Macht befriedigt 
werben können, um fo größer und fehwieriger wurde die Aufgabe der Berwal« 
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tung und um fo gefährlicher wurbe zugleich die irrige Auffaſſung jenes Grund» 
fages. War früher den Individuen und Korporationen die Sorge für ihre Inter» 
effen zu ausſchließlich zugeſchoben worden, fo fing man jet an, biefe Einzelkräfte 
zu unterfhägen und bie Einmifhung des Staates zu übertreiben. Zum Irrtum 
gefellte ſich bewußte Abfiht, da den Gewalthabern die Beherrfhung des Ganzen 
am beften gefichert ſchien, wenn jede einzelne Bewegung von .oben her geregelt 
werbe, Daraus ging ein Syftem des Bielregierens hervor, von dem ſich unter 
allen civilifirten Staaten der alten Welt nur die Schweiz und England ganz frei 
gehalten haben. — Ueberdies aber war auch die richtig verſtandene Aufgabe 
wie gefagt größer und fehwerer geworben: Sollte die Verwaltung ben verzehn- 
fahten Anſprüchen Genüge thun, bie an den modernen Staat gemacht werben, 
jo forderte ihre Leitung einen gefteigerten Aufwand von Geiſt, Einfiht und patrio- 
tiiher Hingebung. Wurde viefer Aufwand nicht gemacht, fo mußte die Verwaltung 
um fo gehaltlofer werden, je mehr fie ins Breite ging; fie mußte darauf verzichten, 
ven unermeßlihen Stoff, den fie beherrfchen fol, zu burchbringen und mußte einem 
geifllofen und felbfühtigen Formalismus verfallen. Enplich nimmt im modernen 
Staat auch das Beamtenthum ſchon dur feine Centralifation, feine vervielfachte 
Zahl und durch das Bewußtſein gefteigerter Wichtigfeit eine andere Stellung ein. 
Es fühlt fid unter dem Syftem ver Bielregierung vollends als herrſchender Mittel- 
punkt bes ganzen öffentlihen Lebens und bildet einen: geſchloſſenen Stand außer 
und über dem Boll, 

Unter dem Drud eines viel regierenden und formaliftifch regierenden Beamten⸗ 
thums, das von biefem Geift ergriffen ift, Haben die Regierten dreifach zu leiden: 
Zunähft werden ihre Angelegenheiten, in welden fie eines Einjchreitens der öffent- 
lien Autorität bebürfen, häufiger übel als gut erledigt. Sodann müſſen fie biefes 
Einfhreiten mit feinen übeln Wirkungen in taufend Fällen über ſich ergehen 
laſſen, wo fie veffen nicht beburft hätten. Endlich aber kommen fie mit ven DOr- 
ganen der Autorität felten in Berührung, ohne das Gefühl einer perſönlichen 
Demüthigung davon zu tragen. 

Diefe drei eng zufammenhängenden Uebel find es, bie in ihrer Vereinigung 
mit dem Ausprude Büreaukratie — Schreibfinben-Regiment — bezeichnet wer- 
den. Eine unwiſſende, indolente oder beftechliche Verwaltung mit humanen Formen, 
oder eine Berwaltung, die unter groben Formen, aber mit Geift und lebenbigem 
Eifer ihre Pflicht thut, oder eine Verwaltung, die den Dingen ihren freien Lauf 
läßt und nur zuweilen mit Gemwaltftreihen dazwifchengreift — das alles ift nicht 
Düreaufratie in der Bedeutung, bie ein entſchiedener und bereihtigter Sprachgebrauch 
mit dem Worte verknüpft. — 

Die Büreaukratie hat, wo fie eingebrungen ift, ihren Sig in ben Organen 
der Regierung, vor allem ver Polizeigewalt; aber von ba aus verbreitet ſich 
ide Weſen leicht über das gefammte Beamtenthum und nod weiterhin über ver- 
wandte Regionen. Es findet fi dann ebenfowohl an den Schaltern ber Poftbe- 
börden als in den Amtöftuben der Gemeindeverwaltungen und in ben Gerichts- 
tanzleien. Wenn man von gerihtliher Büreaukratie fpricht, fo fehlt freilich 
jenes charalteriſtiſche Kennzeichen einer allgegenwärtigen Staatsgeſchäftigkeit, das 
der regierenden Büreaufratie eigen ift, aber die Herrfchaft des töbtenden Buch⸗ 
ſtabens anflatt des Geiftes, der lebendig macht, die „Nummernerlevigung”, ber 
jetzt verfchwindende Inquirenten ⸗Terrorismus — find doch nur Früchte von dem- 
\elben Stamm. — Der Wirkungsfreis der Bürenukratie ift hiemit noch nicht er» 
ſchöpft: In lonftituttonellen Staaten, wo Staatsbeamte, Gemeinbebeamte, Advo⸗ 
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Taten an ber Gefeßgebung einen überwiegenden Antheil haben, ebenfo tm abfoluten 
Staat, wo dieſe Arbeiten ganz von Staatsbeamten ausgehen, trägt auch bie Ge— 
feggebung ben Stempel bes büreaufratifchen Geiftes nah dem Verhältniß, in 
dem berjelbe die Berwaltung beherrſcht. — 

Der Irrthum, daß Büreaufratie und Abfolutismus ungertrennlich feien, 
ift nad einer Seite hin durch die Erfahrungen des Jahres 1848 beridhtigt wor- 
ben. Damals zeigte fi, daß aud ber Rabilalismus, wo er an's Ruder gelangt, 
Defen und Formen der Büreaufratie feiner Natur gemäß findet; es zeigte fi 
auch, baf er zuvor ſchon unter den eifrigften Dienern abfolutiftifher Regierungen 
ftille Anhänger in großer Zahl gehabt Hatte, die jest feiner fiegreihen Fahne 
folgten. Da aber vie Unfähigkeit, Brod und Amtswürbe einer Idee zu opfern, 
den Büreaufraten ſtets zum bereitwilligen Diener berjenigen Gewalt macht, bie 
ihm beides gemwährleiftet, fo erneuert fi in reaktionären Zeiten immer wieber 
nn Täufhung, daß bie herrihende Gewalt an ihm das verläffigfte Werkzeug 


Das Borlommen ver Büreaufratie ift au nicht an beftimmte Berfaffungs- 
formen ausſchließlich geknüpft; fie tritt in republilanifhen wie in monarchiſchen 
Staaten, in der fonftitutionellen wie in der unbeſchränkten Monardie auf. Rur 
fann fit in abfoluten Monardieen und in bemofratifhen Republifen, wo ber 
Beamte vom Wink des Herrſchers oder von oft ernenerten Wahlen abhängt, jener 
Kaftengeift nicht entwideln, von dem bie Büreaufratie ihre nieberbrüdende Kraft 
empfängt. 

Um die Wirkungen ber Büreaukratie richtig zu ermeflen, muß man 
bie charalteriſtiſchen Eigenfhaften derſelben — ihren Yormalismus und ihren 
ur re — näher in's Auge faflen. 

ie für jede verwidelte Gefhäftsführung im Privatleben, fo ift audy für bie 
Öffentliche Verwaltung das Einhalten beftimmter Formen unerläßlid. Diefe For- 
men müſſen fi mit dem Umfang der Aufgabe vervielfältigen und die „Bieljchrei- 
berei" der modernen Verwaltung ift infoferne ein unvermeidlicher Begleiter des 
höher entwidelten Staatslebens. Aber darin unterfcheidet fi die Büreaufratie vom 
gefunden Zuftand, daß im legteren die Form um der Sade willen beobadhtet 
und nöthigenfall® der Sache geopfert wird, während jene bie Form um ihrer 
ſelbſt willen pflegt und ihr das Weſen ber Sache zum Opfer bringt. Die Bürean- 
fratie der unterften Abftufung vollbringt ihre amtlihe Aufgabe nit, um in dem 
angewiefenen Kreife nüsglih zu wirken, fondern um den Weifungen zu genügen, 
bie ihr von oben ertheilt find, d. h. um eine Reihe vorgefchriebener Formalitäten 
zur Zufriedenheit der Vorgefegten zu erfüllen. Höher ftehen diejenigen, bie nicht 
ohne Hingebung für die treue Erfüllung ihres Berufs, aber ohne geiftiges Ber- 
ſtändniß der Aufgabe und der Mittel, in demfelben Formendienſt die Befriedigung 
ihres Gewiſſens — Dei einer büreaukratiſchen Verwaltung beſteht die Schuld 
bes läffigen Beamten darin, daß er es an prompter Handhabung ber Formen 
fehlen läßt und umgefehrt das Berbienft des eifrigen Beamten darin, daß er alle 
Geſchäfte raſch und in tabellofer Form abzuthun weif. 

Denn eine büreaufratifhe Regierung den Widerftand empfindet, ber fi 
gegen den Drud ihrer vielregierenden Thätigkeit erhebt, jo fucht fie dieſen Wider- 
ftand zu brechen, indem fie noch mehr regiert. Wenn ſie fi bemüht, ihre Ein- 
richtungen zu vervolllommnen, fo befteht ihr Fortſchritt in einer Steigerung bes 
Formendienſtes. Wenn ihre Beamten unter biefen gefteigerten Anforderungen er- 
lahmen, fo treibt fie durch vervielfältigte Kontrolen, die den Vollzug ihres Willens 
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fihern follen, die Anforderungen noch höher. Dies hat zur Folge, nachdem zuvor 
ſchon ver Form das Wefen geopfert war, daß nun aud bie Form gefälſcht 
wird und ihren relativen Werth einbüßt. Bon dem Uebermaß unerfüllbarer Zu- 
muthungen bebrängt, greifen die gewiſſenhafteſten Beamten zur Fälſchung der 
Formen als dem einzigen Auskunftsmittel. Wenn 3. B. auf formgerechte Tabellen 
und Berichte über den Zuftand eines Bezirkes an und für fi ſchon mehr Werth 
gelegt wird, als auf den Zuftand felbft, jo muß eine büreaukratiſche Verwaltung 
überdies auf die innere Wahrhaftigkeit folder Darftellungen verzichten; fie muß 
fih mit Berichten und Tabellen begnügen, deren Inhalt dur die Erfindungs- 
und KRombinationsgabe des Berfaffers beflimmt wird und ben thatfädhlichen dur 
Känden nur da entfpriht, wo bie Wahrheit eben jo bequem zur Hand war wie 
die Unwahrheit. — 

Das zweite Merkmal ver Büreaufratie ift ihre Faftenmäßige Abfonde- 
rung von der bürgerlichen Geſellſchaft. Der Staat nimmt feine Beamten aus allen 
Ständen; er vereinigt die Söhne von adeligen Gefhlehtern, bon Bürgern und 
Bauern in denſelben Kollegien. Unter gefunden Zuſtänden erleichtert dies ven 
Beamten die Auffaffung ihres Berufs, der fie aus allen Klafien verfammelt hat, 
um mit gleicher Hingebung dem Intereffe aller Klaffen zu dienen. Im büreau- 
fratifh regierten Staat fühlt fi der Beamte vielmehr außerhalb aller Klaffen 
geftelt und dieſe Stellung ift feine willfürlich gewählte. Denn da er einerfeits 
mit keiner von jenen Klaffen den Lebensberuf theilt, anderfeits nicht von dem 
Bewußtſein und dem Streben erfüllt ift, ihrer gemeinfamen Wohlfahrt zu dienen, 
fo befteht zwifchen ihmen und ihm kein natürliches Band. Als Theilhaber der realen 
Macht, die vom Staat Über Alle ausgeübt wird, nimmt er dann folgerichtig 
feinen ifolirten Platz oberhalb aller übrigen Klaffen in Anfprud, 

Da aber diefer Anfprud gerade im bürenufratifhen Staat am menigften 
durch vorzüglihe Bildung, politiſche Einfiht und Berbienft um die Gefammtheit 
unterftägt wird, fo tritt er auch nicht in ben würbigen Formen auf, in melden 
fih wahrhafte fittliche und geiftige Ueberlegenheit geltend madt. Im amtliden 
Berkehre werben die Mittelllaſſen barſch, die unteren Klaffen grob behandelt; Adel 
und Geiſtlichleit müſſen empfinden, daß ihre einftige Macht auf bie Büreau- 
fratie übergegangen ift. Im geſellſchaftlichen Verkehr findet entweder völlige 
—— ſtatt, oder demüthigende Herablaſſung zu den Kreiſen einer ſchüchternen 

ür 


Diefe Aeußerung des büreaukratiſchen Kaſtengeiſtes, dem ſich nur bie tüch— 
tigſten Naturen ganz zu entziehen vermögen, wirken tief und verderblich auf das 
Berhältnig der Maſſen zum Staat. Wenn bie Maſſen als fihtbaren Vertreter 
des Staates ein Beamtenthum erbliden, das ſich im folder Ifolirung über ihnen 
erhebt, und wenn jedes Zufammentreffen mit demſelben wie ein bevorftehendes 
Uebel gefchent werden muß, fo wird der Staat felbft in den Augen der Maffe 
zu einem fremden und feindfeligen Weſen. Man unterwirft fi feiner Ueber- 
mat, wenn er nimmt, und überfieht feine Wohlthaten, wenn er gibt. Das 
Bemußtfein, ihm anzugehören, felber einen lebendigen Theil des großen Or- 
ganismus zu bilden, — der politiſche Sinn, die Kraft und Luft der Aufopferung 
gehen verloren. Diefer politifhe Sinn iſt e8 aber, der das Staatsweſen in frieb- 
lihen Beiten ſtark macht und in Gefahren aufrecht erhält. 

Das büreaufratiihe Beamtenthum reizt einen Fürften, ber ſich in feine Hände 
gibt, zum Mißbrauch der fürftlihen Gewalt; es lähmt dagegen die Gewalt 
eines Furſten, der nicht geneigt iſt, in feinem Sinne zu herrſchen, und doch feine 
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Macht nicht zu brechen wagt. Thatſächlich ift ein folder Fürft in der Ausübung 
ber Sonveränetätörehte dur den hemmenden Einfluß der Büreaufratie ſtärker be- 
ſchränkt, als er verfaffungsmäßig durch Fonftitutionelle Einrichtungen beſchränkt fein 
tann. Denn jede wohlthätige Regierungsmaßregel, deren Gebante von ihm aus— 
geht, wird durch den büreaufratifhen Vollzug verunftaltet und entwerthet, ober 
fie wird im ſtillen Einverftändniß des widerftrebenden Beamtenthums unvollzogen 
befeitigt. Seine Herrfhaft ift eine Scheinherrfhaft, weil fein Wille nit ins 
Leben tritt; ber befte Nachruhm, der ihm zu Theil werben kann, ift es, wenn 
im Bolt die oft gehörte Rede geht: er hat es gut gemeint, aber feine Beamten 
haben e8 übel gemadt. 

III. Die Büreaufratie Tann zur vollen Herrfchaft nur gelangen, wenn an 
der Spige der Verwaltung Perfönlichkeiten ftehen, die ihr angehören, oder doch 
Beamte ohne ftaatsmännifche Begabung, die fie dulden. Ebenfo gelingt es nur 
dann ihre Herrfhaft zu breden, wenn Staatsmänner an ber Spite ber 
Berwaltung ftehen.*) Es wäre vergeblich, zu erwarten, daß irgend ein Anftoß von 
unten ftarf genug fein werde, die innere Umgeftaltung der Büreaufratie zu er- 
zwingen. Dieſer Anftog müßte bis zur höchſten Spige reihen, d. 5. zur Revo— 
Intion werben, und wenn e8 der Revolution gelungen wäre, alle Staatseinrich- 
tungen umzuwälzen, aber nicht, Staatsmänner an die Spite ber Berwaltung zu 
bringen, fo würde nur eine neue Büreaufratie die alte erfegen. Ueberhaupt Feine 
Umgeftaltung der Inftlitutionen, ber Impuls gehe von unten ober von 
oben aus, führt an und für fih zum Ziel, 

Das Staatsleben völlig von ihr zu befreien, ift nur möglid — dann aber 
auch unter jeder Berfaflungsform in gleiher Weife möglid — durch das Ein- 
greifen leitender Perfönlichkeiten, die von ftaatsmänntfhem Geifte, dem Gegenfag 
des büreaufratifhen Geiftes, erfült find. „Mit der ſtaatsmänniſchen Oberleitung 
ift die Büreaufratie vernichtet, der Beamtenftand aber gehoben. Mit ihr erhält 
der Beamte, was bie Büreaufratie ihm nie zu geben vermag: bie Bürgſchaft, 
daß jede Fähigkeit an den ihr eigenen Pla geftellt und zu dem ihr eigenen Ge— 
jhäftstheile berufen wird, und die Gewißheit, daß er die Wahrheit nad oben zu 
ohne Schen darlegen und auf ihr Berflänpniß rechnen darf. Der Beamte weiß 
dann, daß er wirklich nügt; er weiß, daß feine Arbeit nicht mehr gleich jener ber 
Danalden vernrtheilt ift, durch das löcherige Sieb verzweifelter Zuſtände endloſe 
Fluthen von Tinte zu gießen, ſondern daß ſie, als Mittel in höherer Hand, den 
heiligen Lebenszweck, den fie erſtreben ſoll, wirflid erfüllt.“ 

Wie unter günſtigen Umſtänden die ausgebildetſte Büreaukratie durch die 
ſtaatsmänniſche Kraft eines einzelnen Mannes mit Einem Schlag umgewandelt 
werben Tann, bat das Beifptel Stein’s an der Spike der prenfifhen Verwaltung 
gaeist Aber dem Gang der Dinge unter feinen Nadfolgern fann vie weitere 

ehre entnommen werben, daß das Uebel von unten frifhe Keime treibt, fobald 
oben das ftaatsmännifhe Element verſchwunden ift. 

Im monardifhen Staat ift e8 die höchſte Aufgabe und das höchſte Verbienft 
des Fürſten, die feltenen ftaatsmännifhen Naturen aus der Menge hervorzu- 
heben und an ihren Play zu ſtellen. Einerfeits erleichtert, anderfeits erſchwert wirb 
ihm diefe Aufgabe bei dem Beſtehen Fonftitutioneller Einrihtungen: erleichtert, 
infofern die parlamentarifhe Thätigleit eine Schule des ftantsmännifchen Talentes 


* Bol. Fr. Ro hmer's Schrift „Deutichlands alte und neue Yüreaufratie“ (Münden 1848), 
der das Folgende zum Theil wörtlich entnommen ift. 
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und zugleich der Schauplag iſt, wo basfelbe die Proben feiner Tüchtigkeit öffent: 
fi ablegt, — erſchwert, infofern von parlamentarifher Auszeihnung oft trüg- 
ih auf ſtaatsmänniſche Befähigung gefchloffen wird. 

(Bgl. v. Mohl Staatsredht, Völkerrecht und Politik, Band II. S. 138 
u. ff. 1862.) Nah Brater. 


Büreaufratifhes und Kollegial:Spftem, ſ. Amt, Berwal- 
tung. 


Bürgerrecht, ſ. Gemeinde, Staatsangehörige und Staats- 
bürger. 


Bürgerftand. 


Der Bürgerftand war dem urfprünglihen Leben der deutſchen Bölfer fremd. 
Die Germanen fannten feine Stäbte und waren, als fie die römijchen Städte 
kennen lernten, dem engen Zufammenleben in benfelben entfhieden abgenelgt. Gie 
betrachteten es als gefährlich für ihre Freiheit. Während des Mittelalters aber 
entſtanden auch in Deutfchland eine große Zahl neuer Städte, einige derſelben 
angelehnt an frühere römiſche Nieverlaflungen, die meiften aber aus neuen Bebürf- 
niffen erwachſen oder durch mächtige Herren neu begründet. Die Entwidlung ber 
Städte feit dem zehnten Jahrhundert legte den Grumd zu der allmähligen Aus- 
bildung eines eigenthämlichen meuen Standes, des Bürgerftandes, 

In den Anfängen der ſtädtiſchen Entwidlung war der Gedanke des DBürger- 
thums noch wenig erſichtlich. Die älteften Städte waren nod ein loſe verbunvenes 
Konglomerat ber verſchiedenarligſten ſtändiſchen Verhältniſſe. Es lebten in den 
Städten: beifammen geiftlihe Fürften, Biſchöfe mit ihren Bafallen und Dienft- 
leuten, weltliche Fürften und Herren mit ihren Höfen, Klöfter mit ihren Gottshaus- 
leuten, ritterbürtige Familien, theil® mit, theils ohne Lehensgüter, I Örundeigen- 
thämer und Hausbeſitzer, königliche Dienftleute, freie Zinsleute, Grundholden ver- 
Ihiedener Herren, gewerbtreibende Familien der mannigfaltigften Art ohne Grund- 
befig, die einen perfönlich frei, die andern hörig, Dienftboten u. f. f. Jede Klaſſe 
batte noch ihre befondere Genoffenfhaft und ihr befonveres Redt. Sie waren nur 
durch die Gemeinſchaft des Drtes, niht perſönlich verbunden, Aber eben 
jene Ortsgemeinſchaft wedte allmählig das Bedürfniß einer korporativen Geftaltung, 
welche zuerft einzelne Theile, dann immer weitere Schichten der Bevölkerung zu 
Einer Bürgerfhaft verband. Stadt und Land waren zuerft noch nahe verwandt, 
die älteften Stäbtebürger häufig Heine Landwirthe; dann trennte fich die wachfende 
und durch ihre eigenthümliche Kultur umgewandelte Stadt fhroffer von dem Dorf 
und dem offenen Markifleden. Dort entftand nad und nad der mittelalterliche 
Bürgerftand, ‚bier der mittelalterlihe Bauernftand. 

Der Ausprud „Bürger oder, wie er urfprünglich lautete, „Burger” (Bur- 
genses) befam vom Zeit zu Zeit eine erweiterte Bedeutung und begleitete fo bie 
Fortſchritte des Bürgerthums. Zunächſt bezeichnete er die freien Genoffen ver 
fädtiichen Berfaffung, nicht blos im Gegenfage zu derjenigen Bevdlferung der Stadt, 
die feinen Antheil hatte am ftäbtifcher Gerichtsbarkeit und Berwaltung, fondern 
auch im Gegenfag zu den Rittern und Dienftleuten, welde mit jenen bie 
Mädtifhen Rechte theilten. Ritter und Dienftleute hatten zuvor ſchon, aud abge» 
ſehen von der Stadt, ihre-anerfannte ſtändiſche Stellung. Die Bürger im obigen 
Sinne erwarben eine ſolche erft in Verbindung mit der Stadt. In biefer Bezeid- 
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nung wurbe es von Anfang an offenbar, daß das wahre Bürgerthum feinen 
Keim erft im ſtädtiſchen Leben und in fläbtifher Kultur finde, 

In einem weiteren Sinne fam ber Ausprud auf, um alle die berechtigten 
Glieder der ſtädtiſchen Genoſſenſchaft, Ritter, Dienftleute und Burger, zufammen- 
zufaffen. Intereffe und Rechte verbanden fie zu neuer Einheit. Es find das bie 
eigentlihen Altbürger, Geſchlechter, Batricier, Bollbürger. In den 
ſtaͤdtiſchen NRäthen und Gerichten erhielten fie gemeinfame Organe ber bürgerlichen 
Selbftändigfeit und früh ſchon erwachte in ihnen die Neigung, bie Herrſchaft ber 
geiftlihen und weltlihen Stadtherren zu beſchränken oder zu verbrängen und durch 
ihre Autonomie und Selbftverwaltung die Angelegenheiten der Stadt nach eigenem 
Ermeffen zu orbnen und zu leiten. Diefe Fortbildung gehört vorzüglidy dem 12. 
und dem Anfang des 13.. Jahrhunderts an. 

In den Kämpfen der veutfhen Könige und deutſchen Kaifer mit den Päpften 
und den Fürften erftarkten die Städte, die meiftens für ben König Partei nahmen. 
Als Knotenpunfte und Bermittler des Handels gewannen fie einen erweiterten 
geiftigen Geſichtskreis, erhöhtes Anfehen und Reihthum. Der Zerfall der Reichs- 
ordnung im 13. Jahrhundert nöthigte fle, mit den Waffen in der Hand ihren 
Berkehr zu jhügen, und in ben zahlreihen Fehden mit dem umliegenden Adel 
bewährte fih das Wachsthum ihrer moralifhen und phyſiſchen Kräfte. Sie boten 
einander die Hand zum Schug und gründeten mädtige Stäbtebünbniffe. Die große 
Bedeutung des Handels für die Städte wurbe fo allgemeiner empfunden und bie 
Kaufleute erlangten, aud wenn fie nicht zu ven Geſchlechtern gehörten, und wo 
fie deßhalb früher Hinter diefelben zurüdgefegt waren, in dieſer neuen Entwid- 
lungsphafe der ftäbtifhen Berfaffung ebenfalls Antheil an der bürgerlihen Ge- 
nofjenfhaft und an dem Stadtregiment. Sie wurden nun unter dem Ausdruck 
„Bürger“ mitumfaßt. Diefe Veränderung fält großentheils in die zweite Hälfte 
des 13. Jahrhunderts. 

Noch immer waren bie Handwerker und bamit ein wefentliher Beftandtheil 
der fäbtifchen Bevölkerung von der bürgerlihen Genofſenſchaft ausgeſchloſſen. Die 
meiften Handwerker waren urfprünglich hörige Leute, die fi) zumeilen mit Erlaubniß 
ihrer Herren, oft aud ohne biefe, in den Städten niebergelaffen hatten. Sie 
ftanden unter dem Schug anfangs ber Stabtherren, fpäter des ſtädtiſchen Raths 
als Schugverwandte und abhängige Leute. Aber allmählig veränderte fih auch ihre 
Lage. In vielen Stadtrehten war ber Grundfag ausgefprohen: „Die Luft der 
Stadt macht frei". Und wo er nicht durd eine Satzung ausdrücklich beftätigt war, 
war dennod der Örundcharakter des ftäbtifchen Wefens der Befreiung ber Hörigen 
ünftig. Durd die Verjährung von Jahr und Tag wurde das Band, das ben 

Örigen an feinen Herrn feflelte, zerſchnitten. Häufig wurden die Städte deßhalb 
in Fehden mit dem Übel verwidelt, der die entlaufenen Eigenen zurüdforberte, und 
abgemwiefen wurbe, weil diefelben in der Stabt freie geworben feien. Die bürger- 
liche Freiheit verbreitete fih fo über bie ganze anfäßige Bevölkerung der Stadt. 
An den Fehden nahmen aud die Handwerker nad ihren Innungen georbnet mit 
den Altbürgern Theil, und die Waffenfähigkeit fteigerte wieder ihre Ehre und bob 
ihre Anfprüde. Dur ihr Gewerbe erlangten fie Vermögen und Wohlftand. An 
dem Schidjal der Stadt waren fie mitbeiheiligt; ihre ganze Lebensftellung war 
mit der Wohlfahrt der Stabt aufs engfte verwachſen; das ſtädtiſche Gemeingefühl 
erwachte auch im ihnen und fie begehrten immer entfchiedener einen Antheil an der 
bürgerlihen Genoflenfhaft, an der Befegung der Räthe und an ber Gemeinde ber 
Bürger. Es entftanden fo Reibungen und Streitigkeiten zwiſchen ven altberechtigten 
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Gefhlehtern und den aufftrebenden Handwerkern. Das legte Jahrzebent bes 
13, Jahrhunderts und die erfte Hälfte des 14. wirb durch derartige Parteitämpfe 
im Innern der deutſchen Städte bewegt. Diefelben nahmen bier und dort einen 
verſchiedenen Berlauf, aber die Berfaffungsreformen jener Zeit haben doch übers 
wiegend den Charakter der Aufnahme auch der Handwerker im die 
bürgerlide Genoffenfhaft. Der Ausdrud „Bürger“ erweiterte feine Be— 
deutung fo zum legten Male innerhalb der Stadt, bis er fpäter die Grenzen des 
ſtädtiſchen Weichbildes überfchreitend einen ftaatliden Sinn erhielt, 

Unter allen ftändifchen Bildungen des Mittelalters entfpricht die des Bürger- 
ftandes den modernen Redtsanfhauungen am meiſten. Er bilvet daher deu Ueber- 
gang aus dem Mittelalter zur neuen Zeit. Das heutige Staatsbürgertfum wurzelt 
vorzüglich in dem Begriffe ver mittelalterlihen Stadtbürgerſchaft. 

Die älteren Unterſchiede der Stänte innerhalb der Stadt find zwar durch 
den neuen Bürgerftand nicht völlig aufgelöst worden; fie werben auch nachher 
noch lange Zeit in der Verfaſſung und in manchen Einrichtungen ſichtbar. Aber fie 
find zurüdgedrängt durch die neue ftädtifche Gemeinfhaft, die fi in dem Worte 
„Bürger” ausfpriht. Die Gleichheit der Bürger, die alle ald Söhne Einer 
Stadt fih fühlen, und die Rechtsgenoſſenſchaft, die fie alle zu einer Ein- 
beit verbindet, find die wefentlihen Beftandtheile des Begriffe. Die Gegenfäge, 
bie fih diefer Gemeinfhaft nicht fügen, werben mit der Zeit ausgeftoßen ober 
aufgelöst. 

Der Bürgerftand unterfcheidet fih von bem Adel darin, daß er nicht wie 
diefer ein Stand der Auszeihnung, fondern ein Stand der Regel und ber 
gemeinen Freiheit ift und fein will. Er ift daher von Natur mißtrauiſch 
gegen jede ſtändiſche Auszeihnung und derſelben abgeneigt, denn er fürdtet, daß 
fie die Regel der bürgerlichen Gleichheit und Freiheit untergrabe over werberbe. 
Auch der Adelige kann wohl Stäptebürger fein ober werben, aber inwiefern er es 
if, muß er fi der gemeinſchaftlichen bürgerlichen Ordnung unterziehen. Bon dem 
Bauernftande unterfcheivet fi der Bürgerſtand durch feine Beziehung auf bie 
Stadt und ftädtifches Kulturleben, im Mittelalter insbefondere noch durch die ener- 
he Wahrung und Bethätigung der perfönlihen Freiheit. Die Macht des Her- 
fommens , der Sitte, der Familienüberlieferung, des feften Beſitzſtandes hält ven 
Bauer in den gewohnten Bahnen eher feft als den Bürger, welder den wechſeln⸗ 
den Bepürfniffen ver Zeit aufmerkſamer folgt und auf mannigfaltigften Wegen 
feine individuellen Kräfte verſucht und Verbeſſerungen anftrebt. Für die raffenmäßige 
Bererbung beftimmter Rechtsverhältniſſe hat der Bürger wenig Sinn: er liebt vor 
Allem die individuelle Arbeit und den individuellen Erwerb, Daher legt er auch 
einen fo großen Werth auf die individuelle Freiheit. 

Der Bürgerftand ift im Mittelalter zu einem wahren Vollsſtand geworben, 
in höherem Grade als der Bauernftand; denn er hatte ein lebhafteres Selbftbe- 
wußtfein, eine feftere Organifation und ausgebilvetere Rechte gewonnen, als ber 
vielfach gebrüdte und vernadläffigte Bauernftand. Im deutſchen Reiche fanden die 
Reichsſtädte — zu felbftändigen Republiten geworden — auf dem Reichstag eine 
organiſche Bertretung und nahmen fo in einem befonderen Kollegium der Städte» 
bänfe, getrennt von den Fürften und Herren, eine beſondere ſtaatsrechtliche Stel- 
lung ein, Nur mit ihrer Zuftimmung konnte ein allgemein verbindliches Reichs- 
gefeß zu Stande kommen. In den Territorien erhielten die Landſtädte ebenfo eine 
beſondere Bertretung in den Landſtänden. Die Landesgefege famen unter ihrer 
Mitwirkung zu Stande; ohne ihren Willen fonnte feine neue Steuer auferlegt 
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werben. Meberall trat die Bürgerfhaft als gefchloffener Stand der Ritterſchaft 
an bie Seite. Seit dem 14. Jahrhundert bis ins 17. dauerte der anerfannte 
Einfluß der Städte auf die geſammte Landes- und Reichsverfaſſung. Im Reich 
ftügten fie vornehmlich das Anſehen des Königs, in den Territorien das ber Lan- 
beöherren. Wenn gleih in ihrem Innern häufig ariftofratifh georbnet und regiert, 
waren fie doch der Ariftofratie des hohen Adels im Reich und bes niebern Adels 
in den Territorien gegenüber eine bemofratiihe Schranke. Die Bebürfniffe des 
Hanbelsverfehrs, der Inbuftrie, der Kunft und der Wiffenfhaft, welde in dem 
ftäptifchen Leben koncentrirt waren, famen mit dem Lehensſyſtem des Mittelalters 
und mit der Sonderftellung des Adels häufig genug in Konflikte, und bie Bürger- 
haft fand in der Allianz mit den Landesherren, die ihrerfeits die gefammte 
Staatsmadt in ihrer Hand zu einigen ftrebten und ebenfalld das Hemmniß ver 
Adelsariftotratie ungern ertrugen, eine Gewähr ihrer Befrievigung. Der Mpel 
wollte den mittelalterlihen Staat fo lange als möglich fefthalten, ver Bürgerftand 
mit den Fürften firebte dem modernen Staate zu. 

Der vreißigjährige Krieg zerftörte den Wohlftand der deutfhen Städte und 
brach ihre Madt. Nur langfam erholten fie fi wieder im Frieden von dem ent- 
feglihen Verfall. Die politifche Organifation des ganzen Standes blieb zerrifien. 
Die Reihsverfammlung hatte ihre Bedeutung eingebüßt. Die Landſtände wurben 
nit mehr oder nur zum Schein berufen, In dem allgemeinen Ruin befand nur 
die abfolute Staatsgewalt der Landesherren. Aber indem die Städte durch den 
Fleiß ihrer Bürger allmählig wieder neues Vermögen fammelten und neuerbings 
die niedergebrüdten Elemente der Bildung auffeimten, nahmen fie audy die frühern 
Beftrebungen wieder auf. Die ſtädtiſche Kultur erhob fi von neuem und ent- 
ſchiedener noch als früher folgte der Bürgerftand ver ihm günftigen Richtung des 
Zeitgeiftes.” Er vorans trug dazu bei, ben mittelalterlihen Staat aufzulöfen und 
zu befeitigen und die moderne Staatsentwidlung vorzubereiten und ins Leben zu 
führen. Der neue Aufihwung ber deutſchen Literatur feit der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts ging von ihm aus und wurde von ihm getragen, und bie neuen 
Schöpfungen der Kunft und der Wiffenfhaft, obwohl des fürftlichen Schuges viel- 
fach bebürftig, waren doc, wefentlich wieder fein Wert. Die neuen Iveen fanden 
in ihm vie bereitwilligfte Aufnahme. Die ganze Bildung der Nation erhielt nun 
bürgerliches Gepräge, wie fie im Mittelalter einen ariftofratifhen Ausorud gehabt 
hatte; das gefeljhaftliche Leben nahm feine formen an. 

Er date ernftlih daran, den ganzen Staat nad feinen Borftellungen 
umzubilden. In ben Fonftituirenden Berfammlungen führte er die entjcheidende 
Stimme. Die Büreaufratie wurde großentheils von feinem Geiſte befeelt. Wie er 
urfprünglih alle fländifchen Gegenfäge in der Stadt unterworfen und geeinigt hatte, 
fo wollte er nun aud in dem ganzen Lande die Standesunterfchiede in dem Einen, 
freien und gleihen Staatsbürgerthum untergehen lafien. 

In diefer Tendenz des Bürgerthums lag allerdings eine Wahrheit, vie Be— 
achtung forderte, aber zugleich aud eine irrthümliche Uebertreibung, welche mit ber 
natürlichen Gliederung des Volls in Streit gerathen mußte. Wie es ein Fortfchritt 
gewejen war, als das Gefühl der gemeinfamen Baterftabt bie verfchlevenen 
Beftandtheile der Stäbtebevölferung durchdrang und in Einer bürgerlidhen 
Genoſſenſchaft zufammenfaßte, jo war es auch ein Fortfchritt der neuern Rechts- 
bildung, als das Bewußtfein des Einen gemeinfamen Baterlandes die 
verfhiedenen Stände erfaßte und in dem gleihen Staatsbürgerredt einen 
Ausdrud fand. Die innere Verbindung aller Theile zu einem rl und bie 
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rechtliche Genofſenſchaft Aller war damit ausgeſprochen. Im Mittelalter waren bie 
Rändifhen Gegenfäge fo übermädtig, daß die Gemeinſchaft überfehen und bie 
Einheit des Staates zerftüdelt wurde. Die neue Zeit hebt dieſen gemeinfamen 
nationalen und menſchlichen Charakter vorzüglid hervor und hat darin Recht. Nur 
muß fie fih hüten, in dem entgegengefegten Fehler zu verfallen und die natürlichen 
und berechtigten Unterfcheidungen, die hinterbrein in Betracht fommen, zu überfehen. 

Für den modernen Staat hat der mittelalterliche Begriff des Bürgerſtandes 
ben Charakter eines eigentlihen Boltöftandes eingebüßt. Wir haben 
feine Oefammtorganifation mehr des Bürgerftandes durch das ganze Reid: und 
es wäre ein fehler, wollte man fie reftauriren. Die modernen Volksftände ſcheiden 
fih nit mehr nady dem Gegenfage von Stadt und Land, fondern durchſchnei— 
den Stadt und Land. Aber jener Begriff bat nody eine praftifhe Bedeutung im 
Anfhluß an die Städte und die Stadtverfaffung. Er ift ein Begriff 
der Stadtgemeinde geworben. Er iſt für die Stadt dasfelbe, was ber Begriff 
der Staatsbürgerfhaft für den Staat. 

Die politifhe Gefinnung des ſtädtiſchen Bürgerftandes fließt ſich baher 
zunächſt an die Natur der Stadt an. Im Hinblid auf den ganzen Staat kann bie 
Bürgerfchaft einer Stabt entſchieden monarchiſch gefinnt fein, mit Bezug auf bie 
Stadt ift fie immer der repräfentativen Demofratie zugethan. Sie will 
ihre Angelegenheiten felbft verwalten und orbnen, nit von Außen ber beftimmen 
laſſen. Die ftäptifhen Magiftrate find felbft Bürger, und in den Stabtverorbneten, 
Ausihüffen u. f. f., find die verſchiedenen Abtheilungen der Bürgerfchaft wieder 
durh Bürger vertreten. Die alte monarchiſche Form der Stadtverfaffung, an 
deren Spige mächtige Stabtherren (Bifchöfe, Aebte, Dynaften) oder ihre Vögte ftan- 
den, ging ſchon frühzeitig im Mittelalter unter; die Städte machten fi von ihren 
Stadtherren unabhängig, fobald fie ſich einigermaßen ihrer inneren Kräfte bewußt 
wurben. Auch die fpätere ariftofratifche Form ber Stabtverfafjung mit ihren 
erblihen Geſchlechtern, den Patriziaten, ging mit dem Mittelalter unter und wurde 
überall verdrängt durch das Syſtem der freien Wahl von Bürgern durch bie 
Bürgerfchaft. Der demokratifhe Zug der neuen Zeit fand daher auch vornehmlich 
in den Städten ven eifrigften Anhang. Aber das Bedürfniß einer höheren Kultur 
binderte zugleich die Städte, fih der abfoluten Demokratie zu vertrauen. So 
ehr fie auf die Gleichheit der Bürger und die ftädtifhe Autonomie und GSelbft- 
verwaltung Werth legten, fo konnten fie doch die Gegenfäge der Bildung und bes 
Berufs nicht Überfehen und waren ihrer Ausbehnung wegen und um der Mannig- 
faltigteit ihrer Kulturbedürfniſſe willen gendthigt, die angefehenern und befähigtern 
Mitbürger auszuwählen und dieſen zunächſt die eigentliche Leitung und Kontrole 
des Gemeinweſens anzuvertrauen. Statt der abfoluten folgten die Städte daher 
der ermäßigten repräfentativen Demokratie, 

Diefer Eharakterzug der Bürgerſchaft macht fie denn jeder Bevormundung 
von Seite der Stantsgemwalt abgeneigt. Sie fügt fi willig ver Ober- 
aufſicht des Staates, fo weit der Zufammenhang mit den Interefen des Ganzen 
biefe erfordert, aber fie fühlt fi mündig genug, um nad ihrer eigenen Einficht 
ihr ſtädtiſches Vermögen felbft zu verwalten, ihre Kulturanftalten frei zu gründen 
und zu pflegen, mit Einem Wort für die Stadt felber zu forgen. Der frifche, 
aufopferungsfähige, nach BVerbefferung ver Zuftände frebende Bürgerfinn Tann 
nur bei folder Freiheit gedeihen. Ohne fie wird der Bürger ſchlaff, gleichgültig 
für die äffentliche Wohlfahrt, unthätig, und in Folge der baherigen Abnahme 
leiner Kräfte geht ein bedeuiender Theil der gefammten Boltsfraft in Lähmung 
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über. Dur die Uebung in den ftäbtifhen Gefchäften und durch die Theilnahme 
an ven ftädtifchen Angelegenheiten dagegen wird der Bürger aud für die größern 
Berhältniffe des Staates erzogen und er lernt in allen Fällen Orpnung und 
Freiheit verbinden. Diefe bürgerliche Freiheit ift, wo fie fi gegen die Be- 
vormundungsgelüfte der Staatsgewalt behauptet hat, ein großer Vorzug der deut- 
ſchen Bürgerfhaften vor den franzöfifchen und ermäßigt die Gefahren fowohl ver 
Anarhie ald des Defpotismus, denen Frankreich in wechfelnden Stößen fo oft 
unterlegen ift. 

Es tft ein ganz vergebliches Bemühen, jenem politifchen Verlangen der Bürger- 
haften dadurch zu entgehen, daß man ihren materiellen Egoismus reizt, und 
während man ihnen die politifhen Rechte verfagt, zum Erfag dafür ihre inpuftrielle 
Wohlfahrt fteigert oder gar durch die Verwicklung in Aktienſchwindel und in das 
Spiel ver Differenzgefhäfte fie demoralifirt. Wird die Bürgerfchaft wohlhabend und 
reih, jo wiederholt fie nur um fo entſchiederer und unwiderſtehlicher ihre frühern 
Begehren, und wird fie fittlid verborben, fo wird ihre Stimmung nur um fo unzu— 
verläffiger und bevenkliher. Eine gefunde Politik geht daher auch hier mit der Natur 
Hand in Hand. Die Beweglichkeit des Bürgerfiandes und die Vorliebe für 
bürgerlihe und politifhe Freiheit ift ein Theil feines Wefens und muß um 
deßwillen wie diefe geachtet und befriedigt werden. Jene Beweglichkeit ift im nor- 
> malen Zuftande geftügt auf die geordnete Ruhe der bürgerlichen Berhältniffe, und dieſe 
Freiheit bedarf der Nechtsficherheit ald der Grundbedingung ihrer mannigfaltigften 
Entfaltung. Die Bürgerfhaften wiflen es aus Erfahrung, daß die innere Unordnung 
den Kredit zum Einfturz und alle Gewerbe ins Stoden bringt und daß die Blüthen 
ber gefelligen Kultur, der Künfte und Wiſſenſchaften nur im Frieden aufgehen. Die 
Anerkennung und Gewährung jener Anfprüce befriedigt daher die Bürgerfhaft und 
erhöht zugleih die Geſundheit des ganzen Staates, ohne veflen Sicherheit zu 
gefährben. Werden diefelben in ihrer natürlihen Berechtigung anerkannt, fo ift es 
auch um fo leichter möglich, einfeitiger Mebertreibung jenes Zuges in Ertreme mit 
Erfolg zu begegnen und die ungehörigen Ausfchweifungen ver erhigten Parteien 
zurückzuweiſen. Die neuere Geſchichte feit einem Jahrhundert in Franfreih und in 
Deutfhland gibt jedem Denkenden eine Neihe von Belegen an die Hand für vie 
Debeutung biefes Satzes. vluntſchii. 


Burke. 


Burke, Edmund, geboren zu Dublin am 1. Januar 1730, geſtorben am 
8. Juli 1797, gehört zu den Häuptern der geſchichtlichen und zugleich der liberalen 
Richtung in der Staatswiſſenſchaft. B. ſtammte aus einer bürgerlichen Familie und 
hatte die Erziehung eines Engländers erhalten, der ſich zum Juriſten ausbildet. 
* für die eigentliche Jurisprudenz hatte er wenig Neigung, mehr zog ihn die 

olitik an. 

Seine erſte Schrift Vindication of natural society (1766) machte ihn als 
einen feinen Dialektiker befannt. Er bekämpfte darin mit Ironie eine Schrift des 
Lord Bolingbrofe, der die Abfhaffung der pofitiven Religion wegen ver religiöfen 
Mißbräuche verlangt hatte, indem er deſſen „unnachahmlichen“ glänzenden Styl 
nachahmte und nun ironisch die Abſchaffung des Staates wegen ber politifchen 
Mifbräude begehrte. 

Durd) das Patronat des Marquis von Nodingham gelangte er 1764 ins 
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Parlament und umterftügte bier die verfühnlihen Maßregeln des kurzen Mini- 
ſteriums. Unter dem folgenden Minifterum kam er bald an vie Spite einer libe- 
rolen Reformpartei. In feinen „Sedanfen über pie Urfaden der gegen- 
wärtigen Mißſtimmung“ vom Jahr 1770 zeichnete er mit Meifterhand 
die Grundlinien der engliſchen Verfafjung: „Nicht der volfsthümliche Urfprung ift 
eine harakteriftifhe Eigenfhaft der Mepräfentativverfaffung, denn im Grunde haben 
alle Regierungsformen venfelben Urfprung. Die Kraft, der Geift, tas Wefen bes 
Haufes der Gemeinen befteht darin, daß es ein deutliches Bild des Nationalgefühles 
if. Es ift nicht eingerichtet worden, um eine Kontrole über das Voll zu fein, 
es wurbe gegründet als eine Kontrole für das Boll." Er enthüllte ven verberb- 
lien Einfluß der Hofpartei, der fog. „Rönigsfreunde”, welche ein Günftlings- 
regiment an die Stelle der VBollsregierung fegen wollten. Er bewies, daß Parteien 
. Staate nothwendig Selen, und ermahnte die Whigs, fich feiter zufammen zu 
ließen. 

In dem amerifanifhen Zerwürfniß vertrat er liberale Grundſätze. Er wiber- 
fegte fih der Beſteuerung Amerika's (Works I. 154) und vertheibigte in einer 
berühmten Rebe: „Über die Berfühnung mit den Kolonieen” feine Bermittlungs- 
vorfhläge (Works I. 181). Seine Gründe waren vorzugsweife politifhe, nicht 
Rehtögründe: „Die Frage, die ich aufwerfe, ift nicht, ob ihr ein Recht habt, euer 
Bolt unglüdlih zu machen, fondern bie, ob es nicht euer Intereffe fei, es glücklich 
zu machen.“ 

B. liebte e8, die realen Zuftände mit feinen Ideen zu beleudten und an 
Bebürfniffe des Augenblids die Darftellung bleibender Wahrheiten anzufnüpfen. 
Seine Reben haben zuweilen darum an momentaner Wirkfamfeit etwas eingebüßt, 
aber fie find gerade deßhalb für bie Nachwelt um fo intereffanter und wirkfamer 
geworben. Seine Berevfamleit erinnert an die Eicero’s, Ste hat einen rhetoriſchen 
Schwung, ift aber männliher und freier. 

Als Rockingham 1782 wiederum Premierminifter ward, erhielt B., obwohl er 
der geiftige Führer der Partei war, doch feine Minifterftelle. Die ariftofratifchen 
Herren gingen vor. An dem Kampf gegen den oſtindiſchen Statthalter Warren 
Haflings nahm B. lebhaften Antheil. Seine Rede vor dem Oberhaus als Ankläger 
erfätterte und blendete die Zeitgenofien durch die Energie und bie Schönheit ber 
Angriffe. Auch fonft bezeugten feine Reben ein inneres Intereſſe an dem Schidfal 
ber oſtindiſchen Bevölkerung. 

Als die franzöfiihe Revolution ausbrach, war B. fhon ein alter Mann. Er 
betrachtete diefelbe von Anfang an mit Mißtrauen. Während fein Freund For 
im Parlament erffärte, daß er voll Bewunderung und Hoffnung diefe große Er— 
Iheinung mwahrnehme, warnte B. ebenfo entfchieven vor unbegründetem Vertrauen. 
Je mehr die Revolution fortfhritt, um fo feindſeliger wurbe feine Stimmung. 
Schon 1790 arbeitete er feine „Betrahtungen über die franzöftide 
Revolution" aus. Die Schrift war ein offener Abſagebrief des englifhen Libe- 
ralen mit feinen konfervativen Sitten und Neigungen gegen den franzöfifhen Ra- 
difalismus, ein Manifeft gegen den Geift der Revolution, eine heftige Anklage ihrer 
abftraften Ideen und Bertreter, eine eindringliche Warnung vor ihren verderblichen 
Birkungen. Man kann nicht beftreiten, B. ſah den nächſtfolgenden Gang der Dinge 
voraus. Er fah, daß das meugeorbnete Königthum ſich nicht behaupten, daß bie 
losgebundenen Feidenfhaften der Menge ven Thron vollends umftürzen und eine 
fanatiſche Demokratie befretiren werde, er ahnte in ber ferne die Gräuel ber 
Shredensperrfhaft und prophezeite die fpätere Bändigung der Revolution durch 
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einen glüdlihen Imperator. Sein ſcharfer und klarer Blick enthüllte ihm alle 
Shwähen und Gefahren der großen Erfhütterung. Aber er überfah in feinem 
Eifer und in feiner ariftofratifhen Befangenheit ihre welthiftorifche Nothwendig⸗ 
feit und das berechtigte Ringen nad der vernunftgemäßen mobernen Rechts⸗ und 
Staatsorbnung. Er wollte die franzöſiſche Revolution an dem Maße der englifchen 
von 1648 meſſen und beadhtete nicht genügend, daß nit nur der Charakter der 
beiden Nationen, fondern and ber Charakter ber beiden Weltalter durchaus ver- 
ſchieden jet. 

Das Buch machte ungewöhnliches Aufjehen. Es wurde ins Franzöſiſche und 
von Geng ins Deutfche überfegt. Aber die Wirkung war zunähft für B. ungünftig. 
Seine bisherigen Freunde warfen ihm vor, daß er feine Partei und die Sache 
ber Freiheit verrathen habe. Dagegen appellirte B. wieder von bem Urtheil ber 
neuern Whigs an das der alten Whigs. Es war für ihn fein genügenver 
Erfag, daß ihn nun bie Tories auf den Schild erhoben, denn er wußte, daß ber 
Beifall der bisherigen Gegner kein reiner und nur halb aufrichtig fei. Noch weniger 
fonnte es ihn befriedigen, daß er von ven Machthabern der Kontinentalftanien 
gelobt wurde, denn dieſes Lob galt nur dem Feinde ber faljhen, nicht auch dem 
Freunde der wahren Freiheit. 

Er ſchrieb noch eine Reihe Schriften gegen die Revolution und empfahl mit 
Eifer die Politit des Kriegs wider Franfreih, um die Revolution nieverzuwerfen 
und bie Ordnung Herzuftelen. Die Koalition, welde Pitt mit den fontinentalen 
Mächten ſchloß, fand in B. einen berebten Vertheidiger. Diefer wurde immer ein- 
feitiger und ſchroffer in feinen Aenßerungen. Nach dem Tode feines Sohnes 1794 308 
er fi aus dem Parlament zurüd und erhielt noch eine königliche Penfion, deren 
Annahme er duch einen „Brief an einen edeln Lord“ (1795) gegen bie 
Gegner vertheidigte. Seine Briefe über ven königemörderiſchen Frie— 
ben war feine legte Schrift. Er ftarb an einem Herzleiden. 

Erft nach feinem Tode fand er eine allgemeinere und gerechtere Würbigung. 
Seine Borzüge wurden nun williger anerfannt und man erinnerte fi, daß feine 
Leidenſchaft, die ihn zuweilen weiter fortriß als er wollte, doch nie einer niebern 
Gefinnung entjprungen war und den Grundzug feiner ſtaatsmänniſchen Weisheit 
nur vorübergehend trüben konnte. Hatte er es als das Kennzeichen bes Staats- 
mannes erflärt, baß er mit ber Neigung zum Erhalten vie Fähigkeit zum Ber 
befjern verbinde, jo war er biefem reformatorifhen Charakter nie untreu geworben. 
In feiner Jugend fah er, daß die große Gefahr für die Volföfreiheit und ben 
Staat in der Herrfchfucht des Königs, in den Launen des Hofes, in ber Kor- 
ruption des Parlaments, in verbreiteten Mißbräuchen der Gewalt zu finden fei, 
unb daher wenbete er feine Waffen gegen biefe Gefahren. Im höhern Alter jah 
er bie Hauptgefahren auf ber emtgegengefegten Seite, in der brohenden Pöbel- 
herrſchaft, in der Anardie, in der Zerftörung alles hiſtoriſchen Rechts und ber 
ihm ehrwärbigen Inflitutionen, und nun griff er die Revolution mit allem Eifer 
an. Im Grunde ift e8 doch derſelbe Mann, welcher, feiner liberalen Natur treu, 
zuerft den mächtigen Abjolutismus und fpäter den drohenden Rabilalismus belämpft. 

Bluntſchli. 
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Nicht ganz genau verfahren bie franzöſiſchen Hiſtoriker, wenn fie fünf fran 
zöͤſiſche Dynaftieen annehmen, denen man als feste bie Napoleons anreihen könnte. 
Denn einmal gehören bie beiden erften (Merovinger, Karolinger) Frankreich nicht 
ausſchließlich an und fallen in eine Zeit, in ber von einer franzöflihen Nation 
noch feine Rebe ift, und dann bilden die drei legten (Gapetinger ältere Linie, 
Gapetinger jüngere Linie oder Könige aus dem Haufe Valois, Bourbonen) eigentlich 
nur eine einzige Dynaſtie und find nichts anderes als verſchiedene, aber unter fid 
agnatiſch verbundene Zweige desſelben Königshaufes. 

Hervorgegangen iſt das franzöſiſche Reih aus dem von Chlodovech gegrün- 
beten, von den Karolingern geretteten und erweiterten Frankenreiche. Aber erft mit 
ber Auflöfung des germaniſch-chriſtlichen Weltreihes beginnt eine jelbftänbige fran- 
zöſiſche Geſchichte, erft feit dem Bertrag von Berbün (843) iſt von einer Francia 
oeeidentalis die Rede. Und felbft von Karl dem Kahlen, dem jüngften Sohne Lud⸗ 
wigs des Frommen und Stammvater der weflfränfiihen Karolinger, wie von feinen 
Nahfolgern bis auf Ludwig V., der den Namen faindant mehr zur Bezeichnung 
ver Familienentartung zu tragen fheint, fann man nit fagen, daß fie natio— 
nale Könige des fi) neubildenden Reiches gewefen wären. Denn ber univerfale 
Ing, der dem Geſchlecht der Pippine eigen ift, läßt die Tendenz nicht ganz ver- 
Ihwinden, bie getrennten Theile wieder zufammenzuführen, wie fchon Karl der 
Rahle beim Tode der Söhne feines Älteften Bruders Lothar zeigt, und ift noch 
farf genug, um den ofifränfifhen König Karl den Diden aud zum Herrn Welt- 
franfen® zu madhen und fo, wenn aud nur fheinbar, das Reich des großen Karl 
noh einmal in einer Hand zu vereinen. Aber ſchon nad) feinem Tode machen bie 
Großen den Berfuh, aus einem anderen Geſchlecht einen König zu wählen, ber 
befier im Stande wäre, die Elemente des Staates zufammenzuhalten und vor ben 
von Außen drohenden Gefahren zu ſchützen. Nach Odo's von Francien Tode (898) 
fehrt man zwar wieder zu dem alten Königshaufe zurüd, aber nur, um es als⸗ 
bald von Neuem zu verlaffen (Robert 922— 923, Rudolf von Burgund 924—936 
werben zu Königen erhoben) und endlich ganz aufzugeben. Was Hugo der Große, 
vieleiht aus religiöfen Skrupeln, nicht wagen wollte, geidieht im Jahre 987 
faft ohne Widerfprug. Mit Zuftimmung ber verfammelten Großen, auf Drängen 
des mit den Karolingern verfeindeten Erzbiſchof Aoalbero von Rheims wird Hugo 
Capet auf den weftfränfifhen Thron erhoben (987). Der Iegitime Erbe des 
Reihe, der Oheim des verftorbenen Königs, Karl, Herzog von Nieverlothringen, 
ſtirbt im Gefängniß zu Orleans, feine ihn überlebenden Söhne verfhwinden in 
Deutſchland. 

Hugo Capet ließ ſich nach alter Sitte zu Noyon auf den Schild heben und wie 
die alten Frankenkönige zu Rheims ſalben; dann ſetzte er es durch, daß fein Sohn 
Robert zum Nachfolger erwählt wurde (988), denn ausdrüclich hatte er verlangt, daß 
er einen fiheren Erben in ber Herrſchaft zurüdlaffe. Es war noch nicht die Aner- 
lennung des Erbrechts, aber doch ein Anfang dazu; die Gewohnheit und zuneh- 
mende föniglihe Macht haben dann das Begonnene vollendet: von Hugo Gapet bis 
auf Ludwig X. ging die königliche Würde immer vom Vater auf den Sohn über, 
zwölf Könige fuccedirten in abfteigender Linie auf einander. Erſt nad) Ludwig X. 
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Tode fam bie Krone an eine Seitenlinie; es folgten feine ebenfalls kinverlofen 
Brüder Philipp V. und Karl IV., mit dem 1328 bie fogenannte Ältere capetin- 
giſche Linie ſchloß. Schon im 13ten Jahrhundert konnte von einer Wahl feine 
Rede mehr fein. Alles unterwarf ſich der Autorität und dem Gerichte bes Königs. 

Aber das wurde erft nah und nad erreidt. 

Die erften Eapetinger mußten ſich begnügen, eine Art Oberlehensherrlichkeit 
über die verfchtevenen Landſchaften auszuüben, die nur durch das loſe Band bes 
Lebens zufammengehalten werden konnten. Bon friebfertiger Sinnesart, theilmeife 
einen priefterliden Charakter an fi tragend, waren biefe Könige zufrieden mit 
ber Anerfennung ihrer Würbe, der die eigentlihe Macht noch fehlte. Die Gefhichte 
der Nation lag damals mehr in den Gebieten der großen Bafallen, die den König 
über fi geſetzt hatten, als in den Handlungen des Königs, ber fie beherrſcht 
hätte. Der Herzog von der Normandie gewann das angelfähfifche Königreich, bie 
Herren von Aquitanien zogen unter dem Banner von Aragon und Eaflilien aus 
zu kühnen Nitterthaten gegen vie Ungläubigen: lauter Unternehmungen, bie eher 
dazu angethan fehienen, den Zufammenhang ber einzelnen Theile mit dem Mittel- 
punfte bes Reiches zu lodern, als das Anfehen des Ganzen zu mehren. Aber ſchon 
unter — VI. begann das Königthum größere Kraft zu gewinnen, zunächſt 
durch ſeine Verbindung mit der Kirche (das war auch ſchon unter Hugo, Robert J., 
Heinrich J., Philipp I. geſchehen), dann durch fein Verhältniß zu den empor- 
blühenden Städten. Dazu fam, daß bie Kreuzzüge zum erften Male den natio- 
nalen Sinn in einer Allen gemeinfhaftlihen Unternehmung mwedten. So rüdten 
die Gapetinger der Aufgabe näher, bie ihnen ihre Stellung von vorneherein zu⸗ 
gewiefen hatte, die bloß nominelle Oberlehensherrlichkeit über bie Ränder der großen 
Kronvafallen in eine wirklihe Königegewalt zu verwandeln. Ihr Haudgebiet, das 
Herzogthum Francien, vie Isle de France, jene Stride an Seine und Marne, 
in denen die Verfhmelzung ber einzelnen Bolfselemente (feltifhe, römifhe, ger- 
maniſche) am früheften und innigften erreiht worben war, fonnten als fidhere 
Dperationsbafis im Kampfe gegen die übermächtigen Bafallen dienen. Nachdem 
zunächſt in diefen Gebieten, hauptſächlich durch bie Wirkfamfeit des Abtes Suger 
unter Lubwig VI. und VII. (1121—1152) die Autorität ber höchſten Gewalt 
und bes Rechtes bergeftellt worden war, trat der unausbleiblihe Kampf mit ven 
Großen näher, freilich unter Verbältniffen, die dem Königthum noch größere Ge— 
fahren wie früher drohten. Gerade damals waren die meiften Gebiete der großen 
Vaſallen durch Hetrathen in der Hand eines Mannes vereinigt worben, und biefer 
eine war König von England. Heinrih von Plantagenet, dur feine Mutter 
Mathilde, einer Enkelin Wilhelm des Eroberers, zugleih König von England wie 
Herr der Normandie, durch feinen Vater Graf von Anjon und Maine, erhielt 
durch feine Berheirathung mit Eleonore von Aquitanien den größten Theil von 
Süpdfranfeeih und erwarb dazu bie Herrfchaft über die Bretagne. Mehr als bie 
Hälfte des fpäteren Frankreichs gehorchte diefem gefrönten Bafallen, während dem 
König vielleicht der vierte Theil anhing Eine folde Uebermacht hätte das König- 
thum verdrängen ober erbrüden müffen, wenn nicht große Regenten durch die Macht 
ihrer Perfönlichkeit erſetzt hätten, was ihnen an materiellen Mitteln zu fehlen 
ſchien, und durch eine konfequente, oft rüdfichtslofe Politik ihrer Aufgabe gerecht 
geworden wären. Gerade bie bebeutendften Herrſcher des capetingifhen Haufes 
folgten im 13ten Jahrhundert faft unmittelbar auf einander (Philipp II. Auguſt, 
Ludwig IX., Philipp IV.): fie haben bie Hauptländer der großen Bafallen im 
Norden und Süden gewonnen, die Herrfhaft der Orbnung und des Gefeges ge- 
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gründet und bie Macht des Königs, ſchließlich auch im Kampfe mit ber Kirche, 
zu einer faft abfoluten gemacht. 

Philipp IT. Auguſt (er führt ven Beinamen mit Redit; 1180—1223) wußte 
zunächſt die Familienfriege der Plantagenets- trefflich zu benügen, befonders ſeit⸗ 
dem Johann den englifhen Thron beftiegen hatte. Ein Neffe dieſes Königs, Arthur 
von Bretagne, der mit franzöfifher Unterftügung feinem Oheim den Krieg machte, 
fiel in veffen Hand und verfhwand im Kerker. Philipp Iud Johann als feinen 
Lchensmann zur Verantwortung vor fein Pairsgericht, und, da ber englifhe König 
nicht erſchien, warb er verurtheilt und aller feiner Befigungen biesfeits der See 
für verluftig erflärt. Philipp nahm fie in Befig, ohne daß fi die Unterthanen 
für ihren ‚früheren Herrn erhoben. Johann mußte fich jegt fügen (1206); als er 
jräter das Verlorene wieder zu gewinnen fuchte, wurde er fammt feinen Berbün- 
deten bei Bouvines befiegt (1214). Auh im Süden eröffneten fi Philipp ähn- 
lide Ausfihten auf Verſtärkung feiner Macht, bie freilich erft unter feinen Nach» 
folgern realifirt wurden. Das Gebiet ver Brafen von Toulouſe wurde im Albi— 
genferfriege von den Montforts gewonnen und von biefen, nachdem Philipp's 
Sohn Ludwig VIII. im Kampfe gefallen war, unter Ludwig IX. faft völlig an 
vie Krone abgetreten. 

Wenn Philipp feiner Aufgabe in kriegeriſchem Kampfe gerecht geworben war, 
fo ſuchte Rudwig IX. (1226— 1270) das Eroberte burdy Verträge zu ſichern 
und einen georbneten Rechtszuſtand im ganzen Reiche herzuftellen. Eine Ueberein⸗ 
funft mit bem König von Aragon feste die Grenzen beider Reiche feft; ein Ber- 
trag mit dem König von England gab zwar biefem einige der eroberten Land— 
Ihaften zurück, bewirfte aber, daß er nach Paris kam (1259), um fie als Lehen 
zu nehmen, und dagegen die anderen (Normandie, Anjou, Tours, Poitou) in aller 
Form abtrat. Und diefe Befigungen gab nun ver König an Glieder feiner Familie, 
die Rohaur de France aber wurden ein vereinigendes Moment für ben ganzen 
Staat. Jetzt erfhien der König von felbft als das natürlihe Oberhaupt all dieſer 
zroßen Geſchlechter. Noch blieb die große Aufgabe, vie verfhiebenen Gebiete, vie 
in legter Zeit gewonnen worden waren, auch innerlich zu vereinigen, vor Allem 
durch eine fichere Juſtiz und gerechte Verwaltung. Das Anfehen des königlichen 
Gerichtshofes wuchs mit dem Anfehen des Königs, das Parlament bildete ſich 
almählig aus als das große jurispiftionelle Inftitut des Reiches und warb das 
Vorbild der Gerichtsbehörden in ven Provinzen. So wurde eine gewiffe Centrali- 
lation, wenigftens in ber Rechtspflege, vorbereitet. Im dieſen Beftrebungen wurde 
Ludwig weſentlich unterftügt durch fein Verhältniß zu der Kirche: er erwies ihr 
den ſchuldigen Gehorfam und lebte ganz in ben Ideen der Einheit der Chriften- 
heit, er wußte an rechter Stelle nachzugeben, und trat doch mit Entfchiedenheit 
allen ungerechten Forderungen des Klerus entgegen. Während das benachbarte 
Deutſchland unter den Streitigkeiten ver Hohenftaufen und Päpfte zu leiden hatte, 
herrſchte in Frankreich Friede und Orbnung; das Pand nahm zu an Menfchenzahl 
und fortfchreitender Kultur. 

Anders wie ber religiöſe Ludwig tritt Philipp der Schöne auf (1285 — 1314). 
Cr iſt Philipp Auguſt ähnlicher, nur verfolgt er noch rüdfichtslofer das Interefle 

Krone. Denn dies allein beftimmt feine Handlungen; tie allgemeinen, höheren 
Iheen, die der ganzen Menſchheit gelten und Ludwig IX. getragen hatten, können 
ihn nicht leiten. „Durch fein ganzes Dafein weht”, wie Ranke treffend fagt, „Ihon 
der ſchneidende Puftzug der neueren Zeit.” Er mißachtet den herfäömmlichen Frieden 
mit Deutſchland, um feine Herrfchaft nad Südoſten anszubehnen; er fühlt ſich 


, 
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ſtark genug, bie alte, gegenfeitig fördernde Verbindung mit den Päpften aufzugeben 
und ihren Uebergriffen auf weltlichem Gebiet mit der ganzen Härte feiner gewalt- 
famen Natur entgegen zu treten, fie mit ber Ueberſiedlung nad Avignon in völlige 
Abhängigkeit von der franzöfifhen Krone zu bringen; er ſcheut ſich nicht, jo recht 
im Gegenfag zu feinen frommen Vorgängern, ben Ritterorven, von bem allein bie 
Wiedergewinnung des heiligen Grabes zu hoffen war, aus politifhen und finan- 
zielen Motiven mit ſchreiender Nüdfichtslofigkeit zu vernichten, die dadurch ger 
wonnenen Güter zum Nuten feines Königreiches zu verwenden. Das franzöfifche 
Bolt ſchlägt er in das gewaltfame Syſtem feines Defpotismus, in alle Beziehungen 
bes Lebens dringt er ein mit dem Begriffe der föniglihen Macht, wie er in ben 
Sagungen römifhen Rechts durch feine Legiften begründet wird. 

Bald nach feinem Tode wurde Alles, was er errungen, wieder in Frage geftellt. 
Als fein Altefter Sohn Ludwig X. ftarb, kam zum erften Male das Erbrecht der Töchter 
zur Sprade. Kein Geſetz ſchloß fie vom Throne aus; aber das Herkommen ſprach gegen 
das Erbredt der Töchter. Diefes Herkommen entſchied ſchon im Jahre 1317. Philipp V. 
folgte feinem Bruder und ließ auf einer Berfammlung von Prälaten, Adel und 
Bürgern zu Parts erklären, daß ein Weib nie die Krone Frankreichs erhalten 
könne (quod ad coronam regni Franci® mulier non succedat). Als fein Bruder 
Karl IV, ebenfalls ohne Nachkommen ftarb (1328) und mit ihm der birefte Manns- 
ſtamm der Gapetinger erlofh, mußte die Frage nochmals entfhieden werben. Die 
Stände hielten mit aller Konfequenz an den Beihlüffen von 1317 feft und er- 
hoben den ſchon zum Regenten beftimmten Philipp von Balots, nachdem bie 
Wittwe Karls IV. eine Tochter geboren, zum König. Bon jest an galt die Aus» 
ſchließung des weiblichen Gefhlehts und ber Defcendenten burd 
Frauen als ein Fundamentalfaß des franzöfifhen Stantsrehts (la couronne de 
France ne tombe pas en quenouille, les lis ne filent pas, lilia non laborant). Mehr 
nod als dur das Herlommen mochten die Stände durch politifhe Erwägungen be- 
ſtimmt worben fein: ber zweite Bewerber um die Krone war Eduard III. von England, 
der fein Recht von feiner Mutter Ifabella, einer Tochter Philipp IV., berleitete; hätte 
man biefed Recht anerlannt, fo wäre Frankreich an einen fremden König gefommen. 

Philipp VI., mit dem das Haus Balois (1328—1589) den Thron befteigt, 
war der Sohn Karls von Balois, des zweiten Sohnes Philipps III. und Bru> 
ders Philipps IV. Er und feine Nachfolger hatten die ſchwere Aufgabe, das Reid 
gegen bie englifchen Angriffe zu fohügen, wie die Krone in den ausbrechenden 
Familienkriegen zu erhalten. Aber erft Karl VII. gelang es, die fi immer weiter 
ausdehnende Macht der Engländer zu breden. Seit 1453 blieb dieſen von ben 
ausgedehnten Befigungen in Frankreich nichts als Calais. Diefe fat hundert- 
jährigen Kriege haben freilich das Reich tief zerrüttet und die Macht des König- 
thums berabgebrüdt. Aber fie haben auch das Bewußtſein nationaler Einheit 
geftärft, und gerade der Gegenfag gegen eine fremde Herrfhaft hat die Berföhnung 
in dem vielfach entzweiten Innern beſchleunigt. Ale Stände wirkten zufammen, 
um bie Macht der Krone wieder herzuftellen, und als Ludwig XI. flarb (1483), 
war die abfolute Herrſchaft fefter gegründet als im Anfang des 14ten Jahrhunderts. 
Denn ebenfo entſchieden wie Philipp II. wahrte Karl VII. die Rechte der Krone 
gegen bie Anfprühe der Kurie: bie pragmatifhe Sanltion einigte König und 
Geiftlichkeit gegen den übergreifenden Einfluß des Papftes, das nad Paris zurüd- 
geführte Parlament — einft das von Poitiers genannt — hielt an ben einmal 
erfämpften Rechten feft und nahm in der alten trogigen Weife Pofition gegen bie 
Anfprüche des römischen Hofes, Aber auch Ordnung und Sicherheit kehrten wieder. 
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Karl VII. Legte in feinen Orbonnanzlompagnieen den Grund zu einem ſtehenden 
Heere und ficherte fih mit Zuftimmung der Großen das Recht, eine ſtändige Taille 
zur Befoldung eben dieſes Heeres zu erheben. So entftand eine umfaffende, nur 
von dem königlichen Willen abhängige Verwaltung, eine befoldete militärifhe Macht 
wurde gegründet. Die monarhifhen Einrihtungen erhielten von Neuem das Ueber» 
gewicht. Noch ganz anders wurben fie unter dem Sohn und Nachfolger Karls VII. 
Ludwig XI. ausgebildet. Freilich erft nah dem Falle des mächtigen Karl von 
Burgund war dies möglid, est erft brachte der König ein Land nach dem 
anderen zur Krone, felbft das Herzogthum Burgund zog er ein, immer bem 
provinziellen Geift durch provinzielle Inftitutionen Nehnung tragend. Es war 
viefelbe Bolitif, die ihn die Städte, vor allen Paris, begünftigen, mit reichlichen 
Privilegien begaben ließ: bie Förderung bes provinziellen, populären Elementes 
gab ihm mächtige Bunbesgenofien im Kampfe mit ben großen Vafallen. Diefer 
jelbft wurde in rüdfihtslofer Härte geführt, mit Anwendung aller Mittel, die raſch 
nach Bedürfniß wechſeln und durch feine höheren fittlihen Cigenfchaften bes 
Königs beftimmt werben. Die Unabhängigkeit der Feudalariſtokratie verſchwindet, 
die Orunblinien zum Gebäude bes mobernen Abfolutismus find gezogen. 

Unter dem Sohne Ludwigs XI. Karl VIII. wurde durch die Vermählung 
des Königs mit Anna von Bretagne auch biefes Herzogthum an bie Krone ge 
bracht und damit das Werk der Territorialverfhmelzung vollendet. Die Eroberungs- 
kiege in Italien, die Karl und fein Nachfolger Ludwig XII. *) unternahmen, 
ſuchten die Erbrechte des franzöfifhen Königshauſes auch jenfeits der Alpen geltend 
u machen. Sie gaben Franfreih eine Zeit lang ein Webergewicht in der euro- 
yäifhen Welt, gegen das fi in dem habsburgifchen Haufe ein mächtiger Gegner 
erhob. Gerade Italien hat dann den erften Streitpunft ergeben, um ven die großen 
Kriege zwifchen der franzöfifchen und ber habsburgiſchen Macht beginnen. Um dieſen 
politifhen Antagonismus dreht fi die Gefchichte einer neuen Zeit. Er beherrſcht 
die auswärtige —* ber franzöſiſchen Könige durch die Zeit der Religionskriege 
binduch bis in die Mitte des 18ten Jahrhunderts, und findet feinen erften glän- 
jenden Bertreter in Franz I., der fo recht die Hebergangsepodhe vom Mittelalter 
zur Neuzeit varftellt. Diefer fonnte in den vier Kriegen, die er mit Karl V. führte, 
freilich die neue Weltmacht nicht auflöfen, konnte nicht hindern, daß der an Hülfs- 
mitteln veichere, aber in feinen Intereffen vielfah getheilte Katfer Mailand erwarb 
und Reapel behauptete, aber es gelang ihm doch, Burgund feiner Krone zu erhalten 
und in der religiöfen Bewegung, der er im eigenen Land mit aller Strenge ent- 


*) Ludwig XII. und rang I. find nicht die direkten Nachkommen ihrer Vorgänger, fondern 
tepräfentiren zwei — * Hauſes Valois, die auf Karl V. zurückgehen: 
ad V. 


aan — ATNy Orleans. 
Karl 'yı I. Karl v. Orleans, Johann v. Angouleme. 
kan Al. cudwig Ku. Karl v. Sngeuieme.. 
Karl VIII. ar 
Heinrich 11. 
7159. 


Ti m — — —— 
Franz 11. Karl 1X, Heinrich Franz v. Alançon 
+ 1560. 107. + 1589, + 1584. 


380 Capetinger, Sourbonen. 


gegentrat, politifhe Bunbesgenoffen zu finden, die Frankreich in ber Folgezeit 
noch größere Dienfte erweifen follten. In den inneren Berhältniffen hat feine 
Berfönlichkeit tief eingemwirkt auf die Umgeftaltung des franzöfifchen Lebens, Der 
Gelft der neu erwachten Antike durchdrang gleihmäßig Kunft und Wiffenfhaft 
und fand am franzöfifhen Hofe Aufnahme und freundliche Pflege. Diefer Hof 
felbft warb mehr und mehr der Mittelpunkt alles ftaatlihen Lebens. Adel und 
Klerus fuhten von nun an nur durch und an ihm Einfluß zu üben. Die firenge 
Zucht des alten Schloflebens wich den ungebundenen Bergnügungen und ben ele- 
ganten Formen einer modernen Gefelligfeit. Es war natürlich, daß das weibliche 
Element an Bedeutung gewann und eine Rolle fpielen durfte, die man bisher faum 
in Frankreich gefannt. Die Hof-Faltionen wurden zum Angelpunft, um ben fid 
die Gefhichte des autofratifhen Franfreihs drehte. Das warb am bentlichften 
unter der Regierung ber vier legten valefifhen Könige. Noch wurde unter Heinrich II. 
der Ausbruch ber inneren Kriege gehindert. Es gelang, in dem fünften Kriege mit 
Karl Meg, Toul und Berbün zu gewinnen; der Friede von Cateau Cambrefis 
ſchien nur gefhloffen, um alle Kraft gegen die immer zahlreiher werbenden Ketzer 
zu menden. Über der kirchliche Charakter beherrfchte nicht ausſchließlich die ſich 
bildenden Parteien; politifche Veftrebungen gingen mit religiöfen Hand in Hand. 
Zunächſt kam das Haus Guife unter Franz II. zu mächtiger Geltung, durch Maria 
Stuart in des Königs ficherer Gunft befeftigt. Mit deffen frühem Tode trat Katharina 
von Medicis als Regentin für den unmündigen Karl IX. an vie Spige bes 
Staates; fie fuchte zwiſchen den Parteien zu ftehen, die Hugenotten gegen bie 
ultrakatholiſchen Guifen zu gebrauden, mit viefen bie drohende Uebermacht jener 
zu ſtürzen: nur bringt die Mordnacht vom 24. Auguſt 1572 nit den völligen 
Untergang ber Reformirten, fondern neuen Krieg und unverföhnlihe Parteiung. 
Dis zur völligen Anarchie wächst dieſer Zuftand unter Heinrih III. Der König 
felbft wird der Feind der fatholifhen Liga, die den Thronfolger Heinrih von 
Navarra ausfhliegen und die Hugenotten vernichten will. Als Heinrich III. mit 
bem fegerifhen Bourbon gemeinfhaftlihe Sache macht, trifft ihn der Mordſtahl 
Clements (1589); fo erlifcht der valefifche Zweig des capetingtfhen Haufes. 

Es gab nur noch eine Tinte des capetingifhen Hauſes, welche vom jüngften 
Sohne Ludwig des Heiligen, Robert, Grafen von Clermont, abſtammte. Er Hatte 
fi mit Beatrir, der Erbtochter von Bourbon, vermählt. Den Prinzen 
von Geblüt zu ehren erhob Karl IV. 1327 die Baronie Bourbon zum Herzog: 
thum und zur Pairte. Der Sohn diefer Ehe, Ludwig, war ber erſte Herzog von 
Bourbon. Seine Söhne, Peter und Jakob, wurden die Gründer zweier Special- 
linien: vie eine ſchloß mit dem Connetable von Bourbon, der fi auf Karls V. 
Geite ftelte und beim Sturm auf Rom feinen Tod fand (1527); die andere, von 
Jakob de la Mare gegründet, zerfiel wieder in die VBenböme’s und Montpenfier's. 
Den Vendôme's gehörte Karl an, der Zeitgenoffe und Antagonift des genannten 
Connetable, der dann fo viel zur BVertheidigung von Frankrelch that, wie jener, 
um es zu gefährben. Seine Söhne waren Anton, dur feine VBermählung mit 
Johanna d’Alibert König von Navarra, der Karbinal Karl von Bourbon und 
Prinz Ludwig I. von Condé. Antons Sohn war Heinrid von Navarra, 
im December 1553 geboren. Er ftammte in ver zehnten Generation von Ludwig 
bem Heiligen ab und war durch dasfelbe Geburtsrecht, welchem die Valois ihre 
Erhebung verdankten, der unbezweifelte Erbe des franzöſiſchen Thrones. Aber als 
König von Navarra hatte er an der Spige der hugenottifchen Partei geftanden ; 
er war Proteftant, Die Ligue hatte deßhalb ſchon frühe verfucht, in Ueberein» 
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fimmung mit Philipp II. ihn vom Throne auszufchliegen. Nicht lange nach dem 
Tode Alengon’s, des vierten Sohnes der Katharina won Medicis, im Januar 
1585 war es zu einen Bertrage in Joinville gelommen, der der neuen Ligue zu 
Örunde lag. Der erfte Paragraph des Bundes ſchloß „den Keger” Heinrih vom 
Throne aus und übertrug alle Rechte an deſſen Oheim, einen jüngern Bruder 
König Antons, den Kardinal Karl von Bourbon. Jegt nad dem Tode Heinrichs ILL, 
gewann biefer Orundfag der uifen Leben: als Karl X. wurde der Kardinal aus- 
gerufen, der in den Händen eben deſſen war, dem er entgegengefegt wurde. Als 
er bald darauf ftarb, traten die Ideen der Spanier deutliher hervor. Philipp II. 
ie feinen Anhängern eine zweifache Forderung ftellen: fie follten vor Allem jeine 
Tochter Ifabella, eine Enkelin Heinrih’3 II. und Katharina’s, als Königin von 
Frankreich anerkennen und alsdann ihm ſelbſt überlaffen, ihren Gemahl zu be— 
jeihnen, der ebenfalls als Köniz von Franfreih anerkannt werden müſſe. So 
lange die fpanifchen Waffen im Uebergewiht waren, ſchienen viefe weitgehenden 
Pläne einige Ausfiht auf Ausführung zu haben. Aber gegen ven Vortrag Inigo 
Mendoza’s, der vor dem Parlamente rieth, den Grundſatz der natürlichen Erbfolge 
im Gegenjag zu ven Beltimmungen des ſaliſchen Gefeges anzunehmen, erhob fi) 
die feierliche Mahnung des höchſten Gerichtshofes an Mahyenne, zu verhindern, daß 
unter dem Schein der Religion die Krone in fremde Hände gerathe: Alles, was 
zur Erhebung eines fremden Prinzen ober einer fremden Prinzeffin gefchehen fei 
oder könne, fei und bleibe null und nidtig: denn es ftehe im Widerſpruch mit 
dem ſaliſchen Gejeg und anderen Örundgefegen des Reiches. Als vie fpanifchen 
Streitfräfte ſchwächer wurden ober fi entfernten, erfchienen die Forderungen 
der ſpaniſchen Geſandten als lächerliche Prätenfionen; als Heinrih IV. im rid- 
tigen Augenblid gar zur katholiſchen Kirche übertrat, öffnete ihm aud Paris 
die Thore und nah und nad unterwarfen fi ihm die Häupter der liguiftifchen 
Partei. Franfreic bedurfte der Ruhe: nad Innen und Außen ftellte fie Heinrich IV. 
ber und ſuchte ihr eine feft begründete Dauer zu geben. Durch die Abfolution des 
Bapftes warb die völlige Verſöhnung mit den katholiſchen Parteien ermöglicht, 
duch das Edikt von Naytes (13. Auguſt 1598) wurden den PBroteftanten bie 
erfämpften Rechte gefihert. Der Krieg mit Spanien fand 1598 in dem Vertrag 
ju Bervins, ber mit Savoyen 1601 ein für Frankreich vortheilhaftes Ende. Die 
Bunden, die die faft 5Ojährigen Bürgerfriege dem Lande gejchlagen, zu heilen, 
dem Staate durch enge Verbindung feiner faft getrennten Elemente neue Einheit zu 
geben, war das Ziel ber folgenden Regierung. Eine in bie Geſchichte Frankreichs 
neue, Glück und Wohlftand verheißende Zeit ſchien fich zu eröffnen. Bon dem 
großen Sully unterftügt ließ es Heinrid feine Hauptaufgabe fein, den gefammten 
Staatshaushalt zu orbnen und alle Zweige der Verwaltung zu beſſern, wie für 
die Förderung des materiellen Wohlftandes ein forgfames Auge zu haben. In den 
europäifchen Angelegenheiten konnte das erftarkte Frankreich eine einflußreiche GStel- 
lung von Neuem einnnehmen: auch jegt wies das Intereffe des Landes auf den 
Segenfag zu Habsburg. Heinrich IV. war im Begriff, dieſem Gegenfag im jülich— 
clevifchen Exrbfolgeftreit kriegeriſchen Ausdruck zu geben, ald der Mörder Ravaillac 
feinem Leben ein Ende machte. Sein ältefter Sohn aus zweiter Ehe mit Maria 
von Mebicis (die erfte Ehe mit Margaretha von Balois war vom Papfte für 
ungültig erklärt worven) Ludwig XIII. folgte; er war 1601 geboren und fo eine 
vermundfchaftlihe Regierung möthig. Aufs Neue drohte der Staat nah Sully’s 
Rüdtritt bei der Verſchwendung der Regentin und ber Herrſchſucht der gierigen 
Großen in die eben überftandenen Zeiten der Unordnung zurüdzufinten. Der Ver: 
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ſuch des mündig gewordenen Königs, dur ben gewaltfamen Sturz des Marſchall 
Ancre, ven Maria erhoben, fi felbftändig zu machen, führte nur zu neuer Abhängig- 
keit. Luynes, der Günftling des Königs, fam an des ermorbeten Italieners Stelle. 
Erft als Kardinal Richelieu 1624 an die Spige der Geſchäfte trat und bei dem 
fih ſtets glei bleibenden Bertrauen feines Königs die Regierung leitete, flieg 
Frankreich zu der Stellung der erften Kontinentalmacht empor. Richelieu blieb mit 
unerſchütterlicher Konſequenz ber Politik Heinrihs IV. treu, deren Hauptziel bie 
Shwähung des habsburgifhen Haufes war. Im Innern gelang es ihm, trog ber 
ungänftigften Berhältniffe, die Staatsgewalt zu einer faft abfoluten zu maden, 
fowohl über die proteftantifch-politifche, wie über die Hof» und Adelspartei Meifter 
zu werben. Sein Syftem wurde von Karbinal Mazarin fortgefegt; nod einen 
legten Kampf hatte die königliche Gewalt zu beftehen, in dem Parlamente und Abel 
Berbündete wurden. Siegreih ging Mazarin aus den Kriegen der Fronde hervor 
und fonnte dem mündigen Ludwig XIV. bei feinem Tode (1661) ein nad Innen 
geeintes, nach Außen vergrößertes Frankreich hinterlaffen. Aus den langen Kämpfen 
mit alter und neuer Feudalität, mit den größten Mächten Europa’s und den poli- 
tifhen Parteien der Nation war ein in feinen Elementen homogener Militär und 
Polizeiſtaat hervorgegangen, ber in der unbefchränften königlichen Gewalt einen 
beftimmten Willen hatte. Nun fam der Abfolutismus zum Bewußtſein, wurbe der 
föniglihe Wille die einzige Grundlage des Staates und Rechtes. (Si veut le roi, 
si veut la loi.) Ludwig XIV. firebte nad dem Ruhm, durch friegerifche Thaten und 
weife Geſetze Helden und Geſetzgeber bes Alterthums zu übertreffen, ſich zum erften 
Herrſcher und fo fein Volk zum erften Boll Europa’s zu mahen. Seine Erobe- 
rungskriege erweiterten Frankreichs Grenzen auf Koften von Spanien und Deutid- 
land, firengten aber aud die Kräfte des Landes über alle Maßen an und führten 
hlieglih zu einer Koalition aller übrigen Mächte, ver Frankreich nit gewachſen 
war. Dod gelang es Ludwig XIV., Spanien feiner Dynaftie zu erwerben und 
bie fpanifch-bourbonifhe Linie zu gründen. Er überlebte feine ganze eheliche Nadh- 
fommenfhaft bis auf die fpanifche Linie, die nicht in Frankreich fuccediren Tonnte, 
und bis auf feinen Urenkel Ludwig XV., der nach ihm (1715) den Thron beftieg. 
Die im Teftament des Königs eingefegte Vormundſchaft kam nicht zur Ausführung, 
ber nächſte Thronerbe Philipp von Orleans wurde als Negent anerfannt. Die 
Zeiten der Negentfchaft und der Regierung Ludwigs XV. laſſen die Demoralifation 
der Regierung, die tiefe Fäulniß aller Zuftände furchtbar an den Tag treten: nad 
Augen ſank Frankreich raſch von der früheren Höhe; die vielen Kriege verlangten 
ungeheure Opfer und brachten feinen Gewinn. Nur Lothringen und Korfila wur- 
ben während der faft 6Ojährigen Negterung Qubwigs XV. erworben, dagegen ging 
ein großer Theil der Kolonieen in ven Geekriegen mit England verloren. Zub» 
wig XVI, ber Enkel und Thronfolger Ludwigs XV. mußte büßen, was feine Bor- 
fahren — hatten; er ſtarb 1793 auf dem Schaffot und ſein Sohn, den die 
Emigranten „Ludwig XVII.“ nannten, verkümmerte in den Gefängniffen der Re— 
publif,. Ihm folgte das Kafferreih, bis durch die Waffen der AMllirten die Re» 
ftauration der Bourbons erfolgte. Der Bruder Ludwig XVI. Stanislaus Xaver 
Ludwig beftieg, als Ludwig XVIIT., ven franzöfifhen Thron, den er noch einmal 
vor dem zurüdfehrenden Napoleon verlaffen mußte. Die fog. charte constitutio- 
nelle vom 4. Juni 1814 würde ber Nation binlängligen Spielraum zu einer 
— politiſchen Entwickelung gegeben haben, wenn nicht die Ultra's von beiden 

iten zu Ertremen gedrängt hätten. Auf Ludwig XVIII. folgte 1824 fein Bruder 
Graf Artois als Karl X, Das gemäßigte Minifterium Mariignac verſprach (1827) 
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rubigere Zeiten, mußte aber bald dem Minifterium Polignac Play maden, das 
durd die Gewaltmaßregeln ber Juliordonnanzen die Revolution von 1830 hervor« 
rief. Karl X. refignirte zu Rambouillet auf die Krone, ebenfo fein Sohn, ber 
Dauphin Ludwig Anton, Herzog von Angouleme, zu Gunſten Heinrihs Herzogs 
von Borbeaur, des Sohnes des 1820 ermordeten Herzog von Berry, des zweiten 
Sohnes Karl X. Seit 1830 lebt fo vie ältere Linie der Bourbonen abermals in 
ver Berbannung. Karl X. ftarb 1836, fein Sohn der Dauphin 1844, Der einzig 
noch lebende männliche Sprößling ber Älteren franzöfifhen Bourbonen ift Heinrich, 
Herzog von Bordeaux, der fih „Graf von Chambord“ nennt. 

Bon der fpanifh-bourbonifhen Linie, die unter Ludwig XIV. durd 
deffien zweiten Enkel Philipp von Anjon gegründet wurde, gingen noch zwei wei— 
tere Linien aus, die ebenfalls europätfche Throne erworben und wieder verloren 
baben, die neapolitanifhe und parmefanifde. 

I. Spanien. Karl II., der legte König Spaniens aus habsburgifhem 
Stamme, kinderlos und ohne Bruder, wie ohne Agnaten aus der fpanifchen Linie, 
mußte erfahren, wie man noch während feines Lebens über fein Reich zu verfügen 
fuhte. Bon jeher hatte in Spanien die kognatiſche Thronfolgeorbnung als 
unbeftrittener Yundamentalfag des Staates befanden, wonad die Söhne zwar 
die Töchter, aber die Töchter die Baterd-Brüber und alle entfernten Agnaten aus- 
ſchloſſen. Diefe Succejfionsorbnung Hatte allein eine nationale Staatsbilbung in 
Spanten möglich gemadt, ihr verbankten die Habsburger ihre —— in 
Spanien, auf fie gründeten ſich auch bei dem bevorſtehenden Ausſterben der habs- 
burgiſchen Linie die Anſprüche der verſchiedenen Prätendenten. Dieſer Prätendenten 
waren drei: Kaiſer Leopold I. machte als Sohn von Maria Anna, der jüngern 
Tohter des jpanifchen Königs Philipps III., und als Gemahl von Margaretha 
Therefia, der jüngeren Tochter Philipps IV., Anfprud auf das fpanifhe Gefammt- 
ih, und zwar für feinen zweiten Sohn von Eleonore von Pfalz-Neuburg den 
Griberzog Karl; Ludwig XIV. gründete feine Anfprühe auf feine Ehe mit 
Maria Therefia, ver älteſten Tochter Philipps IV.; diefe hatte (freilic mit vor⸗ 
fihtigen Rlaufeln) bei ihrer Bermählung auf alles Recht der Nachfolge in fpanifchen 
ändern verzichtet, aber ſchon im erften Eroberungsfriege Ludwigs, dem fog. Der 
veluttonsfrieg, war biefer Berziht von franzöſiſcher Seite mißachtet worden; 
übrigens machte Ludwig feine Rechte nit für fi, fondern für feinen zweiten 
Enkel, Philipp von Anjou, geltend. Der Kurprinz von Bayern Joſeph Fer- 
dinand, ein Sohn Maria Antonia’s, der einzigen Tochter Leopold I. und ber fpani- 
ſchen Prinzeſſin, ſchien, obgleih and hier eine Art Verzicht von feiner Mutter vor- 
lag, doch die gegründetſten Anfprüde zu haben. Ihn hatte auch bereits Karl II. 
im November 1698 für feinen alleinigen Erben erklärt, während die Seemächte 
einen Theilungsvertrag mit Franlreich ſchloſſen, in weldem die Anfprüce ber drei 
Prätendenten gleihmäßig Berüdfihtigung fanden. Aber der Kurprinz ftarb Anfang 
1699, ein zweiter TIheilungsvertrag der mweftlihen Mächte wurde von Defterreich, 
wie der erfte, zurückgewieſen, in Spanien mit Indignation über die Einmifhung 
der Fremden in bie Angelegenheiten des Landes aufgenommen. Karl II. zog es 
vor, den franzöfifhen Prinzen Philipp von Anjou als feinen Erben in der un- 
getheilten fpanifhen Monarchie zu erklären (3. Dftober 1700), indem er von 
der Macht des Großvaters Schuß für den Enkel erwartete. Am 1. November 1700 
farb er. Nach langen blutigen Kämpfen — dem fpanifchen Erbfolgefrieg — er- 
langte Philipp V. die Anerlennung ber meiften europälfhen Großmächte in dem 
Örleden von Utrecht 1713 unter der Bedingung, daß bie Kronen von Frankreich 


* 





384 Capetinger, Sourbonen. 


und Spanien nie auf Einem Haupte follten vereinigt werden können. Dabei wur- 
den Defterreihs Anſprüche durch Abtretung der Nebenlänber (Niederlande und 
Italien, mit Ausnahme von GSicilien, das an Savoyen kam) befriedigt. Kaifer 
Karl VI. erfannte eigentlich erft in den Wiener Berträgen von 1725 Philipp V. 
an. Diefer wurde der Gründer einer zahlreihen Dynaftie, die außer Spanien nod 
Neapel und Parma beſaß. Er hob, als bourbonifcher Prinz an ven Vorzug bes 
Mannsftammes gewöhnt, durch fein Auto-accordado vom 10. Mai 1713 vie alte 
fpanifhe Thronfolgeorvnung auf und rebucirte die Rechte des Weibsftammes auf 
ein fubfidiäres Erbredt nah Erlöfhen des ganzen Mannöftammes,. 

Die bourboniſchen Könige regierten im Geifte des Abfolutismus und ver- 
nichteten die uralten ſtändiſchen Inftitutionen von Catalonien, Aragonien und Ba 
lencia auf fhonungslofe Weife. Unter Karls III. Regierung erhob fih Spanien 
einigermaßen. Dem Könige ftanden tamals bedeutende Staatsmänner zur Seite: 
die Grafen Aranta und Campomanos und der Herzog von Yloriva Blanca. Aber 
unter dem folgenden Könige Karl IV. (1788— 1808) und ver ſchmachvollen Günft- 
lingsherrſchaft des Friedensfürften verſchwand raſch das faum errungene Gute 
wieder. Spanien ging 1808 der bourboniſchen Dynaſtie verloren, bis im Jahre 
1814 Ferdinand VII. in feine Staaten zurückkehrte. Die Regierung dieſes 
Königs ift mit den Kämpfen über die Verfaffung von 1812 angefüllt (f. Artikel 
Spanien); bier ift nur von Interefje, daß Ferdinand in feinem Haufe das alt 
fpanifche Recht der weiblihen Erbfolge wieder herftellte und feine Tochter Iſabella 
zu feiner Nachfolgerin erklärte, 

Schon König Karl IV., der Bater Ferdinand VII., hatte im Jahr 1787 
auf den Vorſchlag der Kortes das Auto-accordado Philipps aufgehoben und auf 
diefes Vorgehen ftügte fih Werbinand VII. Am 20. Juni 1833 erkannten bie 
Korted die pragmatifche Sanktion und die Infantin Iſabella als Thronfolgerin 
an. König Ferdinand VII. ftarb am 29. September 1833 und ihm folgte feine 
unmändige Tochter Ifabella II. unter ver Vormundſchaft ihrer Mutter Ehriftina. 
Allein Don Carlos, der Bruder Ferdinands, erfannte feine Nichte nicht als Kö— 
nigin an, erklärte fi felbft für tem gefeglihen Thronerben und ließ ſich von 
feiner Partei als Karl V. proflamiren; ein Bürgerkrieg war bie Folge. Erft 1839 
wurbe Don Carlos genöthigt, das fpanifhe Gebiet mit feiner Familie zu verlaflen. 
Am 18. Mai 1845 trat er feine Anſprüche feinem Sohne Carlos —* Maria, 
ber fie bei feinem Tode (13. Januar 1861) auf feinen gleichnamigen Sohn ver: 
erbt hat. Don Carlos felbft nahm den Namen eines Grafen von Wolino ar, 
ging nad Genua, und von da nad Trieft, wo er am 10. Mär; 1855 ftark. 

Die regierende Königin Ifabella II. wurde in ver Kortesfigung am 8. Nor 
vember 1843 für volljährig erklärt und vermählte fi) am 10. Oktober 1846 mit 
Franz d'Aſſiſt Maria Ferdinand, geb. 13. Mai 1822. VBergebens hatte Louis 
Philipp gefucht, eine Heirath zwifchen der Königin und dem Herzog von Aumale 
“ zu Stande zu bringen; der Widerfprud Englands zwang ihn, diefes Projekt fallen 
zu laflen, und fein Minifter Guizot mußte fi mit der Verbindung bes Herzogs 
von Montpenfier mit Louife, der Schwefter der Königin, begnügen. Der am 
28. November 1857 geborene Sohn Ifabella’s Alfons, Prinz von Afturien (ber 
einzige Sohn neben vier Töchtern), ſchien der Familie der Älteren Schwefter die 
Thronfelge zu fihern; aber bie Herrfhaft, die Ifabella führte und führen lieh, 
ftellte felbft die Geduld ver Spanier auf eine zu harte Probe. Nachdem vielfade 
Erhebungen mißglüdt waren, brad in Kabir am 18. September 1868 ein Auf: 
ftand aus, der ſich raſch über ganz Spanien verbreitete, Die Königin befand ih 
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damals an ber franzöſiſchen Grenze in San Sebaftian, um eine feterliche Zu- 
fammentunft mit ihrem Taiferlihen Nachbar zu halten. Statt deſſen zwang fie ber 
tale Sieg, den die Revolution gewonnen, am 30. September die Grenze zu über- 
ſchreiten und pie Gaftfreundfchaft Napoleons III. zuerft in Pau, dann in Paris in 
Anfprud zu nehmen. Die Dynaftie der Bourbonen hat damit das legte Land, das 
fie no befaß, wohl auf immer verloren. 

II. Neapel. Das Königreich beider Sicilien kam durch den Wiener Frieden 
von 1735 an die fpanifch-bourbontfhe Linie. König Karl, der zweite Sohn Phi- 
ipps V. von Spanien, beftieg ven Thron von Neapel und regierte hier bis zum 
Tode feines älteren Bruders, des Kinderlofen Ferdinand VI. von Spanien (1759), 
durch den er felbft zur Uebernahme der fpanifchen Krone berufen wurde. Sein 
dritter Sohn Ferdinand, damals erft 8 Jahre alt, wurde am 6. Okltober 1759 
ald Ferdinand IV. zum König proflamirt. Die Abtretungsurktunde Königs Karl’s 
wurde zugleih als ein neues Reihögrundgefeg oder pragmatiihe Sanktion publi- 
citt. Darnach follten Spanien und das Neich beider Sicilien niemals durch ben=- 
jelben Fürften regiert werben können, aber die Fürften beider Linien gegenfeitig 
ihre Anſprüche auf diefe Staaten für fih und ihre Nachlommen bewahren. Bei 
einem etwaigen Heimfalle der fpanifchen Krone an die Dynaſtie Bonrbon-Neapel 
(ever umgekehrt), follte der regierende König von Neapel mit dem erfigeborenen 
Prinzen nach Madrid übergehen und der zunächſt in gerader Linie folgende Agnat 
und deſſen direlte Nachlommenfchaft den neapolitanifhen Thron befteigen. — König 
Ferdinand verlor eine Zeit lang Neapel, erlebte aber im Jahre 1815 die voll- 
Rändige Reftanration feiner Dynaſtie. Er nannte fih nun nicht mehr den IV., 
iendern den I., indem er das Königreich beider Sicilien als ein neues Gefammt- 
lönigreich betrachtete und eim eigenes Grundgeſetz über die völlige Bereinigung 
diefer beiden getrennten Reiche erließ. Ihm folgten Franz I. (1825—30) und 
derbinand II. (— 22. Mai 1859). Der Sohn des Tegteren, Franz II., kam gerade 
ur Regierung, als ver Krieg in Oberitalien ausgebroden war, und war ber 
drohenden Aufregung, bie fi auch ber fünlihen Staaten bemädtigte, ‚nicht ge— 
wahlen. So konnte bei ver Kopflofigfeit der Regierung und dem Mangel an Ein» 
beit innerhalb der königlichen Familie Garibalbi feinen toltühnen Zug zur Aus— 
führung Bringen, fich in wenigen Wohen Siciltens bemädhtigen und ohne Wiber- 
fand zu finden am 7. September 1860 feinen Einzug in Neapel halten. Franz II. 
juhte Schuß in tem feften Gaeta und ſchien eine energifche Bertheidigung wagen 
m wollen, Als aber das franzöſiſche Geſchwader fi zurüdzog und baburd eine 
Einfhliegung and) von der Seeſeite möglih machte, ließ die Kapitulation nicht 
lange auf ſich warten. Am 17. Februar 1861 verließ der König Gaeta und begab 
Rh auf einem franzöfifhen Dampfer nad dem Kirchenſtaat, wo er bei Pins IX. 
gaftlihe Aufnahme fand. Seitdem hat er in Rom feine Refidenz aufgefhlagen. Sein 
Reh wurde dem neuen Königreid Italien einverleibt. 

UI. Barma. Das Erbe des Haufes Farnefe, die Herzogthümer Parma und 
Piacenza, nahmen der Kaifer als kaiferliches, der Bapft als päpftliches Lehen in An- 
ſpruch; ebenfo Philipp V. von Spanien, weil er mit Elifabeth Farnefe vermählt war. 
Endlich kam 1725 ein Vergleich zu Stande, nad dem Don Carlos, der jüngere 
Infant von Spanien, mit den Herzogthümern belehnt werben follte; biefer Fall 
trat 1731 nad dem Tode des legten Herzogs aus dem Haufe Farneſe ein. Als 
oh Don Carlos dur den Wiener Frieden 1735 Neapel erhielt, mußte er 
dafür die Herzogthümer an Defterreih abtreten, das fie wieder im Frieden 
von Aachen 1748 an ben fpanifchen Infanten Philipp überlaffen mußte, ber fo 
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der Stifter der bourbonifhen Linie zu Parma wurde. Sein Sohn Ferbinandb 1. 
trat durch den Lüneviller Frieden und den Madrider Vertrag bie Herzogthümer 
an Frankreich ab, wogegen ber Erbprinz Ludwig das Großherzogthum Toskana 
unter dem Titel eines Königreihs Etrurien erhielt (1801). Diefem folgte bereits 
1803 fein Sohn unter Vormundſchaft feiner Mutter; er überließ auf Napoleons Be- 
fehl das Königreih an Frankreich (1807), erhielt durch den Wiener Kongreß 
unter Vormundſchaft feiner Mutter Lucca und übernafn am 13. März 1824 
die Regierung, während Napoleons Gemahlin Maria Luife Parma auf Lebenszeit 
behielt. Nach deren Tode (17. December 1847) fiel Parma wieder an bie bour- 
bonifche Linie, welche dafür Lueca an Toskana abzutreten hatte (5. Oktober 1847). 
Erft feit dem März 1848 fam Karl Ludwig II. in den faltifhen Befig ver 
Herzogthümer durch die Hülfe der Defterreicher, die bald die eigentliche Regierung 
übernahmen. Am 19. April verließ der Herzog Parma und legte durch ein Ma— 
nifeft d. d. Weistropp im Königreich Sadfen 14. März 1849 die Krone zu 
Gunften feines Sohnes nieder, der das Land lediglich als Stoff für feine Gelüſte 
anfah und die Leitung ber Gefchäfte dem Parvenü Ward überließ. Am 26. März 
1854 wurde Karl III. auf offener Straße in feiner Hauptftabt ermordet. Seine 
Gemahlin Luiſe, Tochter des 1820 ermordeten Herzogs von Berry, übernahm vie 
vormundſchaftliche Regierung für ihren faum 6jährigen Sohn Robert. Als ber 
Krieg von 1859 ausbrach, flüchtete fie in die Schweiz. Die Bevölkerung ftellte 
fih unter den Schug bes Königs von Sarbinien. Am 12. März 1860 fand 
dann in Parma, wie gleichzeitig in Modena, Toskana und ben römiſchen Lega- 
tionen bie Abſtimmung um Anjhluß an Sardinien ftatt; am 18. wurde das Sand 
mit den Staaten Biltord Emanuel’8 vereinigt. 

Die jüngere bourbonifche Linie der Orleans ftammt von dem Bruber Ludwigs 
XIV. Philipp von Orleans, der mit Elifabeth Charlotte von der Phalz vermählt 
war. Die Drleans hatten ſchon in ber zweiten Generation nahe Ausfihten, den Thron 
zu befteigen. Der „Regent“, Philipp von Orleans, der während ver Minderjährigfeit 
Ludwigs XV. die Regierung führte, war der nächſte Erbe des jungen Königs. Aber er 
ftarb ſchon 1723, und Lubwigs XV. Bermählung ficherte der älteren Linie die Thron- 
folge. Die Söhne und Entel des Regenten, Philipp (+ 1752) und Ludwig Philipp 
(+ 1785), haben feine Rolle in der franzöftfhen Gefchichte gefpielt. Erſt des leßteren 
gleihnamiger Sohn erlangte ald Egalitd eine traurige Berühmtheit in den Zeiten 
der Nevolution. Er fiel als ein gerechtes Opfer jener blutigen Tage (1793). Nach 
ber Reftauration hatte niemand an eine Aenderung zu Gunften ver jüngeren Tinte ge 
dacht, obwohl ver zu liberalen Anſichten neigende Herzog von Orleans oft den Berbadt 
Ludwigs XVII. und Karls X, gewedt hatte. Mit der Julirevolution vollzog fich der 
Umfhwung zu Gunften ver Orleans, Louis Philipp wurde am 9. YAuguft 1830 König 
ber Franzoſen. Seine Regierung ſchien feiner Familie auch für die Zukunft ben 
franzöſiſchen Thron zu fihern. Eben fo raſch, wie er denſelben erhalten, verlor er ihn 
aber wieder in den Februartagen 1848. Schon am 13. Jult 1842 war fein hoffnungs- 
voller und beliebter ältefter Sohn an den Folgen eines unglüdlichen Sturzes vom Pferde 
geftorben. Zu Gunſten feines Enkels, des Grafen von Parts, entfagte er am 
24. Februar 1848 der Krone. Die Republik und das zweite Kaiferreich zerftörten viele 
Hoffnung, wie es ſcheint auf lange. Louis Philipp ftarb zu Claremont am 26. Auguſt 
1850; eine zahlreihe Nahlommenjhaft von Söhnen (vie Herzoge von Nemours, 
Joinville, Aumale, Montpenfier) und Enkeln fihern feine Familie wenigftens vor dem 
Schidfale der älteren Bourbonen und laſſen bei der nicht geringen Zahl von Dleaniften eine 
Aenderung ber franzöfiihen Regierung zu ihren Gunften nicht als unmöglich erfcheinen. 

Mit Benugung des Artikelt von Herm. J. F. Schulze. A. Thorbede. 
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Alerander und Cäfar, die beiden größten Stantsmänner der europälfch- 
klaſſiſchen Weltperiode, find beide erft erfchienen, als die Nationen, denen fie ange 
hörten, ſchon die Höhe ihrer innern Entwidlung überfhritten hatten. Alexander 
hatte noch Feine Ahnung von der fünftigen Größe Roms. Er wußte noch nicht, 
daß ber Gang der Weltgefhichte von Oſten nad Welten fortfhreite. Seine Blicke 
waren vorzugsweiſe auf den Oſten gerichtet. Er liebte Aſien und eroberte Aften 
wie ein Brautwerber, mit dem Selbfigefühl und der Zuneigung eines Mannes, 
ver in fi die Macht fpürt, die halb widerſtrebende, halb fi hingebende Geliebte 
an fih zu ziehen und zu beglüden. Cäfar war barin glüdlicher ala Alerander, daß 
feine erobernden Kriegszüge vorzüglid dem noch Barbariihen Weſten Europa’s 
galten. Er ging fo mit der Bewegung ber Weltgefchichte, und fein Andenken wurde 
von ihrer Strömung getragen. Er liebte die Bölfer nit, die er bezwang und 
denen er bie römiſche Civilifation brachte. In dem langjährigen Freiheitsfampfe 
der Gallier gegen die Fremdherrſchaft übte Chfar, der den Römern gegenüber 
immer ſehr fhonungsvoll fi erwies, alle die graufamen Härten des römiſchen 
Kriegegebrauhs. Er eroberte ven Weften ausjchlieglih aus Gründen ber römifchen 
Bolitif, Cäfar liebte Rom wie fich felbft. Rom war von dem Schiefal berufen, in 
Einem menſchlich⸗geordneten ‚Reiche alle die Völker zu einigen, welde bie euro- 
paiſche Civilifation vorbereitet, oder hervorgebracht hatten, und den Uebergang biefer 
Cioilifation auf bie noch zurüdgebliebenen europälfchen Völker zu vermitteln. Kein 
Römer aber erfaßte biefen Beruf jo tief und keiner that mehr, ihn zu erfüllen, als 
Car, War Rom die Herrin der Welt geworben, fo verdiente Cäfar das Haupt 
Roms zu werben, Indem er bas erfannte und dieſer Herrfhaft nachſtrebte, hau⸗ 
belte er nicht aus Frankhafter Herrſchſucht, wie feine Feinde und Neider meinten. 
Er wollte der Erfte fein, weil er es war. In ihm war ber Charakter und der 
Geiſt Roms perfontficirt. 

Cajus Julius Cäſär war durch feine Geburt und feine Familienbeziehungen 
zugleich mit den beiden Hauptparteien verbunden, welche zu feiner Zeit um den 
politiſchen Einfluß in der Hauptftabt ftritten. Seinem Geſchlechte nach, als ein 
Julier, gehörte er einer der vornehmften altadeligen Familien an. Auch feine Lebens⸗ 
meife — befonbers in jüngern Jahren — bewegte fi in ven Formen ber hoben 
Ariſtokratie feiner Zeit. Aber von mütterliher Seite und durch feine Heirath mit 
der Cornelia, Tochter des Einna, war er aud mit dem gewaltigen Plebejer Marius 
verwandt und mit ber bemofratifhen Partei verbunden. Politiſch hatte er ſchon 
früh ſich dieſer Partei angeſchloſſen. Eigentlih war Cäfar weder Demokrat noch 
Ariſtokrat. Er fühlte im feinem Innern die Natur eines Monarchen, dem fd 
alle Parteien unterorbnen follten. 

Aber Eäfar war auch ber Gedanke durchaus fremd, den Volksfreund bloß zu 
ſpielen, um mit Hülfe der unteren Maffen eine Tyrannei aufzurichten. Er hatte ein 
Herz für das Wohl und Wehe des Volkes. Die Schwächen und Mängel der Menge 
lonnten natürlich feinem Scharfblid ſich nicht verbergen. Er wußte, daß fie der 
Leitung und unter Umfländen einer firengen Herrſchaft bebürfe. Aber er erfüllte 
die erfte Pflicht des Monarden, dem Bolte wohl zu thun, mit Freudigkeit. 
Sicherlich Hat er eingejehen, daß die ariftofratifche Partei nur gezwungen fih ber 
monarchiſchen Gewalt unterwerfe, und wohl hat er gewußt, baf weit eher bie 
demokratifche Partei ihrem erften Führer die Macht verfchaffe und überlaffe. Aber 
er hielt zu feiner Partei, auch als ihm die Parteifarbe nur Zurüdfegung eintrug: 
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und er forgte für die Intereffen der großen Vollsklaſſen auch da, als er zur vollen 
Macht gelangt ihres Beifalls nicht mehr bedurfte, wachſamer noch und angelegener 
als zur Zeit feines Emporfleigens. Mit dem reifenden Selbftbewußtfein ift Cäfar 
reiner, humaner, größer geworben. Die Macht, die fo viele ſchwächere Menſchen 
verdirbt, war für ihm eine Bedingung feiner eigenen Bereblung. Ohne fie war 
fein unbefriebigter Geiſt maßlos, leidenſchaftlich, gereizt. In ihr erkannte er feine 
bobe Beftimmung und feine Seele kam zu harmoniſcher Entfaltung. Es gibt fein 
unzweidentigeres Zeichen feiner innern Größe, als biefes. In feiner Jugend war 
er in bie Intriguen der Parteien tief verwidelt und hielt ſich keineswegs rein von 
dem Schmute ſchändlicher Mittel, die Hin und ber in biefen Kämpfen geübt mur- 
den. Auch er benugte unter Umftänden die Banvenführer, die bereit waren, jeben 
Frevel auszuführen. Aber aud in der Jugend zeigte er fi, fo oft er perfünlid 
auftrat, eben fo edel als kühn. Dem mächtigen Sulla entgegen vertrat er mit 
Energie das Recht feiner Ehe, die jener trennen wollte; und der gefammten berr- 
ſchenden Ariftofratie entgegen das Recht der Geſchichte, indem er die Statue bes 
geächteten Marius wieder glänzend aufrihtete, und im öffentlihen Grabreden vie 
Berdienfte der geftürzten demokratiſchen Parteihäupter pries. Dasfelbe Recht ber 
Geſchichte ſchützte er auch in fpätern Jahren wider die beſchränkte Parteiwuth feiner 
eigenen Anhänger, indem er auch feinen politiihen Gegnern Sulla und Bompejus 
volle Ehre erwies. Schien es ihm irgend möglich, durch Berftändigung mit den 
hervorragenden und mädtigften Männern ein politifches Ziel zu erreichen, jo gab 
er fih alle Mühe, dieſen frieblihen Weg zu eröffnen. Er hat durch die verfchie- 
denen Allianzen, die er zu Stande brachte, mehr als einmal bie größten unblutigen 
Siege erfohten. Ueberhaupt war er fein Freund ber rohen Gewalt. Er zog bie 
friedlichen Mittel politiiher Operation und Demenftration ben kriegeriſchen vor. 
Er liebte den Krieg nit, obwohl er wufte, daß er ber größte Feldherr feiner 
Zeit fei und der größten Erfolge zum voraus fiher war. Er war in erfter Linie 
Staatsmann, in zweiter erft Feldherr. Die große Wahrheit, daß der Krieg 
nur bie gewaltfame Form der Politik fei, und daher von dem politifchen Geifte 
beftimmt, geleitet und befchränft werben müfje, ift vielleicht niemals in der Ge— 
ſchichte ſo Har gemacht worden, als durch das Leben Cäſars. 

Die Großmuth, mit welcher Cäfar feine Feinde gefhont Hat, ift zum Sprüd- 
wort geworben. Auch während bes Bürgerkriegs ehrte er den Römer und ben 
Menſchen in feinen Feinden. Sein humanes Berhalten wird um fo ruhmwürdiger, 
wenn ed mit ben blutigen Berfolgungen verglichen wird, welde vor und nad ihm 
von allen fiegenden Parteihäuptern über ihre politifchen Gegner verhängt worden 
find. Cäfar wollte alle Kräfte der Ration zufammenfaflen und dem gemeinfamen 
Dienfte des Baterlandes zuleiten. Er war über bie Engherzigfeit und Kurzficht 
des Parteihafles hoch erhaben, und aud darin ber Achte Kaifer, daß feine Leitung 
bes Staats nit die Unterbrüdung ber einen Partei durch die andere, fonbern 
ben freien Wettftreit aller Parteien für das gemeine Wohl begünftigte. Er Hat 
eher no darin gefehlt, daß er feinen Feinden zu willig verzieh, als daß er fie 
zu heftig züchtigte. Seines eigenen Edelmuthes bewußt, war er allzu geneigt, auch 
in Andern eine beffere Gefinnung zu vermuthen als fie hatten: und weil er felbft 
Mar einfah, wie fehr der Staat feiner bebürfe, ſchloß er zu raſch, daß aud bie 
Ariftokratie das begreifen müßte, 

Caſar mar nicht religiös in dem hergebrachten Style der Römer. Er hatte 
ih früh in die priefterlihen Künfte einweihen laffen und wußte, wie ſehr die alte 
Religion zu politiihen Zweden mißbraucht wurde. Er fpottete ver Zeihen und 
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Wunder, welche die Priefter in Bereitſchaft hielten, um mißliebige Maßregeln zu 
hemmen, und ließ fi in feinen eigenen Handlungen weber burd, bie Mahnungen 
noh dur die Drohungen ber Bögel- und Opferfchau beſtimmen. Er gab fogar 
öffentlich feine Verachtung dieſer Dinge fund, zum Entfegen vieler Gläubigen und 
zum Aerger mancher Heuchler. Aber fein zuverfihtliher Glaube an ein göttliches 
Geſchick, dem er vertraute, ſpricht für den inflinktiven religiöfen Zug feines Ge— 
müths weit mehr als die Tempel, die er zu Ehren der Götter gebaut hat. 

Die heitere Liebenswürbigkeit feiner Natur offenbart fih vorzüglich in feiner 
Sreigebigfeit, in feinen gefelligen Beziehungen und in feinem Berhältniß zu ben 
Frauen. Er war in fo hohem Maße freigebig, daß man ihn für einen Verſchwender 
hätte halten können, wäre er nicht der Gäfar gewefen. In feiner Jugend verwidelte 
er fich deßhalb in eine Schulvenlaft, die er erft in fpätern Jahren zu tigen ver- 
mochte. Aber als er die Macht des Staates und damit auch den entfprechenven 
Reichthum errungen Hatte, waren feine Kaſſen doch nie leer, fo reihlih aud ba 
noh er auszugeben wußte. Der Jüngling konnte als Verſchwender angefehen wer« 
ven, weil er feine Ausgaben nit nad den Einnahmen befhränkte; ber reife Mann 
war offenbar ein vortrefflicher Wirthfchafter, denn er leiftete das Größte ohne das 
Gleihgewicht zwiſchen Einnahmen und Ausgaben zu flören. Verſchiedene Züge find 
von ihm überliefert, aus denen fein zartes Verhältniß zu ben Frauen offenbar 
wird. Die Verehrung, die er feiner Mutter, die eheliche Liebe, die er feiner erften 
und der legten Gemahlin, die väterliche Liebe, vie er feiner Tochter Julia widmete, 
und felbft die zarte Rüdficht, die er feiner entlaffenen zweiten Frau noch erwies, 
find von ber Gefsichte verzeichnet worden. Daß ein folder Mann viel Gunft bei 
ven Franen hatte und biefe Gunft auch reichlich genoß, kann niemanden befremden. 
Aber jo manche Llebesabenteuer er auch in fpätern Jahren noch haben mochte, fo 
war er doch zu fehr Staatsmann, um feine Geliebten mit den öffentlichen Intereffen 
Irielen zu laffen. Er benugte wohl auch Ehebünbniffe, um politifhe Allianzen zu 
ſtärlen, aber er unterſchied fehr beftimmt zwifchen Privatliebe und Politik. Er 
duldete auch in keiner Weife, daß die Inftitution der Ehe von dem Volle miß- 
achtet ober angetaftet werde. 

Er war, wie alle monardifhen Naturen, aud ein Mann der Orbnung und 
ein zu großer Organifator, um die Bedeutung der feften Rechtsformen zu unter 
Ihägen. Deffen ungeachtet war er zugleich fo genial, und eine fo kaiſerliche Natur, 
daß er oft im feinem Leben über hohe und nievere Schranken ber anerlannten 
Rechtsordnung hinwegſchritt, und wo es ihm irgend aus höhern politifhen Grün- 
den nöthig fehlen, unbedenklih Ausnahmen von der Regel forberte. Er trug das 
Geſetz feiner Hanblungsweife in ſich ſelbſt, und im Konflift mit den Landes⸗ 
gejegen durchbrach er diefe, um feinen Beruf auszuüben. Er war fi eben bewußt, 
daß er berufen fei, eine neue Ordnung zu fhaffen. 

Er ift nicht ein Helv der Religion, fondern der Wiffenfhaft, niht ein Mann 
der Kirche, fondern ein Mann des Staats. Seine wiſſenſchaftliche Borbildung hatte 
er, wie alle vornehmen Römer, vorzüglich griechifchen Lehrern zu verbanfen. Er 
war mit der griechifchen wie mit der römifchen Literatur wohl vertraut, und wurbe 
felbR ein Meifter der Sprache. In feinen Studien war er ein nüchterner, aber in 
das Weſen ber Dinge eindringender Forſcher. Er befhäftigte fih gern mit Natur- 
wiffenfhaften und mit Grammatif. Seine BVerbefferung des Kalenders ift eines 
der nahahmungswürbigften Vorbilder einer Anwendung der Wiffenfhaft auf die 
Öffentlichen Einrichtungen. Als Redner hatte er felbft in jenen Tagen der glän- 
zendſten formalen Berebtfamkeit einen großen Ruf, obwohl er ea verfchmähte, kunft- 
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reihe Phrafen zu ſchmieden, und nur durch bie Klarheit feiner Gebanten und bie 
Macht feiner Perfönlichkeit zu wirken fuchte. Aus feinen Dentwürbigleiten über ven 
gallifchen Krieg lernen wir aud feinen ſchlichten, natürlichen Styl ſchätzen, ber bie 
Zuftände und Ereignifie ohne alle Prätenfion und ohne eitle Putzſucht vortrefflich 
zu zeihnen weiß. Auch politifche Streitfchriften hat er gefchrieben, des Gefechtes 
mit ber Feder nicht minder kundig als des Kampfes mit dem Schwert. Er war 
überhaupt ein Freund der Deffentlichkeit. Er zuerft forgte bafür, daß aud bie 
Berhanblungen bes Senates und bes Volls durch die Schrift veröffentlicht werben. 
Die politiihe Zeitungspreffe kann in ihm ihren geiftigen Vater verehren. Nach 
allen Seiten Hin unterftägte und förderte er höhere Bildung. 

Sein Hauptſtudium aber bezog fi natürlich auf den Staat. In allen andern 
Richtungen der geiftigen Thätigkeit laſſen fi einzelne Männer des Alterthums 
benennen, die ihn übertreffen. Als Staatsmann hat er in der alten Welt ohne 
Zweifel ven erfien Rang. „Sein Organifationstalent ift wunderbar; nie bat ein 
Staatsmann feine Bündniffe, nie ein Feldherr feine Armee aus ungefügen und 
wiberfirebenden Elementen fo entfchieven zufammengezwungen und fo feft zufammen- 
gehalten wie Eäfar feine Koalitionen und feine Legationen; nie ein Regent mit 
fo ſcharfem Blid feine Werkzeuge beurtheilt und ein jedes an ben ihm angemeflenen 
Plag geftellt. Er war Monarch; aber nie hat er den König gefpielt. Bolllommen 
biegfam und geſchmeidig, bequem und anmuthig in der Unterhaltung, zuvorkommend 
gegen Jeden, ſchien er nichts fein zu wollen als der Erfte unter feines Gleichen. 

ie vielen Anlaß das verbrießlihe Verhältniß zum Senat ihm auch dazu gab, 
er hat nie zu Brutalitäten gegriffen, wie die bes 18. Brümaire eine war. Cäfar 
war Monarch; aber nie hat ibn der Tyrannenfhwindel erfaßt. Was möglih war, 
bat er geleiftet und nie um bes unvermöglichen Beſſern willen das Gute unter- 
laflen, nie es verſchmäht, unbeilbare Uebel durch Palliative wenigſtens zu lindern. 
Uber wo er erkannte, daß das Schidfal geſprochen, hat er immer gehordt. Wle- 
rander am Hyphaſis, Napoleon in Moskau kehrten um, weil fie mußten, und 
zürnten dem Geſchick, daß es aud feinen Lieblingen nur begrenzte Erfolge gönnt; 
Cäſar ift an ber Themfe und am Rhein freiwillig zurüdgegangen und gedachte 
aud an der Donau und am Euphrat nit ungemefjene Pläne der Weltüberwin- 
bung ind Werk zu fegen." — „Wie jeder ächte Staatsmann diente er dem Volle 
nit um Lohn, auch nicht um ben Lohn feiner Liebe, ſondern gab die Gunft ber 
Zeitgenoffen Hin für ben Segen ber Zukunft und vor allem für bie Erlaubniß, 
feine Nation retten und verjüngen zu bürfen.” (Mommfen.) 

Er gab dem Meiche den lang entbehrten Frieden und befefligte von Neuem 
bie tief zerrüttete Drbnung und Rechtsſicherheit. Er beſchränkte die Macht des 
Senats und den Einfluß der Komitien; aber zugleich forgte er durch feine perfün- 
liche Leitung und Kontrole für die Wahlen tüchtiger Männer zu ven öffentlichen 
Aemtern, und für die bemeffene Ausübung ihrer Amtsgewalt, Er bulbete nicht, 
daß die Provinzen von ihren Statthaltern ausgefogen werben. Die Orbnung ber 
Finanzen des Reiches ftellte er ber; die Armee hielt er in den Schranfen ihrer 
Pflicgt, die Rechtspflege reinigte er von manderlei Mißbräuchen. Die Eivilifation 
förderte er in jeder Weife auf ber Grundlage der hellenifd-römifchen Bildung und 
Wiſſenſchaft. Die altrömifhe Ariſtokratie fuchte er durch bie Aufnahme neuer 
Notabilitäten zu erfriſchen, den gebrüdten VBollsllaffen dur großartige Koloni- 
fation, durch Milderung des Schuldrechts und durch Eröffnung neuer inbuftrieller 
Wege aufzuhelfen, ven Armen durch geregeltere Getreideſpenden wohlzuthun. Er 
breitete das Bürgerrecht weiter über die nächften Provinzen aus und erweiterte fo 
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bie eigentliche Bafis des römiſchen Gemeinweſens. Durch zahlreiche Kolonieen in 
ben entlegenen Provinzen pflanzte er bie Anlage zu neuen Fortſchritten ver römi⸗ 
(hen Kultur und zur Hebung auch biefer Provinzen. Seine großen Bauten be- 
Ihäftigten die Arbeitskräfte der Nation und erhöhten bie gemeine Wohlfahrt, indem 
fie immer zugleich mit ver Nüglichleit bie Schönheit verbanden. An der Ausführung 
mancher großer Pläne wurde er durch die eben fo thörichte als ruchloſe Leidenſchaft 
der fogenannten PBatrioten verhindert, welche burch den Mord des größten römifchen 
Staatsmannes ihrem Baterlande die fhwerfte Wunde verjegten, das fie in folder 
Beife zu retten wähnten. 

Cäfar Hatte den Vorfag, ein umfaſſendes Geſetzwerk der Welt zu geben. 
Denn irgend ein Römer, fo war er befähigt, ver Welt römiſch-menſchliche 
Gefege zu Hinterlafien. Aber das Schidjal hat hier gegen ihn entſchieden und 
ein halbes Jahrtauſend fpäter einem viel Heineren Fürften den Ruhm ver- 
gönnt, aus ber Erinnerung an eine größere Vorzeit ein Geſetzbuch herzuftellen, welches 
ver liberalfte Römer mit ſchöpferiſchem Geiſte zu erzeugen vergeblich gewünfcht Hat. 

Sterbend hat Cäfar der Welt nody die Idee des Kaiſerthums Hinterlaffen. 
Die Weltgefhichte war gerechter als Rom, indem fie feinen Namen unanflöslic 
mit der vornehmſten Inftitution verband, welche das Alterthum eingeleitet hat, deren 
volle Berwirklihung erft die Zukunft erleben wird (f. Artikel Kaifer). Die Römer 
ſelbſt hatten für ihre Imperatoren ven Namen des Auguftus vorgezogen. 

Der Name Cäfars bezeichnet aber auch nod jene Abart des Kaiſerthums, den 
Shfarismus, der in unferer Zeit, vorzüglih durch die Napoleone erneuert 
worden ift, und baher beffer Napoleonismus genannt würde. Allerdings hat 
verfelbe einige harakteriftiihe Züge, welche an Cäfar, mehr aber noch an deſſen 
Nachfolger, die altrömifchen Kalfer erinnern, insbefondere die Verbindung ver Alles 
beherrſchenden, einem einzelnen Inbividuum überlaffenen zur Diktatur geneigten 
Staatsgewalt mit demokratiſchen Inftitutionen, der abfoluten Autokratie auf ber 
Bafis des vierten Standes, auf den ſich der Herrfcher fügt und beffen Interefien er 
beforgt. Der Cäſarismus hat Wohlwollen für die Menge, bie ihm Hulbigt, und 
iſt tyrannifch gegen jede Oppofition, die ihm entgegentritt. Ex hat ein Staatsideal, 
das er verwirklichen will, aber in diefem Ideal hat die Freiheit Feine Würbe und 
kine Macht. Alles wird, mit Zuftimmung eines gefügigen, mit goldenen Zügeln 
gelenften Senats und einer ergebenen Mafjenvertretung von Oben her wie von 
einem Gotte geleitet. Die finanziellen, die militärifhen, bie geiftigen Kräfte ber 
Nation werben alle dem Staate dienftbar gemadht, und dem Cäfar, welder ver 
höchſte Ausdruck des Staates iſt, feine Einheit, feine Gewalt und feine Würbe 
darftellt. Die Verwaltung, die der Cäfarismus einführt, zeichnet fih aus durch ein 
wohldurchdachtes Syſtem von Wemtern, welche von einem Centrum aus bequem 
bewegt werben, durch eine forgfältige Technik; aber fie hat eher einen medha- 
niſch mafhinenartigen als einen organifhen Charakter. Er duldet feine Gelbft- 
beſtinmung der Glieder. Er verhindert die Gefahr einer Parteiherrſchaft, aber er 
trüdt alle Parteien nieder. Ex erkennt die Pflicht an, für die Nation zu forgen, ihre 
Sntereffen zu fördern, er regt zu mandhen gemeinnügigen Unternehmungen mächtig 
an, aber er hindert trogbem bie bedeutendſten Kräfte innerhalb der Nation an freier 
Entwillung, denn diefe ift nur im ber Luft der allgemeinern Freiheit möglich. Raſch 
greift er zur Gewalt, und feine Gewalt greift ſchonungslos durch. Im Innern ift die— 
ſelbe übermächtig, nach außen fühn und unternehmend. Er bedarf, damit er Anerfenn- 
ung finde und ficher fei, des blendenden Erfolgs im Innern, des ruhmvollen Sieges 
nach Augen, Der Mißerfolg und die Niederlage bringenfeine Eriftenz in Gefahr. 
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Eine gebildete Nation erträgt den Cäfarismus nur, wenn fie fittlih ver- 
tommen und von der Angft um ihr Vermögen und ihre Genüfle eingeſchüchtert ift; 
ein freigefinntes Bolt befämpft ihn als den Feind feiner Freiheit. Er hat nur 
einen Sinn, wenn ber Cäfar an Gelft und an Charakter die Nation weit überragt, 
welhe er beherrſcht. „Ein untäufchbares, unfehlbares und unermübliches Haupt, 
und eine unfähige over unwürbige Nation”, das find nah Diliviers glüdlichem 
Ausorud „die Orundbedingungen der Cäſarendemokratie“. Jenes Haupt iſt aber 
nicht zu finden. Auch die Kräfte des Cäfars find beſchränkt von Anfang an; und 
au dem begabten Cäfar ift es in ber Jugend nit möglih, die Weisheit des 
Alters zu erwerben, und im Alter nicht, die Friſche der Jugend zu bewahren. 
Mit der Erbmonardie ift der Cäſarismus unverträglid und die Wahlmonardie 
fihert nicht vor dem Cäfarenwahnfinn, welcher bie ergreift, welche ſich eine über- 

menschliche Gewalt frevelnd anmaßen. Btuutfärt. 


Cäſaropapismus, ſ. Kirhenhoheit. 
Casus belll, ſ. Krieg. 


Cenſur (Sittencenſur). 


Seit dem XVI. Jahrhundert hat man mit dem edeln Namen der Cenſur 
jenes unglückliche Inſtitut der Vormundſchaft über die Preſſe bezeichnet, welches 
eine Zeit lang die politiſche Bildung ‚gehemmt, aber die gefürchtete Revolution nicht 
zurädgehalten bat und endlich unter allgemeiner Zuftimmung im Staate befeitigt 
worben iſt. Der Name wurde von ben Römern entlehnt, welche eine ber groß: 
artigften und ehrwürdigſten Inftitutionen ihres Staates jo beſcheiden benannt Hatten. 

Auch bei andern alten Völkern finden wir verwandte Einrichtungen. In diefer 
Weiſe übten bei den Athenern der Areopag und die Arhonten, umb bei den 
Spartanern die Ephoren nebenher fittenrichterlige Funktionen aus. Die mert- 
würdige hinefifche Imftitution des Tustfhea-YQuen iſt ebenfalls ein mefent- 
lich moralifches Genfurgeriht. Die Glieder vesfelben gelten als Beauftragte bes 
Himmels und als „das Öffentliche Gewiſſen des Staats” und ſprechen Lob und 
Tadel auch über die oberften Behörden aus. Selbft den Kaiſer verſchonen fie nicht, 
wenn er von ben heiligen Gebräudhen ungeziemend abweicht. Die Römer aber 
unterſchieden ſchärfer zwiſchen Moral und Recht, und konnten weder dem Magiftrat, 
der die Rechtshändel leitete, noch den Richtern, die über Reht und Unrecht ur 
theilten, die Befugniß einräumen, aud über bie Sitten zu wachen, und bie Un— 
fitte zu ahnden, ohne die gewonnene Nechtsficherheit wieder Preis zu geben. So 
weit daher ber römifhe Staat bei der Bewahrung ber guten Sitten feine 
Autorität zu Üben und gegen die Unfitte einzufchreiten Beranlaffung hatte, ſchien 
dazu eine befondere Magiftratur von Nöthen, und wurbe die Cenſur dazu beftimmit. 

Während des Mittelalters Hatte bie hriftliche Kirche die entſchiedene Ten- 
benz, bie ganze moralifche Leitung und Erziehung der Völker an fih zu bringen. 
An die Stelle der ſtaatlichen Cenſur trat nun die kirchliche Cenfur. Der Stant 
felbft bedurfte der moralifchen Pflege von Seite der Kirche, das antike römifd: 
byzantiniſche Weltreih war in moraliſcher Beziehung ſchwach, hinfällig, des 
Arztes bebürftig geworben und die noch uncivilifirten germaniſchen Völker — 
obwohl moralifh geſunder und räftiger — unterwarfen fi doch willig der gätt- 
lichen Autorität und ber idealen Erhabenheit ver hriftlihen Religion, welde in ber 
römifchen Priefterfchaft vorerft ihre geweihten Fürfpreher und Bertreter befah. 

Auch nah der Reformation dauerte dieſe Richtung, wenn ſchon unter veränderten 
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Berhältniffen, fort, und eben durch ihre firenge Kirchenzucht thaten fich bie Refor- 
mirten des XVI. und XVII. Jahrhunderts hervor. Wenn die weltliche Gewalt mit 
ihren Äußerlihen Zwangsmitteln nachhalf, fo that fie das unter der moraliſchen 
Autorität der lirchlichen Cenſur, nicht als eine felbftändige weltlih-moraliihe Macht. 
Kirche und Staat theilten ſich fo in die Regierung ber Völler, daß jene das Moralgebiet, 
diefer das Rechtsgebiet in Beſchlag nahm. Bei folder Weltanfhanung war e8 be- 
greiflich, daß der Gedanke einer ftantlihen Sittencenfur nicht leicht auflommen konnte. 

Dennod regt fi in dem modernen Staate das Bedürfniß nad einer Aus- 
füllung jener Lücke, und zwar nicht bloß, weil nunmehr die kirchliche Cenſur ihre 
Macht größtentheild eingebüßt hat und eine Herftellung verfelben in dem Sinne 
des Mittelalters unmöglich geworben iſt. Wenn wir aud anerkennen, baß bie 
Lebensaufgabe der Kirche weientlih auf dem moralifhen Gebiete liege, und hin- 
wieder der Staat zunächſt die Rechtsverhältniffe zu ordnen habe, fo folgt daraus 
nur, daß der Staat in der Regel die bloß moralifhen Dinge fei es der Kirche 
fei e8 den Privatperfonen zu überlafjen habe, und fih vor ungefhidtem und zu— 
bringlichem Eingreifen in diefe Sphäre hüten müffe. Da der Staat felbft ein mora- 
liſches Weſen ift, und zu feiner Gefunpheit der moralifhen Nüdfichten bedarf, fo 
muß er, fo weit fein Leben dabei betheiligt erfheint, ſowohl allge 
meine moralifhe Ordnungen erlafen, als aud ausnahmsweife in einzelnen Fällen 
gegen befondere moralifche Bedrohungen einfchreiten vürfen. Jene erftere Thätigfeit 
der Geſetzgebung und der Kulturpflege wird von Jedermann leicht zugeftanden, 
biefe letztere Folgerung aber angezweifelt, obwohl fie auf demſelben moraliſchen 
Orunde ruht, und zur Ergänzung jener unentbehrlich ift. 

Eine volftändige Aufzählung folder Ausnahmsfälle ift nicht möglich. Die 
Mannigfaltigkeit des Lebens iſt immer nen, und wedt auch immer neue moralifche 
Bedürfnifſe. Aber wir können einige Fälle beifpielsweije erwähnen und zugleid) 
gewifie Schranken ver moralifhen Autorität des Staates bezeichnen: 

1) In die Brivatmoral einzugreifen, darf in der Regel dem Staate durch⸗ 
aus nicht verftattet werben. Sie ift Sache ber Individuen, nicht des Staates. 
Würde der Staat aud hier Autorität üben, fo würbe er den Gegenfag von Recht 
und Moral verwirren und die moralifchen Kräfte der Bürger, die vorzäglid in 
freier Selbftbeftimmung ſich offenbaren und wachen, tödtlich verlegen, nicht ſtärken. 
Aber ausnahmsweiſe kann auch hier die Macht des Staates provocirt werben, 
wenn eine offenbare Immoralität eines Privaten die moralifhen Grundlagen auch 
be? gemeinfamen Lebens der Menſchen und die öffentliche Wohlfahrt bebroht, d. h. 
wenn ihre nachtheilige Wirkung auf die allgemeine Sittlichkeit offenbar ift. So 
roh dem feinern fittlihen Gefühl die Rüdfiht auf öffentlihdes Aergerniß 
ft, ver Staat, der nur bei offenbaren argen Berftößen einfchreiten darf, kann 
diefes Mertmals nicht entbehren, um bie öffentlide Moral zu handhaben. 
So 3. B. wird fih der Staat um die Gefhlehtsverhältniffe regelmäßig 
nur infofern zu fümmern haben, als entweder das Recht verlegt wirb, ober das 
allgemeine Aergerniß ihm eine Handhabe bietet, die gute Sitte zu ſchützen. Ebenfo 
fund die Geldverhältniffe zunähft ven Privaten und ihrem freien Berfehr 
anheimgeftellt. Wenn aber ein reiher Dann offenbar fein Vermögen dazu miß- 
braucht, um die Armen und Schwadhen, wenn aud in juriſtiſch unantaftbarer " 
Form, vollends auszufaugen und niederzubräden, oder wenn ein Üppiger Schwelger 
dur feinen zur Schau geftellten widerfinnigen Lurus den Sinn für Auftand und 
die guten Sitten im Bolle bedroht, fo ift wieder für den Staat ein Grund vor- 
handen, nach dem Vorbilde der Römer die Cenfur zu üben. 
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2) Iſt das Einſchreiten des Staates wegen Privatimmoralität nur in ſeltenen 
Fällen und unter auffallenden Umſtänden zu billigen, fo darf ver Staat wohl 
leiter eingreifen, wo bie öffentlihe (politifhe) Moral unmittelbar 
betheiligt erfcheint, aber auch ba nur zur Ergänzung der regelmäßigen Redhtspflege, 
und nur, wenn bie politiihe Immoralität unzweifelhaft ift und die moralifhe Ge— 
funvheit des Staatslebens ernftlih davon betroffen erfheint. Die römifhen Een- 
foren haben fo den Brud eines politifchen Eides, unfittliche Geſetzesanträge, Ver- 
legung bes politifden Anftandes u. dgl. gerügt. Ein feiges Benehmen in gefährlichen 
Zeiten, das je höher das Bertrauen iſt, das ein öffentlicher Charakter feiner Stel- 
lung nad in Anſpruch nimmt, um fo abndungswerther ift, ein Uebermaß von 
hochmüthiger Härte gegen bie Untergebenen, die unanftländige Börfenfpefulation 
von Seite hoher und einflußreiher Staatsbeamten und vergleichen, bürfen wohl 
als weitere Gründe betrachtet werben, weldhe in Haren Fällen des öffentlichen 
Aergerniffes die ftaatlihe Cenfur zur Thätigkeit veranlaffen. 

In allen biefen Beziehungen iſt die heutige Polizei vurdans ungenügend. Die 
Römer hatten ben guten Tat, die Ausübung ver hohen Staatscenfur nit ben 
untergeorbneten Dienern ber Gewalt zu überlaffen. Nur die ehrenwürbigften und 
angefehenften Stantsmänner wurden zu Genforen gewählt. Ee gab in ber römifchen 
Republik keine höher geadhtete Würde als die des Genfors; dem Cenforamt wurbe 
„Majeſtät“ zugefhrieben. Darin liegt die wichtigfte Garantie des ganzen Infti- 
tutes. Nichts wäre verberblicher, ald wenn es der gewohnten Beamtung übergeben 
oder nad Hofgunft verliehen und in büreaufratifher Gefhäftsweife gehandhabt 
würde. Alle, welche ſich gegen jede ftaatliche Sittencenfur firäuben, haben voll- 
fommen Recht, fo lange die Gefahr befteht, daß fie in folder Weife eingerichtet 
würde. Beſſer feine als eine büreaufratiihe Cenſur. Nur wer in Perfon eine 
moralifhe Autorität ift, darf auch ſolche Autorität im Staate üben. In biefem 
Geiſte wohl organifirte politifhe Ehrenämter könnten dem modernen 
Staate biefelbe Garantie gewähren und ähnliche und noch beffere Dienfte Leiften, 
als vormals die römifhe Magiftratur der römifchen Republik, 

Auch bezüglich des Berfahrens und der Zudtmittel ift das Vorbild 
ber römiſchen Genfur wohl zu beadhten. Die Eenforen griffen von Amts wegen 
ein, aber fie gaben dem Angefchuldigten, ven fie vorluden, volle Gelegenheit ſich 
zu vertheidigen, und fie thaten ihren Spruch öffentlih und belegten ihn mit Grün- 
ben. Der Befangenheit oder Leidenfchaftlidhkeit eines einzelnen Cenſors war über- 
bem in ber Interceffion anderer Eenforen ein Zügel angelegt und waren etwa bie 
Cenforen eines Luftrums allzu firenge verfahren, jo konnten ihre Nachfolger in dem 
folgenden Luftrum das Uebel Heilen. 

Die Zudtmittel entſprachen dem Grundcharalter der Cenfur als einer mora- 
liſchen Inftitution. Sie trafen nicht wie die eigentlihen Strafmittel, welche nur 
ber Rechtspflege zuftehen, ven Leib oder das Gut oder bie Freiheit des Schulbigen, 
überhaupt nicht die Privatrechte, fondern ausfchließlic vie öffentlihe Ehre 
desfelben und bie politifhen Rechte. Ihre Wirkung war alfo auf das Gebiet 
ber moralifhen Würdigung und ber politifhen Lebensgemeinſchaft begrenzt. Der 
, unwürbige Senator konnte aus. der Lifte der Senatoren geftrihen, dem unfittlichen 

Ritter das Ritterpferd entzogen, andere weniger hochgeftellte Bürger doch aus ber 
Zunft ausgeftoßen und in eine untere Stimmflafje verfegt oder völlig des Stimm: 
rechtes beraubt werben, Die Unfähigkeit zu Ehren und Aemtern war eine regel: 
mäßige Wirkung ber cenſoriſchen Ahndung und bie Unehre, welde von berfelben 
unzertrennlid war, wurbe auch im focialen Berfehr empfindlich verſpürt. 
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In allen diefen Beziehungen hätte eine moberne Genfur nichts Neues zu er- 
finden, fondern nur den römijchen Gedanken in die moderne Lebenswelfe zu über- 
jegen. Die Ausſchließung von genoffenfhaftlihen und politifhen Ehren, Stimm- 
und Wählbarkeitsrechten wäre auch heute nod ein fehr wirffames und zugleich ein 
durchaus berechtigtes Mittel, um die öffentlihe Immoralität ernftlich zu züchtigen, 
und die Energie au ber öffentlihen Moral zu bethätigen. Bluntfeli. 


Genfur, der Breffe, f. Preffe und Preßpolizei. 
Genfus, ſ. Wahlrecht und Wählbarkeit. 
Centralamerika, ſ. Mittelamerika. 


Centraliſation, Decentralifation. 


I. Der Gegenſatz von Centraliſation und Decentralifation *) erſcheint in allen 
Berhältniffen menſchlicher Gemeinfhaft: im gefelligen und im politifchen Leben, im 
Staat und der Kirche, in der Gemeinde und felbft in der Familie, in den öffent» 
lichen Geſchäften wie in den Privatgefhäften großer und Heiner Wohlthätigkeits-, 
Bildungs- und Erwerbsanftalten. Ueberall wiederholt fi das Verhältniß von 
Haupt und Gliedern, Centrum und Peripherie, entweder ſchon im natürlichen 
Organismus ausgeprägt oder durch menſchliche Beranftaltung gebilbet; überall 
wiederholt fi die Aufgabe, dieſes Berhältniß richtig aufzufafien und zu orbnen, 
vie Kraft des Mittelpunftes und die Selbftänbigfeit der Peripherie im rechten 
Maß F vertheilen, — die Frage der Centraliſation und Decentraliſation. 

enn von politiſcher Centraliſation die Rede iſt, darf nicht über— 
ſehen werben, daß dieſer Ausdruck feinen Gegenſtand nur annähernd mit einem 
ungenägenden Bergleiche bezeichnet, ber zu irrigen Folgerungen verleiten Tann. 
Er erinnert zu ſehr an den Bau einer Maſchinerie, deren einzelne Theile ohne 
eigenes Leben und ohne Fähigkeit der Selbftbeftimmung mechaniſch der bewegenden 
Kraft des Centrums folgen. Den Glievern des Staatsorganismus kommt aber, 
wenn gleich in innigem Zufammenhange mit dem Leben des Mittelpunftes, ur- 
Iprängli und fraft natürlicher Nothwendigkeit ein Wirkungskreis freier felbftändiger 
Thätigkeit zu. (Vgl. den Art. „Staat“.) 

Der Begriff der politifhen Centralifation läßt eine engere und weitere Auf- 
faffung zu: Bergleiht man den mittelalterlihen mit dem modernen Staat, fo 
drängt fi vor allem die charakteriftiihe Verſchiedenheit auf, daß letzterer feinen 
Zwecken einen weiteren Umfang als jener gegeben und demgemäß einen weiteren 
Kreis des Öffentlichen Lebens unter feine Botmäßigkeit gebradt hat. War ehedem 
die Sorge für Unterriht und Armenverpflegung größtentheil® der Kirche, für 
Sicherheit und Berkehrsmittel den Gemeinden, bie Nechtöpflege vielfach dem Pa- 
trimontalherren anheimgegeben, fo hat dagegen ber moderne Staat dieſe und andere 
Angelegenheiten ausjhließlih oder konkurrirend in das Bereih feiner Thätigfeit 
gezogen. Auch heute noch ift diefer Proceß Teineswegs abgefchloffen und das 
Problem noch nicht erlebigt, wie weit bie Gentralifation des öffentliden 
Lebens im Staat auszubehnen ſei. Es umfaßt zugleich bie Sonderung ber- 
jenigen Gebiete, die nur einer ftaatlichen Oberaufficht zu unterwerfen find, von 
dem unmittelbaren Wirkungsfreife der Staatsgewalt. Innerhalb der weiteren oder 
engeren Grenzen, welde der Staat feinem Wirkungsfreife geftedt hat, erhebt ſich 





*) „Derentralifation® ift kein glücklicher, aber der einzig gebräuchliche Ausdrud für die Be: 
ionung der Peripherie gegenüber dem Gentrum. 
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nun bie Frage der Gentralifation zum zweitenmal: Soll die Gefepgebung dem 
Mittelpunfte der Staatsgewalt allein vorbehalten, oder zum Theil auf Provinzial- 
und Bezirksorgane übertragen, — fol fie ganz in die Hände bes Staatsober⸗ 
hauptes gelegt, ober an die Mitwirkung einer Bollsrepräfentation gebunden fein; 
fol im Geſetze felöft neben der Einheit des Staatsverbandes aud die Mannig- 
faltigleit der Zuftände und Intereffen ihren Ausdruck finden? Sollen die Ber- 
waltungsämter in ihren mittleren und untern Stufen nur als Werkzeuge bes 
Gentrums beftellt oder mit relativer Selbftänbigfeit ausgeftattet fein, und fol 
das Volt zur Mitwirkung bei den Gefhäften berufen, oder alle Tätigkeit der 
Stantsverwaltung in den Staatsämtern concentrirt werden? — Nächſt der Een- 
tralifation des Öffentlichen Lebens im Staate ift mithin die Centralifation 
des Staatslebens im Staatsoberhaupt und im Amte ein Gegen: 
fand der Betradtung. 

Beide Richtungen flehen principiell und gefchichtlih in zu engem Zuſammen⸗ 
hang, als daß fie in der Darftellung getrennt werben könnten. 

Der Gegenſatz zwiſchen politifher Gentralifation und Decentralifation ift 
nicht auf die Verfaffung des Einzelftantes beſchränkt; er tritt ebenfo in den Ge— 
fegen ber Berbindung hervor, die zwifchen einer Mehrzahl füberirter Staaten be- 
fteht. Anderſeits wiederholt er fi innerhalb des Einzelftantes wieder in ben wei- 
teren und engeren Kreifen ber Provinzial-, Bezirls- und Gemeinbeverfaffung, 
fowie nad der Einrichtung der nad dem Realfyftem georbneten Yemter. Die Ber- 
faffung des Gefammtftantes und einzelner Berwaltungszweige kann ſtark centrali- 
firt und zu gleicher Zeit die Organtfation der Gemeinden und anderer Berwal- 
tungszweige mehr becentralifirt fein. Ebenfo läßt der centralifitte Zuſtand ber 
Gefeßgebung, wie dies zumal an dem Beiſpiel Englands zu erkennen ift, nicht 
auf eine glei centralifirte Verwaltung ſchließen. Diefe Ungleichheit hat ihren 
Grund zum Theil in der geſchichtlichen Entwidlung, zum Theil in ber inneren 
Verſchiedenheit der Zwede und Organe, der eine unterfhiebslofe gleiche Behant- 
lung nicht entfpridt. 

II, Die Gefhichte der europäifhen Staaten und insbefondere Deutichlands 
zeigt eine fortfepreitende Bewegung vom becentralifirten zum centralifirten Zuftant. 
„Der mittelalterlihe Staat war die Zerfplitterung bed Ganzen in Heine und kleinſte 
Sonverwefen; der moderne Staat ift die Verbindung aller Theile zum Ganzen 
und bie Einheit des Ganzen." (Bluntfhli, über ven Unterſch. der mittelalterl. u. 
ber mod. Staatsidee.) Es ift dies der Fortfehritt von einem unvolllommenen zum 
volllommneren Zuftand, aber in Deutfhland auf Koften der nationalen Einheit 
nur territorial durchgeführt und bier von einfeitigen Uebertreibungen bes neuen 
Princips begleitet. 

Die Anfänge einer Verwirklichung der Eentralifationsidee gingen von ber 
Neihsgewalt aus; fie bezogen fih vor allem auf die Stellung ber Nation nad 
außen und im Innern auf die Inftitutionen der Friedensſtiftung und Rechts— 
pflege, — die Thätigfeiten, worin überhaupt dad bamalige Staatsleben zum 
größten Theile begriffen war. Während diefe Gentralgewalt verfiel, entwidelte ſich, 
aus ihrer Zerflörung Kraft fchöpfend, die Gentralifation der Territorien, vie bald 
auf einer niederern Stufe weit vollftändiger ausgebildet war, als die Centralifa- 
tion des Reiches zur Zeit feiner Blüthe. 

In der landſtändiſchen Periode — bis zur Mitte des 17. Jahrhun— 
derts — wurde die Gerichtsbarkeit und die ihren Wirkungsfreis allmählig erwei- 
teınde Polizei vielfach, wenigftens in den untern Abftufungen, von den abeligen 
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Gerichtsherren, der Geiftlichleit und den Städten zu eigenem Recht verwaltet. 
Autonomie und Lofales Herkommen (vgl. S. 215) verwiefen bie Yandesgefeßgebung 
auf einen befhränkten Spielraum, und wo fie in Wirkfamfeit trat, Tag ihr Um- 
freis bei der Zerfplitterung des Reiches in Hunderte von Heinen Staatsbildungen 
vem Centrum oft fo nahe, daß fie faft einen Iofalen Charakter annahm. Im ge- 
feßgebenden Körper war weniger bie Einheit des Staates als die Bielheit der 
ſtändiſchen Sonderinterefien ausgeprägt; die Gefeßgebung entfprang mehr aus 
einem Kompromiß der Theile, ald aus dem Mittelpuntte des Ganzen. 

Der folgenden abfolutiftifhen Periode ging die Aufnahme des römiſchen 
Rechtes voran, die ihrerfeits fein Werk der centralifirenden Gefeßgebung war, 
aber diefer, indem fie bie Kraft der autonomifhen Rechtsbildung zerftörte, erfolg- 
reich die Bahn brach. Im 18. Jahrhundert hatte die landesherrliche Gewalt, unter 
Mitwirkung der Landftände entwidelt und erftarkt, fich dieſes Gehülfen faft überall 
vollends entlebigt; die Natur felbft ſchien ihr durch das Ausfterben zahlreicher 
Zürftenhäufer, das die Macht der übrigbleibenten mehrte, hülfreihe Hand zu 
bieten. Die Iandesherrlihe Gewalt durchbrach, unterwarf und beherrſchte nun mit 
einer unumfdränften gefenacheriiüen und abminiftrativen Thätigleit alle die kor« 
porativ abgefchloffenen Lebenskreiſe, die bis dahin ihren Mittelpunkt und die Regeln 
ihrer Eriftenz in fi ſelbſt gefunden hatten. 

Neben dem neuen Princip ber territorialen Staatseinheit erhob ſich ein anderes: 
das Princip der Rehtsgleihheit, das der Gentralifation ebenfalls günftig 
fin mußte. Beide machten fih mit einer Schärfe und Einfeitigfeit geltend, bie 
vielleicht unerläßlih war, um ihren Sieg zu fihern, und in biefem muß aller 
dings, jo arg er mißbraudt wurbe, der Sieg bes neuen Staates Über ben alten, 
ein epochemachender ortfchritt der Entwidiung erfannt werden. Die Gefeßgebung 
und Verwaltung des 18. Jahrhunderts, die Alles in ihr Bereich zog, war zu= 
gleich entfchloffen, Alles und Jedes ohne Achtung provinzieller Eigenthümlichkeiten, 
bergebrachter Nechte und eingewurzelter Sitten nad dem Zufchnitt Einer Normal- 
ivee zu behandeln. Der deutſche Abfolutismus folgte Hierin demfelben Impuls, wie 
bie franzöfifcde Revolution, ber er fo mande von feinen Einrichtungen entlehnte; 
tas Genie Friebrihs des Großen war von berfelben Staatsanfhanung geleitet 
wie ber humane Eifer Joſephs II. oder der felbftfüchtige Despotismus anderer 
Fürften diefer Zeit. Nicht weniger als in dem inneren Gehalte ver Geſetzgebung 
erhielt auch in der Organifation berfelben dieſer Centralifationsgebanfe feinen 
ſchroffen Ausdruck: jede entfheidende oder nur berathende Vertretung ber Landes- 
interefien Hatte mit dem Eingehen der Landſtände ohne Erfag aufgehört. In ber 
Stantsverwaltung, die num faft ausſchließlich auf ein befolvetes Beamtenthum 
geftägt war, wurde ber Uebergang vom Provinztalfyftem zu dem mehr centrali- 
ſtiſchen Realfufteme (vgl. ©. 70) gemadt. Im Gebiet der Mechtspflege wurbe 
die Abſchaffung der Patrimonialgerihtsbarkeit und die Bereinigung aller Juris- 
diftionsbefugniffe in der Staatsgewalt zum Theil durchgeführt, zum Theil wenig- 
ſtens vorbereitet. Dagegen sing, am Schluß biefer Periode die Reich sverfaflung 
mit den Centralanftalten für Geſetzgebung, Verwaltung und Juftiz, die fie ber 
nationalen Gefammtheit noch dargeboten hatte, vollends in Trümmer. 

Die Ausgleihung des Gegenfages zwifchen den Ertremen ber zwei vorher- 
gehenden Zeiträume beginnt im 19. Jahrhundert mit dem Anfang der fonfti- 
tutionellen Periode. Nachdem ver gewaltthätige Gentralifationseifer des 18. Jahr» 
hunderts feine- Dienfte gethan und das Princip der Stantseinheit unzerſtörbar be- 
feftigt Hat, kann num auch die Erkenntniß der Gefahr, die in ihm liegt, und bie 
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Nothwendigkeit einer ansgleihenden Gegenwirkung fich geltend machen. Diefer Ueber- 
gang ift perfonifichrt in Stein, bem bebeutendften unter den deutſchen Staats⸗ 
männern, bie an ber Grenze ber abfolutiftifhen und Tonftitutionellen Periode ftehen. 
Stein’s Thätigkeit zeigt ſich einerfeits in der Organifation der Verwaltung und 
theilweife ber —— ſtarl centraliſtiſch, während anderſeits fein Beſtreben 
darauf gerichtet iſt, den Gemeinden und Provinzen eine mit dem Grundgedanken 
des neuen Staates harmonirende Selbſtändigkeit zurückzugeben. Die Idee der 
(preußiſchen) Reichsſtände, die er bis zum Ende ſeines Lebens vor Augen hatte, 
vereinigte beide Richtungen in ſich, da dieſe Inſtitution ebenſowohl dienen konnte, 
die ächte Gentralifation zu fördern als der falfchen zu widerftehen. — Das 19. Jahr- 
hundert hat feine Aufgabe ver Bermittlung zwifchen Gentralifation und Auto— 
nomie noch nicht gelöst, aber nad allen Seiten Hand angelegt. In den meiften 
Staaten ift die Auffaffung der Gemeinde als eines bloßen —— — 
verlaſſen und ihr Recht auf eigenes Leben anerkannt; der Bildung freier Genoffen- 
haften ift mehr oder weniger Raum gegeben, theilweife felbft Ermunterung und 
Unterflügung vom Staate gewährt; Provinziallandtage und Bezirfsverfamminngen 
find theils wieder hergeftelt oder neu gefchaffen, theils wenigftens in bie politifchen 
Programme aufgenommen. Die gefeßgebende Gentralgewalt tritt nach den Einrid- 
tungen des fonftitutionellen Syftems nicht in Thätigfeit, ohne ſich mit einer Volks— 
vertretung verftänbigt zu haben. Diefem Syſteme liegt in der That — gegenüber 
dem oben angebeuteten Fehler der landſtändiſchen Verfaſſung und ber entgegen , 
gefegten Einfeitigfeit des abjoluten Regiments — der Gebante einer wahrhaften, 
die Einheit von Haupt und Gliedern barftellenden Centralifation zu Grunde. 

Allerdings erſcheinen in der Praris diefe neuen oder ermeuerten Inftitutionen 
oft noch als ein Gegenbild des Zuftandes, den Tocqueville (L’ancien regime et 
la r&volution) bei der Darftellung der franzöfifhen Centralifationsgefhichte ſchil— 
dert: Wie in Frankreich die Würventräger der alten Provinzialverfaffung lange 
Zeit noch den Äußeren Glanz ihrer ehemaligen Autorität bewahrten, nachdem vie 
Autorität felbft ſchon volftändig den Beamten ber nenen Gentralgewalt zugefallen 
war, fo find in Deutjchland jene neuen Organe zumeilen nur als fraftlofe Figu- 
ranten aufgeftellt, während die Leitung der Geſchäfte in Wahrheit von den Be- 
hörden der Generalgewalt fortgeführt wird. Die konftitutionelle Verfaſſung erfcheint 
in der Geſchichte dieſes Jahrhunderts oft bis zur völligen Nichtigkeit abgeſchwächt; 
ben Gemeinbelorporationen ift es fchwer gemacht, ihre Freiheit gegen die Eifer- 
ſucht der falſchen Tentralifationstendenz zu behaupten. Dennoch bewährt jeder ver- 
gleichende Blid auf das vorige Jahrhundert den veränderten Charakter der Zeit, der in 
feinem Gang durch widerfirebende Elemente aufgehalten, aber nicht überwältigt mirb. 

Dem Bebürfniffe der Gentralifation durch Ausbildung eines deutſchen 
Einheitsftaates Oenüge zu thun, war der Nation nicht beſchieden. Die Ent- 
widlung der Einzelftanten ging auf Koften ver Reichseinheit vor fi und nahm ven 
politifhen Bildungstrieb fo ausſchließlich in Anſpruch, daß auch ein kräftiges Bun- 
degverhältniß nicht neben ihr erwachſen konnte, Keineswegs dem Reich, fondern 
ben Gegnern des Reichs wurde bie Selbftändigfeit von 200 Ianvesherrlihen Ge- 
bieten im Berlauf weniger Jahre geopfert; die übriggebliebenen Einzelftaaten waren 
um fo mächtiger und im Genuß ver erworbenen Souveränctät um fo geneigter, 
ben Worberungen zu wiberftehen, vie der nationale Einheitsdrang an fie ftellte. 
Die Befrievigung des Centralifationstriebes in viefer höchſten Sphäre, vie Schaf- 
fung einer wahrhaften Gentralgewalt für Deutſchland, ift die größte und ſchwerſie 
unter ben politifgen Aufgaben ver Zukunft. 


Centralifation, Decentralifation. 399 


II. Es gibt für das richtige Maß der Eentralifation feine allgemein gültige 
Norm, die auf alle Staaten und alle Zeitverhältniffe gleih anwendbar wäre. 

Nicht bei allen Völkern und zu jeder Zeit wohnt in den Gliedern des Dr- 
ganismus biefelbe Fähigkeit und derfelbe Drang zu felbftändiger Lebensäußerung. 
Der Franzofe gibt fih mehr als der Deutſche dem Ganzen hin; feine Natur 
Iheint eine ftraffere Centralifation zu vertragen und zu fordern, als die deutſche. — 
In Staaten, deren Bevölkerung Einem Stamm angehört oder dur langes Zu- 
fammenleben verſchmolzen ift, ergibt fich weniger Anlaß, die Geſetzgebung und 
Verwaltung zu inbioidualifiren, als in anderen Staaten, bie erft feit kurzem, 
oder aus Beftandtheilen von weſentlich verſchiedener Art gebildet find. In Spanien 
hat die Selbftändigfeit der Provinzialverfaffung größere Bedeutung als in Frant- 
reich; Joſeph II. ging an dem Verſuche zu Grunde, auf Deutfhe und Italiener, 
Belgier, Böhmen und Ungarn biefelbe politifche Mufterivee anzuwenden. Aller 
dings muß in einem Rei, wie es das feinige war, um fo forgfamer jedes wirf- 
lid vorhandene Element der Einheit von einem flarfen Mittelpunkt aus gepflegt 
werben; das Zufammenhalten auseinanderftrebender Nationalitäten beruht auf ber 
Kunft, einerfeits die Befonderheit ihrer Natur zu achten, anderfeits fie den wirth- 
haftlihen und politiihen Bortheil, welchen die Einigung zu einem größeren und 
Rärkeren Staatsförper gewährt, in vollem Maße empfinden zu laſſen. — Im 
Augenblid einer ſchweren Krifis, namentlich eines Kampfes um die äußere Unab- 
hängigfeit, ift das Centraliſationsbedürfniß flärfer als in Zeiten der Ruhe. Es 
wird bier möthig, die Koncentrirung der verfügbaren Kräfte zu fleigern und ba- 
durh die Staatsgewalt gegen jedes Hemmniß zu fihern, das fie von dem Eigen- 
willen ber äußeren Organe erfahren könnte. Sie felbft centralifirt fih im Mo— 
mente der höchſten Gefahr bis-zur Diktatur. 

Daß endlich ein allgemein gültiger Maßftab der Eentralifation infoferne eben- 
falls undenkbar ift, als für die verſchiedenen Zweige der Gefeggebung und Verwaltung 
us‘ verfchiedene Grundfäge gelten, wirb fi) noch beftimmter aus dem Folgenden 
ergeben. 

IV. Eine Reihe von Artikeln des Staatswörterbuchs hat bie Frage der Een- 
tralifation in ihren einzelnen Anwendungen und mit Rüdfiht auf befondere Zeit- 
und Staatsverhältniffe zu verfolgen. Hier bleibt no übrig, die allgemeinen 
Grunpfäge, die man für das deutſche Staatsleben der Gegenwart aufftellen 
lann, in einem kurzen Umriß zufammenzufaffen. Das pralktiſche Intereffe Inüpft 
fi aber in unferen Tagen mehr an bie Betradtung und Abwehr der falfchen 
Gentralifation ald an die des entgegengefeten Ertremes, Denn während bie 
erftere, eine Meberlieferung des 18. Jahrhunderts, noch vielfach in den Inftitutionen 
vorherrſcht, Hat die falfche Decentralifation weit weniger Geltung im Leben und 
in der Theorie wenig gefährlihe Anhänger. Ungefährli find die radikalen Pro- 
gtamme des vorigen Jahrzehents, die auf Vernichtung jeder Stantsgewalt zielten; 
ihre Ausführung ift um fo weniger zu fürdten, je gewiſſer Anardie das un- 
mittelbare Ergebniß wäre. Diejenigen demofratifhen Parteien, die eine politifch 
möglihe Berfafjungsform im Auge haben, bebrohen die Monarchie, nit die Gen- 
tralifation. Die foctaliftifche Lehre ift vollends auf den Gedanken einer abenteuer- 
lich gefteigerten Gentralifation gegründet. Auf die Dauer gefahrlos, wenn aud 
augenblicklich Verwirrung ftiftend, find endlich die Beftrebungen, den centralifirten 
Staat in-Patrimoninalgebtete aufzulöfen. 

Die Aufgabe der Gegenwart ift alfo vorwiegend, wiewohl keineswegs aus: 
nahmslos, Ermäßigung, nit Verſtärkung ver Gentralifation. 
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1) Eentralifation der Gefeggebung. Auf diefem Gebiete kommt zu- 
nähft die Organifation des gefeßgebenven Körpers, fodann die Ausbehnung und 
Urt feiner Thätigkeit in Betracht. 

Um ten wahrbaften YAusprud der im Bolfe lebendigen Staats- und Rechts—⸗ 
ideen barzuftellen, muß das Gefeg entweder unter Mitwirkung des Bolles ent- 
fteben, oder von einer geiftig hervorragenden Perfönlichkeit ausgehen, in der jenes 
Rechtsbewußtſein koncentrirt iſt. Da auf die feltene Erſcheinung folder Individuen 
nicht gezählt werben kann, fo bat das Eonftitutionelle Syftem Yürforge getroffen, 
im monardifhen Staat die erftere Forderung zu erfüllen. Die Theilnahme einer 
Bolksvertretung an ber gefeggebenven Tätigkeit der Centralgewalt kann nicht bin- 
bern, daß bie Sehler bes Volkscharalters und die allgemeinen Gebrechen ber Zeit, — 
wohl aber daß bie Irrthümer oder Launen Einzelner fih im Gefeg ausprägen. 
Gut geregelt bürgt fie nicht allein für vie Uebereinflimmung des Gefeges, wenig- 
ftens der Grundzüge besfelben, mit dem Vollsgeiſt, fondern aud bafür, daß tie 
Kräfte des Landes nicht im Uebermaß für den Staatszwed in Anſpruch genom« 
men und daß bie Bebürfniffe der verſchiedenen Landestheile und Benölferungs- 
Haffen mit mehr Sicherheit erfaunt, gewürdigt und vermittelt werben. Es ift fein 
Erfag diefer Bürgſchaft, wenn bie Gentralgewalt den Rath der Behörden ein- 
holt, der zu oft nur das Spiegelbild ihres eigenen Geiftes, ihrer Fehler wie ihrer 
Borzüge zeigt. — Die größte, doch nit unüberwindliche Schwierigkeit Tonfti- 
tutioneller Gefeßgebung liegt in der Gefahr, daß über der Bielheit der einwirken- 
den Elemente vie Einheit des Gedankens verloren gehe. Diefe Gefahr tritt aller 
dings in geringerem Grade ein, wenn die Gefepgebung in der Hand bes Staats- 
oberhauptes Toncentrirt ift, kann aber aud da dur die Zulaffung rivalifirender 
Einfläffe hervorgerufen werben. 

If die Gentralifation der gefeggebenvden Gewalt richtig ermäßigt, fo 
barf ferner auch deren Wirkungsfreis nicht weiter ausgedehnt werben, als das Be- 
dürfniß einer centralifirten Gefeggebung reiht. Für vie Legislation wie für 
die Adminiſtration gilt der Grundſatz, jeder Thätigkeit ihren Mittelpunft in dem 
Kreife Derjenigen anzumeifen, vie am Erfolge zunächſt beteiligt find, aber auch 
jedem mitbetheiligten weiteren Kreis die Möglichkeit einer Einwirkung zu fichern, 
hält fi der Staat aller Geſetzgebung über Verhältniffe, die nicht ftaatliher Natur 
find, und er beſchränkt fih auf die allgemeinfte Leitung und Ueberwachung der- 
jenigen Verhältniſſe, die ihn nur in zweiter Linte berühren. Der Fehler ver mittel 
alterlihen Decentralifation ift nit darin zu fuchen, daß der Staat jevem Kreis 
bie Sorge für das Seinige überließ, fondern darin, daß er den Umfang ber 
eigenen Aufgabe zu eng gezogen, Vieles von demſelben ausgeſchloſſen hatte, 
was in der That feine eigenfte Angelegenheit war, ober doch mittelbar mit feinen 
Interefien zufammenbing. 

Anderfeits ift im Princip wenigftens anerkannt, daß die Eivilgefeßgebung 
ber freien Dispofition ber Betheiligten nicht vorzugreifen babe; ebenfo daß bie 
Strafgefeßgebung — obwohl in ganz anderem Sinne centraliſtiſch — doch dem 
richterlichen Ermeſſen für die Beurtheilung des individuellen Falles Raum geben 
müſſe und daß bie fog. Adminiſtrativgeſetzgebung keinen größeren Fehler begehen 
tönne, als wenn fie, die Mannigfaltigfeit der wirthſchaftlichen und Kulturzuftände 
mißachtend, von ber Fiktion eines Durchſchnittszuſtandes ausgeht, ber nirgends 
befteht, ober die Berhältniffe eines Lanvestheiles allen übrigen ald Maßſtab auf- 
brängt. Gleihwohl wird dieſe Iegtere Art fehlerhafter Centralifation in neueren 
Sefegen nod häufig gefunden, bald als Folge eines falfhen Principe, bald als 
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Frucht der Mebereilung oder Oberflächlichkeit. Ausreihenden Schuß dagegen gewährt 
aud nicht die Repräfentativverfafjung, wohl aber die Vorberathung des Gefeges durch 
Provinzial: und Bezirksverfammlungen, Handels- und Gewerbefammern, überhaupt 
durh die Organe ber zunächſt ——— und mit dem Gegenſtand vertrauteſten 
Kaflen; in anderen Fällen, oder in Verbindung mit dieſen Maßregeln, die Ber- 
nehmung von Sachkundigen durch Ausſchüſſe der gefeggebenden Berfammlung. Häufig, 
und zumal in Berhältniffen von ſekundär ſtaatlicher Natur, darf die Landesgeſetzge- 
bung fi begnügen, allgemeine Umriffe zu ziehen, deren Ausfüllung nach dem befonderen 
propinziellen und örtlihen Bedürfniſſe fie den Provinzial-, Bezirts-, Gemeindebe- 
hören im Einverftänpnig mit den Bertretungen der Gemeinden und Diftrikte überläßt. 

Es if bier die Decentralifation der Gefeggebung unter zwei weſentlich ver- 
ſchiedenen Geſichtspunkten betrachtet worben: für's erfte als Anerkennung einer 
Autonomie, die der Staat nit verfagen darf, ohme die Grenzen feiner Aufgabe 
und feines Rechts zu überfchreiten; fodann als ein Gebot der Zwedmäßigkeit, das 
ohne Rechtsverlürzung, aber nicht ohne Nachtheil für den Staat umgangen werben 
lann. In der erften Beziehung ift die Staatsgewalt aufgefordert, ihren Wirkungs- 
kreis nicht Über fremdartige Gegenſtände zu erftreden, in ber zweiten Beziehung: 
Gegenſtände ihres Wirkungskreifes nicht ohne Mitwirkung Derjenigen zu ordnen, die 
im Befig der vollftändigften Sachkunde und zunächſt bei vem Erfolg interejfirt find, 

Angelegenheiten der Kirche, der Gemeinden, Stiftungen, Affociationen fallen 
vorzugäweife unter ven erften Gefichtöpunkt, obwohl niht in der Art ausſchließ— 
id, daß die Staatsgefeßgebung fie ganz igmoriren könnte. Selbſt ver Kirche 
gegenüber, die innerhalb ihres Gebietes mit voller Unabhängigkeit falten fol, 
liegt "der Staatsgewalt ob, theild das eigene Gebiet vor Uebergriffen zu ſichern, 
theils den Umfang und die Bedingungen. des Schuges, der von ihr erwartet 
werden darf, zu regeln. Tiefer greift fie in die Organifation der übrigen Ge- 
noſſenſchaften und Korporationen , insbefondere der Gemeinden ein; aber auch da 
legt die richtig begrenzte Stantsgefeggebung das Princip ber Autonomie zu Orund 
und jeder legislativen Beftimmung geht die Frage vorher, nit wie biefer Gegen- 
Rand, fondern ob er überhaupt von Staats wegen zu ordnen fei. — DVorzugs- 
weile unter dem zweiten Geſichtspunkt ift die Zuziehung der Provinzial oder 
Diftriftsverfammlungen zu betrachten, fei es daß biefen nur eine berathenbe oder 
in gewiffen Fällen eine entfcheivende Stimme und vielleiht das Detail ver Gefeg- 
gebung in dem oben bezeichneten Sinn übertragen wird. Provinzen und Bezirke 
find Glieder des Staatskörpers und ihr öffentliches Leben geht — verſchieden von 
dem der Gemeinden — im Staatszwed auf. Sie können durch Nationalität 
und Geſchichte zu einem hohen Grade politiiher Selbſtändigkeit berufen fein, ber 
dann auch in ber Gefeßgebung feinen entſprechenden Ausprud finden. muß. Aber 
ſtets Bleibt ihre Bedeutung eine rein und ausſchließend ſtaatliche; wenn daher auch 
hier, wie bei Gemeinden und Affocietionen, von Autonomie geſprochen wird, 
jo iſt doch dieſe im der That nicht aus eigenem Recht, fonbern aus der gejeg- 
gebenden Gewalt des Staates abgeleitet und ihre übermäßige Beſchränkung zu 
Gunſten des Centrums erſcheint nit als ein Hinausgreifen über bie ſtaatsrecht - 
lie Sphäre, fondern als ein Organifationsfehler innerhalb berfelben. *) 





„+ Eine korporative Konftituirung der Verwaltungsbezirke („Kreis und Diftriftsge meinden“ 
in Bayern, „Rreiöforporationen“ in Preußen) ift mit dieier Auffaffung wohl verträglich, injofern 
fie den we bat, der Selbftverwaltung gewiffer Wirthſchafts⸗, Wohlthätigfeitde oder Unterrichtss 
anflalten des Bezirks als juriftifche Brundlage zu dienen. Die Provinz und der Kreis oder Diftrift 
bleibt dem ungeachtet in erfter Linie ein Staats verwaltungsBezirk. 
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2) Sentralifation der Berwaltung. Bon ber Gefeßgebung zur Ber- 
waltumg übergehend, behalten wir die Ju ſtiz verwaltung, die mit den übrigen 
Anminiftrationszweigen nicht gemeinſchaftlich beſprochen werden Tann, dem folgenden 
Abſchnitte vor. 

a. Dem Gegenfage von Stantsgefebgebung und Autonomie entſpricht ber 
Begenfag von Beamtenverwaltung und Gelbfiverwaltung. Hier wie 
dort iſt zwifchen dem Rechte der Selbſtbeſtimmung in Berhältniffen, die außer dem 
Bereiche des Staates liegen, und ben Inflitutionen der Mitwirkung in Staats- 
angelegenheiten zu unterſcheiden. a) Ienes Recht gebührt den Kirchen, Gemeinden, 
Stiftungen, — allen Genofjenfhaften, bie nicht um des Staates willen, noch durd 
ihn gefchaffen find — im Bereide ber Berwaltung ebenfo wie in ber Gefeg- 
gebung. Dieſe unabhängigen Körper haben den Anfprud, fih durch ſelbſtgewählte, 
ihnen felbft verantwortlide Behörden nad dem eigenen Berftänpnig ihrer Aufgabe 
zu regieren, Nur ift ihre Unabhängigkeit keine abfolute, und fo weit e8 dem Staate 
zulommt, in ihre Autonomie mit feiner Gefeggebung einzugreifen, bat berfelbe 
durch feine Behörden auch ihre Berwaltung zu überwaden und zu beftimmen. 
b) In einem weiteren Sinne wird die Theilnahme ber Bürger an den Staats- 
geihäften Selbftverwaltung genannt, und dieſe tritt vorzüglich in zwei Formen 
auf: erftens, wenn Staatsämter ald Ehrenämter von Bürgern verwaltet wer 
den, die an dieſe Amtsführung weder ihren Lebenslauf noch ihre bkomomiſche 
Eriftenz gelnüpft haben; zweitens, wenn ber verwaltenden Staatsbehörbe ein Aus- 
ſchuß von Bürgern mit dem Redte der Antragftelung und Begutachtung, wohl 
aud mit einem Veto, an die Seite gefegt if. 

Die neuere Zeit bat dem einfeitigen Gentralifationsgeifte des vorigen Jahr 
hunderts aud auf dem Gebiete der Verwaltung fo mandes Zugeſtändniß abge 
drungen, das wenigſtens bie Richtung ber politiihen Aufgabe bezeichnet, ohne 
noch bie Erfüllung zu enthalten. Bor allem der katholiſchen Kirche ift e8 gelungen, 
nit nur ihre Anerkennung als felbftändiger Berwaltungstörper zur Wahrheit zu 
maden, fondern darüber hinaus noch manche Pofitton im Bereihe der Staat$- 
verwaltung zu erwerben. Die proteftantifhe Kirche iſt durch den Uebergang des 
Epislopats auf die Landesherren in ein ſchwer zu löfendes Zwitterverhältnig ger 
rathen. Die Selbfiverwaltung der Gemeinden, principiell anerkannt, ift in Preußen 
und anderen Staaten burd die neuefte Geſetzgebung, faft allenthalben durch bie 
Praris, empfindlich eingefhränkt worden. Selbftverwaltung und „Auratel" 
— zu biefer hat fi die Oberaufſicht des Staates geftaltet — find im öffentlichen 
Leben fo unverträgliche Begriffe wie im Privatreht. Die Freiheit der Gemeinde 
wie des Individuums bewährt ſich nicht in den Heinen Beziehungen des Alltags: 
lebens, fondern in den wichtigern Momenten und Entfheidungen. Das Bevor- 
mundungsfyftem bindet aber in folden Momenten die Gemeinde; es beſchließt und 
handelt an ihrer Statt in ben meiften Fällen, wo bie freie Selbſtbeſtimmung 
überhaupt Werth Hätte. Aehnlich ift die Stellung von Stiftungen und Oenoffen- 
haften anderer Art. — Noch unentwidelter erfcheint die Selbftverwaltung in dem 
oben angebeuteten zweiten Sinne des Worts. Provinzial- und Bezirksausfchüffe, 
Steuerausfhüffe, Polizeifchöffen nehmen in einigen Staaten an der Berwaltung 
Theil; aber dieſe Inftitutionen find vereinzelt, lüdenhaft und bisweilen dadurch, 
baß fie von einer einfeitigen Bertretung privilegirter Klaffen ausgehen, im Fun- 
damente verfehlt. Hinfihtlih der Centralverwaltung ift e8 zu einem Dogma 
geworben, daß ihr Wirkungskreis vor dem Einfluß der konftitutionellen Volksder⸗ 
tretung fireng zu bewahren fei, Allein in dem Ausnahmsverhältniß, das ſich für die 
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Gefhäfte der Staatsfhuldentilgung fehr allgemein geltend gemacht hat, Liegt ein zu 
weiterer Anwendung aufforderndes Princip. So wenig es den Ständen zufommt, 
an der Apminiftration im derſelben Weife wie an der Gefeggebung theilzunehmen, 
jo wohlthätig würde ein fontrolivendes und berathendes Organ an der Seite der 
Gentralverwaltung fi erweifen. 

Der Staat, der Autonomie unb Gelbftverwaltung ausſchließt oder auf ein 
Scheinleben anmeist, beraubt fi der beften Kräfte Er erweitert feine Aufgabe 
über ihre natürlichen Grenzen hinaus und mindert doch zu gleicher Zeit feine 
Fähigkeit, diefer Aufgabe auch nur innerhalb ihrer natürlihen Grenzen zu genügen. 
Gleich jeder anderen Gemeinſchaft erreiht ver Staat feine Zwede um fo voll» 
fommener, je mehr feine Angehörigen von dem Berftänpniffe verfelben und von 
der Kraft und Luft, fie zu erfüllen, durchdrungen find. Diefe politifhe Bolfs- 
bildung, die Rom im Altertbum, England in der Neuzeit groß gemacht, deren 
Mangel Deutſchland Hein gemacht bat, wird nur durch die Theilnahme Vieler 
am Öffentlichen Leben gewonnen. Sie allein überwindet den Geift der Selbftfucht, 
der fein anderes Interefje kennt als perfönlihen Vortheil, der Gefammtheit kein 
Opfer bringt, das nicht erzwungen wirb, dem Staat gegenüber ſich ungeſcheut er— 
laubt, was im Privatleben als unſittlich verpönt. ift, bei Störungen der Staats- 
ordnung gleihgültiger Zuſchauer bleibt, bis vie Gefahr in den engen Geſichtskreis 
der Privatinterefien eindringt. Wie der Sinn fürs Ganze, ift aud die Fähig— 
feit, ihm zu dienen, durch jene politifche Bildung bedingt, die in den Geſchäften 
ver Gemeinde, der Innung, der Affochation, in den Ehrenämtern der Staatöver- 
waltung erlangt und geübt wird. Am wenigften kann ihrer der fonftitutionelle 
Staat entrathen; eine Inftitution, die das Bolt in feinen Vertretern zur Theil- 
nahme an den höchſten Aufgaben der Geſetzgebung beruft, wirkt eher verberblich 
als heilfam, wenn die Vertreter nicht aus politifch-gebilveten Wahlförpern hervor- 
gehen. Autonomie und Selbftverwaltung in den äußeren Gliedern ift eine uner- 
läßliche Bedingung für die Theilnahme des Volkes an den Funktionen der Central- 
gewalt — für das Gedeihen des konftitutionellen Syſtems. Anderfeits bietet aber 
die fonftitutionelle Berfaffung gleihfalls ein politifhes Bildungsmittel dar, das 
auf das Bffentliche Leben der engeren Kreife wieder förbernd zurückwirkt und fo 
bedingen beide fih wecfelfeitig. 

Man erhebt gegen das Princip der GSelbftverwaltung den Einwurf, einem 
Bolfe, das von Gemeingeift entblößt umd in den Kultus der individuellen Intereffen 
verfunten fei, könne diefe Freiheit ohne Gefährdung der anvertrauten Güter nicht 
gewährt werben. Daß biemit, bewußt oder unbemwußt, zugleih das fonftitutionelle 
Spftem verworfen wird, folgt aus dem zuvor aufgeftellten Sag. Der Einwurf 
würde treffend fein, wenn die Elemente des ausfchlieglichen Beamtenregiments, das 
man der Selbfiverwaltung entgegenftellt, niht aus demfelben Volk, fondern 
aus einem andern, politifch höher begabten Geſchlechte Hervorgingen. Aber ver 
Staat nimmt feine Diener aus der Mitte des nämlihen Volles und mit ben 
nämlihen Fehlern behaftet. Was fie in der Vorbereitung für feinen Dienft und 
In ber Berwaltung des Amtes fih aneignen, ift wiffenfhaftlige Kenntnig und 
Gewandtheit der Formen — nicht Gemeingeift. Diefe höchſte Eigenfhaft fehlt dem 
Beamtenftande, wenn fle nicht ald angeborne Ausftattung auf ihn übergegangen 
M und im Wetteifer mit dem ringsumher fich regenden ©emeingeift des Volkes 
lebendig erhalten wird. Denn für ven Bürger ift das Amt, das er als Ehrenpflicht 
ohne Entgelt übernimmt, eine Schule politifher Tugend, beftänbiger Selbftver- 
lengnung: für den befolveten Staatsdiener wird dasfelbe Amt zur Nahrungsquelle, 
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zum Miitel der Selbfibefriebigung. Die würbigere, feinen Beruf veredelnde Auf 
faffung empfängt er nicht dur den Befig des Amtes, fondern von dem Geifte 
der Gefammtheit und von einer oberften Staatsleitung, die mit diefem harmonirt. 
Dies bewährt auch die Gefhichte: je tiefer ein Bolt politiſch geſunken, um fo 
mehr war fein Beamtenftand zur Büreaufratie entartet. 

b. Der Betrachtung des Gegenfages zwifhen Beamtenverwaltung und Selbft- 
verwaltung reiht fidy eine zweite an, bie dem größeren ober geringeren Maße von 
Gentralifation innerhalb der Beamtenverwaltung gilt. 

Den Mittelpunft der Verwaltung bildet ald Organ des Staatsoberhauptes 
ein Minifterrath, deſſen Zufammentritt erfolgt, fo oft e8 zu dem Zwede nöthig 
ift, „daß die Gefhäfte gemeinfam und nicht einfeitig, nad übereinftiimmenden 
Grundſätzen und nit nad momentanen Anfihten und Einfällen bearbeitet wer- 
den" (Stein). Ein zwilhen das Staatsoberhaupt und die Minifter geftelltes 
„Kabinet” macht entweder die legteren zu bloßen Büreauchefs oder es zerftört bie 
Einheit ver Bewegung im Mittelpunkt. — Daß die Minifterien beffer nad dem 
Reale als nah dem Provinzialfgftem fi gliedern, ift im Laufe diefes Iahrhun- 
verts allgemein praftiih anerkannt worden. In großen Staaten jedoch, deren Be— 
ftandtheile ſehr ungzleihartig und felbftändig entwidelt find, muß das eine mit 
dem anderen Syſtem derart verbunden fein, daß die Provinzialftatthalter, obwohl 
ven Minifterien untergeordnet, doch eine umfaflende Bollmadt für die meiften 
Berwaltungszweige in ihrer Perfon vereinigen. 

Das Berhältniß der Mittel-e und Unterbehörben, die fih vom Centrum nad 
Außen verbreiten, fann in breifacher Weife geordnet fein: 1) Unfelbftändigfeit ber 
unteren Behörde gegenüber der höheren, fo daß alle erheblicheren Angelegenheiten 
von jener nur inftruirt und begutachtet, dagegen von viefer erlevigt werben; 
2) Selbftändigfeit der Entfheidung, aber Gebundenheit au die über das Einzelnfte 
fi verbreitenden Direktiven der Oberbehörde; 3) Selbftändigfeit der Entſcheidung 
nah eigenem Ermeffen. Jeder von diefen drei Grunpfägen ift richtig innerhalb 
gewiffer Grenzen und wird ſchädlich durch einfeitige Ausdehnung. 

Der beſchränkteſte Spielraum fommt dem erften zu. Maßregeln und Ent- 
ſcheidungen, die für den gefammten Staat widhtig find, können nicht den Mittel» 
behörben, folde, vie für den ganzen Provinzial- oder Kreisverband widhtig find, 
nicht den Unterbehörden überlaffen werben. Aber eine weiter getriebene, die Unfelb- 
ftändigkeit zur Negel erhebenve Eentralifation ift verderblih. Sie macht die Ber- 
waltung koſtſpieliger und den Geihäftsgang langſamer; fie entfremdet die Central» 
verwaltung, indem fie derfelben untergeorbnetes Detail überbürbet, ihrer höheren 
Aufgabe; fie gefährdet die fahgemäße Behandlung der Angelegenheiten, bie nur 
an Drt und Stelle richtig gewürdigt werben können; fie fchneidet, fo oft fie eine 
Angelegenheit zur erſten Entſcheidung an die höchſte Stelle verweist, die Wohl- 
that des Inftanzenzuges ab. Je weiter dieſe falfche Eentralifation ſich erfiredt, um 
jo mehr erniebrigt fie den Unterbeamten zu einem Mafchinentheil; fie beftärkt 
Diejenigen, die ohnehin zur handwerksmäßigen Auffaffung des Staatsvienftes Hin- 
neigen, und verbirbt oder entmuthigt die Beſſeren; fie ſchafft Beamte ohne Auto- 
rität und ohne Thatkraft, die in dem Augenblid, wo Gefahr auf Berzug ift, 
ftatt energifd zu handeln, gutachtliche Berichte erftatten. Sie beraubt endlich den 
Staat feiner einzigen Vorſchule für die höheren ftantsmännifhen Aemter. 

Der zweite Grundſatz ift zu billigen und feine Fefthaltung unerläßlich, 
foweit die bindenden Vorſchriften, die von den Central» oder Mittelftellen aus- 
gehen, fih auf das Allgemeine, Haupiſächliche beſchränken und für die Behandlung 
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bed einzelnen Falles nad feiner befonberen Natur Raum Taflen. Ueber biefe 
Schranke hinaus machen fie abermals den Beamten zu einem willenlofen Werkzeug 
und bringen bie oben dharafterifirten Wirkungen hervor. Unbedingt verwerflid find 
überbieß ſolche bindende Vorſchriften für einen Verwaltungszweig: für das Ge- 
biet der abminiftrativen Rehtspflege. Wo über öffentliche Pflichten und Rechte 
ber Staatsangehörigen zu erkennen ift, da tarf auch der Mominiftrativrichter 
gleih dem Givil- und Strafrihter nur an bie ihm vorliegende Rechtsnorm, mie 
er fie nach gewiſſenhafter Erwägung auffaßt, gebunden fein. 

Der dritte Grundfag, deſſen unbedingte Anwendung ben Staat bis zur 
Auflöfung decentralifiren würde, brüdt dagegen, burd vie obigen Vorbehalte ein- 
geſchränkt, das richtige Maß aus. Ein Blid auf die einzelnen Verwaltungszweige 
wird dies erläutern und zugleich ven Umfang der Selbftverwaltung auf ven 
verfhievenen Gebieten (Lit. a) noch näher bezeichnen, fo weit der Zwed einer über- 
ſichtlichen Darftellung es geftattet. 

Die Verwaltung der äußeren Angelegenheiten, in welden ver Staat 
als Individuum einem anderen Staatsinbividuum gegenübertritt, muß ganz in 
den Händen der oberften Gewalt foncentrirt fein, doch unbeſchadet der Ertheilung 
außerorbentliher Vollmachten einerfeits für fritifhe Momente, anberfeits für bie 
Geſchäfte des regelmäßigen Verkehrs mit Nachbarſtaaten. 

Die Militärangelegenheiten fordern eine weit und oft bis ins Einzelnfte 
herabreichende Einheit der Verwaltungsnormen. Im ftehenden Heere fammelt ſich 
die phufifche Kraft der Bevbllerung aus allen Landestheilen zu einem abgefonderten 
Körper, der fo einheitlich organifirt fein muß, daß jede Kombination feiner Brudy- 
ftüde ein ineinanvergreifendes Ganzes barftellt. Da dieſe Bruchftüde in Friedens- 
zeiten getrennt find, fo muß ihre Drganifation mit doppelter Sorgfalt auf Erhaltung 
der nöthigen Einheit berechnet fein. Im Krieg, wenn bie milttärif hen Dpera- 
tionen entfernt vom Mittelpunfte der Staatsgewalt vor fih gehen, bebarf ber 
Feldherr ausgebehnter VBollmadten, um nad dem Bedürfniß des Augenblids 
augenblidlih handeln zu können. Wie empfinvlic die Bernadhläffigung diefes Grund» 
fages ſich ſtraft, hat die deutſche, vor allem vie öſterreichiſche Kriegsgeſchichte fatt- 
fam gelehrt. 

Bon den Angelegenheiten der inneren Verwaltung find biejenigen, bie 
den Staatshaushalt angehen, zumeift für eine centralifirte Behandlung in dem 
zweifahen Sinne geeignet, daß bier die Gefchäfte von befoldeten Staatebienern 
und nad beflimmten, durch die oberften Stellen theilmeife bis ins Einzelne vor⸗ 
gezeichneten Normen geführt werben. Dies gilt insbefondere von Gteuer- und Zoll- 
ſachen, die ein gleihmäßiges, in forgfältig geregelten Formen ſich bewegendes Ver- 
fahren fordern. Doc ift bei Feflfegung des Steuerbetrages für bie einzelnen Pflich- 
tigen eine Zuziehung von Geſchwornen aus ber Mitte der Bürgerfchaft in den 
Fällen empfehlenswerth, wo es auf die Schägung von Vermögensverhältniffen an- 
kommt, mit welchen der Steuerbeamte des Staates nicht vertraut fein Tann. 

Eine centralifirte Berwaltung erbeifcht auch die Sicherheitspolizei. Der Zwed 
ihrer Anftalten ift oft nur dadurch erreichbar, daß bie von den Gentral- oder Pro- 
vinzialbehörden getroffenen Anorbnungen rafh und gleihförmig in allen Theilen 
bes Landes oder ber Provinz vollzogen werden. Anderſeits fann auch der unter- 
georbnete Polizeibeamte in die Lage fommen, unter brängenven Umſtänden, wie 
der Befehlshaber im Krieg, ungefäumt nad) eigener Erwägung ver Umftände han- 
dein zu mäfjen, und es darf ihm eine ausreihende Kompetenz für ſolche Fälle — 
den der entſprechenden Verantwortlichkeit begleitet — nicht verfagt fein. 
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Ein weiter Raum, theils für die freie Selbftthätigleit des Volles, theils für 
bie Mitwirkung besfelben zu ben Maßregeln der Staatsbehörben Öffnet fich auf 
den Gebieten ver Kultur- und der Wirthſchaftspflege. Was bier dem 
eigenthümlichen Bereihe der Kirchen, Gemeinden, Stiftungen, Genoffenfhaften 
angehört, ift der Verwaltung des Staates enträdt, unter Vorbehalt einer Dber- 
aufficht, die nicht zur Vormundſchaft werben follte. Die Centralgewalt genügt ihrer 
Aufgabe, indem fie ſich neben dieſer Ueberwahung ver beftehenden Anftalten auf 
Anregung, Förderung und Ergänzung beſchränkt. Ihre ergänzende Thätigleit wird 
zunächſt für die Verwaltung allgemeiner Yandesanftalten in Anfprud genommen, 
die von ihr organifirt find, um den Bebürfniffen ver Gefammtheit zu dienen. Die 
ſelbſtändig oder in Verbindung mit landesherrlihen Behörden geführte Admini- 
firation von Provinzial- und Bezirksanftalten für wirthſchaftliche, Bildungs- und 
MWohlthätigkeitszwede, ift der wichtigſte Beruf der Provinzial oder Bezirksver⸗ 
fammlungen und ihrer Ausſchüſſe. So weit die Thätigleit der Staats behörben 
ſich erftredt, darf fie auf dieſem Gebiet weniger als auf jebem andern burd 
centralifirende Borfchriften verhindert fein, aus dem lokalen Zuftand ber geiftigen 
und fittlihen Bildung, ber inbuftriellen und lanbwirtbfchaftlihen Berhältniffe, bie 
Regeln ihrer Gefhäftsführung zu ſchöpfen. — 

3) Die Rehtspflege fteht unter dem Princip der Eentralifation, infofern 
fie nad der Auffaffung des neueren Staatsrechts — entgegen bem urſprünglichen 
Begriffe der PBatrimonialgerihtsbarteit — ſtets als ein Ausflug der Staatögewalt 
ericheint, injofern das Stantsgejeg die Norm ihres Verfahrens liefert und endlich, 
infofern Einheit ver Rechtsnormen ein Ziel der Geſetzgebungspolitik ift (Ziff. 1). 
Als ein gleih wünjdhenswerthes Gut wird die Einheit der Rechtſprechung er- 
fannt; aber darin unterfcheidet fi) bie Rechtspflege von allen anderen Berwal- 
tungszweigen, daß biefe Einheit keineswegs durch Weifungen ber Gentralgewalt 
an die Äußeren Organe erftrebt werben darf. Bielmehr ift das Fundament ber 
deutſchen Iuftizverfaffung: Unabhängigkeit des richterlichen Urtheild von aller Ein- 
wirkung vorgefegter Behörden und des Staatsoberhauptes felbft. 

Die unmittelbare Betheiligung des Volkes an der Rechtspflege äußert fi 
im Geſchwornengericht, in der Zuziehung bürgerlicher Veifiger zu den Special- 
gerichten für Handels- und Gemerbsftreitigkeiten und im friedensrichterlichen Inftitut, 
deſſen Wirkungskreis neben der Polizeiverwaltung auch die Schlichtung geringerer 
Rechtshändel und die Aburtheilung leichter Uebertretungen umfaßt. Unabhängig 
von den Suftizanftalten des Staates ift das ſchledsrichterliche Juftitut eimer 
wohlthätigen Entwidlung fähig. — 

Die rihtige Centralifation hat nichts gemein mit den Begriffen bes 
Abfolutismus, der Staatsomnipotenz, der Büreaufratie. „Auf der Einheit, auf ber 
durchſchlagenden Macht des Ganzen beruht alles Große der fittlihen Welt. Die 
Gentralifation ift auch nicht etwa der Freiheit entgegengejegt; nur der Menſch ift 
frei, der im Ganzen und in dem das Ganze lebt. Nichts maht den Menſchen 
ohnmächtiger, unfreier, ſchwächer, als Iſolirung, Zerfplitterung, Anarchie“ (C. Rößler 
Allgemeine Staatslehre Bd. I. ©. 347). Uber eben fo wenig hat die richtige 
Decentralifation mit ven Begriffen des Radikalismus, der Staatsohnmacht 
und Anarchie gemein. Sie hält die Macht des Staates zufammen, indem fie ihn 
hindert, in fremde Lebenskreiſe einzubringen; fie befreundet ihm bie tüchtigeren 
Naturen, die fih dem Staat hinzugeben, aber nit in ihm aufzugeben willig find. 
Sie gewährt auch im ftaatlihen Bereiche jedem Theil feine individuelle Geltung, 
jedem Amt einen würbigen Wirkungstreis, jeder vorhandenen Kraft ihren Spiel- 
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raum. Erſt fie verleiht den Theilen die Freiheit, im Ganzen wahrhaft zu leben, 
und dem Ganzen bie Macht, die durch eine gefunde Entwicklung aller Theile bebingt iſt. 

Zur Literatur. Einige der hieher gehörigen Fragen find in der Schrift 
von Bülau „die Behörden in Staat und Gemeinde” (Leipzig 1836) erörtert. 
Ueber Frankreich: Tocqueville, L'ancien régime et la rövolution (Paris 1856); 
v. Mohl Gedichte und Literatur der Staatöwiffenfhaften Bd. IIL. ©. 193 u. ff.; 
über Geſchichte und heutigen Zuftand in England: Gneift Englifches Verwal- 
tungsredht 2 Bde. 2. Aufl. 1867; Englifhe Kommunalverfaffung 2, Aufl. 1868. 

er. 


Cäremoniell (völterrechtliches). 


Unter Gäremoniell verfteht man überhaupt die Geſammtheit ber Formvor⸗ 
Ihriften, welche den Verkehr hervorragender Kreife der Geſellſchaft regeln; 
völlerrechtliches Cãremoniell insbefondere ift alfo die Gefammtheit ber für ben 
Verkehr der Staats-Repräfentanten gegebenen Formvorſchriften. 

Da jeder Berfehr von einiger Wichtigkeit gewiſſer Formen nicht entbehren 
lann, da ferner jeder beginnende Verkehr nur mit Mühe vie Selbftüberhebung 
und Eitelfeit der bei ihm Betheiligten überwindet, fo ift es naturgemäß, bag wir 
in berfelben Zeit, in welder die europälihen Staaten in hänfigere Berührung zu 
lommen beginnen, die Gäremoniellvorfhriften und zugleih die Cäremoniellftreitig- 
ffiten ihren Anfang nehmen ſehen. 

Zu jener Zeit — im 16, Jahrhundert — fland Spanien auf ber Höhe 
keiner Macht. Dies erklärt e8, wie das fpanifhe Cäremoniell ſich zunächſt nad 
Brankreih und von da aus Über den ganzen europäiſchen Staatenverlehr ſich ver- 
breiten konnte. Die grängenlos fteifen Formen besfelben (vgl. Leti Caeremoniale- 
historieo-politicum. Amſterdam 1685) entſprechen der ausfhließlihen Herrfhaft 
dynaſtiſcher Intereffen und dem geringen Bildungsftanb jener Zeit. 

Schon im 18. Jahrhundert fehen wir vie Steifheit der Cäremoniellformen 
und bie Zahl der Gäremoniellftreitigkeiten fih mindern — bie franzöfijche Revo— 
Intion brachte aud hier einen jähen Umfhwung. Mit Abficht ſprachen bie Diplo- 
maten und Feldherrn verfelben dem alten höfifhen Gäremoniel Hohn. Seit Auf- 
tihtung des Napoleonifchen Kaifertbrones wurde dies anders. Der Wiener Kongreß 
bedeutete auch für das Cäremoniell eine Reftauration. Hier freilih eine Reftauration 
im Geifte ver Neuzeit. Man fühlte, daß es die Aufgabe des Cäremonielles fei, ben 
Bertehr der Staatörepräfentanten nicht zu erfchweren, fonbern zu erleichtern und 
trachtete eher nad Bereinfahung des Cäremoniells. Und dieſe Tendenz hat feit- 
dem erfreulicherweife immer weitere Fortſchritte gemadht. 

Man unterfcheidet verfchiedene Arten des Cäremoniells je nad Berfchieben- 
heit der Art und Weile, auf welde und nad Berfhiedenheit des Ortes, an 
welhen die Repräfentanten mehrerer Staaten mit einander verkehren, Iſt dieſer 
Verkehr ein perfänliher und mündlicher, fo richtet er fi nach den Borfchriften 
des Hof- oder diplomatifhen Cäremoniells, je nachdem zugleih Sou- 
veräne ober nur Diplomaten bei vemfelben betheiligt find. Hof« und diplomatifches 
Chremoniell werben aud mit dem gemeinfamen Namen Etiquette bezeichnet, 

Für den fhriftlichen Verkehr der Staatsvertreter gibt das Kanzlei-Eäre- 
moniell die nöthigen Regeln. 

Endlich bat man fchon lange die Schiffe als ſchwimmende Gebietstheile be 
trachtet, und in ihrer Begegnung auf hoher See, in ihrem Einlaufen in frembes 
Sergebiet, beziehungsweiſe in ihrem Berlafien vesfelben gleichſam die Begegnung 


408 Ceremontell. 


verſchiedener Staatsgewalten gefehen und Vorfhriften für bie —— gegeben, 
welche in ſolchen Fällen zu geſchehen hat. Die Geſammtheit dieſer Vorſchriften 
bildet das ſogenannte See-Cäremonial 

Schon der Raum verbietet uns, in Einzelheiten bezüglich dieſer verſchiedenen 
Cãremoniells einzugehen. Wir begnügen uns, einige Hauptpunkte hervorzuheben. 
Zunähft ift, was das Hofchremoniell betrifft, zu bemerken, daß fih Souveräne, 
welchen föniglihe Ehren zulommen, völlig auf dem Fuße der Gleichheit behandeln. 
Nah allgemeiner Annahme läßt der Wirth feinen Gäften den Bortritt: das 
Gleiche thun Großherzöge, wenn fie mit Kaffern oder Königen zufammentreffen. 
Staaten gegenüber, welche königlicher Ehren nicht theilhaftig find, ift wenigftens 
Alles zu vermeiden, was als Nichtachtung ihrer Sonveränetät ausgelegt werden 
fönnte. — Daß ihre Bertreter Übrigens denjenigen ber Staaten erfter Rangklaſſe 
nachſtehen müſſen, ift felbftverftändlic. 

Durh das auf dem Wiener Kongreß am 19. März 1815 unterzeichnete 
Protofoll find diejenigen Fragen bes biplomatifhen Cäremoniells gelöst worden, 
welche früher zu ben meiften Streitigkeiten Anlaß gaben. Das Prototoll firirt 
beftimmte Rangflaffen von Gefanbten unt die Reihenfolge derfelben. Der Vortritt 
fol ſich in jeder Klaffe nad der Anciennität der Beglaubigung richten: Hinfichtlic 
ber Unterzeihnung ver Berträge ſoll Alternat eintreten, oder das Land entſcheiden. 
Jetzt wird gemwöhnlih die Reihenfolge nach den Anfangsbuchſtaben der Namen 
gewählt, welche die betreffenden Staaten in franzöſiſcher Sprache haben. Im per- 
fünlichen Verkehr unter einander befreien fih bie Diplomaten häufig durch bie 
fogenannten p@le-me£le von allen Steifheiten des Ceremoniells. Außerordentlich 
bat ſich das Kanzlei» Cäremoniell vereinfacht. Kanzleifchreiben an einen Souverän 
mit dem fogenannten großen oder mittleren Titel fommen heute 3. B. kaum mehr 
vor: man begnügt fi mit dem Meinen Titel, der fi auf die Angabe der Haupt- 
würbe des Souveräns beſchränkt. 

Der biplomatifhe Verkehr der Staaten unter einander wirb meiftens durch foge- 
nannte depäches communiqudes geführt d. 5. durch Depefchen, welche der Minifter 
bes Auswärtigen an feine Gefanbten richtet und melde dann von biefem dem Miniſter 
bes Auswärtigen des Staates, bei welhem er accrebitirt ift, vorgelefen werben. 

Dei Hanbichreiben von Souveränen königlichen Ranges an einander ift ber 
Brubertitel allerbings fo gebräudlih, dak Napoleon III. die Verweigerung bes- 
felben von Seiten des Czar Nicolai als Beleidigung auffaffen konnte. 

Bezüglich des See-Cäremoniells gilt ſchon lange der Sag, daß das Schiff, 
weldes in fremdes Seegebiet einläuft, zuerft grüßen muß. Aber früher verkannte 
man bie große Wahrheit, daß die hohe See Feiner Staatäherrfchaft unterworfen 
werben könne. Namentlih England fprad die Herrfhaft wenigftens über einige 
Theile des offenen Meeres an, und verlangte vafelbft den erften und felbft be 
müthigen Gruß von Seiten fremder Flaggen, was zu den Bitterften Streitigkeiten, 
ja jelbft zu Kriegen Anlaß gab. 

Heutzutage ift diefe Prätention erlofhen. Die Verpflichtung zum erften Gruf 
beim Einlaufen in fremdes Seegebiet ift ebenſo allgemein anerfannt, wie der Sag, 
baß auf offener See Schiffe verfchiedener Nationalität keinerlei Gruß von einan- 
der begehren können. Flaggengruß feitens der Kriegsſchiffe findet überhaupt nicht 
mehr Halt ; biefelben grüßen nur mit Kanonen. 

Denn auch auf offener See kein Schiffägruß mehr verlangt werben kann, 
fo gewährt man ſich body denſelben meiftens gegenfeitig aus Höflichkeit. Allgemein 
iſt jegt angenommen, daß Kauffahrteifchiffe Kriegsſchiffe zuerft begrüßen, daß bas 
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Kriegefchiff,, welches einen Flottenoffizter von geringerem Grab trägt, bemjenigen 
Kriegefchiff, welches einen höheren Offizier an Borb hat, ben erften Gruß gibt, 
baß einzelne Kriegsfchiffe ein Geſchwader zuerft falutiren u. f. mw. *). 

Bei einem Rüdblid auf die Vorſchriften des heutigen völferredhtiihen Cäre- 
monielld möchten wir noch zwei Punkte als befonders bemerfenswerth hervorheben. 

Das Eäremoniell der Gegenwart verliert mehr und mehr feinen perfönlichen 
Charakter d. h. man beobachtet die Vorjchriften desfelben weniger mit Rüdficht 
auf den einzelnen Souverän, Diplomaten oder flottenoffizier, um den es fi 
gerade handelt, als: mit Rüdfiht auf bie Nation, deren Bertreter der Be- 
treffende ift. | 

Ferner verbreitet fih immer allgemeiner bie richtige Anficht, daß bie Regeln 
bes Gäremonielld und bie aus denfelben entfpringenden Anſprüche nicht Regeln und 
Anſprüche des Rechts, fondern folde der Sitte find. In diefem Sat liegt zu- 
gleih umfere Anſicht über die zukünftige Bedeutung des Geremonielld für ben 
Bölferverfehr ausgefproden. Das Cäremontell wird für den Verkehr der Staats- 
repräfentanten au in Zukunft feine Bedeutung behalten, gleich wie Höflichkeits- 
regeln für dem Berkehr gebilbeter Menfhen von hohem Werthe find. — Aus 
dem Bölkerrechte afer werben feine Borfchriften mehr und mehr verfhwinden. 

Literatur: Bluntihli, Modernes Völkerrecht $ 171. Note. $ 188/89. — 
Heffter, Bölkerrecht $ 193 fi. $ 218 ff. Martens, Guide diplomatique 5. &d. 
par Geficken, I. p. 122 ff, I. p. 196 ff, I. p. 207 fi, IT. p. 10 @., p. 113 ff, 
p. 320 fi. Strauch. 
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Erfinfivität und Stabilität find die Grundzüge in der Entwicklung des chineſiſchen 
Boltes. Sie find zunächft bedingt durd die Natur des Landes. Bon drei Seiten von 
hohen Gebirgen eingeſchloſſen, im Dften vom Weltmeer begrenzt, hat das eigentliche 
China (vd. h. das chineſiſche Reich mit Ausfhluß der Nebenländer oder das Land 
zwifchen dem 18% und 450 45° n. Br., nnd 830 und 1409 ö. L., weldes über 
70,00 Q.M. mit 450 Mill. Einwohnern umfaßt) von vorneherein feine Be— 
wohner auf ſich jelbft angewiefen und durch den Reichthum an eigenen Probuften 
ihre materielle Unabhängigkeit vom Ausland ermöglicht. So hat ſich das dinefifche 
Bolt, entſchieden ber begabtefte Zweig des mongolifhen Stammes, eine eigene 
Kultur gefchaffen, die eben wegen ber von Natur gebotenen, dann durch das Geſetz 
forgfältig feftgehaltenen Abſchließung fremder Elemente nur einen beftimmten Grad 
erreichen konnte. Ohne Einfluß auf die Entwidlung der eigentlihen welthiſtoriſchen 
Bölter hatte fie nur ein Specialinterefje für befondere wiſſenſchaftliche Forſchung, 
bis die Berührung mit der abenvländifhen Welt eine regere wurde. Das ift 
eigentlich erft in diefem Jahrhundert gefchehen. 

Zwar hatten ſchon im 16. Jahrhundert die Portugiefen des Handeld wegen 
Berbindungen mit China gefuht und für eine gegen Seeräuber geleiftete Hülfe 
die Abtretung von Makao erlangt. Hollänver und Engländer waren ihren Spuren 
gefolgt, aber eine größere Ausdehnung haben dieſe Handelöbeziehungen doch erft 
in den legten Jahrzehnten unter mannigfahen kriegeriſchen Berwidlungen erhalten. 
Diefe beginnen mit dem Opiumkrieg vom Jahre 1839. Die Engländer erzwangen 








*) Bal. in diefer Hinfiht 5. B.: The Queens (of England) regulations and the Ad- 
miralty instructions for ihe government of her Majesty’s naval services. (1861): ferner 
The United States Navy Regulations u. ſ. f. 
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am 29, Auguft 1842 den Frieden, von Nanling und bamit ein theilweifes Auf- 
geben ber pebantifchen Abſchließung gegen alles Fremde. Die Ehinefen traten bie 
Infel Hongkong ab und öffneten ber, fiegreihen Nation die Häfen von Kanton, 
Amoy, Futfcheufu, Ningpo und Schanghai. Es war eine kluge Politik, daß fie 
die zugeſtandenen Rechte auch dem anderen feefahrenden Völkern einräumten: am 
3. Juli 1844 ſchloſſen Nordamerila, am 24. Dftober Frankreich befondere Ver⸗ 
träge mit China ab. Indefjen famen die Beftimmungen des Friedens von Nanling 
nit zur Ausführung: von ven fünf Häfen, beren Eröffnung China zugeſichert 
hatte, blieb der wichtigfte, Kanton, verſchloſſen; alle Unterhanblungen oder kriege» 
riſchen Demonftrationen von Seiten der Engländer waren erfolglos; zuerft weigerte 
fi die Bevölterung der Stadt felbft, die Verträge zu erfüllen, dann ſchlug bie Re- 
gierung in Beling 1849 die Forberungen ver Europäer einfah ab. Der damals 
regierende Kaifer Taokuang (feit 1820) war gegen Ende feiner Regierung zu ber 
Einfiht gekommen, daß eine Abfchliefung feines Reichs nicht länger aufrecht zu 
erhalten fei, daß die für unüberwinblid gehaltene Macht des himmlifchen Reiche 
doch ber Macht der „Barbaren“ nicht widerſtehen könne. Mit feinem Tode am 
25. Februar 1850 und mit ber Thronbefteigung Hienfeng’s trat eine völlige 
Reaktion gegen die Fremden ein, bie europäifch gefinnten Minifter wurden geftürzt, 
bie Verträge für ungültig erklärt. Konflitte mit den fremden Mächten ſchienen 
unausbleihlih. Da brady ber gewaltige Bürgerkrieg aus, der jede energiſche Be- 
wegung nad Außen unmöglich machte; eine Revolution politiider wie focialer 
Natur ftellte die Eriftenz des ganzen Staates in Frage. Die Aufſtändiſchen, bie 
ſich Taipings nannten, bemädhtigten fidy der Gegenden am Kiang, ber Haupt- 
waflerader des Reichs, ſchlugen überall die Faiferlihen Truppen zurüd und machten 
Nanking, die zweite Hauptftadt des Landes, die fie am 21. März 1853 erobert 
hatten, zum Mittelpunkt ihres neuen Reiches. Mit diefem großen Erfolge fam bie 
ganze Bewegung zum Stillftand; die Rebellen fuchten vergebens gegen Peling 
vorzudringen, erlitten mehrere empfindliche Niederlagen, wußten fid) aber body bie 
folgenden Jahre am Yangtſekiang zu behaupten. Inzwifhen hatten bie Differenzen 
mit ben fremben Mächten ihren Yortgang genommen. Ste wurben geſchärft im 
Oktober 1856 durch bie Wegnahme eines englifhen Schiffes, das unter eng- 
liſcher Flagge fegelte. Die verlangte Genugthuung wurde von Yeh, dem General» 
gouverneur in Kanton, verweigert, und fo erfolgte ein breitägiges Bombarbement 
der Stadt. Veh rüftete ſich zu emergifher Gegenwehr und ließ von bem fanati» 
firten Pöbel die englifden Faltoreien in Brand fteden. Für den Augenblid mur- 
den bie Engländer dur den Aufftand in Dftindien in Anfprud genommen, erft 
nad Bereinigung mit den Franzofen konnten fie an eine erfolgreihe Fortfegung 
ber Operationen denken. Am 12. December 1857 wurde Fluß und Hafen von 
Kanton in Blokadezuftand erflärt und am 28ften desſelben Monats zur Be- 
fchiegung der Stabt geſchritten. Sie mußte fih fhon am folgenden Tage ergeben; 
Yeh wurde nah Kalkutta gebracht. Dann fegelten die Schiffe ver vereinigten 
Mächte den Pei-ho hinauf und drangen bis nach Tient-fin, ber Hafenftadt Pelings, 
vor. est war der Kaifer zur Nachgiebigleit bereit: es wurden im Juli 1853 
neue Berträge abgefchloffen, die außer den 5 durch den Frieden von 1842 ein- 
geräumten Häfen noch weitere dem europälfchen Berfehre öffneten. 

Allein ſchließlich wurde doch wieder den Gefandten der Mächte der Zutritt 
in Peling verweigert: bei dem Berfuh, den Flußeingang zu erzwingen, erlitten 
bie Engländer am 24. Suni 1859 eine entſchiedene Schlappe. Die Folge war eine 
nene, großartiger angelegte Erpebition ver Weftmächte gegen China. Bon Schanghai 
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aus ſetzten fich bie vereinigten Streitkräfte in Bewegung. Am 13. Oktober 1860 
wurbe Peling eingenommen und in ber Hauptftabt des Reiches den Chinefen ber 
Frieden diktirt. Erft nad der Plünderung und Zerftörung des kaiferlihen Sommer- ° 
palaftes (Muan-ming-yuen) famen die Unterhandlungen zum Ziele. Am 24. Di- 
tober wurde ber Vertrag von den europäiſchen Bevollmächtigten (Lord Elliot und 
Baron Gros) und dem Prinzen Kong in Peling abgejchloffen, am 2. November 
lam die Nachricht in die Hauptftabt, daß er von dem nad Jeho in der Mand- 
ſchurei geflüchteten Kaifer unterzeichnet worden jet. 

Die Stipulationen des Vertrags von Tien⸗tſin (vom Juni 1858) wurden zu 
Grunde gelegt und die geforderten Zufäge ohne Widerrede angenommen. Danach 
zahlte China 60 Mill. Franken an England und 30 Mil. Franten an Fyrant- 
reich als Erſatz für Kriegskoſten und erlittene Handelsverluſte. In Zienetfin follten 
die europäiſchen Waaren wie in den durch den Frieden von Nanking eröffneten 
Häfen zugelaſſen werben. Die Heine, Hongkong gegenüberliegende Halbinſel Kulun 
wurde am England abgetreten. Es fragte ſich nun, wie dieſer Friedensſchluß ge- 
balten werben würde. So lange bie Chinefen unter dem Einfluß der erlittenen 
Niederlagen fanden, war fein Vertragsbrud zu fürdten; am 6, December 1860 
fand die erſte Ratenzahlung an die Alliirten ftatt. Aber ver Kaifer und feine Um⸗ 
gebung hatten fih mur dem Zwang und der Uebermacht gefügt, China war im 
Innern noch keineswegs beruhigt und bie Maſſe leicht zu Angriffen auf die Euro- 
pier fortzureißen. Unter diefen Berhältniffen war es ein Glüd, daß Prinz Kong, 
ver die legten Unterhandlungen in Peling geleitet hatte, die Nothwendigkeit einer 
Lenderung der chineſiſchen —* begriff und die freundſchaftlichen Beziehungen 
zu den fremden Mächten zu erhalten oder doch auézudehnen ſuchte. 

Schon vor dem Krieg war im Vertrag von Yigun vom 12. Mai 1858 an 
Rußland der größere Theil des Amurlandes förmlich abgetreten worden; nun 
regelte es buch einen weiteren Bertrag vom 14. November 1860 aud feine 
dandelsbeziehungen zu China und verlangte wie die Weſtmächte PBeling als den 
Sig einer ſtändigen Geſandtſchaft. 

Hienfeng überlebte nicht lange die Demüthigung feines Reiches. Er ſtarb, 
bevor er feine Hauptſtadt wiebergefehen, am 22. Auguft 1861 im Jeho in nod 
jugendlichem Alter, nachdem er feinen äfteften Sohn Tfaifun, der dann den Namen 

annahm, zu feinem Nachfolger ernannt hatte. Da der neue Kaiſer erſt 
am 5. April 1855 geboren war, fo war eine vormundſchaftliche Regierung nöthig. 
dlenfong Hatte einen aus 8 Mitgliedern gebildeten Regentſchaftsrath vorgefegt, 
von dem aber auf Betrieb der altchinefifchen Partei Prinz Kong ausgeſchloſſen 
war, Diefer ſah dadurch gleihmäßig feine eigene Eriftenz wie bie bes Reiches be- 
droht: er griff raſch entfchloffen zu dem äußerften Mittel, ſtürzte mit Hülfe ber 
Mutter des jungen, nad Peling zurüdgelehrten Kaifers den Regentfhaftsrath, er- 
nannte einen neuen aus ihm ergebenen Perfonen umd ließ drei feiner feinpfeligften 
Gegner hinrichten. Seitdem iſt e8 die Hauptaufgabe feiner Regierung geblieben, 
das Einverftändnig mit den fremden Staaten zu erhalten, ven Aufſtand des Tai- 
yinge völlig zu unterbrüden und mit Hülfe der Europäer und ihrer Kultur die 
Ruhe und Ordnung im Reiche wieder herzuftellen. Um den auswärtigen Handel 
zu heben, wurden außer ven Verträgen mit England, Franfreih, Rußland und 
Nordamerika in den Fahren 1861 bis 1863 aud ſolche mit Preußen, Belgien, 
Spanien, Portugal und Dänemarf abgefhloffen; um in immer nähere Beziehungen 
mit Europa treten zu können, ſchickte die Regierung 1866 eine Geſandtſchaft nad 
Paris und London. China ift nunmehr vefinitio dem Handelsverlehr und dem Ein- 
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fluß europätfher Anfhanungen und Ideen geöffnet; von bem Eingehen auf biefe 
wie von der Durhführung innerer Reformen wird die Ruhe und bie Eriftenz bes 
Reiches für die Folgezeit abhängen. 

Keine Nation, die Juden vielleicht ausgenommen, ift fo zum Handel, zu- 
mal zum Kram» und Schacherhandel geihaffen wie bie Chinefen. Doch ift eigentlich 
nur der Binnenhandel, der durd die vielfahen Waſſerſtraßen erleichtert wird, von 
jeher von Bebeutung gewefen. Der auswärtige Handel war bis jegt im Verhäitnik 
zu dem Reichthum des Landes an Rohprobuften und Imduftrieartifeln unbedeutend; 
die legten Jahre haben hier aber ſchon vielfahe Aenderung gebracht; vor Allem 
die Erſchließung neuer Häfen hat vie Bekanntſchaft mit europätfchen Verkehrswitteln 
und deren Anwendung erleichtert. 

Durch die Verträge von Tien-tfin (1858) und von Peling (1860) find zu 
den fünf feit 1842 geöffneten Häfen noch folgende hinzugelommen: am Yangtfeliang 
Tſchin-kiang, Kin-Hang und Han:keu, die alle duch Dampfer mit Schang-hai in 
Berbindung ftehen; auf Formofa Tasten und Tal⸗wan⸗fu; auf Hainan Kiaug-tfchen; 
am Littoral der Mandfhurei, in der Provinz Tung⸗tien, Niu⸗tſchuang; am Ber- 
einigungspunft bes Pri-ho und großen Kanals, 60 Meilen von Peling Tien-tfin; 
an der Küfte der Provinzen Kwang-tung und Schan-tung Swatow und Tſche⸗fu. 
Der erſte Handelsort ift Hongefong, das nad der Zählung vom 31. December 
1866 unter 115,098 Einwohnern 2113 Europäer und Amerilaner aufweist. In 
ſämmtlichen Häfen foll 1866 ber Werth des Gefammtumfages 299,919,620 Taels 
(1%. = 6 sh. 8 d. — 2 Thaler) betragen haben (gegen 272,232,038 T. im 
Jahr 1865); der Handelsverkehr: 1865 16,628 Schiffe mit 6,877,582 Tonmen, 
1866 15,672 Schiffe mit 6,877,582 Tonnen. Der Gefammtwerth der Einfuhr 
(mit Ausſchluß von Baarfchaften) fol fih 1865 auf 143,102,713, 1866 auf 
172,462,136 T. belaufen haben; die Ausfuhr erreihte 102,923,034 T. (gegen 
104,165,451 in 1865). Die Gefammteinnahme an Zöllen und Transportgebühren 
1865 auf 8,299,275 T., 1866 auf 8,685,630 T. — In Kanton bat die Ein- 
fuhr und Ausfuhr im Jahr 1860: 4,353,743 und 3,838,938 Pf. St., 1861: 
2,999,908 und 3,557,599 Pfd. St. betragen. In Schang-hai ift die Ein- und 
Ausfuhr in den Jahren 1860—1862 von 18,326,432 auf 22,863,953 Pfo. St., 
von 10,779,313 auf 14,667,406 Pfr. St. geftiegen. Unter ven Ausfuhrartileln 
find Thee, für ten England, Nordamerika und Rußland ben größten Markt bar: 
bieten, ferner Seide und Seidenzeuge, unter ben Einfuhrartifein Opium, dann 
Baumwolle und Baummwollenwaaren die bedeutendſten. 

Thee wird gegenwärtig aus Oftafien jährlich in einer Quantität von 160 
bis 165 Mill. Pfund im Werthe von 61/, bis 7 Mil. Pfd. St. erportirt; im 
Jahr 1865/6 betrug die Theeausfuhr 1751/, Mil. Pfund, von denen der größte 
Theil, gegen 131 Mill. Pfund, nah Großbritannien verfhtfft wurbe. Seide wird 
im ganz China nad einer oberflädlichen Schägung per Jahr 150,000 Ballen 
(& 80 Gatties oder 106?/, Pfund) gewonnen, wovon der größte Theil für den 
Berbraud der einheimiſchen Bevölkerung bient. 

Die Orfammtansfuhr von Seide betrug 1866: 32,462 Pituls (A 1331/, Pfb.) 
oder 4,326,270 Pfo. (gegen 41,154 Bil. — 5,487,200 Pfo. in 1865). Die 
Opiumeinfuhr erreichte 1866 eine Höhe von 64,516 Pikuls im Werthe von 
34,838,640 Taels (gegen 1864: 52,063 — 20,233,200; 1865: 36,133 = 
25,821,180). Ohne Zweifel wird dieſer Verkehr nod mehr zunehmen, wenn bie pro- 
jeftirten Eifenbahnen das Innere in direftere Verbindung mit der Küfte gebracht, 
bie bis Peking und Schanghai weiter geführten Telegraphenlinien China bem 
Occident no näher gerlidt haben. | 
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Dadurch wird aud eine Reform inneren Lebens des Staates bebingt fein; 
man wird mehr und mehr zur Nahahmung europäifcher Inftitutionen gezwungen 
werden. Die politifhe Berfaffung China’s ift die der unbeſchränkten 
Monarchie, kann aber nicht defpotifd genannt werben, weil Sitte und Gefeg über 
ver Willlür des Kaifers ftehen. Die kaiferlihe Würde ift in der männlichen Linie 
ver Familie erblih. Doch gilt fein Erftgeburtsreht; der Kaifer wählt unter feinen 
Söhnen den Nachfolger, wobei es für beſonders ſtaatsklug gehalten wird, ben 
Namen desſelben erft nad dem Tode des Kaiſers bekannt werben zu lafien. An 
der Spige der eigentlihen Gentralregierung fleht die Kabinetsfanzlei (nui-ko), wie 
ale Behörden zur Hälfte aus Chinefen, zur Hälfte aus Mandſchus zufammen- 
gelegt; fie dient zur unmittelbaren Unterftügung des Kaiſers und bildet die eigent- 
liche Exekutivbehörde; neben diefer das leitende Minifterium (Kiun-ki-tschu), ein 
Beirat des Staatsoberhauptes, das befonders zur Verwendung kommt, wenn 
viefes krank oder geiftig ſchwach iſt. Dann folgen die 6 Specialminifterien, bie 
mehr vollziehende als berathende oder befdließende Behörden find. An der Spige 
jedes Minifteriums ſtehen 2 Minifter (Mandſchu und Chinefe) und 4 Unter- 
Staatsfetretäre. Sie entfprehen unfern Minifterien des Innern, der Finanzen, 
des Kultus, des Krieges, der Juftiz und ber Öffentlichen Arbeiten. Für die Inter- 
pretation der heiligen Bücher, Abfafjung der Staatsſchriften und öffentlihen Alte 
wie zur Prüfung der Kandidaten dient bie faiferliche Akademie der Wiffenfchaften 
"han-lin-yuen); für vie Kolonialregierung China's das fogenannte Fremdenamt 
(i-fan-yuen), nur aus Mandſchu und Mongolen gebildet. Eine eigenthümliche 
Einrihtung ift die oberfte Eentralbehörde (tu-tschu-yuen), die alle übrigen Be- 
hörden und fogar den Kaifer überwacht. Jeder Chinefe bat Zutritt zu biefen. 
Genforen und muß von ihnen gehört werben. Jedem der fehs Minifterien ift 
ein folder Kontroleur oder Kho beigegeben, der zweimal im Monat alle vor- 
Iommenden Dokumente zu prüfen bat. Auch für die Provinzialverwaltung gibt 
8 folhe Infpektionen, die hier Tao heißen. — Das ganze Land zerfällt in 
18 Provinzen, an deren Spige Oeneralgouverneure oder Tſung⸗tu ftehen: fie 
find in Militärfahen durch den tatarifhen General, in Eivilfahen durch ven 
Gouverneur beſchraͤnkt. Die Provinzen zerfallen wieder in Diftrikte mit eigenen 
Beamten. — Die Gefammtzahl der vom Kaifer ernannten Beamten wird auf 
13,000 im Givilvienft und 18,500 im Militärbienft angefchlagen. Etwa eine 
zehnfach größere Zahl Subalternbeamter wird von den höheren Beamten ernannt. 
Anger diefen Staatsbehörden gibt es eine aus der Wahl des Volles herwor« 
gegangene Municipalverwaltung. Der Zutritt zu den Wentern ift Jedermann 
in China geftattet; Geburtsadel eriftirt nit, Die mit öffentlihen Aemtern 
beffeiveten Gelehrten bilden die Ariſtokratie. Diefe Gelehrten felbft (der erfte 
Stand im Reich, unter dem Aderbauer, Handwerker und Kaufleute ftehen) 
werden durch Prüfungen beftimmt, deren Einrihtung nicht mit Unrecht als ein 
Hauptgrund der langen Dauer des chineſiſchen Reiches bezeichnet worden if. Es 
gibt drei gelehrte Grade: Gieuetjat (d. i. blühendes Talent), Keu-jin (beförberter 
Wann), und Tfin-fe (vorrüdender Literat). Der zweite Grab eröffnet den Zutritt 
zum Staatsdienft, der dritte führt zu den höchſten Ehren. Alle 3 Jahre findet - 
eine Beförderung zum erften Grade auf Grund eines dreifachen Eramens ftatt. 
Die Zahl der kn ift gefeglich beftimmt und beläuft fih auf 25,000, 
Da die Zahl der Bewerber mitunter auf 1 Million fteigt, fo erreicht nur Einer 
unter 40 das Ziel. Die Glüdlihen erhalten eine befondere Kleidung und einen 
privilegirten Gerichtsſtand, müflen ſich aber fortwährend neuen Prüfungen unter 
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ziehen. Wer die weitere Eramina befteht und Ken-jin geworben ift, erhält wieber 
eine befondere Auszeihnung und gilt für einen gemadten Mann, obwohl er oft 
nod 20 Jahre warten muß, bis ihm ein Amt zu Theil wird. Bon diefen gehen 
wieder ungefähr 1500 alle 3 Jahre nad Peling, um bort dem dritten und höchſten 
Grad zu erwerben. Die Mandſchu haben ähnliche Staatsprüfungen in körperlichen 
Vertigkeiten für das Militär eingeführt. 

Natürlich hat diefes Syſtem dazu beigetragen, eine allgemeinere Bildung in 
China zu verbreiten; faft jeder männliche Chinefe kann leſen und fchreiben, 
während es mit dem Unterricht ber weiblichen Bevölkerung ſchlecht genug ausficht. 
Doch hat diefes Syſtem aud einen Büreaufratismus gefchaffen, ver weit davon 
entfernt ift, das zu leiften, was er verſpricht. Denn trog der großen Anzahl von 
Beamten find Polizei und Berwaltung in ſchlechtem Zuftand. Ueberall ift Kor- 
ruption und Beſtechlichkeit an der Tagesorbnung. Die Sicherheit des Eigenthums 
ift gefährbet durch weit verbreitete Diebsbanden und geheime Geſellſchaften; Schmuggler 
und Seeräuber treiben unter den Augen der Behörden, theilweiſe mit ihrer Be— 
theiligung ihr Weſen. Berwaltung und Juftiz find nicht getrennt, Unterfuhungs- 
beamte und Richter find in den meiften Fällen ein und viefelbe Berfon. Auch 
bier wird die Zukunft dur die Bekanntſchaft mit europäiſchen Zuftänden beffern 
mäfjen; das wird freilich bei den feft eingewurzelten Traditionen in Religion 
und Sitte erft nach Jahren zu principiellen Aenderungen führen. 

N. Thorbede. 
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Das Chriſtenthum iſt in der Weltgefchichte zu einer religiöfen und mora⸗ 
liſchen Macht herangewachſen, melde die antike Staatenbildung aufgelöst, vie 
mittelalterliche beherrfcht und die moderne vorbereitet hat. Eine fo große Geiftes- 
macht, welde feit bald zwei Jahrtaufenden Arm in Arm mit den Fortſchritten 
der Eivilifation die ftaatlihen Kulturvölfer bewegt, und noch im Wachsthum be— 
griffen ift, kann wohl verlannt aber fie darf von dem WPolitifer nicht gering 
gefhätt werben. 

I. Religion Jefu. Wir unterfheiden, nach Leffings Vorgang, die Reli- 
Pie Jeſu und bie chriſtliche Religion d. h. die Religion, die im dem 

eben von Jefus felber als feine perfönlihe Religion, offenbar geworden und bie 

Religton, wie fie von feinen Jüngern und Belennern, ven Chriften verftanben 
und geübt wurbe und noch wird. Jene ift dem Stifter der hriftlichen Religion 
allein eigen, fie ift feine inbividuelle Geifteseinigung mit Gott; biefe ift vom ihm 
abgeleitet und infofern mittelbare Verbindung der Menjhen mit Gott. 

Die mofaifhe Religion war zugleih das Grundgeſetz des jübifchen Staats. 
Als Jeſus unter den Juden auftrat, mußte er fi, je klarer ihm das Bewußtſein 
feiner religiöfen Sendung für die Menfchheit aufging, um fo einfamer fühlen 
unter feinen Volksgenofſen. Ihm war es, wie feinem andern Meligionsftifter ober 
Propheten, Mar, daß Religion und Politik zwei ganz verſchiedene Dinge 
feien. Er wollte jene reinigen und Beiligen; den politifhen Gedanken des ftant- 
lichen Gottesreichs verwarf er, wie eine Berfuhung bes Satans. So bereitete er 
zuerft den nur von der Religion Buddhas geahnten Gegenfag vor von Staat 
und Kirche. Er brad nicht das alte Gefeg der Juden, aber er löste die Geſetzes⸗ 
reltgion auf, und ftellte die Religion der Lebe an ihre Stelle. Sorgfältig vermied 
er es, ſich über politifhe Intereffen auszufprechen, ober irgend ein Rechtsgeſetz 
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vorzuſchreiben. Bei jedem Anlaß ſuchte er dieſes durch die lebendige Moral ent⸗ 
behrlich zu machen. Die Sonverung ver beiden Gebiete, Staat und Kirche, Recht 
und Religion vertündete er mit dem ſchneidigen Worte: „Gebet dem Kaiſer, was 
des Kaifers ift, und Gott, was Gottes iſt.“ 

Die Religion Jefu ging niht vom Staate aus und führte nicht zum Staate. 
Sie war ſpecifiſch unſtaatlich; aber fie hinderte Jeſus nicht, feine bürgerlichen 
Plidten in vollem Maße zu erfüllen, ex gehorchte der Staatsgewalt, auch wo fie 
ihn ſchwer kränkte und verfolgte. Seine Religion war nit antiftaatlid. Je 
mehr Jeſus feinen Lebensberuf auf Seite der Religion erfannte, um fo entfchie- 
dener entjagte er jever Einmifhung in die weltlichen Dinge. 

II. Religion der Chriften. Jedes Zeitalter hatte feine befondere Auf- 
faſſung derſelben. Wir haben es bier nicht mit den dogmatifchen Ideen und For- 
meln zu thun, fondern nur mit der Beziehung zum Staat. In biefer Hinfiht find 
bauptfählich folgende Stufen zu unterfheiden: 

1) Die erfien Junger und Anhänger Jeſu und alle Apoftel waren 
Juden. Wir wiffen, wie ſchwer es ihnen ward, frei zu werben von bem jübifchen 
Gefeg und von den politifhen Hoffnungen ihrer Nation. Bei Lebzeiten ihres 
Meifters hielten fie an dem Glauben feft, daß er ber politifhe Meffias fei, ob- 
wohl er ihnen jede Ausſicht auf weltliche Herrſchaft abfehnitt. Nach feinem Tode 
war ihre Erwartung auf die verfprochene Wiederkehr gerichtet, und das orbnende 
Deltgeriht. Ohne den Fall von Jeruſalem wären die Judendriften nicht von 
dieſen Irrthümern frei geworden. Erft feither war bie jüdijche Theofratie für bie 
Chriften vorüber. 

2) Griechiſch-römiſches Chriſtenthum. Die chriftliche Religion war in 

Aflen entſtanden, aber der Staat, von deſſen Herrfchaft alle Chriften der erften 
Jahrhunderte beherricht wurden, war das europäifche Weltreih, deſſen Bildung 
auf griechifcher Philofophie,. und deſſen Inftitutionen auf römiſchem Recht beruhten. 
In dieſem Reiche war das Heidenthum Staatsreligion und der Kultus der Götter 
von dem flaatlihen Recht georbnet. 
Zum Theil im Kampf mit diefem Staat und feiner Civiliſation, zum Theil 
AAuſchluß an biefelben, wurde das Chriſtenthum fortgebilvet. Als eine neue, 
uf göttliher Offenbarung beruhende Lehre, welche tiefere Blide in die höchſten 
Bahrheiten eröffne und auch ven „Armen im Geifte eine höhere Befriedigung 
gewähre, verbrängte es die Autorität der griechiſchen Philofophie. Aber während des 
Kampfes ſog es aus ber philofopifhen Bildung ber Zeit manderlei Begriffe in 
fh auf. Die gelehrten Schulen in Alerandria vorzüglih waren der Schauplag 
jenes Streites und biefer Verbindung. Aus ver Vermählung des chriftlichen Glau⸗ 
bens und der helleniſchen Bildung ift die Dogmatik entjprungen. Indem das - 
Chriftenthum dogmatifirt wurbe, änderte ſich die Religion Jeſu, die urfprünglich 
undogmatifch geweſen war. 

Ebenſo geriethen die Chriften mit der römifchen Bielgötterei in einen noth- 
wendigen Widerſpruch. Die Chriften betrachteten vie heidniſchen Götter nicht als 
Phantafiegebilve, fondern als finftere Mächte, als böfe Dämonen. Ihr Widerfprud 
gegen die Götter, welche der Staat ehrte, nahm daher eine beleivigende Form an, 
und zog dem Chriften Berfolgungen zu. Aber aud bier nahm die riftliche Religion, 
Indem fie bald zur Welt- und GStaatsreligion wurde, Vieles von dem geftärzten 
Heidenihum in fi auf. Sie ſuchte den entlehnten Formen, Symbolen und Ge- 
bräuchen einen chriftlichen Geift einzugießen. An die Stelle ver alten Götter traten 
nun Kriftliche .Engel und Heilige. Die Verehrung, welde die römifche Welt ven 
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göttlichen Kaifern erwies, wurde auf Chriftus übergetragen. &3 war das eine noth⸗ 
wendige Entwidlung; denn das riftliche Pfropfreis war in die Zweige des römiſch- 
griehifhen Heidenthums eingefenkt; es konnte den Saft, der aus biefem Stamme 
aufftieg, umbilden, aber feinen Fluß nicht verhindern. 

Ebenfo fand der eminent riftlihe und auf abfolute Herrſchaft gerichtete 
Charakter des römifhen Rechts und Staats mit ben Ideen des duriftlihen Lebens 
in ſchroffem Widerſpruch. Bielen Chriften fam das römifhe Weltreih vor wie eim 
dem Untergang verfallenes Reich des Satans. Sie fteigerte den unftaatliden Cha- 
ralter der chriſtlichen Religion zu einem antiftantlihen Gottesreih. Aber nit alle 
Chriften folgten dieſer unpatriotiihen Strömung. As der römifhe Kaifer felber 
und der römiſche Staat ſich zum Chriſtenthum befehrten, verfühnte fi das Ehriften- 
thum mit dem Staat. Es wurde felber römifhe Staatsreligion. Die hrift- 
liche Kirche erhielt nah und nad eine Berfaffung, welde der weltlichen 
Berfaflung des Staats parallel ging. Rom, bie alte Hauptftabt der Kaifer, wurbe 
nun zum Gig des römiſchen Bifhofs, der innerhalb der Kiche das Primat 
behauptete. Das fanonifhe Recht erhob fi auf dem Boden des römifchen 
Rechts. 

8) Griechiſches Chriſtenthum. An die Stelle ver früheren Trennung 
von Religion und Recht war num wieder die Mifhung, beider getreten. Die Ber- 
legung ber Eentralregierung nah Konftantinopel und. das Ueberwiegen ber 
griehifhen Bildung in der orientalifhen Reichshälfte förderte die dogmatifch- 
orthobore Tendenz ber Kirche und begünftigte dem kaiferlihen Abſolutismus auch 
in religtöfen Dingen. Das Heidenthun wurde ausgerottet, die Keterei verfolgt. 
Dogmatifhe Streitigkeiten theilten und erhigten die Parteien. Der erfte große 
hriftlide Staat war bort nur eine verbüfterte Erfcheinung des Kriftlichen Ideals. 
Als Staat ift das hriftlich-byzantinifche Reich doch nur der Berfall des alten 
herrlicheren Römerreichs. Das Chriftentbum verhinderte das langfame Sterben 
nicht. Es wurde jelbft durd feine orthodore Geſtalt in die allmählige Erftar- 
rung verwidelt. Es konnte ſich fhließlih nicht wider die Religion Mohammeds 
behaupten. Der Islam eroberte die Urfige des Chriſtenthums umd zulegt auch 
feine griechiſche Hauptftadt. Für die europäifche Geſchichte Hinterließ die Geſchich 
biefes erften Reichs die eindringlicfte Warnung vor aller chriſtlich-polemiſchen 
und abſolutiſtiſch-orthodoren Politik. 

4) Lateinifhes Chriſtenthum. Eine höhere Lebensſtufe erreichte dag 
Chriſtenthum im Decident. Rom und die Germanen retteten bie hriftlide 
Religion für die fpätere Eivilifation. Ste wurde nun die Religion für die euro- 
päifhen Bölter. 

Rom hatte aufgehört, die ftantliche Herrin der Welt zu fein; aber ver Herrſcher⸗ 
geift der Stabt war nod lebendig. Er verſuchte es nun, eine firhlihe Welt- 
herrſchaft zu begründen. Anfangs unterſchied ſich die lateinifche Kirche nicht er- 
heblich von ber griechiſchen. Aber der römiſche Geift trieb den Gegenfag hervor. 
Die Entfernung Roms von dem Gig ber faiferlihen Regierung war günftig für 
die Emanctpation der römifhen Kirche von der byzantinischen Herrſchaft. Diefelbe 
bildete nun einen felbftändigen Organismus aus, mit dem Papfte an ver Spige. 
Dar Dualismus von Kaifer und Papft bewegte die mittelalterliche Welt. Italien 
und Deutfhland waren die Träger der beiden Weltinftitutionen, und find in Folge 
biefes Riefenlampfes tief zerrüttet worden. Dennod verbanft die abendländiſche 
Civilifation ihre geiftige und fttlide Ueberlegenheit großentheild den Kämpfen ber 
beiden Mächte, i 
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Auch das römische Chriftenthbum wollte den Staat durchdringen. Es forberte 
von dem Kaifer wie von dem Bauer Rechtgläubigkeit, und verfolgte die Keger mit 
nit geringerem Haß und härteren Strafen als die griechiſche Religion. Uber es 
war doch Feine Staatsreligion mehr. Der Gegenfag des weltlichen Reiches und bes 
geiftlihen Reiches wurde forgjamer fetgehalten. 

Zu vollem Leben gelangte aber diefe Fortbildung erft in der Berührung mit 
ven Germanen. Rom war beftimmt, die religiöfe und wiffenfhaftlide 
Erziehung der germanifhen Bölfer zu übernehmen, und dieſe waren berufen, bie 
alte Römerwelt mit frifhem Blut und Kraft zu verjüngen und umzubilden. Die 
germanifhen Bölfer waren anfangs genelgter zu dem arianifhen Belenntniß, das 
ihrem menſchlichen Seibftgefühl befier zufagte und ihrem Berftande faßliher war, 
als zu dem römifch-Tatholifchen, deſſen myftifche Erhabenheit ihnen fremd war. Die 
Führung der Weltgefhichte unterwarf fie trogvem der römifhen Autorität, und 
nur biefe war im Stande, fie zu bänbigen. Diefer Durchgang durch die römifche 
Erziehung war nöthig, ihr Berharren darin aber ift es nicht. Die Germanen 
empfingen aber nicht bloß von Rom Religion und Bildung, fie gaben Rom hin- 
wieder Sicherheit, Machtfülle, Leben. In die hriftliche Religion fam aus dem 
germanifhen Gemüth ein friſcher Zufag von Innigkeit und Glaubenswärme, von 
Opfermuth und fittlihem Ernft. 

Während des ganzen Mittelalters blieben alle romanifhen und ger- 
manifhen Staaten chriſtliche Staaten, in dem ausſchließlichen Sinne des 
römiſch-katholiſchen Chriſtenthums. Die religiöfe Autorität lag nun aber 
außerhalb des Staates, bei der Kirche. Die Kirche war nun vom Staat eman- 
cipirt, aber der Staat war geiftig gebunden durd die Kirche. Der Fort- 
ſchritt des oecidentaliſchen Chriſtenthums gegenüber dem orientaliſchen ift damit be- 
zeichnet, aber auch die geiftige Minderjährigkeit des mittelalterlihen Staates ange» 
deutet. Immerhin war die occiventalifche Chriftenheit jo mächtig, um den Islam 
abzuwehren und ihren Glauben im Kampf mit demſelben fiegreich zu bewähren. 

5) Reformatorifhes (proteftantifhes) ChriftenthHum. Aus der 
deutfchen Nation, welche die Erbin des römischen Kaifertbums geworden war, kam 
die energifche Oppofition gegen die geiftlihe Herrfhaft Roms, welde die abend» 
ländifche Chriftenheit feit Jahrhunderten gefpalten hat. Die Reformbewegung des 
16. Jahrhunderts hatte eher einen religiöfen Charakter als einen kirchlichen. 
Das römiſch-katholiſche Ehriftentyum war für das deutſche Gemüth zu äußerlich, 
zu formell, zu juriftifch geworben und gegen bie argen Mißbräuche der römifchen 
Habfuht und Herrſchſucht empörte fi das ſittliche Gefühl der Deutſchen. Gerade 
bie glaubensftarten und ernften Männer wendeten fih von ber römiſchen Kirche 
ab. Ste fuhten und fanden in ben heiligen Schriften eine Yutorität, bie ihnen 
ehrwürbiger erſchien als die des Papftes und der Koncilien. Sie fagten fi los 
von der Herrihaft des fanonifchen Rechts und forderten eine innerlihe Erneuerung 
des religiöfen Lebens. Die äußere Geftaltung der Kirche erſchien ihnen von ſekun— 
direm Werth. Um fo unbedenklicher orbneten fie fih, auch in kirchlichen Dingen, 
der Hoheit und Macht bes Staates unter, beffen fittlihe Begründung fie nach— 
drücllich hervorhoben. 

Dieſe Entzweiung ber europäiſchen Chriſtenheit mag von dem Geſichtspunlt 
der lirchlichen Einheit aus als das größte Unglück betrachtet werden. Für den 
Staat hatte fie die Befreiung zur Folge von der Vormundſchaft der 
Kirhe, und damit einen großen, nothwendigen Fortſchritt der Civilifation. 

Ale Berfuche, die Zweiung zu heben und vie gebrochene Einheit herzuftellen, 
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find verunglüdt. Der konfeffionelle Haß brachte namenlojes Unglüd. Keine Nation 
bat mehr darunter gelitten als bie deutſche, welche in dem breißigjährigen Krieg 
ihren Wohlftand, ihre Macht und ihre Bildung verloren unb nur mühſam fich 
feither wieder emporgearbeitet. Das Hauptrefultat der Spaltung wurde nit ver- 
ändert. Die germanifhen Bölfer find Überwiegend proteftantifc geworben, 
die romaniſchen Bölker fatholifch geblieben. Der Staat aber hat allmählig 
gelernt, fih außerhalb den befondern fonfeffionellen Standpunft zu ftellen und 
ben verfhiedenen Konfeffionen gleiches Recht zu gewähren. Der Staat hörte 
nit auf ein chriftlicher zu fein, aber fein Chriftentyum war weitherziger, duld⸗ 
famer, freier als der mittelalterliche. Die Religion wurde mehr als moraliſche Kraft 
verftanden. Der Staat wollte nit mehr der Diener fein der kirchlichen Autorität. 
In der That entſprach diefe Auffaffung des Chriſtenthums beſſer der Religion Jeſu, 
als die mittelalterliche Geftaltung. 

6) Eine neue Phaſe für das BVerhältnig des Chriftentbums zu Staat und 
Recht beginnt im Laufe des vorigen Jahrhunderts. Sie ift dur die Reformation 
vorbereitet worden, aber von dem Charakter biefer verſchieden. Ste erhält ihren 
Impuls nit von einer gefhihtlichen Autorität, weder der Kirche, no der Bibel, 
fondern von ber Wiffenfhaft, von der gefchichtlichen Kritil und von der 
Philofophie, welche beide fi unabhängig gemadt haben von jeder Glaubens» 
herrſchaft. 

a Zufammenhang damit fteht die [härfere Sonderung von Reli— 
gion und Politik, die energifhe Ausbildung des menſchlichen, von einer 
Dffendbarungsautorität unabhängigen Staats und Redhte. Es wird ben Bölfern 
nicht leicht, mit fich felber über die höchſten Principien ins Reine zu kommen. In 
ber Zeit der franzöfifchen Revolution wurde das Streben nah menfhlicher Be— 
gründung bes Stants und Rechts bis zum leivenfhaftlihen Haß gegen die Religion 
gereizt und das Chriſtenthum fogar abgefhafft, die Priefter wurben verfolgt. 
Aber diefe Verirrung war nicht von Dauer. Der moderne Staat if nit 
widerdhriftlich geworben, wenn gleich er die Autorität des Glaubens und aud 
der chriſtlichen Religion für fein Recht nicht mehr für bindend erklärt. Das Chriften- 
thum wird von ihm als Religion geadhtet und gefhägt und es bat feither an 
Macht auf die Gemüther und an werkthätiger Wirkfamkeit gewonnen. 

Die Furcht mancher Verehrer und bie Bi; mancher Gegner des Ehriften- 
thums, daß dieſe Richtung des Staates und die damit losgelaffenen Geiftesfämpfe 
für die hriftliche Religion verberblih werben, hat ſich jetzt fhon als ungegründet 
erwieſen. Wenn wir es auch nicht verbergen, daß innerhalb der nah Ehriftus 
benannten civilifirten Menſchheit die Gegenfäge der chriftlihen Konfeffionen und 
Selten gegenwärtig größer feien als jemals in früheren Zeiten, und daß bie Be- 
deutung aller diefer Gegenfäge zurüdtrete hinter dem größeren der Chriſtlich— 
gläubigen und ber Ungläubigen, ver feit den erften Jahrhunderten bes 
Chriſtenthums nie mehr fo offen und mafjenhaft fichtbar geworben, wie in ber 
neuern Zeit, fo führt die unbefangene Erwägung der neuen Entwidlung bennod 
zu dem Refultat, daß ber Geift der chriſtlichen Religion auch dieſer Gefahr ge- 
wachfen fei. Die Welt ift feit jenen Kämpfen zwar nicht viel kirchlicher, aber viel 
religiöfer geworben. Es ift weniger orthoborer Glaube, aber mehr chriftliche 
Moral in der Welt, als früher. Die Meinung aber, daß die moderne Eivilifation 
das Chriftentbum entbehren könne, weil fie es überholt habe, hat ſich nicht be- 
währt. Im Gegentheil die Fählgkeit der chriftlichen Religion, die Fortfchritte bes 
menfhlihen Geiftes und ber Kultur religiös zu begleiten, ift immer deutlicher 
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geworben. Das heutige Chriftenthum, infofern es ein lebendiges und thätiges tft, 
it ber Religion Jefu näher verwandt, als jede frühere Auffaffung besfelben. 

Mit diefer Vertiefung und Erneuerung der chriſtlichen Neligiofität fteht die 
ängerlide Berbreitung der chriſtlichen Religion im Zuſammenhang. Man 
rechnet die Zahl der Bekenner des Chriftenthbums auf der Erde auf nahezu 300 
Millionen, wovon über 150 Millionen Katholiten und ungefähr 70 Millionen 
Proteftanten und 70 Millionen Griechiſch⸗Katholiſche. Ihre Zahl überfteigt die der 
Mohammedaner weit Über das Doppelte; und nur die Belenner des Buddhismus 
find annähernd eben fo zahlreih. Wichtiger aber als die Zahl ift es, daß bie 
mähtigften Bölfer der Erde von ariſcher Raffe durchweg Chriften find und daß 
fie Europa und Amerilka faft ausſchließlich beherrſchen. (Bgl. Art. Arter.) Der 
Belthandel und die Weltmacht tft bei den hriftlihen Völkern. Noch immer fchreitet 
auch die hriftliche Miffton vor, befonvders in Aſien. 

IN. Chriſtlicher Staat. Was heißt das? 

1) Berfteht man darunter, im Geiſte der Heiligen Allianz, einen Staat, 
veffen wahres Oberhaupt Chriftus fet, fo fteht diefe theofratifche Borftellung 
in offenbarem Widerſpruch mit der Religion Jefu, der jeden Anfpruh auf Staats- 
herrſchaft von fi abwies, und mit ber ganzen weltgeſchichtlichen Fortbildung ſo— 
wohl des Chriſtenthums und ber Kirche als des Staats, insbefondere des modernen 


2) Auch die mittelalterliche Vorſtellung des hriftlihen, d. 5. von ber Kirche 
geiftig bevormundeten Staates, nad welder bie Nihthriften als rechtlofe Wefen 
behandelt wurden, paßt nicht mehr zu der heutigen Civilifation. Der moderne 
Staat erfennt das Recht der Nichthriften ebenjo an wie das der Chriften, und weiß 
fi frei von der Autorität jedes Glaubens. Der moderne Staat ift daher Fein 
erkluſiv-chriſtlicher mehr, er gewährt aud den Juden und ebenfo ven ſo— 
genannten Freidenkern, bie fi nicht mehr als Chriften betrachten, alle ftaate- 
bürgerlichen und äffentlihen Rechte, denn er begründet fein Recht menſchlich und 
national, und nicht mehr religiös-tichlid. Er ift Humaner geworben, aber eben 
deßhalb nicht in Disharmonie mit der reinen Idee des Chriftenthums, 

3) Der moderne Staat kann aber infofern nod ein chriftlicher genannt wer— 
den, als er fi bewußt ift, daß bie Mehrheit oder doch die vorzüglicheren Be— 
Ranbtheile feiner Bevölkerung chriſtlich erzogen find und das Chriftenthum eine 
Erundbedingung der europäiſch amerikaniſchen Civiltfation iſt. Allerdings wird dann 
durh den Ausdruck nur der mittelbare Einfluß des Chriftentbums bezeichnet, 

Diefer mittelbare Einfluß des Chriftenthbums ift denn heute mod) 
fehr bedeutend. In der Form des Chriſtenthums lebt der Glaube an Gott und 
die bewußte göttlihe Weltregierung fort, und wirkt auf bie menfd- 
lichen Regenten und die Völker mächtig ein. Diefer Glaube an Einen lebendigen 
und Infofern perfönlichen Gott hält mit geiftigen Banden zufammen, was ohne 
ihn willkürlich aus einander treibt. In ihm findet die Einheit der Weltorbnung 
ihre Begründung; er ift fär das fittlihe Gefühl und ven Rechtsſinn eine unver— 
ſiegliche Duelle der Kraft und Zuverfict. 

Nicht minder erheblich ift die mittelbare Einwirkung der hriftliden Mo— 
tal auf das öffentliche und Rechtsleben. Zwar giebt es auch hier gewiſſe vorzugs« 
weile dem religiöſen, nicht dem politifchen Leben angehörtge Vorſchriften des Chriften- 
thums, welche dem Stante und dem Rechtsgebiete wieder fremd erſcheinen und bie 
der Staat unmöglich zu Marimen und Bedingungen auch feiner Wirkfamteit machen 
lann. Das für veligtöfe Mifftonäre paffende Wort: „Ihr ſollt nicht Schäge fammeln 
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auf Erden und nicht für die Nahrung des folgenden Tages forgen”, wäre ein 
fehr ungeeignetes Princip für die Staats- und Privatwirtgihaft. Die vor Lieblofer 
Berdammung Anderer warnende Vorſchrift: „Nichtet nicht, auf daß ihr nicht ge- 
richtet werdet“, darf gewiß nicht das ftaatlihe Gericht in feiner Thätigfeit bebin- 
bern. Selbft das höchſte Gebot der chriſtlichen Liebe und der chriſtlichen Ergebung: 
„Liebet eure Feinde, und thut ihnen wohl; wer dich fchlägt auf einen Baden, dem 
biete auch den andern dar; wer dir das Deine nimmt, da fordere e8 nit wieder“ 
u. f. f. fann doch — fo erhabene Charakterzüge des religiöfen Gemüthslebens in 
ihnen ausgefproden find — nicht zum politifhen Staatsprincip erhoben werben, 
auch nit der Staatsmoral. 

Um fo dankbarer muß der Staat anerfennen, baß die Moral des Chriften- 
tbums aud fein eigenes Leben vielfach gereinigt und verebelt bat. Wir erinnern 
an folgende Hauptmomente: 

a) Sie hat fehr viel beigetragen, das Gefühl der menfhliden Würde 
und Ehre in der ganzen Bevdlferung zu weden und auszubreiten. Da fie bie 
Menfhen ald Kinder Gottes dem göttlihen Bater nahe bringt, konnte der 
Werth der Menfhennatur nicht mehr fo leicht verfannt werden, wie in dem vor- 
hriftlihen Alterthum. b) Mit dem Gefühl der Kindſchaft im Verhältniß zu Gott 
hat das Chriftentyum ebenfo das Bemwußtfein einer gewiffen Gleihheit umd 
Brüderlichkeit der Menfhen im Berhältniß zu einander erhellt, und indem 
es auf alle, auch auf die unterften Klaflen, die Sklaven, geiftig befreiend wirkte, 
bat es aud die Äußere Freiheit Aller zum Theil neu begründet, zum Theil 
neu geſtärkt. c) Wie es die Rechte der Unterthanen innerlich gehoben hat, ohne 
deßhalb die äffentlihe Dronung umzuftürzen, fo hat es die äußere Gewalt: 
Übung der Obrigkeit ermäßigt und gereinigt, ohne die obrigkeitliche Macht zu 
ſchwächen, indem es die Gewalthaber an die Berantwortlikeit vor Gott gemahnt 
bat, deſſen Gericht fie nicht entrinnen können, und von ihnen gefordert hat, daß 
fie auch in ihren Unterthanen ihre chriſtlichen Brüder achten. d) Endlich bat es 
den Zufammenhang aller Völker geoffenbart, und indem es über bie nationalen 
Beihränfungen hinweg auf die Einheit und Gemeinfhaft der menſch— 
liden Gattung hingewieſen hat, ift es auch zu einer reichfließenden moralifchen 
Duelle für das civilifirte Völkerrecht geworben. 

In diefer Humanifirung des gefammten Nehtslebens ift es dem 
Staate felbft, deſſen eigenftes Princip e8 vor ihm in religiöfer Form erfannt und 
ausgefprohen hat, vorausgegangen. Was der Staat nur allmälig als eine menfd- 
lide Aufgabe zu begreifen lernt und zu erfüllen firebt, iſt in der Religion 
Jeſu, d. h. in dem Urchriſtenthum, von Anfang an als eine hriftlihe Aufgabe 
Mar geworben und zu voller Beftätigung gelommen. Das fpätere Chriftenthum hat 
wohl dieſe Aufgabe zu Zeiten vergeffen oder in ungehöriger Welfe zu Iöfen ver 
ſucht. Aber es ift das Bewußtſein derfelben dod nie mehr ganz verloren gegangen. 
Die Religion ver Menfhheit wird mit der Bolitif ver Menfhheit — 
wenn aud jede auf eigenem Princip ruhend — in enger und freundlicher Wechfel- 
wirfung bleiben und fo verbunden werden fie die Wohlfahrt der Menſchen aufs 
befte förden. Bluntfgli. 


Eivilgefeggebung. 


Die geſetzgebende Thätigfeit im Gebiete des Civil- oder Privatrechts und beren 
Ergebniß, welche man beide mit dem gleihen Ausdruck „Givilgefeggebung“ um- 


Civilgefehgebung. 41 


faßt, können einen überaus verfchievenen Umfang haben. Bald find es nur einzelne 
Säge, bald ganze Inftitute, ja Zweige des bürgerlichen Rechts, oder wohl gar das 
gefammte bürgerliche Recht eines Staates oder Staatsbuches, welches auf biefem 
Wege feftgeftellt und georbnet wird. Die Eivilgefeßgebung im legten Falle wirb 
Kodifilation bes bürgerlihen Rechts, ihr Ergebniß ein Set etzbuch des bürger- 
liden Rechts (codex, code) genannt. 

Bon dem noch zu Anfang diefes Jahrhunderts herrſchenden Irrtum, daß 
die Gefeßgebung die einzige oder au nur die vornehmfte Duelle alles Rechts fei, 
und daß die Gefeggebung ihren Inhalt der Weisheit erleuchteter Geſetzgeber ver- 
vanfe, Hat die gegenwärtige Wiffenfchaft ſich völlig losgemadt. Vielmehr wird 
allfeitig anerfannt, daß das gefammte Recht, und fo vornehmlich das bürgerliche, 
nit ſowohl willfürlih gemacht wird, als vielmehr ein nothwenbiges und in ge- 
wiſſem Maße naturwüchſiges Ergebniß des gefammten Volkslebens ift, daß es nor- 
malerweife und urfprünglich unmittelbar im Bollsbewußtfein wurzelt und fih un- 
mittelbar in deſſen Sitte ald „Gewohnheitsrecht“ kundgibt. Immerhin aber bleiben 
neben biefer erften und in gewiflen Sinne normalften Duelle des Rechts auch 
ver Gefeßgebung fehr wichtige, von der neueren Wiffenfhaft mitunter zu gering 
angefhlagene Funktionen. Denn einmal hat die Gefeggebung die Aufgabe, das 
bereit beftehende Gewohnheitsrecht gegen Unficherheit und Zweifel fiher zu ftellen, 
indem fie dasfelbe in die feftere Form des Geſetzes binüberführt, andererfeits muß 
fie fogar häufig über das beftehende Recht hinausgehen, es abändernd, ergänzend, 
fortbildend. Eine folde produktive gefeßgeberifche Thätigleit, ein Eingreifen des 
Geſetzgebers in die Rechtsbildung ift nicht felten zwedmäßig, ja unentbehrlih, um 
Veraltetes zu befeitigen, um den allzu langſamen Entwidelungsgang zu befchleu- 
nigen oder in die richtigen Bahnen zu lenken. Insbefondere kann die Maſſe des 
vorhandenen Rechtsmateriald durch ihre Unüberſehbarkeit eine fo erhebliche Unficher- 
beit der NRechtszuftände herbeiführen, oder es fann eine heftige Erſchütterung aller 
Lebens ⸗ und Rechtöverhältniffe in Folge einer revolutionären Umwälzung, ober das 
verſchwinden alles nationalen Zufammenhangs — wie etwa in der fpäteren römifchen 
Kaiſerzeit — in dem Maße die gleihmäßige gewohnheitliche — Near 
daß bier nur durch eine umfaffende, zugleich ſichtende und fortbildende Gefeßgebung 
Abhülfe gefchafft zu werben vermag. Nur barf bei folder Kodifilation nicht ein ganz 
neuer Rechtszuſtand erfirebt, nicht gewaltfam die Kontinuität mit dem bisher beftan- 
denen Rechte zerriſſen, nicht die Weiterentwidelung durch Gewohnheit und Wiſſenſchaft 
abgeſchnitten werden. Im Uebrigen hängt das Gelingen ber Kobifilation vornehmlich 
von der fharfen Durchdringung des gegebenen Rechts, von genügenber Kenntniß 
der gefammten Lebensverhältnifje und Bedürfniffe, enblih von dem juriftifchen For- 
mulirungstalent des Geſetzgebers ab. 

Indefien bedarf doch noch eine, beſonders ſchwierige Seite der Kodifikation 
der beſondern Erwägung. Alle Staaten des Alterthums, nicht allein die theofra- 
tiſchen oder despotifchen des Orients, fondern aud die freilich Kleinen Staatswefen 
von Hellas, vornehmlich aber der römifbe Staat, zeigen die entſchiedene Neigung 
jur Gentralifation oder Unifitation des Rechtes. Wie weit im römifchen Staate 
zwiſchen den. verſchiedenen, aber immerhin doch fehr verwandten Nationalelementen 
desſelben urſprünglich Rechtsverſchiedenhei ten beftanden, läßt ſich ſchwer ermitteln, 
jedenfalls iſt ſchon durch die Zwölftafelgeſetzgebung im Jahr 450 vor unferer Zeit⸗ 
rechnung ein Gefegbuh für den ganzen Staat geſchaffen worden, weldes vor- 
uehmlih im Gebiet des bürgerlichen Rechts und Proceſſes die Grundlage aller 
Ipäteren Redtsentwidelung geblieben ift und in feinen fernigen, wie aus Erz 
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gegofienen Sägen noch jest als umerreichtes Mufter aller Geſetzgebung bafteht. Mit 
der immer wachſenden Bergrößerung tes römiſchen Staatsgebiets ift nun zwar 
nicht fogleih das Zwölftafelgeſetz mit feinen gefeglihen und gewohnheitlichen Er- 
gänzungen noh auch das in Form prätorifcher Edikte fih neun nad dem Be- 
dürfniß bildende, freiere bürgerliche und Proceßrecht auf die neuen Stantstheile zur 
Anwendung gebracht; aber allmälig, insbefondere feit tem Beginn der Kaiferzelt, 
ift doch diefes römische Recht im ganzen Weltreihe als Reiserecht in immer um- 
faffenderem Maße zur Geltung gelangt, der Art, daß ſchon um vie Mitte des 
vritten Jahrhunderts unferer Zeitrechnung provinzielles und lokales Recht neben 
und vor demſelben in nur geringem Umfange beftanden haben dürfte. Als dann 
endlich im Beginne des fehsten Jahrhunderts in einzelnen unter germanifcher Herr- 
ſchaft ftehenden Theilen des ehemals weftrömifhen Reichs, vornehmlih im Wef- 
gothenreih für die dortige römifhe Bevölkerung dur bie Lex Romana Visigo- 
torum, und nad einem viel großartigeren Plane für das oſtrömiſche Reid) durch die 
Juſtinianiſche Gefepgebung (527—565, insbeſondere 528—534) das gefammte 
bisher geltende Recht aus unzähligen Katjergefegen und einer überaus umfaffenden 
juriftifchen Literatur in Form von Gefegbüchern mehr inkorporirt als eigentlid 
fobificirt wurte, ba hatte jeme centralifirende Tendenz ihren Höhepunkt erreict, 
und in dem Suftinianifhen corpus juris civilis war ein einheitliches Weltredt 
geihaffen, weldes für abweichende Rechtsbildungen faum nod einen Raum lief. 
Und während der maffenhafte, chflopifhe Unterbau dieſes Weltrechts noch der alt- 
römifhen Zeit, dem Syſtem des fireng nationalen bürgerlihden Rechts angehört, 
fo ift der überaus reich geglieverte Aufbau ein Erzeugniß der Yortentwidelung des 
römiſchen Geiftes, wie er, befrudtet vom Hellenenthum, die nationale Starrheit 
aufgibt und alle Kulturelemente ver alten Welt in fih aufnimmt. Gleih als Hätte 
das römiſche Recht feinen Beruf geahnt, nach einem Jahrtaufeud eine neue Welt 
wiederum zu beherrſchen, ift langſam, aber auch ohne jeden Stillſtand, die Ab⸗ 
ftreifung eigenthümlicher altrömifher Auffaffung vor ſich gegangen, iſt das allge 
mein Menſchliche, das für ale Völker gleichmäßig Paffende in den Borbergrund 
getreten. Indem Juſtinian diefes univerfale Recht der alten Welt in feinem Ge— 
ſetzeswerke überfihtlicher zufammenfaßt, hat er nicht das römifhe Recht gemacht, 
aber doch dasſelbe mit dem gewichtigen Stempel ber weltherrfchenden kaiferlichen 
Autorität bezeichnet und feinen Untergang in ber Barbarei der kommenden Zeiten 
verhindert, 

Ganz anders verhält es fih in Deutfhland. Hier hat zu feiner Zeit eine 
einheitliche Rechtsbildung ftattgefunden. Wenn auch von gleihen Grundanfhauungen 
ausgehend, hatte doch jeder germanifhe Stamm fi fein eigenes Vollksrecht ge- 
ihaffen, hatte jedes Territorium, ja jede Stabt- und Dorfgemeinde ihre eigen- 
thlimlihen Rechtsnormen, meift auf gewohnheitlichem Wege, ausgebilvet. Hundertmal 
mannigfaltiger als die zahlreihen Dialekte der deutſchen Sprache waren bunt und 
üppig bie Dialefte des Rechts aufgefhoflen, und fein forgfamer Gärtner hatte die 
geilen Sprößlinge abgefänitten, hatte bie emporwudhernden Gräſer ausgejätet, daß 
ein ftattliher Baum entftehen konnte. Es hätte der einheitlichen Leitung ven oben 
ber bedurft, bamit nicht, wie das Reich in taufende von kleineren Herrſchaften 
aus einander fiel, fo auch jede Nechtseinheit dem beutfhen Volle abhanden fa. 
Allein das Reid war ohnmächtig, die Reichsgeſetzgebung überaus dürftig, und als 
feit dem 14. Jahrhundert der lebendige Fluß der einheimifhen, in mancher Be- 
ziehung doch immerhin gleihmäßigen gewohnbeitlihen Rechtsbildung ins Stoden 
gerieth, griff die Zerfplitterung immer weiter um ſich. Hier bradte nun freilid 
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bie um biefelbe Zeit beginnende Aufnahme des römifhen Rechts die nothwendige 
Rettung, indem mit ihm Deutſchland ein einheitliches, reich ausgebildetes, ben 
Devürfniffen des wachfenden Verkehrs entſprechendes Bürgerliches Recht erlangte, 
Alein von einer Eentralifation im Sinne des Altertbums war darum nicht vie 
Rede, Denn nicht allein beftanden vor und neben dem römiſchen Recht großentheils 
die fo verfchiebenartigen einheimifchen Privatrechte und Lokalrechte fort, fondern es 
juhte nun gerade jedes Territorium, ja jede nur irgend größere Stabt auf dem 
Wege der Sonbergefeßgebung ein mehr oder minder umfaflendes eigenes Recht 
zu ſchaffen, theils zum Schuge einheimifher Gewohnheiten gegen das eindringende 
römifhe Recht, theils um dieſes letztere felber in einer ſicheren Geftalt dem an- 
wendenden Richter zugänglich zu machen. Ein furzer Aufſchwung, welcher die Reichs⸗ 
gejeggebung auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts im fechszehnten Jahrhundert 
nahm, erlahmte bald. Dazu kam dann endlich die Bildung größerer, von bem 
Reihe ſich immer unabhängiger geftaltender Territorien, für welde bie Rechts- 
gleihheit innerhalb des Territoriums ein politifhes Bedürfniß wurde, mochte dar- 
unter auch bie bisherige Nechtsgemeinfchaft mit ven übrigen Landſchaften empfindlich 
leiven. So verfolgen die namentlich feit dem 17. Jahrhundert immer zahlreicher 
auftretenden umfafjenden Zerritorialgefeßgebungen, die Landrechte, die boppelte Ten- 
benz, bie innerhalb des Landes beftehende Rechtsverſchiedenheit möglihft zu befei- 
tigen, dagegen das Landrecht felbft als ein gefchlofjenes Ganze dem Rechte aller 
übrigen Territorien wie dem gemeinen fubfiviären Recht des Reichs entgegenzuftellen. 
Immerhin aber blieb die fubfiviäre Geltung des gemeinen Rechts außer Frage, 
jelbft im dem umfaflendften dieſer Landrechte, dem Codex Maximilianeus 
bavaricus civilis (ober Neu verbefiert und ergänzt Churbayerifches Land⸗ 
recht) von 1756, welches fi nur die Aufgabe ftellte, das gefammte Material des 
gemeinen Rechts nad Auffafjung der vamaligen Praris ohne materielle Aenderungen 
jedoch ſyſtematiſch geordnet, in Weile eines Lehrbuchs mit Definitionen und Er- 
läuterungen,, zufammenzufaflen. Der Gedanke einer das bisherige gemeine Recht 
völlig erfegenden felbftändigen Kobififation des Bürgerlihen Rechts kam erft in 
dem allgemeinen Landrecht für die preufifhen Staaten, publicirt 
5. Febuar 1794, zum Ausdruck. Dasfelbe umfaßt in zwei Theilen mit zufammen 
43 Titeln und in origineller, ftreng fyftematifcher Anordnung das gefammte Privat- 
recht mit Einfluß des Lehr- und Handelsrechts, dazu vom äffentlihen Recht einen 
großen Theil des Kirchenredhts, des inneren Staatsrehts und das Strafredt. Die 
Form ift die eines populären Lehrbuchs, es follte auch dem Bürger und Bauer 
zugänglich fein; allein biefe erftrebte und doch nicht erreichte Popularität ſchien eine 
übergroße Ausführlichkeit und den Mangel ſcharf ausgefprochener leitender Rechts- 
principien zu bedingen. Bielfah find darum Inſtitute des gemeinen Rechts will- 
fürlih umgeftaltet, find in ber damaligen Praxis herrſchende Irrthümer aufge- 
nommen und noch weiter ausgebilbet worben, find ganz neue lebendunfräftige 
Satzungen erdacht. Allen troß alledem gebührt den energifhen und umfichtigen 
Schöpfern dieſes großen Werkes das unfterblihe Verbienft, den Gedanken eines 
jelbftändig aus dem weitfchichtigen pofitiven Rechtsmaterial herausgearbeiteten mo- 
dernen Gefegbuches zuerft verwirklicht, römiſche und germanifche Rechtsideen nicht 
felten im glüdlichfter Weiſe kombinirt und dem Rechtsbewußtſein und Bedürfniß 
Ihrer Zeit den entſprechenden Ausorud gegeben zu haben. Nur der erſtaunliche 
Aufſchwung, den kurze Zeit darauf die deutſche Rechtswiſſenſchaft in allen ihren 

nahm und zu einer völligen innerlichen Umgeftaltung faft aller Rechts— 
lehren führte, Hat diefe großen Verbienfte in Vergeffenheit gerathen und ben 
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Standpunkt des Allgemeinen Landrechts fon nad einem Menſchenalter ale über- 
wunden erfcheinen lafien. 

Mit dem preußifchen Geſetzbuch war and Auferlich die deutſche Rechtsgemein- 
haft gelöst. Bald darauf ſchloſſen ſich neue Eivilgefegbüher an; die franzöftfchen: 
Code civil des Frangais 1804 (feit 1807 Code Napol&on) unb ber 
Code de commerce 1809, welche alsbald in einem großen Theile Deutfhlands zur 
Geltung gelangten, und das dfterreihifhe allgemeine bürgerlide 
Geſetzbuch, welches nad vieljährigen Vorarbeiten am 1. Juni 1811 publicirt 
wurde. Beide Geſetzbücher traten, wie das preußiſche, in ihrem Geltungsbereich 
durchaus an die Stelle ber bisherigen gemeinen Rechtsquellen, aber, weit radilkaler 
als diefes, befeitigten fie auch die Mehrzahl der bisherigen Provinzial» und Lokalrechte 
und führten fo ven Gentraltfattionsgedanten im umfaflendften Maße dur. Nicht fo 
felbftändig durchdacht wie das preußifche Gefegbuch und weit abhängiger in Syftem und 
Inhalt von den bisherigen Duellen ftehen fie doch, vornehmlid der code civil, 
in der Faffung weit über dem preufifchen Landrecht, indem fie fih auf bie For- 
mulirung der leitenden Principien und deren wichtigften Folgeſätze befhränfen. Sie 
gewähren jo ber Rechtſprechung einen, freilich micht immer genügenden Anhalt, 
ohne doch dem Richter die eigene Geiftesarbeit durch eine ertöbtende Kafuiftif zu 
erfparen ober gar zu erfhweren. Go haben fie denn, in weitaus höheren Maße 
als das preußifhe Gefegbud, der fpäteren Kodifikation zum Vorbilde gebient. An 
ben code civile und ben code de commerce fließen ſich zahlreiche außerbeutfche, ja 
außereuropätfhe Gefegbüher in mehr oder weniger freier Nahbilbung an; das 
öfterreichifche Gefegbuch Liegt vornehmlich einigen ſchweizeriſchen Gefegbüchern und 
in einzelnen Theilen dem bürgerlichen Gefegbud für das Königreich 
Sachſen, publicirt am 2. Januar 1863, in Kraft feit dem 1. März 1865, zu 
runde. Einen felbftändigeren Charakter tragen vornehmlich einige ſchweizeriſche Ge- 
fegbüicher, unter denen das privatrechtliche Gefegbud für den Kanton 
Zürich (1853—1855) und das bündneriſche Eivilgefegbud (1862) 
von legislativ hervorragender Bedeutung find. 

Der Gedanke eines gemeinfamen deutfhen bürgerliden Gefeg- 
buchs, in früheren Jahrhunderten nur flüchtig angeregt, trat erft nach Befeitigung 
ber franzöftfchen Fremdherrſchaft in den Vordergrund. Er fcheiterte, trog der warmen 
Fürſprache Thibaut's, nicht fomohl am dem energifhen Widerſpruche v. Sapigny’s, 
der im erfter Linie und als Vorbebingung dafür eine burchgreifende Regeneration 
ber Wiffenfhaft verlangte und thatfräftig im die Hand nahm, fondern theils an ber 
großen, ſchwer zu bemwältigenden Verſchiedenheit des Rechts in vielen wichtigen 
Theilen, namentlich tm @ebiete des ehelichen Güterrechts, theils und vornehmlich 
an ber Unfertigfeit ber politifchen Zuſtände. Wer fih daran erinnert, wie bie 
bringendften und wichtigften Aufgaben der Nation in den Protofollen des Bunbes- 
tages und in den Alten der Demagogenverfolgungen begraben wurden, wird ſchwerlich 
glauben, daß dieſes große Werk felbft der allfeittgften patriotiihen Empfehlung 
gelungen wäre. Wäre freilih ſchon im Jahre 1814 möglich gemefen, ein gemein- 
fames deutfches Gefegbuh zu ſchaffen, fo hätte von ver Durhführung diefer Auf- 
gabe weder bie allgemeine Erwägung abhalten dürfen, daß bie Gefeggebung nicht 
fo viel beffere, als die damals herrſchende rationaliftifhe Anſicht vermeinte, noch 
auch die unzweifelhafte Unreife der damaligen Rechtswiffenfhaft. Denn für bie 
Wiffenihaft gibt es niemals eine Reife; fie ift heute, wie vor 50 Jahren, in 
ftetem Fortſchritte begriffen. Die Geſetzgebung, wo fie an fi nöthig erfcheint, ver⸗ 
ſchieben, bis die Wiſſenſchaft über alle wichtigen Fragen zur ſicheren Löfung gelangt 
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it, hieße diefe Aufgabe auf immer vertagen. Auch waltet ſtets die Gefahr ob, 
daß durch die Gefeßgebung der ftille Fortſchritt der Wiflenfhaft gehemmt werde, 
indem manche Unfichten, welche ſich fpäter ald ungegründet ober nur als halbwahr 
erweifen, vom Gefeggeber angenommen und fo dur unabänberlihe Firkrung ber 
wünfhenswerthen Umbildung entzogen werben. Und auf der anderen Seite unter 
liegt es keinem Zweifel, daß zahlreihen Schäden unferes beſtehenden Rechtszuſtandes 
in der That durch eine gemeinfame deutſche Gefeggebung abgeholfen werben fann. 
Denn es würde durch fie nicht allein der vielfach unberechtigten Zerfplitterung des 
bürgerlichen Rechts in den verſchiedenen Theilen Deutſchlands ein Ziel gefegt und 
das wichtige Band gemeinfamer Inftitutionen auch des bürgerlichen Rechts um bie 
auseinanberftrebenden Glieder gefhlungen werben, fondern es würden aud alle 
Kräfte der Nation fi ungetheilt ver Einen großen Aufgabe der Förderung ge- 
meinſchaftlichen Rechts winmen können, während gegenwärtig unfhägbare Kraft für 
einen Meinen Kreis verwerthet wird. 

Zur Zeit beftehen noch im Bereiche des ehemaligen deutſchen Bundes 5 große 
gemeine Rechtögebiete. In einem beträchtlichen Theile Deutſchlands: in dem größten 
Theile Bayerns, in Württemberg, dem ehemaligen Königreih Hannover mit Aus- 
nahme Oftfrieslands, in dem ehemaligen Churfürſtenthum Heflen, in den rechts⸗ 
rheiniſchen Theilen des Großherzogthums Hefien, in Oldenburg, ven beiden Medien- 
burg, den fämmtlichen thüringifhen und anhaltifchen Färftenthümern, dem ehemaligen 
Landgrafenthum Heffen-Homburg, in den 3 Hanfeftäbten und in Franffurt a. M., 
endlich im dem ofirheinifchen Theile des preußifchen Regierungsbezirts Koblenz ſowie 
in Neuvorpommern, Rügen und den Hohenzollernfhen Fürftenthümern gilt noch 
das ehemalige gemeine deutſche Recht, das iſt: das Corpus juris civilis 
ſammt den noch praktifchen Theilen des canoniſchen Rechts und der Reichsgeſetze 
und dem gemeinen deutſchen Gewohnheitsredht. In dem größten Theile der preußi⸗ 
hen Monarchie, auch in Oſtfriesland, und außerdem in den ehemals preußifchen 
Fürſtenthümern Anſpach und Bayreuth gilt das preußifche Reht auf Grundlage 
des allgemeinen Landrechts. In allen deutſchen Ländern des linfen Rhein— 
ufers ſowie in einigen auf dem rechten Rheinufer belegenen preußifchen Landestheile 
und in Baden (bier als badiſches Landrecht) gilt der Code civil. Im 
Königreich Sachſen das fähfifhe bürgerlihe Gefegbud. In dem cis- 
leithaniſchen Ländern der öſterreichiſchen Monardie endlich das allgemeine 
bürgerlihe Geſetzbuch. Civilgeſetzbücher waren vorbereitet für Bayern und 
für das Großherzogthum Heflen, doch find die Arbeiten dafür fett geraumer Zeit 
ind Stoden gerathen. 

Aber troß dieſer weitgreifenden, wenn auch häufig mehr die Form als ben 
Inhalt des geltenden Rechts betreffenden Verſchiedenheiten gibt ſich doch ein ener- 
gühes Streben nah gemeinfamer Rechtsbildung fund, deſſen Ziel ein deutſches 
bürgerliches Geſetzbuch if. Wenig freilich hat dafür die Thätigkeit des ehemaligen 
deutſchen Bundes gewirkt, deſſen Beſchlüſſe nicht ale Bumvesgefege, fondern erſt 
auf dem Wege der Publikation in den Einzelftanten zur verfafjungsmäßigen Gel- 
tung gelangten. Eine eigentlich gefeßgebende Gewalt ftand der deutſchen Bunbesver- 
ſaumlung nicht zu. 

Bon erheblicher Bereutung find nur die den Nachdruck betreffenden Bundes- 
befhlüffe vom 6. September 1832, 9. November 1837, 22. April 1841, 
19. Junt 1845 und 6. November 1856. Mehr geihah auf dem Wege freier 
Bereinbarung aller oder der meiſten deutſchen Staaten. So durch die Verträge 
über das Zollweſen, das Münzweſen, das Poſtweſen, das Telegraphenweſen, bie 
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Binnenfhiffahrt auf den großen Strömen, die Nachwährſchaft beim Biehhanvel, 
den Marken» und Mufterfhug, fowie durch Vereinbarungen ber deutſchen Eifen- 
bahn-Berwaltungen über bie im Güter- und Perfonenverkehr zu befolgenven Rechts- 
grundſätze. Die erfte Stelle aber im Gebiete gemeinfamer Gefeggebung nimmt die 
Handelsgeſetzgebung ein: die allgemeine veutfhe Wehfelorpnung und 
das allgemeine deutſche Handelsgefegbud. Die erftere, ein tüchtiges 
Geſetz, 100 Paragraphen umfafjend, ift auf Anregung Preußens durch eine Kon- 
ferenz von juriftifden und kaufmänniſchen Kommifjären der meiflen beutfchen 
Staaten zu Leipzig, 20. Dftober bis 9. December 1847, berathen, von ber fon- 
fituirenden Nationalverfammlung zu Frankfurt am 24. November 1848 ald Reiche: 
gefeg angenommen und publicirt, demnächſt in fämmtlichen beutfhen Staaten und 
im ganzen öfterreihifchen Kaiſerſtaat eingeführt, do in den ungartfhen Landes 
theilen der öfterreihiihen Monarchie wieder außer Kraft gefegt. Sie liegt zu 
Grunde den neueren Wechfelgefegen von 5 Schweizerfantonen, von Schweden und 
Finnland. Das allgemeine deutſche Handelsgefegbuh, ein umfaflendes, aus 911 
Artikeln beftehendes Werk, ift auf Beranlaffung ver deutſchen Bundesverfammlung 
auf Konferenzen zu Nürnberg und Hamburg, 15. Januar 1857 bis 12. Mär; 
1861, berathen, von der beutfchen Bundesverfammlung durch Beſchluß vom 31. Mai 
1861 ben Einzelftaaten zur Einführung empfohlen, und, bis auf Schaumburg-Fippe, 
überall ohne oder doch mit geringen Anderungen eingeführt worden. 

Hieran jchloffen fi) weitere, nunmehr von ber rag Bundesverfammlung, 
aber unter Nichtbetheiligung Preußens, ausgehende Projekte gemeinfchaftlicher Ge— 
feßgebung. Es wurden Kommiffionen zur Berathung eines gemeinfamen Obliga- 
tionenrechts, Nachdrucksgeſetzes, einer Civilprocegorbnung eingefegt. Die Ereignifie 
bes Jahres 1866 haben den Fortgang biefer zum Theil ſchon erheblich geförderten 
Arbeiten auf dem bisher eingefchlagenen Wege verhindert. Dafür aber entwickelt 
ber norddeutſche Bund eine um fo regere Thätigfeit auf dem Gebiete gemeinfamer 
Geſetzgebung. Zunähft find dur die Verfaſſung des norbdeutihen Bundes vie bis- 
ber in Deutſchland fehlenden wirklich Tegislativen Organe gefhaffen worden. Nah 
Art. II der Berfaffung vom 25. Juni beziehungsweife 1. Juli 1867 „übt inner- 
halb des Bunbesgebietes der Bund das Recht der Gefeggebung nah Maßgabe 
bes Inhalts diefer Verfaffung und mit der Wirkung aus, daß die Bundesgefege 
den Landesgefegen vorgehen. Die Bunvesgefege erhalten ihre verbindliche Kraft 
dur ihre Verkündigung von Bundes wegen, welde mittelft eines Bundesgefeg- 
blattes geſchieht“. Doc ift zunächft nicht Das ganze Gebiet des bürgerlichen Rechts 
der Bundesgefeggebung unterftellt, fondern nur eine Reihe beſonders wichtiger 
Materien, für welche alsbalvige Einigung dringentes Bedürfniß erfchten (Art. IV.), 
darunter aber aud das gefammte Obligationenreht, Handels und Wechſelrecht. 
Unter ven fchon bisher erlafienen Gefegen des nortbeutihen Bundes find hervor: 
zuheben: das Geſetz vom 14. November 1867 betreffend die vertragsmäßigen 
Zinfen, das Gefeg über tas Poftweſen vom 2. November 1867, das Selen über 
bie Nationalität der Kauffahrteifhiffe und ihre Befugniß zur Führung der Bundes- 
flagge vom 25. Oktober 1867, das Geſetz betreffend die Drganifationen ver 
Bundeskonſulate ſowie vie Amtsrechte und Pflichten der Bundestontuln von 8. No: 
vember 1867, das Gefeg betreffend die Aufhebung der Schuldhaft vom 29. Mai 
1868 , das Geſetz betreffend den Betrieb ftehender Gewerbe vom 8. Juli 1868, 
das Gefeg betreffend die privatrehtliche Natur der Erwerbs und Wirthfchafts- 
genoffenfdhaften vom 4. Juli 1868, die Maf- und Gewihtsorbnung vom 17. Auguft 
1868, endlich die Gewerbeordnung vom 29, Juni 1869, 
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Und wenn fo innerhalb bes norbbeutfhen Bundes der Gedanke einer das 
ganze Gebiet des bürgerlichen wie des öffentlichen Rechts umfaffenden Gefeggebung 
immer tiefere Wurzeln fchlägt und zur fhrittweifen Ausführung gelangt, fo kann 
aud darüber kein irgend gegründeter Zweifel beftehen, daß dieſe gleiche Rechts— 
gemeinfhaft in kurzer Zeit auch die jenfeits des Mains gelegenen deutſchen Staaten 
umfaffen wird, mögen vdiefelben die zunähft für den norddeutſchen Bund erlaffenen 
Geſetze auch bei fi als Landesgefege einführen oder in die unvermeidliche ftaats- 
rechtliche Verbindung mit dem nmorbdeutfchen Bunde eintreten. Aber aud darüber 
hinaus macht dad Bedürfniß einer durch Geſetzgebung und Berträge zu begrün- 
denden internationalen Rechtsgemeinſchaft der civilifirten Völker fi in immer 
energifcherer Weife geltend, und es hat bafür bie weite, auch außereuropätfche Ber- 
breitung der franzöfifchen Geſetzbücher eine nicht hoch genug anzufhlagende Pro- 
paganda gemacht. Enpli beginnen felbft diejenigen Staaten, weldye bisher eines 
umfaffenden bürgerliden Geſetzbuchs ermangelten, vornehmlih Großbritannien und 
zahlreiche Staaten der amerifanifhen Union, fi mit dem Gedanken der Kobifi- 
fation oder doch der überfichtlihen Intorporation ihres weitſchichtigen pofltiven 
Rehtsmateriald vertraut zu machen, und wie mangelhaft dieſe Verſuche auch zu- 
naͤchſt noch ausfallen mögen, 3. B. in Aufland, fo darf doch angenommen werben, 
daß das Ende dieſes Jahrhunderts einerfeits in nahezu allen civilifirten Staaten 
umfaffende Gefegbücher des bürgerlichen Rechts vorfinden wird, andererfeits einen 
jehr veränderten Umfang der gegenwärtig noch beftehenden Rechtsverſchiedenheiten. 


Goldſchmidt. 
Civiliſation. 


Das Streben der Menſchheit iſt ihre Civiliſation. Jeder Fortſchritt, den ein 
Bolt in feiner Civiliſation macht, wird als eine theilweiſe Erfüllung feiner Lebens— 
aufgabe betradgtet und geehrt; und nicht leicht achten wir ein Dpfer für zu groß, 
menn es der Förderung oder Ausbreitung menfchliher Civilifation dient. 

Guizot verfteht im feiner berühmten Schrift: „Die Entwidlung der euro» 
päiſchen Civiliſation“ die Civilifation alfo vorzugsmweife Entwidlung der Ge- 
ſellſchaft und der Einzelnen. Allerdings können wir uns feine Eivilifation denken, 
in der fich nicht die Entwidlung des Menfchengeiftes offenbart. Wir befommen 
die Civiliſation nit aus der Hand der Natur, fie ift fehr weſentlich eine Er- 
rungenſchaft der menſchlichen Anftrengung. Infofern tft immer die geiftige Ent- 
widlung der Menſchen die Tebendige und bildende Urſache, welche in der Civili— 
fatton ihre Wirkungen äußert. Aber Civilifation felbft heißen wir das Wert, 
niht das Streben jenes Geiftes, die geoffenbarte Beredlung der menfd- 
lichen Zuftände, nicht die Arbeit der Veredlung. 

Dir unterfheiden uncivilifirte und civilifirte Völker, je nachdem in 
ihren gemeinfamen Zufländen nur ihre rohe Naturanlage oder das Gepräge ihrer 
bewußten Geiftesentwidlung fihtbar wird. Diefer Unterfchied wird gewöhnlich mit 
dem andern verwechjelt der barbarifhen und ber civilifirten Völker, ob- 
wohl der Ausdruck Barbarei nit bloß den Mangel der ECivilifation, fondern 
das ſchlechte Gegentheil der Eivilifation bezeichnet, nicht bloß die Unbildung, fondern 
bie offene Wildheit. Alle Urvölker find in ihrer erften Jugendzeit uncivilifirt, aber 
nit alle find Barbaren. Der Hochmuth civilifirter Bölfer war freilich von jeher 
geneigt, alle andern Völker Barbaren zu fhelten. Diefer Sprachgebrauch hat aber 
ſelbſt einen barbariſchen Beigefhmad, denn er verflößt gegen die menſchliche 
Werthung der Menfhen. Bon Barbarei im eigentlihen Sinne dürfen wir nur 
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infofern ſprechen, als das thieriſche Element im Menfchen no überwiegend 
erjcheint, aber nicht wo bie ebleren Gemüths- ober Geiftesträfte, wenn auch vor- 
erft nur inftinftmäßig und unbewußt, die finnlihen Triebe beherrſchen. Die Ger- 
manen zur Zeit des Tacitus waren ein uncivilifirtes Bolf, aber als Tacitus ihre 
trefflihen Sitten den civilifirten Römern als Borbild und Mahnung fchilverte, 
bat er nicht die Barbarei, fondern bie Ausfiht einer künftigen höhern Civilifation 
geſchildert. Auch das barbarifhe Element war freilih in den germanifchen Völkern 
damals noch fehr fihtbar; aber es bezeichnet nicht ihr Weſen. Im Gegentheil, in 
ihrer Naturreligion, in ihren Redtsinftitutionen, in ihren Familienfitten, in ihrer 
Kriegeorganifation, in ihrer Sprache zeigte fih damals ſchon eine Fülle der reichften 
Keime zu einer hohen Eivilifation, eine Civilifationsfähigfeit, welde ven 
wirklich barbarifhen Völkern, den Wilden, fehlt. 

Diefe Gegenfäge find übrigens nur fließend. Aus ber Unckvilifation erwächst 
mit ber Zeit die Civilifation und im fortwährenden Kampfe mit der Barbarei er- 
reiht die Civilifation höhere Stufen der Bolltommenheit. Wie jever einzelne Menſch 
die thieriſch rohe Seite feiner Natur fortwährend in fi hat, und nur barnad) 
fireben kann, ihrer möglihft Herr zu bleiben, fo können ſich eben deßhalb auch 
die Bölfer nie völlig fiher fühlen vor der Gefahr wiederfehrender Barbarei; und 
wie im Ginzelmenfhen gelegentlich aud die finnliche Leivenfchaft in roher Form 
hervorbricht, fo wird die Geſchichte civilifirter Völfer oft entftellt durh Ausbrüche 
von Barbarei. In der Civilifation wird die Herrfhaft des Menfden- 
geiftes offenbar über das Thierifhe in der menfhliden Natur, 
und über die rohe Gewalt der Materie überhaupt. Die Ausbildung 
bes politifhen Gemeinlebens ift eine fo wefentliche Seite aller Eivilifation, 
daß das Wort (von eivilis, eivis) fih aus ber Beziehung auf den Staat (bie 
eivitas) erflärt. Je mehr in einem Staate das Net und bie Freiheit des menſch— 
lichen Geiftes geſchützt erſcheint, je weniger in bemfelben die rohen Leidenſchaften 
Gewalt üben dürfen, um fo civilifirter ift dieſer Staat. Daher ift jeder Fortſchritt 
in ber Staatsorganifation zugleich ein Fortfhritt der Givilifation. 

In diefer nothwendigen Beziehung auf ven Staat und dad Gemein— 
weſen wirb aud ber Unterſchied der Civiliſation von der Religion offenbar. 
Die Religion und die Civilifation find wie zwei Schweftern, welde beide für bie 
Vervolllommnung des Menſchen leben und fi bemühen. Im normalen Berhältnif 
find fie eng verbunden und unterftügen ſich wechfelsweife. Aber fie find doch ver- 
ſchieden im Charakter und in ihrer Handlungsweiſe und zuweilen finden wir im 
Leben der Völker die eine ohne bie andere thätigl 

Die Ausbreitung des Chriſtenthums ging faft immer in älterer und 
neuerer Zeit in Verbindung mit der Ausbreitung der Civilifation vor fid. 
Dir find deßhalb geneigt, aus der einen auf die andere zu ſchließen; und dennod 
find beide fehr verfchieden. Rom theilte den germanifchen Böllern das Chriſtenthum 
mit und zugleih die Staatsiveen und manderlei andere Erbſchaften der alt-römi- 
hen Civiliſation. Ebenſo breiteten die fränfifhen Könige mit dem Chriſtenthum 
die römiſch-fränkiſche Civilifation aus. Die Mifftonäre gingen ihren Heeren vor- 
aus oder folgten ihnen nad. Die friedlihen Eroberungen, welde das neuere 
Europa über die Barbarei in andern Welttheilen erfänpft, find meiftens auch von 
Fortſchritten des Chriftenthums begleitet. Aber nicht immer find die Heiligen ber 
Religion auch die Helden der Civilifation. Viele Miffionäre haben fi ber Früchte 
der Civiliſation enthalten und biefelbe gering gefhägt, viele Civilifatoren ſich nicht 
um bie Religion befümmert. 
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Die religiöfe Erziehung geht von Gott aus, und führt den Menſchen zu 
Gott, Die Givilifation geht vom Menfdengeifte aus und nähert die Menſchen 
unter einander. Die Religion folgt vorzüglih der Strömung des gläubigen Ge- 
mäths. Die Civiliſation voraus den Wegen des denkenden Berftandes. Jene reinigt 
und heiligt zunächſt die Individuen, diefe verebelt und verbeffert die gemeinfamen 
Zuftände der Menihen. Iene wirkt mehr auf das Innere des Individuums, diefe 
bildet vornehmlih die äußeren Beziehungen der Geſellſchaft. Inwiefern die Reli- 
gion auch eine gemeinfame Gottesverehrung hervorbringt, findet fie in der Kirche 
ihre äußere Geftaltung, inwiefern bie Eivilifation die äußere Gemeinſchaft der 
Menſchen zweckmäßig zu orbnen fucht, findet fie im Staate ihre mädtigfte Stüge 
und ihren herrlichſten Ausdruck. 

Es Tann ein Bolt eine hohe Stufe der Eivilifation einnehmen, und doch 
nicht religiös fein: wie die Hellenen unter ber Römerherrfhaft oder die Römer 
jelbft in den Zeiten der erſten Kaifer, und es kann ein Bolf fehr religiös gefinnt 
fein und doch nur auf einer niedern Stufe der Eivilifation ftehen, wie die Muham- 
mebaner des erften Jahrhunderts oder die Polen und zum Theil aud) vie Ger- 
manen im frühern Mittelalter. Das Chriftenthbum aber fteht deſſen ungeachtet 
mit der höchſten Eivilifation in einem innern Zufammenhang, denn das Chriften- 
tbum betrachtet alle Menſchen als Kinder Gottes, und die höchſte Eivilifation ift 
nichts anderes als die möglihft volllommene Darftellung der Hu— 
manität. 

Die Eivilifationen der verſchiedenen Völker haben freilich ein verfchiedenes 
nationales Gepräge, und ebenfo find die Stufen ber Eivilifation in verſchie— 
denen Zeitaltern verſchieden. Aber der tiefere Zufammenhang aller Eivilifationen 
und Givilifationsftufen ift in der gemeinfamen Gefammtaufgabe des Menſchenge— 
ſchlechts begründet. Wir fhägen daher die Civilifation vorzugsweife nah dem 
bleibenden Werthe, den fie für die Menſchheit hat, und achten bie Seiten ver- 
jelben geringer, die nur für beftimmte Völker in vorübergehenden Zeitperioden eine 
Bedeutung haben. Der große Dante hat daher ſchon eine vortreffliche Erklärung 
der Civilifation gegeben (in der Schrift de Monarchia): „Das eigenfte Werk ves 
Menihengefchlehts, als Geſammtheit verftanden, ift alle in fie gelegten Kräfte ver 
Intelligenz zuerft im Gedanken, dann in ber That zu offenbaren. Das iſt der 
Endzweck der menfhlihen Eivilifation". 

Das gemeinfame öffentliche Leben der Menſchen in feiner Veredlung ift in- 
deſſen nur die eine Seite der Civilifation. Die Inftitutionen und Oarantieen bes 
humanen Privatlebens bilden die andere. Nicht was das Individuum für 
ſich denkt oder fhafft, und wäre es dad Weifefte und Beſte, ift eine Errungen- 
ſchaft der Eivilifation, wohl aber was es zum Beften der Geſellſchaft thut. 
Der Sprachgebraudy weiß von feiner Eivilifation, die einem einzelnen verſchloſſenen 
Denker angehört. Alle Eivilifation ift immer ein Gemeingut. Eine wifjenfdaft- 
lihe oder technifche Entvedung, durd welche eine neue Wahrheit erfannt oder eine 
Berbefferung der äußern Einrichtungen möglid gemacht wird, wirb erft von dem 
Augenbiid an ein Fortſchritt der Eivilifation genannt, in welchem fie im Intereffe 
der übrigen Menſchen offenbar oder nüglih gemacht wird. 

Als die wichtigſten ältern Grundlagen der neuern europätfchen Givilifation, 
die nun aud auf Amerika übergegangen ift und von den Europäern in Berbin- 
dung mit den Amerilaneın fortgeführt und verbreitet wird, können wir folgende 
betrachten: 

1) Die Ueberlieferung der antilen helleniſch-römiſchen Civiliſation. Das 
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hellenifche Element hat vorzüglich in der Wiflenfhaft und Kunft nachgewirkt, das 
römiſche im Privatreht und im Öffentlihen Recht, und beide in manden Kultur- 
anftalten und techniſchen Hülfsmitteln. 

2) Das Chriſtenthum, obwohl zunächſt eine mittelbare Duelle unferer 
Civilifation, hat doch mächtig eingewirkt auf die Gefchichte derfelben, und in ver 
eigenthümlichen Geftaltung der römifhen Kirche einen aud unmittelbaren An- 
theil an der mittelalterlihen Civilifation gehabt. | 

3) Die moralifhe Gefinnung und das lebhafte Freiheitsgefühl der germa- 
nifhen Bölker hat die von andern vorher civilifirten Bölfern überfommene 
Giviltfatton eigenthümlich umgeftaltet und fortgebilvet. 

Aber zu ihnen find nun wichtige nene Momente hinzugetreten , insbefondere 

4) haben die Italiener, die nächſten Erben der Bermittfer der antiken 
Cipiliſation, durch bie erfte Ausbildung einer modernen Sprade, durd bie Er- 
neuerung der ſtädtiſchen Kultur, durch die frühefte Veredlung der Handelsinftitu- 
tionen, durch die höchſten Meiſterwerke der bildenden Kunft und eine reihe Fülle 
ſchöner Literatur die moderne Civiltfation wefentlich bereichert. 

5) Unter den romanifchen Bölfern haben die Franzoſen unftreitig das 
Meifte für die Eivilifation gethan. Sie find überhaupt im gewiſſem Betracht bie 
Borlämpfer der modernen Civilifation. Das Privatleben und die gejelligen 
Berhältniffe haben allenthalben ven franzöfifchen Einfluß verſpürt. Die franzöfifdge 
Literatur und Wiffenfhaft hat früher als die deutſche auf die Welt zu wirken 
gewagt. Die Befeitigung der mittelalterlihen Rechtszuſtände und die principielle 
Umgeftaltung des gejammten öffentlichen Privatrehts iſt zuerft von Paris ans 
unternommen und birchgeführt worden. Die franzöflihe Verwaltung bat alle 
Zweige des gemeinfamen Volkslebens zu kultiviren unternommen. Ein menſchlich- 
gehobenes Anftandse- und Gleihheitsgefühl hat fih über alle, auch die unteren 
Klafien der Bevölkerung verbreitet, und ben Berftand gemwedt und ermuthigt. Reich 
an Ideen und gewandt in ben Mitteln zu ihrer Verwirklihung haben die Yran- 
zofen fich von jeher ermwiefen und mehr noch durch Ideen und Vorbilder als durch 
ihre Kriegszüge auf die Neubildung der europäiſchen Zuftände gewirkt. Man mag 
die Flüchtigkeit, die eitle Ruhm- und unruhige Neuerungsfudht der Franzoſen, 
man mag ihren zu Ertremen raſch geneigten Sinn anflagen, aber man muß zu- 
geftehen, daß ihre Berbienfte um die Bervolltommnung des gemeinfamen Lebens 
doch noch größer find als ihre Fehler. 

6) Der deutſchen Nation gebührt ebenfo ein weſentlicher Antheil an ben 
Fortfchritten der Civiliſation befonders in geiftiger Hinſicht. Der tiefe Ernft 
des deutſchen Strebens nad Erkenntniß der Wahrheit in allen göttlihden und 
menfhlihen Dingen, der raftlofe Fleiß in der Forſchung, die innere Geiftesfreiheit, 
vol fittlihen Werthes und männlicher Zuverfiht, der finnig-moralifhe Zug des 
Gemüthes und bie Begeifterung für alles Schöne und Reine haben in Wahrheit 
große deutſche Werke in Wiffenfhaft, Literatur, Kunft und Technik hervorgebracht, 
welhe das Gemeingut der civilifirten Menfchheit wefentlid bereichert haben. Un 
der Ausbildung des modernen Staats kommt voraus Preußen ein erhebliher An- 
theil zu; und die deutfche Staats- und Geſellſchaftswiſſenſchaft zeigt ſich ebenbürtig 
mit ben Arbeiten der begabteften Nationen, 

7) In dem englifhen Bolle, in welchem romantfche mit germanifchen 
Elementen glücklich gemifht find, und in feinem jüngeren Bruber jenfeits dee 
Deeans, den Norbamerifanern, iſt die politifche Seite der mobernen 
Civilifation überwiegend gepflegt worden. Un dem hiſtoriſchen Sinn, welcher weiß, 
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daß die Geſchichte mit der Zeit fortfchreitet, Haben die Engländer alle 
andern Böller übertroffen. Zugleih haben fie die hohe politiſche und die bürger- 
lihe freiheit reiher, georbneter und voller ausgebildet und befler der Welt be⸗ 
wahrt, als bis jegt irgend eine Nation. Die ebelfte und bewußtefte Form ftaat- 
liher Organifation, die Repräfentativverfaffung, melde bie moderne 
Givflifation vor der antiken auszeichnet, haben fie zwar zunächſt für ſich ausge— 
prägt, aber dann der Welt mitgetheilt. Und haben die Amerifaner mehr noch 
empfangen als gegeben, jo haben fie doch durd den fräftigen Anftoß, melden fie 
ver Ausfheidung von Staat und Kirche gegeben haben, und durch die volle 
Entfaltung ver Boltsfreiheit an dem Fortſchritt der modernen Givilifatton große 
Berdienfte erworben. 

Die Welt ift noch weit weg von ihrem Ziel. Es ift felbft in unfern öffent- 
lichen Zuftänden noch viel Barbarei inmitten der heutigen Civiltfation! So lange 
nch im Innern Europa’s felbft der Frieden von Zeit zu Zeit durch vulkaniſche 
Ermptionen der Revolutionen gebrodhen oder durd Kriege civilifirter Staaten ver- 
drängt wird, fo lange nod die Träger der Macht fo häufig zu phyſiſcher Ge- 
walt greifen, wo fie mit geiftigen Mitteln ausreihen könnten, fo lange für bie 
großen Volksklaſſen, insbefondere für die Arbeiter fo wenig gejorgt ift, daß fie von 
dem Leben civilifirter Menfhen großen Theils ausgefchlofien find, — fo lange 
find die Siege der Civilifation Über die Barbarei noch fehr unvollftänvig. 

Der aber die Barbarei deßhalb preist, weil jedes Boll, das die Höhe der 
ihm zugänglihen Civilifation erreiht habe, nothwendig abwärts gehen müfle, 
während das halbbarbariſche Bolt nod längere Ausfiht auf einen Mräftigen Fort⸗ 
beftand habe, dem erwierern wir, daß der Menſch, und das Bolt, welde ihre 
%bensaufgabe erreicht haben, getroft und zufrieden altern und fierben. Es ift 
ehrenvoller für ein Bolt, nah Erfüllung feiner Beftimmung zu fterben, als ohne 
biefelbe zu leben. Das civilifirte Volt hinterläßt der Menſchheit eine reihe Ver⸗ 


laſſenſchaft, das barbariſche Volk geht unter und wird billig vergefien. 
Bluntfän. 


Eivillifte. 


I. Eivillifte nennt man gegenwärtig denjenigen Theil der Staatsansgaben, 
welher in einem monarchiſchen Staate für den Unterhalt des Fürften und feines 
Hofhaltes ausgeſchieden ift und der unbefchränkten Verfügung des Monarchen 
unterliegt. Diefe Scheidung des Hofhaushaltes von den Staatsfinanzen ift eben 
lo nöthig, um Klarheit in die öffentlichen Rechtsverhältniſſe ald um Ordnung in 
die Staatsverwaltung zu bringen. Gie wird nur in jenen Staaten nicht als Be- 
türfnig gefühlt, wo entweder die Begriffe Staat und Fürft ſich deden — in ben 
Despotien — , ober wo Stantd- und Privatrecht fi noch nicht ſcharf gefondert 
haben, wie in ben werbenden Staaten des Mittelalters. 

Heute unterſcheidet man faft überall von dem eigentlihen Staatsvermögen: 

1) diejenigen Einkünfte, welde der Monardy als folder bezieht, 

2) das reine Privatvermögen des Fürſten, das fogenannte Chatoullgut, 
Kabinetsgut. 

Wie diefe Unterfheidung erfolgte und warum fie erft in neuſter Zeit völlig 
durdgeführt ward, ift mur durch eine gefhichtliche Darftellung der Domänen und 
Ihrer Verhältniſſe zu erklären; wir werben in dem Artikel Domänen darauf zurüd- 
zulommen haben. 
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Der Berfuch, eine fefte Summe für die Ausgaben des Monarchen umd feines 
Haufes von den Staatdausgaben auszuſcheiden, ift wohl zuerft von Heinrid IV. von 
Frankreich im Jahre 1596 gemacht worden, ein Berfuch, der aber, wie Sully voraus- 

ejehen hatte, bald aufgegeben wurde (Sully Economies royales etc. 69). Begriff und 

Same entftanden vielmehr in England. Durch gedanfenlofe Berfchwenbung und maßlofe 
Berfhleuderung der Domänen hatten die Stuartd die königlichen Einkünfte fo fehr 
vermindert, daß ſchon unter Karl II. eine aus andern Quellen fließende Ergänzung 
bewilligt werben mußte, um bie Ausgaben für die gefammte Staatsverwaltung 
(eivillist revenues) zu beden. Karl II. und Jakob II. verwendeten aber häufig 
Gelver für ihre perfönlihen Zwede, die für das Heer und zur Kriegsführung 
beftimmt waren, Dergleihen ungeredhtfertigten Verwendungen wurde erſt nach ber 
Revolution ein Riegel vorgefhoben. König Wilhelm III. erhielt die Summe von 
1,200,000 Pfd,. St. jährlid bewilligt, aber es war ein großer Schritt vorwärts, 
daß nur die Hälfte diefer Summe dem freien Ermeſſen des Königs überlaffen 
blieb, der daraus die Ausgaben des Hofes und des gefammten civil-government 
beftreiten mußte. Im Jahre 1760 verzichtete Georg III. bei feiner Thronbefteigung 
auf die erblihen Einkünfte der Krone, und überließ fie dem lonſolidirten Staats- 
fond, wogegen ihm eine für die Dauer feiner Regierung firirte jährlide Summe 
bewilligt wurde. Aus dieſer Civillifte mußte er jedoch nicht nur die Aus 
gaben des Hofes deden, ſondern aud bie der Diplomatie und ber Gerichtspflege 
beftreiten. Da aber die Berwaltungsfoften mit jevem Jahre ftiegen, fo mußte aud 
die Eivillifte fortwährend erhöht werben. Erſt nachdem wiederholt bedeutende Aus- 
gaben der Givillifte abgenommen worden waren, erfolgte im Jahre 1831 eine 
gänzlihe Trennung ber Eivilifte von dem civil-government. Geitvem beftreitet 
die erftere nur bie Koften des Hofhalts, der Gnadenbezeigungen und der Pen— 
fionen. Kein Stantsbeamter mehr erhält jet aus der Givillifte feinen Gehalt. 

In Frankreich wurde der Begriff und Ausdruck zuerft eingeführt durch das 
Dekret vom 7. Oftober 1789, wonad in jeder Tegislaturperiode die Summe ber 
Civillifte beftimmt werden follte. Davon aber wid, die Berfaffung vom 3. Sep— 
tember 1791 (Zit. III. c. 2 sect. 1 $ 10) ab, indem fie beftimmte, „ver gefeh- 
gebende Körper wird die Summe ber Eivillifte bei jedem Regierungswechſel für 
die ganze Dauer ber Regierung beftimmen.“ Diefer Orundfag ift von allen fpätern 
Berfafjungen beftätigt worden. Nur fegt nad der jegigen Berfaffung der Senat 
die Eivilifte fett (Senatustonfult vom 12. December 1852). Die franzöfifde 
Civilliſte umfaßt die Eivillifte im engern Sinne, eine jährlihe Gelbfumme von 
25 Millionen Franken, die dem Kaiſer zur freien Berfügung fteht, und bie Kron- 
botation oder Krondomäne, d. h. bie unbewegliden und beweglichen Gegenſtände 
(Paläfte, Wälder, Fabriten, Diamanten, Perlen, Bilder), die dem Staale eigen 
thümlich gehören, deren Nugnießung aber dem Kaiſer zugewiefen ift. 

Die Töhterverfaffungen der verſchiedenen franzöfifchen Konftitutionen ſchloſſen 
ſich auch hinſichtlich der Eivilifte ihren Vorbildern mehr oder minder nahe an. 
(Belgifhe Berfaffung $ 43. Nievderläntifche $ 27. Bortugiefiihe $ 27 u. ſ. m.) 

In Deutfhland ruhte die Beftreitung der öffentlihen Ausgaben bis in die 
neuefte Zeit vorwiegend auf den Einkünften der fürftlihen Kammergüter. Wo biefe 
nicht ausreihten, da half man fih duch Kammerfchulden oder durch von ben 
Ständen erbetene Kammerbeiträge. Als im 17. Jahrhundert der franzöſiſche Do— 
mönenbegriff fi in den deutſchen, im Neichslehen und Kammergut wurzelnden 
einzufhleihen anfing, da begann man häufig das fürſtliche Privatgut als Chatoull- 
gut vom Kammergute auszufheiden. In der Zeit der abfoluten Monardie ver- 
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ſchwaue thatfählih der Unterfhien zwifhen Domänen- und Gteuerfaflen; bie 
Fürften waren über beide unumfchränft. Georbnete Zuftände begannen zuerft in 
Preußen. Hier warb ſchon 1713 Domänen- und Chatoullgut vereinigt; die Könige 
beftimmten ſich felbft ein aus dem Domänenertrage zu beftreitendes feftes Ein- 
fommen. Endlich ftellte das Allg. Landrecht (II. 13. $ 14) den Satz auf, der für 
ven Haushalt der modernen Fürften durchaus typiſche Bedeutung bat: „Damit 
das Oberhaupt des Staats die ihm obliegenden Pflichten erfüllen und die erfor- 
derlichen Koften beftreiten könne, find ihm gemwiffe Einkünfte und nutzbare Rechte 
beigelegt." Durch die Verordnung vom 17. Januar 1820 warb dann für den 
Unterhalt des Töniglihen Haufes für immer eine jährliche Rente von 2,573,099 
Thlr. aus den Einkünften der Domänen und Forften vorbehalten, welche durch bie 
Oefege vom 30. April 1859 und 27. Januar 1868 um 1,500,000 Thaler vermehrt 
wurde, — Im übrigen Deutſchland ward die Trennung des fürftlichen vom 
Staatshaushalte zuerft eingebürgert durch die Verfaſſungen der Rheinbunds- 
faaten, welche ſämmtlich Givilliften feftfegten. Gegenwärtig iſt dieſe Scheidung 
in allen größeren deutſchen Staaten durchgeführt, überall auch die Thatſache be— 
rüdfihtigt worden, daß früher aus dem Kammergute der fürftliche Hofhalt beftritten 
ward, Und zwar wird 

a) entweder bie Civillifte nur als Wequivalent für die dem Staate abge- 
tretenen Nugungsredhte des föniglihen Domänenguts angefehen (Sachſ. Berf. $ 22); 

b) oder die Eivillifte ift auf den Ertrag der Domänen radicirt, fo daß bie 
Krone als Realgläubiger gegenüber einem beftimmt erkennbaren Theile des Staats- 
vermögens erfcheint. (Preuß. Verf. Art. 59. Bayeriſches Gefeg v. 1. Juli 1834. 
Bürttemb. Berf. $ 109.) 

ec) In andern Staaten ift zwar ebenfalls eine beftimmte Summe aus dem 
Ertrage der Domänen für den fürftlichen Hofhalt ausgefhieden; aber das Do» 
mänengut gilt als Patrimonialeigenthum des fürftliden Haufes. (Bad. Berf. $ 59. 
Großh. Heffen $ 7. 70. Braunſchweig. Landſchafts-Ordn. 88 161 —171.) 

d) In einigen Ländern wird der Bedarf des Hofs aus einem befonders aus—⸗ 
geſchiedenen Krongute beftritten, das unter ber eigenen Berwaltung des Fürften 
feht (Oldenburg Berf. v. 5. Februar 1849. Weimar Berf. v. 2. Mai 1854). 

e) Eine Mittelftelung nimmt Medlenburg- Schwerin ein, wo 1849 ein ſehr 
anfehnlihes Krongut dem fürftlihen Haufe überlaffen und daneben eine baare 
Civilliſte bewilligt warb, 

II. Eine Civillifte befteht überall, wo der Monarch ein verfaffungsmäßig 
beftimmtes Einkommen bezieht, das in fonftitutionellen Staaten ohne Zuftimmung 
des Monarchen und ver Bollövertretung nicht geändert werben fann. Nur einige 
Verfafjungen, wie Portugal $ 27, Norwegen $ 75, weichen bier von ven konfti= 
tutionellen Grundfägen ab und überlaflen die Feftftellung der Civillifte allein dem 
Ermefien der Volksvertretung. 

Die Höhe der Eivillifte richte ſich natürlich nad der Bedeutung bes 
Landes, nach der Größe des dem Staate abgetretenen fürftlihen Guts und nad) 
andern Umftänden, die fih im Allgemeinen nicht beftimmen laſſen. Aud in Heinen 
Staaten muß die Givillifte wenigftens fo groß fein, daß es dem Monarchen möglich 
if, die Würde des Staates zu wahren, wenn auch eine Ueberbürbung ver Stants- 
bürger mit Hofansgaben und Hofprunf niemals gerechtfertigt if. — Bon den 
Apanagen der Mitglieder des Fürftenhaufes follte die Civillifte immer getrennt 
werden. Es ziemt fich nicht, daß der Monarch felbft mit feinen erften Bürgern 
aus einer Kaffe zehre; und es widerfpricht den Grundſätzen guter Wirthſchaft, 
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macht man bie Höhe der Clvilliſte unficher und abhängig von ber weihfelnbugges! 
ber fürfllihen Familienglieder. Be. 

In den einzelnen Staaten betrugen die Ausgaben für das fürftlihe Haus 
und den Hofftaat: 

England (1867): 407,052 Pfd. St. (Civillifte der Königin 385,000 Pfo. St.) 
Franfreih (1869): 26,500,000 Fr. (Eivillifte des Kaiſers 25,000,000 Fr.) 
Preußen (1869): 4,073,100 Thlr. 

Defterreih (1868): 3,420,000 Fl. 

Ungarn (1868): 3,223,000 SI. } 6,643,000 SI. 

Rußland (1868): 8,881,886 Rubel. 

Bayern (1868): 3,146,082 Fl. (Civillifte des Königs 2,350,500 #1.) 
Württemberg (1868): 1,213,405 Fl. (Civillifte des Königs 897,556 #1.) 
Baden (1868): 840,204 Fl. (Civillifte des Großherzogs 752,490 $L.). 
Belgien (1869): 4,386,399 Fr. (Civillifte des Königs 3,300,000 Fr.) 
Niederlande (1868): 780,000 Fl. (Civillifte des Königs 600,000 Fi.) 

Die Eivillifte wird entweder fiir alle Zeiten oder nur für gewiſſe Perioden 
feftgefegt. Das Erftere fchmeichelt dem Wunfche der Fürften, fi von ven Kammern 
möglichft unabhängig zu ftellen; die praftifchen Folgen laufen aber in unferer Zeit 
des ſinkenden Geldwerths und der fteigenden Betürfniffe dem Intereffe des Hofs 
zuwider. Sicher tft e8 nicht immer leidt, von den Kammern die Abänderung einer 
für alle Zukunft geltenden Beftimmung zu erlangen. Anvererfeits kann durch Ber- 
minderung bes Staatsgebiet die Herabfegung der Eivillifte dringend geboten 
werben. Ein von ber Erfahrung gebilligter Weg warb eingefchlagen in England, 
Franfreih, Belgien, Niederland und einigen deutſchen Staaten (Sachen, Württem- 
berg u. A.), wo man die Civillifte für die Dauer jeder Regierung feftfegt. Wenn 
in Norwegen alljährlih die Eivillifte neu georbnet werben fann, fo ift dies weber 
mit einer guten Berwaltung vereinbar, noch entſpricht e8 ber alten Kiugheitsregel: 
es follen die perſönlichen Berhältniffe des Monarden fo felten ald möglid in ben 
Kammern zur Sprache gebracht werben. 

Die in Deutfchland fo häufige und aud von dem Schlußprotofolle der Wiener 
Minifteriallonferenzen von 1834 geforderte Radicirung der Civilliſte auf 
bie Domäneneinfünfte iſt nicht nothwendig. In einem wohlgeorbneten Staate 
find die Domänenintraden nicht ficherer als die andern Staatseinkünfte. Finanziell 
ift fie fogar durchaus unräthlih; denn warum fol ſich der Staat die freie Die- 
pofition über feine liegenden Güter befhränten laffen, deren Berfauf ihm in Zeiten 
ber Noth ein Rettungsmittel fein kann? Natürlich tritt jedoch dieſes finanzielle 
Bedenken in den Hintergrund, wo bie fürftlichen Privatgüter dem Staate abgetreten 
find. Hier ift ein privatrechtlicher Anſpruch vorhanden, der berüdfidgtigt werben 
muß, befonder8 wegen ber Möglichkeit, daß die Dynaſtie ven Thron verlieren 
fann, 

III. Das Privatvermögen ver Fürften, das fog. Chatoullgut, konnte erft dann 
ſcharf begrenzt werben, als ſich der Begriff des Staatsguts bildete. (Vgl. den At. 
Domänen). ‚Heutzutage ift es in den meiften Ländern hinfichtlich der Vererbung 
und Beftenerung den Regeln des Privatrehts unterworfen. (Preuß. Allg. Landr. I. 
14. $ 15. Defterreih. Allg. B. Geſetzb. $ 20. Bayer. Familiengeſetz von 1819 
Tit. VIII. $ 4 und 5.) Ueber die Abweichungen, welde zu Gunften des Staates 
ober ber fürftlichen Familie eintreten, und über die dem fürftlihen Privateigenthum 


zuftehenden Privilegien fiehe den Art. Fürſt und Privatfürftenredt. 
Mit Benugung des Artikels von H. v. Treitſchke. Löning- 
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Der Ausprud „Civilrecht“ oder „Bürgerliches Recht“ wird in ber Regel und 
fo auch an viefer Stelle, als gleichbedeutend mit dem Ausdruck „Privatreht" 
(jus privatum) genommen, im Gegenſatz zum öffentlichen Recht (jus publicum). 
Und da vom öffentlichen Recht vorzugsweiſe nur das Strafrecht zum Gebiet ber 
rihterlihen Kognition- zu gehören pflegt, fo wird nicht felten der Gegenfag von 
Eivil- und öffentlihem Recht in dem engeren Sinne eines Gegenfages von Privat« 
reht und Strafrecht verftanden, 

Allein es gibt auch andere, mehr biftorifche, theils dem römifchen, theild dem 
mittelalterlihen Sprachgebrauche entlehnte Bedeutungen dieſes Ausdrucks. So be— 
zeichnet der Ausdruck jus civile bei den Römern namentlih aud das gefammte 
Recht der Römer, d. h. der vollen Staatsgenoffen oder Bürger (cives Romani), 
im Gegenfag zu dem Recht aller anderen Bölfer, and der römiſchen Unterthanen 
ohne Bürgerrecht (peregrini); oder das eigenthümliche Recht der Römer (cives Romani) 
im Gegenfat zu dem auch bei anderen Bölfern ſich findenden gleihem und infofern 
allen Menſchen (Bürgern, Provinzialen und Ausländern), wenigftens vor römiſchen 
Berichten, gemeinfamen internationalen und anationalen Recht, dem jus gentium; 
oder endlich den Inbegriff der auf den urſprünglichen rechtfhaffenden Quellen des 
römischen Rechts, den Vollsſchlüſſen (leges) und was biefen gleihgeadhtet wurde, 
beruhenden Normen (jus eivile im Sinne von jus legitimum ober solenne) im 
Gegenſatz zu den nur durch die magiftratifhen Edikte aufgeftellten und in der 
magiftratifchen Rechtsübung befolgten, gleichviel ob fireng nationalen oder inter- 
nationalen und anationalen Sagungen (jus honorarium). — Im fpäteren Mittel- 
alter aber wurde es üblih, das gefammte, auf weltlichen Quellen, insbeſondere 
den Inftinianeifhen Gefegbüchern, dem corpus juris civilis, beruhende Recht als 
jus civile der zweiten neueren, auf firhlichen Quellen beruhenden Rechtsmaſſe, 
dem jus canonicum, weldes im corpus juris canoniei zufammengefaßt war, 
ohne Unterſcheidung des Inhalts entgegenzuftellen. In dieſem Doppelreht (jus . 
utrumque) — wozu übrigens ſchon das ältere römifche Recht ein Vorbild in dem 
Gegenfag des weltlichen jus eivile und des geiftlichen jus sacrum darbot — waren 
die inhaltlichen Unterfcheidungen indifferentiirt: ſowohl das jus eivile wie das 
jus canonicum umfaßten Privat- und dffentlihes Recht, wenngleih in dem corpus 
juris eivilis das erftere, in dem corpus juris canoniei das legtere, namentlich 
das Kirchenrecht, überwog. Bon diefem Ausgangspunkte aber gelangte man fpäter 
dahin, unter Civilrecht das gemeine, auf römischer Grundlage beruhende Recht, 
insbejonvere, aber nit ausſchließlich, privatrechtlihen Inhalts zu verftehen, im 
Gegenfag zu allem partitulären oder felbft gemeinem Recht mehr moderner 
Örundlage, 3. B. zum Hanbelsredt. 

Eioilreht nun im Sinne von Privatrecht bezeichnet den Inbegriff derjenigen 
Rehtsnormen, welche die Lebensverhältniffe ver Einzelnen als folder, oder anders 
ansgebrüct, biejenigen Gemeinfchaftsverhältniffe der Menſchen, welchen ein Sonver- 
Interefje der Einzelnen zu Grunde liegt, regeln. 

Die principielle Scheidung des Privatrehts vom dffentlihen Recht, bie An- 
erlennung der vollen Selbftändigkeit beider ift eine der großen Errungenfchaften, 
welde wir dem römischen Genius verdanken: Staat (respublica) und Hauswefen 
(familia), Bürger (eivis) und Haupt des Haufes (pater-familias) find koordi⸗ 
uirte Begriffe. Böllig durchgeführt ift auch dort freilich jene Scheidung nicht: auch 
noch die fpätere Zeit Läßt ſich in Angelegenheiten bes Öffentlichen Rechts, namentlich 
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in der Strafrechtspflege, mehr oder weniger von privatrechtlichen Geſichtspunkten 
leiten und bie völlige Unabhängigkeit der Frivatreite von ber öffentlichen Rechts⸗ 
ftellung ift wenigftens hinſichtlich der Stantszubehörigkeit (Civität) mehr thatſächlich 
als principiell zum Durchbruch gelangt. Immerhin aber konnte doch erft mit ber 
Reception des römifhen Rechts fih das moderne Staatdwefen von ben privat- 
rechtlihen Feſſeln befreien, in welchen der germanifhe Patrimonialftaat wie ber 
germaniſche Feudalſtaat gefangen lag, und konnte andererfeits die auch private Rechts- 
verſchiedenheit der Stände einem gleichen Privatreht aller Staatsbürger, ja endlich 
aller Menſchen Raum geben, 

Weniger glüdlih find die Römer in der Syftematif ihres Privatrechts ge- 
wefen. Auch ihre befte Syſtematik, welde anfcheinend zuerft ber Juriſt Gains in 
ber zweiten Hälfte bes zweiten Jahrhunderts unferer Zeitrehnung aufgeftellt hat 
und welde noch den Geſetzbüchern aus dem Anfang unferes Jahrhunderts zu Grunde 
liegt, die Dreitheilung des gefammten Privatrehts nad Subjelt (persona), Objelt 
(res) und Schutzmittel (actio), ift mehr eine Feftftellung von Redtöfategorieen als 
Eintheilung der Rechtsverhältniffe und Rechte nah ihrem Inhalt. Nah dieſem 
unmittelbar durch die Verſchiedenheit der Privatlebensverhältniffe gegebenem Inhalt 
aber gliedert fih das Privatreht in zwei Hauptmaflen: das Vermögensrecht und 
das Familienrecht, denen, als eine vermittelnde britte Hauptmafle, das Familien- 
güterrecht und Erbrecht Hinzutritt. Den Kern des Vermögensrechts bildet das Eigen- 
thum, den Kern des Familienrechts die Ehe. Finden nun aud alle einzelnen Rechts— 
fäge und Nedtsinftitute in einer dieſer Hauptmaffen ihre Stellung, fo ſcheint es 
doch angemeſſen, diejenigen Privatrechtsinftitute, welche eine über den einzelnen 
Haupttheil hinausgehende Bedeutung haben, indem fie für alle gleihmäßig wichtig 
find, in einem befonberen, fogenanntem allgemeinem Haupttheil (Rechtselemente. 
Bon den Rechtsverhältniffen überhaupt) zufammenzufaffen. E8 gehören dahin unter 
anderen bie Säge von ben PBerfonen oder Rechtsſubjekten, zu denen auch die juriftifchen 
Perfonen (Staat, Gemeinde, Korporation, Stiftungen) gehören; von ber Entftehung, 
Aenderung und Enbigung ber Rechte; von beren Ausübung und Schug, insbe- 
fondere im Wege gerichtliher Geltendmachung. 

Was nun aber der Inhalt der drei fpeciellen Haupttheile anlangt, fo regelt 
bas Bermögensrecdht bie Beziehung des Menfchen zu ven Gütern. Die Ge- 
fammtheit der Güter, welche der Menfch feiner Herrſchaft unterwirft, bildet fein 
Bermögen. Die Güter, über welche rechtliche Herrfchaft möglich ift, find doppelter 
Art: Sachen, d. h. Förperlich felbftändige Gegenftände, und vie Kräfte anderer 
Menfchen. Die Herrfhaft über Sachen regelt das Sachenrecht, die Herrihaft über 
bie Kräfte anderer Menſchen regelt das Forberungs- oder Obligationenredht. 

Das Sach enrecht orbnet fowohl die principiell unbegrenzte und ausfhließ- 
lihe Herrfhaft über Sachen, welche in ihrer thatfächlihen Erfcheinung Befig, 
in rechtlich anerkannter Geftalt Eigenthum heißt, wie die mehr ober weniger 
befhräntte Herrfhaft, welche an Öemeingnt (res extra commercium) und an 
Sachen in frembem Eigenthum rechtlich zuſteht. Die beſchränlte Rechtsherrſchaft an 
fremden Sachen bildet ven Inhalt der fogenannten dinglichen Rechte im engeren 
Sinne (jura in re aliena), welche theils überwiegend Nugungs- oder Gebrauchsrechte 
find — fo bie weſentlich vorübergehenden Berfonal-Servituten, insbefondere Nießbrauch, 
und bie meift bauernden Grundbienftbarkeiten ober Realfervituten, ja wohl gar 
frei vererblihe und veräußerlihe, das Eigenthum nahezu abforbirende Nugungs- 
rechte, vornehmlich des deutſchen Rechts, welche man als Nutzeigenthum“ bezeichnet, 
wie Platzrecht, Emphyteuſis, Lehn- und Erbzinsrecht — theild Verkaufexechte Pfand⸗ 
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rechte). Es erfcheint dabei äußerſt wichtig, fowohl den Umfang und die Dauer 
folher dinglichen Rechte innerhalb der Schranken ber wirtbihaftlihen Bedürfnifſe 
zu halten, wie bie Entftehung derſelben in einer möglihft allgemein erkennbaren 
Belfe zu orbnen. 

In erfter Beziehung greift die neuere Rehtsentwidelung, unter Befeiligung 
der mannigfachen, insbefondere aus den gebundenen Zuftänden ber mittelalterlichen 
Naturalwirthſchaft flammenden Belaftungen des Grund und Bodens zu ber Frei- 
bodentheorie des Älteren römiſchen Rechts zurüd, in der legteren Beziehung wird 
bie volle Durchführung des deutfhen Grundbuchsſyſtems angeftrebt. 

Das Forderungsreht umfaßt alle Rechtsregeln von den Forderungen, 
d. h. den Rechten auf Leiftungen: Thun (Geben, Dienftleiftungen, Produktion) und 
Unterlaffen. Ste entfpringen theild aus ben zur gegenfeitigen wirthſchaftlichen Er- 
gänzung dur Güteraustaufh unter den Einzelnen angelnüpften, überaus mannig- 
faltigen Berbindungen, deren Inbegriff man als Vermögenseverkehr bezeichnet, theils 
aus Rechtöverlegungen, deren Ausgleihung durch Schabenserfag und allenfalls 
durch Bermögensftrafe beanfprucht werben darf, zerfallen fomit in zwei Hanpt- 
llaſſen: Bertehrs- oder Gefhäfts-Forderungen und Delilts-For- 
derungen. 

Während num ber Kreis der letzteren im Weſentlichen zu allen Zeiten ber 
gleihe ift, und ſich durch die verſchiedenen Arten möglicher Rechtöverlegungen, ins» 
befondere Bermögensverlegung durch Entwendung, Sachbeſchädigung, Arglift be- 
ſtimmt, iſt der Kreis der erfteren ein fehr mannigfaltiger und zeitlich wechfelnder, 
da der Verkehr ſtets neue Bahnen einfchlägt. Ste entfpringen insbeſondere aus 
Geſchäften auf Rüderftattung (Darlehen, und fonftige Arten ber Reihe, Hinter 
legung, Berpfändung u. dgl.), aus ber Gefhäftsführung für Andere (beauftragte 
und unbeauftragte), aus Geſchäften auf entgeltlihe Entäußerung (Kauf, Tauſch), 
aus Gefhäften auf entgeltlihe Benugung (Mieth- und Arbeitsverträge), aus Ge- 
meinfhaftsgefhäften (namentlich Societät), oder auch aus bem bloßen abftraften 
Berpflihtungswillen, wie zahlreiche Forderungen des modernen Krebitverfehrs, ind- 
befondere die Wechfelforderungen. Mit der Steigerung bes Verkehrs werben fie zu 
einem an Umfang ftets wachſenden Beftandtheil des Vermögens: die ausftehenden 
Gejhäftsforberungen des Kaufmanns, die „Kapitalien“ (meift grunbverficherte For⸗ 
derungen) des Kapitaliften, vie Altien, Obligationen, Renten ꝛc. bes Rentiers. 
Daher einerfeits das Bedürfniß nach freier, fahenähnlicher Uebertragbarkeit (Gef 
fion, Giro) und zu diefem Zwede die Nothwenbigkeit urkundlicher Verkörperung 
Werthpapier), anbererfeits die Nothwendigkeit firenger Krebitficherung durch Bürg- 
haft, Pfand» und anderweitige Dedung, wie durdy fchleunigen Rechtsgang und 
prompte Exekution. 

Der zweite Haupttheil des Privatrehts: das Familienrecht, regelt zu- 
nähft die auf Geſchlechtseinigung und Erzeugung beruhenden natürlich-fittlicdhen 
Verbindungen der Einzelnen. Die Familienrechtsverhältniffe find ins Sittlihe er- 
hobene und rechtlich anerkannte Naturverhältniffe. Ihrem Weſen entſpricht nicht 
die einfeitige Unterwerfung, welde den Charakter aller Bermögensverhältniffe Bil- 
det, fondern die Gegenfeitigkeit der Rechte und Pflichten. Die durch das Recht 
gezogenen Grenzen der gegenfeitigen Befugniffe find hier vehnbarer, bie freie fitt- 
lie Kraft der Einzelnen und bie bingebende Liebe Aller muß die vorherrſchende 
Norm des Verhältniffes bilden. Daher das Recht bier weniger den Inhalt des 
Berhältniffes, als vorwiegend bie Art feiner Entftehung und Enbigung zu regeln 
dat. Und ſelbſt Hierauf wirken ethifche, ja ſelbſt religiöſe Gefichtspunfte in weitaus 
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höherem Maße als bei ven Vermögensverhältnifſen ein, und find demzufolge Hier, 
weniger als in irgend einem andern Theile des Privatredhts, bie römifhen Grund- 
füge zur Geltung gelangt. Ueberall wird heute für bie Eingehung ver Ehe ein 
formeller firhliher oder, vom Standpunkt des Staats aus richtiger, ein folenner 
ftaatlicher Akt (Eivilehe) verlangt; überall wird die Eheſcheidung entweder prin- 
cipiell ausgeſchloſſen (Kanon. Recht) oder richtiger an gewiſſe materielle und for- 
melle Erforberniffe geknüpft. -Ueberall ift das urſprünglich uneingefhränfte eigen- 
thumsähnliche Recht der väterliden Gewalt auf das natürlih und fittlih noth— 
wendige Maß eingefchräntt, und ift an die Stelle der urfprünglicyen Unlösbarkeit 
berfelben die Enbigung ſchon mit der wirthſchaftlichen Selbftändigfeit des Kindes 
durch eigenen Hausftand getreten. Nicht minder find bie manderlei familienähn- 
lihen Unterthänigfeitöverhältniffe, wie fie das Alterthum und das Mittelalter 
fannten, und von benen fid bis in bie neuefte Zeit Refte erhalten haben, wie 
Stlaverei, Leibeigenſchaft u. dgl., überall befeitigt, felbft das Botmäßigkeitsverhältnig 
bes Gefindes tritt immer mehr gegen das reine Vertragsverhältniß in den Dinter- 
rund. 

Aehnlich verhält es ſich mit dem britten Haupttheil des Privatrehts, dem 
Bamiliengüterredt, d. i. Vermögensrecht, fo weit es durch die eigen- 
tbümlihen FYamilienverhältniffe hervorgerufen ift, und dem damit in engem Zu- 
ſammenhang ftehenden Erbrecht oder fucceffivem Bermögensreht Was zunächſt 
bie Bermögensrechtsverhältniffe zwiſchen Eltern und Kindern anlangt, jo ift das 
Princip der urfprüngligen Bermögenslofigkeit der Kinder in väterliher Gewalt 
fhon im römifhen Recht allmählig durch jo zahlreiche, weitgreifende Ausnahmen 
durchbrochen, daß das bem modernen Recht angehörige entgegengefegte Princip ver 
Bermögensfelbftändigfeit der Kinder mit nur befhränften Rechten des Vaters oder 
auch wohl beider Eltern am Kindesgut kaum nod als Neuerung erſcheint. Erheb⸗ 
liher find die Gegenfäge des ehelichen Güterrechts. Zwiſchen dem altrömifchen 
Syſtem der Bermögenslofigfeit der Ehefrau und dem meueren römifhen Syſtem 
ber Bermögensgetrenntheit beider Gatten bis auf die in das Eigenthum des Mannes 
übergehende Mitgift (dos) ftehen die beiden deutfchrechtlihen Syſteme ber Güter- 
einigung unter eheherrliher Gewalt und der mehr oder minder umfaffenden ehe- 
lihen ütergemeinfhaft. Entipriht die allgemeine Gütergemeinfhaft am voll- 
fommenften dem Princip der Ehe nad ihrer vermögensredtlihen Seite, jo haben 
doch althergebrachte Sitte einerfeits, die örtliche wie durdh Stand und Beruf be- 
dingte Verſchiedenheit der wirthihaftlihen Zuftände andererfeits fehr mannigfaltige 
Geſtaltungen hervorgerufen, welche fich bald mehr dem neueren römifchen Dotal- 
ſyſtem, bald mehr dem Syſtem der allgemeinen Gütergemeinfchaft nähern. End- 
lich im Erbrecht ift zwar, gegen ältere deutſche Anſchauungen, das römiſche Syſtem 
ber Erbfolge (Univerfalfucceifion) wie ver principiellen Teftamentserbfolge mit dem 
fih daran fließenden Vermächtnißrecht zur Geltung gelangt; dagegen ift weder 
überall das römiſche Syſtem der Mangels eines Teftaments eintretenden Yamilien- 
erbfolge, noch auch das fomplicirte und unferen jetzigen Anfhauungen nit völlig 
fonforme römifhe Notherben- und Pflichttheils-Reht in gleichem Maße recipirt. 
Wie in der Erbfolge überhaupt der Gedanke einer aud) über das Leben hinaus 
dauernden wirtbichaftenden Perfönlichfeit ſich verwirklicht, und beren Anerkennung 
ohne die fhwerften fittlihen und wirthſchaftlichen Nachtheile nicht verfagt werben 
barf, fo wird in ber teflamentariihen Erbfolge und ber daran fi fließenden 
deutſchen Bertragserbfolge aud der Wille diefer Perfünlichfeit als eim ihr Leben 
überbauernder geachtet. Allein dieſer Wille fol ein fittlicher fein; in dem watür 
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lichen Anwartſchaftsrecht der Bamilte iſt ihm eine Schranke geſetzt, melde er 
ohne genügende Urſache nicht überſchreiten darf, anderenfalls die nicht oder 
nicht gehörig Bedachten auch wider feinen Willen als Notherben ſuccediren. 
Der Umfang aber des ſo nothwendig zu bedenkenden Perſonenkreiſes, das Maß 
und bie Art der Bedenkung laſſen ſich verſchiedenartig denken, und fo entfpricht 
den deutſchen Rechtsanſchauungen allerdings nach allen Richtungen eine über die 
römiſche Auffaſſung hinausgehende Bedenkungspflicht. 

Unſer heutiges Privatrecht beruht auf einer Miſchung römiſcher, urſprünglich 
deutſcher, einiger kirchlicher und weſentlich moderner Rechtsſatzungen. In Lehrvor—⸗ 
trägen und Lehrbüchern pflegt, in Sonderung des Privatrechtsſtoffes nach dieſen 
geſchichtlichen Elementen, vornämlich eine Disciplin des weſentlich römiſchen Privat- 
rechts (Pandelten, gemeines Civilrecht) und eine Disciplin des weſentlich deutſchen 
(d. h. urſprünglich germaniſchen und allenfalls modernen) Privatrechts geſchieden 
zu werben. Dieſe Sonderung, aus dem Bedürfniß der Arbeitstheilung hervorge- 
gangen, bat doch ſchwer wiegende fachliche Bedenken gegen ſich, zumal in ben 
neueren Geſetzbüchern des bürgerlichen Rechts (vgl. den Artikel „Civilgefeggebung“) 
diefe geſchichtliche Scheidung überwunden ift. Sehr gewichtige Gründe dagegen 
Iprehen dafür, aus ber fyftematifh dargeftellten Geſammtheit des Privatredhts 
gewiffe gefchichtlih und innerlih zufammengehörige Maffen von Inftituten auszu= 
fondern und zum Gegenftand befonderer Darftellung zu machen. Dies gilt vor- 
nämlih von dem Handelsrecht, deſſen Einreihung in das Syſtem des vömifchen 
oder deutſchen Privatrechts auf unüberwindliche innere Schwierigkeiten ſtößt und 
jedenfalls Die volle Einficht in den Zufammenhang feiner einzelnen Inftitute und 
Säge unmöglich macht. 

Die wiffinfhaftlide Bearbeitung des Privatrehts ift zuerft und 
zwar in höchſter Bolllommenheit in der juriftifhen Literatur der Römer erfolgt, 
von welcher bie Juftinianeifchen Pandekten erhebliche Ueberrefte, etwa ben zwan- 
zigſten Theil der fogenannten Maffifhen Rechtsliteratur aus den brei erften Jahre 
hunderten der Kaiferzeit enthalten. Länger als ein halbes Jahrtaufend, in den 
Stürmen der germanifhen Staatengründungen, blieben dieſe Schätze faft unbe- 
nugt, bis feit dem 12. Jahrhundert, zuerft in Italien, dann in den übrigen 
tomanifhen Staaten, der ber Erbichaft des Altertfums fi wieder zuwendende 
Sinn in den Iuftinianeifchen Rechtsbüchern nicht bloß das Privatrecht der neueren 
europhifchen Welt, fondern aud; bie Methode ächter Rechtswiſſenſchaft entdeckte und 
ſich anzueignen begann. In unermüdetem Eifer haben dann faft alle Nationen 
fh um die Förderung bes Privatrechts bemüht: die Italiener und übrigen Süb- 
tomanen, die Franzoſen, die Niederländer und die Deutfhen, bald mehr receptiv 
fh an das gegebene Recht anſchließend, und dasſelbe theils im der einmal ge- 
gebenen Ordnung erläuternd (eregetifche Methode), theils zu einem wifjenfchaft- 
lichen Ganzen verarbeitend (fyftematifhe Methode), bald mehr probuftiv dem neueren 
Zuftänden und Bedürfniſſen gemäß fortbilvend. Unreife Bereinigungsverfuhe römi- 
ſchen und deutſchen Rechts, wie fie ſchon feit dem 14. Jahrhundert in Italien, feit 
dem 16. in Deutfchland gemacht wurden, haben mehr gefchadet- als gefördert; erft 
durch die forgfältige Scheidung fremder und einheimiſcher Beſtandtheile unferes 
geltenden Rechts und die genaue geſchichtliche Ergründung beider, wie fie im 
16. Jahrhundert die franzöſiſche Schule anbahnte, feit dem Beginn des 19. Jahre 
bunderts vornehmlich bie deutſche Schule (Hugo, Savigny, Eihhorn) mit großem 
Talent und unermüdetem Fleiße durchgeführt Hat, ift die Möglichkeit Harer Er- 
lenntniß und bamit bewußier Fortbildung unferes Rechts gegeben, Die gleiche 
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analytiſche und in deren Gefolge produktive Thätigkeit erſtredt fih dann auch auf 
die wiffenfhaftliche Bearbeitung ver umfaffenderen Partikularrechte Württembergifches, 
Heſſiſches, Hamburgifhes u. a. m.) wie der neueren Civilgefegbücher (Preußiftges, 
Defterreihifches, Franzöfifhes), in welhen die Berfhmelzung römiſchen, deutſchen 
und modernen Rechts häufig mehr angeftrebt als innerlich durchgeführt ift. Indem auch 
hier überall auf die Errungenschaften der neueren Rechtswiſſenſchaft energiſch hingewiefen 
und das mangelhafte oder bürftige Geſetzbuch nicht mehr ausfchließlich aus ſich heraus 
fümmerlih interpretint, fondern im Zufammenhange mit dem Rechtszuftand zur 
Zeit feiner Entftehung, wie mit ber geläuterten heutigen Doktrin behandelt wird, 
erfcheint die Ueberwindung ber durch das Uebermaß partifulärer Kodifikationen 
begründeten Rechtsverfchiedenheiten erleichtert und auf dem Boden der gemeinfamen 
Rechtswiſſenſchaft zugleich der Grund einer neuen umfaflenderen Rechtsgemeinfchaft 
gelegt. Goldſchmidt. 
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Rechtspflege iſt die Fürſorge des Staates für die Verwirklichung der 
Rechtsordnung. Sie zerfällt in die Straf- und in die Cinilrechtspflege. 
Die erftere dient dazu, um den Bruch der Rehtsorbnung im öffentlichen 
Intereffe zu fühnen; die letere hat den Schub von Privatrechten zur Aufgabe. 

I. Nothwendigkeit der Civilrehtspflege. Die Beftimmung ver 
Privatrechte ift ihre Ausübung, diefe ſchließt ihre faktifche Behauptung gegen bro- 
hende Angriffe in fi, und ſolche erfcheint fodann nur als das Beharren in einem 
beftehenden Zuftande; es iſt darum Gewalt mit Gewalt zu vertreiben und in 
biefem Sinne au im Staate die Selbſthülfe geftattet. Die Selbſthülfe ftellt 
fih aber als unzureichend dar, wenn das Uebergewicht der phnfifchen Kräfte auf 
Seiten des Angreifers fi findet. Das nämlihe ift ganz allgemein der Fall, wenn 
einmal eine Redhtsverlegung wirklih ftattgefunden hat und es fi demnach nicht 
mehr um faktifhe Behauptung eines beftehenden, fonbern um Wieberherftellung 
des verlegten Rechts handelt. Diefe der Eigenmacht des Berlegten zu überlaffen, 
geht nit an, weil er in bie Rechtsſphäre des Andern eingreifen und deſſen per- 
fönlihe Freiheit gefährben würde. 

So wenig wie die Selbfthülfe fann der Weg der Rechtsverfolgung durch 
Unterwerfung unter den Ausfpruh von Schiedsridhtern für ausreihend er- 
fannt werben, Allerdings ift die Zuläffigkeit der Schiedsgerichte in Streitigkeiten 
über Privatrechte, deren Schlihtung zunähft nur auf dem Willen ver Betheiligten 
berubt, unzweifelhaft , und der Staat hat diefen Weg der Rechtsverfolgung fogar 
zu begünftigen. Allein derſelbe ift da ausgefchloffen, wo es fi um einen se 
ftand handelt, welcher der vertragsmäßigen Feſtſetzung entzogen ift, oder wo Par- 
teien in frage ftehen, welchen die Fähigfeit mangelt, ſich durch Verträge zu ver- 
pflihten, und enblih dürfte die Unterwerfung unter das Schiedsgericht und bie 
Erfüllung feines Spruches doch wieder nicht durch Selbſthülfe erfolgen. 

Alles diefes meist alfo auf die Macht des Staates, damit er vermöge 
ber ihm obliegenden Sorge für die Aufrechterhaltung der Rechtsorbnung den Streit 
nad fichern Regeln und in wohlgeorbneten Formen vom unparteiifhen Standpunkte 
aus entſcheiden und hiernach den verlegten Rechtszuſtand wieder herftellen Lafle. 

II. Die Organe ver Civilrechtspflege.*) Zur Röfung der bezeid- 


*) Dal. den Artifel „Bericht“. 
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neten Aufgabe find vom Staate befondere Behörden beftellt, die Gerichte. Die 
Sonderung derfelben von den übrigen Organen der Staatögewalt, bie Eren- 
nung der Juſtiz von der Berwaltung, ergibt fih aus der durchaus ver- 
ſchiedenen Aufgabe ver Eivilrechtöpflege. Ihre Beftimmung ift es, ohne Rüdficht 
auf Zeit und Umftände nur das ftets fich ſelbſt gleihe, unwandelbar beharrliche 
Recht nach allgemeinem Gefege für und gegen Jedermann zu handhaben; bei ber 
Entſcheidung über ftreitige Privatrechtsverhältniffe darf feine andere Rüdficht in 
die Wagſchale fallen, als die, welche das Gefeg felbft an die Hand gibt. 

Für den Berwaltungsbeamten bilvet dagegen Recht und Gefeg nur bie äußerſte 
Schranke einer mehr oder weniger freien ſchöpferiſchen Wirkſamkeit. Das Princip 
freierer Thätigkeit ift nicht die Gerechtigkeit, fondern das Gemeinwohl: er muß 
die vielfachen, je nad den augenblidlihen Umftänden wechſelnden Beziehungen in 
das Auge faflen, in welchen das Einzelne zum Ganzen fteht. Die Berwaltung bat 
auf das jemeilig Zwedmäßigfte Rüdficht zu nehmen, günftige Gelegenheiten mög- 
lichſt gefickt auszunugen, nah Zufälligem ſich zu bequemen und die veränderliden 
Regeln ihres Handelns fich felbft zu bilden. So geht der Berwaltungsbeamte überall 
von wefentlih andern Anfhauungen aus, wie der Richter. Es wirb nun fehr 
wer halten, je nad ber Beſchaffenheit der Sache bald die eine, bald die andere 
Anfhauungsmweife eintreten zu laffen, es wird immer in einem Individuum bie 
eine, in dem andern die andere Anfhauungsweife vorherrfhen. Die Lebensberufe 
des Richters und des VBerwaltungsbeamten find verfchieden; darum follen aud bie 
Geſchäfte des einen von denen des andern getrennt und beide verſchiedenen Indi- 
viduen und verſchiedenen Stellen zugewiefen fein, damit nicht die Auffaffung, welde 
für den einen Geſchäftszweig die richtige ift, auf die Behandlung des andern über- 
tragen werbe, deſſen Natur fie geradezu wiberftrebt. 

Neben den eben angeführten aus ver Verſchiedenheit der beiverfeitigen Auf- 
gaben entnommenen Gründen für bie Trennung der Juſtiz von der Verwaltung 
befteht noch ein weiterer darin, „daß ber Richter nicht zugleich in anderer Weife 
eine Gewalt über den Untertanen haben oder ber Gewalt dienen barf” *). Diefer 
Grundſatz mürde aber augenfällig da verlegt, wo der Richter zugleih abminiftra- 
tive Funktionen in fi vereinigt und Kraft folder einerfeits in amberer Weife 
als in feiner richterlichen Sphäre auf die Angelegenheiten der Autsuntergebenen 
eg befugt, andererfeit8 den Anweiſungen feiner Dberen zu gehorden ver- 
pflichtet iſt. 

Die Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit des Richteramtes *), 
als nothwendige Borausfegung einer untabelhaften Gerechtigkeitspflege iſt nur bei 
der Trennung der Juftiz und Verwaltung denkbar. Diefe Selbſtändigkeit und Un- 
abhängigkeit begreift in fih, daß die Gerichte bei ihrer Amtsthätigkeit fi ſowohl 
bei der —— als bei der Entſcheidung lediglich von der freien nad Maß 
gabe der beftchenden Gefege gebildeten richterlihen Ueberzeugung leiten laflen. 
Jede Einmifhung des Staatsoberhauptes (Rabinetsjuftiz) oder einer fremden 
Behörde in bie rt der Entſcheidung, jede Hemmung bes rechtöfräftigen Urtheils 
von — Seite iſt ausgeſchloſſen, von den Gerichten nicht zu beachten und zurüd- 
jumeljen, 





*) Stabi, Rechtöpbilofopbie Il. Aufl. Bd. IT. 2te Abth. S. 444. 
**) Klüber, die Selbfländigkeit des Nichteramtes und die —— ſeines Urtheils 


im Rechtſorechen. Frankf. 1832, Pfeiffer, die Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit des Richter: 
amtes, Bött. 1851. 
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Um dem Grundfage ver Unabhängigkeit ber Gerichte feine praftifche 
Wirkſamkeit zu fihern, muß ven Richtern — ben Juftigbeamten — eine folde 
äußere Stellung gewährt werben, welche fie auch jebes mittelbaren Einfluffes auf 
ihre amtlihe Ihätigkeit enthebt. Es ift ihmen eine ihre Eriftenz fichernde Beſol⸗ 
dung zu gewähren und zwar in bauernder Weife; die Berufung zum Richteramt 
fann feine nur vorübergehende, fie muß eine bleibende fein, der Richter ift unab- 
fegbar, d. b. er fann feiner Stelle ohne Urtheil und Recht — ohne die im fürm- 
lihen Wege Rechtens zu erbringende Nachweiſung eines feine Entlafjung genügend 
motivirenden Verſchuldens nicht enthoben werden. So widhtig nun auch die äußere 
Sicherſtellung des Richters für die Unabhängigkeit und Reinheit der Rechtspflege 
fi darſtellt, fo ift doch Hierin allein eine objektive Bürgſchaft für jene Eigen- 
haften ver Rechtspflege nicht geboten; das Wichtigfte bleibt vielmehr die Befegung 
ber Nichterftellen mit Männern von unbefcholtenem Charakter und geprüften Redhts- 
fenntnifien und Beförderung nur nad Maßgabe wirklicher Auszeihnung im richter- 
lihen Beruf *). Bon befonderer Bedeutung hiefür ift au die Oeffentlichkeit ber 
Nechtspflege, die Bildung der Gerichte nad dem Kollegialfyftem, die Einrichtung 
mehrerer Inftanzen, eine dem hohen Berufe ver Beihügung bürgerlicher Freiheit 
gegen alle Beamtenwillfür entfprehende Stellung der Advokatur, u. f. w. 

II. Öegenftand der Civilrechtspflege**). Nur Streitigkeiten über 
Privatrehtsverhältniffe fallen in das Gebiet der Civilrechtspflege. Bis 
zur Auflöfung des deutſchen Reichs exftredte fich bie Kompetenz der Eivilgeridhte 
auch auf Fragen des äffentlichen Rechts: damals waren auch wahre Regierungs- 
bandlungen und zwar nicht etwa bloß rüdfichtlih ihres Einfluſſes auf beftehende 
Privatverhältniffe, ſondern felbft von Seiten ihrer ſtaatsrechtlichen Zuläffigkeit 
Segenftand der Beurtheilung und Entſcheidung ver Reichsgerichte (Ertrajudicial- 
appellation) ***), Mit dem. Zerfall des beutfchen Reichs hörte diefes Verhältniß 
von felbft auf, und man beeilte fich in ben einzelnen deutſchen Staaten nicht eben, 
für einen Erfag zu forgen. Dean erflärte es für unzuläffig, die Staatsgewalt vor 
der Juftizgewalt des eignen Landes, die ja nur ein Beftanbtheil der erfteren fei, 
zur Rechenſchaft zu ziehen. 

Nah dem Beifpiele Frankreihs und im Anſchluß an bie dortige Gefeggebung 
war man fogar darauf bedadt, den Wirkungsfreis der Gerichte durch Aufftellung 
ber fogenannten abminiftrativ-fontentiöfen Sahen und durch das Inftitut der Kom⸗ 
petenzfonfliftte möglihft zu beengen, indem unter dem Namen ber erfteren viele 
Privatrechtöftreitigfeiten den Berwaltungsbehörden zugewiefen und durch legteres 
das alte Artom, daß ver mit einer Klage angegangene Richter feine Kompetenz 
jelbft zu beurtheilen habe, aufgehoben wurde. 





mm 


* Tocqueville bemerkt von dem franzöfiſchen Richter des alten Regimes: „er war unab- 
ſetzbar und trachtete nicht nach Beförderung, zwei Dinge jo notbwendig das eine wie das andere 
für feine Umabbängigfeit; denn was liegt daran, daß man ibn nicht zwingen fann, wenn man 
taufend Mittel hat, ihn zu gewinnen?" 

**) Weber den Unterfchied zwiſchen Juſtiz und PVerwaltungsfahen val. Lauf, im Archiv 
für prakt. Rechtewiſſenſchaft Bd. IL. S. 1, Bd. II, S. 360, Pözl, in der krit. Meberfchau der 
d. Geſetzgebung u. Rechtöwiffenichaft Bd. 11, S 441, Brater, Studien zur Lehre von ben 
Grenzen der cioilrichterlihen und adminiftrativen Zuftändigkeit, Nördl. 1855, Negelöberger, 
in der krit. Vierteljabrajchriit Bd. 4, S. 52, 

“er, Meichdabihied von 1654 * 180; Wahlkapitulation von 1792 Art. 19 8 6; 
vgl. Bähr, der Rechtsſtaat S. 111 ff. 
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Öffentlichen Rechts einen Mechtsichug durch Gerichtsbehörben zu gemähren*), Einige 
deutſche Staaten find denn aud bereits mit der Errichtung von Verwaltungs ⸗ 
gerihtshöfen vorgegangen **). 

IV. Das Berfahren der Eivilgerihte, der Civilproceß, zer 
fällt in zwei Hauptbeftandtbeile: 1) die Entſcheidung des Rechtsſtreits durch das 
richterliche Urtheil, 2) die Exekution oder Bollftredung dieſer Entſcheldung, alfo 
bie wirkliche Aufhebung des Unrechts. 

Die Entſcheidung beruht auf einer Anwendung der Rechtsvorſchriften auf den 
vorliegenden Fall. Sie fest eine Unterfuhung vorans, bei der e8 auf zwei Punkte 
anlommt, das Recht und die Thatfachen, aus denen ber Fall befteht. Die Kenntniß 
beiver muß der Entſcheidende befigen. Die Kenntnif des Rechts ift von der Ord⸗ 
nung des Berfahrens unabhängig, die der Thatſachen ift von den Parteien zu 
liefern, und dabei vorerft zu ermitteln, welche Anfprüche die Parteien gegen ein- 
ander erheben und beftreiten und der richterlichen Unterfuhung und Entſcheidung 
unterftellen — erftes Verfahren, — fodann, wie es ſich mit der Wahrheit ber 
den Rechtsfall bildenden Thatſachen verhalte — Beweisverfahren. Diefe gefammte 
Thätigfeit verläuft nad geſetzlichen Regeln, die alle dahin zielen, eine gründliche, 
möglihft befhleunigte und zugleich wirkſame Entf&heidung des Streites herbeizuführen. 

Es ift eine der größten Schwierigkeiten, für die Proceßgefeßgebung bier die 
rechte Mitte zu treffen. Auf der einen Geite verlangt die Handhabung wahrer 
Gerechtigkeit individuelles Eingehen auf jeden einzelnen Fall und nicht bloß An- 
wendung allgemeiner abftrafter Regeln; auf der andern Geite bedarf es gewiſſer 
Regeln und Formeln, um die Unparteilichkeit des Richters zu fihern und zugleich 
dem minder tüchtigen Richter Fingerzeige für eine erſprießliche Wirkſamkeit zu ger 
währen. Es geht nicht an, an die Stelle der Rechtsregeln lediglich richterliches Er- 
meflen der Zweckmäßigkeit zu fegen, weil dieſes fonft in richterlihe Willfür und 
damit ber ganze Givilproceß in eine ſchwankende Polizeianftalt ausarten würde, 
wie ed der gemeinrechtliche Kriminalproeeß ift oder vielmehr war. Die Aufgabe 
der Geſetzgebung ift die, den bindenden Formen bie rechte Stelle anzuweifen und 
fie fo zu geftalten, daß für felbftändige Bewegung und Thätigkeit zwar ein freies 
Selb befteht, dieſes aber in beftimmter Abgrenzung von felbft die Bahn für eine 
zum Ganzen paffende Wirkfamfeit anweist und ftörende Uebergriffe verhindert. 
Nie darf es Marime der Gefeggebung fein, die vorgefchriebenen Förmlichkeiten 
bloß um ihrer felbft willen aufrecht zu erhalten. Die Partei, welde einen 
At des gerichtlichen Verfahrens wegen Außerachtlaſſung der gefeglihen Förmlich— 
keiten anfehten will, muß nit bloß die Außeradtlaffung diefer Förmlichkeiten 
darzuthun gehalten fein, fonvern fie muß auch bie Behelfe für ihre Sade jelbft 
darlegen, welche fie im Falle ihrer Beachtung geltend gemadt haben würde und 
geltend zu maden im Stande gewefen wäre, bamit der Richter deren Erheblichkeit 
prüfe und darnach bemefje, ob der Anfechtung ftatt zu geben fei. Dadurch wird 
dem Formalismus, wie er in dem franzöfifhen Rechtsaxriom: la forme emporte le 
fond, fih am prägnanteften ausſpricht, die Spige abgebrochen und dem materiellen 
Rechte das ihm gebührende Uebergewicht gefichert Auf der andern Geite hat dieſes 
dadurch zu gefhehen, daß vemjenigen, welcher einen procefjualifhen Nachtheil ohne 


*) Bähr, der Nechtäftaat, eine publiciftiiche Skizze, Caſſel 1864. 

**) Baden: Geſetz vom 5. Dftober 1863; über Bayern und Württemberg vgl. 
Pözt, krit. Bierteljabräfchrift Bd. 10 ©. 124 ff. Br. 11 S. 375 ff. Defterreich: Staat- 
rundgefeg vom 21. December 1867 über Einjegung eines Reichsgerichts (Geſetz vom 10. April 
1869); Staatägrundgefeg vom 21. December 1867 über die richterliche Gewalt, Art. 15, 
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fein Berfhulden erlitten Hat, 3. B. durch Berfäumniß einer Frift, vie Aushülfe 
der Wiedereinfegung in den vorigen Stand gewährt wird. 

In dem gemeinen deutſchen Proceffe ift der Verwirklichung der reellen Zwecke 
ber Gerechtigfeitspflege vorzüglich badurd, entgegengearbeitet worden, daß bie Theorie 
auch das, was nicht zu dem Proceßrecht, — zu dem eigentlichen Verfahren, 
dem Proceß im engern Sinne, zu der Art einzelne Handlungen vorzunehmen, 
und zu der Verbindung derſelben zu einer ganzen Verhandlung gehört, nach Be— 
griffsunterſchieden und allgemeinen ſtarren Regeln feſtzuſtellen beſtrebt war. Auf 
ſolche Weiſe ging in dem Verhältniſſe des Richteramtes zu den Parteien bie dem 
Geiſte des römiſchen und des kanoniſchen Procefjes entſprechende freie Beweglich- 
feit unter; es wurde eine begriffsmäßige Anorbnung des Berfahrens firirt, wäh- 
rend es in Beziehung auf folhes doch nur auf die einfachfte und geſchickteſte Be- 
handlungsart antommt. Der Proceß wurde Selbſtzweck und e8 gewann ben An— 
fein, als fei das Mecht des Procefjes wegen da, während doch der Proceß nur 
des Rechtes wegen — als Mittel da fein foll. 

Unter den von allen Seiten dringend verlangten Reformen unferes Eivil- 
proceßrechts wirb gewöhnlich bie .— ber beiden Principien: „Deffent- 
lichkeit und Mündlichkeit“ obenan geftellt. Die Deffentlidfeit der Rechtspflege 
ift die heilfamfte Kontrole der richterlihen Amtsführung, fie dient zur lebendigen 
Belehrung des Volkes Über die Rechtsnormen und fihert dem Bewußtfein und ber 
Anfhauung des Volles wenigftens indirelt einen Einfluß auf die Fortbildung des 
Rechtes, erhält oder verfchafft fohin dem legteren einen Charakter der Volksthüm— 
lichkeit, welcher eine Hauptbebingung feiner Wirkſamkeit iſt. Die Oeffentlichkeit der 
Gerechtigkeitspflege zeigt dem Volke das Nechtthun in feiner Würde, und ftellt das 
leichtfertige oder muthwillige Rechten in feiner ganzen Berädhtlichkeit dar *). Die 
Schande vor dem Urtheile des Richters und des Publitums wird Parteien und 
Anwälte abhalten, Thatfahen in Abrede zu fellen, deren Beweis mit Leichtigkeit 
vom Gegner erbradht werben Tann. Bon noch viel größerer Bedeutung ift bie 
Mündlichkeit oder Unmittelbarkeit des Verfahrens. Nur unter der Be— 
bingung, daß bie Verhandlung mündlich ftattfindet, Fönnen Angriffe und Berthei- 
bigungen, Fragen und Antworten fo unmittelbar auf einander folgen und in 
einander eingreifen, kann das Berfahren einen fo rafchen und lebendigen Berlauf 
nehmen, daß es einen feinem Gegenftand entſprechenden Gefammteinvrud in dem 
Richter zurüdläßt. Unter der Herrfchaft des fchriftlihen Verfahrens lag für viele 
Anwälte die Berfuhung nahe, ihren Schriften eine große umnöthige Ausdehnung 
zu geben, zumal als vie in vielen Ländern geltenden Tarorbnungen burch Lohnung 
ber Ürbeit des Anwaltes nach der Bogenzahl die Weitläufigkeit begünftigten. Statt 
Harer, gebrängter und gefonberter Darftellung ver Thatfahen trat nur zu leicht 
eine weitläufige, auf Schrauben geftellte Erzählung, ftatt einfacher, ven richtigen und 
entſcheidenden Geftchtspunft hervorhebenver rechtlichen Entwidlung eine breite aus ge⸗ 
dehnte Debuftion ein. Das fchriftliche Berfahren begünftigte bie Erfindung einer 
Maſſe von Einwendungen, von Mitteln, den Proceß zu verwideln, dem Gegner 
bie Prozeßführung zu erſchweren, der Streitseinlaffung zu entgehen und die klare 
Auffaffung der entſcheidenden Punkte zu hindern oder doch zu trüben. 

Die meiften diefer Uebelftände müſſen bei einem öffentlihen und mündlichen 
Berfahren verfhwinden. Indeffen tft aud der Schriftlichkeit ihr Recht infofern 
zu belafien, als, ausgenommen minder wichtige oder in hohem Grave bringliche 


*) Plant, die Lehre von dem Beweisurtheil S. 374. 
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Sachen, in einem furzen Vorverfahren die Punkte des Streites zu firtren find, 
damit beide Parteien nicht unvorbereitet vor dem Richter erfcheinen, nicht in ver 
öffentlichen Sigung mit einander ftreiten, ohne fi zu verftehen, und fo die Auf- 
merffamtelt der Richter ermüden, ohne viejelben aufzullären. 

Der Hauptzwed des gerichtlichen Verfahrens befteht darin, dem Richter bie 
richtige Auffaffung des ftreitigen Nechtsfalles möglich zu machen. Da es ſich hier 
um privatrechtliche Berhältniffe handelt, über welche frei zu verfügen einem jeden 
Rechtsſubjekt an fi) die Befugniß zufteht, fo ift natürlich aud die Procekführung 
von der freien Entjhliegung der Parteien abhängig und in&befondere aud die 
Anführung vortheilhafter Thatfahen und die Benügung zufländiger Beweismittel 
dem Belieben der einen wie der andern anheimgeftellt. Hiernach verfteht fih von 
jelbft, daß der Civilprozeß niht von Amtswegen, fondern nur auf Anſuchen 
einer Partei in Gang gefetst werben fann, daß das Gericht nicht befugt ift, über 
das Begehren des Klägers hinaus zu gehen und daß eine Beendigung bes Pro- 
ceſſes durch Abftand von der Klage, durd Anerkennung ber von ihr erhobenen 
Anfprüche oder durch Bergleich den Parteien jedenfalls ftets freiftehen muß. 

Diefen in der Natur der Sache und in pofitiven Beftimmungen des gemeinen 
Rechtes *) begründeten Grundfag bat man zu Anfang des gegenwärtigen Jahr- 
bundert3, wo man befonders bemüht war, dem von der Gefeggebung allzu jehr 
vernadhläßigten Proceß im Wege der Abftraftion eine foftematifche Ausbildung 
zu geben und eine begriffsmäßige Anorbnung des Berfahrens aufzuftellen, 
eine ungebührlihe Ausdehnung zu geben verſucht und dafür den ftaatlihen Aus— 
drud „Verhandlungsmarime“ erfunden. Den Gegenſatz hiezu bildet „die 
Unterfuhungsmarime”, welhe man als die Örundlage des preußiſchen 
Procefied anfah. Die allgemeine Gerihtsorbnung für die preußifchen Staaten vom 
Jahre 1794 bat nämlich (Einleitung 88 7, 10, 17, 20, 28) den Grundſatz aufe 
geftellt, „daß ber Nichter ſchon bei der Inftrufiion jeder Sahe bemüht fein müſſe, 
die Wahrheit der dabei zum Grunde liegenden erheblihen Thatſachen auf dem 
fiherften und zugleich nächften Wege zu erforfchen und hiezu alle Mittel, die aus 
dem Bortrage der Parteien und aus dem Zufammenhange ver Verhandlungen fid 
ergeben, felbft ohne das ausdrückliche Verlangen der Parteien, anzuwenben.“ Wenn 
diefe Beftimmungen num auch den Richter zu fehr zum Vormunde der Parteien ſich 
aufzumerfen veranlaffen können, fo hat auf ver andern Seite die Berhandlungsmarime 
in der Schroffheit, in welcher fie gewöhnlich aufgefaßt wurbe, den Richter, ber 
frenge an das Borbringen der Parteien und ihrer Anwälte gebunden erachtet 
wurde, häufig zum bewußten und willenlofen Diener ver Lüge und zum Werkzenge 
der Chilane herabgewürbiget und es fam faft nie vor, daß er von ber ihm auch 
nad gemeinem Rechte **) zuftehenden Befugniß, die Parteien felbft zur Aufflärung 
über die faktifchen Verhältniffe zu vernehmen, Gebrauch gemacht hat. Neuere Gefege 
haben insbefondere dieſe Befugniſſe des Richters hervorgehoben und fie auch ven 





*% L. 18 D. comm, div. (10. 3): »ultra id, quod in judicium deductum est, ex- 
cedere polestas judieis non potest.« L un. C. ut nemo invilus agere vel accusare 
cogalur (3, 7). Reichödeputationsabfchied vom 3. 1600 8 30: „es fei ex clausula salulari 
supplicationum dasjenige, welches nicht gebeten, noch aus den marratis oder relatis zu vernehmen, 
nicht ex mero officio zu fuppliren.* 

**) L. 9, C. de jud. (3. 1) cap. 10 X. de fide instr. (2, 22): »cum judex, qui usque 
ad prolationem sententie debet universa rimari, possit interrogare de facto.« Jüngster 
Neichsabſchied $ 41: „Wie dann auch dem Richter das arbitrium, auf ein oder dem andern oder 
auf alle Punkte die Antworten in jedem Theil ded Gerichtes zu fordern, unbenommen bleibt,“ 
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Parteien dahin eingeräumt, daß fle von einander felbft Erklärungen über bie von 
ihren Anwälten widerſprochenen faftifchen Angaben verlangen fünnen und dabei 
zugleih angemefjene Strafen für jede wifjentlihe ober leichtfinnige Behauptung 
unmwahrer, ober Beftreitung oder Entftellung wahrer Thatſachen feftgefett *). Damit 
ift die Schranke der Berhandlungsmarime durchbrochen, die in ihrer Starrheit bei 
einem öffentlichen und münblihen Verfahren fi ohnedieß nicht aufrecht halten läßt. 

Zur Abkürzung und Bolftändigkeit des Verfahrens dient die ſog. Eventual- 
maritime, vermöge beren die Parteien ſich aller ihrer gegenfeitigen Angriffs- und 
Bertheidigungsmittel, von denen fie im Proceſſe Gebrauh machen wollen, auch 
dann, wenn ſchon eines allein ausreihen, alfo bie übrigen nur eventuellen, für 
den Fall des Fehlfhlagens des erften eintretenden Nugen gewähren follten, gleich- 
zeitig in dem betreffenden Stabium des Proceffes zu bedienen haben. Diefer den 
Römern unbelannte, von dem Fanonifchen Rechte zuerft, wenn aud nur in unvoll» 
fommener Weife zur Geltung gebrachte Grumdfag, welcher feine eigentlihe Aus— 
bildung erft dur die deutſchen Reichsgeſetze erhalten hat, ift bet dem fchriftlichen 
Berfahren zur Zeiterfparniß und zur Beförberung einer endlichen Entfheldung, ohne 
Eintrag für deren Gründlichkeit, durhaus nothwendig. Allein die Abftraftion hat 
dem gedachten Princip eine nicht zu redhtfertigende Ausdehnung insbefondere da- 
durch gegeben, daß fie die gleichzeitige oder fucceffive Geltendmachung mehrerer 
Angriffs oder Bertheidigungsmittel geftattete, die einander geradezu ausſchließen, 
3. DB. Ableugnung des Empfangs des Darlehens und zugleih Behauptung der 
Zahlung vesjelben. 

Eine derartige Aufforderung zum Lügen durch das Geſetz erſcheint als un- 
zufäffig. Die mündliche Berhandlungsmeife tft von felbft auf eine fucceffive Erör- 
terung ber einzelnen Punkte hingewiefen und demnach die Eventualmarime unter 
der vorhin bezeichneten Beſchränkung nur für die fohriftlihe Grundlage am Drt, 
um Parteien und Richter über bie ganze Sache vollftändig zu orientiren und fie 
in den Stand zu fegen, einen den ganzen Proceß definitiv beendigenden Punkt 
vorläufig allein zur Inftruftion und Entfcheidung zu ziehen, foferne derſelbe 
fhneller oder auf minder koftfpielige Weife zur Erledigung gebracht werben Tann 
als die übrigen. | 

Auf ſolche Weife wird die Eventnalmarime ihre fonftige Schäplichkeit für bie 
Beihleunigung der Rechtspflege und für deren Aufgabe, dem matertellen Redhte 
zum Siege zu verhelfen, verlieren. Es liegt hierin eine Rückkehr zu ber natur» 
gemäßen freiheit des gerichtlichen Verfahrens. 

Eine gleihe Rüdtehr hat bezüglih des Bemweisverfahren® einzutreten, 
Hler erfheint es vor allem unzwedmähig und ben Forberungen bed Rechts 
nicht entfprehend, den Richter in dem Maße, mie ed im gemeinen Eivilproceß- 
rechte geſchieht, durch Beweisregeln zu binden: verfelbe muß vielmehr nad 
feiner aus dem ganzen Inbegriff der Verhandlungen gefchöpften Ueberzeugung zu 
beurtheilen haben, ob und in wie weit eine fireitige Thatfache bewieſen ei. 


*) In England und Nordamerika bat man in neuerer Zeit die Parteien felbft für berechtiget 
und verpflichtet erflärt, eidlich über die Streitgründe audzufagen. Vgl. Blackstone’s commen- 
taries by Samuel Warren. Lond. 1855. p. 556 M. Es wird die Mafregel von Warren 
als eine ſolche geprieien, wodurch Trug und Chikane den entfcheidendften Schlag erhielten, dabei 
aber auch nicht verbebft, daß in ihr die Verſuchung zu Meineiden, welche fih nur zu bäufig als 
unwiderſtehlich bemeife, nabe gelegt jet. Bat. au Mittermaier: Das Fragerecht der Parteien 
im bürgerl, Berfahren, im Arc. f. civ. Prax. Bd. 39 ©. 273 ff., v. Bar, Recht und Beweis 
im Civilproceſſe 1867, S. 149—161, 
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Benn ferner auch die dem gemeinen deutſchen Proceſſe eigenthlimlihe Son- 
derung des fogenannten erften und bes Beweisverfahrens beibe- 
halten werben mag, fo iſt es doch im Interefie der materiellen Gerechtigkeit 
geboten, die abfolute Rehtsfraft des jene beiden Abſchnitte trennenden Dekretes, 
des Beweisbeſcheides, aufzugeben. 

Die angedeuteten Reformen des gemeinen deutſchen Civilproceßrechts find in 
neuerer Zeit mit aller Kraft in Angriff genommen und in einzelnen Staaten bereits 
zur Durdführung gelangt. In muftergältiger Weiſe ift dies namentlih für Han- 
nover durd die bürgerliche Procekorbnung vom 8. November 1850, für Baden 
durch die Proceforbnung vom 18. März 1864 geſchehen. Nadyvem vie Berfaffung 
des norbbeutihen Bundes Art. 4 das gerichtliche Berfahren als Gegenftand ver 
Bundesgefeßgebung erklärt hat, ift am 3. Januar 1868 eine Kommifflon zur Aus- 
arbeitung des Entwurjs einer „Proceßorbnung in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
für die Staaten des norbbdeutfhen Bundes“ in Berlin zufanımengetreten und hat 
(unter Zugrundelegung des in ben Jahren 1862—1866 zu Hannover ausge 
arbeiteten Entwurfs einer Civilproceforbnung für die Staaten des ehemaligen 
deutſchen Bundes, ſowie unter Berüdfihtigung des im Jahre 1864 veröffentlichten 
Entwurfs einer Civilprocegorbnung für den preußifhen Staat) ihre Aufgabe be» 
reit8 zum größeren Theile erlebigt. 

Zur Riteratur: Unter den bogmatifhen Werken find hervorzuheben: 
Wetzell, Syſtem des ordentlichen Eivilproceffes, 2te Aufl. Leipzig 1865; v. Bayer, 
Vorträge über den deutfchen gemeinen ordentlihen Civilproceß, 10te Aufl. Münden, 
1868; Renaud, Lehrbud des gemeinen deutſchen Civilprocegrechts, Leipzig u. 
Heidelberg 1867; Endemann, das deutfhe Civilproceßrecht, Heidelberg 1868. — 
Das umfaſſendſie gefhihtlihe Werk iſt: v. Bethmann-Hollweg, ber 
Cwilproceß des gemeinen Rechts in gefchichtlicher Entwidiung Bd. 1—4, Bonn 
1864—1868 (den römifhen Civilproceß und den germanifd-romaniihen Eivil- 
proceß vom 5.—8. Jahrhundert enthaltend). — Legislative Werke: v. Fener- 
bad, Betrachtungen über die Oeffentlichleit und Mündlichkeit der Gerechtigfeits- 
pflege, Gießen 1821 und 1825; Regnard, de l’organisation judiciaire et de 
la procedure eivile en France, Paris 1855; Zimt, über die Ermittelung des 
Sachverhalts im franzdfifchen Eivilproceffje, Münden 1860; Leonhardt, zur 
Reform des Civilproceſſes in Deutfhland, Hannover 1865; v. Bar, Recht und 
Beweis im Eivilprocefie, Leipzig 1867. — Ständige Berichte Über die Fortfchritte 
ver Givilproceßgefeßgebung find im Archiv für civiliftifhe Praris (von Mitter- 
maier), im der kritiſchen Ueberſchau der deutſchen Geſetzgebung und Rechtswiſſen ⸗ 
ihaft (von Laut) und in der kritiſchen Vierteljahresſchrift für Geſetzgebung und 
Rechtswiſſenſchaft erftattet. Auf Grundlage des Artikels von Lant. 
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Der Colibat (Ehelofigkeit) iſt diejenige Ordnung der römifchen Kirche, welche 
dem Klerus derſelben die Ehe dur ein abzulegendes Gelübde verbietet. Auch 
außerhalb der römiſchen Kirche und ſchon in der vorriftlichen Zeit begegnet man 
bier und da Spuren eines ſolchen Berfuches, die menfhliche Natur fi) durch ſich 
ſelbſt befiegen zu laffen; wir müfjen uns aber an biefem Orte daranf beſchränken, 
benfelben in der Form allein zu betrachten, in der er eine wirklich gefchichtliche 
Deveutung und Geftaltung erlangt hat und nod für die Gegenwart von Wichtig: 
teit iſt: und das iſt eben der Cölibat der römiſchen Kirche, 
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Das alte Teftament kennt das Gebot der Ebelofigkeit für das Prieſterthum 
nit; auch nicht das neue, obwohl bier Andeutungen im Allgemeinen vorfommen, 
daß es unter Umftänden gerathener fein könne, fein Weib zu nehmen (1. Kor. 7, 38). 
Und wohl nit ohne Beziehung darauf hat ſich in den erften Zeiten bes Chriften- 
thums und ber Kirche die Meinung entwidelt, daß der Stand der Eheloſigkeit 
dem ber Ehe vorzuziehen fei. In den erften drei Jahrhunderten tritt die Ebelofig- 
feit auch beim Priefterthum, doch immer nur unter dem Charakter der Freimillig- 
feit, nicht eines Gefeges, und durchaus nicht vorherrſchend auf. Das vierte Jahr- 
hundert ge aber auf diefem Wege ſchon einen entſcheidenden Schritt weiter. Es 
werben Vorfchriften im Sinne des Cölibats erlaffen, jo 3. B. auf bem Coneil. 
Ancyr. (a. 314); es wirb deutlich ausgeſprochen, daß der unbeweibte Priefter vor 
dem beweibten den Borzug verdiene, wenn aud bie Ehe jelbft noch nit unter- 
fagt wird. Gegen das Ende des 4. Jahrhunderts (im I. 385) gab Siricius, 
Biſchof von Rom, bereits die Erklärung ab, die Ehe beeinträcdhtige das Priefter- 
thum und beffen Beftimmung, und an ibn fchloffen fi feine Nachfolger im fünf- 
ten Jahrhundert an. Zunähft galt das Berbot allerdings nur den höhern Graden: 
den Bilhöfen, Prieftern, Diakonen; doch dauerte e8 nicht lange, ala es ſich auch 
auf die Subdiakonen in ver Art ausvehnte, daß ihnen nad erhaltener Ordination 
die Berheirathung unterfagt wurde. Die weltlihe Macht bat dieſe Verfuhe, bie 
Ehelofigleit zur berrfhenden Ordnung des Priefterfiandes zu erheben, nicht be- 
kämpft; fie hat fie vielmehr nad Kräften begünftigt und mit ihrer Autorität 
unterftügt. 

Es darf nicht verlannt werben, daß im der ganzen Entwidelung ber römi- 
hen Kirche etwas lag, das zur Herrihaft und allgemeinen Durchführung jener 
Dronung hinbrängte. An Oppofition dagegen bat es natürlich ſchon früh nicht 
gefehlt, und zwar an Oppofltion aus der Mitte des davon betroffenen Klerus 
heraus. Nicht umfonft wurbe die Beachtung jener Gefege immer wieder eingefchärft. 
Das 11. Jahrhundert hat aber auch für ven Sieg diefer Drbnung, wie für ben 
Sieg der Kirhe überhaupt entfchieven. Papft Gregor VII, an deſſen Genie und an 
deſſen Namen fi jener Sieg knüpft, hat au hier in der That fo wenig als 
in feinem ganzen Syftem etwas Neues eingeführt und erfunden; er hat es aber 
verftanben, jenem Gebote eine dauernde Kraft zu geben und den Wiberftand be- 
fonders bei den Nationen nieverzumerfen, an die bie Kirche vorzugsweiſe ſich an- 
lehnen mußte, namentlich bei ven Deutſchen. Kein Zweifel, daß er die Frage 
des Eölibats viel weniger von der Seite der abftraften Moral als der Zmed- 
mäßigfeit aufgefaßt hat, daß es ihm dabei eigentlich nur darum zu thun gewefen 
ift, die Herrſchaft und die Einheit der Kirche durch einen vom Staate unabhän- 
gigen Priefterftand zu begründen. Er felber hat e8 zum Ueberfluffe ausgefprochen: 
„Non liberari potest ecclesia a servitute laicorum, nisi liberentur clerici ab 
uxoribus.* Eine gegentbeilige Löſung jenes Streites hätte unverfennbar die Er- 
richtung einer päpftlihen Monarchie vereitelt, die Entwidelung von mehr ober 
weniger felbftändigen Nationallichen angebahnt. Gregor VII. hat übrigens noch 
nicht die Ehe eines Priefters für nichtig erklärt, fondern er verbot nur bei Strafe 
des Bannes bei einem verheiratheten Priefter Meſſe zu hören, und trennte die 
Weiber von den Geiftlichen. Erſt Bapft Ealirtus II. (1119 und 1123) ftellte den 
Empfang ber Priefterweihe als trennendes Ehehindernig auf und forderte. von den 
niedern Klerifern die Ehelofigkeit unter Strafe des Verluftes von Amt und Ein» 
fommen, — Hieran bat die fatholifche Kirche feftgehalten, ohne daß es ihr freilich 
überall, 3. B. bei den Griechiſch-Unirten, gelungen wäre, den Cöltbat einzuführen, 
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So nothwendig indeß jene Ordnung ſeiner Zeit ſein oder ſcheinen mochte, 
fie führte bald und namentlich im 14. und 15. Jahrhundert fo ſchreiende Uebel⸗ 
fände mit fi, die Klagen über die Immoralität des Klerus und deſſen Gewohn- 
beiten, ſich anderswie zu entihädigen, wurden fo allgemein, daß die Bedenklich- 
feiten und Zweifel über die Zwedmäßigteit des Cölibats bald offen ausgefprochen 
wurden, und man fi wohl fragen durfte, ob die Gittlichleit dabei wenigftens 
nit eben fo viel verlöre, als die Macht der Kirche dadurch gewinne? Und doch 
ift im ganzen 15. Jahrhundert, in der Zeit der Koncilien von Konftanz und 
Bafel, fo laut auch die Klagen waren, bie Frage an entſcheidender Stelle nie- 
mals im Ernfte auch nur aufgenommen, viel weniger an eine Abhälfe, fo ober 
fo, gedacht worden. Wie tief aber die Abneigung vor jenem Gefeg nicht blos bei 
den Laien, fondern auch bei dem Klerus felbft gebrungen war, wie es mit feinen 
Folgen beigetragen hatte, die römische Kirche felbft den Gemüthern zu entfremden, 
das trat fonnenflar zu Tage, als die Kirchenreformation ausbrach und faft vie 
ganze germanifche Welt fih don Rom losfagte. So ganz und gar nit aud bie 
Ordnung des Cölibats mit den unterfcheidenden Dogmen zufammenhängt, ift fie 
ſeitdem doch ein weſentlicher Unterfheidungspuntt der Tatholifhen und der prote- 
ſtantiſchen Kirchen gewurben. 

Zwar find in ber Zeit der Reformation genug Stimmen in der Tatholifchen 
Kiche laut geworven, die ſich für die Aufhebung bes Cölibatsgefeges ausſprachen. 
Mehrere Fürften, felbft König Karl V. im Interim, ſuchten biefelbe herbeizuführen, 
in der Hoffnung, daburd eine Ausſöhnung der Proteftanten mit der katholiſchen 
Kirhe anbahnen zu können. Auch auf dem tridentinifhen Koncil find Wünfche 
und Vorſchläge von Seite deutfcher Fürften in biefem Sinne ernfihaft genug vor« 
gebracht worden: aber gerade hier wies man ſolche Anfinnen zurüd und fchärfte 
das Gefeg mit erneuter Strenge ein. Es bat auch fpäter, namentlich im 18, Jahr⸗ 
hundert, am wieberholter vereinzelter Oppofition dagegen nicht gemangelt, doch 
ohne Erfolg. Noch in unferm Jahrhundert find aus der Mitte des Klerus Gegner 
erftanden, vorzugsweife in Deutfchland. Wir erinnern nur an den anticdlibateri- 
ſchen Berein, den die katholifhe Geiftlichkeit in Württemberg und Baden in den 
erften Jahren ver Regierung Papft Gregors XVI. gefhloffen hat: fie wurde aber 
mit ihrer Forderung von diefem auf's entjhiedenfte zurüdgemiefen (Encyklika vom 
15. Auguft 1832) und als eine conjuratio foedissima bezeichnet. Die Frage wird 
ohne Zweifel von Zeit zu Zeit immer wieder auftauchen, aber fidher unter den 
gegebenen Berhältniffen von Rom aus dieſelbe Zurüdweifung erfahren. 

So wichtig auch für den Staat und die bürgerliche Geſellſchaft die Ehelofig- 
keit der Tatholifhen Geiftlicheit ift, fo fehr eine Aufhebung des Cölibats in ihrem 
Intereffe Liegen mag, fo erfheint doc die Forderung, bie insbefondere in ben 
dreißiger Jahren vielfach geftellt wurbe, daß ber Staat durch ein ſtaatliches Gefeg 
bier eingreife, mit dem modernen Princip der Unabhängigkeit der Kirche in ihren 
Innern Angelegenheiten nicht verträglih. Anderer Seits ift aber auch ver Staat eben 
jo wenig berechtigt wie verpflichtet, die Beobachtung des Cölibats aufrecht zu erhalten, 

Geiftlihe, die den geiftlihen Stand aufgegeben Haben und damit aus ber 
tatholifchen Kirche ausgefchieden find, dürfen trog bes unverwäftlichen Charakters, 
den bie Kirche ben geweihten Prieftern zufchreibt, vom Staate an ber Verehe— 
lichung nicht gehindert werben. Entgegengefegte Beftimmungen gelten in Sachſen 
Dürg. Gefegbuh $ 1619, Defterreih Allg. Bürg. Gefegbuh $ 63, Frankreich 
nad einer konftanten, wiffenfhaftlih aber allerdings fehr beftritienen Praxis der 
Gerichte. Mit Benupung des Artikels von Wegele. 
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Henry Benjamin Conſtant de Rebecque, unter dem abgekürzten Namen 
Benjamin Conſtant bekaunt, hatte ſchon früh die Einflüffe verſchiedener Nationa- 
(itäten an ſich erfahren, und von Natur leicht erregbar und fremder Einwirkung 
zugänglich, warb er buch ven Wechſel feiner Lebensſchickſale umftet hin und ber 
getrieben. Die Weichheit feines Charakters und die Unbeftänvigkeit feiner politi- 
hen Haltung hätten ihm alles Vertrauen entzogen, wenn er nicht biefe Mängel 
dur die Gewandtheit feines Geiftes, duch die maßvolle und doc glänzende Form 
feiner Sprade und durch eine unter allen Umſtänden immer wieder ausftrömende 
Liberalität der Gefinnung gebedt hätte. Er war nie ein großer Staatsmann, aber 
er war ber erfte Publicift feiner Zeit. 

B. C. ward am 23, Oftober 1767 zu Laufanne geboren. Er wurbe von 
Jugend auf mit dem nad) Befreiung von der Xriftofratie dürſtenden Geifte erfüllt, 
der die Waadtländer gegen die Berner Patricier befeelte. Seine Erziehung wurde 
in Paris durch die Enchflopäbiften, in Epinburg durch den Umgang mit Lehrern 
und Schülern der Whigpartei, in Deutfhland — wo er bie Univerfität Erlangen 
beſuchte — dur die Werke von Kant, Joh. Müller und Schiller ergriffen. An 
dem Hofe von Braunfhweig erhielt er den Schliff der weltmännifhen Form, ber 
ihn zum Liebling der Salons machte und feinem Styl Glätte und Feinheit gab. 
Er fuhte und fand in Paris die Wirkſamkeit, die feinem Talente die ſchweizeriſche 
Heimat nicht gewähren fonnte, und machte, im Jahre 1795 dahin zurückgekehrt, 
das franzöſiſche Bürgerrecht feiner Familie geltend. Hier gerieth er fofort umter 
ben beftimmenden Einfluß der Frau von Stael, feiner Doppellandsmännin, ver 
er fortwährend auf's innigfte befreundet blieb. Als Journaliſt und in einem poli» 
tifhen Klub nahm er Theil an den damaligen Parteilämpfen. Er griff die Ter⸗ 
roriften an und unterftügte oder tabelte je nad dem Wechfel der Lage und feiner 
Stimmung das Direktorium. Als Napoleon dieſem Regiment ein Ende madte und 
felbft die Gewalt ergriff, wurde B. C. Mitglied des Tribunats. Gereizt von feiner 
Freundin von Staöl that er fih Hier durch feine Oppofitton gegen den erften 
Konful hervor, und wurde dann aus dem Tribunat geftogen (1801), und als er 
fortfuhr in der Preſſe Oppofition zu machen, mit der Frau v. Stael für längere 
Zeit aus Frankreich verwiefen. Er hielt fich meiftens nun in Deutfhland auf. In 
Hannover vermählte er fih mit einer Fürſtin Harvenberg, ſchrieb „wider ben Geift 
der Eroberung und ber Ufurpation”, d. 5. gegen Napoleon, und kehrte erft nad 
dem Sturz des Kaiſers im Jahre 1814 nah Paris zuräd. 

Wie Viele hoffte au er von Ludwig XVII. und feiner Charte den end- 
lichen Abſchluß ber Revolution und den Frieden ber Parteien. Er ſchloß fih am 
ben König an; und als ſchon Napoleon bie Infel Elba wieder verlaffen und neuer- 
dings feinen Triumphzug duch Frankreich begonnen hatte, ſchrieb er noch: „Je 
n’irai pas, mis&rable transfuge, me trainer d’un pouvoir & l’autre, couvrir l’infa- 
mie par le sophisme et balbutier des mots profanes pour racheter une vie hon- 
teuse. Du cöte du roi est la libert6, la suret6, la paix; du cöt6 de Bonaparte la 
servitude, l’anarchie et la guerre.* Es war ihn damals fiherlih Ernft damit. 
Dennod wurde aud er von bem Umſchwung der Dinge fortgerifien. Napoleon 
verfprah in Zukunft Tonftitutionell zu regieren, und B. E. nahm feine Ernen- 
nung zum Staatsrath an. Die Bourbonen kehrten aber zum zweiten Mal unter 
dem Beiftande Europa’8 zurüd: und diesmal flüchtete B. C. vor ihnen nad Eng» 
land, Der liberale Alt des 5, September 1816 eröffnete auch ihm die Heimkehr 
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nah Baris. Hier entwidelte er nun eine ungewöhnliche Thätigkeit. Er fchrieb Leit- 
artifel in eine Reihe von Journalen, verfaßte Broſchüren, hielt philofophifch-poli- 
tiſche Vorträge am Ahenäum, führte eine fleißige Korrefpondenz und wurde ge- 
legentlich aud wegen Preßvergehen verfolgt, aber. wußte jevesmal aus einem 
Berfolgten ein gefeierter Steger zu werben. Im Jahre 1819 kam er ald Depu- 
tirter in die Kammer, in der ihn der Minifter Billdle als feinen gefährlichften 
Gegner betrachtete. In der Oppofition war er immer frifh, gewandt, unermüdlich. 
Unter der Regierung Karl X. fanten fein Muth und feine Hoffnung. Er fing an 
anf die Politik zu refigniren, und wendete fih mehr religlöfen Forſchungen und 
religiöfen Gedanken zu. Die Julirevolution von 1830 überrafchte ihn in biefer 
Stimmung. Er fürchtete mehr die Erhebung, als er von ihr hoffte. Aber fein Ruf 
bob ihn halb wider Willen auf die Höhe der damaligen Ereigniffe. Der neue König 
Louis Philipp ernannte ihn zum Staatsrath und ſchenkte ihm 200,000 Franten, 
die er „unter ber Bedingung annahm, daß er feine freie Meinungsäußerung bei- 
behalte und aud die neue Regierung bekämpfen dürfe, wenn fie Fehler made". 
Die Aufregung der Revolution ſcheint aber den ohnehin müden Körper vollends 
gebrochen zu haben. Er farb wenige Monate nachher am 8. December 1830. 
Bei der erften Iulifeier 1831 wurde feine Leiche im Pantheon beigefegt. 

D. €, hat keineswegs Epoche gemacht durch die Findung und Begründung neuer 
fruchtbarer Gedanken über den Staat. Er folgte in dieſer Hinficht ven früheren kon— 
fitutionellen Theorieen, aber er ift durch die Mare, burchfichtige Verarbeitung auch 
des Details der alten Lehre und durch vie gemeinverftändliche Ausfprache verjelben 
von großem Einfluß geworben. Auch bie fonftituttonelle Partei in Deutfhland in ven 
Zwanziger⸗ und Dreißigerjahren hat fih von feinen Schriften vielfach beflimmen 
laſſen. Bon einer organifhen Erfenntnif des Stantes, als eines lebendigen Weſens, 
ift er noch fehr weit weg. Er flieht in dem Staate nur eine große Mafchine, deren 
verſchiedene Kräfte (pouvoirs, Gewalten) forgfältig zu fcheiden, aber auch fo zu be— 
Ihränfen feien, daß fie neben und mit einander wirken können, ohne ſich wechfelfeitig 
zu ſtören. Nur in Einem Gedanken iſt er neu, Angeregt nämlich) durch eine Aeuße— 
rung von Elermont-Tonnerre bilbete er die Idee des fogenannten pouvoir royal 
aus, durch welche er fih von feinen fonftitutionellen Borgängern weſentlich unter- 
ſcheidet. Er hatte eingefehen, daß es ber alten Theorie von den drei Gewalten 
(pouvoir ex6cutif, l&gislatif et judiciaire) an einem Regulator fehle, welder 
verhindere,. daß nicht die eine bie andere in Ihrer Bewegung hindere und vie alls 
gemeine Wohlfahrt verwirre. Das Bedürfniß einer Macht, welhe bie Harmonie, 
oder wie er fie nannte das Gleichgewicht jener Gewalten erhalte, führte ihn 
zu der Forderung einer von jenen verſchiedenen Centralgewalt, bie fi zu— 
nähft neutral verhalte, und deren Beruf lebiglich fei, bie ungeflörte Thätigkeit 
der andern Gewalten zu fügen. 

Es war immerhin ein wiffenfhaftliher Fortſchritt, ald B. C. einen der wefent- 
lichen Mängel jener ältern Lehre von ber ee Br Gewalten erkannte, 
und die verloren gegangene Einheit wieber aufſuchte. Auch hatte er ganz recht, 
diefe einigende und regulirende Macht vorzugsmwelfe in dem Gentralorgan 
des Staates, alfo für den monardhifhen Staat in dem Monarden zu fuchen. 
Aber indem er nur um fo mehr bie eigentlihe Aktion außerhalb viefes 
Gentralorgans in die Kammern und in bie Minifterien verfegte, und ben 
Monarchen vornehmlich zur Ruhe und Neutralität verwies, gerieth er mit 
der Geſchichte der Kontinentalſtaaten und mit der höhern Idee der Monarchie in 
einen noch Ärgern Widerſpruch, als jelbft die ältere konftitutionelle Lehre, Nimmt 
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man aus dem Wefen der „Königlichen Gewalt” die Altion hinweg, und beſchränkt 
fie auf die Neutralität, fo hebt man das Wefen ver zufammenfafjenden und leiten- 
den Gentralmaht auf: und die legte Konfequenz ift do immer wieder das be- 
rähmte, auf Koften der Nation genährte „Ehrenſchwein“, das der Konful Napoleon 
dem Abt Sieyes an den Kopf warf, als diefer aud ihm den Borfchlag made, 
die oberfte Staatsftellung als eine neutrale und ruhende Macht zu übernehmen. 
Das war Übrigens ein harakterifiifher Zug ber konftitutionellen Partei der Zwan⸗ 
zigerjahre, daß das Haupt des Staates zur Ruhe verwiefen wurde, damit ftatt 
feiner die Parteien die Herrfchaft üben. Es ift das derfelbe Gedanke, den Thiers 
in dem Wort ausgefprodhen hat: „Der König fol herrſchen, nidt regieren“ 
(rögner, pas gouverner). Hätte er gejagt: „er fol regieren, aber nicht abminiftriren“, 
fo hätte er eher das Rechte getroffen. Wie wenig jene VBorftellung auch unter Louis 
Philipp zur Wahrheit werben konnte, hat Thiers felber als Minifter erfahren. 
Das politifche Hauptwerk von B. €. ift fein Cours de politique constitu- 
tionelle, 4 Bände, mehrfach aufgelegt, 1861 von Laboulaye herausgegeben. Außerdem 
bat er noch einige größere Werte gefchrieben: „De la religion considerde dans 
sa source, ces formes et ses developpements.* Paris 1823—31. 5 Bände. 
derner: Du polytheisme romain. 2 Bde. Paris 1833, einen Roman „Adolphe“, 
dem die Franzoſen „deutihe Romantik" vorwerfen, einen Kommentar zu dem 
Werke von Filangieri. 2 Bde. 1821—24. Endli eine Menge Meiner Schriften 
und Ürtikel, die auch gefammelt wurden; viele derfelben in dem Cours de poli- 
tique constitutionelle. viuniſchli. 


Couvoy, ſ. Seekrieg. 
Corpus juris, ſ. Kanoniſches Recht, Römiſches Recht. 
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„Ih will es nicht verhehlen, daß ich mich gerne ven Dann des Wortes und 
ber That nennen hörte”, ſchrieb Dahlmann nad den Göttinger Erlebniffen 
des Decembers 1837. Sein ganzes Leben hindurch hat er diefe Verbindung von 
Wort und That, von Theorie und Praris angeftrebt. Wo Beides in Eines zu- 
fammentraf, war feine Natur befriedigt. Wenn Dahlmann Hiftorifhe Stubien 
machte und Geſchichte fhrieb, fo lag es ihm weniger daran zu erferfhen, was 
nod verborgen war, und mitzutheilen, was er Neues und Wiffenswürbiges ge- 
funden hatte. Er wollte vielmehr durch feine hiſtoriſchen Arbeiten auf die Gegen- 
wart einwirken, er wollte insbefondere bie fittlihe Gefinnung unter den Mit- 
lebenden flärfen und reinigen und bie politifhe Erziehung feines Volkes fördern 
helfen. Die beiden gelefenften Hiftorifhen Schriften D.'s: Geſchichte der eng- 
liſchen und Geſchichte der franzdfifhen Revolution find in biefem 
Geiſte gefchrieben, jene von 1843, dieſe von 1845. Als D. in ſtizzenartigen Um- 
riffen einzelne Bilder aus der englifchen und ber franzöfifchen Revolutionsgefchichte 
dem deutſchen Bolfe vorzeichnete, hielt er es ſchwerlich für möglich, daß dieſe des 
politifhen Lebens faft entwöhnte Nation wenige Jahre fpäter fi in die wilde 
Fluth der Revolution flürzen und er berufen werde, in der beutjhen Revolution 
eine beventende Rolle zu Übernehmen, 
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Schon früher hatte er fi politifh verſucht. Eben politifche Intereffen hatten 
ihn zu ſtaatsrechtlichen Studien geführt. Seine erfte Wirkfamkeit gehörte Dänemark 
und Holftein an. Ein Sohn des germanifhen Nordens — er war zu Wismar 
am 17. Mat 1785 geboren — war er zuerft als Philologe zu Kopenhagen auf: 
getreten und wurde bann 1813 als außerordentliher Profeffor nad Kiel berufen. 
Zum Sekretär der ſchleswig holſteiniſchen Prälaten und Ritterfchaft im Jahre 1815 
ernannt, hatte er in dieſer Stellung die hiſtoriſchen Rechte diefer Stände und ber 
deutfchen Landſchaft gegen die däniſche Regierung zu vertheidigen. Es war eine 
fonferpative Oppofition für altes Recht und alte Freiheit wider den Abfolutismus 
ver Staatögewalt, an ber er fi bier betheiligte. Diefer Richtung blieb er treu 
in der Wiſſenſchaft und meiftens auch im Leben. 

In Göttingen, wohin er 1829 als orventlicher Profefior der Staatswiffen- 
ſchaft berufen wurde, arbeitete er fein ſtaatswiſſenſchaftliches Hauptwer! aus: Die 
Politik, auf den Grund und das Maf der gegebenen Zuftände zu— 
rüd geführt (Bd. I. Göttingen 1835. 2. Auflage 1847), ein Bud, das frei- 
lich nur ein Fragment geblieben ift — der zweite Band iſt nie erfchienen —, das aber 
einen großen und nachhaltigen Einfluß vorzüglih auf höher gebilvete Kreife un 
auf die hiſtoriſche Fortbildung der deutſchen Staatswiffenfhaft gehabt hat. Wir 
innen die achtungsvolle und dankbare Annahme, welche dieſes Buch gerabe bei 
wiffenfchaftlihen und politifch gebildeten Männern fand, weder dem Reihthum an 
biftorifchen Ueberbliden, noch der Neuheit und logiſchen Klarheit der ausgeſprochenen 
Ineen zufchreiben. Wir fehen das Hauptverbienft des Buchs theils in ber Hifto- 
riihen Methode, welche die Staatsideen nicht, wie die Meiften es tamals thaten, 
ans abftraften Ariomen herleitete, fondern in ver Berlörperung hiſtoriſcher Staaten 
aufzeigte, theils in dem fittlihen Ernft, mit weldem fein Verfaſſer die feften 
Formen der Rehtsorbnung mit den Bedürfniſſen und Regungen der Volksfreiheit 
in Harmonie zu bringen fi bemühte, theils endlich in dem Übel feiner Grund- 
gedanken. In feinem Styl ift etwas markvolles, welches auf Charakter Hindeutet, 
etwas Gebrungenes, woraus wir auf Energie fließen. Die Achtung davor Hilft 
ung über eine gewiffe Starrheit und zuweilen aud einige Gefchraubtheit in den 
dormen Hinmweg, welhe uns ohne jenen Eindruck mehr mißfielen. 

In dem Staate erfennt D. „feine Erfindung weber ver Noth nod der Ge- 
Ihidlichkeit, keine Aktiengefellihaft, feine Maſchine, fein aus einem frei aufge 
gebenen Naturleben hervorfpringenbes Vertragswerf, fein nothwenbiges Uebel, fon- 
dern eine urfprünglihe Ordnung, einen nothwendigen Zuftand, ein Vermögen der 
Menſchheit“ ($ 2). Nach ihm erwächst der Staat aus der Familie, aber fpäter 
unterjheiden fih Familie, Voll und Staat. „Der Staat ift etwas Anderes ge- 
worden als blos die Form des Volkes“ ($ 6). „Die übermächtige weltlihe Ord— 
nung nimmt ihre Macht nicht aus ſich felber und hat ihren legten Zwed nicht 
in fi. Sie vient vielmehr einer höher ftehenden Ordnung, welde jedem einzelnen 
Staate und allen Staaten miteinander überlegen ift. Wir glauben an ein großes 
gemeinfames Werk der Menjchheit, zu welchem das einzelne Staatenleben nur bie 
Vorarbeiten liefert, an eine auch äuferlihe Vollendung der menſchlichen Dinge 
am Ende der Geſchichte“ (8 8). 

Die Nothwendigkeit der hiftorifhen Betrahtung des Staates hat er vor- 
trefflih Gegründet: „Weil die Menfchheit in jedem Zeitalter neue Zuftände ge- 
biert, fo läßt fi kein Staat grundfeft darftellen, außer mit den Mitteln und 
unter den Bedingungen irgend eine® Zeitalters, außer gebunden an bie Verhält- 
niſſe irgend einer unmittelbaren Gegenwart. Daher drängt alle Behandlung von 
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Staatsfahen im Leben und in der Lehre zur Hiftorte hin, und durch fie auf eine 
Gegenwart" ($ 15). Während daher viele Anhänger ber hiſtoriſchen Schule in 
vie Vergangenheit fich vertiefen, um aus der Gegenwart in ältere Zuftände zurüd 
zu fliehen, jo hat D., eines ihrer Häupter, umgelehrt bie früheren Zeiten vor- 
züglich ftudirt, am deſto beffer die Fortbildung der Gegenwart zu begreifen. 

In feiner politiihen Gefinnung weiß fih D. vorzüglid als Vertreter bes 
gebildeten Mittelftandes (des dritten Standes) und als Berehrer ver Lonfti- 
tutionellen Monardie. „Haft überall bildet ein weit verbreiteter, ſtets an 
Gleichartigkeit wachſender Mittelftand ven Kern ber Bevölkerung, er bat das 
Wiſſen der alten Geiftlicgfeit, das Vermögen des alten Adels zugleich mit feinen 
Waffen in fi aufgenommen. Ihn Hat jede Regierung vornämlid zu beachten, 
denn in ihm ruht gegenwärtig der Schwerpunft des Staates, der ganze Körper 
folgt feiner Bewegung“ (237). Die konftitutionele Monarchie faßt er aber info- 
fern anders als die Franzofen, als er auch hier mehr von hiſtoriſchen als von 
abftrakten Borausfegungen ausgeht und mehr vie fittlihen Momente ald bie prin- 
cipiellen Grundfäge hervorhebt: „Ehemals war die Meinung, die allgemeine Ber- 
faffung dürfe nur infoweit wirfen, als die befonderen Rechte der Stände feinen 
Eintrag dadurch litten. Jetzt liegt in der Bahn des Lebens die Ueberzengung, daß 
vor Allem die Ordnung der Gefammtheit mit Einfiht und Gerechtigkeit zu er- 
fireben ſei; das Einzelne fol, fo zu jagen, fein Dafein rechtfertigen durch feine 
thätige Stellung zum Ganzen. — Aber nicht die mehanifhe nah Willfür wech— 
felnde Einheit ift das Ziel, es gilt ein ftetig einheitliches Leben für die Mannig- 
faltigfeit freier Volksentwicklung in diefe Gebundenheit der Stantsorbnung einzu- 
führen. Darum kann die Zukunft Europa’s feine‘ Berherrlihung des unumſchränkten 
Königthums fein, aber fie if, wenn ftetige Entwidelung gelingen fol, geknüpft an 
den Beftand nicht blos, fondern an die Macht der erblicen Königthümer" (141). 
Diefelbe Macht ver Gefhichte, welche überall dahin, wo früher Dienfte ſtanden, 
das Geld geſetzt hat, welde an die Stelle ver überlieferten Gitte bie 
Gründe wägende Einſicht gefest hat, und eine öffentlide Meinung an 
bie Stelle der Standesmeinung — eben fie ift es, melde die alten Yand- 
ftände zuſammenrücken beißt zu einer Bollsvertretung, welche allgemeinverbindlidhe 
Gefege und Gelvabgaben bewilligt, alle Regierungsredhte aber, der Stände und 
der Einzelnen, an den beffer erfannten Staat zurüdftellt" (142). 

Die fefte liberal-tonfervative Gefinnung D.'s hatte ihm das Vertrauen bes 
Herzogs von Cambridge verfhafft und an der Ausbildung der hannover'ſchen Ber- 
faffung vom Jahr 1833 Hatte er einen großen Antheil. Um fo bitterer war fein 
Schmerz, ald er den Umfturz diefer Berfaffung durch das Patent bes Königs Ernſt 
Auguft von 1837 erlebte. Sein Rechtsgefühl und fein moralifhes Gefühl waren bis 
auf den Grund verlegt. Er ſchrieb damals in der klaſſiſchen Schrift: Zur Verftän- 
bigung, ©. 30: „Schweigend der Zerftörung aller menfhlihen Ordnung zuzu- 
fehen, nur zu beten und zu feufzen, wo nod gefeglihe Mittel bleiben, oder zu 
fagen, wie ein Beamter des Landes: „„ich unterfchreibe Alles, Hunde find wir ja 
doch,““ halte id des Mannes, des Chriften unwürbig.” In Folge feines Wider- 
ftandes wurde er mit feinen Kollegen Albreht, Jakob Grimm, Wilhelm 
Grimm, Gervinus, Ewald, WB. Weber, den berühmten Göttinger 
Sieben, aus feiner Profefjur verdrängt und aus dem Lande Hannover getrieben. 
Er ging nun nad Jena und arbeitete da feine Geſchichte Dänemarks aus. Im 
Jahre 1842 erhielt er einen Ruf nad; Bonn und fand hier wieber eine größere 
wiffenfhaftliche Wirkfamteit. 
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Dei ben innern Kämpfen ber Herzogthümer Holftein und Schleswig zur 
Stärkung ihrer Verbindung und zur Ablehnung ber dänifhen Ausbeutung wirkte 
er aus ber Ferne und im Stillen fräftig mit. Dann berief ihn bie Volksbewegung 
des Jahres 1848 zu größerer politifher Thätigkeit in Frankfurt. Anfänglich als 
preußifcher Bertrauensmann der Bundesverfammlung zugeorbnet, dann als ein ein- 
flußreihes Mitglied des Parlaments hatte er an den erfolglofen Verſuchen jener 
Zeit, eine gemeinfame Berfafjung für vie deutſche Nation auszubilden, und bie 
Sehnfuht der Nation nad erhöhter Macht und Einheit zu befriedigen, einen er- 
beblihen Antheil. Schon ber fogenannte Giebzehnerentwurf, der zuerft die bof- 
trinäre dee eines deutſchen Erbkaiſers ausſprach, galt vorzüglih ald D.'s Werk, 
Seine Meinung fiel bei allen Debatten über die Berfafjung ſchwer ins Gewidt. 
Aber eben da zeigte es ſich, daß feine Kräfte der Größe dieſer Aufgabe nicht ent- 
ſprachen. Er war nicht der Mann, um inmitten einer Revolution den Staat nen 
zu organtfiren. In feinen Vorſchlägen ging er vor, als hätte er die Macht, eine 
füffige Maſſe beliebig zu formen: er hoffte, das ausgefprodhene Ideal feines Gelftes 
werde aud bie Zuftimmung des Bolfes finden, Er ftügte fi dabei vornehmlich 
auf die Öffentlihe Meinung des gebildeten dritten Standes. Aber er überfah auf 
ber einen Seite die Fürften und ihre Negierungen, welde fih von ven erften 
Shreden bald erholten und viel mehr reale Gewalt in den Händen hatten, als 
das bofrinär geleitete Parlament, und auf ber andern Geite die großen Maffen, 
mit denen er feinen Rapport hatte, noch fuchte. Dießmal baute er doch nicht auf 
dem Boden der Gejhichte und ver Realitäten. Der Vorwurf, der bem ganzen 
Parlament gemacht wurde, eines unpraltifchen Doltrinarismus, warb vorzugsweife 
jeiner damaligen politifhen Thätigfeit vielfältig, und nicht ohne Grund gemacht. 
Am deutlichften zeigte fich das bei der Berathung über den Waffenftiliftand von 
Malmd. Der parlamentarifche Sieg, den er über das Reichsminiſterlum erfämpfte 
(6. September 1848), ward für ihn zur flaatsmännifhen Niederlage, denn er 
hatte die Politit der Minifter durchkreuzt und gelähmt, ohne irgend im Stande 
zu fein, felbft zum Minifter berufen, feine eigene Politif aus- und durchzuführen. 
Er ftarb zu Bonn den 25. December 1860. vluniſchli. 
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I. Bon ven Staaten am baltiſchen Meer hat zuerſt Dänemark eine größere 
Beveutung gewonnen. Bon den Infeln ausgehend nahmen die Dänen nad bem 
Abzug der Sachſen, Angeln und Jüten die fimbrifche Halbinfel in Beſitz und ver- 
einigten unter Gorm dem Alten (855—939) alle einzelnen Reiche zu einem Ganzen. 
Der Sohn Gorm’s, Harald Blaatand, führte das Chriſtenthum ein, feine fpäteren 
Nachfolger begannen die großen Seezüge nad Welten und Norden, die England 
vorübergehend von 1013 —1041, bie füdlichen Theile von Norwegen und Schweden 
auf längere Zeit zu Dänemark bradten. Was die Skioldunger begomnen, 
legten die Ulfinger (mit denen nad Ausfterben des Mannsftammes die weib- 
liche Linie zur Regierung kam) fort 1047—1448. Innere Kriege wechjelten mit 
erſchöpfenden Kämpfen gegen Slawen, Preußen und Livländer; Norwegen wurbe 
1204 erobert, der König der Dänen konnte fih König der Wenven (1196) und 
König der Gothen (1360) nennen. Eine Vereinigung aller ſtandinaviſchen Länder 
wurde durch Margaretha in ber falmarifhen Union (Calmare Foerening) vers 
ſucht; fie follten ein gemeinfhaftlihes Oberhaupt, vor Allem zur Leitung ber 
möwärtigen Verhältniffe, haben, im Inneren ein jedes nad feiner alten Landes- 
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verfaffung regiert fein. Die Folge waren Bürgerfriege, die mit ber Losreißung 
Schwedens endeten, das unter ven Königen aus dem Haufe Wafa fi) bald eine 
Großmachtſtellung an der Oftfee erwarb. Während dieſer Kämpfe fam das Haus 
Didenburg in Befit des däniſchen Throne, wurde die Union aufgelöst und 
bie Reformation eingeführt (1527). Der Vertrag mit ben Reichsſtänden Norwegens 
über die ewige Bereinigung biefes Reiches mit Dänemarf (1532) fiderte den 
regierenden Fürſten den Befit beider Länder nebft Holftein und Schleswig. 

Im 16. und 17. Jahrhundert gelang es ven Königen zwar nit in den 
auswärtigen Kriegen, beſonders mit den emporftrebenden Schweben, bie frühere 
Macht zurädzuerobern, dagegen waren fie um fo glüdliher in ben Kämpfen mit 
tem auf feine Hanbfeften trogenden Adel. Geftügt auf Geiftlichkeit und Bürger- 
ftand erlangte Friedrich III. am 19. Dftober 1660 die Erbgerechtigkeits - und 
Souveränitätsafte, weldhe auf dem Reichstag zu Kopenhagen am 10. Januar 1661 
förmlich angelobt wurde und dem König von Dänemark nidt nur eine völlig 
unumfchränkte Regterungsgewalt einräumte, fondern auch die Erblichkeit der Krone 
für die Nachkommen Friedrichs III. in männlicher und weiblicher Linie feftftellte. 
Auch von den Reihsftänden in Norwegen wurbe fie am 25. Auguſt 1661 ange- 
nommen. Aus biefer Grundlage entftand dann das Konge-Fov oder Königegefeg, 
bas eigentlihe Grundgeſetz des Reiches, mit dem ber feindlihe Gegenfag zwifchen 
Fürft und Adel zur Ruhe fam. Auch die äußere Politik wechjelte mit dem Beginn 
bes 18. Jahrhunderts. Dänemark, in feinen finanziellen Hülfsmitteln beſchränkt, 
zog fih von ber Theilnahme an den großen politiſchen Ereigniffen in Europa 
zurüd und forgte in neutraler Stellung für Hebung feiner materiellen Kräfte An 
dieſem Syſtem der Neutralität bielten bie Könige von Chriftian VI. bis auf 
Brievrih VI. (von 1730—1808) feft; es war gleihmäßig die Politit der großen 
Minifter Iohann Hartwig und Andreas Peter von Bernftorff. Nur feitvem Däne- 
mark dem Willen Frankreichs fi unterorbnete (1807), folgten Berlufte auf Ber- 
Iufte: fie begannen mit dem Bombarbement Kopenhagens und der Wegnahme 
däniſcher Schiffe in brittifhen Häfen (Auguft und September 1807) und enbigten 
mit dem Berlufte Norwegens an Schweden im Frieden zu Kiel (14. Januar 1814). 
Helgoland mußte für immer den Englänvern überlaffen, das Entſchädigungsland 
in Schwebifh-Pommern und auf Rügen durch Vertrag vom 4. Januar 1815 an 
Preußen gegen das Herzogthum Lauenburg und 2 Mill. preuß. Thaler eingetaufcht 
werben. Das einzige Zugeftänpniß, das Friebrih VI. durch perfünlihe Anweſen- 
beit auf dem Wiener Kongrefie erlangte, war, daß feinem Staate das Recht des 
Sundzolles blieb. Für die Herzogthümer Holftein und Lauenburg trat er am 
8. Januar 1815 dem beutfhen Bund bei und erhielt im engeren Rath der Buntes- 
verfammlung bie 10te Stelle, 3 Stimmen in der Plenarverfammlung. Die Juli- 
ereigniffe des Jahres 1830 im Franfreih trugen ihre Wirkung bis nah Däne- 
markt fort. Am 28. Mai 1831 erfhien das Gefeg zur Einführung berathender 
Provinzialflände, 1834 kam ihre erfte Berufung zu Stande. In diefen Stünbe- 
verfammlungen machte fich bald der Gegenfag des flandinavifhen und beutfhen 
Elementes geltend, ber ftärfer hervortrat, ala mit der Thronbefteigung Ehriftians VIII. 
(3. December 1839 bis 20. Januar 1848) der Skandinavismus eine Stüge in ber 
unmittelbaren Umgebung des Königs fand. Die Succeffionsfrage wurbe nun zur 
brennenden Tagesfrage; in ihr wurzeln die Differenzen zwifchen ben bänifchen und 
deutſchen Reichstheilen, zwifchen Dänemark und Deutſchland, die bis auf unfere 
Tage hauptſächlich die äußere Geſchichte des Königreiches beftimmt haben. Chri- 
ftiaen VIII. hatte nur einen Defcendenten, ben fpäteren Friedrich VII, ber felbft 
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ohne Leibeserben war. Der Bruder des Könige, Prinz Ferbinand, der noch übrige 
einzige männliche Zweig des königlichen Haufes, war ebenfalls ohne Hoffnung auf 
Nachkommenſchaft. Für die Kronländer folgte nad) dem Königsgeſetz (Art. 28—38) 
nad; Erlöfhen des Mannsftammes in der Löntglichen Linie der Weiberftamm, gleid- 
falls nad der Ordnung der Linien, fo daß in ihnen die männlihen Nahlommen 
ven Borzug vor ben weiblichen hatten. In den Herzogthümern Schleswig 
und Holftein galt das deutſche Fürften-Succeffionsreht, nah welchem ber 
Mannsftamm der Nebenlinien den weiblihen Nachkommen in der Hauptlinie vor⸗ 
geht, fo daß hier die Erbfolge beim Erlöfchen des Mannsftammes in der Tönig- 
lichen Linie auf die Nebenlinie Holftein-Sonverburg-Auguftenburg fallen mußte. 
Für Lauenburg konnte es zweifelhaft fein, ob, als in dem Entſchädigungsland 
für Norwegen, das Königsgeſetz oder, als in einem deutſchen Bundeslande, bie 
deutfche Succefflonsorbnung angewendet werben follte. Die Streitfrage wurbe noch 
verwidelter, als die nationale Partei in Dänemark oder bie fogenannten Eiderdänen 
(die die Dänifirung nur bis zur Eider ausbehnen wollten) fi mit der bemofra- 
tiſchen (die auch Holftein feftzuhalten gedachte) im Streben nad einer Gefammt- 
verfafjung des Reiches vereinigte. Der offene Brief Chriftians VIII. vom 8. Juli 
1846 ließ über die Tendenzen der Regierung feinen Zweifel — minbeftens in 
Schleswig und Holftein das Königsgefeg in Anwendung zu bringen —, das Ein- 
treten ber deutſchen Bundesverfammlang für das in Holftein geltende Recht in 
dem Beihluffe vom 17. September 1846 vermehrte no die innere Gährung. 
Der König war gerade im Begriff, dem Drängen verfelben nachzugeben, als er 
am 20. Januar 1848 ftarb; fein Sohn Friedrich VII. mußte fhon am 28. Januar 
bie Grundzüge einer gemeinfamen Reichsverfaffung befannt maden. Sie befriebigten 
feine der vorhandenen Parteien. Es fam zum Abfall von Schleswig und Holftein 
(Hehe diefe Artikel), zum Aufftand in Kopenhagen. Auf kurze Zeit fam bie bemo- 
katiihe Partei ans Ruder; im Laufe des Krieges mußte das Kaftnominiftertum 
einem Miniftertum ver nationalen Partei Platz machen. Unter ihrem Einfluß ge- 
nehmigte der Reichstag ohne Zuziehung der deutſchen Elemente am 25. Mat 1849 
bie Reichsverfafiung, die am 5. Juni die Königliche Sanktion erhielt. Damit kehrte 
die Ruhe noch nicht zurüd: finanzielle Noth und bie perſönlichen Berhältniffe des 
Könige, der ſich (7. Auguft 1850) mit der zur Lehensgräfin Danner erhobenen 
Luiſe Chriftine Rasmuffen vermäßlte, fteigerten noch die allgemeine Mißftimmung. 
Das Einſchreiten der europäifchen Mächte ficherte inbeffen den Beſtand ber bäni- 
ſchen Monarchie; der Londoner Vertrag vom 8. Mai 1852 ſprach das Recht aus, 
die Erbfolge im Imtereffe des Gefammtftantes zu ordnen; dem Prinzen Chrifttan 
von Schleswig-Holftein-Sonderburg-Glüdsburg und feinen männlihen Erben aus 
der Ehe mit der Prinzeffin Luife von Heſſen-Kaſſel wurde der Thron garantirt, 
die Integrität der dänischen Monarchie als wünſchenswerth erflärt, ohne aus» 
drücklich verbürgt zu werden. Die Beftimmungen des Vertrags wurden vom Reichs- 
tag genehmigt, vom König am 31. Juli 1853 als Thronfolgegefeg ſanktionirt. 
Nah der erzwungenen Wiebervereinigung mit Holftein und Schleswig waren be» 
teilt am 27. Ianuar 1852 Veränderungen in ber däniſchen Reihsverfaflung in 
Ansfigt geftellt, am 26. Juli 1854 wirflih verſucht, am 2. Dftober 1855 end» 
gültig feftgefegt worden. Die deutſchen Herzogthlimer wiberftanden, fo weit es 
mögih war, vom deutſchen Bunde während der Zeit der Reaktion nur ſchwach 
anterſtützt, während Dänemark Fein Mittel fcheute, in Holftein die Oppofttion 
nieberzuhalten, in Schleswig fie durch gewaltfame Danifirung völlig zu erfliden. 
Ct als der Prinz-Regent in Preußen die Regierung ergriff, fonnte das Syſtem, 
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wenigftens Holftein gegenüber, nicht mehr aufrecht erhalten werben. Die Gefammt- 
verfafjung wurde am 6. November 1858 für Holftein und Lauenburg fufpendirt, 
ohne daß die beutfchen Forderungen erfüllt worden wären. Der Bund fah fich 
am 7, Februar 1861 genöthigt, mit Erelution zu drohen, Dänemark dadurch ge— 
zwungen, am 6. März 1861 Grundzüge einer neuen Gefammtverfaffung vorzu- 
legen, die freilih von den Ständen abgelehnt wurben, ſowie am 29. Juli 1861, 
wenigftens für das laufende Jahr, den Beitrag Holfteins zum gemeinfhaftlichen 
Büdget auf die im fogenannten Normalbübget von 1856 feflgefegte Summe zu 
bejchränten. — Gegenüber viefen Konceffionen an Holftein festen die Dänen um 
fo eifriger ihre Beftrebungen in Schleswig fort. Der Danewirf-Verein verbreitete 
fih über das ganze Königreih; eine Monftreabreffe, die von allen Mitgliedern 
ber beiden Thinge des fpeciellen däniſchen Reichstages unterzeichnet war, verlangte 
fonftitutionelle Bereinigung Schleswigs mit dem eigentlihen Dänemark zu einem 
untheilbaren und unabhängigen Königreihe. Schon in der Antwort auf dieſe Adreſſe 
ſprach die Regierung ihre Mebereinftimmung aus, nod deutlicher durch die Be- 
rufung Drla Lehmann's (14. September 1861) ins Minifterium, wie durch mili- 
täriſche Rüftungen, vor Allem die Befeftigung des Düppeler Hafens. Preußen fühlte 
fi verpflidtet, in einer Depeihe vom 5. December 1861 an die 1851 einge- 
gangenen Berbinblichleiten zu erinnern, die ſchon den Verſuch einer Inkorporation 
Schleswigs verboten. Dänemark Lehnte in feiner Antwort (26. December 1861) 
jede Erörterung diefer Angelegenheit ab, läugnete (12. Mär; 1862) Defterreich 
und Preußen gegenüber jede Abſicht auf Einverleibung Schleswige und fuchte, 
wenn glei vergebens, bie Hülfe der übrigen Großmächte, befonders Englands, 
zu erlangen, Trogdem ſchritt e8 auf der betretenen Bahn weiter, die dahin ging, 
auf ber einen Seite Holftein aus ber bisherigen Verbindung firenger auszuſcheiden 
(was durch die Defrete vom 12. December 1862 und 30. März 1863 wirklich 
geſchah), Schleswig dagegen um fo fefter in biefelbe hineinzuziehen. Das Letztere 
führte zu der Vorlage einer neuen Berfaflung für das eigentliche Dänemarl und 
Schleswig am 28. September, die am 9. November 1863 vom Reichsrath in 
dritter Lejung angenommen wurde. Damit war der entſcheidende Schritt gethan. 
Schon am 1. Oktober 1863 hatte der deutſche Bund die Einleitung des Erelu- 
tionsverfahrens beſchloſſen; da flarb unerwartet Friedrich VII, 15. November 
1863. Die Frage der Erbfolge fam nun dazu, die vorhandenen Berwidelungen 
zu mehren; in Kopenhagen wurde fofort Prinz Chriftian zum König ausgerufen, 
in den Herzogthlimern berief ſich Erbprinz Frievrih von Auguſtenburg durch 
Patent vom 16. November auf feine Rechte. König Chriftian war ſchon am 
18. November duch die Bollsmafjen feiner Hauptftadt gezwungen worden, aud 
feinerfeits die Berfaffung anzunehmen; dadurch wurde der Bruch mit Deutihland 
unvermeidlich. Eine Reihe von deutſchen Staaten erfannten fofort und von fid 
aus den Auguftenburger an. Indefien lag von Anfang an die eigentliche Entſchei⸗ 
dung in den Händen der Großmädte. Am 28. November 1863 wurbe bie Stimme 
des Königs von Dänemark im deutſchen Bunde fufpendirt, am 7. December bie 
Ausführung der am 1. Oktober angedrohten Exekution befchlofien. Am 23. De- 
cember rüdten bie Bunbestruppen, 12,000 Mann Sadfen und Hannoveraner in 
Holftein ein, 10,000 Mann Defterreiher und Preußen als Referve an bie Grenze. 
Die Dänen wihen Schritt für Schritt zurüd und vor Ende des Jahres war 
ganz Holftein in den Händen der Bundestruppen. Um fo entſchiedener wollten fie 
Schleswig vertheidigen; vergebens verſuchten die Großmächte in Kopenhagen zu 
vermitteln, Nachdem ber Antrag Defterreihs und Preußens am beutfhen Bunde, 
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Schleswig in Pfand zu nehmen, am 14. Januar 1864 als nicht weit genug 
gehend verworfen worden war, nahmen bie deutfhen Großmächte die Sade in 
die Hand umd führten fie ohne den Bund weiter. Am 1. Februar überjhritten 
die Alltirten die ſchleswig'ſche Grenze; ſchon in den nächſten Tagen wurden bie 
Vorwerle des Danewirfe von den Defterreihern durh Sturm genommen. In ber 
Nacht vom 5. auf den 6. Februar räumte der dänifche General de Meza die Linie 
des Danewirke und zog ſich unbehelligt hinter die Düppelftellung zurüd. Die Ber- 
bündeten befegten nun Schleswig, begannen die Düppeler Schanzen zu belagern 
und braden in Jütland ein. Am 18. April 1864 erftürmten die Preußen bie 
Düppeler Schanzen und warfen die Dänen nah Alfen zuräd. Nochmals fuchten 
jest die Großmächte zu vermitteln, die Londoner Konferenz fam am 23. April zu 
Stande, um am 25. Juni ohne Refultat aus einander zu gehen. Der Krieg be- 
gann von Neuem. Der Uebergang der Preußen nad Alfen am 29. Juni und vor 
Allem die Erklärungen des engliſchen Unterhaufes gegen jebe Intervention in dem 
deutſch-⸗däniſchen Streit zwangen, den Frieden zu fuchen. König Chriſtian entlich 
das eiderbänifhe Minifterium Monrad und bildete ein neues Kabinet, das jofort 
Unterhandlungen mit den deutſchen Großmädten begann. Am 1. Auguſt 1864 
famen in Wien die Friedenspräliminarien und ein breimonatliher Waffenftiliftand 
zu Stande, am 30, Oktober wurde der befinitive Friede unterzeichnet. Dänemark 
entfagte darin allen feinen Rechten auf Schleswig, Holftein und Lauenburg zu 
Gunften des Kaifers von Defterreich und des Königs von Preußen und verpflidy- 
tete fich, alle Berfügungen anzuerkennen, die man mit den Herzogthümern treffen 
würde. Dagegen behielt es faft ausfchließlih das Afttvvermögen der Monardie, 
fo weit e8 ein gemeinfames war; die Herzogthümer mußten als ihren Antheil an 
der Staatefhuld 29 Mil. Thaler Übernehmen und überbieß die Kriegskoſten der 
Großmächte tragen. — est, wo Dänemark auf die Infeln und Jütland befchränft 
war, hatte die doppelte Verfaffung mit ben beiden Thingen des Reihsraths und 
Beihstags feinen Sinn mehr. Nur fragte es fi, ob die Verfafſung des Reichs— 
tags (vom 5. Juni 1849) oder die Berfafjung des Reichsraths (2. Oktober 1855) 
zu weichen habe. Die Regierung gab der konfervativeren Reichsraths-Verfaſſung 
den Borzug. Nicht ohne Mühe gelang es, dieſe Aenderung durchzuführen. Erft 
im Oktober 1866 fonnten die erften allgemeinen Wahlen zum Reichsrath nad) ber 
revidirten Berfaffung vorgenommen werden. — Der deutfhe Krieg bes Jahres 
1866 bradte Dänemark die Ausfiht, Schleswig wenigftens theilmelfe wieder zu 
erobern. Im Prager Frieden vom 23. Auguft trat Defterreih alle feine Anfprüde 
auf Holftein und Schleswig an Preußen ab, doch auf Wunfh Frankreichs mit 
dem Zufag, daß die Bevölkerungen der nördlichen Diftrifte von Schleswig, wenn 
fie durch freie Abftimmung den Wunſch zu erfennen gäben, mit Dänemark ver- 
einigt zu werben, an dieſes abgetreten werben follten. Die darüber Ende 1867 
begonnenen Verhandlungen haben bis jegt noch zu feinem Refultate geführt. 

I. Der Flädeninhalt des eigentlihen Königreihs (Jütland und bie 
Infeln) beträgt 693 D.M. mit 1,608,095 Einwohnern (nad der Zählung vom 
1. Februar 1860), mit 1,717,802 Einwohnern, wenn man die Bevölkerung nad) 
der aus den Zählungen fi ergebenden Bewegung der Bevölkerung beredinet; bie 
Zählungen felbft wurden früher alle 5 Jahre, werden jegt alle 10 Jahre vorge- 
nommen. Der Flächeninhalt der Beiländer (Faröer, Island, Grönland und St. Eroir) 
in Weftindien) beträgt 2080,, Q. M. mit 108,175 Einw. Die Infeln St. Thomas 
und St. Juan find in der jüngften Zeit mit Zuftimmung der däniſchen Kammern und 
der betreffenden Bevdlferungen gegen 14 Mil. Rthlr. (1 Rthlr. = 3/, Thlr. preuß.) 
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an bie Vereinigten Staaten abgetreten worben, body bebarf der Vertrag noch ber 
Beftätigung des Senates der Union. — Der Boden des Landes zeigt überall 
bie unverfennbarften Spuren ver früheren Ueberfluthung durch das Meer. Ohne 
Gebirge bietet er do mit Ausnahme der Mari, der Moore und der Haideebenen 
nad allen Richtungen hin ein mwellenförmiges Terrain, deſſen höchſte Erhebung, 
ber Himmelberg in Jütland, nicht über 550° anfteigt. Es ergibt fih ſchon 
daran, daß Aderbau und Viehzucht die Hauptbefhäftigung der Einwohner 
ausmachen, daß die Koncentration in den Städten eine geringe, das Beharren in 
den ländlichen Gemeinden um fo größer fein wird. In der That weist das Land 
außer der Hauptftabt, die 155,143 Einw. zählt, feine Stadt mit über 15,000 Einw. 
auf (Odenſe 14,255). So Ieben aud 59,7 P/, der Bewohner von Aderbau, 22,5 
von Kleininduftrie, 5,5 vom Handel, 2,, find Matrofen u. ſ. w. Man fchägt den 
Ertrag der Agrifultur auf 840,000 Hektoliter Weizen; 41/, Mill. H. Roggen; 
4,800,000 9. Gerfte; 5,600,000 9. Hafer; 1,200,000 H. Hülfenfrädte; gegen 
400,000 9. Buchwelzen und über 3 Mill. H. Kartoffeln. Der Reichthum an 
Vieh belief fih im Juli 1866 auf 352,603 Pferbe; 1,193,861 Stüd Rindvieh; 
1,875,052 Schafe; 381,512 Schweine. — Induſtrie ift ſchwach entwidelt und 
reicht keineswegs für den Bedarf der wohlhabenden Stände aus. — Der päni- 
ſche Handel ift durd die Tage des Landes zwiſchen Oft- und Norbfee von 
nit geringer Bedeutung. Man kann fagen, daß Dänemark von felbft auf den 
Zwiſchenhandel angewiefen if. Die Hanvelsmarine zählte am 31. März 1868 
3132 Schiffe mit 87,777 Laften (1 Laſt = 22 Tonnen à 2,5; Berlin. Scheffeln). 
Der Handelsverkehr zeigte 1867 die Ziffern 45 Mill. ald Werth der Gefammt- 
einfuhr, 30 Mil. öfterr. Gulden ald Werth der Gefammtausfuhr. — Der Ber- 
fehr im Lande wirb befördert durch 4936 Kilometer Chauffeen, 28,000 Kilom. 
Bictnal-Wege; 478 Kilom. Eifenbahnen; 1545 Kilom. Telegraphenlinien. — 
Briefe find 1867/8 8,756,200, Depeihen 1867 437,160 befördert worben. 

III. Dänemark ift eine fonftitutionele Monarchie. Das Königthum vererbt 
nad dem Thronfolgegefeg vom 31. Juli 1853 im Haufe Oldenburg. Der König 
gehört der evangelifch-Iutherifchen Kirche an; vie Volljährigkeit ift für ihn, wie für 
die Prinzen des königlichen Haufes auf das vollendete achtzehnte Jahr feftgefegt. 
Die für den Fall der Unmünpigfeit, Krankheit oder Abwefenheit des Königs noth— 
wenbigen Beftimmungen werben durd befondere Gefege feftgeftellt. Die Civillifte 
wird beim Regierungsantritt normirt und darf nicht mit Schulden belaftet werben. 
Die Apanagen für die Mitglieder des Königlichen Haufes werben durch befonbere 
Geſetze geregelt, Können aber ohne Genehmigung des Königs nicht außerhalb des 
Landes genofjen werben. — Die, wie oben fhon berührt, nad dem legten Krieg 
revibirte Verfaſſung hat am 28. Juli 1866 königliche Sanftion erhalten. Die 
Vertretung des Volkes findet im Nigsdag ftatt, der aus Landéthing und Folks— 
thing befteht. Wähler ift, wer das 30fte, wählbar, wer das 2öfte Jahr erreicht 
hat. Zu dem Folksthing, für welches Fein Genfus zu runde liegt, wird auf je 
16,000 Einwohner ein Abgeorpneter gewählt, deſſen Mandat drei Jahre dauert. 
Der Landsthing zählt 66 Mitglieder, von denen 21 vom König ernannt, bie 
übrigen gewählt werben. 

IV. Die Staatsverwaltung. Als höchſte Centralbehörde des Staates ift 
ber geheime Staatsrath zu nennen, der unter dem Vorfig des Königs mit dem 
Kronpringen und den 7 Miniftern (des Auswärtigen, der Juftiz, Finanzen, des 
Inneren, bes Kriegs, der Marine, des Kultus und öffentlihen Unterrichts) befteht; 
ein Etatsrath -ift ihm als Staatsfetretär beigegeben. Dann folgen die einzelnen 
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Minifterien. Finanzen: Das Finanzjahr beginnt mit dem 1. April. Das Büdget 
vom 1. April 1868 bis 31. Mär; 1869 betrug 27,438,748 Rthlr. in den Ein- 
nahmen und 28,024,955 Rthlr. in den Ausgaben, ergab aljo ein Deficit von 
über einer halben Million, das dur außerordentliche Steuern gevedt wurde. Die 
regelmäßigen Steuern find theils virefte (Grundſteuern, Miethsftenern, Rangskat 
oder Titelftenern u. f. w.), theils imbirefte (Zölle, Branntweinacciſe, Stempelfteuer, 
Erbſchafteſteuer, Sporteln). Die erſteren belaufen fich ziemlih konftant auf über 
4 Mill. Rthlr. Dazu kam durch Gefeg vom 21. Juli 1867 eine Einfommenfteuer 
zur Dedung eines Deficits von über 1 Million; ferner find hierher zu rechnen 
die Einnahmen der Domänen, Poften, Telegraphen, des Lotto’8 u. f. w. Die 
Schuld betrug am 1. Upril 1868 132,437,069 Rihlr., die Aktiva dagegen 
67,478,792 Rihlr., wovon 26 Millionen von dem durch Vertrag vom 14. März 
1857 aufgehobenen, von den einzelnen Staaten abgelösten Sundzoll, 29 Millionen 
von Scleswig-Holftein herrühren. — Kriegswefen: Die Wehrpflicht ift eine 
allgemeine. Sie beginnt mit dem 22ften Jahre und verlangt 8 Dienfljahre, von 
denen 4 auf die Referve kommen (bei ber Artillerie nur 2); ferner Sjährige Dienft- 
pfliht im erften, fpäter, bis zum 45ſten Jahre, im zweiten Aufgebot. Das aktive 
Heer zerfällt in Linie und Referve; die legtere wird je im 2ten Jahr auf 14 Tage 
zum Dienft in der Linie herangezogen. Auf dem Kriegsfuße zählt die Armee 
28,000 Mann Linie und 36,000 Mann Landwehr; in Friedenszeit find höchſtens 
18,000 Mann unter den Waffen, meifl weniger. Die Marine zählte 1866 
30 Dampfer mit 378 Kanonen, darunter 3 Panzerfregatten und 2 ſchwimmende 
Panzer-Batterieen, von gewöhnlihen Schraubendampfern 1 Linienfchiff, 4 Fregatten, 
3 Kometten u. f. w,, ferner 3 größere Segelfdiffe mit 36 Kanonen, 30 Kanonen- 
ihaluppen und Jollen und 40 Transportſchiffe, mit einer Mannfhaft von zu⸗ 
fammen 1308 Mann. — Kultus und Unterricht: Der Kultus ift völlig 
frei, doch muß der König, entfprechend der überwiegenden Majorität feines Volkes, zur 
lutheriſch en Kirche gehören. 1860 befanden fi im jegigen Königreih nur 12,907 
Berfonen, die außerhalb biefer Konfeffion fanden (nämlich 4214 Juden, 1240 
Katholiken, 1761 Reformirte, 2270 Baptiften, 2657 Mormonen). Dänemark ift 
in 7 Diöcefen getheilt, an deren Spige Biſchöfe ftehen; dieſe ftehen einander gleich 
und bilden in ihrem Stifte mit der Geiftlichkeit einen für ſich beftehenden Körper, 
der nur in abminiftrativer Hinfiht unter der Leitung des Kultusminifters fteht. 
Die Zahl der Kirchfpiele beträgt 2170, die ber Pfarrer nur 1153, fo daß viele 
2 Gemeinden verforgen. Sie werden von ber Gemeinde bezahlt. Der Elementar- 
unterricht iſt obligatorifh; feine Koften werben von der Kommune beftritten; vie 
ahl der Schulen mag fi) auf 1709, die der Lehrer auf 1800 belaufen. Die 
egteren werben in den Seminarlen gebildet, von denen das Königreich fünf befigt, 
jedes unter der Leitung bes betreffenden Bifhofs. Im Allgemeinen ift die Volls« 
bildung eine gute. — Juſtiz: Die Rechtöpflege ift ganz unabhängig von ber 
Verwaltung. Die unteren Inflanzen bilden die Stabtgerihte, von denen in jeber 
Stadt eines vorhanden ift; das platte Yand aber ift feit 1850, nad Aufhebung 
der älteren Birk- und Patrimonial-Gerichte, in Land-Jurisdiktionen eingetheilt 
worden (Herred oder Birk genannt). Deren find auf den Infeln 59, in Jütland 
50 vorhanden. Die mittlere Inftanz bilden für die Infeln das Landes-Obergericht 
in Kopenhagen, für Jütland das in Viborg. Die legte Inftanz für das König- 
reich iſt das Tribunal oder das hödfte Gericht in Kopenhagen. Die Ein- 
theilungen zum Zmwede der Berwaltung find außerordentlich mannigfaltig und 
verwidelt. Die ältefte Eintheilung ift bie in Herreber oder Herden, deren Bewohner 
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frei aus ihrer Mitte Beamte wählen, dann die Kirchfpiele oder Sogna, bie redht 
eigentlich als Grundlage jeder Eintheilung angefehen werben Können. Bon dieſen 
fonderten fi ſehr bald die Städte fowie einzelne Beflgungen bes Adels und ber 
Geiſtlichkeit ab. Mehrere diefer Herrever wurden dann als Syſſel unter einem 
Syffelmann zufammengefaßt, der jedoch, da der König feine Ernennung übernahm, 
den Titel eines königlichen Amtmanns erhielt. Daraus ift die jegige Eintheilung 


in 19 Aemter hervorgegangen; die Stadt Kopenhagen hat ihre eigene Verwaltung. 
N. Tporbede. 


Demagogie. 


Das politiſche Volksleben iſt mit der Thätigkeit ſeiner verfaſſungsmäßigen 
Organe noch nicht erſchöpft. Zwar in Zeiten der Ruhe oder der Stagnation wird 
dieſe Thätigkeit des Staatsoberhauptes und der geordneten Volksvertretung allein 
wahrgenommen; aber in bewegten und ſtürmiſchen Zeiten ſcheint die Funktion der 
regelmäßigen Organe einem geſteigerten Lebensdrang nicht mehr zu genügen. Das 
Bedürfniß mittelbarer Mit- und Einwirkung ruft dann eine politiſche Agitation 
in Bereinen und Volksverſammlungen hervor, deren Streben darauf gerichtet iſt, 
die Staatsgewalt bald im ihren Entſchließungen zu beſtimmen, bald in deren 
Ausführung zu hindern oder zu unterſtützen. Ihre höchſte Stärke erreicht dieſe 
Agitation bald zum Heil, bald zum Unheil des Staates, wenn die Maſſen ſich 
zum Vollkskrieg, oder wenn fie ſich zur Revolution erheben, dort um vereint mit 
der Negierung für die nationale Unabhängigkeit einzuftehen, hier um eine neue 
Dronung der Dinge im Innern gewaltfam herbeizuführen. 

Schickt fih das Boll in folden Zeiten der Erregtheit zu einem politijchen 
Handeln an, das von der Staatöverfaffung vielleicht verpönt, vielleicht zugelaflen *), 
jevenfalls nit gefordert ift, fo fällt and feine Führung auf biefen Wegen 
nit der Staatögewalt zu. Neben den Staatsmännern, in deren Hänben bie 
Leitung des organifirten Staatslebens liegt, gehen dann Demagogen aus ber 
Mitte des Demos hervor und treten vermöge einer frei übertragenen Autorität 
an die Spitze der Bewegung. Glüdlihe Demagsgen erheben ſich von ber Leitung 
des Volkes zur Beherrfhung des Staates, und ihr demagogiſcher Anfang tritt, 
wenn fie ſich auf diefer höheren Stufe dauernd behauptet haben, in den Hinter- 
grund. Doch häufiger iſt Berluft der Vollsgunſt oder Untergang im Kampf mit 
den Staatögewalten das Loos der Bollsführer. 

Jener Gegenfag zwifhen Demagogen und regierenden Staatsmännern — 
entfprechend dem Gegenfage zwifchen politifhem Volks leben und Staatsleben, 
Bollsbewegung und Staatsregierung, Volks- und Staatsſtreich — verſchwindet 
nur in der unmittelbaren Demokratie, wo ber gefammte Demos als organifirte 
Staatsgewalt auftritt. Perikles, der Athen in feiner Glanzperiode, Kleon, ber es 
in der Periode feines Berfalls leitete, waren bei jedem ihrer Schritte Dema- 
gogen und Staatslenker zugleich, da das Volk unter ihrer, auf einer amtlichen 
Autorität berubenden Leitung doch als verfaffungsmäßiger Souverän beſchloß und 
handelte. — In der mittelbaren Demokratie und in der konftitutionellen Monarchie 
fann der verfaffungsmäßig gewählte Volksvertreter eine Doppelftellung ein- 
nehmen, wenn er bie Rebnerbühne, vie ihm eingeräumt ift, um zu ben Ent- 
fhliegungen des geſetzgebenden Körpers mitzuwirken, zugleih zur Ausſtreuung 
politifcher Lofungsworte unter das Volk benügt. So fegten die Demagogen bes 


*) Dol. die Art. Adrefie, Freipeitörechte, Vereins- und Berfanmlungärechte. 
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Jalobinerllubs im Konvent ihre demagogiſche Thätigfeit fort, indem fie, zu ber 
gefeggebenden Berfammlung ſprechend, vie Wirkung ihrer zündenden Worte auf 
das Publitum der Galerieen berechneten. Diefelbe Erfheinung wiederholt fih, fo 
oft das Bolt in politifher Bewegung und feinen Führern die parlamentarifche 
Rebnerbühne zugänglich iſt. 

Der neuere Sprahgebraud ift geneigt, an das Wort „Demagog“ eine 
Bedeutung zu knüpfen, die urfprünglich nicht in ihm Liegt. Als es in Deutfch- 
land vor 40 Jahren anfing Verbreitung zu gewinnen, bezeichnete es in der Amts- 
Iprahe einen Aufwiegler, ber für die gewaltfame Berwirklihung von ſtaats⸗ 
gefährlihen Grundſätzen wirbt*). Auch die Bedeutung eines niebrigen Buhlens 
um Böbelgunft ift in das Wort gelegt worden. Wenn man fi) aber erinnert, 
daß der Begriff des Demos mit dem des Pöbels nichts gemein hat und daß bei 
den Griechen, die das Wort gebildet haben, Perifles ein Demagoge hieß, fo 
erfheint jene moderne Auffafiung wenigftens nicht als die alleinberechtigte. 

In feiner weiteren Bedeutung auf irgend eine Perfönlichfeit angewendet, 
bezeichnet das Wort für fih allein weder die Parteiftellung des Individuums, 
noch den politiichen und juriftifchen Charakter feiner Thätigkeit. Zwar wird unter 
allen Parteien am häufigften die radikale verfucht fein, zu den Mitteln ver De- 
mazogie zu greifen (Mazzini, Ledru Rolin, Kofſuth, Heder, Laffalle find Bei— 
ſpiele aus der neueften Geſchichte); aber wir ſehen auch abfolutiftifhe Naturen, 
wie Cromwell oder zu Zeiten die Führer ver neapolitanifchen Lazzaroni, — liberale, 
wie D’Eonnell, den Freiherrn v. Stein im ruffiihen Eril und feine Gehülfen 
Arndt und Gruner *), oder konfervative, wie die Häuptlinge der Vendée im 
Kampf gegen die franzöſiſche Republif und Wafhington im Befreiungstrieg — ohne 
ſtaatliche Autorität ihr Volk zur Erreihung politiiher Zwede in Bewegung fegen. 
So ungleich der perſönliche und politiihe Charakter, fo ungleich; war das Ziel 
diefer Männer und die Bedeutung ihrer Unternehmungen: die einen find ftaats- 
männifhe Charaktere, die andern nur zur Agitation begabt, nicht zur Organiſation; 
die einen handeln als leichtfertige und verblendete Aufwiegler, die anderen, von 
edlen ober verwerflichen Motiven geleitet, erfüllen einen großen geſchichtlichen Be— 
tmf; wieder andere verzehren fih im loyalen, aber Furzfihtigen Widerftand gegen 
eine neue Drbnung ber Dinge. Ebenfo ift nach dem Zeugnif der angeführten 
Beifpiele das Ziel vemagogifcher Thätigkeit, wenn fie überhaupt der Herftellung 
oder Bewahrung einer beftimmten Staatsform gilt, bald bie Demokratie, bald bie 
Monarchie: die konftitutionelle in einem, die abfolute in einem anderen Fall, 

Ein allgemein gültiger Grundſatz für das Verhalten der Staatsgewalt dema- 
gogiſchen Beſtrebungen gegenüber ift bei dieſer Auffaſſung nicht denkbar. Je nad 
ber Art ihrer Zwecke und —* wird die öffentliche Autorität Anlaß haben, ihnen 
im einen Fall mit aller Kraft entgegenzumirken, im anderen Fall fie als Stütze 
ihrer eigenen Abſichten willlommen zu heißen, in einem dritten Fall fie ruhig 
gewähren zu laſſen. Ein ver politifhen Freiheit gewöhntes Volt fühlt häufiger das 
Bedürfniß, im Gebrauche diefer Freiheit und unter ber Leitung von populären 
Führern anf die Maßregeln der Stantsgewalt zu wirken. Anderfeits ift ein ſolches 
Bolt durch feine politifhe Bildung gegen die Gefahren der Agitation ficherer 





*) Wie jede Periode fich ihre befondere politiihe Terminologie ſchafft, fo iſt im den Be 
we ar der legten Jahrzehnte das Wort, das ohnehin durch die früheren Vorgänge zu fehr 
is —XX zu ** bahn freilich ine kurze Epifode feiner ſtaatsmänniſch 

tein’3 demagogiſche Laufbahn war freilich nur eine kurze Epifode feiner ſtaatsm en, 
Dal. Perg, aus Stelns Leben I, ©. 494 ff. 
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eftellt; es läßt ſich nicht fo leicht zu kindiſchen Aufwallungen hinreißen und zum 
erlzeug verwerfliger Plane mißbrauchen. Seine Regierung bat auch gelernt, 
die Demonftrationen der äffentlihen Meinung richtig zu fhägen und weber zu 
raſch fi aus ihrem vorgezeihneten Gange fhreden zu laffen, noch zu hartnäckig 
der Bollsftimme zu widerftreben. In England geht ter Anftoß zu großen Gefeg- 
gebungsakten nicht felten von einer Vollsbemegung aus. Die Katholitenemancipa- 
tion erhielt durch D’Connell’s, die Aufhebung der Kornzölle durch Cobden's und 
feiner Genoffen friedliche Agitation den Stempel einer unaufhaltfamen Rothwendig- 
feit, während die gefeßgebende Gewalt der beftigeren Repeal- und Chartiften- 
bewegung zu widerftehen vermodte und ftantsgefährliden Unternehmungen 
mit aller Kraft Einhalt gethan wurde. Wo die Bollsmeinung ſtets ungehindert 
an den Tag tritt, ift e8 weniger fehwer, bie geräufdpollften Forderungen einer 
Fraktion von dem Bedürfniß und Verlangen des Landes zu unterſcheiden. 
Geltener, dann aber au für die Staatsordnung bebrohlicher ift das Auf- 
treten von Demagogen in Ländern, wo alles neben dem Stantsleben fih regende 
politiſche Boltsleben als eine Anomalie behandelt wird. Je roher die politifche 
Dildung eines folden Volkes fein muß, um fo bülflofer verfällt es, einmal zur 
Agitation hingeriffrn, den gröbften Irrthümern; je weniger der Bewegung ge» 
wöhnt, um fo eher wird es, einmal in Bewegung gebradt, von revolutionärem 
Taumel ergriffen. Der Regierung eines folden Landes fällt es ſchwer, zwifchen 
den gerechten und verwerflihen Forderungen ber öffentlihen Stimme, zwifchen 
legitimen und verbrederifhen Demonftrationen die Grenze zu ziehen; fie weicht 
vor beiden mit gleiher Schwäche zurüd oder bietet gegen beide dieſelben Mittel 
ber Erdrückung auf. Braten. 


Dempfratie und Nepräfentativdemofratie. 


Demokratie bebveutet wörtlich Herrfchaft des Demos, d. 5. der freien 
Bürgerſchaft. J. Geſchichte. Begriff und Name ift urfprünglid helleniſch. 
Den Barbaren gegenüber betrachteten fi vie Hellenen als Ariftofraten, zu Haufe 
in ihren Kleinftaaten fühlten fie fich als Demokraten. Freilich war in der älteren 
Zeit die obrigkeitlihe Gewalt den zahlreihen Königen anvertraut; aber da fchon 
waren die Könige befhränft durch die Stimme der Bollsgemeinde und burd den 
Rath ihrer Genoffen. Die Macht ging dann von den Königen an die ariftofre- 
tiſche Klaffe, und von biefer an das Bolf, den Demos über. Der galt, wie Ari- 
ftotele8 fagt (Pol. III. 1, 6), am meiften als ein Bürger, der zugleih regi- 
mentsfähig war. Die atbenifhe Demokratie war trog ihrer Mängel und 
... ihre Blüthezeit raſch vorüber ging, bie Krone des helleniſchen Staats- 
triebes. 

So glänzend, wie bei den Hellenen, iſt die Demokratie bis auf die neuere 
Zeit nirgends mehr erfhienen. Das Ideal der Römer war die Republit, aber 
nicht die Demokratie. Das ganze Mittelalter war der demokratifhen Staatsform 
nit günftig. Nur in den Städten gewann die gemeine Bürgerfhaft bier und 
dort einige Macht. Aber auch da kamen die ariftofratiihen Elemente bald wieder 
in die Höhe. Es gilt das fogar von den [hweizerifhen Städten und Län— 
bern, bie doch im Kampf gegen Fürften und Adel ihre Selbſtändigkeit errungen 
und ihre Bolksfreiheit behauptet hatten. In den Städten befam entweder ein da. 
triciat die Herrſchaft auch über die Bürger, oder die Stabtbürger wurben zu einer 
Arkftokratie gegenüber der unterthänigen Landfchaft. Im den Ländern hatten bie 
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alten Landleute Vorrechte vor den neuen Lanbleuten, und kamen auch manche 
Familien zu faft erblihdem Genuß der Aemter. 

Eine großartige Wendung bereitete fich zuerft in Norbamerila vor. In 
der neuern Welt kam aud eine neue Staatsform auf, die Repräfentativ- 
demofratie, die fih von der althellenifchen unmittelbaren Demokratie fehr unter- 
ſcheidet. Der Perſer Otanes (bei Herodot IIT. 82) zählte 5 Merkmale ber antiken 
Demokratie auf: 1) die Rechtsgleichheit für Alle, 2) die Berwerfung 
jeder Willkürmacht, wie die orientaliſchen Fürften ſie zu üben pflegten, 3) vie 
Befegung der Aemter duch das Roos, 4) die Verantwortlichkeit ver 
Aemter, 5) die gemeinfame Berathung und Beſchlußfaſſung in der Volksver— 
fammlung. Gerade bie beiden fpecififhen Merkmale der alten Demofratie, bie 
Loosämter und die Vollsverfammlungen, find von der neuern bemofratifhen Re— 
publik verworfen, welde vielmehr die Aemter durch Wahl befegt, und anftatt 
der rohen Bollsverfammlung die durch Wahl erlefene Volksvertretung einge- 
führt hat. In beiden Beziehungen iſt das demokratifhe Princip durch den ariſto— 
fratifhen Vorzug der einfihtigeren und taugliheren Männer ergänzt und 
berichtigt worden. Die alte Demokratie war unmittelbar, die neue ift reprä- 
jentativ. Die Repräfentativdemofratie ift eine verebelte, durch die Erhebung 
ter Beften ermäßigte Demokratie. Die übrigen aufgezählten Eigenfchaften ver alten 
Demofratie find heute großentheils ein Gemeingut aller civilifirten Staatsver- 
faffungen geworben und insbefondere aud in ber repräfentativen (fonftitutionellen) 
Monarchie anerkannt. 

Diefe Demokratie ift in Amerifa nicht die legte felbftäntige Staatenbilbung, 
gleihfam ihre Vollendung wie in den bellenifhen Städten, ſondern bie erfte, 
mit welcher die amerilaniſche Freiheit beginnt. Sie ift nicht im Kampf mit einer 
einheimischen Ariftofratie erwacfen, fondern von Anfang an ohne Kampf auf dem 
neuern Boden naturgemäß aufgewachſen. Derfelbe angelfähfifche, durch nor- 
mannifhe Elemente verebelte Bolksflamm, der während des Mittelalters in 
England den Grund zu der mädhtigften Ariſtokratie gelegt und die repräfentative 
Monarchie zuerft ausgebildet hat, hat in Amerika in dem modernen Weltalter vie 
mädhtigfte Demokratie und wieder als repräfentative Republit hervorgebracht. Den 
Sinn für Freiheit, die Uebung in der Selbfthülfe, die vollsthümliche Mechtöver- 
foffung, das Verſtändniß der Repräfentation brachten die Anfiedler aus ihrer Heimat 
mit, Ju Neuengland waren die Puritaner durchweg Leute aus den englifhen Mittel- 
Hafen, welde fich der ariſtokratiſchen Hochkirche entzogen und fi wechſelſeitig als 
Brüder achteten. Sie waren von demokratiſchen Gedanken der Freiheit, ver Gleich. 
biet, der GSelbftregierung, des Bürgerthums erfüllt, wie ſchon jenes berühmte 
Statut der Pilger von Plymouth (11. November 1620) beweist. Wenn auch in 
den fünlihen Kolonieen mehr ariftofratifhe Elemente ſich zeigten, jo ließ ſich doch 
auh im Süden feine ariftofratiihe Berfaffung erhalten. Die einzelnen Pflanzer 
beburften des Schutes der Ariftofratie nicht. Sie halfen ſich felber. 

Jene Gleichheit der freien Männer fand fi aber zunächft nur innerhalb 
der angelfähfifhen Raſſe und wurbe nur auf die europäiſchen Ein- 
wanderer ausgebehnt, welche fih mehr oder weniger mit jener alfimilirten und 
dadurch amerilanifirt wurben. Die farbigen Ureinwohner, die röthlichen 
Indianer hatten fo wenig Theil daran als die afrifanifhen Neger, welche 
aus wirthſchaftlichen Gründen eingeführt wurden, Erſt in umferer Zeit wagt 
die Union das gefährliche Experiment, aud die freierflärte Negerbevölferung 
als einen Beftandtheil des amerilanifhen Demos zu behandeln. Sie thut eg 
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offenbar in dem Bertrauen, daß trotzdem der angelfähflfhe Stamm entſcheiden 
werbe. j 

Ein männlider Boltscharakter ift offenbar die Grundbedingung einer jeben 
Demokratie. Nur wenige Völker haben die geiftigen und gemüthlichen Eigenfchaften, 
um fich felber regieren zu Fönnen, Die Ungelfahjen haben diefelben in hohem 
Maße. Wenn es ihnen gelingt, die übrigen Nationalitäten, welche nach ber Union 
einftrömen, durch ihre politifhe Erziehung umzubilden, fo wird ſich diefe Staats- 
form erhalten. Die jehr zahlreihen deutſchen Elemente find wohl am eheften dazu 
befähigt, weniger die ebenfalls fehr erheblichen irifhen. Würden bie legteren den 
Grundcharalter des Volkes zu ändern vermögen, fo wäre damit auch die Grund- 
lage ber amerifanifhen Staatsform erfchättert. 

Neben der politifh-männliden Raffe wirkte offenbar auch vie reli- 
giöfe Erziehung befreiend. Die proteftantifche Freiheit reichte der politifchen 
die Hände. Zuerft in Amerika ift vie religtöje Freiheit zum einem Haupt- 
grundfag des öffentlihen Rechts geworben. „Es gibt in den Bereinigten Staaten 
feine religiöfe Lehre, welche ſich den demokratiſchen Inftitutionen feinvfelig zeigt; 
auch vie Fatholifhen Priefter unterfcheiden zweierlei geiftige Syſteme: in dem einen 
gelten die geoffenbarten Religionswahrheiten, denen fie fi ohne Wideriprud unter⸗ 
werfen; das andere ber politifchen Wahrheit betrachten fie als ein Gebiet, welches 
Gott der freien Prüfung und GSelbfibeftimmung der Menfhen überlaffen habe. 
(Toequeville Amerique I. 350.) 

In einer Reihe von Inftitutionen wurde ber republilanifche Geift der Selbft- 
verwaltung ſchon in ber Periode groß gezogen, als die Kolonieen nody unter ber 
englifchen Oberherrfchaft ftanden. Die wichtigften find: a) die hergebrachten Recht s⸗ 
wehren zum Schu der perſönlichen Freiheit gegen willfürlide Befehle, 
gegen willfürlihe Verhaftung, der freien Bereinsbildung und des Pelitionsrechte, 
wie fie in dem englifhen Common Law ausgebildet waren; b) die Mit- 
wirfung der Bürger als Gefhwornen bei der Verwaltung der bürgerlichen 
und der Strafrehtspflege; ec) der Berfammlungen ber Freimänner inner- 
halb des Drts, der Grafihaft, anfangs auch der Kolonie zur Berathung und Be- 
ihlußfaffung über gemeinfame Angelegenheiten, und d) als die Kolonien an Be— 
völferung zunagmen, bie Wahl repräfentativer Berfammlungen, zur 
Mitwirkung bei der ftatutarifchen Gefeßgebung, zur Bewilligung von Landesfteuern, 
Kontrole der Verwaltung; e) die Theilnahme angefehener Bürger an ben Ber- 
waltungsräthen, welde mit dem Gouverneur zufammen bie öffentlihen An» 
gelegenheiten beforgten; f) frühe die Ausbreitung von Bollsfhulen und eines 
allgemeinen Unterridts; g) das Milizfpftem im Gegenfag zum flehen- 
den Heer. In einzelnen Kolonieen wählten die Repräfentanten fogar die Gouver- 
neure, die an der Spige der Kolonialregierung ftanden; h) die Uebung in ber 
Selbftbeftenerung und die Abweiſung bloß obrigkeitlih auferlegter Steuern. 

Als fih die Kolonieen wider den Mutterftaat auflehnten und fi von bem= 
felben ablösten, waren bie Orundlagen alle fhon vorhanden, auf denen ſich bie 
repräfentative Demofratie rafh nun entwidelte. In der Unionsverfaffung von 1787 
erhielt diefelbe ihren Abſchluß für die ganze Union als Gefammtftaat. 

Zwei Mal hat bie franzöfifde Nation den Verſuch gemacht, die ameri- 
fanifhe Staatsform nadzubilden, im Jahr 1793 und wieder 1848, aber ohne 
dauernden Erfolg. Die ganze franzöfifche Geſchichte folgt dem Zug nad Gentrali- 
fation, und die ganze franzöfifhe Verwaltung wird von dem Centrum der Staats- 
gewalt aus durch abhängige Beamte vollzogen, Diefe Richtung gipfelt in einer 
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mädtigen Monardie. Aus der Nevolution heraus erhoben fi daher nad dem 
Falle der alten Könige wieder die beiden Napoleone als cäfarifhe Autofraten, 
getragen von dem Beifall der autoritäts- und ruhebebürftigen Mafjen, und es 
entftand eine nene Monarchie auf demokratiſcher Unterlage. 

Dagegen fand die amerikaniſche Repräfentatiupemokratie in ber ſchweize— 
tifgen Eidgenoffenfhaft einen günftigen Boden zur Nahbildung, weil 
bie Bevöllerung ſchon vorher republifanifch erzogen und in ber Selbftverwaltung 
der Gemeinde geübt war. Zuerft wurde die Schweiz, freilich nad franzöſiſchem 
Borbilde und daher mit übertriebener Einheit als helvetifche Republit zu einer 
tepräfentativen Demokratie eingerichtet 1798. Als aber dieſe Verfaſſung in Folge 
der Ernemerung der kantonalen Selbftändigkeit gebrodhen wurde, gingen doch bie 
Rantonalverfafiungen jelber feit 1830 in dieſe Staatsform über, und wurbe 1848 
ver Bund ebenfo organifirt. Damit ift eine große Aehnlichkeit mit dem ameri- 
laniſchen Staatsweſen erreiht. Indeſſen feit 1868 zeigt fih in den Kantonen 
wieder eine Rihtung, melde fih von ber Repräfentatiodemofratie abwendet und 
der unmittelbaren Demokratie annähert, aus der verebelten in die robere Form. 
Wie lange diefe Richtung anhalten wirb, und ob fie der Anfang des Verfalls oder 
nur ein Uebergang zu einer verbefferten Stantsform ſei, ift zur Stunde noch nicht 
mit Sicherheit zu erkennen. 

I. Princip und Inftitutionen der repräfentativen Demo- 
Iratie. Alle Demokratie bedeutet Selbftherrfhaft des Volks und verfteht 
unter Bolt die Gefammtheit, beziehungsweife die Mehrheit der freien 
und gleiden Bürger, ald Antbeiler am Staot. „Die Mehrheit gilt in ihr 
als das Ganze” (Herovot IV. 80). Diefe reine und unmittelbare Demo» 
kratie ift aber nur möglich unter einem Heinen Volke, weldes nicht mit täglichen 
Nahrungsforgen zu kämpfen und Muße bat, fich oft zu politifcher Berathung zu= 
fammen zu finden. Da die heutigen Staaten faft alle auf einem weiten Lande 
ruhe, und die großen Maffen auch der Arbeiter, perfönliche Freiheit und Staats- 
bürgerreht erworben, aber nicht die Muße und nit die Bildung haben, um ben 
Staat verwalten zu können, fo ift dieſe Stantsform nicht möglih, umd die ver- 
&elte Form der repräfentativen Demokratie an ihre Stelle getreten als bie 
moderne Art der Demokratie. 

Das Princip der repräfentativen Demokratie ift: Das Bolt beherrſcht 
ih ſelbſt, aber indem es die gefammte Staatsverwaltung an feine 
Repräfentanten überträgt, die es zu biefem Zwed als die Beften und 
Tauglihften auswählt. Ale Bürger haben an dem Selbfigefühl der Staats- 
herrſchaft Theil, alle fünnen zur oberften Gewalt gelangen, die immer nur ihrer 
Geſammtheit als Recht zuſteht; aber nur diejenigen fommen wirklih zur Ausübung 
* Staatsgewalt, welche durch das Vertrauen ihrer Mitbürger ausgezeichnet wor⸗ 

d. 


Die unmittelbare Theilnahme der Bürger iſt daher hauptſächlich auf 
folgende Dinge beſchränkt: a) die Wahlen zu ben repräſentativen Stellen. Das 
amerilaniſche Recht, welches nit bloß die Mitglieder der Gefeggebung, fondern 
auch den Präfidenten von dem Bolt erwählen läft, ift darin konfequenter als das 
ſchweizeriſche, welches, mwenigftens im Bund, bie vollziehende Gewalt durch die 
Wahl der Bundesverfammlung befegen läßt. b) in der Abftimmung über vie 
Grund- und Berfaffungsgefege, mehr in der Schweiz als in Amerika 
ausgebildet. c) in ausgedehnter Betheiligung ber Bürger an ver Gelbft- 
verwaltung (Öemeindeverwaltung, Friedensrichter, Geſchworne). 
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d) in der allgemeinen Wählbarkeit zu Staatsämtern; im Gegenfag zu 
priviligirten Klaſſen. e) in der Ausübung der individuellen und politifchen 
Vreiheitsrehte (Preßfreiheit, Kultusfreiheit, Gewerbefreiheit, Vereinsrecht, 
Berfammlungsredt u. ſ. f.). 

Die mittelbare Ausübung der Vollsherrſchaft durch Repräfentanten 
zeigt fih in allen Organen des Staatslärperd a) voraus in dem gefeggebenden 
Körper, welcher fi vorzugsweife ale Volksvertretung barftellt; b) im ber 
Regierung, infofern dieſelbe gewählten Bollsbeamten übertragen 
wird; ec) auch in der Rechtspflege, die wieder durh gewählte Richter 
geleitet wird, Die meiften Aemter find überdem nur auf wenig Jahre verliehen, 
fo daß ein öfterer Wechſel ber Beamten ftattfindet. Das gilt hauptſächlich 
von der Bollsvertretung im gefeggebenvden Körper und von ben Hauptregierungs- 
ämtern. 

III. Vorzüge und Mängel ber repräfentativen Demofratie: 
1) Die Berfaffung entwidelt das gemeine Ehr- und Rehtsgefühl ver 
Bürger und regt zugleich die beffern Individuen zum Wetteifer an. Der Pa— 
triotismus Aller erhebt die mannigfaltigen Talente uno leitet fie in dem 
Dienft des Vaterlandes. Indem aber die VBerfaffung ganz auf die Mehrheit bafirt 
ift, und zugleih die Bildung berüdjichtigt, ift fie vorzugsmeife auf die Mittel- 
Haffen berednet. Sie ift den emporragenden ariftofratifhen Elementen 
nicht günftig, fondern betrachtet diefelben mit Mißtrauen und Abneigung. Unter 
Umftänden wird fie auch für die Klaffen gefährlih, welche unter der Linie bes 
freien, gebildeten Bürgerthums ftehen, wie bie Behandlung der Farbigen in Norb- 
amerika deutlich genug, ſogar heute noch, beweist, wo biefelben Freiheit und Bürger- 
recht erhalten haben. 

2) Ale Anftalten, welche der geoßen Menge dienen, find gewöhnlich vor- 
trefflich beftellt. Die repräfentativen Demofratien haben durchweg gute Vollks— 
ſchulen, treffliche Straßen, zahlreihe Anftalten für Kranke, Waiſen und andere 
wohlthätige Zwede. Schwerer wird es ihnen, aud die höhern Intereffen ber Kunft 
und Wiffenfhaft zu pflegen, die der Menge nicht ebenfo verftändlih find. Der 
feinere Luxus gebeiht nicht auf diefem Boden, 

3) Eigenthümlih diefer Staatsform ift die Trennung des Rechts ber 
Staatsgewalt von der Ausübung berfelben. Das Recht wird der Gefammtheit 
(Mehrheit) der Wähler zugefchrieben, die Ausübung der Minderheit der Gewählten 
anvertraut. Die Regierenden find grundfäglid abhängig von dem Vertrauen ver 
Regierten und die Regierten thatfächlid gendthigt, den Negierenden zu gehorden. 
Diefe Spaltung ſichert die regierte Menge vor Tyrannei, aber fie ſchwächt aud 
die Regierung und nähert den Staat einer bloßen Geſellſchaft an. Sie fann nur 

ebeihen unter einem Bolfe, das eine hohe Achtung vor dem Geſetz hat, deſſen 
aterlandsliebe ftärker als feine Selbſtſucht ift und das auch bie eigenen Leiden- 
fhaften zu bänbigen weiß. 

4) Am wenigften zeigt fih das Gefühl der Abhängigkeit von der Menge in 
dem gefeggebenden Körper. Die große Berfammlung von Vertrauensmännern 
des Volls ift geneigt, fih mit dem Volk zu identificiren. Ihr ſchwellendes Madıt« 
gefühl mißleitet fie zuweilen zu gewagten Beſchlüſſen. Seltener erfühnt fie fi, 
den Wünfhen und Anfichten der Menge entgegen zu treten, denn fie fürchtet bie 
Wahlen. Aber eher will fie der Mehrheit gefällig fein, indem fie die Minderheit 
unterdrüdt. Es ift daher ein Bebürfniß dieſer Berfaffungsform, daß fie der Ommi- 
potenz auch der Bolfsvertretung Schranken fege. In Amerika bat man das zu 
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erreichen verfucht theils durch die Theilung bes gefeßgebenven Körpers im zwei 
Häufer, theild durch das Veto des Präſidenten. 

5) Dentliher zeigt fih die Gefahr der Schwähe bei der Regierung, 
welhe in Heinern Staaten, wie in der Schweiz ober ben Einzelftanten von Amerita, 
zu einer bloßen Verwaltung oder Direktion berabfinft. In einem Groß— 
ftaate, wie der Union, freilich legt die Macht der großen Verhältniffe in bie Hand 
des Präfidenten eine große Gewalt. Aber der öftere Wechfel der Wahl erfchwert 
doch jehr eine ftätige Politik. Die Gegenwart gilt Alles, die Zufunft Nichts. Die 
Verfafjung erträgt feine ftarfe, dauernde Milttärgewalt; daher Feine Art von 
ftehendem Heer, nur Milizen. Andere Mächte find der Repräfentativdemofratie 
taher an Koncentration der Staatsfräfte überlegen, aber dafür bleiben die Volks— 
käfte in jener in der Regel bes Friedens beffer gefchont. 

IV. Bedeutung der Demofratie für die europäiſchen Zu- 
ſtände. Der Ausdruck Demokratie hat, wie das Wort Ariftofratie, einen zwei- 
fahen Sinn. Entweder bezeihnet man damit eine Staatsform, ober man 
verfteht darunter nur einen Theil der Bevölferung, die großen freien 
Boltstlaffen und eine beftimmte politifche Richtung ter Inftitutionen. Der 
eine Begriff ift ſtaatsrechtlich, der andere politiſch. 

Jede unbefangene Prüfung der modernen europäiſchen Zuftände führt zu dem 
Refultat, daß die Stärke ber bemofratifhen Elemente in dem Boll und 
ver politifhen Theilnahme derſelben am Staate erheblih zugenommen babe 
und no im Wachsthum begriffen fei: 1) Die ganze Geiftesbildung ber Zeit 
bat ein Bürgerliches Gepräge Die Wirkſamkeit der allgemeinen Volksſchule 
war nie größer, bie populäre Literatur nie verbreiteter, ald gegenwärtig. Das 
Selöftgefühl der großen Klaffen ift überall erwacht und durch Thaten bewährt 
worden. Die Ideen der freiheit, ver Gleichheit, der Brüderlichkeit üben eine Macht 
auf alle Geifter. Die Wiffenfhaft Hat mit ihrer Kritif die Älteren Autoritäten 
aller erſchüttert: und fie ift allen Talenten aus allen Klaffen zugänglih. Auch 
vie pantheiftifhe Richtung der Philoſophie iſt der demokratiſchen Strömung 
zänftig, indem fie die Welt als Einheit und alle Menfhen als Entwidiungen 
der gemeinfamen Materie oder der Einen Weltfeele betrachtet; und dieſe Philo- 
ſophie ift im dem gebildeten Europa und Amerifa fehr verbreitet. Selbft hie Nei- 
gung der Zeit zum Imbividualismus, obwohl diefes Princip eher die Verſchieden— 
beit als die Bleichheit fördert, wirft doch demokratiſch, Indem fie das Selbſtgefühl 
aller Individuen auch in den untern Klaſſen wedt und fleigert. 

2) Wie die Bildung der Zeit, fo wirken auch die wirthſchaftlichen 
Verhältniffe und das Privatrecht der Gegenwart demokratiſch; gerade die auf 
Gleichheit berechneten Begriffe des bürgerlichen römifhen Rechts fanden bie allge- 
meinfte Aufnahme und haben die ſtändiſchen Unterſchiede des Mittelalters aufge 
löst, gleiches Grundeigenthum, freie Veräußerlichkeit und Theilbarkeit desfelben, 
gleiches Erbrecht der Kinder, gemeines Bürgerrecht. Dazu kommt die neuere Ent« 
widlung der Gewerbefreiheit. Die ganze Inbuftrie ver neuern Zeit ift auf die Maffen 
berechnet. Indem fie den Maffen dient, zieht fie aus den Maffen ihre Nahrung. 
Alle neuern Erfindungen faft wirken in die Berne und in die Breite und bewegen 
daher das Leben der Maffen. Trog aller Mängel find die Rechte und der Wohl« 
Rand der mittleren und unteren Boltsflaffen größer als während des ganzen Mittel- 
alters, weit größer als jemals in ver Weltgefchichte, 

3) Die zunehmende Stärke und das wachſende Selbftgefühl der großen Volks— 
Haffen erſcheint um fo bedeutender, als die ariftofratifhen Vollselemente, 
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menigftens bie aus bem Mittelalter überlieferten ſchwächer geworben find. Sie 
fünnen überdem ihre natürlihe Aufgabe, die demokratiſchen Elemente zu ergänzen 
und als Gegengewicht zu dienen, meniger leicht erfüllen, da noch immer zwiſchen 
den beiden Beftandtheilen viel Abneigung, Mißtrauen und Haß fortwirtt. 

Trotzdem ift der Schluß, daß aus dem Wachsthum der Demokratie im focialen 
und politifhen Sinn aud die Demofratie im ftaatsrehtlihen Sinne hervorgehen 
und bie europäifhen Staaten in naher Zeit ebenfalls eine demokratiſche Berfaffung 
erhalten werben, unzuläffig. Es fprehen auch gewichtige Gründe gegen eine folde 
Umgeftaltung der europäifhen Berfaffungen: 

1) Alle civilifirten Völker Europa’s haben von Anfang ihrer Gefhichte an 
verſchiedene politiſche Elemente in ſich. Insbefondere haben die germanifchen Bölter 
von jeher demokratiſche, ariftofratifhe und monarchiſche Elemente und Inftitutionen, 
und es wechſelt nur die Stellung berfelben im Lauf der Zeiten. Gegen Ende des 
Mittelalters, welches der Ariftofratie günftig war, erheben fih nad einander und 
zum Theil einander unterftügend bie fürftlihe Macht und die bürgerliche Bolte- 
freiheit. In dem alten Nom hatte fih das Kaiferthum eben auf die demokratiſchen 
Maffen geftügt, und in ähnlicher Weiſe führte in Franfreih die momentane Herr: 
[haft des Demos zu dem demokratiſchen Kaiſerthum. 

2) Wie die amerikaniſche Gefhichte keit Jahrhunderten einen Zug zur demo— 
kratiſchen Staatöform hat, fo hat die europäifhe Geſchichte feit zwei Jahr: 
taufenden einen unverfennbaren Zug zur Monarchie. Nur wird die Monarchie im 
Mittelalter durch die ariftofratifhen Stände befhränft und im der Neuzeit durd 
die bemofratifhe Bolfsvertretung. Wo man in Europa ven Verſuch machte, in 
großen Staaten die repräfentative Demokratie einzuführen, ift der Verſuch miß- 
lungen und nad kurzer Erfahrung wieder aufgegeben worden. 

3) In dem alten Europa ift die Ungleihheit auch ber focialen Ber- 
bältniffe fo groß, daß eine auf Gleichheit gebaute Staatsform fofort zur Unwahr⸗ 
beit wird, Der vierte Stand hält die Monardie, wenn fie nicht felbft ihn von 
fih ftößt, „Die Krone und der vierte Stand find auf einander angewiefen“ (5. 
Rohmer). Selbft der dritte Stand, der zunächſt die Ausſicht Hätte, in der reprü- 
fentativen Demofratie die Regierung zu übernehmen, fühlt ſich ſicherer, wenn bie 
Monarchie der öffentlihen Ordnung einen feften Halt gibt und ben Ehrgeiz ver 
Parteihäupter ermäßigt. 

4) Zum Beftand einer Republik ift der republilanifhe Charafter 
des Volks unentbehrlih. Daran fehlt es aber überall bei den großen europäifchen 
Nationen, Wenn gleich einzelne Individuen von republifanifhem Charakter unter 
Romanen und Germanen zu finden find, die ungeheure Mehrzahl hält nicht aus 
in der Zeit der Krifis und ver Noth. 

Ziehen wir das Ergebniß diefer Erwägungen: 

1) ‚Eine blinde Teindfhaft der Regierungsgewalt gegen das demokratiſche 
Element in dem Volkskörper ift gegen das Intereffe der Monarchie. Jeder Ber: 
ſuch, basfelbe zu unterbrüden, muß mißlingen, weil er der ganzen Kultur: und 
Kraftentwidlung der Zeit zuwider ift. 

2) Indem die Monardie die demokratiſchen Elemente und die demokratiſche 
Richtung in ihrem natürlihen Rechte anerkennt und ſchützt, findet fie im jenen ihre 
ficherfte Grundlage, und erhält dann auch die Macht, allfälligen Ausfhweifungen 
berjelben mit Erfolg zu mehren. 

Die politifhe Aufgabe in dem monardhifhen Europa ift alfo wicht die 
Unterbrüdung, fondern die Drganifirung und Befriepigung 
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ber Demofratie im focialen und politifhen Sinne des Worte, 
Dadurch allein wird die Umwandlung bes Staats in die Demokratie im ſtaats⸗ 
rehtlihen Sinne verhindert. Bluntihli. 


Despotie. 


1) Die Despotie und ber Despotismms unterfcheiden ſich wie Staats- 
Form und Charafter. Der Despotismus ift in allen Staatsformen möglich. 
Bo immer eine höhere Gewalt willtürlih und launenhaft in Mißachtung der 
Rechte Anderer geübt wird, heißen wir fie bespotifh, Es können daher in jeder 
Staatöverfaffung despotifhe Handlungen oder Mafregeln vorfommen und es Yann 
jede Regierung unter Umftänden despotifh ausarten. Mit Unrecht aber nennt man 
zuweilen jedes energifche und durchgreifende Verfahren der Staatsgewalt despotiſch. 
Die Außerfte Energie kann auf dem Rechte des Staates ruhen und von bem 
Öffentlichen Bedürfniß gefordert werben. 

2) Unter ver Despotie dagegen verfichen wir eine beftimmte Staatsform, 
in welher Ein Herr (deonorng) alle öffentliche Gewalt ausfchlieglih in ſich 
vereinigt und alles nad feiner individuellen Willkür beſtimmt. Sie kann noth- 
wendig und nüglih fein, aber nur unter der Borausfegung eines tiefſtehenden, 
paffiven und umfreien Volles. Sie kann aber auch die bloße Entartung ber 
Monarchie in Willkürherrſchaft fein. Die aftatifhen und afritanifhen Despotieen 
ind oft Verfaſſungen der erften Art, die europälfhen immer ber legtern. Als 
ordentlihe Staatéform ift die Despotie, wie Ariftoteles ſchon bemerkt hat, 
immer barbarifd, als Abart (Parelbaſe) immer verborben. Den civilie 
firten Völkern iſt fie daher mit Recht verhaft. Sie unterſcheidet fih von ber 
Diktatur; denn bie Diktatur {ft nur Ausnahme; fie wil Regel fein. Jene 
if in der Noth, in ſchweren Krifen gerechtfertigt; diefe breitet fih aud in ruhigen 
Zeiten brüdend aus; jene ift vorübergehend; dieſe dauernd. Jene erkennt bie Rechts- 
ordnung an; dieſe identifichtt bie Willfür des Heren und öffentliches Recht. Im 
Orient bildet die Despotie den Mebergang aus der Theofratie im bie 
Monardte, Sie ift aus beiden Elementen gemifht. Der Despot will herrſchen 
wie ein Gott und zugleich geniehen wie ein Menſch. Abfolutes und ver Idee 
* göttliches Recht und menſchliche Willkür fließen in dem Einen Herrn in Eins 
yufammen. 

3) Gewöhnlih find es überlegene und emergifhe Individuen, welde bie 
Despotie im erftern Sinne aufrihten, rüdfichtslofe und gewaltige Naturen, 
die jeden Widerſtand brechen und unbebingten Gehorfam erzwingen, wilde Kriegs— 
häuptlinge oder fanatifche Priefterfürften, zuweilen aud liftige und kalt berechnende 
Herrflinge, die der dumpfen und feigen Menge imponiren, Es kann die Des- 
potie dann mit einer gewiffen Größe und Ruhm gepaart fein und ber bespotifche 
Staat in rafhem Wachsthum fi ausvehnen. Da die Staatsform felbft auf die 
Willkür des Herrn und bie Fucht der Untertbanen gegründet ift, 
fo kennt fie feine Garantieen gegen den Mißbraud und neigt yon Natur zur 
Ausartung Hin. Diefe Ausartung zeigt ſich fhon häufig in dem Leben ver erften 
begabteren Gründer despotiſcher Staaten. Uebermäßige Macht entfeflelt auch bie 
böfen Leidenſchaften des Gewalthabere. Viele Despoten, die in ihrer Jugend dar- 
nad ſtrebten, die Wohlthäter ihrer Untertfanen zu werden, find im Alter umer- 
träglihe Tyrannen geworben. Die erften Despoten regieren gewöhnlich felbft ohne 
gefährliche Diener, die leicht zu künftigen Herren werben. In ven folgenden Gene- 
tationen aber geht die urjprüngliche wilde Kraft des Despoten in den üppigen 
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und wollüftigen Genüffen bes Hoflebens und bes Harems unter. Die fpätern 
Despoten werben häufig Weichlinge und Wüftlinge. Maitreffen, Günftlinge, zu- 
weilen auch Priefter bemädtigen ſich ihrer Leidenſchaften und ihres Geiftes, und 
werben thatfächlic zu Herren des Herrn. 

4) Unter allen Staatsformen ift die Despotie jedenfalls bie niederigfte. Die 
Borzüge der Theofratie und der Monarchie, aus deren Miſchung fie befteht, treten 
in ihr am meiften zurüd und die natürlichen Gefahren jener Staatsformen find 
in ihr am größten. Es iſt für den Despoten felbft ſchlimm genug, daß er der 
einzige beredtigte und freie Menſch in feinem Staate ſei. Der Genuf 
ber Willfürherrfhaft wird durch das Gefühl völliger Vereinzelung getrübt. Die 
böhern Genüfle des Verkehrs mit felbftändigen und freien Männern und mit evlen 
Frauen, und die moralifhen Reihthümer civilifirter Völker bleiben ihm verfchloffen. 
Eine nothwendige Begleiterin der Despotie ift die Verächtlichkeit Aller 
außer dem Herrn, Wo der Despot aufhört zu verachten, fängt er an zu fürdpten. 
Gerade die höchſten Kräfte, deren der Menſch fähig ift, die des Charakters und 
des Geiftes, find dem Despoten, wo er fie außer ſich entdedt, verhaft; denn er 
ficht in ihnen eine Gefahr für feine Herrfhaft. Aber ſchlimmer fteht es noch mit 
den Unterthanen; benn die ganze Berfafjung tft auf deren Niedrigkeit gebaut. 
Die evlern Eigenfchaften des Menfhen werden von ihr unterbrüdt; nur die füg- 
famen, paffiven Kräfte gepflegt. Der Menſch Hat in ihr weder einen innern 
Werth noch ein fiheres Recht. Das Maß der Gunft und ver Gnade des Des- 
poten gilt als alleiniger Werthmeffer, finnlicher Genuß als einziges Glück, und 
ruhige Berborgenheit als alleinige Sicherheit. Geiftesträgheit wird ale Tugend ge- 
ſchätzt und Niederträchtigkeit als Pflichtgebot. Eher noch führt Gefchidlichleit des 
Lafters als aufftrebendes Verbienft zur Gunft des Despoten und in Folge beffen 
zu Reihthum, Anfehen und Macht. Nur eine niedrig geartete Bevölkerung, in 
welder die höhern Menſchenkräfte fhlummern, oder mie Ariftoteles es ausdrückt, 
ein von Natur zur Knechtſchaft beftimmtes Bolt kann fi daher in biefer Staats- 
form glüdlih fühlen. 

5) Die Hülfs mittel, welde gegen bie Uebel diefer Staatsform aufge- 
boten werben, haben feinen redhtlihen Charafter; denn der Despot hat alles Recht 
verfhlungen. Die ganze Politik in dieſem Staat erinnert eher an thieriſche Zu⸗ 
ftände ald an die Aufgabe des Menfchenlebens. Wenn es zu inneren Kämpfen 
fommt, fo find das nicht Kämpfe der Ideen und ihrer Gründe nod ber männ- 
lihen Gefinnung, fondern Kämpfe der Liſt und der Brutalität. Wenn die Ty- 
rannei unerträglih wird, fo bilden fi dunkle Verſchwörungen und bie bebrohten 
oder verlegten Opfer der Despotie fuchen ihr Hell ober ihre Rache im Morb bes 
Despoten. Sie werben fo des einen Despoten gelegentlih Herr, aber bie Des- 
potie felbft bleibt nach wie vor. 

Die meiften Despotieen waren zugleih die legten Berfaffungsformen ber 
betreffenden Völker: fie börten nur auf mit dem Untergang des Staates 
ſelbſt. Sie wurben faft nie von innen heraus geftürzt noch weſentlich verändert, 
fondern von außen ber unterworfen und umgebilbet. Je länger bie Despotie 
in einem Staate fortdauert, um fo tiefer finft die Fähigkeit der gefammten Be» 
völferung, und die trägen und feigen Maffen, vie ſich der Despotie nicht mehr zu 
erwehren vermögen, werben zuletzt auch untauglih, den Despoten gegen einen 
fremden Feind zu ſchützen. Sie haben fogar meiftens von ber fremden Eroberung 
eher eine Berbefjerung als eine Verfchlimmerung ihrer Lage zu erwarten. Das 


Ende der Despotie ift daher gewöhnlih das Ende des despotifchen Staats. 
Bluntfält. 
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Das deutſche Bolt bat aus ben gegebenen Elementen erſt nad langen 
Bandlungen fi gebildet. Wenn Epochen des Ueberganges nah allen Seiten das 
regfte Interefie bieten und alle Beziehungen des Lebens in politifcher, rechtlicher, 
religiöfer und anderer Hinfiht wach rufen, fo gibt diefe Zeit, die in einer Reihe 
wechfelvoller, zerflörender und wieder aufbauender Jahrhunderte den Entftehungs- 
proceß des deutſchen Volkes fich vollziehen läßt, einen ebenfo anziehenden wie reichen 
Stoff ethnographiſcher und hiſtoriſcher Forfhung, der freilich auch reih iſt an 
Öppothefen und Kontroverfen der verfchievenften Art. Nur die Kenntniß biefer 
Bildungszeit aber kann das richtige Verſtändniß geben von dem Boll, das aus ihr 
hervorgegangen, von der befonderen Art feiner jegigen nationalen Geftaltung. Ein 
Blick auf die deutſche Gefchichte zeigt, daß der Grundzug des germanifhen Wefens, 
der nicht zunächſt nad großen DBereinen brängt, fondern vor Allem im Heinften 
Berband dem individuellen Weſen Rehnung trägt, bis im bie newefte Zeit feine 
Kraft nicht verloren hat. So weit aud tief einſchneidende Ereignifje des vergan- 
genen und bes jetigen Jahrhunderts in rafher Umwälzung dem geftedten Ziel 
einer endlichen ftaatlichen Einigung näher geführt haben, doch find In den einzelnen 
Territorien, die oft Willkür und Zufall gebildet, wie außerhalb berfelben bie 
alten Stammestrabitionen wach geblieben, oft erhalten und geftärkt durch die Tren- 
nung natärlicher geographifcher Grenzen. Noch heute fann man trog bes unläugbar 
immer wachſenden Nationalgefühls, in Charakter und Sprache die Stämme erfennen, 
die im Anfange der deutſcheu Geſchichte faft ohne Äußere Verbindung neben ein- 
ander lagen und erft nach und nad durch materielle, wie geiftige Beziehungen zum 
Berlangen eines wirklichen, alle umfafjenden Staatsorganismus einander näher gerüdt 
find. Es iſt kaum möglich, die Gebiete, welche diefe Stämme nad innerer Ber- 
wandtfhaft in dem veutlichften Kennzeichen der Sprache abſchließen, nad genauen 
Grenzen auch äußerlich zu beftimmen; aber unläugbar find dieſe Theile der Nation 
noch heute vorhanden. Nicht Süd und Nord hat im letzten Grunde Deutſchland 
in feiner jegigen Geftalt gefhieden, fondern die alten Stammesverhältniffe, bie 
zu befonderen mehr oder weniger nationalen Bildungen führten, haben durch alle 
Territorialveränderungen hindurch ihre weitwirkende Kraft behalten. Der äußerfte 
Norden zeigt noch die friefifhen Eigenthümlichleiten, die Sachſen haben in 
weiter Ausbreitung nah Often, freilih in mannigfaher Gruppirung ihre Ber- 
Ihiedenheiten von anderen Stämmen bewahrt, die Thüringer find nicht ganz 
in den auch nad Süden vordringenden Sachen aufgegangen, die Franken find 
trotz vielfaher Verſchmelzung mit anderen Elementen lints und rechts von ber 
bentigen Mainlinte erhalten, die Alamannen finden fich theilweiſe noch rein 
und unvermifcht im Süden wieber, die Bayern können charakteriftifche Berfchie- 
denbeiten vor ihren Nachbaren nicht verläugnen u. f. w. 

Die Ältere deutſche Geſchichte zeigt die Entftehung dieſer einzelnen Haupt- 
fämme, die Geſchichte der mittleren und neueren Zeit ihre Bedeutung für bie 
nationale Gefchichte des Volles. Die Vielfeitigkeit des beutfchen Volkes im geiftiger 
Beziehung iſt durch diefe Meineren Verbände mwefentlich unterftügt, die nationale 
Einigung ift nicht wenig aufgehalten worden. 

Die Hauptftämme im Einzelnen find folgende: 

riefen: In einem ſchmalen Küftenftrih an der Nordfee, der, 80 Meilen 
lang und nirgends breiter als 10 Meilen, von Tondern in Schleswig bis 
Brügge in Flandern ſich hinzieht, hören wir, feit heimiſche Geſchichtsquellen uns 
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Nachricht geben, ven Namen der Friefen als ven ber Bewohner. Scharf unter- 
fheidet diefen Stamm Sprade, Recht und Charakter von feinen Nahbaren; ein 
Jahrtaufend hat nicht vermodt, feine eigenthümliche, ftarre Kraft zu brechen, wenn 
aud fein befonderes Recht verſchwunden ift und nur no geringe Refte feiner 
Sprade fi finden. In einzelnen Gemeinden der niederländifchen Provinz Fries: 
land, auf der oldenburgifhen Infel Wangeroge und in dem ebenfalls oldenburgifchen 
Satenlande wird no ein aus dem älteren Frieſiſch hervorgegangener, nah und 
nad verſchwindender Dialeft neben dem Holländifhen und Plattdeutfhen als be» 
fondere Sprade geſprochen; die anderen friefifhen Gegenden hat bie Sprache ber 
Ummohner überfluthet, ihre Dialekte können nicht als eine Fortentwidiung ver 
älteren frieflihen Sprache oder als neue friefifhe Dialekte gelten. 

Die räumliche Ausdehnung des friefifchen Stammes ift eine in verfhiebenen 
Zeiten verfchlevene. Die Römerzeit kennt als Hauptland ber Frieſen die heutige 
nteberländifche Provinz Friesland und läßt fie auch das weftlihe Land zwiſchen 
Flie und Maasmündung (jegt Nord» und Südholland) bewohnen. So ftellt 
Tacitus große (öftliche) und Heine (mweftliche) riefen entgegen. Ptolemäus gibt 
auch den äftlichen Gegenden bis zur Ems (heute Provinz Gröningen) Frieſen zu 
Bewohnern, die noch weiter nah Oſten die Chauci der Römer umfhließen. Nach 
ber Bölferwanderung (vom 6.—11. Jahrhundert) haben ſich die Friefen nad 
Weften und Often bin ausgebreitet. Wir finden fie bis an die Grenze Flanderns 
(morböftlih von Brügge) vorgefhoben, fo daß die nieberländifche Provinz Zeeland 
als frieſiſches Land erfheint; wir finden fie auch gleichzeitig oſtwärts des alten 
Siges im altschaufifhen Lande: bier bewohnen fie zwifhen Ems und Wefer 
Oſtfriesland und die nördlihen Theile Divenburgs, zwifhen Wefer und Elbe das 
Land Wurften und haben an der Weftküfte der kimbrifchen Halbinfel den im 
neuerer Zeit als Nordfriesland bekannten Uferftrih ſüdlich von Tondern inne, 
Seit dem 11. Jahrhundert verfhmwindet der Name ber Friefen in den Pro— 
vinzen Holland und Zeeland und behauptet ſich weftlih vom Flie nur auf ben 
Injeln Texel und Wieringen und in einem Meinen, ihnen benachbarten Diftrift, 
ber noch heute als Weftfriesland befannt ifl. So erſcheint als frieſiſch noch das 
Land zwiſchen Flie und Laubah und öſtlich vom Laubach. Hier verwachſen bie 
Gaue zwifhen Laubach umd Ems allmählig mit Gröningen zu der „Provinz Stab 
end Lande”, während öftlih von der Ems bie jest zu Oldenburg (Herrſchaft 
Jever, Graffhaft Oldenburg) und Preußen (Land Wurften und Nordfriesland) 
gehörigen Landſchaften ſich abgrenzen. 

Der friefiihe Stamm ift im Bergleih mit den anderen deutſchen Stämmen, 
mit alleiniger Ausnahme des thüringiſchen, bei weitem der Meinfte, verlangt aber 
trogdem nicht geringere Beachtung wie dieſe. Einmal bildet er feinen Orundftoffen 
nad den Uebergang zwiſchen den deutſchen Volksſtämmen und den Bewohnern bes 
flandinavifhen Nordens, dann hat er Jahrhunderte lang mit wunderbarer Zähig- 
keit an feiner alten Sprade, feiner Sitte und feinem Rechte feftgehalten und fie 
noch in einer Zeit behauptet, in der im übrigen Deutihland bie entjprechenben 
Bildungen zum größten Theile längft neueren Entwidlungen gewiden waren. Das 
Studium vesjelben ift darım für das. Verſtändniß der deutfhen Gedichte von 
ber größten Bedeutung. In ftaatliher Hinfiht freilid Tann er eine ähnliche 
Wichtigkeit nicht wohl in Auſpruch nehmen. Die Zerriffenheit des von den riefen 
bewohnten Landes hat es verhindert, daß der friefifche Vollsſtamm jemals eine 
politiihe Einheit gewonnen. Nachdem die weftlihen Haupttheile Frieslands all- 
mählig dem fränfifhen Reiche einverleibt waren, übergaben die fränfifhen Könige 
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einzelne Gaue benachbarten Biſchöfen, Herzogen und Grafen: fo erlangten, als 
fpäter landesherrliche Territorien fi bildeten, die verſchiedenſten Landesherrn 
Inndesherrlihe Gewalt in Friesland. Verbindungen einzelner friefifher Gemeinden, 
bie feit dem zwölften Jahrhundert wiederholt abgefhloflen wurden, übten nur vor- 
übergehend einen wirklichen Einfluß auf die Verhältniffe einzelner Gegenden, um⸗ 
faßten aber nie das gefammte, von Frieſen bewohnte Gebiet, no führten fie zu 
einer weiteren eigenthümlihen politifhen Geftaltung des Landes. Zur Bildung bes 
modernen deutſchen Staates haben die friefifhen Landſchaften faum beigetragen, 
für die tiefere Erfafinng der deutfchen Rechtsgeſchichte aber, ift die Kenntniß ihrer 
Geſchichte und ihres Rechtes von unzweifelhafter Bedeutung. 

Sadfen: Zwei unter diefem Namen auftretende niederdeutſche Völker find 
wohl aus einander zu halten. Das eine derfelben, welches zuerft Ptolemäus auf 
dem Eingange der fimbrifchen Halbinfel kennt, hat bie nördlichen Meere burd- 
zogen und fi durch Angriffe auf bie römifchen Küftenlänber, insbeſondere auf 
Britannien furdtbar gemacht. Diefe überelbifhen Sachſen haben im 5. Jahr- 
hundert im Bereine mit Angeln und Jüten die germanifhen Reihe in Britannien 
gegründet, die nah und nah zu dem angelfächflihen Geſammtreich zufammen- 
wuchſen. Das zweite Bolt erjheint am Ende des 3. Jahrhunderts unter dem Gefammt- 
namen Sachſen, mit dem unfere Vorfahren von jeher den Begriff ver Schwert- 
tragenden verbanden, als die dritte große Bölkerverbindung neben Alamannen und 
Franken, nörblid vom Harz von Elbe bis Ems. Auch fie fielen in oft wieber- 
holten Zügen in das Römerreich ein, dehnten dieſe Züge aus bis nad Italien. 
Nah dem Sturze bes thüringifhen Reiches durch die Franken kamen fie mehr 
und mehr in Abhängigkeit von dem mächtigen Nachbar im Weſten. Uber energifcher 
wie alle anderen Stämme haben fie für ihren Glauben und ihre Freiheit gekämpft. 
Faſt drei Jahrhunderte hindurch wiederholen fie ihre Einbrüche in das fräntifche 
Gebiet, erneuern die Franken ihre Angriffe und erzwingen die vermeigerten Ab- 
gaben, bis endlih Karl der Große dem langwierigen Kampfe ein Ziel fegt und 
das Freiheit liebende Voll als ficheren Beftanbtheil feinem Reiche einverleibt. Da- 
mals werben zuerft innere Abtheilungen des umfaffenden Völfervereines erwähnt: 
die öftlih von der Elbe Wohnenden erſcheinen unter dem Namen ver Oftfalen, 
die wefllih bis zum Rhein him fi ausdehnen, unter dem Namen der Weft- 
falen, beide ald Bewohner des Flachlandes Falah oder Yale genannt. Die, weldye 
in der Mitte zwifchen den Genannten das Uferland der Wefer, in ihrem ganzen 
Laufe von dem Zufammenfluffe der Werra und Fulda bis gegen ihre Mündung 
bin einnehmen, werben mit dem befonderen Namen der Engern bezeichnet, 
offenbar die Angrivarier der Alten. Die Nordalbinger oder überelbifhen 
Sachſen, nordwärts bis zu den Dänen in ben Gegenden ber Eider unb gegen 
Dften auf der Halbinfel über die Hälfte ihrer Breite hinüber bis zu den einge- 
wanderten Slawen ausgevehnt, nahmen aber jene Gegenden ein, welde die nad 
Britannien ausgewanderten Sachſen inne hatten, und find wahrſcheinlich eine 
Miſchung aus zurüdgebliebenen Reften diefes Volles und aus weſtelbiſchen einge- 
drungenen Sadjen. 

Allüberall, wo die Sahfen auftreten, zeigen fie eine große geiftige Nührig- 
feit, verbunden mit auferorventliher Willenskraft und entfhievenem Fefthalten 
an bem einmal ald richtig Erkannten. In politifher Beziehung beginnt bie hohe 
Bedeutung ded Stammes mit Abgang der Karolinger im Jahr 911. Die Krone, 
die Herzog Dito der Erlauchte ausgefchlagen, nimmt fein Sohn Heinrich an. Ihm 
und feinem Haufe gelang es, den äußeren Beftand des Reichs als eines ein- 
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heitlihen gegenüber den Sondergelüſten ber einzelnen Stämme zu bewahren und 
zu befeftigen, fo ven Grund zu einem nationalen Staate zu ſchaffen. Der Glanz, 
welden ruhmreihe Kämpfe, welchen die itallenifhe Krone und das wieberaufge- 
richtete Kaiſerthum über das Reich verbreiteten, diente ald Stütze für deſſen Fort— 
beftand ; die Gewöhnung an eine gemeinfame Regierung, das gemeinfame Anftreten 
gegen die romantihen Nachbarn im Süden und Welten, gegen Ungarn und 
Slawen im DOften, gegen Dänen im Norden erzeugte allmählig das Bewußtſein 
einer über aller ſtammlichen Sonderung ftehenven höheren nationalen Einheit. Den 
unträglihen Beweis beefelben gıbt das Auflommen eines gemeinfamen Namens 
für das Geſammtvolk des Reichs. Auch nah tem Ausſterben ver Ottonen be- 
hauptet der fächſiſche Stamm feine Bedeutung im der fränfifchen wie hohenſtaufiſchen 
Zeit. Im 13, Jahrhundert geht aus feiner Mitte der Sachſenſpiegel hervor, ein 
Bert, das als wahrhaft nationale That in den weiteften Kreifen empfunden wurde, 
Jahrhunderte hindurch das Anfehen eines Geſetzbuches behauptet und felbft bie 
Unterbrüdung des veutfchen Rechts durch das römiſche ſiegreich überbauert hat. 
Der Antheil, den der fähfifhe Stamm an der geiftigen That des 16. Jahrhunderts 
genommen, bebarf feiner befondern Ausführung. Seitdem bat derfelbe nicht aufge- 
hört, auf bie nationalen Geſchicke des ganzen Volles ben entſcheidenſten Einfluß 
zu üben, mit feinen verſchiedenen Zweigen tief in biefelben einzugreifen. — Seine 
Sprache ſcheidet fih in die eigentlich niederfächfifche oder küftenländifche und bie 
weftfälifche oder binnenlänvifhe Mundart, die mannigfadh in einander übergehen. 
Entſchieden niederſächſiſch wird im Norden und Often der Elbe, entſchieden weft- 
fäliſch im Weſten der Weſer geſprochen. 

Thüringer. Süblih von den Sitzen ver Sachſen erſcheinen an Stelle ver 
Hermunduren feit dem Anfange des fünften Jahrhunderts bie flammverwandten 
Thüringer. Bald der Herrfhaft ver Franken unterworfen, hatten fie nit minder 
zu leiden unter den Angriffen der Slawen, vie neues Terrain von Often ber ge- 
wannen: die Nachkommen der Hermunduren, welde von Werra bis Elbe wohnend 
einft ihr Anfehen weit über die benadhbarten Völker geltend gemacht hatten, fahen 
fi bald nur weftlih von der Saale, von den Franken im Weften durch die Werra, 
im Süben turh den Wald, von den Sadfen im Norden durch den Harz ges 
ſchleden. Ohne direften Einfluß auf die Geftaltung der allgemeinen nationalen 
Berhältniffe, mehr in den Beziehungen des engeren Landes lebend, haben bie 
Thüringer doch ihren Antheil an der Gefchichte des ganzen Volkes. Bonifacius, 
nod immer mit einer gewiffen Vorliebe Thüringens Upoftel genannt, nüpfte engere 
Beziehungen zu dem Weſten; bie vielfachen Kriege mit Magyaren und Slawen 
famen dem Ganzen nit weniger wie biefen Grenzländern zu Gute. Zuerſt 
unter Herzogen, dann unter Markgrafen ftanden fie zulegt unter eigenen Land» 
— von denen einzelne in den Vordergrund der deutſchen Geſchichte treten. 

elder blieb für die Länge, wie fo manches andere deutſche Land, auch das lieder⸗ 
und fagenrekhe Thüringen von dem Unheile ſinnloſer Theilungen wie innerer Be— 
fehdungen feiner Großen nicht verfchont. Als die Söhne des ſächſiſchen Kurfürften 
Friedrichs des Sanftmüthigen, Ernft und Albrecht, durch die Theilung des Landes 
die Stifter der beiden nah ihnen benannten fächfifhen NRegentenlinien wurden, 
berüdfichtigte man natürlich Lage und die Grenzen ber verfchievenen Dialekte fo 
wenig, daß diefer Strich Deutfhlands zu dem bunteften Theile der Landkarte wurbe. 
Die Thüringer hörten anf ein Gefammtvolf zu fein, der fächfifche Rautenkranz 
verbrängte den thüringifhen Landgrafenlömen. Man gewöhnte fih daran, ben 
größten Theil von Land und Bolt Sachſen zu nennen. Eng verbunden mit ber 
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Geſchichte Sachſens tritt dann aud fortan die von Thüringen auf, und fie gerade 
it es, welche jener einen großen Theil ihrer Bedeutung verleift. In Thüringen 
wird Quther geboren, Thüringens Gebiet berührten die Kriege des 16. und 17. Jahr⸗ 
hunderts, in einer tbüringifhen Stabt bildete fih eine Epoche des Glanzes für 
die Gefchichte der Literatur Deutſchlands. So konnte nun allerdings in der Mitte 
Dentfhlands der thüringifhe Stamm ſich nicht zu höherer bleibender Macht ent- 
falten; eine Menge Länder und Ländchen enthalten jegt Theile des ehemaligen 
Thüringerlandes. Aber trogdem dauern noch heute, auch nad den zahllofen Um- 
geftaltungen des deutſchen Meiches die Thüringer in gewiffer Weife felbftändig 
und gefondert fort. — Was heutzutage die Mundarten des Landes betrifft, fo 
läßt fi fo viel mit Beftimmtheit fagen, daß zunähft das thüringifhe Flachland 
mit der goldenen Au bis Weimar und amnbrerfeits bis Mühlhanfen und Norb- 
haufen ein großes, in ſich abgeſchloſſenes Gebiet verwandter Mundarten bildet. 
Sübwärts wechſelt der thüringifche Dialelt mit dem fränfifchen, von dem er Raute 
und Wendungen annimmt, ift aber anders im Meininger Oberlande, wo er zum 
Dialelt des Frankenwaldes binneigt, anders im hennebergiſchen Territorium. 
Franken. Gewaltigen Einfluß übte, wie fein anderer germaniſcher Volks⸗ 
famm, auf die Entwidlung Deutſchlands in älterer und fpäterer Zeit der Stamm 
ber Franken. Mehrfach verzweigt und bebeutend ausgedehnt tritt er uns gleich 
von ben erften Spuren feines Dafeins an entgegen. Auch als der Gefammtname 
dranfen im 3. Jahrhundert die einzelnen Stämme vereint, verſchwinden nod nicht 
die befonderen Namen. Bon den Niederfranten treten Salier und Chamaven, von 
Oberfranken Ripuarier und chattiſche Franken hervor, in deren Urfigen fpäter als 
beſonders bezeichnetes Bolt die Hefjen fih bilden. Die Salier erlangen bie 
Herrfchaft über den Gefammtftamm unter Leitung Chlodowech's, der die Refte 
römifher Herrfhaft befiegt, die Alamannen unterwirft und die Weftgothen über 
die Pyrenäen zurüdvrängt; jo entfteht das fränfifhe Neid, das bald noch weitere 
Auspehnung in Gallien wie in Germanien gewinnt und vor der drohenden Auf- 
löſung durch die kräftige Hand der Pippine bewahrt wird. Karl ver Große führt 
ed zum Höhepunft feiner Macht, vehnt es aus zum Weltreih und verleiht ihm 
höheren Glanz durch Erneuerung der no nicht vergeffenen römiſchen Kaiferwürbe, 
Seinen Nahfolgern fehlte die Fähigkeit, das Erworbene zufammenzuhalten. In 
Oſtfranken fcheiden fi die deutjchen Gebiete aus, Unter ihnen erſcheint unter 
gleihem Namen, wie das Ganze ein neues Herzogthum Franken, defien Grenzen 
bentlich erfennbar find: es umfaßte jenfeits des Rheines die Gaue an der Nabe, 
von Worms und Speier, diesfeits desfelben alles Land, das zum Flußgebiete des 
Mains umd unteren Nedar gehört. Der Speflart theilte diefe Provinz wieder in 
ein rheiniſches und ein öftliches Franken. Befondere Stammesherzogthlimer bildeten 
fh aus, Aus ihnen ging der erfte deutſche König hervor, ber den Franken 
die Hegemonie, die fie bisher befeffen, nicht wahren konnte. An ihre Stelle traten 
die Sachſen, um nad 100jähriger, großartiger Wirkfamleit dem Stamme die Krone 
jurüdzugeben, von dem fie ausgegangen war. Das falifche Herrſchergeſchlecht führte 
die überfommene Herrjhaft weiter und nahm den Kampf mit dem römifchen PBapft- 
thum anf, der die folgende Zeit ausfült. Auch unter ven verwandten Staufern 
behielt Franken feine Bedeutung (S. den Artikel deutſches Reih und Hoben- 
ſtaufen), fam faft ganz im die Hände des ſchwäbiſchen Königsgeſchlechts. Konrad, 
der Bruber Barbaroffa’s, erhielt die fränliſchen Güter; an ihn Mmüpft fi der Anfang 
der eigentlich pfälzifchen Landesgeſchichte. Die rheiniſche Pfalzgrafſchaft flieg an Be— 
deutung, ald es Konrad und feinen Nachfolgern gelang, ein zufammenhängendes 
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pfälgifches Territorium bilden zu können, das unter Staufern, Welfen, Wiltels- 
bachern bis in den Anfang diefes Jahrhunderts an allen Ereigniffen ber deutſchen 
Geſchichte einen wehfelvollen Antheil genommen hat. Für die anderen Theile des 
fränkiſchen Stammes kömmt noch mehrfah die berzoglihe Bezeihnung Franken 
ober Franfonien vor, aber ohne die Bedeutung der früheren Zeit. Sie löfen fi 
mehr und mehr auf in einzelne Territorien, geiftliche wie weltliche, ohne einheit- 
liche politiſche Zufammengehörigfeit, oft in feindlichem Gegenfage unter einander. 
Diefe Zerriffenheit nimmt zu feit dem Ausfterben des ftaufifhen Geſchlechtes; es 
entftehen jene vielen Meinen Reichsſtände (Fürften, Reichsſtädte, Reichsritterſchaft) 
in ähnlich buntem Wechſel wie in Schwaben, mit ähnlichen ſchlimmen Folgen für 
das Ganze; denn die Eintheilung des Reiches in Kreife, deren eine der fränfifche 
war, konnte bie verlorene politifche Einheit nicht wiederbringen. Die großen allge- 
meinen Ereigniffe haben darum ihren Einfluß bier nicht weniger ausgeübt; die 
Slaubensfpaltung äußerte ihr belebendes Element, wie ihre unheilvollen Folgen 
[hwerlid anderswo empfindlicher. Nech heute find die traurigen Spuren aus ben 
Zeiten der Bauernaufftände und des dreißigjährigen Krieges nicht völlig geſchwunden. 
Die Lage der Gebiete jegte fie am meiften den vielen franzöfifchen Kriegen aus. Mit 
der Auflöfung des Reiches wie mit der neuen Geftaltung nah Napoleons Fall 
fehrte man nicht zu der politifhen Selbſtändigkeit des fränkifchen Namens zurüd: 
an fo und fo viele Herrn gelangten Theile des fränkifhen Stammes. — Die 
ältere fränkiſche Sprache hielt, fo weit bie Forfhungen fiheren Einblid geftatten, 
eine gewifje Mitte zwifchen ver hochdeutſchen und ſächſiſchen. Als im Berlaufe 
der Zeit das deutſche Element ſchwächer im inneren Gallien, flärter am Rhein 
wurbe, wirb zweierlei nur fcheinbar Entgegengefetstes erflärlih,. Einmal, daß bie 
fränfifhe Mundart, von Innen verlaffen umd ohne Halt, fi) nah Außen wandte 
und der althochdeutſchen näherte, dann daß die unterworfenen Alamannen ihre 
Sprade felbft eine fränktfhe nannten (Difried dichtete in „frenkisge zungun” und 
gibt fein Deutfh für Fränkiſch). — Was die fränfifhen Mundarten in ihrem 
jegigen Beftande anlangt, fo find fie noch nicht genügend erforfcht und firirt, wie 
dies Schmeller für die bayriſche gethan. Die hauptſächlichſten mögen fein: bie 
fogenannten fräntifhen am Ober: und Mittel-Main nebft Oberwerra und Rhön, 
und bie rheinifhe zwifchen Rhein, unterem Main und Lahn; zu der leteren 
tommen: die mittelrheinifchen, durch Vogeſen in eine ſüdöſtliche Gruppe Rhein-Nedar 
und eine norbweftlihde Rhein-Moſel geſchieden, die nieberrheinifhe Mundart, die 
um Bonn, Köln, Aachen, Düffelvorf herrſcht, endlich die weſterwäldiſchen, beren 
Gebiet im Süden durch Main-Lahn, im Weften durch Nieverrhein, im Norden 
durch das Niederdeutſche, und im Dften durd die Evder-Fulda-Mundart oder das 
fogenannte Mieberheffifche begrenzt wird. 

Alamannen, Unter diefem Namen find fon im Anfang bes 3. Jahr- 
hunderts und zuerft von allen germanifhen Stämmen Bölferfhaften des weſtlichen 
Dentfchlands zu einem Bunde zufammengetreten. Sie rüdten allmählig von Norben 
nad Süden, dann nad Weften vor und nahmen im Anfange des 5. Jahrhunderts 
das Weftufer des Ober-Rheins bleibend in Beſitz; die Burgundionen binderten 
ein- weiteres Vorbringen nad Süden. Es blieb fo den Alamannen der Landſtrich 
jenfeit® des Rheins bis zu den Vogeſen, ven fie als erobertes Land den Fremden- 
fig, Aliſat, Altfaz, den nachherigen Eifaß, nannten. Aber auch auf dem rechten 
Ufer des Rheins, wie in ben nördlichen Alpen und einem Theile des Jura be- 
haupteten fie ihre Stellung. Bon dem Stamme, der weiter nach Often ihnen be- 
nahbart war, von den Schwaben, find fie wohl zu unterfcheiden. — Den Römern 
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von allen deutſchen Stämmen am gefährliäften, kommen fie doch bald in Ab- 
hängigkeit von dem Frankenreiche Chlodowech's, die freifich keine zum firenge gewefen 
zu fein ſcheint. Noch unter den Meromwingern ſchlägt das Chriſtenthum bei ihnen 
Burzel, kömmt eine ſchriftliche Aufzeihnung ihres alten Volksrechts zu Stande. 
Nah dem Bertrag von Berbin erwacht das Streben ftärker, die verlorene Unab⸗ 
bängigfeit wieder zu gewinnen, das Herzogthum herzuftellen. Heinrich I. begnügte 
fih damit, feine Oberhoheit zur Anerkennung zu bringen, und die Alamannen im 
Reihsverbande feftzuhalten. So fanden die Herzoge im Ganzen tren zu ben fäd- 
fihen Königen, und längere Zeit genoß das Land wohltbuende Ruhe. Das änderte 
fih unter den fränkifhen Königen. An den Bürgerkriegen unter Heinrich IV., an 
den fih daran fließenden Kämpfen der Welfen und Hohenftaufen nahm Yla- 
mannien lebhaften Antheil, ftand theilmeife mitten im der Entſcheidung, verlor aber 
auch dadurch feine Bedeutung als Ganzes. Das ſchloß nicht aus, daß ber Stamm 
in den Meineren Gebieten, bie er fortan bilvete, feine Eigenthümlichkeit wahrte, 
gerade im biefen innere Kraft und geiftige Regſamkeit allfeitig gezeigt hat. Ueppig 
und mitunter übermüthig wuchſen feine Städte heran, reich waren feine geiftlichen 
Sige und begeiftert für alle Regungen auf höheren Gebieten, mädtig flanden vor 
Allem feine Herrichergefhlehter da und bald aud fein nieberer Übel. — Ein 
bemußter, nad einer gewifien Unabhängigkeit und Gelbftänbigfeit firebender, man 
fann fagen ein bemofratifher Zug ift eim beftändiger Begleiter des Stammes ge 
weien. Er fand feinen Hauptausprud in dem ganzen Städteweſen des Elſaſſes, 
des zum eigentlichen Dentfhland zählenden Alamanniens und der Schweiz. Diefe 
Empfänglichfeit und zugleich Strebfamleit des Stammes nad der geiftigen wie 
politifchen Seite machte ihn fähig, eime ehrenvolle, einflußreihe Stellung zu ber 
Entwicllung des gefammten Deutſchlands zu bewahren, obgleich es ihm nicht ver- 
gönnt war, mit Fefthalten feines Namens fi als einheitliches Ganzes bis in 
unfere Zeit zu erhalten, Bezeichnend genug ift für ihn, daß fchon im erften Viertel 
des zwölften Jahrhunderts der Name Alamannien in ermweitertem Umfange für 
das gefammte Deutfhland gebraucht wurde, daß er e# war, mit dem ausfchließlich 
Spanier und Franzofen bald das gefammte Deutſchland zu bezeichnen pflegten. — 
Auch die alamanniſche Mundart nimmt in mehrfacher Beziehung eine würdige 
Stellung unter ihren deutſchen Schweftern ein. Leider fehlen für die ältere Zeit 
genauere Quellen. Jetzt erftredt fich ihr Gebiet über bie drei politiſch auseinander 
gelommenen Theile des Stammes, nämlich über die deutfch redende Schweiz, welche 
die obere und mittlere Aar von dem franzöſiſch redenden Burgund trennt, dann 
über das Elſaß bis zu den Bogefen als Grenze gegen das romaniſche Idiom, 
endlich über bie zum eigentlihen Schwaben gefhlagenen ober wenigſtens an bas- 
jelbe ſtoßenden Gebiete des ehemaligen Alamanniens. Gerade hiebet iſt allerdings 
die ſcharfe Bezeichnung der Grenzen feiner Mundart gegen die ſchwäbiſche nad 
ben einzelnen Orten ſchwierig. Im großen Ganzen laſſen ſich diefe zwei Haupt- 
abſtufungen der deutſchen Zunge folgendermaßen beftimmen. : 

Der alamannifhe, oder” wie Schmeller ihn nennt, oberfränfifhe Dia- 
lelt iſt die eine; er herrſcht im feiner Entſchiedenheit am Rhein und befien 
Zuflüſſen bis unter Straßburg hinab, wo der ein mehr mittelveutfhes An- 
ſehen erhält. Der fhmäbifhe oder von Schmeller fogenannte weftlehifhe Dia» 
left, in zweiter Hauptabftufung ift an der Donau oberhalb des Lechs und ihren 
Zuflüffen zu Haufe, herrſcht auch im größten Theile des Nedargebietes, und 
— am Main und nordwärts desſelben immer mehr mitteldeutſche Aehnlich- 

an, 
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Der Stamm, ber diefen Dialekt fpriht, die Schwaben, geht zurüd auf 
das Volk der Juthungen, das feit der erften Hälfte des 5. Jahrhunderts als Theil 
bes alamannifhen Bundes erfheint. Sie wohnten hinter der Alb, während bie 
Wohnfige der eigentlihen Alamannen jenfeits des Nedars lagen. Als ihr Name 
verſchwindet, trat der der Suawen oder Sueven an feine Stelle. Wie die peu- 
tingerifhe Tafel die silva marciana ober den Schwarzwald als Grenze zwifchen 
Schwaben und Alamannen nennt, fo trennt bis auf den heutigen Tag dieſes Ge- 
birge die beiden Stämme; nur läßt fi die Grenze nit mit Genauigkeit ziehen. 
Die Bölferfhaften fcheinen bald zu einem Stamme verfhmolzen. Auch beide Namen 
find als Gefammtbezeihnung in Gebrauch gelommen. Beide Völker traten eben 
auf dem Gebiete der Geſchichte in immer nähere Berührung, bis allmählig ver 
Name Alamannen im bisherigen Sinne weit, und ber Theil des Stammes, 
welcher mit dem der eigentlihen Schwaben f» zu fagen politiſch zufammenfält, 
auch unter deſſen Namen fortan mitbegriffen wird, 

Bayrifher Bollsftamm. Der deutfhe Stamm des Südoſtens erfcheint 
zam erften Male unter vem Namen der Baiovarier oder Baiuvarier, das ift ber 
aus dem Lande Baio, in den Gegenden, wo früher die Marlomannen hausten, 
in dem griechiſchen und römiſchen Schriftftellern befannten Bojenheim. Bon da ift 
er nah Südweſten gebrungen, wie die alte Sage den Uebergang über die Donau 
firirt, im Jahre 508. Bon den überftiegenen Walphöhen verbreitete er fih an 
der Sübweftfeite der früheren Sige und den Gipfeln des Fichtelgebirges bis an 
die Gletſcher der Alpen, im Laufe der Donau vom Lech bis an die End. Nach 
ber Zertrümmerung des avariſchen Reiches zogen die Baiovarier in das genom- 
mene Land, das ald Grenzland, als Oftarricht oder Oftreih zu Balovarien ge- 
zogen wurde, und verbreiteten heimiſche Art und Sprache über bie zurüdgebliebenen 
Slawen wie über bie weiter nah Dften Wohnenden. Schon dadurch waren fie 
berufen, gleih vom Anbeginn eine wichtige Role in Deutſchland zu fpielen. Wie 
bie Sachſen im Norben, fo hatten fie im Süden vie Grenzwacht gegen Slawen 
wie gegen Italien zu führen. Das hielt den Stamm in enger Verbindung mit 
dem gefammten Bolte. 

Schon früh kamen bie Bayern in Abhängigkeit von den Franken. Wie bei 
den Alamannen war biefe eine Iodere, wenig brüdende. Ein mächtiges Stanımes- 
herzogthum konnte fi ausbilden und bis auf Karl ven Großen feine Stellung 
behaupten. In dieſen Zeitraum fallen die Ausbreitung des Chriſtenthums und bie 
ſchriftliche Abfaffung des bayrifchen Vollsrehts. Unter Karl dem Großen wurbe 
das Land fränkifhe Provinz, von Gaugrafen verwaltet; doch machte bie Sicherung 
ber Grenzen bald die Errihtung von Markgraffhaften nöthig. Beim Zerfall des 
Frankenreichs konnten von Neuem einheimifche Herzoge ſich erheben, bald in gleicher 
Macht wie in den früheren Zeiten daſtehen. Nur gegen wichtige Konceffionen ge 
lang es Heinrich I., fie beim Reihe zu halten. Dann kam bas Land an bas 
fähftihe Haus und wurde mitten in die Familienkriege der Ottonen bineingezogen. 
Unter den Saliern begannen die Kämpfe ver Welfen, bie fhlieglih das Yand in 
die Hänte der Wittelsbacher brachten. (Ihre Gefchichte ſiehe im Artikel Bayern.) 
Der Stamm ift in der Folgezeit eben fo wenig geeint geblieben wie die anderen 
deutſchen Stämme. Zwei Dynaſtieen beherrfchen feine Haupttheile, die fih nad 
und nad entfrembet worden find. Doc genießt er den Borzug, feinen Namen 
ald Benennung eines nicht unbebeutenden Staates bis zur Stunde erhalten zu 
fehen, wenn auch allerbings mit den fünlihen und öſtlichen Grenzen besfelben ver 
Kreis alles deſſen, was zum bayerifhen Stamm gehört, nicht erſchöpft ift. Gegenüber 
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ben Alamannen charalteriſirt Ihn ein in polilliſcher und religiöſer Beziehung kon⸗ 
fervativer Zug, der freilich auch öfter zum ſchädlichen Ertrem geführt hat. Der 
bayrifche Dialelt, oder, wie Schmeller ihn nennt, der oſtlechiſche (im Gegenjage 
zum ſchwäbiſchen oder weſtlechiſchen), umfaßt das ganze übrige Gebiet der Donau 
und ihrer Seitengewäfler, jo weit überhaupt deutſch geſprochen wird, während er 
öſtlich von einer Linie, die ungefähr in der Richtung bes Lechs fortläuft, ins 
Mitteldeutfche hinabzieht. Nach den Artikeln von Richthoſen und Rödinger. 


Deutiches Staatsrecht. 


Charakteriftifh für unfere öffentlich-rechtlihen Zuftände in Deutfhland und 
von gleihfam pathologifhen Intereffe für diefelben ift die Kontroverfe, ob und fin 
welhem Sinne überhaupt „Deutfhes Staatsrecht“ eriftire. Denn in biefer 
Jahrhunderte alten Kontroverfe fpiegelt ſich unfer ganzer politifcher Sammer wieder. 
Die politifche Frage, inwiefern haben wir das Recht, uns als eine Nation zu 
betrachten, mußte von jeher für die Wiſſenſchaft lauten: in welhem Sinne eriftirt 
ein deutſches Staatsreht? Und deshalb darf die Erörterung dieſer KRontroverfe 
ein mehr als rein theoretifhes Interefie beanſpruchen. In der Entſcheidung ber- 
jelben liegt zugleich eine wiſſenſchaftliche Würdigung unferer politiichen Zuftände, 
es iſt darin ausgefproden, was bie Wiffenfhaft als gegenwärtiges politifches 
Inventar ber Nation betrachtet und welche Art von Entwidelung fie daher ber- 
jelben in Ausſicht ftellen zu müflen glaubt. Daneben ift das rein theoretifche 
Interefje der Frage ein fehr bebeutendes, weil je nah Verſchiedenheit der Beant- 
wortung berfelben die Art und Weife ver wiffenfhaftlichen Darftellung bes deutſchen 
Staatsrechts konfequenter Maßen eine durchaus verſchiedene fein muß. 

I. Betrachten wir zunädhft den status controversie et cause, wie er ſich zu 
weiland beutfchen Bundeszeiten herausgebildet hatte. 

Es gab damals — freilih mit erheblichen Detailmodifitationen — im 
DWefentlihen zwei Parteien, von denen jede miflenfchaftlihe Autoritäten erften 
Ranges in ihren Reihen zählte. Die eine behauptete die Eriftenz eines pofitiven 

emeinen deutſchen Staatsrechts, hier find als Hauptvertreter Zachariä, Reyſcher, 
öpfl und Schulze zu nennen; die andere leugnete das Vorhandenſein eines ſolchen, 
wie vor Allen Mohl und Gerber. 

Auf den erften Blid möchte man glauben, die Sache müfje ziemlih einfach 
liegen. Nur im deutſchen Staate könne von einem deutſchen Staatsrechte die Rebe 
fein, und daß biefer zu Bundeszeiten nicht exiftirte, Ieugneten aud die Anhänger 
bes pofitiven deutſchen Staatsredhtes nicht. Aber fie hielten fih damit noch nicht 
für gefchlagen. Die Niht-Eriftenz eines deutſchen Staats, behaupteten fie, ſchließe 
nur die Eriftenz eines deutſchen Staatsrechts als primärer Rechtsquelle aus, keines» 
wegs aber made fie die Geltung desfelben als fubfiviärer Rechtsquelle unmöglid. 
In subsidio künne das beutfhe Staatsreht in allen deutichen Staaten gelten, 
fobald fih nur gemeinfame, für ganz Deutjchland gültige Quellen vesfelben nad- 
weifen ließen. 

Die Möglichkeit, daß diefe Anfiht richtig war, muß unbebingt zugegeben 
werben, Es kam eben Alles auf den wirklichen Nachweis der behaupteten gemein- 
famen Quellen an. Eine zufammenfaffende Darftellung der verſuchten Beweiſe gibt 
Zachariä in der großen Ausgabe dieſes Staatswörterbuhs. Wir beſprechen daher 
im Folgenden zunähft feinen Artikel „Deutſches Staatsrecht“ nad viefer Rich— 
tung Hin, 

Bluntfgli’s Staatswörterbuh. Band I. 31 
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In dem beregten Artikel werben, nach Verwerfung einer fortdauernden Be— 
deutung des römiſchen und kanoniſchen ſowie des langobardiſchen Lehensrechts für 
die damaligen deutſchen Staatsverhältniſſe, zunächſt die deutſchen Reichs— 
geſetze ſowie die Staatsverträge des deutſchen Reiches, dann die 
Rheinbundsaklte ald Quellen des deutſchen Staatsrechtes angeführt. Dieſe 
Anführung geſchieht aber mit fo vielen Verklauſulirungen, daß wir uns wohl auf 
wenige Gegenbemertungen befchränfen dürfen. 

Die Seltung der Rheinbundsalte als fubfipiärer Quelle deutſchen Staats- 
rehts war ſchon durch die Befchräntung diefes Bundes auf einen Theil des ehe: 
maligen beutfhen Bundesgebietes ausgefhloffen. Denn felbft von der Möglichteit 
der Anwendung eines Gates derſelben konnte in denjenigen deutſchen Bundes» 
ländern feine Rede fein, welde nicht zum Rheinbunde gehört hatten. Aber auch 
die NReichögefege und die Staatöverträge des deutſchen Reihe konnten zu Bundes- 
zeiten als ſubſidiäre Duelle pofitiven Staatsrechts deshalb nicht betrachtet werben, 
weil die Rechtskontinuität mit den Zeiten des Reihe feit 1806 in allen deutſchen 
Staaten volftändig abgebrohen wurde. Die feitdem errichtete Souveränetät war 
teine Landeshohelt mehr, die feitdem entftandenen Volfsvertretungen feine Land⸗ 
flände des 18, Jahrhunderts, der ganze Staatsorganismus ift unterbefien nad 
andern Grundgedanken konftruirt worden, als dies zu Reichszeiten der Fall war. 
Die in unferem Iahrhundert gefchaffenen allgemeinen ftaatsbürgerlihen Rechte 
waren damals felbft dem Gedanken nad noch nicht vorhanden. Diefe Anſchauung 
ift aber keine Folge oberflächliher Neuerungsfudt, fondern eine nothwendige Kon- 
fequenz der richtigen, felbft von einem fo konfervativen Manne wie Gerber ge— 
theilten Anfiht, daß der moderne Staat etwas von dem mittelalterlihen Terri⸗ 
torium principiell Verſchiedenes ift. 

Eine Duelle pofitiven deutſchen Stantsrehts fol ferner das gemeine 
Gewohnheitsrecht fein. Nun ift aber der Nachweis eines gleihen flaats- 
rechtlichen Gewohnheitsrehts im deutſchen Bundesgebiet meines Erachtens in feinem 
einzigen Falle erbradt worden und es konnte ein foldes wegen ber umenblichen 
Detailverfhiedenheit der Berhältniffe der deutſchen Staaten überhaupt nicht vor- 

den fein. 
= Weit [heinbarer war der Hinweis auf Die OGrundverträge bes deutſchen 
Bundes alfo namentlich die Bundesafte und die Wiener-Schiußalte, jo wie auf 
diejenigen Bundesbefhlüffe, weile das Staatsreht der Bunbesftaaten 
zum Gegenſtande hatten. Man hat bier insbefondere die Art. 12—19 der Bundes- 
alte, Art. 54— 64 der Schlußalte und die Befchlüffe über das monarchiſche Princip 
vom 16. Auguft 1824 und 28. Juni 1832 hervorgehoben — der Beihluß vom 
30. Dftober 1834 über bie Erridtung eines Bundesſchiedsgerichts ift ein tobt- 
geborenes Kind geblieben und fann deshals überhaupt nicht in Betracht kommen. 

Sind diefe Alten und Beſchlüfſe aber wirklich als fubfipiäre Duellen eines 

emeinen deutſchen Gtaatsrechtes zu betradhten gewejen? Sie waren als folde 

uelle nicht zu betrachten und konnten es nicht fein, ſowohl ihrer juriftifchen 
Natur als ihrem Inhalte nad. Daf fie auf die Oeftaltung des öffentlihen Rechts 
der deutſchen Staaten den größten Einfluß geübt haben, wird damit feineswegs in 
Abrede geftellt; wir werden diefen Einfluß im Verlaufe unferer Darftellung noch 
näher zu darakterifiren haben. In Abrede geftellt wird nur ihre ſtaatsrechtliche 
Verbindlichkeit auch als fubfiviäre Duelle für irgend einen deutſchen Bundesftaat 
ohne vorbergegangene Publikation. Bundesalte und Schlußakte ſowie jeder einzelne 
Bundesbeſchluß banden ohne vorhergegangene Publikation den einzelnen Staat nur 
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vbllerrechtlich; bis dieſe Publikation, welche aud verweigert und nur durch völfer- 
rechtliche Mittel erzwungen werden konnte, erfolgt war, erfchien eine Berufung auf 
diefelben ald auf das in subsidio anzumendende Recht durchaus unzuläſſig. Das- 
felbe galt auch bezüglich der ftaatsredptlichen Wirkungen der dur den Bund ab- 
geſchloſſenen vbllerrechtlichen Verträge. 

Schloß auf dieſe Weiſe ſchon ihre juriſtiſche Natur die Bundesverträge und 
Bundesbeſchlüſſe von ber Gültigkeit als ſubſidiärer Staatsrechtöquelle in den 
deutfhen Bundesftaaten aus, fo that dies in gleicher Weife der Inhalt der meiften 
verfelben. Den meiften der hieher gehörigen Artitel fehlte nämlih durchaus der 
difpofitive Charakter und die Bräcifion, welche für flaatsrechtlihe Normen uner- 
läßlich ſind. Sie hatten entweder die Tendenz, bereits beftehendem Staatsrecht den 
Charakter der Unveränderlichkeit aufzuprüden (wie z. B. Urt. 14, 15, 17 ver B. A.), 
oder den Geift zu bezeichnen, im weldem die Berfaffungen der Bundesftaaten ge- 
halten fein müßten. (Urt. 13 der BU. Art. 54—59 der W. S. A.) Letzteres ift 
ihnen auch nur in fehr unpräcifer Weife gelungen, wie 3. B. die enplofen Kon- 
troverfen darthun, zu welchen der berüdtigte Art. 57 vr W. SU. Anlaß gab. 
Das Gleiche gilt von den Beihlüffen vom 16. Auguſt 1824 und 28. Juni 1832 
über die Aufrehterhaltung des fogenannten monarchiſchen Princips, ganz abgefehen 
davon, daß legterer Beihluß in einer Reihe von Bundesftaaten (4. B. in Sachſen, 
Bayern und Württemberg) nur unter verwahrenden Klaufeln publicirt worben ift. 
Die Beſchlüfſe envlih vom 6, und 13, Juli 1854 über vie Preſſe und das Ber- 
einswefen, der Faſſung nah von überwiegend gefeglihem Charakter, find in den 
Hauptftaaten des Bundes nit einmal publicirt worben, und miemals ift es dem 
Staatsanwalt eines folhen Staates eingefallen, ſich auf dieſelben als auf das fub- 
ſidiär geltende Recht zu berufen. 

Die Beiprechung einiger ferner noch von Zachariä angeführten Quellen, 3. B. 
bes partitularen Gewohnheitsrechts, der Staatsverträge einzelner Bundesftaaten 
unter einander oder mit auswärtigen Staaten halte ich für überflüffig: es leuchtet 
wohl von ſelbſt ein, daß aus ihnen gemeines deutſches Staatsrecht nicht abge- 
leitet werben Tann. 

Es erübrigt nur no ein Wort über die Berfaffungen der einzelnen 
Bundesftaaten zu fagen, infoweit fie Inftitutionen von gemeinfam ſtaatsrecht⸗ 
lihem Charakter geſchaffen hatten. Auch vie Berfaflungen ver einzelnen Bunves- 
ftaaten, mochten auch nod fo viele genau in einem Punkte übereinftimmen, konnten 
nit als fubfiviäre Redtöquelle für einen Bundesftaat in Anſpruch genommen 
werben, in deſſen öffentlihem Recht etwa eine Beftimmung über das fragliche Ber- 
bältniß fehlte. Die gemeinfamen Rechtsſätze, wie man fie aus den beftehenden Ver—⸗ 
fafjungen ableitet, eriftirten aber in dieſer Faſſung meift nirgends: ihre Gemein- 
ſamkeit war ein Ergeugniß ber Doftrin. Darin lag gerade der mehr oder weniger 
berftedte oder verklaufulirte Irrihum Derjenigen, welde aus ver wefentlichen 
Uebereinftimmung vieler ftaatsrehtlicher Inftitutionen der einzelnen Bundesſtaaten 
ein gemeines pofitives Staatsreht ableiten wollten, daß fie für pofitives Recht 
nahmen, was nur Erzeugniß der Wiflenfhaft war. 

Und das führt uns hinüber zu ber Anfiht derjenigen Publiziften, melde vie 
Eriſtenz eines pofitiven deutſchen Staatsrehts zu Bundeszeiten leugneten. Sie 
wollten eben die Quellen nicht anerkennen, auf welche dieſes behauptete pofitive 
Recht von feinen Anhängern zurüdgeführt wurbe und, wie wir im Vorftehenden 
gezeigt zu haben glauben, mit Recht. Keineswegs aber leugneten fie damit vie 
Möglichkeit der wiſſenſchaftlichen Darftelung eines deutſchen Staatsrehts als 
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„esprit* der in ben deutſchen Bundesſtaaten beſtehenden Geſetze, ober verſchlofſen 
fich für den Nutzen einer ſolchen Darſtellung, welcher fie damit vielmehr gerade 
erſt den wahren wiſſenſchaftlichen Boden bereitet hatten. 

Den wahren wiſſenſchaftlichen Boden, ſage ich, und die Möglichkeit eines Syſtems, 
welches fich logiſch rechtfertigen ließ. Denn da, wie Gerber treffend bemerkt (f. Gerber, 
Grundzüge eines Syftems des deutſchen Staatsrechts $ 5), die deutſchen Staaten 
fih unter dem Einfluffe gleihartiger politifher Ereigniffe entwidelt haben, auch bei 
ihrer Bildung der feiner Einheit fi immer bewußte deutſche Vollsgeiſt einen 
unverlennbaren Antheil gehabt hat, fo ließ fih, namentlich feit dem Gintritte 
Preußens in die Neihe der fonftitutionellen Monardieen, ein im Ganzen einheit- 
liches Bild ihrer Verfaffungszuftände entwerfen, welches die hauptfählihen Er- 
ſcheinungen modernen flaatlihen Lebens umfaffen konnte. Den Anhängern eines 
fubfiviär geltenden pofitiven deutſchen Staatsrechts wäre eine folde umfafjende 
Darftellung konſequenter Maßen eigentlih unmöglih gewejen. Sie mußten fi 
auf die Darftellung berjenigen Berhältnifie befchränten, auf welde das ſubſidiäre 
Recht ihrer Meinung nah Anwendung fand, ober fie mußten doch wenigftens 
genau angeben, welder Theil ihrer Syfteme auf pofitive Geltung Anfprud machen 
fönne und auf welder Grundlage bie ergänzenden Zufäge aufgebaut ſelen. Da 
dies aber von feinem einzigen jener Schriftfteller geſchah, fo fam in die ganze 
deutihe Staatsredhtsliteratur jener Tage eine gewiſſe Haltungslofigkeit, und dem 
Mißkredit, in welden fie dadurch überhaupt gerieth, hat ein moderner Hiftorifer 
und Publizifl mehrfach prägnanten Ausprud verliehen. 

In der That ließ fi nur denjenigen Darftellungen eines deutſchen Staats- 
rechts zu Bundeszeiten eine praftifche Brauchbarkeit für ganz Deutſchland vindi- 
ciren, welche bewußt oder gleibfam nur inftinftiv ſich damit begnügten, im Sinne 
Mohl's und Gerber's den rechtlichen, juriftiichen Inhalt des Gtantslebens auf 
deutſcher Erde wiflenfhaftlid zu formuliren. Diefe Darftellungen fonnten damals 
als Einleitung zu allen einzelnen deutſchen Staatsrechten dienen, fie erjchloffen erſt 
das wahre wiſſenſchaftliche Verſtändniß der legteren, Sie können aber auch noch 
für unfere Tage die praftifche Bedeutung beanfpruden, daß fie uns ald Grundlage 
dienen fönnen für bie wiſſenſchaftliche Würdigung der in unferem Staatsleben feit- 
dem eingetretenen Veränderungen. Dies mag es denn aud rechtfertigen, daß wir 
im Folgenden zunädft die harakteriftiichen Momente des deutihen Staatslebens 
zu Bunveszeiten kurz hervorheben. 

Es mußte bier vor Allem auffallen, wie wenig bie flaatlihen Inftitutionen 
der doch auch bundespflihtigen deutſchen Lande der damaligen Präſidialmacht mit 
in Verrat famen für die Darftellungen des veutfhen Staatsrechts. Nehmen wir 
die Werke eines Publiziften von den aufgefprodenften öfterreihifhen Sympatbieen, 
nehmen wir Zörfl's Werfe zur Hand und vergleiben einfadh die Zahl der Eita- 
tionen öſterreichiſcher mit derjenigen preußiſcher Geſetzel So madhen denn auch 
unfere folgenden Bemerkungen über den juriftifhen Charalter des Staatslebens in 
Deutfhland zu Bundeszeiten nur den Anſpruch, für die Zuftände in Preußen und 
den übrigen deutfhen Staaten, mit Ausſchluß Defterreihs, richtig zu fein. 

As allgemeiner Charafterzug der Staaten jener Zeit tritt uns zunädft ent- 
gegen die durd die B. A. und die W. SU. ausdrücklich fanktionirte Unfähigkeit 
derjelben fib zu einem deutihen Staatswefen zufammenzufhlieken. Ein deutſches 
Staatsreht von primärer und pofltiver Geltung war zu Bundeszeiten unmöglid. 
Die BU. fanttionirte nämlih die Unantaftbarteit der Souveränetät 
jedes deutfhen Staates und ber preußifch-öfterreichifhe Dualismus wachte 
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ängftlih darüber, daß biefe Stipulation ber B.A. beobachtet wurde. So konnte 
feine deutſche Staatsgewalt zu Stande fommen. Die Yürftengewalt in Deutfch- 
land trug alfo einen dynaftiihen Charakter in dem Sinne, daß jeder Fürft ein 
wohlerworbenes Recht darauf hatte, das Werben eines deutfhen Staatsrechts von 
praftifcher Geltung zu hintertreiben. — In einer Beziehung freilich hatten die meiften 
deutſchen Regierungen feit 1833 auf Geltendmachung ihrer Souveränetät zu Gunften 
der Gefammtheit verzihtet — In Zollfahen. Hervorgerufen durch den Drud der 
materiellen Intereffen war feitdem mefentlih durh Preußens Initiative und trotz 
Art. 19 der B. A. ver deutſche Zollverein ins Leben getreten. Über es muß betont 
werben, wel’ heftigen Krifen berfelbe dur die Souveränetätsmanie der beutichen 
Mittel- und Kleinftauten feitdem zwei Mal ausgefegt war, welder es ſelbſt 1865 
noch gelang, eine ftaatsrehtlihe Geftaltung dieſes Bereins zu verhindern. 

u biefem dynaſtiſchen Charakter der deutſchen Staatsgewalt fam aber nod, 
daß Deutihland das Land des monarhifhen Princips war. Wie 
jeder Fürft ſich verpflichtet hatte, feine Sonveränetät gegen die Anſprüche der Ge- 
ſammtheit aufreht zu erhalten, fo hatte er ſich auch verpflidtet, fie aufrecht zu 
erhalten gegen bie Anfprühe feines Volls auf Errichtung einer wahrhaft fonfti= 
tutionelen Monarchie. Daß dies der eigentlihe Sinn der Art. 57 der W. SU, 
fowie der Bundesbeſchlüſſe von 1824 und 1832 war, beweifen bie ftaatlichen 
Zufände in Deutfchland bis zum Jahre 1848. Wenn feit diefer Zeit und nament- 
lich feit Verleihung einer Berfaffung in Preußen die Fonftitutionelle Staatsform in 
Deutfhland allmählig Wurzel zu fhlagen begonnen bat, fo fland dies im Wider: 
ſpruch mit dem urfprünglichen Geiſt ver Bundesverträge. Die Nachwirkungen jenes 
Geiftes zeigten ſich aber noch deutlich in der geringen Sorgfalt, welche die meiften 
Regierungen der Ausbildung der verliehenen Verfaſſungen zuwandten. 

Neben diefem eminent monarchiſchen war aber dem deutſchen Staatsrecht ein 
weientlih ariftotratifher Zug inſofern aufgeprägt, als die Erhaltung ber 
Borrehte des 1806 mediatifirten Adels den deutſchen Staaten 
dburh Art. 14 der BA. und durch Art. 63 ver ®. S. A. ausprüd- 
id zur Pflicht gemaht war. Dazu kam nod die dur Art. 17 der B.A. 
erfolgte Garantie der feudalen Poſtrechte des fürftlihen Haufes Thurn und Taris 
in einer Reihe deutfcher Kleinftaaten, welche eine vernünftige Orbnung der Poft« 
verhältniffe in Deutfchland überhaupt hintanhielt. Alle diefe Adelsprivilegien blieben 
im Wefentlichen bis 1866 aufrecht erhalten, wenn auch bie Patrimonialgerichts- 
barkeit der Standesherrn den Sturm der Jahres 1848 nicht Überbauert hat. 

Endlich zeigte der Amtsorganismus der deutfchen Staaten vor 1848 
einen überwiegend polizeilichen Charakter, das Beamtenthbum führte 
eine Art Alleinberrfhaft auf dem Gebiete ber Staatsverwal«- 
tung, melde, feinbfelig gegen Kontrolle dur die Kammern und Einführung der 
Seldftverwaltung, dod Eingriffen von oben her keine genügende Feſtigkeit entgegen- 
legte. An diefen Erfheinungen trug die Thätigfeit der Bundesverfammlung ihre 
teihlihe Schuld. Dur ihre Specialkommiſſionen untergrub fie die Selbftändigfeit 
der Gerichte; der polizeilichen Thätigkeit des Staats wies fie einen alle anvern 
Zweige der Verwaltung überwuhernden Spielraum an. Wohl ift hierin feit Mitte 
der 4Oger Jahre und fpeciell feit 1848 ein bedentender Umſchwung eingetreten, 
durh Trennung der Juftiz von der Verwaltung, durch Umyeftaltung der Gerichts: 
verfoffung, durch grundgefegliche Ausfchliegung aller Ausnahmsgerihte u. ſ. f. 
Trotzdem hat die Bundesverſammlung den Geift, der fle in diefer Beziehung vor 
1848 beherrſchte, auch nach ihrer Reaktivirung nicht verlengnet. Indem fie durch 
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ihre Beſchlüſſe über Preffe und Vereinsweſen ein reges politifches Leben erftidte, 
machte file dadurch zugleich das Gedeihen der Selbftverwaltung unmöglih. Denn 
fie erhielt dadurch die Bürger in der Unfähigkeit, die Pflichten zu erfüllen, welde 
von einer wirklihen Theilnahme am Staatsleben unzertrennlich find. 

Dies waren kurz ſtizzirt die weſentlichſten Grundzüge des Bildes, weldyes 
die Wiffenfhaft von den ftaatsrechtlihen Zuftänden im bundestäglihen Deutſch⸗ 
land entwerfen mußte. 

II. Welche Veränderungen haben hierin die dem beutfchen Kriege von 1866 
gefolgten Neugeftaltungen hervorgebracht? Läßt fih vor Allem noch ein gemein» 
fames Bild der flaatsrechtlihen Berhältniffe Deutfhlande geben, wie dies zu 
Bundeszeiten der Fall war, fann man jest noch von einem deutſchen Staatsrecht 
im Sinne Mohl’8 und Gerber's fpredhen ? 

Denn bie Wiffenfhaft es fih jest — nah 1866 — zur Aufgabe flellt, ven 
Geiſt des Staatsrehts in Deutfchland darzulegen, fo können für fie hierbei nur 
die Verhältniffe des Norbbundes und ber ſüddeutſchen Staaten in Betracht kommen: 
nicht mehr biejenigen Gisleithaniens; das 1806 gefchaffene Kaiſerthum Defter- 
reih hat befanntlic aufgehört zu eriftiren. Die Gründe, warum bie Inftitutionen 
ber Wefthälfte der äfterreihifch-ungarifhen Monarchie bei der Darftellung eines 
Geiftes des deutſchen Staatsrechts nicht mehr berüdfichtigt werden bürfen, find 
aber kurz folgende. 

Schon zu Bunbeszeiten zeigte bie ftaatlihe Entwidelung Deutſchöſterreichs 
bie weſentlichſten Unterſchiede von derjenigen ber übrigen Theile des Bundesgebiets. 
Eine Konfeguenz davon, die Thatfache, daß felbft Anhänger Defterreihs in ihren 
Werten über deutſches Staatsreht verhältnigmäßig wenig Rüdfiht auf deutſch⸗ 
öfterreichtfche Verhältniffe nehmen konnten, iſt bereits hervorgehoben worden. Immer- 
bin fland Defterreih mit einem Theil feines Gebietes im deutſchen Bunde, es 
hatte nicht nur bezüglich der Geftaltung der flagtsrechtlichen Berhältniffe feiner 
Bundesländer diefelben internationalen Berpflidtungen wie die übrigen Bundes» 
glieder übernommen, e8 übte aud als Präſidialmacht großen Einfluß anf die ftant- 
lihen Zuftände Deutſchlands. Ein principielles Nicptberüdfichtigen der Inftitutionen 
Deutſch-Oeſterreichs bei der Darftellung eines Geiftes des deutſchen Staatsrechts 
zu Bundeszeiten war demnach aus formellen Gründen unzuläffig. Jetzt, nachdem 
dur Defterreihs Ausfhluß aus Deutfchland diefe formelle Nöthigung weggefallen 
ift, treten die thatſächlichen Verhältniſſe in ihre natürlihen Rechte ein. Natur der 
Sache aber ift es, daß bei einer Darftellung deutſchen Staatsrechtes nur beutfche 
Staaten in Betracht fommen. Die Wefthälfte der öfterreihifh-ungarifhen Monarchie 
ift aber kein veutfher Staat, mögen wir ihre Stellung zu Ungarn, oder ihren 
Beamtenftand oder ihre Benölferungsziffern in Betracht ziehen. Daß die Dynaftie 
unfere DMutterfprache redet, ift kein entfcheidendes Moment; aud am Petersburger 
Hofe wurde früher deutſch gefprochen. 

Es kömmt alſo nur mehr das Gebiet des Norobundes, weldhes im Vergleich 
mit dem beutfchen Bunde Limburg nicht mehr umipannt, dagegen über Preußens 
Oſtprovinzen und Schleswig fih ausvehnt, zufammen mit den Gebieten ver 
4 Südftaaten für das deutſche Staatsredht in Betracht — über Ruremburgs felt- 
fame Stellung wird noch fpäter ein Wort zu fagen fein. Die flaatsrechtlichen 
Normen, welche fih als gemeinfame für die genannten Gebiete herausftellen, dürfen 
mit Fug als deutſches Staatsrecht bezeichnet werben. 

Aber inwiefern gibt e8 überhaupt noch foldhe gemeinfame Normen? Sind — 
sor Allem — die flaatlihen Berhältniffe diefer Gebiete adäquat genug geblieben, 
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um von benfelben ein Syſtem bes beutihen Staatsrehts in dem Sinne zu ab- 
firabiren, wie foldes zu Bunbeszeiten möglich war? 

Wir halten dies nur unter mannigfahen Einfhränfungen für zuläffig. 

Es leuchtet zunächſt ein, daß die Souveränetät der beutihen Staaten 
niht mehr jenen dynaſtiſchen Charafter trägt, welder ihr bis zum 
Jahre 1866 eigen war, daß damals, wie dies der preußiſche Staatsanzeiger draſtiſch 
ausprüdte, Preußen in das dynaſtiſche Deutſchland Breſche geſchoſſen hat. Aber 
doch ift im dieſer Beziehung zum Theile nur ein negatives Reſultat erzielt worden. 
Denn wenn auch jegt nicht mehr zwei neivifhe Großmächte darüber wachen, daß 
fein deutſcher Staat feiner vertragsmäßig garantirten Souveränetät zu Gunften 
ber Öefammtheit etwas vergibt, fo hat doch auch andererfeits nur ber größere 
Theil diefer Staaten feine Souveränetät wirklich befhräntt, 
um eine Gentralgewalt zu bilden. Baden, Württemberg und 
Bayern Hingegen (von den völlig anomalen Zuftänden Südheſſens müfjen wir 
der Kürze halber abjehen) haben eine formell unbefhränfte völker— 
Br Mrd Souveränetät erlangt. Es kann nicht in Abrebe geftellt werben, 
baß® Hierdurch eine Divergenz des Berfaffungsrechtes der norddeutſchen Staaten 
von demjenigen ver ſüddeutſchen Staaten herbeigeführt wurde, welde in allen 
entfcheidenden Fragen auf das Bebeutfamfte bervortritt. Zunächſt iſt die Stellung 
ber ſüddeutſchen Souveräne ald Träger der Staatsgewalt durchaus verfhieden von 
ber Stellung derjenigen Souveräne, welde dem Norbbunde beigetreten find, Während 
die Staatögewalt der ſüddeutſchen Staaten alle wefentlihen Funktionen einer mo» 
dernen Staatsgewalt beibehalten haben, hier alfo Feine ftaatlihe Maßregel ergriffen 
werden kann ohne oder gegen den Willen des betreffenden Souveräns, haben bie 
Theilftaaten des Norbbundes einen wefentlihen Theil der modernen Staatsthätig- 
keit an bie Bundes-Gentral-Öewalt abgetreten, deren Verfügungen auch von ben« 
jenigen Souveränen vollftredt werben müffen, ohne oder gegen deren Willen fie 
zu Stande famen. Wir wollen nur die zwei wichtigiten Unterſchiede hervorheben, 
weihe als Konfequenz hieraus fih für das Verfaſſungsrecht der nord» und ber 
ſüddeutſchen Staaten ergeben. Die Stellung der Boltsvertretung des inzelftaats 
ift in Süddeutſchland eine weit einflußreihere ald im Norden, wo bie widtizften 
Sunktionen der Kammern, Mitwirkung bei der Feſtſtellung des Büdgets und Kon» 
trole der Berwaltung, großen Theild auf den Reihstag Übertragen worden find, 
Auch Die Beamtenorganifation und mamentlih die Stellung und Kompetenz ber 
Minifterien ift in den nmorbdeutfchen Staaten nothwendig eine untergeortnetere 
ald in Süddeutſchland, fo proviſoriſch gerade in dieſer Hinfiht die Verhältniſſe 
des Norobundes auch noch fein mögen. Denn die dem Bunde zufommenven ftaat« 
lichen Funktionen mußten zur Organifation eines Bundes-Beamtenftandes und 
einer Bundes⸗Centralſtelle führen, deren Reffort wefentlich die nunmehr ven Mini» 
fterien der Einzelſtaaten entzogenen Gegenftände umfaht. 

Daraus folgt dann aber mit Notbwendigfeit, daß fih aus den gegenwärtigen 
Verfaffungszuftänden in Deutfhland fein deutſches Staatereht mit der gleichen 
Reihe gemeinfamer Züge, wie folhes zu Bundeszeiten möglih war, wiſſenſchaftlich 
tonftruiren läßt. 

Haben wir aber Urſache, diefe Thatſache fehr zu beklagen? Ich glaube nicht, 
und zwar ays folgenden Gründen. | 

Das gemeinfame Recht, welches wir verloren haben, war ja doch nur in der 
Theorie gemeinfam,. Ferner vrüdten gerade die jegt verfhwundenen gemeinfamen 
Züge dem früheren deutſchen Staatsrecht jenen dhnaftifchen Charakter auf, über 
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beffen Aufhören wir uns nur freuen können, Unb wenn fich aud fein Geſammt⸗ 
bild des deutfhen Staatsrechtd mehr in dem gleichen Umfange wie früher ent» 
werfen läßt, fo brauden wir doch keineswegs auf die Herftellung eines foldhen ganz 
zu verzichten. Noch laffen fih für Nord- und Süddeutſchland gemeinfame Grund» 
füge aufftellen hinfichtlic des Wefens, der Objefte, der Grenzen ber Staatögewalt, 
bezügli der Rechte und Pflichten der Staatsbürger u. f. f. Die Lehre von dem 
Erwerb und Berluft des Monarhenrechtes, von der Thronfolge, von ber Regent- 
haft ift die gleiche geblieben: im Wefentlihen übereinftimmend find Grundfäge 
über die äußere Oeftaltung der Ständeverfammlungen fiber die Formen bes Geſchäfts- 
lebens berfelben. Auf die Darftellung diefer auch jegt noch gemeinfamen Principien 
muß fi konſequenter Weife der Schriftfteller befchränten, welcher es fegenwärtig 
unternimmt, ein beutfhes Staatdreht im Siune Mohl’8 und Gerber's zu verfaffen. 

Der Charakter diefes jegigen esprit des lois freilih iſt vielfach ein 
anderer, doch meiftens befferer geworben, wie er zu Bundeszeiten war. Mögen 
aud die Pflihten der Staatsbürger gefteigert worben fein, namentlih durch Aus- 
behnung der allgemeinen Wehrpfliht auf den ganzen Norbbund und bie füb- 
deutfhen Staaten, fo find doch aud bie Rechte der Staatsbürger gewachſen. ge⸗ 
ſehen von den politiſchen Rechten, bei welchen die zweifelhafte Errungenſchaft des 
allgemeinen und direkten Wahlrechts zu verzeichnen iſt, haben namentlich von den 
ſogenannten bürgerlichen Rechten diejenigen, welche wirthſchaftlich bedeutſam find, 
eine bemerkenswerthe Ausdehnung erfahren. Es ſtehen, um nur dies eine zu er- 
wähnen, der freien Wahl von Beruf und Gewerbe in Deutfchland jest keinerlei 
Zunftfhranfen mehr entgegen. — Sind ferner au die durch die Bundesakte 
garantirt gemwefenen — in den deutſchen Staaten bisher aufrecht er- 
halten worden, fo tft do die Garantie weggefallen, weldhe der Bunb für deren 
Bortdauer übernommen hatte. Kein deutfcher Staat iſt jetzt mehr durch völferrecht- 
liche Verpflichtungen gehindert, mittelft eines legielativen Altes auch den Stanbes- 
bern gegenüber das Princip der Gleichheit vor dem Geſetze durchzuführen, Diefer 
veränderte Charakter eines Theils umferer gegenwärtigen ſtaatsrechtlichen Gefeg- 
gebung in Deutfchland ift aber nicht allein eine Folge der Auflöfung des beutfchen 
Bundes; er ift vielmehr hauptfächlih auf die Einflüffe zurüdzuführen, welche die 
fegislative Thätigkeit des Norbbundes bereitd auf die deutſchen Südftaaten geäußert 
hat. Diefer Einfluß machte fi) bisher namentlich in der Weife geltend, daß vie 
politifhen und bürgerliben Medte, melde den Ungehörigen des norbbeutfchen 
Bundes eingeräumt wurden, auch den Bürgern der fühdentfhen Staaten nidt 
lange mehr vorenthalten worden find. Die Geſetze des norbveutfhen Buntes haben 
fidy in diefer Beziehung als typifch erwiefen für das übrige Deutfchland, und darum 
bat die Wiffenfhaft ein Recht, bei der Darftellung des Berhältniffes der deutfchen 
Bürger zu ihren Staaten auf die Geſetzgebung Norddeutſchlands ein beſonderes 
Gewicht zu legen. 

In dem angeführten Sinne, als Geift der beſtehenden Ge— 
fege, gibt es alfo aud jegt nod ein deutſches Staatsredt. 

Aber die Wiffenfchaft kann fi natürlich nicht mit der Darftellung derjenigen 
ftaatlihen Berhältniffe begnügen, welche die Ereigniffe von 1866 als zemeinfame, 
wenn aud mit theilweife verändertem Charakter fortbeftehen ließen. Sie muß fid 
vielmehr die weitere Frage vorlegen, in weldem Sinne bie 1867 entflanbenen 
beiden großen Verbände veutiher Staaten, ber Nordbund und die Zollunion, für 
das deutſche Staatsrecht der Gegenwart in Betracht fommen, beziehungsweiſe in- 
wiefern durch diefelbe pofitives veutfhes Staatsrecht neugefchaffen worden ift. 


| 
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Es kann bier zunächſt kelnem Zweifel unterliegen, daß bie Verfafſung des 
Norbbundes, welher nur eimen Theil, wenn aud ben größeren Theil, ver deutſchen 
Staaten umfaßt, fein pofltives deutſches, fondern nur norddeutſches Staatsreht 
enthält. Aber eben jo wenig ift zu verfennen, daß bie Berfaffung des Norbbundes 
für das gegenwärtige deutſche Staatsreht von ber höchſten Wichtigkeit ift, weil 
der Nordbund die Grundlage bildet der ganz Deutſchland umfpannenden Zollunion, 
weil deſſen organiſche Einrichtungen, etwas erweitert, ald Organe der Zollunion 
für ganz Deutihland wirffam find, weil demnach das Recht der Zollunion, in 
welchem wir die Anfänge eines pofitiven deutfhen Staatsrehts von primärer 
Geltung erbliden, gar nicht anders verftanden werden fann, als im engen Zu- 
jammenhange mit dem Berfaffungsrechte des norddeutſchen Bundes. Es muß fomit 
in der Lehre vom deutfhen Staatsrecht der Gegenwart die Darftellung des Ber- 
faſſungsrechtes des Nordbundes die Einleitung und Grundlage bilden zur Dar- 
ftellung des Rechtes der deutſchen Zollunion. 

Da das norddeutſche Bundesrecht in dieſem Werke an einem andern Orte 
(fiehe den Artikel „Norddeutſcher Bund“) fpeciell gewürdigt werben wird, fo fünnen 
wir unter Berweifung auf den betreffenden Artikel von einer Darftellung vesfelben 
im angeführten Sinne an biefer Stelle Umgang nehmen. . 

Das Recht der Zollunion hingegen müfjen wir aud bier befpredhen, weil bie 
Zollunion ein flaatsrechtliches Gebilde, ein Bundesftant ad hoc, ein Zollbundes- 
ftaat ift, deſſen Eriftenz uns darum reichlichen Erfag für die verlorene Gemein- 
ſamkeit der ftaatsrechtlihen Entwidelung in Deutjchland feit 1815 bietet, weil 
fein Recht als pofitives deutfhes Staatsreht von primärer 
Geltung erfheint. (Bgl. ven Art. Zollverein.) 

Letztere Anſicht fol nunmehr näher erörtert und begründet werben. Die Zoll- 
unton umfpannt alle diejenigen Gebiete, deren ftaatliche Einigung zu einem deutſchen 
Staatswefen begründeter Weife erhofft und angeftrebt werden kann — das für 
fie geltende Recht Tann demnach mit Fug als deutſches Recht betrachtet werben. 

Daß das Net der Zollunion primäre Geltung hat, daß es pofitive An- 
wendung findet — bedarf feines Beweiſes. 

Nur daß die dur den Zollunionsvertrag gefchaffenen Nechtöverhältnifle ftaats- 
rechtlicher Natur find, daß tiefer Bertrag einen Bunvesftant ad hoc, einen Zoll- 
bundesftaat geihaffen hat, weicher, weil er fich im Wefentlihen an die Berfafjung 
des Nordbundes anfchließt, zugleich den Keim eines deutfhen Bundesftaates ent- 
hält, muß ausführlicher dargethan werden, 

Wenn eine Anzahl Staaten fih in der Weiſe geeinigt bat, daß beftimmte 
Interefien berfelben nad Außen bin einheitlich vertreten werden, wenn fie eine 
Gentralgewalt gefhaffen haben, mit eigenen Organen und mit einheitlihen Geſetz- 
gebungs- und Berwaltungäbefugniffen für das Gefammtgebiet der geeinigten Staaten 
ausgeftattet, wenn die Untertbanen aller diefer Staaten der Gentralgewalt gegen- 
über beftimmte Rechte und Pflihten haben — dann trägt eine folde Einigung 
einen ſtaatsrechtlichen Charafter. Sämmtlihe angeführte Requifite find aber bei 
der deutſchen Zollunion vorhanden. 

Die Zollunion tritt nad Außen bin als eine Einheit auf, als eine völfer« 
rechtliche Perfon ad hoc, wenn man fo fagen darf, vertreten durch die Krone 
Preußens. 

Die Zollunton befigt eine Gentralgewalt, Tollegial organifirt, wie bie Eentral- 
gewalt des Nordbundes und gleich diefer unter dem Präfidium Preußens ſtehend — 
den Zollbundesrath. Dem Zolbundesrath fteht als eine Art Minifterium das 
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Zollbundestanzleramt zur Seite, wie bem norddeutſchen Bunbesratb das Bundes- 
fanzleramt. Der Bunbesfanzler Norddeutſchlands ift zugleih der Zollbundeslanzler 
Deutſchlands. Auch der Zollbundestanzler wird dur Preußen ernannt. 

Neben dem Zollbundesrath, dem Bertreter der beutfhen Souveräne, finden 
wir das Zollparlament als Vertreter der deutfchen Bevölkerungen. Das Hollparla- 
ment ift ein ad hoc verftärkter Neihstag. Innerhalb feiner Kompetenz theilt es 
im Wefentlihen die Befugniffe desſelben, auch das Recht der Initiative ſteht ihm zu. 

Der genannte ftaatlihe Apparat entfaltet auf den ihm zugewiefenen Gebieten 
eine gejeggebende und verwaltende Thätigkeit. Ihm ausſchließlich ſteht die Zollge- 
feßgebung Deutihlands fowie die Genehmigung der deutſchen Zoll und Handels- 
verträge zu. ferner find brei indirelte Steuern, die Salz-, Rübenzuder- und 
Tabadsfteuer in ganz Deutſchland in der Weife zu erheben, wie bies vom Zoll- 
bundesrath und Zollparlament befchloffen wird. Die Beſchlüſſe der Gentralgewalt 
der Zollunion müſſen von den Regierungen der Einzelftanten publicirt werben. 
Dei den angeführten Gefeggebungs- und Beftenerungsfragen hat aber der preußifche 
Staat in der deutihen Zollunion ein wohlverwandtes Uebergewicht, wie foldhes 
ihm im norbbeutfhen Bunde zulömmt. An den beftehenden Gefegen und Einrid- 
tungen ber Zollunion kann nichts geändert werben, fobald das preußifhe Beto 
bem entyegentritt. — Eine Seltfamfeit ift es, daß die erwähnten Gefege und Ein- 
rihtungen nit nur für bie Gebiete der die Zollunion bildenden beutfchen Staaten, 
fondern aud für Yuremburg, welches an der Neuorganifation derſelben feinen Un- 
theil nimmt, bis 1877 Gültigkeit und Wirffamteit haben. Es läßt fi dies anomale 
Verhältniß Luremburgs nur als Analogie einer völferrehtlihen Dienftbarkeit be 
zeichnen, welche dieſes Land bezüglich feiner Zoll- und Handelsverhältniffe zu Gunften 
ber deutfchen Zollunion übernommen bat. 

Als ftaatlibes Gebilde erweist ſich die Zollunion ferner dadurch, daß fie eigene 
Beamte befigt. Es find dies die durch das Präfidium den Hauptzoll- und Haupt- 
fteuerämtern nah Anhörung der Vorfchläge des Zollbunvesraths beigeorbneten 
Kontroleure, welche ihr Gehalt aus der Zollvereinskufje beziehen. Der geſchilderten 
ftaatlihen Organifation der deutſchen Zolunion entfprigt es enblih, daß ben 
Dürgern der deutfhen Staaten gewiſſe Rechte zuftehen und gewiſſe Pflichten auf- 
erlegt find Ddireft viefer Zollunion gegenüber. Es gehören dahin namentlih das 
aktive und paffive Wahlrecht zum Zolparlament fowie die Pfliht, die von der 
Zollunion auferlegten Zölle und indireften Steuern zu bejahlen. 

Dies find die Gründe, aus welhen wir das Recht der deutſchen Zollunion 
als deutſches Staatsreht betrachten. Wir haben dasjelbe etwas ausführlicher ge- 
ſchildert, fowohl um feinen engen Zufammenhang mit der Berfafiung des Norp- 
Bundes, besjenigen Staats, welcher die Pflege der Wohlfahrt des deutſchen Volls 
fi zur Aufgabe gemacht hat, darzuthun, ald auch darum, weil es das erite pofitive 
deutſche Staatsrecht ift, weldes diefen Namen im modernen Sinne verdient. Be- 
tradten wir nunmehr die Einwürfe, welche gegen den finatsrechtlihen Charakter 
der deutſchen Zollunionsverfaffung erhoben worden find. | 

Diefe Einwendungen ftügen ſich theils auf den Inhalt jener Verfaffung, 
theils auf die Art und Weife ver Entftehung und Gründung desfelben. 

‚So meint Gerber*), „man könne nicht fagen, daß durch den Bertrag vom 
8. Juli 1867 für eine befchränfte Kompetenz ein erweiterted Bundesſtaatsverhältniß 
geihaffen worden fei; denn eine Staatsgewalt könne nicht gedacht werben, welde 


*) Bol. Gerber, Deutiches Staatsrecht, 2. Aufl. S. 250, 
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bloß zur Erledigung von Zollangelegenheiten beftimmt wäre. Auch die Auffafſung 
bed Berhältniffes ald Staatenbund würde verfehlt fein. Die rechtliche Beurtheilung 
bes Berhältnifies könne vielmehr nur die fein, daß derfelbe Apparat, durch welchen 
fih für die norddeutſchen Staaten eine wahre Stantsgewalt offenbart, von ben 
ſüddeutſchen Staaten als ein eigenthümlihes Mittel der fortgefegten Ausführung 
ihrer Bertragsredhte und ihrer Vertragspflichten benügt wird“. 

Wir haben gegen biefe Anfiht Gerber's vor Allem einzuwenden, baß fie 
uns keine: Hare pofitive Entſcheldung bietet über die juriftifhe Natur des Ber- 
hältnifjes der beutfchen Staaten zur Zollunion. Auch in dem zulegt angeführten 
und von Gerber unterftrichenen Sage vermögen wir eine zweifellofe Entſcheidung 
nicht zu erbliden. Berftehen wir Gerber recht, jo hält er das Verhältniß ber nord» 
deutſchen Staaten zur Zollunion für ein ftnatsrechtliches, während bie ſüddeutſchen 
Staaten nur völferrechtlih mit verfelben verbunden find. Für die im Norbbund 
vereinigten Staaten ift nämlich eine wirkliche centrale Staatsgewalt ohnehin vor- 
handen, dagegen ericheint die Konftitulrung einer Staatögewalt nur für Zoll» 
angelegenheiten unmöglich. In dem legteren Punkt liegt der Kern der ganzen Trage. 

Mir geben Gerber zu, daß die Zollunion fein Bundesftaat. im vollen Sinne 
des Wortes ift, es fehlt ihr hierzu die Quantität der Befugniſſe. Aber wir be- 
haupten im Widerſpruch gegen Gerber, daß fie der Keim eines Bundesſtaates auch 
ben ſüddeutſchen Staaten gegenüber fei, und wir ftügen biefe Behauptung auf bie 
Daalität ihrer Befugniffe. Der Unterſchied zwifchen ftaatsrechtliher und völlerrecht⸗ 
licher Berpflihtung eines Staates ift nämlich ein wefentlid qualitativer. Ueberall da, 
wo die beftehende Verpflichtung die Souveränetät des verpflichteten Staats principiell 
vermindert, iſt dieſe Verpflichtung ftaatsrechtliher Natur. Eine ſolche principielle 
Verminderung der Souveränetät der fündeutihen Staaten zu Gunften der Gentral- 
gewalt ber Zollunion ift aber darum vorhanden, weil, mie oben ausführlid ge» 
zeigt worben ift, in dem Bertrage von 8. Juli 1867 die genannten Staaten bie 
Ausübung gewiffer Souveränetätsbefugniffe auf diefe Gentralgewalt, an beren 
Bildung fie ſich gleichzeitig betheiligten, übertragen haben. Luxemburg, welches dem 
ſtaatsrechtlichen Verband mit der Zollunion vermeiden wollte, hat die Betheiligung 
an dem neuen Bereinsvertrage unterlaffen. 

Wohl ift ein foldes Staats-Embryo eine Seltfamkeit; warum follte es aber 
undenkbar fein, namentlih ba die Logik der Thatſachen für basfelbe ſpricht? 

Aber nit nur um der geringen Befugniffe ihrer Gentralgewalt willen, fon- 
dern aud deshalb, weil fie nur auf eine beftimmte Anzahl von Jahren abge» 
ſchloſſen ift, hat man befiritten, daß der Eintritt in die Zollunion für die Süd— 
flaaten eine Aufnahme in tantum in den Staatöverband des Norpbundes bedeuten 
fönne, Geftügt auf das formelle Recht ſprachen die vereinigten Ausſchüfſſe des 
norbdeutfhen Bundesrathes für Zoll- und Steuerwefen, für Handel und Verkehr 
diefe Anfiht aus.*) Ein Antrag auf Abänderung der Verfaffung des Nordbundes 
in Folge des Abſchluſſes des Zollunionsvertrages erfhien ihnen ſonach als über- 
flüſſig: Bundesrath und Reichstag haben ſich aud in der That mit der einfachen 
Annahme diefes Vertrages begnügt. Bei Würdigung diefer Vorgänge müfjen wir 
aber Folgendes bedenken. Abgeſehen davon, daß man die formelle Abänderung 
einer erft wenige Monate zuvor ins Leben getretenen Verfaſſung zu vermeiden 
ſuchte, erſchien eine befinitive Aufnahme ver Südſtaaten in tantum au deshalb 
für den Nordbund nit wünſchenswerth, weil Preußen ſich mit dem Verzicht auf 





*) Bol. Hierfemenzel, die Verfaffung des norbdeutfhen Bundes, IL. ©. 8 ff. 
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bie rechtliche Möglichkeit einer Kündigung bes Zollvereinsvertrags zugleich des 
ſtärkſten Unterpfandes der Bertragstrene diefer Staaten bezüglih der Schug- und 
Trugbünpniffe beraubt haben würde. Wie wenig man fi aber anderntheils in 
maßgebenden Kreifen verhehlte und verhehlen fonnte, daß der Bertrag vom 8. Juli 
1867 die Norbbundsverfaffung, deren Abſchnitt VI nie vollftändig ind Leben ge- 
treten ift, materiell abändere, ergibt fich fhon daraus, baß der Bundeskanzler in 
feiner Botihaft vom 17. September 1867 hervorheben zu mäflen glaubte, ber 
Bertrag fei von dem Bundesrathe mit der zu einer Berfaffungsänderung noth« 
wenbigen Zweibrittelsmajorität angenommen worben. Immerhin muß man be- 
tennen, formell war es durchaus gerechtfertigt, daß man in vorliegendem Falle 
von einem Antrag auf Abänderung der Norbbundsverfaffung abfah; denn die 
zeitlih beſchränkte Aufnahme in tantum mehrerer Staaten in einen beftehenden 
Staatsverband erfcheint formell als ein Widerfprud in fih. Wollen wir aber bie 
Dinge würdigen, wie fie in Wirklichkeit Iiegen, fo müſſen wir bier von dem for- 
mellen Recht, beziehungsmweife von der Eriftenz eines formell allerdings vorhan- 
denen Kündigungsrechtes abfehen. Schon der Zollverein hat fih als ein umlös- 
lider Berband der veutfhen Staaten heransgeftellt, er hat die fchlimmften 
Krifen und felbft den Krieg des Jahres 1866 überdauert, und bie viel ftraffere 
Einigung der Zollunion follte gekündigt werden können? Die Annahme ver 
materiellen Möglichkeit einer folden Kündigung widerfpriht allen Regeln ver 
Erfahrung und der Vernunft. Das Recht der Kündigung iſt formell vorhanden, 
thatſächlich eriftirt e8 fo gut wie nicht. Die Aufnahme der Süpftaaten in bie 
mobdificirte Norbbundsverfaffung in tantum und auf Zeit bebeutet nit nur deren 
Aufnahme in tantum für immer, fle bedeutet vielmehr, daß man einen Staate- 
feim auf Zeit gefchaffen hat, welder fi zu einem dauernden Staate entwideln 
wird. 


Mit VBorftehendem ift, denken wir, ver ſtaatsrechtliche Charakter der deutſchen 
Zollunion dargetban und find die gegen denſelben erhobenen Einwendungen wider⸗ 
legt: bie vielfahen Mängel des neuen pofltiven beutfchen Staatsrechtes follen da- 
mit leineswegs in Abrede geftellt werben. 

Wir miffen recht gut, daß — um nur ben mwefentlihften Mangel hervor- 
zubeben — dies neue deutſche Staatereht, auf einer formell unfiheren Baſis 
ftehend, einen durchaus provifortfhen Charakter trägt. Und wie fi aus unferer 
Darftellung ergibt, theilt es dieſen umfertigen Charafter mit den ftaatsrechtlicyen 
Zuftänden in Dentihland überhaupt. Dasjenige Staatsreht, weldes wir in den 
beiden angegebenen Bedeutungen als deutſches Staatsrecht bezeichnen lönnen, er- 
firedt fih nur auf beftimmte, ziemlich eng begrenzte Berhältniffe des Staatslebens: 
ein Bundesftaatsreht im wahren Sinne hingegen eriftirt nur für einen Theil von 
Deutſchland. 

Und doch find unſere gegenwärtigen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe in Deutſch- 
land allen früheren weitaus vorzuziehen. Denn wir haben jetzt, was wir 
nie zuvor beſaßen, die entwidelungsfähigen Anfänge eines 
pofitiven deutſchen Staatsrechts. 

Der Weg, auf dem wir zu einem Bundesſtaatsrecht für das ganze Deutfd- 
land gelangen werben, ift vorgezeihnet — mag auch diefes Ziel bei der allge- 
meinen politifhen Lahmheit der Deutihen langfamer erreicht werden, als die Feinde 
unferes Baterlandes es fürchten, als die Patrioten e8 hoffen und wünſchen. 

III. Der Nahweis über die Literatur des deutfhen Staatsrechts 
muß in einem Sammelwerfe fi notbgebrungen auf die Angabe der beften vor- 
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handenen Beſprechungen derſelben, ſowie auf ein Namensverzeichniß der hervor⸗ 
tagendften Schriftſteller mit einigen begleitenden Bemerkungen beſchränken. 

Es fei daher hier nur kurz erwähnt, daß, was zunädhft pie Bundeszeiten 
betrifft, Bi8 zum Jahre 1840 etwa, Klüber ald das Drakel in Fragen deutſchen 
Staatsrechts galt. Bon da ab trat fein Werk hauptſächlich gegen H. U. Zachariä's 
beutfches Staats» und Bundesreht in den Hintergrund. Seit der Mitte der 
50ger Jahre kamen zur 2. Auflage des Zachariä'ſchen Buches das Syftem von 
Held und die A. Auflage des Zöpfl’ihen Staatsrehts als ebenbürtige Werte, 
wenn auch ihre Aufgabe In durchaus verfchiedenem Geifte fafjend, hinzu — Zöpfl’s 
Buch, namentlih durch eine Fülle von Detailnahweifungen aus dem Rechte der 
wichtigeren deutſchen Einzelſtaaten ausgezeichnet. 

Mit Beginn der 60ger Jahre iſt eine eigenthümliche Unruhe in bie deutſche 
Staatsrechtsliteratur gelommen. Es erſchienen in ziemlich raſcher Folge nad ein- 
ander die Werke von Orotefend (1860), Mejer (1861), Kaltenborn (1863), 
Schulze (1865), Gerber (1865), welden fi neue Auflagen der Bücher von Zöpfl 
(1863) und Zachariä (1865/7) anſchloſſen. 

Bezüglih einer näheren Würdigung ber genannten Schriftfteller für ihre 
Zeit verweifen wir, was bie früheren Perioden betrifft, auf Mohl's Gefhichte und 
literatur der Staatswiffenfhaften Th. II. ©. 235—394; für die Jahre 1856—65 
jet in diefer Hinfiht auf einen vortrefflihen Aufiag desfelben Autors „Bemer- 
kungen über die neueften Bearbeitungen des allgemeinen deutſchen Staatsredhts” 
in Aegidi's Zeitfchrift für deutſches Staatsreht Bd. I. ©. 354 ff. bingemwiefen. 

Gegenwärtig können Werke über deutſches Stantsreht und Bundeszeiten den 
praltiſchen Werth, direft als Einleitung in das Verſtändniß unferer jegigen ftaats- 
rechtlichen Zuftände zu dienen, aus den bereit sub II erörterten Gründen nicht 
mehr beanfpruden. Doch haben fie immerhin noch den praftiihen Werth, das 
nöthige Subftrat zu enthalten für bie einer wiſſenſchaftlichen Erkenntniß der Gegen⸗ 
wart unentbehrliche Vergleichung mit der jüngften Vergangenheit, 

Wir haben oben unter I. nachgemwiefen, daß zu Bundeszeiten von Quellen 
eines pofitiven beutfhen Staatsrehts nicht die Rede fein konnte; eine Duellen- 
fanmlung in diefem Sinne war alfo damals unmöglid, Hingegen erfchien dem 
dort Geſagten zu Folge für den Publiziften eine Zufammenftellung der Bundes- 
verträge und Bundesbeſchlüfſe ſowie der Berfafjungen ver deutfhen Einzelftaaten 
höchſt wünfhenswerth, und dieſem Bedürfniß war H. 4. Zachariä durch fein 
Berk „die deutfhen VBerfafjungsgefege der Gegenwart" 3 vol. Göttingen 1855/62 
entgegengelommen, ein Werk, welches durch Meyer's Corpus juris confoederationis 
germanicz, 3 vol. Frankfurt 1858/63 ergänzt wird. 

Seit 1866 ift die ftaatsredhtlihe Literatur in Deutſchland — abgefehen von 
Parteifriften für und wider die unterbefien ins Leben getretenen Neugeftaltungen 
— eine ziemlih fpärlihe gewefen. Immerhin zeigte fic kein abfoluter Mangel 
an wiffenihaftlihen Bearbeitungen unferer jegigen ſtaatsrechtlichen Zuftände, — 
Wir wenden uns zunächſt zu den feither erſchienenen Syftemen des deutſchen 
Staatsrechts. 

Ein Syſtem des deutſchen Staatsrechts beabſichtigt Grotefend mit ſeinem 
Werk „das deutſche Staatsrecht der Gegenwart” Berlin 1868/69 zu liefern. Wir 
verwelſen bezüglich einer Kritik diefes Buches auf Fricker's Urtheil in Schletter’s 
Jahrbüchern Bo. XII ©. 158 ff., da wir mit Fricker's Anfihten im Weſent⸗ 
lien übereinftimmen. 

Gerber's Syftem erſchien im Anfange diefes Jahres in 2, Auflage, welche 


- 
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die Zuſtände Neu⸗Deutſchlands berüdfichtigt. Der Hanptmangel der neuen Auf: 
lage des berühmten Buches ſcheint uns ber zu fein, daß die frühere Syftemati- 
firung zu ängftli beibehalten wurbe. Dadurch, daß neben einigen fundamentalen 
Fragen des Staatsrechts auch der Rorbbund und bie Zollunion nur anhangs- 
weife ausführlicher befprodhen werden, hat die frühere Einheitlichleit und Ab⸗ 
rundung bes Werkes flark gelitten. 

Bon Bearbeitungen des norbdeutfhen Bundesrechts genügt es, als 
biftorifche Einleitung Schulze's Krifis des deutſchen Staatsrechts, ala dogmatiſche 
Erörterungen v. Martig Betrachtungen über die Verfaſſung des norddeutſchen 
Bundes und ©. Meyer's Grundzüge des norddeutſchen Bundesrechts zu erwähnen. 
Welche Bereutung wir dem norbdeutfhen Bundesredht und alfo auch den wiffen- 
fhaftlihen Bearbeitungen vesfelben für das deutſche Staatsrecht der Gegenwart 
beilegen, ergibt fi aus unferen sub II gemadten Ausführungen. Ein größeres 
Wert über bie norddeutſche Bundesverfafſung eriftirt bis jetzt nod nicht. 

Eben fo menig ift bis jebt das Recht der deutſchen Zollunion in 
einem befonderen Werk fpectell dogmatiſch erörtert worden. Hingegen erſchien vor 
Kurzem ein fehr verbienftlihes Buch über die hiſtoriſche Entwidelung derſelben: 
v. Feftenberg-Badifh „Geſchichte des Zollvereins“, Leipzig bei Brodhaus 1869.*) 

Eine höchſt anerfennenswerthe Rührigkeit bat ſich bezüglich der Sammlung 
bes zur Erkenntniß des pofitiven norbbeutfchen und deutſchen Staatsrechts ber 
Gegenwart nothwendigen Duellenmaterials gezeigt. 

Bir heben von Sammlungen der erwähnten Art, neben Hierfemenzel’8 „Ber: 
faffung des norbveutf—hen Bundes nebft Ergänzungen und Erläuterungen”, Koller's 
„Archiv des norbbeutfhen Bundes und des Zollvereins”, fowie das „Staatd- 
hant buch für Geſetzgebung, Berwaltung und Statiftit des Nordbundes und bes 
deutſchen Zollvereins” von Dr. Georg Hirth rühmend hervor. Strand, 


Deutfches Necht. 


Unter diefem Ausdruck verfieht man zur Zeit nicht das gefammte Recht, oder 
auch nur das Privatrecht ver deutſchen Nation, fondern nur einen Beſtandtheil 
besfelben. Der Begriff ift nur geſchichtlich zu erflären. Ueberfehen wir die Haupt- 
perloden ber deutſchen Rechtsgeſchichte: 

1. Die Anfänge des deutſchen Rechts reichen weit hinauf in die germaniſche 
Borzeit. Die Germanen hatten, wie alle arlfchen Nationen, von jeher einen flarfen 
Rehtsfinn, und uralte Rechtsideen und Inftitutionen von Freiheit, Ehe, Eigen 
thum, Vertrag, Erbrecht, Vormundſchaft finden fi überall; aber die Germanen 
verftanden das in eigenthümlicher Weiſe, anders als die Hellenen und die Römer 
und anders als die Indier. In dem beutfhen Recht ift von Anfang an ein Cha— 
rafter perfönlider Freiheit und fittliher Gebundenheit wahrzu- 
nehmen, ber anderswo fehlt. Dabei wird auch ein ſtarker Zug ber Befondern 
Rechtösgeſtaltung je nad Stämmen, Ständen und andern Berbänden fichtbar. 
Tacitus ſchildert uns den Reichthum der veutichen Rechtsgedanken, aber eine Rechts- 
wiffenihaft gab es nicht, wenn es auch einzelne rechts- und gefegestundige Männer 
gab, die body geehrt wurden, 


*) Seit diefer Auffag vollendet war, find noch zwei bier nachzutragende Werke erfdhienen: 
Tbudihum, Verfaſſungérecht des norddeutichen Bundes und des deutichen —— Tübingen 
Es dv. Weber, der deutiche Zollverein, Geſchichte feiner Enıftehung und Entwidelung, Leipzig 


Deutſches Hecht. 495 


2. Die fränkiſche Periode, vom Ende fünften Jahrhunderts bis Ende des 
neunten , ift gekennzeichnet durch das Ueberfluthen des römifchen Reiches wit ger- 
maniſchen Völkern und durch die Bildung germanijher Staaten auf römiſchem 
Boden. Im Süden finden wir eine ftarte Miſchung römifher und germanifcher 
Elemente, und ein balbiges Uebergewicht der erftern, fo in Italien (Oftgothen 
und Langobarben), in Spanien (Weftgotben). Dagegen war in dem frän- 
kiſchen Reich das germaniſche Bewußtfein zäher und mächtiger. Almählig wurden 
ale deutfhen Stämme unter der fräntifhen Hoheit geeinigt. In dem frän- 
liſchen Königthum wurden römifhe Staatsgewalt über die Provinzialen und ger- 
maniſche Fürftenautorität geeinigt, und Karl der Große erhob das Königthum durch 
Annahme der römifhen Kaiferwürbe zu einer Weltmadht. Das Privatrecht aber 
blieb großentheils römifh für die Romanen und germanifch für die Franken und 
Deutſchen. Nur allmählig traten auch hier Mifhungen ein, aber fie griffen nicht 
dur, Selbft in dem eigentlichen Frankreich unterfhier man fortwährend die Ränder 
des Droit &erit (tömiſches Recht) von denen des Droit Coutumier (germanifdh). 
Nah und nad ift aus der Mifhung und Verbindnng beider das naticnale fran- 
zöſiſche Recht geworben, deſſen legter, moderner Ausdrud in dem Code Na- 
pol&on zu erkennen ift. 

Die germanifhen Stammesrehte wurben damals aufgezeichnet in dem foge- 
nannten leges Barbarorum. Daneben gab es allgemeine fränfifhe Reichs— 
gefege, Gapitularien der fräntifchen Könige, erlafien mit Zuftimmung ber Reidhs- 
tage. Sie wurden erlaffen hauptſächlich aus chriſtlich-kirchlichen Motiven, 
zur Ausbreitung und Sicherung des Chriſtenthums und Befeltigung des Heiden. 
thums, zu politifhen Zweden, Ausbildung ber Neihsverfaffung, und aus 
Kulturrädfihten (Schule, Wirthſchaft). Für das Privatreht haben dieſe Gefege 
nur geringe Bedeutung. 

z 3. Deutfhes Königreih (Kaiſerreich), auffteigende Periode 887 
8 1250, 

Die anfangs dynaſtiſch gemeinte Scheidung der beutfchen Länder von ben 
franzöfifchen wurde fpäter national. In Frankreich erhielt die romaniſch— 
franzöfifhe Sprade die Alleinherrfhaft, in Deutihland die „deutſche“ 
Sprade (lingua theodisca, d. h. Volksſprache). Es kam eine große Zeit deutſcher 
Politik, angeregt durch die Beziehung der deutſch⸗römiſchen Kaifer zu Rom, Italien 
und dem Bapftthum. 

Sowohl die alten Stammesgeſetze (leges Barbarorum) als die fränkifchen 
Reichsgeſetze geriethen im Bergefienheit. Neue Reichögefege famen nur felten vor. 
Die Reichsgewalt war viel ſchwächer als die alte fräntifche. Auch die Stämme 
wurden zerriffen, weil das Königthum dur vie Stammesherzoge bedroht war. 
Geiſtliche und weltliche Fürften erlangten in ven Bruchtheilen der großen Stämme 
erbliche Herrſchaft, und es entftanden zahlreihe deutſche Dynaſtien. Das Recht 
wurde weniger durch Geſetze als durch die Gewohnheit, vie Rehtsübung, den 
Gerichtsgebrauch fortgebilvet. Daraus entftand große Mannigfaltigkeit im Ein- 
zelnen. Dennoch wirkte das nationale Bewußtſein noch fo ſtark, daß der Ritter 
Eife von Repfow es unternehmen konnte, demfelben in dem Sadhfenfptegel 
einen auf lange hin nahmirkenden Ausdruck zu geben. Der Sachſenſpiegel ſiellt 
das deutfhe Recht zu Ende des XII. und Anfang des XIII. Jahrhunderts 
dar als öffentliches und Privatrecht, freilich mit norddeutſcher (ſächſiſcher) Färbung. 
Römisches Recht ift faft gar nicht darin zu verfpüren, 

Neben dem Volksrecht gab es aber noh ein Lehenrecht, welhes vor- 
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zugsweiſe die Ritterſchaft und ihre Güter mit den Lehensherrn verband. Sein 
Charakter iſt durchaus germaniſch, wenn gleich langobardiſche Autorität und 
franzöſiſche Vorbilder auf feine Ausbildung von Einfluß waren. 

Nicht minder bedeutend war die Einwirkung des kanoniſchen Rechts, das 
von Rom aus geleitet die ganze Hierarchie erfüllte und ihre Herrſchaft befeftigte. 
Dur das kanoniſche Recht, welches auf römifch-rehtlihem Boden erwuchs, wurben 
auch einzelne Grundfäge des römischen Rechts nad Deutſchland verpflanzt. 

Der Mangel einer nationalen Gefeggebung und einer einheitlihen Rechts- 
pflege zerftörte zwar nicht den nationalen Grundcharakter bes deutſchen Rechts, 
aber verhinderte au nicht die manderlei Spaltungen und Sonderbil— 
dungen, welde nah und nad einwirkten. Zwei Richtungen beſonders übten 
einen ftarfen Einfluß, bie eine territoriale, bie andere ſtändiſche. Die alten 
Stammesrehte lösten fih auf in Landesrechte und Herrfhaftsregte, 
Weihbilprehte, VBogteirehte, grumdherrlide und Dorfredte. 
Die Gegenfäge der Stände braten die Sonderbildungen hervor, des geiftliden 
Nehts für den Klerus, des Lehensrechts für die Ritter, des Dienftleute- 
rechts für die Dienftlente (Minifterialen), des Stadtrecht s für die Bürger 
ber Städte, des bäuerlihen Rechts (Bauernfprahen, Weisthümer) für bie 
Bauern, 

4. Partikulariſtiſche Redtsbildung 1250—1495. Der partifulariftifche 
Charakter der Rechtsbildung hatte fi fhon in der vorigen Periode in feinen erften 
Anfängen deutlich gezeigt. Nah dem Fall der Kaiſermacht ſchoß er überall in 
üppigen «Trieben aus und überbedte bald das ganze Land. Die habsburgiſchen 
und böhmischen Könige hatten den Hauptfig ihrer Madt und ihre wichtigften 
Interefien außerhalb des eigentlichen deutſchen Reiche. Wie Defterreih und 
Böhmen fih möglihft unabhängig ftellten, fo madten aud die Kurfürften, melde 
in Gemeinfhaft mit dem Könige die Reichsregierung in die Hände nahmen, ihre 
Kurländer in der Hauptfadhe zu ſelbſtändigen Staaten. Dem Beifpiel ver großen 
Fürften folgten die übrigen nah dem Maße ihrer Kraft. Die Landeshoheit 
der geiftlihen und ver weltlichen Fürften trat überall in Deutfchland in den Vorber- 
grund, Die Städte wetteiferten mit den Fürften in demfelben Berlangen, fid 
felbftändig zu fielen, Der Zufammenhang des Reichs war noch anerfannt in ben 
äußern Formen, aber das Uebergewidht war in den Gliedern, und nicht in bem 
une Neichskörper, deſſen Wille gefpalten und deſſen Macht zerrifien war. 

eſetzgebung, Rechtspflege, Verwaltung wurden territortal. In der That bie 
nationale Rechtsgemeinfhaft war ebenjo wie das Reich von der Auflöfung bedroßt. 
Die Reichögefeugebung war träge und dürftig; die Landesgeſetzgebung, auf melde 
die Landftände einen großen Einfluß hatten, war fruchtbarer und wichtiger. Es 
entftanden eine große Anzahl von Rechtsbüchern, die im XIV. Jahrhundert 
noch einiger Maßen einen allgemeinen Charalter hatten, dann aber immer mehr in ter- 
ritorlaler Eigenthümlichkeit ſich unterfchieden. In Ländern und Städten wurde fe 
das herkömmliche und hauptſächlich durch Gerichtsgebrauch, aber auch durch Geſetze 
und Statuten fortgebildete Recht als Landrecht und Stadtrecht amtlich auf- 
gezeichnet. Die Einheit wurde noch durch die Kirche und ihr kanoniſches 
Recht bewahrt und dann durch das allmählige Eindringen des römiſchen 
Rechts gefördert, welches nicht Kraft der Gefeggebung, fondern durch die Auto: 
rität der Gelehrten, der Univerfitätsiehrer und der Doktoren der Rechte vornehmlich 
feit der Mitte des XV. Jahrhunderts allmählig in den deutſchen Gerichten mie 
in den Räthen der Fürften Autorität gewann. | 
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5. Romanifirende Periode 1495 bis 1740. Die Gründung des 
Relchskammergerichts von 1495 erhielt noch einen Reft von Einheit ber deutfchen 
Rechtspflege, aber das Reihslammergericht, in welchem die rechtsgelehrten Mitglieder 
bald die ritterfchattlichen zurüd drängten, begünftigte zu fehr die Autorität des römifchen 
Rechts als „gemeinen“ Rechts, und wirkte weniger für die Ausbildung bes 
nationalen deutfchen, ebenfalls „gemeinen“ Rechts. Die Reichsgeſetzgebung blieb 
fortwährend weit zurüd hinter der fruchtbaren Landesgeſetzgebung, die weniger als 
früher fi) auf Darftellung des herkömmlichen Rechts beſchränkte, fondern mit Be- 
wußtfein das beftehende Necht zu reformiren fuchte Vorzüglich die Land- und 
Stadtrechte des XVI. Jahrhunderts hatten einen reformatorifhen Charakter. Es 
alt die Rechtsverwirrung zu — welche dadurch eingetreten war, daß die 
ehren des fremden von den Gelehrten begünſtigten römiſchen Rechts und die 
Uebungen des einheimiſchen deutſchen Rechts mit einander in Streit geriethen. Es 
wurde dann ein Kompromiß gefhloffen, das wie alle Kompromiffe nicht durch 
Folgerichtigkeit glänzte, aber den beiden Parteien Zugeftänpniffe theils machte, 
theils abnöthigte. Immerhin bleibt e8 eine höchſt merfwürbige Thatfahe, daß in 
verfelben Zeit, in welcher die deutſche Kirchenreform die Autorität des päpftlichen 
Roms zerbrach, die deutſchen Juriften in Gefegeswerken und in den Gerichten vie 
Autorität der römifhen Kaiſergeſetzgebung mit Erfolg aufzurihten unternahmen. 

Der Unterfchied zwiſchen Deutſchland und Frankreich iſt auffällig. In Frank- 
reich folgte nur eine Minderheit der Firhlihen Reformation. Die Mehrheit der 
Nation und an ihrer Spige das mächtige Königthum hielten an der Fatholifchen 
Kirche feft, freilich nicht in papiſtiſchem Sinne, fondern die nationale Selbftändig- 
keit der franzöfifchen Biſchöfe forgfam wahrend. Dagegen ließ ſich die Nation 
nit von den romanifhen Rechtögelehrten beherrſchen, obwohl der große Cujacius 
an ihrer Spige ftand, fondern folgte mehr der nationalen Partei, deren Haupt 
Dumoulin war. Es fam dem franzöflihen Rechte fehr zu Statten, daß es früh« 
zeitig im ber franzöſiſchen Vollsſprache dargeftellt wurde. Auf den deutſchen Uni« 
verfitäten dagegen wurde damals ber Unterricht in lateinifher Sprache ertheilt und die 
angefehenften Rechtsgelehrten ſchämten ſich ber deutſchen Mutterfpradhe und betrady- 
teten das ungelehrte deutſche Vollsrecht mit vornehmer Geringſchätzung. Die veutfche 
Rechtswiſſenſchaft Hat eine ſchwere Verſchuldung wieder zu fühnen, welde fie da— 
mals beging. Die Iurisprubenz des XVII. und zu Anfang des XVIII. Jahr- 
hunderts verfant ebenfo in eine geiftlofe Scholaftit wie die Theologie jener Zeit. 

6. Wiedergeburt feit der Mitte des XVIII. Jahrhunderts. Mit Friedrich 
dem Großen befteigt der moderne Staatögeift, im Gegenfag zum Mittelalter, einen 
deutſchen Königsthron und es beginnt eine Periode des freien philofophi- 
[hen Dentens, die ſich ſcharf abhebt von der theologifhen Bevormundung der 
legten Jahrhunderte. Bon da am fteigt aud der Einfluß der Redtsphilofophie auf 
die Retsbiloung. Man prüft die Bundamentalfäge des Rehts von dem Stand» 
punfte aus ber vernünftigen Erwägung ber Menfhennatur und ihrer Bebürfnifie, 
und wird gewahr, daß das römijhe Recht zwar zum Theil, aber nicht abfolut 
und nicht in der Gefeggebung Juftintans bie ratio scripta, d. 5. eine ewige 
Offenbarung der Rechtswahrheit ſei. Mehr aber noch ale die philofophifche Wiffen- 
ſchaft wirkte die Nothwendigkeit einer neuen gefeggeberifhen Ordnung. 
Friedrich der Große traf ſchon 1746 die Einleitung zu einem modernen Gejeges- 
werke, welches den Bedürfniſſen ber fortſchreitenden Geſellſchaft feines Jahrhunderts 
Befriedigung gewähren follte. Das Preußifcde Landrecht, das freilich erft 1791 
(und 1794) nad feinem Tode veröffentlicht wurde, war trog mancher Mängel 
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eine großartige Formulirung bed modernen Rechts, an welcher philoſophiſche, 
römifcherehtlihe und deutſche Gedanken reihen Theil nahmen und mit einanter 
verbunden wurden. Man braudt nur das Preußiſche Landredt mit dem Codex 
Maximilianeus bavaricus von 1756 zu vergleichen, der doch einem ähnlichen Be- 
dürfnig feine Entftehung verbanfte, um in Spade und Geift zwei verfchiebene 
Zeitalter zu erkennen. 

Jener Anſtoß wirkte fort und ähnliche Bebürfniffe zeigten ſich auch ander⸗ 
wärtd, Der Code Napoldon von 1804, in dem ebenfalls römijche, germa- 
nifche und moderne Rechtsbegriffe eine neue Ausſprache erhalten hatten, wurde won 
Anfang an in den deutſchen Ländern des linken Rheinufers eingeführt, welche ba- 
mals mit dem franzöfifhen KRaiferreihe vereinigt waren, dann 1809 mit geringen 
Modifilationen als Badiſches Landredt in Baden und 1810 in vem Großherzogthum 
Gleve-Berg, 1811 in Frankfurt am Main aufgenommen. In Defterreih fam 
ebenfalls ein neues Eivilgefegbuh 1811 zur Publifation, zu dem ſchon die Katferin 
Maria Therefia 1758 den Auftrag gegeben hatte _ 

Erft in der neueren Zeit und ganz vorzäglid in unſerm Jahrhundert bildete 
fih aud) eine deutſche Rehtswiffenfhaft aus und nahm auch auf den 
deutſchen Univerfitäten eine Zahl felbftändiger Lehrftühle ein. Die biftorifche Schule, 
welde das Recht als eine Seite des nationalen Lebens auffaßte wie die Sprache, 
mußte zu einer fchärferen Sonderung der römiſchen und der beutfchen Rechtsge— 
ſchichte, römiſcher und beutfcher Nechtsinftitutionen führen. Dadurch wurde aber 
ber innere Zwieſpalt noch beförbert, welder tie ganze deutſche Rechtsbildung durch⸗ 
ſchnitt, und bie Unerträglichleit des Dualismus wurbe nur dadurch einigermaßen 
verbedt und gemilvert, daß auf ben Univerfitäten das römifche Necht die domi- 
nirende Stellung behauptete und ein großer Theil des germanifchen ſich der Ueber- 
ordnung besjelben fügte, 

Durch die Wiffenfhaft wird biefer Dualismus nicht überwunden werben; 
das ift ganz gewiß; eben fo wenig durch die Gerichtspraris, die fih am liebften 
in den herkömmlichen Formen bewegt. Dennod drängen die modernen Lebens- 
bebürfnifje zu gründlichen Neformen und zu einer einheitlihen Rechtöſchöpfung, 
welche fi der Erziehung burd die römiſchen Juriften würbig erweist, aber bie 
Perüden und Zöpfe ber alten Scholaſtik abgelegt hat, welche dem nationalen 
Rechtsgefühl des deutſchen Volles entipricht, aber den Wuft veralteter, wenn glei 
germanifher Einrichtungen ausrentet, welde den Bebürfnifien und Anfhauungen 
der modernen Geſellſchaft aud dann Befriedigung verfchafft, wenn biefelbe nur in 
neuen modernen Formen möglich iſt. 

Die Nengeftaltung von Deutſchland feit 1867 hat endlich, zur Zeit freilich 
nur für den Norden, Organe einer gemeinfamen nationalen Geſetz— 
geb ung gejchaffen, im Strafrecht wie in wichtigen Beziehungen des Privatrechis. 

orher ſchon hatten die deutſche Revolution von 1848 und die verftärkten natio- 
nalen Verlangen uns wenigftens eine gemeinfame deutfche Wechfelorbnung und ein. 
gemeinfanes Handelsrecht gebracht, wenn aud damals noch die Form der Parti- 
fulargefeggebung für die allgemein deutſchen Geſetzeswerke beibehalten blieb und 
neue Dindernifje bereitete. Nun ift es eher möglich, die moberne deutſche Rechte- 
bildung aud durch nationale Gefege fertzuführen. Nur dadurch und durch ein 
oberftes deutſches Gericht, welches für gleichmäßige Anwendung der Gefege forgt, 
werben wir wieder Einheit und Gemeinfhaft des Rechts befommen, deren wir 
feit vielen Jahrhunderten entbehren. Bunton. 
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Einen nationalen Staat zu gründen, iſt den Deutfchen erft fpät und 
nad den gewaltfamften Ummälzungen gelungen; der nationale Charakter dieſes 
Staatsweiens ift bald nad feiner definitiven Herftelung, durch Verbindung mit 
fremden Bevöllerungen und Aufgaben verdunkelt und geſchwächt worben; eine 
dauernde fefte Ordnung hat dasſelbe niemals gewonnen; ben Bebürfniffen der 
Nation vermochte e8 während ber legten ſechs Jahrhunderte feines Beſtehens burdh- 
aus nicht zu genügen; ruhmlos und unbeklagt, ja faft unbemerkt war fein enplicher 
Untergang. Nichts defto weniger bildet bisher die Gefhichte des beutfhen 
Reihes den Mittelpunkt und Kern ber ganzen deutſchen Geſchichte; an feine 
Blüthezeit knüpfen ſich die ftolzeften Erinnerungen der Nation; fein Verfall war 
das größte Unglüd der Deutfhen und in den Verſuchen feiner Reform und Kräf- 
tigung Toncentrirten fi daher lange alle patriotiihen Beflrebungen; feine Auf» 
fung und fein Untergang haben die Bahn für die modernen Ideen und Gewalten 
frei gemacht und damit die Möglichkeit einer neuen befriebigenderen Gefammt- 
organifation bes deutſchen Volkes gegeben. 

I. Die Deutſchen ftellten fich ſchon bei ihrem erften Auftreten in ber Ge- 
ſchichte durch gleiche Körperbildung, gleihe Sprache, gleiche Sitte als eine zu— 
jammengehörige Menfhenmenge, eine Nation dar; aber das Bewußtſein ber 
Aufammengehörigfeit war noch unentwidelt und es beftand namentlich fein poli= 
tiſches Band zwiſchen den verſchiedenen Bölferfhaften, welche vielmehr jede fir ſich 
einen Staat bildeten. Engere Verbindungen kleinerer unter fih verwandter Völker— 
haften, aus denen umfaflendere Völker und Staaten bervorgingen, entftanven, 
ſeitdem die wachſende Schwäche des römifchen Reiches zu immer wiederholten, 
freilich noch oft blutig zurüdgemwiefenen Angriffen reizte. Die einzelnen Völker 
gingen jedoch auch während der Völkerwanderung ihre eigenen Wege, ohne gemein- 
ſamen Plan, ohne gemeinfames Handeln, ja vielfach unter einander ſich befämpfenv; 
ebenfo verharrten die in der Heimath zurüdgebliebenen Theile der Nation in ber 
bisherigen Zerfplitterung. Die erfte fefte Verbindung wurde der überwiegenden 
Maffe der Nation im fränfifhen Reihe zu Theil. Das auf gallifchem 
Boden von den fränfifhen Königen gegründete Reich bewahrte ven politifchen und 
territorialen Zufammenhang mit reindeutfhen Gebieten und erhielt dadurch Kraft 
und Gelegenheit zu fortgefegter Erweiterung nad beiden Richtungen hin: während 
es allmählig über ganz Gallien, den größten Theil von Italien und das nörb- 
liche Spanien fi ausbehnte, wurden auf ber andern Geite die unvermifcht in 
der Heimath gebliebenen Stämme, die Alamannen, Bayern, Thüringer, Sachſen 
md riefen in basfelbe eingefügt und damit zugleih in den Kreis römifch- 
Sriftlicher Kultur gezogen. Als der Höhepunkt diefer Entwidelung erfcheint bie 
Wisderherftellung des römiſchen Kaiſerreichs durch Karl den Großen und bie feit- 
dem mit vorzüglihem Eifer betriebene organifatorifhe Thätigkeit, durch melde 
diefer „im Kriege große, im Frieden noch größere” Herrſcher einen einheitlichen 
georbneten Rechtszuftand in feinem weiten Reiche berzuftellen beabfichtigte. Aber 
die Fortdauer diefes ungehenren, aus den mannigfaltigften Bevölkerungen zu- 
jammengefegten und doch der Gentralifation entgegengehenden Staatsweſens hätte 
die deutſche Nationalität mit Vernichtung bedroht; nur als Uebergangsftadium 
Ionnte die Monardie Karl’s d. ©. einen heilfamen Einfluß auf das deutfche Volks— 
thum üben. Der zwar unbewußt wirkende Gegenfag zwiſchen den Theilen des 
Reiches, wo die eingewanderten Deutſchen inmitten der alten römiſch-keltiſchen 
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Bevölkerung mehr unb mehr romanifirt wurben, und ben reindeutſchen Gebieten, 
in Berbindung mit dem im frünfifhen Reiche herfümmlichen und auch durch das 
Kaiſerthum nicht zu überwindenden Princip der Erbtheilung fprengien bie Einheit 
des Reiches und liefen aus deffen Auflöfung das beutfche Reich hervorgehen. 

Als den Entftehungsalt des beutfhen Reiches betrachtet man mit Recht 
den Bertrag von Berbun, durch melden im Jahre 843 die Söhne Ludwig's des 
Frommen das fränkifhe Reid unter ſich theilten. Zwar behielten die karolingiſchen 
Ginrihtungen in dem brei Reihen ihre Kraft und ſollte auch ein gewiffer poli- 
tiiher Zufommenhang ber legteren beftehen bleiben; leineswegs ferner waren alle 
ausjhlieglih von Deutſchen bewohnte Länder unter dem Scepter Ludwig's ver- 
einigt; es fehlte felbft jeve fefte Bezeihnung für fein Rei; leicht hätte dasfelbe 
in den nadfolgenden Theilungen und neuen Verbindungen feine jo wenig ausge— 
prögte Individualität wieder verlieren können, Immerhin aber waren die allefammt 
reindeutfhen Bölferfhaften, welde vrei Jahrzehnte hindurch unter Ludwig's Herr- 
ſchaſt verbunden gewefen, fo weit zu einer politiihen Zufammengehörigfeit und 
Befonderheit erwachſen, taß fie fi von dem in der Perfon Karl’s des Diden 
wiederhergeftellten Reiche Karl’s des Großen einftimmig losfagten und einen un- 
echten Korolinger, den Herzog Arnulf von Kärnthen, auf den Thron erhoben (887), 
wogegen diefer weder das Weftfrankenreih nod Italien dauernd unter feine Bot- 
mäßigfeit zu Bringen vermochte. Die farolingifhe Monarchie löste ſich fo definitiv 
auf; nach Arnulf's Tode ſchlen es fogar, als ob eine Ähnliche Zerfegung des oft- 
fränfifhen Reiches unmittelbar folgen würde: während zügellofer Bürgerkrieg und 
die räuberifchen Einfälle der wilden Ungarn Deutſchland verwüfteten, fonderten 
fih die einzelnen Stämme unter eigenen Herzogen von einander ab als faktiſch 
fouveräne Staaten. Nach dem Ableben Ludwig's des Kindes vereinigten fi freilich 
die fränfifchen und die fähflfhen Großen zur Wahl eines neuen Königs, des 
Tranfenherzogs Konrad; aber diefer vermochte bei den Bayern, Schwaben und 
Lothringern Feine Autorität zu gewinnen. Erft dem Sachſen Heinrid war es be 
fhieden, das deutſche Reich feft zu begründen. Zum König gewählt von den Franken 
und Sachſen (919), hauptſächlich unterftügt durch das Fräftige und treue Voll der 
Sachſen, nöthigte er bald die Herzoge von Schwaben und Bayern zur Unter 
werfung und gewann dann auch. das lothringifhe Grenzland wieder; zugleich 
ſchützte er das Reih nah außen nidt allein durch vorübergehende Stege, ſondern 
auch in dauernderer Weife durch Bildung eines Meiterheeres, Anlage von Burgen, 
neue Einrihtung der Marken. Im Innern freilich begnügte er fi noch mit einer 
ziemlich loſen Herrſchaft: das deutfche Reich war eine Art Staatenbund, an deſſen 
Spige der Sahfenfürft fand. Auf den von ihm gefhaffenen Grundlagen ver- 
mochte dann aber fein Sohn Dito der Große weiter zu bauen: er brachte bie 
Herzogthlimer in firengere Abhängigkeit, verfcheuchte durch den Sieg auf dem Lech— 
felde für immer die Ungarn, ficherte die deutſche Herrfhaft über die nördlichen und 
öftlichen. Marken und gab endlid der deutfhen Nation für eine Reihe von Jahr⸗ 
hunderten die dominirende Stellung in Wefteuropa durch den Erwerb des König. 
reihs Italien und ber römiſchen Kaiſerwürde. 

II. Die Kaiſerkrönung Otto's d. G. zu Rom am 2. Februar 962 iſt 
für die Geſchicke der deutihen Nation während des ganzen Mittelalters, ja bis 
auf die neueſte Zeit hinab beftimmend geworben. Eine unbefangene Gefchichts- 
betrachtung wird zwar nicht in Abrede fielen können, daß diefer Akt für Deutjc- 
land vieles und tiefes Unheil herbeigeführt Hat; die maßlofe Zerrüttung jedoch, 
welcher das deutſche Reich im 13. Jahrhundert anheimfiel und von welder es fid 
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niemal8 wieder völlig zu erholen vermochte, bürfen wir nicht allein dem Kaifer- 
thum zufäreiben; auch vortheilhafte Folgen für die Geftaltung des deutſchen Volkes 
und Reiches hat die kaiſerliche Stellung feines Dberhauptes mit ſich gebracht; 
endlich und vor Allem war das römifhe Kaiſerthum dbeutfher Nation 
in der geſchichtlichen Entwidelung fat unabweislih begründet. 

Die Zeiten der Verwirrung und ſchweren Bedrüdung, welche der Auflöfung 
bes fräntifchen Reichs gefolgt waren, mußten das Kaiferreih Karl's dv. ©. als das 
real ftaatlihen Lebens, als den Inbegriff der Ordnung und der Gerechtigkeit 
erſcheinen laſſen. Daneben wirkten in ven Gemüthern noch biefelben Anfhauungen, 
welche bie Wieverherftellung des römifhen Neiches durch Karl d. ©. hervorgerufen 
oder minbeftens getragen hatten; namentlih ſchien die Einheit der Fatholifchen 
Kirhe einen gemeinfamen Schugherrn und ein einheitliches Haupt auch in welt 
lihen Dingen gebieterifch zu fordern. Wenn aber das römifhe Kaiſerthum, welches, 
nahbem es ber Spielball italienifher und burgundiſcher Fürften geworben, feit 
924 ganz in Abgang gelommen war, einen neuen würdigen Mepräfentanten er- 
halten follte, fo konnte dies unbedingt nur Otto der Große fein, nicht allein ver« 
möge feiner kraftvollen und imponirenden Perfönlichteit, fondern vorzüglich weil 
fein Reich das mächtigfte und georbnetfle der aus der Farolingifhen Monarchie 
bervorgegangenen war; er hatte daher auch fchon vor dem Erwerb der Kaiferfrone 
entfheidend in die Berhältniffe Frankreichs, Burgunds und Italiens eingegriffen, 
fo daß dieſer Akt beinahe nur als Regularifirung einer thatfächlich bereits vor— 
bandenen Oberhoheit erſchien. 

Aus dem Kaiſerthum zog dann aber wiederum das deutſche Reich und be— 
fonder8 der Träger feiner Einheit, ver deutſche König, einen lange wirkenden 
bedeutenden Machtzuwachs. Die Übrigen chriſtlichen Staaten des Occidentes 
erfannten willig den Borrang, nicht felten aud die Autorität des Oberhauptes 
der Deutſchen an. Die unmittelbare Herrfhaft über den größten Theil Italiens, 
das durch Reichthum und Kulturdenkmale noch immer als das erfte Land der Welt 
gelten durfte, war zugleih VBorausfegung und nothwendige Konfequenz des Kaifer- 
thums. In der Schuggewalt über bie Kirche war bem deutſch-römiſchen Kaifer ein 
weiteres, ſchwer wiegendes Moment bes Unfehens und bes Einfluffes gegeben; 
nur fie machte es ihm möglih, auch in Deutfhland und den neugewonnenen 
flawifhen Ländern das Bisthum zum Organ der Gentralregterung zu erheben und 
dadurch namentlih dem Emporftreben der weltlihen deutſchen Fürften einen Damm 
entgegenzufegen. Die deutſche Nation empfing durch den Glanz ihrer Herrſcher ein 
erhöhtes Selbftbewußtfein und eine Berftärtung des Einheitsgefühles; ebenfo haben 
die wiederholten Römerzüge und in erfter Linie gerade bie unaufhörlihen Kämpfe, 
welhe aus der Stellung zu Italien und zum Papſte hervorgingen, ven nähern 
Zufammenfhluß der beutfhen Stämme und das Gefühl ihrer 
Zufammengehörigfeit mähtig gefördert. Es iſt nicht zufällig, daß bei 
den Italienern zuerft pie Gefammtbezeihnung der „Dentfhen” auffam und dann 
auch von dieſen felbft bleibend acceptirt wurde. 

Die Gefahr freilich Tag nahe, daß durch bie in den Ueberlieferungen des 
Kaiſerthums begründete Tendenz zum centralifirten Weltreih auf der andern Seite 
die deutfche Nationalität fremden Intereffen dienftbar gemacht, ja völlig abforbirt 
werben könnte; indeſſen bat dieſe Gefahr doch nur in geringem Maße fi ver- 
wirfliht. Das deutſche Königreich blieb die Bafis des Kaiſerthums und behielt 
feine politifche Individualität neben dem Königreich Italien und dem fpäter eben- 
fals von den deutſchen Herrfhern erworbenen Königreich Burgund; das mit den 
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beutfhen Intereffen unvereinbare Streben nad unbegrenzter räumlicher Auspch- 
nung bes Kaiferreihs, wenn auch unter den Ottonen bervortretend, mußte bald 
gegenüber den thatfächlihen Machtverhältniffen aufgegeben werden; innerhalb des 
deutfchen Neiches wurde nicht einmal der Verſuch unternommen, die untergeord- 
neten Territorialgewalten zu befeitigen, vielmehr haben dieſe das deutſche König- 
thum und ven deutſchen Staat unheilbar gelähmt und endlich zerftört. 

Gerade diefer Sieg des dbeutfhen FürftentbHums über das 
deutſche Königthum aber ift großentheils herbeigeführt worden 
burh die Berbindung des legteren mit dem Kaifertbum, wenn 
glei für die entjcheidende Kataftrophe noch andere, hievon unabhängige Urſachen 
maßgebend waren. Das römiſche Kaiferreih deutjcher Nation hatte nothwendiger 
Weile zwei bebarrlide und mädhtige Gegner, das italtenifde 
Bolf und den Papft; im Kampf mit diefen Gegnern blieb es nicht ſtark ge- 
nug, feine Stellung in Deutfhland gegenüber den dort immer von Neuem fid 
erhebenden partifularen und egoiftiihen Beftrebungen zu befeftigen und namentlid) 
ein Bündniß des Papftes mit den deutſchen Fürften war für feine Herrſchaft 
überaus bedrohlich. — Die Italiener, deren Nationalität durch fortfhreitende Ein- 
fügung ber eingewanderten germanifchen Bevöllerungselemente in die romanifchen 
eine dem Deutſchthum gegenjägliche Entwidelung nahm, waren, wenn aud in 
Faktionen gejpalten, doch zumeift von tiefem Haſſe gegen bie fremden Unterdrüder, 
welche fie ald Barbaren verabfcheuten, durchdrungen; ihre aufblühenden Städte 
zudem wollten überhaupt feine eingreifende Herrfchaft ertragen. Wenn das Schwert 
der Deutfhen auch regelmäßig den Sieg davon trug, das Klima Italiens und 
bie Tüde ver Bewohner rafften die deutſchen Heere hinweg. Noch ſchwerer zu be— 
wältigen war der Wiverftand, welchen vie Päpfte vorzugsweiſe mit geiftigen Waffen 
gegen das Kaiſerthum erregten. Der große Kampf zwiſchen Staat und Kirche, ber 
das Mittelalter feit ver Auflöfung des Frankenreiches erfüllt, mußte in erfter Linie 
von den römifhen Kaiſern gegen die Päpfte ausgefochten werden. Otto d. G. und 
feine Nahfolger wollten die Kirche in Abhängigkeit halten und als Regierungs- 
mittel benugen; der Einfluß auf die Papftwahl, die Herrſchaft über Italien und 
beſonders über Rom follten ald Stügen diefer Suprematie dienen. Die Päpfte 
dagegen wollten nicht Unterthanen des Kaiferd fein; fie wollten unabhängig in 
ber Kirche herrſchen; fie ftrebten endlich darnach, ſich felber die höchſte Macht auch 
in weltlichen Dingen über die Chriſtenheit anzueignen. Zur Durchführung dieſes 
von Hildebrand kühn entworfenen Syſtemes mußte nicht allein die Macht des 
Kaiſers in Italien gebrochen, ſondern das Kaiſerthum ſelbſt dem Papſtthum dienft- 
bar gemacht werden; dieſe beiden Zwecke wurden am beſten gefördert, wenn es 
gelang, die Baſis der kaiſerlichen Stellung, die deutſche Königsmacht, zu erſchüt⸗ 
tern; dazu aber bot fi als Hebel die Unterftügung der Tendenzen bed deut- 
hen Fürſtenthums. 

Das deutſche Königthum hatte von vorn herein feine Konfolivirung nur im 
Wiperftreite gegen das auf den partifulären Verfchiedenheiten der deutſchen Stämme 
gegründete Herzogihum erreichen können; und wenn aud Otto der Große mit 
kräftiger Hand vie herzoglige Gewalt zu einem Amt herunterdrückte, fo trieben 
bod die fortvauernden Unterſchiede und Rivalitäten ber Stämme und die den Her: 
zogen noch immer zuftehenden Befugniffe und Machtmittel zu ftets fi erneuernden 
Neibungen und Auflehnungen, welchen nit einmal die von Dtto d, B. vorüber: 
gehend bewerfftelligte Vereinigung aller Herzogthümer in der königlichen Familie 
ein Ziel zu fegen vermochte. Unter den Herzogen aber erhoben fi neue Gewalten, 
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welche zwar allmählig bie Herzogthümer fprengten, aber zugleih bie königlichen 
Hoheltsrechte zu abforbiren und dem Königthum jeden direkten Zufammenhang mit 
der Maſſe der Nation zu entziehen drohten. Während in Fortſetzung eines ſchon 
zur Zeit der fränfifhen Monarchie begonnenen Procefjed die großen Grundeigen- 
ihümer immer allgemeiner Immunitätsrechte, ja die vollftändigen Grafenrechte er- 
warben und aud über die benahbarten Freien ausbehnten, waren anbererfeits bie 
Grafen darauf bedacht, die ihnen anvertrauten Königlichen Befugnifſe in eigenes 
Recht zu verwandeln und in ihrer Familie erblih zu machen: fo bildeten ſich 
jelbftändige erblihe Herrſchaften auf Koften der königlihen Macht und der Einheit 
des Reiches. Die Könige waren, namentlih da fie durch die italienifhen Verwicke- 
lungen immer wieder von den deutſchen Angelegenheiten abgezogen und auf bie 
Hülfe der deutſchen Fürften angewiefen wurden, nicht im Stande, dieſe Entwide- 
lung bireft zu hindern; fie fuchten aber, eine ftärkere Einwirkung auf die Regierung 
der einzelnen Theile des Reiches fi zu bewahren und ein Gegengewicht gegen die 
weltlichen Großen zu ſchaffen, indem fie bie Biſchöfe zu regelmäßigen Beamten 
des Reiches erhoben und mit Gütern und Leuten von Reih8 wegen im freigebigfter 
Weiſe ansftatteten. Die Ernennung ber Biſchöfe oder wenigftens ver maßgebende 
Einfluß anf die Befegung der Bisthümer wurde fo eine wefentlihe Grundlage 
der Machtſtellung des deutſchen Königthums: daraus erflärt fih die außerorbent- 
lihe Bedeutung des Imveftiturftreites. Weber das Papſtthum nod das 
Kaiſerthum errang in diefem welthiftorifhen Kampfe einen vollftändigen Sieg; 
wenn auch eine Emancipation des Bisthums vom Kaifer durch das Wormfer 
ſtonlordat (1122) eher ermöglicht wurde, zunächſt trat faum eine Veränderung in 
dem thatfächlichen Verhältniß der Biſchöfe zum Reihsoberhaupte ein. Ueberhaupt 
erlitt die Stellung ber beutfch-römifhen Kaifer wohl mannigfadhe Modifilationen 
und Abſchwächungen; bis zu Ende des 12, Jahrhunderts aber blieb fie doc im Ganzen 
ungebrochen. Es gelang zwar nit, den Grunbfag ber Wählbarkeit des Königs, 
welcher im deutſchen Reiche durch bie feit Arnulf's Erhebung raſch auf einander 
folgenden Königswahlen Geltung erlangt hatte, wieder zu befeitigen, vielmehr 
empfing derſelbe eine förmliche Beftätigung unter Zuftimmung des Papftes auf 
dem Fürftentonvent zu Forhheim im Jahr 1077; aber die Wahl hielt fi that- 
fählih regelmäßig an ein beftimmtes Geſchlecht, fo daß die drei Dynaftieen ver 
Ludolfinger (ſächſiſche Kalfer), der Salier (fränkifche Kaiſer) und der Staufer 
(ſchwäbiſche Kaifer) faft ohne Unterbrehung auf dein deutſchen Thron einander 
folgten. Den deutſchen Fürften gegenüber begnügte fi Friedrich I. freilich damit, 
als Haupt einer großen Yeudalverbindung zu erfcheinen; dafür aber brach er mit 
ihrer Hülfe die Macht des legten großen Stammesherzogs, Heinrich's des Löwen ; 
die zahlreiche Ritterfhaft war dem Königthum trem ergeben; in ben aufblühenden 
Städten fand dasfelbe feit der Zeit Heinrich's IV. eine neue zuverläffige Stüge. 
Den lombardiſchen Städten gegenüber mußte Friedrich zwar feine auf das römifche 
Recht geftügten Prätenfionen aufgeben; aber der Friebe von Konftanz (1183) ficherte 
ihm doch eine nicht unwirlſame Oberhoheit, während er die mittelitalifyen Land⸗ 
Ihaften ungehindert durch deutfhe Beamte verwalten lich. Das Papſithum hatte 
wohl feine Unabhängigkeit vom Kaiſerthum erftritten, aber noch feine Herrſchaft 
über dasfelbe gewonnen. * 

Eine neue, glänzente Machterweiterung wurde fogar dem Kaiſerhauſe zu Theil 
in Folge der Bermählung des Königs Heinrihs mit der normannifchen Erbtodhter 
Eonftantia (1186); aber gerade der Erwerb des ſiciliſchen Königreiches, 
ein längſt von dem deutſchen Herrfchern vergeblich erftvebtes Ziel, wurde zum Aus: 
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gangspunkt der fhredlihen Kataſtrophe, bie das deutſche Königthum und das 
römiſche Kaiſerthum mit einander von ihrer Höhe ſtürzte. Nachdem Heinrich's VL 
großartiger Plan, das geſammte Katferreih, welhem dann aud das unteritalifche 
Königreich inkorporirt werben follte, erblih zu mahen in feiner Familie, wogegen 
aud bie weltlichen Fürften ihre Reichslehen mit unbeſchränkter Bererblichkeit befigen 
ſollten, gefcheitert war an dem Widerſtand einer, jeder dauernden Kräftigung ber 
Sentralgewalt feinvlihen Partei unter den Fürften, galt fortan das ſiciliſche Erb» 
reih den Staufern mehr als das unfichere deutſche Wahlreih: fo wurben fie, 
unter Mitwirkung verhängnißvoller Zufälle, den deutſchen Interefien und An- 
ſchauungen entfremdet; während fie aber bie deutſche Baſis ihrer Macht Preis 
gaben, mußten fie durch ihre gefährliche Nähe und durch ihr Streben, von Apulien 
und Sicilien aus das italienische Königreih in feſtem Gehorfam zu Halten, vie 
Gegnerfhaft des Papftthums zu einer unverföhnlichen fteigern. Schon Heinrich VI. 
hatte feine legten Regierungsjahre in Italien zugebradht, befhäftigt mit Projekten 
der Eroberung im Orient, welde außer aller Beziehung zu den Aufgaben eines 
beutfhen Königs ſtanden. Bei feinem frühen Tode (1198) weilte fein breijähriger, 
bereits zum Nacfolger im Reihe erkorener Sohn Friedrich in Sicilien; dieſe 
Jugend und Entfernung benugten bie Widerſacher des Staufifhen Haufes, den 
Welfen Dito zum König zu erheben; ber kühne und rüdfihtsiofe Papft Inno- 
cenz III. lieh ihm feinen Beiſtand gegen ben von der Staufifhen Partei aufge- 
ftellten Philipp von Schwaben; ein zehnjähriger Bürgerkrieg löste alle ftantlichen 
Bande in Deutfhland. As nah ber Ermordung Philipp’s, welcher wohl bei 
längerem Leben das Geſchick des Reiches und feines Haufes noch hätte wenden 
können, Dtto feine Hand nad Unteritalien ausftredte, va erffärte fich freilich der 
Papft gegen feinen bisherigen Schügling und bewog ben jungen Friedrich, nad 
Deutfchland zu ziehen, wo berfelbe bald die Krone und allgemeine Anerlennung 
gewann. Jedoch Friedrich war feiner Erziehung und Geiftesrichtung nad durchaus 
Italiener; fein aufgellärter Abfolutismus fand wohl in GSicilien, aber nicht in 
Deutihland eine Stätte. Nur felten und vorübergehend erfchten der Kaiſer in 
Deutſchland; fo weit er ordnend in bie deutſchen Verhältniſſe eingriff, geſchah es 
zu Ounften ber Fürften: indem er die faltifh von den Fürften geübten Rechte 
anerfannte und generalifirte und faft jebe direlte Einwirkung der königlichen Ge- 
walt auf die Territorien und ihre Bewohner ausfhloß, ertheilte er der 
emporwadfenden Landeshoheit vie rechtliche Sanktion. Bon bem 
Rieſenkampfe, welchen er gegen den lombarbifhen Stäptebund und gegen bas 
Papſtthum, das in Innocenz IV. einen neuen gewaltigen Repräfentanten erhielt, 
mit ffraunenswerther Beharrlichkeit burchlämpfte, wurde Deutſchland verhältnigmäßig 
nur wenig berührt; die „Pfaffenlönige” vermochten hier feinen rechten Boden zu 
gewinnen; aber eine grenzenlofe Korruption breitete fi aus unter den Fürften, 
welhe um Geld und Gut bald die eine, bald bie andere Partei ergriffen oder 
verriethen. Nah dem Tode Friedrich's (1250) trat dann raſch die gänzlihe Auf- 
löfung ein: während bie legten Sproffen des Staufifhen Geſchlechts in Italien, 
wohin fie wie von einer unwiberftehliden Gewalt gezogen wurben, ein tragifches 
Ende fanden, wurbe bie deutſche Krone an zwei ausländiihe Bewerber, Richard 
von Cornwallis und Alfons von Eaftilien, verfauft, und fhalteten, da dieſe nie 
mals im Reiche wirkliche Autorität erlangten, die Fürften und ihre Bafallen völlig 
nad Belieben; nur in ben Städten fanden fie noch eine gewiffe Schranke. So 
war der Sieg dem FürftentHum geblieben; und wenn aud Bedürfniß 
und vierhundertjährige Gewohnheit zur Wieverherftellung des Königthums brängten, 
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fo mußte dasſelbe doch fortan die Landeshoheit der Fürſten als eine unwiberruf- 
liche Thatſache gelten laffen und auch in ben allgemeinen Angelegenheiten bes 
Reihes an ben Willen der Fürſten ſich Binden. 

III. Die Fürften, vor Allem die geiftlihen, konnten im eigenen Intereſſe ein 
ſchirmendes Oberhaupt auf vie Dauer nicht entbehren, und fo entſchloſſen fi nad) Ri- 
chard's Tode bie zur Wahl berechtigten Fürften, unter freubiger Zuſtimmung der Städte, 
bem großen Interregnum ein Ende zu machen burdh die Wahl Rudolf's von 
Habsburg zum deutfhen Könige (1273). Es gelang diefem umfichtigen 
und thätigen Herrfcher, wenigftens der Anarchie im Reiche zu fteuern, und nament- 
lich fein Sohn Albrecht fegte mit Mräftiger Hand die Unterbrüdung des Raubritter- 
thums und die Rüdforberung der ufurpirten Reichsrechte fort; die Emancipation 
bes Reiches von der Einmifhung des Papftes in die Königswahlen wurbe, da eine 
nationale Reaktion gegen das von Franfreih in Woignon abhängig geworbene 
Papſtthum eintrat, feierlih verkündet unter Ludwig dem Bayern (1338); bie 
Königswahl felbft wurde durch die goldene Bulle Karl's IV. (1356) in fefter und 
banerhafter Weiſe geregelt. Aber nicht allein waren bie Verſuche Heinrich's VII. 
und Ludwig's des Bayern, in Italien die deutſche Herrſchaft wieder zur Geltung 
zu bringen und ben alten Glanz ver Kaiſerkrone wiederherzuftellen, erfolglos — 
ein im Intereffe der Nation kaum beflagenswerthes Refultat —, fondern aud 
weitergreifende Reformen ber Neiheverfaffung, obgleich unentbehrlih, wenn gegen- 
über den partifulären Gewalten die Einheit ber Nation wieder eine genügende 
Vertretung erlangen follte, blieben bis zu Ende bes 15. Jahrhunderts unerreicht. 
Wohl boten die zahlreichen, frei ſich bildenden Einungen einen geeigneten und in 
ver That mehrfach ergriffenen Anhalt für eine neue Gefammtorganifation; jedoch 
der Abel und die Städte ftanden einander zu feindlich gegenüber; bie Könige waren 
zu ausſchließlich bedacht auf Schaffung und Mehrung einer Hausmacht, die aller 
dings bei der Ohnmacht der Reichsgewalt als nothwendige Stütze für bie letztere 
gelten burfte; die fortdauernde kaiſerliche Würbe lenkte die Thätigkeit des Reichs— 
oberhauptes ab auf vie Heilung der Schäden ter Kirche; die fpäteren Habsburger, 
im Bollgefühl ihrer ausgebehnten Hausmacht, wollten etwaigen nenen Reichs— 
einrichtungen einen monarchiſchen Charakter geben, wogegen die Fürften nur füde- 
rative Geftaltungen anzunehmen bereit waren. Erſt unter Marimilian I, der wegen 
feiner ritterlihen Neigungen und zahlreichen auswärtigen Berwidelungen bie Geld- 
bülfe der Reichsſtände immer von Neuem in Anſpruch nehmen mußte, fegten dieſe, 
geleitet von dem patriotifhen und ſtaatsklugen Kurfürften Berthold von Mainz, 
einige gemwichtige und dauernde Berbefferungen duch: das Recht der bewaffneten 
Selbſthülfe (Fehderecht) wurbe völlig aufgehoben; ein höchſtes, von dem Kaiſer 
und den Reichsſtänden gemeinfhaftlich befegtes Reichsgericht mit feftem Site ge- 
haften; für die Vollziehung des Lanpfrievens und der reichskammergerichtlichen 
Urtheile das Reich in zehm Kreife eingetheilt. Dagegen die Verſuche der Organi- 
fation eines ſtändiſchen Reichsraths oder Neichsregiments hatten gegenüber dem 
Widerſtreben des Kaifers und bei der Eigenfucht oder Lauheit vieler Reichsſtände 
keinen Erfolg, wenngleich das Unvermögen bes Reichsoberhaupts, einer einfeitigen 
Anordnung Geltung zu verfhaffen, und die Schwerfälligkeit des jest aus drei 
Rollegien (der Kurfürften; ver Fürften, Grafen und Herren; und ber Reichsftäbte) 
jufammengejegten Reichstags fol eine Mitrezierung eines Ausſchuſſes der Reiche: 
Mände dringend empfahlen. 

Bald verfhwand dann jede Ausfiht auf eine Weiterbildung und Befeftigung 
des Reiches und wurde dasfelbe vielmehr in unheilvollfter Weiſe gefpalten durch 
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bie große firhlihe Ummälzung bes 16. Jahrhunderts. Wohl Hätte gerade 
bie Reformation , die aus dem ureigenen Geifte des beutichen Bolfes hervorging, 
zu einer Erneuerung des Reiches, wenn aud mit vielfach veränderten Formen, 
den Anftoß geben können, falls das Kalſerthum entſchloſſen die Rettung ber kirch⸗ 
lihen Bewegung übernommen hätte. Uber Karl V., deſſen Wahl (1519) mit dem 
Beginn der Reformation zufammentraf, war nicht allein nad Erziehung und Dent- 
weife ber religiöfen Reform wenig geneigt, fondern aud überhaupt den Beftrebungen 
bes beutfchen Volkes fremd. Da er jedoch andererſeits fein kirchlicher Ciferer, viel- 
mehr in erfter Linie Politiker war, und da er nur felten den deutfchen Angelegen- 
heiten feine volle Aufmerkſamkeit und Kraft zuwenden konnte, fo wuchs bie religiöfe 
Bewegung heran umd führte zu einer kirhlihen Umgeftaltung unter dem Schutze 
der Landesherren und der Obrigfeiten der Reichsſtädte; als aber endlich ber Kater 
mit Waffengewalt gegen die Evangelifhen einzufchreiten fih bewogen gefühlt hatte, 
verlor er in kurzer Frift die Früchte feines Sieges durch den Berfuh, denſelben 
zugleich zur Einführung einer abfoluten, auf ſpaniſches Kriegsvolf geftügten Herr- 
[haft zu benugen. Die neue Auflehnung ber Fürften nöthigte Karl V. zur Ge— 
währung des Augsburger Religionsfriedens (1555), welder den evangelifchen Reichs- 
ftänden Schuß gegen jede Anfechtung fidherte; indem fo die Einführung und Durd- 
führung der Reformation den Landesherren überlafjen wurde, erhielten biefe eine 
neue bebeutende Vergrößerung ihrer Gewalt. Nicht einmal das friedliche Neben- 
einanderbeftehen der beiden Religionen im Reihe war aber hiemit dauernd ge- 
fihert; im Gegentheil fand die feit ver Mitte des 16. Jahrhunderts erſtarkende 
fatholifhe Reaktion, begünftigt durch den Hader der Lutheraner und ber Refor- 
mirten, in ben unerlebigt gebliebenen Streitfragen die Hanbhabe, erft die Fort⸗ 
Ichritte des Proteftantismus zu hemmen und dann benfelben immer weiter zurüd- 
zubrängen, Der aus dieſen Wirren entfprungene deutſche Religionsfrieg artete durch 
die Einmifhung der fremden Mächte immer mehr in einen auf beutfhem Boden 
ausgefochtenen europäifhen Krieg und Eroberungafrieg aus. Deutfhlands Kraft 
wurde durch dieſen breißigjährigen Kampf furdtbar und nahhaltig geſchwächt; ber 
Friede aber, wefentlih vom Ausland biktirt, riß nicht allein wichtige Landestheile 
vom Reiche ab, fondern verftärkte und vermehrte auch noch die Leiden, an benen 
bie Reichsverfaffung vahinfiechte; während auf ber einen Seite die Reichsſtände 
eine förmliche Anerkennung ihrer Landeshoheit in weltlihen und geiftlihen Dingen 
erhielten und ihnen ferner das Recht der Bündniſſe auch mit Auswärtigen zuer- 
fannt wurde, ward der Kaifer andererfeitd in allen wichtigeren Reihsangelegen- 
heiten ausprüdlih gebunden an bie Zuftimmung der auf den Reichstagen ver: 
fammelten Reihsftände, und trogdem bie Beihlußfaffung des Reihstags noch mehr 
erjhwert, da die Entfcheidung durch Stimmenmehrheit ausgeſchloſſen fein ſollte in 
Religionsfahen und überhaupt bei auseinandergehenden Meinungen ber Religione- 
parteien oder, wo jura singulorum in Frage ftänden. 

IV. Dem Namen nad war freilich das deutſche Reich auch feit dem weft- 
phälifhen Frieden bis zu feinem Untergang ein Staat und fogar eine 
Monardie. Den thatfählihen Zuftand dagegen und bie Richtung der Entwidelung 
zeichuete ſchon zwei Iahrzehente fpäter Samuel von Puffendorf (Severinus de 
Monzambano, De statu Imperii Germgniei) treffend, indem er behauptete, das 
Reich fei ein irregulärer Körper, ein Monftrum; zwiſchen einer bejchränften 
Monardte und einem Staatenbunde werde es hin- und bergezerrt durch die wiber- 
ftrebenden Anftrengungen des Kaifers und der Neihsftände; ohne die größten Be- 
wegungen und eingreifendften Ummälzungen könne eine regelmäßige Monarchie 
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nicht hergeftellt werben; die überwiegende Tendenz fet diejenige zu einer Konföbe- 
ration; jett bereits fei das Neih im Zuftand der Ruhe faum unterfehieben von 
einem Stantenbund unter der Hegemonie eines Fürften mit monarchiſchem Ge— 
pränge. Diefer Zuftand der Gefammtverfaffung aber war um fo unbeilvoller, als 
die einzelnen Territorien, aus denen das Reich fi zufammenfegte, zum großen 
Theil gar nicht die Mittel beſaßen, den ihnen jo anheim fallenden Staatsaufgaben 
zu genügen, und als auch diejenigen Yandesherren, deren Territorien für eine bes 
friedigendere politiihe Geftaltung Raum geboten hätten, zumeift nur den Abſolu⸗ 
tismus, die Verſchwendung und die militäriihen Neigungen des franzöfifhen Hofes 
fih zum Mufter nahmen. Das polittihe Leben der deutfchen Nation wäre völlig 
verfiegt, wenn nicht in dem emporwachjenden brandenburgiſch-preußiſchen Staate 
eine ernfte und ſolide organifatoriihe Thätigkeit und ein helvenhafter Patriotismus 
ih offenbart und meithin ihre befruchtende und erhebende Einwirkung geäußert 
hätten. Jedoch den Deutfhen eine neue ftaatlihe Einheit oder aud nur eine auf 
gefunden Öruntlagen ruhende Konföderation zu fchaffen, dazu reichte die Kraft der 
preußiſchen Monarchie noch nicht hin und war noch faum der rehte Wille vor- 
handen; feldft Friedrich's d. ©. Fürftenbund bezweckte zunähft nur die Aufrechthal- 
tung und fonftitutionsmäßige Handhabung des deutſchen Reichsfyftems gegenüber 
den willfürlihen Anneriond- und Reformplänen Kaiſer Joſeph's IL 

Es war die franzöfifhe Revolution, welche in ihrem Siegeslaufe mit 
jo vielen anderen durch das Alter geheiligten Staaten und Berfaffungen das morſche 
Gebäude des taufenpjährigen deutſchen Reiches umſtürzte. In feinen Grundfeſten 
wurde es erſchüttert durch die Ausführung des Lüneviller Friedens, indem bie 
weltlichen Reihsfürften für ihre durch die Abtretung des linken Rheinufer an 
Frankreich erlittenen Verluſte Entihädigung erhielten auf Koften der beinahe 
ſämmtlich untervrüdten geiftlichen Reihsftände und Reichsſtädte (Reihspdeputationd- 
hauptſchluß vom 25, Februar 1803). Die im Reiche einbrechende Anarchie ge— 
ftattete den Franzoſen, gegen Defterreih einen neuen Krieg zu führen, in welchem 
das Reich neutral blieb, während Bayern, Württemberg und Baden fogar auf 
franzöfifher Seite gegen das Reichsoberhaupt fochten; der Preßburger Friebe 
(26, December 1805) bradte ihnen als Lohn neben bedeutenden Zerritorial- 
erwerbungen die Zufiherung einer mit der Reichsverfaflung unverträglihen Sou⸗ 
veränetät. Als dann dur die Nheinbundsalte 16 Reichsſtände des ſüdweſtlichen 
Deutihlands vom Reiche fi losgeſagt und die Befigungen von mehr als 70 ihrer 
Mitftände fo wie der gefammten Reichsritterfchaft ihrer Souveränetät unterworfen 
hatten, glaubte Napoleon den Zeitpunkt gelommen, um zu erklären (1. Auguſt 
1806), „daß er die Eriftenz der deutfhen Berfaffung nicht mehr 
anerlenne, ſondern vielmehr die volle und abfolute Souveränetät der Fürften, 
aus deren Ländern Deutfchland zufammengefegt ſei“. Unfähig, diefem Machtſpruch 
Diverftand entgegenzufegen, erklärte Kaifer Franz II. (6. Auguſt 1806) vie 
Würde des Neihsoberhaupts für erlofhen und feine Erblande für 
frei von dem Reihsverband. Niemand nahm fich des Reiches an, und fo ging es 
thatfählih unter — mit ihm das römische Kaiferthum, das längft ein leerer Name 
geworden war. Die deutjche Nation freilich erhob ſich wieder glänzend aus Schmach 
und Unterbrüdung; aber die alte Form ihres politiſchen Dafeins wurde nicht 
wiederhergeftellt und konnte nicht wiederhergeftellt werden. Und wenn in der Folge» 
zeit der durch den zunädft errichteten deutſchen Bund nicht befrievigte Ein- 
heitsdrang der Nation ein deutſches Neich verlangte, fo Hang darin wohl eine 
Reminiscenzı der alten dereinft machtvollen politiihen Geſtaltung wieder, aber man 
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hatte als Ziel vor Augen ein neues, ben mobernen Zuftänden und Anfhanungen 
entfprechendes Reid. 

Literatur: Die Älteren Reihögefhichten von Häberlin und Heinrich; 
bie neueren Gefammtdarftellungen der deutſchen Geſchichte von Luden, Pfifter, 
Pfaff (deutihe Geſchichte von den älteften Zeiten bis zur Zeit des breißigjährigen 
Krieges, 4 Bde., Braunfhweig 1864) u. f. w.; W. Giefebrecht's Geſchichte 
der deutfchen Kaiferzeit. Für die Verfaffungsgefhichte insbefondere: Püt- 
ter, biftorifche Entwidelung der heutigen Staatsverfaffung des Teutſchen Reiche, 
1786; Eihhorn, deutihe Staats- und Rechtsgeſchichte; Walter, deutſche 
Mechtögefchichte. Ueber die Verbindung des beutfhen Köntgreihs mit dem römi- 
hen Kaiſerthum namentlih die Streitfriften von Sybel und Fider 
(H. v. Sybel, Ueber die neueren Darftellungen der beutfhen Katferzeit; Ficker, 
Das deutſche Kaiferreih in feinen univerfalen und nationalen Beziehungen, 1861; 
v. Sybel, Die veutfhe Nation und das Kaiferreih, 1862; Wider, Deutſches 
Königthum und Kaifertfum, 1862). &. Brie. 
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Der deutſche Bund erfcheint gegenwärtig, nach der Kataftrophe des Jahres 
1866 und angefihts der feitdem in das Leben getretenen Neubilvungen, beinahe 
nur als eine fünfzigjährige Epiſode in der deutſchen Verfaſſungsgeſchichte. Wohl 
fteht er in engem Zufammenhang mit der legten Geftaltung des deutſchen Reiches, 
war er im Ganzen nur eine fchärfere Ausprägung bes füberativen Charakters, 
welchen das Neid durch den zerfegenden Einfluß der Landeshoheit insbeſondere 
feit dem weftphältfchen Frieden angenommen hatte; aber bie jegt an feine Stelle 
getretene, freilih no unvollendete Gefammtorbnung Hat biefen Eharalter nur in 
der äußern Form beibehalten; ihre wefentlihen Hauptzüge find vielmehr einerfeits 
die Suprematie Preußens und die Ausſcheidung Defterreihs, andererſeits die un- 
mittelbare Berbintung der Gefammtbevölferung mit der Gentralgewalt. Der deutſche 
Bund, infofern er Defterreih und Preußen mit den übrigen veutfhen Staaten 
glethmäßig zu umfaffen unternahm, konnte nur ein wenig entwidelter völferrecht- 
licher Berein, fein nationaler Bundesftaat und nit einmal ein eingreifender und 
fräftiger Staatenbund fein; es war aud aus dieſem Grunde faft unmöglich, daß 
er auf dem Wege ver friedlihen Neform eine den Bebürfniffen und Forderungen 
der Nation entiprechende Geftalt gewann, Daß aber, wie feine urfprüngliche Ber- 
faffung auf die dürftigften Feftfegungen befhränft wurde, fo während feines halb- 
hundertjährigen Beſtehens kaum eine ober die andere das Wohl bes beutfchen 
Volkes fördernde Handlung, dagegen eine fortbauernde Hemmung der freiheitlichen 
Entwidelung auch in den Ginzelftanten von ihm ausging, daran war bie un- 
nationale und illiberale Gefinnung Schuld, welche die mädtigeren deutſchen Re— 
gierungen zumeift befeelte. Diefe Handhabung des Bundesrechts hat wider ben 
Bund und fein Organ, den Bundestag, oft fogar ihnen gegenüber ungeredhte Bor- 
würfe veranlaßt, fchließlich dem deutſchen Volle Haß und Beratung gegen die 
felben eingeprägt. Die Segnungen, welhe Deutfhland während ber Eriftenz bes 
Bundes genoß: ein faft ungeftörter Friede im Innern und nah Außen; ein ge 
beihliches Fortſchreiten der Vollswirthſchaft; die allmählige Einführung ber fon: 
ftitutionellen Staatsform und die Ausdehnung der bürgerlichen Freiheit und poli— 
tiihen Gleichheit; endlich ein gewaltiges Wachſen des Gefühls der Einheit — war 
man fich bewußt, nicht dem Bunde und feiner Thätigkeit zu verdanken, So hat 
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felbft ber Untergang des Bundes bei der überwiegenden Maſſe ver Nation nicht 
Gleihgültigkeit erregt, wie vormals der Untergang des Reiches, auch nicht bie 
Empfindung einer ſchweren, aber unabwendbaren politifhen Nothwendigteit, fon- 
dern Befriedigung uud freubige Zuverſicht. 

I. Wenn wir voreaft die Entſtehungsgeſchichte des deutfhen 
Bundes näher in das Auge faflen, fo dürfen wir nicht überfehen, daß ver 
Wiener Kongreß die Grundlage des neuen Baues bereits feft bezeichnet vorfand. 
Nicht Preußen allein und nicht Defterreih allein, fondern beide zufammen im 
Bunde mit England und Rußland und mit Hülfe des Anfchluffes der fünweft- 
deutſchen Staaten hatten die Befreiung Deutſchlands vollbracht: daraus ergab fich 
naturgemäß bie Situation, welde in den vorangegangenen Berträgen ihren Aus- 
vrud erhalten hatte. Während durch die Proflamation von Kaliſch (25. März 
1813) den Deutſchen noch „die Wievergeburt ihres ehrwürbigen Reiches” in Aus- 
ſicht geftellt worden war, ließ fih Preußen, das nad feinen alten und neuen 
Thaten feinen andern maßgebenden Willen mehr in Deutfhland anerkennen und 
doch die alleinige Feitung fih noch nicht aneignen fonnte, von Defterreih in dem 
Tepliger Bündniß (9. September 1813) die Unabhängigkeit der einzelnen deutſchen 
Staaten verſprechen; die öſterreichiſche Regierung aber verzichtete bereitwillig auf 
die Wiederherftellung einer jedenfall ohnmächtigen Kaiſerwürde. Durch die Auf- 
nahmeverträge, welche Defterreidy mit Bayern (zu Ried am 1. Oftober 1813) und 
mit Württemberg (zu Fulda am 2. November 1813) abſchloß, wurbe dann biefen 
bisherigen Rheinbundftaaten die Erhaltung ihrer vollen Sonveränetät zugeflchert, 
legterem freilich, ebenſo wie den fpäter in die große Allianz recipirten deutſchen 
Staaten, nur mit Vorbehalt der aus der Fünftigen Gefammtorbnung Deutſchlands 
fi ergebenden Mopifilationen. In den Berabredungen ber Großmächte zu Langres 
und Chaumont warb die Nichtwieberherftellung des deutſchen Reiches beftätigt, das 
Brincip einer deutfhen Bundesverfaſſung aufgeftellt. Demgemäß beftinmte ber 
Parifer Friede vom 30. Mai 1814 in feinem 6. Artikel, daß bie deutſchen 
Staaten in Zufunft unabhängig und durch ein föderatives Band ver- 
einigt fein ſollten. 

Es durfte ſchon als ein nationaler Erfolg angefehen werben, daß bie Regelung 
ber künftigen deutſchen Verfaffung zu Wien durch den Einfluß des Freiherrn von Stein 
von den Berathungen über die „europäifchen” Angelegenheiten getrennt und einem 
von fünf deutfhen Staaten (Defterreih, Preußen, Bayern, Württemberg und 
Hannover) gebildeten Ausfhuß überlaffen wurde. Dieſes „deutſche Komite“ legte 
feinen Verhandlungen zu Grunde zwölf zwiſchen Oeſterreich, Preußen und Han⸗ 
nover „Loncertirte” Artikel, welche allerdings nur eine vielfach abgeſchwächte Mo—⸗ 
difilation des urſprünglichen preußiſchen Planes enthielten, doch immerhin eine 
nicht ganz unkräftige Bundesgewalt, einen geſicherten Rechtszuſtand und ein für 
die Einzelſtaaten maßgebendes Minimum ſtändiſcher Rechte verſprachen. Aber die 
Regierungen Bayerns und Württemberg wollten keine Einſchränkung ihrer Sou— 
veränetät, fei e8 zu Gunften der Geſammtheit oder ihrer eigenen Unterthanen, 
zugeben, vielmehr dem Bunde nur „ven Charakter einer Alliance gegen Auswärtige‘ 
einräumen. Der Austritt Württembergs (16. November 1814) bradte die VBer- 
bandlungen ſchon nad Monatsfrift zum Stillftand; fie ruhten dann ſechs Monate 
long in Folge ver über die fähfifch-polnifhe Frage entftandenen Streitigkeiten; 
Ihre Wiederaufnahme aber gefhah nicht mehr in dem bisherigen engen Kreife, 
jondern unter Zuziehung von Vertretern aller deutſchen Staaten. Die Gefanbten 
der von den erften Berathungen ohne genügenden Grund ausgeſchloſſenen deutſchen 
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Fürſten und freien Städte, welche zubem von ber beabfidtigten Kreiseintheilung 
eine Mebiatifirung ihrer Auftraggeber beforgten, hatten unter Führung des Frei— 
herrn von Gagern ſich zufammengethan und, gleichzeitig mit der Aufldfung des 
Fünferfomites, Theilnahme an der Konflituirung des Bundes beanfprudt, indem 
fie andererfeits fich bereit erflärten, jede zum Beften des Ganzen erforderliche allge- 
meine Einſchränkung der Souveränetät acceptiren zu wollen. Das „gemeinfame 
Bundesoberhaupt”, weldyes fie, in Uebereinftimmung mit dem Freiherrn von Stein, 
als „träftigften Garanten der Verfaſſung“ und als „dentfcher Freiheit Aegide“ 
forderten, war freilich gegenüber den thatfählihen Berhältniffen, insbefondere dem 
Dualismus der deutfhen Großmächte, unmöglich; bingegen hätten durch die Ieb- 
bafte Unterftügung der Kleinftaaten wenigftens die Grundzüge der neuen Entwürfe 
aufreht erhalten werben können, wenn nit die durh Napoleons Rückkehr von 
Eiba hervorgerufene Nothwendigkeit eines rafhen Abjhluffes dem Widerſtande 
Defterreihs und noch mehr Bayerns — Württemberg und Baden hielten ſich von 
den neuen Berathungen fern — gegen jede ſtarke Bundesgewalt und gegen alle 
eingreifenden Vorſchriften über die inneren Verhältniſſe ver Einzelftaaten zum Siege 
verholfen hätte. So waren fhon in dem „Entwurf zu der Grundlage der Ber- 
faffjung des deutſchen Bundes”, welchen Fürft Metternich im Einverftänpnig mit 
der preußifchen Regierung „einer Berfammlung der Bevollmächtigten der fünftigen 
Bundesglieder" am 23. Mai 1815 vorlegte, die Bildung eines befondern Bundes- 
vollztehungsraths und bie Verbürgung beftimmter landſtändiſcher Rechte aufgegeben, 
die den einzelnen Deutſchen zu gewährenden Grundrechte beveutend verringert; es 
gelang dann aber in den folgenden Konferenzen der partifulariftiihen Oppofition 
Bayerns, welcher ſich befonvers das eben in feiner Eriftenz gerettete Königreich 
Sachſen und das Großherzogthum Heſſen anſchloſſen, nicht allein die ausprüdliche 
Bezeihnung der Bundesfürften als „ſouverän“ durchzuſetzen, fonvdern aud das 
Gebot des Beftehens einer landſtändiſchen Berfaffung in allen Bunvesftaaten auf 
eine bloße Berheißung („wird“ ftatt „ſoll“) zu reduciren und das Bundesgericht, 
welches der preußiiche Gefandte Wilhelm von Humboldt für „ven legten und noth- 
wendigſten Schlufftein des Rechtsgebäudes in Deutſchland erklärt” Hatte, völlig 
zu befeitigen. Die fo kläglich verlümmerte Bundesafte wurde am 8. Juni para» 
phirt, am 10. unterzeichnet, doch ſchon der Wiener Kongrefafte vom 9. einverleibt. 
Baden und Württemberg vollzogen ihren Beitritt erft nad dem neuen Zufammen» 
ſturz der Napoleonifhen Macht (den 26. Juli, bez. 1. September 1815). 

II. Die deutſche Bundesakte zerfällt in zwei Abtheilungen: „Allgemeine 
Beflimmungen”, Art. 1—11, auf bie „Feſtſtellung des Bundes" felbft gerichtet, 
und „Befondere Beftimmungen“, über innere Verhältniffe der Einzelftaaten. Nach 
Art. 1 vereinigen fi bie fouveränen Fürften und freien Städte Deutſchlands — 
ver Kaifer von Defterreih und der König von Preußen für ihre gefanmten vor- 
mals zum deutfchen Reich gehörigen Befigungen, der König von Dänemark für 
Holftein, der König der Nieberlande für Luremburg — zu einem beftändigen 
Bunde, welcher der beutfhe Bund heißen fol. Als Zweck vesfelben wurde „Er- 
haltung der äußern und innern Sicherheit Deutfchlands und der Unabhängigkeit 
und Unverlegbarfeit der einzelnen beutfchen Staaten” ‚bezeichnet; von einer Bilege 
der Wohlfahrt der deutſchen Nation, von einem Schuß des geltenden Rechtes war 
nit die Rede. Alle Bundesgliever follten als ſolche gleiche Rechte und Pflichten 
haben: mit diefem Grundſatz ftand auch nicht im Widerfprud der Vorſitz Defter 
reichs in der Bundesverfammlung, dem ftänbigen Gentralorgan des Bundes; denn 
berfelbe follte nur eine Geſchäftsleitung gewähren, Selbft bei der Vertheilung ver 
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in der Bunbesverfammlung zu führenden Stimmen nahm man nur geringe, ben 
thatfächlichen Machtverhältniffen gegenüber völlig unzureihende Rüdfiht auf bie 
Verſchiedenheit der Größe der Bundesſtaaten: regelmäßig follten ebenfo wie Defter- 
reich und Preußen die übrigen vier Königreiche, ferner Baden, beide Heflen, Luxem⸗ 
burg und Holftein je eine Stimme haben, mährend den Meineren Staaten neben 
biefen 41 Virilſtimmen 6 Curiatſtimmen eingeräumt wurden (fpäter fogenannter 
engerer Math); in beftimmten Ausnahmefällen follte die Berfammlung „fi zu 
einem Plenum bilden”, in welhem jever Bundesſtaat wenigftens eine Stimme zu 
führen hätte, Defterreidh und bie Königreihe dagegen 4 Stimmen, bie mittleren 
je drei oder zwei. Noch ftärfer und verhängnißvoller war die Souveränetät ber 
Einzelſtaaten gefhügt, ja fie war zum Princip des Bundes erhoben durch ben 
Ausfchluß der entfheidenden Kraft der Stimmenmehrheit nidt allein, wie ſchon 
ju Zeiten des Reiches, in Religionsangelegenheiten oder, wo jura singulorum in 
Frage fländen, fondern auch in Bezug auf Abfafjung oder Abänderung von Grund- 
gelegen des Bundes und auf organifhe Bundeseinridhtungen. Nach außen wurde 
der Bund wenigftens fo weit als Geſammtmacht bingeftellt, daß alle Mitgliever 
des Bundes fich verpflichteten, ganz Deutfchland und jeven einzelnen Bundesftaat 
gegen jeden auswärtigen Angriff in Schug zu nehmen, und daß für den Fall 
eines erklärten Bundeskrieges einfeitige Unterhandlungen mit dem Feinde fowie 
einfeitiger Abſchluß eines Waffenftillftandes oder Friedens verboten wurden. Zur 
Siherung eines dauernden inneren Friedenszuftandes machten fi (Urt. 11) die 
Bundesglieder verbindlih, einander unter feinerlei Vorwand zu befriegen, noch 
ihre Streitigfeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern diefelben bei der Bundes— 
verfammmlung anzubringen, welche eine Bermittelung durch einen Ausfhuß ver- 
ſuchen, eventuell eine Entſcheidung durch eine Aufträgalinftanz bewirken follte. — 
Denn diefe Grundzüge ber neuen Gefammtverfafjung unzweideutig einen ſtaaten⸗ 
bündiſchen, völferrechtlihen Charakter trugen, fo waren die hinzugefügten befon» 
deren Beftimmungen freilich vorwiegend ſtaatsrechtlichen Inhalts und gaben dem 
Bunde einen gewiffen bundesftaatlicen Anftrih; aber es war, nach Stein's ride 
tiger Bemerkung, darin mehr von den Mebdiatifirten als vom deutſchen Volle bie 
Rede. Selbſt das Recht des Aufenthalts in jedem zu dem deutfchen Bunde gehörigen 
Staate wurde nar den ehemaligen Reichdunmittelbaren, nicht den Deutſchen über- 
haupt zu Theil; die Befugniß, Grundeigenthum in jedem Bundesſtaate zu er 
werben und zu befiten, und die freiheit von aller Nachſteuer bei Uebergang des 
Vermögens in einen andern Bundesftant boten für diefen Mangel keinen Erfag. 
Verhältnigmäßig anerkennenswerth war die Gewährleiftung bürgeriiher und poli- 
litiſcher Rechtsgleichheit für die Angehörigen der römiſch-katholiſchen Kirche und ber 
edangeliſchen Kirchen; dagegen aber erhielt bie freie Ausübung der Religion feine 
neue Garantie, und den Juben wurben nur die ihnen biäher von (nicht in) den 
einzelnen Bundesftaaten eingeräumten Rechte verbürgt mit Hinzufügung einer Ver— 
helßung für die Zukunft. Hinſichtlich der Preffreiheit waren nur von der Bundes- 
verfammlung zu beſchließende „gleihförmige Verfügungen” in Ausficht geftellt. 
II. Us ein ſchlimmes Zeichen für die praftifche Bedeutung bes Bundes 
durfte e8 gelten, daß, obgleich die Eröffnung ver Bundesverfammlung 
zu Frankfurt a. M. (ihrem beftändigen Site) durch die Bunbesafte ausdrückich 
auf den 1. September 1815 feftgefegt war, dieſer Aft fi bis gegen Ende bes 
folgenden Jahres verzögerte, und daher Deutfchland Insbefondere bei dem für feine 
Geſchide jo wichtigen zweiten Parifer Frieden vom 20. November 1815 als Ger 
jammtheit mitzuwirken nicht vermochte, Dennoch erwedten die anfängliche Zufammen- 
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fegung des Bundestags und die patriotifhen Erklärungen, welde in ber erften 
förmligen Sigung (5. November 1816) ansgetaufcht wurden, bei ver politiſch 
noch wenig erfahrenen deutſchen Nation frohe Erwartungen, denen auch vie 
Bundesthätigfeit während der nädhften Jahre entiprad. Die Kom- 
petenz ber Bunbesverfammlung wurbe in einer, fo weit die Schranfen ver Bundes⸗ 
alte erlaubten, Liberalen Weife geregelt (proviſoriſche Rompetenzbeftimmung vom 
12. Juni 1817), eine zwedmäßige Aufträgalorbnung gefhaffen (vom 16. Juni 
1817); dem freifinnigen fadhjen-weimarifhen Grundgeſetz über die landſtändiſche 
Berfaſſung gewährte der Bund feine Garantie; der „bebrängten Unterthanen“ in 
Kurhefien nahm er ſich gegen die Iandesherrlihe „Willkür“ mit kräftigen Worten 
an. Aber der Geift des Mißtrauens in die Bollsgefinnungen, welcher angeficht 
einiger leldenſchaftlicher Aeußerungen und Handlungen der durd die Freiheitskriege 
enthufiasmirten Jugend bald die deutſchen Regierungen ergriff und fie zu einem 
Syftem polizeilicher Unterbrädung führte, konnte nicht ohne tiefe Rüd- 
wirkung auf die Thätigkeit des Bundestags bleiben, welder ja nur Organ der 
Regierungen war. Den von zehn Bunbesftaaten in den Karlsbader Minifterkon- 
ferenzen (Auguſt 1819) unter Metternich’s Leitung getroffenen Berabredungen Folge 
leiſtend fanktionirte der Bundestag durd höchſt formlofen Beſchluß (vom 20. Sep» 
tember 1819) dem Namen nad proviforifhe, in Wahrheit bauernde Mafregeln 
wider die Freiheit der Untverfitäten und wider bie bunbesverfaffungsmäßige Pref- 
freiheit und beftellte eine Centralunterfuhungstommiffion gegen die angeblichen 
revolutionären Umtriebe.. Wenn es insbefondere dem Widerfpruhe Württembergs 
noch gelang, das als authentifhe Auslegung des Art. 13 der Bundesafte von 
öfterreichifher Seite beabfichtigte Verbot repräfentativer Einrichtungen zu verhüten, 
und biefe dem modernen Konſtitutionalismus feindliche Tendenz aud in ven fol- 
genden Wiener Minifterlaltonferenzen (25. November 1819 bis 24. Mai 1820) 
nicht völlig durchdrang, jo wurde doch durch bie zum zweiten Grundgeſetz des 
Bundes erhobene Wiener Schlußakte (vom 15. Mai 1820) das monarchiſche 
Princip in den Einzelftaaten allgemein zur ftriften Geltung gebracht. Ohne Zweifel 
enthielt diefe Alte viele zwedgemäße und juriſtiſch präcis gefaßte Säße zur wei- 
teren Entwidelung des Bundesrehts; jedoch indem fie auf ber einen Seite die 
völferrechtlihe Natur des Bundes für das Zuftanvelommen bindender Bundes- 
beſchlüſſe namentlih in Bezug auf auswärtige Berhältniffe und gemeinnägige An- 
gelegenheiten noch ſchärfer ausprägte, andererſeits aber die Gcftaltung des Staats- 
rechts der Einzelfiaaten in realtionärem Sinne zu normiren verſuchte, ſetzte fie 
fih nad beiden Richtungen in principielle Oppofttion zu ben im beutfhen Volle 
vorherrſchenden Beftrebungen,; und das Anſehen der Bundesverfammlung mußte 
bedenllich afficirt werben durch die Thatfache, daß fie, während durch die Bunbes- 
akte ihr ausdrücklich die Abfaffung der Bundesgrundgefege als erftes Geſchäft zu- 
gewiefen war, jegt nur das als „unveränderlich“ bezeichnete Refultat der Minifter- 
fonferenzen ohne vorgängige Berathung zu acceptiren hatte (Plenarbefhluß vom 
8. Junt 1820). Seit der glüdlih durchgeführten „Epuration” ber Bundesver- 
fammlung von Ihren liberaleren Elementen beviente man ſich derſelben freilich ver- 
trauenspoller zu nenen reaftionären Beftimmungen. Gegen jeden Einfluß der öffent- 
lien Meinung fuchte fie fi in diefem Verhalten zu fügen, indem fie fogar bie 
Berufung auf „neue Bundeslehren und falſche Theorien von Schriftftellern“ von 
ihren Verhandlungen ausfhloß (Beihluß vom 11. December 1823) und hinwieder 
eg Inhalt Ihrer Protokolle der Deffentlichkeit entzog (Beihluß vom 
1, Juli 1824). 
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So war es nur zu erflärlich, daß auch die gewaltige Bewegung ber Geifter, 
welche in Folge der fiegreihen franzöfifhen Julirevolution ganz Europa 
durchzog, feine Aenderung in dem Unterbrüdungsfyftem des Bundes hervorrief und 
vielmehr, als die alten Präventinmafregeln nicht länger auszureichen ſchienen, neue 
hinzugefügt wurden. Die Wirkfamkeit der Landſtände wurde noch ſtärker eingeengt 
(Beihluß vom 28. Juni 1832), ja durch die Feflfegungen der Wiener Minifterial- 
fonferenzen von 1834 in den wefentlihften Beziehungen ber Willfür der Regie- 
rungen Preis gegeben; alle politifhen Vereine, alle Reben politifchen Inhalts in 
Bollsverfammlungen wurden verboten (5. Juli 1832); gegen die „revolutionären 
Komplotte” agirte feit dem Jahre 1833 eine neue „Gentralbehörde" des Bundes. 
Daß aber andererfeits das Volk auch gegenüber dem eflatanteften Rechtsbruch einee 
Souveräns bei dem Bunde feinen Schuß finde, felbft wo das Bundesrecht einen 
ſolchen deutlich gewährte, biefe traurige Wahrheit wurde fonftatirt durch die In- 
fompetenzerflärung des Bunbestags (vom 5. September 1839) in ber han» 
növerfhen Berfaffungsfrage. Daß der Bund nit einmal die Integrität 
feines Gebietes zu behaupten verftand, fondern diefelbe der Furt vor auswär- 
tigen Berwidelungen und vor dem Eintritt eines nicht legitimen Fürſten opferte, 
bewies der Ausgang der Iuremburgifhen Angelegenheit. 

Der Aufſchwung, welden das Nationalgefühl in Deutihland feit 1840 
nahm, der beginnende Fortfchritt in Preußen, bie bireften Bemühungen König 
Friedrich Wilhelm’s IV. hatten nur fehr vereinzelte und geringe Erfolge bei dem 
Bundestage. Die Kriegsverfaffung des Bundes wurbe namentlid durch Einführung 
von Bundesinfpektionen der Kontingente verbeffert; der langwierige Streit über 
den Bau einer Bunvesfeftung am Oberrhein zu Sunften der Anlage ber beiden 
Feſtungen Raftatt und Ulm entſchieden; das Recht aller Betheiligten in Bezug 
auf die fchleswig-holfteinifhe Erbfolge gegenüber den däniſchen Prätenfionen ge- 
wahrt (Beichluß vom 17. September 1846). Aber alle weiter gehenden Pläne zur 
Reform der Bundesverfaflung oder auch nur zur Belebung der Bunbesthätigfeit 
ſcheiterten volftändig, bis die Erfhütterungen bes Jahres 1848 ſelbſt 
den Bundestag In ganz neue Bahnen warfen. 

IV. Die Proklamirung der Republik in Frankreich mußte, zumal bei der ſchon 
vorher durch Deutſchland verbreiteten Erregung, auf die Kabinette ber Einzelftaaten 
und auf den Bundestag eine viel beängftigendere und erjhredendere Wirkung üben, 
ald die durch Einfegung des Bürgerkönigihums bald in ein ruhigeres Geleiſe ge- 
brachte Ummwälzung des Jahres 1830. Das alte Syftem brach Haltungslos in fid 
zufommen. Mit überrafchender Eile, ohne Einholung von Inftruftionen, faßte bie 
Bundesverfammlung die wichtigften, ihrem bisherigen Verhalten biametral entgegen» 
gefegten Beſchlüſſe, und namentlich feit dem Siege der Nevelution in Wien und 
Berlin gab fie den Anforderungen ber Volksſtinime unbebingt nad. Die Auf- 
hebung der Genfur wurbe ben Gingelregierungen ſchon am 3. März geftattet; 
wenige Tage fpäter (9. März) folgte die Annahme des alten deutſchen Reichs- 
adlers und der Farben des ehemaligen deutſchen Reichspaniers zu Wappen und 
Farben des deutſchen Bundes; noch weit beventfamer war bie Berufung von fieb- 
sehn Männern des allgemeinen Vertrauens zur Beihülfe bei ber 
Revifion der Bundesperfaffung, welhe „auf wahrhaft zeitgemäßer und 
nationaler Grundlage” erfolgen follte (Befglüffe vom 8. und 10. März). Nach 
dem Zufammenfturz des abfoluten Regiments in Defterreih und Preußen aber 
forderte die Bunbesverfommlung durch Beſchluß vom 30. März die Regierungen 
auf, Wahlen von „Nationalvertretern" anzuorbnen, welde in Frankfurt 
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a. M. zufammentreten follten, „um zwiichen ben Regierungen und dem Volke das 
deutſche Berfaffungswert zu Stande zu bringen“, Diefer Beihluß wurde vervoll- 
ftändigt und mobificirt (7. April) gemäß den Erklärungen bes fogenannten Bor- 
parlaments, einer Berfammlung von populären Perfönlichkeiten ans ganz 
Deutfhland, welche ohme irgend eine rechtliche Autorität am 31. März in Franf- 
furt fich vereinigt hatte; au zur Aufhebung aller von ihm feit 1819 erlaffenen 
Ausnahmsgeſetze und zu feiner eigenen Burififation“. biefes Mal von ben 
reaftionären Elementen, ließ fi ber Bundestag durch eine Refolution des Bor- 
parlamentes beflimmen. Und als dann bie am 18. Mai eröffnete veutfhe Na- 
tionalverfammlung, ehe fie ihre fonftituirende Thätigkeit begann, die Er- 
rihtung einer proviſoriſchen Gentralgewalt für Deutihland beſchloß 
(Gefeß vom 28. Juni 1848) und ben Erzherzog Johann zum Reihsverwejer 
erfor, erflärte die Bundesverfammlung die Uebereinflimmung der Regierungen mit 
dieſer Wahl (29. Juni) und übertrug dem Erwählten bie Ausübung ihrer ver- 
fafjungsmäßigen Befugniffe und Berpflihtungen: damit war, nach ihrem eigenen 
Ausfprudh, „ihre Thätigkeit beendet“, Der deutfhe Bund beftand 
freilich fort trog dieſes Wechfels feines Organs, aber vermöge der rechtlichen 
Stellung, welche der Beſchluß der Nationalverfammlung dem Reichsverweſer ein- 
räumte und welde die Anerkennung aller deutſchen Regierungen erhielt, umge- 
bildet in einen Bundesftant. 

Jedoch das große Werk der dauernden Begründung und befinitiven Drga- 
nifation des deutſchen Bundesftants kam nicht zur Bollendung. Bon ihrem Beginn 
an bewegte ſich die fonftituirende Wirkfamleit der Nationalver- 
fammlung auf einem unfihern Boden, weil weber das Princip noch die Art 
einer doch kaum zu umgebenden Vereinbarung mit den Regierungen feftftand; dazu 
fam die Unklarheit und Unficherheit der Anfichten in der Berfammlung jelbft über 
das Berhältniß zu Defterreih ; und wenn auch enblid der Gedanke der preußifchen 
Führung durddrang, fo war es doch der Koalition der Großdeutſchen und ber 
Demokraten gelungen, bie Reihsverfaffung (vom 28. April 1849) fo zu 
geftalten, daß ben Iegitimiftifhen Skrupeln des zum Erblaifer gewählten Kö- 
nigs don Preußen ber Zweifel fi beigefelen mußte, ob mit einer ſolchen 
Berfaffung die Erfüllung feines neuen hohen Berufes möglich fei. Nah der Ab— 
lehbnung der Kaifertrone (28. April unternahm zwar die preußifche Re- 
gierung die Rekonftruftion Deutſchlands auf einem andern, an fid billigen und 
verftändigen Wege: durch vertragsmäßige Einigung der Einzelftaaten follte 
ein Tonftitutioneller Bundesftaat begründet werben, welcher mit Defterreih durch 
das alte völferredhtlihe Bunbesverhältnig verfnüpft bliebe. Aber nit allein 
Bayern und Württemberg fchloffen fih aus von der zu errichtenden Unton, jon- 
dern aud die Königreihe Hannover und Sachſen behielten fih ben Rüdtritt für 
den fhon fihern Fall vor, daß Süddeutſchland, namentlih Bayern, fern bleibe: 
fo war die Union von vornherein hinfällig, und der preußifhen Regierung fehlten 
ungeachtet der Zuftimmung des Erfurter Parlamentes zu dem vorgelegten Ber- 
faffungsentwurf der Muth und bie Energie, gegenüber dem entfhievenen Wider- 
fpruche Defterreih8 und der Zweideutigkeit der eigenen Hauptverbündeten bie über- 
nommene Aufgabe durchzuführen. Gegen den Berfuh Defterreihe, das 
frühere Bundesredt wiederherzuftellen und in einer juriſtiſch unmög⸗ 
lihen Weife (nachdem die Vollmacht der öſterreichiſch-preußiſchen Bundescentral⸗ 
kommiſſion, welcher der Reichsverweſer jeine Befugniffe Übertragen Hatte, erlofchen 
war) den alten Bundestag zu reaktiviren, verbielt fih Preußen aller: 
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dings noch längere Zeit ablehnend; es ſchien fogar dem rechtswidrigen Vorgehen 
der unter öſterreichiſchem Präſidium als engerer Rath des Bundestags ſich gerirenden 
Rumpfverfammlung in der kurheſſiſchen Angelegenheit thätlihen Widerſtand ent- 
gegenfegen zu wollen. Dod die Einwirkung Rußlands und die eigenen, immer 
Ihärfer ausgeprägten reaftionären Neigungen bewogen ſchließlich das Berliner 
Rabinet, feinem bisherigen Stanbpunft in den Olmützer Punktationen (29. No- 
vember 1850) völlig zu opfern. Nahdem die Dresdener Minifterial- 
fonferenzen (23. December 1850 bis 18. Mai 1851) lediglich die Unthun- 
lichkeit, wenn nicht Unmöglichfeit jeder gründlichen Reform der alten Bunbesver- 
foffung dargethan hatten, ſah aud Preußen nur noch in ber allgemeinen Be- 
ſchildung der Bundesverfammlung zu Franffurt a. M. ein Ende der Wirrmiſſe. 
Seine Aufforderung und fein Belfpiel waren maßgebend für die ver Union treu 
gebliebenen SKleinftaaten. Im Iunt 1851 war die unveränberte Reftau- 
ration der alten, abgeftorbenen Bundesverfaffung unter Zu- 
fimmung fämmtlider Bundesglieder vollendet. 

V. Der reaftivirte Bundestag flug zumächft wieder die Pfade des 
alten Bundestags ein. Die von der Nationalverfammlung befchloffenen, von dem 
Reichsverwefer verlündeten „Orundrechte des deutfchen Volkes" wurden für unver- 
bindlich erflärt, und zugleih die Bundesregierungen aufgefordert, „die in den 
einzelnen Bundesftaaten namentlich feit dem Jahr 1848 getroffenen ftaatlichen Ein- 
richtungen und erfaffenen gefeglichen Beftimmungen einer forgfältigen Prüfung zu 
unterwerfen und dann, wenn fie mit den Grundgefegen des Bundes nicht in Ein- 
Hang ſtehen, dieſe nothwendige Hebereinftimmung ohne Verzug wieder zu bewirken“ 
(Beihlüffe vom 23, Auguſt 1851). Der legtere Beſchluß bahnte den Weg zu einer 
Reihe willkürlicher Aufbebungen rechtsgültig zu Stande gelom- 
menen Berfaffungsrehts durch Einwirkung ober unter dem Schutze bes 
Bundes. Ueber die Breffe und über das Bereinsmefen ergingen neue Ber 
Ihlüffe (vom 5. und 13. Iult 1854), welde, wenn fie aud nicht zur Genfur und 
zum Berbot aller politifchen Vereine zurüdtehrten, doc tief eingreifende Beſchrän⸗ 
fungen enthielten. Bon einer Sorge für die Wohlfahrt der deutſchen Nation gab 
nur die Nieverfegung einer Kommiffion zur Ausarbeitung eines allgemeinen 
deutſchen Handelsgefegbuhs (1856) einen vereinzelten Beweis. Wie die Bunbes- 
verſammlung die Madtftellung und Sicherheit Deutſchlands nad Außen würdigte 
und wahrnahm, zeigte ver Verkauf der beutfhen Flotte (1852); gegenüber 
diefem empörenden Akt konnte die Steigerung der Landmacht durch Erhöhung bes 
Procentfages der Kontingente (1853 und 1855) wenigftens moralifh nicht in das 
Gewicht fallen. 

Seitdem der Eintritt der Regentfhaft in Preußen (1858) und ber Italienifche 
Krieg (1859) wieder eine ftärfere liberale und nationale Bewegung im beutfchen 
Volke hervorgerufen hatten, trat jevoh ein Stillftand in der reaftionären 
Polttit des Bundestage ein, und bie Meglerungen unternahmen neue Ber- 
fuche der Bundesreform bauptfädli in dem Sinne einer energijcheren Zufammen- 
faffung der deutfchen Kräfte gegenüber dem Auslande, eines gefiherteren Rechts— 
auftandes und einer ausgebehnteren Rechtseinheit, endlich einer Betheiligung ber 
Nation am der Bundesgefepgebung. Nah allen dieſen Richtungen bot namentlich 
das mit größtem Eklat in Scene gefegte öfterreihiihe Reformprojeft 
vom Anguft 1863 weitgehende Verbeſſerungsvorſchläge; aber während die Mehr- 
zahl der Fürften bie ihnen angefonnenen Konceffionen zu mindern bemübt mar, 
wurde anbererfeits bie deutſche Nation durch die ihr in Ausficht geftellte Delegirten« 
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vertretung nicht befriedigt; vor Allem aber fonnte der preußifhe Staat die ihm 
zugedachte ſekundäre Stellung innerhalb einer neuen, fräftigeren Bundesgewalt 
nicht acceptiren. Die Erflärungen, welde von öfterreihifcher wie von preußiſcher 
Seite bei diefem Anlaß erfolgten, vermodten nur bie Ueberzeugung von der Un- 
haltbarkeit der beftehenden Bundesverfaffung und von der Unmöglichkeit einer 
Weiterbildung durch friedliche Uebereinkunft der deutſchen Staaten zur allgemein 
herrſchenden zu maden. 

VI. Der gewaltfame Konflift, welder ſchon bamals zwifchen ven beiden 
beutfchen Großmächten auszubrehen und ben Bund zu fprengen drohte, wurbe noch 
vermieden in Folge der Zurüdhaltung, welde die Mittelftaaten gegenüber ben 
öfterreihifhen Plänen bewahrten, und ber Krifis, welche der Tod König Fried— 
rich's VII. von Dänemark in der fhleswig-holfteinifhen Angelegenheit bervorrief; 
gerade die Frage der politifhen ©eftaltung der Elbherzogthbümer 
wurde dann freilid in ihrem weitern Berlauf zum Ausgangspunkt der ent- 
ſcheldenden Kataftrophe, weldher der Bund erlag. Die günftige Gelegenheit 
zu einer Träftigen und populären That, die fih dem Bunde durch das rechtliche 
Aufhören ver bisherigen Perſonalunion Schleswig-Holfteins mit Dänemarf bot, 
ging unbenugt vorüber; obwohl der Bund niemals das Londoner Protofoll vom 
8. Mai 1852 anerfannt hatte, wagte die Majorität der Bunbesgliever doch nicht, 
den deutſchen Großmächten, die an der durch diefen Vertrag ftipulirten Integrität 
der däntfchen Gefammtmonardie noch fefthielten, vireft entgegenzutreten. So er- 
folgte von Seiten des Bundes nur die Aufrehthaltung und Ausführung eines 
ſchon früher unter ganz anderen Berhältnifien gefaßten Exekutionsbeſchluſſes; ba- 
gegen lehnte ber Bundestag die Theilnahme an der Altion ber Großmädte in 
Schleswig ab, weil diefe noch auf der Grundlage bes Londoner Protokolls unter- 
nommen werben follte. Indem daher der durch den Widerſtand Dänemarks gegen 
die „Pfandnahme“ Schleswigs entbrannte Krieg nur von Defterreih und Preußen 
als europätfhen Großmädhten geführt wurde, blieb der Bund auch unbetheiligt bei 
dem Friedensfhluß, welcher die definitive Tosreißung der Herzogthümer von Däne- 
mark fanktionirte (Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864), und mußte vielmehr 
in Folge der an Defterreih und Preußen gefchehenen Abtretung fogar die Ber» 
waltung und militärische Befegung Holfteins und Lauenburgs aufgeben. Durch eine 
Entſcheidung über die Erbfolge oder wenigftens über die Befugniß zur Führung der 
Stimme für Holftein und Lauenburg hätte allerdings der Bundestag noch auf bie 
Entwidelung der Herzogthümerfrage einzumwirken verſuchen können; aber der ent- 
jhiedene Widerſtand Preußens, welches die vorgängige Sicherung des militärtfchen 
und handelspolitiſchen Anfhluffes der Herzogthümer als für feine Machtſtellung 
unentbehrlich betrachtete, und die Uneinigfeit der Mittelftaaten felbft verhinderten 
jeden durchgreifenden Beſchluß. Erſt als Defterreih, da bie zwifchen ihm und 
Preußen aus dem Condominium der Herzogthlümer und aus feiner Ablehnung ber 
preußifchen Forderungen entftandenen Zerwürfniffe den Höhepunkt erreicht hatten, 
alles Weitere den Entfchließungen des Bundes anheimgab, und als anvererjeits 
immer deutlicher ber fefte Plan ver preußiſchen Regierung bervertrat, bie ſchles— 
wig-holfteinifhe Berwidelung als Hebel einer nationalen Neugeftaltung Deutjd- 
lands mit ftarfer Einfhränfung der Souvernetät der Einzelftaaten zu verwertben, 
entſchied fi die Parteiftellung der Mittelftanten und damit des Bundes zu Gun« 
ften Defterreih8 gegen Preußen. Aber fhon der mit 9 gegen 6 Stimmen am 
14. Juni 1866 gefaßte Befhluß, die vier Armeelorps, welde außer 
den öfterreihifchen und preußifchen das Bundesheer bildeten, zu mobilifiren, 
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wurde von Preußen ald Bundesbruch aufgefaßt; demgemäß erklärte ver preußifche 
Gefandte fofort, daß Preußen den Bundesvertrag als erlofhen be- 
trachten und behandeln werde, indem er zugleich die Grundzüge einer 
neuen, „ben Zeitverhältniffen entſprechenden“ Einigung vorlegte. Wohl machte 
das Präfivium alsbald die grundgefeglihe Unauflöslichkeit des Bundesvereins gel- 
tend und erflärte die Bundesverfammlung am 16. Juni durch förmlihen Beſchluß 
den Austritt Preußens für vehtlih ungültig; aber mit den glänzenden Siegen ver 
preußifhen Waffen mehrte fih die Zahl der austretenden Bundesgliever; die Be- 
brohung Frankfurts durch die preußifhe Mainarmee nöthigte dann den Reft ver 
Bundesverfammlung zur Ueberfievelung nad Augsburg (14. Juli). Den völligen 
Untergang des Bundes beflegelte Defterreih durch dem einfeitig am 26. Juli 
1866 zu Nitolsburg abgefhlofienen BPräliminarfrieden (Art. 2: „Seine 
Majeftät der Kaiſer von Defterreich erkennt die Auflöſung des bisherigen deutſchen 
Bundes an und gibt Seine Zuftimmung zu einer Geftaltung Deutfhlands ohne 
Betheiligung des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates ..... “Wuöðrtlich übereinſtimmend 
Art. 4 des definitiven Prager Friedens); die ſüddeutſchen Staaten und ebenſo das 
Königreich Sachſen, Sahjen-Meiningen und Reuß ä. L. erkannten in den von 
ihnen mit Preußen abgeſchloſſenen Friedensverträgen die Nikolsburger Beſtimmungen, 
alſo auch die Auflöſung des Bundes, ausdrücklich an und traten denſelben, ſo weit 
ſie die Zukunft Deutſchlands betreffen, bei. Die ſchon beſchlußunfähig gewordene 
Bundesverſammlung beſchloß in ihrer letzten Sitzung vom 24. Auguſt 1866, 
nachdem in Folge der Kriegsereigniffe und Friedensverhandlungen der deutſche 
Bund als aufgelöst betrachtet werden müſſe, ihre Thätigkeit 
mit dieſer Sitzung zu beendigen, auch hiervon die bei ihr beglaubigten 
Vertreter auswärtiger Regierungen zu benachrichtigen. 

Quellen: Klüber, Alten des Wiener Kongreffes, namentlih Bd. 2; 
v. Meyer, Corpus Juris Confaderationis Germanice, 2. Aufl. ergänzt und fortge- 
führt von Zöpfl, 3 Bde, Frankfurt a. M. 1858—69; Aegidi, Die Schluf« 
alte ver Wiener Minifterialtonferenzen, Th. I (Urkunden), Berlin 1860; Welder, 
Wichtige Urkunden für ven Rechtszuſtand ver veutfhen Nation, Mannheim 1844. 

Fiteratur: dv. Kaltenborn, Geſchichte der deutſchen Bundesverhältniffe 
und Einheitsbeftrebungen von 1806 bis 1856, Berlin 1857; Ilfe, Gefchichte 
der deutfhen Bundesverfammlung, insbefondere ihres Verhaltens zu den beutfchen 
nationalen Intereſſen, 3 Bde. (bis 1823), Marburg 1860-62; Aegidi in 
Bluntſchli's und Brater's Staatöwörterbuh Bd. III, S. 1—97; 9. U Zada» 
riä, Deutfhes Staats: und Bundesrecht, 3te Aufl., Br. 1 ©. 172—255 (ge- 
ſchichtliche Entwidelung) und Bd. 2, ©. 611—843 (dogmatifhe Darftellung) ; 
9. Schulze, Syſtem des deutſchen Staatsrechts, Leipzig 1865, ©. 294—341, 
und Derfelbe, Die Krifis des deutſchen Staatsrehts im Jahre 1866, Leipzig 
1867, ©. 1—41. " S. Brie. 


Dienftbarkeit (öffentlich-rechtliche). 


Wird ein territorial begrenztes Hoheitsrecht eines Staates ganz oder theilmeife 
der Ausübung nad dauernd auf einen oder mehrere andere Staaten übertragen, fo 
pflegt man ein folhes Berhältnig als öffentlih rehtlihe Dienftbarkeit 
(servitus juris publiei) zu bezeihnen. Die Auffaffung eines derartigen Rechtsver— 
hältniffes als Servitut rührt aus jenen Zeiten her, in welchen man die Staats, 
begiehungsweife Fürftengewalt als Eigenthumsreht an Rand und Leuten betrachtete, 
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in welchen daher die dauernde Beſchränkung biefer Gewalt auf dem ihr unter» 
worfenen Territorium zu Gunſten eines andern Fürften konſequenter Weife als 
Dienftbarleit bes betreffenden Territoriums erfcheinen mußte. 

Staatsrechtlich insbefondere wird aber eine folde Servitut deshalb auch 
heutzutage noch vielfach genannt, weil die Lehre von dieſen Rechten namentlich im 
beutfchen Reiche ausgebildet wurbe, deſſen Territorien nah Anfiht der Reichs— 
publiziften in flaatsrehtlihen Beziehungen zu einander ftanben. 

Diefen reichsrechtlichen Urfprung trägt die Lehre von den Gtaatsdienftbar- 
feiten überhaupt noch jegt zu ihrem Nachtheil an ber Stirn, obfhon man gegen- 
wärtig darüber einig ift, daß es fich im dieſer Frage um völferrehtlihe und nicht 
um ftantsrechtliche Verhältniffe handelt. Es zeigt fi nämlich viefer Urfprung vor 
Alem darin, daß man noh immer die Analogie des römischen Privatrehts auf 
die völferrehtlihen Dienftbarkeiten anwenden zu können glaubt *) und hiermit ver- 
kennt, daß dies in Bezug auf Rechtsverhältniffe wirkliher Staaten zu einander 
durchaus unthunlid erſcheint, fo fehr es im deutfchen Reiche angehen mochte, deſſen 
Territorien thatſächlich Eigenthum ihrer Fürften waren, 

Die vorftehenten Bemerkungen mögen es rechtfertigen, daß wir uns im Fol- 
genden von der hergebradten beutfchen Theorie und von römifcherehtlihen Ana- 
logien möglihft zu emancipiren und bezüglich der Staatsbienftbarkeiten diejenigen 
Säge zu entwideln fuhen, welde uns in ver gegenwärtigen Praris der Staaten 
und in ber Natur der Sache begründet zu fein fcheinen. Wir halten uns dazu um 
fo mehr berechtigt, da wir hierbei Bluntſchli's Autorität zu unfern Gunften an- 
führen können.**) 

Der juriftifhe Inhalt einer völferrehtlihen Servitut ift zunädft der, daß 
auf unbeftimmte Zeit die Ausübung eines ber territorial begrenzten Hoheitsrechte 
bed verpflidteten Staats ganz oder theilmeife nur mit Wiffen und nad dem Willen 
des berechtigten Staats gefchehen barf, daß alfo ein ſolches Hoheitsrecht der Aus- 
übung nad) auf den berechtigten Staat für die Dauer übertragen erſcheint. Nur 
der Ausübung nah darf das betreffende Hoheitsrecht auf ven betreffenden Staat 
übertragen fein, wenn das Verhältniß den völferrehtlihen Charakter einer Staats- 
bienftbarkeit bewahren fol. Denn nur in viefem Falle bleibt die Unabhängigkeit 
des verpflidteten Staates intaft, während doch andererfeits die Ausübung der ben 
Segenftand der Berechtigung bildenden Befugniß nur von dem fouveränen Willen 
bes Berechtigten abhängig erſcheint. Ift hingegen ein Hoheitsrecht des verpflichteten 
Gtantes der Subftanz nad ganz oder theilweife auf den berechtigten Staat über- 
tragen, fo wird hierdurch ein Abhängigkeitsverhältnig des in dieſer Weiſe ver- 
pfliteten Staate® von weſentlich flanterehtlihem Charakter begründet. Jedes 
Hoheitsreht, weldes auf dem Gebiete bes verpflichteten Staates geübt 
wird, fann in ber geſchilderten Weife Gegenftand einer völferrehtlihen Servitut 
werben, Die territorial begrenzten Hoheitsrechte können aber beshalb allein hier in 
Frage kommen, weil nur bei ihnen eine Uebertragung der Ausübung nad) möglich 
ift, durch welche die Souveränetät felbft nicht gefchmälert erfcheint. Der Grund hier— 
von liegt in der Thatſache, daß, weil die territorial begrenzten Hoheitsrechte ftetig 
ihre Wirkung äußern, der verpflidtete Staat durch fortwährende Hebung der nicht 
übertragenen Theile derfelben die principielle Fortdauer feiner Souveränetät jeben 


Bu a 3. ®. die einichlägigen Artifel Zachariä's in der großen Ausgabe dieſes Staats: 
wörterbuche. 
**) Bgl. Bluntichli, Völkerrecht, $ 353—359. 


Dienfibarkeit. 519 


Augenblid konftativen kann. Die Repräfentativgewalt des Staates hingegen bofu- 
mentirt fih nur durch bie einzelnen Fälle ihrer Ausübung. Es würde daher jelbft 
bie nur theilmeife Uebertragung der Ausübung dieſer Gewalt auf einen andern 
Staat im einzelnen Falle der principiellen Beſchränkung derſelben zu Gunften 
viefes Staates durchaus gleihlommen. Die Beſchränkung des territorialen Hoheits- 
rehtes muß aber endlih eine bauernde fein, bamit von einem befondern Rechts— 
verhältniß überhaupt geredet werben kann. Die Beſchränkung besfelben für einen 
einzelnen Fall ift nichts weiter als eine einfache völkerrechtliche Obligatio, welche 
durch Uebung des eingeräumten Rechts zu erlöjchen beftimmt iſt. Imbifferent ift 
e8 hingegen, ob bie Ausübung des fraglichen Hoheitsrechtes durch ben verpflichteten 
Staat zu Gunften des Beredtigten, ob die Ausübung durch den berechtigten 
Staat ſelbſt gefhieht, ober ob fich der verpflichtete Staat nur der Ausübung des 
betreffenden Hoheitsredhtes zu Gunſten des berechtigten enthalten muß. Böllerredht- 
lihe Dienfibarteiten können alfo aud in faciendo beftehen; der Unterſchied zwiſchen 
affirmativen und negativen hat feine praftiiche Bedeutung. Es find dies Konſe— 
quenzen der Verſchiedenheit des Souveränetätsbegriffes vom Eigenthumsbegriffe. 

Wir betrachten es enblih als eine Verkennung bes Weſens der modernen 
Souveränetät, wenn von servitutes naturales verfchievener Staaten gegen einander 
gefprohen wird. Kein Staat darf vermöge feiner Souveränetät den natürlichen 
Abflug der Gewäſſer aus feinem Gebiet hemmen, felbft wenn er phnfifch dazu im 
Stande wäre. Die Annahme eines natürlihen Serpitutrechtes des Nachbarſtaates, 
welcher das Wafler aufnimmt, ift demnach überfläffig und verwirrend. 

Da es fi bei den Staatsbienftbarteiten um die Ausübung von Hoheits- 
rehten handelt, jo können nur folhe Perfonen Subjelte derfelben fein, welche 
Träger won Hoheitsrechten fein können — alfo keinenfall® Privatperfonen. Dies 
wird ſchon von Zahariä in der großen Ausgabe diefes Stantswörterbuds richtig 
gegen Heffter hervorgehoben, deſſen Meinung zu Folge das Haus Thurn und 
Zaris im feiner Poftgerehtfame eine völkerrechtliche Servitut befaß. Regelmäßig 
find Staaten die Subjelte von Staatsdienſtbarkeiten; fie find als ſolche felbft 
dann zu betradten, wenn fie aud die Ausbeutung der Vortheile einer öffentlich. 
rechtlichen Servitut ihren Unterthanen überlaffen haben follten. Aber aud Staaten: 
vereinigungen können Subjelte foldyer Dienftbarkeiten fein, foweit ihnen überhaupt 
Internationale Berfünlichkeit zulömmt. Daß ein Staatenbund insbefondere wohl das 
berechtigte, nicht aber das verpflichtete Subjelt einer Staatsdienftbarkeit fein kann, 
zeigt nn mit fpecielem Hinblid anf den ehemaligen beutfhen Bund Zachariä 
a. a. O. 

Die Begründung von Gtantöfervituten erfolgt durch Vertrag; einer 
traditio, beziehungsweife juris quasi possessio bebarf es zu diefem Ende feines» 
wegd. Dem Bertrag fteht der unvordenkliche Beſitzſtand wefentlih gleich. Kaum 
erwähnt zu werden braudt es, daß, da das Völkerrecht überhaupt keine prscriptio 
definita fenut, auch Staatsfervituten nicht erfeffen werben können. 

Die Ausübung der Staatöfervituten gefchieht unter möglihfter Schonung 
der Souveränetätsrechte der Berpflichteten. Stüst fi die Dienftbarkeit auf unvor- 
denflihen Befigftand, fo entſcheidet natürlich diefer Befigftand über den Umfang bes 
Rechts; beruht fie auf einem Bertrage, fo ift derſelbe ftrifte zu interpretiren. Durch 
letztere Regel wird eine eventuelle Ertenfivauslegung derartiger Verträge keines— 
wegs ausgefhloffen. In der Stipulatton eines Befagungsrehtes muß 3. B. aud 
das Durdzugsreht der betreffenden Garnifon als inbegriffen betrachtet werben. 
Dei einer in Anfprud genommenen Erweiterung ber Servitutbereditigungen Hin- 
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gegen ſtreitet die Rechtsvermuthung für den Verpflichteten; ebenfo erſcheint bie 
analoge Ausdehnung des Fonftituirten Rechts als unzuläffig. Es find dies nur 
Konfequenzen des Umftandes, daß es fi in ſolchen Fällen um eine Kollifion zweier 
Rechte von durchaus verſchiedener Stärke handelt, wobei natürlih das ſchwächere 
Net weihen muß. 

Was endlih die Erlöfhung der Stantsbienftbarkeiten betrifft, fo ift zu— 
nächſt jelbftverftändlih, daß diejenigen Umftände, welde überhaupt Rechtöverhält- 
nifje auflöfen, auch die Erlöfhuug diefer Servituten herbeiführen. Wird alfo der 
verpflichtete Staat mit dem berechtigten vereinigt, fo erlifcht ein zwifchen beiden 
bis dahin beftandenes Dienftbarkeitsverhältnig durch Konfolidation, wie 3. B. das 
preußiſche Etappenreht in Hannover. Ebenfo erliſcht eine völferrehtlihe Servitut 
durh Untergang der internationalen Perſönlichkeit des verpflichteten oder des be- 
rehtigten Theils: ein Fall legterer Art war das Aufhören des Befagungsredhtes 
in den früheren Bundesfeftungen durch Auflöfung des deutſchen Bundes. Daß 
au dur Berzicht eine Staatöfervitut aufhören kann — mag biefer Berziht num 
einfeitig erklärt oder ein fogenannter Befreiungsvertrag gejhloffen fein — bebarf 
faum der Erwähnung. — Die vorftehend angeführten Gründe der Aufhebung der 
Staatsdienfibarkeiten finden ſich bei jedem dauernden Nechtsverhältniffe, weil fie 
entweber in ber Willenseinigung ber Intereffenten, oder in dem Wegfall ver Mög- 
lichkeit für einen derſelben, fein Recht geltend zu machen, beziehungsmeife feine 
Pfliht zu üben, ihren Grund haben. Der Charakter der Staatsbienftbarkeiten als 
internationaler Berpflidtungen erklärt e8 aber, daß unter beflimmten 
Borausfegungen auch die Aufhebung derſelben von dem Berpflihteten ein— 
feitig verlangt werben darf. Diefe fogenannten Servituten find nämlih zwar auf 
die Dauer übernommene Verpflitungen, durch welche eim befonderes Rechtsver⸗ 
hältniß als begründet angefehen werben fann, aber fie hören darum doch nicht auf, 
wefentlich völkerrechtliche Obligationen zu fein, deren fernere Erfüllung aus den- 
jelben Gründen verweigert werben kann, aus welchen es geftattet ift, die weitere 
Erfüllung völferrechtliher Verpflichtungen überhaupt einzuftellen. Wenn alfo bie 
Fortdauer einer folhen Dienftbarleit mit der inneren Entwidelung eines Staates 
unverträglih geworben ift, wenn biefelbe die Eriftenz des verpflichteten Staates 
bedrohen würde, jo muß bem bienenden Staate auf fein Verlangen feitend bes 
Berechtigten Befreiung von einem derartigen Berhältniffe gewährt werben. 

Literatur: Bgl. neben den Lehrbüchern von Klüber und Heffter insbe— 
fondere Blunſchli, Völterreht $ 353—359. Strauß. 


Dienftgebeimniß *). 


Es ift begreiflih, daß es Familien geheimniſſe gebe, welche amtlich geachtet 
und ber Publicität entzogen bleiben müſſen, aber es iſt fchwer, einen Grund auf- 
zufinden, der bei einer nicht ſchuldbewußen Verwaltung die Auflegung des Amte- 
geheimniffes in Bezug auf die Regierungshandlungen reditfertigte. Es giebt 
wohl Staatsgeheimniffe, die man nicht ohne möglihen Nachtheil der Pnblicität 


*) Anm. d. Med. Das Folgende ift in abgekürzter Kajjung einer Schrift des bayr. Staats: 
rathes v. Beisler „Betrachtungen über Gemeindeverfaffung und Gewerbeweien" (Augsburg 
1831) entnommen. Die Berderblihfeit einer übermäßigen Ausdehnung des Amtsgeheimnifjes tft 
bier, aus der amtlichen Praxis heraus, jo treffend dargeftellt, daß nichts Wefentliches hinweg: 
zunehmen oder beizufügen wäre. 
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Preis geben kann, allein im Befige biefer find allein die ihrer Natur nach ge- 
heimen Stellen, die Minifterien; felbft eim wefentliher Theil deſſen, mas man 
fonft ald Staatsgeheimniß behandelte, hat, vor das Forum ber öffentlichen Land— 
tagsverhanblungen gezogen, aufgehört, diefen Charakter zu tragen. Die ganze 
Berwaltung foll (im fonftitutionellen Staate) nad einer, das Ganze durchdringen» 
ben Gliederung, durch das Mittel frei gewählter Nepräfentanten dem Publikum 
offen liegen, Die Gemeinde-Bevollmädtigten follen die Berwaltung der Magiftrate, 
die Landräthe die der Kreisregierungen, die Landſtände die der Minifterien be- 
wachen, würbigen und entdeckte Gebrechen denunciren. Was fol in Mitte deſſen 
ein von feinem Privatintereffe gebotenes Amtsgeheimniß, weldes bie fontroliren- 
den Körper verhindert, gerade das zu erfahren, was ihnen zu wiffen am noth- 
wenbigften wäre? 

Diefes Amtsgeheimnig, unfähig irgend einen Nachtheil zu verhüten, weil 
es da, wo etwa hiezu der Fall gegeben wäre, nicht eriftirt, ift für den Miß- 
braud der Amtsgewalt eine ficherere Schugwehr, ald man dem erften Anblide 
nad wohl denken follte. Jedermann weiß, daß e8 im firengen Sinne nirgends 
gehalten wird. Wie follte e8 z. B. bei einer Regierung bewahrt werben können, 
wo alle Geſchäfte ver Stelle durch die Hände ſchreibender, mit 24 fr. täglich be- 
zahlter Taglöhner laufen, wo alle Alten durch andere gleich -fümmerli bezahlte 
Zaglöhner herumgetragen werben; wer follte ta an der Möglichfeit zweifeln, um 
weitere 24 kr. jedes beliebige Altenftüd fauber abgefchrieben, oder auch im Dri- 
ginal, zur Einſicht erhalten zu können? Alles Uebel, was möglicher Weife durch 
Nichtbeobachtung des Amtögeheimnifjes gefhehen könnte, gejchieht fo oder anders, 
geſchieht bis zur legten Möglichkeit, gefchieht unabwendbar, aber mehr oder min- 
der mir Verlegung übernommener Verpflichtungen und mit Schwähung bes amt» 
lihen Anfehens einer zur Klatjchanftalt gewordenen Stelle, während die Pflicht 
des Amtsgeheimniffes gerade Kraft genug behält, alle guten Folgen unmöglid 
zu machen, die aus der Belanntwerbung von Amtshandlungen entftehen könnten. 
Man hat z. B. eine gefegwidrige Geihäftsbehanplung, eine Kompetenzüberfchreis 
tung, einen Mißbraud der Amtögewalt, eine Bedrückung der Unterthanen er» 
fahren, Jedermann kennt fie, Jedermann weiß fie gewiß, aber Niemand darf feine 
Duelle nennen, Niemand darf das Unrecht denunciren, Niemand es vor einen 
Richter ziehen, dem es Rede ftehen muß. 

Man fagt, dem Betheiligten, wenn er ſich beſchwert glaubt, fteht der Weg 
ber Beſchwerde offen; ein vornehmer Befcheid, mit welhem man fich das Anfehen 
gibt, die Gerechtigkeit bis auf den Boden ausgefhöpft zu haben. Weiß man 
denn aud, wie viele Rüdfichten der Furcht und der Hoffnung einem Betheiligten 
Schweigen auflegen? weiß man es, wie viel Gefegwidriges ein von hoher Hand 
gehaltener mächtiger Beamter thun kann, bis ein Betheiligter e8 wagen darf, ihn 
offen anzugreifen, bis er hoffen barf, irgend Glauben zu finden, oder bis er ge- 
fihert ift, nicht mit dem offenen Rechte in der Hand, beim erften Schritte erbrüdt 
ju werben? 

Aber in den meiften Fällen, und gerade in folden, wo das Unrecht im 
weiten Umfange wirkt, giebt es nicht einmal einzelne ſpeciell Betheiligte; ver 
Vetheiligte ift ein großes Publitum, die Einwohnerſchaft einer ganzen Stat, 
einer ganzen Provinz, wo jeder Einzelne pro rata fo gering getroffen wird, daß 
iym Dulden und Schweigen das geringere Uebel ſcheint. Niemand fühlt fi ver- 
pflitet, fi für das Ganze zu opfern, oder auch nur ſich den Unannehmlichkeiten 
eines Unternehmens zu unterziehen, bei weldem man mit Haren Beweifen in ber 
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Hand auftreten muß, bie man aber, wie gewiß auch die Sade fein mag, nidht 
fiher tft von eimer Berwaltung zu erobeın, die Hinter dem Walle des Amtsge- 
heimniſſes fiht, welcher dem UAngreifenden bie Perfon feines Gegners, feine Waffen 
und feine Alliirten verbirgt. Somit gebeiht und muchert ver Unfug unter dem 
almädtigen Schuge des Amtsgeheimniffes. 

In der ganzen Berwaltung eines Fonftitutionellen Staates, wenn man fein 
Princip nicht geradezu verleugnen und ſich mit demfelben in Oppofition fegen 
will, fann und darf es fein Geheimniß geben, weldes nicht aus befondern Rüd- 
fihten auf Brivatverhältniffe, auf die Moralität und auf bie Sicherheit des 
Staates auferlegt wird, aber in diefem Falle ausdrücklich und namentlid 
durch Geſetze bezeichnet werben muß; 3. B. das Geheimnif der Hypothekenbücher, 
das Geheimniß bei ſtrafrechtlichen und polizeilichen Unterfuhungen, bei der Sicher⸗ 
heitspolizei, wo Publicität die Entdedung des Verbrechens verbindern würde, bei 
Borlommniffen, deren Belanntmahung Standal veranlaffen würde zc. 

In der ganzen innern Verwaltung, bei den fogenannten eigentlihen Admini- 
ſtrativ ⸗Gegenftänden ift fein Fall denkbar, wo das Amtsgeheimniß gerechtfertigt 
wäre In dem fonftitutionellen Staate foll nit mit Intriguen, nicht mit diplo» 
matifhen Kunſtſtücken, nicht nah unbefannten Borfchriften, nit nach Tendenzen, 
bie den promulgirten Gefegen und Berorbnungen fremd find, fondern einfah nad 
dem Gefeß, in feinem Sinne, regiert werden, und foldes Regieren hat bas 
Tageslicht nicht zu ſcheuen. Namentlih fol jedem irgend Betheiligten das pofitive 
Recht zuftehen, alle ihn betreffende Alten im Original einzufehen, damit er jeden 
Augenblid ſich überzeugen könne, ob, wann, wo, von wem ihm Unrecht zugefügt 
worden, und es follte ihm das Recht zuftehen, nicht blos ein Kollegium, fondern 
auch die Perfon des Referenten, ber ben Gegenftand bearbeitet hat, direlt anzu- 
greifen. 

Solche Deffentlihfeit würde der Schreden ſchlechter, und bie Ehre reblicher 
Beamten fein, fie würde Gutes vom Schlechten fonderu lehren und würbe ber 
Staatsregierung wie den Staatdgenoffen Diejenigen bezeichnen, auf welche man 
vertrauen könnte, und auf welde nidt. 


Diktatur, f. Abſolute Gewalt, Nothrecht. 
Didcefe, f. Katholiſche Kirde. 


Diplomatie und Diplomatifches Korps. 


Mit dem Wirte Diplomatie wirb bis jegt eim fefter Begriff noch feines» 
wegs allgemein verbunden. Man verftand früher unter Diplomatie fowohl bie 
ftaatsmännifche Thätigfett in auswärtigen Angelegenheiten überhaupt, al® aud vie 
Gefammtheit der Leute, welche mit diefer Thätigkeit betraut ifl. Im dem ange 
gebenen Sinne gebraudt 3. B. Hefiter (Völferreht $ 198) das Wort. Jetzt faht 
man Diplomatie meiftens in einer engeren Bedeutung. Die ftaatsmännifche Thätig- 
feit nad Außen hin im Allgemeinen bezeihnet man als auswärtige Politif: Diplo- 
matie heit insbefondere die ſtaatsmänniſche Unterhandlungsfunft. Diplomaten im 
engeren Sinne find alfo die mit Führung der auswärtigen Angelegenheiten be= 
trauten Leute, foweit und infofern ihnen zu dieſem Zwecke Unterhanblungen mit 
fremden Mächten zur Pflicht gemadt find. 

Bir befprehen in Folgendem die Diplomatie nur im biefer engeren Doppel- 
bedeutung. Denn einmal iſt viefe engere Begriffsbeftimmung berfelben jegt bie 
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gebräudhlichere, dann aber ſcheint fie uns auch bie präciſere zu fein. Die für bie 
auswärtige Stantsthätigkeit im Allgemeinen maßgebenden Grundfäge müſſen im 
Zufammenhang mit den Principien der Staatsthätigkeit Überhaupt gewürdigt wer- 
den; wir verweifen daher in diefer Hinficht auf dem Artikel „Politik“. 

Wenn wir aus den angeführten Gründen eine ex professo-Behanblung ber 
Örundfäge der auswärtigen Botiti, wie fie theilweife von Kaltenborn in der großen 
Ausgabe diefes Staatswörterbuchs ohne ſcharfe Sonderung von den Principien ber 
Diplomatie im engeren Sinne gegeben wird, als nicht in unferer Aufgabe liegend 
vermeiden, fo foll damit eine Rüdfichtnahme auf diefe Grunbfäge und eine Anbeutung 
derfelben keineswegs ausgefchloffen fein. Denn es ift uns wohl bewußt, daß bie 
Bedeutung der Diplomatie im engeren Sinne ohne Berüdfihtigung ver Politik 
gar nicht gewürdigt werben fann. Der enge Zufammenhang zwiſchen Politik und 
Diplomatie tritt ſchon in ber Thatfache hervor, daß die Anfänge ber modernen 
Diplomatie mit den Anfängen moderner Politit und modernen Völkerrechts zu- 
fanımenfallen. Mit dem Beginn des 17, Jahrhunderts etwa zeigt fih ein allge- 
meines Bedürfniß der europäifhen Staaten, für ihr Berhältniß zu einander eine 
Art Rechtszuſtand zu ſchaffen. Es wird eine Rechtegemeinfhaft ver Staaten, aber 
wnähft nur zum Scheine acceptirt, und da die Staaten felbft noch keineswegs 
tonfolivirt find, fo ſucht jeder derfelben unter dem Vorwand von Rechtsanſprüchen 
feinen Einfluß und fein Gebiet zu erweitern. Die formelle Grundlage von Rechts— 
anſprüchen find aber in damaliger Zeit nad mittelalterlicher Trabition hauptſächlich 
Urkunden, Handfeften, diplomata. Auf ſolche ftügt vie Unterhandlungsfunft nament- 
(ih Frankreichs, des mädtigften Kontinentalftaates, ihre Anſprüche und von ihnen, 
ven diplomata, erhält fie auch ihren Namen Diplomatie. 

Aber nicht nur empfing die Diplomatie von Franfreih aus ihren Namen, 
die damals dominirende Stellung diefer Macht gab ihr auf bie Sprade, Wie 
die Idee des Univerfalreiches mit weſentlich Hirhlicher Grundlage bis zur Reformation 
die herrfchende geblieben war, fo blieb aud die Sprache der Kirche bie allgemeine für 
den Verkehr der Glieder dieſes Univerfalreihes unter einander. Als bie Idee einer 
Rechtsgemeinſchaft der Staaten unter einander an die Stelle des Gedankens einer 
Univerfalmonarchie zu treten begann, war es auch mit der ausfchlieglihen Herr⸗ 
haft der lateiniſchen Sprache im internationalen Verlehre vorbei. Es lag in ber 
Natur der Sade, daß ber in der neuen Ordnung ber Dinge mächtigſte Staat 
feine Sprade den übrigen Staaten auferlegte. Eine kurze Zeit ſchien es, als ob 
Spanien biefer Staat fein werde. Dod die Monardie Philipps IL. fant raſch 
zurück und jest war Frankreichs Uebergewicht auf dem Kontinente für lange 
Zeit, die Herrſchaft feiner Sprache als ver viplomatifhen, wie es ſcheint, für 
immer begründet. 

. Der Natur der Sade nad fallen ver Thätigkeit jeder Diplomatie ſtets zwei 
Hauptaufgaben anheim. Sie muß die Rechtsanfprüde ihres eigenen Staates in 
gewandter Weife zu vertreten, fie muß bie maßgebenden Faktoren fremder Staaten 
rihtig zu würbigen und für ihre Zwede zu gewinnen wiffen. Dieſe Aufgaben 
bleiben zu allen Zeiten biefelben ; die Art und Weife hingegen, wie man fie burd- 
zuführen fucht, wecfelt je nah ven Auſchauungen und dem Bildungsgrade einer 
Zeit. Die Unpopularität, ja der gehäffige Name, welche ver Diplomatie bis auf 
unfere Tage geblieben find, wurde bereits durch das Auftreten begründet, weldes 
dieſelbe, insbefondere die franzöfifhe Diplomatie, gleih von ihrer Entftehung an 
nad beiden erwähnten Richtungen hin an ben Tag legte. 

Der Fundirung internationaler Rechtsanſprüche namentlich auf alte Urkunden 
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ift bereitd Erwähnung gethan. Was die franzöfiihe Diplomatie bier in rabu- 
liſtiſchen Künften leiftete, wird dur die Worte Neunionen und Reunionslammern 
genugfam deutlich gemacht. Ueberhaupt aber fam folder Rabulifterei die neue Ent- 
widelungsperiode, in melde das ganze öffentliche Recht feit Anfang bes 17. Jahr: 
hunderts getreten war, fehr zu Hülfe. Man hatte Urkunden vor fi, welde aus 
rein privatrechtlihen Anfchauungen heraus verfaßt waren und in welde man nun 
die neuen Staatsgedanfen je nah Berürfnig hineinzutragen fuchte. Was Wunber, 
daß bie Diplomatie gleih von Anfang an den Ruf eines Standes erhielt, weldyer 
Drehen und Deuteln des Rechts fi zur befondern Aufgabe made? 

Zu ſolchem Rufe gefellte ſich aber gleichzeitig derjenige der Luft an ber 
Intrigue und der Heudelei, der Unaufrichtigkeit im perfönlihen Berkehr. Die 
Diplomatie felbft hatte gar fein Hehl aus ſolchen Dingen, legatus, ſchrieb Henry 
Wotton mit englifh plumper Offenherzigfeit, est vir bonus peregre missus ad 
mentiendum reipublice causa. Auch dies erflärt fih aus den damaligen poli- 
tiihen und foctalen Zuftänden. Der Verkehr der verfchiedenen Staaten unter ein- 
ander war nod ziemlich gering, namentlich die Kenntniß der Zuflände des Aus- 
landes in höchſt lüdenhafter Weife vorhanden; man durfte noch Hoffen, durd 
Lügen Etwas zu erreihen. Dazu kam, daß bei faft allgemein verbreiteter Herr 
Ihaft der abfoluten Staatsform fowie bei noch wenig ausgebildeten politifchen 
Traditionen Alles darauf ankam, die maßgebenden Leute momentan und perfönlid 
zu gewinnen, fei e8 durch Intrigue, fei e8 durch imponirendes Äußeres Auftreten, 
welchem vie geringe geſellſchaftliche Bildung damaliger Zeit noch einen befonderen 
Werth beilegte. Solder Beihaffenheit waren, kurz angedeutet, bie Mittel ber 
Diplomatie im Zeitalter der Rihelieu, Mazarin, Trautmannsporff, 
db’Estrabes und de Torch, der Marlborougb und Bolingbrofe., 
Drenflierna und ber große Oranier ragen aud in der Wahl ihrer diplo— 
matifhen Mittel vielfah über das Niveau ihrer Zeit hinaus. 

Im Laufe des 18. Jahrhunderts hört bei fteigender focialer Bildung der 
barbarifhe Luxus früherer Zeiten auf, die ftaatlihen Unterhänpler gefallen fid 
jegt in genauer Beobachtung einer minutiöfen Etiquette. Die Intriguen ber Di- 
plomatie werben feiner, der ſtaatliche Verkehr vielfah ein fchriftlicher von Minifter 
zu Minifter. Die Depefche tritt jegt hauptfächlic in den Vordergrund. Der Rechts: 
boven der Diplomatie jener Tage ift ein wefentlich dynaſtiſches Völkerrecht, wie es 
fih namentlih auf Grund des Utrechter Friedens herausgebilvet hatte und zu einer 
gewiffen Stabilität gelangt war. Als Hauptrepräfentanten diefer Richtung nennen 
wir Kaunip. 

Das Auftreten Friedrichs des Großen und fpäter Franklins be 
deutet eine förmlihe evolution in den bisherigen biplomatifhen Traditionen. 
Friedrich der Große fügte fich bei feinen Rechtsdeduktionen weniger auf alte Ber- 
gamente als auf die Inftinfte ver Zeit und der Öffentlihen Meinung; er zerriß 
den Schleier der Heimlichfeit, mit welchem fi die Diplomatie bis dahin zu um: 
hüllen pflegte. Bon gleihen Anfhauungen geht Franklin aus und, wenn er aud 
feinesmwegs bie alten diplomatifhen Mittel verfhmäht, fo erklärt er doch der Gti- 
quette den Krieg und ſucht durch ungezwungenes Auftreten und oftenfible Ber- 
achtung alles Cerimoniells feine Zwede zu erreichen. . 

Die angedeutete neue Richtung in ver Diplomatie wurde durch die franzöſiſche 
Revolution Überftürzt und begraben. Die franzöfifche Revolution fuchte ihre Rechts— 
anfprüde aud in internationalen Fragen auf ein ideales Naturrecht zu gründen, 
welchem jede pofitive Sanltion fehlte; fie glaubte im diplomatiſchen Verkehr nicht 
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nur die bisherige Etiquette umgehen, fondern überhaupt ſich jeder Form entfchlagen 
zu dürfen. Was fie anf diefem Wege fchließlih erreicht bat, ift befannt. Bona- 
parte’8 Genie rettete Frankreich vor einer europäifchen Invafion; aber um den 
Preis der Bernihtung der Republik. Fortan lag die Leitung der auswärtigen 
Politit Frantreihs bis zur Neftauration in Napoleon’® Händen. Wenn aud kein 
europäifher Monarch das Völkerrecht mehr mißachtet hat, als diefer franzöſiſche 
Kaifer, der bei dem Streben nad einem neuen Principat nur Zwedmäßigfeitsgründe 
als Schranken feiner Willfür fannte, fo kehrte derfelbe doch in Bezug auf viplo- 
matiſche Formen vielfach zu den früheren Traditionen zurück. Beſonders war dies 
der Fall, fo lange Talleyrand die auswärtigen Angelegenheiten leitete; fpäter 
trat der foldatifhe Charakter der Napoleonifchen Politit auch in dem Berhalten 
der Napoleonifhen Diplomatie wieder mehr hervor. 

Der Wiener Kongreß wollte, wie überhaupt die frühere Politit und das 
jrühere Bölferreht, fo auch bie frühere Diplomatie reftauriren. Aber vollftändig 
war dies nicht möglih; unmöglich namentlih war es, den alten Etiquettenfram 
und die alten Etiquettenftreitigkeiten des vorigen Jahrhunderts wieder zu ermeden. 
Die Diplomatie, welche die Protofolle vom 19. März 1815 und 21. November 
1818 über die Rangflaffen der Geſandten unterzeichnete, hatte mit jenen Kleinig- 
ffiten gebrochen, und fie konnte das um fo leichter, weil eine Pärſchaft wenigftens 
der Großmächte in That und Wahrheit anerfannt war. Im Uebrigen läßt ſich nit 
leugnen, daß die Diplomatie der Reftauration wefentlihe Züge mit jener Diplo- 
matie des vorigen Jahrhunderts gemein hat, als deren Repräfentanten wir Kaunig 
bezeichnen mußten. Gleich wie in jener Zeit nimmt die Politif wieder einen dyna⸗ 
ſtiſchen Charakter an, die Mächte, welche wefentlich dynaſtiſche find, oder bei welchen 
body die nationalen Interefien noch durchaus nicht in Betracht kommen, Defterreich 
und Rußland, find die tonangebenven, Die Rückwirkung davon auf die Diplomatie 
bleibt nicht aus. Wir finden bei ihr das geheimnigvolle Wefen wieder und jenes 
bermetifche Abjperren gegen die rauhe Luft des öffentlichen Lebens. Die maßgeben- 
den Perfönlichkeiten zu gewinnen erſcheint als die einzige Aufgabe eines Diplo- 
maten; man legt von biefer Seite eine gewiſſe oftenfible Verachtung gegen bie 
nationalen Inftinkte und die politifhen Ideen ver Zeit an den Tag. Und wie ver 
Utrechter Friede im vorigen Jahrhundert, fo find jegt die Verträge von 1815 
das Stihwort der Diplomatie ter Neftauration. Man ſucht viejelben mit einer 
heiligen Weihe zu umgeben und ihre Sagungen werben als unantaftbares gött- 
liches Fürſtenrecht vargeftellt. Wiederum erfcheint ein öfterreihifcher Minifter, Für ſt 
Metternich, ald Hauptträger diefer Diplomatie. Über es muß dabei betont wer- 
den, daß er bie leitenden Gedanlen und namentlih die Rechtsbaſis derfelben Tal- 
legramd entlehnte, und daß Neffelrode bie gefhilverten diplomatiſchen Tra- 
ditionen auch nad dem Sturze Metternich's noch fefthielt. 

In gewiffen Sinne hat die Diplomatie der Reftauration ihre völferrechtliche 
Bafis, die Verträge von 1815, überbauert. Diefe erhielten bereit durch die Juli- 
revolution einen entf&heidenden Stoß; aber erft durhd Napoleon III. wurbe bie 
Herrſchaft der Metternih’fhen Diplomatenfchule gebrochen. | 

Daß eine fürmliche Umwälzung in der europäifhen Diplomatie ftattfand, feit 
Napoleon III. zur Herrfhaft gelangte, erklärt fi) aus ver Grundverſchiedenheit 
ber Napoleonifchen Politik von der bis dahin in Europa herrfhend gewefenen. Wie 
ſchon erörtert, war bie durch den Wiener Kongreß inaugurirte Bolitit eine wefent- 
lich dynaſtiſche; Napoleon III, Hingegen fohrieb das Nationalitätsprincip 
auf feine Fahne. Napoleon’s Diplomatie verhält ſich alfo zu der Metternich'ſchen 
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analog, wie die Diplomatie Friedrichs des Großen zu derjenigen des Fürſten 
Kaunig. Gleih der Diplomatie Friedrichs II. erflärt die Napoleonifhe Diplomatie 
den Berträgen den Krieg, fo weit biefelben den Bebürfniffen und Beftrebungen 
ber Zeit hemmend im Wege ftehen. Sie appellirt zur Unterftügung ihrer Redts- 
anſprüche an die nationalen Inftinkte; fie legt, verfchtenen von ber früheren Ge— 
heimnißkrämerei, eine gewiffe überrafhende Offenheit an den Tag. Sie verfünbigt 
ihre Ziele zum Voraus und läßt ihre Anfichten auch durch die Preffe vertreten; 
denn fie wänfcht neben den maßgebenden Perſönlichkeiten auch die Maffen zu ge 
winnen. Endlich hat fie eine ausgefprodene Borliebe für mündliche Berhand- 
lungen. Niemals find diplomatifhe Konferenzen fo häufig gewefen, wie feit Na- 
poleon’s III. Thronbefteigung. Die wichtigften Dokumente der neueren franzöfifchen 
Diplomatie find nicht ihre Depefhen, fondern die BProtofolle der Konfe- 
renzen, an welden fie Theil genommen bat. — Die Züge, melde wir im 
Borftehenden als der neueren franzöfiihen Diplomatie eigenthümlich barftellten, 
haben fih allmählig ver modern europäifhen Diplomatie überhaupt mitgetheilt. 
Napoleon III., unftreitig ein großer Diplomat, hat an Gavour und Bismard 
ebenbürtige, zum Theil fogar überlegene Rivalen und Nachfolger gefunden. Welche 
Wichtigkeit aber die der modernen Diplomatie geftellten Aufgaben haben, beweist 
ein Blid auf den großen Umgeftaltungsproceß, in weldem die politifhen Berhält- 
niffe Europa’s gegenwärtig begriffen find! 

Wie kümmt es, daß trog alledem die Diplomatie in der Werthſchätzung der 
öffentlihen Meinung nicht geftiegen ift, ja daß man gerne das befannte Wort 
wiederholt, die Zeit der Gefanbten fer vorüber, die Zukunft gehöre den Konfuln? 

Es wirken zu diefer auf den erften Blick allerbings höchſt befremblihen Er- 
ſcheinung verſchiedene Urfachen zufammen; bie hauptſächlichſten derſelben werben 
fih aus der näheren Eharakteriftift der modernen Diplomatie ergeben, welde wir 
im Folgenden vornehmen wollen. 

Bor Allem läßt fich nicht leugnen, daß das Geſandtſchaftsweſen, welches man 
öfters mit Diplomatie Überhaupt identificirt, viel von feiner früheren Bedeutung 
verloren hat. In fehwierigen Fragen, welde eine fofortige Löfung erheifchten, war 
feiner Zeit der mit ausgedehnten Vollmachten verfehene Gefandte oft auf die eigene 
Entſcheidung angemiefen; er griff durch eigene That in die Gefchide des von ibm 
vertretenen Staates ein. Die unendlich vervolltommneten Berkehrömittel unferer 
Zeit, namentlih die allgemeine Verbreitung des eleftrifchen ZTelegraphen, haben 
diefe Sachlage geändert. Der Gefandte, welcher in jeber wichtigen Frage virelt 
bei feiner Regierung anfragen kann, tft jest im Wefentlihen nur ein reiner Man- 
batar berfelben ; der Schwerpunft der biplomatifhen Berhandlungen Itegt gegen- 
wärtig bei ven Minifterien ber auswärtigen Angelegenheiten. Der 
birefte Berkehr berfelben unter einanter tritt auch in dem äußerlichen Umſtand 
hervor, daß ein auswärtiger Minifter oft durch feinen Geſandten auf eine Mit- 
theilung antworten läßt, welde ihm durch den Geſandten einer befreundeten Madt 
zugegangen ift. Selbftverftändlich haben tiefe Aenderungen aud) auf den fogenannten 
Repräfentativcharakter der Geſandten ihren Einfluß geübt. Der Nepräfentativ- 
harakter der Botfchafter ift mehr ein äußeres Ehrenreht: Entſcheidungen an Stelle 
feines Monarchen hat ber Botſchafter jest nicht mehr zu treffen. 

Doch mit all’ dem Gefagten foll nur die Abnahme des diplomatifhen Ein- 
fluffes der Geſandten und ihr Sinken in ver Werthſchätzung ber öffentlichen Mei- 
nung erflärt, aber durchaus nicht behauptet werben, daß ihr fragliher Einfluf 
aufgehört habe. Man darf überhaupt nicht fagen, daß bie Bedeutung der Diplo- 
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matie, fondern nur, daß biejenige bes Geſandtſchaftsweſens abgenommen habe, und 
dabei ift nicht zu überfehen, daß namentlich bei ausgezeichneten Unterhänblern ver 
Zauber perfönlihen Verkehrs noch immer feine Wirkung behalten hat. Ein glän- 
zendes Beifpiel hiervon liefert der jüngft verftorbene Graf Golg, einer ber 
größten preußifchen Diplomaten der Neuzeit. Daß der Friede zwifhen dem Norb- 
bunde und Franfreih im Jahre 1867 erhalten blieb, ift zum großen Theil feiner 
diplomatifhen Gefchidlichkeit zu verbanten. 

Wenn aber auch im Allgemeinen der Einfluß und die Verantwortlichkeit der 
bei auswärtigen Höfen afkrevitirten Diplomaten ſich vermindert hat, fo ift doch 
darum das Amt derſelben feineswegs ein leichteres geworben. Der Diplomat ift 
heutzutage nicht allein mehr Unterhändler und mehr oder weniger gewandter In- 
triguant, ſowie Beobadter der Zuſtände am Hofe: er ift zugleich Berichterftatter 
über die wirthſchaftlichen, rechtlichen und foctalen Zuftände des Landes, bei beffen 
Regierung er affrevitirt ift. Man verlangt daher gegenwärtig von einem Diplo- 
maten mehr Kenntniffe als in früheren Zeiten. Bayern z. B. hat jüngfihin eine 
firenge Eramen-Drbnung für die Kandidaten des biplomatifhen Dienftes erlaſſen. 
As signatura temporis darf endlid nit unerwähnt bleiben, daß in neuefter Zeit 
den Geſandtſchaften ftets militärische Attach6s beigegeben werben, welde ihre Re- 
gierung von dem Zuftand der Wehrkraft des betreffenden Landes zu unterridhten 
haben. In der angeführten Weife hat alfo tie Diplomatie eine den gegenwärtigen 
Verhältniſſen entjprehende Reform erfahren. Darin hingegen ift fie fo ziemlich die 
alte geblieben, daß die Befegung ihrer widhtigeren Stellen, in Europa wenigftens, 
nch immer eine Domäne bes Adels ift. Es liegt dies bis zu einem gewiffen Grabe 
in ver Natur der Sache. Nicht allein die fociale Stellung der Diplomaten, ihr 
intimer Verkehr mit den Höfen könunt hierbei in Betradt. Diplomatifhe Thätig- 
feit ift überhaupt ein ariftofratifches Geſchäft; fie wird am beften durch Glieder 
folder Familien geübt, in welchen beftimmmte politifhe Traditionen ſich vererbt 
haben. Schon in früheren Jahrhunderten war, wie das Beifpiel Venedigs, 
Hollands und Englands zeigt, die Diplomatie ariftofratifd, regierter Staaten bie 
vorzüglihfte, und auch die Erfahrungen neuefter Zeit beftätigen diefe alte Lehre, 
Die Republit der Vereinigten Staaten von Norbamerifa hat in unferem Jahr« 
hundert feinen Diplomaten erften Ranges bervorgebradt. Wheaton hat als 
völferrebtliher Theoretifer einen angefehenen Namen erworben; Bancroft 
durch feine praftiihe Thätigkeit die Entwidelung tes pofitiven Völkerrechts in be= 
deutfamer Weife gefördert. Aber den hervorragendften europäifhen Diplomaten 
läßt ſich doc, Fein Vertreter Amerila’s als ebenbürtig zur Seite ftellen. Charafte- 
tiftifch Bleibt e8 immerhin auch, daß England ſich meiftend durch einen Lord von 
altem Adel in Wafhington repräfentiren läßt. 

Des engen Zufammenhangs der die auswärtige Politit beherrſchenden Strö- 
mungen mit ber Diplomatie ift bereits mehrfadh Erwähnung gefhehen. Es ift der 
revolutionäre Charakter der gegenwärtigen, wefentlid vom Nationalitätsprincip be- 
einflußten Politit hervorgehoben und gezeigt worben, wie der Umgeftaltungsprocefi, 
in welchem fid die politiihen Zuftände Europa’s befinden, aud der Diplomatie 
große Aufgaben ftellt und Diplomaten hervorgebracht hat, welche zu den hervor» 
ragenbften aller Zeiten gerechnet werben müſſen. Daneben barf aber auch bie 
Kehrfeite dieſer Berhältniffe nicht überfehen werben. Ein Uebergangszuftand, wie 
der gegenwärtige, hindert vie Staaten, diejenigen Principien der Politik, melde 
fie im Allgemeinen angenommen haben, auch ftets Mar und konfequent zu befolgen, 
Regierungen, welche im Ganzen fih zu den Grundſätzen ber Nationalitätspolitif 
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halten, können doch auch nicht umbim, in einzelnen Fällen bynaftiihen, dem 
Nationalitätsprincip widerftreitenden Intereſſen Rehnung zu tragen. Umgefehrt 
vermögen biejenigen Staaten, deren Politik eine wefentlih dynaftifche ift, ſich nicht 
ganz gegen die Komfequenzen des großen Gedankens zu verfchliegen, dem bie Zeit 
gehört. So fheint denn die Politik unferer Tage überhaupt den Stempel der In- 
fonfequenz und der Halbheit an der Stirne zu tragen, und fie entbehrt jedenfalls 
jener Eigenthümlichkeit und Abgeſchloſſenheit, durch melde allein ein bebeutenver 
Eindrud auf die Bffentlihe Meinung hervorgebracht werben kann. — Auf das 
Verhalten der Diplomaten übt aber diefer Zwiefpalt der mobernen Politif natürlich 
den ſchlimmſten Einfing. Die Vertreter der alten und der neuen Zeit, ber prin- 
cipiellen Berfchiedenheit ihres Stanbpunftes ſich wohl bewußt, treten fi mit einer 
Schroffheit gegenüber, welche man im ruhigen und normalen Zeiten nicht fennt. 
Daraus entfpringt dann jene gegenfeitige Rüchfichtslofigfeit, welche felbft Schranten 
der fonft heilig gehaltenen viplomatifhen Sitte überfpringt und fi in jüngftver- 
flofjener Zeit in der Berdffentlihung vertraulier Depeſchen u. dgl. auf das Ber- 
drießlichſte manifeftirt Hat. Bon Neuem befämpft man fi mit einer Strupellofig- 
keit in ber Wahl der Mittel, welde etwas Erfchredendes bat und ber vieille 
diplomatie namentlih deshalb ein Gräuel ft, weil fie den Nimbus zerftört, mit 
welhem die Diplomatie der Reftauration fi zu umgeben wußte. Dem objektiven 
Beobadhter wird es nicht entgehen, daß bie zulegt geſchilderten Berhältniffe nur 
Auswüchfe einer Uebergangsperiode find, welde mit dem befinitiven Giege ber 
neuen politifchen Ideen verfhwinden werben. Aber andererſeits darf man fi, fo 
lange diefe Zuftände beftehen, nicht wundern, wenn die Diplomatie trog ihrer be- 
deutſamen Thätigfeit nicht populär wird. 

Es bleibt uns ſchließlich noch die Entftehung und Bebeutung bes Auspruds 
„diplomatifhes Korps" zu erörtern. 

Unter „diplomatifhem Korps" verfteht man jest allgemein bie fämmtlichen 
bei einem Hofe alkreditirten Diplomaten ald Gemeinſchaft organifirt. Die Bezeichnung 
fol im Anfang des vorigen Jahrhunderts durch eine Dame in Wien aufgefommen 
fein, welde die Gefammtheit der dort verfammelten Diplomaten fo bezeichnete, 
während man bis dahin unter corps diplomatique eine Sammlung wichtiger biplo- 
matifcher Aktenſtücke verftanden hatte. Aber die neue Bedeutung des Wortes fand 
nicht nur allgemeinen Beifall und verbrängte die alte, fondern merfwürbiger Weife 
wuchs, nachdem das Wort einmal da war, ein imıner beftimmter werbenber Be— 
griff in dasſelbe hinein. 

Der Zufammenhalt der an einem Drte verfammelten Diplomaten war näm- 
lich, als die erwähnte Bezeichnung aufkam, noch ein fehr loderer. Nachdem aber 
diefe Diplomaten einmal das Beduürfniß empfunden hatten, in gewiffen Fällen als 
Gefammtheit aufzutreten, trat aud die Nothwendigkeit für fie ein, fi zu biefem 
Ende eine gemeinfame Organifation zu geben. Diefe Organifation ift jegt aller 
Orten in gleicher Weife durchgeführt, das biplomatifche Korps bildet Überall, wenn 
auch feine juriftifhe Perſon, fo doch eine Genoſſenſchaft von internationaler 
Bedeutung. 

An der Spite desfelben fteht ald „Doyen“ verjenige Gefandte ber erften 
Rangftufe, welcher der Dienftältefte, d. h. am längften bei dem betreffenden Hofe 
beglaubigt ift.*) Mitglieder des diplomatiſchen Korps find die bei einem Hofe 


*) An katholiſchen Höfen ift der Legat oder Nuntius des Pavfles der Doven, weil dem 
Gefandten des Papſtes dafelbft allgemein der erfte Rang eingeräumt wird. 


Disciplinarvergehen und Disciplinarverfahren. 529 


beglanbigten harakterifirten Gefandten; die Agenten und RKommiffarien gehören 
niht zu demfelben, eben fo wenig bie Konfuln, — Nur die Konfuln der rift« 
lichen Mächte in ver Türkei und deren Bafallenftaaten formiren, weil fie reprä- 
jentativen Charakter haben, das Analoge eines diplomatiſchen Korps, weldes 
gleichfalls von einem Dohen geleitet wird. 

Bas die Rechte des biplomatifchen Korps betrifft, fo befteht bie wichtigfte 
Befugniß desſelben darin, daß es auf völlkerrechtlich ober ſtaatsrechtlich wichtige 
Entſchließungen der Regierung, bei welder feine Glieder afkreditirt find, ober auf 
Maßregeln dritter Mächte gegen diefe Regierung durch eine Kollektiv-Darlegung 
feiner Meinung Einfluß nehmen darf. Kömmt ein ſolches Rechtsgutachten des biplo- 
matifhen Korps (oder der hriftlihen Konfuln in der Türkei) im einzelnen Falle 
wirklich zu Stande, fo findet vasfelbe gewöhnlich die höchſte Beachtung, weil es 
gleichſam als Ausdruck der europäiſchen ARechtsüberzeugung zu betrachten if. So 
haben gemeinfame Erklärungen des diplomatifhen Korps [hon mehrfach völferredhts- 
widrige Mafregeln bei Berhängung einer Blodade oder einer Belagerung unmög- 
lich gemacht, die Eröffnung eines Meier ebenen verhindert u. dgl. So hat das 
diplomatifhe Korps, indem es fi) in corpore zu dem bei feiner Euniihiens 
von einer Militärverfhwörung bebrohten Zaren Nicolai I. von Rußland begab 
und ihn im Namen Europa’s als legitimen Herrſcher begrüßte, durch dieſen Aft 
feierlicher Anerkennung weiterem Blutvergießen in St. Petersburg vorgebeugt. 

Solche Interventionen des diplomatifhen Korps erfolgen aber der Natur ber 
Sade nad nur in Ausnahmsfällen und bei Ausnahmszuftänden. 

Regelmäßig hat das diplomatiſche Korps nur gemeinfame Ceremonialpflichten 
zu erfüllen. Bei Neujahrs-Eouren, dem Geburtöfefte des Landesfürften u. vgl. 
bofumentirt es durch fein Erfcheinen das gute Einvernehmen Europa’s mit bem 
betreffenden Hofe. Bei folhen Gelegenheiten etwa zu Tage tretende Diffonanzen 
find freilich dann auch von befonderem Gewicht. Der belannte Neujahrögruß Napo- 
leons III. an Herm von Hübner im Jahr 1859 bietet biefür ein ſchlagendes Beiſpiel. 

Bon der ziemlih fpärlihen Literatur über Diplomatie vergleihe man: 
Flassan, histoire de la diplomatie frangaise; Mably, principes des nego- 
eiations; Kölle, Betrachtungen über Diplomatie, Wiequefort, "ambassadeur 
et ses fonctions; Martens, Ch. de, guide diplomatique, 5M® dd, ed. Geff- 
cken; Heffter, Bölferreht, SH 229—239. trau. 
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Während bie Rechtsordnung dem Menſchen bloß die negativen Gebote auf- 
erlegt, nicht im die Freiheitsfphäre des Andern einzugreifen und nur biejenigen 
wenigen Anforderungen zum Thun an die Einzelnen ftellt, welde zur Erhaltung 
des Ganzen nothwendig find, während die Rehtsorbnung nur die Beſtrafung ber 
gegen biefe Gebote verſtoßenden Rechtswidrigkeiten verlangt, gibt es in der menjd- 
lihen Geſellſchaft noch eine Reihe engerer Gemeinfhaften, welde einen pofitiveren 
Pflichtkreis für ihre Mitglieder enthalten und die Verlegung dieſer Pflichten zwar 
nit mit jenen allgemeinen friminellen Strafen bebrohen, aber doch, ſoll das Be- 
Reben und die Erhaltung der Gemeinſchaft gefichert fein, nicht ungeahndet laſſen 
dürfen. Theils find tiefe Gemeinfchaften natürliche, in welden ber Menſch in 
gewiffen Zeiten feiner Entwidelung mit Notwendigkeit begrenzt ift, theils find 
es frei gebildete, in welche er, um feine Lebenszwede zu vollführen, aus eigenem 
Antriebe eintritt, Im beiden fleht den Drganen ver Gemeinfhaft über die Genoffen 
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ein Recht zu, das Thun derſelben im Einflang mit den Zweden der Gemeinſchaft 
zu erhalten und gewiſſe Uebel gegen die dagegen Berfehlenden zu verhängen. Jeder 
Menſch gehört eimerfeits regelmäßig einen Theil feines Lebens den natürlichen 
Gemeinfhaften der Familie und der Schule an; das Familienhaupt und der Lehrer 
wirken mit Mahnung und Strafe zum Zwecke der Erziehung auf ihn em, fie 
ftoßen den Unverbefferlihen aus der GOemeinſchaft aus. Aehnlid, wenn auch heute 
in ſchwächerem Maße, wirkt die kirchliche Zucht auf die Anhörigen der Kirche. 
Auf der andern Seite tritt der Einzelne mehr oder weniger freiwillig vielfad in 
geſellſchaftliche, ſtaatliche, dlonomiſche, militärifche Vereine, er übernimmt durch diefe 
Mitgliedſchaft die Berpflihtung, pie Vereinszwecke zu fördern, umb fegt fich für 
den Fall einer Verlegung dieſer Zwede Strafen und der Yusweifung aus ber 
Berbindung aus. 

Der Strafgewalt aller diefer Gemeinfhaften ift eigenthümlich, baß fie be- 
fondern, von der allgemeinen friminellen Strafgewalt verſchiedenen Organen, 
nämlich den Vorftehern der betreffenden Gemeinſchaft zufteht, daß Zwed der Strafe 
nicht Erhaltung der Rechtsordnung, fondern die förberliche Entwidelung der Ge— 
meinfchaft, daß diefe Strafgewalt fi auf eine reihe Mannigfaltigkeit diefer Ent: 
widelung entgegengefegter Handlungen, welde nicht genau vorher zu beftimmen 
find, beziehen kann, alfo eine bisfretionäre ift, daß endlich die Strafmittel haupt: 
fählih mahnende find und in der Ausfchliefung aus der Gemeinſchaft ihren Höhe 
punkt erreihen. 

Die wichtigſte Gattung biefer visciplinären Gewalt ift die dem Staat über 
bie Gefammtheit der mit der Ausübung ftantlicher Funktionen betrauten Perſonen 
zuftehenbe. Ste zeichnet fich einerſeits aus durch die organifche Abftufung der mit 
bisciplinärer Gewalt außgeftatteten Behörden und durch die darans folgende Siche— 
rung einer regelmäßigen und gerechten Ausübung biefer Strafgewalt, anbererfeits 
durch die verhältnigmäßige Schwere der Disciplinarmittel, welde der Macht ber 
Disciplinarbehörbe und der Wichtigkeit der durch die Staatsdiener zu erreichenven 
Zwede entipridt. 

Erft der moderne Staat, in welchem von dem Souverän aus die ftaatlichen 
Funktionen in principieller Sonderung und zu lebenslänglicher Ausübung den Br- 
amten übertragen find, hat ein eigentlihes Disciplinarftrafreht ausgebildet. Indem 
biefer Staat die Grenzen der verſchiedenen ftaatlihen Funktionen, ihres Inhalts 
begrifflih Mar geworben, genau abjcheidet, wird es ihm leicht, jede Ueberfchreitung 
und Berlegung biefer Funktionen genau zu konſtatiren; indem diefer Staat bie 
Ausübung der äffentlihen Gewalt zum ausfhließlihen Berufe gewifler lebens- 
länglich damit betrauter Perfonen macht, ift er genöthigt, biefelben durch eine Reihe 
von Zwangsmitteln in der Bahn ihrer Pflichten zu leiten: bie moderne Art ber 
Beamtenhierarchie ermöglicht und erfordert zugleich eine ausgebildete Disciplinargemalt. 

So lange nur der einzelne Bürger auf Zeit zum Staatsdienft berufen warb, 
wie im Altertum, oder die Ausübung der Stantsgewalt erblih dem Orunt- 
befiger innewohnte, wie im Mittelalter, ift eine eigentlihe Dischplinargewalt des 
Staats theils nicht nöthig, theils nicht möglih, dort wegen ber baldigen Wiber- 
ruflichkeit, bier wegen ber dauernden Unwiderruflichleit der Beamtung. — Die 
moderne Art des Beamtenthums und damit auch die ausgebildete Disciplinar- 
gewalt des Staats über dasſelbe entwidelte fi feit dem Untergang des feubalen 
Staatswefens. An die Stelle der durch ven privatrechtlihen Titel des Grunpbefiges 
ins Amt hineingewachſenen traten die durch fürftliche Berleihung im öffentlichen 
Intereffe zum Amt Berufenen, aber wie jene lebenslänglih und mit großer umab- 
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hängiger Gewalt über ven ihnen unterftellten Bezirk verfehen. Die an ven alten 
Zuftand anfnüpfende Praris dieſes Beamtenthums ftellte anfangs den Satz feft, 
daß nicht ohne Urtheil und Recht, alfo ohne den Beweis eines wirklichen Ber- 
bredens der Beamte feines wohlerworbenen Rechts verluftig gehen konnte, fei es 
duch Abfegung oder Berfegung, und daß dem Beamten wie zum Schutze eines 
Privatrehts fo zum Schuge in feinem Amt die gewöhnlichen Rechtsmittel zu- 
ftanden. Wollte der Staat, ohne dag Grund zum gerichtlichen ‚Einfchreiten vorlag, 
den Beamten entfernen, fo mußte er mit bemfelben auf gütlihem Wege unter- 
handeln und ihn gegen Gewährung einer Penflon zur Abdanfung zu bewegen 
fudyen; von den milveren Disciplinarmitteln waren nur etwa Berweife, Gelbftrafen 
und Einlegen eines Erekutionsboten in Anwendung. — Mit der aus Anlaß ber 
franzöſiſchen Revolution zuerft in Süddeutſchland eingeführten centralifirenden Ber- 
waltungsorgantjation warb der Beamte in ftraffere Unterorpnung unter bie Auf- 
fihtsbehörde gebradit, die Mittel des bisciplinären Einwirkens auf benfelben wur- 
den vermehrt und verftärtt. Es entftand ein forgfältig entwideltes Disciplinar- 
ſtrafrecht. 

Die allgemeinen Grundſätze über die Disciplinarvergehen, über bie dem 
Disciplinarverfahren unterliegenden und vorftehenden Berfonen, über die Dis- 
ciplimarmittel, find folgende: 

1. Jede Verlegung der dienſtlichen Pflicht, fofern fie nicht wegen ihrer Gering- 
fügigfeit als bloßes Berfehen ftraflos erſcheint, ift ein Disciplinarvergeben; 
daher fowohl alle Amtsverbrechen (diejenigen Dienftpflichtverlegungen, welche zugleid, 
kriminell ftrafbar find) als aud überhaupt alle gröberen, vorfäglihen oder fahr- 
läffigen Fehler gegen die den Dienft regelnden Gefege und Verordnungen, Ber- 
nachläſſigung wie Ueberſchreituug der bienftlihen Gewalt, Ungehorfam, Unmahrheit 
gegen Uebergeorbnete, Bebrüdung und Gonntvenz gegen Untergebene und unge- 
eigneted Benehmen gegenüber dem Publikum Disciplinarvergehen find; im engern 
Sinne freilih nur die legtern nicht kriminell ftrafbaren Pflichtverlegungen. Aber 
der Staat verlangt nicht bloß ein pflihtmäßiges Thun, er fordert aud ein wür- 
diges Leben und Berhalten von Seiten des Beamten; denn ba ber Diener bes 
Staats in dem Kreife feines Wirkens aud Nepräfentant des Staats ift, jo muß 
Unmürdigfeit und ſtaatsfeindliche Gefinnung des Beamten die Achtung vor dem 
Staate felbft in den Bürgern ſchwächen. Deshalb hat nad gemeinem Rechte jedes 
mit entehrender Strafe (nad neuern Gefegbühern, Bad. $ 17, Bahr. $ 28, 
jeves mit Zuchthausftrafe) verbundene Verbrechen von Rechts wegen Dienftentfegung 
zur Folge. Werner berechtigen alle gemeinen, aud ohne Beziehung zum Dienft 
veräbten Verbrechen, fowie überhaupt äffentlihes Aergerniß erregendes Privatleben 
bes Beamten zu bisciplinärem Einfchreiten. Endlich kann auch der Beamte in eine 
derartige Entgegenfegung gegen bie derzeitige Handhabung der Regierungsgewalt 
treten, daß es als ein Widerſpruch im Staatsorganismus erſchiene, denſelben noch 
länger in feiner amtlichen Stellung den Staat repräfentiren zu laſſen; aud in 
diefem Falle ift disciplinäres Einfchreiten, nöthigenfalls Dienftentlaflung, geftattet. 
Aber es ift bei Anwendung der Disciplinarmaßregeln, welde, aus dem legteren 
Grunde veranlaßt, ſtets peinliches Auffehen erregen, forgfam darauf zu achten, 
ob die oppofitionelle Gefinnung des Beamten deſſen ftaatlihe Funktionen wirklich 
in einer dem Staate nadıtheiligen Weife beeinflußt, eine Beeinflufjung, welde 
der Natur der Sache nach faft nur bei höheren Berwaltungsbeamten und Staats- 
anwälten, fehr felten bei Richtern und iechniſchen Beamten eintreten wird. Don 
ben verſchiedenen Stufen einer ſolchen oppofitionellen Richtung des Beamten: die 
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blos durch Privatäußerungen bekannte, die in politifher außerbienftliher Thätig- 
feit bervortretende, bie auf Amtshandlungen einwirkende regierungsfeinplicde Ge⸗ 
finnung, enblid die des Staates und der Berfafjung Grundlagen negirende Geiſtes- 
rihtung und Thätigkeit des Staatsdieners wird nie die erfte, wohl immer bie legte 
zum vischplinären Einfcreiten Anlaß geben. Wann in jenen Mittelftufen ein ſolches 
geboten ſei, wird ſtets dem Takte ber Regierung, melde übrigens wegen der durch 
die erforberten Penfionirungen entftehenden Bubgetbelaftung aud ber Kontrole ber 
Bollsvertretung andgefegt if, überlaſſen werben müſſen. 

2. Die er welde ver bisciplinären Strafgewalt bes Staats unter: 
ftehen, find alle öffentlichen Diener des Staats. Ueber vie entlafjenen findet fein 
Disciplinarverfahren mehr ftatt. Freilich gibt es ein Mittelverhältnif zwiſchen dem 
aktiven Staatöbienft und dem völligen Ausſcheiden aus demſelben: nämlich bie 
Suspenbirung, bie Quiescirung, bie Entlaffung mit Gewährung der ideellen Attri- 
bute des Titeld und der Stantsdienereigenfhaft und der materiellen des Gehalts 
oder einer Benfion. Da dieſe legteren Öffentlichen Diener nit in Ausübung ihrer 
Pflichten begriffen find, fo fällt bei denfelben die meifte Gelegenheit zu Disciplinar- 
vergeben weg. Über fie fünnen ſich nichts deſto weniger durch einzelne auf ben 
Dienft bezüglihe Handlungen, 3. B. Ausplaudern von Dienftgeheimniffen, fowie 
durch unmürbiges, ftaatsfeindliches Benehmen im Gegenfag zu ben Anforberungen 
fegen , die die Stantsgewalt, indem fie ihnen ibeelle und materielle Rechte des 
Staatsdieners überließ, an fie ſtellen kann. Da aber einerfeits die Gefahr für den 
Staat ans berartigem Verhalten bei weitem ſchwächer, anbererfeits die Disciplinar- 
mittel bei dem nicht mehr aktiven Beamten hauptfählih nur feine Staatöbiener: 
eigenfhaft und feinen Gehalt angreifen könnten, alfo fofort fehr ſchwer würden, 
wird nur bei ſchwerer Verſchuldung gegen biefelben einzufchreiten fein. — Einer 
ähnlichen Disciplin wie die Staatsbiener unterliegen aud die Beamten der Ge: 
meinde, ber Kirhe und anderer Korporationen; gerabe bie Kirche hat in ihrer 
Hierarchie dem modernen Staate das Borbild einer forgfältig geregelten Disci- 
plinargemalt gegeben. Die Disciplin wird hier von ben höheren Bebörben biefer 
Anftalten ausgeübt und gegen Willfür bietet bier, theilweiſe wenigftens, bie Be- 
rufung an die unparteliſch fern ſtehende Staatögewalt einen beſſeren Schug als 
der Relurs dem eigentlihen Staatsdiener gibt. 

3. Die Disciplinarftrafen ſtufen ſich wie die kriminellen Strafen ab ent» 
ſprechend der Schärfe der in ven Disciplinarvergehen bervorgetretenen bienftwibrigen 
Geſinnung und dem für ben Staatöbienft daraus erwachſenen Schaven. Doch wird 
gerade hier, anders als bei ven eigentlichen Verbrechen, das Hauptgewicht auf bie 
Gefinnung gelegt werden müſſen, da auch bei geringem äußerlich fonftatirten Nad- 
theil in der dienſtwidrigen Gefinnung ein unabfhägbarer ideeller Schaben Liegen 
Tann, — Die Disciplinarmittel ſchelden fih in Mittel der beffernden und ber 
reinigenden Disciplin; bie erftern halten den Staatsbiener in feinem bienftlichen 
Handeln zur Pflihtmäßigkeit an, die zweiten halten ihn durch Ausſchließen vom 
vienftlihen Handeln von Pflitwiprigkeiten ab. Wo nur in einzelnen Fällen Fehler 
begangen wurden bei im Uebrigen pflihtmäßigem Verhalten, treten als mildefte 
Art der beffernden Disciplin die fogenannten Orbnungsftrafen ein: Warnungen 
vor nochmaligem Begehen viefes Fehlers, dann mehr oder minder feierliche Ber- 
weife, dann Heine Gelpftrafen, enblih, aber nur für Subalterne, leichter Ürreft. 
Die eigentlichen Befferungsftrafen, wo fi bie Fälle ver Pflihtwidrigkeiten häufen 
oder das gefammte Berhalten des Beamten als ungeeignet erfcheint, find: ſcharfe 
Verwarnungen und Berweife, Androhung der Suspenfion, größere Gelpftrafen, 
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zeitliche Suspenflon, Androhen der Dienftentlaffung, Berfegung auf eine geringere 
Stelle. Meiftens werben dieſe Mittel fiufenweife anzuwenden fein; wenn bas mildere 
nicht gefruchtet hat, das fhärfere; zwedmäßig wirb das nächſte ſchon in der Ber- 
fügung des niederen angedroht. Das mildefte Mittel der reinigenden Disciplin, 
welche dann eintritt, wenn bas Verhalten des Beamten mit der Ausübung öffent- 
licher Funktionen unvereinbar erfcheint, tft die Quiescirung (Verſetzung in Warte: 
geld), wodurch die Aktivität des Beamten auf unbeftimmte Zeit eingeftellt wird; 
dann folgt die Entlaffung mit Beibehaltung von Rang und Penſion (Penfionirung), 
wo mehr in ben Umftänden als in grober Berfchuldung des Beamten das Auf- 
hören feiner bienftlihen Funktionen begründet ift; die Entlafjung ohne Penfion 
aber mit der Befähigung zur Wieberanftellung; endlich bie Entfegung mit Ber: 
luft von Gehalt und Anſtellungsfähigkeit. Legtere tritt nach allgemeiner Uebung 
nur bei Berbrehen und auf gerichtliche Berurtheilung hin ein. 

4. Die ertennenden Disciplinarbehbörden find bie bem öffentlichen 
Diener übergeorbneten Stellen. Das Berfahren unterſcheidet ſich von dem gericht- 
lien mehrfah: Nicht ein unpartelifher Dritter, fondern bie unmittelbar an ber 
Amtsführung diefes Beamten betheiligte Behörbe erhebt vie Anklage, unterſucht und 
entſcheidet nicht felten zugleich; oder wenn auch bie Unterbehörbe bie Borunter- 
ſuchung führt und die Anflage erhebt, ift doch bie entſcheidende Oberbehörbe leicht 
geneigt, der Anficht jener ein williges Ohr zu leihen. Der Zwed der Unterfuhung, 
das Staatswohl, erheiſcht fummarifche rafhe Verhandlung und in ſchwerern Fällen 
[bon vor dem Urtheil Suspenfion des Beamten im Dienfte. Der Beurtheilung 
liegen weniger feft abgegrenzte Rechtsfäge ala das freie Ermeflen des einzelnen 
Falls mit Rüdfiht auf das Staatswohl zu Grunde. Bei firengeren Disciplinar- 
maßregeln fteht eine Berufung an vie höchſte Regierungsbehörbe, an den Staats: 
rath, wo ein ſolcher befteht, oder an das Gefammtminifterum zu. Wo bie reinigende 
Disciplin zur Anwendung kommt, tft natürlich nur die höchſte Staatsgewalt, melde 
den Beamten eingefegt hat, zu Berfügungen berechtigt. — Infoweit gelten aber 
auch hier bie allgemeinen Grundſätze jeves Strafverfahrens, als nicht ohne geführte 
Unterfuhung und ohne den Angellagten gehört zu haben, das Urtheil in Dis- 
ciplinarvergehen gefällt werben fol. Dod ſchützt diefer fahle Grundſatz des Die- 
‚ tiplinarverfahrens, dem durch einige Formalten äußerlich bald Genüge geſchehen 
ift, den Beamten noch nicht gegen Willkür; eben fo wenig wäre ein folder Schuß 
durch genaue Kobificirung bes materiellen Disciplinarrehts, alfo aller einzelnen 
Pflihtverlegungen und ihrer Beftrafung thunlid. Man hat daher vielfach, be- 
fonder8 was bie reinigende Disciplin betrifft, in ber erfennenden Behörbe eine 
Garantie gegen Mifbraud des Disciplinargewalt gefucht; zum Theil, indem man 
ben Gerichten von vornherein oder dur Provokation an biefelben die Entſcheidung 
über Suspenfion, Entlaffuug und Entfegung des Beamten anheimgeben wollte, 
zum Theil, indem man einen befonbern aus Veteranen des höhern Staatsbienfts 
und aus Borftänden der Gerichtshöfe gebildeten Disciplinarhof zur Entfheidung 
über diefe Fälle einzufegen rieth. Aber beide Auswege finb nicht ausreichend: das 
gerichtliche Erkenntnig kann nur in den wenigften Fällen, nämlih wo auf Grund 
einer kriminell ftrafbaren Handlung die Dischplinarmaßregel verfügt ward, Schuß 
gewähren; ein beſonders zufammengejegter Disciplinarhof aber würbe leicht zum 
Hemmſchuh für eine kräftige Regierung werden, wenn fid) dort das im einer ſolchen 
Specialbehörbe bald auffeimende Beftreben, ſich Wichtigkeit und Thätigkeitskreis zu 
verfchaffen, geltend machen und principielle Entgegenfegung gegen das Berfahren 
der Regierung erzeugen würde, Ueberhaupt ift es ein verfehltes Bemühen, ein in 
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allen Fällen wirkfames Mittel gegen ben Mißbrauch ber Disciplinargewalt ent» 
beden zu wollen; ein foldes gibt e8 fo wenig wie gegen andere mißbräudlichen 
Anwendungen der Regierungsgewalt; es müflen eben auch bier bie allgemeinen 
Schugmittel der ftantsbürgerlichen Rechte, insbefonbere die freie Beiprehung folder 
Mafregeln in der Prefie und die Kontrole der Volksvertretung, das ihrige bar- 
zuthun, grellere Ueberfhreitung der Disciplinargewalt zu rügen und moralifch 
unmöglich zu machen. 

Bor Allem fuhte man in den meiften Staaten durch forgfältige Regelung 
bes Disciplinarverfahrens gegen Richter viefen Theil der Stantödiener gegen Miß- 
braud der Disciplinargewalt zu fügen. Ihren guten Grund hat biefe befonvere 
Fürſorge für den Richter darin, daß, obgleich er ebenfalls von der Negierung an- 
geftellt und beſoldet wird, doc feine Thätigkeit nicht die Erftrebung des Staats- 
wohls zum nächften Ziel hat, wie die des Berwaltungsbeamten, fondern bei feiner 
Wirkſamkeit, welde vie rechtlich beftrittenen LXebensverhältniffe in Einklang mit 
dem Gefege bringt und die Verlegung der Rechtsordnung durch Strafe austilgt, 
nicht felten das nädfte Refultat zum Nachtheile deſſen ausfallen wird, was ber 
Staat für fein gegenwärtiges Intereffe halten muß. Weil daher der Richter gerade 
bei volfter Pflihterfüllung leicht in Konflikt mit der derzeitigen Staatsleitung 
fommen kann, bevarf er beſonderen Schuges gegen ein Uebelwollen verjelben. Des- 
halb ift er 3. B. in Baden durch das Gefeg die Rechtsverhältniffe der Richter 
betreffend vom 7. Dftober 1865 (Reg. Bl. Nr. 48) nicht nur gegen die Ungered- 
tigfeit ausbrüdlicher bisciplinärer Maßregeln dadurch gefiert, daß folhe (außer 
Verweis und Gelpftrafe bis zu 50 fl., welde von der Auffichtsbehörde als Ord— 
nungsftrafen erfennt werden) gegen ben Einzelrichter nur dur den aus 7 Mit- 
gliedern des Appellationsgerichts gebiloeten, gegen Kollegialrichter nur durch den 
aus 7 Direktoren und Präfidenten der Kollegialgerichte gebildeten Disciplinarbof 
erfennt werben können; fondern er ift auch gegen bie verborgene Disciplin unlieb- 
famer Berfegung und unterbleibender Befoldungserhöhung dadurch gefhügt, daß er 
nur „im Intereffe des Dienſtes“ wider feinen Willen verjegt werden fann und bie 
geſetzlich feftgeftellte Befoldung fih von Rechts wegen mit den Dienftjahren erhöht. 

Diefelbe Handlung fann, wie fih aus der Aufzählung der Disciplinar- 
vergehen ergeben hat, zum gerihtlihen Einſchreiten und zum Disciplinarverfahren 
zugleih Anlaß geben. Beide Verfahren können, da fie verfhiedene Zwede ver- 
folgen, ungeftört neben einander hergeben; aud; fteht nad) gerichtlicher Entſcheidung 
dem Disciplinarverfahren nicht die Einrede der rechtskräftig entfchiedenen Sache 
entgegen, da biefelbe Handlung das fpecielle Pflichtverhältnig und bie Rechtsordnung 
verlegt haben kann und beide Kreife Sühnung verlangen. Freilih wird dba, wo 
bie disciplinären Maßregeln der Suspenfion und Dienftenlaffung zu gerichtlichen 
Strafen erhoben wurden, wie es die meiften der neuern Geſetzbücher gethan haben, 
nad gerichtliher Verurtheilung zu folder Strafe der Disciplin nur nod der VBoll- 
zug der Disciplinarfirafe zuftehen. Dagegen ift natürlih durch eine gerichtliche 
Vreifprehung das bisciplinäre Verfahren nicht gehindert, da im Intereffe bes 
Staatsdienſts auch der bloße dringende Verdacht eines Bergehens zum disciplinären 
Einfhreiten, nöthigenfalls zur Benfionirung, hinreiht und auch, wenn feine „firaf- 
bare" Handlung vorliegt, doch immerhin nod) ein bewiefenes Maaß von disciplinar- 
wibrigem Benehmen übrig bleiben kann. 

literatur: Heffter (N. Ach. des Kriminalvehts XIIL 1832. ©. 48 ff. 
©. 156 fi. Arch. des Krim. R. N. 5. 1853. ©. 422 ff.) R. Shentel. 
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Doftrinarismus. 


Der Doltrinarismus ift, wie die Büreaufratie (f, d. Art.) vorzugsweife eine 
moderne Staatskrankheit. Ihr Name ift erft in unferm Jahrhundert und zuerft 
in Frankreich aufgelommen, indem eine Anzahl gelehrter Politiker ſpöttiſch als 
Doltrinäre bezeichnet wurden. Man wollte damit andeuten, daß fie von ben 
Doktrinen der Bibliothet und der Stubirftube befangen das äffentlihe Leben 
weder natürlich begreifen noch zwedmäßig fördern. Bon den europälfhen Bölfern 
find die Franzofen und bie Deutfhen am meiften der Gefahr ausgefegt, in ben 
Fehler des Doltrinarismus zu verfallen; weit weniger find es die Englänver, 
welhe durch ihre hiſtoriſche Gebundenheit, durch ihre reale Verftändigkeit und durch 
ihre derbe Selbſtſucht vor derfelben eher bewahrt werben, 

Dem Mittelalter war ver Doltrinarismus faft nur in ber äußerſt bedenk— 
lichen Form des Dogmatismus belannt; die Doltrinen des Mittelalters hatten 
durchweg eine religiöfe Begründung und Färbung; fie waren Dogmen und Aus- 
läufer von Dogmen. In der neuern Zeit aber ift das weltlich-geiftige Selbftbewußt- 
fein des Staates aufgewadht, und damit die Bedeutung ber politifchen Wiffenfchaft 
geftiegen. Der heutige Staat vertraut nicht mehr, wie ber mittelalterliche, in gläu- 
biger- Ehrfurdt der kirchlichen Geiftesleitung. Zur Volljährigkeit gelangt, prüft er 
jelbftänbig die Grundlagen feiner Eriftenz, unterſucht die Principien feines Lebens, 
bemißt tie Zwede feines Strebens und wählt mit Freiheit die Mittel, biefelben 
zu erreihen. Er hat in der Geſchichte und Philofophie, in ber Jurispruben; und 
Politik, in der Nationalölonomie u. f. f. eine ihm eigene weltliche Wiſſenſchaft er- 
worben, bie von der geiftlichen Wiſſenſchaft völlig unabhängig geworben, die wefent- 
lid das Wert menfhlihen Forfhens und Denkens, nicht die Ueberlieferung einer 
göttlihen Offenbarung if. Es ift das ficher ein hoher Vorzug des modernen 
Staates vor dem Staate des Mittelalters; wie denn in allem menfdlichen Leben 
die Mlarheit des verftändigen Bewußtſeins eine höhere Entwidlungsftufe ift als 
der dunkle Drang des inftinftiven Strebens. 

Mit Reht fordern wir von ben heutigen Staatsmännern wiflenfchaftliche 
Bildung und principielle Sicherheit, und verachten die gebankenlofe Routine und 
intriguante Schlauheit als niedere Formen bes öffentlihen Lebens, Nicht die Vor— 
liebe für eine wifjenfhaftlihe Begründung der Gefege und Mafregeln, nicht bie 
Erkenntniß und das Belenntniß der leitenden Ideen, noch das treue Fefthalten 
an den für wahr und gerecht erkannten Principien find boftrinäre Charakterzüge, 
Sie find vielmehr die Tugenden gerade ber bedeutendſten und geehrteften Gtaats- 
männer. Der Doltrinarismus beginnt erft da, wo bie wiſſenſchaftliche und ideale 
Richtung in einfeitiger Ueberfpannung bie realen Zuftände vernadjläffigt, wo bie 
Doltrin das Weſen der Dinge mißachtet, wo mit fahmäßigen Vorftellungen rüd- 
ſichtslos operirt und wirkliches Leben nad abftraften Regeln nuglos gequält ober 
gar zerftört wird. Auch der ächte Staatsmann kennt Begriffe, aber feine‘ Begriffe 
find Ertenntniß der Wirklichkeit und wie biefe lebendig; ber Doltrinär 
dagegen bildet fih topte Begriffsformeln, kalt und flarr, ohne Ciafticität, 
ohne Fortbildung, unfähig dad Leben zu faflen und zu begleiten. Die Philofophie 
des wahren Staatsmanns ift nicht fo träumerifh noch fo luftig, um über die 
gelhihtlihen Bedingungen der Nation, für welche er arbeitet, hinweg zu fehen 
und feine biftorifche Erwägung und Berüdfihtigung ber beftehenden Verhältniſſe 
ift hinwieder nicht fo ausſchließlich, um auf das ideale Streben nad Bervollfomm- 
nung zu verzichten: während ber philofophifhe Doktrinär für ideale Abftraftionen 
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ſchwärmt und alles hiſtoriſche Recht veradhtet, und ber hiſtoriſche Doktrinär allein 
das Ueberlieferte [hägt und jebe neue Idee als Thorheit verlacht oder als Frevel 
verbammt. Der Doltrinarismus verhält fi zur Wiffenfhaftlichkeit in der Politik 
wie ein gelehrter Pedant zu einem geiftvollen Mann, Er ift die beſchränkte und 
verborbene Abart der höhern Staatskultur. 

Die Büreaufratie zeigt fih mehr in der unteren Breite, der Doktrinarismus 
findet fih eher auf der ſchmalen Höhe des Staats, Jeder Schreiber kann zum 
Büreaufraten, nur der höher Gebilvete ein Doktrinär werden. In der Neigung 
zum Formalismus begegnen fie fih, nur haben die Formen oder Formeln des 
Doltrinärs ein ideales Gewand, die des Büreaufraten eine real-mehaniihe Hand» 
grefflichkeit. Die Doktrinäre beftimmen bie Melodie und geben den Takt an, bie 
Büreaufraten ftreihen darnach ihre Geigen und blafen in ihre Hörner. Wenn vie 
Büreanfratie wie eine große bevorzugte Kafte fih von den Regierten und Gemaß- 
regelten unterfcheidet und in ſich zufammenfhließt, fo vereinigen fi die Doktrinäre 
zu engen und erfiufiven Koterien. 

Mir finden den Doftrinartsmus in fehr verfhiedenen Organen bes öffentlichen 
Lebens, aber doch nur da, wo ein weiter Geſichtskreis offen Liegt und eine allgemeine 
principielle Aeußerung möglich ift, wie vorzüglih in den Kammern, in ven Mini» 
fterien, in den Gerichten, in der Preffe. 

Nicht jede principielle Diskuffion in den Kammern, welde zu keinem greif- 
baren Ergebniß, zu keinem wirklichen Gefege oder Beſchluſſe führt, ift deshalb ſchon 
boftrinär; denn zuweilen ift es höchſte ſtaatsmänniſche Prarie, bei gewiſſen Gelegen- 
heiten fi über weitwirkende Principe auszuſprechen, fei es um zu warnen ober zu 
drohen, oder um zu ermutbigen ober um aufzullären. Aber oft verfallen doch die 
Kammerparteien — befonbers auf dem Kontinent — in den Fehler boftrinärer Ber- 
handlungen, bie den Disputationen der Schule gleichen, weil fie ohne allen prafti- 
fhen Werth, ohne ein wirfliches Ziel find und nur ber Geiftesübung und ver 
Raufluft der Parteien dienen. 

In den Mintfterien macht fih der Doftrinarismus noch weniger breit. 
Faſt nur in Paris ift einige Male feit ver Nevolution ber principielle Charakter 
der Regierungspolitit in das boftrinäre Princip ausgeartet. In ben meiften Staaten 
bes Kontinents find die principiellen Minifter noch viel zu felten, als daß viel von 
ihrer Karrifatur, von doktrinären Meiniftern zu beforgen wäre. Die Gefahr, daß 
bloße Gefhäftsroutine und daß die Büreaukratie bis da hinauf reihen, ift zur 
Stunde noch größer, ale die des Doltrinarismus. Aber mit dem erhöhten politifchen 
Bewußtſein wird aud das Bedürfniß nah principiellen Staatsmännern fteigen, 
und dann bie legtere Gefahr wie der Schatten bem Fichte nachziehen. 

Nirgends aber hat der Doftrinarismus zähere Wurzeln gefhlagen und nir- 
gends auch iſt er mehr in die Breite gemahlen, als feit Iahrhunderten in ber 
Rechtspflege; und nit blos auf dem Kontinent, wo berfelbe die alten Geſetze 
der römischen Kaifer wie eine fortwirkende Autorität verehrte und darnach bie 
neuen Zuftände bemaß, fondern nicht minder in England, wo die Jurisprudenz 
fih in ihrem eigenen nationalen Formalismus verfing. 

Am wenigften bedenklich ift der Doftrinartsmus der politifhen Preſſe, 
welde wie der Chor in der antifen Tragödie nicht direft handelnd eingreift, jon- 
dern die Handlungen und das Schidfal der öffentlichen Gemalten und des Volkes 
mit innerem Intereſſe begleitet und bald Lehren empfängt, bald Lehren gibt. 
Wird fie gar zu boftrinär, fo wird fie langweilig und verliert fie an Einfluß. 
Einigen Doftrinarismus aber verzeift man ihr billig, wie man dem Prebiger 
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einiges Pathos, dem Advolaten einige Bosheit und dem Birtuofen einigen Char- 
latanismus nachfleht. Bluntjſchli. 


Domänen 


(Domanium, domaine, demesne) nennt man im Allgemeinen alles Vermögen, das 
im privatrechtlihen Befige des Staates ſich befindet; im engern und allgemeiner 
üblihen Sinne nur das Grundeigenthum des Staates, das er zum Zwecke bes 
Erwerbs befigt; oder wie das Preußifche Allgemeine Landrecht Thl. IT. Tit. 14 
$ 11 fagt: diejenigen Immobilien, deren befonderes Eigenthum dem Staate zufteht. *) 

I. Sefhihte der Domänen. Die Domänen find ber ältefte Theil des 
Finanzweſens. Wo die Bollswirtbfhaft ausfhlieglih auf der Urproduftion beruht, 
muß der Staat der größte Grunbbefiger fein; ehe der Fürſt nicht durch Er- 
oberungen einen folden Beſitz erlangt hat, ift ein erblides Königthum unmöglid. 
Geldſteuern find bei diefer Naturalwirthfchaft undenkbar; Naturalfteuern kommen 
faft nur als Grundzins vor. Daher, und weil man den Fürften als Staatshaupt 
noch nicht vom Grundherrn zu unterfheiden weiß, gilt es für ein Zeichen perfün- 
liher Freiheit, nicht in den Steuerrollen zu ftehen. So bilden die Domänen- 
intraden faft das ganze Staatseintommen. Die griehifhen Freiſtaaten — trog 
der Allmacht ihres Staats, trog der großen Opfer, welche ihm bie reihen Bürger 
freiwillig brachten — find über dieſe Vorftellungen nicht hinausgekommen. Nur 
Fremde und Sklaven wurden direkt beftenert: die TeAn, bie Einnahmen aus Do- 
mänen, Bergwerfen und Zöllen, waren bie beliebtefte und hauptſächlichſte Finanz⸗ 
quelle. Auch Bei ven Römern war, troß ihres früh entwidelten Steuerweſens, 
der ager publieus weit ausgebehnter als der ager privatus. Wälder und Weiden 
in den eroberten Ländern gehören fämmtlih dem Staate, der davon bie einträg- 
lichen Weidegelder erhob. Das übrige Staatsland, theild gegen eine Abgabe ofku- 
pirt, theils verpadhtet, ward in Italien dem Staate durch bie Artftofratie Immer 
mehr entfrembdet, bis endlich Diocletian, nad mehreren Reunionsverfuhen, das freie 
Eigenthum daran beftätigte. In den Provinzen tagegen erhielten ſich reihe Staats- 
güter und bier zeigt ſich das Gegentheil der oben geſchilderten Entwidelung. Unter 
den Kaiſern ändert der Name Fiskus feinen Sinn; die Staatsgüter werden nad) 
und nah, ohne ein beftimmtes Gefeg, zu kaiſerlichen Krongütern — eine Ber» 
wandlung, bie etwa unter Diocletian vollendet war. 

Das Reich Karls des Großen ift das Mufterbild patriarchaliſcher Domänen- 
wirtbfhaft. Das capitulare de villis gibt davon ein vortheilhaftes Bild. Das 
mädtige Domanium, eine Mifhung von Familiengütern verſchiedener Dynaftieen, 
römifhen Staatsgütern und neuen Erwerbungen, verwalteten nad gleihmäßigen 
Grundfägen Beamte, die mit Ländereien und Naturalien befoldet waren. Die 
Einkünfte wurden theils in Geld an den Katfer gefchidt, theils von dem Hofe auf 
feinen Wanderungen von Pfalz zu Pfalz felbft verzehrt. 

In England befaßen zwar ſchon die angelfähfifchen Könige, wie alle Klan- 
fürften, ein ausgevehntes Domanium. Aber erft unter den Normannen begann 
jene babfüchtige Verwaltung des Landes nah den Grundfägen einer großen Do- 
mänenwirthfhaft, welche im der Gefchichte wohl nur in Mehemed Alt’8 ägyptiſcher 


*) In Rranfreich unterfcheidet man domaine de l'élat, Domänen in dem angegebenen 
Sinne, und domaine public, die öffentlichen Sachen, welche vem gemeinen Gebrauche gewidmet 
find, wie Straßen, Pläge u, |. w. 
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Herrſchaft ihres Gleichen findet. Nicht nur erhielt der Eroberer ein großes Gebiet 
als Krongut: das ganze Sand galt als feine dominion; ber Sat des engliſchen 
Rechts: „der König ift der lord paramount" flammt aus jener Zeit. In den 
Domänen und im Lehensobereigenthum hatte das neue Königthum feine Wurzel; 
bie Gerichtsgewalt war nur Pertinenz der Fehensherrlichkeit, die Gerichtsverwal- 
tung nur ein Theil des Finanzweiens. Die ganze Verwaltung lief auf Bereiherung 
des Schages hinaus, felbft die Sheriffsämter wurden verpachtet; kein Mittel blieb 
unverſucht, bie Güter des Adels in Domänen unter Verwaltung der Landvögte 
zu verwandeln. Wehnlihe Zuftände, nur dem Geifte ber Zeit gemäß milder, 
herrſchten in Deutfchland in den Tagen der allmädhtigen Kriegs und Domänen - 
fammern, mo jener Fürft von Deffau fih rühmen mochte, er habe ven adeligen 
Srundbefig feines Landes ausgekauft. Dod die haushälterifhe Herrfchaft der 
Normannen dauerte nicht lange. Schon König Johann bevurfte einer auferorbent- 
lihen Revenue. Seitdem ftieg die Macht des Parlaments mit dem fintenden Do- 
mänenertrag. Die Könige fühlten dies wohl; zahlreihe acts of resumption be- 
zeugen ed, Die legten Selbſtherrſcher griffen endlich zu dem verzweifelten Balliativ- 
mittel, durch fortgefegte Domänenveräußerung bie Steuerbewilligung zu umgehen. 
Doch blieb das Krongut immer mit der königlichen Würde verbunden und fiel 
nie an die Nachkommen ber geftürzten Königsfamilien. Seine legten Refte, ver- 
mehrt durch irische Konfisfationen, waren in ſolchem Maße Staatsgut, daß das 
Parlament die Beräußerungen Wilhelms III. geradezu annullirte. Trotzdem, und 
troß bes Statuts I Anne c. 7, welches die Unveräußerlichfeit des Kronguts be— 
ftimmte, gingen vie Berfchleuderungen weiter. So ift Großbritannien, feit Georg III. 
1760 die Erbrevenuen der Krone mit einer Eivillifte vertaufchte, im Beſitz eines 
fehr unbedeutenden Domaniums, das aber unzweifelhaft reines Staatseigenthum ift. 

In Frankreich fand zwar vie feudale Anſicht: „ver König ift der alleinige 
Grundeigenthümer“, oft von den Königen und noch von Ludwig XIV. behauptet, 
keinen Eingang in das Recht. Defto fefter hielten die Könige an ber Unveräußer- 
lichkeit der Domänen und ihrer flaatlichen Eigenfchaft, gegenüber ben Ufurpationen 
der Barone und den Unabhängigfeitsgelüften apanagirter Prinzen. Hier am ftreng- 
ften warb bie „Lehre von ven Domänen” durchgeführt, die um 1286 zuerft auf> 
tauchte, ala Papft Honorius IV. die ficilifhen Domänen für unveräußerlihd nad 
Art der Kirhengüter erflärte. Philipp der Lange brachte fie nad Frankreich. Schon 
Karl der Schöne fprah: „Zur Domäne gehört Alles, was je dazu gehört hat”, 
eine von allen fpäteren Königen, insbefondere von Karls IX. berühmten Do- 
mänendelrete von Moulins (1566) beftätigte Marime. Ihr trat der Sag zur 
Geite: der König iſt unfähig, Privateigenthbum zu erwerben, und befigt das 
Domanium nur fraft feiner Souveränetät. Als nun die Nation die Souveränetät 
und damit aud) (Dekret vom 22. Nov, 1790) das Eigenthbum ber Domänen er- 
langte, fand fie noch einen beträchtlichen Theil derfelben vor, troß der ſchlechten 
Wirtbfhaft der Bourbonen. In demfelben Dekret ward das Domanium für ver- 
äußerlich erklärt; wie maflos bies benugt wurbe, ift befannt. Auch nad der 
Reftauration find die Domänen veräußerlihes domaine de Vétat geblieben. 

Ein doppeltes Bild bietet die deutſche Domänengefhichte: die Reiche: 
güter und die landesherrlihen Kammergüter. Während das Geheimnig von Karls 
bes Großen Madıt fein Schag war, während felbft die frommen Schenkungen 
feines Nachfolgers noh ein beveutendes Krongut übrig ließen, wetteiferten die 
folgenden Dynaftieen in Berfchleuderung der Reichedomänen. Schon die fränfi- 
hen und ſchwäbiſchen Kaifer hielten das Reichsgut von ihren Bamilienbeftgungen 
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gefonbert : Verleihung und Berpfändung ber Reichsgüter fehlen ihnen das ficherfte 
Mittel, fih Anhang zu ſchaffen. Die Sachſenkaiſer verfchenkten an Geiſtliche, die 
Hohenftaufen an Fürften. Wohl traten fte ven Ufurpationen der Fürſten oft mit 
gewaffneter Hand entgegen: jene blutigen Sachſenkriege Heinrichs IV. wurben 
befonders um den Befig der niederdeutſchen Reihsromänen geführt. Das hemmte 
niht den Lauf der Dinge. Die Ohnmacht der Laiferlichen Gewalt fteht in Wechſel⸗ 
wirfung mit ihrer finanziellen Schwäche. Es fam dahin, daß feine Kriegsrüftung 
möglih war, die nicht durch Reichslehen oder »Zölle bezahlt ward. Bor der faifer- 
Iofen Zeit ward die Abnahme des Reichsguts noch nicht fo fühlbar: e8 war 
damald noch viel zu verfchenten va, und das Berlorne warb zum Theil wieder 
erſetzt durch das im 13. Jahrhundert jo häufige Ausfterben adeliger Geſchlechter. 
Erft feit die Yügelburger das Reichsgut zum Beften ihrer Erblande beraubte, war 
fein Untergang für immer entfhieben. Für immer. Denn das Verſprechen ber 
Kaiſer, heimfallende Lehen nicht wieder auszuthun, warb nicht gehalten; zur Ein- 
löfung von Reihspfandfchaften waren fie zu madtlos, bis biefelbe durd Karls V. 
Bahlkapitulation (Art. 1 $ 9) auch rechtlich unmöglich gemacht ward, 

Auf den Trümmern der Reichsdomänen erwudfen die Kammergüter 
ver Landesherren. Ihre Beftandtheile waren: 1) Amtslehen, d. h. biejenigen 
Reihsgüter, womit die Herzoge und Grafen, als fie noch Reichsbeamte waren, 
zur Beforgung ihres Amtes belichen wurden. Sie gingen fpäter — nad) ber 
Tendenz des Mittelalters, öffentlihe Pflichten in Privatreht zu verwandeln — 
mit der Erblichkeit des Amtes in den erblihen Bejig der Fürſten über; 2) rechte 
Reihslehen, auf denen die Berpflihtung zum gemeinen Lebendienfte ruhte: 3) das 
allodiale Erbgut der fürftlihen Familie, ſpäter faft überall in den Reichslehens— 
nerus aufgenommen; 4) angefallene Reichspfandſchaften; 5) fäfularifirte Stiſts- 
und Kirchengüter, Dies Kammergut beftritt die Yandesausgaben; nur der Ausfall 
ward durch Steuern gevedt. Das Befteuerungsreht der Fürften war burdaus 
kin unbeſchränktes; reichsrechtlich erftredte es fih nur auf die burd die Reichs— 
ſtandſchaft gebotenen Ausgaben und die Unterhaltung von Feftungen und Garni- 
fonen, nad gemeinem Herfommen aud auf die Prinzeffinnenftener. In den meiften 
Ländern trat fogar der fürftlihen Rammerkaffe eine Steuerfaffe unter Ber 
waltung der Stände gegenüber (zuerft in Kurſachſen 1451). 

Nah und nah, befonders im 17. Jahrhundert, drang die franzöſiſche Lehre 
von der Unveräußerlichkeit der Domänen in Deutfchland ein, vertheidigt von ben 
römischen Juriften. Die Folge waren zahlreihe Haufgefege, welde die freien 
färftlihen Familiengüter in Fiveilommniffe verwandelten, Im 18. Jahrhundert war 
die Unveräußerlichleit ver Domänen in ben meiften Territorien anerlannt, wenn 
man auch mit Mofer behaupten muß, daß fie nie gemeinrechtliher Grundfag ge- 
worden. Fremd blieb dagegen den meiften deutſchen Staaten die Lehre, das 
Kammergut fei reines Staatsgut. Wo der Fürft einzelne Kammergüter als 
Chatoullgut von den übrigen ausſchied, da that er ed nur, um fie der Kon» 
trole der Stände zu entziehen. Wirkliches Staatsgut waren nur bie Befigungen 
der Reichsftädte und die Tafelgüter geiftlicher Fürſten, bei denen die Erblichkeit, 
alfo auch die Vermifchung von öffentlihem und Privatgut unmöglihd war. Die 
Trennung von Kammer- und Steuerkaſſen dauerte vielfah fort, wenn auch ber 
Fürft oft über beide glei unumfchränft gebot. Erſt der meueren Gefeggebung 
gelang es — aud hier nad Preußens Vorgang — den ftaatlichen Gedanken in 
die Domänenwirthſchaft einzuführen und am die Stelle ber fürftlichen Kammer: 
intraden eine Givillifte zu fegen, 
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II. Nur aus dieſer wirrenreihen Geſchichte des deutſchen Kammerguts ift es 
erflärlih, wie bei uns die in England und Frankreich kaum aufgeworfene Frage: 
wem ſteht das Eigenthum der Domänen zu? die Urſache fo vielfachen 
Streites werben konnte. Ihre Beantwortung ift für ben Fall eines Dynaftie- 
wechſels von großer praftifcher Wichtigkeit. 

Die Einen erklären die Domänen für Staatsgut, die Andern für Privatgut 
der fürftliden Familien. Dritte endlich weifen ihnen eine Mittelftellung an und 
fagen: die Domänen und nugbaren Hoheitsrehte fommen dem Landesherrn allein 
zu; nur hat er als Zweck (modus) die Verwendung für öffentliche Bebürfniffe 
anzuerfennen. Uns fcheint e8 unmöglih, ein gemeines Recht in biefem Punkte 
feftzuftellen. Nicht nur die neueren Gejeßgebungen gehen unendlich weit aus einander: 
auch die Gefchichte zeigt wenig Uebereinftiimmung in den Territorialrechten ober 
fie führt auf Zuftände, fo grundverſchieden von den unftigen, daß man für die 
Gegenwart gar Nichts daraus ſchließen Tann. So viel ift freilich nachweisbar, 
daß nirgendwo in Deutſchland dem Fürften von ver Landſchaft ein Staatsgut 
zur Beftreitung ver Regierung zugewiefen worden. Aber eben fo gewiß flieht bie 
goldene Bulle (Kap. 20 8 1) die Domänen als Pertinenz der Landeshohelt an; 
und bei einem Wechfel ver Dynaftie fielen die Kammergüter faft regelmäßig an 
den neuen Landesherrn, nicht an die Nahlommen des verbrängten Hauſes. Floffen 
einerfeits die löblichen Exfparniffe des Kammerguts in manden Ländern in bie 
fürftlihe Chatoullfaffe, fo trug andererfeits das Kammergut die öffentlihen Aus- 
gaben und warb nie zur Privat, fondern zur öffentlihen Berlaffenfhaft des 
Fürften gefchlagen; aud bildete die höchſte Inftanz für Kammerſachen nicht ber 
Fürft privatim, fondern feine oberfte Landesbehörde, mie auch die Vögte ver 
Kammergüter meift zugleich richterlihe Beamte waren. 

Anberfeits ift zu erwägen: Scheint die Analogie der „zur Unterhaltung bes 
Reihe und des römischen Kaifers“ beftimmten Neichsgüter für vie öffentliche 
Natur des Kammerguts zu fpredhen: fo darf man aud ben großen Unterſchied 
nicht vergefien, daß das beutfche Reich kein Erbreih war und eine Vereinigung 
bes kaiſerlichen Familienguts mit den Reichstomänen feit den Saliern nicht ftatt: 
fand. Hatten die Stände häufig ein Mitauffihts- oder Kontrolereht über das 
Kammergut: fo bleibt erft nachzuweiſen, ob dies mit dem Eigenthum der Do- 
mänen im Zufammenhang fand oder nur den Zwed hatte, das Steuerbewilligungs- 
recht ber Stände nicht illuforifh zu machen. Wenn die Stände häufig dem Fürften 
das veräußerte Kammergut mit Lanbesträften wieder einlösten, fo finden fi 
eben fo häufig Reverfalien ver Fürften darüber, — ein Beweis, wie aud bas 
eingelöste Kammergut noch für fürftliches Eigen galt. Will man endlich die öffent- 
liche Natur des Kammergutes daraus ableiten, daß ein Theil davon Amtslehen 
war, alfo dem Fürften kraft feiner öffentlihen Eigenſchaft zufam: fo führt das 
nur in ein neues Feld von Schwierigkeiten, in eine Zeit, wo man Staats- und 
Privatrecht gar nicht zu ſcheiden wußte. Damals konnte Alles, was ber fürſtlichen 
Kaſſe Vortheile brachte, fie eben fo gut auch Andern bringen; der Beamte dedte 
die Kaffenausfälle feines Bezirks aus feinem eigenen Vermögen und benutzte eben 
fo leicht das öffentliche Bermögen zu feinen Privatzweden; das Recht und feine 
Ausdrücke waren noch jo ſchwankend, daf man unter vicus publicus eben fo wohl eine 
föniglide Domäne als einen ganz fleuerfreien Ort verftehen konnte! Sehr wichtig ift 
auch, daß bie Regalien, diefe unzweifelhaften Hoheitsrechte, die Schidfale des Kammer: 
guts theilten, zu ihm gerechnet und oft genug auf privatrechtlihem Wege erworben 
wurben, Dies allein beweist, wie grundverſchieden von dem heutigen bie damaligen 
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Zuflände waren, und wie unabweisbar das Bebürfnig einer radikalen Neuge- 
ftaltung. 

Sicher fheint, daß der Landesherr Eigenthümer der Kammerzüter war: ob 
aber als folder, alfo nad äffentlihem Rechte, oder fraft eines privatredhtlichen 
Titels? — dies läßt fih nur nah gründlichen Detailunterfuhungen für jeven 
einzelnen Fall nachweifen. Hierbei ift von befonderer Wichtigkeit, ob das Erbgut 
der fürftlihen Familie in dem beireffenden Lande den Hauptbeftandtheil des Kammer» 
gut8 bildete. — Darum können wir aud jenen von Dalberg in die Rheinbunds- 
alte eingeführten Artikel 27 nicht ohne nähere Prüfung im Einzelnen billigen. Er 
lautet: Die mebiatifirten Fürften „conserveront chacun comme propridt6 patri- 
moniale et priv& tous les domaines sans exception* und geht von ber Anficht 
aus: mit dem Mechte der fürftlihen Familien auf die Landesregierung fei 
ipso jure auch die Belaftung des Kammerguts mit Landesausgaben erlofchen, 
Diefer Meinung laufen aber die Borgänge bei der Berbrängung anderer fürft- 
liher Familien in der deutſchen Gefhichte fhnurftrads zuwider. — Die neuere 
Geſetzgebung hat diefe Schwierigkeiten eingefehen und, ohne auf Unterſcheidung 
ver Beftandtheile des Kammerguts einzugehen, dem GStreite durch bie definitive 
Erflärung, wen das Eigenthum der Domänen zuftehe, ein Ende gemadt. Diefe 
Erflärung it — billigerweife und auch hiſtoriſch richtig — in den Heinen Zerri- 
torien für bie Fürftenhäufer günftiger ausgefallen ala in ben größeren Staaten, 
Eine Webereinftimmung ift weder in den Staatd- no in den Hausgefegen vor: 
handen. Darum follte man, billig die eitle Mühe aufgeben, ein gemeines Mecht 
zu fuchen, wo es nicht If. 

Preußen warb zuerft ven veränderten Bebürfniffen der Zeit geredht. Schon 
der große Kurfürft ließ von den Einfünften aus Domänen und Regalien eine 
feſte Summe für die Ehatoulle abjegen, ohne Ausfheidung ber betreffenden Güter. 
Daran fchließt fi das Edikt Trievrid Wilhelms I. vom 13. Auguſt 1713, das 
den Unterfhied zwifchen Domänen und Chatoullgütern ganz aufhob und beide 
für unveräußerlih erklärte. Endlich beftinmte das Allg. IR. Th. U Tit. 14 
$ 11, das befondere Eigentum der Domänen ober Kammergüter ftehe dem 
Stante, ihre ausfchlieglihe Benugung dem Oberhaupte zu. Dabei blieb es. Nur 
hat fih der $ 16 besfelben Titels: „Domänengüter können nur inſoweit an einen 
Privatbefiger gültig gelangen, als ver Staat dagegen auf andere Art ſchadlos ge- 
halten wird", als ſehr dehnbar bewiefen. Das Hausgefeg vom 6. November 
1809 und bie Berorbnung vom 9. März 1819 „erflärten" dies dahin: jebe 
nicht ganz unentgeltliche Veräußerung zu dem Zmwede, den Domänenbauern freies 
Eigentum zu verfchaffen, iſt erlaubt, wenn fie eine entfprehende Vermehrung 
des Nationalwohlftandes bewirkt. Andere Berfäufe follen nur zur Tilgung von 
Staats- und Domänenfhulden, Schenkungen nur zur Belohnung der Helden aus 
den Freiheitskriegen gefhehen. Zum Erſatz biefes Ausfall® werben heimfallende 
Lehen nicht wieder ausgethan. 

In Defterreich erklärte das bürgerliche Gefegbuh Art. 287 die Domänen 
für Staatsvermögen. Do find ihre Berhältniffe in den einzelnen Theilen ver 
Monarchie nicht die gleihen, So unterſcheidet man in Ungarn zwiſchen Rameral« 
gütern und dem von der Krone untrennbaren unveräußerlihen Krongute, 

Die übrigen größeren deutſchen Staaten laffen ſich hinfichtlich ihrer 
Domänengefeggebung in zwei Gruppen ſcheiden, wenn man fih an bie Sache 
hält und durch die große Berfchievenheit der Ausdrücke ſich nicht beirren läßt. 
Einige Berfaffungen haben ſämmtliche Domänen oder einen Theil derſelben für 
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Staatögut erklärt, andere belaffen fie als Patrimonial-Eigenthum des fürftlichen 
Haufes mit der Verpflichtung des alten Kanimergutes, zu den Yandesausgaben 
beizutragen. 

Staatsgut und ohne Konfens der Stände nicht veräußerlih find die Do- 
mänen in Bayern (Tit. III der Berf.), K. Sachſen (Berf. $ 16—20), Württem- 
berg ($ 103—108). Dod fteht dem Staatsgute in Sachſen das Fideikommiß des 
föniglihen Haufes, in Württemberg das Hofdomänenfammergut gegenüber, Eigen- 
thum des fürftlihen Haufes und im Befige des jevedmaligen Regenten. In Sachſen 
bildet überdies einen Theil des Staatsgutes das (nit ausgefchiedene) königliche 
Domänengut, Für feine Nagung, welche für die Dauer jeder Regierung der Staats: 
faffe überwiefen wird, iſt die Eivillifte das Wequivalent. 

Us Patrimonialeigenthum oder Familieneigenthum des fürſtlichen 
Hanfes mit der oben angegebenen Berpflihtung werben die Domänen bezeichnet in 
der Babifchen Berfaffung ($ 59; doc ift e8 hier feineswegs unbeftritten, ob vie 
Domänen im Eigenthbum des Staates oder des Fürſten ftehen); Heflen (Berf. 
Art. 7, 8); Sahfen- Weimar (vgl. die Berorbnung vom 4. Mai 1854); Sadjfen- 
Altenburg (Gefek vom 18. März 1854); Sadhjen-Koburg (Gefeg vom 29. December 
1840); Sachſen ⸗Gotha (Gefeg vom 1. März 1855, woburd aber ein Theil ver 
Domänen als Staatsgut ausgefhieden wurde); Medienburg, u. ſ. w. 

Was die im Jahre 1866 von Preußen eroberten Staaten betrifft, jo waren 
in Hannover durch das Gefeg vom 24. März 1857 bie Domänen für ein Fidei— 
fommiß erflärt, dad unzertrennlich mit der Nachfolge in der Regierung dem Könige 
zufallen follte; in Naffau war durch Gefeg vom 23, Januar 1861 die Eigenfchaft 
der Domänen ald Stamm- und Familiengut wieder bergeftelt worden, während 
in Kurheffen die Berfaffung von 1831 $ 139 die Domänen als Theile des 
Staatsvermögens erklärt hatte, Es wurde aber als felbfiverftändlih angenommen, 
daß buch die Bereinigung diefer Länder mit der preußifhen Monardie die Do- 
mänen ben Charakter des preußifhen Staatsgutd erhalten haben (Gefege vom 
20. September und 24. December 1866) und durch Verordnung vom 5. Juli 
1867 find die Beftimmungen des Allg. Landrechts auf alle zu den Domänen ge- 
hörigen Gegenftände ausgedehnt worden. Der Herzog von Naffau verzichtete in 
dem Vertrag vom 18. September 1867 für fi und fein Haus auf alle Anfprüde 
an das Domänenvermögen, während in dem mit dem König von Hannover ge 
fchlofjenen Abkommen vom 29. September 1867 fi ein derartiger Berzicht nicht 
findet. — 

Wo die Domänen Staatsgut find, fteht den Agnaten des Landesherrn fo 
wenig ein Mitelgentbum daran zu wie an den übrigen Pertinenzen der Sou- 
veränetät. Sie haben alfo fein Einſpruchsrecht felbft gegen Schmälerungen ber 
Subftanz der Domänen; denn bie Regierungsfolge ift feine finguläre Privat-, 
fondern eine univerfelle Staatsfucceffion. Wo die Domänen ald PBatrimontalgut 
des fürftlihen Haufes gelten, da entfcheiden bie Beftimmungen ver Hausgeſetze 
über die Rechte der Agnaten. 

II. In dem Mittelalter, in manden Staaten bis tief in die neue Zeit bin 
ein bildeten die Domänen die Grundlage des Stantshaushalts; aus ihrem Ertrag 
hatte ver Landesherr die Koften ber Regierung zu beftreiten, und nur, wie nod 
die wäürttembergifche Berfaffung Urt. 109 in heiterem Anachronismus fagt, „ſo 
weit‘ der Ertrag des Stammguts nicht zureicht, wird der Staatsbebarf durd bie 
Steuern beſtritten“. Heute werfen überall bie Domänen im Bergleih zu ben 
Steuereinnahmen nur ein fehr geringes Einfommen ab, in vielen Staaten hat fid 
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au, feitbem die Naturalwirthſchaft durch die Geldwirthſchaft verdrängt ift, der 
Umfang der Domänen felbft bedeutend verringert. Es war daher erflärlih, daß 
die Volkswirthſchaft und die Finanzwiffenfhaft die Frage aufwarfen: ob der 
Staat nicht wohl thue, die Domänen ganz zu veräußern? Die 
Antwort war in England und Frankreich eine faft einftimmig bejahende, während 
in Deutfhland die Stimmen getheilt find. 

Der ökonomiſche Gefihtspunft fol zwar nicht ausſchließlich maßgebend fein. 
Aber der Staat darf fi der Einfiht in die wirthfchaftlihe Nothwendigkeit nicht 
verſchließen, welche für den Grund und Boden das freie Privateigenthum fordert, 
fobald die Bewirthſchaftung eine intenfive geworben ifl. Wo das Land in ven 
Händen weniger großer Grumpbefiger fi befindet; wo jene primitive Dreifelder- 
wirthichaft herrſcht, die fein ſtreng gefondertes Privateigenthum, fonbern lediglich 
fefte Wohnfige vorausfegt; wo den Fähigkeiten und der Spekulation des Land» 
wirths wenig Spielraum geboten iſt; wo Mangel ift an gebildeten und mohl- 
habenden Landwirten; wo Pahtungen felten und nur auf kurze Zeiträume vor- 
fommen — da ift ein großer Domänenbefig ganz in der Orbnung. Eben deßhalb 
find die Forften aud auf unferer Kulturftufe noch ein paffendes Befigthun für 
den Staat. Die Forſtwirthſchaft bleibt an Intenfität ſtets um ein Bebeutendes 
hinter der Landwirthſchaft vesjelben Volkes zurüd. Große Grundftüde, bie bei 
vorgefhrittener Landwirthſchaft immer feltener werben, find für das Forſtweſen 
unentbehrlih. Die für den Bollsmwohlftand vortheilhaftefte Benugung der Wälder 
jest eine lange Umtriebszeit voraus, iſt alfo für ven Privatbefiger wenig einträglich, 
während fie dem unfterblihen Staate leicht fällt. Aus demjelben Grunde ift die 
Berpachtung für Forften unanwendbar, daher die Bewirtbfhaftung durch Staats- 
beamte ganz angemefjen. Die den niederen Klaffen fo wohlthätigen Waldfervituten 
werben von dem Staat weit leichter ertragen und großmüthiger gewährt als von 
Privatbefigern. Alles öltonomifche Gründe, die für Beibehaltung ver Staatsforften 
fprehen. Und in der That tft in den meiften Staaten ein beventender Theil 
des Waldbodens Staatögut oder im Befige der todten Hand, felbft in Frankreich 
(1834), troß feiner fprichwörtlich geworbenen ſchlechten Waldwirthſchaft, 48 Pro- 
cent der Waldungen. 

Unfere Landwirthſchaft bagegen ift auf eine Stufe gelangt, wo bie per« 
ſönlichen Eigenfchaften des Landwirths von entfheidender Bebentung find. Da zeigt 
fib natürlich bei den Domänen die anerfannte Wahrheit von der Uneinträglichkeit 
der Staatögewerbe. Ein perfönlicy nicht intereffirter Beamter wird wirthichaftlid 
nie fo viel leiſten wie ein freier Eigenthlimer; ein Domänenpächter nur dann, 
wenn ber Staat ihm fehr günftige, alfo den Finanzen nachtheilige Bedingungen 
ſtellt. Wahr bleibt alfo Ad. Smiths Ausfprud, die Domänen feien ver koſt— 
fpieligfte Theil des Staatseinkommens. | 

Die wenigen ölonomiſchen Bedenken, welche man gegen bie Veräußerung 
anführt, erledigen fich leicht. Sagt man, bie Domänen verfpreden gerade jest in 
der Zeit der fleigenden Geldrente einen erhöhten Ertrag: fo ift eben fo richtig, 
daß die Grundrente der Privatbefigungen noch ſchneller fteigt al8 die ver Kammer- 
gäter. Und muß nicht das Uebergehen eines großen Theild von Grund und Boden 
in eine einträglichere Bewirthfhaftung von Bortheil fein für die Volkswirthſchaft, 
und damit für das Steuereinfommen? — Die Meinung, der Domänenbefig be- 
fördere den Staatskredit, ift ganz illuforifh, wie ſchon eine oberflähliche Ver— 
gleichung zwifhen England und Rußland’ Iehren mag. Ein rechtlich und öfonomifch 
ſtreng geordnetes Finanzweſen ift das befte Fauftpfand für die Staatsglänbiger. 
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Defto mehr Gewicht legt man auf die politifhen und polizeiliden 
Bedenken gegen die Veräußerung der Domänen. Man meint, die Erbmonardie, 
hervorgegangen aus dem Domänenbefige, müſſe auch in ihm ihre Hauptftüge ber 
Bollsvertretung gegenüber finden. Wäre dies Bedenken wirflih begründet: dann 
wäre es allerdings hohe Zeit, die Domänen fofort zu veräußern, Denn ein Rüd- 
fall in die alte hausväterlihe Herrfchaft fürftlicher Grundherren ift das Troft- 
lofefte, was unfern Staaten geſchehen könnte. In der That ift aber ein folcher 
Rüdfall heutzutage eben fo undenkbar, wie bie Furdt vor einem zu weit gehen— 
den Einfluß der Stände auf die Finanzen unbegründet. Da die Kammern nad 
den meiften beutfhen Verfaſſungen alle Ausgaben, welde auf privatredtliden 
oder landesgeſetzlichen Berpflihtungen ruhen, nicht verweigern dürfen, fo 
befhräntt fi ihr Bewilligungsredht faft allein auf neue Steuern. Und dieſen 
wird man, bei den fleigenden Preifen und Staatsbebürfniffen, auch trog des 
Domänenbefiges nicht entgehen. Wer bie legten Bewegungsjahre erlebt hat, wird 
nicht meinen, daß in den Meinen deutſchen Staaten mit ihrem ausgedehnten 
Kammergut die Krone fefter ftehe. — Sehr ſchlagend klingt die Behauptung, bei 
großem Domänenbefige fei die Steuerlaft Meiner, alfo der Anlaß zur politiſchen 
Unzufriedenheit geringer. Dahin gehört jene landläufige Vergleichung: „weil Bel- 
gien faum 4, Bayern dagegen 20 Procent feiner Einkünfte aus Domänen bezieht, 
ſo ift der belgifche Bürger ungleich mehr belaſtet“ — eine jener Spielereien mit unver- 
flandenen Zahlen, an denen der furor statistieus unferer Tage fo rei ifl. In 
Wahrheit ift die abfolute Höhe der Steuerfummen ganz gleichgültig; die Steuerfähig- 
feit der Bürger entſcheidet allein. Kann nachgewieſen werben, daß das Domänen- 
eintommen Hinter dem notorifhen Wacsthum des Bodenertrags weſentlich zurüd- 
geblieben ift, jo it bis zur Evidenz gezeigt, daß das Kammergut in Privathänden 
größern Ertrag bringen würbe. So erlangt ber Staat durch den Domänenverfauf 
nit nur die Bortheile, die aus einer zwedmäßigen Verwendung bes Erlöfes ent- 
jpringen, fondern audy die Möglichkeit höherer Steuern ohne vermehrten Steuer- 
drud. Wichtiger find einige Bedenken der Forfiwirthfchaftspolitit. Die nothwendige 
Erhaltung des Brennftoffs, der Schug mander Gebirgs- und Küftengegenden vor 
ber Madt der Elemente, die Benügung wüften Bodens u. ſ. w. rechtfertigen bie 
Erhaltung der Staatöforften (fiehe den Art. Forſtwirthſchaft). Zur Hebung ber 
Landwirtbfchaft mag ber Befig wenigftens einiger Kammergüter unerläßlich fein: 
bier ftellt man Verſuche mit neuen Erfindungen an, errichtet landwirthliche Schulen 
u. ſ. w. — GSolde Ausnahmen ftoßen aber die Regel nicht um, baf ein aus 
gebehnter Grundbefig des Staats zu finanziellen Zweden in hochkultivirten Ländern 
nicht — ift. 

iteratur: Für England: Oneift, das englifhe Verwaltungsrecht (2. Aufl. 
1867) passim, beſonders $ 111 (©. 115 u. ff.). Für Frankreich: Laferridre, 
Droit administratif. 5M® Ed. t. I. p. 513 u, ff. Für Deutfhland: ausführlichfte 
Literaturnachweiſe bei Zaharlä deutſches Staats- und Bundesrecht (3. Auflage) 
Band II. S. 410, 417. Aus neueſter Zeit find namentlich zu erwähnen bie 
Schriften von Zachariä (1861 u. 1864) und Reyſcher (1863 u. 1865) über ben 
Domänenftreit in Sachfen-Meiningen. 

Mit Benupung des Artikels vom v. Treitſchke 
Dorfgemeinde, ſ. Gemeinde, 
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Der Sprahgebraud des „dritten Standes” (tiers &tat) it von Frankreich 
auf Deutihland übergegangen. Urfprünglih wurde die Vertretung der franzöfifchen 
Städte auf den Generalſtänden des Königreihs oder auch die vertretene Bürger- 
ſchaft diefer Städte felbft fo genannt, im Gegenſatze zu ben beiden erften bevor- 
zugten Ständen des Klerus und des Adels. Der Bürgerftant war ber britte Stand, 
er galt zugleih als der „gemeine“ (Regel)ftand, über den fi die geiftlihe und 
weltliche Ariftofratie emporhob. Die untern Klaffen, auch die bäuerlihe von ben 
Grundherrn abhängige Benölferung kamen nur als Gegenftand der Beherrſchung 
und Ausbeutung in Betracht. Sie hatten feine politifhen und daher feine ftän- 
difchen Rechte. Wiederholt hatte der dritte Stand aud auf die politifche Entwidelung 
von Frankreich einen großen Einfluß geübt, von jeher im Gegenfage zu der mittel« 
alterlihen Lehensverfaſſung und daher oft in offenem Kampfe mit dem Adel. Er 
half den Königen in ihrem Beftreben, den modernen Einheitsftaat zur verwirf- 
lien. So oft er aber leivenfchaftlicd gereizt war, zeigte er eine demofratifch-repu« 
blitaniſche Gefinnung. Seine unmittelbaren Organe hatte er theils in ven General- 
ſtänden, theils in den Provinzialftänden. Nachhaltiger noch war feine indirefte 
Wirkſamkeit, indem die richterlihen Magiftraturen und die Finanzbeamtung größten: 
theils aus ihm refrutirt wurden und die Pflege der Wiffenfchaft und der Literatur 
vorzugsweife ihm überlaffen blieb. Obwohl er ſich gelegentlich mandye Demüthigung 
gefallen laffen mußte, fo war fein Selbftgefühl dennoch in fortwährendem Wadıs- 
thum begriffen. Als ein Redner des dritten Standes in der Berfammlung von 
1614 die drei Stände der Nation mit brei Brüdern einer Familie verglich, unter 
denen ber dritte Stand freilid ver jüngfte, „aber zumeilen ftellen die jüngften 
Söhne das Haus wieder her, das die vornehmen Ältern zu Grunde richten“, führte 
ber Abel — entrüftet über diefen Bergleih — Klage bei dem Könige: „Es fel 
unerträglih, daß vie Söhne von Schuftern und Schuhflidern fi Brüder der 
Barone zu nennen wagen. Eher verhalte fi der dritte Stand zum Adel, wie ber 
Bediente zum Herrn“. Die fpätere Gefchichte ftellte den Beweis her, daß das 
ftolze Selbftgefühl des dritten Standes einen fefteren Grund habe, als die hodh« 
müthige Beratung besfelben von Seite des zweiten. Aber in der frunzöfifchen 
Revolution überhob er fih. Er wollte, wie Sieyes verkündete, „aus Nichts Alles 
werden". Zur Macht gelangt, und rüdfichtslos feinen alten Ideen von Einheit 
des Staates und Gleichheit der Bürger nadhftrebend, verwarf er mit den mittel- 
alterlihen Standesunterſchieden aud jede neuere Drganifation der Volksſtände. In 
dem Einen gleihen Staatsbürgertbum follten fih alle Stände 
nicht blos zufammenfinden, fondern völlig auflöfen. Dritter 
Stand und Bolt follten für immer dasſelbe fein. 

Die Ereigniffe haben die Selbfttäufhung des dritten Standes aufgededt. Die 
Bormen der alten Stände freilid waren zerftört und konnten nicht wieder hergeftellt 
werden. Die bürgerliche Gleihberehtigung und die neue Wahrheit des Gtaats- 
bürgertgums blieb. Aber es famen innerhalb der nationalen Gemein— 
[haft und innerhalb der Volkseinheit doch politifch wirkende innere 
Begenfäge großer Bolfstheile zu Tage, welhe den Staatsmann zur Beadh- 
tung nöthigten. Auch wer das natürliche Bedürfniß eines ariftolratiihen Standes 
läugnete, konnte doch nicht die heftigen Kämpfe zwifhen den gebildeten Volksklaſſen 
und den untern Maſſen, die in verfchiedenen Formen bald losbraden, überfehen, und 
mußte wahrnehmen, daß hier natürliche, früher überfehene Gegenfäge der focialen 
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Stände zu Grunde liegen. Es madte fih der vierte Stand laut und flarf 
genug neben dem britten und al8 ein anderer geltend. (Vgl. den Artikel Bierter 
Stand.) Bon da an befommt der Ausprud „dritter Stand" einen andern Sinn, 
als er zuvor gehabt hat: und biefer neue Sprahgebraud gehört nit mehr blos 
Frankreich, er gehört faft eher neh Deutfhland an, weldes zuerft die Natur 
des Vierten Standes und damit aud die Begrenzung des Dritten Standes nad 
unten hin begriffen bat. 

Der britte Stand in den modernen Sinn ft nicht mehr wie früher Eins 
mit dem VBürgerftand, wenn glei er Hiftorifch im dieſem wurzelt. Der Bürgerftand 
iſt gegenwärtig nur ein tädtifcher, kein ftaatliher Begriff mehr. Der 
britte Stand dagegen ift no ein eminent politifher, fein municipaler Be- 
griff, ift ein Hauptbeftandtheil des ganzen Volles. Der Bürgerftand ift auch äußerlich 
auf den Umfang der Stabt begrenzt, der dritte Stand dagegen breitet fih mehr und 
mehr auch über das Land hin aus. Der Bürgerftand umfaßt die ganze zur Stabt 
gehörige Bevölkerung; der dritte Stand ift, ſoweit er zugleich ſtädtiſch iſt, auf den 
höher gebildeten und ſocial höher geftellten Theil der Stadtbewohner beſchränkt. Eben 
durch feine Bildung und foctale Tebensftellung unterſcheidet er ſich zunächſt von dem 
vierten Stand. Es gibt freilich feine fchroffe Grenze zwifhen biefen beiden Bolts- 
ſtänden. An den Grenzen find fie bin und ber unter einander verbunden und 
gemischt und eine äußerliche Scheidung nad irgend einem formellen Merkmal ift 
nicht möglich. Uber die beiden Maſſen, als Maſſen, in ihrem innern Zufammen- 
bang, Charakter, Geift betrachtet, heben ſich trogdem, daß ihre Ausläufer von Bei- 
den Seiten wie Grenzbewohner bald auf das eine, bald auf das andere Gebiet 
übertreten, ganz beutlih ab. Die ganze fociale Erfheinung, die geſellſchaftliche 
Berbindung oder Abftoßung, bie befondere Berufsbeziehungen, die verſchiedene Kultur- 
ftufe und Dentweife bringen zufanımen einen fo beftimmten Eindrud hervor, daß 
es in ber Regel nicht ſchwer wird, ganze Gruppen und Klaffen oder felbft die 
einzelnen Individuen mit Sicherheit ſei e8 dem britten, fel es dem vierten Stanb 
zuzuweiſen. An den Grenzen fann man leicht zweifeln oder fehlgreifen, da mag 
man es auch wohl der Willfür ver Perfonen überlafien, fi dahin oder dorthin 
zu wenden. Aber im Innern der beiden großen Stände ift die ganze Haltung und 
Färbung eigentbümlih und verſchieden. 

Der dritte Stand, wie er gegenwärtig überall auf dem Kontinent befteht, 
aber vorzüglih in Deutſchland ähnlich wie in Frankreich große Ausbreitung er- 
langt hat, zeichnet fih vor den Schichten des vierten Standes (Kleinbürgern, 
Bauern, Ürbeitern) vorzüglich dur zwei Dinge aus, für's erfle durch feine 
höhere Bildung, fodann durch feine liberalen Berufsarten. Die oberen 
Klafien des dritten Standes, Beamte, Geiftlihe, Gelehrte, Advolaten, Werzte, 
Doktoren aller Fakultäten haben durchweg fogar eine firenge wiſſenſchaft— 
lihe Erziehung erhalten und find in ihrer Jugend mit dem Geiſie des Haffifchen 
Alterthums gemährt und erfrifcht, und auf dem Univerfitäten mit den Früchten der 
modernen Wiffenfhaft ausgeftattet und, was für das Leben noch mehr Werth hat, 
in das Heiligthum wiffenfhaftlicher Forſchung und Oeiftesfreiheit eingeweiht worden. 
Ihnen nahe kommen diejenigen Klaffen, welche zwar weniger eine antik-Maffifche, aber 
ftatt derſelben eine modern wiflenfhaftlihde Bildung empfangen haben, in mathe- 
matifchen und Naturwiffenfhaften, neuern Spraden u. f. f, wie die Offictere ber 
ftehenden Armee, die Ingenieure, viele höhere Techniker, Lehrer, Schriftfteller. 

Aber es umfaßt der dritte Stand überdem aud die großen Kaufleute, die 
Fabrikanten, die Künftler und künftlerifchen Handwerker und eine Maffe von mittleren 
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Landwirthen, welche durch ihre Bildung und Lebensart von ben eigentlichen Bauern 
fih unterſcheiden und doch nicht zu der wirklichen Ariftofratie zählen. In dieſen 
Klaffen wirkt befonders die ftäntifhe Kultur und bie feinere gefellfhaft- 
lide Erziehung fort. 

Ale diefe Klaſſen haben heutzutage ziemlich dieſelbe ſociale Bildung und 
daher auch ähnliche Bedürfniffe. Wie verfchieven fie auch im Uebrigen benfen und 
arbeiten mögen, eine genoffenfhaftlide und ffändifhe Verwandtſchaft 
befteht doch unter ihnen. Sie verftehen fi wechjelfeitig leicht, finden ſich gefell- 
Ihaftlih bequem zufammen, zeigen gemeinfame Charafterzüge, haben gemeinjame 
Grundanfhauungen, fie haben aud ftarke gemeinfame Interefien der Kultur und 
ber Politil. Was wir dffentlihe Meinung heißen, ift wefentlid die Meinung 
des dritten Standes, Unfere Literatur ift größtentheils wie aus dem britten Stand 
erwachfen, jo auch vorzugsweiſe für venfelben beftimmt, fowohl die gelehrte und 
wiſſenſchaftliche als die fhöngeiftige Literatur. Wie die Franzoſen ihn politifch mit 
dem Bolle verwechfelt haben, fo find wir nicht ſicher, ihn literarifch mit der Nation 
zu verwedjeln. Wie unfere Schulbildung und fogar eine gelehrte Bildung weit 
verbreiter und vorgefchritten und eine gewiſſe mittlere Ausftattung in Bermögen 
und Erwerb ſehr allgemein ift, fo erfheint der fo ausgebehnte und mit den untern 
Maffen vielfältig verwachſene dritte Stand fo groß und fo überall, daß man leicht 
über ihn die Maffen vergißt, die noch hinter ihm ftehen. 

Der dritte Stand ift der natürliche Vertreter der Interefjen der Kultur und 
ber Givilifation. Die Barbarei erfchredt, die Rohheit ärgert ihn. Er ift der beweg- 
lichſte Theil ver Nation, der vielgefhäftigfte, gemwandtefte. Die abmintitrativen, 
tehnifhen, inbuftriellen Talente aller Art find voraus bei ihm zu finden. Jede 
Kunft und jede Wiſſenſchaft hat in ihm ihre Meifter und Schüler, Kenner und 
Webhaber. Das Bewußtfein der allgemeinen Menſchenwürde und der Menſchenrechte 
if in ihm befonders ſtark. Er vor allen verlangt Rechtsgleichheit, Selbftändigfeit, 
Freiheit. Er nimmt lebhaften Theil an allen Fortfchritten der Geſellſchaft. Sein 
Einfluß iſt allenthalben mächtig. Die öffentlihen Beamten find meiftens von 
feinem Fleiſch und Blut, und alle find durch feine Erziehung hindurch gegangen. In 
der Staatöverwaltung, in den Gerichten, in der Polizei ift er überall thätig, überall 
unentbehrlich. In den Kammern erſcheint er wieder ald Kontrole und ald Organ 
der öffentlihen Meinung. Die Prefie ift faft ganz in feinen Hänben, Die Geld— 
mächte gehören ihm an. Die Börfe, die Krebit- und Aftienpelulation find feine 
Sade. Es kann den Menſchenkenner nicht befremden, wenn er fieht, daß zuweilen 
der dritte Stand fi für ven herrſchenden hält. In der That, er hat in ben 
Zeiten Ludwig Philipps geherrfcht: der König felbft war ein prägnanter Ausorud 
des dritten Standes. Aber die Februarrevolution von 1848 hat ihn furchtbar aus 
jeinem Herrſcherbehagen aufgefhredt. Der wild geworbene vierte Stand ſchüttelte, 
indem er den Julithron umwarf, auch für einige Zeit die Herrſchaft des britten 
Standes ab. Diefer kann fi) wie mit der Lonftitutionellen Monardie, fo audy 
vortrefflih mit der repräfentativen Demokratie, aber nicht mit ber unmittelbaren 
Demofratie vertragen, denn im jener übernimmt er fofort bie Repräfentation und 
berrfcht wieder unter tem Namen des Demos, in diefer aber fühlt er fi von ber 
Gewalt und Rohheit der Maffen beengt und gebrüdt. In der neuen republila» 
niſchen Verfaſſung erholte er fi allmählig wieder von dem heftigen Sturz, und 
in der Nationalvertretung befam er bald von neuem das Uebergewicht. Da wurde 
er zum zweiten Mal geftürzt, und bießmal nicht durch eine Empörung ber unzu— 
frievenen untern Schichten, fondern durch einen heftigen Schlag von oben, von 
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Eeite eines Fürften, welder von feinem Beruf, das napoleontfhe Katfertfum in 
Frankreich herzuftellen, erfüllt war. Der erfte Sturz war in feinen materiellen 
Wirkungen für den dritten Stand verberblid, der zweite Schlag fügte ihm keinerlei 
öfonomifhen Schaden zu, fondern brachte ihm eher ökonomiſche Vortheile, aber er 
verlegte fein moraliſches Selbft- und Ehrgefühl viel ftärker. 

Der dritte Stand ift volllommen fähig, feine Privatangelegenheiten 
jelber zu beforgen, mit Recht fträubt er fih daher gegen tie ſtaatliche Bevormun— 
dung in biefen Dingen als gegen eine Unwürdigkeit: er verſteht aud die Ber- 
waltung in den engern Kreifen des Gemeindelebens vortrefflih, für ihn hat 
daher das Berlangen ver Selbftverwaltung (self-government) einen guten 
Grund; er ift aud zur Kontrole der Regierung und zu freier Benrtheilung des 
gefammten öffentlichen Lebens aufgelegt und gefchtdt, er darf daher einen erheblichen 
Antheil an ver Geſetzesberathung und -Feftfegung, an der Nehenfhaftspräfung in 
den Kammern anfprechen, und legt naturgemäß auf die freiheit der Preffe einen 
Werth. Auf ihn vorzüglich find bisher die Inftitutionen und Grundſätze berechnet 
worben, welde das Syſtem der fonftitutionellen Rechte und Freiheiten 
bilden, In den Beamtungen bat er fich fo feftgefegt, daß er trog aller Aus— 
ftoßungen und Vereinigungen, welche eine biftatorifhe Gewalt vorgenommen, und 
trog ber Beimiſchung und theilweifen Ueberordnuug abeliger Elemente body tie große 
Mehrheit ver Aemter inne hat. Auf die Dauer läßt fich in dem civilffirten Europa keine 
Staatsform und keine Regierung behaupten, welche dem dritten Stande nicht eine forg« 
fältige Aufmerkſamkeit zumenbet und einen wefentlihen Einfluß auf die öffent- 
lichen Angelegenheiten verftattet. Wenn die Monardie, wie Ludwig Philipp gethen, 
fit lediglich auf den dritten Stand ftügen will, fo kann leicht in der Gefahr bie 
Stüte unter ihr brechen. Als rubende Unterlage der Monarhie iſt der vierte 
Stand bei weitem ficherer für die Monarchie, als ber britte, der voll Beweglich— 
feit und VBeränderlichkeit ift. Aber wenn die Monardie den dritten Stand nicht 
refpeftirt, wenn fie ihn knechtet, ſo unterminirt er ihren Beftand und burchfreuzt 
durh taufend Wendungen und Ablenkungen alle ihre Intentionen und ihre ganze 
Wirkſamkeit. Er fcheut die offene Empörung, wenn er nicht den vierten Stand 
als Unterftügung hinter fi weiß, aber er bringt feinen politifhen Bebrüder durch 
langfame unabläffige Untergrabung zu fiherem Fall. 

So vortrefflihe Anlagen aber in dem dritten Stande find und fo adtungs- 
werth und bebeutend feine Privat: und öffentliche Thätigkeit ericheint, fo darf man 
doch nicht überfehen, daß unfere großen europälfhen Völker keine bloße Dritten- 
ftandes-Bölfer find, wie man vielleicht die Chinefen bezeichnen fönnte, und daß 
der britte Stand doch nur einen Theil des Staatskörpers befeelt. Die Erfahrungen 
ver legten Jahrzehnte haben gezeigt, daß der dritte Stand ſowohl in Frankreich 
als in Deutfhland zwar fähig ſei zur Berwaltung und fähig zur Kon- 
trole der Regierung, daß er aber nicht fähig fei, große Bölker zu 
regieren und große Politik zu üben, daß ihm wohl eine beachtens— 
werthe Stimme in dem Rathe ver Nation, aber nit das entſchei— 
dende legte Wort gebühre. Es fehlt ihm zur Herrfchaft die Hoheit der Ge- 
finnung und bie Weite und Sicherheit des politifhen Blicks, und es fehlt ihm vie 
Anerkennung und Ehrfurdt der Maflen, ohne welche die Autorität nicht durchgreift. 

Sr bedarf der Negierung nicht zu feiner Vormundſchaft und hat die Mittel, 
fi felber zu Helfen, in der Regel zu feiner Verfügung. Aber er bedarf der Obrig- 
keit über fih, als ein Theil des Volles und als ein Glied des Staates, Wenn er 
in Staate zur bloßen Bürenufratie herabſinkt und in den Geſchäften zur Krebit 


Durchſuchungsrecht. 549 


ſchwindelei fi aufbläht, wenn er an ben politifhen Fragen nur infoweit noch fidh 
betheiligt, als fie zugleich Geldfragen für ihn find und im Uebrigen ſich ven geſell— 
ſchaftlichen Genüffen und Lüften in milder Ausfhweifung oder gelangweilter Blafirt- 
beit bingibt — Züge, welde wir in den großen europälfchen Städten in entfeg- 
lichen Dimenflonen wachſen fehen — dann ift er fhwer krank, wenn gleidy er in 
üppigem Scheine fih wohlgefält: und diefe Krankheit des vritten Standes gefährbet 
die Macht und die Wohlfahrt des ganzen Staates weit mehr, als gelegentliche 
Anmaßungen und übertriebene Anforderungen bes dritten Standes im Befühl feiner 
überfprudelnden Kraftfülle die Autorität ver Monarchie bedrohen. Bei Fehlern der 
legtern Art genügt in ber Regel bie einfahe Zurechtweifung, bei Gebrechen ber 
erfteren ift eine lange und ſchwierige Heilung nöthig, bie meiftens nur im Zu— 
fammenhang mit gewaltigen Ereigniſſen und Schidfalen gelingt, durch melde der 
moralifhe Ernft und die fittlihe Volkskraft neu gewedt und angeftrengt wird. 
Am meiften trägt aber — außer den fittlihen und geiftigen Einwirkungen ber 
Religion und der Wifjenfchaft und neben ven öffentlichen Inftitutionen — bazu 
bei, den dritten Stand fortwährend in gefundem Dafein zu erhalten und bie 
franfen Anwandlungen besfelben wieder auszuftoßen, der innere Zufaumen- 
bang besfelben mit dem vierten Stande. Seine Nerven werben von Zeit zu 
Zeit überreizt und ſchwach und feine Säfte werben verbraucht und verborben, aber 
aus ber Tiefe des Volkslebens, aus dem vierten Stand , ber in feiner Derbheit 
und theilweifen Robheit no näher mit der weiten ewig frifhen Natur verbunden 
it, fteigen fortwährend frifhe Säfte in ben britten Stand auf und werben ihm 
wieder frifche, thatkräftige Muskeln zugeführt, in denen das neu beginnende Nerven- 
leben noch lange hin fid üben und wieder erholen kann. Es ift für Deutſchland 
ein großes Glüd, daß es in feinem Bauern- und in feinem niedern Bürgerftand 
noh ein ungeſchwächtes gemwaltiges Reſervoir von natürlichen Vollskräften befigt, 
aus bem ber Stand der Kultur, der dritte Stand, täglidy ſchöpft, ohne es aus» 
zuſchöpfen. vluniſchli. 


Duldung, religiöſe, ſiehe Bekenntnißfreiheit. 


Durchſuchungsrecht. 


Durchſuchungsrecht (droit de visite, right of visit and search) iſt das Recht 
einer Macht, durch ihre Kriegsihiffe Handelsfchiffe fremder Nationen auf offenem 
Meere, beziehungsweije in nicht neutralen Gewäfjern, anhalten zu laſſen, um burd) 
Einfiht der Papiere derfelben, eventuell durch Durdfuhung von Ladung und 
Schiffsraum ſich über deren völferrehtsmäßigen Charakter zu verfidern. 

Das Durchſuchungsrecht involoirt aljo ſtets die Befugniß zur Ausübung von 
Souveränetäts-, fpeciell Iurispiftionsrechten auf frembem Staatsgebiet; denn bie 
Schiffe werden jett allgemein ald wandelnde Gebietstheile desjenigen Staats be- 
trachtet, deſſen Flagge fie deckt. Cs fann daher im legten Grunde nur auf 
Einwilligung derjenigen Macht beruhen, deren Schiffe jid 
durchſuchen laffen müffen; fei es nun, daß die Einwilligung zu gegen- 
feitiger Uebung dieſes Rechtes in beftimmten Fällen ein für alle Mal gewohn- 
heitsrehtlih unter jämmtlihen Mächten feftfteht, fei es, daß bie betreffende Macht 
fih vertragsmäßig verpflichtet hat, unter gewiffen Borausfegungen eine Durd): 
ſuchung ihrer Handelsſchiffe durch fremde Kriegsfahrzeuge geftatten zu wollen. Auf 
diefe beiden Quellen ift denn aud das gegenwärtig beftehende Durchſuchungsrecht 
in ber That zuräcdzuführen, Nur im Kriege eriftirt das Durchſuchungsrecht als 
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völlerrechtliche Inſtitution; im Friedenszeiten kann ſtets nur von vertragsmäßig 
eingeräumtem Durchſuchungsrecht die Rede ſein. 

Wir wenden uns zunächſt zur Darſtellung des Durchſuchungérechts 
in Friedenszeiten auf Grund der gegenwärtig darüber beſtehenden Verträge. 

Dieſe Verträge verdanken ſämmtlich ihren Urſprung einem ſeit Anfang unferes 
Jahrhunderts hervorgetretenen Beſtreben Englands, die Unterdrückung des Sklaven- 
handels herbeizuführen. Nur mit Hülfe des Durchfuchungsrechtes glaubte England 
biefen Zwed erreihen zu fünnen. Es fuchte alfo Berträge über gegenfeitige Ein- 
räumung des Durdfuhungsrehts gegenüber des Sklavenhandels verbächtigen 
Schiffen, fowie über die Formen, unter welchen dies Recht geübt werden foll, mit 
allen Seemächten abzufhließen. Der Abſchluß folder Berträge erfhien England 
aber um fo wünfchenswerther, als es durch dieſelben eine Art Seepolizet zu er- 
langen hoffte, indem bei der ungehenren Ueberlegenheit feiner Marine die Klaufel 
ber Gegenfeitigleit für die Praxis faft illuforifh war. Aber gerade aus biefem 
Grunde fanden die Anträge Englands bei den großen Seemächten vielfahen Wider- 
ſpruch. Seit 1841 weigerte ſich Frankreich, das durd einen Bertrag vom Jahre 
1831 den Engländern eingeräumte Unterfuhungsredht, welches oft mit Brutalität 
geübt wurde, ferner zugugeftehen. Es ratificirte daher den Vertrag ber fünf Orof- 
mädte vom 20. December 1841 nicht, in weldem ein gegenfeitiges Durd- 
fuhungsredt an des Sklavenhandels verbädtigen Schiffen innerhalb beflimmter 
Breitegrade zugeftanden war. Der am 6. December 1845 zwilden England und 
Frankreich auf 10 Jahre abgefhloffene Vertrag, welcher ein ſolches Durdfuhungs- 
recht nur unter gemiflen Kautelen einräumte, ift feither nicht mehr erneuert worden. 
Dagegen gelang es England durch Bertrag vom 7. April 1862, von den Ber- 
einigten Staaten das Zugeſtändniß eines Durdfuhungsrehts an bed Negerhandels 
verbädtigen Schiffen auf 10 Jahre zu erlangen. Bis dahin hatte bie Union bie 
betreffenden Anträge Englands auf’8 Schärffte zurüdgewiefen. Wie fi aus den 
vorftehenden Nachweifungen ergibt, haben alfo jett alle Großmächte, mit Ausnahme 
Tranfreihs, England vertragemäßig das Recht eingeräumt, Schiffe ihrer Natio- 
nalität zu durchſuchen, welche des Sklavenhantels verbädtig find. Und doch ift 
das Durchſuchungsrecht in Friedenszeiten — noch in dem 4Oger Jahren der Gegen: 
ftand eifriger diplomatiſcher Beſprechung — jest faft ganz außer Uebung gelommen 
und in Bergeffenheit geratben. Zu dieſer Erſcheinung hat neben wirklicher Abnahme 
bes Sklavenhandels wohl aud der Umftand beigetragen, daß England die Ueber- 
zeugung gewinnen mußte, vie ausſchließliche Uebung ter Seepolizei feinerfeits fei 
durch das rafhe Anwachſen einiger anderer Marinen zur Unmöglichkeit geworben. 

Dingegen hat das von jeher wichtigere Durchſuchungsrecht in Kriegs- 
zeiten, zu beffen Darftelung wir uns nunmehr wenden, nod immer feine praf- 
tiſche Bedeutung behalten. 

Es beruht dasfelbe auf uraltem Gewohnheitsrecht (fhon der Consolato del 
Mare erwähnt besfelben), es ift feinem nicht aufgegeben worden und wird beibe— 
halten werben, fo lange e8 Seekrieg gibt. Denn es entfpridt in der That einem 
auf der Natur der Sade begründeten Bedürfniß. 

Die Maßlofigkeit, mit weicher es früher geübt wurbe, bie Art und Weiſe 
namentlih, wie e8 England mißbraudte, um den Handel der Nentralen zu rui- 
niren, muß jest aufhören, nachdem aud Großbritannien den Grundſatz „vie Flagge 
dedt die Ladung“ anerfannt und auf die Augrüftung von Kaperſchiffen verzichtet 
bat. Aber noch immer wirb ter Seefrieg gegen Schiffe und deren Ladung geführt, 
welche Unterthanen des feindlihen Staates gehören, und niemals können die krieg 
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führenden Mächte dulden, daß dem Feinde Kontrebandartikel zugeführt werben. 
Der heutige Seekrieg bedarf alſo des Durchſuchungsrechtes, um den Mißbrauch zu 
verhindern, welcher In ben beiden zuletzt erwähnten Rechten ben Kriegfülhrenden 
gegenüber mit ber neutralen Flagge getrieben werden kann, nämlich um zu ver— 
hindern, daß die nentrale Flagge fälfchlicher Weife von feindlihen Schiffen aufge- 
fledt oder baf unter ihrem Schuge verſucht wird, dem Feinde Kontrebanbartikel 
zuzuführen. 

Dies find denn aud in der That die Zwecke, welche mitteld des Durch— 
fuhungsrehts in Kriegszeiten bentzutage erreicht werben follen. Ein Eingriff in 
fremde Souveränetätsrehte muß babel der Natur der Sache nad freilich erfolgen, 
aber die fleigende Achtung vor den Rechten der Neutralen hat jest bie Schranken 
Ihärfer gezogen, Innerhalb welcher das Durchſuchungsrecht allein geübt werben darf. 

Es handelt fih darum, den Mißbraud der neutralen Flagge zu verhüten; 
ein folder fann und darf aber nicht vermuthet werben feitens der Befehlshaber 
von Staatsfhiffen einer neutralen Macht. Daher find folde Staatsſchiffe 
und insbefondere neutrale Kriegsfhiffe unbedingt von dem Durchſuchungsrecht 
erimirt. — In neuerer Zeit ſucht man auch die Poftvampfer als quasi-Staats- 
ſchiffe von der Pflicht, fih anhalten, eventuell durchſuchen zu Laffen, auszunehmen; 
doch Hat fich eine feſtſtehende Praris in dieſer Beziehung nicht gebildet. Es fteht 
alfo noch jest der Grundſatz feft, daß alle neutralen Handelsſchiffe dem 
Durchſuchungsrechte unterliegen. Die Hebung von Jurisdiktionsgewalt auf fremdem 
Staatsgebiet ift eine Folge des Durchſuchungsrechts: daher kann dasſelbe nur 
geübt werben von Beamten oder antorifirten Bevollmädtigten ver 
friegführenden Staaten, d. h. durch die Befehlshaber von Kriegsſchiffen 
berfelben ober die Führer ber von ihnen autorifirten Kaper. 

Die kriegführenden Mächte müffen zur Geltendmahung ihres Durdfukungs- 
rechtes vor Allem vie Befugniß haben, den fremben Kauffahrer anzuhalten. 
Es geſchieht dies in der Regel durch einen blinden Kanonenfhuß, den fogenannten 
coup d’assurance, de semonce. Weigert ſich das fremde Schiff anzuhbalten, ober 
ſchidt es ſich z. B. durch Auffteden aller Segel u. f. f. zum Entfliehen an, fo 
bat der Durchſuchende das Recht, augenblidlich Gewalt anzuwenden. Doch wirb in 
der Regel zunähft nur ein ſcharfer Schuß in die Segel und Maften des reni- 
tenten Fahrzeuges gefhidt und erft dann, wenn aud hlerauf nicht angehalten 
wird, auf den Rumpf bes Schiffes felbft geſchoſſen. 

IR das fremde Schiff auf eine oder die andere Weife zum Stehen gebracht, 
fo fendet der anhaltende Theil eine Schaluppe mit wenigen Leuten an Borb bes 
betreffenden Fahrzeuges, um zunähft bie Papiere vesfelben einfehen zu 
laffen. Mandmal läßt man aud den fremden Schiffer mit den Seebriefen auf 
das anhaltende Schiff kommen, doc kann dies bei ſtürmiſchem Wetter mit Recht 
verweigert werben. 

Die Ueberzeugung, welche durch dieſe Einſicht der Schiffspapiere gemonnen 
werben fol, ift bie von dem voll neutralen Charalter der Schiffes und 
feiner Ladung. Welche Papiere Hiezu unbedingt erforderlich feten, darüber fehlt 
ed an allgemeinen Vorſchriften des pofitiven Bölferrehts. Gewöhnlich pflegen fol- 
gende vorgelegt zu werben: 1) der Schiffspaß ober Seebrief, eine öffentlihe Ur- 
kunde, welche den Nationaldaralter des Schiffes beweist; 2) die Sciffscertififate, 
ein obrigkeitliches Zeugniß darüber, wer die Eigenthümer des Schiffes find; 3) bie 
Ronofiamente (connaissements, bill of leading), des Schiffers Dokumente über bie 
Ladung; 4) die charte partie, welche ven zwifchen dem Befrachter und dem Schiffer 
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eingegangenen Kontraft enthält und beſcheinigt. — Regel iſt dabei, daß es nur 
auf die moraliſche Ueberzeugung von ber Unverfänglichleit eines Schiffes und feiner 
Ladung ankömmt, und daß nit etwa fubtile Beweisgrundſätze entſcheiden können, 

Erfheint das angehaltene Schiff feinen vorgelegten Papieren zu Folge als 
unverfänglid, fo kann ein ferneres Berfahren gegen dasſelbe nicht 
mehr ftattfinden. Der Durchſucher muß es unbehinvert weiter fegeln lafien, 
ohne ihm einen befonveren Kurs vorfhreiben zu dürfen. Die Unverfänglichkeit des 
angehaltenen Schiffes darf aber nad den Grundſätzen des heutigen Seekriegsrechtes 
nur dann bezweifelt werden, wenn bie Aechtheit der Papiere felbft in Frage ge- 
ftellt werben kann; wenn bviefelben nicht darthun, daß das Schiff mit Recht vie 
neutrale Flagge führt, daß es feine Kontrebandartifel, feine feindliden Mann» 
haften oder Depefhen an Bord hat. Nur wenn in ben angeführten Beziehungen 
fi ein dringender Verdacht ergibt, darf zur eigentliden Durchſuchung des 
Sciffsraums und der Ladung gefchritten werben. 

Die Fälle, in welchen wirklidy durchſucht werden darf, find, wie fih aus dem 
Borgefagten ergibt, alfo jegt bebeutend feltener geworven als in früheren Zeiten. 
Der Verdacht, daß feinplihes Gut an Bord des neutralen Schiffes ſich befinde, 
früher ber häufigfte, aus welchem eine eigentlihe Durchſuchung vorgenommen wurbe, 
fann jegt zu einer foldhen feinen Anlaß mehr bieten, feit der Grunbfag allgemein 
anerkannt ift, daß die Ylagge die Ladung dedt. Es fann ferner feine Rede mehr 
davon fein, daß das neutrale Echiff fih eine eigentliche Durchſuchung gefallen zu 
laffen braude, wenn ber Durchſucher die englifhe Kriegöflagge führt und behauptet, 
der Berbacht beftehe, daß englifhe Matrofen fih an Bord des angehaltenen Yahr- 
zeuges befinden. Denn die englifhe Prätenfion, folde Matrofen von Borb jebes 
neutralen Schiffes wegführen zu dürfen, verfennt ben feftftehenven völferrechtlicyen 
Grundſatz, daß die Schiffe ſchwimmende Gebiesstheile find, auf melden den Krieg- 
führenden nur unter Konfens der Neutralen Jurisdiktionsrechte zuftehen. 

In der feltener gewordenen Möglichkeit einer eigentliden 
Durdfuhung liegt aber die mefentlihfte Reform des Durchſuchungsrechts, 
welche in neuerer Zeit herbeigeführt wurbe. Denn dieſe Durchſuchung des Schiffes 
ſelbſt ift ein höchſt peinliher und widerwärtiger Aft und feſtſtehende Grundjäge 
über die Art und Weile ihrer Vornahme werben ſich ſchwerlich jemals in ber 
Praris durhführen laffen. Nur fo viel läßt fi fagen, die Neutralen haben ein 
Recht zu verlangen, daß jede Brutalität bei diefer Durchſuchung vermieden werte. 
Denn das erfordert die Achtung vor ber neutralen Flagge. 

Das Verfahren einem Schiffe gegenüber, deſſen feintlicher Charakter von dem 
Durchſucher fonftatirt wird, an deſſen Bord ſich Kontrebanvde oder feindlide Mann: 
haft befindet, ift an einem andern Orte näher zu beſprechen.*) Hier ift nur zu 
erwähnen, daß ein Schiff auch dann aufgebradht werben darf, wenn es fidh ber 
eigentlihen Durbfuhung mit Gewalt zu wiberfegen fucht. 

Seit Mitte des vorigen Jahrhunderts war namentlich Holland beftrebt, feine 
Ediffe von der Pfliht, fih durchſuchen zu laſſen, dadurch zu erimiren, daß es 
biefelben unter Convoi fegeln ließ, d. h. unter dem Schutze von begleitenden 
Kriegefhiffen, deren Kommandant auf Ehrenwort ten voll neutralen Charalter 
der betreffenden Kauffahrer verfihert. Dem Beifpiele Hollands ſchloſſen fih als 
bald Dänemark, Rußland, Frankreich an; die zweite bewaffnete Neutralität nahm 
die Eremtion convogirter Ehiffe von dem Durchſuchungsrecht unter ihre Grundfäge 





*) Pal. die Artikel „Sontrebande”, „Prijenreht”, „Seekrieg“. 
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auf. England widerfirebte natürlich auf's Heftigfte. Der Grunbfag ber Eonvoyirung 
entfpridt der Natur der Sache; der praftifhe Nugen ver Convoi's dürfte aber für 
den jegigen Schiffahrtsverlehr, deffen großer Austehnung und Maſſenhaftigkeit 
halber, ziemlich problematiſch erſcheinen. 

Schließlich fei neh bemerkt, daß das Durchſuchungsrecht natürlich nur in den 
Bewäffern der kriegführenden Parteien, ſowie auf offener See 
geübt werden darf. Der Ausübung biejes Rechts auf neutralem oder befreunvetem 
Gebiete fteht der Charakter desjelben als kriegeriſche Maßregel entgegen. 

Literatur: Hefiter $ 16769. Bluntfhli, Modernes Bölferreht, $ 352 
u. Anm. $ 819 —826. Ortolan, Diplomatie de la mer. 1. 235 ff. 411, 422 fi. 
Il. 250 fi. Strand. 


E. 


Ebenbürtigkeit, ſiehe Mißheirath, Stände. 
Ehe. 


1. Begriff. Die Ehe iſt die Grund- und Centralinſtitution der Familie. 
Aus ver Ehe erwähst bie wohlgeorbnete Familie. Es war ein grobes Mißver- 
ſtändniß vieler Naturrehtslehrer, die Ehe für ein bloßes und gar ein obligato- 
riſches Bertragsverhältniß zu erflären. Die Ehe iſt voraus ein perfön- 
liches Familienverhältniß. Wie die Eine Menfchheit im Großen in bie 
beiden Gefchlechter getheilt ift, fo wird die Verbindung der beiden Geſchlechter in 
der Ehe zur Einheit individuell dargeftelt. Ihre Wefen ift die perſönliche Er» 
gänzung von Mann und Frau, die nur zufammen bie volle Menfchennatur 
offenbaren. Die einzelnen Leiftungen und insbefondere die vermögensrechtlichen 
haben nur eine felundäre Bedeutung. Indem die Natur am bie Bebingung biefer 
individuellen Geſchlechtsverbindung die Fortpflanzung de3 Menſchengeſchlechts ge- 
bunden bat, hat fie zugleih den Trieb und das Bebürfniß dazu in ben Körper 
gelegt. Infofern hat die Ehe eine natürlihe Grundlage, aber die Ausbildung 
des Inftituts felber und die Erfüllung der Ehe im einzelnen Fall tft doch weſentlich 
das freie Werk des Menihen. 

Die Ehe ift voraus Gejhlehtsverbindpung und die Geſchlechter er- 
ſcheinen körperlich. Infofern ift vie Ehe ein irdbifh-menfhlihes Berhältnig, 
das wit dem Tode untergeht, denn ver Tob löst mit dem Körper auch das Ge- 
fhleht auf. „Im Himmel wird nicht gefreit”, lehrte auch Chriftus, 

Die Ehe ift ferner Rechtsverbindung der Ehegatten. Was das deutſche 
Wort Ehe (Ewa) — Recht und Bund ausdrüdt, bezeichnet ihren vollftändigen 
Sharalter. Darauf allein beruht ihre Unterfhied von dem Konklubinat, und 
ihre Erhebung über den Kontubinat, Als ſolche wirkt die Ehe aber audı dann, 
wenn ihr die fittlichen oder religiöfen Eigenfhaften fehlen, welche ihr Ideal fordert. 
Für das Leben ift diefe Rechtsverbindung aber nur eine nothwendige Vorbedingung, 
nit die Hauptfahe. Vielmehr ift diefe in der vollen Lebensgemeinſchaft 
der Ehegatten zu ertennen. Die fittlidhe Bedeutung der Ehe, die fi in der 
ehelichen Liebe, Treue, Sorge äußert, ift viel reicher und inhaltsvoller als ihre 
juriftifhe Seite. Bon Alters her haben es die Kulturvölfer geliebt, die Ehe auch 
als eine religiöfe Gemeinfhaft zu betrachten und ihren engen Verband durd) 
die Weihe der Religion zu heiligen. Die fittlihe und die religiöfe Wirkung der 
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Ehe entziehen fih aber großentheilt dem ıchhilihen Zwang, und es offenbart ſich 
in ihnen mehr noch die ſeeliſche als die Förperliche Lebensgemeinfhaft der 
Ehegatten. 

II. Geſchichte. Die nieberfte Form des Geſchlechtsverbandes findet ſich 
heute noch bei manden farbigen Wilden in Afrifa, Aflen und Amerika. Wir 
fönnen fie höchſtens wilde Ehe heißen. Sie erhebt fi wenig über die Begat- 
tung ber Thiere und ift von dem Konktubinate noch nicht ſcharf geſchieden. Sie ift 
eine,Berbinbung ohne Würde, ohne Freiheit, und hat noch feine eigentliche Rechts- 
geftalt. Die Willkür herrfht vor. Meiftens behauptet der Mann babei bie ent⸗ 
ſcheldende Stellung. Er fauft oder ranbt Frauen, wo er will und fo viele er will. 
Er zwingt fie zu feinem Dienft und nöthigt fie, für ihm zu arbeiten. Er braudt 
und verachtet fie und entläßt fie, wenn er ihrer überbrüffig geworben ifl. Ge— 
legentlich gibt er fie aud dem Gafte zum Gebraud, ober veräußert fie an einen 
andern Mann. Berbreiteter ift bier die Bielweiberei (Polygynie),. Zumellen 
fommt aber aud die Bielmännerei (Polyandrie) als Yorm ber Polygamie 
vor. Dann fehen wir eine Frau über mehrere Männer als über ihre Knechte 
despotiſch verfügen. Bei einigen wilden Stämmen kommt fogar eine wedhfel- 
fettige Geſchlechtsgemeinſchaft vor, welhe die Einheit des Haufes unmöglich 
macht und die Fortpflanzung der Familien gänzlich verwirrt. 

Die höheren Bölfer ver lichteren Rafſen haben von jeher die Ehe höher ge- 
[hägt und von dem Konfubinate gefchieden. Bei vielen aftatifhen Völkern 
aber wird nicht blos das Nebeneinanverbeftehen von Ehe und Konkubinat erlaubt, 
fondern die Ehe felber mit mehreren Frauen geftattet. Auch bet folden Bölkern, 
deren Geſetzgebung urfpränglih die Di onogamie begünftigt hatte, ftellte ſich fpäter 
ein Zug zur Bolygamie ein. Allerdings ift jene thatfählih au im Orient 
verbreiteter, aber nur, weil es ben Männern aus den untern Klaffen ſchwer wird, 
mehr als Eine Frau und deren Kinter zu ernähren, fo daß nur die Reicheren und 
Mächtigeren mehrere Frauen halten. Aber die Mehrweiberei gilt dort als das 
wünſchenswerthere Berhältniß. Am meiften hat für den Sieg der Polygamie 
im Orient der Koran gewirkt, welcher den Gläubigen geftattet, bis vier Frauen 
und überdem eine beliebige Anzahl von Kebsweibern zu halten (IV. 3.). Da ber 
Islam dem Manne aud die Eheſcheidung jehr erleichtert, fo wird feiner Wolluſt 
faft feine Schranfe gefegt. 

In den muhammedanifhen Reihen können wir die verberblihen Folgen ver 
Polygamie veutlih wahrnehmen. Die Ueberlegenheit der Europäer beruht zum 
größern Theil auf ihrer Monogamie. Die Polygamie erniedrigt den Begriff der 
Ehe, indem fie die finnlihe Seite derfelben vornehmlich berüdfichtigt und bie 
moraliihe Seite zurüdvrängt. Die Würbe der Frau fann fi nicht entfalten, bie 
Frauen werben nur für die Genüffe des Harems erzogen, ihr Geift vernadläfftgt. 
Dadurch wird die Wechſelwirkung zwifhen Mann und Frau gelähmt, und ber 
Antheil, den die gebildete Frau als Gattin an dem Leben des Mannes, als Mutter 
an der Erziehung der Kinder hat, abgefhwäht. Die Haremswirthfhaft entfittlicht 
die Frauen und entnerut bie Männer. 

Eine eigenthümlihe Anfiht von der Ehe zeigt fih in China. Die hine- 
ſiſche Ehe ift wefentlih monogamifh. Aber dem Mann ift geftattet, neben der 
Ehefrau, die mit ihm dem Hausvater als Hausmutter an ber Spike bes 
Hauſes fteht, Kebfinnen zu halten, deren Kinder dann als Kinder der Ehefrau 
gelten. Die Mägde dienen fo der Hausfrau, indem fie für biefelbe Kinder tragen 
und gebären. Das Uebel der unehelihen Zeugung wird fo gemilbert. 
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Die harakterifiifhen Merkmale ver höhern europäiſchen Eivilifation 
find: 1) die entſchiedene Verdrängung der Polygamie durh die Monogamte; 
2) die Würdigung der Frau auch in moralifher und rechtlicher Beziehung als 
Genoffin des Mannes; 3) die Befreiung ber Frau aus ben Banden bes 
Harems und des Haufes und die Theilmahme derfelben an dem gefelligen 
Leben; A) bie Berwerfung des Konkubinates neben der Ehe; 5) die reli- 
giöfe Heiligung und 6) die rehtlihe Durchbildung ber Ehe. Nur 
fiufenwelfe und nicht ohne große Kämpfe wurden dieſe Fortfchritte gemacht: und 
die thatſächlichen Zuftände waren und find oft fehr weit zuräd Hinter den aner- 
fannten ©efegen der Moral und des Rechts, 

Die hellenifhen Sitten bilden den Uebergang aus dem Syſtem bes 
Drients in das bes Occidents. Die hellenifche Ehe tft monogamiſch; aber bie 
Beibergemeinftaft wurde fogar von ven Philoſophen unter Umftänden gebilligt 
und fogar in When war die feinere weibliche Bildung eher bei den Hetären zu 
finden. 

Die Römer legten mehr Werth auf weibliche Keufhheit und Ehre, und 
verftatteten der Frau zugleih mehr Freiheit. Die römifche Ehe war firenger mono» 
gamiſch als die griechiſche Ehe. Die römifche Jurisprudenz erflärt die Ehe als 
„Berbindung von Dann und Fran, als Gemeinſchaft alles Lebens, des göttlichen 
und menſchlichen Rechts“ (L. 1 D. de ritu nupt). Aber die Genoſſenſchaft der Frau 
mit dem Manne ift doch nur im Princip anerfannt, noch nit in ihren Konſe— 
quenzen durchgeführt. Das ältere römische Recht übertrieb das Recht des Ehemanns 
und machte bie Frau zu einer vermögenslofen Untergebenen, ähnlich einer Tochter 
In der Hausgewalt des Baterd. Das fpätere Recht ſtellte Mann und Frau faft 
wie zwei fremde Berfonen einander gegenüber. 

Im Mittelalter wirkten germanifche und chriſtliche Ideen auf bie Ehe 
ein. Die Germanen fahen in der Ehe nicht blos eine Geſchlechtsverbindung, fon« 
dern innigfte, das ganze Leben ber Ehegatten burdbringende Gemeinfhaft. Die 
Frau wurde vollftändig Genoffin des Mannes in Glück und Unglüd, in Ber 
mögen und Wirthſchaft. Die Scheitung war erlaubt, aber felten. Das Chriften- 
ihum betonte neuerdings das Ideal der monogamifhen Ehe, welche bei ven Juden 
trog ber Mofaifchen es welche die Polygamie erlaubte, durch die Sitte 
zur Regel geworden war, und bob das religiöſe Moment entſchiedener hervor, 
Ehriftus felber hatte die Scheidung zwar nicht verboten, aber ernft davor gewarnt, 
wenn micht Ehebruch dazu veranlafie. Die Kirche erflärte tie Ehe für ein Safra- 
ment und trat ber Scheibung fchroffer entgegen. Während des Mittelalters gewann 
auch die fpiritualiftifhe Neigung zur „Bekämpfung bes Fleifhes" Macht, und bie 
Ehelofigfeit wurbe von der Kirche höher geihägt als die fahramentale Ehe. Die 
Ehehinderniffe wurden verfhärft und ausgedehnt und dem Klerus geradezu das 
Cöolibat zur Pfliht gemacht. Allmählig erlangte die Autorität der Kirche das 
Uebergewicht und verbrängte durch das Fanonifhe Recht und das Umfichgreifen 
der geiſtlichen Gerichtsbarkeit die weltliche Geſetzgebung und bie weltliche Ge⸗ 
richtsbarkeit in den Lebensfragen des Eherechts. 

So kam es, daß die Ehe zu einer ausſchließlichen Laheninſtitution ge— 
macht wurde und trotzdem ihre Ordnung den Lalen entzogen und unter die Obhut 
des ehelofen Standes ver Geiftlihen geftellt wurde. 

Erft die reformatorifhen Kämpfe des 16. Jahrhunderts brachten wieder eine 
Wendung. Die Reformatoren griffen den Gölibat ver Geiftlihen und bie päpft- 
lihen Defrete über das Ehereht an. Luther erklärte die Ehe für ein „weltlich 
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Ding". Die religiöfe Form der Ehe wurde von ben Proteftanten noch entſchiedener 
als von der fatholifchen Kirche gefordert. Die Trauung allein follte die redht- 
mäßige Ehe begründen; aber im Uebrigen wurde ber individuellen Freiheit wieder 
mehr Schug gewährt, die Scheidung neuerdings geftattet, die weltliche Geſetzgebung 
und Rechtspflege anerfannt, zunächſt freilich in Anlehnung an die religiöfen An- 
fihten und die Zeugniffe der heiligen Schrift. 

Zunädft ſchien es, als ob bier nur ein Streit der beiden Konfeffionen 
vorliege, und dem katholiſchen ein proteftantifches Eherecht entgegengefegt werde. 
Aber almählig Härte es fih auf, daß ein tieferer Gegenfag vorliege, zwiſchen 
Staat und Kirche. Auch in den katholiſchen Ländern lernte der Staat wieder 
feine Rechte fennen und üben. Zuerft in Frankreich, fpäter aud in Defter- 
reih und in Deutfhland wurde ber bürgerliche Charakter der Ehe wieder 
unterfbieben von dem kirchlichen. Das tridentiniſche Koncil (1545 —1563) 
erneuerte unb revibirte die fatholifche Gefetgebung; und im Großen wurde dieſelbe 
in den fatholifhen Ländern anerfannt. Aber ver Staat verzichtete nit mehr auf 
fein Recht, auch das Eherecht zu orbnen und zu handhaben. Nah und nad machte 
er davon einen freieren Gebraud). 

Der Code Napoldon erkannte die fogenannte Civilehe, d. h. bie 
bürgerlide Form der Ehefchliegung als nothwendig an und überließ bie religiöfe 
Seite der Ehe und damit die firhlihe Trauung lediglih dem Gewiffen und dem 
freien Willen. In unferm Jahrhundert hat diefe ſchärfſte Ablöfung des Eherechts 
von den kirchlichen Formen in vielen Ländern die neue Gefeggebung beftimmt. 
Ein Verſuch des öfterreihifhen Konkordats vom 18. Auguft 1855, die fird- 
lihe Chegerihtsbarkeit herzuftelen, der in dem öfterreihiichen Chegefeg vom 
1. Januar 1857 feine Bollziehung fand, ift dur den politifhen Umfhwung im 
Jahre 1867 wieder befeitigt worden. 

Auf die Entwidelung des heutigen Eherechts hat neben der politifchen Rich— 
tung der Zeit aud die Philofophie einen erheblichen Antheil. Die naturredt- 
lihde Schule des 18. Jahrhunderts ſah von tem Glauben völlig ab und war 
fogar geneigt, die Ehe als freies Vertragsoerhältnig aufzufaffen. Das preußiſche 
Landredt von 1794 ift aus naturrehtlihen und proteftantifhen Gedanken, aus 
weltlihen und kirchlichen Elementen gemifdt. 

III. Berhältniß von Staat und Kirde. Nod gelten in bemfelben 
Lande, unter demfelben Bolfe, unter ven Bewohnern Einer Stadt und auf gleicher 
Kulturftufe fonderbarer Weife verſchiedene Eherechte. Der Oegenfag der Konfeffionen 
wirft bier noch fort. Die Gefeßgebung ſchwankt noch zwiſchen verſchiedenen Mei— 
nungen und Richtungen hin und her. 

Die heutige europäiſch-civiliſirte Welt iſt einig: 1) daß bie Ehe eine mono- 
gamifche Geſchlechtsverbindung fei. Sie verwirft die Mehrweiberei und bie 
MWeibergemeinfhaft. Sie duldet auch nicht die Kebfinnen neben der Ehefrau im 
Haus; 2) daß die Ehe eine Genoffenfhaft fei der Frau mit dem Manne. 
Sie iſt daher der Ehe zur linfen Hand als Ungenofjenehe abgeneigt und läßt 
fie nur aus politiihen Motiven bei dynaſtiſchen Perfonen zu; 3) daß die Ehe nid 
ein bloßes Konvenienzverhältniß fei, fondern in dem Eherechte auch fitt- 
lie Rüdjihten zur Geltung fommen, und das Intereffe der fonfolidirten Fa - 
milie einwirke; 4) daß die Ehe ein bürgerlihes Rechtsverhältniß fei 
und zwar nicht blos mit Bezug auf das Güterreht der Ehegatten, fondern mit 
Rüdfiht auf das Yamilienverhältnig der Ehegatten und der Kinder und das ge 
fammte Erbrecht. Damit ift aber das Recht des Staats zur Ehegefep- 
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gebung und Ehegerihtsbarkeit gegeben. 5) Ebenfo muß aber aud der 
Kirche zugeftanden werden, daß fie über die religiöfe Seite der Ehe ihre Mei- 
nung babe, und diefelbe mit kirchlichen Mitteln zu reinigen fuhe. Ob die Ehe 
ein Saframent fei oder nicht, ob der Segen des Geiftlihen zu gewähren oder zu 
verweigern fei, ift eine Kirchen-, feine Staatsfrage, eine Gewiſſens-, feine Rechts— 
frage. 6) Endlich ift e8 naturgemäß, daß die Kirche mehr das Ideal einer Ehe 
vor Augen babe, der Staat dagegen mehr die Realität des wirklichen Lebens, 
Die religiöfe Moral fordert die Ehe, wie fie fein foll, das Recht nimmt fie, 
wie fie ift. Daher bleibt das Zwangsrecht des Staats zurüd hinter den Idealen 
der volllommenen Ehe. Auch Chriftus hat diefen Gegenfag vollſtändig anerkannt 
und feine Zwangsgefege über vie Ehe erlaffen. 

Gegenwärtig wird das Ehereht nod nad zwei verfhiedenen Syſtemen ge- 
ordnet: 1) nah dem fonfejjionellen, fo daß in einigen wefentlihen Be— 
ziehungen (Form ver Eingehung, Ehehinverniffe, Scheidung) für Katholifen und 
Proteftanten ein verfchledenes Recht gilt; ebenfo für griechiſch-katholiſche Chriften, 
für Juden und Mohnmmebaner; 2) nah gemeinem weltlih-bürgerlichem 
Recht, ohne Unterfhied der Konfeffion und für alle PBrivatperfonen in gleicher 
Weife gültig. Die Zukunft gehört diefem zweiten Syſtem. Wohl fann e# dann 
gejchehen, daß der Staat eine Ehe für möglich und rechtsgültig erflärt, welche die 
Kirche als moralifh unzuläffig betradhtet, und daß ber Staat eine Scheidung an- 
erfennt, melde die Kirche als fündhaft erklärt. Aber ſolche Konflikte find überall 
unvermeidlih, wo Recht und Moral als zwei Gebiete einander gegenüber ftehen. 
Auf dem erftern Gebiete herrfcht der Staat allein, auf dem legtern fann die Kirche 
fi mit Freiheit bewegen. Damit ift auch der Konflift ungefährlich gemacht und 
es den Individuen frei geftellt, fi zurecht zu finden. Die Bevölkerung kann das, 
wie die Wahrnehmung zeigt, daß faft alle Ehegatten, wo bie Eivilform nothwendig 
ift, Hinterbrein freimillig die kirchliche Trauung vollziehen. 

IV. Eingehung der Ehe. 1) Grundbebingung ift der freie Wille ver 
Verlobten. In diefem Sinne ift der römiſche, von dem fanonifchen Rechte aboptirte 
Rechtsſatz: Consensus facit nuptias, wohlbegründet. Jeder Zwang zur Ehe, aud) 
der der Eltern oder der Obrigkeit, ift unzuläffig. 

2) Daneben fommen die Ehehinderniffe in Betradht, fowohl tren— 
nende, welche die Gültigfeit der Ehe zerflören, als auffhiebende, melde 
Schwierigkeiten bereiten, die zu überwinven find. Aus dem Wefen der Ehe werben 
abgeleitet: a) Lediger Stand der Ehegatten. Die mit Recht geihiedenen Ehe— 
gatten find ledig. b) Zu nahe Verwandtſchaft ift ein Ehehindernig. Im 
Mittelalter wurde dieſes Ehehinverniß über die Mafen ausgedehnt, auf alle Bluts- 
verwandtichaft und die Schwägerfhaft. Innocenz III. ermäßigte vasfelbe bis zum 
vierten Grade kanoniſch⸗deutſcher Berechnung. Das tridentinifhe Koncil beſchränkte 
dasfelbe auf die zwei nädften Glieder (Geſchwiſterkinder). Manche nenere 
Rechte Taffen die Ehe aud unter Gejchwifterfindern au und verhindern in ber 
Schwägerfchaft die Ehe nur in der aufe und abfteigenden Linie (Schwiegereltern 
und Kinder). Die fogenannte geiftlihe VBerwandtfhaft ver Pathen mit dem Täuf- 
lingen hat im bürgerlichen Rechte feine Wirfung. ce) Alter, Unmünpigfeit 
macht unfähig zur Ehe; viele Gefege fordern aber für den Mann nicht blos Ge— 
ſchlechtsreife, fondern ein Alter von mindeſtens 18 oder 21 Jahren. d) Ver— 
ſchiedenheit der Konfeffion ift kein rechtliches Hinderniß der Ehe. Der 
moderne Staat hat die Pflicht, die fogenannte gemiſchte Ehe (zwifchen Katho- 
ten und Proteftanten) wider kirchliche Chikanen zu fügen. Allerdings hat bie 
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gemifchte Ehe manderlei Bedenken: vie eine konfeffionelle Gemeinfhaft unter dem 
Ehegatten befteht nicht, und ver Gegenſatz kann ſich in den Kindern wiederholen 
und fortpflanzen. Aber dieſe Mängel und Schwierigkeiten find nicht fo erheblich, 
um die Ehe felbft zu hindern, Sie find nicht größer ald andere Gegenfäge des 
Charakters, des Geiftes, der Bildung und des Berufs, der Anfihten und Rei» 
gungen überhaupt. Wenn der Freidenker mit einer orthodoren Frau zufammen 
leben kann, fo Fönnen es noch eher der proteftantifhe Mann und bie katholiſche 
Frau. Eine Nation, wie vie deutſche, die konfeſſionell gefpalten ift, muß die Eini- 
gung, wie im Staate, fo aud in der Ehe, forgfam bewahren. 

Andere Ehehinderniffe haben in der fittlihen Ordnung der Familie 
ihren Grund, wie insbefondere die Zuftimmung der Väter für Minderjährige noth- 
wendig und in manden Rechten aud die Begrüßung der Eltern für Volljährige 
vorgeſchrieben ift. Keinenfalls aber darf die legtere Vorſchrift zur Willkür der Eltern 
führen, eine Ehe zu verhindern. 

Endlich find oft auch im Interefie ver Gemeinden, befonders mit Rüd- 
fit auf deren Pflicht zur Armenunterftügung, Chehinderniffe gefhaffen worben. 
In vielen deutfhen Staaten warb früher ein beftimmtes Vermögen oder der Aus- 
weis gefordert eines gefiherten Nahrungsftandes, oder der Anſäſfigkeit oder bes 
Dürgerrehts in der Gemeinde; in Bayern war fogar der Gemeinde ein abſolutes 
Bero eingeräumt im Widerfpruh mit dem natürlihen Mecht der Individuen, fich 
durch die Ehe zu verbinden und zu ergänzen. Das norddeutſche Bundesgefeg vom 
4. Mai 1868 hob alle diefe Beſchränkungen gänzlih auf. Dagegen dauern noch 
manche beengende Vorſchriften fort für die ftehenden Heere, Beamte, Geiftliche 
und Lehrer. 

3) Die Form der Eheſchließung fol den ehelihen Willen ver 
Berlobten deutlih machen (Verbot der Stellvertreter), die Eriftenz ber Ehe 
befannt geben (Deffentlichfeit der Heirath, Verbot der heimlichen Ehe, welche 
die Sicherheit der Yamilie gefährdet) und den Anfangsmoment firiren. 
Mit Rüdfiht darauf hatte die Sitte der meiften Nationen die Hochzeitfeierlichleiten 
eingeführt. Die Heirath ift vorzugsweife „hohe Zeit“. Indeſſen gelang es nur 
almählig, die heimlihe Ehe zu verbrängen. 

Wir haben zur Zeit vorzüglich zwei Formen der Eheſchließung: a) bie fird- 
lie Trauung durch den ordentlihen Pfarrer oder deſſen Stellvertreter 
vor Zeugen. Das tridentiniihe Koncil fordert nur die Erklärung vor dem 
Pfarrer und zwei Zeugen und betradtet die kirchliche Segnung nur als 
wünſchbar, nicht als nothwendig. Die proteftantifhen Rechte fordern bie aftine 
Mitwirkung des Geiftlichen (preußiſches Syſtem). b) Die bürgerlide Form 
der Erklärung vor dem Bürgermeifter (Maire), d. h. dem Civilftands- 
beamten (Napoleoniſche Eivilehe). In ven meiften Ländern ift diefelbe als obli- 
gatorifch anerkannt, in andern nur ald falultativ. Das engliſche Recht hat 
bie Trauung als Regel, die Eivilform als Ausnahme. 

Die bürgerlihe Form ift vorzugsmeife in fatholifhen Ländern in neuerer 
Zeit eingeführt worden, um den Anſprüchen des Klerus leichter zu begegnen. Die 
Sonberung des Rechts von der religiöfen Bedingung wird durd fie vollzogen. 

V. Trennung der Ehe, Die Ehe wird für's Leben abgeichloffen. Der 
Tod ift daher ihr maturgemäßes, aber auch nothwendiges Ende. Das fanonifche 
Recht hat die ideale Forderung der Unauflöslichkeit der Ehe zu einem abfo- 
luten Rechtsſatz erhoben, ohne NRüdfiht darauf, daß manche wirklihde Ehe dem 
Ideale nicht entſpricht. Es geftattet nur eine äußerlide Trennung zu Tiſch 
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und Bett, nicht aber die Löſung des falramentalen Bandes der Ehe. Den prak⸗ 
tiſchen Schwierigkeiten fuchte die kirchliche Gerichtsbarkeit daburd zu begegnen, daß 
fie e8 vorzog, eine Ehe, deren Trennung verlangt wurbe, zumal von mächtigen 
Perfonen, Hinterprein ald von Anfang an nichtig zu erklären. Die zahlreihen 
Ehehinderniffe gaben dafür manderlei Anhaltspunkte. Die Vorſchrift des kanoniſchen 
Rechts iſt von der bürgerlihen Geſetzgebang vielfältig für die Katholiken aufge- 
nommen worben, Sogar der Code Napoldon, welcher die Scheidung verftattet 
hatte, ift in der Reftaurationgzeit von 1816 wieder in die Ältere Gebundenheit 
zurüd geſchraubt worden. 

Dagegen haben die proteftantifhen Eherechte die volle Scheidung, vor- 
ans wegen Ehebruchs, dann auch aus andern erheblichen Urfachen, aber immer 
nur unter gerihtliher Mitwirkung geftattet. 

Die Aufgabe der modernen Geſetzgebung ift es, auch dieſe Frage in allge- 
mein verbindlicher Weife nad natürlichen Grundfägen zu ordnen. Allerdings ent- 
ſpricht eine völlig freie, willfürlihe Scheidung, wie fie das römiſche Recht 
zugelaffen hatte, unfern heutigen fittlihen Begriffen nicht mehr. Die Würde ver 
Ehe und große Gefahr für die Sicherheit der Familie und die Geſellſchaft, welche 
durch bie willtürlihe Scheidung bewirkt wird, machen vie Prüfung der Scheibungs- 
urfahen und die Beſchränkung der Scheivungen auf Ausnahmsfälle nothwenpig. 
Daher die Nothwendigkeit eines gerihtlihen Scheidungsurtheils nad 
vorheriger Prüfung des Falls. 

Wenn aber der Staat ſich überzeugt, daß gemügende Urfahen vorliegen, um 
die Trennung der Ehe zu begründen, dann zwingt er die Ehegatten nit, die Ehe 
fortzufegen, fondern fpriht die Scheidung aus. Das Recht der individuellen 
dreiheit überwiegt dann wieder das Recht der Ehe. 

Das weltliche Recht beachtet vor allen Dingen die natürliche Eriftenz. Ift 
die konkrete Ehe eine gejunde und fittlihe, fo kommt die Scheidung nidt in 
Frage. Nur wenn fie innerlich zerrüttet, wenn fie ald Ehe unmwahr geworben ift, 
wird diefes thatſächliche Verhältniß, welches der Staat zu beffern nicht die Macht 
bat, anerlannt. Das Princip der ftaatlihen Scheidung ift demnach: Wenn bie 
Ehe im einzelnen Fall innerlih gebroden ift, und ver Bruch unbeilbar 
eriheint, wenn die ehelihe Gefinnung zerftört ift, dann wirb dieſer unfelige Zu- 
Rand auf Begehren zunähft des unſchuldigen Theils berüdfichtigt, und dieſe Ehe, 
die aufgehört hat, eine wirkliche zu fein, aud vor dem bürgerlichen Rechte ala 
eine unwirkliche gelöst. Die Scheidung iſt zwar immer ein Uebel, aber unter Um— 
fländen ein nothwendiges Uebel. Würde unter jener Borausfegung die Fortdauer 
der Ehe noch feftgehalten, fo wäre diefelbe doh nur eine Fiktion, denn eine 
Ehe ohne alle Lebensgemeinfhaft ver Ehegatten ift feine Wahrheit mehr. Die 
wechielfeitige Ergänzung der Geſchlechter hat aufgehört, unb damit ift das eigent- 
lihe Weſen ver Ehe, welches doch wichtiger ift als ihre Form, vernichtet. 

Det eigentlihe Ehebruh nimmt dann die erfte Stellung ein. Die aus- 
ſchließliche Beachtung des Ehebruchs ift aber ein Zeichen, daß die finnlihe Be- 
trachtung der Ehe noch vorherrfcht. Die Ehe ift aber nicht blos Geſchlechtseinigung, 
fie iſt perfönliche Lebensgemeinfhaft, und kann daher durch andere Störungen, bie 
mit den geſchlechtlichen Beziehungen nichts zu fchaffen haben, ebenfo im tiefften 
Grunde erſchüttert werben. Böswillige Berlaffung, lieblofe Behandlung, felbft ein: 
dauernde Unverträglichleit der Charaktere, Ehrverluft oder Wahnfinn können bie 
Ehe ebenfo innerlich zerftören. 

Beſſer als die bisher geübte kaſuiſtiſche Aufzählung der Scheibungsurfachen 
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wäre eine beflere Organifation der Ehegerichte. Würbe aus ehrbaren Ehemännern 
eine Jury gebildet, melde je im einzelnen Fall die Frage beantworten würde, 
ob binreihender Grund zur Löfung der Ehe vorhanden fei, jo könnte man einem 
folhen Geriht wohl die Handhabung des Eherechts und den Sprud über vie 
Zuläffigfeit der Scheidung ohne Gefahr für den Ernft und die Würbe der Ehe 
anheim geben. Bluntſchli. 


Ehre. 


Die ariſchen Völker und unter dieſen voraus die Germanen haben von jeher 
auf die Ehre einen fehr hohen Werth gelegt. Alle Ehre hat etwas Ideales, fie 
ift gleichfam die YWusftrahlung des perfönlihen Werthes, der Wieder- 
fhein ver perfönliden Würde. Alle Ehre ift etwas höchſt Perfönliches und 
fegt Eigenjchaften der Perfon voraus, welche als gut und vorzüglih gefhägt wer- 
den. Da die Ehre urfprünglid in dem Selbſtgefühl der Berfon von ihrem 
Werthe, und erft im zweiter Linie in der Anerfennung diefes Werthes durch 
Andere offenbar wird, fo entwidelte fi der Ehrbegriff vorzugsweife unter männ- 
lich gearteten Nationen. War derfelbe aber einmal lebendig geworben, dann fonnte 
fih die Werthſchätzung je nad den Nüdfihten, welche als maßgebend betrachtet 
wurden, auch mannigfaltig geftalten. Sie konnte fid) ſowohl in ber Form ber 
Selbftahtung als in der Anerfennung Unterer bald an dieſe, bald an jene Bor- 
züge halten und deren Werth auch finfenweife höher ſchätzen. Hatte ferner die 
Ehre einen idealen Glanz, jo konnte je nad Umftänven, wenn jene Vorzüge auf 
hörten, oder eine Berlegung eintrat, die Ehre verdunkelt over ausgelöſcht 
werden. Je höher die Eivilifation flieg, um fo mehr befam vie Ehre einen gei- 
ftigen Ausdruck; aber gerade deßwegen ift fie von dem Recht nur ſehr unvollfländig 
zu erfahren und zu fhügen; denn das Recht kann fih nur mit den Dingen ab- 
geben, melde auch finnlihd wahrnehmbar umd gewiffer Maßen greifbar fin. 

Während des Mittelalters noch war der Begriff der Ehre angelehnt an ben 
bes perfünliden Standes und Standesrehts. Die Ehre des Edelmannes 
galt höher als die des einfach freien Mannes, die des Fürften höher als bie bes 
Ritters. Der Unfrete litt Mangel an Ehre wie an Recht. Wer daher fein Recht 
verlor, der verlor damit zugleich feine Ehre. Der äuferfte Verluft, den Jemand 
erleiden konnte, war die Echtlofigfeit, d. h. der Zuftand eines Geächteten (ex- 
lex). Wenn über einen Angeklagten ſchließlich die Acht ausgeſprochen wurbe, fo 
wurde er aus dem Frieden in ben Unfrieven, aus dem Recht in das Unrecht, aus 
der Ehre in die Unehre verfegt. Jedermann durfte ihn umgeftraft beleidigen, miß⸗ 
handeln, töten. Er war wie ein Wild des Waldes, aller menſchlichen Rechte 
beraubt. 

Verſchieden von der Echtloſigkeit, welche geradezu die Ehre vernichtete, war 
die fogenannte Rechtlofigkeit, welche nicht alles Recht, ſondern nur beftimmte 
Klagerechte, inebefondere auf Buße, entzog und daher die Ehre nur verminderte. 
Der Redtiofe befommt nur eine Scheinbuße, wenn er verlegt wird, und ihm find 
insbefondere die politifhen Rechte der Genoſſenſchaft und ver gerichtlichen Ehre 
entzogen. In diefen Zuftand famen im Mittelalter die unehelichen (unedhten) Kinder, 
die Kämpfer um Lohn, vagirende Mufifanten, Bettler, Diebe, Räuber und bie 
ein Verbrechen verübt, deſſen Strafe minbeftens Haut und Haar trifft (Beitfehung). 

Endlich gab es aud eine Ehrloſigkeit, die ſich mehr unfern heutigen 
Anſichten nähert und wefentlih als Folge einer unfittlihen Handlung, insbeſondere 
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bes Treubrucdhs erfcheint. Ihre Wirkungen waren vorzüglich die Unwürdigkeit zu öffent” 
lichen Aemtern und ehrbaren Genoſſenſchaften und Herabfegung ihrer Glaubwürdigkeit. 

In diefe germaniſchen Rechtszuſtände des Mittelalters wurden nun ein- 
zelne Erinnerungen und Ueberlieferungen des römiſchen Rechts hinein verwoben, 
freilich ohne rechtes Verſtändniß. Das römifhe Recht fpriht den Sklaven, wie 
alles Recht überhaupt, alle Ehre ab und unterfheidet unter ben Freien noch zwei 
Abftufungen des perfönlichen Rechts- und Ehrenzuftandes (Status), den Gegenfat 
der römifhen Bürger und der Fremden (mit ber Zmwifchenftufe ver La 
tini) und ſodann den Gegenfaß der Samilienfelbftändigen (Familien- 
bäupter, homines sui juris) und der Familienabhängigen (homines alieno 
juri subjecti), Wer aus dem familienfelbftändigen Zuftande in ben familien- 
abhängigen kommt (wie insbefondere durch die Arrogatio eines Freien, der in eine 
Adoptivfamilie eintritt), erleidet eine capitis diminutio minima, die freilih nicht 
die Ehre, fondern nur die felbftändige Stellung trifft: wer das Bürgerrecht ver- 
tiert (3. B. durch Strafe), erleidet eine capitis diminutio major, und büßt aller« 
dings in Folge deſſen wie an ben politifhen Rechten fo aud an ber palitifchen 
Ehre ein. Die capitis diminutio maxima zerftört mit ver perfönlichen Freiheit 
auch die Ehre. Diefe Abftufungen find nicht ftändifh im Sinn der Germanen, 
Aber auch das alte römifche Recht kannte gewiffe ſtändiſche Ehrenrechte, die ſich an 
bie Gegenfäge der Patricter und der Plebejer, der Magifirate und der Bürger, 
der Soldaten, der Stäbter und ber Bauern anfchloffen, aber doch nur von ganz 
untergeorbneter Wirkung waren, in der Kleidung, in ben Strafarten u. f. f. Bon 
großer, und vornehmlich politifher Bedeutung war ber Begriff ber Infamie 
(infamia), welde eintrat als Folge von manderlei Berurtheilungen theils wegen 
Verbrechen, theild wegen unwürdigen Verhaltens auch im Privatverkehr (3. B. in 
dem Gefellihaftsverhältniß), oder als Folge der Infolvenz, ber ſchimpflichen Ent« 
lafjung aus dem Heer, oder als Folge des Betriebs verädtliher Gewerbe, wie 
Schaufpielerei, Thierfampf, oder einzelner unehrliher Handlungen, wie Ehebrud,, 
Bigamie, Eidbruch, falfche Denunctation u. f. f. Die Wirkung der Infamie be- 
fand im Entzug der politifhen Ehrenrehte (des Stimmrehts und ber 
Wählbarkeit zu den Aemtern). Ueberdem waren auch bie römifhen Cenſoren 
Wächter der Ehre. Der Cenſor konnte den, der durch eine unfittlihe Handlung 
Öffentliches Aergerniß gegeben hatte, dadurch an ber Ehre ftrafen, daß er ihn, wenn 
er ein Senator war, aus ber Xifte der Senatoren ſtrich, wenn er ein Ritter war, 
ihm die Ritterwürbe entzog, und wenn er ein einfacher Bürger war, ihm eine 
Rüge (nota) ertheilte. 

Auf die moderne Entwidelung des Ehrbegriffs wirkten vorzüglich ein bie 
veränderten allgemeinern Rechtszuftände, bie Anerfennung ber Perſönlichkeit, vie 
geiftigere Erfenntniß der Ehre und mande neuere Sitte. 

Seitdem das allgemeine Menfhenreht der Perſönlichkeit und ber 
menfhliden Würde anerlannt wurbe, konnte von ber abfoluten Unehre eines 
Menſchen überhaupt nicht mehr die Rebe fein. Die Unehre der frühern Unfreien 
und ber Geächteten war damit befeitigt und auch der fogenannte bürgerliche 
Tod, ber legte Reſt der Altern Ärieblofigfeit, war unhaltbar geworben. Ebenſo 
haben mande ältere Strafarten, welde auf Beihimpfung gerichtet waren, dem 
empfinblihen Ehrgefühl der neueren Zeit weichen müffen, 3. ®. die Stellung an 
ben Pranger oder das Herumführen auf einem Efel zum Hohne ber Straßen- 
jugend, die Brandmarkung. Selbft die Prügelftrafe und das öffentliche Arbeiten 
der Sträflinge wurden großentheils aus dieſem Grunde abgefhafit. 
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Der ganze moberne Ehrbegriff wurde von der Unterorbnung unter Stanbes- 
recht und Zuſtandsrecht befreit und allgemeiner auf die menſchliche Natur 
und den fittlihen Werth gegründet. Wir unterfheiden dabei als die beiden 
Hauptarten der Ehre die allgemeine menſchliche Ehre und bie indi— 
viduelle Ehre. Die erftere lommt allen Menſchen zu, und kann wohl vor- 
übergehend verbunkelt, aber nie verloren werben, weil fie bie fihtbare Würbe ber 
Menfhennatur ifl. Der Menfh darf daher niemals als bloße Sade, wie ein 
Thier, behandelt werden; das geht wider die Menfchenehre. Immer ift feine Per- 
ſönlichkeit zu achten. 

Die individuelle Ehre folgt aus dem befonderen Werthe des Indi— 
vibuums, und iſt gleihfam der Abglanz dieſes Werthes. Wenn die menjhliche 
Ehre eine wefentlih gleihe für alle ift, fo iſt die inbivibuelle Ehre eine 
wefentlih mannigfaltige, wie die Individuen einen fehr verſchiedenen Werth 
haben. Wenn aber jene mit Sicherheit zu erkennen ift, fo ift dieſe ſchwer zu 
ihägen und der fihern Beurtheilung ſchon deshalb entzogen, weil fie großentheils 
auf den innern, nicht fihtbaren Öeiflesgaben und Charaftereigenfchaften berubt. 
Nur die menſchliche Ehre iſt daher als Regel durch das Recht zu orbnen und zu 
(hügen; vie Individualehre entzieht fih dem Rechtsſchutz und gehört. der freien 
moraliihen Würdigung an. Das Recht fann nur im Oroben gewiffe allgemein 
wahrnehmbare Eindrüde aufnehmen und fefthalten; fo vorzüglih, inbem es dem 
Leumund eines Individuums beachtet, d. h. ven Gefammteindrud, ven das Reben 
eines Individuums in der Meinung ber Nahbaren, der Genoffen, der Mitlebenden 
überhaupt wie ein Abbild feiner Ehrenhaftigkeit zurüd läßt. Der eine hat fo einen 
guten Ruf, der andere einen ſchlechten Ruf. Auch biefer Ruf trägt oft, aber er 
fann nicht völlig Überfehen werben, wenn er eine gewifle Stärfe erlangt har. Eine 
Anerkennung der individuellen Ehre burd den Staat ift in den Orden und 
andern Ehrenzeichen in Hebung. 

Nur nebenher und in untergeorbneter Welfe erfennt der moderne Staat nod 
die Zwifhenftufen an einer befondern Gefhlehtscehre (Mannesehre, Frauen- 
ehre) oder Standesehre (Dfficiersehre, Amisehre), infofern hier gewifle ehrbare 
Eigenfhaften nur von biefen Klaffen erwartet und baher auch zunächſt anerlannt 
werben, 

Auch das heutige Recht kennt no ganze Klaffen von Menfhen, deren Ehre 
vor dem Gefeg verbüftert ift und bie deßhalb als unehrbar, unehrlich gelten. 

Nicht mehr dahin gehören: die unehelih Geborenen, weil ihnen keine 
Verſchuldung zur Laſt fält, auch nicht mehr die Schaufpieler, felbft nicht 
bherumziehende Gaufler, weil das Gewerbe an fi nicht entehrt. 

Dahin gehören no gewöhnlid: die Zuhthausfträflinge, obwohl felbft 
da unterfhieden werben follte zwifchen den „unehrlichen“ Verbrechen unb benen, 
welde die Ehre nicht betreffen (3. B. Gegenfag von Mord und Todſchlag im 
Zorn, politifhe Verbrechen); häufig auch die Falliten und zuweilen fogar bie 
gerihtlih Altordirten (auch hier wären Unterfheidungen am Plag); öffent- 
lide Dirnen mit Rüdfiht auf ihr unfittliches Gewerbe. 

Ebenſo kann die individuelle Ehre in Folge ſchlechten Rufes fo herab— 
gefegt fein, daß fie zur individuellen Ehrloſigkeit (Infamie) wird. 

Die Wirkungen ber Unehrbarkeit und Chrlofigkeit find je nad Umftänden 
Berluft der politifhen Rechte, Ausfhließung aus ehrbaren Korporationen 
und Genoffenfhaften, verminderte Glaubwürdigkeit, Unfähigkeit zu ge- 
wiffen Berufsarten, 
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— Endlich kaun aud die Ehre eines Einzelnen durh Beleidigungen ver» 
legt werben. In dieſer Hinficht wirb die einfache Ehrenkränkung (Injurie im 
engern Sinn) von der Berläumdung unterſchieden. Die erftere ift eine for- 
melle Verlegung der Ehre einer Perfon, indem in unerlaubter Weife Ber- 
achtung gegen biefelbe geäußert wird, Die legtere befteht in ter Andichtung 
Beratung erregender Handlungen. 

Bei der großen Schwierigkeit, die völlig erlaubte Kritil und bie freie inbi- 
viduelle Beurtheilung von einer ftrafbaren Ehrverlegung zu unterſcheiden, zumal 
wo feinere Rüdfihten in Betracht fommen, ift man zu dem Inftitute der Ehren- 
gerichte gelommen, wenigftens in beftimmten Klaſſen, wie vorzüglih für Dffi- 
ciere. Daneben bat fi, im Gefühl der unfihern und nicht auereihenden Mittel 
der Rechtspflege no der Zweilampf in der Sitte erhalten, obwohl biefer 
noch weniger Garantie für eine richtige und verhältnigmäßige Genugthuung bietet. 


luntigli. 
Der politifche Eid. 


Der Eid ift eine feierliche, unter Anrufung der Gottheit als Zeugen der 
Wahrheit und Rächer der Unwahrheit gegebene Verſicherung. Es ift bloßer Ber- 
fiderungs- ober affertorifher Eid, wenn er nur eine ſchon eingetretene 
Thatfache betrifft; er wird zum Berfprehungs- ober promifforifhen 
Eid, wenn er fi auf künftige Leiftungen des Schwörenden bezieht. 

In der Aufgabe des Stantswörterbudhs kann es nur liegen, auf ben poli- 
tifhen Eid und die einzelnen Arten desſelben näher einzugehen; eine Darftellung 
ber Geſchichte des Eides und feiner Formen, fowie feiner Bedeutung und An- 
wendung in dem Proceß und dem Privatrecht müfjen wir uns bier verfagen. 

Die der promifforifhe Eid überhaupt, fo iſt insbefondere der politifche Eid 
von manden Schriftftellern als ein unwirffames und deshalb zugleich entfittlichen- 
des Inftitut verworfen worden. Seine Unwirkſamkett zu erweifen wird aber ftets 
unmöglich fein. So oft auch Fürſten und Unterthanen eine eidlich erhärtete Pflicht 
verlegt haben: man wird niemals ermitteln können, wie viele andere Pflichtver— 
legungen durch die Erinnerung an einen geleifteten Eid verhindert worben find. 
Die Verbreitung des promiſſoriſchen Eides unter allen Bölfern, feine Erhaltung 
unter allen Wechſeln der politiſchen Entwickelung zeugt von einem tiefgewurzelten 
Glauben an feine Wirkfamkeit, ver den Zweifel Einzelner überwiegt. Die völlige 
Abſchaffung des politifhen Eives ließe fih nur unter zwei Borausfegungen recht⸗ 
fertigen: bei einem Bolfe, in dem alles religiöſe Pflichtgefühl erloſchen, die Ehr- 
furcht vor Gott wie die Scheu vor einem rächenden Verhängniß aus allen Ge- 
mätbern verſchwunden wäre, — oder bei einem Volke, wo das politifche Pflicht- 
gefühl zu folder Vollkommenheit entwidelt wäre, daß es von religiöfen Motiven 
feine Steigerung und Befeftigung mehr zu erwarten hätte. Wo diefe Borausfegungen 
nicht zutreffen, wirb es wohlgethan fein, den politifchen Eid, ohne Ueberfhägung 
feiner Wirkjamfeit, beizubehalten und zugleich vor mißbräuchlicher Vervielfältigung 
zu bewahren. 

1) Berfaffungseid des Staatsoberhauptes. Das alte Herlommen 
deutſcher und auferbeutfcher Staaten, wonach der Fürft beim Antritt feiner Regierung _ 
die Berfaffung zu beobachten und aufrecht zu halten gelobt, ift auch in den neueren 
Grundgefegen fanktioniet. Namentlich die deutſchen Verfaſſungsurkunden haben es 
(mit einziger Ausnahme Badens) beibehalten oder angenommen. Dem Unterfhiebe 
zwiſchen fländiſcher und konſtitutioneller Monarchie entſprechend, ift biefes Gelübde 
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in früherer Zeit zumelft auf Erhaltung ver flänbifhen Freiheiten, in ben 
neueren Urkunden auf ee ber Staatsverfaffung gerichtet. So gelobt ber 
Thronfolger in Prenfen: „die Berfaffung des Königreihs feft und unverbrüchlich 
zu halten”, im Königreih Sachſen: „daß er die Verfoffung des Landes, wie fie 
zwifchen dem König und ben Ständen verabſchiedet worben iſt, in allen ihren Be- 
ftimmungen während feiner Regierung beobachten, aufrecht erhalten und beſchützen 
wolle." Beffer ift in ver legteren Formel die zweifahe Aufgabe des Staatäober- 
bauptes bezeichnet, feinerfeits verfafjungsmäßig zu regieren unb den verfafjungs- 
mäßigen Rechtszuſtand zu [hügen. 

Die Form der eidlichen Betheurung findet fi, was die größeren deutſchen 
Staaten betrifft, nur in der bayeriſchen und in ber preußifhen Berfaffungs- 
urkunde; häufiger ift die Zufiherung „bei fürftlihem Wort“ oder ein einfaches 
Berfprehen ohne Zuſatz (Großh. Heſſen). Die religiöfe Gewähr, die in der 
Eides leiſtung liegt, geht dadurd verloren. Wo die Landesgeſetzgebung zur Be— 
feftigung öffentlicher Rechtszuſtände vom Eid überhaupt Gebraud macht und dem- 
gemäß auch die Staatsbürger zur Leiftung eines Berfaffungseides anhält, da 
f&eint die Natur ver Sache zu fordern, daß das Staatsoberhaupt feine Gelübde 
in nicht minder feierliher Yorm ausfprehe. Denn in feinen Händen liegt bie 
größte Macht, Gutes und Uebles zu thun, an der Heilighaltung feiner Zu- 
fage ift das meifte gelegen. 

Das fürftlihe Gelöbniß ift in der Regel nicht ausfhlieglih ein „Ber- 
faſſungseid“; er erftredt fi häufig (3. B. In Preußen, Bayern, Großh. Heflen) 
zugleih auf die an ber Gefege. Der Eid des Thronfolgers in Preußen 
lautet vollftändig: „Die Verfaſſung des Königreihs fett und unverbrüdli zu 
halten und in Mebereinftimmung mit berfelben und den Geſetzen zu regieren.“ 
Da auch das Berfafjungsgefeß ein Gefeg iſt, fo kann biefe Formel nur den Zwed 
haben, die Grundlagen des ftaatlihen Organismus — die Berfaffung — als ben 
wichtigften und zugleich vorzüglich fhugbebürftigen Theil ver Gefeßgebung befon- 
ber# hervorzuheben: das Staatsoberhaupt gelobt, alle Geſetze, und in erfter 
Linie die Berfafjungsgefege heilig zu halten. 

Man hat die Frage aufgeworfen, ob ber Brud einer befhworenen 
Berfaffung unter Umfländen entſchuldbar fein könne? — Er iſt dies, 
gleihuiel, ob vom Fürften oder von den Unterthanen ausgehend, unter benfelben 
Borausfegungen, unter welden ber Brud einer nicht beſchworenen Berfafjung 
entjhulbbar werben fan. Er ift es mit andern Worten, fo oft ein wahres 
Nothrecht das Staatsoberhaupt ober die Unterthanen über die Schranken bes 
formalen Rechtes erhebt. Denn diefer Eid legt dem Fürften oder Untertanen, der 
ihn leiftet, keine neue politiiche Pflicht auf; er will nur das Bewußtſein ber 
fhon beftehenden Pfliht intenfiv verftärten. So weit die Pflicht keine 
unbebingte, ift auch ber Eid, ber fie erhärtet, kein ——— in ben außer⸗ 
ordentlichen Fällen alſo, wo der Bruch einer ungeſchworenen Verfaſſung vor Gott 
und Menſchen gerechtfertigt werden kann, iſt auch der Bruch der beſchworenen 
kein Eidesbruch. Die Vorausſetzungen des wahren Nothrechtes werden andere 
Artikel erörtern. Der Gefahr vorzubeugen, daß ein willlürliches Gelüſten mit dem 
Borwande des Nothrechts beſchönigt werde, fteht freilich nicht in der Macht der 
Wiſſenſchaft. 

Kann die Ableiſtung des Gelöbniſſes, das dem Fürſten verfafſungsmäßig 
auferlegt ift, als eine Bedingung des rechtsgültigen Regierungs- 
antrittes angefehen werben ? 
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Ein Theil der Berfaffiunsurkunden fordert das fürftlihe Gelübde ohne wei— 
teren Zuſatz „beim Antritt der Regierung". So bie bayeriſche (1818), k. ſächſiſche 
(1831). In demfelden Sinne ift ohne Zweifel $ 54 der preußifhen Berfafiungs- 
urkunde zu verftehen, der den Eid ohne Zeitbeftimmung, im übrigen gleichfalls 
ohne weiteren Zufag vorfchreibt. Andere Berfaffungen, z. B. die württembergifche 
(1819), fadyfen-meiningen’she (1829), ſachſen ⸗weimar'ſche (1850) fordern das Ge- 
lübde ausprädlih vor der Huldigung; nod andere vor bem Regierungs— 
antritt, vor Ausübung ber verfaffungsmäßigen Regierungsrechte. In diefe britte 
Kaffe gehören gegenwärtig, nachdem mehrere im Jahr 1848 entflandene Ver— 
faffungsbeftimmungen gleiher Art außer Wirffamfeit gefegt worden find, noch Olden⸗ 
burg (1852) und Sadfen-Roburg-Gotha (1852). Die Grundgefege der zulegt ge- 
nannten Länder orbnen zugleich (nad dem Beifpiele des belgiſchen) an, daß in der 
Zwiſchenzeit das verantwortliche und auf die Verfaſſung beeivigte Staatsminifterium 
bie Regierungshandlungen vorzunehmen habe. 

egenüber ben Beftimmungen ber britten Kategorie fteht die Bejahung 
obiger Frage außer Zweifel. In Fällen der zweiten Art ift bie Bedeutung bes 
Huldigungsaktes entſcheidend. Regelmäßig wird bie Untertbanenpfliht durch 
diefen At, ebenfo wie die Regentenpflict durch das fürftlihe Gelübde, nicht exft 
begrändet, fondern nur anerfannt und beſtärkt. Regelmäßig ift daher, wenn ein 
Grundgeſetz die Huldigung vom landesherrlichen Gelübbe abhängig macht, hiemit 
nur gejagt: der Fürſt, der die feierliche Bekräftigung feiner Regentenpflicht ablehnt, 
möge ſich aud gefallen laſſen, daß amberfeits eine feierlihe Bekräftigung der 
Unterthanenpflidten unterbleibt. Aber bie Pflichten felbft und die entfprechenden 
Rechte beftehen darum nicht weniger. Durch ausprüdlihe Beftimmungen ber Ber- 
faffungsurfunde, durch die bei ihrer Berathung gegebenen Erläuterungen oder durch 
bie Berfaffungsgefchichte des Landes kann indeß dem Huldigungsaft allerdings auch 
eine höhere Bedeutung verliehen fein. So fließt fi 3. B. die württembergifche 
Berfafjungsurkunde unmittelbar an eine bis ins 19. Jahrhundert aufredht erhaltene 
Satung des Tübinger Vertrages vom Jahr 1514 an, die mit unzweidentigen Worten 
den Uebergang ber Regierung auf den rechtmäßigen Erben von ber Beftätigung 
ber Landesfreiheiten abhängig macht. In foldem hiſtoriſchem Zufammenhange wird 
allerdings anzunehmen fein, daß die Suspenfion der Hulbigungspflicht eine Sus- 
penfion der Unterthanenpflicht in fich fchließe. 

Begnügt fi dagegen eine Berfaffung, das Gelübbe „beim Regierungsantritt“ 
zu fordern, ohne Andeutung rechtlicher Folgen, die aus feiner Leiftung oder Ber- 
weigerung entjpringen, fo kann die hHöchfte rechtliche Wirkung, bie Legitimität des 
Regierungsantrittes, auch nit an dieſes Gelübde geknüpft werben. Denn bie 
Thronfolge in der heutigen Erbmonardie beruht nicht auf einem Uebereinkommen 
zwifhen Fürft und Bolf, das erft durch Zufagen von ber einen ober anderen Seite 
perfekt würde. Den einzelnen Landesverfafjungen bleibt es überlaffen, die Garantien 
des Rechtszuſtandes zu verftärken, indem fie Bedingungen, bie dem gemeinen Recht 
fremd find, Hinzufügen. 

Der Regierungsperwefer hat gewöhnlich beim Antritt feiner Funktionen 
dasfelbe Gelöbnig abzulegen wie ber Thronfolger. Zuweilen (wie nach der bayeri- 
ſchen und großh. heſſiſchen Verfaſſungsurkunde) ift ihm überdies bie eidliche Be— 
theuerung auferlegt, daß er die Rechte der Krone erhalten und die anvertraute Gewalt 
dem Landesherrn getreu übergeben werde. 

2) Huldigungseid, Staatebürgereid. Die in früherer Zeit beim 
Regierungswechfel übliche, meiſt eivlich bekräftigte Hulbigung, bie entweder von 
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ben verfammelten Landſtänden ober auch von allen Unterthanen geleiftet wurbe, 
ift im bie wenigften ber neueren Berfafiungsurkunden übergegangen und ift theil- 
weife, auch wo fie noch erwähnt wirb (3. B. in ber bayerifhen Berfaffungsurkunbe), 
bod außer Gebrauch. Es fpricht ſich hierin das Anerfenntniß aus, daß fie in ber 
heutigen Erbmonarchie für die Begründung bes ſtaatsrechtlichen Verhältniſſes nicht 
wefentlih fei. Häufiger wird jest von allen männlichen Staatsangehörigen bei 
ihrer Anfäffigmahung oder beim Antritt der Volljährigkeit, zuweilen in noch jün- 
geren Jahren, ein „Berfaffungs-" oder „Huldigungseid“ geleiftet; auch biefer Eid 
ift jedoch nicht allgemein, z. B. nicht in Preußen vorgefhrieben. Er pflegt neben 
der Beobadtung der Staateverfaffung die Pflicht zur Treue gegen den Landes« 
herren, die von jener unzertrennlich ift, noch beſonders hervorzuheben. Als britten 
Beftandtheil enthält er zumeilen, analog dem Gelübde des Staatsoberhauptes, eine 
Berpflihtung auf das „Geſetz“, deren Bebentung ſchon oben erläutert ift. 

3) Zum Amtseid in der weiteften Bebeutung des Wortes ift zunächſt ver 
Eid der Kammermitglieder zu zählen. Es entfpricht ver Aufgabe ver Volks— 
vertretung, wenn den Abgeorbneten, während im allgemeinen Stantsbürgereiv nur 
von Beobadtung der Berfafjung die Rebe ift, zugleich die „Aufrehthaltung, 
Bewahrung“ derfelben als politiſche Pfliht vor Augen geführt wird (bayerifche, 
badiſche, k. ſächſiſche Verf.). In einigen Staaten — fo nad dem Vorgange von 
Bayern in Baden und Großh. Heffen — ift ferner ein Grundprincip der modernen 
Nepräfentativverfaffung dem Abgeorbneten-Eid durch Aufnahme des Zufages ein- 
verleibt: „in ber Berfammlung nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und 
ne ohne (einfeitige) Rüdfiht auf befondere Stände ober Klaffen berathen zu 
wollen.” " 

Die Beeidigung ver Wahlmänner bei Landtagswahlen kommt felten vor. 

Außer der Beeidigung der Gefhmworenen, bie für fo wejentlih gilt, daß 
bie Jury ihren Namen davon erhalten hat, werben auch andere bürgerliche Funk- 
tionen im Dienfte des Staates oder der Gemeinde mit einer eiblihen Verpflichtung 
eingeleitet. Es ift darauf Bedacht zu nehmen, daß dieſes religiöfe Hilfsmittel für 
weltliche Zwecke nicht durch Anwendung auf geringfügige Angelegenheiten entwür- 
bigt und zugleih abgenügt werbe. In allen Dingen von untergeorbnetem Belang 
muß eine einfache Hinweifung auf die übernommene Pflicht genügen. Sie kann 
noch verftärft werden durch Abnahme eines Handgelübdes; nur das Hand- 
gelübde „an Eivesftatt” ift ein widerfinniger Berfuh, ohne Wbleiftung des Eides 
bob die Wirkungen vesfelben hervorzubringen. 

Der allgemein üblihe Eid der Staatsdiener bekräftigt bie Pflicht 
bes Gehorfams gegen das Staatsoberhaupt, hebt wohl aud die wichtigften fpeciellen 
Dienftpflihten, ferner das Dienftgeheimniß, das Verbot der Theilnahme an ge 
wiffen Verbindungen u. a. hervor. Ueberbies wird in ven fonftitutionellen Ländern 
überall die Berpflihtung der Staatsdiener auf die Berfaffung dem Dienfteide 
einverleibt (preußifhe, bayeriihe, württembergifhe, ſächſiſche Verf. Urk. u. f. w.). 
Diefe durh den Eid nicht gefchaffene aber beftärfte Berpflihtung unterſcheidet 
nicht zwiſchen verfafiungswiprigen Anordnungen von Seite des höheren und bem 
Bollzuge folder Anordnungen von Seite des untergebenen Beamten: beides ift 
pflichtwidrig. Indeß wird vom Beamten nur Beobadtung, nicht wie von den 
Bollsvertretern Aufrechthaltung der Verfaffung gegenüber einem Attentat Yer 
Stantsgewalt gefordert, und wirklich würde dieſe legtere Forderung ihn mit dr 
andern Pflicht des Gehorſams in unlöslihen Konflift bringen. Befindet er fir 
daher in einer Lage, wo er weder die Berfaffung beobachten kann, ohne den N 
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borfam zu verfagen, noch Gehorſam Leiften kann, ohne der Verfaffung unzweifel- 
haft zumiderzubandeln, fo tft feine Pflicht, fich diefem Dilemma zu entziehen, indem 
er den Staatsdienft verläßt. (Dal. den Art. Staatsdiener.) 

Bom Heer wird das Gelübde des Gehorfams im Fahneneid geleiftet. 
DB es zugleich auf die Verfaffung zu beeidigen fet, ift eine neuerlich oft erörterte 
Trage. In den Jahren 1848 und 1849 wurde die Beeidigung vielfah durch— 
gefegt, dann wieder abgeſchafft. Gegenwärtig fcheint fie nirgends mehr ftattzufinden; 
in der preußifhen Verfaſſungsurkunde iſt fie ausprädlich für unftatthaft erklärt. 
Daß auch das Heer zur Beobachtung des Orundgefeges verpflichtet jei, kann 
nicht bezweifelt werden: es ift ja nur vorhanden, um ven Zweden bes Staates, 
bes in feiner gegenwärtigen Organtfation beftehenden Staates zu dienen. Diefe 
Berpflitung trifft unbedingt jede Milttärperfonen, fo weit fie felbftänpig, 
nad eigenen Entfhließungen handelt: den Führer einer Patrouille nicht weniger 
als ten oberften Befehlshaber des Heeres. Wenn es nun überhaupt gebräuchlich 
ift, die wichtigſten Pflichten der öffentlihen Diener eidlich befräftigen zu laſſen, 
fo darf ber Berfafjungseid des Heeres ohne Inkonfequenz nicht umgangen werben, 
Man könnte einwenden, das Berfafjungsredht liege im ordentlihen Lauf der Dinge 
von dem Berufskreiſe der Militärperfonen viel weiter ab, ald von dem ber Civil- 
beamten; bie beiden Fälle ſeien deshalb nicht gleichzuftellen. Allein die verfaffungs- 
mäßige Haltung ber Truppen ift, wenn fie unter außerorbentlichen Umftänden in 
Frage kommt, auch um fo wihtiger, und überbies treten ſolche Umftände doch 
häufig genug ein. Denn es handelt fih nicht nur um Angriffe auf den ganzen 
Beftand einer Berfaflung: jeder Truppenmarfh und jede Kantonnirung in un— 
ruhigen und kriegeriſchen, felbft in Friedenszeiten, ftellt die gewiffenhafte Ber- 
faffungstreue der Militärmacht auf eine Probe, die nicht immer glücklich beftanden 
wird. Eingriffe in den organifhen Wirkungskreis der Civilbehörden, in die Frei— 
heit der Perſon und des Eigenthums werben bei folder Gelegenheit um fo häu- 
figer begangen, je weniger den Befehlshabern die Kenntnig und Adtung des Ver- 
faſſungsrechtes eingeprägt ift. Nah Brater. 


Eigentbum. 


I. Begriff des Eigentbumsd. Aus ver Berfönlichleit bes Men- 
ſchen entfpringt das Eigentum. Indem das Individuum die Macht feiner Per- 
fönlichfeit über die unperſönlichen Dinge um fo eher empfindet, indem es Herrichaft 
daran ergreift und darüber ausübt, hat es Beſitz daran; und indem es ſich ber 
natärlihen UMeberlegenheit der Perſon über die Sache mehr wer 
weniger beutlih bewußt wird, und fo das Rechtsgefühl, daß ihm die Herrfchaft über 
bie Sachen gebühre, hinzulommt, ſchafft es als Eigenthum, d.h. die Recht s— 
berrfhaft ver Berfon über die Saden, die hinwieder uichts anderes ift 
als das naturgemäße Berhältniß von Perfon und Sache. 

Die urſprüngliche Unterlage alles Eigenthums ift, wie fhon die Römer 
richtig erfannt Haben, ver Befig. Die Aneignung (Occupation) ift die urfprüng« 
lichſte — und im den älteften Zeiten, wichtigfte Form des Eigenthumserwerbs. Mit 
ber Berminderung der herrenlofen Güter und mit ber fteigenden Nechtsficherheit 
und Kultur tritt biefe Form mehr in den Hintergrund: und viel wichtiger wird 
ber abgeleitete Erwerb burh den Eigenthumsverkehr und der mittel- 
bare Einfluß, welden die Arbeit auf die Erweiterung und Bervolllommnung 
bed Eigenthums dadurch ausübt, daß fie bie vorhandenen Stoffe für den menjd- 
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lichen Gebraud ausbildet, und fo theils neue Sachen hervorbringt, theils bie vor⸗ 
handenen verbeflert und verſchönert. 

II. Zur Gefchichte des Eigenthums. A. Eigenthum an beweg- 
liher Habe. Der Inftinkt führte die Menſchen ſchon in ber Kindheitsperiode 
ber Menfchheit leicht dazu, fi gewiffe bemeglihe Sachen anzueignen. Die 
Früchte, welche fie pflüdten, das Wild, das fie fingen ober erlegten, die Gtein- 
geräthe, bie fie ausfuchten, die Thierfelle, mit denen fie ihren Leib umhüllten, vie 
Baumzweige, mit denen fie ihre Lager bedten, gehörten ihnen. 

Uber diefes erfte Eigenthum an Fahrhabe ift noch mit vem realen Befig 
daran enge verbunden. Das Gefühl der Herrſchaft kann anfangs nur in der that- 
fählihen Ausübung der Herrfhaft wie erwachen fo fi) behaupten. Entflieht das 
gefangene Wild der Gewalt des Jägers oder Fiſchers, fo hat er mit dem Befig 
auch das Eigenthbum daran eingebüßt. Aber auch wenn ihm die Früdte, bie er 
gefammelt hat, oder wenn ihm feine Waffen geftohlen oder geraubt werben, fo iſt 
er felten in der Lage, fie wieder zu gewinnen und mit dem Befig gebt ibm auch 
das Gefühl des Eigentbums unter, Die Sade ift fein, fo lange er Gewalt über 
fie hat. Sie ift nicht mehr fein, wenn ein Anderer fie befigt. 

Den barbariihen Bölfern ift der Unterſchied zwiſchen Befig und Eigenthum 
nicht Har geworben; wie er denn aud heute noch Kindern und ungebilveten Leuten 
ſchwer eingeht. Zu voller Klarheit ift verfelbe erſt durch das römiſche Recht gelangt, 
weldes das Eigenthum (dominium) durch ganz andere Rechtsmittel ſchützte als ven 
Beſitz (possessio), jenes durch Klagen (rei vindicatio, actio negatoria), diefes 
durch Polizeiverbote (Interbifte). Die nahe Verbindung und Beziehuug des Beſitzes 
zum Eigenthum an beweglihen Saden ift auch in ber heutigen Rechtsbildung noch 
ſehr augenfällig. Heute noch werben herrenlofe Sachen durch Befigergreifung an« 
geeignet und entgeht das flüchtige Wild zugleich wieder unferm Befig und unferm 
Eigenthum. Die regelmäßige Uebertragung des Eigenthums- ift fortwährend an bie 
Uebergabe des Befiges gebunden. Aus ruhig fortgefegtem Befig erwähst noch Eigen- 
thum. Aus dem Befig entfpringt no die Bermuthung für das Eigenthum. Nach 
manden neuen Rechten wirkt überdem bie vertrauende Befigesüberlaffung von 
Seite des Eigenthümers fo ſtark, daß von da an ver reblidhe Befig eines neuen 
dritten Erwerbers fogar beffer geihügt wird, als das urſprüngliche Eigenthum des 
in feinem Bertrauen getäufchten Leihers. 

Diefes Fahrhabeeigentyum ifl, wo es zur Geltung gelommen, fehr energiſch 
und einfach. Ein großer Theil diefer Sachen — wie bie eßbaren Früdte — iſt 
feiner Natur nad) beftimmt, von dem Genuſſe des Menſchen aufgezehrt zu wer- 
ben; eine zweite große Mafle anderer Sachen — wie bie Hanbwerksartifel und 
die Fabrilate — iſt geradezu von dem Menfhen gemacht, bamit fie feiner Will- 
für dienen. Indem er fie in feine Hand nimmt und feine Gewalt über fie fund 
gibt, kann er fie veredeln, umwandeln und zerftören, wie er will. Seine Herrfchaft 
darüber hat daher einen rüdfichtslofen despotifchen Charakter; die Sade felbft kann 
ihr feine Schranfe entgegenfegen, fie muß ihm ganz und gar und bis zum Unter- 
gang dienen. Wir verwundern uns nit, daß die allgemeine Rechtsanficht feit den 
Römern dieſes Yahrhabeeigenthbum als ein abfolutes Herrfhaftsredht des 
Individuums über bie Sahe auffaßt und als abfoluteftes aller menfhlihen Rechte. 
Nur die Rüdfiht auf die lebendigen Sachen, die Thiere, hätten bier einiges Be- 
benfen erregen können. 

B. Orundeigenthum, Biel langfamer entwidelte fih das Grundeigen— 
thum, deſſen Geſchichte weit reihhaltiger und deſſen Ausbildung mannigfaltiger 
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geworben ift. Die Geſchichte des Grundeigenthume iſt zu großem Theile die Ge⸗ 
ſchichte der Eiviltfation. So lange die Wohnftge roh, unficher umd leicht veränderlich 
blieben und fo lange der Boben nur vorübergehend benutzt wurbe, konnte ber Ge- 
danke des Grundeigenthums nicht entftehen. Die barbarifchen Raffen find von ſich 
aus überhaupt niemals zu Grundeigenthum gelangt. Wo die Wohnung nur ein 
Zelt ift, gleihfam nur ein weiter um den Leib gefpannter Mantel, da ift fie 
Fahrhabe, wie das Kleid. Erft wenn fie unbeweglih im Boden 
ruht, nimmt fie die Natur des Bodens an und kann in ihr das fefte Haus— 
und Heimatbsgefühl des Menſchen nun Wurzeln fchlagen. 

Nicht fo Leicht wie ein Stüd Fahrhabe konnte der Menfh ven Boden fid 
aneignen, und nicht ebenfo Gewalt über das Rand üben, wo er gerade weilte. Der 
Boden war vor ihm da und überdauerte fein Leben. Er folgte ihm nicht auf 
feinen Wegen. Er war auch nicht beliebig umzuwandeln oder zu zerftören. Ein 
großer Theil der orientalifhen Völker betrachtete den Boden in feinem Innern, 
natürlichen Zufammenhang als die Erde und fagte: „Die Erde iſt Gottes, 
ber Menſch bat nur zeitweiligen Genuß daran, Gott iſt der 
wahre Eigenthümer, ver Menſch nur der Nugnießer.“ (III. Mofe 25, 
23.) Nur an den Häufern in den Städten wurbe eine Art von Gonbereigen- 
thum anefannt, denn das Haus in feinem Bau und in feiner Einrihtung war 
doch unzweifelhaft das eigene Werk des Menfchen. (III. Mofe 25, 30) Es ift 
das die Theofratie, angewendet auf die Bobenkultur. Ihre Konfequenz läßt 
fein Gefühl der Freiheit auflommen unter den Örundbefigern und nidt einmal 
ein Gefühl der Sicherheit. j 

Ganz nahe verwandt mit der Älteren theofratifhen Anficht ber Juden iſt die eben- 
falls femitifche des Islam. Gott gibt nicht mehr unmittelbar die Landgüter an 
die einzelnen Befiger, aber mittelbar durch bie Vermittlung feines Statthalters 
auf Erden, des Beherrfhers der Gläubigen. Diefem gibt Gott das ge 
ſammte Land, damit er es zu religiöfen Stiftungen verwende oder in Stüde zer- 
lege und die Stüde weiter begebe, ſei es zu feftem Kriegslehn oder zu bloßem 
Tributland. Gott ift der Obereigenthümer, der Sultan fein Stellvertreter; das fefte 
menſchliche Recht am Boden ift nur abhängiges Lehensrecht. 

Schon in Afien aber zeigen ſich neben ver theofratifirenden Betrachtung bes 
Örundbefiges die Keime einer felbftbewußteren menſchlichen Auffafſung desjelben, 
welhe in Indien eine gewiffe Ausbildung erreihen, dann aber — vermuthlid 
feit der Mongolenherrfhaft — wieder untergehen, in China dagegen forgfältig 
gepflegt und fruchtbar werben. | 

Woher die Chineſen ihre Eigenthumsbegriffe belommen haben, ift nicht 
ermittelt; aber daß fie unter allen aflatiichen Völkern das ausgebilvetfie und ein 
ganz rationell⸗menſchliches Syftem des Grundbefiges feit langem befigen, iſt eine 
ausgemachte Thatſache. Die Chinefen ftehen in dem Ruf der forgfältigften Heinen 
Aderbauer in der Welt. Jenes Syſtem und dieſer Borzug ftehen ſicherlich in einem 
Inneren Rapport. 

In Europa verblühen frühe ſchon die theofratifhen Ideen. Das Gemein- 
fame in der europälfhen Rechtsanſchauung über Orundbefig ift, daß ſich allent- 
halben die Menfchen getrauen, fid den Boden au eigenem Rechte anzueignen und 
ſelbſtändige menſchliche Herrſchaft daran zu behaupten. Damit wird der 
Orundbefig vor der bevormundenden und ausbeutenden Gewalt der Priefter, wie 
dor dem willkürlichen Abfolutismus der Sultane im Princip geſichert und der Ent- 
widelung menſchlicher Arbeit Raum verſchafft. 
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Wenn die Menfhen über den Boden Herrſchaft ergreifen, fo innen fie das 
entweder in Berbindung thun, als eine Geſammtheit und diefe Her«- 
[haft auh in Gemeinschaft üben, oder fie fönnen als Individuen bie 
einzelnen Stüde ſich ausſchließlich aneignen und jeder fein ab- 
geihloffenes Gut für fi beherrſchen. Diefe Doppelbeziehung der Be- 
herrfhung dur die Gefammtheit und dur bie Individuen zeigt fi nun 
in manderlei Geftalten. Wir können biefelbe nach dem Vorgang der deutſchen Iuris- 
prubenz als ben Gegenfat von Gefammteigenthbum und Sondereigen- 
thum bezeichnen, indem wir freilich die beiden Ausprüde in weitfaltigem Sinne 
nehmen. Nicht blos die hiftorifchen Vorgänge, fondern auch die Beſchaffenheit des 
Grundſtücks ſelbſt Hat darauf einen Einfluß. Ie ftrenger der Abſchluß, je privater 
ber Gebraud des Bodens, je individueller die demfelben zugewendete Kultur und 
Sorge ift, um fo mehr werden diefe Stüde zum Sonderbefig paflen und daher 
aud dem Sonbereigenthum fi zuwenden. Ie offener die Güter, je gleihmäßiger 
und einfacher ihre Kultur, je roher und wilder die Erboberflädhe wirb, um fo eher 
gravitirt fie zur Geſammtbeherrſchung. Es laſſen fih von dem individuellſten zu 
dem Allgemeinften abfteigend etwa folgende Stufen unterſcheiden: 

1) Wohnhaus, Stallung, Scheune, abgefchloffener Hofraum. 2) Umzäunter 
arten. 3) Zufammengelegte Aeder und Wiefen, Einfang. 4) Offene Aeder in 
ben Feldfluren zerſtreut. 5) Offene Walde und Wald. 6) Bäche und Flüſſe. 
7) Unwirthlihe Deden, Moore, kahles Gebirg. 8) Seen. 9) Das Meer. 

Am Anfang der Reihe koncentrirt fi die Herrfchaft Leicht zu invivipnellem 
— ————— am Ende derſelben bleibt ſie zum Geſammteigenthum erweitert. 
* der Mitte begegnen ſich in Miſchung und in Kampf bie beiderlei Arten ber 

errſchaft. 

Zuerſt unter allen europälſchen Völlern ynd energiſcher aber auch ſchroffer und 
einſeitiger als alle haben die Römer den Begriff des Sondereigenthums an Grund- 
ftüden ausgebildet. Ihre Rechtstheorie ift dann auf die Nachwelt übergegangen und 
ift heute noch ein wefentlicher Beftandtheil des neueren Rechts. Zwar haben aud 
die Römer urfprünglich jenen Gegenfag gelannt. Das ältefte Aderfeld war noch 
größtentheils Volkland (ager publicus) und nur zu Befig bie Stüde bes- 
felben (possessiones) an bie Altbärger überlaffen. Indeſſen wurbe bei den Römern 
fhon in ber erften königlichen Periode ein anderer Theil des landwirthſchaftlichen 
Bodens zu voller Einzelherrfhaft (dominium) unter bie Bürger vertheilt, 
und biefe affignirten Güter gänzlich Losgetrennt von dem urfprüngliden Zufammen- 
bang mit dem Gemeinland. Damit war eine durdaus neue Entwidelungsftufe des 
Grundeigenthums eingeleitet. Ganz diefelben Borftellungen von abfoluter und aus- 
fhließliher Beherrfhung durch das Individuum, welche mit dem Eigentum an 
beweglihen Sachen verbunden waren, wurden nun aud auf das Eigenthbum an 
den Grundftüden übergetragen. Das nämliche Wort Dominium wurde gleihmäßig 
auf beiderlei Sahen bezogen und die natürlichen Unterſchiede zwifchen beiden nicht 
weiter beachtet. Der fo großgezogene Begriff wurde dann aud unbedenklich auf bie 
Staatsgüter ausgevehnt. Das Aerar des römiſchen Bolks oder der Fiskus bes 
römifhen Kaiſers wurbe für eine Brivatperfon erklärt, und dieſer ebenfo ein abſo— 
Intes und ausfhließlihes Sondereigenthum zugefchrieben wie den einzelnen Bürgern 
an ihren Sondergütern. Wo die Natur der Erboberfläche fich biefer Individual: 
beherrfhung durchaus nicht fügen wollte, wie in ven öffentlihen Gewäflern, ba 
zogen die römiſchen Juriften e8 vor, die Saden in Niemandes Eigenthum 
befindlich (res nullius) anfzufaffen. Die VBorftelung der Gefammt- und Ge- 
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meinberrfhaft wurbe völlig verbrängt und ausgeſtoßen aus ihrer Rechtslehre. 
Nur in dem Begriff der res publiew erhielt fi noch ein letzter Nachklang ber- 
felben. 

Die Folgen dieſer römtihen Eigenthumslehre waren in ber erften Zeit für 
bie gemeine Wohlfahrt überaus günftig, in ver fpäteren Zeit aber halfen fie dem 
Untergang des Reichs beichleunigen und unvermeiblih machen. Die Menge von 
plebejijhen Familienvätern, welche durch die zahlreichen Aifignationen Orundeigen- 
thum erworben hatten, erhielt dadurch erft ein ſtarkes Gefühl von Unabhängigkeit 
und Freiheit. Erſt ald durch Handel und Wucher übermäßige Reichthümer und 
daneben eine niebrige und unrubige Proletarierbevölferung in Rom fi) angefammelt 
hatte, griff das fteigende Mifverhältnig auch jeme gefundere Bafis an. Die Geld» 
ariftofratie der Stadt bemädhtigte fih mehr und mehr ber Heineren Landgüter, 
beren Eigenthümer auslaufend und verbrängend, und legte biefelben zu großen 
Grundherrihaften zufammen. Auf den ungeheuren Domänen der Großen erhoben 
fih fürſtliche Schlöffer mit allem Luxus der Erde; aber fie wurden num theils 
von Sklaven unter der Auffiht der Verwalter ohne alles eigene Recht, theild und 
fpäter meiftens von grunbhörigen Kolonen mit ſchwer belaftetem Rechte und in 
moraliſch erniedrigter Stellung, ausnahmsweiſe auch von bloßen Zeitpächtern be— 
wirthſchaftet. Mit der naturwüchfigen Freiheit der Landwirthe verfiel auch die Kultur 
des Bodens im Ganzen. Die Campagne um Rom hatte früher eine große und 
wohlhäbige Bevölkerung ernährt, und nun war fie in eine unkultivirte Weide für 
Schafe und Ziegen herabgefunfen. 

Der ausfhlieglihfte und willlärlihfte Egoismus war ber Geift 
biefes römischen Grundeigenthums, der nirgends als in ber unverflandenen und 
unbezwinglihen Macht der Natur eine Schranke fand. Iſt e8 zu verwundern, wenn 
je die mädhtigften und reihften Egoiften zulegt die ſchwächeren und minder be— 
gäterten verjchlangen, wie die Haififche die Fleineren Fiſche? 

In ſchroffem Gegenfage zu dem römifchen Privateigentbum an Landgütern 
feht das flawifhe Syſtem des Gemeindeeigenthbums Wie aus dem 
erfteren die NRüdficht auf die Gemeinfchaft verfchwindet, fo kommt in dem letztern 
das Individualeigenthum nicht zur Geftaltung und fortwährend überwiegt das 
Eigentum der Gemeinfhaft. Nicht blos Wald und Weide, welche umvertheilt 
bleiben und der gemeinfamen Benugung anheimgegeben find, fondern auch das 
Aderfeld und die Wiefenpläge, welche zu Sonderbau und Sondernugung vertheilt 
werben, gehören der Gemeinde (beziehungsweife dem Grundheren) zu Eigenthum, 
nit den Bauern, unter welche dasſelbe zum Bau oder zum Genuß vertheilt ift. 
Die Gemeinde fann, wenn fie es nöthig findet, eine neue Bertheilung vornehmen, 
und fein Bauer hat das Recht darauf, feinen bisherigen Ader wieder zu erhalten, 
er bat nur ein Recht, wie alle Andern, einen Antheil an dem gemeinen Aderfelb 
zu befommen. Die Größe ver Theile ändert fi) nach der veränderlichen Zahl ber 
Gemeindegenofjen und über die Bauftelle entfcheidet oft das Loos. Die flawifche 
Gemeinde ift unter ſich verbunden wie eine Familie. Sie tft eine Brüderſchaft 
mit einem Vater (Staroft) an der Spige. Sie forgt au für ihre nadjlommen- 
ben Kinder. Damit viefe nicht leer ausgehen, veräußert und vertheilt fie ihre Güter 
niht auf ewig. Jeder neugeborne Knabe, der zum Dorf gehört, hat einen Anſpruch 
auf einen Antheil des Gemeindenderlandes. Eigenthum und Genuß find zwar unter- 
I&ieden, aber die Genießenden find zugleich die Bauenden, und ihrer Verbindung 
gehört zugleich das Eigenthum. In ibm feheint das Ideal der modernen Socia- 
liſten feine Berwirklihung erfahren zu haben. 
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Uber der Menſch Tann zu voller Entfaltung feiner Anlage und zu höherer 
Eivilifation nur fommen, wenn er auch feiner individuellen Perſönlichkeit 
bewußt wird und biefelbe nad allen Seiten der Arbeit und bes Genuſſes, aud 
auf dem Gebiete ver Bobenherrfhaft und der Bodenkultur ausbreitet und in voller 
Treiheit wirken läßt. Darum war der harte Römergebante der abfoluten Privat- 
herrſchaft der Perfon über das Gut trog der Begünftigung jeder Selbſtſucht für 
die Entwidlung der ctoilifirten Menſchheit bei weitem förberlicher als das weichere 
ſlawiſche Gemeingefühl der bänerlihen Brüderfchaft. 

In der Mitte zwiſchen römiſcher und flawifcher Auffaffung fleht das ger- 
maniſche Recht am Boden. Reich in feinen Keimen hat e8 mit der Zeit eine 
Meihe von inneren Wandlungen erfahren. Deutlicher als in den andern Rechten 
zeigt fih in ihm von Anfang an — fo weit bie Dorfverfatfung reiht — 
der Gegenfag und hinwieder die Berbinbung des Sonder- unb des Ge— 
fammteigenthbums; aber aud über die Dorfgenofienfhaft hinaus, auf den zu 
vollem — ya beſeſſenen Einzelhöfen tritt doch die Rüdfiht auf die Familie 
und bie Gerichtsgemeinſchaft hinzu und ermäßigt und beſchränkt die will» 
kürliche Berfügung des Eigenthümers. Der einzelne freie Mann bat hier fon bei 
ber erften befinitiven Niederlafiung in der Gegend wirfliges Eigenthum er- 
worben, nicht blos ein Loos an dem Gemeinbefig. Haus und Hof gehört ihm 
allein, ihm eigen, fo entfchieden, daß der Ausprud „Eigen vorzugswelfe für dieſes 
Grundeigen gilt. Aber wenn auch das Eigen dem Individuum und feinem Andern, 
auch nicht einer Gemeinfhaft gehört, fo wird es doch nicht völlig von dem Zu- 
fammenhang mit engeren unb weiteren Kreifen der Gemeinfhaft losgeriffen. Der 
Eigenthümer fteht nit allein in der Welt. Er hat Pflichten gegen feine Familie 
und gegen die Genoſſenſchaft der Gemeinde. Die Familte hat ein Intereffe daran, 
daß das Gut nit in fremde Hände komme. Auch ihre Konfolidirung für bie Zu- 
funft und ihr Krebit hängt daran. Das Grundeigen wird fo zu Erbeigen, deſſen 
Beräußerung unter Lebenden zwar nicht ganz gehindert, aber durch Rüdfichten auf 
die Sippfhaft beſchränkt ift, und das im Tode von Rechtes wegen ben nächſten 
durch die Blutsverwandtſchaft beftimmten Erben anfällt. Und aud bie Bolle- 
gemeinde und das Gericht haben einen Anfprud darauf, daß nicht heimlich, fon- 
dern nur in offener Berfammlung das Grundeigenthum übertragen werde und 
daß nicht durch leichtſinnige Entänßerung die Zahl der bingberedtigten und bing- 
pflichtigen Männer vermindert und die politifche Genoſſenſchaft verkürzt werde. Jene 
Freiheit des Grundeigenthums wird nad germantfcher Auffaſſung durch 
diefe relative Gebundenheit des Gutes nicht aufgehoben. Wie der freie 
Dann zwar als Individuum für fich allein fteht und daher als ſolches Sonder- 
eigenthümer ift, fo ift er doh zugleich ein Glied verfhiedener Ge— 
noffenfhaftstreife, und tie Pflichten viefer zweiten Beziehung auf die Ge- 
meinfhaft der Menſchen hin müſſen mit den Rechten ver erften Stellung in ein 
barmonifches Berhältnig gebracht, fie dürfen nicht ignorirt werben. 

Zu Haus und Hof des Bauergutes gehört zunähft außer dem Garten 
Wieſe und Aderfeld. Diefe Wiefen und Aderftüde find nicht mehr Stüde bes 
Gemeinguts, wie bei den Slawen, fondern zu wahrem bleibendem Grundeigen⸗ 
tum unter die Dorfgenoffen verteilt. Ste bilden mit dem Hofe zufammen bie 
eigentliche bäuerliche Hube, woran der freie Bauer volles Sondereigenthum 
bat. Aber daneben bleiben fie Beftanptheile ver großen Fluren, in melde 
das kulturfähige Land urfprünglich zerlegt worden iſt und werben mit fortwährender 
Rüdfiht auf die Kultur der gefammten Fluren nah gemeinfamer Wirth 


Eigenthum. 673 


fhaftsorbnung bebaut. Sie dürfen daher nicht eingezäunt und nit in Ver⸗ 
ſchluß genemmen werben. Erft die neuere Zeit hat Hier im Großen Aenderungen 
gebracht, theils durch die Einführung ver Stallfütterung, durch den bleibenden Abſchluß 
der Wiefen und bie definitive Vertheilung auch des Weidelandes, theils durch die 
Anlegung fefter Feldwege über die Fluren, theils durch die neueren Methoden 
des Fruchtwechſels, endlich durch bie Zufammenlegung der Yeder und bie gänz- 
liche Zerlegung ber Fluren in abgeſchloſſene Güter, Alle diefe Veränderungen ver- 
flärkten die Kraft und Ausſchließlichkeit des Sondereigentbums, und befeltigten bie 
Beihränfungen, welche fräher durch die Gemeinfhaft eingeführt waren. Ste näherten 
folglich das bäuerliche Grundeigenthum dem alt-römifhen PBrivateigen- 
thum an. 

Neben vdiefen zu Eigen oder grunbherrlihem Erbe vertheilten Aderfeld und 
Wieſen gab es in der alten Dorfmark au unvertheiltes Land, bie foge- 
nannte Allmende, an welcher es fein Sonbereigenthum gab, wenn man 
nicht etwa fpäter das Recht der ganzen Gemeinde im Gegenfag zu fremden Ge- 
meinden und Ausmärkern fo benannte, fondern nur Gefammteigenthum ver 
Marke oder Dorfgenoffenfhaft. Diefe Allmende beftand vornehmlid aus 
wilder Waide und aus Wald, wohin weder ber Pflug noch die Senfe fam, weldye 
des Sonderbaues der einzelnen Bauernfamilien nit bevurften. Die Allmende wurbe 
daher nur in Gemeinfhaft von den Dorfgenoffen befeffen und benugt und galt 
deshalb mit Recht ald Gemeinland, Volkland. Keiner durfte ein Stüd ver- 
jelben in ausfhlieglihen Bau nehmen, nod fir fi beſonders nugen, außer wenn 
die Gemeinde felbft ober ihre Vorſteher es ausnahmsweiſe erlaubten. Aller Boden 
war Allen offen und Alle hatten gleiches gemeinfames Recht daran. 

Auch in der modernen Rechtsbildung find noch manche Anwendungen bdiefes 
Geſammteigenthums wahrzunehmen, und wo basfelbe zurüdgebrängt wurbe durch 
die Ueberhandnahme des ausſchließlichen Sonbereigentbums — mie bei vielen heu- 
tigen Gemeindegütern — find body noch mancherlei Meberrefte und Nachwirkungen 
des ältern Rechts geblieben. Indeſſen ift eben diefe Ausbreitung des Sondereigen⸗ 
thums aud auf das vormalige Gemeinland für die neuere Zeit charakteriſtiſch. Die 
Urbarmachung des Landes hat Fortfchritte gemacht, die frühern Gemeinweiden find 
größtentheils verfhwunden, auch auf die Forſtwirthſchaft ift größere Pflege ver- 
wendet worden. Zum Theil find dieſe Fortſchritte Folgen der Vertheilung der 
Almende zu Gondereigen, zum Theil find fie hinwieder zu Urſachen berfelben ge- 
worden, Am zäheften bewährt fih die Macht der Gemeinfhaft in ver Wal- 
dung, beren langſames Wahsthum zu ber egoiftifchen Ausbeutung kurzlebiger 
Sondereigenthümer nicht paßt und beren Unentbehrlichkeit für die Gemeinſchaft 
auch das natürliche Recht diefer begründet. Das Waldeigenthum lediglich nad 
dem römiſchen Begriff des willfürlichen Sondereigenthums bemeſſen, heißt die Natur 
des Waldes verfennen und die dauernden Rechte und Intereffen der auf einander 
folgenden Gefchlechter der Laune und dem Mißbrauch der momentanen Spekulanten 
dinopfern. Für den Wald paßt nur entweder der Begriff des Gefammteigen- 
thums oder ein durch Nüdfichten auf die Gemeinfhaft weſentlich befhränt. 
te8 Sonbereigenthum. 

Eine fernere Eigenthümlichkeit, wodurch fih das germanifhe Syſtem des 
Örundbefiges von dem römiſchen unterſcheidet, die Spaltung bes Eigenthums 
in ein höheres Recht des Lehens- oder des Grundherrn (Obereigentbum) und in 
ein abgeleitetes Recht des Vaſallen oder des Grunbholden (Nugeigenthum) ift vor- 
Juglich während des Mittelalters mannigfaltig ausgeprägt worden, Dieſes Syſtem, 
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ungenau gewöhnlih Feudalſyſtem genannt, feste indeſſen große, ans mittleren 
Nittergütern und Heineren Bauergütern zufammengefügte ober in biefelben zertheilte 
Domänen und Grundherrſchaften voraus. Es iſt, wie der politiide Cha— 
ralter des Mittelalters, ariftolratifch. Diefe engeren Berbände mit ihren Kriege, 
Gerichts⸗, Polizeiherrlicgleiten und ihren Unterthänigfeiten — für bloße privat» 
rechtliche Genofjenfchaften zu mächtig und zu politiſch ausgebildet, und als Glie- 
der des Staates zu privatrechtlich-ſelbſtändig — waren der Einheit des Staates 
ſowohl als ber freien Darftellung des Privatlebens hinderlich. Sie wurben baher 
von ber neueren Zeit aufgelöst. 

Endlich iſt als ein harakteriftifcher Zug des germanifchen Syſtems bie nabe 
innere Berbindung des Örunpbefiges mit ber politifhen Berfaj- 
fung zu erwähnen, welde befonders im Mittelalter in hundert Geftalten erfcheint. 
Bas Tacitus ſchon von ben erften Niederlaffungen bemerkt: „agros secundum 
dignationem partiuntur“, zeigt fi fpäter no in immer neuen Anwendungen. 
Es gab ein Normalmaß der fürftlihen Domäne (300 Huben), des hochfreien Ebel- 
bofs (30 Huben), des ſchöffenbaren Gutes (3 Huben), des einfadhen Bauerngutes 
(die Bollbauern mit einer vollen, die Halbbauern mit einer halben Hube). Die 
Bürften und Herren waren regelmäßig Lehensherren. Die Mittelfreien befaßen 
Lehengüter ober fhöffenbares Alod, bie Heineren Bauern Vogteieigen ober hofhöriges 
Erbe. Die Landeshoheit und die Reichsſtandſchaft, die Gerichtäherrlidhkeit in meh⸗ 
reren Abftufungen, die Landſtandſchaften, wie Hinwieber die Dingpflict waren in dem 
Boden gleihfam verwachſen. 

Diefe Verbindung von Grundbeſitz und politifhen Rechten wie Pflichten hebt 
bie Bedeutung des Örundbefiges über den bloßen materiellen Werth und das 
bloße Privatinterefie empor, und gibt ber öffentlihen Berfafjung etwas Feftes, 
Unbewegliches. Indeſſen aud biefen maffiven Bau hat die Zeit untergraben und 
verwittert, und er ift endlich zufammengeftürzt. Ueberall, fogar in England, wo 
do die alten Formen der mittelalterlihen Berfaffung forgfältig gefhont wurden 
und die Ariftofratie mächtig blieb, ift jener Zufammenhang von der Zeit gelöst 
worden, welche im Gegenfag zum Mitielalter ſchärfer zwifhen öffentlichen Rechten, 
die in der organifirten Gefammtheit, d. b. im Staat ihre Quelle und ihr Maß 
finden, und Privatrehten, welche den Individuen ald Privatperfonen angehören, 
unterſchied, und es als Unnatur empfand, daß die finatlichen Regierungs- und Ge- 
rihtsrechte wie eime Frucht der Herrengüter behandelt und mit diefen vererbt und 
veräußert werben. 

In wirthſchaftlicher und in foctaler Hinficht ift noch heute der Gegen- 
fag der Herrengüter und der Bauerngüter von großer Bebentung. Die 
herrſchaftlichen Güter werben unter ber Kontrole und mit Hülfe angeftellter Ber: 
walter von bäuerlihem Gefinde und von Pächterfamilien bewirthfchaftet, die Bauern: 
güter bagegen von ben Familien der Eigenthümer oder Grundbeſitzer felbft. Die 
erfteren dienen noch als Unterlage einer höheren, vornehmeren Lebensftellung, auf 
den legtern ruht der eigentliche Bauernftand. 

Wichtiger aber als die privatrechtlihen Wirkungen des Unterſchiedes find bie 
öffentlichen. Der Unterſchied felbft, wenn er von ber Höhe des Staates aus über: 
[haut wird, zeigt fih aud ganz unverkennbar in großen Maffen. So wie man 
fi die Bauerngüter ald Eine große Maffe denkt, und bie herrſchaftlichen Güter 
als eine zweite weit Heinere ihr gegenüber ftellt, fo fpringt der Unterſchied im den 
foctalen und ftändifchen Verhältniſſen der beiden Klaffen von Orunbbefigern in bie 
Augen, Jedermann bemerkt, daß bie Sitten, bie Bildungsgrabe, bie geſellſchaftlichen 
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Anfhanungen, die Anfprücde an das öffentliche Leben, die Neigungen und Intereffen 
und die Ausdrudsweifen beider Klaſſen durchaus und gründlich verſchieden find, 
Wenn daher auch die moderne Rechtsbildung ben Gedanken, daß irgend ein obrig- 
feitliches Recht ein bloßes Gutsrecht ſei, wegwirft, fo ift do eine repräfenta- 
tive Berüdfichtigung jenes wichtigen Unterfchiedes im Staate aud mit ihr wohl 
verträglih. Diefe Berüdfihtigung durchdringt mehr oder weniger auch die neuere 
Staatsverfaffung. Die bäuerliche Repräfentation ift ihrer Natur nad ein ſolid— 
demokratiſches, die gutsherrfchaftliche ein ausgezeihnetes ariftofra- 
tifhes Element in der allgemeinen Repräfentation. Werden die beiden Klaffen 
nicht unterſchieden, fondern in der einen Klafje der Grunpbefiger zufammengefaßt, 
fo bat diefe Mifhung in unferer Zeit die Auflöfung und Vernichtung des ari« 
ftofratifhen Elementes zur Folge. Wird aber die Unterſcheidung, wie das in ber 
neueren Zeit theilweife in Preußen geſchehen ift, in ſcheinbarer Wiederbelebung 
mittelalterlich-ftändifcher Gegenfäge fünftlich zu Vorzugsrechten bes landfäßigen Adels 
ausgeprägt, fo erhält das ariftofratifche Element eine überfpannte, der modernen 
Entwidelung feindfelige Stellung. Am wenigften aber paßt in den modernen Staat 
hinein die Ertheilung obrigleitliher Rechte an bie Gutsherren, denn biefe 
Rechte find nothwendig öffentliche Pflichten, weldhe von ber Staatseinheit 
abgeleitet und perſönlich erfüllt werden müſſen, nicht aber zur Zubehörbe eines 
Privateigentbums werben dürfen. 

In. Zur Reformfrage des Eigentbumsd. Während die Weltgefchichte 
ben engen Zufammenhang ber fteigenden Eivilifation und der Ausbildung des Eigen- 
thums deutlich macht und alle neueren Staaten die Unverleglichkeit des Eigenthums 
ala eine Örundbebingung der rechtlichen Eriftenz und der Wohlfahrt anerkennen, 
erheben ſich in unferer Beit eine Menge feinpliher Stimmen bald gegen bie Idee 
des Eigenthums felbft, welche fie ald eine Ausgeburt des ſchändlichſten Egoismus 
verdammen, bald gegen die Berwirklidung und bie Formen besfelben und verlangen 
jei es Abjhaffung des Sondereigenthums und ausfhließlihe Anerkennung des 
Rechts der Gemeinſchaft, fei es eine fo tief greifende Umgeftaltung des Eigenthums, 
daß das bisherige Privateigenthum darüber zu runde ginge ober doch ſchwere 
Einduße litt. (Kommunismus und Soctalidmus.) Diefe Stimmen haben 
oft Ianten Beifall gefunden, und wir haben bereits verſchiedene ernftliche Verſuche 
erlebt — beſonders im Jahr 1848 —, die bem Eigenthum feinbliden Doktrinen 
praltiſch zu machen. Alle diefe Unternehmungen find freilich gefheitert; die Macht 
der Staatsgewalt und des Eigenthums, welche fid) von der gemeinfamen Gefahr 
bedroht fahen, konnte wohl augenblidlih verblüfft und gelähmt werden; dennoch 
war fie zu groß, um dem erften großen dr fommuniftifchen oder ber 
ſocialiſtiſchen Revolution zu erliegen. Aber die Welt war doch von einer furdht- 
baren Gefahr, wie von der unerwarteten Eruption eines Bullans überrafht und 
es war bie Sicherheit des Eigenthums für einige Zeit durch dieſelbe ſehr erſchüttert 
worden. Woher follen wir nun bie Zuverficht nehmen, daß dieſe ©efahr nicht noch⸗ 
mals wiederlehren werbe ? 

In ber Hauptfahe wirken die Urſachen, welche die Erhebung ber proletariſchen 
Maffen wider das Eigenthum veranlaßt haben, noch fort, wie vor dem erften 
großen Kampf, ja die Haupturfahe, das unleugbare Mißverhältniß übermäßiger 
Reihthümer und Genüffe der Wenigen auf ver einen Seite, und eines weitver- 
breiteten Mangels und Dürftigkeit großer Mafjen auf der andern Seite, woran 
die heutige Geſellſchaft krankt, und weldes in den großen bewegten Weltftäpten 
ganz beſonders auffällig und reizbar erſcheint, Hat eher noch an Ausdehnung 
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zugenommen, wenn gleich die Schroffheit desſelben gemilvert fein mag. Ohne dieſes 
Mifverhältnig wäre die Geiftesverirrung, welche zu Beftreitung des Eigenthums- 
begriffs geführt hat und die Berborbenheit der moralifchen Gefinnung, welde ihre 
Luft bat an dem Umfturz der Eigentyumsorbnung und im Trüben zu fifhen hofft, 
nicht fehr gefährlih. Das Eigenthum ift ein fo natürlih-menfhliher Begriff, es 
fließt fih fo felbftverftändlih am die Befonderheit und Selbfiheit der einzelnen 
Berfonen und Familien an, die Inftitutlon ift ferner feit Jahrtauſenden fo feft 
gewurzelt in ber Gefchichte unferer Civilifation, und in den Gitten fo lebendig, 
daß auch die Maflen an das Eigenthum als an eine natur⸗nothwendige und ge- 
rabezu als an eine heilige Inftitution glauben und daher für eigenthumsfeindliche 
Doltrinen nicht leicht eingenommen werben. Nur wenn ber Drud und bie Noth 
für die Menge unleivlih wird, wenn bie Mißftände der Civilifation wie eine 
ſchwere Krankheit empfunden werben, in folder Verſtimmung und in fieberhafter 
Aufregung kann fie momentan für jede Empörung gewonnen werben. 

Derartige Mißverhältniffe aber find leider in bedenklicher Weiſe noch vor- 
handen. Es gibt große Maſſen in der europäifhen Bevölkerung, welche mit Mühen 
und mit Arbeit überladen find und mit ihrem Lohne kaum die nothdürftigſten 
Bedingungen dieſes ſchweren Lebens erfhwingen, ganze Klafien von Arbeitern, 
welde elend wohnen, bürftig gefleivet und ſchlecht genährt und doch nicht einmal 
ber Fortdauer biefer ärmlichen Eriftenz ficher find. Die tägliche Arbeit des mobernen 
Proletariates ift fiher im Ganzen nicht geringer und nicht leichter als bie des 
antiten Sklaven, und bie Genüffe vesfelben find um Bieles kümmerlicher und 
weniger gefihert. Der Borzug der perfönlihen Freiheit, der ihm burd die Gefeg- 
gebung gemwährleiftet wirb, wirft wohl für Einzelne, die fih aus biefem Abgrund 
emporringen, auf’8 befte, aber ber Maffe gegenüber dient er nur, um ben ſchreienden 
Widerſpruch zwifhen der Idee und der Wirklichkeit heftiger zu machen und ihren 
Mißmuth zu reizen. Tauſende und Zehntaufende find zwar nit Sklaven biefer 
ober jener Perfon, aber file find Sklaven dieſes ober jenes Yabrilzweiges ober 
diefer oder jener Einrichtung. 

Die Unmnatur und das Mißverhältnig einer folhen Eriftenz ohne Genuf 
wird überdem buch die Bergleihung mit ven entgegengefegten Eriftenzen, bie im 
Uebermafi der Genüffe fhwelgen, nod mehr verbittert. Wenn der Ueberfluß bes 
Reihthums den Mangel der Dürftigfeit ergänzt und vedt, fo wirb ber Wider⸗ 
fireit beider gemildert und verfähnt. Wenn aber jener unbelämmert um dieſen fid 
ergießt, und ſich beide trennen umd meiden, wie das leider in unferer Kulturwelt 
häufig geſchieht, dann wird ber Gegenfag zu töbtlicher Feindſchaft gefteigert. In 
den bürftigen Klaffen gährt dann der Haß wider den Reichthum und wider das 
Eigentum, in dem fie die Duelle aller ihrer Uebel zu erfennen wähnen. Wird 
ber Egoismus des Eigenthbums ohne Rüdfiht auf die menfhliche Gemeinfhaft zu 
den Auferftien Konfequenzen getrieben, fo tritt ihm nun der Egoismus der Ber- 
mögenslofigkeit drohend entgegen, und verlangt mit räuberifher Gewalt Theilung 
ber Güter. Derfelbe Egoismus, welder in ver Regel als Vertreter des Eigenthums 
erjcheint, zeigt fih nun aud als Angreifer des Eigenthums. 

Der gemeinfame Fehler aller bisherigen Verſuche, das Uebel zu belämpfen, 
war der, baß fie ſämmtlich fei es unmittelbar die Eriftenz des Eigenthums an- 
griffen oder body mittelbar die Sicherheit vesfelben bedrohten. Die Erfahrungen 
vorzüglich des Jahres 1848 haben nun aber beutlich gezeigt, daß jede Störung 
diefer Sicherheit des Eigenthums fofort das Uebel, deſſen Heilung angeftrebt wird, 
vergrößere und die Leiden unfers gefellihaftlihen Körpers vermehre In dem 
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Berhältniß, in welhem das Eigenthum unfiher wird, verliert e8 an Werth, 
und die allgemeine Werthverminderung der vorhandenen Güter ift zu- 
glei eine Verminderung der in ihnen liegenden Kräfte, um die menfhlihen Be— 
bärfniffe zu befriedigen; durch Ausbreitung der Armuth ift den Dürftigen ficher 
nicht geholfen. Dazu kommt, daß jede Unfiherheit des Eigentbums aud den Kre- 
bit unfider madt, und der Mangel an öfonomifhen Bertrauen lähmt ben 
ötonomifhen Verkehr unter den Menſchen. Es wird daher auch um fo weniger 
Arbeit gefuht, und um deßwillen auch die Arbeit geringer belohnt. So 
enge find Eigenthum und Arbeit verbunden, daß wenn das Eigenthum erſchüttert 
wird, aud die Arbeit an Werth verliert. Es ift daher ben Arbeitern nicht fo zu 
helfen, daß man die Eigenthümer bebrängt. Im Gegentheil, jede wahre Reform 
der empfundenen Mißftände muß die Sicherheit des Privateigenthbums 
als eine unentbehrlihe Grundlage aller Heilung auf das forgfältigfte 
bewahren. 

Im Grunde läßt fi, wenn wir von den Maßregeln einer forgfältigen Volks— 
wirtbichaftöpflege abjehen, die nicht bier zu erörtern find, das Ziel aller Reform 
des Privatrehts in dem Einen Worte ausfprehen: Herftellung eines ger 
funden Kreislaufs und dbemnah Sättigung bes Mangels durch 
Binleitung des Ueberfluffes, oder anders ausgebrüdt, Berückſichti— 
gung ber Berbindung unter ben Menfhen zugleih mit der Aus— 
prägung unb mit dem Schuge des Individualrechts; alfo aud hier 
wieder thut Bekämpfung der Ertreme und ihrer Einfeitigkeit hauptſächlich Noth. 

Bolgende Vorſchläge verdienen bier eine kurze Beleuchtung : 

1. as fih nicht ein äAußeres oder inneres Maß finden für den Um— 
fang bes Privateigenthums, fo daß, wo dieſes Maß überſchritten würde, der Ueber- 
Muß erfihtlid und im Intereſſe der Gemeinfhaft in Beſchlag zu nehmen wäre? 
Dis jegt hat Niemand eine Formel vorgefhlagen, welche zugleich gerecht und zwed- 
gemäß die Grenzen des erlaubten Privatreihthums beftimmte. 

Das moraliſche Princip läßt fich wohl eher erfennen. Man kann fagen: 
Nur das ift fittlich betradptet wahres Vermögen eines Individuums, was biefes 
Individuum zu beherrfhen vermag. Es ift ein dem Eigenthum fittlid wider 
ſprechendes Berhältniß, ‚wenn das Bermögen über tie Perfon und nit die Perfon 
über das Vermögen herrſcht. Der Geizhals, der feine Schäge häuft, ohne fie 
vernünftig zu benugen, ift fittlih gefproden ber Sklave, nicht der Herr feines 
Reihthums; und der Schwelger und Verſchwender weiß eben fo wenig fittliche Herr 
haft zu üben, Wer daher mehr Vermögen bat, als er ſittlich zu bewirthſchaften 
und zu benugen fähig ift, bat von dem Standpunkt der Moral aus mehr als 
ihm gebührt. Aber die Uebertragung dieſer moralifhen Gefege in das menſchliche 
Recht iſt weder zu billigen noch wäre fie praftiih durchzuführen. Sie würde bie 
ganze rechtliche Inftitution des Cigenthums von Grund aus ummwälzen und dem 
menſchlichen Richter würde es immer an einem äußerlich fihern Maßſtab fehlen, 
woran er die moralifhe Tüchtigkeit der Individuen bemißt. 

Am eheften noch läßt ſich für den Grunpbefig ein Maßſtab finden, und 
verſchiedene pofitive Rechte haben derartige Berfuche gewagt. In einer Beziehung, 
nämlid mit Bezug auf die Ausbeutung und Ausrodung der Wälder, hat fogar 
das allgemeine moderne Recht die entſchiedene Tenvenz, die Willfür der Eigen- 
thämer im Interefie der Gefammtheit zu beſchränken, wenn glei auch da feine 
Borforge getroffen wird, daß nicht alle Waldungen zulegt in die Hände von 
wenigen Privaten kommen, welche damit ein Holzmonopol erwürben. Eingreifender 
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aber keineswegs tadelnswürdig ift fhon die Beſtimmung einzelner Statuten, daß 
ber kulturfähige Boden nit zum gemeinen Nachtheil unbebaut liegen bleiben 
bürfe, und daß die unfultivirten Felder wieder zur Allmende gezogen, ober ber 
Okkupation freigegeben werten. Denn fo abfolut gehört der Boten nidt dem 
Eigenthümer an, daß dieſer ihn zur Wildniß werben laffen und doch noch fein 
Eigenthum daran behaupten dürfe. Auch die in einigen nordamerifanifhen Staaten 
nenerlih aufgelommene Negel, daß das Grundeigenthum nicht auf die Dauer von 
dem Wohnfig auf dem eignen Gütern getrennt fein, noch der felbftäntigen Wirth- 
[haft des Eigenthümers entbehren dürfe, ift bier zu erwähnen, indem er das Auf- 
fommen großer Orunpherrfhaften, deren Eigenthümer fern in ven Städten leben, 
ſehr erfhwert. Es find das immerhin beadhtenswerthe Keime einer zukünftigen 
Rechtsbildung. 

2. In ähnlicher Weiſe, wie früher im römifchen Reiche, iſt heute noch in 
Amerifa und in anbern großen Kolonialländern ver europäifhen Staaten auf lange 
bin dafür geforgt, daß jede neue Familie leicht vom Staate Grundeigenthum er- 
halte. Die proletarifche Befig- und Familienlofigkeit iſt vorzäglid eine europäifd- 
fontinentale Krankheit. In der fogenannten neuen Welt ift noch mehr als genug 
Raum für die Benölferung, die fi dort nieberlaffen und arbeiten will. 

Einzelne europäifhe Staaten, wie vorzüglich bie weftlihen und dann aud 
ber öftlihfte haben nun einen Theil diefes ungeheuren Borrathes von Boden, 
welcher die Kultur noch erwartet, in ihren Befig gebracht, und fo große Weiten 
von Bollland oder Kronlandb oder Staatslänbereien zu neuen 
Oütervertheilungen an Privaten in fleter Bereitfchaft. Daß auch dieſe 
Staaten fih in fpäter Zukunft erfhöpfen werben, ift wahrſcheinlich, aber auf Jahr- 
hunderte Hin nicht zu beforgen; und fogar jene entlegene Furcht vermindert fid 
durch die Erwägung, daß das Wahsthum der Bevölkerung mit der Ertragfähig- 
feit der Erde fiher in einem beftimmten Verhältniß flieht. Aber bie mitteleuropät- 
ihen Staaten, und ganz vorzüglich Deutfhland, haben es bisher verfäumt, ſich 
ſolche Vorräthe anzulegen. Die große deutfhe Auswanderung wendet fi fremten 
Ländern zu und ift nicht zugleich nationale Kolonifation. Da die civilifirten Bölfer 
das Bedürfniß haben zur Ausbreitung und genöthigt find, durch neue Urbarmadung 
und neue Kulturen der VBerarmung ganzer Bolkstheile entgegen zu wirken, fo ift 
es auch eine wichtige Pflicht der civilifirten Staaten, für verfügbares Staatsland 
zu neuer Bertheilung an Privateigenthümer zu forgen. 

3. Aber felbft wenn der Staat ein großes Volkland befigt, und Stüde ta- 
von an bie Privaten abgibt, Ift noch nicht für den nothwendigen Kreislauf ge— 
forgt. Es werben aus dem weiten Refervoir Kanäle abgeleitet, durch welde der See 
abfließt, aber jenes erhält keine neuen Zuflüffe zurüd. In dem Lehensſyſtem 
bes Mittelalters lag ein folder Kreislauf. Der Lehensherr vertheilte feine Domäne 
unter die VBafallen zu Sontergütern, und wenn die Bafallen ohne Söhne oder 
fpäter ohne Gefchlechtsvettern farben, fo fiel das Lehen dem Herrn wieder heim, 
der nun eine neue Bafallenfamilie damit ausftatten konnte Diefes Syftem ift in 
bem neuern Europa untergegangen. Wir kennen feinen Heimfall der Güter mehr 
zu neuer Verleihung. Die Neigung ver Zeit fteht aud jedem Verſuche entgegen, 
einen nothwendigen Heimfall der Privatgüter an den Staat zu erneuern. Iſt bie 
freie Veräußerung auch des Grundeigenthums geftattet, fo wird damit das Heim- 
fallerecht illuſoriſch. 

Weniger Widerſtand in dem modernen Bewußtſein regen die Vorſchläge zu 
einer Korreftur des Erbrechtes auf, durch welche jener Kreislauf hergeſtellt 
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werben Könnte, Die foctaliftifhe Läugnung und Befeitigung bes Erbrechtes freilich 
muß wieder entſchieden mißbilligt werden. Würde die Erblickeit des Eigenthums 
aufgehoben, jo würde dadurch mindeftens ber halbe Werth des Eigenthums und bie 
Sicherheit des Eigenthums mit zerftört. Das Erbredt erhält das Eigentum und 
veredelt es. Die Errungenfhaft ver Vorfahren wird durch das Erbrecht den Nach⸗ 
fommen überliefert, und der Fleiß des Vaters gefteigert durch die Ausfiht, daß 
derfelbe no feinen Kindern zum Nugen gereihe. Der Zufammenhang der Familie 
erhält durch das Erbrecht feinen bkonomiſchen Ausdruck und feine Stüge. 

Aber fo beftimmt wir jeden Angriff auf das Princip des Erbrechts als einen 
Angriff auf die Familie und auf die Civilifation bekämpfen müffen, fo ift doch 
auf der andern Seite nicht zu überfehen, daß die Reform der vorhandenen Miß- 
verhältnifie auf dem Gebiete des Erbrechts am wenigften Schwierigfeiten findet. 
Wenn auch das Erbrecht im Ganzen wirkfam bleiben muß, fo hat doch kein Ein» 
zeiner bei Lebzeiten des Erblafierd ein feftes, erfültes Erbrecht: und wenn bie 
Erbordnung geändert wird, fo werben feine erworbenen Rechte gefränft, es können 
nur Hoffnungen untergehen, die, ohne daß ber Erbe es irgend zu hindern ver⸗ 
möchte, ebenſo aus andern Gründen plöglih verſchwinden könnten, 3. B. durch 
eine Heirath des Erblaffers und Kinderzeugung oder durch dem früheren Tod bes 
vermeintlihen Erben oder durch ein Teftament des Erblaſſers. 

Diefelben Gründe, welche für das Familienerbrecht fprechen, welches 
nunmehr in der ganzen civilifirten Welt herrſchend geworben ift, und welchem 
gegenüber das auf den individuellen Willen des Erblaffers gegründete teftamen- 
tarifche Erbredt nur wie eine Ausnahme von der Regel erſcheint, find aud für bie 
Anerkennung und Ausdehnung eines Erbrechts ver größern Gemeinſchaft, 
bee Gemeinde ober des Staates wirkfam. Der wahre Grund alles natürlichen 
Erbrechts iſt doch die Gemeinfchaft, weldhe den Erblaffer und den Erben mit ein« 
ander verbindet, der Zufammenhang des Bluts und ber Pietät, der Sitte und ber 
Kultur, mit einem Worte die Gemeinfhaft und die Fortdauer der Raffe. 
Nun gibt es aber verſchiedene Kreife folder Raſſengemeinſchaft. Der Einzelne ift ein 
Kind feiner Eltern, aber er ift auch ein Kind feiner Gemeinde ober feines Vater⸗ 
landes; er iſt mit feiner Sippfhaft dur hundert Beziehungen des Blutes, ber 
Sorge, der Erziehung u. f. f. verbunden, aber er ift in ähnlicher Weiſe auch mit 
feinem Volke verbunden, deſſen Lebensform ihm eingeprägt und in deſſen Sprade 
und Sitte er erzogen iſt. Der Kreis der Gemeinde und des Staates iſt freilich 
ein weiterer und infofern aud ferner als ber des Haufes und der Blutsverwandt- 
haft. — Diefer Gedanke hat denn aud vielfältig zur Anerkennung eines fub- 
ſidiären Erbrechtes des Staates an der Berlaffenfhaft geführt in Ermangelung 
von Teftament- oder Familienerben. Sowohl das römifhe ald das deutſche Recht 
bat demfelben im verfchiedener Weile formulirt, 
| Allein diefes Recht des Staates auf das erblofe Gut iſt für ben befprodenen 
Zwe eines organifchen Kreislaufes durchaus unwirkſam. Wird der Staat nur 
dann zum Erben, wenn feine Teftaments- und feine andern gefeglihen Erben 
vorhanden find, fo wird fein Erbrecht nur in den feltenften Ausnahmsfällen ver- 
wirklit, und mit fo wenigen Tropfen fann jenes Reſervoir nicht ergänzt werben. 
Ein fo ärmlicher Zuflug ift durchaus ungenügend für das große Bedürfniß des 
Abflufjes. Ueberdem wird diefer feltene Erwerb des Staates gewöhnlich ven äffent- 
lien Kaſſen zugewiefen und wie die Steuern und fisfalifhen Gefälle für öffent 
lie Bedürfniffe verwendet, nicht wieder an Privatperfonen verliehen. Das ift alfo 
in keiner Weiſe Regulirung des Eigenthums. 
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Damit das Erbrecht der Gefammtheit als Eigenthumsreform wire, muß 
dasjelbe 1) mit dem Erbrecht der Sippen in Konkurrenz treten, 
2) dur die Lehre des Pflihrttheils gegen zerſtörende legtwillige Verfügungen 
gefhügt fein, und es muß 3) das dem Staate angefallene Erbgut nicht zu öffent- 
lihen Verwendungen benußt, fondern zu neuer Berleihbung an Privatperfonen, 
vorzüglich zu privatrehtliher Ausftattung der dürftigen Familien 
wieder bingeleitet werben. Detaillirte Vorſchläge in biefem Sinne find in neuerer 
Zeit ſchon gemacht, das Syſtem aber nod nirgends In bie Praris eingeführt 
worden, (Bl. den Art. Erbredt.) Bluntfält. 


Eintommenfteuer. 


Der Staat bedarf zur Erfüllung feiner vielfältigen Aufgaben materieller 
Güter, und biefe verfchafft er fi unter modernen Berhältniffen zum größten Theile 
durch Steuern. Steuern find Güter (jest gewöhnlich Gelb), die von ben einzelnen 
Staatsuntertbanen, nachdem fie bereits in ihren Beflg gelommen waren und einen 
Theil ihres Vermögens gebildet hatten, am ben Staat abgeliefert oder vielmehr 
vom Staate gefordert werden; und zwar find ed Beiträge, die man nicht nad 
Maßgabe der Benugung einzelner Staatsanftalten, fondern einfach kraft feiner 
Eigenfhaft als Staatsunterthan zu zahlen hat. 

Wenn es fih um bie Eriftenz des Staates in ſchweren Zeiten handelt, fo kann 
und muß derfelbe fih um jeden Preis die nöthigen dkonomiſchen Mittel verfchaffen, 
er darf das Kapital feiner Unterthanen angreifen und verbrauden, wenn bie ver- 
fügbaren Mittel des Einfommens nicht zureihen. In gewöhnlichen Zeiten jedoch 
darf eine rationelle Steuer feine andere Wirkung haben, als daß fie das Ein- 
fommen ber Unterthanen vermindert. Da ja der Staat fogar die Aufgabe hat, ben 
Wohiftand feiner Angehörigen zu fördern, fo Tann es nicht feine Abficht fein, 
das Kapital, die Duelle neuen Einfommens, anzugreifen. Infofern find alle ratio 
nellen Steuern Einkommenfteuern; ber Unterthan gibt einen Theil feines Ein- 
fommens ab, und dies wird Einnahme des Staates, der die empfangenen Werthe 
im Intereffe der Geſammtheit verwenbet. 

Unter Einfommen verftehen wir dabei der neueren, namentlich in Deutfchland 
(von Hermann, Schmoller zc.) ausgebilveten Theorie zufolge diejenige Summe von 
Gütern, die eine wirthſchaftende Berfon innerhalb einer beftimmten Pertove in Folge 
ihrer wirthſchaftlichen Tätigkeit, Ihrer Theilnahme an der Probuftion neu erwirbt, 
ohne dadurch die Summe ihrer im Anfang der Periode vorhandenen Erwerbsgüter 
zu vermindern, alfo das was man verzehren kann, ohne in ber Zukunft eine Ber- 
minderung feiner Einnahmen fürchten zu müffen. Wir ſchließen alfo aus Einnahmen, 
bie der Erfag von flüffigem Kapital find oder zum Erfag des verbraudten firen 
verwendet werden müflen, ferner alle Bermögensvermehrung, die durch Erbſchaft, 
Geſchenk ꝛc. entfteht, envlih das fogenannte abgeleitete Einfommen, bie Theile des 
Einfommens einer andern Perfon, die Iemand kraft Familienrehts, Vertrags x. 
verwenden und verzehren darf, 

Ale andern Einnahmen einer Perſon find uns reines, urfprünglices Ein 
fommen, ober Einkommen ſchlechtweg, und wir machen dabei feinen Unterſchied, je 
nachdem die Perfon einen Theil diefer Einnahmen zur Erhaltung ihres Lebens ver- 
wenden muß. Denn auch das, was man nothwendig zum Lebensunterhalt braucht, 
ift Zweck, nicht Mittel der Wirthſchaft und iſt für den, der es verzehrt, Bebürfnif- 
befrietigung und Genuß, 
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Das Einlommen einer Perſon in dieſem Sinne iſt verfhieben je nad ber 
Theilnahme an der Produktion: Unternehmer beziehen ein (vor dem Verkauf ber 
Produkte noch unbeftimmtes) Unternehmereintommen, Kapitalverleiher einen Zins, 
Arbeiter, vie ihre Dienfte an einen Unternehmer verfaufen, beziehen Lohn. Das 
Unternehmereintommen beruht gewöhnlih auf Befig und (geiftiger) Arbeit zugleich, 
ver Zins auf Befig, der Lohn auf Arbeit allein. Bei gleich angeftrengter Arbeit 
und bei Befig von gleichem Werthe ift das Einkommen ver einzelnen Unternehmer, 
Kapitaliften und Arbeiter dennoch verſchieden; bezieht Jemand ein Einkommen, das 
größer ift als der Durdfchnitt des Einlommens aller Anvern, die gleich viel be— 
figen und glei viel arbeiten, fo fan man von einem Ertragewinn fpredhen, dem 
Berlufte auf Seiten Anderer gegenüber ftehen. Dies find die wichtigften Kategorien, 
die ſich innerhalb des Einfommens unterfcheiden laſſen. Eine Rente oder Grund» 
rente können wir als befondere Einfommensart nicht anerfennen, denn ver Grund 
und Boden ift uns einfach ein fires Kapital, bei dem wir eben fo wenig wie bei 
&ifernen Mafchinen sc. unterfheiden können, welcher Theil feines Gebrauds- refp. 
Tauſchwerths von der Natur, und welcher von der menſchlichen Arbeit herrührt, 
und wenn der Zins des Bodenkapitals oder das Einkommen bes felbftthätigen 
Landwirths häufig fih dem gegenwärtigen Befiger des Grunpftüds als Extra» 
gewinn vbarftellt, fo ift das eine Erſcheinung, die auch bei andern Einkommens— 
arten vorlommt und jedenfalls nicht aus der Natur des Grund und Bodens mit 
jwingender Nothwendigkeit folgt. 

Den Empfängern diefer verfhiedenen Arten von Einkommen alfo entzieht bie 
Steuer einen Theil deſſen, worüber fie frei verfügen könnten, wenn der Staat zur 
Erfüllung feiner Aufgaben keiner ölonomifhen Mittel bebürfte. Jede Steuer ver- 
mindert das Einfommen irgend welcher Perfonen, die direkten Schagungen eben fo 
gut wie die direkten Aufwandsftenern und die indireften Konfumtionsfteuern (fiehe 
den Artikel Steuern), denn der höhere Preis, den man in Folge ber legtern Steuer 
für gewiſſe Artikel zahlen muß, ift eben fo gut eine Verminderung bes frei ver- 
fügbaren Eintommens wie eine Geldſumme, die man biereft an den Staat zahlt. 
. . Man nennt jevoh in ber Theorie wie in der Praris gewöhnlich nur die- 
jenigen direften Schagungen Einkommenfteuern, bei welchen vie Beitragspflicht des 
Einzelnen fih nad irgend einem rechnerifhen Verhältniffe zu ber Höhe feines per- 
lönlihen Einkommens bemißt. Es gehören alfo nicht hierher alle indirekten, alle 
direlten Aufwandöftenern, ferner diejenigen bireften Steuern, welche nad dem Er- 
trag irgend einer Erwerbsquelle (Kapital) oder eines Erwerbsgeſchäfts einer Berfon 
aufgelegt werben, abgefehen davon, ob gerade diefer Perfon auch der ganze Ertrag 
der betreffenden Erwerbsquelle als Einkommen zufließt. Soldye direkte Steuern 
nennt man im Gegenfage zu ben eigentlichen Eintommenfteuern paſſend Ertrag. 
ſteuern, und fallen in dieſe Kategorie die Grund» und Gewerbefteuern in ben 
meiften Staaten. Es gibt envlid noch eine Klafje von direkten Steuern, die zwar 
manchmal von Einkommenfteuern f wer zu unterfheiden find, principiell aber nicht 
mit ihnen identiſch find, nämlich diejenigen, die man paſſend (reine) Perfonalftenern 
nennen könnte. Wir denken biebei an die Kopf- und an die fogenannten Klaffen- 
feuern, welche alle over einen Theil der Stantsunterthanen vollftändig gleich treffen 
(Ropffteuern), oder wenn bie Beitragspflicht der einzelnen auch verſchieden ift, doch 
mehr nah Standesunterſchieden u. dgl. als genau im Verhältnig zum Einkommen 

en find, 

Die eigentligen Einfommenfteuern find entweber allgemeine oder befonbere. 
Entweder wird jede Berfon, die ein Einkommen hat, nad Mafgabe desſelben 
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getroffen, gleichviel welcher Art es ift, oder es werben nur einzelne Kategorieen 
von Perfonen herangezogen, bie von ben Ertragfteuern nicht genügend getroffen 
werden (Bejoldungs- und Lohnfteuer). Eine allgemeine Einfommenfteuer ift aud 
dann vorhanden, wenn, wie dies gewöhnlich geſchieht, die Steuer erft bei einem 
Eintommen von beftimmter Größe beginnt, denn es wird dann menigftens jebe 
Art des Einfommens gleich getroffen. 

Eine aligemeine Einfommenfteuer eriftirt in mehreren Staaten ; die widhtigften 
Beifpiele find die preußifche Eintommenfteuer, die alle Einlommen über 1000 Thaler 
trifft, während bie niedern Einfommen Klaffenfteuer zahlen, welche Klaffenfteuer 
indeß faktiſch nichts Anderes ift als eine weniger ängſtlich abgemeſſene Eintommen- 
fteuer; noch intereffanter ift bie englifhe income tax, welche feit vem Jahre 1842 
nad langen Kämpfen als bauerndes Glied des englifhen Steuerfyftems betrachtet 
werben muß unb genau genommen bie einzige birefte Steuer in England ift, freilich 
im Vergleich mit den indirelten Steuern nur einen Meinen Theil zu den englifchen 
Staatslaften beiträgt. Befondere Einlommenfteuern find hauptſächlich in den beutfchen 
Mittelftanten zu Haufe. 

Um zuerft von ber allgemeinen Eintommenfteuer zu fpreden, fo wirb biefe 
vielfach als das Ideal aller Steuern betrachtet, und man bezeichnet es ald das Ziel 
rationeller Steuerpolitif, durch fie alle andern Steuern zu erfegen. Wenn alle 
Steuern doch nur das Einkommen der Perfonen angreifen follen, warum bewirft 
man bies nicht auf dem einfachften, birefteften Wege? So natürlich diefe Frage 
erjcheint, fo ftehen doch einer bejahenden Antwort gewichtige praktiſche und theo- 
retifche Bedenken entgegen. 

Die englifhe income tax liefert allerdings den Beweis, daß man durch eine 
allgemeine Einfommenfteuer alle vireften Ertragsfteuern erfegen fann. Ja es ift 
dies fogar im höchſten Grade rationell, denn durch einzelne, nad verſchiedenem 
Mafftab aufgelegte Ertragsfteuern, wie wir fie auf dem Kontinent haben, werben 
einzelne (höher beftenerte) Produftionszweige zu Gunften der andern benachtheiligt. 
Es ift ein Grundfag, gegen den ſich faum etwas Stichhaltiges einwenden läßt, 
daß man durch Steuern bie Kapitalien und Arbeitskräfte nicht fünftlih aus einem 
Produftionszweig in ben andern treiben fol, fofern dies nicht aus polizeilichen 
Gründen, wie 3. B. betreffs der Branntweinbrennereien, gerechtfertigt iſt. Solde 
polizeilihe Gründe liegen aber durchaus nit vor, wenn man burd eine fchledht 
vertbeilte und hohe Grundſteuer den Ertrag des landwirthſchaftlichen Gewerbes 
relativ höher befteuert, und wenn man durch eine Gewerbefteuer einzelne Klaffen 
von Unternehmern ausſchließlich trifft blos teshalb, weil man hier ein bejonders 
leiht faßbares Einkommen zu entdeden glaubt. Dergleichen volkswirthſchaftlich ſchäd⸗ 
liche Ungleihheiten werben vermieden, wenn man nur eine birefte Einfommenftener 
bat, bei der man immerhin für die Abfhägung ber einzelnen Einfommensarten, 
wie e8 auch in England gefchieht, beftimmte Regeln aufftelen und fi mehr an 
das muthmaßlihe durchſchnittliche, als an das genau erhobene Einlommen bes 
laufenden Jahres halten kann. Die englifhe income tax liefert au das Beifpiel, 
wie man das durch eine befondere Ertrags- oder Einfommenftener jo ſchwer faß- 
bare Einfommen aus Leihkapitalien treffen kann. Wer ein folches Einfommen aus 
Kaflen des Staats oder aus Anftalten unter öffentlicher Aufſicht bezieht, ift ben 
Behörden ohnedies befannt; wer fein Kapital aber privatim ausleiht, für ven zahlt 
der Schuldner einftweilen die Steuer, darf fie aber dem Gläubiger an den Zinfen 
abrechnen. Eine Schwierigkeit bleibt nur betreffd der aus dem Ausland kommenden 
Binfen, die aber bei jevem andern Beſteurungsmodus nicht geringer wird. 
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Wenn man fi vorurtheilsfrei bie Frage vorlegt, ob es ſchwieriger fei und 
mehr Erhebungskoſten verurfahe, wenn man Jemandem 100 Thaler allgemeine 
Eintommensfteuer abverlangt, oder 40 Thaler Einkommenfteuer, 30 Thaler Grund» 
und 30 Thaler Gewerbefteuer, fo wird man gewiß zu Gunften der allgemeinen 
Einfommenfteuer entfheiden müſſen. Ein Staat, der zu legterem Syftem übergehen 
wollte, müßte allerdings darauf Rüdfiht nehmen, daß durch bie bisherige Be— 
fleurung gewiffe Zuftände verjährt find; fo könnte man z. B. eine altgewohnte 
Grundſteuer von abnormer Höhe theilweife als ablösbaren Bodenzins trog ber 
allgemeinen Einfommenfteuer beftehen laffen. 

Eine Erfegung der indirekten Steuern durch bie allgemeine Einfommenfteuer 
eriheint dagegen vom praftifhen Stantpunfte aus als Utopie; der geſammte Betrag 
ber bireften Steuer müßte denn fo body gefteigert werden, daß der Reiz zu Defrau- 
bationen und falſchen Faſſionen nicht genügend befämpft werben könnte. Den 
Hleineren Einfommen ift durch direlte Steuern in ausreichender Weiſe überhaupt 
nicht beizulommen, da bei biefen Leuten die Ordnung im Haushalt zu gering und 
die Höhe ihres Einkommens ihmen felbft nit genügend befannt ifl. Und doch 
Könnte Fein Staat durch ausſchließliche Beſteurung der größern Einkommen feinen 
Bedarf deden. 

Die theoretiihen Bedenken gegen eine einzige allgemeine Einlommenfteuer mit 
Ausſchluß aller indireften Steuern beftehen namentlid darin, daß bie Frage, nad) 
welchem Princip eine folhe Steuer vertheilt werben fol, niemals in unanfecht- 
barer, unbedingt gültiger Weife entfchieden werben kann. Soll die Steuer pro- 
greffiv oder proportional fein? Sol das Eriftenzminimum frei bleiben? Soll 
fundirtes und nit fundirtes Einfommen gleich beftenert werden? Alle dieſe fehr 
ſchwer lösbaren Fragen (f. Artikel Steuern) werden höchſt brennend werben durch eine 
einzige allgemeine Einfommenfteuer. Und dod müßten fie dann in irgend einer Weife 
entfchieden werden, während bei unferen gegenwärtigen vielfältigen Steuern dieſe 
dragen faktiſch ganz irrelevant find. Denn wenn warn die indireften Steuern bes 
denkt, fo ift es vollftänvig unerweisbar, in welcher Welfe jeder Einzelne durch alle 
Steuern zufammengenommen getroffen wird, und es fommt praftifdy nur darauf 
an, welde Erhebungstoften jede einzelne Steuer verurfacht, ob fie einzelnen Klafſen 
von Perſonen befonders unbequem ift, ch fie den Nationalmohlftand im Ganzen 
mehr als nöthig in feinen Fortfehritten hemmt. Das Poftulat einer irgendwie ge» 
nau proportionalen Befteurung fann, wenn man vielfältige indirefte Steuern hat, 
im Ernfte gar nicht aufgeftellt werden, man fann nur im Allgemeinen darnad) 
fireben, daß man da, wo mehr ift, auch mehr nimmt — und bies ift praktiſch 
und gerecht zugleih. Mehr kann man aber nit wollen und mehr erſcheint uns 
auch theoretiſch nicht nöthig, denn wenn wir bie befannte Anfhauung vom Staate 
als einer Berfiherungsgefelihaft auf Prämien fallen laſſen, fo läßt ſich fein Say 
des Naturrehts formuliren, dem zufolge eine genau proportionale oder irgendwie 
progreffive Steuer nad dem Einkommen das einzig Mögliche wäre. 

Indirete Steuern erfheinen uns baher als praftifch unentbehrlih und bes» 
halb auch theoretiih als haltbar. Daneben fol und muß allerdings auch eine direfte 
Befteurung beftehen, weil man birefte Steuern allein nad) den wechfelnden Bepürf- 
niffen des Staates fleigern kann, und weil fie dem Staatsbürger allein das volle 
Bemußtfein eines zugleich beredhtigten und verpflichteten Gliedes der Gefammtheit 
verleihen. Unfer Ideal wäre alfo: Einträglige und wenig läftige inbirefte Steuern 
und baneben eine allgemeine Einfommenftener — ein Syſtem, weldes in England 
faſt vollſtändig verwirklicht iſt. 
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Die neben der indireften Steuer beftehende Einkommenſteuer Tann geredht- 
fertigter Welfe ganz Heine Eintommen verfhonen, indem man annimmt, biefe ſeien 
auf indireftem Wege ſchon genügend getroffen. Indeß wäre doch aud hier eine 
mäßige Kopf» oder Klaffenfteuer deshalb zu empfehlen, damit jeder felbflänpige 
Staatsbürger doch wenigftens ein Minimum bewußter Weife an den Staat 
zahle. Betreffs ver eigentlihen Gintommenftener wäre dann bie Frage ob 
proportional oder progreffiv zu entfheiden? Aus Gründen ber natürlihen Ge- 
rehtigkeit wird man bier eben jo wenig als in dem oben berührten imaginären 
Fall, wo die allgemeine Eintommenfteuer alle Steuern in fi aufnimmt, das eine 
oder das andere für das einzig Wahre erflären können; praktiſch wirb viel darauf 
ankommen, von weldher Höhe des Einfommens an die Steuer überhaupt beginnt. 
Iſt dieſe Anfangsgrenze derartig, daß Alle, melde der Steuer unterliegen, min» 
beftens zu ben wohlhabenden Mittelflaffen gehören, fo dürfte fich für gewöhnliche 
Zeiten proportionale Befteurung empfehlen, weil hiebei die Defraudation von 
Seiten der Reihften vermindert und die für die Gefammtheit fo nothwendige An- 
fammlung neuer Kapitalien begünftigt wird, welde ja bei den Reichften im aus— 
gebehnteften Maße ftattfinden Tann. 

In Fällen außerorventlihen Staatsbedarfs aber dürfte Erhebung ber Steuer 
nad) einer progreffiven Stala am Plage fein, weil man dann eine erhöhte Staats» 
einnahme erzielen kann, ohne bie Heineren Leute zur Hingabe ihrer bereits befeflenen 
Kapitalien zu zwingen und ohne felbft bei einem Meinen außerorbentlichen Bedarf 
immer zu dem im Uebermaß angewendeten Hülfsmittel der Staatsfhulden feine 
Zuflucht nehmen zu müſſen. 

Wenn eine allgemeine Einfommenfteuer neben andern bireften Ertragfteuern 
befteht und bei Bertheilung ber erfteren gar feine Rüdfiht darauf genommen wird, 
ob der Pflihtige ſchon Ertragfteuern zahlt oder nicht, fo ift dies ein wenig ratio» 
neller Zuftand. Werben durd die einzelnen Ertragsfteuern fhon alle Einfommens- 
arten getroffen, fo ift entweder die Einfommenfteuer, oder es find bie Ertragftenern 
unnöthig. Man kann dann einfacher entweder Zufchläge zu den Ertragfteuern er» 
heben, ober legtere in eine Einkommenſteuer zufammenfaffen. Wenn aber wie in 
Preußen und überall anders durch Ertragfteuern nur ein Theil der Probuftions- 
zweige und dieſe obendrein ungleihmäßig getroffen find, fo ift eine hinzukommende 
allgemeine Eintommenfteuer nichts Anderee als eine Vermehrung der bereits be- 
ftehenden Ungleihheiten. Es ift auch ein öffentliches Geheimniß, daß die preußifche 
Einkommenftener, die 3 %/, aller Einkommen jeder Art betragen joll, allgemein 
viel zu niedrig angelegt iſt. Grundbefiger, Hauseigenthümer und Gemerbefteuer 
zahlende Unternehmer fträuben fih mit aller Kraft dagegen, noch einmal ganz nad 
bemfelben Maßſtab zu zahlen wie die außerdem unbefteuerten Kategorieen der Be⸗ 
völkerung: und von legteren felbft werben doh nur die Staats- und Kommunal» 
beamten, deren Gehalt befannt ift, richtig getroffen, während diejenigen, bie vom 
Zinfe ihrer verliehenen Kapitalien leben, deren Betrag auf verfchiedene Weife zu 
verbergen wiffen. Wenn das feltfame Syſtem ver vireften Steuern in Preußen für 
die Finanzen und ben Boltswohlftand bisher fo wenig nachweisliche ſchlimme Folgen 
gehabt hat, fo erklärt fich dies erſtlich dadurch, daß bie Steuern an fih im Ber- 
gleiche mit anderen Großſtaaten fehr niedrig find, ferner dadurch, daß die höchſt 
gewiffenhafte, unübertrefflihe Finanzverwaltung viele Mängel des Syftems praftifd 
aufwiegt. An fih ift eine folhe nebenher laufende allgemeine Eintommenfteuer 
nur zu rechtfertigen, wenn man fie al8 Mebergang zu einem dem englijhen ähn- 
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lihen Syſtem benugen will. Denn langfame Uebergänge find bei jeber beabfichtigten 
burchgreifenden Aenderung eines Steuerſyſtems fehr nothwendig. 

Ehe wir zu den befonderen Einfommenfteuern übergeben, muß nod bemerkt 
werben, daß es verfchiedene Steuern gibt, welche die Stelle einer allgemeinen Ein« 
fommenftener nad der Abficht des Geſetzgebers vertreten follen. Daher gehört bie 
Thür- und Fenfterftener, die Wohnungs- ober Miethfteuer, ihrer Form nad eine 
birefte Aufwandſteuer, aber vielfah in dem Sinne eingeführt, daß man glaubt, 
bie Größe des von einer felöftändigen PBerfon bewohnten Raumes ftehe in an« 
nähernd gleihem Verhältniß zu ihrem Gefammteinfommen, Die Wohnungsftener 
fol alfo eine Einfommenfteuer mit fummarifher Abſchätzung des Einkommens fein, 
was höchſt undollkommen ift, wenn man bedenkt, daß von zwei Perfonen, von 
denen A 1000, B 100000 Thaler Einkommen hat, die legtere fchwerlid 100 Mal 
mehr Raum verwohnen wird als bie erftere; ferner hängt die Größe ver Wohnung 
nit nur vom Einfommen, fondern zugleih von der Größe der Familie ab. Der- 
artige Steuern erfcheinen alfo mehr wie ein Erjag für eine Kopf» oder Klaſſen⸗ 
als für eine Einkommenſteuer. Die ftädtifhe Bevölkerung wird oft erceptioneller 
Weiſe aus Bequemlidkeitsgründen mit einer inbireften Steuer getroffen, welche 
die ſummariſch aufgelegten Einkommens: oder Berfonalflenern der ländlichen Be— 
völferung vertreten fol. So bringen die größten Städte in Frankreich ihren Bei- 
trag zum impöt personnel et mobilier (eine Steuer, die fi nach dem breitägigen 
Arbeitslohn und der Wohnungsmiethe bemißt) durch Erhöhung des Oktroi's auf, 
in den größeren preußifchen Städten ift bie Klaffenfteuer durch die Mahl- und 
Schlachtſteuer erfegt. 

Man fuht alfo in einzelnen "Ronfumtionsfteuern manchmal einen Erfag oder 
eine Ergänzung der Einfommenfteuer; der Plan dagegen, die allgemeine Einfommen» 
feuer durch eine allgemeine YAufwandfteuer, eine nad den Gefammtausgaben ber 
Perfonen abgemeffene Steuer zu erſetzen, ift leicht begreiflicher Weife auf dem 
Papier ftehen geblieben. 

Wohl aber finden fih im einzelnen Schweizerfantonen und amerifanifchen 
Staaten (früher fam es häufiger vor) allgemeine Bermögensfteuern. Diefe 
dürfen nicht als ein Gegenfag zu den Eintommenfteuern betrachtet werben; benn 
auch Hier will man nicht das Kapital, fondern nur das Einfommen treffen. Dan 
nimmt an, das Bermögen ftehe in Proportion zum Einfommen, und glaubt irr- 
thümlicher Weife, das Bermögen ließe fich Leichter erfennen und abſchätzen als das 
Eintommen. Gewöhnlich liegt dabei noch die Abfiht vor, das fundirte Einkommen 
Härter zu treffen als das nicht funbirte, 

Die befondere Einfommenfteuer ift als eine Ergänzung ber anderen bireften 
Steuern aufzufaſſen. Diefe find gemöhnlih die Grund-, Gebäude- und Gewerbe⸗ 
feuer. Als unbeftenerte Einfommensarten bleiben alfo Löhne und Gehälter, Ein- 
kommen aus wiflenfhaftlihen und fünftlerifhen Brofeffionen, die von der Gewerbe- 
feuer nicht getroffen werben, ferner das landwirthichaftliche Gewerbe der Pächter, 
endlih Zinfen verliehener (reſp. verpachteter) Kapitalien. Aus Gründen der Ge— 
tehtigkeit und nach dem Grundſatz, daß fein einzelner Erwerbszweig durch Steuer: 
freiheit begünftigt werben fol, follte man auch dieſe Eintommensarten treffen, fo 
gering der Gewinn für den Fiskus auch fein mag, den man dadurch erzielen kann. 
Dan ift in vielen Staaten diefer Forderung gerecht geworden durch Befoldungs- 
und Kapitalrentenfteuern, welche mitunter (wie die bayriſche Beſoldungsſteuer feit 
1856) den Namen Einfommenfteuer führen. Die Befteurung des Arbeitsverbienftes 
muß bei den niedrig gelohnten Arbeitern natürlich auf eine genaue Abſchätzung des 
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Einfommens verzichten, ja fie muß ganz wegfallen oder auf ein Minimum rebu- 
cirt werben, wenn die indireften Steuern bereits fehr ftarf auf den unteren Klaſſen 
laften. Häufig hat man das Einkommen aus perfönlicher Thätigkeit als ein „nicht 
fundirtes" niedriger befteuert oder nad demſelben Mafftabe wie eine Leibrente im 
Gegenſatz zu einer Kapitalrente, wofür fi wohl Gründe aufführen laffen, wenn 
glei dies in allen einzelnen Fällen nicht gleihmäßig durchgeführt werden kann. 

Die Befteurung der Leibzinfen, gewöhnlich Kapitalrentenfteuer genannt, ift 
praftifch fehr ſchwer durchzuführen, indeffen entipricht fie fo fehr vem Princip einer 
gleihmäßigen Befteuerung aller Klaffen der Bevölkerung, daß kein Staat fie ganz 
unverfuht laffen follte. Die Behauptung, daß fie durch Ueberwälzung auf bie 
Schuldner doch illuforifh würde, oder daß die Kapitalzinfen durch Grund» und 
Gewerbeftener ſchon indirekt getroffen würden, läßt fich nicht beweifen, wie denn jede 
vollfommene Ueberwälzung Etwas ift, das durch feine Beobadtung beftätigt wird, 

Dagegen ift zuzugeftehen, daß eine nicht zu rechtfertigende Doppelbefteurung 
vorliegt, wenn man 3. B. die Grundfteuer von den einzelnen Grundſtücken ohne 
Nüdfiht auf die darauf laftenden Hypothekenſchulden erhebt, und dann bie Hypo⸗ 
thefenzinfen noch einmal ertra befteuert. Das gefammte Einfommen aus dem im 
Grund und Boven firirten Kapital wird dann zweimal getroffen. Ebenfo ift es, 
wenn man bie Aftiengefellichaften als foldye mit ver Gewerbefteuer, die Divibenden- 
empfänger no einmal mit einer Einfommenfteuer trifft, oder wenn man die Ge- 
werbefteuer einfah nad dem Umfang der Gewerbe befteuert und bie Gläubiger 
des Gewerbefteuerpflichtigen befonders nah Maßgabe ihrer Zinfen heranzieht. 

Es folgt aus dieſen Ungerechtigkeiten, die ſchwer zu vermeiden find, daß ein 
Syſtem felbftändig neben einander beftehender “Ertragftenern auch durch eine er- 
gänzende befondere Einkommenſteuer nicht rationell gemacht werben kann, und daß 
man danach fireben muß, alle bireften Steuern fo mit einander in Einflang und 
Zufammenhang zu bringen, daß fie eben nichts mehr Anderes find als eine einzige 
allgemeine Eintommenfteuer (f. oben). 

Die Befoldungs- und Kapitalventenftenern find übrigens durchaus nit immer 
wirklich Einfommenfteuern; fo fann man fie nur dann nennen, wenn ald Mafftab 
der Steuerpfliht das ganze reine Einfommen gewifler Kategorieen von Perfonen 
bient, die durch anderweitige Steuern gar nicht ober ungenügend getroffen find, 
Wenn man aber vie Gehälter und Kapitalginfen als ſolche befteuert und anderes 
Einkommen bderfelben Perfonen durch andere Steuern, wenn man bei den Befol- 
dungen nicht berüdfichtigt, wie viel der Steuerpflichtige an Zinfen für perfönliche 
Schulden zu zahlen hat, die er vielleicht zum Zwecke feiner Ausbildung machen 
mußte — wenn man bie einer Berfon zufließenven Kapitalzinfen befteuert, obne 
bie Zinfen, die fie als Schuldner zu zahlen hat, in Abzug zu bringen, dann be» 
feuert man nicht gewiffe Perfonen nah Maßgabe ihres Einkommens, fondern 
man beftenert den Ertrag einzelner Einfommensquellen, des Kapital- ober Arbeit 
vermögens, ohne Rüdficht darauf, wen tas Einkommen eigentli zu Gute kommt. 

Dann haben wir nicht eine ergänzende Einkommenſteuer, fondern eine er 
gänzende Ertragsftener, unb bie Menge der nicht zu redhtfertigenden Doppel 
befteurungen erfheint dann nody größer, was freilich da ein vergleihsweife geringes 
Uebel ift, wo das viel größere Uebel befteht, daß jede einzelne Ertragsfteuer nad 
einem verſchiedenen Steuerfuß angelegt iſt. 

Immer wieder lommen wir daher auf ven Gedanken zurüd, daß die Erfegung 
aller ifolirten bireften Steuern durch eine allgemeine Einkommenſteuer das Befte 
wäre; baburd würde nicht die geſammte Befteurung eine proportionale und des⸗ 
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halb gereht — denn es beftänden ja noch die unentbehrlihen indirekten Steuern — 
aber e8 würde vermieden, daß durch die direften Steuern, welde nad dem Ein- 
fommen vertheilt find, alfo ten Einzelnen nah Maßgabe feiner Theilnahme an 
ber Produktion treffen, eine unnatärliche Begünftigung, refp. Benachtheiligung 
einzelner Erwerbezweige bewirkt wird. 

Literatur: ©. die Lehrbücher ver Finanzwiffenfhaft von Rau (Leipzig u, 
Heitelberg 1864), Stein (Leipzig 1860), Umpfenbad (Erlangen 1859), Bergius 
(Berlin 1865). Ferner v. Hod, Deffentlihe Abgaben und Schulden (Stuttgart 
1863). Hoffmann, Lehre von ven Steuern (Berlin 1840), De Parieu traite 
des impöte (Paris 1862). J. Stuart Mill: Principles of Political economy 


Book V. Bode, Geſchichte der Stenern des britifchen Neiches (Feipag ee. 
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Eiſenbahnen. 


Eine Eiſenbahn iſt ein Landweg, auf welchem die Reibung dadurch vermindert 
und die Sicherheit der Bewegung dadurch erhöht wird, daß die Räder der Fahrzeuge 
auf eiſernen Schienen gehen. Als bewegende Kraft kann dabei Verſchiedenes dienen: 
die Schwerkraft, die Muskelkraft der Pferde ꝛc. In neueſter Zeit aber hat der 
Dampf eine ſo hohe Bedeutung gegenüber den andern Kräften gewonnen, daß man 
unter Eiſenbahnen im engern Sinne nur jene großartigen Verkehrsanſtalten ver⸗ 
fteht, bie mittelft der Kraft des Dampfes Waaren und Perfonen auf eifernen 
Schienen von Ort zu Drt fchaffen. 

Eigenthümlich ift alfo bei viefem Verkehrsmittel ber Weg und bie Kraft, 
das Fahrzeug ift an ſich der alte Wagen, wenn biefer auch im Dienfte der Eijen- 
bahn eine größere und feftere Geftalt annehmen kann und muß, als bie von 
Pferden gezogenen Wagen. Die Eifenbahnen gehören zu jenen Erfindungen ber 
Neuzeit, welde kurze Zeit nad ihrer Einführung alle, auch bie überfpannteften 
Erwartungen, die man an fie fnüpfte, fibertrafen. Am 15. September 1830 wurde 
der erfte mit Dampfkraft befahrene Schienenweg zwifchen Liverpool und Mancheſter 
eröffnet, und im Jahre 1867 hatten wir in Summa bereits 20,000 geographiiche 
Meilen Etfenbahn in Betrieb, wovon faft 8000 auf bie vereinigten Staaten, 2882 
auf Großbritannien, 1972 auf Dentichland, 1955 auf Franfreih, 860 auf Defter- 
reich kamen (Kolb). Die Eifenbahnen gehören ferner zu ben wenigen glücklichen 
Erfindungen, deren Vortheile die etwaigen Nachtheile fo fehr überwiegen, daß 
legtere faum in Betracht fommen können. Jede neue Mafchine oder fonftige Pro- 
dultionsverbeſſerung fegt momentan Arbeitsfräfte, vie fi früher einer anbern 
Produltionsmethode hingegeben haben, außer Thätigfeit, und ihre Einführung be 
bingt fomit einen für viele Einzelne ſchmerzlichen Uebergang. Die Eifenbahnen 
haben allerdings auch manden Fuhrmann unnöthig gemadt; bie von ihnen be— 
wirkte Steigerung des großen Verkehrs ift aber fo bebeutend, daß bie frei gewor- 
benen Kräfte in dem fih daran anſchließenden Lokalverlehr ein neues Feld ber 
Zhätigkeit finden. Einzelne Orte, die gar nicht in Verbindung mit ber Bahn 
Reben, leiden allerbings im Vergleich mit ihren begünftigteren Rivalen, aber einer- 
feits gleicht dies die Eifenbahn felbft wieder aus durch die Leichtigkeit, mit ber 
Berfonen und Kapitalien dahin wandern können, wo ber größte Gewinn minft, 
anderfeits verfhwinden derartige Ungleichheiten immer mehr burd bie beftänbige 
Bermehrung ber Bahnen. 

Die Erleichterung des Verkehrs ift Feine birefte Vermehrung der konfumir- 
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baren Güter, außer infofern als Ortsveränderung an ſich für den Menſchen ein 
Genuß ift. Die indirekten Wirkungen find aber wie überall fo auch bier die widh- 
tigften. Es ift faum nöthig zu fhildern, welden Dienft die Eifenbahnen dadurch 
leiften, daß der ſchnelle und billige Transport die Ausgleihung des Mangels und 
Ueberfluffes verſchiedener Gegenden erleichtert, daß eine ganze Reihe von Waaren 
dadurh überhaupt erft auf weitere Entfernungen transportirbar wird. Jede Er- 
leihterung des Berfehrs ift eine Erweiterung des Marktes, eine Vergrößerung bes 
Abſatzes; alle natürlichen Berhältniffe, die an einzelnen Orten bie Produktion be» 
flimmter Güter befonders begünftigen, fommen nun einer größeren Anzahl von 
Menſchen zu Gute, der an fi wirthfchaftlihe Großbetrieb kann überall fih aus- 
dehnen, weil jevem Drte ein weiteres Abſatzgebiet gefichert ift. Lokaler Ausfall in 
ber Erndte wird rafh und ohne allzu große Opfer erfegt, die Befriedigung ber 
nothwendigften wie der Luxusbedürfniſſe wird Allen erleichtert. Die Steigerung der 
Gewinn: und Erwerbsfähigkeit in Folge der leichten Transportirung von Menſchen 
und Kapitalien wurde ſchon erwähnt; e8 muß bemerkt werden, daß dies gerade 
den unteren Klafien vorzugsweife zu Gute fommt, denen fonft wegen des Zeit- 
verluftes und des Geldaufwands Drtöveränderungen auf weitere Entfernungen 
faft unmöglid waren. Das beftändige Zufammentommen der Menfhen aus den 
verfhiedenften Gegenden bewirkt weiter eine leichte und fhnelle Verbreitung lokal 
gewonnener Kenntniffe und Geſchicklichkeiten, was auch dadurch in hohem Grade 
durch die Bahnen gefördert wird, daß ver Verkehr mit Büchern, Zeitungen und 
Briefen dur fie an Schnelligkeit und Auspehnung unendlich gewinnt. 

Natürliche Leichtigkeit des Berkehrs hat überall die Völker raſch zu hoher 
Kultur emporgebradt: an den Ufern der Flüffe und Meere entftanden zuerft 
große, reihe und mächtige Städte mit hoch gebildeten Bewohnern. Der wachſende 
Reichthum ermöglichte die Anlage künftlicher Landſtraßen und immer mehr wurde 
das ebene Binnenland in den fteigenden Berfehr und damit den Fortſchritt des 
Wohlſtands und der Kultur hereingezogen. Die Eifenbahnen gleihen die Gunft 
und Ungunft der natürlichen Verkehrslage in ihrem rafhen Wachsthum aus, ſchon 
beginnen fie, bie unwirthlichſten Gegenden, die fhneeigen Hochgebirge zu durch— 
ziehen und verbinden fo, was bie Natur ewig trennen zu wollen fhien. Die 
Möglichkeit ihrer Anlage ift das Produkt eines bereits angefammelten größern 
Reihthums, fie felbft werben dann wieder eine fo fruchtbare Duelle neuer Kapital« 
anfammlung, daß ftets neue Mittel zu neuen Bahnen entftehen, ftets neue Gegenden 
in ben regen modernen Verkehr hereingezogen werden können. Mit Recht jagt Engel, 
die Eifenbahnen haben fich felbft gebaut, nidyt als ob etwa ver Gewinn ver Eifen- 
bahnaltionäre zu neuen Kapitalien angeſammelt worden wäre, aber der unermeß- 
lihe Gewinn, den Alle mahen, melde direlt oder indirekt vie Bahnen benugen, 
befördert überall das Entftehen neuer Kapitalten. Gegen Ende des vorigen Jahr- 
hunderts entftanden bie erften Chauffeen-in Norbveutihland. Jetzt haben wir be= 
reits mehr Eifenbahnen, als früher die fühnfte Phantaſie künſtliche Landſtraßen 
hoffen konnte. 

Die feit Stephenfon’s erften Berfuhen in beſtändigem Fortſchritt begriffene 
Technik des Eiſenbahnweſens können wir bier nicht berühren und müfjen uns auf 
wirthſchaftliche und politifche Betrachtungen befhränten. In privat wirtbichaft- 
licher Hinfiht Haben fi die Unternehmer von Eifenbahnen nah dem allgemeinften 
Grundſatz aller Wirthſchaft zu richten, d. b. fie müſſen fireben, mit dem geringften 
Aufwand die größtmöglihe Wirkung zu erzielen. Demnad muß fih der Bau und 
der Betrieb der Bahnen in verfchievenen Gegenden verſchieden geftalten. Wo Grund 
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und Boden theuer find, wird man lieber foftbare Tunnels und Biadukte bauen, 
als vie Bahn auf weiten Ummegen um Gegenden von unebener Bodenlage herum 
zu führen. Wo Holz in Menge billig zu haben ift, wird man vortheilhafter Weiſe 
tele Holzſchwellen auf einem leichter bergeftellten Bahnmweg anlegen, während 
anderswo Stein und Eifen vorherrihen und das theure Eichenholz durch andere 
Holzarten theilmeife erfegt ift. Ueberall wäre Lurus in den Bahngebäuden zu ver- 
meiden und betreff3 der inneren Ausftattung der Perfonenwagen mehr auf Be- 
quemlihkeit ald auf äußere Schönheit zu fehen. Mit dem Perfonal, namentlich 
dem untern, welches den Bahnkörper zu beauffihtigen und die Züge zu begleiten 
bat, darf wegen der nothwendigen Sicherheit des Betriebs nicht allzu fehr gefpart 
werben, body find auch hier Berfchievenheiten geboten durch die verfchievene Höhe 
der Arbeitslöhne, melde in einzelnen Ländern zur Sparfamfeit drängt. Verſchieden 
wird ferner nad lokalen Umftänden die Wahl des Brennmaterlals, die Frage, ob 
mehr der Güter- oder Perfonentransport berüdfichtigt werden fol, ob einzelnen 
wichtigen Güterarten befondere Bergünftigungen zu Theil werben follen zc., ent⸗ 
fhieden werben müſſen. Der äußere Anbiid des Eifenbahnwefens in ben einzelnen 
Ländern geftaltet fih nah Maßgabe diefer Umftände, ferner auch unter Einwirkung 
des Nationalharakters und der Stellung der Bahnen zum Staat fehr verfchieben, 
was befonders Weber trefflih geſchildert hat. 

In volks wirthſchaftlicher Hinſicht ift vor Allem die Eigenthümlichkeit zu be= 
merten, daß jede beftehende Bahn ein Monopol hat, und zwar nidt nur, wenn 
der Staat fle unternimmt oder privilegtrt, fondern einfach in Folge ihres Beftehens, 
Benn zwei Orte dur eine Bahn verbunden find, fo fann an eine wirkfame 
Konkurrenz von Seiten des Pferbefuhrwerts nicht mehr gedacht werden, nur bie 
Schiffahrt fann unter Umftänden für gewiffe Arten von Waaren, bei denen es 
auf Schnelligkeit des Transports niht ankommt, ihr Recht behaupten. An eine 
zweite Bahn, die unter denfelben Umftänven, d. i. ohne einen anderen und weis 
teren Weg zu befchreiben, die beiden Orte verbände, iſt gar nicht zu denken, in- 
dem es jeberzeit in der Macht ber älteren Bahn liegt, die jüngere durch Unter: 
bieten zu ruiniren. Eine mäßige Konkurrenz machen ſich allerbings jest die fich 
mehrenden Bahnen, indem die fürzefte Bahn zwifhen zwei Orten feine höheren 
Zarife mahen fann, als der Preis des Transports auf einem längeren Bahnweg 
zwifchen den zwei Orten betragen würde, Indeß können fi die wenigen, jeweilig 
konkurrirenden Bahnen leicht verftändigen, und jedenfalls fommt es den führenden 
Perſonen wenigftens nicht allein auf den Preis, fondern auf die Schnelligkeit des Trans» 
ports zugleih an. Bei den erften Bahnanlagen badte man daran — und diefer 
Gedanke ift neuerdings wieder aufgetauht — die Herftellung des Bahnkörpers von 
dem Betriebe ganz zu trennen und bie Benugung des Schienenwegs frei konkur⸗ 
rirenden Privaten und Geſellſchaften zu überlaffen. Man will jest wenigftens noch 
bie Berfendung der Güter und die Stellung der Wagen der Konkurrenz überlaffen, 
wenn freilich auch die Stellung der Lolomotiven der Bahn zukommen muß. Auch 
in diefer Beſchränkung unterliegt jedoh bie Einführung der freien Konkurrenz 
fhweren praltiſchen Bedenken und ift dies nur in fehr mäßiger Ausdehnung ver« 
ſucht worden. 

An ſich nun iſt es nirgends wünſchenswerth, daß irgend ein Dienſt, der 
dem Publikum von Einem geleiſtet werden kann, von Zweien geleiſtet werde; die 
freie Konkurrenz bewirkt in andern Erwerbszweigen entſchieden ein Schlimmes, daß 
nämlich eine Kräfteverſchwendung ſtattfindet: man denke an die vielen nur halb» 
befhäftigten Meinen Detailliften in großen Städten, Die freie Konkurrenz ift indeſſen 
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boh als Regel im Erwerbsleben höchſt fegensreih und nothwendig, weil feine 
Obrigkeit zu beftimmen im Stande iſt, welde Zahl von Unternehmungen im 
jedem einzelnen Erwerbszweig gerade bie richtige iſt, und weil bei Ausſchluß 
der Konkurrenz ber fihere Gewinn die Producenten fhlaff und nadläffig macht. 
Ja das Monopol führt oft zu birefter Ausbeutung des Publikums. In jedem 
Geſchaäͤft iſt es möglih, auf boppeltem Wege den größten Gewinn zu machen, 
entweder durch jehr hohe Preife und geringen Abfag, oder durch fehr großen 
Abfag bei niedrigen Preifen. Auf welche von beiden Eventualitäten zu fpefuliren 
fei, fannn fih nur der Monopolift fragen; wer der Konkurrenz ausgefegt ift, ober 
fie aud nur fürdten muß, wird dadurch gendthigt fein, den Gedanken bes höchſt⸗ 
möglihften Preiſes fallen zu laffen. Dem Meonopoliften aber kann es vortheilhaft 
und in dubio bequem erſcheinen, wenigen Perfouen zu dienen und fih von biefen 
body bezahlen zu lafien. 

Es ift dies eine Schattenfeite aller Monopolien — weshalb wir durchaus 
nicht jede Beſchränkung der freien Konkurrenz aus andern Gründen verbammen 
wollen — und biefe Scattenfeite ift bei den Bahnen unbedingt auch zu be- 
merken. Das fire Kapital und die Generalloften, deren Größe mit der Ausdehnung 
bed Betriebs durchaus nicht verhältnigmäßig wächst, bewirken allerdings, daß ge» 
rade bei Bahnen das natürlide Monopol nur fehr unvollftändig ausgebentet werben 
fann — aber bis zu einem gewifien Grade ift e8 immerhin möglid. Es kann fo 
und fo oft vorlommen, daß eine Waare, mag der Transporttarif hoch oder niedrig 
fein, dod transportirt werben muß, und jedenfalls iſt es bei jever Herabfegung 
bes Tarifs fraglihd, wann und ob der daburd entftehende Verluft fi durch Ber- 
mehrung ter transportirten Waaren und Perfonen ausgleihen werde, daher jede 
Eifenbahn der Herabfegung in dubio abgeneigt fein wird. Daß tiefe Möglichkeiten 
jehr reeller Natur find, beweifen allenthalben bie vielen Klagen des Publitums 
gegen bie Bahnverwaltungen, vie, was höhere Anforderungen an Bequemlichkeit 
und Sicherheit des Transports betrifft, aus Motiven bes eigenen Gewinns gar 
feine Beranlaffung haben, ſich Hiefür in ſchwere Koften zu ftürzen. Die allgemeinen 
Bortheile der Bahn find fo groß, daß eine Menge Heiner Unbequemlichkeiten zc. 
fattfinden fann, ohne daß eine erheblihe Zahl von Perfonen von der Benugung 
der allein möglihen Bahn abgefchredt werben wird, 

Das natürlide Monopol bat alfo au bei den Bahnen ſchädliche Wirkungen, 
und daher iſt dad allgemeine Heilmittel aller ähnliher Schäven am Plage: Be— 
auffihtigung und Kontrollirung der Bahn durch die öffentlihe Macht, durch ben 
Staat. Nirgends hat man die Bahnen ganz frei gelaflen: ftaatlihe Konceffion 
oder Privilegirung, Berpflihtung zu einer Menge von Einrichtungen zum Schutze 
des Publitums, Gefege betreffs der Tarife find überall für nöthig befunden wor» 
ben, Die Staatsgewalt bat bier ſogar noch andere Gründe zur Einmifhung als 
die Neutralifirung des natürlichen Monopols allein. 

Zunächſt ift die Erbauung einer größeren Bahn ohne eine befonvere Hülfe 
bes Staats gar nicht möglid; wenn der Staat, der Vertreter der Gefammtinterefien, 
dem einzelnen Unternehmer nicht das Erpropriationsredt verleiht, fo wirb biefer 
nie im Stande fein, die Bahn auf dem fürzeften Wege billig anzulegen, und es 
erſcheint natürlih, daß der Staat als Entgelt für diefes Zugeftänpniß ſich auch 
gewiſſe Nechte vorbehalte. 

Damit die Bahn gebaut werben künne, werben bie fonft anerfannten Rechte 
vieler Einzelnen verlegt; kann man nun der Bahn zugeftehen, daß fie ihre Macht 
züdfihtslos ausbente, oder kann man nicht verlangen, daß fie den allgemeinen 
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Intereffen diene, daß auch fie den Intereffen ver Gefammtheit zu Ehren auf mande 
Rechte der freien Bewegung verzichte? 

Ferner ift eine Eifendahn kein gewöhnliches Ermerbsgefhäft wie etwa ber 
Bau eines Hanfes, das vermiethet werben fol. Die Bahn nügt nicht dem allein, 
ber auf ihr fährt, fo dag man es ber Bahn und dem Fahrgaſt ruhig überlaffen 
fönnte, um den Preis zu marlten, und daß man rubig abwarten fünnte, bis das 
vernünftige Brivatintereffe vie Einzelnen anfpornt, Bahnen zu errichten. Die Bahnen 
dienen höheren und allgemeineren Intereffen. Durch fie werben die einzelnen Theile 
eines Landes nit nur in ökonomiſcher und faufmännifher Hinfiht einander näher 
gebracht, fondern auch in politifcher, durch fie wird bie Yandesvertheibigung im 
Kriegsfall erleichtert, refp. erſchwert. Dann erſtreckt fih der Nugen einer Bahn 
auf alle Einzelnen, wenn fie biefelbe auch niemals felbft befahren; die Möglich— 
feit ihrer Benugung iſt für Zahllofe ein Gewinn, und die wirflide Benugung 
von Seiten Anderer ift ihnen vortheilhaft, indem ihnen dritte Berfonen näher ge- 
draht werden und fie die Waaren, melhe Andere hergefendet haben, billiger ein» 
faufen können, Kurz ein lebhafter und billiger Verkehr ift eine Sache, an deren 
Vortheilen direft und Indireft Jeder theilnimmt, wenn er fi defien auch gar nicht 
bewußt iſt. 

Es ift allgemein anerfannt, daß Wege für Fußgänger und Fuhrwerke auf 
Öffentliche Koften hergeftellt werben müſſen, auch wenn Wenige ben Weg benugen: 
Chauffeegelder find allenthalben als unrationelle Einrichtung anerfannt und Nie- 
manb denkt daran, eine foldhe Steigerung derfelben zu geftatten, daß dadurch das 
Anlegen einer Chauffee zu einem gewinndringenden Gefhäfte werben fünnte Nun 
wird man bie Eifenbahnen niemal® in gleicher Ausdehnung zu einer res com- 
munis omnium machen fünnen, weil berjenige, der den Bahnweg benugt, immer 
zugleich die Lolomotive und den Waggon benugen muß, die eben fo wenig unent- 
geltlih werben können wie das Miethfuhrwert. Daß aber bie Eriftenz und bie 
leichte Benugbarfeit der Eifenbahnen eine Sache des allgemeinen Interefjes ſei, das 
muß immer im Auge behalten werden, und e8 darf niemals das Bahnmefen ganz 
frei den banluftigen Kapitaliften und dem fahrluftigen Bublitum überlaffen werben. 

Es folgt daraus nicht nur eine weitere Rechtfertigung für die Ueberwachung 
des Eifenbahnwefens durch den Staat, fondern and dafür, daß unter Umftänden 
auf Koften oder Gefahr des Staates Bahnen angelegt werden dürfen und müffen, 
bie nicht rentiren, ja nicht einmal rentiren fünnen. Als Regel wird dies nicht zu 
billigen fein, wohl aber als Ausnahme aus militärifhen oder politifhen Gründen, 
ferner zur Hebung einzelner Provinzen. Wenn der Staat in einer armen Provinz 
eine nicht rentirende Bahn anlegt, fo machen die reicheren Provinzen der ärmeren 
ein unfreimilliges Geſchenk. Der. Staat hat aber nit für die Gegenwart allein 
zu forgen, und kann es nicht fehr gerechtfertigt fein zu hoffen, daß bie zur Zeit 
begünftigte Provinz eben durh die Bahn große Fortfchritte in ihrer dlonomiſchen 
Entwidelung machen und fo eher ein reiches, kräftiges Glied des Staates werben 
wird? Aus diefem Gefichtspunkt der Beſchleunigung des ölonomifhen Fortichritts 
dürfte es fi fogar rechtfertigen laffen, wenn der Staat in einem dünnbevälferten 
Lande maffenhaft nicht rentirende Bahnen anlegt. Er det den Ausfall einftweilen 
dur Steuern in der Annahme, daß die allgemeinen indirekten Bortheile ver Bahn 
doch größer find als die vermehrte Steuerlaft, oder in der Erwartung, daß ber 
momentane Berluft ſich bald decken läßt. 

Dies wären Staatsbahnen in Ausnahmefällen. Wenn nun im Intereffe der 
guten Bedienung des Publitums die Privarbahnen doc konceffionirt und beauf- 
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fihtigt werben müfjen, wenn der Staat ausnahmsweiſe doch Bahnen bauen ober 
Privatbahnen unterftügen muß, wenn die Anlage von Bahnen nur durd Leber 
tragung bes Erpropriationsredhts von Seiten des Staats möglid wird — fo ent- 
fteht die Frage, ift es denn nicht beffer und einfadher, der Staat felber mimmt 
ausfhlieglih allen Bau und Betrieb von Bahnen in feine Hand? 

Diefe Frage gehört zu den befirittenften, die es gibt. Es laffen fi theore- 
tifhe Gründe für und wider aufführen, und was die Praris betrifft, fo haben 
wir in den fontinentalen Staaten ein gemifchtes Syſtem, d. i. Privatbahnen mit 
und ohne Zinsgarantie neben Staatsbahnen, ferner Privatbahnen mit Staats: 
betrieb. In England gibt e8 nur Privatbahnen, aber gerabe hier im Lande ber 
wirthſchaftlichen Freiheit wirb feit Neueftem das Berlangen nad Koncentration 
bes gefammten Bahnwefens in der Hand bes Staates beſonders laut. 

Die Berufung auf die Nothwendigkeit der freien Konkurrenz ift jedenfalls ein 
ftihhaltiger Grund gegen die Staatsbahnen, denn freie Konkurrenz eriftirt hier doch 
nicht. Die Behauptung, daß man fpefulativen Privaten diefe Oelegenheit gewinn- 
dringender Kapitalanlage nicht entziehen dürfe, und daß eben die Möglichkeit folder 
Gewinne ben Erfindungsgeift antreibe und zu Berbefierungen im Bau und Betrieb 
führe, hat viel Wahrheit für den Anfang des Bahnwefens, weniger für die jegigen 
und vie wahrfceinlihen zukünftigen Berhältniffe, da ſchon jegt die Mente ber 
Bahnen im Durchfchnitt eine fehr geringe ift, und der Staat, wenn er die ſchlechten 
Bahnen bezahlt, gerechtfertigter Weife auch bei den guten gewinnt. Der Anregung 
des Spefulationsgeiftes durch die Möglichkeit der Privatbahnen ſteht auch ber 
Altienfhwindel gegenüber, der mehrmals Handelskrifen, wenn nicht bervorrief, ſo 
doch ſtark beförberte. Man darf nie vergeflen, daß wer freie Privatbahnen fordert, 
damit nur Aktiengefellichaften, nicht Einzelunternehmer begünftigt. 

Der Einwand gegen Staatsbahnen, daß Staatsbetrieb ſchlechter und 
tbeurer ſei als Privatbetrieb, gehört zu den häufigen allgemeinen Sägen, bie in 
jedem einzelnen Falle befonders bewiejen werben müflen, und ift dieſer Sag be- 
treffs der Bahnen praktiſch widerlegt, wenn man 3. B. die Staatsbahnen in 
Preußen mit vielen Altiengeſellſchaften, deren betrügerifhen Direftionen und 
Beamten vergleicht. 

Der gewictigfte Einwand gegen Staatsbahnen ſcheint uns der zu fein, daß 
die Koncentration alles Bahnmefens die Organe des Staats in bevenklicher Weile 
mit einer ſtets wachſenden Gefhäftslaft überhäufen würbe, und daß eine folde 
Einrihtung neuerdings ein Grund wäre, das Publifum an den Gedanken zu ge 
wöhnen, daß der Staat Alles und Jegliches beforgen müſſe. Daß die Negierung 
biefe Vermehrung ihrer Gefhäfte, welde zugleich eine Vermehrung ihrer Macht 
wäre, mißbrauchen würde nicht nur zu ſchlechtem Betrieb, ſondern auch zur Be— 
günftigung, rejp. Beſchädigung einzelner Gegenden und Perfonen, ift weniger zu 
befürdten, denn eine ftarfe Kontrolle nicht nur wie jegt durch das Publikum, 
fondern durch die Landesvertretung müßte dem Betriebe ver Bahnen durd bie 
Drgane der Staatsregierung zur Seite gehen. Es ift überhaupt nit am Plage, 
jo oft von Ausübung einer Thätigfeit durch ben Staat die Rede ift, jedesmal 
fofort an eine übelmollende, egoiftifhe Gruppe weniger regierender Perjonen zu 
benfen. — 

Denn ein Theil der Einwände gegen Staatsbahnen unbebingt berechtigt 
it, fo ift auf ber amdern Geite unbebingt wahr, daß foncentrirte Leitung 
bes Bahnweſens durch ten Staat, fofern dieſe gut it — und daß dies möglid 
ift, das ift praftifch bewiefen — das Publikum beffer bedienen kann, als dies 
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von Seiten vieler felbfländigen, auf Gewinn ſehenden Privatbahnen jemals 
zu erwarten ſteht. Keine Staatsbeauffihtigung kann die Privatbahnen je fo un- 
eigennügig maden, als es der Staat fein fann, und die Bereinigung aller Bahnen 
eines größeren Landes in einer Hand bringt an fi den Bortheil, daß alle bie 
ſchwierigen Abrehnungen, Berträge wegen Anfchluffes ver ale durchgehender 
Billete ꝛc. unnöthig werden, und daß alle Beſchädigung des Publikums durch das 
Rivalifiren der Bahnen wegfällt. Wenn nämlich zwei Bahnen in beſchränkter Weife 
mit einander fonfurriren, fo nützt dieſe Konkurrenz zwar dem Publikum, fie ſchadet 
aber auch, indem vie eine Bahn durch Berträge mit britten Bahnen betreffs des 
Anfchluffes der Züge, durch Benugung des Umftanbes, daß fie allein eine Brüde 
über einen Fluß befigt zc., die Benugung ber andern an ſich nähern Bahn wefent- 
ih erſchweren kann. 

Wägt man das Für und Wider ab, fo wird man zu einem allgemein gül- 
tigen Refultat nit gelangen; man wird im einzelnen Falle zu unterfuchen haben, 
ob die Mißbräuche der beftehenden Privatbahnen fo groß find, daß man zu ber 
gewaltfanen Aenderung einer allgemeinen GErpropriation zu Gunften bes Staates 
ſchreiten muß; man muß prüfen, ob der Staat über die genügende Menge taug- 
liher Organe verfügt, ob die Menge ver bereits beftehenden Domänen und Re- 
galien nicht ſchon zu groß iſt. Es ift überhaupt zu bedenken, daß man bei diefer 
Brage, fo wie fie praktiſch wirb, nicht einfach die Wahl zwifchen Staats- ober 
Privatbahnen hat, fondern daß es fih um Aenderung bereits beflehender Verhält- 
niffe handelt. Dies aber möchten wir fefthalten, daß jedenfalls ausſchließliche Staats- 
bahnen wirtbfhaftlih und politifch Fein Unding, und baß bie bei uns neben ben 
Privatbahnen beftehenden Staatsbahnen nichts find, was ſich mit der Idee des 
mobernen Staatd nicht verträgt. 

Eine Art Mittelding zwifhen Staats- und Privatbahn find die Privat- 
bahnen mit Zinsgarantie; d. 5. um das Entftehen einer vieleiht unrentirlichen 
Bahn zu ermöglichen, verfpricht der Staat einen Zufhuß, falls die Tividende 
unter einem beftimmten Zinsfuß bleibt, und behält fi dafür gewöhnlich das Recht 
ber Teilnahme an einem über biefen Zinsfuß binausgehenden Gewinn vor. Diefe 
Einrihtung verdient im Allgemeinen wenig Billigung, weil die Verſuchung zu 
groß iſt, fih auf den Staat zu verlaffen: Einer Bahn feien 4 9/, garantirt; fie 
fönnte bei befter Verwaltung 3 %/, gewinnen; da der Staat aber doch 4 9/, 
garantirt, iſt es der Verwaltung offenbar viel bequemer, nur 2 0/, turd eigene 
Thätigkeit zu erzielen. Die Privatbahnen in Staatsbetrieb dagegen haben das Gute, 
daß der Staat hier mit der Bahnanlage nicht beläftigt ift und burd feinen Be- 
trieb dem Publikum gut dienen kann. 

Wo überall noch Privatbahnen beftehen, iſt die ſchwierigſte und wichtigfte 
Frage die, in wie weit und in welder Weife der Staat fid in die Beflimmung 
der Zarife für Güter und Berfonen einmifhen folle. Diefe Frage wirb durch 
Staatsbahnen nicht einmal erledigt, indem es fi dann frägt, nad welden Prin- 
cipien der Staat feine Tarife einrichten fol. Im Allgemeinen wird — abgefehen 
von den oben erwähnten Ausnahmsfällen nicht rentirender Bahnen — ein Tarif 
feftzubalten fein, welder der Bahn einen ven landesüblichen Zinsfuß nicht fehr 
überfteigenden Gewinn ſichert. Hätte man og fo ließen fi auch 
Tarife rechtfertigen, die nur einer Gebühr für die Benugung einer theilmeife aus 
allgemeinen Staatsmitteln erhaltenen Anftalt gleihlommen. Mag man fih für das 
Eine oder Andere entfheiden, jo hat man hiemit doch nur eine Regel zur Beftimmung 
des Gefammteinlommens, das den Bahnen gewährt werben fol. Wie fol fid 
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aber das Gefammteinlommen durd die Tarife für Perfonen und Waaren zufammen- 
fegen? Wie follen die Perfonentarife in ven einzelnen Wagenklaffen, wie die Tarife 
für längere und weitere Entfernungen abgeftuft werden ? Wie follen die einzelnen 
Waaren nah Gewicht und Bolumen behandelt werben? Sind Differentialtarife 
überhaupt zuläffig oder nit? Bei Entſcheidung all biefer Fragen dürfte das allge- 
meine Princip zu Grunde zu legen fein, daß jeder Benugende ber Bahn in bem- 
felben Berbältnig mehr zu zahlen hat, als er der Bahn mehr Koften verurfacht. 
Dies PBrincip brauchte natürlich nicht ängftli befolgt zu werben, aber aud feiner 
nur annähernden Durdführung fteht die große praktiſche Schwierigkeit im Weg, 
daß man die Specialtoften für jede einzelne Leiftung der Bahn nicht genau fennt 
und biefe fich ie nad dem häufigen Vorkommen des einzelnen Dienftes ändern, 
und daß die ©eneralfoften, deren Bertheilung auf die einzelnen Dienfte unendlich 
ſchwierig ift, bei der Bahn eine fo große Rolle fpielen. In newefter Zeit bat man 
auch gleiche Berfonentarife für beliebige Entfernungen nad Analogie der enguifchen 
penny-Poft vorgefhlagen, was fih nur bei ausſchließlichem Stantsbetrieb durdh- 
führen ließ. 

Literatur: Bon ben allgemeinen Werken über Nationalölonomie und Wirtb- 
ſchaftspolizei insbefontere: Schäffle, das Gefellihaftlihe Syftem x. ©. 475 ff. 
(Tübingen 1867). Ferner: Engel, Zeitfchrift des ſtatiſtiſchen Büreau's 1864. 
(Deft 5.) P£rionnet traité elementaire des chemins de fer. Paris 1865. Knies, bie 
Eifenbahnen und ihre Wirkungen (Braunfchweig 1853). Michaelis, das Monopol 
der Gifenbahnen; Derfelbe: Deutfhlands Eifenbahnen (Leipzig 1865), und deſſen 
Auffäge in Faucher's und Michaelis Bierteljahrsichrift 1863 umd 1864. List, pas 
Deutſche Eifenbahnfyftem (Stuttgart 1841). v. Weber, die Schule des Eifenbahn- 
weſens (Leipzig 1862). dv. Neben, bie Eifenbahnen Deutſchlands (Berlin 1863). 
Dann die Statiftilen deutſcher Bahnverbände. Adolf Heid. 


Encyklopaͤdiſten. 


Die „Enchklopädie“ bezeichnet einen gewiſſen Abſchluß im der geiſtigen 
Entwidelung Frankreichs im 18. Jahrhundert. Sie ift nicht das Werk einer ge- 
ſchloſſenen Berbindung gleihgefinnter Männer, no etwa das Refultat einer Ber- 
ihwörung von Materialiſten und Athelften, die in revolutionärem Feuereifer alles 
Beftehende hätten umftürzen wollen, fonbern innerhalb der feit lange vorhan- 
denen Bewegung ber großartige Berfuh, die allgemeine Bildung der Zeit von 
höheren Gefihtspuntten aus, als dies bisher gefhehen war, in ein einziges Werl 
zufammenzufaffen. Die Enchflopädiften find fo im engeren Sinne die Mitarbeiter 
an jenem folofjalen Nationalwerk, das ihnen den Namen gab, in weiterem Sinne 
bie Hauptträger der ganzen Bewegung, bie den Bruch des franzöflfchen Geiftes 
mit ber Lehre des Gartefius vollzog und den englifhen Empirtsmus nicht immer 
ohne die Außerften Konfequenzen zur Herrfchaft brachte, 

Die Unternehmung der Enchklopädie war fein ganz neuer Gedanle. Schon 
im 13, Jahrhundert hatte Vincenz von Beauvais feinen Spiegel alles Wiſſens 
gefchrieben, hatte Noger Baco den Beweis geführt, daß fih die Wiſſenſchaft nur 
in ihrer Totalität erfaffen laffe. Das 17. Jahrhundert brachte den Grundriß einer 
neuen Enchllopävie, dem Baco von Berulam eine neue Eintheilung der Wiffen- 
ihaften zu Grunde legte. Bald wurde das Bedürfniß einer Behandlung der Wifjen- 
[haft im überfichtlicher Form ein größeres. Man fing an, die alphabetifche Ord⸗ 
nung als tie in der Praris am meiften bewährte zu wählen. Der Engländer 
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Ephraim Chambers ließ 1727 eine cyclopedia or ‘a universal dictionary of arts 
and sciences erſcheinen, das vielfache Auflagen erlebte und weite Verbreitung fand. 
Diefes Wert beſchloß der Pariſer Buchhändler Le Breton in franzöfifcher Bear- 
beitung herauszugeben. Als fein Vorhaben mit den zunächſt gewonnenen Kräften 
nicht gelingen wollte, wandte er fih an Dideret, der d'Alembert zur Theilnahme 
beranzog. Damit fam das ganze Unternehmen in ein neues Stadium. Diderot 
und p’Alembert faßten ihre Aufgabe von einem höheren Standpunkte aus, Gie 
wollten nicht allein eine ſummariſche Darftelung aller menſchlichen Kenntniffe 
geben, fondern aud die innere Einheit derſelben, ihren Urfprung und ihre Ziele 
Mar machen, fie wollten von den Anſichten ausgehen, welde fie für die richtigen 
hielten, die in entſchiedenem Gegenfag gegen Alles fanden, was in Staat und 
Kirche offictelle Geltung fand. Ein ſolches Werk konnte nit ohne die Theilnahme 
Bieler entftehen, nicht ohne heftige Angriffe verfucht werben. Ohne Divderot wäre 
es nicht möglich gewefen, die ſich erhebenden Hinderniffe aus dem Wege zu räumen 
oder gar das Unternehmen zu Ende zu führen. Seine polyhiftorifhe Bildung, fein 
kritiſcher Kopf befähigten ihn fo recht, eine ſolche Kollektivarbeit zu leiten und im 
ruhigen Fluß zu halten; feine Ausdauer ließ nicht nah, als fi d’Alembert von 
der Redaltion zurüdzog und felbft Voltaire's treibender Feuereifer zu erfalten an- 
fing. Erft nad 21jähriger mühenoller Arbeit und heftigen Kämpfen (1751—72) 
war das Wert in Tert und Tafeln vollendet, vielfah im Drude unterbrochen 
durch Verbote der Regierung, die freilich der Verbreitung eher genütt als geſchadet 
haben. Schon bevor der erfte Band erſchien, gab Diverot einen Profpeft aus, ber 
die Enchklopäbte eher rechtfertigen als empfehlen ſollte. Er befprady darin die ähn- 
lihen Unternehmungen Anderer, zumal des Engländers Chambers, entwidelte bie 
wiffenfhaftlihen Geſichtspunkte, die ihn bei der Herausgabe leiten follten, und 
ſchloß mit einer foftematifchen Heberficht der menſchlichen Kenntnifje, die im Wefent- 
lien der auf pſhchologiſche Principien fi gründenden Eintheilung Baco's folgte. 
Bei der Ausgabe des erften Banbes (1751) ſchickte d'Alembert vie eigentliche Ein- 
leitung voraus, feinen berühmten discours preliminaire, der im zweiten Theile 
Diderot's Proſpekt wieder aufnahm. Darin brachte er eine weitläufigere Begrün- 
dung des Syſtems menſchlicher Kenntniffe, das Diderot entworfen hatte, und gab 
in feiner Maren Welfe eine gefchichtliche Darlegung des Standpunftes, den bie 
Wiſſenſchaft in der Mitte des 18. Jahrhunderts einnehmen müffe. Ste konnte als 
Parole für alle Mitarbeiter gelten, deren genaue Aufzählung bie Einleitung ſchloß. 
Den tiefften Einblid in die eigentliche Methode der Arbeit, bie bei der nöthigen 
Thellung eine überall gleihmäßige nicht fein fonnte und wollte, gab Diderot's 
Artikel „Enchklopädie”, der 1755 erſchien. Darin theilte er nicht nur die viel. 
fahen Erfahrungen mit, welche er bis jegt bei ber ſchwierigen Leitung bes Unter- 

end gewonnen, und entwarf das Ideal einer ſolchen Arbeit, fondern verſchwieg 
auch nicht die Tatil, welche er felbft anwenden müſſe, um herrſchende Vorurteile 
nit zu verlegen und eine ſtrenge Cenſur nicht wach zu rufen. Es ift das viel 
befprochene Syſtem des renvoir, der Hinweifungen von einem Artikel auf einen 
andern, das er bier entwidelt. „Iedes Mal”, fagt er, „wenn ein nationales Bor- 
urtheil Achtung verbienen follte, muß man es an feinem Plage mit ſchonender 
Rüdfiht, mit aller Wahrfcheinlichkeit, mit allem verführerifchen Reize darftellen, 
oder das Gebäude von Koth umftürzen und den inhaltlofen Haufen von Staub 
jerftveuen, indem man auf andere Artikel verweist, in benen wohlbegründete Prin- 
cipien ben entgegengefegten Wahrheiten zur Grundlage dienen. Diefe Art, bie 
Menſchen zu enttäufhen, wirkt raſch auf die guten Köpfe, wirkt untrüglich und 
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ohne ſchlimme Folgen, heimllch und ohne Aufjehen auf Alle.” Bei der Feind⸗ 
feligfeit, die das Werk bald von ben verfchiedenften Seiten zu erfahren hatte, mar 
das freilich der einzige Weg, flörenden Eingriffen der Staatsgewalt zu entgehen 
und doch ben Kampf gegen verhaßte Borurtheile an fidherer Stelle mit offenem 
Bifir wieder aufzunehmen, 

Denn das wurde nun fofort die Bedeutung ber Enchkiopäbie, daß fie in 
entſchiedenen Gegenfag trat gegen bie Vorurtheile veralteter Anfihten und dem 
blinden Autoritätsglauben auf allen Gebieten des Lebens den Krieg machte. Das 
ift gefhehen in natürlicher Konfequenz aus den Zuftänden bes Staates wie ven 
herrihenden Ideen der Zeit. Schon im Anfang des 18. Jahrhunderts, als vie 
Regierung Ludwig's XIV. ihren Nimbus verloren baute, fing der denkende Geift 
an, ſich gegen die Feffeln zu rühren, die Gewalt und Autorität um ihn geſchlagen. 
Das Elend auf allen Gebieten des Lebens mußte von felbft auf die Erforfhung 
der Urfadhen führen. Auch die doftrinäre Anregung zur Oppofition blieb nicht 
aus. Englifhe und holländiſche Schriften fanden von Amfterdam aus in fran- 
zöfifcher Ueberfegung den verbotenen Weg in das Innere des Landes. Boltaire 
und Montesquien hatten faft gleichzeitig jenfeits des Kanals die Einwirkungen 
erfahren, die zu dem wichtigſten Wendepunft ihrer Entwidelung führten; dieſe 
Ginflüffe englifchen Lebens und englifcher Wiffenfchaft blieben nicht die einzigen 
in Frankreich. Einft war die karteſianiſche Philofophie, bie die Scholaſtik über- 
wand, die nationale der Franzofen gewejen, aber ihr weſentlich metaphufifcher 
Charakter genügte nicht den Neigungen der Zeit. Ihr trat die englifhe Philofophie, 
feit Baco von ber Erfahrung, dem Erfolge der Thatfachen ausgehend, fiegreich 
gegenüber, durch Tode weiter ausgebildet, durch Andere, wie Toland, ſchon zu dem 
äußerften Konfequenzen geführt. Condillac brachte fie den Franzofen in dem Syſtem 
feine® Senfualismus näher, indem er es den Materialiften überließ, aus ben abop- 
tirten Lehren die ſittlichen Folgerungen zu ziehen. Die Enchklopädie aber führt bie 
ganze Bewegung zu einem zufammenfaflenten Abſchluß und zur Berwerthung für's 
praftifche Leben. Nicht atheiftifche Tendenzen beftimmten die gemeinfhaftlihe Thätig- 
feit der Mitarbeiter, noch dachten diefe an revolutionäre Pläne zum Umfturz be- 
ftehenver Berfaffungen. Die Iveen, bie in dem Bud bes Helvetins „vom Geiſt“ 
ober im „Syſtem der Natur“ ihren Ausdruck fanden, gehen weiter, als der Deismus 
Boltaire’3 gedacht, und Diderot, ber fo oft als das Haupt der Materialiften gilt, 
war noch von biefen Lehren entfernt, als er bie erften Bände der Enchflopäbie 
berausgab. Was aber Alle vereinte, die Mitarbeiter des Wertes waren, ober ihm 
ihre Theilnahme ſchenkten, war die kritifhe Tendenz ver Berfianbesaufflärung, bie 
ſchließlich mehr Lebendige Erwedung geiftiger Selbftthätigkeit, als Verbreitung pofl- 
tiver Kenntniffe bedeutet. Das war bie profane Wirkungsart, die den geheimniß- 
vollen Nimbus von Thron und Altar zerftörte und die Oppofition in kirchlichen 
und politifhen Kreifen hervorrief. Bon diefen ging die Beihuldigung aus, daß die 
Enchklopädie jede Moral vernichte und dadurch Geſellſchaft, Staat und Kirche 
untergrabe. Aber obgleih der Tonfequente Materialismus zur Aufhebung jeder 
Moral hätte führen müffen, fo hielten doc felbft die weitgehendften Anfihten an 
einer ſolchen feft, deren Grundlage allerdings den wohl berechtigten Egoismus des 
einzelnen Menfhen anerkennen, aber aus ihm aud bie Förderung der eben fo 
berechtigten Intereffen des Andern ableiten ſollte. Es war diefe philanthropiſche 
Moral praktiſch von den beften Erfolgen begleitet (das beweist das Leben manches 
Materialiften felbft), wenn man aud gern zugeben mag, daß dieſes Syſtem bes 
Wohlwollens zur feften Begründung einer Ethik nicht ausreichen konnte. Ebenſo 
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ift die Anklage, die Enchklopädie habe irreligiöfen Geift verbreitet, nur fehr theil« 
weile richtig. Sie griff Wunderglauben und Gewiffenszwang an, fie behandelte bie 
Kirhenlehren vom Hiftorifhen Standpunkte aus und ftellte, wie Voltaire ſchon 
früher gethan, die Toleranz an bie Spige jeder Unterfuchung über religiöfe Fragen. 
Das ſchloß freilich nicht aus, daß Einzelne außerhalb ber Encyklopädie in frivoler 
Beife verbreitete Anſichten anzugreifen fuchten und das religiöfe Gefühl in vielen 
Fällen verlegten. Wenn aber die Bewegung zu einer völligen Revolution ver Ge— 
danfen über Sittlichleit und Recht führte, fo war das nur eine naturgemäße Folge 
einer gewaltfamen Hemmung und der Entartung des kirchlichen, fittlihen und in» 
telleftuellen Lebens in Frankreich. Ein Kompromiß mit dem alten Syſtem war 
nit möglih: der Bruch mußte ein vollftändiger fein. Denn nur die beiven Mög- 
lichkeiten waren gegeben, blinde Unterwerfung unter die Autorität oder Unglauben, 
d. 5. freie Kritik des verbreiteten Glaubens. Wer freilih nur in ben GErtremen 
einer Entwidelung ihren ECharafter fucht, wird zu einem unparteiifchen Urtheile 
über die ganze Entwidelung und ihren Werth für eine kommends nicht gelangen. 
„Man bat eine Zeit lang", fagt Sybel (Geſchichte der Revolutionszeit Bd. I. 16), 
„die Aufllärung des 18. Jahrhunderts zum Theil in ihren werthlofeften Ausläufern 
überfhägt; man iſt jet nur zu geneigt, ihr weltgefchichtliches Verdienſt zu über- 
jehen, weil e8 das Gemeingut Aller und ver Boden unferes Zuftandes geworben 
if. Wer jedoch über ihre zuweilen fchlaffe oder heuchleriſche Humanität die Achſeln 
zuden möchte, verfege fich erft in die gänzlich inhumane Zeit vor ihrem Wirken 
zurüd. — Der Gedanke, daß das Leben jedes einzelnen Menſchen für die Andern 
etwas bedeute, ift erft durch das vorige Jahrhundert eine thätige Kraft geworben." 

Literatur: Hettner, franzöfifhe Literaturgefchichte, dann und vor Allem 
das epochemadhende Buch von Roſenkranz, Diverot Br. I., und Borlänper, 
Geſchichte der philofophifhen Moral, Rechts- und Staats-Fehre der Engländer und 
Franzofen. Vergleiche die Artitel Montesquieu, Rouffeau, Voltaire, aykatraten, 
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England, fihe Großbritannien. 
Enflaven, fihe Staatsgebiet. 


Episfopalfyften, fie Römiſch-Katholiſche Kirche, Prote— 
fantifhe Kirche. 


Erbmonarchie, fihe Monardie. 


Erbrecht. 


I. Privatrechthiches. Wenn die einzelnen Menſchen, welche als Perfonen 
ein Vermögen haben, fterben, fo wird ihr fortvauerndes Vermögen zum Nach- 
laß, zur Berlaffenihaft, und es entfteht nun bie Frage, wer nun und 
unter welchen Bedingungen diefe andere Berfon jenen Nachlaß erwerbe. Diefe Frage 
beantwortet das Erbrecht. Mit Rüdfiht auf den Uebergang des Nachlaſſes auf 
ben Nachfolger des Berftorbenen, den Erben, wirb berfelbe auch Erbſchaft 
genannt. 

Die ziemlich verbreitete Meinung, daß das Erbredt eine willtürlihe Schöpfung 
der Geſetze ſei, melde von den Kommuniften und einem Theile der Socialiften 
dazu ausgebentet wird, das ganze Erbrecht principiell zu verwerfen, ift falfch. Das 
Erbrecht hat einen natürlichen Grund und einen bleibenden Zweck. Es kann baher 
wohl im Einzelnen verändert und verbeffert werden. Aber es darf nicht in feinem 
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Beſtande erſchüttert oder beſeitigt werden. Das Erbrecht beruht auf dem natür- 
lihen Zufammenhang ber kommenden Generation mit ber vorhergehenden und es 
bewahrt die Errungenihaft dieſer für jene. 

Am klarſten erfcheint diefer Zufammenhang in dem Berhältniß ber Kinder zu 
den Eltern, Die Kinder haben Leib und Leben von den Eltern empfangen, und 
fegen in ihrer angeborenen Raſſe das Leben dieſer fort. Zu dem leiblihen Dafein 
gehört aber auch das Vermögen, gewiffermaßen der erweiterte Leib des Menfchen, 
Speife und Trank, Kleider, Wohnung, Geräthichaften, die ganze Ausftattung des 
Tamiltenhaushalts. Der Genuß aller diefer Güter wird von den Eltern den Kindern 
mit der Geburt mitgetheilt, und in biefer Verbindung wächst das junge Beben 
heran. Auch hierin zeigt fich die Fortſetzung bes elterlichen Lebens; und es iſt 
demnach ganz naturgemäß, daß diefe Ausftattung des Lebens nad dem Tode ber 
Eltern den Kindern anfällt. Die natürlihfte Erbfolge ift daher bie der Nach» 
fommenfhaft. In der deutſchen Rechtsſprache tft das deutlich ausgebrüdt; denn 
Erben im eigentlichen Sinne heißen nur die Kinder und Entel. Die Ehe 
mit Kindern wird beerbte Ehe, die ohme Kinder unbeerbte Ehe genannt. 

Die fogenannte Hamilienerbfolge ift daher nicht bloß gefegliche Erbfolge, fie 
ift natürliche Erbfolge. Die Verwandtſchaft (Sippfchaft) tft durch den Zus 
fanmenhang des Bluts und bie Familienraffe verbunden, und es hat wieder einen 
guten Grund in der Natur, wenn das deutſche Recht feine Familienerbfolge nad; 
ber Ableitung und der Strömung bes Bluts ordnet, d. 5. nah Parentelen, 
indem bie Sippen aud ber Seitenlinten als Nachkommen aufgefaßt werben ber 
mit dem Erblaffer gemeinfamen Stammeseltern. 

In der Beftimmung biefer Familienerbfolge im Einzelnen freilih gehen bie 
Rechte aus einander. Schon in der erften und nächſten Orbnung ber Descenbenz 
haben in den ältern deutſchen Rechten die Söhne oft einen fehr erheblichen Bor- 
zug vor den Töchtern erhalten, jene als künftige Familienhäupter, Gemeinbe- 
und Gtaatsgenoffen vor biefen als bloßen Familienglievern und Schüglingen, 
während das römifhe Recht ſchon frühe die Gleichheit, beider Geſchlechter aner- 
kannte. Die heutige Rechtsbildung folgt im Großen bier der römiſchen Auffaffung. 
Nur in einzelnen Partikularrechten (insbefondere auch der Schweiz) kommen nod 
ermäßigte Borzugsredhte ver Söhne vor. Außerdem bat fi in einer Anzahl von 
begüterten Häufern, vorzüglich des grundherrlichen Adels, noch das alte Stamm- 
gut s ſyſtem, meiftens in der Form der Familienfideifommiffe erhalten, 
ober ift auch wohl fo nen begründet worden. Die Stammgüter beruhen auf dem 
Herlommen der Familie, die Fideikommiſſe auf einer Stiftung. Beide Inftitute 
haben ven Zwed, einzelne Güter dem Gefchlehte zu erhalten. Daher wird ſowohl 
bie Beräußerlichteit derſelben beſchränkt, als für eine Sondererbfolge meift nur 
innerhalb des Mannsftamms und nur auf Einen Stiftungserben geforgt. Aud 
das Lehensrecht des Mittelalters und das bäuerliche Hofredht begünftigte meift vie 
Söhne entſchieden vor den Töchtern. Zuweilen haben ſich aud davon noch Refte 
wirffam erhalten, aber im Allgemeinen war die Fortbildung bes Rechts dieſen 
ariftofratifhen Borzügen nicht günftig, fondern eher der bemofratifh wirkenden 
Gleichſtellung der Kinder. 

Auch in der Seitenlinte zeigen ſich erhebliche Unterfhieve. Das alte römifche 
Recht hatte die ganze mütterlihe Verwandtſchaft von dem Erbrechte ausgeſchloſſen 
und biefes nur auf bie Fünftlihe, durch ben felbftherrlihen Pater familias ver: 
mittelten Agnatenfamilte befhräntt, und erft das nenefte römiſche Recht hat 
das Agnatenerbrecht duch ein neugeordnetes Syſtem ber Blutsverwandtſchaft ver- 
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brängt. Auch einzelne altgermanifche Rechte, wie insbefondere das alamannifche, 
haben die Muttermagen hinter bie Batermagen zurüdgejegt und das Lehensredht 
bevorzugte ebenfo die Geſchlechtsvettern. Aber allmählig hat auch hier die Gleich— 
ftellung ver beiden Stämme von dem Bater und ber Mutter her das Erbrecht 
beftimmt. 

Auch darüber gingen die Rechte ans einander, ob die Erbtheilung nah Köpfen 
oder Stämmen (in capita oder in stirpes) gefhehen folle, und ob ein Reprä- 
fentationsredht ber fernern Berwandten, die an bie Stelle vorverftorbener 
näherer treten, zur Anwendung komme oder nit. Im Allgemeinen läßt fi ver 
Grundſatz ausfpreden, daß die forgfältigere Theilung nad Stämmen beffer in 
ben näheren Kreifen der Berwandtfchaft pafle, die einfachere nad Köpfen eher für 
die fernern Verwandten geeignet fei. 

Je größer die Entfernung, um fo ſchwächer wird der Familienzuſammenhang; 
zuletzt hört feine Wirkfamleit ganz auf. Dagegen kommen neben der Sippſchaft 
in Betracht: 1) der ehbelihe Berband. Der Überlebende Ehegatte fteht dem 
verftorbenen Ehegatten offenbar perfönlid näher ala bie meiften Sippen. Es ift 
daher nicht bloß ein ſubſidiäres Erbrecht vesfelben hinter ven Blutsverwanbten, 
fondern ein fonkurrirendes Erbrecht wohl begründet. 2) der Verband mit ver 
Gemeinde, dem Bezirke, der Provinz, dem Staat. Die Bedeutung biejes 
Berbandes für die Raſſen tritt um fo entfchiedener hervor, je ferner bie Bluts- 
verwandten fiehen. Da ift der Punkt zu finden, an welchen fi vie Reform bes 
Erbredts anfügen läßt (vgl. oben Art. Eigenthum). 

Die Römer hatten fchon fehr frühe der gemeinfamen gefeglichen Erbfolge ver 
Familie eine andere auf dem legten Willen (Teftament) des Erblaffers 
beruhende an bie Seite oder vielmehr vorgefegt. Ihnen galt die teſtamentariſche 
Erbfolge ald das Gewöhnliche, nur fubfiniär folgte die gejeglihe Erbfolge. Dem 
heutigen Recht dagegen erfcheint die letztere als die Regel, und bie erftere nur als 
eine Ausnahme und Mopifitation jener. Durch das Teftament wirkt der Erblaffer 
über feinen Tod hinaus. Daß fo die Willfür eines Menſchen Erben ſchaffen 
(heredem instituere) fünne, war ben alten Germanen ſchwer begreiflih. Ihnen 
erſchien es allein richtig, daß der Erbe von der Natur, oder wie man fi im 
Mittelalter ausprüdte, von Gott gefchaffen werbe. Indeſſen fann und barf bie 
menſchliche Kultur vie Berhältniffe der Natur nahbilden und innerhalb der Noth- 
wenbigfeit au Treiheit üben. Wie die Adoption ein Kindesverhältng ber Kultur 
bervorbringt, jo das Teftament ein Erbverhältniß der Kultur. 

Nachdem einmal auch die veutfhe Nation fih mit dem römischen Gedanken 
einer Erbeinfegung durch Teſtament vertraut gemacht Hatte, lam fie fogar auf 
eine neue Form des legten Willens, den fogenannten Erbvertrag, der indeſſen 
meift ſich innerhalb der Familie felber bewegte, und im Grunde eine gemeinfame 
Familienordnung warb. 

Die befondern Zuwendungen einzelner Bermögensftüde aus dem Nachlaß, bie 
Vermächtniſſe fanden weniger Bedenken. Wenn das römische Recht biefelben 
an bie Bedingung eimer Erbeinfegung im Teftament geknüpft hatte, fo ſchien es 
dagegen ven fpätern unbedenklih, daß folde Zuwendung aud den Familienerben 
auferlegt werben dürfe. 

Den Römern verbanfen wir den Rechtsſatz, daß die Berlaffenfchaft ein zu- 
fammengehöriges Ganzes fei, wie das Bermögen, und daß bie Erben in biefes 
Ganze fuccediren und gleichſam die Perfon des Erblafjers fortfegen. Damit ergibt 
fi) der Uebergang der Schulden auf bie Erben von felbft; und nur dafür ift zu 
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forgen, daß die Erben ihre Haft für die Schulden des Erblaſſers durch Vorſicht 
(beneficium inventarii) auf den Erfag in ber altiven Erbſchaft befchränten können. 

II. Staatsrehtlidhes. Das ftaatsrehtlidhe Erbredt war während 
bes ganzen Mittelalters, in welchem es weit zahlreihere Anwendungen fand, als 
in unferer Zeit, auf’8 engfte mit dem privatrehtlihen Erbrecht verbunden 
und verwachſen. Erſt die neuere Zeit Hat angefangen bie beiden Begriffe, wie über- 
haupt öffentliches und Privatrecht ſchärfer zu trennen, eine Aufgabe, die indeffen noch 
nit vollftändig vollzogen iſt. Der princtpielle Unterfchieb beider wird Har, ſobald 
man nur an dem verfchievenen Gegenftand beider denkt. Das Privaterbrecht 
ift Nachfolge in ein binterlaffenes Diver ermögen, das Staatserbrecht ift 
Nachfolge in öffentlihe Rechte. Das Privaterbe, der Nachlaß ift von ölo- 
nomifhem Werth, das ſtaatliche Erbe von politifhem. Das legtere kann 
wohl mit Vermögensrechten verbunden fein, wie benn 3. B. die Thronfolge zu» 
glei Folge in Staatsdomänen fein kann; bie vermögensrechtliche Seite derfelben 
ift aber offenbar nicht das Wefentlihe, fondern ein zufälliger Beftanbtheil ber- 
felben, die Regierungs- und Oberhauptsrehte im Staate find die Hauptſache. 
Um deßwillen ift auch der innere Grunddarafter beider Erbrechte verſchieden. 
Das eine gehört dem Privatrecht, das andere dem Staatsrecht an, und wirb von 
demſelben beftimmt. Das erftere befteht Iediglid um der Privatperfonen 
willen, und gehört ihnen eigenthümlich zu; das legtere nur für den Staat, 
und iſt daher durchaus von dem Staate abhängig; denn da alle öffentlichen 
Rechte, melde einzelnen Perfonen oder ganzen Körperfchaften zulommen, dieſen 
nie als Eigentbum gehören, fondern ihrem Grunde wie ihrer Wirkſamkeit nad 
immer dem Ganzen dienen, in dem allein fie Sinn und Beftand haben, jo kann 
auch die Folge in öffentliche Rechte nie ein unabhängiges Individual» oder Familien- 
recht fein, fondern hat nur infofern Geltung, als der Staat — als Gefammt- 
förper — es im öffentlichen Intereffe will. Als daher die neueren Staaten bie 
‚ früheren Erbämter aufhoben, verlegten fie Teineswegs beftehende Erbrechte einzelner 
Familien, fondern übten nur das ihnen gebührende Recht aus, fich felbft auch in 
ihren Gliedern, d. 5. in ihren Aemtern zu organifiren. Das ftaatsrehtlihe Erb: 
recht ift daher, wo es befteht, ein Theil ver Staatsverfaffung und unter- 
liegt in Bewahrung und Abänderung ven Beftimmungen ver Verfaſſung. Auch für 
die Erbmonarchie ift die rein flaatsredhtliche Behandlung die allein würbige, vie 
halb-privatrehtliche zieht die politifhen Rechte des Monarchen in bie niebrigere 
Sphäre des Privat- und Familienbefiges nieder, verbunfelt die Majeftät der Krone 
durch Bermengnng mit bloßen perſönlichen Intereffen, und ftellt das Staatsgebiet 
einem Landgut glei, und die Unterthanen und Staatsbürger in Eine Kategorie 
mit börigen Leuten, die erblic einer Herrenfamilie dienen. 

Bon ſtaatlichem Erbrecht reven wir übrigens nur da, wo bie Folge in eine 
beftimmte Sphäre öffentliher Rechte an ven Familienverband, d.h. an bie 
Erben im eigentlichen beutfchen Sinne diefes Wortes gelmüpft ift, in der Regel 
an die natürliche, aus eheliher Abftammung entfpringende, nur ausnahmsweiſe an 
bie künſtlich nachgebildete Familie durh Adoption oder Erbvertrag, insbe 
fondere durch die unter dem deutſchen Dynaſtieen vorlommende Erbverbrü- 
derung. Dagegen ſprechen wir nie von erbrechtlicher Folge, wenn in freier Be- 
rüdfihtigung der individuellen Fähigkeit oder aus freiem Belieben durch Wahl 
oder Ernennung oder Gnade die Folge in eine öffentliche Rechtsſphäre angeorbnet 
wird, nachdem der bisherige Inhaber diefelbe verlaffen hat. Vielmehr fegen wir in 
biefem Sinne Erbmonarchie und Wahlmonarchie, Erbämter und Wahlämter, Erb⸗ 
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würben und Wahlwürden einander entgegen. Die Verbindung alfo des ſtaatlichen 
mit dem Familienerbrecht ffk für unfern Begriff unerläßlich und erhält immer- 
bin einen Zufammenhang bes öffentlichen mit dem Privatrecht, der ohne Zerftörung 
des ganzen Begriffs nicht aufgegeben werden fann. 

Nicht nothwendig — obwohl während des Mittelalters in reihlihem Maße 
eingeführt — ift die Verbindung des flaatlihen Erbrechtes mit beftimmtem Grund- 
beſitz, wie 3. B. mit befonderen Herrfchaftsgütern Gerichtsbarkeit, mit Bafallen- 
gütern Lehenspflicht und Antheil am Lehenshofe, und fogar mit bäuerlihen Meier- 
und Kellerhöfen Meier- und Kellerämter verbunden waren. Das politiiche Recht 
erjcheint dann leicht wie eine bloße Zubehörbe des Gutsrechts und an biefes ge» 
bunden, wie ein Gegenftand des Bermögensverfehrs, der Veräußerung, Berpfän- 
dung, Theilung u. f. f. unterworfen, was Alles dem Wefen eines öffentlichen 
Rechtes widerſtreitet. 

Die heutigen Anwendungen bes ftaatlichen Erbrechts find gewöhnlid nur 
zwei noch, 1) die Thronfolge, 2) die erblihe Reichsſtandſchaft (Lords, 
Herrenfige, Reichsräthe). Bon untergeorbneter Bedeutung ift die britte ber erb- 
lichen Hofämter, In allen biefen Fällen erfordert das Staatswohl, welches feine 
Theilung jener Rechte unter mehrere Erben verträgt, dag immer nur Einer zur 
Folge gelange und nur Männer, oder doch fo lange als möglih nur Männer, 
nicht aud Frauen erben. Daher ift die Erbfolge hier nicht nad den gewohnten 
Regeln des Privaterbredhts, fondern nad den Grundfägen ver Stammguts» 
folge georbnet, melde nur den Mannsftamm bedenkt und nur Einen der Erben 
folgen läßt. Ob in legterer Beziehung das Syftem der Erftgeburt, mweldes je 
den erftgebornen Sohn je der erftgebornen Tinte zur Folge beruft, alfo z. B. ven 
Entel von dem vorverftorbenen älteften Sohne des Erblafferd vor dem zweitge- 
bornen Sohne vesfelben, oder des Majorats, wornad der dem Vorgänger 
nädhftftehende und ältefte männliche Erbe, aljo in obigem Beifpiel der zweitgeborne 
Sohn vor dem Enfel das Gut erhält, angenommen jet, hängt von der befondern 
Berfafiung ab; ebenfo wie die abfolute oder relative Ausfhliefung oder Zurüd- 
fegung der Frauen hinter den Männern. Für die Thronfolge hat indeflen das 
Spftem der Erfigeburt den entjhiedenen Vorzug erlangt. 

Der gewöhnliche Fall der Verwirklichung biefes Erbrechts iſt der Tod 
bes bisherigen Trägers jener politifhen Rechte, und ganz im Sinne bes deutſchen 
Erbrehts fällt das Erbe dem Nachfolger von felber zu und an, ohne daß 
diefer etwas zu thun braucht, ohne daß er nöthig hat, feinen Antritt zu erflären. 
Es beruht dieſe Folge nicht auf Willensbeftimmungen weder des Vorgängers nod) 
des Nachfolgers, fondern auf fefter Staats- und Rechtsordnung, welche den Leber- 
gang ber erledigten Würde auf das nächſte Yamilienglied beftimmt bat, und von 
feiner Zwiſchenzeit wiffen will, in welder bie Würde wirklich leer bleibt. Daher 
das Sprüdwort: Le roi est mort, vive le roi, weldhes den tobten König fofort 
durch den neuen lebenden erfegt flieht. Wenn ber Nachfolger auf das politifche 
Erbe verzichten will, fo fann er es freilich, da die politifhen Rechte feine Frohnen 
find, an weldye die Perfon wider ihren Willen gefchmiedet ift; aber der Ueber- 
gang auf ihn hat doch vorläufig flattgefunden, und bie Folge geht num welter 
auf den ibm nähften Nachfolger, nicht auf den dem Vorgänger nädften. 

Der Tod des Vorgängers iſt aber nicht der einzige Fall. Wenn ber bisherige 
Inhaber der politifhen Rechtefphäre auf tiefelbe Berzicht leiſtet, oder derſelben 
entfegt wird, furz aus irgend einem Grunde biefelbe verläßt, fo kommt biefe 
Folge ganz ebenfo zur Wirkſamkeit wie in dem Todesfall; denn in allen dieſen 
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Fällen Hat die Erfüllung jener Rechtsfphäre burd ven bisherigen Inhaber aufge- 
bört, und bedarf daher eines Erfages durch den Nachfolger. In der beutfchredht- 
lihen Stammgutsfolge ift das überhaupt ebenfo; und ba bie Folge die nämliche 
ift, wie wenn ber verzichtende oder entjegte Vorgänger geftorben wäre, und ber 
verwanbtfhaftliche Erbverband diefe Folge im Einzelnen beftimmt und orbnet, fo 
hat man auch fein Bedenken, in foldyen Fällen ebenfalls von Erbfolge zu ſprechen, 
ungeadtet weder ein Todter noch ein Ueberlebender ba ift. Findet body bie 
beutfhe Sprade feinen Anftoß darin, bei Tebzeiten einer Berfon von ihren 
Erben zu fpreden. 

Man kann aber no in einem andern als dem bisher erörterten Sinne von 
einem ftaatlihen Erbredt reden, von einem Erbrecht im weiteften Sinn, welches 
nichts anderes iſt als die Meberlieferung bes beftehenden Rechtes an 
die nahfolgenden Generationen. In diefer Weife geht das Heimats- und 
das Bürgerrecht von ben Eltern auf ihre Kinder über, ſchon mit ver Geburt dieſer, 
nit erſt nad dem Tode der Eltern; und fo wird, wie die Sprade und alle Er- 
rungenfhaft der Kultur, aud das gefammte öffentliche Recht von ben Borfahren 
auf die Nachlommen vererbt. Das jo erfannte Erbrecht ift in der That von größter 
Bedeutung, von einer viel größeren noch als das ftaatliche Erbrecht im eigentlichen 
und engeren Sinn. Es bewahrt bie Güter, welche die Väter errungen, für bie 
Söhne und Enkel, und überliefert diefen, ohne von ihnen eine befondere Anftrengung 
zu fordern, eine reiche Erbfhaft, an deren Anfammlung Jahrhunderte gearbeitet 
haben. Indem es die Schäge der Vergangenheit ven Nachkommen zum Genuf 
übergibt, erleichtert e8 zugleich biefen jeden neuen Erwerb mit Hälfe ver alten 
Mittel, und indem es den Zufammenhang erhält mit ben vorangegangenen 
Geſchlechtern, begründet und fügt e8 bie Fortſchritte der künftigen Geſchlechter. 


Bluntiäli. 
Erbverbrüdernug, fiche Thronfolge. 


Erfindungd: und Einführungspatente, ſiehe Urheberrechte 
und deren Schutz. 


Eroberung. 


Wenn wir im Folgenden von Eroberung und Eroberungsredt reben, 
fo find wir damit nicht gemeint, gleih Berner in der großen Ausgabe dieſes 
Staatswörterbuds, einen phantaftifhen Ritt „in die Morgendämmerung der Ge 
ſchichte des Menſchengeſchlechtes“ zu unternehmen, ober die Eroberungen des Se 
foftris, Alerander und Attila von dem Standpunkte des modernen Völkerrechtes aut 
beurtheilen zu wollen. 

Eben fo wenig fann es uns in den Sinn kommen, die heutzutage ziemlid 
unwichtig gewordene Frage des Breiteren zu erörtern, inwieweit es einer Kultur: 
nation geftattet fei, über bie Länder der Wilden berzufallen und folde zu erobern. 
Zu den erwähnten Unterfuhungen fühlen wir uns aber deshalb nicht berufen, 
weil wir nur die völkerrechtliche Bedeutung der Eroberung zu wärbigen haben. 
Als die erwähnten Eroberer gleich „leuchtenden Kometen am Yirmament der Ge- 
ſchichte“ ftanden, gab es aber noch fein Völlerrecht, und im Berkehr zwiſchen Kultur- 
nationen und Wilden gibt e8 noch feines. Unſere Erörterungen beſchränken ſich 
alfo in räumliher Beziehung auf bie HBebiete der in internationalem Verkehr 
ftehenden Staaten, in zeitlicher auf die Gegenwart. 

Indem wir vor Allem den Begriff der Eroberung feftzuftellen fuchen, finden 
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wir, daß das Wort in zwei verfhiebenen Bedeutungen gebraucht zu werben pflegt. 
Man verfteht nämlih unter Eroberung einmal die kriegsweiſe erfolgende Be- 
fignahme von Theilen feindlihen Staatsgebiets — alfo das, was englifhe Schrif- 
fteller military ocenupation zu nennen pflegen. Dann aber gebraudt man aud) 
Eroberung gleihbedeutend mit debellatio für die in Folge völliger Unterwerfung 
der feindlichen Staatsmacht eintretende gewaltfame Befignahme des ganzen feind» 
lihen Staatsgebiets. Nur mit Rüdfiht auf den Iegteren Fall konnte ſich die Frage 
nach ber Eriftenz des fogenannten Eroberungsrehtes erheben, nämlich bie 
Trage, ob die Thatfadhe der debellatio den 84 berechtige, das Gebiet des 
eroberten Staates definitiv ſeinem Staatsgebiete einzuverleiben. Daß die theilweiſe 
militãäriſche Beſetzung feindlichen Staatsgebiets nur proviſoriſche Zuſtände bis zum 
erfolgten Friedensſchluß ſchaffen kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Das Weſen dieſer Zu- 
ftände aber, die Folgen der Eroberung, inſofern dieſelbe gleichbedeutend gebraucht 
wird mit militärifcher Befegung, wollen wir zunächſt darlegen. 

Dur die Eroberung im angeführten Sinne tritt die Gewalt bes fiegreichen 
Staates einftweilen mit rechtlicher Wirkung an die Stelle der Gewalt des unter- 
legenen Staates und zwar gefteigert zur Kriegsgewalt. Die vollendete Thatſache 
ber kriegeriſchen Befegung ift hierbei das nad jeder Richtung Hin entſcheidende 
Moment. Die feindlihe Kriegsgewalt tritt mit dem Zeitpunfte an bie Stelle ber 
verbrängten Staatsgewalt, in welchem die Befignahme ftattgefunden hat; ihre 
Macht reicht nicht weiter als über die thatſächlich okkupirten feindlichen Gebiets- 
teile. Aber der Sieger erhält keine ſchrankenloſe Gewalt über das eroberte Land. 
Seine Macht bleibt immerhin eine für Durhführung ber Kriegszwede gefteigerte 
Staatsgewalt. Er fann die Unterthanen der eroberten LTandestheile zu einem 
proviforiihen Gehorfam verpflihten. Einen gleihen Gehorfam kann er von ben 
zurädgebliebenen Beamten des feindlihen Staates verlangen und biefelben feinen 
Befehlen unterwerfen. Er kann für die Sicherheit und Ruhe des Landes Maf- 
regeln treffen, welche ihm durch feine eigene milttärifche Tage geboten erfcheinen; 
er ift eventuell befugt zur Einführung des Standrechtes und von Standgerichten. 
Aber er iſt verpflichtet, zur legteren Maßregel nur dann zu ſchreiten, wenn fie 
unbedingt durch feine Lage erheifcht wird. Der fiegreiche Feind kann endlich das 
Staatsvermögen und die Steuerfraft des eroberten Gebietestheiles für feine Zwede 
in Anſpruch nehmen. Doch hat er nicht das Recht, unbewegliches Eigenthum des 
feindlichen Staates zu veräußern und aud) das Recht der Steuerauflage in Feindes- 
land ift fein fchrantenlofes; es findet feine Grenze in den augenblidlihen Bedürf⸗ 
niffen des Eroberers. Ueberhaupt fleht dem Eroberer nur eine gefleigerte Staats» 
gewalt in Bezug auf das ofkupirte Land zu, aber weder die Perfon noch das 
Vermögen der Bewohner desſelben find rechtlos feiner Willkür Preis gegeben. 
Unfere moderne Gefittung erkennt fein Recht zum Plündern und Morbbrennen 
mehr an und fie verwirft daher auch das — incendiarium, bie Kontri— 
button (fiehe diefen Artikel). Mit einem Worte: der Eroberer muß fi ftets 
bes propiforifhen Charakters feiner Gewalt und der Schranken bewußt bleiben, 
welche dieſer Gewalt eben dadurch, daß fie nicht nur eine Stantsgewalt, fondern 
auch ein Proviforium ift, gezogen find. 

Gelingt es dem anfänglich befiegten Staate, fein verlorenes Gebiet wieder 
zu gewinnen, fei es im weiteren Verlauf bes Krieges, fei. es in folge eines 
Sriedensfchluffes, fo tritt ein Postliminium zu feinen Gunften ein; er braudt 
die Konfequenzen ber von dem Feinde getroffenen Verfügungen nur injoweit an- 
juerlennen, als dieſe Verfügungen ſich innerhalb der oben angegebenen Schranken 
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hielten, Wird hingegen das eroberte Gebiet durch einen Friedensſchluß an dem 
fiegreihen Feind abgetreten, fo kann bie definitive Orbnung ber künftigen flaats- 
rechtlichen Berhältnifie desſelben ſelbſt Gegenftand bes Friedensvertrages fein. Iſt 
Nichts in diefer Beziehung ftipulirt, das eroberte Gebiet vielmehr bebingungslos 
abgetreten, fo hört die Frage der befinitiven Orbnung feiner künftigen ftaatsrecht- 
lihen Berhältniffe auf eine völlerrechtliche zu fein; fle ift zu entſcheiden nad den 
im fiegreihen Staat herrſchenden ſtaatsrechtlichen Grundfägen. 

Die gefchilverten Wirkungen der Friegeriihen Okkupation treten zunächſt in 
gleiher Weiſe ein, wenn bie Stantögewalt des Feindes völlig niedergeworfen, bas 
ganze feindliche Staatsgebiet von dem fiegreihen Heere befegt wird. Aber bie 
Beantwortung ber Frage, wie der durch debellatio bherbeigeführte faktiſche Zuftand 
in einen rechtlichen, das durch biefelbe geſchaffene Provifortum in ein Definitivum 
verwandelt wird, muß natürlich auf ganz andere Borausfegungen fi ftügen, wie 
das bei ber Frage nad der befinitiven Endigung der durch bloße militärifhe Dfku- 
pation gefhaffenen Berhältnifje der Fall fein konnte. Hat nur eine militärifche 
Dfkupation ftattgefunden, fo ift immer noch eine Staatögewalt vorhanden, ohne 
deren Konfens keine definitive ſtaatliche Ordnung in den befegten Gebietstheilen 
geihaffen werden kann. Iſt hingegen eine wirkliche debellatio eingetreten, fo eri« 
flirt eine ſolche Staatsgewalt nicht mehr. Wellen Konfens muß nun noch binzu- 
treten, um bas eroberte Gebiet dem fiegreihen Staate definitiv einzuverleiben ? 
Dedarf es hiezu überhaupt no irgend eines weiteren Konfenfes oder genügt bie 
einfahe Erklärung des fiegreihen Staates, das eroberte Land feinem Gebiete ein- 
verleiben zu wollen, verbunden mit der thatſächlichen fogenannten Befigergreifung 
ber Regierungsgewalt in bemfelben? Das ift der juriftifhe Kern ber Frage bes 
fogenannten Eroberungsredhtes. 

Es zeigt fi bei näherer Betrachtung der Frage des Eroberungsredhtes fofort, 
daß biefelbe eine ftanteredhtlihe und eine völlerrechtliche Seite hat. 

Der Bevölkerung des eroberten Staates gegenüber ift nämlich bie Staate- 
gewalt des Eroberers unzweifelhaft eine ufurpirte: die Frage nach der Legitimation 
diefer Stantsgewalt in ihrem Berhältnig zu der untermorfenen Bevölkerung ift 
bie flaatsrehtlihe Seite ber frage des Eroberungsredhtes. Wir ‚haben biefen Theil 
ber Frage bier nicht näher zu erörtern und begnügen uns mit der Bemerkung, 
baß die thatfächliche Unterwerfung der Bevölferung des einverleibten Gebietes ftets 
ber entjheidende Faltor für die ſtaatsrechtliche Tegitimation der ufurpirten Gewalt 
eines Eroberers fein und bleiben wird. 

Wenden wir und nunmehr zur völferrehtlichen Seite unferer Frage, fo fehen 
wir, daß bie ältere Theorie und mit ihr noch Heffter den Konfens bes bepoffe- 
birten Souveräns für nothwendig erachtet, um die Staatsgewalt des Eroberers 
auch nah Außen hin als rechtlich begründet erfcheinen zu laffen. 

Es ift aber eine durchaus irrige Auffaffung, entfprungen ans der unklaren 
Anfhauung, daß der Fürft Eigentum an der Staatsgewalt habe. So wenig wie 
das Eigenthum überhaupt verloren geht durch Befigverluft, fo wenig fann auch 
das Eigenthum des Fürften an der Staatsgewalt verloren gehen durch bloße De- 
poffebirung besfelben. Es muß ein Verzicht desfelben hinzutreten, um ben Eroberer 
völferrechtlih zum Eigenthümer zu machen. Diefe Argumentation ver älteren Theorie 
befämpfen wir aber namentlih aus dem Grunde, weil wir in dem Fürſten nicht 
mehr den Eigenthümer, fondern nur den Träger ber Staatögewalt fehen. Er ift 
das Haupt ber Staatsperfönlihkeit und muß baher als ſolches thätig fein, um 
rechtlich als foldes gelten zu können. Wit der völligen Entthronung eines Fürften 
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erlifcht feine perfönlihe Souveränetät vollftändig. Der Proteft eines durch De- 
bellation enttbronten Fürften gegen bie Einverleibung des früher von ihm regierten 
Landes in einen andern Staat iſt daher völkerrechtlich durchaus irrelevant, obſchon 
es unter Umftänden politifh fein mag, ben formellen Verzicht eines Depoffebirten 
einzuholen. 

Aber auch der Konfens einer dritten am Kriege unbetheiligt gebliebenen Macht 
braucht nicht hinzuzutreten, um bie Einverleibung eines eroberten Staates völfer- 
rechtlich unantaftbar zu machen. Völkerrechtlich eriftirt in der That ein Erobe- 
rungsredht in dem Sinne, daß die Erklärung bes fiegreihen Staats, das eroberte 
Land feinem Gebiete einverleiben zu wollen, verbunden mit fatttfher Ausübung 
der Regierungsgewalt in bemfelben, eine Thatſache ift, deren internationale Rechts- 
beftändigkeit von feiner auswärtigen Macht in Zweifel gezogen werben barf. Denn 
jo lange die Staaten ben Krieg als völferrechtliches Rechtsmittel anerkennen, er- 
fennen fie zugleid die Konfequenzen besfelben an, deren eine eben bie Hebung bes 
Eroberungsrechtes in dem angeführten Sinne fein Tann. 

Nur wenn ein Staat das Eroberungsredht in einer Weiſe übte, daß dadurch 
die. Gefahr der Begründung eines Principats desfelben unmittelbar nahe gerüdt 
erfchiene, wärbe der Einſpruch anderer Mächte gegen bie fraglichen Einverleibungen 
besfelben völlerrechtlich gerechtfertigt erfcheinen. 

Literatur: Heffter, S. 131 ff., 178, 185 ff. Bluntſchli, S. 289, 539 ff., 
ſiehe auch S. 227 ff. Strand. 


Erziehung. 


Unter Erziehung verfteht man die bewußte und abfihtlihe Einwirtung Mün- 
diger auf Unmünbdige, um dieſe zum Bewußtſein ihrer Lebensaufgabe zu bringen 
und fie fähig zu maden, dieſelbe zu erfüllen. Es ergeben fi daraus für beibe 
Theile, für die Unmündigen, d. h. die zu Erziehenden, wie für die Münpigen, d. h. 
die Erzieher, Rechte und Pflichten: der Pflicht der Münbdigen, die Erziehung ber 
Unmündigen zu leiten, entfpricht das Net der Unmünbigen, erzogen zu werben; 
dem Rechte der Mündigen, auf die Bildung des heranwachſenden Geſchlechtes ein- 
zumirten, ſteht die Pflicht der Unmündigen gegenüber, biefen Einwirkungen mit 
empfänglihem Gehorfam entgegenzufommen. Diefe Gegenfeitigfeit in Pflichten und 
Rechten iſt in der fittlihen Noihwendigkeit begründet, die felbft wiederum auf dem 
Berhältniß des Individuums zur Menſchheit beruht. Darum haben Familie, Ge- 
meinde, Staat, Kirche ein felbfiverftändliches Interefle an der Erziehung; darum 
wird von ihrer Theilnahme und dem richtigen Ineinandergreifen ihrer Anfprüde 
Art und Refultat der Erziehung überhaupt abhängig fein. Denn die Schule, der 
die praftifche Ausführung der weiteren Erziehung und Bildung zufält, kann nicht 
die felbftändige Leitung und oberfte Entſcheidung in den Händen haben: ſie ift 
keine Grundform menſchlicher oder nationaler Gemeinſchaft, fondern nur eine An- 
Ralt, die ſolche Gemeinjhaften für ihre Zwede errichtet haben oder errichten. 

Die neuere Zeit hat nun befonders das Berhältniß des Staates 
jur Erziehung feftgeftellt, ihm in erfter Linie das Recht zugewiefen, bie Bil 
dung des Unmündigen zu übernehmen, wie nicht minder die Pflicht auferlegt, für 
Bildungsmöglichkeit Aller zu forgen. Nur zwei Gründe könnten gegen ein ſolches 
Eingreifen des Staates ſprechen: wenn die Erziehung und die Ausbildung des 
Einzelnen weder der Unterftügung Anderer, noch einer planmäßigen Ordnung ber 
dürfte, oder wenn die nöthige Hülfe in ausreichender Sicherheit von anderer Seite 
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geboten würde, Beides ift nicht der Fall. Denn trog ber billigen Rüdfiht, vie 
der Wille des Individuums verlangt, trotz der Berfchiebenheit der Einzelnen in 
Anlage und Streben, die der Erziehende nicht ignoriren darf, find vielfache allge 
meine Borbedingungen zu erfüllen, vie dem freien Willen der Wenigften über- 
laffen werden können, find materielle Hülfsmittel nöthig, deren Beſchaffung bie 
Kräfte der Meiften überfleigen möchte. Freiwillige Anerbietungen Einzelner ober 
ganzer Korporationen foll nun gewiß der Staat nit zurückweiſen; allein einmal 
berühren fie erfahrungsmäßig nur einzelne Seiten ber Erziehung, und bann werben 
fie nicht immer ohne beftimmte Nebenabfihten geboten, die den Werth des Ange- 
botenen ſchwächen, vie Annahme wohl ganz verbieten fünnen. So hindern wohl 
bie und da gewichtige Gründe zuzugreifen, wenn kirchliche Geſellſchaften fidh bereit 
erflären, einen Theil der Unterrihtsanftalten (etwa die Boltsfchule) zu übernehmen. 
Hier Itegt die Abſicht Har vor, in einfeitig kirchlicher Weife die Erziehung zu leiten 
oder gar Öefinnungen zu weden, die den Rechten des Staates gefährlich werben 
oder ben Inneren Frieden ftören könnten. Bon einem Rechte ver Kirche aber, im 
einer ben Staat ausfhließenden Weiſe die Erziehung zu leiten, kann ohnehin feine 
Rede fein, da die Bildung des Volkes den ganzen Menfchen umfaffen, nicht allein 
bie religiöfen Bedürfniſſe befriedigen fol. Trogdem tft eine Verſtändigung zwifchen 
Kirche und Staat, die den beiberfeitigen Anſprüchen Rehnung trägt, nicht andge- 
ſchloſſen, bei vernünftiger Berüdfihtigung der unbeftrittenen Rechte des mobernen 
Staates in manden Fällen aud erreicht worben. 

Auf der andern Seite wird der Staat bei einer Leberfchreitung der ihm zu- 
ſtehenden Rechte ſich felbft den größten Schaben zufügen. Ein mit Ausfhluß aller 
Privatthätigkeit und individueller Willkür durchgeführtes Syſtem der National- 
erziehbung würbe einzelne Bortheile, die manche Denker des Alterthums wie ber 
Neuzeit (3. B. Plato, Ariftoteles, Fichte) angezogen, mande Bölter in ihrer Ge- 
feggebung fih zu fihern gefucht haben (3. B. Perſer, Spartaner, Kretenfer), nur 
zu theuer erlaufen. Die Gefchichte hat zur Genüge gezeigt, daß Staaten, bie den 
Einzelnen nur als Mittel für Staatözwede benugen (während im Gegentheil ver 
Staat aud ein Mittel für Zwede des Bürgers ift), gar bald zu geifligem Still- 
ftand =. und fo ben Keim des eigenen Ruins an ſich tragen. 

em Staate wirb es alfo genügen, fih das Aufſichtsrecht über alle 
Erziehungsanftalten zu wahren, d. h. das Met, zu unterfuchen, ob bie Lehrer 
tauglich und die Leiftungen der einzelnen Anftalten den Minimalforderungen ent- 
fprechend find; er wird bie von ihm errichteten Anftalten zu einem Ganzen ver- 
binden und nad einem einheitlihen Plane leiten, ohne in ein alle freie Bewegung 
der Erziehenden hemmendes Syſtem von Regulativen zu verfallen; er wird enblid, 
um jedem Staatsangehörigen einen beftimmten Fond allgemeiner Kenntniffe zu 
fihern, ven Schulzwang bis zu einer gewiffen Altersftufe einführen, der nur 
läffigen ober böswilligen Eltern und Vormündern als unerträglider Zwang er- 
Heinen kann. (Bgl. befonders Mohl, Polizei-Wiffenfchaft Band I, wo fih ©. 519 
die Literatur angeführt findet; außerdem Dahlmann, Politik Band I, ©. 281; 
Bluntſchli, allgemeines Staatsreht 11.) 

Das die Erziehung ſelbſt anbelangt, fo fol fie eben fo fehr eine geiftig- 
fittlie, wie eine förperliche fein. Gerade in der harmoniſchen Ausbildung 
bed ganzen Menjchen liegt eine Hauptaufgabe für die Erziegung in unferer Zeit; 
mens sana in corpore sano, Wie die Ausbildung der intellektuellen und mora- 
liſchen Seiten des Menfhen ein Hauptzwed ftantliher Fürſorge ift, fo darf aud 
die Ausbildung des Körpers nicht nur ber Familie überlaffen bleiben. Nicht mebi- 
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cinifch-politifche oder nationale Gefihtspunfte find es allein, aus denen fich diefe 
Forderung ergibt, noch die Meinung, daß die Ausbildung des Körpers im Gegen- 
fage zu ber bes Geiftes ein materielles Gegengewicht gegen einen drohenden Spi- 
ritnalismus bilden mäffe, fondern einzig die Erfahrung, daß eine gleichzeitige Aus- 
bildung des Geiftes und Körpers die gefunde Entwidelung beider und fo bes 
Ganzen bedinge. Die griechifhe Erziehung war in biefem Punkte dem Richtigen 
faft näher als die unſere. Sie bat zwar die Bildung des Körpers in bie erfie 
Linie geftellt (während wir natürlich dem Geift den erften Play anwelfen), aber 
fie hat doch immer mit Sicherheit die einfeitig körperliche Bildung auf Koften 
der geifligen vermieden und dem Unterſchied zwiſchen gumnaftifher und athletifcher 
Ausbildung wohl zu ziehen gewußt. Erſt die Philanthropen des vorigen Jahr- 
hunderts haben verfudt, die Gymnaſtik wieder in ihre berechtigte Stellung einzu« 
fegen. Es waren theils fanitätifche Rückſichten, die fie beftimmten, theils Konſe⸗ 
quenzen rouſſeau'ſcher Ideen, die fie jedes naturwidrige Einzwängen verbannen 
ließen; doch kamen fie kaum über das Gebiet des Spield und der Erholung hin- 
aus. Der politifhe Auffhwung in Preußen brachte neues Leben in biefe Be- 
firebungen. Im Sinn und zum Zwed nationaler Kräftigung behandelte Jahn die 
Gymnaftik, und fein Turnplatz auf der Hafenheide in Berlin (1810—11) wurde 
das Mufter anderer, die fi Über ganz Deutfchland verbreiteten. Mit den Be- 
freiungstriegen hörte die Stelle viefer Bewegung für bie Erziehung auf. Jahn 
batte weniger die Erziehung der Jugend als die Regeneration bes Volles im Auge 
gehabt; feine Nachfolger konnten ſich von diefer politifchen Auffaffung wieder nicht 
ganz losmachen. Ein Ausländer, der Schwede Ling, brachte den Anftoß zu einer 
neuen Entwidelung, die freilich im ihrem mehr zu orthopädifchen Zwecken ver- 
wendeten Syſtem aud den Anfprücden ber Päpagogit nicht genügte. Erſt Spieß 
von Darmfladt gelang es, alle Seiten zu vereinen (mebicinifhe, pädagogiſche und 
äfthetifche) und der Gymnaſtik endlich zu ihrem Rechte zu verhelfen. Ihm ift es 
weientlih zu danken, wenn bie Bedeutung des Turnunterrichts and von Seiten 
bes Staates mehr und mehr erfannt und berüdfichtigt wurde, Jetzt iſt principiell 
allgemein angenommen, in vielen Ländern auch fon praktifch durchgeführt: bie 
Nothwendigkelt der Lörperlichen Ausbildung für Knaben uud Mädchen, die Ein- 
führung des Turnunterrichtes als obligatorifchen Lehrgegenftandes, die Errichtung 
von ZTurnlehreranftalten. (Bgl. den Art. Schule.) Mm. Thorbede. 


Europa. 


Schon von alter Zeit her ift Europa als ein einheitlih geographiſcher 
Begriff anerfannt. Zu einem politiſchen Begriffe aber wird Europa erft all- 
mählig im unferer Zeit, feitbem eine gemeinfame Etvilifation die europätfchen Völker 
einigt und bie Weltpolitit ihnen gemeinfame Aufgaben ftellt. Diefe europäifche 
Gemeinfhaft in ihren Gründen und in ihrer Entwidelung umfaflend darzuftellen, 
ift innerhalb der engen Grenzen eines einzelnen Artitels nicht möglich. Wir müffen 
uns baber darauf beſchränken, einige hauptfählich ſtatiſtiſche Angaben hier aufzu- 
nehmen, welche als Grundlage weiterer dem Lefer zu überlaffender Erwägungen 
dienen fünnen. 

I. Geographiſches. Der Flähenraum Europa’s nimmt nit einmal 8 
Procent der feften Erboberflähe ein, während auf Aflen 32, auf Amerika über 
30 und auf Afrika über 22 Procent fallen. Aber fo Hein bie räumlide Aus- 
behnung iſt, mit 180,288 Quadratmellen, fo ‘zeigt doch bie reiche Gliederung 
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feines Innern und die mannigfaltigfte Ausbildung feiner Küften, daß dieſer Heine 
Welttheil von der Natur darauf angelegt fei, eine hervorragende Stellung in ber 
Leitung der irdiſchen Geſchichte zu übernehmen. Die Küften Europa's werben auf 
4300 Meilen ohne die Infeln gerechnet, während auf Aflen und Amerika, deren 
Flächenraum viermal größer ift als der europälfche, nur 7700 und 9400 Meilen 
Küfte gezählt werben. Der Bau ver zahlreihen und hiſtoriſch höchſt bebeutfamen 
Halbinfeln im Süden und Weften von Europa und bie Lage der britiſchen Infeln 
erhöht diefe Vorzüge in erheblichem Grabe, und regt den Unternehmungsgeift ber 
europälfhen Küftenbewohner unaufhörlich an. 

Nicht minder reich find die Stromgebiete Europa’s und auf das glüdlichfte 
mit ben Meeren verbunden. Die vielen und großen Städte an biefen Strömen 
veranſchaulichen ihre Bebeutung lebhaft. In allen dieſen Beziehungen ift aber 
wieder der Süten und Weften von Europa vor dem Norden und Often 
bevorzugt. Die legteren viel weniger entwidelten Theile find mit Afien verbunden, 
die zrfteren dem Mittelmeer und dem atlantifhen Ocean zugewendet. An den reich 
geglieverten Küften des mitteländifhen Meere® nahm die europäiſche Geſchichte 
ihren Anfang und wurden bie erften großen Fortſchritte europäiſcher Eivilifation 
gemacht. Nachdem die griechiſche Halbinfel vorausgegangen, verfuhte Rom von 
der italifhen aus die Weltherrfhaft zu begrünten. Seitdem ift Europa jelbft 
größer geworben und das europäiſche Leben, nicht mehr in den engen Rahmen 
der Küften eines Binnenmeeres eingeſchloſſen, wendet fi von den Ufern bes 
Oceans ans nad allen Küften aller Welttheile. 

Nächſt den Künften find für die politifche Entwidelung die Gebirge von 
größter Bedeutung. Wie auf dem Meer lernt au im Gebirg der Menſch feine 
Kräfte Innen und üben, und während fein Gemäth im Anblid der großen Natur 
gehoben wird, gewinnt fein Geift an Gelbftändigkeit und Freiheit. Zugleich förbert 
das Gebirg die Stärke und Feſtigkeit des Charakters und ergänzt fo in ruhiger 
Weiſe bie Beweglichkeit des Küftenlebens. Der Süden und zum Theil die Mitte 
Europa’s ift num wieder auf's reichfte durch Gebirgserhebungen gegliedert und von 
da aus nehmen zugleih die großen Flüffe ihren Urfprung. 

Eben fo günftig find die Himatifhen Berhältniffe. Zwiſchen dem 36. und 
72.0 der nörblien Breite gelegen, ift Europa der einzige Welttheil, ber faft 
ganz innerhalb der gemäßigten Zone liegt, und hinwieder find innerhalb Europa's 
die weftlihen und fühlichen Theile günftiger bedacht als vie norböftlichen. Im jenen 
mit dem Meere in näherer Verbindung ſtehenden Ländern find bie Gegenfäge ver 
höchſten Wärme und Kälte glüdlich gemilvert, in diefen mehr fontinentalen Reichen 
find diefe Gegenfäge ſchrofſer und dauernder. Sogar die Unregelmäßigfeit ver 
Niederfchläge von Regen und Schnee im Gegenfag zu der gleihmäßigen Troden- 
beit oder Näſſe in andern Weltiheilen und die Veränderlichkeit der pützlich wech⸗ 
felnden Windftrömungen in Europa, im Unterfchieb zu den regelmäßigen Paflatwinden 
der heißen Zone, feinen wieder dazu beftimmt, das europätfche Leben auf das 
mannigfaltigfte anzuregen. 

II. Bevölferung. Die gegenwärtige Bevölkerung Europa’s wird von Reben 
auf 266, von Berghaus auf 296, von Hübner auf 293 Millionen gefchägt. 
Afrika wird auf 191, Afien auf 805, Amerifa auf 87 und Auftralien at Poly 
nefien auf 4 Millionen Bewohner gerechnet. Als große Knotenpunkte der Bevölkerung 
haben wir 39 europäiſche Städte mit mehr ald 100,000 Einwohnern, und zwei 
Hauptftäbte mit einer Bevölkerung von Millionen. Auch in diefer Beziehung übertrifft 
die fädtifhe Kultur des Weftens wieder bei weitem bie des Oſtens von Europa. 
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Der Abſtammung nad gehört faft die ganze europälfche Bevölkerung zu der 
arifhen (Inpogermanifhen) Völkerfamille. Zu der femitifhen Familie gehören 
nur etwa drittbalb Millionen, meiftens Juden, die aber bet ihrer äußeren Zer⸗ 
firenung und innern Berbindung und um ihrer Gefhäftögewandtheit willen eine 
viel größere Bedeutung haben, ald aus dem Zahlenverhältniß zu fließen ift. Zu 
den nichtarlſchen Bölfern gehören ferner ebenfalls ungefähr 21/, Millionen Turko⸗ 
tartaren in ber europälfhen Türke, etwa 6 Millionen Ungarn, die indefien an 
der politiſchen Civilifation der ariſchen Völker ihren Antheil haben, und etwas 
über 2 Millionen Finnen im Norden. 

Die arifchreuropäifhen Völler zerfallen wieder in drei Hauptklaffen: 1) die 
romaniſchen, 2) die germaniſchen, 3) vie flawifchen Bölfer, und unter 
biefen find offenbar die romanifhen und germanifhen fammt ihren Mifhungen 
tie hiſtoriſch entfheidenden. Der Süven und Weften Europa’s gehört ihnen an. 
Im DOften breitet fich die ſlawiſche Maſſe aus. Die in älterer Zeit ebenfalls große 
und weit ausgedehnte Feltifche Böllerfamilie hat faft nur als Stoff gedient für 
die romaniſche und germanifhe Eivilifation und Stantenbildung, und hat, ob— 
wohl aud jest noch über 12 Millionen Europäer in keltiſcher Sprache reben, 
doch nirgends einen felbfländigen Keltenftaat in Europa behaupten können. Die 
Romanen nehmen bie ſüdlichen Halbinfeln von Europa ein; urſprünglich war 
Italten der Hauptfig ihrer Kultur und ihrer Macht, gegenwärtig finden fie in 
Italien nur nod einen religiöfen Eentralpunft, in allen übrigen Beziehungen iſt 
Frankreich der romaniſche Hauptflaat und Paris wichtiger ald Rom geworben. An 
Bevölkerungszahl bilden fie den ftärkfien Beftandtheil der europätfchen Bevöllkerung, 
ungefähr 82 Millionen. Auf etwa 70 Millionen werben die germanifden 
Bölker gefhägt. Sie nehmen vorzugsweife die Mitte Europa’s, die britiſche Halb- 
infel und den flandinautfhen Norden ein. Im Mittelalter ware die Deutihen das 
mächtigfte Boll in Europa, heutzutage haben die Engländer ſich die größte Welt- 
macht erworben. (Bol. Artikel: Germanifhe und romaniſche Bölfer.) Während bie 
Germanen und Romanen in verſchiedene Staaten getheilt find, gibt es gegen: 
wärtig nur Ein großes Slawenreich, im Often Europa’s ausgebreitet, feitdem 
ber frühere Dualismus der Polen und der Auffen in der neuen Einheit aufgelöst 
worben iſt. Die übrigen flawifhen Bölferfhaften find im die germanifchen Reiche, 
vorzüäglih in Defterrreih, weniger in Preußen eingefügt, und nur im Süden, 
vorzug⸗ in Serbien, zeigen ſich Verſuche einer neuen flawifhen Staatenbildung. 

enn indeſſen die europätfhen Bölter fo nad Raſſen und Nationen unter- 
ſchieden werden, jo darf man ſich dieſe Gegenfäge nicht rein vorftellen. Sie find 
allenthalben durch Mifd,ungen theild getrübt, theils verbunden. Bei allen ethno⸗ 
grapbifhen Unterfuhungen nämlih find drei Hauptmomente zu erwägen: bie 
phyfiſche Abſtammung, das Blut, als das erfte und zunächſt entjcheidenve, fo- 
dann die Fortbildung und Ummandlung durch die Sprache und das Redt. 
Die Fortpflanzung des Blutes erhält einen natürlichen Zufammenhang, der Fort: 
ſchritt der Eivilfation in Sprade und Recht bringt Umgeftaltungen aud in dem 
Rationen hervor. Nicht immer treffen die Gemeinfhaft des Blutes, der Sprache 
und des Rechts zufammen, häufig trennen und durchkreuzen fie fi und hinwieder 
treten mannigfaltige Mifhungen ein, melde neue Movifitationen hervorbringen. 
So wird mit der Zeit die Blutsgemeinfhaft vergeffen, wenn die Sprade bie 
Brüder Eines Stammes trennt oder die Verfaſſung und Rechtsbildung fie ent- 
frembet. Die romaniſchen Franken haben fih jo von den germanifhen Franken 
als Franzofen von den Deutſchen geſchieden, und fogar die deutſchen Schweizer 
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ober Elfäfler theilmelfe von den ſprachverwandten Deutfchen als Ausländer und 
Fremde fi getrennt. Ebenfo wachen allmählig einander fremde Nationen durch bie 
Sprade over felbft durch das Recht zu Einem Volk zufammen. So find keltifche 
Sallier, römiſche Koloniften und germanifhe Eroberer zu dem Einen Bolt ver 
romanifhen Franzofen zuſammengewachſen; fo ift in England bie britifche halbroma⸗ 
nifirte Urbevöllerung mit den angelfähfifhen Einwanderern und dem normannifchen 
Lehensgefolge zu dem Einen Bolk der germaniſchen Engländer verbunden worden; 
fo aber find aud die noch in Blut und Sprache getrennten Walifer, Gälen, Iren 
dur die Staatöverfaffung zu Engländern, Bretonen und Basken zu Franzofen, 
Gzehen, Moraver, Kroaten, Ruthenen u. f. f. zu Defterreihern geworben. So 
lange diefe Abänderungs- und Mifhungsverhältniffe nit mitberüdfichtigt werben, 
find feine richtigen Schlüffe über den Charakter und die eigenthümliche Urt der 
Bölfer möglich, 

Gerade die bebeutendften europätfchen Völker haben derartige Miſchungen unb 
Beränderungen am meiften erfahren. Wir laffen es dahin geftellt fein, ob urfpräng- 
lid der Süpen Europa’s eine ſchwarze, der Norben eine gelbe finnifhe Bevöl— 
ferung gehabt habe, über welche fih dann erft faufafifhe Völker verbreitet und 
welche fie theils duch Mifhung umgewandelt, theils verprängt haben. Wir er- 
innern nur beiläufig an bie hiſtoriſch befannteren Mifchungen der Hellenen mit 
den Urbewohnern von Griehenland und an das Böllerlonglomerat in Italien, 
welches in der römifhen Nationalität eine neue Einheit fand. Aber ganz offenbar 
find in ben heutigen Völkern vergleihen Miſchungen überall nachzuweiſen. Die 
romaniſchen Völler find alle aus Mifchungen verfchievener Nationalelemente ent- 
flanden und unter den germanifchen Völkern iſt das Engliſche in den höhern 
Schichten fo ſtark mit romaniihen und in ben untern fo breit mit keltiſchen Ele— 
menten gemifht, daß man fogar die Zweifel berer begreift, welche Bedenken 
haben, es ohne weiters der germanischen Böllerfamilie beizuzählen. Auch das 
deutſche Blut bat erhebliche Zufläffe von keltiſchem, romaniſchem und vorzüglich 
von flawifhen Blut empfangen, jenes mehr im Weften und Süden, viefes mehr 
im Norden und Often. Was aber die Slawen wieder für Mifhungen jogar mit 
finniſchen, tartariſchen, mongolifhen Raſſen im Lauf der Jahrhunderte erfahren 
haben, läßt fi) eher vermutben, als genauer nachwelfen. In allen dieſen Mifhungs- 
fällen fommt es darauf an, zu ermitteln, weldes ber verſchiedenen Elemente dem 
neuen Bolt, jel es in Charakter oder Geift, das entſcheidende Gepräge verliehen 
babe: und darnach find dann die Mifhvölfer der einen ober der andern Böller- 
familie zuzuſchreiben; bie andern Elemente haben dann nur bie Bedeutung von 
untergeorbneten Beftanbtheilen, melde Mobifitationen hervorbringen und Ueber 
gänge vermitteln. 

Im großen Zufammenhang der Geſchichte betrachtet, darf man wohl ben 
Grundcharalter der heutigen europätfchen Bevölkerung romano-germanifch heißen, 
in ähnlicher Welfe wie wir die Eivilifation des alt-römifchen Weltreiches als gräco- 
romanifch bezeichnen. Auf der Verbindung jener beiden verwandten Völler, bie 
fi wecjelfeitig ergänzen und durch ihren Wetteifer fteigern, beruht wohl aud 
alle Zukunft Europa’s und jeder große Fortfchritt der Eivilifation in der Welt. 
Wie fie ſeit anderthalb Jahrtaufenden in Europa herrſcht, fo herrſcht fie auch in 
Amerika, ſeildem dieſer Welttheil angefangen hat, an der Weltgefhidte Theil zu 
nehmen. Der romaniſche Beftanbtheil erfcheint und wichtiger, wenn wir auf bie 
Vergangenheit fehen, deren Kultur er zunächft hervorgebracht und überliefert hat, 
der germaniſche mächtiger, wenn wir auf bie noch frifche Energie feines Charakters 
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achten, der noch große Dinge auch in der Zukunft vorhat. Neben biefen beiden 
Elementen zeigt ſich fein drittes, das wir als ebenbürtig und eben fo bedeutend 
anerkennen fünnten, und wir wüßten auch nicht, woher ein neues noch fommen 
follte. Alle andern Bölker können wohl einiges beitragen zu diefer Gefammt- 
entmwidelung; aber fie werben von ben romano⸗germaniſchen doch mehr zu empfangen 
als thnen zu geben haben. 

IH. Religion. In religiöfer Beziehung befennt fi faft ganz Europa zum 
Chriſtenthum. Nur ein ganz geringer und allmählig verfhwinvender Bruchtheil 
der europäifhen Bevölkerung, nicht viel über eine halbe Million Seelen, vor- 
züglich im ruffifhen Reiche, hält noch an ben alten nationalen heidniſchen Ge- 
bräuchen feft, bat aber für das europäifhe Kulturleben feine Bedeutung. Die 
mofaifde Religion ift ausfchlieglih auf den femitifhen Stamm der Juden be- 
ſchränkt und hat keinerlei Ausſicht, fi) auszubehnen. In der Türkei und in Auf- 
land hat ver Jslam noch einige Verbreitung; die mohammedaniſche Bevöll- 
ferung wird auf etwas über 5 Millionen berechnet, ift aber augenſcheinlich feit 
einem Jahrhunderte in der Abnahme begriffen und nähert fi in ihren öffentlichen 
Einridtungen und Anfhauungen den Chriften. Auch in dieſer Beziehung ift das 
eigentlihe romanogermanifhe Europa faft ganz frei von jenen nichtchriſtlichen 
Religionen, wird aber daneben theilmeife von philofophifhen Weltanfhauungen 
bewegt, welche ihren Frieden mit dem Chriſtenthum noch nicht abgeſchloſſen haben. 

Die europäiſchen Chriften zerfallen aber hinwieder mit Rüdfiht auf verfchie- 
denes Belenntniß und Kirchenverfaſſung in drei große Gruppen. Faſt ausſchließlich 
dem Often und Sübdoften gehört die griechiſche Konfeffion an, welder vorzugd- 
weiſe die flawifhen Völker huldigen. Ste zählt beinahe 67 Millionen (in Ruß- 
land allein über 50 Millionen, in der Türkei etwas über 10 Millionen) Belenner, 
und umfaßt ungefähr 1/, der europälfhen Gefammtbevölterung, freilich den am 
wenigften in der Eivilifation fortgefchrittenen Theil derfelben. Sie ift die ruffifche 
Staatsreligion und ihr Proteltorat ift ein hergebrachter Grundfag ber ruffifhen 
Politik. Nicht ohne Anftrengung können die Türkei und felbft Defterreih mit Be- 
zug auf die religiöfen Sympathieen und Antipathieen ihrer griehifhen Bevölkerung 
bie ruffifhen Einflüffe abweiſen; fie können es nur dann mit fiherem Erfolge, 
wenn fie felber möglihft wenig religiöfe Politik treiben und die modernen 
Civiliſationselemente auch in der Bevölkerung fördern, und dadurch biefelbe für 
ihre eigene Politik zu gewinnen verftehen. 

Am weiteften verbreitet ift die römiſch-katholiſche Kirche. Sie umfaßt 
beinahe 134 Millionen, alfo nahezu die Hälfte ver europälfhen Geſammtbevöl⸗ 
ferung. Sie kann vorzugsweife als die Religion der romaniſchen Völler be- 
trachtet werden; denn in den romanifhen Ländern (in den italienifhen Staaten, 
in Spanien, Bortugal und in Franfreih) iſt der Katholicismus entweder aus« 
ſchlleßlich amerfannte Staatöreligion oder wird body von ber weit überwiegenden 
Mehrheit der Bevölferung bekannt. Im diefer kirchlichen Beziehung ift Rom noch 
beute bie Hauptftabt der katholiſchen Ehriftenheit. Ueberdem bat die fatholifche 
Religion auch unter der germanifhen Bevölkerung noch eine fefte und ausgebrei- 
tete Wirkſamkeit. Beinahe 5/, der fterreihifhen Geſammtbevölkerung und über 
ein Biertheil in den deutſchen Staaten befennen fi zu ihr. Wie an Zahl der Be- 
völferung und an Autorität der frühern Jahrhunderte, fo ift bie katholiſche Kirche 
durch ihre großartige, bie verſchiedenen Nationen zufammenfaffende Organifation 
ben verſchiedenen proteftantifchen und evangelifchen Kirchen überlegen. Aber bin- 
wieber haben dieſe ven großen Borzug, daß fie wefentlih ein Erzeugniß ber 
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germanifhen Vertiefung und Denkfreiheit zugleih find und daher aud leichter 
mit der Bewegung der fortfhreitenden Geſchichte fi befreunden, Im ber 
germanifchen Bevölkerung Europa’8 hat der Broteftantismus (das Wort 
im weiteften Sinne gefaßt) immerhin ein fo entjchiedenes Uebergewiht, daß ans 
dieſer Thatfahe der Schluß gezogen werben muß, bie Oermanen finden in ber 
ältern katholiſchen Kirche, wie fie aus dem Mittelalter überliefert worben, keine 
Befriedigung und bebürfen einer freieren Darftellung aud des religidfen Lebens. 
Beinahe 60 Millionen Europäer befennen fi zu der neueren Öeftaltung, unb 
unter biefen über 24 Millionen Deutſche, etwa 20 Millionen Engländer und zwar 
der politifh entfheidende Theil der englifhen Bevölkerung, und der ganze flanbi- 
navifhe Norten. Außerdem haben doch auch Frankreich, Defterreih und Rußland 
anſehnliche Bruchtheile von preteftantiiher Bevöllerung in ſich. Diefes Verhältniß 
erhält dadurch noch ein größeres Gewicht, daß das mächtigſte Volk Amerila's wieder 
ein vorzugsweiſe proteſtantiſches Gepräge hat. 

IV. Kultur. Durch zwei Dinge vorzüglich zeichnet ſich die europäiſche 
Wiffenfhaft und Literatur vor jeder afiattf hen aus, einmal durch ihre Bielfeitig- 
keit und fodann durch ihre energifche Oeiftesfreiheit. Die romanifhe und die ger- 
manifche Literatur haben fi alle Geiftesihäge aller Völker und aller Zeiten ange- 
eignet, und theilen diefe Schäge mit ihren eigenen Geiſteserrungenſchaften ber 
ganzen gebildeten Welt mit. In dieſer Beziehung find die Romanen wieder 
voraudgegangen, und lange Zeit war bie lateinifhe Sprache die gebildete Welt- 
ſprache. ihrer vollen Freiheit iſt aber die europäiſche Wiſſenſchaft erſt gelangt, 
ſeitdem die Germanen dieſelbe von der kirchlichen Bevormundung emancipirt haben. 

V. Europäiſche Staaten. A. Folgende Tabelle gibt eine Ueberſicht der 
wichtigſten Verhältniffe, nad Hübner: 
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B. Um das Berhältniß biefer Staaten richtig zu würbigen, fommt aber auch 
ber außereuropäiſche Befig derſelben in Betracht, der freilich nicht überall und 
durchaus nicht im Berhältniß der Zahlen ale Machtzuwachs zu betradhten iſt. 

Außerhalb Europa gehören zu den europälfhen Staaten: 

Duabratmeilen. Bevölkerung. 


Großbritannien a) in Aflen 63,860 159,550,000 
b) „ Arita 6,489 780,000 

c) „ Auftralien 21,387 850,000 

d) „ Amerika 66,121 3,700,000 

Rußland in Afien 247,736 5,200,000 
Frankreich a) in Afrika 10,202 3,820,000 
b) „ Afien 6 179,000 

Türkei in Aflen 76,539 21,100,000 
Spanien in Amerifa 6,246 4,700,000 
Portugal a) in Aften 333 1,477,000 
; b) „ Afrika 2,308 9,319,000 
Niederlande 18,660 2,690,000 


Während des Mittelalter wurden ernftlihe Berfuche zu einer gemeinfamen 
ftaatlihen Organifation von Europa gemacht. Das auf die Germanen (zuerft die 
Franken, dann bie Deutfchen) übergegangene römifhe Kaiſerthum war die einheit⸗ 
liche Inftitution, an welde fi eine völferrechtliche Geftaltung Europa's anſchließen 
fonnte. Indeflen dachte man während bes Mittelalters weniger an eine polttifche 
Drganifation der europätfhen Menfchheit, als vielmehr an das Reich der abend» 
ländifhen Chriftenheit, und es war die Einigung im Met doch bei weiten 
ſchwächer als die religiäfe Verbindung. 

Die neuere Zeit hat den Berfuh gemacht, in föberaliftifcher Weiſe durch 
Berbindung von fünf Großmächten neue Oarantieen für den völferrechtlichen 
Frieden zu gewinnen. Zu einer feften Organifation dieſes völferredtlihen euro» 
pälfhen Inftitutes, zu einer nähern Übgrenzung und Ausbildung ihrer Kompetenz 
und zu wahrhaft gemeinfamen politiſchen Operationen iſt es inbefjen noch nicht 
gefommen, eben fo wenig zu feften Grunpfägen über die erforberlihe Zuziehung und 
Mitwirkung der minder mächtigen Staaten. Es läßt ſich höchſtens behaupten, daß 
erfte, zum Theil noch inftinktive Verſuche einer politiihen Drgantfation Europa’s 
gemacht worden find. Den Nationalitäten nach find drei von diefen Großmächten 
germanifh (England, Defterreih und Preußen), eine romanifch (Frankreih) und 
eine flawifch (Rußland). Die beiden deutſchen Mächte find ausſchließlich europäiſch 
fontinental, obwohl die Kultur und der Handel ihrer Völker auch außer Europa 
große Bebentung haben. Rußland ift zugleih europätfche und aftatifhe Großmadht, 
Frankreich hat um feiner Kolonieen und feiner Kriegäflotte willen auch eine be- 
beutfame außereuropälfhe Stellung und England ift im höchſten Grade Weltmacht. 

Während wir in Aften einen theofratifhen Zug aud in dem politifchen 
Bildnngen wahrnehmen, fo hat im Gegentheile die europäiſche Berfaffungsbildung 
ein entfhieden menfhlidhes Gepräge. Die obrigfeitlihe Macht ift daher in 
Europa ermäßigt durch nationale und menfchliche Geſetze. Europa erträgt wohl 
eine große Mannigfaltigfeit der Stantsformen, nur die Theofratie erträgt es nicht. 
Die ganze europäifhe Geſchichte und die geiftige Selbftändigfeit der europäifchen 
Bildung haben den Glauben daran gründlich zerftört und laffen die Fiktion ber- 
jelben nicht mehr auflommen. Ueberwiegend zeigt fih ein monarchiſcher Zug in 
ben europäiſchen Berfafjungen, Die fünf europätfchen Großmächte find ſämmtlich 
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Monarchieen und unter ben europätfchen ift bis jegt nur die Schmelz als Repu- 
blik von Bedeutung. Dem romano ⸗germaniſchen Charakter Europas aber entfpricht 
offenbar die repräfentative Geftalt der monarchiſchen Berfaffung, welche den 
verfhiedenen Beftandtheilen der Nation einen berechtigten Einfluß fichert, beſſer 
als die abfolute, mit welcher ſich leichter flawifche Völler befreunden; die Ger- 
manen insbefondere haflen den Staat, wenn er ihnen nicht zugleich perfönliche 
und politiihe Freiheit verbürgt. Bluntfänt. 


Evangelifche Kirche fiehe Proteftantifhe Kirche. 
Erpropriation. 


Der moderne Staat muß, um feine umfaffenden Zwede zu erreichen, viel» 
fach die Anforderung an die Staatsbürger ftellen, daß fie Theile ihres Ein- 
tommens und Bermögens ibm bingeben, und zwar bat ber Staat biefes Recht 
nicht bloß, infoweit es die Fable Nothwendigkeit, Orbnung und Recht nach Innen 
und Außen zu erhalten, bedingt, fondern auch für bie viel weiter gebehnte Reihe 
von Zweden, welhe er heute im Intereffe der Kultur ermöglicht umd fördert, 
Aus diefem Grunde verleihen die Gefege der Regierung fowohl das Recht, von 
allen Staatsangehörigen Steuern zu erheben, als auch die Einzelnen in gewiſſen 
allgemein beftimmten Fällen zur Staatsarbeit heranzuziehen, ihnen ſomit an 
der Möglichkeit des Erwerbs für gewiſſe Zeit Abbruch zu thun. Diefe an alle 
Staatsbürger nah dem Maaße ihrer Kräfte angeforderte „Eigenthumsabtretung‘ 
wirb in der Regel nicht buch ausbrüdlihe Entſchädigung vergütet; benn biefe 
Dpfer treffen Alle nah Maßgabe ihrer Kräfte Im gleicher Weife und das durch 
fie entzogene Gut wird in wohlregierten Staaten durch die Reiftungen des Staats, 
deren Spuren wieder auf Alle zurüdgeben, mittelbar erfegt. 

Aus demſelben Grunde maht aber der Staat zuweilen aud einen ganz 
unverhältnigmäßig erhöhten Anſpruch auf die Dienftleiftung oder das Vermögen 
beftimmter Ginzelner, fo daß deren Gut in weit ſtärkern Maaß als das anderer 
gleich geftellter Mitbürger zu öffentlihen Zweden beigezogen wird, In biefen 
Fällen, wo der aus der DBermögensabtretung erwachſende Nuten fi auf bie 
Maſſe verteilt und meift nur zu einem geringen Bruchtheile an den Abtretenben 
zurädfließt, ift aus Gründen der Gerechtigkeit Entſchädigung der Betroffenen 
geboten. Daher befoldet der Staat Diejenigen, welche er — ſei e8 aud zwangs- 
weile — zu dauernden Staatsbienftleiftungen beizieht; daher erſetzt er benen, 
welche Rechte, bewegliche oder unbewegliche Saden in jener vorzüglihen Weife 
an ihn abzutreten gezwungen werben, den Preis dieſer Gegenftände. Bermögens- 
echte, welche der Staat in diefer Weife felbft entzieht oder deren Entziehung er 

ewiflen Korporationen oder Privaten in die Hand gibt, find insbeſondere Zehnten, 

eohnbeedte, Berfonalwirtbihaftsrechte, Gewerberehte u. dgl. Bewegliche Saden 
zieht der Staat in folder Art an fi, theils wenn ihr Verweilen im Befige 
Einzelner eine Gefahr für das Gemeinwefen enthielte: jo Waffen in der Zeit 
eines Aufruhrs, der Krankheit verbächtiges Vieh bei Seuchen, theild wenn ber 
Staat gerade im öffentlichen Interefje diefer nur in beſchränkter Zahl im Befig 
Einzelner befindlicher Mobilten benötigt if, z. B. Lebensmittel in Hungersnot, 
Pferde in Kriegszeit. 

Aber viel feltner wirb bei Rechten und Mobilien der Anfprud; des Staats auf 
Herausgabe berfelben im öffentlichen Intereffe entftehen; denn da biefe meift in beliebig 
großer Menge vorhanden find und auf das Individuum felten etwas anfommt, wird, 
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wenn bie Einen bie Herausgabe weigern, der Staat leicht andere willigere Abſetzer 
biefer im öffentlichen Intereſſe erforderten Gegenftände finden fönnen, Der Hauptfall 
der Zwangsenteignung, die Erpropriation im eigentlihen Sinne, kommt vielmehr 
beim Grundeigenthum und bei den auf Grundſtücke bezüglichen dinglichen Rechten 
vor, da bier die vollftändige Unmöglichkeit, wenn ber Staat eines beftimmten 
Stüds bedarf, dasfelbe durch ein anderes, einem freiwillig Veräußernden gehöriges 
zu erfegen, die Zwangsenteignung als den alleinigen Ausweg, den öffentlichen 
Zwed zu erreihen, übrig läßt. Diefer häufigfte Fall, welder gewöhnlid allein 
als Erpropriation bezeihnet wird, und welder das fomohl ftaats- als privatredht- 
ih tief einfhneidende Recht der Erpropriation hervorgerufen bat, fol hier haupt- 
ſächlich in Betracht gezogen werben. 

Die Borausfegung der Erpropriation ift vor Allem, daß das äffentliche 
Intereffe dieſelbe nothwendig made. Einerfeits muß ber Zweck ohne die Ent- 
eignung des fremden Dbjelts überhaupt nicht ober nur mit viel größerer 
Schwierigkeit zu erreichen fein; nicht bloß im Allgemeinen ein Bebürfniß, fremde 
Gegenſtände für diefes Unternehmen zu enteignen, wird gefordert, fondern daß im 
einzelnen Falle fi) das Bedürfniß auf das konkrete Grundftüd erfirede. Jedoch 
trägt der Umftand, daß mit Enteignung anderer Objekte ber Zwed des Unter- 
nehmens ebenfo gut erreicht werben könnte, den Borausfegungen ber Erpropriation 
Im einzelnen alle nihts ab, vielmehr ift erfi dann, wenn hinzutritt, baß 
mit dem eignen Gut des Erproprianten ebenfo leicht ober mit anderem frembem 
Out leichter oder überhaupt ohne Erpropriation der Zweck erreicht werden könnte, 
ein Mangel biefer Borausfegungen dargethan. Andrerſeits muß die Verfolgung und 
Förderung der Zwede, für melde Enteignung ftattfinden foll, dem heutigen 
Staat kraft feiner Entwidlungsaufgaben als nothwendig eingepflanzt fein, fei es, 
daß der Zwed die Erhaltung des Staats, die Sicherung der bedrohten Rechtsorb« 
nung iſt — bier ift das Zmwangsenteignungsreht nur ein Ausflug bes allge- 
meinern Staatsnothrechts —, fei es, daß ber äffentlihe Nuten die Erpropriation 
erheifht; denn es ift dem Wirkungsfreis des modernen Staats eigenthümlich, daß 
er ſelbſt Anftalten im Öffentlihen Intereffe unternehme und derartige Unterneh» 
mungen von Privaten und Körperſchaften ermögliche und förbre. um Dafein 
eines Öffentlihen Nugens wird nicht die unmittelbare Berheiligung bes Staats 
als ſolchen oder die aller Einzelnen an den Ergebniffen der Unternehmung erfordert; 
fondern mögen vie Anftalten im Intereffe der ganzen Staatsgenoſſenſchaft, einer 
Provinz, eines Kreifes, gewiſſer Geſellſchaftoklaſſen, (3. ®. bei den Berkoppelungen, 
bei Ablöfung der Grundlaften) oder nur des Publifums, d. h. einer organiſch 
nicht zufammengehörigen größern Menge Menſchen, welde bloß durch die Be 
nugung berfelben Anftalten in einem gemeinſchaftlichen Intereffentuoten zufammen- 
treffen, ausgeführt werben, immer ift der Staat verpflichtet, das Intereſſe dieſer 
in der Deffentlichkeit herwortretenden Bemeinfhaften auf dieſe Weife zu fördern. 
Erft wo eine Anftalt nicht mehr das öffentliche Intereffe bezwedt, nicht mehr 
greifbare ideelle oder materielle Früchte trägt, melde dem öffentlichen Wohlftand 
etwas zuzuzählen geeignet find, fondern wo bloß das äffentlihe Vergnügen in 
Frage liegt, zu bloßen Ruruszweden, fol das Erpropriationsreht nicht ausgedehnt 
werben; denn während vom ftaatlihen Gefichtspunfte die Wohlfahrt der Bielen 
ein Recht voraus hat vor dem zufälligen Recht der Einzelnen, fteht dem Ber- 
gnügen Bieler auch der zufällige Rechtstitel als geheiligt voran. 

Zu biefem materiellen in ber inneru Natur diefes Rechtsinftituts liegenden 
Borausfegungen muß in den konftitutionellen Staaten, damit eine rechtmäßige 
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Erpropriation eintreten Könne, noch eine formelle äußere Borausfegung binzu- 
treten: ein Geſetz, welches die materiellen Vorausfegungen der Zwangsenteignung 
und das bei Bornahme der letztern zu beobachtende Verfahren feſtſetzt. Nur in 
dem Falle, wo die Enteignung wegen öffentlicher Noth gefordert wirb, iſt zu 
deren Anwendung das Dafeln eines ausdrücklichen Gefeges nicht nöthig; ja es 
würde, wo dad Erpropriationegefeg die fpeciellen Fälle ber Erpropriation zu 
umgrenzen fucht, eine derartige Feftftellung der aus Noth hervorgerufenen Zwangs- 
enteignungsfälle, die Regierung zur Ueberſchreitung biefes Geleges zwingen, wenn 
ein plögli hervorgebrochener, nicht vorgefehener Fall, deſſen Ausftattung auf dem 
langfamern Gefeggebungsmwege nicht thunlich ift, Abhilfe heiſcht. — Die Faſſung 
des Erpropriationsgefeges umfchreibt die Borausfegungen der Zwangsenteignung 
entweder bloß in allgemeinen Umriffen oder fällt die fpeciellen Fälle verfelben 
aus. Erfteres gefchieht in der Mehrzahl der Geſetze, welche allgemein feftfegen, 
daß ber Staat, wenn es die Öffentliche Noth oder Wohlfahrt erheiſche, erpropriiren, 
eg die Erpropriation geftatten dürfe, fo die älteften Gefege: ſchon 
Preuß. ER. Th. I, Tit. 8, 8 29; Tit. 11, 8 4; Defterreih. Gef.-B. $ 365, 
Code civil. art. 545, oder aud den Begriff deſſen, was öffentlicher Nugen ſei, 
näher auselnanderlegen: Bad. Gefet vom 28. Aug. 1835 $ 1 u. 2: „nicht nur, 
wenn er bemfelben (dem Staat) unmittelbar, ſondern auch, wenn er bemfelben 
bios mittelbar, zunächft oder unmittelbar aber einer Staatsanftalt oder einer oder 
mehrerer Gemeinden zu gut kommt". Das Lestere gefchleht theils durch Aufzäh- 
lung aller öffentlichen die Erpropriation erlaubenden Zwede in dem Gefege: fo 
das bayriſche Gefeg vom 17. November 1837; theild dadurch, daß für jedes kon⸗ 
frete Unternehmen, das der Erpropriation bedarf, ein Specialgefeg verlangt wird: 
fo die Berfafiung von Aargau vom 5. Januar 1841, 8 18; das Gefeg von 
Genf vom 12. — 1834; fo die Praxis in England und Nordamerika. — 
Nicht felten beftehen auch für befonders wichtige Unternehmungen Specialgefege: 
fo für Straßen-, Eifenbahn-, Bergbau-, Entwäflerungsanlagen u. dgl. 

Die Borausfegungen der Zwangsenteignung haben dargethan, daß die Be- 
gründung diefes Rechts, die meift ins Privatrecht verlegt wird, obgleich gerade bie 
Erpropriation ein Feind des Rechts des Privaten ifl, von ſtaatsrechtlichem Gefichts- 
punft in Angriff genommen werden muß: im Staatsreht liegt die Duelle dieſes 
Inftituts, das Stantsreht lehrt, wie weit rehtmäßig erproprlirt werben Tann, 
wen das Net der Zmwangsenteignung im einzelnen Falle zulomme, das Staats- 
recht regelt den Berlauf der Erpropriation, wie biefelbe auszuüben fei, melde 
Rechtsmittel tagegen zuftehen follen. Nur bie legten Ausläufer der Erpropriation 
ziehen fi in das Privatredht hinein: nämlich die legte — und wohl am feltenften 
eintretende Frage — wie ber Preis für das zu enteignende Stüd, wenn bie 
Schägung des Erproprianten beftritten wird, zu beftimmen fei. 

Bor Allem aljo gehört das Verfahren, durch welches über die Nothwen- 
digfeit der Abtretung eines beflimmten Grundſtücks entſchieden wird, in das öffent- 
lihe Recht. Unter Berfahren ift hier nicht, wie im Givilproceffe, die Reihe von 
Alten, durch welche ein entflandener Streit um Nedtsverhältniffe zum Austrag 
gebracht werden fol, zu verftehen, fondern es iſt überall, aud wo nod fein 
Gegenfag gegen ven Erpropriationswillen, kein „Streit“ entflanden if, eine größere 
Anzahl ſchützender Formalitäten vorgefhrieben, durch melde die Nothwendigkeit 
des Unternehmens und der Erpropriation im Allgemeinen und Einzelnen für das» 
jelbe Hergeftellt und die zu erpropriivenden Rechte nad Umfang und Werth ermit- 
melt werben ſollen. Dieſes Verfahren, als dem öffentlihen Rechte angehörig, 
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wäre hauptfächlich bier zu behandeln. Inbeflen bei dem innigen Zuſammenhange 
eines folden an bie beftehenden Berfaffungsgefege und Bermaltungsorganifationen 
fih anſchlleßenden Berfahrens mit dem pofitiven Rechte ber einzelnen Staaten 
laffen fih, wo nidt eine eingehende Kritik diefer pofitiven Grundfäge gegeben 
werben fann, nur in den allgemeinften Linien Gang und Zwede dieſes Berfahrens 
barftellen. Dasfelbe zerfällt naturgemäß in folgende Theile: Zuerft muß das Unter- 
nehmen felbft, für welches die Erpropriation angewendet werben foll, wenigftens 
in feinen Grundzügen feftgeftellt werben. Dies gefchieht bei allen größern, in das 
Eigentum tief einſchneidenden Unternehmungen durch das Stantsminifterium, ben 
Stantsrath oder den Landesherrn, in manden Staaten (Häberlin verlangt dies 
ganz allgemein. Archiv für Civil. Prax. B. 39, ©. 168) durch ein zwiſchen Re- 
gierung und Bolfsvertretung vereinbartes Gefeg. Iſt über die Ausführung des 
Unternehmens im Großen und Ganzen beſchloſſen, fo find durch genaue Pläne 
alle vie Grundftüde, Eigenthümer und dinglich Berechtigte, welche im Erpropriations- 
wege von dem Unternehmen betroffen werben, aufzuzeichnen und aud ber fo im 
Einzeln ausgearbeitete Plan von ver höheren Behörde zu genehmigen. Sodann 
ift diefer Plan in den einzelnen von der Erpropriation betroffenen Dertlichleit zur 
Kenntnig der Betheiligten zu bringen, damit dieſe ihre Einwilligung geben, be- 
ziehungsweiſe ihre im Geſetz begründeten Einſprachen gegen die Zuläffigkeit folder 
Erpropriation vorbringen können. 

Diefe Einſprache umfaßt befonders die zwei Fälle, daß ber zu Enteignende 
behauptet: dag Unternehmen felbft habe kein Recht zu erpropriiren (nad Ber» 
ſchiedenheit ber pofitiven Gefeggebung, weil kein öffentlicher Nothftand und Nugen 
duch dasſelbe berührt werde oder weil keiner ber gejeglich geregelten Erpropriationg- 
fälle vorliege), und daß der Betroffene, das Recht zu expropriiren bem Unter 
nehmen im Allgemeinen zugeftehend, fi darauf flügt, fein fonkretes Grundftüd 
fei für die Zwede des fraglichen Unternehmens nit nöthig. Im dieſen beiden 
Fällen entfteht zwiſchen den Privaten uub ber Regierung ein Streit über eine 
öffentliche Berechtigung, über die Anwendung des der Regierung zuftehenden Rechts, 
das Öffentliche Wohl zu erwägen und nah Außen durchzuſetzen. Einen Rekurs 
an eine unparteilfche, neben der Regierung ftehende Behörde zur Prüfung, was 
das öffentliche Wohl erheifche, gibt es nicht; jondern die Betroffenen können bloß 
bie Berwaltungsbehörben zu reifliherer Erwägung dieſer Frage nöthigen, indem 
benfelben bezügli ber beftrittenen Abtretungspfliht ein Rekurs an pie oberften 
Berwaltungsbehörden und an das Minifterium, zuweilen aud an den Landesherrn 
eröffnet ift, immerhin bleibt aber dieſer Rekurs „eine Selbftprüfung einer und ber- 
felben Macht von ihren unterften bis in ihre höchſten Potenzen, von ihrem 
äußerften bis in ihr innerftes Gewiſſen“. (Brinz, im deutſchen Staats-Wörter- 
bud III. Bo., ©. 473). 

Nur in dem Falle, wenn das zur Sicherung bes Eigenthums vorgefchriebene 
Erpropriationsverfahren überhaupt oder doch in feinen wefentlihen Förmlich- 
keiten nicht. eingehalten wurbe, Tann der Spruch des Gerichtshofes gegen vie 
Zwangsenteignung angerufen werden. Denn es ift zwar dem Ermeflen der Re 
gierung anheimgegeben, falls fie die vom Gefege vorgefhriebenen Stadien, melde 
zur Innern Befinnung anhalten follen, durchlaufen hat, unabhängig von andern 
Mächten die materielle Endentſchließung über die Statthaftigkeit der Erpropriation 
zu faflen, aber fie darf nie den ihr bezeichneten Weg des förmlichen Erpropriations- 
verfahrens unbegangen laflen, da beim Mangel diefer Form nicht mehr ein 
äußeres Zeichen die richterlihe Thätigleit zurüdvämmt, fondern das Gericht in 
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ſolcher formlofen Erpropriation nur einen unrechtmäßigen Verſuch ber Regierung, 
fi fremdes Eigentum anzueignen, ſehen und feine Rechtshilfe dagegen bieten wird. 
Wenn endlid bloß über den Preis des abzutretenden Stüds (im weiteften 
Sinne) ein Streit entfteht, fo liegt eine rein privatrechtlihe Frage vor, melde 
vor dem bürgerlihen Richter ihre Erledigung findet. Diefe Fragen nad der privat« 
rechtlihen „Entſchädigung“, insbefondere, welche rechtliche Natur das Erpropriations- 
geichäft hat (ob einfeitiger Rechtsalt, ob, wie jegt wohl allgemein angenommen 
wird, eim zweifeitiges kaufähnliches Geſchäft), wann es perfelt wird (ob ſchon mit 
der Erklärung bes Enteignenden, ob erft mit der Anhängigmahung bes Redhts- 
fireits, ob er mit der Vereinbarung reſp. richterlihen Feſtſtellung des Preiſes), 
und wann die Herausgabe des Objekts verlangt werben könne, welche Berfonen 
entfchädigt werben müflen, was überhaupt „vollſtändige“ Entſchädigung fet, bieten 
ohne Zweifel das interefjantefte und ſchwierigſte Gebiet diefer Lehre dar; aber 
die Beurtheilung derfelben gehört nit mehr dem öffentlichen Rechte an. 
Literatur: dv. Wendt's nenefler Erpropriationscoder oder vergleichende 
Darftellung ver wichtigften ältern und neuern Geſetze über Kanal» und Straßen- 
bau, Eifenbahnen u. dgl. Nürnberg 1837; Treichler, Ztſchr. für Deutſches Recht 
Bd. XIL; Häberlin, Archiv für Civ. P. Bd. 39; Beſchorner, das deutſche Eifen- 
bahnrecht (1858) Abth. III; Roh, Deutſchlands Eifenbahnen (1858) Bp. I; bas 
Recht der Erpropriation von Dr. Georg Meyer 1868; Adolar Thiel, das Erpro- 
priationsreht und Erpropriationsverfahren nah dem neneften Standpunkt ber 
MWiffenfhaft und der Praris 1869; 2. Stein, Innere Berwaltungsiehre 7. Theil, 
die Entwährung 1868. a. Sqentel. 


Crxterritorialität. 


Unter Erterritorialität verfteht man einerfeit3 die Eremtion gewiffer 
fremder Perfonen und Dinge von der Stantögewalt desjenigen Territoriums, auf 
welchem dieſelben ſich thatjächlich befinden, und andererfeits die fortbauernde Herr 
ſchaft der Gewalt besjenigen Staats über diefe Perfonen und Dinge, deſſen Verband 
Herrſchaft diefelben urfprünglich augehören, beziehungsweiſe unterworfen find. 

Die Nothwendigkeit, diejes doppelt unnatürlihe Verhältniß zu einem Infti« 
tute des pofitiven Völkerrechts zu erheben, entftand zu jener Zeit, im welcher bie 
Staaten den auf ihrem Gebiete befinplihen Fremden für rechtlos erklärten und 
daneben doch das Bedürfniß empfanden, in ftänbigen diplomatifhen Verkehr mit 
einander zu treten. Diefer fländige biplomatifche Verkehr brachte den Aufenthalt 
fremder Geſandten auf dem Gebiete der europälſchen Staaten nothwendig mit 
fih. Als rechtlos erklären und behanteln glei den übrigen Fremden konnte man 
diefe Geſandten natürlih nit: man half ſich alfo mit einer Fiktion, man ſchuf 
zu ihren Gunſten das Erterritorialitäts-Privilegium, nahm an, fie befänden ſich 
fammt ihrem Gefolge noch auf dem Gebiete ihres Heimatsftantes. Dieſes Er- 
territortalitäts-Privilegium wurde allmählig auf fremde Sruveräne, denen ber 
Aufenthalt, auf fremde Truppenkörper, denen der Durchmarſch, auf frembe 
Krie EUR denen das Einlaufen geftattet wurde, ausgebehnt. 

elbfiverfländlih mußte das Erterritorialitäts-Privilegium insbefondere in 
Bezug auf die Stellung ber Gefandten, der Umnatur der ihm zu Grunde lie- 
enden Fiktion halber, ſchließlich zu großen Unzuträglichkeiten führen. Man fah 
ch alfo gemöthigt, von ven Konfequenzen der Erterritorialitäts-Filtion in ber 
Praris mehr oder weniger Umgang zu nehmen, die Gefandten denn body theil» 
weife der Gewalt desjenigen Staates zu unterftellen, auf befien Territorium fie 
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fih thatfählih befanden. Da man aber hierbei von keinem beftimmten Princip, fon» 
bern nur von ben jeweiligen praftifhen Bebürfniffen ausging, fo fam einiges 
Schwanken über ben Umfang und bie Bebeutung des Erterritorialitäts-Privilegtums 
in die Praris fowohl als in die Theorie. Diefer Zuftand dauert fort bis in bie 
neuefte Zeit, nur daß die Tendenz, die Erterritorialitäts- Privilegien einzufhränten, 
durch unfere ganze gegenwärtige Redhtsentwidelung gefteigert wird. Unſere Zeit, 
welche dem Ausländer überhaupt eine Rehtsftellung im Inlande einräumt, braucht 
nicht mehr zu fingiren, der Gefandte befinde fih in feinem Heimatbftaate, um 
benfelben nicht als rechtlos erfcheinen zu laffen. Es würde der gegenwärtigen Ent- 
widerung vielmehr entfprehen, den Gefandten, Souveränen u. f. f. nur bie 
Stellung befonders privilegirter Ausländer einzuräumen und die Erterritorialitäts- 
Fiktion vielleicht ausfhlieglih zu Gunften fremder Kriegsfchiffe feftzubalten. Aber 
zu dieſer Löſung iſt die Frage noch nicht gelangt. Man hält die Erterritoriali- 
täts- Fiktion zu Gunſten der bereit# genannten Perfonen und Dinge im Allge⸗ 
meinen nod in folgendem Umfange aufredt. 

Für erterritorial gelten nicht nur fremde Souveräne und darakterifirte Ge⸗ 
fandte, fondern aud das Gefolge, die Hotels, die Equipagen berfelben. 
Um auf das Erterritorialitäts-Privilegium Anfpruh machen zu können, müſſen 
übrigens die Gefandten (welche Bezeihnung bier im weiteften Sinne zu verftehen 
ift) bei bem betreffenden Staate alkrebitirt fein. Außer den eigentlichen Kriegs- 
Ihiffen werden auch diejenigen Schiffe als erterritorial betrachtet, welche fremde 
Souveräne oder Gefandte an Bord haben. 

Was num die Wirkungen des Erterritorialitäts-Privilegiums betrifft, fo 
find die desfelben theilhaftigen Berfonen zunähft unverlegbar, d.h. es darf — 
den Fall eines Nothſtandes ausgenommen — fein birefter Zwang der Staatsgewalt 
bes Aufenthaltsftantes gegen einen Erterritorialen verübt werden. Erterritorial- 
Perfonen find erimirt von der Civilgerichtsbarkeit ihres Aufenthaltsortes; nur bie 
benfelben gehörigen Immobilien umterliegen der Jurispiltion bes forum rei sitae. 
Auch der Strafgerihtsbarkeit ihres Aufenthaltsftaates find die Erterritorialen nicht 
unterworfen. Doc wird dieſer Orundfag in meuerer Zeit mehr und mehr be- 
firitten bezüglich des Gefolges der Erterritorialen. Die Polizei darf gegen einen 
Erterritorialen feine direkten Maßregeln ergreifen, es fei denn, daß er die Ge— 
fege des Aufenthaltsftantes geradezu verhöhne. Ein Aſylrecht wird aber weber ber 
Wohnung, no der Equipage eines Erterritorialen mehr eingeräumt, ausgenommen 
in der Türkei und dem Kirchenftante. Sehr beftritten ift es, in wie weit ein Er- 
territorialer der Finanzhoheit feines Aufenthaltsftantes unterliege. Zollbefreiungen 
zu Ounften erterritorialer Berfonen eintreten zu laffen, gilt allgemein nur als ein 
Alt der Courtoiſie. 

Während bie Erterritorialen in ver angeführten Welfe von ber Herrfchaft 
ihres Aufenthaltsftaates erimirt erfheinen, dauert ambererfeits die Gewalt ihres 
Heimathſtaates über diefelben fort, fie unterliegen den Gefegen und inebefondere 
aud den Strafgefegen desfelben. 

Früher übten Souveräne und Gefandte dieſe Herrfhaft ihres Heimathſtaates 
felbft über ihre Gefolge. Dies hat in nenerer Zeit fih wefentlic geändert. Sou- 
veräne und Gefandte haben über ihr Gefolge nunmehr eine gefteigerte Disciplinar- 
Gewalt und find zur Ausübung gewiffer Afte der freiwilligen Gerichtsbarkeit im 
Namen ihres Staates berechtigt. Bloß in der Türkei und den weftaflatifchen 
Reihen involvirt das Erterritorialitäts-Privilegium, weldes dort and ben Kon- 
fuln zulommt, nod die alte Jurisdiktionsgewalt und das frühere Afylredt. 
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Auf Kriegsſchiffen in fremdem Seegebiete dauert die Juriédiktion ihres Hei⸗ 
mathoſtaates ungeſchmälert fort. Ihre Erterritortalttät, verbunden mit ihrem Cha- 
ralter als ſchwimmende Gebietstyeile läßt fie endlich als Aſyl im völkerrechtlichen 
Sinne erfheinen. (Vgl. d. Artikel Aſylrecht). 

Literatur: Hefiter, Bölferreht $ 42, 212 ff.; Bluntſchli, Völterrecht, 
insbefondere $ 135—153; ferner $ 196, 216 Note, 267, 321. Etraug. 


F. 


Fabrikarbeiter, ſiehe Arbeitende Klaſſen. 
Fabrikweſen, ſiehe Gewerbeweſen. 


Familie. 


Die deutſche Sprache hat den Ausdruck erſt ſeit dem achtzehnten Jahrhun- 
dert aus der romaniſchen (urſprünglich lateiniſchen Sprache) aufgenommen. Er 
hat ſich aber bald eingebürgert. Wir brauchen denſelben in etwas anderen Sinne 
als die Römer, zunächſt zur Bezeichnung der Lebensgemeinſchaft der Ehegatten 
mit ihren in der elterlichen Wohnung lebenden Kindern, dann in weiterem 
Sinne für den ganzen Hausftand, die Hausgenoffen und Dienerſchaft inbe- 
griffen; wieder in weiterem Sinne ten ganzen Geſchlechtsverband ober aud 
bie ganze Blutverwandtfhaft (Sippfdaft). 

Das ganze Familienleben in allen biefen Kreifen ift dem Weſen nad 
unftaatlid. Das Verhältniß ver Ehegatten zu einander und ber Eitern zu ben 
Kindern ift in höchſtem Grade perfönlih und nicht vom Staate ans zu beſtimmen. 
Auch die Beziehungen der Dienftherrfhaften zu den Dienfiboten find privat- 
vechtlich, micht öffentlich rechtlich; und felbft die weiteren Kreife der Gefchledhts- 
vettern und Sippen haben heute nur eine mittelbare Beziehung zum Staate. 

Die Scheidung der Familie und des Staates gehört aber erft der höheren 
Entwidlung des Staates und ber freieren Geftaltung ber Familie an. In den 
Anfängen der Kultur find Familie und Staat nod enger verbunden. Da finden 
wir noch die Yamilienhäupter und Welteften zu Rath und Gericht zufammentreten, 
ben Hansvater Gericht halten über feine Familienangehörigen, die Sippſchaft 
wie burd das Erbrecht, jo durch die Pflicht der Familienrache (Blutrache) und 
Eiveshülfe verbunden u. ſ. f. Faft nur in der dynaſtiſchen Familie bat ſich 
nod heute für die Erbmonardie der Zufammenhang des Familiennerus mit ber 
ſtaatlichen Organifation und den politifhen Rechten erhalten. 

Im Uebrigen ift die Familienordnung nicht mehr ein Beftanbtheil ver 
Staatsverfafjung, fondern eine privatrechtliche Ordnung, welde der Staat zu 
Ihügen berufen ift. Allerdings eine höchſt wichtige Lebensorbnung, welche mittel- 
bar aud auf das ganze Bolksleben eine fehr erhebliche Wirkung hat und daher 
auch in hohem Grade der Staatsforge werth iſt. 

Es kommen bauptfächlic folgende VBerhältniffe in Betracht: 

1) Gründung neuer Familien. Da die Familie vorzüglid dem Ein- 
zelnen Halt und Hülfe gewährt, fo tft die Lage der familienlofen Menſchen 
weit unficherer und unbehaglicher als der in ver Familie Lebenden. Ebenfo 
gewährt im Großen dem Staat bie famillenlofe Bevdlterung keine folide Grund» 
lage und bereitet ihm manche Gefahren. Daher ift das Familienleben nicht zu 
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erfchweren oder zu hemmen, fonbern im Gegentheil die Gründung von Familien 
eher zu billigen. Freilich gilt aud das nicht abſolut. Eine leichtſinnige Eheſchließung, 
ohne daß die Ehegatten im Stande find, ihre Familie reblich zu ernähren, iſt und 
bleibt eine unfittlice und für die Gemeinden und die Gefellihaft ſchädliche Er- 
ſcheinung. Aber es ift fehr ſchwer, biefem Mißbraud der Freiheit zu wehren, ohne 
ben noch wichtigeren Gebraud ber Freiheit zu gefährben. (Bgl. die Art, Armen- 
weſen, Heimatrecht, Nieverlaffung.) 

2) Ausbildung eines geſunden Familienrechts. Das römiſche Recht hat 
offenbar dir Macht des Hausvaters überſpannt, ſowohl im Verhältniß zur 
Ehefrau, die feiner abſoluten Herrſchaft wie eine Tochter unterworfen war (manus), 
als Im Verhältniß zu den Kindern, welche ebenfo fehr wie vechtlofe Weſen feiner 
väterlihen Gewalt (patria potestas) dienten. Naturgemäßer ſchützt das germanifche 
Recht die Perſönlichkeit aud der Yamiliengliever und ermäßigt die Gemalt 
bes Familienhauptes auf eine Bormundfhaft, die voraus Sorge für biefelben 
und nicht Herrſchaft über diefelben bedeutet. 

3) Schwierig ift es, die Grenze zu beftimmen, bis zu welcher bie leitende 
Macht des Ehemannes und Hausvaterd auch über Frau und Kinder mit freier 
Selbſtbeſtimmung zu verfügen hat, unb über welde hinaus der Staat gegen Mif- 
brauch biefer Gewalt aud die Familiengliever zu ſchützen hat. Ein täppijches 
Eingreifen der Behörden würde die Autorität des Hansvaterd und dem innern 
Zufammenhang und feften Berband der Familie gefährden, bie gänzliche Enthalt- 
famteit des Staates aber die Perſönlichkeit der Frau und Kinder unter Umftänden 
der rohen und egoiftifhen Willlür des Familienhauptes preisgeben. 

Daß der Staat die Frau und Kinder auch gegen verbrecheriſche An- 
griffe des Ehemannes und Baters zu fügen verpflichtet iſt, verfteht ſich von 
felbſt. Das Strafreht gilt für Jedermann und fhügt alle Perſonen. Aber dem 
Staate fommt auch eine obervormundfhaftlihe Sorge zu für bie ihrer 
bebürftigen Perfonen, im Folge deren er 3. B. die Eltern möthigt, ihre Kinder 
ur Schule zu fhiden und unter Umftänden einfchreitet, wenn ber Bater das 
Bermögen feiner Frau ober feiner Kinder verſchwendet. 

4) Die Autonomie ber Familien wird faft nur in den dynaſtiſchen ftandes- 
berrlihen und reichöritterfchaftliben Familien noch anerfannt und zwar in ſinkendem 
Grade. Auch das Familien und Erbrecht muß im Großen durch das gemeine 
Landrecht beftimmt und barf nicht der Beliebung einzelner Familien anheim ge 
geben werben. Ausnahmen find vorzäglid durch politifche Motive — aber nur 
in engen Schranfen — zu reditfertigen. Infofern e8 fi dagegen um eine Fa⸗ 
miltenftiftuug banbelt, fo iſt es richtiger, dieſelben allen Familien gleich- 
mäßig theils zu geftatten, theils zu verwehren, als bier ein Privilegium für ein- 
zeine Yamilten zu fchaffen. Jede Yamilie hat Anfprud auf Dauer und ann ihre 
Sorge auf bie Zukunft erfireden, Aber keine Familie fol das thun bürfen in 
einer, das gemeine Recht und bie gemeine Wohlfahrt ftörenden Welfe. diuntfan. 


Feudalſtaat, fiehe Lehenweſen, Mittelalterliche Staatsidee. 
Feuerverſicheruugsanſt alt, ſiehe Berſicherungsanſtalten. 


Fichte. 


Joh. Gottlob Fichte wurde am 19. Mai 1762 in Rammenau, einem 
Dorfe der Oberlaufig, geboren. Sein Bater, Bauer und Banbweber, wäre nicht 
im Stande gewejen, bem talentvollen Anaben aus eigenen Mitteln eine wiffen- 
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ſchaftliche Ausbildung zu geben. Ein fähfifher Edelmann, Freiherr von Miltig 
anf Stebeneihen, nahm fid feiner an und forgte für die Koften des Unterrichts; 
der junge Fichte wurde von ihm zuerft einem Prebiger, hierauf der Lehranftalt 
zu Schulpforta übergeben und dann nad; dem gewöhnlichen Looſe unbemittelter 
Jünglinge für die Theologie beftimmt. In feinem 18. Lebensjahre bezog er bie 
Univerfität Jena. Später indefien, als während feiner Studienjahre fein Wohl- 
thäter ftarb, begannen für den gänzlich Berbindungs- und Mittellofen Jahre bes 
berbften Mangels und bitterſten Lebenslampfes, zumal aud feine befannt ge» 
worbenen theologiſchen Anſichten eine Anftellung als Pfarrer in Sachfen 
erfhwerten. Er mußte ſich feinen eigenen Weg bahnen und lernte in den wedh- 
felndften Stellungen, meift als Lehrer oder Exzieher, die verſchiedenſten Gegenden 
Deutſchlands, der Schweiz, Polens und Oftpreußens kennen. Erft 1794, nachdem 
er ſich in feinen erften rein philoſophiſchen Schriften (e8 gehört hierher „die Kri⸗ 
tit aller Offenbarung") als ein entſchiedener Anhänger Kant’s gezeigt, dem größern 
Publikum fi noch mehr burd feine philofophifc-politifhen Schriften befannt 
gemacht hatte, fand er eine feſte Stellung in Jena. Der Ruf „eines Demokraten”, 
in den er durch feine „Beiträge zur Berichtigung ber Urtheile über die franzöfijche 
Revolution” gerathen war, hinderte die Regierung von Weimar nicht, ihn an 
Reinhold's Stelle zum Profefior der Philofophie zu berufen, Im Berein und för« 
dernden Umgang mit den erften Geiftern des Volls hob fid feine Thätigkeit, 
fteigerte fidy fein Einfluß auf die wiffenfhaftlie Bewegung in Deuiſchland. Leider 
hatte feine Stellung keine lange Dauer. Ein Aufſatz in dem von ihm beraus- 
gegebenen philofophifchen Journal z0g ihm die Anklage des Arkeismus zu. Kur- 
jachfen verlangte feine Entfernung. Die Regierung Karl Auguſt's fuchte durch 
!inges Zögern und Beſchwichtigen das heftige Gewitter zu zertheilen. Aber Fichte's 
tühnes und trogiges Auftreten vereitelte diefe Abfiht. Er mußte feine Entlafjung 
nehmen. Durd Vermittlung des Minifter Dohm erhielt er in Berlin eine Zuflucht. 
Friedrich Wilhelm III., fonft ſtreng religiös gefinnt, hatte nad) ehrlicher Erwägung 
ber Berbältnifje nichts gegen feinen Aufenthalt in den preußifhen Staaten ein- 
zuwenden. In einer Anwanblung frivericianifchen Geiftes fagte er: „Iſt es wahr, 
daß er (Fichte) mit dem lieben Gott in Feindfeligkeiten begriffen ift, fo mag das 
der liebe Gott mit ihm abmadhen, mir thut das nichts". Nachdem er mehrere 
Jahre in der preußifchen Hauptftabt privatifirt hatte, erhielt er 1805 eine Bro- 
feſſur in Erlangen, die er freilid durch die Ienner-Kataftrophe wieder verlor, 
Den Plan, feine Thätigkeit in Königsberg wieder aufzunehmen, mußte er bei dem 
Borrüden der Franzofen aufgeben. Erft nad, dem Frieden von Tilfit konnte er 
über Kopenhagen nah Berlin zurüdtehren. Hier begann num feine große Thätig- 
feit zur nationalen Wiedergeburt des Baterlandes. Hier hielt er im Winter 1807 
auf 1808 feine berühmten Neben an bie deutſche Nation, nahm ven eifrigften 
Antheil an der Gründung der Berliner Univerfität. Für dem ausbrechenden Ber 
fretungstrieg fuchte er durch Wort und That zu wirken. Wie 1806 regte ſich jett 
wieder der Plan in ihm, in der Eigenfhaft eines religiös-fittlich-politiicden Lehrers 
und Priefters dem Heere zu folgen. An ven formellen Schwierigkeiten fcheiterte 
die Ausführung. Er feste feine Borlefungen um fo energifcher fort. Und als er 
in noch nicht vollenvetem 52. Lebensjahre (27. Januar 1814) am Typhus ftarb, 
war es die legte Freude, welche er in den Todesſchlummer hinübernahm, die völlige 
Befreiung des deutſchen Bodens, den Uebergang der Verbündeten über den Rhein 
noch zu erfahren, Das Unheilvolle, Entmuthigende in der fpäteren Geſchichte unferes 
Baterlandes zu erleben, iſt ihm erjpart geblieben. 
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Die großen Fragen des Stantslebens und der Geſellſchaft haben Fichte durch 
fein ganzes Leben hindurch bejchäftigt. Seine politifchen Theorieen find nicht 
immer biefelben geblieben, fondern haben ſich durch verſchiedene Stufen hindurch 
entwidelt nnd nah und nah alle Geſichtspunlte berührt, von denen aus fein 
Gegenftand betrachtet werben konnte. Wenn nämlih dem Staate die dreifache 
Aufgabe obliegt: der Nehtsfhug, die Sorge für das materielle Wohl, die För- 
derung der Sittlichkeit und Bildung, fo hat Fichte in feinen erften Schriften bie 
erfte von biefen Aufgaben einfeitig ins Auge gefaßt. Zu viefen erften Schriften 
find außer dem genannten Werke über die franzöfifhe Revolution noch die „Zu- 
rüdforderung der Denkfreiheit von den Fürften Europas, die fie bisher unter- 
brüdten, 1793" und die „Orundlage des Naturrehts 1796” zu zählen. Der 
Standpunkt, von denen er in venfelben ausgeht, ift im Ganzen wejentlich derſelbe, 
den Roufjeau eingenommen. Seine Sprade (zumal in den beiden erften) verräth 
die Reidenfhaft ber Revolutionsepohe und erinnert in ben ftärfften Stellen an 
die Reben der franzöfifchen Tribüne. Der Staatsvertrag befteht nah Fichte aus 
drei Verträgen: dem Eigenthumsvertrag, Schugvertrag, VBereinigungsvertrag, d. h. 
Jeder verfpriht dem Andern, deſſen Eigenthum und Perſon nicht zu verlegen, 
fondern zu ſchützen und fih mit Allen zur Bildung einer gemeinfamen Schuß- 
macht zu vereinigen, Ferner fann natürlich nur die Berfafjung gutgeheißen werben, 
die auf dem Princip der Bolfsfouveränetät beruht. Aber F. iſt doch (in feinem 
Naturrecht) weit tavon entfernt, deßhalb für die Demofratie zu flimmen, bie 
Rouffeen will, in der das Bolf felbft die höchſte Gewalt in die Hand nähme, 
nod mag er ber Lehre Monteequieu's von ber Trennung ber drei Gewalten folgen. 
Ihm fcheint jede Regierungsform vor Entartung gefihert, wenn eine Auffichts- 
bebörbe der Regierung vorgefegt wird, die er Ephorat nennt; benn eine Ber- 
faſſung, in der die Berwalter ver öffentlichen Macht feiner Berantwortlichkeit 
unterliegen, fei eine Defpotie. Bon den Gedanken diefer Einrihtung (die ſich doch 
auch ihm fpäter als unpraltiſch erweist, weil fie entweder die Revolution per- 
manent macht oder bei einer ftarfen Regierung allen Einfluß verliert) ift er fo 
ſehr beherrſcht, daß er allen weiteren und eigentlichen Berfafjungsfragen nur unter- 
georbneten Werth beilegt. — In der Bolge trat für ihm die zweite Aufgabe bes 
Staates in den Borbergrund,, die Sorge für das materielle Wohl der Staats- 
angehörigen; er hat das Berpienft, der focialen Frage zuerft eingehende Aufmerl- 
ſamkeit gefchentt zu Haben. Schon in feinem Naturreht (1796) hat er als Zwed 
des Eigenthums, „leben zu können“, erflärt und, da bie Erreichung biefes Zweckes 
im Eigenthumsrechte garantirt fei, das als einen Orundfag jeder vernünftigen Staats- 
verfafjung bingeftellt, dafür zu forgen, daß Jedermann von feiner Arbeit leben könne. 
Weiter noch geht er in dem „gefhloffenen Handelsſtaat“, der 1800 erſchien. Hier 
fommt er bazu, von dem Bernunftftaat bie durchgeführteſte Organiſation der Arbeit 
zu. verlangen. Er bat bamit freilich die Aufgabe, die er ſich ſtellte, nicht gelöst, 
weber in feinen Begränbungen, noch in deren Konfequenzen; aber er bat den 
Anfpruch auf die Dankbarkeit der Nachwelt gewonnen, ber er diefe mit der Zeit 
an Bedeutung wachſende Frage fo recht zum Bewußtſein gebradt hat. — Erſt 
in bem legten Abſchnitt feines Lebens ift ihm die dritte Aufgabe des Staats in 
den Mittelpunft feiner Betrachtungen gerüdt: die Volkserziehung erſcheint ihm als 
bie wichtigfte und wefentlichfte Beftimmung des Staates, das nationale Element 
beherrſcht fein politifhes Streben. An und in den Ereigniffen haben ſich biefe 
Wandlungen volljogen. In ber Schule der Erfahrung iſt der Rosmopolitismus 
verſchwunden und an feine Stelle ver Patriotismus getreten. 
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Bergleihe: Fichte's Leben und literariſcher Briefwechfel von J. H. Fichte 
1830 und befonbers Bluntichli, Gef. d. allgem. Staatsrechts 1864, ©. 349 bis 
386 u. €, Zeller, I. ©. F. als Politiker im 4, Bd. der Sybel'ſchen Zeitfchrift. 


Finanzbehörden. 


Die Finanzbehörben in ihrem jegigen Beftand find faſt durchaus ein Erzeugniß 
ber neneren Zeit. Die Kulturftaaten des Altertbums waren wie überhaupt, jo 
namentlih in okonomiſcher Beziehung von ben unfrigen weſentlich verſchieden. In 
ihrer Privatwirtbihaft waren fie mit ‚freiwilligen Gaben einer reichen fünlichen 
Natur wohl ausgeftattet und flügten ſich im Uebrigen größtentheils auf fremde 
Arbeit, auf die ihrer Sklaven und unterjodter Völkerſchaften. Ihr öffentlicher 
Haushalt wurde dur bie unentgeltlihen Leiftungen ihrer Bürger und bie frei- 
gebigen Geſchenle, mit benen aufftrebende Vollsführer fih um die Gunft ber 
Menge bewarben, vieler Ausgaben überhoben und kounte fi durch bie aufer- 
ordentlihen Einnahmen erhalten, welche ihm Kriegsbeute und Tribute Befiegter 
und einzelne glüdlihe Finanzſpekulationen verſchafften. Die Finanzverwaltung 
iener Zeiten war weniger mit der Sorge für die Beziehung regelmäßiger Ein- 
fünfte und deren Verwendung für jahraus jahrein wiederkehrende Ausgaben, 
als mit der Bewahrung des für Notbfälle gebildeten Schates beſchäftigt. Auch 
die Einrichtungen des Mittelalters unterſchieden fi von ben unfrigen von Orund - 
aus. Das u. der Naturalwirtbfchaft ald der eigentlihen ölonomiſchen 
Grundlage des Lehensweſens und der Agrarverfaffung, die Baflrung ber Regie- 
rung auf ein Grundvermögen, aus beffen Ertrag fie die wirthſchaftlichen Bepürf- 
uiffe des Öffentlichen Weſens beftreiten follte, vie Behandlung dieſes Bermögens 
als ein Privatgur der fürftlihen Hänfer, die Erweiterung feines Ertrages durch 
allerlei nugbare Rechte, Monopole u. bgl., die Ergänzung desfelben durch ver- 
wiligte Steuern, die Ueberwahung der legteren durch ftänbifhe Beamte, bie 
barans hervorgehende Spaltung der Finanzverwaltung in Kammer und Gtener, 
in Fisfus und Aerar, das überhaupt dur bie abgefonderte Verwaltung neuent- 
ſtehender Finanzquellen veranlaßte Specialifiren, bie Unterordnung der Wirth- 
ſchaftspolitik unter das Finanzwefen und die daraus vielfach entſpringende Leitung 
der erfteren durch die Finanzbehörden: das Alles bezeichnet den Charakter eines 
Syſtems, das mit den neueren politifhen, abminiftrativen und wirthſchaftlichen 
Beränderungen faft überall verfhwunden und einem ungleich einfacheren und über- 
fichtlicheren Organismus gewichen ift. 

Die Eigenthümlichkeiten der Finanzbehörben, die ihre Wurzeln in früheren 
Zeiten haben, find das hauptfählichfte, worin fi bie Einrichtungen ber verfcie- 
denen modernen Staaten unterfheiven. Im Ganzen kann man fagen, baß bie 
dinanzverwaltung eines Staats von feiner Berfafjungs- und NRegierungsform 
weniger abhängig ift, ala irgend ein anderer Berwaltungszweig und daß ſich bei 
den modernen Kulturftanten in feinem andern Theil ver Verwaltung fo viel Ver— 
wandtes und Gleichartiges findet. 

Die Finanzverwaltung befhäftigt fi vor Allem mit der Erhebung ber 
orbentlihen und außerorbentlihen Einnahmen des Staats, von deren größerer 
oder geringerer Bielartigleit zugleich die Verſchiedenheit der im öffentlichen Haus— 
halt beicäftigten Behörden wefentlih abhängt. Sie forgt ferner für die Auf- 
bemahrung der erhobenen Summen und für ihre Ueberführung am bie Stelle ihrer 
Berwendung und organifirt zu biefem Zwed und zur Schaffung der nöthigen 
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Kontrole das Kaflen- und Rechnungsweſen. Ste hat enblih überhaupt ben öffent- 
lihen Haushalt in Ordnung zu halten und führt zu biefem Zwech bei den aller- 
dings zunähft von den Aufgaben und Bebürfnifien des Staats abhängenven 
Ausgaben vesfelben eine gewichtige Stimme, Denn wenn aud die Mittel zu dem, 
was der Staat wahrhaft braudt, unter allen Umftänden befhafft werden müfjen, fo 
wird doch in vielen Fällen die Frage, ob und wie viel der Staat für einen Gegen- 
ftand feiner Thätigkelt aufwenden fol, von dem leichteren und reicheren Eingehen ber 
öffentlichen Gelder, von dem fpärlichen oder gefüllten Zuftand feiner Kaſſen abhängen. 

Bon den zunächſt verwandten Minifterien grenzt fi der Wirkungskreis des 
Finang- Departements in der Art ab, daß dem legteren alles basjenige zufällt, 
deſſen Beforgung ber Staat lediglich wegen bes finanziellen Ertrages auf fi ge- 
nommen hat, während alles dasjenige, was vom Staat weſentlich ans Gründen 
der Bollswirtbfchaftspflege betrieben wird, aud wenn ihm daraus gewiffermaßen 
nebenbei Einnahmen erwachſen (Poſt, Eifenbahnen) nicht zu feiner Kompetenz ge- 
hört. Die Praris hat fi bieran freilich nirgends mit voller Konſequenz gehalten, 
und 23 find vielmehr in nicht wenigen Staaten viele wirthſchaftspolitiſche Ange- 
legenbeiten bei den Finanzminifterien geblieben, weil theils die nationalökonomiſchen 
und die finanziellen Geſichtspunkte fih noch immer bei ihnen um bie Herrfchaft 
ftritten, theils das Finanzminiſterium einmal manche mehr zufammenhängente An- 
elegenheiten beforgte oder die Anftalten und Hülfsfräfte befaß, die auch jenen 
Dingen zu Statten fommen konnten. Bei einzelnen biefer Angelegenheiten ift jedoch 
für ein Zufammenwirkten mehrerer Mintfterien Sorge getragen. 

Auch die Finanzverwaltung wurde früher in ben meiften Staaten kollegialiſch 
geleitet, während neuerdings und mit beftem Grund, faft überall das Syſtem ber 
Einzelverwaltung in ihre vorherrfht und ein Finanzminifter an ver Spige ber 
ganzen Finanzverwaltung fleht. In einigen Staaten führt berfelbe jedoch mehr 
nur den Borfig in immer noch kollegialiſch eingerichteten Cemtralfinanzftellen. So 
namentlih in Dänemark und Schweden. In mehreren Staaten, befonders in 
folden, tn welden die Operationen bes Krebitwejens künftlih ausgebildet und 
vom Staat fleißig benugt find, kommt jedoch neben bem Finanzminifter auch noch 
unter verfchievenen Namen ein befonderer Minifter des Schatzes vor, der e8 weniger 
mit dem Tehnifhen und Speciellen des Dienftes, als mit der ſchließlichen Feft- 
ftellung und Erhaltung des Gleichgewichts in dem Haushalt und zum Theil aud 
mit der politifhen Seite des Gefhäfts zu thun hat. So iſt in England die Lei- 
tung des Finanzwefens zwifchen dem erften Lord des Schates und dem Kanzler 
ber Schaglammer in ber Art getheilt, daß der Iegtere der Vorſteher des Tech— 
niſchen und Speciellen in der Finanzverwaltung zugleid Mitglied und in Billig- 
feitsfällen Borfigender des Schatzkammergerichts tft, während ber erfte Lord bes 
Schates die oberfte Leitung und Aufficht ſowohl des Finanzwefens wie ber Wirth- 
fhaftspolitit und der Anftalten zur Landesvertheidigung führt und zugleich ber 
eigentliche Premierminifter ift. Unter beiden ftehen nun die einzelnen das Yinanz- 
weſen verwaltenden Behörden, welche meift kollegialiſch organifirt find. — So 
batte im erften franzöfifhen Kaiſerthum der Finanzminiſter die Aufftellung bes 
Büdgets und die Erhebung ber äffentlihen Einkünfte, überhaupt die Pflege ver 
regelmäßigen Finanzquellen des Staates, das Schagminifterium aber war beftimmt, 
die Ordnung in den öffentlichen Ausgaben, die Aufbewahrung der angefammelten 
Gelder, die Bertheilung der Fonds für die einzelnen Minifterien, das Nechnungs- 
wefen, die Ueberführung der Staatsgelder von einem Punkt zum andern zu leiten 
und zu Überwachen, vie Geldnegociationen, bie ver Dienft erforderte, zu beforgen, die 
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Staatsaktiven Beizutreiben und die Anftalten der Staatsfhuld und des Penſionsweſens 
zu birigiren. — Auch in Preußen beftand lange ein befonderes Schagminifterium. 

Über auch, wo die gefammte Finanzverwaltung von einem Minifter geleitet 
wird, macht es die Mannigfaltigkeit der ihm obliegenden Gefhäfte nothwendig, 
fie in verfchiebenen Sektionen zu bearbeiten. Hierbei ergeben fih am natürlichften 
die drei Hauptabtheilungen: Domänen und Regalien, birefte Steuern, inbirefte 
Abgaben, woneben noch befondere Berwaltungsftellen für das Schuldenwejen und 
das Kaflen- und Rechnungsweſen beftehen mögen. In diefen verfchiedenen Ab» 
theilungen behandeln die Minifterialräthe die einzelnen Fächer, indem fie theils 
dem Minifter allein, theils auch in GSeltionsfigungen Vortrag erftatten (wobei 
immer dem Minifter die entſcheidende Stimme bleibt), für Ausfertigung feiner 
Berfügungen Sorge tragen und eine Kontrole über die untern Verwaltungsftellen 
führen. Es find ferner im der Regel einzelnen Haupttheilen des Finanzweſens 
befondere, jedoch immer dem Minifterium untergeorbnete Verwaltungsftellen vor- 
geſetzt, mamentlid in Fächern, die eine eigene technifhe Fachbildung vorausfegen. 
Dier find häufig den lokalen und untern Beamten befondere Oberbehörven vor« 
gejest, die dem Minifterium gegenüber die Stellung von Mittelbehörben einnehmen, 
das Ganze ihres Gefchäftszweigs aber mit einer gewiffen größeren oder geringeren 
Selbftändigfeit vertreten. Es findet dies mamentlich bei folhen Angelegenheiten 
ftatt, die früher ganz abgefondert betrieben und erft in fpäterer Zeit der Yinanz- 
leitung untergeorbnet wurden. So beſonders bei dem Bergbau auf Grund feiner 
geſchichtlichen Entwidlung und der hohen Bedeutung, die ihm bie Borzeit bei- 
legte, bei dem Poſtweſen, pas eine Privatunternehmung war, ehe es in bie Hände 
des Staats überging, bei dem Forſt- und Jagdweſen, dem Zoll- und Berbrauds- 
fteuerwefen, den Eifenbahnen und Zelegraphen. 

Es ergibt fich bier die Frage, ob dieſe Fachbehörden kollegialiſch zu organi- 
firen ſeien ober nit. Die Kollegialverfaffung ift namentlich bei dem Bergbau, 
ſchon weil es bier vielfah ber Wahrung befonderer Mechtsverhältniffe galt, und 
der Poft vorherrſchend, feltener bei dem Forftwefen. Für bie Selbftändigfeit bes 
Berwaltungszweigs können Kollegien allerdings mehr thun, als Einzelbeamte, da 
in allem torporativen Wefen eine ungemein zähe Widerftandsfraft liegt, und das 
Kollegialitätsprinctp die Autorität verftärkt. Auch wird zu Gunſten ver Kollegials 
verfoffung angeführt, daß fie zur Adminiftratiojuftiz nothwendig ſei. Indeß liegen 
fih in Tegterer Beziehung wohl vermittelnde Einrihtungen treffen, welche für 
ſolche Fäle ein Kollegium aus einem Zufammentritt verfhiedener Beamten bil- 
beten, wie das aud mehrfach flattgefunden hat und ftattfindet, An fih fallen 
bie meiften Gründe für die Kollegialverfaffung bei rein techniſchen Behörden weg. 
In Preußen und einigen andern Staaten ift ein Theil der hier befprocdenen 
Bunktionen, jedoch aud mit Ausnahme des Bergbaus und der Poft, den Mittel- 
regierungsbehörben mitvertraut, denen zu dieſem Zweck tehnijhe Räthe beigegeben 
find. Eine Einrichtung mit ber viel Zeitverfhwenbung, viel nutzloſe Weitläufig- 
feit verbunden ift und bie doch faktiſch das meifte in den Händen des allein jach- 
tundigen Technikers läßt. 

Die Anſtalten des Staatsſchuldenweſens hängen zumeiſt von Verfaſſungs— 
inſtituten, ſowie auch ſonſt von den Maßregeln ab, die man bei Kontrahirung der 
Anleihen zur Sicherung und Hebung des Staatskredits treffen zu müſſen für 
nöthig erachtet bat. — Bei dem Kaſſenweſen beſteht eine Stufenfolge von den 
Elementarfafien, bie entweder allgemein find, in welche verfhiebenartige, wenn 
nicht alle Einnahmen aus einem beftimmten Bezirke fließen, oder aud als befon« 
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dere Kaſſen für einzelne Einnahmszweige beftehen; durch die Mitteltafien, bei 
denen ber gleiche Unterfchieb ftattfindet, zu der Gentralhauptlaffe, in welche übrigens 
namentlih von einzelnen abgejonderten Revenüenzweigen bie Erträgniffe aud 
unmittelbar aus den Elementarfaffen abgeführt werden. Da nun aber der größere 
Theil der jahraus jahrein eingehenden Einnahmen aud wieder durch die lau- 
fenden Bebürfniffe des Staats abforbirt wirb, fo iſt es eine Hauptaufgabe ber 
Kaffenorganifation, zu verhüten, daß nicht zu viele Gelder einen unnöthigen Um, 
weg über bie Gentralfaffe mahen, vielmehr aud die Mittellaffen und wenigftens 
einzelne Elementarkaffen zugleih ald Ausgabelaffen zu behandeln, aus welchen bie 
örtlihen und provinziellen Bebürfniffe beftritten werben, unb bie ihre Einnahmen 
nicht bloß in der Form von Baarfchaften, fondern aud in ber Form von Quittungen 
über beftrittene Ausgaben einliefern können. Die Eentrallaffe muß für alle — * 
bindlichkeiten des Staats haften und bei ihr muß die Buchführung über dem ge- 
fammten Haushalt beftehen; aber fie bebient fi aud der untern Kaflen als ihrer 
Drgane für Einnahmen und Ausgaben. Im Uebrigen würde in biefem Gebiet 
noch Manches zu vereinfachen und zu verwohlfeilern fein, wenn man bie Geld— 
und Krebitinftitute des Privatverfehrs, welche in unferer Zeit einen fo mächtigen 
Auffhwung genommen haben, mit gehöriger Borficht zu Hülfe zu nehmen fi ent- 
fliegen wollte, wie dies in England, wo der Staat faft alle feine Geldgeſchäfte 
durh die Bank beforgen läßt, und theilweis auch in Frankreich ſchon längft ge- 
ſchieht. Damit würde aud die Mühe und Berantwortlichkeit der fo wichtigen 
Kafjenkontrole weſentlich erleichtert, weldhe übrigens am beften durch eignes bafür 
angeftellte Beamte erfolgt. — Endlich iſt aud das Rechnungsweſen von hoher 
Bedeutung, in welcher Beziehung die durch Befolgung des faufmännifhen Mufters 
erwirkte englifche Präcifion ebenfalls noch in feinem andern Staat erreicht ift. 
Die in vielen Staaten beftehenden befondern Oberrehnungsbehörben haben es 
nicht mit der. Führung, fondern mit der Prüfung ber Rechnungen zu thun unb 
fih dabei, wenn fie nicht ihre natürlihen Grenzen überfchreiten und ſich gewifler- 
maßen wie weiland bie preußifche Generalkontrole über alle andern Behörben 
erheben wollen, auf die arithmetifche Richtigkeit der Rechnungen und bie Geſetz- 
mäßigfeit ihrer Belege zu befchränten, nicht aber auf die Nothwenbigkeit und 
Zwedmäßigkeit der gemachten Ausgaben einzugehen. 

Literatur: v. Jakob, Staatsfinanzwiffenfhaft 88 969—989, $ 1211; 
Freiherr v. Malchus, Politik der innern Staatöverwaltung I, 152 fi; Bülau, 
die Behörden in Staat und Gemeinde; Rau, Finanzwiffenfhaft $ 530 fi. 2. 3omy. 


Finanzwefen, fihe Staatswirtbfchaft. 
Findelhänfer, ſiehe Waifen- und Findel⸗Häuſer. 


Fiskus. 


Das Wort und den Begriff des Fiskus haben wir von ben Römern erhalten. 
Er bildete fi bei ihnen in ber Kaiferzeit aus, Anfangs im Gegenfag zu dem 
älteren des aerarium, fpäter mit ihm identiſch. Zur Zeit der Republik nämlich 
hieß der Staat als Subjelt von Privatvermögensrehten, fowie (im objektiven 
Sinn) der Inbegriff diefes Bermögens felbft aerarium. Als jevoh mit dem Be- 
ginn des Kaiſerthums eine Thellung der Provinzen zwifchen dem Senat (als Ber- 
treter des Bolls) und dem Kaifer ftattfand und hiermit im Zufammenhang aud) 
eine Theilung der Stantseinnahmen und Ausgaben erfolgte, fo beließ man dem 
öffentlihen Vermögen bes Senates die hergebrachte Bezeihnung aerarium, während 
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man das Öffentliche Vermögen des Kalfers Anfangs Caesaris fiscus, fpäter 
fiscus*) ſchlechtweg nannte. Allein wie das Kaiſerthum den Senat und den Po» 
pulus, fo verfhlang der fiscus das aerarium. Im ber fpätern Kalferzeit werben 
beide Ausoräde vermifht gebraudt, um das eine Staatsvermögen zu bezeichnen. 
Diefes ift ganz entſchieden auch in der juftintanifhen Kompilation der Fall (vgl. 
1.13 pr. $ 1—4. D. 49, 14) und hat fi diefer Sprachgebrauch bis zum heu- 
tigen Tag erhalten. Zu aller Zeit aber — bei den Römern wie bei ung — 
wird der Staat nad feiner privatredtlihen Seite, beziehungswelfe das Staats- 
vermögen (je nachdem man bie fubjeftive oder objektive Bedeutung im Auge bat) 
unter den Ausprüden Fiskus, Aerar verftanden und bavon das WPrivat- 
vermögen des Fürſten (res privata prineipis, Schatullgut) durchaus unterſchleden, 
obwohl von den römiſchen Kaiſern die Privilegien des Fisfus auch auf das Pri- 
vatvermögen des Kalfers, ja felbft auf das der Katferin, ausgebehnt worben find 
(vgl. 1.6 $ 1 D. de jure fisei 49, 14). 

Um feiner Aufgabe nahlommen zu können, befigt der Fiskus die Eigenſchaft 
einer juriftifchen Perfon des Privatrechts und wird von bemfelben mit der vollen 
Mechtsfähigleit im Gebiet des Vermögensrechts audgeftattet. Er kann demnach 
(our feine Vertreter) Befig und Eigentbum erwerben, Berträge fließen, zum 
Erben eingefegt und mit Legaten bedacht werben. Auf diefem Standpunft gelangen 
wir jebod zu einem befondern Rechte bes Fiskus (abgefehen von feiner eigen- 
thümlihen dem öffentlichen Recht angehörigen Berfaffung und Vertretung) fo wenig 
als für die mit der Eigenfhaft juriftifcher Perfonen ausgeftatteten Korporationen 
und Stiftungen 'ein eigenes Recht gilt. Das pofitive Recht aber iſt weiter ge= 
gangen. Es bat — freilich im Widerſpruch mit dem innern Wefen des Privat- 
rechts, weldes Rechtögleichheit der Perfonen mit zu feinen oberften Principien 
zählt — theils in Erinnerung an des Staates Hoheit auf dem öffentlichen Rechte- 
gebiet, theild als getrener Ausdruck der kaiſerlichen Habgier und des römiſchen 
Staatsabfolutismus den Fiskus mit einer großen Anzahl von zum Theil höchſt 
— Privilegien ausgeſtattet. 

ah dem römiſch⸗juſtinianiſchen Recht genießt er ſolche Privilegien ſowohl 
im materiellen Civil als im Proceßrecht. Im die erſtere Kategorie gehören bie 
folgenden: 1) die Sachen bes Fiskus find nur der außerorbentlihen, nit aud 
der orbentlihen Erfigung unterworfen (l. 18 u. 24 D. 41, 3; 59 J. II, 6; 
1. 3 C. 7, 38); 2) es fteht ihm ein ſtillſchweigendes Generalpfand am Vermögen 
der Abgabenſchuldner zu (1. 10.8, 15; 1 1.C. 4, 46); 3) er hat ein ftilljchwei- 
genbe® und generelles (nicht auch privilegirtes) Pfandrecht am Bermögen ber- 
jenigen, welde mit ihm Tontrahirt haben, für alle Forderungen aus dem Kon» 
traft (1. 2, C. 8, 15; fr. de jure fisci $ 5; 1. 47 pr. D. 49, 14); 4) vem 
Fiskus fällt das erblofe Gut (bona vacantia) anheim (1. 96, $ 1 D. de leg. I 
und lit. Cod. 10, 10), fowie er 5) in einer Reihe von Wällen die wegen Un- 
wäürbigfeit den zunächſt berufenen Erben entriffenen Erbſchaften erwirbt (bona 
ereptoria, tit. Dig. 34, 9 u. Cod. 6, 35); 6) er ift ber im Erbredt unb aud 
fonft noch geforverten Leiftung von Kautionen überhoben (1. 1, $ 18, D. 36, 3; 
l. 3, $ 5 D. 35, 3); 7) während er von feinen eigenen Schulden feine Zinſen 
zu entrichten braucht (1. 17, $ 5 D. 22, 1), darf er zu feinen Gunften von 
jeder fälligen Forderung ohne Zinsverabredung ober vorhergegangene Mahnung 
fofort Zinfen berechnen . 17, 8 5, 6; 1. 43, D. 22. 1); 8) er fann Zahlungen 


*) Die Bortbedeutung von Fiskus ift: Korb, Geldkorb (Staatsfädel). 
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widerrufen, welde fein Schulbner zu feinem Schaden feinem Gläubiger gemadt 
bat, auch wenn biefer Gläubiger in gutem Glauben war und bie gezahlten Gelder 
bereits verwendet bat (l. 18, $ 10; 1. 21 D. 49, 14); 9) wer fi etwas 
wiffentlih zum Schaden des Fiskus angeeignet hat, muß nit nur die Sache 
wieder herausgeben, fonbern noch überbies den Werth verfelben erfegen (1. 46, 
$ 1 D. 49, 14); enblid 10) tft nod der Im juftinianifhen Recht fehr zahlreichen 
durch die modernen Gefeggebungen aber faft allerwärts aufgehobenen Erwerbungen 
aus Konfiskationen zu gedenken, welche bald das Ganze, bald nur eine Duote, 
bald nur einzelne Gegenftände des Vermögens betrafen, und melde entweder als 
Strafe für eigentliche Verbrehen und Vergehen in Folge Mrimineller Berurtheilung 
oder auch wegen Uebertretung anderer, mit biefer Sanktion befleiveter gefeglicher 
Vorſchriften in Vollzug gefegt wurden (vgl 1. 1 pr. D. 48,7; $ 4 J. 4, 18; 
1. 14 D. 39. 4; 1. 61 D. 23, 2 u. f. w). 

Faſt ebenfo zahlreih und nicht minder wichtig find bie procefiualen Be- 
günftigungen des Fiskus. Wögefehen von einigen heute antiquirten Vorzügen 
gehören hierher die folgenden: 1) der Gebrauh der Kompenfationseinrede gegen 
den Fiskus ift entweder ganz anusgefhloffen (vgl. 1. 1, 7 C. 4, 31) ober fie ift 
doch davon abhängig, daß der Bellagte binnen zwei Monaten von ihrer Bor- 
ſchützung an ben Beweis feiner Gegenforderung zu erbringen im Stande ift 
(l. 46, $ 4 D. 49, 14); 2) im Konkurs des Schuldners bat der Fiskus für 
feine Forderungen (abgefehen von Strafforberungen) ein Vorzugsrecht vor ben 
übrigen Chirographar-, ja felbft vor faft allen andern privilegirten Gläubigern 
(1. 10 pr. D. 2, 14; 1. 34 D. 42, 5); 3) er fann als Kläger in Ermangelung 
anderer Beweismittel den Bellagten zur Edition aller auf den Proceß bezügliden 
Urkunden anhalten, wohingegen weder er noch fonft Jemand gezwungen werben 
ann, ihm nachtheilige Dokumente herauszugeben (l. 2, $ 1 u.2; 1.45, 85 
und 6 D. 49, 14); 4) den Schulpnern des Fiskus wird, wenn fie ihrer Schuld 
überwieſen find, das Rechtsmittel der Appellation verweigert. | 

Diefen zum Theil höchſt erorbitanten Privilegien gegenüber verbient ber von 
ben Digeften proflamirte Sag: in dubio contra fiscum, welchem zufolge das 
Fiskusrecht als ein Ausnahmsredt ftrift auszulegen ift, faum ber Erwähnung. 

Mit dem juftinianifhen Geſetzeswerk recipirte das Mittelalter auch das im 
ber vorftehenden Geftalt in demfelben ausgebildete Fiskusrecht, foweit es bie andern 
Zuftände nur immer ertrugen. Allein es begnügte fi damit nicht. Der Fendal- 
ftaat hielt fih berufen, das Werk des römifhen Abfolutismus fortzufegen — 
wenn auch nicht mit römiſchem Geiſte. Diefer verftand zu unterfcheiden und Hat 
immer ſcharf unterfhieden zwifhen Staat und Fiskus: die Privilegien des legtern 
erfchienen ihm nur als privatrechtliche Vorzüge, nicht als ſtaatsrechtliche Hoheits- 
rechte. Dem Mittelalter war diefes helle Auge verfagt. Sein ganzer Rechtszuſtand 
beruht auf der völligen Amalgamirung von Privat- und öffentlihem Recht. Die 
Staatsgewalt wurde wie ein privater Beſitz, reine Privatrechte wurden als Aus— 
flüffe der Stantsgewalt behandelt. So ward der Staat zum Fiskus und der Fis— 
fus zum Staat. Dies zeigte fi nicht nur in der Ausübung ftaatliher Hoheits⸗ 
rechte durch die landesherrlichen Fiskalbeamten, fonbern ebenfo in der Auffeffung 
und Weiterentwidlung des Fiskusrechts felbft, oder, wie man es jetzt hieß, ber 
Fiskalgerechtigkeit und draſtiſcher noch der Fiskalgewalt. Um dem unerfättliden 
Fistus eine erfprießlihe Einnahmsquelle zuzuwenden, hatte die lex Julia, inbem 
fie für diefen Fall die gemeine Rechtsregel „res nullius occupanti cedit* burdh- 
brach, das Vorrecht des Fiskus auf erblofes Gut (bona vacantia) gefchaffen. Was 
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aber den Römern als bewußt gefchaffene Ausnahme erſchien, dünkte ber mittel- 
alterlihen Auffäflung nur als eine narürliche Ronfequenz der mit Stantobereigen- 
t h um ibentifichtten Staateherrfhaft — eine Konfequenz, welde alddann mit dem 
gleichen Recht auf alle berrenlofen Sahen überhaupt Anwendung finden mußte. 
Das Staatdeigenthum an den res nullius iſt aber felbft wieder nur ein einzelner 
Ausfluß der in Theorie und Praris zur Geltung gekommenen Fisfalgewalt, welcher 
man die allerpruchtbarfte Anwendung zu geben verftand. Es gehört hierher bie 
große Reihe der fogenannten niedern Regalten, worunter man begriff: das 
Heimfallsredht, jus albinagii, vermöge beffen der ganze inländiſche Nachlaß 
der im Lande verftorbenen Fremden, mit Ausfhluß aller Teftaments- und Ber- 
tragserben, ſowie der auslänvifhen Inteftaterben, dem Fiskus anheimfiel, das 
Abzug- und Nahfteuerreht, vermöge beflen der Fiskus von Auswanderern 
eine gewiffe Bermögensquote für fi erhob, das Wildfangreht, das Hage- 
ſtolzenrecht, das Strandrecht, verfhiedene Arten von Zehentrechten, 
auch dad Bergmannsregal nad feinem privatretlihen Inhalt und viele andere 
dergleihen Rechte, bie, ihrem Weſen nah bloße Privatrechte, als Ausflüffe der 
Staatsgewalt angefehen wurben, aber durch Berleihung Seitens derſelben aud an 
Privatperjonen übergehen konnten, Der Unfug, welder bie und ba von ben 
Landesherrn mit viefen fisfalifhen Rechten getrieben wurde und bie Ausdehnung 
der Begünftigungen, welde den Fiskus vor Privatperfonen auszeihneten und ihn 
nicht felten geridhtlih unerreihbar machten, überfteigt alle Begriffe. Die Wiffen- 
[haft ſuchte wohl der maßlofen Willfür entgegenzutreten, allein die rechten Waffen 
fehlten ihr, fo lange fie noch an der Theorie der „Fiskalgewalt“ fefthielt. 

Die neueren Geſetzgebungen haben die geſchilderten Auswüchſe des Haffifhen 
und des mittelalterlihen Rechts fehr befchnitten und von dem Fiskusrecht nur 
mehr wenig übrig gelaffen. Da und dort einzelne niedere Megale, wie namentlich 
das Recht auf die erbloſen Güter und in einigen Ländern ein Reſt ber civil- 
rehtlihen und proceffualen Vorrechte, das ift Alles, was von den zahlreichen 
und ausgedehnten Privilegien heute nody Geltung beſitzt. Auch die Tage biefer 
Ueberbleibfel find gezählt. In dem Maß, in weldem es gelingen wird, für bie 
Berwaltung ein durchgebilvetes Recht zu ſchaffen und fie in ihrer Thätigfeit in 
gleicher Weiſe an Rechtöregeln zu binden, im welcher der einzelne Bürger in ber 
Sphäre bes Privatrechts hieran gebunden ift; in eben dem Maß und noch rafcher 
werben bie Ausnahmen verfchwinben, welde in grauer Vorzeit deſpotiſch regierte 
Staaten für ihre Betheiligung am Privatrechtsverlehr unter Mißachtung aller 
Billigkeit begründet haben. 

Literatur: Klüber, öffentliches Recht des beutfhen Bundes und ber 
Bundesftanten SS 473—478; Heimbach in Weiske's Rechtslexikon, Artikel 
„Diskus“, 8. Ion. 


Fiskalbeamte. 


Der Fiskus bedarf wie jede juriſtiſche Perfon bes Privatrechts der Vertre— 
tung, um banbelnd am Rechtsverkehr theilzunehmen. Die Art und Weife bdiefer 
Bertretung wird durch die Verfaſſung des Fiskus beftimmt. Diefe hängt aber in 
ver Weife innig mit ber Berfoffung des Staats zufammen, daß regelmäßig ben- 
felben Organen, welde zur Verwaltung ber Hoheitsredhte, in specie der Yinanz- 
hoheit, beftellt find, auch die Vertretung des Fiskus im Privatrehtsverfehr über- 
tragen ift. Befonbere Drgane — Fisfalbeamte im engern Sinne, Fiskale -- 
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beftehen heut zu Tage regelmäßig nur zur Vertretung der fisfalifgen Intereffen 
in freitigen Rechtsſachen. Der Umfang der Thätigkeit diefer Klaffe von Beamten 
war jedoch weder früher, noch ift er felbft heute allerwärts hierauf beſchränkt. 

In Deutihland erfheinen eigene Fiskalanwälte feit der Reception des römifchen 
Rechts. Sie dehnen ihren Wirkungstreis raſch mehr und mehr aus, und zwar geht 
dieſe Umgeftaltung genau Hand in Hand mit der im vorhergehenden Artikel be- 
ſprochenen Potencirung des Fiskusrechts. Wie die Privilegien des Fisfus mehr 
und mehr zu ftaatlihen Hoheitsrechten gefteigert wurben, fo lag es nahe, aud 
das Thätigfeitsgebiet des Fiskus Über die Grenzen einer bloßen fisfalifhen Ber- 
tretung in Privatrechtöftreitigfeiten Hinaus zu eimer möglihft allgemeinen und 
umfaffenden Vertretung bes landesherrlichen und öffentlichen Intereffes auszubehnen. 
Anfänglih Inüpfte man bei dieſer Kompetenzermeiterung möglichſt an fiskaliſche 
Sefihtspunfte an, die ſich namentlich in jener Zeit faft bei allen Sachen bes 
Gemeinweſens ohne viel Schwierigkeit entdeden Tießen. Alsdann aber gewöhnte 
man fi an bie Borftellung, daß der Fiskal, wie der Vertreter der Privatinterefien 
bes Staats, fo aud der vorzugsweife Vertreter bes öffentlichen Interefjes fet, um 
fo eher, je flärfer fih das Bedürfniß in der letzteren Beziehung geltend zu machen 
anfing, ohne daß body ein anderes Organ zur Erfüllung besfelben vorhanden 
gewefen wäre. Go wurde ber Fiskalanwalt zugleih zum Staatsanwalt, zum 
Drgan ter Oberaufficht, zum Bewahrer ver Prärogative ber Regierungsgewalt. 

Die Befugniffe des Fiskals der legten Jahrhunderte waren in ber That fo 
umfaffend und ihr Charakter zudem fo wenig einheitlih, daß bie Schwierigkeit 
einer begrifflichen Formulirung derfelben unüberwindlich genannt werben barf. Es 
gab Fiskale aller Art. Man unterſchied fe nicht nur mit Rüdfiht auf die ba- 
malige politifche Geftaltung Deutfhlands in kaiſerliche (Reichs ) und reichs⸗ 
ftändifche (landesherrliche) Fiskale, fondern nicht felten auch je nad ber befon- 
dern Richtung ihrer Thätigkeit in Gerichts", Bolizei-, Kammer», ja felbft 
Jagd-, Konfiftorial-, Medicinalfistale. Regelmäßig vorkommend und 
von beſonderer Beveutung waren jeboh nur bie Gerihtsfisfale, deren Thätigfeit 
fih dann gewöhnlich aud auf die andern Gebiete ausdehnte und aus deren Wir- 
fungäfreis fih auch die umfaffendere Kompetenz berausentwideltee Die nächfte 
Erweiterung war bie, daß fie unter der Herrfchaft des Anklageproceſſes Anfangs 
ausnahmsweife (wenn nämlich der Fiskus felbft intereffirt oder ein Privatankfläger 
nit vorhanden war), fpäter regelmäßig als Kläger von Amtswegen in peinlichen 
Sachen aufzutreten hatten. Diefe Funktion trat allerdings wieder in ben Hinter 
grund, als der Inquifitionsproceß in den meiften Territorien bie Oberhand zu ge- 
winnen begann, und blieb dann den Fiskalen mwefentlih nur die Sorge für bie 
Einziehung der dem Fiskus angefallenen Strafgelver. Nicht felten aber nahm ber 
Inquifitionsproceß felbft fisfaliihe Einwirkung an, indem entweber nad) beenbigter 
Generalunterfuhung ein Fiskal noch fürmliche Anklage erhob, oder indem bemfelben 
fhlehthin bie Führung der Unterfuhung übertragen wurde (fog. fisfalifhe Unter- 
ſuchungen). Zur höchſter Bedeutung erhob ſich aber das Fiskalat in vielen Terri⸗ 
torten, infofern es — namentlich in feinem oberften Vertreter, dem General: 
fiskal, Oberſachanwalt — geradezu zum Wächter ber Gefege und Berfaffungen 
beftellt, vemgemäß mit der Oberauffiht über alle Landesbehörden befleivet und mit 
dem Rechte ausgerüftet warb, jegliche Zuwiderhandlung zu verfolgen. 

Diefes war im Ganzen und Großen das Fiskalat, welches das neunzehnte 
Jahrhundert überkam. Das moderne Rechtsbewußtſein fonnte das Inftitut in biefer 
Geſtalt nicht mit günftigem Aug anfehen. Er erfhien unangemeffen, daß derſelbe 
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Beamte, welder als Partelanwalt einfeitige Partelintereffen zu vertreten habe, 
zugleich berufen fein folle, Wächter des Gefeges zu fein und eine Oberaufficht 
über die Gerichte zu handhaben, denen er als Sachwalter body wieder untergeordnet 
war. Das Rechtsbewußtſein bes 19. Jahrhunderts verlangte die fisfalifhen und 
bie öffentlichen Interefien au in den Organen unterſchieden zu fehen, welche bie 
einen und die andern zu vertreten beftellt find. So wurde denn in den meiften 
beutfhen Staaten dem Fiskalat feine frühere Stellung genommen und feine Thätig- 
keit wieder auf die urfprünglihe Aufgabe, Führung ver fisfaltfhen Civilproceſſe, 
befchränft. Aber alsbald fah man fi veranlaft, das Inftitut, welches unterbeffen 
die franzöflfhe Rechtsbildung in's Leben gerufen hatte, und welches, von einigen 
Mängeln abgefehen, zur Erfüllung des Berufs einer allfeitigen Thätigkeit bes 
öffentlichen Intereffes in der MNechtspflege in hohem Maß geeignet war, bie 
Staatsanwaltfhaft faſt allenthalben einzuführen. 2. Jony. 


Fifchfang, fiehe Jagd und Fifhfang. 


Flotte. 


Eine Handelsflotte entwidelt ſich unter dem Einfluß wirthfchaftlicher Reize 
und Antriebe, wo ausgedehnte Seeküflen, zahlreiche Kern“ ji und Häfen 
bie, Schiffahrt begünftigen, der Sinn der Bevölkerung fi dem Meere zuwendet, 
und andere Ränder, deren Beſuch fi unter dem Geſichtspunkt des Verkehrs ver 
Mühe verlohnt, auf dem Meere verhältnigmäßig ſchnell und leicht zu erreichen 
find. Eine Kriegsflotte pflegt darum geſchaffen zu werben, theils um bie Handels- 
flotte gegen feindliche Beläftigungen zu fügen, theils um überhaupt Krieg anf 
dem Galzwafler zu führen, fremde flotten vom eigenen Sande abzuwehren und 
das Land oder die Kauffahrer des Feindes anzugreifen. Sie ift eine Schöpfung 
bes Staats, welche deſſen Aufgaben jenfeits feiner Grenzen auf offener See zu 
erfüllen hat. Immer aber berubt die Entfaltung der Kriegsmarine wefentlih auf 
der Kauffahrteiflotte, wenn man in legterer den Seefifhfang einbegreift; ihre Er- 
ziehung roher Schiffsjungen zu ausgebildeten Seeleuten gibt auch für bie Be— 
mannung der Kriegsfciffe die nicht zu entbehrende Grundlage ab. 

In den Anfängen der Eivilifation ift jedes Handelsfchiff zugleich Kriegeſchiff; 
feindlicher Verkehr und gewaltfame Plünderung ſammt Wegführung von Gefangenen 
in die Sklaverei liegen da noch näher bei einander und vermifhen ſich vielfach, 
folglich auch die Ausrüftung zu dem einen und bem andern biefer beiden Zwecke. 
Heutzutage iſt die Scheidung beider Arten von Schiffen nahezu durchgeführt. 
Kriegsfchiffe treiben feinen Handel, Kauffahrer bewaffnen fih nur noch in Aus- 
nahmefällen, wie z. B. wenn fie in die von Piratendfhunkeln wimmelnden dine- 
fiihen Gewäfler gehen. Es ift aber ein Gegenftand beftändiger Agitation in ben 
Ländern, deren Rhederei an der oftafiatifhen Frachtſchiffahrt ſtark betheiligt iſt, 
alfo auch an der deutſchen Norbfeeküfte, zu erreihen, daß bie Staatögewalten aus- 
giebige Kriegsflottenträfte dorthin abjenden, um Handelsfchiffe jener leidigen Noth- 
wendigkeit zu überheben. Eine andere univerfelle Agitation des Seehanbelsftandes 
it dahin — ben völlerrechtlich noch erlaubten Seeraub im Kriege abzu- 
ſchaffen. cht blos die Ausgabe von Kaperbriefen, d. h. die Stempelung von 
Handelsſchiffen zu Kriegsſchiffen im Falle des Krieges, ſondern auch die Wegnahme 
des ber feindlihen Nation gehörenden ſchwimmenden Privateigentbums im Kriege 
fol aufhören. Jener Kriegsmaßregel haben ſchon im Parifer Frieden von 1856 
und feitbem die europäifchen Seeftanten fo gut wie gänzlich entjagt ; biefe legteren 
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Preußen, Defterreih und Italien im Kriege von 1866, ſodaß ber fürmliche Verzicht 
auf fie früher oder fpäter mohl ein Beftandtbeil des allgemeinen Völkerrechts werden 
wird. Dann ift die Trennung zwiſchen Hanbelsflotte und Kriegsflotte vollftändig. 

Diefe Trennung macht fi neuerdings fogar in der techniſchen Herftellung 
und Ausrüftung beider immer entfhiebener geltend. Ein Kriegsfhiff ohne Dampf- 
maſchine, wenn aud nur zur Aushülfe, wird Heute faum nod gebaut; auf ber 
Handelöflotte gewinnt der Dampf als Triebkraft dem Segel zwar aud immer 
reißender Raum ab, aber man baut doc noch bloße Segler. Eiferne Schiffe ferner 
lommen aud) in der Hanvelsmarine zahlreih vor. Aber mit Eifen gepanzert werben 
bob nur Kriegsfciffe, und von biefen ganze Flotten, fo daß man, wie die Dinge 
ftehen, annehmen muß, daß die Seefhlachten der Zukunft wefentlich zwifchen Panzer- 
fregatten und Panzercorvetten vor ſich gehen werben. 

Zu dieſem Umfhwung bat der Krimkrieg die Beranlaffung gegeben, indem er 
auf Seiten der Weftmächte ſchwimmende gepanzerte Batterieen, den Keim der fürm- 
lichen PBanzerfchiffe, zur Anwendung bradte. Seitvem ift auch die zweifache GStreit- 
frage: Lanpbefeftigungen gegen Schiffe und Kanonen gegen Banzer, zum wefentlichen 
Inhalt der Entwidelung der Kriegsmarine geworben. Angriff und Vertheidigung 
führen gewiffermaßen ſchon in fsriebenszeiten ihren Wettlampf durch, Dank ber 
Deffentlichleit des Zeitalterd und dadurch bebingten rafchen Berallgemeinerung 
aller werthvollen Entvedungen. Die früher ſtets blutige Rivalität der Staaten in 
ber Erfindung wirkfamer Kriegswerkzeuge bat fih dadurch zum Theil in einen 
bloß techniſchen Wetteifer umgeſetzt. 

Nene Elemente brachte der vierjährige amerilanifhe Bürgerkrieg in die Ent- 
widelung bes Kriegsflottenmwefens. Erhalten haben ſich von dieſen hauptſächlich vie 
Monitors, Panzerſchiffe mit drehbaren Thürmen zur überfeeifhen, und vie Tor- 
pebos, Minen oder Brander zur unterfeeifchen Bertheivigung von Küften, Häfen, 
Einfahrten und Flußmündungen. | 

Die Geſchichte der deutſchen Kriegsmarine beginnt mit ber Hanfa, deren 
Flotten geraume Zeit hindurch die Norb- und Oſtſee beherrſchten, die Könige des 
Nordens im Schad hielten, Seeräuber nieverfhlugen, und fo wahre Reidhsauf- 
gaben zur See erfüllten. Im vreißigjährigen Kriege trug Wallenftein’s hochflie- 
gender Feldherrn- und Staatsmannsgeift fih auch mit Meerherrfchaftsplänen von 
ber Oſtſee aus, aber ohne faum nur die erften Schritte zu ihrer Ausführung 
thun zu Finnen. Etwas weiter gebiehen bie Flottenſchöpfungs und Koloniegrün- 
bungs-Entwürfe des großen Kurfürften; doch hatten aud fie feinen nachhaltigen 
Erfolg. Seitdem galt bis auf die jüngfte Zeit herunter die Anfammlung mari« 
timer Macht in Berlin für eine jhädlihe Zerjplitterung ber Kräfte, fo daß ſelbſt 
ber Erwerb Oftfrieslands, der Preußen an bie Norbjee brachte, Friedrich den 
Großen nit in die Fußftapfen feines großen Anherrn treten ließ. 

Die Wiederaufrichtung Deutfhlands und des nationalen Bewußtfeins unter 
ber zeitweiligen Fremdherrſchaft Napoleons hatte nicht fofort Flotteniveen im Ge- 
folge. Nur als die Raubftaaten von Nordafrita fred genug wurben, ihre Beute 
fahrten bis im die Nordfee zu erftreden, beantragten bie Hanſaſtädte — bie erft 
furz vorher ihre bewaffneten Convoyers, Begleitſchiffe für Kauffahrteiflotten, 
abgeſchafft Hatten — vie Herftellung einer Bundesflotte, Aber die Kommiffion, des 
Bundestags, welche ſich 1817 mit biefer Anregung zu befhäftigen hatte, fon ed 
nit unanftändig, durch Defterreih und Preußen die Seemächte bitten zu jjlafien, 
y möchten den beutfchen Handel doch gewogentlihft mitſchützen. Dabei bligich es 
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I dieſem Jahre aber ftellte fich heraus, daß inzwiſchen zahlreiche patriotifche 
Herzen fi mit einem Gefühl bittern Unmuths über Deutſchlands Ohnmacht zur 
See erfüllt hatten. Der Ruf nach einer Kriegsflotte gehörte in jenem aufgeregten 
Sommer zu ben lauteften, verbreitetften und minveftbefämpften. Sammlungen zum 
Ankauf oder Bau von Schiffen wurden in Gang gefest, eine Kommiffion des 
Yünfziger-Ausfhuffes forderte zu einem Marine-Kongreß auf, der am 31. Mat 
in Hamburg zufammentrat und ein Programm für die künftige Retchsflotte ent- 
warf; die Nationalverfammlung befhloß, die proviſoriſche Centralgewalt erhob 
Umlagen auf die Einzelftanten im Gefammtbetrage von mehr als zwei Millionen 
Thalern, um einen Anfang von Marine zu fhaffen. Als Reihsmarineminifter 
beim Erzherzog-Reihsverwefer fungirte ein banfeatifcher Kaufmann, Arnold Dud- 
wi aus Bremen. 

Mit dem Reiche aber, das damals bie ungelibten Kräfte der Nation ohne 
Anlehnung an ein vorhandenes folives Staatögebäude aus dem Nichts hervor- 
zurufen dachten, zerfiel auch bie junge deutſche Seemadht wiederum. Der neu 
auflebende Bundestag wollte dieſe Erbihaft des Parlaments fo wenig übernehmen, 
wie irgend eine andere, und bie erworbenen Schiffe famen unter den Hammer bes 
Auctionators, Aber die dem Nationalbewußtfein damit angethane Schmach wurde 
trog ber allgemeinen Ermattung der Gemüther tief empfunden; und faum regte 
ber öffentlihe Geift nad den Ereigniffen von 1858 und 1859 feine Schwingen 
wieber, fo forderte er auch die Flotte von ben Regierungen zurüd. Der National- 
verein eröffnete im Sommer des Jahres 1861 neue, Sammlungen, diesmal jedoch 
ausbrädlic nur, um damit das Intereffe ver Nation an maritimer Machtentwidelung 
zu befunden und der Staatögewalt einen Anftoß zum Vorwärtsgehen auf demſelben 
Wege zu geben, und zu dem Zwede, der preußifchen Flotte einen Zuwachs zu 
verſchaffen, die inzwifchen, wenn aud fehr langfam und bruchſtückweiſe, entflanden 
war. „Die beutfhe Flotte unter preußifcher Führung“ wurbe damals zur gel- 
tenden Formel diefer Nationalforderung,; und in dieſer Form ift biefelbe denn 
auch verwirflict worben, nachdem bie Ummälzung von 1866 den deutſchen Reichs- 
bildungsproceß wieber in Fluß gebracht hat. ' 

Unter dem Dberbefehl des Königs von Preußen als Bundesfeldherrn befteht 
feit dem 1. Oktober 1867 eine norddeutſche Flotte, in bie der preußiſche Flotten- 
befig ohne weiteres aufging, und bie fhon ein halbes Jahr früher als die Han- 
belsmarine, die neuen norddeutſchen Farben Schwarz. Weiß-Roth aufzog. Sie ver- 
einigen das preußifhe Schwarz Weiß mit dem hanſeatiſchen Weiß⸗-Roth, — 
hiſtoriſch betrachtet alfo bie Kriegeflagge der alten Hanfa mit derjenigen des Staats, 
welcher Deutſchland politifh zu einigen unternommen hat, geographifc-ftatiftifch 
betrachtet die Farben, unter denen bisher ſchon die große Mehrzahl der deutſchen 
Kauffahrer die Meere durchfurchte. 

Die norbdeutfche Kriegsflotte befigt gegenwärtig fünf Panzerſchiffe, von denen 
jedoch nur bie drei jüngften vollen Kriegswerth befigen. „Arminius und Prinz 
Adalbert”, jenes von den freiwilligen Flottenbeiträgen der Nation erbaut, biefes 
während des legten Krieges gegen Dänemark erworben, find faum als brauchbare 
Schlachtſchiffe anzufehen. Dagegen ftehen „Kronprinz“ und „Prinz Friedrich Karl" 
auf gleihem Rang mit den allerdings viel zahlreicheren franzöfifhen Panzerſchiffen, 
während der zulegt vollendete „König Wilhelm" mit zwei englifchen Panzerſchiffen 
„Monarch“ und „Herkules“ an ber Spige dieſer ganzen Schiffsgattung fteht und 
felbft in der franzöfifchen Flotte feines Gleichen nicht begegnet, ſodaß in ihm dieſe 
für den Fall des Kriegs einen furchtbaren Feind ſich gegenüber hätten. Er verbindet 


636 Flotte. 


Schnelligkeit mit dem ſtärkſten Panzer, den bisher irgend ein Schiff der Welt 
belommen hat, Seine Größe beträgt 5938 Tonnen zu je 2000 Pfo., feine beiden 
Maſchinen haben nominelle 1150 Pferbefraft (In Wirklichkeit nad dem damaligen 
Stande der Technik des Lehrfachs), fein Panzer ift 8 Fuß did, fein Tiefgang 
26 Fuß, und er führt 26 der fhwerften Kanonen, — koſtet aber allerdings auch 
vollausgerüftet nicht weniger als viertehalb Millionen Thaler. — Bon gebedten 
Eorvetten und Glattdeds: Corvetten befigt der norddeutſche Bund ebenfalls je 
fünf: jene genannt: „Arcona”, „Gazelle“, „Bineta”, „Bertha“ und „Elifabeth“ 
— diefe „Auguſta“, „Bictoria*, „Nymphe“, Mebufa” und „Ariadne“. Die Iegt- 
genannten und jüngften jever Gattung follen Panzerſchiffen älterer Bauart allen- 
falls gewachſen fein, Dank ihrer höhern Geſchwindigkeit. Im Allgemeinen aber tft 
ihre Aufgabe nicht die Seefhladt; fie Haben in unfihern Gewäflern ben Handel 
zu bef&irmen, in fernen Länbern von Zeit zu Zeit die nationale Flagge zu ent- 
falten und immerhin, fo lange Staatsjhiffe no auf Beute ausgehen, im Kriegs- 
fall officielle Eaperei zu treiben, Auf dem offenen Meere ganz unbraudbar find 
bie zwanzig und einige älteren Kanonenboote, die Preußen dem Bunde zugebradht 
hat. Höcftens gegen die chineſiſchen Piraten möchten ihrer einige noch Dienfte zu 
thun im Stande fein. Sonft ift ihr Beruf die Vertheivigung der Küftengewäffer 
gegen Landungsverfuhe u. dgl. Außer diefen größern Klaſſen von Schiffen zählen 
zur Kriegsflotte noch die Königliche Dampfyadht „Orille“, ein fchnelles und zier- 
liches Fahrzeug, die Avifos „Preußifher Adler“ und „Loreley“, welche gewiffer- 
maßen Adjutantendienfte verrichten; die Schulſchiffe „Musquito”, „Niobe” und 
„Rover", auf benen die Schiffsjungen der Flotte ausgebildet werben, und das 
ftets im Hafen bleibende Artillerie⸗Schulſchiff „Gefion“, die Trophäe des von 
beutfhen Batterieen erfochtenen Sieges über däniſche Schiffe bei Edernförde vom 
5. April 1849. ’ 

Die preußifhe Flotte empfing ihre Bluttaufe ebenfalls im Kriege gegen 
Dänemark, dem von 1864. Am 17. März fchlugen fih bie „Arcona“, bie 
„Nymphe“ und die „Loreley“ unter Kapitän, jegt Viceadmiral Jachmauns Befehl 
nicht unrühmlich gegen eine überlegene däniſche Flottille. Die „Nymphe“ komman- 
birte dabei R. Werner, Berfaffer des illuftrirten Werkes über die norddeutſche 
Flotte, das dieſe neuerdings populär zu machen beigetragen hat. Die Kanonen 
boote „Baſilisk“ und „Blitz“ waren an dem Gefeht bei Helgoland betheiligt, 
bas ber öſterreichiſche Admiral Tegethoff, der fpätere Sieger von Liſſa, den Dänen 
am 9. Mat 1864 lieferte, und bei der Eroberung der frieflihen Infeln gegen 
Kapitän Hammer. Mit der „Grille“ endlich enterte in demſelben Kriege ber 
preußifhe Prinz: Admiral Adalbert mehrfach die großen däniſchen Dreibeder. 

Die norddeutſche Flotte, im Range etwa den flotten Defterreihs, Italiens 
und Spaniens nahe ober glei, bedarf im Frieden rund 5000 Mann, im Kriege 
12,000. Es iſt charalteriſtiſch für ihre nationale Beliebtheit, daß zwei Drittel 
ihrer Friedensbemannung nit an der Küfte zu Haufe find; unter den Officieren 
gilt dies fogar von vier Fünfteln, Ueberhaupt aber befigt Norddeutſchland 40,000 
bis 45,000 Seeleute auf eigenen Schiffen und ungefähr 10,000 auf fremben. 
An dem umentbehrliben lebendigen Material felbft für eine noch größere Flotte 
fehlt es alſo nicht. Diefe refrutirt fich aus jenen ganz ähnlich wie das Heer aus 
der Maffe der jungen Männer im Allgemeinen. Auch das Inftitut ber Frei— 
willigen mit abgefürzter Dienftzeit ift auf bie Kriegsflotte Übertragen, um bie 
Aushebung für Steuerleute u. f. f. minder vrüdend zu maden; in ven Schiffe- 
jungen erzieht fie fi einen Stamm von Berufsmannſchaften, wie in den Kabetten 
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ihre Officiere. Auf die Ausbildung des lebenden Beſtandes ift in der preußiſch⸗ 
norbdeutichen Flotte von jeher hoher Werth gelegt worden. 

Die Handelsflotte, welche jegt unter ver fhwarz-weiß-rothen Flagge fegelt, 
ift bekanntlich die drittgrößte der Welt; voran ftehen nur die engliſche und bie 
amerilanifhe. Ste befaß zu Anfang des Jahres 1868 über 4400 Seeſchiffe mit 
einer Tragfähigkeit von mehr an anderthalb Millionen Tonnen (zu je 2000 Pfb.). 
Außerdem wurden etwa 5500 Küftenfahrer mit 120,000 Tonnen gezählt. 

Zu derfelben Zeit Hatte England nebft den Kolonien 41,333 Schiffe zu 
7,315,958 Tonnen mit 346,606 Mann Befagung; Branfreih ein Jahr früher 
24,714 Schiffe zu 1,109,772 Tonnen; Defterreih Anfangs des vorigen Jahres 
7830 Schiffe zu 324,415 Tonnen mit 27,979 Mann; Rußland vor vier Jahren 
2132 Schiffe zu 180,992 Tonnen; Italien zu Anfang des vorlegten Jahres 
16,210 Schiffe zu 717,364 Tonnen; Spanien vor fehs Jahren 4859 Schiffe 
zu 395,270 Tonnen mit 37,787 Dann; Belgien vor drei Jahren 98 Schiffe 
zu 37,925 Tonnen; die Niederlande gleichzeitig 2178 Schiffe zu 510,379 Tonnen; 
Dänemark vor zwei Jahren 3736 Schiffe zu 172,460 Tonnen; Norwegen vor 
drei Jahren 5750 Schiffe zu rund 800,000 Tonnen und 40,000 Mann; Schweden 
vor vier Jahren 3155 Schiffe zu 167,048 Tonnen. 

Die englifhe Kriegsmarine zählte 1868/69 bei 3731 höheren Officheren 
65,500 Mann überhaupt, auf 42 Panzerfhiffen, 395 ungepanzerten Dampfern 
und 29 Segelidiffen; die franzöflihe bei 2218 Dfficieren und 49,000 Mann 
21 Banzerfhiffe, 67 Woifos und Kanonenboote; die ruffijhe vor drei Jahren 
ſchon 25 Panzerfciffe, 260 Dampfer und 59 Segelſchiffe; die ſchwediſche vor 
zwei Jahren 17 Dampfer, 31 Segelſchiffe und 144 Ruderboote der Scherenflotte, 
woneben 1 Schraubencorvette, 1 Monitor und 1 Panzerfhaluppe im Bau 
waren, mit nicht ganz 10,000 Mann Befagung; die norwegiſche 1 Monitor, 
10 Dampfichiffe, 3 Segelfchiffe und 103 Ruderboote; bie däniſche zu Ende des 
vorlegten Jahres 6 Panzerſchiffe, 25 Dampfer und 30 Ruderboote; die öfterreichifche 
im vorigen Jahre 7 Panzerfregatten, 38 Dampfer und 16 Segelſchiffe; bie 
italtenifche Anfangs diefes Jahres 22 Panzerſchiffe (darunter jevoh 7 Heine), 68 
Dampfer und 8 Segelſchiffe; die fpanifhe vor zwei Jahren 6. Panzerfregatten, 
61 Dampfer (ohne 18 Kanonenboote) und 6 Segelfhiffe; die niederländiſche 
65 Dampfer (darunter 1 Panzerfregatte, 1 gepanzerte Batterie, 4 Widder und 
5 Monitors) und 70 Segelſchiffe. A. Sammers. 


Forenfen, fiehe Fremde. 
Forftwirtbichaft und Forftpolizei. 


I. Die Forſtwirthſchaft im weiteren Sinne pflegt man einzutheilen in Forft- 
wirthſchaft und Forſtpolizei. Während die Lehre von der legteren, auch wohl Staats- 
forſtwirthſchaftolehre genannt, die Maßnahmen, welche der Staat binfichtlih ber 
Wälder aus allgemein voltswohlfahrtspolizeilichen Rüdfihten zu ergreifen hat, angibt 
und uns lehrt, wie der einzelne Walpbefiger in feinen Rechten gegen Eingriffe Dritter 
und gegen ſchädliche Naturereigniffe, gegen die der einzelne ſich nicht ober nicht ge= 
nügend zu fihern vermag, gefhügt wird, hat man unter der Forſtwirthſchaft im 
engeren und dem bier genommenen Sinne das forftliche Gewerbe zu verftehen. Es 
iſt die Anwendung der forfiwifienfhaftlihen Regeln bei der Waldbehandlung, es 
ift die in das Leben getretene, bie praktiſche Forſtwiſſenſchaft ſelbſt. Diefe ver- 
danft ihre wiſſenſchaftliche Ausbildung erft der neueren Zelt, namentlih den 
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Deutſchen (Carlowig, Bedmann, Burgsborf, Hennert u. v. 9.) im vorigen Jahr- 
hundert. Sie umfaßt die fyftematifch gesrbneten Grund- und 2ehr- (Erfahrungs-) 
füge, welche angeben, wie ein Wald zu behandeln und zu benugen ift, damit ber- 
jelbe den am ihn geftellten Anforderungen am vollftändigften entſpreche. Die 
Zwecke, welhe man durch die Waldwirthſchaft zu erreichen ftrebt, können aber 
fehr verfhieden fein und wirken beshalb auf die Art ber Walpbehanblung mannig- 
fach ein, indem gleichzeitig noch durch bie vorhandene oder nachzuziehende Holzart 
und bie Stanbortsverhältniffe, welche als ein Refultat von Klima, Boden und 
Lage zu betrachten find, fowie auch durch die von dem Walbbefiger aufzuwen⸗ 
denden Mittel Mopififationen bebingt werden. — Hauptfählih unterfheidet man 
indeſſen nad der Art der Berjüngung und dem ter, welches man bie einzelnen 
Bäume oder Beftände erreichen läßt. Diefes Alter beißt der Umtrieb, Turnus 
oder Umtriebszeit verſchiedener Wirthſchaftsſyſteme oder Betriebsarten. 

1. Da Hoch waldbetrieb ift diejenige Bewirthichaftungsart ver Wal- 
dungen, nad welder man die Beftände ein mehr oder weniger hohes Alter (von 
minbeftens 60, bis 120 und mehr Jahren) erreihen läßt, ehe man fie nugt. Soll 
ber Betrieb nachhaltig fein, was in der Folge ftet8 angenommen wird, ba feinem 
Waldbeſitzer, felbft dem Staate ein unregelmäßiges Einlaufen feiner Erträge ge- 
nehm fein kann, fo hat man darauf zu halten, daß alljährlich eine beftimmte ftets 
leihe Holzmafje geihlagen werbe und geſchlagen werben bürfe. Es find zu biefem 
— eine fo große Anzahl gleicher Jahresſchläge erforderlich, als der Umtrieb 
Jahre zählt und iſt jede Altersflaffe vom einjährigen Holze bis zum Alter des 
Abtriebebeftandes für fih auf je einer Schlagflähe vertreten. Die Berjüngung 
erfolgt durch Kernwuchs, durch Befamung oder Pflanzung. 

2. Die Fehmel- ober Plänterwirthſchaft unterſcheidet fi vom 
Hochwaldbetrieb nur dadurch, daß bie gleihalterigen Bäume nicht ſchlag⸗ oder 
beftandesweife beifammen ftehen, jondern alle Altersllaflen mehr oder weniger 
gleihmäßig mit einander gemifcht find. -Die Bäume des höchſten Alters kommen 
zum Siebe. Der Umtrieb pflegt häufig noch höher als beim Hochwalde zu fein. 
Die Nachzucht wird in gleicher Weife bewirkt. 

Diefe beiden Betriebsarten haben bie größte Ausbehnung und Bebentung. 

3. Bei der Niederwaldwirthfſchaft erfolgt die Wiederverjüngung 
durch Ausſchlag der Stöde. Es find daher die Nabelhölzer von dieſer Betriebsart 
gänzlich ausgejchloffen und aud bei den Laubhölgern darf das Wbtriebsalter nicht 
zu hoch gefegt fein, weil mit zunehmendem Alter das Vermögen, Stodausfhläge 
zu treiben, abnimmt und endlich ganz aufhört. Als Marimum der Umtriebszeit 
für den Niederwald wird gewöhnlid bas vierzigfte Jahr bezeichnet; doch wirken 
auch bier Holzart, Standort und andere Berhältniffe (3. B. Güte der Lohrinde 
beim Eichenſchaͤlwalde) auf die Wahl des Wbtriebsalters ein. Die gleichalterigen 
Stodansfhläge ftehen meift ſchlagweiſe auf gleichen Flächen neben einander. Nur 
bie abfländigen Stöde find durch Pflanzung zu erfegen. 

4. Da Mittelwalpd iſt eine Berbindung von Hochwald und Nieber- 
wald, weshalb er aud in einigen Gegenden mit vem Namen Kompofitiong- 
betrieb belegt if. Derfelbe ift als ein Nieverwald zu betrachten, im welden 
eine größere Anzahl von Bäumen verfhiedenen Alters hochwaldartig eingewachfen 
if. Die legteren heißen Oberholz im Gegenfag zum Unterholz, ber durch bie 
Stodausfhläge gebildeten Holzmafle. Die ganze Walpfläche ift niederwalbartig in 
eine Reihe von Jahresichlägen getheilt, von denen ber ältefte zum Abtriebe kommt, 
indem ſaͤmmtliche Stodausjchläge und bie ältefte Klaſſe des Oberholzes gehauen 
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wird. Die Berjüngung erfolgt theils durch Stodausfchläge theils durch Saat oder 
Pflanzung. 

Son ben übrigen gebräuchlichen Betriebsarten fei hier nur erwähnt, daß fich 
biefelben einem ber vier oben geſchilderten Hauptwirtbfchaftsfgfteme leicht zuordnen 
laſſen und daß fie meift nur als befondere Modifikationen derſelben anzufehen 
find, welche durch eine leider faft allerorts zum größten Nachtheil der forſtwirth⸗ 
ſchaftlichen? ftattfindende landwirthſchaftliche Mit- und Zwiſchennutzung herbei⸗ 
geführt werden (Harl- und Röderwald, Baumfeldwirthſchaft, die mit Kopfe und 
Schneidelholz beftandenen Hubefläden zc.). 

11. Wefentlihe Eigemthümlichkeiten unterſcheiden die Forfiwirtbfhaft von den 
übrigen Zweigen ver Urprobultion, namentlih der Landwirthſchaft. 

Die Wälder befinden fih faft durchweg auf dem fchlechteren Boden zurüd- 
gebrängt, 3. Th. auf Boten, dem durch forftlihe Kultur allein no ein Ertrag 
abzugewinnen iſt. Mit Recht bat die Landwirthſchaft ven beſſeren Boden für fich 
in Befig genommen, ba hier ber Ertrag der Wälder nicht in dem Maße zunimmt, 
ald der Nug- und Kaufwerth des befieren Bodens höher fteht. Man nennt bie 
Flächen, auf denen eine landwirthſchaftliche Benugung nicht mehr mit Erfolg be- 
trieben werben kann, abfoluten Waldboden; doc iſt biefer Begriff nach dem 
Stande des Aderbanes, nad der intenfiveren oder ertenfiveren Wirthfhaft, nad 
der Höhe des Zinsfußes u. dgl. mehr ein ſchwankender. Den Waldboden reprä- 
fentirt hiernach ein verhältnigmäßig geringes Grundkapital. — Der Hauptwerth 
der Waldungen ruht vielmehr in den auf den Boden fallenden Holzuorräthen, 
welche leicht das Mehrfache des Bodenwerthes überfteigen. Der Werth und bie 
Maffe der erforberlichen Holzvorräthe wädhst bei höherem Umtriebe. Gleichzeitig 
nimmt auch der jährlihe Maffen- wie Gelvertrag zu; doch nicht in dem Maße, 
daß fi die vorhandene Holzmafle, zumal wenn man den Bodenwerth und bie 
Koften für Berjüngung im berfelben Höhe mit in Rechnung zieht, mit vemfelben 
Precente verzinfe. So ift z. B. anf einer als Buchenhochwald bewirthſchafteten 
Fläche beim SOjährigen Umtrieb das 27fache, beim 100jährigen Umtrieb das 
36fache des jährlichen Ertrages als Maſſenvorrath erforderlich; dem Geldwerthe 
nah würbe e8 das 24 reſp. das 32fache der jährlihen Einnahmen betragen. 
Während alſo der Maffenvorrath beim 100jährigen Umtriebe bei verfelben Flächen- 
größe um 32 0/,, der Geldwerth verfelben fogar um 44 0/, größer ift, bat ſich 
die Einnahme nur um 20/, der Maſſe nad und um 7 0/, dem Gelvbetrage 
nad erhöht. Es verzinst fi die Beftanbesmaffe beim 80jährigen Umtriebe noch 
mit 4 0/,, beim 100jährigen nur nody mit 3 0/, ohne Berüdfihtigung des Boden⸗ 
wertbes, der Wirthſchafts⸗ und fonftigen Koften. Es regt hierin die dringende 
Aufforderung an alle Privaten, namentlich die Heineren Waldbefiger, ven Umtrieb 
möglichſt zu verfürzen. Da nun aber ein fehr ftartes Bedürfniß nad flärferem 
Berk- und Nutzholze zu Bande, Wafler- und Schiffsbau eriftirt und dieſe Hölzer 
nur im höheren Umtriebe zu erziehen find, fo tft e8 Sache bes Staates, biefem 
Bebürfniffe, foweit e8 nicht durch den aud in Meineren Privatforften möglichen 
Ueberhalt gededt wird, Rechnung zu tragen. Der Staat fann und muß biefen 
Nachtheil tragen, bis durch richtige Normirung der Holzpreife, namentlich des 
Märkeren Holzes auch für den Privatwalbbefiger die Räthlichkeit zu einem höheren 
Umtriebe ſich wieder einftellt. 

Durch künftlihe Mittel läßt fih das Wahsthum der Bäume nur wenig be- 
ſchleunigen. — Wegen des geringen Preifes und des gewaltigen Volumen erträgt 
das Holz, abgefehen von Floßftraßen, keinen weiten Transport; nur färlere Nup- 
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und Schiffsbauhölzer bilden eine Ausnahme. Trotzdem iſt das Brennholz ein nicht 
zu erfegendes Erforderniß für viele Gegenden. Hunbeshagen nimmt wohl ohne 
alle Uebertreibung an, daß das für eine Familie erforberlihe Brennholz das Dop- 
pelte des Gewichts aller übrigen Lebensbedürfniſſe ausmache. Man hat deshalb 
auf eine richtige Vertheilung der Waldungen, zu deren Konfumtionsarten, ben 
menfhlihen Wohnungen, zu fehen. — Zerfplitterter Beſitz erſchwert ben Forſt⸗ 
betrieb ungleich mehr, als die Landwirthſchaft. Es muß an Shug- und Wegebau- 
Koften mehr verausgabt werden; die vom Winde herrührenden Gefahren (Wind- 
bruch und Windwurf, Entführen des Raubes ꝛc.) werben vermehrt. Zur Beſchäf— 
tigung eines ſachkundigen Technikers find mehrere 1000 Morgen erforberli. Der 
Bald verlangt nur eine geringe Arbeiterzahl; er gewährt namentlid der ärmeren 
Vollsklaſſe einen willlommenen Nebenverdienft durch Sammeln von Lefeholz, Bee- 
ven zc., welche ver Walpbefiger nicht wohl zu nuten vermag. — Die Forften 
find dem Mißwachs und andern Gefahren weniger unterworfen, als bie Ernten 
bes Landmannes. — Der Holzpreis ift des fletigen Bedürfniſſes wegen ftabiler. 

Die Waldungen find von großem Einfluß auf Klima und Fruchtbarkeit eines 
Landes; fie ſchwächen die Macht der Stürme, reguliren den Sauerftoffgehalt der 
Luft, bewirken eine gleihmäßigere Temperatur (namentlich währen Tag und Naht 
im Sommer), fie geben ver Luft einen gleichmäßigeren Feuchtigfeitsgehalt, fie für- 
bern die atmofphärtfchen Niederfhläge, Than und Regen und bewirken eine regel- 
mäßigere Bertheilung verfelben auf die verſchiedenen Jahreszeiten. Sie fegen dem 
raſchen Abfluß des Regenwaflers mehr Hinderniffe in den Weg und laffen dadurch 
mehr Wafler in den Boden eintringen. Sie fpeifen die Quellen, normiren ben 
Boflerftand der Flüffe und fihern vor Ueberſchwemmungen. — Daneben erreichen 
einzelne Waldparcellen (die ſog. Shugmwälder) noch befondere . Wichtigkeit, 
‚Indem fie Heinere Dertlichleiten vor widrigen Naturereigniffen fhügen. An der 
Meerestüfte dienen fie den dahinter gelegenen Lanbftrihen zur Abwehr der Gee- 
flürme. Im Hochgebirge fangen fie die Lawinen auf, verhindern Erd» und Fels— 
rutſche und fihern die Thäler vor Ueberſchüttungen durch Steingerölle. An andern 
Drten binden fie die Flugſandſchollen u. ſ. w. 

III. Alles dies mag bei der Forſt-wirthſchaft einen Eingriff ver Stantsgewalt 
in das freie Dispofitionsrecht der Privaten über ihr Vermögen rechtfertigen, Doc 
ift auch diefe Beſchränkung des Privateigenthbums mit der Zeit aufzugeben, was 
indefien nur allmählig gefhehen fann und darf. Zunächſt hat der Staat auf die 
Erhaltung des Waldes auf allem abfoluten Walbboven, mit Einfluß ber oben- 
geſchilderten Schugwälber, hinzuwirlen. Am beften wirb dies erreicht, wenn ber 
Staat felbft dieſe Waldungen durch Erpropriation erwirbt und fie dem Zwecke 
entſprechend bewirthſchaftet. Anderenfalls find gefeglihe Beftimmungen über dieſe 
Wälder zu erlafien. Dahin gehört das Verbot der Waldrodungen, Einſchränkung 
ober Befeitigung ber den Waldzuſtand gefährbenden Nebennugungen, Möglichkeit 
und Zwang, wenn folde als Servituten beftehen, diefelben abzulöfen; Parzellirung 
ift zu beſchränken. Bei den Schug wäldern find Kahlſchläge nicht zu geftatten, der 
Plänterbetrieb einzuführen u. ſ. w. 

Die Befolgung dieſer Vorſchriſten ift genau zu überwachen und bei Zuwiderhan⸗ 
bein die Berwaltung des Forftes vom Staat für Koften des Eigenthümers zuübernehmen. 

Die Aufforftungen der zum abfoluten Waldboden gehörenden Flächen ift gleich 
falls Sade des Staates und find biefelben möglichſt zu fördern und zu beſchleunigen. 

Bei der Bewaldung bes abfoluten Waldbodens wird ein Land in der Regel 
ſchon die für Klima und Fruchtbarkeit desſelben erforderliche Waldmenge befigen; 
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auders ift e8 mit der Frage, ob auch dieſe Forften dem Holzbedürfniſſe entſprechen. 
Iſt dieſes der Fall, fo ift die Urbarmachung des zu Aderland tauglihen Waldbodens 
zu fördern. Es find Holz konſumirende Gewerbe zu unterftügen und für den Er» 
port oder den Abſatz des Holzes nah holzarmen Provinzen Land» und Waſſer⸗ 
firaßen herzuftellen oder, wenn folhe von Privatgeſellſchaften gebaut werden, dieſe 
Unternehmungen zu begänftigen. 

Sollte der abfolute Waldboden das erforberlihe Holzquantum nicht liefern 
können, fo muß noch ein Theil des zu Aderland tauglihen Bodens zum Walde 
gezogen werben. Hierzu wähle man bie geringeren und entlegenften Feldtheile. Die 
erforderlihe Größe wird durch möglichft genaue Ermittelung des wirkliben Holz- 
bebarfs unter VBerüdfihtigung der Zufuhr und des Berbrauhs von Holzfurros 
gaten, als Stein- und Braunkohlen, Zorf zc. feſtgeſetzt. Es muß auf bie größte 
Holziparfamteit hingewirkt werden: durch Bau maffiver Häufer, Erridtung von 
“®emeindebadhäufern x. 

Das Holz gebe man erft eine Zeit nad ver Füllung In trodenem Zuftande 
an die Konfumenten ab. 

Für die auf ſolchem relativem Waldboden befindlihen Privatwalbungen find 
die oben angegebenen Beftimmungen nicht wohl durchführbar. Man kann keinen 
Privatmann zwingen, eine für ihn weniger ergiebige Benugung feines Grund⸗ 
ftüdes beizubehalten. Der Staat muß fi aber, wenn der Eigenthümer die Walb« 
wirthfhaft aufgeben will, in ven Beſitz des Waldes fegen können, bei welder Er- 
propriation der Befiger nad dem vollen Nugwerthe, den er bei anderer Kultur 
zu erzielen vermag, eutſchädigt werben muß. 

Es werden ſich mit der Zeit anf relativem Waldboden nur bie eigentlichen 
Staatswalbungen, fowie die Gemeindewaldungen und die Wälder öffentlicher In⸗ 
ftitute, Pfarrwaldungen u, dgl. befinden können. Die Oberauffiht über legtere 
fällt dem Staate aus allgemein belannten Gründen anheim, und iſt es am zwed- 
mäßigften, wenn er gegen eine zu beftimmenbe Bergätung von Seiten biefer In- 
flitute die Berwaltung dur feine Forfibeamten ganz übernimmt. Auch von dem 
hohen Adel oder Stanbesherren fann man erwarten, daß fie, ſoweit fie nicht ſchon 
durch Familien-Fiveilommiffe dazu gezwungen find, ihre Forſten nad den allge- 
meinen für die Staatöforften geltenden Grundſätzen bewirthſchaften laſſen. 

Ueber die Größe der für ein Land erforderlihen Waldfläche können beftimmte 
Zahlen nicht gegeben werben, da biefelbe von der geographiichen Lage (ob am 
Meere, ob im Gebirge ꝛc.) vom Boden, vom Klima, von ber Bertheilung des 
Baldes u. dgl. abhängt. Unter Umftänden kann cin Waldareal, weldes kaum 
20%, der Geſammifläche einnimmt, genügen, während in anderen Gegenden, 
namentlih im Berglande und dem Hochgebirge mehr ald 30 und 33 0/, bewaldet 
fein mäfjen; doch pflegt hier der abfolute Waldboden ſchon eine weit größere Aus- 
behnung zu befigen. 

IV. Die Gefahren, welche den Forſten drohen, werben theils herbeigeführt 
durch Naturereignifie, theils durch Handlungen berechtigter oder unberechtigter Per- 
fonen. Wir haben daher zunächſt von der Abwehr ſchädlicher Naturereignifie, ſodann 
don den Servituten und der Forſtſtrafrechtspflege zu fprechen. 

Hinfichtlich der erfteren muß fi der einzelne Walbbefiger möglichft jelbft zu 
fügen ſuchen. Infoweit er dies allein nicht vermag, darf erft ein Eingreifen ber 
Staatsgewalt erfolgen und foll dieſes hquptſächlich durch vorbeugende Maßregeln 
geſchehen. Hierher find zu rechnen: BVorfchriften darüber, baß der Waltnadbar 
bei Führung eines Verjüngungsſchlages einen Waldmantel ftehen laſſe, um ben 
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Nachbar vor Windfhaben zu wahren. Das Tabalk · und Eigarren-MRauchen namentlich 
in ber trodenen Jahreszeit, ift der Feuerögefahr wegen in ven Walbungen zu 
verbieten. Aus bemfelben Grunde ift in einer beftimmten Entfernung vom Walde 
die Anftevelung menjhliher Wohnungen, infonderheit die Anlage von Fabriken 
(Pulvermühlen ꝛc.) nicht zu geftatten. Bei dennoch entftandenem Brande iſt ein 
rafches Aufgebot der nöthigen Löſchmannſchaft zu ermögliden und bie allgemeine 
Berpflihtung zur aktiven VBetheiligung beim Löſchen auszufprehen. — Gegen 
Inſelten- und Mäufefraß ift für Stodrobung rechtzeitige Abfuhr der gefällten 
Hölzer, Entrinden berfelben, rafche Entfernung des trodenen und Windfallholzes, 
fowie für Schonung ber Heinen, Raupen und Infelten frefienden Bögel und 
Säugethiere durch —* und Jagdgeſetze Sorge zu tragen. Bei größeren In—⸗ 
feftenbefhäpigungen (Raupenfraß) haben die umliegenden Walpbefiger nad Ber- 
hältniß ihrer Befigungen die aufgewandbten Bertilgungstoften mitzutragen, der 
Staat leiftet einen Zufhuß. — Der Forſtſchutz über kleinere Walbparzellen, für‘ 
welche ein befonderer Schugbeamter nicht angeftellt werden kann, ift won den Per- 
fonen, denen die Auffiht der Gemeindewalbungen obliegt oder von ben gewöhn- 
lihen Flurſchützen gegen eine entjprechende Belohnung zu führen. 

V. Die Servituten und Grundlaſten find zahlreich vertreten und ſchonen faft 
feinen Wald. Sie verurfahen der Wirthſchaft oft große Schwierigkeiten; fie be- 
engen den freien Betrieb, verringern die Holzprobultion und verurfachen häufige 
Streitigkeiten. In legterer Hinfiht find namentlih die ungemefjenen Berech- 
tigungen nachtheilig und daher auf ein beflimmtes Quantum feftzufegen. Für 
Privatwaldungen muß die Abfindung aller Holy-Waldweide-Öräferei, Streulaub⸗ 
und ähnliher Berechtigungen gefeglih ermöglicht fein. Der Staat kann derartige 
Servituten, wenn fie auf das Maß der Unſchädlichleit zurüdgeführt find, eher 
dulden. Er foll auf keinen Fall zu rafch mit den Ablöfungen vorgehen. Mit ven 
Gemeinde- und Inftitutswaldungen, fowie den Forſten ber Stanbesherren gilt 
ein Gleiches. Bei allen Grundlaften, welhe dem Nutznießer weniger Nutzen ge- 
währen, als fie ben Belaſteten benachtheiligen, ift die Ablöfung zwangsweife burdh- 
zuführen. 

Das nähere Verfahren ift gefeglih zu regeln. Es ift im Allgemeinen bie 
Abfindungsfumme in Geld zu geftatten. Soll diefelbe in Grund und Boden ge- 
jcheben, jo muß bei abfolntem Waldboden fowohl die Abfindungsfläge, ala aud 
ber verbleibende Reft die Ausdehnung befigen, daß eine forſtliche Bewirthſchaftung 
derfelben ansführbar tft. Auf relativem Waldboden dagegen ift bie Fläche zum 
höchſten Werthe, den man bei irgend einer anderen Benugung baraus erzielen 
fann, zu veranſchlagen. — In den allgemeinen Ent- und Bewäflerungsgefegen 
und den Gefegen über Wege find hinfichtlich der Forften befondere Beftimmungen 
zu treffen. — Der Handel muß möglihft frei fein, die Zölle find zu befeitigen, 
ber Transport auf Waffer- und Landwegen, fowie den Eifenbahnen zu erleichtern. 
— BZwedmäßig ift es, wenn alles zum Berkauf beftimmte Holz ein gleiches 
Längenmaß hat (natürlid mit Ausnahme ber beſonders flarlen und werthvollen 
Nugholzftänme). 

VI. Wegen ber leichten Zulömmlichkeit und der großen Ausdehnungen der Wälder 
find diefelben ſchwer zu jhügen. Es kommen Forftfrevel, die von bem gemeinen 
Manne als durchaus nicht entehrend angefehen werden, häufig vor. Selbft bei der 
Gefeggebung in den verſchiedenen Worftftrafgefegen if man von abweidenben 
Orundfägen ausgegangen, fei es, daß man ſich von ber allgemeinen Annahme, 
wonach die Wälder noch von Alters ber als ein Gemeingut Aller augeſehen 
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werben, bat leiten laſſen ober durch den meift geringen Werth ber Entwenbungen 
zu einem geringeren Strafmaß geführt wurde. Das Forfiftrafgefeg unterfcheidet 
Berbrechen, Bergehen und Uebertretungen. Die legtern gefhehen von den Eontra- 
venienten ohne Abfiht auf Bereicherung und meift auch ohne dem Waldeigen« 
thümer irgend einen nennenswertben Schaden zuzufügen, burd die Nichtbefolgung 
einer zur Sicherheit der Waldungen erlaffenen poltzeilihen Beftimmung (Zuwider⸗ 
handeln gegen das Berbot des Tabakrauchens, das Ueberſchreiten junger Kul- 
turen ꝛc.). Sie ziehen die angebrohte Beftrafung nah fih, welche gewöhnlich in 
einer — jebod nicht zu niedrig zu bemeflenden — Geldſtrafe zu beftehen hat. 

Die Bergehen find Handlungen unberedtigter Perfonen, welche eine Be- 
reicherung ihrer felbft oder eines Dritten auf Koften des Walveigenthümers zum 
Zwed haben, ſoweit fie nicht unter beſonders erſchwerenden Umftänden (in Banden, 
an bereits zugerichtetem Holze, in eingefrieveten Gehägen oder Parkanlagen ꝛc.) 
begangen find und eine beftimmte Höhe nicht Überfchreiten. Es beziehen ſich dieſe 
Bergehen melft auf Entwenbungen von Holz, Gras, Streulaub und andere Wald» 
produlte und haben nur einen geringen Werth, oder fie beftehen in Weidenexceſſen ꝛc. 
Häufig wird dur die Vergeben nod ein weiterer inbirefter Schaden für die Wal- 
dungen herbeigeführt und ift aud auf diefen bei der Beftrafung Rückſicht zu nehmen, 

Das Unterfuhungsverfaßren in Forfifiraffadhen fol mündlid, kurz und ein⸗ 
fach fein, Die Bergehen werden in kurz auf einander folgenden Terminen, monat« 
li oder vierteljährlih abgeurtheilt. Als Ueberführungsgränvde find anzufehen: 
Unrichtige Angabe Über ven Erwerb des Holzes; vie beim Dienfteide verhärtete 
Ausfage eines vereideten Walphüters, der ven Thäter über ber That betroffen 
hat und das Auffinden des gefrevelten Holzes In ver Wohnung eines verbädtigen 
Individuums, Die gebäffigen denuncirenden Antheile ind aufzuheben. — Um das 
läftige und dicandfe Einpringen in die Hänfer zu verhindern, find vorforglide 
Beftimmungen zu treffen; doch darf auch die Hausdurdfuchung, namentlid ver 
entlegeneren, am Walde liegenden Wohnungen nidt an zu viele Formalitäten 
gelnäpft fein, Sägemüller, Zimmerleute und Helzhändler find einer ftrengeren 
Kontrole zu unterwerfen; desgleichen der Kleinhandel mit Holz. — Ein Eon» 
tumacialverfahren follte der Zeiteriparnig wegen überall zuläffig fein, — Ein 
Beſchwerderecht bei geringeren Strafen ift nicht erforderlih, wohl aber muß es 
beiden Parteien bei größeren Beträgen zuftehen. — Die Strafe befteht neben der 
Berpflihtung zum Erfag der entwandten Gegenflände oder deren Geldwerth und 
dem Erſatz des verurfahten Schadens in einer Geldſtrafe, welche zweckmäßig nad 
einem gewiſſen Vielfachen des Werths und Schadens bemeflen wird. Nur unter 
befomderen Umftänden und bei Zahlungsunfähigkeit ift auf Gefängnißſtrafe zu 
erfennen. Strafarbeiten find ald unzwedmäßig abzufhaffen. Als erfhwerende Um- 
flände find zu betrachten: die Verübung zur Nachtzeit oder an Sonn nnd Feier⸗ 
tagen, Angabe eines falfhen Namens, Unkenntlichmachen, Flucht, Rückfall, Ent- 
wendung zum Zwecd des Bertaufs zc. Liegen folhe Erfhwerungsgründe vor, fo 
ift ein höheres Strafmaß anzuwenden, Es ift zwedmäßig, bem Richter einige 
freie Hand zu laflen. 

Die ſchwereren Bergehen, die fog. Berbredhen, deren Erllärung ſich ſchon 
aus dem Begriff des Vergehens ergibt, werden kriminell beftraft und fallen unter 
die allgemeinen Beftimmungen des Kriminalgefegbuches. 

Die Abwägung der Forfifrevel fol nur den Staatsbehörden zuftehen und 
ohne Unterſchied, ob der Frevel in Staats-, Gemeinde oder Privatwaldungen 
geihehen, das Strafmaß dasfelbe fein, 
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VII. Die Befteuerung ber Waldungen fol eine eigentlihe Waldgrundſteuer 
fein, alfo nur nah der Ertragsfähigteit des Bodens in feiner Mimatifhen und 
geographlihen Lage bemeflen werden, ohne Rüdfiht auf die zur Zeit wirklich fich 
ergebenden Erträge zu nehmen. Wollte man aud biefen Rechnung tragen, fo 
würde der Walpbefiger mit vielen Holgvorräthen, der fparfame Wirthſchafter 
ftärter beftenert, als der Verſchwender, der fein Holzlapital aufgezehrt hat. Aus 
demfelben Grunde find aud die unkultivirten, devaftirten Waldflächen mit derſelben 
Steuer zu belegen. Um zur Aufforftung der Debländereien zu ermuntern, kann 
man diefe Flächen bis zum Eintritt der regelmäßigen Erträge von ber Grund- 
feuer befreien. Die Ertragsfähigkeit wird nad der dem örtlichen Berhältniffen 
entfprechenden Betriebsart, Umtriebszeit zc. feftgefegt. Wo die Waldungen unter 
der Oberaufficht des Staates fi befinden, wo der Private gebunven iſt, die 
Forſtwirthſchaft auch auf relativem Waldboden beizubehalten, fee man bie Orund- 
fteuer nicht zu hoch. 

VII. Für die Heranbildung geeigneter Forſtwirthſchafter ift in größeren 
Staaten die Errihtung von befondern Forftlehranftalten mit hinreichendem Lehrer 
perfonal erforderlih. Neben der Theorie ift die Praris nicht zu vernadhläffigen 
und find durch Demonftrationen und Uebungen beide zwedmäßig zu verbinven. 
Sollen au in dieſen Inftituten zunähft die dem Staatsforftvienft ſich widmenden 
jungen Männer Aufnahme finden, fo find doch auch Einrichtungen zu treffen, 
daß andere für den Privatdienft fih ausbildende Jünglinge (fowie größere Guts- 
und Walpbefiger) die erforberlihe forfttehnifhe Bildung erwerben können. Als 
Zöglinge werden in biefen Anftalten nur diejenigen aufgenommen, bie mit ge- 
hörigen Borfenntniffen verfehen find, nachdem fie eine mindeftens einjährige praf« 
tiſche Lehrzeit bei einem Forftverwalter abfolvirt haben. Bor ber definitiven Auf- 
nahme der Afpiranten in den Staatsdienft haben dieſelben fih einer öffentlichen 
Prüfung zu unterwerfen, welder zwedmäßig nad kurzer wirthſchaftlicher Thätig- 
feit ein zweites Eramen von mehr praktiſcher Richtung folgt. — Wiſſenſchaftliche 
Reifen, der Beſuch forftlicher Vereine, ſowie diefe felbft find zu fördern und bie 
Belanntfhaft mit den Yortfhritten der Wiffenfhaft durch Anſchaffen ver einfchlä- 
gigen Literatur und durh Gründung von Lefevereinen zu erleichtern. 

IX. Der bei der Berwaltung der GStaatsforften geltenden Grundſätze iſt 
bereits oben Erwähnung gefhehen und mögen bier nur nod einige Worte über 
den Berwaltungs-Organismus der Staatsforfte Play finden. Als unterftes Glied 
ift der Wirthichaftsführer (Oberförfter) zu betrachten, der in feinem Dienftbezirte 
die wirthſchaftlichen Mafregeln anzuordnen und zu leiten bat, und dem bie polt« 
zeilihe Auffiht der Waldungen obliegt. Eine Reviergröße von 10—15,000 Mrz. 
jegt ſchon voraus, daß die Waldfläche ziemlih arrondirt fei. Zerfplitterter Befig 
und viele verſchiedene Eigenthümer verlangen Heinere Flähen. Wird von dem 
Dberförfter fein direftes Eingreifen im die Wirthſchaft verlangt, beſchränkt fich 
feine Thätigleit mehr auf eine allgemeine polizeiliche Auffiht, fo kann die Fläche 
noch wefentlic vergrößert werben. Ueber dem Oberförfter fteht der Forftmeifter, 
der als Kontrol-Beamter in 6 bis 10 Revieren die Wirthſchaft hinfichtlich ber 
Befolgung gefegliher und abminiftrativer Beftimmungen, fowie der wifjenfhaft- 
lihen Regeln zu überwachen hat. Die oberfte Berwaltungsftelle nimmt dann ein 
befonberes forftlihes Kollegium ein; doch genügt aud ein technifcher Referent im 
Minifterum, dem nach Bedürfniß mehrere Mitarbeiter zur Seite ftehen. Diefer 
Kontrolftelle Liegt die Beauffihtigung aller Walvdungen im Staatsumfange ob, fie 
prüft und genehmigt die Wirthſchafts Vorſchriften der einzelnen Staatswaldungen 
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und fest bie allgemeinen Wirthſchaftsgrundſätze feſt. — Das Kaſſenweſen wird 
von beſonderen Beamten beſorgt und iſt den Forſtbeamten jede Gelderhebung zu 
unterſagen. Der Verkauf und die ſonſtige Verwerthung der Waldprodukte bleibt 
dennoch ausſchließlich in ihrer Hand. — Das Schutzperſonal, welches zunächſt für 
den Forſtſchutz beſtimmt iſt, ſodann aber auch die ſpecielle Beaufſichtigung der 
Kulturen und fonftigen Arbeiten zu führen bat, beſteht aus zuverläſſigen, mit ben 
praftifhen Handgriffen genügenn vertrauten Leuten, bei denen eine wifjenfchaftlid- 
techniſche Ausbildung nicht erforberlih iſt. Eine längere (2 bis Zjährige) Lehrzeit 
mit nachfolgender dienftliher Befhäftigung an verfhiedenen Orten und unter ver- 
ſchiedenen Berhältniffen gibt ihnen bie verlangten Eigenſchaften. 

X. Literatur: Fiſchbach, Lehrbuch der Forfiwifienihaft 1856; Cotta, Grund⸗ 
riß ber Forftwiffenfhaft. 5. Aufl. Leipzig 1860; Hundeshagen, Enchklopädie ber 
Forſtwiſſenſchaft. 3. Aufl. 1840. R. Wißmann. 

Franken, fiche veutfhe Stämme. 


Frankreich. 


1. Entſtehungeẽgeſchichte des Territoriums. IV, Verfaſſung. 
I. Statiſtit. 


I V. Berwaltung. 


Il. Rolonieen, 
I. Entftebungsdgefchichte des Territoriums. 


Frankreich verdankt feine territoriale Einheit der Erbmonardie wie ber blu» 
tigen und erobernden Politik feiner Könige. Die Befigthümer der erften Cape- 
tinger waren nur Isle de France, Picardie und Drldanais. Sie zu vergrößern 
benutzte man alle Mittel: Heimfallsrecht, Felonie, Krieg, Konfislationen u. f. w. 
Sie wuchſen ſchnell. 1185 erwirbt Philipp Auguft durch Heimfallsrecht Amienois 
und Vermandois, konfiscirt 1212 Boulonais, erbt Balois, nimmt England bie 
Normandie, Maine, Anjon, Touraine und Poiton. Ludwig VIII. erobert 
von den Albigenfern das weftliche Rangueboc, von ben Engländern Aunis, Sain- 
tonge, Limouſin, Guyenne (1224). Ludwig ber Heilige gibt die Eroberungen Phi- 
lipp Auguſt's den Engländern wieder zurüd. Philipp III. erwirbt durch Heim⸗ 
fallsreht Toulouſe und Languedoc. Philipp der Schöne erobert franzöſiſch Flan⸗ 
dern 1305 (fein Sohn gibt e8 dem Grafen von Flandern zurüd), Angoumois 
und läßt ſich Lyon abtreten. Ludwig X. vereinigt Champagne und Brie, feiner 
Mutter Mitgift, mit dem Staate (1314). Die Engländer dringen erobernd in 
Sranfreih ein; im Frieden von Bretigny 1360 erhalten fie die Hälfte der Be— 
figungen. Unter Karl V. 1369—1374 werben biefelben nah und nad zurüd- 
erobert. Unter Karl VI. gerathen fie wieder in bie Hände ver Englänver; auch 
ber Norden und Paris gehen verloren. Karl VII. erobert Alles zurüd; den Eng« 
ländern bleibt nur Calais. Schon während der englifchen — drohte jedoch 
Frankreich von den eigenen Königen Zerftüdelung. Johann der Gute gab Bur- 
gund einem feiner Söhne. Berry, Guyenne, Normandie, Touraine, Balois werben 
auf diefe Weife als Erbtheile fortgegeben. Ludwig XI. vereinigt die meiften der⸗ 
felben wieder mit dem Reiche; Ludwig XII. und Franz I. bringen bie ihrigen 
(Orldanats, Balois und Angoumois) der Krone wieder zu. Franz I. erwirbt bie 
alten Beflgungen des Gonnetable von Bourbon, Glermont, Bourbonnais, Ya 
Marche, Forez, Auvergne und Montpenftier. Die Heirath Anna’8 von Bretagne 
vereinigt auch dieſes Land mit Frankreich. Heinrich II. erwirbt bie trois Eväches 
von Deutihland und erobert Calais von den Englänvdern. Heinrih IV. bringt ber 
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Krone Perigord, Limouſin, Gascogne, Bearn, Navarre, Foix, Benböme. Er läßt 
fih Bugey abtreten. Ludwig XII. erwirbt den Elfaß, Artois und Mouffillon, 
Ludwig XIV. Straßburg, franzöfiih Flandern, Franche Comté , Cambröſis, 
Halnaut, Fauft von den Engländern Duenfirhen, Ludwig XV. erbt Lothringen 
von feinem Schwiegerwater 1766. Bon den Genuefen kauft er Korfila (1768). 
In der Revolutionszeit wurde DBenatffin (1790), Montbeliard (1793), Mulhoufe 
(1798) erworben. Die großen Ermwerbungen der Mepublit und bes Kaiſerthums 
gingen 1815 wieder verloren. Unter Napoleon III. wurde Savoyen und Nizza 
dem Meiche einverleibt (1860) *). 


II. Statiftif. 


Das Rand. Die Gefammtoberflähe Frankreichs beträgt 54,305,141 Hect. 

Gewäffer. Frankreich wird im Weften vom Kanal und dem Atlantifchen, 
im Süven vom Mittelländiihen Meere begrenzt. Während die Kanalküfte buchten- 
reich iſt, runden fi die Ufer am Atlantiſchen und Mittelländiſchen Meere in 
Folge der großen Strommündungen zu ben Golfen von Biscaya und Lion ab, 
Am Kanal find die Bale von St. Malo und Ploneffaut, von der Somme und 
Seine gebildet, erwähnenswertb; im Atlantifhen Meere die von Breſt, Donar- 
nenez, Audiern, Yoret, Bourgnenf und die Mündungen ver Loire, Bilaine und 
Gironde, im Golfe von Lion (nit Lyon), die Buchten von Girmaud, Fréjus, 
Juan, die Mündung des Bar, weiter nad Welten die Rhonemändungen und ber 
Teich von Berre. 

Bon den zu Frankreich gehörenden Infeln find außer Eorfil« (la Corse), 
die ein Departement bildet, im Mittelländiſchen Meere nur die Hheres-Infeln, 
ſüdöſtlich von Tonlon, zu erwähnen. Im Atlantifhen Meere nennen wir bie 
Infeln: Rhé, Dieron, You, Normoutier, Belle-Isle, Greiz, Oueffant. 

Die franzöſiſchen Wafferbeden find, einige Küftenflüffe ausgenommen, folgende: 


1. Rhonebeden. Schifibare Länge feiner Gewäſſer 1,234,640 Meter. 
2. Garonnebecken mit den Küſtenflüſſen. Sciffbare Länge 2,397,0355 „ 
3. Roirebeden — . . „  2,339,917 „ 


4. Seinebecken 7 u „  1,838,758 „ 

5. Das zu Frankreich gehörende Rheinbeden mit ven Küftenflüffen. Schiff« 
bare Länge 1,007,300 Meter. 

Landſeen gibt es in Frankreich nur wenige, der größte ift der von Granb- 
Lien (7000 Hect. Oberflähe) in ber Loire, Künftliche Gewäfler von bedeutender 
Größe find deſto zahlreicher. 

Gebirge. Frankreich iſt nur im Often und Südweften ein gebirgiges Land 
u nennen, Der Knotenpunkt des ausſchließlich franzöſiſchen Gebirges If ber 

ozöre, jm gleihnamigen Departement. Bon bier gehen nah Güpmweften bis zu 
ben Pyrenäen die mittäglihen Cevennen, Nah Norbweften geben die Monts de 
la Marguerite, weiterhin Monts d'Auvergne, Monts Dore, Monts Dome u. |. w. 
genannt. Nah Norden hin erfireden fih als Fortfegung der mittäglichen Cevennen 
bis zum Centre Canal die nörbliben Gevennen, Jenſeits des Kanals beginnt die 
Cote d’or mit den Monts Faucilles; Hier ſchließen fi die Vogeſen und nad 
Südoſten als natürlihe Grenze der Jura an. Die höchſten Spitzen ber Ce— 
vennen find: Plomb du Cantal 1857 Meters; Le Mezen 1766 Meters. Die 


*) Auf eine, wenn auch nur ganz gebrängte Ueberſicht der franzöfifchen Geſchlchte mußten 
wir des Raumes halber verzichten; wir verweifen an andere bahin betreffende Artikel. 
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Porenden bilden auf 56 Meilen Länge die natürliche Südgrenze gegen Spanien, 
die Grajiſchen, Kottiihen und Seealpen gegen Italien. 

Bevölkerung. Nach der Zählung von 1866 hat Frankreich 38,192,064 
Einwohner. Aus der Zufammenfchmelzung der verfhiebenartigften Elemente ent- 
ftanden, bildet die franzöfifhe Nation doch jegt einen der homogenften Staaten. 
Eine Ausnahme find etwa 3—400,000 Deutfhe im Often, 100,000 Flamänder 
im Norden, 50,000 Basten im Süden und cirfa 200,000 Bretagner im Weſten, 
200,000 Italiener im Süboften, 

Taf — Kürze halber geben wir bie neueſten ſtatiſtiſchen Reſultate in folgender 
el: 


Geburten: 
— —— 
0) 
Ber Mm Zu „iedt. Geſtor⸗ Hel- Bü. % 
Dipertoments. vöfterung. Eheliche: heuͤche: fammen: —— bene: raihen: a 
Ain 371,643 8,421 454 8875 35 7791 2787 +050 
Aisne 565,025 12,442 1,332 13,774 760 11,822 4,546 + 0.08 
Allier 376,164 10,454 520 10,974 381 7,021 3,856 + 5.54 


Alpes (Basses) 143,000 4,064 54 4,118 160 3,231 972 — 2.38 
Alpes (Hautes) 122,117 3,518 86 3,604 196 3,478 945 — 2.30 
Alpes (Maritimes) 198,818 5,581 268 58498 337 5272 1,561 +2.18 


Ardöche 987,174 11,524 274 11,798 265 9579 3,114 — 0.35 
Ardennes 326,864 7415 466 7901 352 6459 2491 — 068 
Ariege 250,436 6511 344 6,855 24 6,020 1,914 — 0.56 
Aube 261,951 4807 334 5141 261 4812 1,893 — 0.31 

Aude 288,626 7,337 398 77355 469 7101 2,583 + 1.77 
Aveyron 400,070 12,062 434 12,496 469 9,445 2,3956 + 1.03 
Bouches-de-R. 547,903 45.135 1,570 16,705 977 15,164 4,002 + 8.04 
Calvados 474,909 8,56 1,017 9,573 499 10,564 3,460 — 1.27 
Cantal 237,994 5,907 418 6,325 414 5644 1,918 — 1.05 
Charente 378,218 7,568 342 790 344 8,065 3,341 — 0.23 
Charente Inf, 479,529 10014 367 10,381 440 10,337 4,232 — 0.31 

Cher 336,613 9226 589 9,815 317 6,249 2,900 + 4.09 
Correze 310,843 8,925 450 0,375 235 774 2,663 + 3.23 
Corse 259,861 7,726 598 8,324 146 5,859 1,790 + 2.76 
Cöte d’Or 382,762 7,372 513 7885 362 7,542 2,763 — 0.36 
Cotes-du-Nord 641.210 18,661 600 419.261 1,073 14,535 4,308 + 1.99 
Creuse 274,057 6,283 448 6,731 456 4807 2,376 + 1.48 
Dordogne 502,673 12674 510 13,184 477 11.430 4,446 + 0.20 
Doubs 298,072 7,386 803 8189 425 6,865 2,259 + 0.60 
Dröme 324,231 7,989 385 8374 425 7,604 2,592 — 0,75 
Eure 394,467 7136 721 7857 313 9.281 3,036 — 1.05 

Eure-et-Loir 290,753 6,176 377 6553 240 6,430 2,177 +0.40 
Fioistöre 622,485 22,270 648 22,918 1,153 19,549 5,639 + 5.61 

Gard 429,747 12,561 327 12,888 480 11,984 3,356 + 1.181 
Garonne 493,777 9,905 719 10,624 493 9,555 3,788 + 2.00 
Gers 295,692 5,353 246 5599 222 5,860 2,430 — 1.08 
Gironde 701,855 13,782 4,609 415,391 782 13,864 6.071 + 8.00 
Herault 427,245 11,234 504 11,738 699 10,848 3,655 + 4.36 

Ille-et-Vilaine 592,609 15,559 541 16,100 997 13,210 4,520 + 1.31 

Indre 277,860 7,147 400 7547 232 5324 2444 +2.89 
Indre-et-Loir 325,193 8181 377 6558 264 6,378 2,680 + 0.50 
Isere 581,386 44,112 550 14,662 722 13,105 5,144 +0.63 

Jura 298.477 6,837 374 7211 398 684 2243 +0.14 
Landes 306.693 7,838 709 8547 267 5697 2,682 + 4.95 

Loir-et Cher 275,757 6,829 427 7056 269 5,518 2,238 + 2.50 

Loire 537,108 416,124 685 16,809 785 12,150 4,341 +3,85 

Loire (Haute) 312,664 8,95 345 9,2900 316 7,258 2,294 +2,34 
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Geburten: 
— mn 


tobt Zum. %, 
Chel Geſtor ⸗ Hei⸗ 
— ee: jenem: Te bene: uatben; 1861 bis 


Loire-Inferieure 598,598 14,656 699 15,355 532 12,941 4,224 +3,34 


Departements. 


Loiret 357,110 8,949 715 9662 320 7,423 2,767 + 1.23 
Lot 288,919 6,16 242 6,858 196 6,213 2,203 — 2.20 
Lot-et-Garonne 327,962 6,051 170 6,2211 260 6,405 2,738 — 1.23 
Lozöre 137.263 4,109 182 4291 173 3,282 999 — 0.08 
Maine-et-Loire 532.325 10,798 545 11,343 574 10,575 4,027 + 1.20 
Marche 573,899 11,440 790 12,230 512 11,957 3,878 — 2.96 
Marne 390.809 8,304 934 9,238 465 8,492 3,027 + 1.31 
Marne (Haute) 259,096 5,586 220 5,806 331 5245 i, + 1.80 
Mayenne 367,855 8,475 401 8876 481 8337 2, — 1,95 
Meurthe 428,387 9,494 958 10,452 _ 626 9,832 3,197 — 0.06 
Meuse 301,653 8,181 349 6,530 294 6,8600 2,134 — 1.27 
Morbiban 501,084 14,411 483 14,894 768 13,013 3,539 + 2,84 
Moselle 452,157 11,659 798 12,457 605 12,772 3,101 + 1,28 
Niövre 342,773 9,215 498 9,713 348 7,9298 3,181 + 2.99 
Nord 1,392,041 41,809 4,602 46,411 2,386 40,685 11,253 + 6.80 
Oise 401,274 8.438 697 9,135 421 9512 3252 — 0.04 
Orne 414.618 17,463 336 7,799 306 8,865 3,174 4 2,06 


Pas de Calais 249,777 20,168 2,075 22,243 981 419,287 5,741 4 3,51 
Puy-de-Döme 571.690 13,294 425 13,719 613 12,351 4,574 — 0.82 


Pyröndes ıR) 435.680 41.047 1,030 12,077 256 9.099 2.981 — 0.24 
Pyröndes (H) 240.252 52064 404 5607 185 4731 1,672 +0.03 
Pyrendes-Or, 189,490 5887 _ 337 6224 24 5.081 1,608 +4.25 
Rhin (Bas) 588,970 17,356 2,217 18,573 848 415.552 4,357 + 1.97 
Rbin (Haut) 530.285 15026 1399 16,425 4,070 14.602 4,330 + 2.81 
Rhöne 678.648 15.010 2.457 18,467 4170 15.331 5,474 + 2.44 


Saöne (Haute) 317,706 7,059 665 7,724 350 6,834 2,259 + 0.17 
Saöne-et-Loire 600.006 186,471 713 17,184 801 11,99 5,257 + 3.07 


Sarthe 463,619 9,265 705 9970 47L 9,544 3,879 — 0.54 
Savoye 271.663 7,740 294 8.034 550 6,548 1,741 — 2.69 
Savoye (Haute) 273,768 7,407 462 7896 535 5920 1,915 + 2.31 
Seine 2,150 916 46604 16,884 63,488 4,835 58,742 19,910 + 10.10 


Seine-Inferieur 792,768 20,431 2,798 23,229 4,090 22,262 5,964 + 0.35 
Seine-et-Marne 354.400 8045 451 8,496 295 7,987 2,852 + 0.59 


Seine-et-Oise 533,727 11,611 953 12,564 564 12,940 4,446 + 3.00 
Sevres (Deux) 333155 7,786 824 8110 222 6258 2,750 + 1.32 
Somme 572,840 12591 1,579 14,170 692 15,301 4,598 — 0.00 
Taro 355,513 9,087 282 9,369 45 8033 2,970 + 0.53 
Tarn-et-Garonne 228,969 4,852 123 4,925 259 4,696 1,882 — 1.53 
Var 308,550 7,064 402 7,466 364 7,118 2,305 — 2.21 
Vaucluse 266 091 6,831 301 7132 433 68643 1897 — 0.81 
Vend6e 404 473 10,122 296 10,418 369 9,117 3232 + 2.22 
Vieoune | 324,527 7,450 372 7,822 294 6,178 2,870 + 0.88 
Vienne (Haute) 326 037 9.397 528 9,925 891 8164 3,017 +202 
Vosges 418,998 10.270 1,040 11,310 797 9,368 3,486 + 0.84 
Yonne 372,589 7,494 393 7887 324 7416 2,762 + 0.60 


Zufammen: 38,067,064 929,580 76,678 1,006,258 47,702 884,573 303,634 
Zruppenin Algier, 
Rom, Mexıko 
u.f.w,Golonieen - 125,000 
Franfreib 1866: 38,192,064 
1861 —#6: 37.472,732 
Juwachoe ſeit 13613 719,332 — 1.93 %,. 
ittlerer jährlicher 
Zuwacho v. 1861 142,390 = 0.38 9%, 
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Das Jahr 1866 bietet gegen 1865 folgende bebeutenbe Berbefferungen bar: 


1865 1866 
Zunahme der Bevölkerung 0.22 0.32 
Geburten 2.65 2.64 
Mittleres Lebensalter 37.7 37.8 
Tovesfälle 243 2,32 
Hetratben pr. 100 0.79 0.80 
Natürliche Kinder 7.66 7.62 
Todtgeborne Kinder 446 4.53 


Städte mit über 100,000 Einwohnern nah dem Genfus von 1866: 

Baris 1,825,274 Bordeaur 194,241 Nantes 111,956 

Lyon 323,954 Lille 154,749 Rouen 100,671 

Marfeile 300,131 Touloufe 126,936 

Kultus. Die anerfannten Religionen in Frankreich (Algier eingefchloffen) 
find die katholiſche, proteftantifche (reformirte und lutheriſche), die israelitiſche und 
mubamedanifhe. Die Religionen vertheilen fi folgendermaßen unter der Bevöl⸗ 
£ 


erung: 

Religionsbelenntniß : Frankreich. Algerien. 

Ende 1866. in Proc. Ende 1866. 

Katholilen 36,420,664 95.362 211,195 
Broteftanten 1,591,221 4.166 5,002 
Israeliten 158,994 0.417 35,737 
Muhamedaner — — 2,688,746 
Nicht anerkannte Kulte 21,215 0.055 17,232 
Summa: 38,192,094 100 2,957,912 


Die Ausgaben für den Kultus betragen für den Staat cirfa 49 Mil. Fr. 
Davon erhält der proteftantifhe 1,600,000 Fr., der Iäraelitiihe 220,000 Fr. 
und der muhamebaniihe 70,000 Fr. 

Man zählt in Franfreih 18 Erzbiſchöfe, 71 Biſchöfe, 192 Generalvikare, 
723 Domberren, 3524 Pfarrer, 31,449 Pfareverwefer (fog. desservants), 9197 
Bilare. Die proteftantifche Kirche zählt 595 reformirte und 265 Iutherifhe Pa- 
fioren; davon 16 in Algier; die töraelitifhe 65 Rabbiner und 93 niedere Geiſt⸗ 
lie, außerdem 3 Rabbiner in Algier. 

Deffentlider Unterricht. Der öffentliche Unterricht in Frankreich zerfällt 
in drei Klaſſen, ven Primär-, Selundär- und höheren Unterriht. Die Ausgaben 
für den Primärunterriht betrugen 1868 61.5 Millionen. Davon gab der Staat 
4.2 Milltonen. Für das Büdget von 1869 waren jedoch 10,840,586 Fr. ange- 
fett. Die übrigen Koften werden von ben Departements, Gemeinde- und Schul- 

eldern beſtritten. Wie bebeutend der Elementarunterriht in Franfreih in letter 

eit zugenommen bat, ſieht mei am beften daraus, daß 1833 48,83 pro 100 
ber wilitärpflichtigen Leute weder leſen noch ſchreiben konnten, 1865 jedoch nur 
25.73 pro 100. Man vergleiche dazu die Tabelle bei Rubrik Heer und flotte. 

Die Koften des felundären Unterrichts betrugen 64,464,572 Fr. Davon 
ftehen auf dem Büdget nur 3,720,000 Fr. Er wurde 1868 in 83 vom Gtaat 
errichteten Iycdes mit 38,001 Schülern und 254 von ben Gemeinden freiwillig 
unterhaltenen Eolldges (Realſchulen) mit 33,593 Schülern ertheilt. Dazu kommen 
eine Menge Heinerer wie größerer Privatinftitute. 
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Der höhere Unterricht (alle Hülfsanftalten inbegriffen) koſtet den Staat jähr- 
lich cha 7 Millionen. Er wird an ben Univerfitäten Straßburg und Paris und 
an den Fakultäten, die fi im einzelnen Städten befinden, ertheilt. Frankreich hat 
8 theologifhe Fakultäten (darunter 2 proteftantifche), 9 Rechtsfalultäten, 3 mebi- 
cinifhe (Paris, Straßburg, Montpellier), 16 ber eralten Wiſſenſchaften (Mathe- 
matit, Phnfit, Chemie, Naturiwiffenfhaften), 17 der Literatur (lettres, Philoſophie, 
Geſchichte, Philologie und Literatur). Hierher gehören noch die 3 höheren Apotheler- 
ſchulen und 21 mebicinifhe Borbereitungsfchulen. 

Für den fpeciellen und profeffionellen höheren Unterricht gibt e8 eine Menge 
Anſtalten, wie & B. die Forſtſchule in Nancy, die Handelsſchule in Paris u. ſ. w. 

Gelehrte Geſellſchaften gibt es 250, obenan fteht das Inftitut de France. 
Frankreich zählt 240 äffentlihe Bibliothefen mit 5—6 Millionen Bänden. Die 
Katferliche Bibliothek in Paris wird auf 1,200,000 Bände und 100,000 Manu- 
feripte gefhägt. Die Gefammtzahl der Theater ift ungefähr 400. 

Heer und Flotte Am 1. Januar 1868 befand die altive Armee aus 
418,974 Mann und zwar folgendermaßen vertheilt: 

für 1869 angegeben: 


Im Innern 340,999 M. 378,852 M. 
In Afrika 69,036 „ 64,531 „ 
In Italien (Nom) 8,939 en 5,328 „ 

418,974 M. 448,711 M. 


Referve 177,090 „ Reſerve 178,546 „ 


Summa 596,064 M. Summa 627,257 M. 
Dazu die Garde nationale 381,723 „ 


Summa 1,008,980 M. 
Die Zahl der jährlich militärpflichtig werdenden ſchwankt zwifhen 300,000 
und 320,000; im Jahre 1866 war bie Zahl 312,078, worunter gefeglich befreit 
wurben 92,750. Bon biefen 312,078 konnten 


| auf hundert 
Nicht Iefen, noch ſchreiben 70,242 22.51 
Allein leſen 7,744 2.48 
Lefen und fohreiben 228,074 73.08 
Ohne Data 6,018 1.93 
312,078 100.00 


Die franzöfifhe Flotte beftand am 31. Dec, 1868 aus 50 Panzerfchiffen, 
96 ungepanzerten Kriegsfhiffen, 91 zur Flottille gehörigen Fahrzeugen und 75 
Transportſchiffen; im Ganzen 314 Fahrzeugen mit 73,843 Pferdekraft. Die 
Mannſchaft wird größtentheil® durch die inscription maritime vollzählig gehalten, 
der Dienft Ift dreijährig, die Lifte führt die Namen fämmtliher 20 bis 5Ojährigen 
Fifher und Matrofen. Der Berfonalbeftand ver Flotte betrug 72,403 Mann, 
darunter 23,400 Hafenarbeiter. 

Boden und feine Kultur. Induftrie. Die große Ausdehnung Franl- 
reih8 von Norden nad) Süden, feine Lage an zwei Meeren, die Gebirge, vie es 
durchziehen, bewirken die größte Mannigfaltigteit in feinen Produkten. Im Süpen 
Dliven, Feigen, Apfelfinen, dann Mais, Seide (Maulbeerbäume) und Wein, 
welde bis zur nörblihen Grenze bes mittleren Frankreichs reichen; im Weſten 
Grasländer und reihe Viehproduktion; im Norben guter Kornboden, Runfelräben, 


Srankreidh. 651 


Zucker, Del, Flachs, Gewächſe, melde auch Im Oſten gebeifen. Die Zahl ber 
Aderbau treibenden Bevölterung betrug 1866 19,598,000; der induſtriellen und 
banvelsbefliffienen 13,770,000, ſodaß auf 100 Franzofen 51 Aderbautreibenve, 
36 induſtrielle und handelsbefliſſene, 10, welche fi mit den professions liberales 
befhäftigen und 3 außerhalb dieſer Klaffen ftehende zu rechnen find. Die 
54,305,314 Heltaren Oberfläche vertheilen fi folgendermaßen: Ackerland 48.6 
per 100; Wiefen 9.4 p. 100; Weinland 4.0 p. 100; anderes Pflanzland 1.9 
p. 100; Weide 12.0 p. 100; Wälder 16.6 p. 100; andere 7.5 p. 100. Die 
vorherrſchende Brotfrucht in Frankreich ift der Weizen. 1867 war die Probuftion 
83,006,338 Heltoliter anf 6,791,793 Heltaren Landes; 1865 dagegen 95,571,609 
Heltolitres, Die Weinerndte betrug 1865 68,942,931 Heftoliter (das probuftivefte 
Jahr, deſſen man fich erinnern konnte); 1866 63,838,000 SHektoliter; 1867 
39,128,000 Heftoliter; ſchwankt alfo beträchtlih. Die Viehzucht war in Frank⸗ 
rei) lange zuräd, in legter Zeit find bemerkenswerthe Fortſchritte gemacht worden. 
Das Hinderniß liegt im trodenen und heißen Klima ber mittäglichen Departe- 
ments. Die 1866 veranftalteten Zählungen gaben folgende Refultate: 

Pferbe 3,313,697 Maulthiere 345,243 Ejel 518,837 

Hornvieh 12,733,188 Schafe ° 30,386,233 Schweine 5,889,624 

Die Produktion der Wälder wird auf 35 bis 36 Millionen Kubitmeter Holz 
angeſchlagen und brachte 1868 34,872,439 Fr. ein. 

Die franzöſiſche Inbuftrie ift Befanntlich eine fehr bedeutende, ohne daß ihre 
Bluͤthe deshalb mit ber des Aderbaus im Widerſpruche fteht. An Baumwolle 
wutden 1866 120 Mill. Kilogr. von 180,000 Arbeitern beiberlei Geſchlechts 
verarbeitet. Der Werth betrug cirfa 800 Mill. Fr., wovon 320 ins Ausland 
gingen. Flachs wurden 38 bis 40 Mill. Kilogr. im Lande felbft producirt und 
1867 nod 38 Mill. Kilogr. zur Verarbeitung von auferhalb eingeführt. Hanf 
wird in Frankreich (cirta 70 Mil. Kilogr.) im bebentender Ouantität producirt. 
Die Wollinduftrie ift außerorbentlih. Zu 35 Mill. Kilogr. einheimifcher Wolle 
Iommen 1867 noch 93 Mil. Kilogr. auswärtiger; zufammen repräfentiren fie einen 
Werth von Über einer Milliarde. Die Seivenfabrilation hat 1867 einen Werth 
von 530 Mil. Br. bervorgebradt. Minder wichtige Zweige des franzöflichen 
Gewerbfleipes find: Gerbereien, Papierfabriten u. f. w.; bie Probulftion der fog. 
Partfer Artikel, Lurusgegenftände aller Art Hat einen Werth von jährlih 200 
Millionen Franken. 

Der Bergbau und Hüttenbetrieb bilden einen bebeutenden Theil der fran- 
ᷣfiſchen —* 1866 gewann man 126 Mil. Etr. Steinkohlen gegen 79 
Millionen 1856; 20,500,000 Etr. Eifenerz, 164,156 Etr. Kupfer (1864); 
1864 171,961 Gtr, Blei gegen 410,158 Ctr. 1859. Die Zahl der Dampf- 
maſchinen ift fehr groß; 1864 gab es in Franfreih 19,724 Dampfmaſchinen 
mit 242,209 Pfervefraft = 5,086,399 Männerfraft. 

Handel, Schiffahrt, Berlehrsmittel. Der Gefammthandel Frant- 
reichs mit feinen Kolonieen umfaßte 1867 einen Werth von 7,965 Millionen im 
valeur actuelle (valeur officielle ift 1826 feftgefegt und in ven tableaux eben- 
fals angegeben; wir geben bei dieſen gebrängten Angaben nur immer den wirl- 
lichen Werth an). 

Gegen 1866 weist ver Geſammthandel (Ein- und Ausfuhr zufammen) eine 
Verminderung von 161 Millionen auf, die mittlere Zahl der Periode 1861 bis 
1867 jedoch eine Bermehrung von 809 Millionen gegen bie vorlegte Periode. 
Der Werth der Einfuhr war 4,031 Millionen, 186 Mill, mehr als 1866 unb 
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bie mittlere Zahl der Periode 1861—1867 war 658 Mill. mehr als in ber 
vorhergehenden Periode. Der Werth ber Ausfuhr betrug 3,934 Mill, 34 Mill 
weniger ald 1866; bie mittlere Zahl der Periode 1861—1867 war jebod noch 
161 Mill. höher als die der vorhergehenden. Im Specialhanvel war die Einfuhr 
3,201 Mil, die Ausfuhr 3,085 Mil. Der größte Theil des auswärtigen Han» 
dels findet zur See ftatt; derfelbe beläuft fih auf 5,352 MIN. Den beveutenpften 
Handel treibt Frankreich (wir geben vie Länder der Reihe nah an) mit: England, 
Belgien, Schweiz, Italien, Deutſchland, Vereinigten Staaten, Türkei, Spanien, 
Rußland, Braſilien, La Plata, Egypten, Indien. Ueber den Innern Hanbel, ber 
vielleicht den zehn- bis zwanzigfachen Betrag bed äußern erreiht, bat man nur 
wenig Data, Tinige Andeutungen über ihn möge folgender Beriht über den Um- 
lauf der Bank in Frankreich geben. Die Operationen des Jahres 1868 beliefen 
fid 8 ya Millionen, im Jahr 1867 fogar auf 7362 Mil., 1856 auf 
4674 Mil. 

Schiffahrt. Um einen Ueberblid über den Schiffsverkehr Frankreichs 
ut dem Auslande und den Kolonieen zu erlangen, möge folgende Tabelle ange- 


führt fein: 


"1866; 
Flaggen: Eingelaufen: x Uusgelaufen: 
mE — — — — — — 
— ge Tl oo age 
Seife: Tonnen: esiffe: Tonnen: Schiffe: Tonnen: Schiffe: Tonnen: 
Franzöſiſche 11,835 2,090 10,801 2,046 12,660 2,203 8,514 2,778 
Fremde 20,866 3,621 18,627 3,439 20,930 3,620 13,295 2,149 


Im Ganzen 32,701 5,711 29,428 5,485 33,590 5,823 21,809 4,927 
Für den Stand der Hanbelsmarine: 


31. Dez. 1865: 31. Dei. 1866: 
Seelihiffie . . . 14,874 von 899,756 T. 15,230 von 915,030 T. 
Dampf . . . . 385 - 108,328 - 407 = 127,777 » 


Im Ganıem . . . 15,259 von 1,008,086 T. 15,637 von 1,042,811 T. 
Küftenfifgerei: Schiffe: 8,782 von 65,169 T. 8,829 von 66,698 T. 
Auf den Flüffen gingen 332 Schiffe von 38,149 T., davon 128 auf ber 
Seine, 60 auf ber Rhone, 20 auf der Loire, 18 auf der Garonne m, f. w. 
Ueber den Handel und Schiffahrt Algier fiche bei Rubrik „Rolonteen“. 
Berlehrsmittel. Seit 30—40 Jahren iſt in dieſer Hinſicht fehr viel 
geſchehen; beſonders eifrig arbeitete man im meuefter Zeit an ber Bollenbung bes 
Eifenbahrmeges. Die franzöflfhen Flüffe und Ströme haben eine ſchiffbare ge 
von 8817 Kilometer; dazu fommen 97 Kanäle mit einer Ränge von 4,715,180 
Meter. Was die Landſtraßen anbelangt, fo nähert ſich ihr Neg der Vollendung. 
Am 1. Jan. 1867 war die Ränge der Kaiſerlichen oder National-Straßen 37,220 
Kilometer (dazu noch 1,080 Kilom. auf Eorfita), die der Bicnal- (oder Gemeinde) 
Wege de grande communication 72,424 Kilom., ber Wege d’intert commun 
49,294 Kilom. und der gewöhnliden Gemeindewege 118,830 Kilom. Die Länge 
ber Eifenbahnen betrug am 31. Dec. 1868 22,134 Kilom, mit 6,681,221,900 Fr. 
Koften; für 1,703,178,100 Fr. war noch zu bauen. Man beförberte auf ihnen 
103,859,112 Reifende und 38,750,817 Tonnen Waaren, Der Bofiverkehr von 
1867 ergab 342 Millionen beförderte Briefe, gegen 259 Mill. von 1857 und 
126 Mill. von 1847. Die Länge ber Telegraphenlinie endlich betrug Ende 1867 
37,151 Kilom., die Zahl der Stationen 1,486, die der Privatdepefhen 3,213,995. 
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Finanzen. Die Quellen, woraus ber kramöfife Staatsfhag feine Ein 
nahmen beriehtl, ergeben ſich am beften aus der überſichtlichen Darftellung eines 
Büdgets. Wir wählen das legte, den Anfhlag zum Jahre 1869, dem die andern 


ziemlich gleichen. 


Einnahmen: 
J. Direkte Steuern (329,516,600 Fr.) und — 
Grundſteuer. — .. 172,000,000 Fr. 
Berfen- und Mobiliarfteuer er 52,650,000 


Thür und Fenftafteur . » 2 2 2 ren 38,793,000 
Batent- (Gewerberffieuen - > 2 2 2 00 65,497,600 
Steuerrollentarfenn.. na 576,000 
I. Einregiſtrirung, Stempel . » 2 2 2 20000. 444,137,816 
II. Produtie ver Wir m. f.w. 2» 2 2 2 20. 10,552,617 
IV. Zoll- und Salzſteuree144, 318,000 


V. Poſtertrag .8408,000 

VI. Indirekte — Gos, 246,000 Br) und wer 
Trankſteurr .. 234,716,000 - 
Tabalsmonopol , . a a 247,658,000 =» 
Inländ. Bufer Runteiäben) Te 59,740,000 = 
Anderer . — 0 ee 80% 56,132,000 = 


VII. Andere Ginnahmen 51,862,783 = 
Summa 1,700,948,237 Fr. 
Außerordentliche Einnahmen .» 2 2 2 2 22.2 21,496,666 =» 
Total 1,722,444,903 Fr. 
Ausgaben: 
1. Staatsjhulden und Dotationen (523,792,524 dr) 
Konfolivirte Shud >» 2 2 2 2 2 nenn 349,276,936 Fr. 


Kündbare Shub . u Ge —— 34,968,832 ⸗ 
Potationen (25 Mill, Gioillifte) . FRE VERF 37,568,780 ⸗ 
Leibrenten . . - dr pe ar ae che ce 90,544,471 » 


Senat u. gefeggebenber Körper ee 11,433,500 
I. Minifterien (1,095,769,592 6x) 


Staatöminifterium . . . OR 3,042,400 - 
il us Rind - © o 2 0 0 0 00.6 82,153,156 - 
Auswärtige — SE 13,164,200 » 
June . . SB a N De 59,016,935 ⸗ 
Finanzen . . en sn en en 5 360,777 > 
Krieg u. Algier . ...386476,778 - 
Marine und Kolonien. » 2 2 2 2161,388,422 - 
Deffentliher Untrriht . © >» > 2 2 2 2 en 23,663,321 » 
Aderban, Handel u. few. . 2: 2 2 2 0 en 90,837,008 = 


Katferlihes Haus und Künfte . » > 2 2 0. 12,151,600 » 
Summa 1,619,562,116 Fr. 
Außerordentliche Ausgaben . . . . . . . 102,501,616 * 


Total 1,722,063,732 $r. 
Die Ausgaben für die Geſammiſtaatsſchuld betragen für 1869 487,415,244 Fir. 
und das nominelle Kapital derſelben 12,993,298,000 Fr. 
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Juſtiz. Un der Spitze der Juſtiz ſteht in Frankreich ver Kaſſationshof. Er 
beſteht aus 56 Mitgliedern, 5 Schreibern und 19 Dienern und koſtet den Staat 
jährlich 988,300 Fr. Die an den Kaflationshof gelangenden Civil ⸗Rekurſe be— 
tragen ungefähr 550. Die 27 Appellationshöfe beftehen aus 917 Präſidenten, 
Oeneralprofuratoren und Näthen, 27 Schreibern und 126 Gehülfen, teren Ge- 
halt cirfa 5,800,000 Fr. beträgt. Die Durchſchnittszahl der Proceffe iſt ungefähr 
10,000. Die 361 Kreistribunale zählen 2488 Präſidenten, Profuratoren und 
Richter, 361 Schreiber und 480 Gehülfen mit einer Befoldung von ungefähr 
7,800,000 Fr. Die Zahl ver Proceffe beträgt ungefähr 110,000. Hanbelsgerichte 
eriftiren 220 in Franfreih; wo keine beftehen, fommen bie Procefie vor das Eivil- 
tribunal. Die Zahl der Procefie ift bei erfteren cirfa 140,000, bei letzteren 
23,000. Die von Kaufleuten gewählten Richter werben nicht befolvet, ſodaß dieſe 
Gerichte den Staat nur ungefähr 200,000 Fr. koften. Die Friedensgerichte be- 
fiehen aus 2850 Friedensrichtern und ebenfo viel Schreibern, mit einer Ausgabe 
von 6,092,415 Fr. Es werben jährlih cirfa 500,000 Proceſſe von ihnen an- 
hängig gemadit. | 

11. KRolouieen und answärtige Befigungen. 


In Amerika: Die Infeln Martinique 98,708 Helft. mit (1867) 134,395 
Einwohnern, Guadeloupe u. Dep. (Marie-Öalante und einigen kleineren Infeln), 
265,000 Helt. mit 149,935 Einwohnern; ferner St. Pierre, Miquelon u. f. w. 
in der Nähe von Nenfundland; Guyana mit der Infel Cayenne in Südamerila 
(72,000 Kilometer). 

In Aſien. Pondichery und andere Städte in Oftindien; dann Cochinchina 
mit 502,116 Einmohner. 

In Dceanien: Die Marquefas-Infeln mit Nada Hiva, die Geſellſchafts 
infeln und Ealevonien (Straffolonieen). 

In Afrika. 1. Berſchiedene Nieverlaffungen, Comptotre und Poſten am Se 
egal, die Bedeutung für den Handel: (Arab. Gummi) haben; 2. vie Reunions- 
infel, auch Bourbon genannt, 261,160 Helt. mit 208,336 Einwohnern; 3. ver- 
ſchiedene Heine Infeln bei Madagascar, St. Marie, Nofiibe, Mayotte n. f. w. 

4. Algerien. Die Gefammtoberflähe Algeriens beträgt cirfa 591/, Mill. Hektaren, 
die Zahl der Einwohner war 1866 2,912,630, darunter 226,606 Europäer. Die 
Eroberung Algiers erfolgte auf eine Beleidigung bes franzöſiſchen Konſuls durch 
den damaligen Dey durch die Regierung Karls X, vie einen Krieg mit Algier 
wünſchte, um durch einen auswärtigen Krieg ihr gefunfenes Anfehen zu heben. 
Die Juttrevolution hinderte den ‚Fortgang des Krieges nicht, der Widerftand der 
Anfangs betäubten Bevölferung war hartuädig; erft 1837 konnte die Eroberung 
des Landes als vollendet gelten. — Das Büdget für Algier, welches jedoch nicht 
die Juſtiz, Unterricht, Kultus und Finanzen begreift, betrug 1866: @innahmen: 
27,235,687 Fr., Ausgaben: 26,101,201 Fr. Der Handel Algiers ift bedeutend, 
ber fpecielle (ep&ciale) hatte 1867 einen Werth von 72,487,944 Fr., der allge 
meine (g6neral) von 77,944,259 Fr. Die Ausfuhr (special) betrug 57,799,619 Fr. 
gegen 28,252,533 Fr. von 1866; die Einfuhr 14,688,325 Fr. gegen 21,716,233 Fr. 
von 1866. Cifenbahnen gehen von Dran nad Bellzanes und von Philipppille 
nah Conſtantine. Die Telegraphenlänge beträgt 5,458 Kilometer. 
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Eingelaufen: Ansgelaufen: 
aaa N 
Flaggen: Säiffe: Tonnen: Schiffe: Tonnen; 
1865 Tranzöfiiche: 317 72,556 336 75,086 
* Frembe: 2,194 115,005 2,163 121,432 
Zufommen: 2,511 187561 2,499 196,518 
1966, Vranzöfifge. 361 87,087 493 101,953 
* Fremde: 1,553 85,069 1,505 84,950 


Zufammen: 1,914 172,156 1,998 186,903 

Die Hanvelsflotte beftand 1867 aus 153 Segelſchiffen mit 4020 Tonnen. 
Die Berwaltung Algiers läßt, obwohl fich vie Regierung Napoleon III. vielfach 
mit ber Berbefferung derſelben befhäftigt hat, viel zu wünſchen übrig. Diefe 
Kolonie, die nur durch freiefte Entfaltung ver perfönlihen Kräfte erſtarlen lann, 
iſt das Land der bureaufratifhen Erperimente, der bureaukratiſchen Eentralifation 
geworben. Das Land ſteht unter einem milttärifhen Generalgouvernenr, ber zu+ 
gleih an der Spige der Eivilverwaltung fi befindet und ben Oberbefehl über 
das bort befindlihe Heer und Marine führt. Das Land iſt im drei Provinzen 
getbeilt: Algier, Oran und Gonftantine; jede Provinz zerfällt im ein Militär- 
territorium, das eine Divifion bildet und ein Eivilterritorium, das ein Departer 
ment bildet. Die Divifionen (weitaus der größte Theil des Landes, denn bie De- 
partements betragen nur 680,000 Heltaren) zerfallen wieber in Gubpivifionen, 
die vom Kreifen gebildet werben und reine militärtfhe Borftände haben. Die Der 
partements, unter Berwaltung eines Präfelten, zerfallen in Arrondiſſements unter 
Verwaltung eines Unterpräfeften ; jedes Arrondiſſement in Diſtrikte, unter Ber- 
waltung eines Eivllfommifjärs; jeder Diftrift in Eommunen unter Berwaltung 
eines Maire, indem die Municipalverwaltung feit dem September 1847 allmäblig 
bier eingeführt if. Eine Verordnung vom 20, Mai 1868 fest feft, daß bie 
territoires militaires gemifchte Gemeinden arabes-europdennes haben follen, 17 
auf je 343,000 Heltaren. Diefe Gemeinden haben einen conseil municipal. Die 
Kreife des Militärterritoriums, faft nur von Eingebornen bewohnt, waren unter 
einem SDivifionsgenerol in communes subdivisionnaires getheilt, deren helle 
(seetions) Douars hießen. Diefe Donars haben eine assemblde de notables 
(djiemäas),. Am 1. Dec. 1868 waren 561 Tribus beftlimmt, um bie Konſti⸗ 
tution des Senatustonfults vom 22. April 1863 zu erhalten; 248 Tribus waren 
in 446 Donars getheilt anf einer Oberflähe von 3,894,040 Heltaren. Dem 
Generalgouverneur zur Geite fieht ein Gouvernementskonſeil, gebildet aus dem 
Generalproturator, dem Biſchof von Algier, den Chefs des Generalfinbs, bes 
Ingenieurmeiens, der Marine, dem Rektor der Alademie und 3 referirenden 
Civilräthen. Diefes Eonfeil befteht nur für allgemeine Angelegenheiten, Kolonis 
jationen, öffentlihe Bauten, wenn fie mehr ald 10,000 Fr. betragen, Staats- 
lieferungen u. f. w. Sonſt wird ganz Algier als ein ſpecieller Zweig der Ber- 
waltung des franzöfifhen Kriegsminifteriums betrachtet, fo daß nur in den 
bringendften Fällen Befehle ohne Genehmigung des Kriegsminifters von dem Ges 
neralgouverneur erlafjen werben bürfen. Die Organifation der Rechtspflege im 
Eivikterritorium, alfo für die europäiſche Bevöllerung, befigt als höchſte Inftanz 
den laiſerlichen Gerichtshof zu Wigier. Unter biefem ftehen 6 Gerichtshöfe erfter 
Inftanz zu Algier, Beliva, Dran, Eonftantine, Bons und Philippeville. Außerdem 


- 
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beftehen 2 Hanbelsgerichte zu Algler und Oran und Friedensgerichte in allen 
größeren Ortſchaften. Die Alfifenhöfe find 1854 in allen Städten eingefegt, wo 
ein Gerichtshof erfter Inftanz befteht; fie haben alle 4 Monate Gigung umd 
beftehen aus 5 Richtern. Für die Muhamebaner folten die einheimifhen Gerichte 
(medjl&s) beibehalten werben, die aus mindeftens 4 Richtern beftehen, die unter 
den Kabi’s, Muphtis und Ulemmas durd den Oeneralgouverneur gewählt werben. 

Die Gerichte erfter Inftanz beftehen aus einem Kadi und wenigftend zwei 
Beifigern. Die Rechtspflege kann für die Anhänger des Jslams aud auf ihren 
Wunſch von den franzöfiihen Gerichten wahrgenommen werben, deren Entſcheidung, 
einmal angerufen, aufrecht erhalten bleibt. Die Behörden melden nun allgemein, 
daß die Ataber von Bertrauen auf die kaiſerlichen Gerichte befeeit, die fremden 
Gerichtshöfe flets vorgezogen hätten. Als der Kaifer die Kolonie befuchte, ftellte 
fi heraus, daß die medjlös gar nicht vorhanden feien; fie find erft im neueſter 
Zeit wieder hergeftellt worden. Zum Schuge der Eingebornen hat man arabifce 
Bureanr eingerichtet; fie erweifen fi jedoh unfähig, fremdes Bollsthum zu ver- 
ftehen. Selten hat es fi fo Mar gezeigt, wie in Algier, daß das Syſtem bureau- 
kratifcher Eentraltfation nit im Stande ift, ſchöpferiſch zu wirken. 


IV. Die Berfafiung. 


Die alte Lehensherrſchaft in Frankreich hatte feit Lubwig XI. (1461 — 1483) 
ber königlichen Gewalt weichen müſſen. Reaktionen famen allervings ſeitdem noch 
häufig genug vor, Erft unter Ludwig XIV. hatte die abfolute Gewalt des Känig- 
thums ihren Höhepunkt erreiht. Sein Wahlſpruch „l'état c’est moi“, dieſe voll- 
fländige Ipentifichrung feiner Perfon und des Staates, diefe Verwechslung des 
Königthums mit dem Staate, bezeichnet auf's Klarfte den unfinnigen Stanppunkt, 
den das Königthum unter ihn und feinen Nachfolgern einnehmen wollte und ber 
"dasfelbe unaufhaltfam der Revolution entgegenführen mußte. Die erfte Berfaffung, 
weldye die Revolution von 1791 gebar, follte, wie die Urheber meinten, ganz aus 
dem mobernen Staatsprincip hervorgehen. Die Rouſſeau'ſche Theorie von ver 
Bolksfouveränetät und den zwei Gewalten und die amerilaniſche Konftitution 
waren jedoch mehr als vie englifhe Berfafjung, das Borbild, dem man huldigte. 
Ste beherrſchten vollftändig alle Geifter, und fo waren die Staatsprincipien der 
Nationalverfammlung nicht mehr monarchiſch, fondern republifanifh-demofratifd. 
Als die Stürme der Revolution vorübergebraust waren und die ſchwankende Nation 
wieder unaufbhaltfam dem Abfolntismus entgegenging, ja einer Diktatur beburfte, 
vereinigte Napoleon I. die gefammte Staatsgewalt in feiner Hand. Einzelne An- 
fänge zw einer Tonflitutionellen Monarchie ließ er in der Verfaſſung, die er gab, 
wohl zu. Er erkannte in dem franzöſiſchen Volke die Duelle feiner Macht an. Eine 
wirkliche konflitutionelle Monardhie konnte aber das von ihm aufgerichtete 
Staatögebäube, das nur mit Scheinredhten ausgeftattet war, nicht genannt werben. 
Mit feinem Sturze fielen au feine Inftitutionen zufammen. Die Charte Lud⸗ 
wigs XVIII. vom 4. Juni 1814 follte zwifchen der alten Dynaftie und dem neuen 
Bolfe vermitteln. Das freie Geſchenk des abfoluten Königthums und als ſolches 
im Widerfprud zur Revolution und ihren Ideen, war fie jevod ber erſte Ber 
ſuch, die konftitutionelle Monardie in Frankreich zu verwirklihen. Der englijchen 
Berfafjung nachgebildet, war fie dod von einem ganz andern Geiſte befeelt, die 
öniglihe Gewalt war minder bejchränft, die meueingerichtete Pairie verlegte durch 
Zurädjegung die Helden der Napoleonifhen Zeit und hielt keinen Vergleich mit 
dem englifhen Oberhauſe aus. In der Deputirtenlammer herrſchte die Pluto⸗ 
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und der Beamtenſtand, der eigentliche dritte Stand, die ſtädtiſche Bürgerſchaft, 
‚de gerade in der vergangenen Zeit eine fo große Rolle geſpielt hatte, beſaß 
weber Wahlrehte, noch Wählbarkeit. Dasfelbe Schidfal mit ihr theilte der 
Bauernftand. Die Revolution hatte ihm freies Eigenthum und politifche Nechte, 
das Kaiferreih das allgemeine Stimmrecht gegeben. Es jhien, als hätte man 
vergefien, daß gerade in Äranfreih der Demos eine politiihe Macht geworden 
fei. Nachdem die Ideen der Revolution Gemeingut aller geworben waren, beging 
man das Ungeheure und ließ den gefammten dritten Stand unvertreten in ber 
Deputirtentammer. Die Julirevolution war mehr gegen vie abfolutiftifh auf- 
getretene Regierung Karld R., als gegen die Charte gerichtet. Louis Philipp 
hatte nicht den politifchen Bid, ihre Unzulänglichkeit zu erfennen, Er begnügte 
fih damit, die erbliche Pairie aufzuheben, eine perfünlihe auf Lebenszeit an 
ihre Stelle zu fegen und die Grundlage der Deputirtenfammer um ein Ge— 
ringes zu erweitern; ihr plutofratifher Charakter blieb. Die Februarrevolution 
von 1848 warf die ganze Berfafjung über den Haufen; noch einmal verfuchte 
das Bolt felbft die Herrfchaft auszuüben, die repräfentative Demofratie wurbe 
wieder hergeftellt. In der Nationalverfammlung wurben bie Kräfte jedoch im 
wilden Barteifampf erfolglos vergeudet. Sie warb der Sig leidenſchaftlicher Par- 
teien, bie eine jede Entfaltung der Kräfte hinderten. Das Bolk neigte in feiner 
Geſammtheit wieder der Monarchie zu, Napoleon III. erfannte dies mit ſicherem 
Dlide: indem er fih auf die Zuftimmung aller Bürger berief und zum allge 
meinen Stimmredt zurüdgriff, warb er durch den Staatsftreich der Ueberwinder 
der Demokratie und ihr Nachfolger. Die „perfeltible” Verfaſſung vom 14. Jan. 
1852 iſt oft verändert und verbeffert worden; in neueſter Zeit dergeftalt, daß 
ber ganze Charakter verfelben ein anterer geworden iſt. Wir geben hier zuerft eine 
genaue Darftellung der urfprünglichen Verfaſſung, ſodann die verſchiedenen Ber 
änderungen nad) ihrer biftorifhen Entwidelung. 

Die Berfaffung von 1852. Der Kaifer ift nad der Konftitution der 
Oberbefehlshaber über Land- und Seemacht, er erflärt ven Krieg, ſchließt Frieden 
und Danbelöverträge, deren GStipulationen Gefegestraft haben, ernennt bie Be- 
amten und promulgirt die zur. Ausführung der Geſetze nöthigen Defrete ober 
Reglemente. Die Gerechtigkeit wird in feinem Namen verwaltet, er fann begna- 
digen und ammneftiren, er allein fann Gefege vorfchlagen. Unter der Bedingung, 
den Senat fogleih davon in Kenntniß zu fegen, hat er das Recht, Departements 
in Belagerungszuftand zu erflären. Er hat das Recht, Konceffionen für die großen 
Öffentlichen Arbeiten zu ertheilen; Eifenbahnlonceffionen müflen durch ein Geſetz 
genehmigt werden. Die Minifter bilden feinen folidarifh verbundenen Minifter- 
rath, ein jeder iſt nur für feine eigenen Handlungen und nur dem Kaifer gegen- 
über verantwortlih. Der Katjer hat eine Civillifte und eine Dotation, bie durch 
einen Senatustonfult beftimmt wird. Der jegige Betrag der Eivillifte ift 25 Mill, 
die Dotation befteht aus Schlöffern, Gärten, Manufalturen und Mufeen. Dem 
Kaiſer ftehen zur Seite: außer den Miniftern, ver Staatsrath, der Senat und 
der geſetzgebende Körper. 

Der Staatsrath hat alle Geſetzesvorſchläge zu berathen, ehe fie dem gefeß- 
gebenden Körper vorgelegt werben. Durd ihn wirb die Negierung auch vor dem⸗ 
jelben vertreten. Die Regierung hat das Recht, bei allen Dekreten das Gutachten 
des Staatsraths einzuholen, eine große Menge katferlicher Dekrete müffen ihm fogar 
vorgelegt werden. Seinem Gutachten ſich zu unterwerfen ift die Regierung jedoch 
nit verpflichtet. Der Staatsrath ift ferner aud die höchſte Inftanz in der Ber- 
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waltungsgerihtsorbnung, wer fid in feinen Rechten verlegt glaubt, kann an ihn 
appelliren. Die Mitglieder des Staatsraths werden vom Kaifer ernannt und können 
ebenfalls von ihm abgeſetzt werben. Er befteht aus 40 oder 50 ordentlichen Staats- 
räthen mit 25,000 Fr. Gehalt, 15 orbentlihen Mitglievern hors section und 
20 außerorbentliden Staateräthen, aus 40 orbentlihen Requ6tenmeiftern mit 
6—10,000 Fr. Gehalt, einer Anzahl auferorbentlihen Nequetenmeiftern und 40 
Auditeurs in 2 Klaffen, mit 2000 Fr. und ohne Gehalt. 

Der Stantsrath befteht aus 6 Abtheilungen; 5 derſelben ift ein Zweig ber 
öffentlihen Verwaltung zugewiefen, vie fechste fungirt als oberfter Verwaltungs- 
gerichtshof. 

Der Senat befteht 1) aus den Karbinälen, Marfchällen und Admiralen bes 
Reiches; 2) aus höchſtens 150 andern Mitglievern, die der Kaiſer auf Lebenszeit 
ernennt; mit einem Gehalte von 30,000 Fr. find fie unabfegbar. Die Sigungen bes 
Senats find nicht öffentlih. Der Senat foll der Bewahrer ver Berfafjung, eigentlich 
des Örundvertrages (pacte fondamental) und ber öffentlihen Freiheiten fein. Jedes 
Gefeg muß vor der Bromulgation ihm vorgelegt werden; wenn die Gefege die Konfti- 
tution, bie Moral und Religion, die Kultusfreiheit, die inbividuelle Freiheit, die 
Steihheit der Bürger vor dem Geſetz, die Unverleglichleit des Eigenthums, die Unab- 
jeßbarkeit der Richter verlegen oder die Bertheivigung bes Landes kompromittiren 
fönnten, hat er feine Genehmigung für ihre Promulgation zu verweigern. Der 
Senat fett durch Senatusfonfult feft: 1) die Konftitution der Kolonieen und 
Algters; 2) Alles, was nicht von ber allgemeinen Konftitution vorgefehen ift und 
was zu ihrem Gange nothwendig ifl; 3) den Sinn der Artikel der Konftitution, 
welche zu verfchiedener Deutung Anlaß geben. Dem Kaifer unterliegt bie Beftäti- 
gung dieſer Senatustonfulte. Der Senat beftätigt oder annullirt alle Alte, melde 
als unfonftitutionell bezeichnet werben; er kann Gefege, die ein großes National 
intereffe betreffen, in einem Beriht an den Kaifer vorlegen. Bon ihm können 
Vorſchläge zur Mopifitation der Berfaffung ausgehen; doch müſſen 10 Mit- 
glieder wenigftens einen foldyen Vorſchlag unterzeihnen. Wenn ber Kaiſer den— 
jelben angenommen hat, fo entiheivet ein Senatustonfult über ihn; wirb in 
ihm jebod einer der in ber Proflamation vom 22. Dezember enthaltenen Grund⸗ 
füge verlegt, fo muß eine Vollsabftimmung darüber entfheiden. Im Fall ber 
Auflöfung des gefeggebenden Kärpers bat der Senat bis zur Einberufung bes 
neugewählten auf Vorſchlag des Kaiſers alle zum Regierungsgange erforberlien 
Beſtimmungen zu treffen. 

Der gefeggebende Körper wird aus 261 auf 6 Jahre gewählten Deputirten, 
gebildet, von denen je einer auf cirfa 35,000 Wähler fommt. Jeder 21 Jahre alte 
im Befig der bürgerlichen Rechte befindliche Franzofe wählt; gewählt kann jeder 
25jährige Franzoſe werden, der die bürgerlichen Rechte befigt und fein Amt be- 
fieidet. Jeder Deputirte erhält während ver Sitzungen einen Gehalt von 2500 Fr. 
des Monats. Die ordentlihen Sigungen bauen 3 Monate, Der gefesgebende 
Körper kann aud zu außerordentliden Gigungen zufammenberufen werben. Er 
beräth die Geſetzesvorſchläge, die die Regierung macht, und das ihm vorgelegte 
Düdget. Sobald die Kammerkommiſſion ihren Bericht gemacht hat, dürfen feine 
Amendements mehr vorgefhlagen werben. Das Amendement muß, fehriftlich for- 
mulirt, dem Kammerpräfivent überreicht werben; biefer legt e8 der Kommiſſion 
vor, welde den Antragfteller hören kann. Im Fall der Annahme zeigt die Kom— 
miffion e8 dem Präfiventen, diefer dem Staateratbe an. Weigert derfelbe die An— 
nahme, fo darf in Feiner Sikung darüber viskutirt werden. Die Regierungs- 
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vorlagen werden nur in den allgemeinen Situngen berathen und angenommen 
oder verworfen. Petitionen können nicht an den gefeßgebenven Körper gerichtet 
werben. Wenn nicht 5 Deputirte das Gegentheil verlangen, find die Sigungen 
öffentlich. Ale Berichte über biefelben müſſen ans dem officiellen Protofoll ge 
nommen fein; ein Deputirter darf nur nad befonderer Genehmigung der Kammer 
feine Rede vruden laffen. Den Präſidenten und die Bicepräfidenten ernennt jährlich 
ber Kaiſer, der den gefeggebenden Körper audy beruft, prorogirt und auflöst, in 
welhem Falle er den neugemwählten binnen 6 Monaten zufammenberufen muß. 
Die Minifter können niht Mitglieder des gefeßgebenden Körpers fein, nur ber 
Staatsminifter, wenn er Geſetzvorſchläge (die wie ſchon erwähnt, von Mitglievern 
des Staatsraths vertheidigt werben), bringt, bat Zutritt zu bemfelben. 

Berfaffungsveränderungen. Ein Senatusfonfult vom 17. Juli 1856 
fegt die Regentfhaft feft. Die Kalferinmutter wird ihm zufolge, wenn der Kaifer 
es vor feinem Tode nicht ausprüdlid anders beftimmt, Regentin; im Falle fie 
fterben follte, gleichviel, ob vor oder während ber Regentſchaft, wenn es ber Kaifer 
nicht ausprädlich anders beftimmt, der durch feine Verwandtſchaft dem Throne 
zunädft ftehende Prinz, in deſſen Todesfalle der wieder zumnächftftehenne Wenn 
fein erbberedhtigter regentſchaftsfähiger Prinz vorhanden fein follte, vereinigen fich 
bie Minifter zu einem Rathe, ver bis zur Ernennung eines Regenten die Regie- 
rung führt. Der fofort zufammenberufene Senat wählt unter den ihm vom Mis- 
nifterrathe präfentirten Regentſchaftskandidaten. Alle Akte der Regentfchaft gefchehen 
im Namen bed unmündigen Kaifers. Der Regent vereinigt bie ganze kaiſerliche 
Macht in fih, mit Ausnahme der Rechte, bie der Regentſchaftsrath befigt. Diefer 
befteht aus folgenden Perfonen: 1) den Prinzen des Haufes, die der Kaifer dazu 
beftimmt; im Falle e8 nicht gejchehen ift, die beiden nächſterbberechtigten; 2) ven 
Perfonen, die der Kaifer vorher dazu beftiimmt; im Yale es nicht gefchehen ift, 
ernennt fie der Senat. Kein Mitglied dieſes Rathes Tann vom Regenten feiner 
Stellung enthoben werben. Dem Regentſchaftsrath müfjen vorgelegt werben, wobei 
Stimmenmehrheit entſcheidet: 1) Die Frage über die Verheirathung des Kaifers; 
2) Kriegserflärungen, Friedensſchlüſſe und Hanbeldverträge; 3) die Senatusfon- 
fulte. Der Kaiſer wird mit vollenvetem adhtzehnten Jahre volljährig. 

Ein Senatustonfult vom 27. Mai 1857 fügt dem Artikel der Berfaffung, 
worin ed heißt, daß ein Deputirter auf 35,000 Bähler fommen folle, bie Ber- 
fügung binzu, daß jedes Departement, in dem dieſe Wählerzahl um 17,000 
überſchritten werde, einen Deputirten mehr haben folle. 

Ein kaiſerliches Dekret vom 1. Februar 1858 beruft einen Geheime Rath 
(eonseil prive), der dem Kaifer zur Seite ftehen fol. Die Mitglieder desſelben 
haben Minifterrang und können, wie fie, eine Bejoldung von 100,000 Fr. 
erhalten. Der Geh. Rath kann mit dem Zutritt der beiden der Krone zunädjft- 
fiehenden Prinzen Regentfhaftsrath werben. Seine Rechte und Pflichten find nicht 
firiet, er ift berufen, alle Gegenftände zu berathen, die der Kaifer ihm vorzulegen 
für gut befindet. Er verfammelt fi) auf Befehl des Kaifers und beräth unter 
feinem Borfig, fowohl allein, als auch mit dem Minifterkonfeil vereinigt. 

Am 24. Nov. 1860 verleiht ein Kaiferlihes Dekret dem Senat und dem ge- 
feßgebenden Körper das Recht, die Thronrede in einer Adreſſe zu Beantworten. 
Die Adreſſe wird in Gegenwart der Regierungsfommiffäre berathen, die den 
Kammern bie nöthigen Erklärungen über äußere und innere Politit der Regierung 
zu geben haben. 

Ein Senatustonfult vom 2. Februar 1861 nimmt die Regierungsvorfchläge 
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an, welde eine ſtenographiſche Wiedergabe ber Kammerverhanblungen in extenso 
im officiellen Journal beantragen. | 

Ein Senatustonfult vom 2. Dec. 1861 votirt: 1) daß das DBüpget außer 
in Abtheilungen für die Minifterien noch in großen Abtheilungen (grandes sections) 
berathen werden müſſe; 2) der Regierung das Recht zu wahren, innerhalb ber 
Minifterien, wenn fie auch zu verfchievenen Abtheilungen gehören, abzurechnen; 
3) der Regierung das Recht zu nehmen, fo lange der gefeggebende Körper nicht 
tage, Ertraorbinarien ober cr&dits suppl&mentaires durch Dektret zu gewähren. 
Nachdem ein Senatusfonfult vom 3. Juli 1863 das budget extraordinaire Ins 
Leben gerufen, fest ein Senatuslonfult vom 19. Januar 1867 an Stelle der 
Üdreffe das Interpellationsreht und beftimmt den Zutritt der Minifter zum 
Senat und gefeßgebenden Körper. 

Ein Senatustonfult vom 14. März 1867 beſtimmt, daß ber Senat ent- 
fheiden könne, ob ein Geſetz zu erneuter Berathung vor ben gefeggebenden Körper 
gebracht werben bürfe. 

Am 6. September 1869 wurde ein von ber Regierung am 2. Auguſt ein- 
gebrachter Senatustonfult mit bedeutfamen Berfaffungsänderungen angenommen. 
Es wird darin beftimmt: 

* 1) Der Kaiſer und der geſetzgebende Körper haben die Initiative zu den 
eſetzen. 

2) Die Miniſter hängen nur vom Kaiſer ab. Sie halten Berathungen in 
gemeinſchaftlichem Conſeil unter ſeinem Vorſitz. Sie ſind verantwortlich. Sie 
können nur durch den Senat in Anklagezuſtand verſetzt werden. 

3) Die Miniſter können Mitglieder des Senats oder des geſetzgebenden Kör- 
pers werben. Sie haben Zutritt zu beiden Berfammlungen und müſſen gehört 
werben, ſobald fie es verlangen. 

4) Die Sigungen des Senats find öffentlich. Ein Antrag von 5 Mitglie 
bern genügt, die Sigungen geheim zu mahen. Der Senat beftimmt feine innere 
Geſchaͤftsordnung. 

6) Der Senat kann, indem er die Veränderungen bezeichnet, welche ihm die 
Geſetzesvorlage zu vertragen ſcheint, verfügen, daß dieſelbe zu neuer Berathung 
an den geſetzgebenden Körper zurückgewieſen werde. Er kann auf alle Fälle durch 
eine motivirte Entſchließgung ſich der Promulgirung eines Geſetzes widerſetzen. 

6) Der geſetzgebende Körper beſtimmt ſeine innere Geſchäftsordnung. Bei 
der Eröffnung jeder Seſſion ernennt er ſeinen Präſidenten, ſeine Vicepräſidenten 
und feine Sekretäre. Er ernennt feine Quäſtoren. 

7) Jedes Mitglied des Senats oder des gafepgebenden Körpers hat bas 
Recht, eine Interpellation an bie Regierung zu richten. Motivirte Tagesorbnungen 
fünnen angenommen werben. Die Zurüdweifung ver motivfrten Tagesordnung an 
n Bureaur tritt von Rechtswegen ein, wenn fie von der Regierung verlangt 
wird, 

8) Kein Amendement kann zur Berathung gebracht werben, wenn es nidt 
zuvor an die mit der Prüfung des Gefegentwurfes beauftragte Kommiſſion ge> 
fandt und ber Regierung mitgetheilt if. Wenn die Regierung das Amendement 
nicht annimmt, gibt der Stantsrath fein Gutachten ab, der gefegebende Körper 
entf&eidet dann enbgältig. 

9) Das Büdget der Ausgaben wird dem gefeßgebenden Körper in Kapiteln 
und Artikeln vorgelegt. Das Büdget eines jeden Minifteriums wird fapitelmeife, 
entfpredend der dieſem Senatuskonſult beigefügten Lifte votirt. 
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10) Die in Zufunft an Zoll- und Poſttarifen durch internationale Verträge 
vorzunehmenden Beränberungen werben nur kraft eines Geſetzes verbindlich fein. 
Wenn man unter fonftitutioneller Regierung eine folche verfteht, deren Politik zum 
großen Theil von der Volksvertretung beftimmt wirb und vom berfelben abhängt 
unb deren Minifter verantwortlih find, fo war das heutige Frankreich bis zum 
Senatustonfulte vom 6. Sept. 1869 fein Fonftitutioneller Staat. Es gab früher 
nur 2 große politifhe Kräfte in ber Berfaffung, die Bolfsmehrheit und der Kaifer; 
alles übrige war fehr abhängig und ohne große Selbſtändigkeit. Das ift jetzt 
anders geworben. Ob biefe Berbefferungen vor ber Hand genügen werben, ober 
ob eine freiere Entwidelung der Berfaffung bald folgen muß, um die Maſſen zu 
beruhigen und bie mittleren Klaffen dauernd zu verföhnen, ift eine Frage ber Zu- 
funft. 

Breßfreiheit. Das Preßgefeg, das ancien regime in Franfreih vom 
23. Februar 1723 unterfagte den Drud jedes Buchs, Journals, Schriftftüde 
ohne vorherige Autorifation des vom Kanzler im Namen des Königs ernannten 
Genfors. Die fonftituirende Berfammlung proflamirte in ber declaration des droits 
de l’homme et du citoyen 26. Aug. 1789 art. 11 die Freiheit ver Preſſe, mit Auf- 
bebung jeder Beauffihtigung vor der Beröffentlihung. Der Mißbrauch, der damit 
getrieben wurbe, führte die Reaktion herbei; das Kaiſerreich ftellte 1810 die Genfur 
wieder ber. Die Reftauration bob fie auf, um fie bald darauf wieder herzuftellen. 
Seit 1824 ift die Eenfur verſchwunden. 

Das Erſcheinen ver nicht periodiihen Preſſe, der Bücher und beliebigen Bro- 
chüren, ift flets nur geringen Beſchränkungen unterworfen geweſen. Die heutigen 
find nur Formalitäten, die erfüllt werben müflen, um bie Verwaltung und bie 
Juſtiz in den Stand zu fegen, im Falle der Uebertretung ben Schriftfteller vor 
Gericht verfolgen zu können. 

Die periobifhe Preſſe in: Frankreich ift ftets mehr ober weniger bebeutenben 
Einfhränkungen unterworfen gewefen. Das Geſetz vom 17. Febr. 1852 fett die⸗ 
felben feft; das Preßgefek von 1868 hat jedoch bie Lage der periodifchen Preſſe wieder 
verändert. Die vorhergehende Autoriſation ift damit aufgehoben und an ihre Stelle 
die Nothwendigfeit einer einfachen Dellaration getreten. Die Uebertretung des Ge- 
ſetzes befteht nicht mehr, ohme Bewilligung der Adminiſtration zu erſcheinen, ſondern 
der Aominiftration feine Eriftenz zu verbergen. Ein jeder hat bie freiheit, ein 
periobifches Schriftſtück zu veröffentlichen, mit der Berpflihtung, ven Mißbrauch 
dieſer Freiheit vor ben Tribunalen zu verantworten. Es wirb den Journalen ein 
Civil» und ein Strafgefet dadurch vorgezeichnet. Das Civilgeſetz befteht in der vor- 
bergehenven Deklaration, der Kaution und dem Stempel. Das Strafgefeg bezeichnet 
die ſtrafwürdigen Alte, pie Strafen, die Jurisdiftion und das Berfahren. Die Vor- 
munbfhaft der Mominiftration hat dadurch aufgehört. 

Bereins- und Berfammlungsreht. Das Gefek vom 25. Mär; 1852 
bat die gefegliche Affimilation ber association und ber rdunion ausgefproden, 
das Gefeg über die Öffentlichen Berfammlungen vom 25. März 1868 dagegen hat 
einen Unterſchied wieder bergeftellt, indem es das Verſammlungsrecht erweitert, 
das Bereinsreht unverändert hat beftehen laſſen. Das Geſetz von 1852 hat 3 
den Bereinen und öffentlihen Berfammlungen gemeinfame Beftimmungen : 


*) Der Artikel wurde vor den DBeränderungen gefchrieben, welche Frankreich in den letzten 
Monaten in feiner innern Regierung erfahren bat. 
Anmerkung der Redaktion. 
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1) Abfolutes Verbot der politifchen Vereine, geheimen Gefellfhaften und 
öffentlichen politifhen Berfammlungen, Klubs. 

2) Freiheit aller anderen Vereine und öffentlichen Berfammlungen, wenn fie 
aus weniger ald 20 Mitgliedern beftehen (congregation religieuses u. assoc.’s 
aux societes de bienfaisance). 

3) Nothwenpigkeit einer vorhergehenden Autorifation für alle Bereine und 
für alle öffentlichen Berfammlungen von mehr als 20 Mitgliedern, was aud ihr 
Segenftand fei. 

Das Gefeg über die öffentlihen Berfammlungen vom 25. Mär; 1868 
behält die Nothwendigkeit einer vorhergehenden Autorifation bei den Berfamm- 
lungen, die einen religiöfen oder politiſchen Gegenftand behandeln, bei; aus- 
genommen find Wahlverfammlungen. Bei allen andern Berfammlungen braucht 
nad diefem Geſetze feine Autorifation von der betreffenden Behörde mehr ein» 
geholt zu werben. 


V. Berwaltung. 


Grundfäge. Die kaiferlihe Berwaltung in Frankreich bildet ein voll- 
ftändiges Syſtem. Ihr Grundcharakter ift büreaufratiihe Eentralifation. Denten 
wir die Umriffe diefes Syftems etwas näher an. Die Verwaltung ift von den 
geſetzgebenden Gewalten getrennt; aus denfelben entfprungen, fteht fie dem gejeg- 
gebenven Körper völlig felbftändig gegenüber. Nah der Gefegeevotirung beginnt 
vie Aufgabe der Verwaltung; fie kann jedoch mit jehr feltenen Ausnahmen, ohne 
Aufforderung von oben her durd ein faiferlihes Dekret oder Minifterialverord- 
nung, das neue Gefeg nicht fofert in Wirkfamfeit fegen. Die Trennung ber Ber: 
waltung von der Juftiz ift weit fchwierigerer Natur. Das Gebiet der Admini— 
firation wie ber Juftiz find fharf abgegrenzt. Die Verwaltung, als Wahrerin und 
Beförderin der öffentlihen Intereflen, bevarf keiner befonbern Aufforverung, um 
zu handeln. Mit Har definirten Rechten bekleidet, greift fie in Angelegenheiten 
öffentlichen Interefies felbfibeftimmend dur allgemeine, Gehorfam forvernde Be- 
ftimmungen ein. Der Einzelne hängt nur in feiner Wechfelmirtung zum Ganzen 
und als vefien Theil von ihr ab. Die Mominiftration hat weder Steuern auf: 
zuerlegen, noch über rein perſönliche Berhältmiffe Strafen zu erkennen; das erfte 
fommt dem gefegebenden Körper, das zweite den Gerichten oder der Juftizgewalt 
zu. Diefe darf fih jedoeh nur in Berwaltungsangelegenheiten mifhen und allge 
mein gültige VBerortnungen verfünvden, fie handelt nur aufgefordert und richtet 
ftet8 einzelne Fälle und darf auch nit von der Wominiftration geftört werben. 
Wenn legtere einige Berorbnungen erlafien hat, fo werden Uebertretungen der— 
jelben niht von ihr, fondern vom Richter beftraft. Die Civiljuftiz richtet nur 
zwifhen Privaten; wenn der Staat Gegner ift, tritt er auch nur als Privat- 
perfon auf. 

Damit der Juftiz nicht Gelegenheit gegeben werde, fih in bie Verwaltung 
zu miſchen, hat die franzöſiſche Geſetzgebung eigene Berwaltungstribunale (con- 
tentieux et tribunaux administratifs) errihtet. Wenn die Verwaltung in einer 
ihrer Beftimmungen die Rechte einzelner verlegt, und der in feinen Rechten ver- 
legte Privatnann nad den jegigen Rechtsprincipien fih Genugthuung verfchaffen 
will, fo würde ber Juftiz Gelegenheit gegeben fein, fih in Berwaltungsfahen zu 
mifhen, und die Ausführung einer nothwendigen Maßregel könnte unterbleiben. 
Eigentlihe Verwaltungstribunale find die Präfelturräthe und ber Staatsrath in 
Paris; doch Haben auch andere Behörven, ver Präfeft und auch der Minifter 
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einzelne hierher gehörige Befugniſſe. Nach der heutigen Jurisprudenz müſſen 
Streitigkeiten , für die das Geſetz keinen Richter im Voraus beſtellt, dem Miniſter 
zur Gntfejeivung in erfter Inſtanz vorgelegt werben. Der Staatsrath fungirt 
dann als Apellyof. Außerdem ift die Wirkſamkeit der Präfekturräthe rein abmini- 
ftrativ. Bon dem Kreis-Civilgerichte erfter Inftanz unterfcheidet fi der Präfeltur- 
rath aud darin, daß diefes für alle Sachen, die andern Richtern nicht überwieſen 
find, fompetent ift, daß es in beftimmten Fällen letzte Inftanz ift, daß das Ver— 
fahren genau von dem Geſetz geregelt, öffentlihd und mündlich ift, was Alles bei 
der Präfektur nicht flattfindet. 

Bei Kompetenztonfliften ift zu unterſcheiden: 

1) Die Juftiz wie die Apminiftrativbehörde erllären fi beide — 
(eonflit négativ). Wenn dieſer feltene Fall eintritt, fo wendet ſich der Kläger an 
den Staatdrath, der den Richter beſtimmt. 

2) Der Kläger wendet fi an ven Präfelturrath, der Verklagte betrachtet 
ihn aber als imfompetent. Erklärt fi der Präfelturrath felbft für kompetent, fo 
fann der Berflagte an den Staatsrath appelliven. Diefer Tann dann die Sache 
an die Juſtizbehörde überweiſen. Beftätigt er die Kompetenz des Präfelturrathes, 
fo ift fein Rekurs mehr möglich. 

Iſt die Sache bei den Juftiztribunalen anhängig gemaht worden, fo Tann 
ber Präfelt (nicht ver Berklagte, ja nicht einmal der Minifter) zuerft bei dem 
betreffenden Gerichte eine ausführlihd motivirte, fih auf das betreffende Geſetz 
ftügende Erflärung (deelinatoire) einreihen, worin die Inkompetenz ber Juftiz= 
behörde nachgewieſen wird. Findet das Gericht dies begründet, ſo erklärt es ſich 
ſelbſt für inlompetent, beharrt es auf feiner Meinung, jo ſteht auf Geſuch des 
Präfelten dem Staatsrath die Entſcheidung zu. 

Allgemeiner Umriß der Verwaltung. Die franzofiſche Verwaltung 
zerfällt in dreierlei Stufen: Central⸗, Departemental- und Lokalbehörden. An ber 
Spige der erfteren ſtehen Minifter, der zweiten Präfeften und Unterpräfeften, ver 
dritten Maires. 

Die Gentralverwaltung befteht aus folgenden Minifterien, deren 
Benennung auch ihren Wirkungsfreis bezeichnet: 1) Staatsminifterium; 2) ber 
Juftiz und des Kultus; 3) der auswärtigen Angelegenheiten; 4) des Innern; 
5) der Finanzen; 6) des Krieges; 7) der Marine und der Kolonieen; 8) bes öffent- 
lichen Unterrihts; 9) des Aderbaus, des Handels und ver öffentlihen Arbeiten; 
10) des kaiſerlichen Haufes und ver ſchönen Künfte; 11) ver Präfiventfchaft bes 
Staatsraths. | 

Die Zahl ver Minifterien hat ſich verändert, die angegebene ftammt vom 
22. Juni 1863. Bon den genannten 11 Miniftern find jedoch 2 nicht verwal- 
tende Minifter (ministres administrateurs), der Staatsminifter, welder vie Re- 


gierung bei den 3 großen Staatskörpern vertritt und ber Präfident des Staats-⸗ 


rathe. Die Minifter find unterftüßt von zahlreihen Beamten, bie, jo body fie 
auch ftehen mögen, keinen eigenen Beſchluß faflen dürfen. Die innere Organi- 
fation des Minifteriums hing früher von dem Willen ver einzelnen Minifter ab. 
Nah dem Geſetz vom 23. Juli 1843 kann biefelbe nur durch das Staatsober- 
baupt verändert werben. 

Departementverwaltung. Die alte Previnzialeintheilung Frankreichs 
vor 1789 war fehr mangelhaft; einzelne Provinzen z. B. waren zehnmal fo 
groß, ale andere, Als’ am 4. Aug. 1789 vie Einheit der Gefege defretirt war, 
Ihien vor Allem eine neue Yandeseintheilung geboten. Man jhuf die Departe- 
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menteintheilung. Das Geſetz vom 28. pluviose des Jahres VIII (17. Febr. 1800) 
ift noch heute die Baſis ver Departementalverwaltung. Diefes Gefeg führte ein: 
die Präfekten, die Generalfetretäre der Präfeltur, den Bräfelturrath, den General- 
rath, die Unterpräfeften, ven Bezirksrath. Heute gibt es 89 Departements. An der 
Spige eines jeben Departements fteht ein vom Kaifer auf Borfchlag des Miniflers 
bes Innern ernannter Präfelt. Der Betreffende braudt nur franzöſiſcher Bürger 
und im Befige feiner bürgerlichen Rechte zu fein, fonft ift die Wahl durch keine 
Bedingung in Bezug auf Alter u. f. w. beſchränkt. Der Präfet muß in ber 
Hauptftadt des Departements feinen Sit haben. Seine Funktionen bürfen ihrer 
Wichtigkeit wegen nie anfhören; im Falle feiner Abwefenheit oder Verhinderung 
wird er von dem Generalfetretär oder einem Mitglieve des Präfelturrathes, ven 
er felber damit beauftragt, vertreten; im Falle die Stelle valant wird, gehen 
feine Funktionen an das ältefte Mitglied des Präfelturrathes über. Die Präfel- 
‚turen find in 3 Klaflen eingetheilt, die fich ber Befoldung nah unterjheiden 
(40,000, 30,000 und 20,000 $r.). Den Präfelten ftehen Generalfelretäre, ber 
Präfelturrath und der Generalrath zur Seite. Der Präfelt hat eine boppelte 
Stellung, er ift Vertreter und Organ der Regierung und zugleih aud Repräfen- 
tant ber Intereffen des Departements. In erfterer Eigenfhaft muß er zuweilen 
die Anficht des Präfelturrathes hören, in der andern wirb er vom Generalrathe 
fontrollirt und in feiner Macht befhräntt. Die Generalſekretäre find feit dem 
Gefeg vom 21. Juni 1865 im jedes Departement eingeführt. Am 28 pluviose 
des Jahres VIII ins Leben gerufen, wurde dieſes Inftitut bald wieder aufgehoben, 
1848 ließ man fie nur im Seinebepartement beftehen. Die Generalſekretäre zer- 
fallen wie die Präfeften ebenfalls in 3 Klaſſen (8000, 6000 und 4000 Fr.). 
Sie können, wie ſchon erwähnt, vie Präfelten vertreten; ferner mit Bewilligung 
des Minifters einen Theil der Verwaltung des Departements übertragen bekommen; 
auch ift er Regierungskommiſſär bei den Berwaltungstribunalen. Der Präfektur- 
rath befteht aus 3 oder 4 vom Kaifer ernannten befoldeten, abfegbaren Räthen 
und bildet eine eigentliche, das ganze Jahr fungirende, berathende Behörde. Die 
einzelnen Fälle, in welden ber Präfelt das Gutachten des Präfelturrathes ein- 
holen muß, find außerorbentlic zahlreich; eine Aufführung derſelben wäre nicht 
von großem Intereffe und würde aud den gebotenen Raum zu fehr über: 
fchreiten. 

Der Generalrath dagegen befteht aus vom Bolte auf 9 Jahre gewählten 
Mitgliedern und Hat jährliche orbentlihe wie außerordentliche Sigungen, bern 
Dauer der Kaifer beftimmt. Er ift für das Departement das, was der Munici- 
palrath für die Gemeinve ift. Er ift ein Verwaltungsrath (conseil administratif) 
und {ft dem Präfelten an die Geite gefegt, um in den Sachen zu befchließen 
(delib&rer), in welden derſelbe die Intereffen der Gemeinden vertritt. Seine wid 
tigften Funktionen find vierfacher Art: 1) er befchließt endgültig (statuent definitive- 
ınent; 2) fein Rath und feine Zuftimmung (approbation) müfjen eingeholt werben; 
3) gibt fein Gutachten (avis); 4) drückt feine Wünſche (voeux) ans. Seine Be- 
fugniffe bafiren auf tem Gefeg vom 10. Mat 1838 und find in dem v. 18. Juli 
1866 bebeutend erweitert worden; man fann fie in 5 Klafien eintheilen: 1) Das 
Recht als Vertreter des geſetzgebenden Körpers, der Bertheilung des von demfelben 
dem Departement zugetheilten Steuerfontingents; 2) das Recht der Kontrole der 
Departementalverwaltung, Rechnungsabſchluß und Budgetvotirung; 3) Das Redt, 
ald Repräfentant des Departements Beſchlüſſe zu faflen, die entweder endgültig 
oder der Beftätigung unterworfen find; 4) das Recht der Kontrole über vie 
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finanzielle Lage und Berwaltung der Kommunen; 5) das Recht der Gentral- und 
Lofalverwaltung als rathende Behörde (comitd consultatif) zur Seite zu ftehen. 

Die Sigungen des Generalrathe find geheim, die Präfiventen, Bicepräfidenten 
und Sefretäre werben für jede Seffion vom Staatsoberhaupte ernannt. Der Prä- 
fett bat zu den Sitzungen Zutritt. Als Vertreter des gefeßgebenden Körpers 
beſchließt ver Generalrath fonverain, d. h. er enticheidet in legter Inftanz. Er 
vertheilt das vom geſetzgebenden Körper dem Departement zugetheilte Kontingent 
direfter Steuern unter die verfchievenen Arondiffements, aus denen das Departe- 
ment befteht. Er entjcheivet über die Neklamationen ber Arondiffements und ber 
Gemeinden gegen das ihnen zugewiefene Steuerfontingent. Er votirt in den vom 
Finanzgeſetz gezogenen Grenzen die zu den Departementalausgaben nöthigen Zu- 
ſchlagcentimes zu den direkten Steuern. Er bedarf aud keiner befondern Autori- 
fation, um der höchſten Behörde Wünſche in Betreff des Departements vorzu⸗ 
legen. 

Der Generalrath Tontrolirt die Departementalverwaltung, indem er das Recht 
bat, Berwaltungsabfchlüfie, die ihm jährlid vom Präfelten vorgelegt werden müſſen, 
proviſoriſch anzuhalten. Seine Einwände (observations) gehen direft an den Mi- 
nifter. Dann, was das Wictigfte ift, er votirt das Büdget des Departements. 
Dis zum Jahre 1866 war das vom Generalrathe acceptirte Büdget nur provi— 
ſoriſch, der Kaifer konnte dur ein Dekret in basfelbe Neues hineinfegen und 
Altes ändern; jegt barf dies nur. bei drei Fällen geichehen: 1) Miethe und Unter» 
haltung der Präfetur und Unterpräfefturhotels; 2) Kafernement der Gendarmerie- 
brigaden und 3) Ausgaben für die Friedensgerichte. Als Repräfentant des Depar- 
tements beſchließt (delibdre) der Generalrath über Alles, was mit dem Eigenthum, 
den Rechten und Pflichten des Departements zufammenhängt.. Die Beſchlüſſe 
fönnen nad dem Gefeg vom 18. Juli 1866, im Gegenfat zu früher, 

I. folde fein, durch welche ver Generalrath endgültig entſcheidet. Es geſchieht 
biefes: 1) bei Erwerb, Verkauf und Tauſch von Departementaleigenthbum, mit 
einigen Ausnahmen, vgl. 4; 2) Art der Verwaltung (gestion) der Departemental- 
befigungen; 3) bei Vermiethung oder Verpachtung von Gemeindegut; 4) Ber- 
änderung ber Beftimmung ober Verwendung der dem Departement gehörigen 
Gebäude und Befigungen; ausgenommen find bie Hötels für pie Präfelten und 
Unterpräfelten, die Gerichtslofale, Gendarmeriefafernen und Gefängniffe; 5. An- 
nahme oder Zurüdweifung der zu Gunſten des Departements gemachten Schen- 
tungen und Bermädtniffe, wenn fie niht zu Reflamationen Anlaß geben; 
6) Klaſſifikation und Richtung der Departementalftraßen, wenn fie nicht aus einem 
Departement ins. andere gehen; Projekte, Pläne u. f. mw. zur Berbeflerung 
biefer Straßen; Projekte, Pläne u. f. w., aller andern aus Departementalfonbs 
zu beftreitenden Arbeiten; 7) Klaffififation und Richtung der großen Bicinalwege; 
Bezeihnung berfelben, wenn fie von allgemeinem Interefie find; Bezeichnung ber 
Eommunen, die an ihrer Erbauung und Unterhaltung Theil zu nehmen haben; 
Bertheilung der dazu aus Departementalfonds bewilligten Subventionen; 8) bei 
Anerbietungen von Beiträgen von Gemeinden, Bereinen oder Privaten zum Bau 
von Straßen und andern auf Departementalloften zu unternehmenden Arbeiten; 
9) Klaffififation und NRidtung der Departemental- und großen Bicinalftraßen von 
allgemeinem Interefie; 10) Bezeihnung der Bindungen, unter denen bie Aus- 
führung von Arbeiten auf diefen Wegen anvertraut wird; 11) VBerwenbung von 
Bonds, die da find, um auferorbentlihe Steuern und Darlehen im Departe- 
mentalinterefje zu vermeiden; 12) Verfiherung der Departementalgebäude; 13) Ver⸗ 
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träge tie Departementalrechte betreffend; 14) Handlungen, die im Namen bes 
Departements geſchehen; 15) Verwendung bes Geldes für veräußertes Befigthum 
bes Departements; Billigung der Kaufverträge; 16) Beihäftigung ber enfants 
assistes. — Die Befchlüffe des Generalraths in Bezug auf 6, 8, 15 und 16 
find auszuführen, wenn nad Verlauf von 2 Monaten ein kaiſerliches Dekret 
nicht Proteft eingelegt hat. 

U. Solde Beichlüffe, die der Billigung des Präfelten, oder des Minifters 
oder des Kaifers oder felbft des geſetzgebenden Körpers bebürfen. Es geſchieht 
diefes: 1) Dei außerorbentlihen Steuern oder Darlehen, welde im Interefle des 
Derartements aufzunehmen find; 2) bei Erwerb, Berfauf und Tauſch einigen 
Departementaleigenthums, vrgl. das vorhergehende; 3) Bei Veränderung der Be— 
ftimmung biefes Befiges; 4) bei Annahme von Schenkungen, wenn fie Grund zu 
Reklamationen geben; 5) bei Alaffififation und Richtung der Straßen, wenn jie 
in ein andered Departement gehen; 6) bei Conceffionen an Vereine, Compagnieen 
eder Private von Arbeiten, die im Intereffe des Departements zu unternehmen 
find; 7) ver dem Departement aufzulegende Antheil an den Ansgaben für vas- 
feibe intereffirende, aber vom Staate unternommenen Arbeiten; 8) Beiträge des 
Departements, die zu gleicher Zeit das Departement und die Gemeinde betreffen; 
9) Errihtung und Organifirung von Penfionstaffen und ———— Renumerations⸗ 
arten der Beamten ber Präfekturen und Unterpräfekturen; 10) Antheil der Aus- 
gabe für Findlinge und Wahnfinnige, welde den betreffenden Gemeinden aufzu- 
legen find und deren Vertheilung unter biefelben; 11) Alle fonftigen Punkte, über 
die der Generalrath zu veliberiren von den ©efegen aufgeforbert fein kann. — 
Diefe Berathungen bepürfen ver Genehmigung der Regierung, welde in ben 
Fällen, die nur das Departement betreffen, der Präfeft ertheilt. Außerorbentliche 
Steuern können nur durd ein Geſetz auferlegt werden. Die Befchlüffe aber, welche 
das Staateintereffe mitberühren, bedürfen der Genehmigung des Kaifers oder bes 
‚Minifters. 

Nah dem Geſetz vom 18. Juli 1866 hat der Generalrath auch bie Finanz- 
lage der Kommunen zu fontroliren; er firirt jedes Jahr das Marimum der Zahl 
der auferordentlihen Centimes, die die Municipalräthe zur Beftreitung der Muni- 
cipalausgaben votiren dürfen. Doch darf ver Generalrath das Marimum nidt 
höher als 20 Centimes firiren. Ein bloßes Gutachten des Oeneralrathes wird in 
einer großen Menge zur eigentlihen Berwaltung gehörigen ragen eingeholt. Wir 
fünnen darauf hier nicht näher eingehen. 

Jedes Departement wird in Arrondiffements getheilt, an deren Spige ein 
Unterpräfelt mit 8000, 6000 oter 4500 Fr. Gehalt ſteht. Der Unterpräfeft 
hatte faft nie ſelbſtandige Beſchlüſſe zu faffen, fondern vollzog nur ihm zuge 
fommene Befehle, fammelte Inftruftionen und war ein Mittelglied zwiſchen dem 
Präfelt und dem Maire. Ein Dekret vom 13. April 1861 bat ihm etwas mehr 
Spielraum gewährt, 3. B. Befreiung von Paß u. f. w., von Jagdſcheinen, Er- 
laubnig für äffentlihe Bauten niederfter Art, Wohlthätigkeitslotterieen u. f. w. 
Er muß dem Präfeften Beriht über feine Handlungen abftatten, der fie anulliren 
und verbeffern kann. 

Dem Berhältnig des Unterpräfelten zum Präfelten analog ift das Arrondiffe- 
ment nit nur Heiner als das Departement; es bildet auch feine moralifhe Berfon, 
bat fein eigenes Büdget; es ift in allen diefen Hinfihten integrirender Theil des 
Departements. Es gibt aber doch noch einen befondern Bezirksrath (conscil d’ar- 
rondiesement), ter auf ähnliche Weife wie der Generalrath gemählt wird, aber nie 
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aus denſelben Perſonen beſteht. Seine Befugniſſe find in fehr verkleinertem Maß- 
ftabe die des Generalrathes, dem er oft vorarbeitet und zu dem er auch meift 
die *erfte Inftanz bildet. Er vertheilt unter den Gemeinden das dem Arrondiffe- 
ment zugewiefene Kontingent direkter Steuern. Ein Büdget bat er nicht zu be- 
rathen. Die Verwaltung von Paris weicht in mander Beziehung von der der 
anderen Departements ab. Die Präfelturgewalt ift zwifchen dem Seine und dem 
Bolizeipräfetten getheilt. Beide haben auch faft alle in andern Gemeinden von 
den Maires ausgeübten Befugniffe. Der Generalrath des Seinedepartements wird 
aus dem Parker Municipalrath gebildet, und befteht aus 60 Mitglievern, die 
vom Kaifer ernannt werden, 4 Mitglieder des Kreifes Sceau und 4 von St. Denis 
werten binzugezogen. — Im Rhonedepartement gehören dem Präfeften die Be- 
fugnifie eines Polizeipräfeften und Gentralmatre der Kommune Lyon. 

Gemeindeverwaltung. An der Spige ver Gemeinde fteht ein Maire, 
ihm zur Seite ein oder zwei Adjunkten und der Municipalrath. Auch der Maire 
bat eine doppelte Stellung, er ift Vertreter der Regierung und zugleih Repräfen- 
tant der Gemeinde, bie ihre felbftändigen Interefien hat. Der Maire wird in Stäbten 
von 3000 Einwohnern an vom Kaifer ernannt, in den Heinern Gemeinden vom Prä- 
fetten im Namen des Kaiſers. Er muß mindeftens 25 Jahre alt und im Befig ber 
bürgerlihen Rechte, wie Mitglied ver Kommune fein. Faft alle Beamten, aud die ber 
Kommmnaltollegten dürfen nicht Maires werben; fubftituirte Richter bei den Zri- 
bunalen und Frietenegerichten find 3. DB. aufgenommen. Als Vertreter ver Regie 
rung bat ver Maire vie Ausführung der Gefege zu übermahen und fie ind Werk zu 
fegen; ferner hat er, außer in den Präfelturftäbten von über 40,000 Einwohnern, 
vie Handhabung ter Polizei, ver allgemeinen wie der Ortspolizei. Sämmtlihe Be» 
ſchlüſſe des Maire müſſen, wenn fie nicht eine einzelne Perfon und einen einzelnen 
Fall betreffen, dem Präfekten vorgelegt werben, Diefer darf fie nur einen Monat 
behalten und nur annulliren, nicht verändern. Gefchieht feinerfeits die Anullirung 
nicht, fo tritt die Beftimmung ohne Weiteres in Kraft. 

Als Repräfentant der Gemeinte beforgt der Maire die Berwaltung der Gemeinbe- 
güter, leitet die auf Koften der Gemeinde ausgeführten Arbeiten, vertritt biefelbe 
ver Gericht, legt ihr das Büdget vor, orbnet vasfelbe u. f. w. Er iſt aud) 
Eivilftandsbeamter, hält Geburts-, Trauungs-, Sterbeliften, beforgt Civiltrauungen 
und Atributionen unter Auffiht des Staatsprofuratord. Er ernennt aud die 
meiften Kommmmalbeamten. Der Maire wird von dem Adjunften in feiner Ab- 
wefenheit, Verhinderung oder Vakanz der Mairie vertreten; aud kann er denfelben 
mit ganz beflimmten Gefhäften betrauen. Die Zahl der Adjunkte hängt von ben 
Einwohnern ab; in Gemeinden von mehr als 2500 Einwohnern fünnen 2 aud 
mehr Arjunften vorhanden fein. In Paris fteht an der Spitze jedes ber 20 
Arrondiffements, in welche die Stadt getheilt ift, ein Maire mit 2 Adjunften; 
ihre Mechte find jedoch fehr befchräntt. In Abweſenheit des Maires und ber Ad— 
junften vertritt proviforifch biefelben das Ältefte Mitglied des Municipalrathes. 

Der Municipalrath wird nach dem Gefet ‚vom 24. Juli 1867 alle 7 Jahre 
(früher 5) von den Einwohnern der Gemeinde gewählt. Er befteht bei Gemeinden 
von 500 Einwohnern und darunter aus 10 Mitgliedern, von 500—1500 Eins 
wohnern aus 12, bis 2500 aus 16, bis 3500 aus 21, bis 10,000 aus 23; 
bis 30,000 aus 27, bis 40,000 aus 30, bis 50,000 aus 32, bis 60,000 aus 
34, über 60,000 aus 36 Mitgliedern. Wählbar ift jeder Frangofe von 25 
Jahren und im Befig der bürgerlihen Rechte, mit Ausnahme des Militärs, der 
Präfefturbeamten, Unterftügten, Unternehmer von Kommunalbauten u. f. w. Die 
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Municipalräthe von Paris und Lyon werden alle 5 Jahre vom Kaiſer ernannt, 
das präſidirende Mitglied ebenfalls, Der Präfelt und ver Miniſter können ben 
Municipalrath fufpendiren, der Kaiſer allein ihn auflöfen; bis zur Neuwahl erfegt 
ihn eine vom Präfelten ernannte Municipallommiffion, bie minbeftens halb ſo 
ftart fein muß, als der Municipalrath und nad dem Gefeg von 1867 nit über 
3 Jahre beftehen fann. Die Sigungen des Municipalrathes find nicht öffentlich. 
Die ordentlichen Sigungen finden vier Mal jährlih: Anfang Februar, Mei 
Auguft und November ftatt und bauern 10 Tage. Außerorbentlihe Sigungen 
können nur mit Bewilligung des Präfelten oder Unterpräfelten abgehalten werben; 
Gegenſtand der Berathung ift dann nur der, um beffentwillen die außerordentliche 
Sigung zufammenberufen worden iſt. Bei den Sigungen entſcheidoet abfolute 
Mojorität. Die Befugniffe des Municipalrathes find vierfaher Art. Er befchließt 
endgültig (regle), befchließt unter Billigung des Präfelten u. ſ. w., gibt fein 
Gutachten und drüdt feine Wünfche aus. 

Kultus und öffentliher Unterridt. Obwohl die Konftitution die 
libert€ des cultes garantirt, unterfcheiden die Gefege doch zwifhen auerkannten 
und nicht anerfannten Kulten. Legtere find nur tolerirt; e8 wirb zwar Niemand 
feines Glaubens wegen verfolgt; body dürfen bie Nicdtanerfannten fi nicht ohne 
Erlaubniß des Maire zum Gottesvienfte verfammeln. Die anerkannten Kulte find, 
wie ſchon in der Gtatiftif erwähnt, ver katholiſche, der Intherifhe, der reformirte, 
ber israelitiſche und jetzt auch der muhamedaniſche. 

Die katholiſche Geiſtlichkeit bildet eine Hierarchie, an deren Spitze Kardinäle, 
Erzbiſchöfe und Biſchöfe ſtehen, deren Mitglieder die Pfarrer (curés) und deren 
unterfte Stufen die desservants, Pfarrverwefer und vicaires, Kapläne, find. Die 
Erzbiichöfe werden vom Kalfer im Cinverſtändniß mit dem Papfte ernannt, bie 
curds vom Bifhof mit Genehmigung der Regierung, fie find unabfegbar; die 
desservants und vicaires werben vom Biſchof allein ein» und abgejegt. Der des- 
servant hat zwar einen felbftändigen Kultusbezirk zu verwalten; doch wirb er in 
feinem Kirchſpiel nur succursale genannt. Er fteht unter Aufficht des cure, die 
Zurispiktion über ihn hat jedoch nur der Bifhof. Die vicaires find Gehülfen 
oder aud Stellvertreter der Pfarrer. 

Die beiden proteftantifchen Konfeffionen haben ziemlich viefelbe Einrichtung: 
Kirchſpiele, geleitet von einem Pfarrer, dem ein von 4—7 gewählten Gemeinde- 
mitgliedern beftehenver Presbhterialrath zur Seite fteht. Mehrere Kirchfpiele bilden 
einen Konflftorialbezirt, an deſſen Spite ein gewählter Rath, das Konfiftorium, 
fi) befindet. Das Dekret vom Jahre 1856 hat einen Gentralrath ber reformirten 
Kirchen mit rein abminiftrativen Attributen eingefegt, der die Gemeinſchaft ver- 
jelben der Regierung gegenüber repräfentirt. In der lutheriſchen Kirche ftehen bie 
Konfiftorien unter Infpeftionen und diefe unter einem Direktorium, welches in 
Straßburg feinen Sitz hat. Es befteht aus einem vom Kaifer ernannten Direktor, 
zwei in jeber Infpektion gewählten nicht geiftlihen Deputirten, aus ven geiftlichen 
Infpeltoren und einem Profeſſor des proteftantiihen Prebigerfeminars zu Straf- 
burg. Die reformirten Geiftlihen werden von den Konfiftorien, die lutheriſchen 
vom Direktorium unter faiferliher Genehmigung ernannt. 

Die itraelitifhen Olaubensgemeinden bilden 8 Departementaltonfiftorien, 
welche aus einem Dberrabbiner und 4 von Notabeln gewählten Mitglievern be 
ftehen, die die Oeneralrabbiner und Borfänger ernennen und beauffichtigen. In 
Paris ift ein Gentraltonfiftorium aus 1 Oberrabbiner und 8 Mitgliedern. 

Die Organifation des Unterrihtswefens in Frankreich ift höchſt eigenthümlich. 


Srankreich 669 


Das ganze vom Staate eingeſtellte Perſonal bildet ein Korps, belaunt unter dem 
Namen Univerfität, das bis zum Jahre 1850 allein den Unterricht ertheilte, Jetzt 
gibt es aud außerhalb derſelben eine Anzahl Lehranftalten; diefelben find jedoch 
der Auffiht des Staates unterworfen. Der öffentliche Unterricht theilt fih im 
Primär, Setundär- und höheren Unterricht. Der erftere begreift ven von Laien 
beiderlei Befhlehts und von freres de la doctrine chretienne refp. soeurs (durch 
5jähriges Gelübde verpflichtet) geleiteten Elementarunterricht; der zweite ſchließt 
die Gymnaſien nnd Progymnafien ein; ber dritie die Hochfchulen. Die Grave an 
legteren find bachelier, licencie, docteur. Hinfichtlich des Unterrichts ift Frank⸗ 
reich in 16 Bezirke getheilt, deren Lehrerperfonal eine Abtheilung der allgemeinen 
Univerfität bilvet, die Akademie genannt wird. An ihrer Spige fteht ein mit dem 
Minifter in Verbindung ftehenden Rektor. Er wird von Infpeftoren unterftügt 
und leitet ven Sekundär- und höheren Unterricht, überwacht dagegen nur ben 
Primärunterricht in Bezug auf Lehrweife und Lehrftoff. Die anderen ven Fehrunter- 
richt betreffenden Befugniffe ftehen den vom Präfelten präfivirten Departemental- 
räthen (conseils d&partementaux) zu. 

Induftrie, Aderbau, Öffentlide Arbeiten. Die Revolution, 
welche die Zünfte aufhob, ſchuf von der Freiheit und Gleichheit des einzelnen 
ausgehend in Frankreich die Gewerbefreiheit. Die Ausübung einiger liberaler Pro- 
feffionen: Werzte, Apotheler, Advokaten Ffünnen jedoch nur in folge beftanbener 
genau beftlimmter Prüfungen ftattfinden. Bäder und Fleiſcher müſſen fih, Paris 
ausgenommen, überall beftimmten Brod- und Fleifhtaren unterwerfen. Marft- 
ordnungen, Befhräntungen von Hauflrerei, Anlegung ungefunder Fabriten, Ge» 
brauch von Dampfmaſchinen maden ebenfalls eine Ausnahme. Der Aderbau ift 
ganz frei. Die Regierung beeinflußt denfelben nur dur Unterftügungen (Drai- 
nage), Thierfhaue, Ausftellungen, Kommiffionen, Vereine u. ſ. w. 

Die öffentlichen Arbeiten begreifen Häufer, Straßen, Brüden und Hafen- 
bauten, Sie werden Arditeften, die Procente der Ausgaben als Emolumente 
beziehen, bem corps des ponts et chaussdes u, ſ. w. anvertraut. Die Ingenieure 
find Schüler der polytechnifhen, der Wegbaufhulen, der ecole des mines und 
der Bergmannsihule in St. Etienne. Sie haben nah gemachtem Staatseramen 
Anſpruch auf Anftellung und erhalten, bis diefelbe erfolgt, Wartegeld. 

Um über die Intereffen des Handels, Aderbaus und der Induftrie zu wachen, 
bat die Regierung 1852 bie chambres consultatives et conseil general de l’agri- 
culture, 1851 vie chambres de commerce et conseil general du commerce 
und 1857 vie chambres consultatives et comité consultatif des arts et manu- 
faetures eingerichtet. Das Dekret vom 2. Februar 1853 hat einen Oberrath 
(conseil superieur du commerce de l’agriculture et de l’industrie) ins Leben 
gerufen. Derjelbe ift aus 18 Mitgliedern zufammengefegt; 6 ernennt der Kaifer 
aus den 3 großen Staatslörpern, 6 aus den Notabeln der zumeift babei bethei« 
ligten und 5 chefs de services; der Minifter präſidirt demſelben. Durch Dekret 
vom 21. Nov. 1869 ift derſelbe noh um 3 Senatoren, 3 Deputirte, 3 Staats- 
räthe und 1 Notabeln vermehrt. worden. 

Kriegs» und Marinewefen. Jever zwanzigjährige Franzoſe, der milie 
tärtüchtig iſt, ift auch militärpflichtig. Ausgefhloffen davon find nur diejenigen, welde 
fi) eines Verbrechens ſchuldig gemacht haben; befreit davon: der ältefte Bruder unter 
Waifen, der einzige wie ältefte Sohn einer Wittwe oder eines blinden ober 
Tojährigen Vaters, ber jüngere von zwei Brüdern, bie zugleich militärpflichtig 
werten u. f. w., Schüler der polytehnifhen Schule, die im Staatsdienſte zu 
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bleiben ſich verpflihten; Lehrer, melde fir 10 Jahre dasfelbe thun; Studenten 
der Theologie; Predigeramtsfandidaten; Leute, die den großen Preis beim Inftitat 
oder der Univerfität davongetragen haben; endlich foldhe, die ihrer Familie erwie- 
jenermaßen unentbehrlih find. Daß jeder einen Stellvertreter präfentiren kann, 
hat aufgehört; es können nur noch Verwandte für einander eintreten und Leute 
desjelben Orts ihre Nummern taufhen. Da die Loſung befteht, kann man fid 
dur Ziehen einer hoben Nummer frei mahen. Das Geſetz hat die GStellvertre- 
tung der Militärverwaltung vindicirt. Der Kriegsminifter beftimmt jährlih vie 
Summen, für deren Betrag die Militärpflictigen ihrer Pflicht enthoben werben. 
Diefelben fließen in die Dotationslaffe der Armee, aus ber ber angenommene 
Vertreter eine jährlihe Entſchädigung bezieht. Die Dienftzeit dauert 7 Jahre und 
beginnt mit dem zmwanzigften Jahre. Man kann fi aud mit der Eltern Erlaubnig 
gleih zu 18 Jahren verpflichten. Der Soldat kann bis zum hödften Rang 
adanciren und gefchieht dieß fowohl nah Wahl, wie nad dem Alter. Wenigftene 
ein Drittheil der Lientenantsftellen müflen von Unterofficieren befegt werben. 

Die Seeleute find zwar vom Kriegstienft frei, haben jebody bafür einen 
Seedienſt zu thun und zwar find auf ben Geeliften Seeleute jeven Grades be- 
zeihnet; auch diejenigen, welche fi; vom Fiſchfang in der See und den Flüſſen 
ernähren. Obwohl die Dienftzeit bis zum 50. Jahre dauern kann, werden nur 
3 Dienftjahre von 20—40 Jahre verlangt. Das Avancement ift ähnlich wie bei 
der Landarmee. 

Steuern. Die direkten Steuern find in Frankreih außer einigen kleineren 
die Grundfteuer, Thür-, Fenfter-, PBerfonal-, Mobiliar- und Batentftener. Die 
Grundſteuer ift ſchon ſeit dem 23. Nov. 1790 eingeführt; fie follte die einzige 
Steuer bleiben, was indeß nur ein halbes Jahr lang gefhah. Die Mobiliarftener 
fam binzu. Ste befteht heute aus 2 Elementen: 1) einer Perfonalfteuer im Be- 
trage eines breifahen Tagelohnes; 2) einer hauptfählih nad der Miethe tarirten 
Mobiliarfteuer. Früher war noch ein brittes Element, eine Lurusfteuer auf Pferde 
und Bebdiente dabei. Die Patent» oder Gewerbeftener fließt jegt auch Ardjitelten, 
Aerzte, Advokaten, Anwälte u. f. w. ein. Die Thür- und Fenfterfteuer, 1798 
eingeführt, wirb je nad der Bevölkerung der Gemeinde und der Zahl ver Haus— 
Öffnungen verfchieven bezahlt. Häufer mit einer Deffnung bezahlen 30 Et. in 
Gemeinden unter 5000 Einwohnern und 1 Fr. in Gemeinden über 100,000 Ein- 
wohnern. Die Häufer mit 5 Definungen bezahlen in den einen 2 Fr. 50 Cent. 
und in der andern 8 Fr. 50 Et. Die Tarife diefer Steuern find meift für bie 
Proris nur Anhaltspunfte. Diefe Steuern find eben meift Bertheilungsftenern 
(impöts de repartition). Der gefeggebende Körper vertheilt die Steuern nad) ber 
Botirung auch unter die Departements, ber Oeneralrath unter die Arrondiſſe— 
ments, bie Kreisräthe unter die Gemeinden und in diefen befondere Nepartiteure 
unter die Steuerpflichtigen. 

Zu den direlten Steuern rechnet man gewöhnlid, wenn and unrichtig, noch 
die Zaren, die auf Gütern der todten Hand ruhen (621/, Et. vom Fr. der Grunt- 
fteuer); ferner die Abgaben auf Bergwerke, Kommunalwegen, Domänenerhaltung, 
Mineralquellen, Benfionate, Handelätammern, Börfen u. f. w. 

Die indirelten Steuern find fehr zahlreich, es find: Trankſteuer, Schenkftener, 
Abgaben auf Zuder, Salz, Karten, Wandannoncen, Eifenbahnen, Wagen (öffent- 
liche), Flußſchiffahrt, Gold- und Silberkontrole, Tabadsmonopol, Pulver, Salpeter, 
Poft, Zoll, Telegraphie, Hypotheken, Päſſe, Konfulatsgebühren, Stempel, Regiftrirung, 
Erbſchaft, Erfindungspatente; endlich Domanialrevenuen, 


Frankreich. 671 


Der Finanzminifter und feine Untergebenen dürfen allein Staatégelder ein- 
faffiren. Die Einnehmer find meift nur für die bireften Stenern, für bie indi- 
relten gibt es fpecielle Agenten; heive befinden fi in den Departements unter 
einem ©eneraleinnehmer und einem Direktor der birelten, wie einem ver indi— 
reften Steuern. Der Oeneraleinnehmer ift verantwortlich für bie Verwaltung ber 
ihm untergebenen Einnehmer und bat ein firenges Auffichtsreht über fie. Die 
Direftoren haben zum Theil tie Steuerliften herzuftellen und arbeiten den Oeneral- 
und Kreisräthen vor. Die Emolumente der Einnehmer beftehen aus Procenten der 
Einnahme und Ausgabe. 

Juſtizverwaltung. Die franzöfifche Juftizverwaltung theilt fi in Civil, 
Dandels-, Straf» und beſondere Gerichtsbarkeit. 

Die Eivilgerihtsbarfeit wird von Friedensgerihten, Kreisgerihten und Apell- 
oder faiferlihen Höfen geübt. 

Die Friedensgerichte beftehen aus einem vom Kaifer ernannten riebens- 
richter und 2 Suppleanten. Der erftere, der kein Jurift zu fein braudt, ift be- 
foldet, die andern nicht. Er ift hauptſächlich Vermittler; jeder vor das Kreis- 
gericht gebradte Proce muß ihm vorher zur Vereinbarung vorgelegt worden fein. 
Als Richter entfheidet er endgültig in Sachen bis zu 100 Fr. Werth, in erfter 
Inftanz bis zu 200 Fr. Man appellirt an das Kreisgeriht. Die Größe des 
Kreisgerichtd hängt von ver des Bezirks ab, fie theilen fi im zwei oder mehrere 
Kammern, deren jede aus 3 bis hödftens 5 Richtern und 2—3 Gtellvertretern 
befteht. Jeder gehört nur immer ein Jahr derfelben Kammer an. Die Stellver- 
treter find ohne Gehalt und werden aus der Neihe der Advokaten gewählt. Das 
Kreisgericht entfcheidet entgültig über Sahen im Werth von 1500 Fr., in erfter 
Inftanz über Alles, was nicht zu einem andern Gerichte gehört. Der Apellhof 
ift gewöhnlich zweite und legte Inftanz für das Kreis, Korreftionell- und Han- 
velsgeriht. Seine Größe richtet ſich ebenfalls nad der des Sprengels und theilt 
fih ebenfalls nady der Zahl der Räthe in 3 oder mehr Kammern, deren jede aus 
7 NRäthen beftehen muß. 

Die Handelsgeritsbarkeit wird von Konfular- oder Handelsgerichten geübt, 
deren Mitglieder von Kaufleuten und Fabrikanten auf 2 Jahre gewählt werben. 
Der Kaifer beftätigt diefelben. Dann gibt es fog. Prüd'hommes, Schiedsrichter 
zwifchen Fabrilanten, Meiftern und Urbeitern, welche diefelben unter fi) wählen. 

Die franzöſiſche Strafgerichtsbarkeit wird vom Polizeigericht, dem Korreftions- 
tribumal und dem Aflifenhof ausgeübt; mit feltenen Ausnahmen urtheilt das 
erftere über Polizeivergehen (contraventions), das zweite über Vergehen (delits), 
der Aflifenhof über Verbrechen (erimes); er befteht aus Gefhwornen. Das Polizei- 
gericht erfennt bis zu 15 Fr. Geldbuße und 5 Tagen Gefängniß. Eine Appellation, 
die mehr ala 5 Fr. betreffen muß, geht vor das aus 3 Richtern beftehende Kor- 
reftionstribunal; von den Tribunalen der Kreisftäbte Tann an die der Departe- 
mentalftabt refp. den Appellhof appellirt werben. Für Hochverrath befteht ein 
hoher Gerichtshof (baute cour de justice), deſſen Geſchworne Mitgliever des 
Generalraths, und deſſen Richter Mitglieder des Kaffationshofes fein müffen. 

Die befondere Gerichtsbarkeit wird von durch Geſetze vorgefehenen, fpeciellen 
Gerichten ausgeübt. Es find dieß die adminiftrativen Gerichte, Kriegs-, Seegerichte, 
Disciplinarfammern für Notare, Anwalte, Nattonalgarden u. f. w.; ferner bie 
Disciplinarbehörben für das Unterrihtswefen, der Departementalrath und der 
faiferlihe Rath für dffentlihen Unterricht, dem ber Minifter präfidirt. Der 
Kaſſationshof ift keine dritte Inftanz; er entſcheidet nur im Interefje des Ber- 
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Hagten über die richtige Aumwendung des Gefeges. Er zählt 49 Mitglieder in 
3 Kammern: die Civil-, Kriminale und Requetenlammer; legtere bat vie Bor» 
unterfuhung für die Eivilfahen. Wenn ein Urtheil der Appellhöfe faffixt wird, 
jo wird der Proceß jo betradhtet, als fei er in derfelben Lage, wie vor bem 
Urtheil des Appellhofes. Der Kaflationshof beftimmt dann einen andern Appell- 
bof, der nohmal zu richten hat. Erfolgt dasfelbe Urtheil, fo fpricht der Kaflations- 
hof in pleno, alle 3 Kammern vereinigt; der Sprud iſt dann für den Appellbof 
bindend. 

Außer bei den Berwaltungstribunalen ift Mündlichkeit und Deffentlichleit der 
Berhandlungen Regel. Nur die Friedensrihter find abfegbar. Bei allen Gerichten, 
die Friedens» und Handelsgerichte ausgenommen, ift eine Staatsanwaltſchaft thätig; 
fie führt in Kriminalfahen die Anklage und gibt in Civilfahen oft ihre Meinung 
oder tritt fogar, wenn es Staatsfadhen oder Unmündige betrifft, als Partei auf. 
Sie kann im Intereffe des Gefeges appelliren. 

Man kann fih nur in Kriminalfahen felbft vertheidigen; doch wird auch 
bier von Amtswegen ein Advokat beftellt, bei Eivilfahen muß ſich der Angeflagte 
der Anwälte bedienen. Mit Ausnahme der 60 Advokaten beim conseil d’etat und 
cour de cassation fünnen die Advokaten nicht zugleih Anwälte fein. Sie innen 
mit Genehmigung der Regierung ihre Stellen verkaufen. 

Hinfichtli der Literatur müflen wir uns begnügen, einige Werke zu nennen, 
in welchen fi nähere Nachweiſe finden. Einen volftändigen Auszug faft aller in 
Frankreich erfcheinenden amtlichen Dokumente von ftatiftifhem Inhalt findet man 
in dem Annuaire de l’Economie politique et de statistique 1842— 1855 von 
Joſeph Garnier, 1856 —1870 von Block herausgegeben. Ueber die Statiſtik fiehe 
ferner Block, l’Europe politique et social 1869; Legoys, la France et l’Etranger 
1. 1862, II. 1870. Ueber Berfoffungs- und Berwaltungsredt fiehe die Monographie 
N. v. Mohls in der Geſchichte der Staatswiſſenſchaft Bd. III (1858), ©. 1 bis 
290; von neueren Werken insbefondere Ducrog, Cours de. Droit admini- 
stratif 1868. Güdede. 


Frauen. 


Die Stellung der Frauen im bürgerlichen Rechte hat viel ſtärkere Ber- 
Önderungen erfahren, als im öffentlichen Recht. Im erftern find bie urfpräng- 
lich ſchroffen Unterfchiede zwifhen dem Rechte der Männer und dem der frauen 
bei höherer Kulturentwidelung ber civilifirten Nationen immer mehr zurüd ge 
treten, und die Gleihberehtigung in allen weſentlichen Dingen ift zur 
Megel geworden. Das römifhe Recht hat diefe Entwidiung fhon im Altertum 
vollzogen. Das Recht der germaniſchen Bölter hat viefelbe exft gegen Ende bes 
Mittelalterd in einzelnen wichtigen Wirkungen erft in unferm Jahrhundert nach⸗ 
geholt. 

Zwar rühmen es die Römer den Germanen nad, daß biefelben eine bobe 
Adtung haben vor den Frauen, und zuweilen haben alte germanifche Bollsrechte 
den Frauen fogar ein höheres Wehrgelv beigelegt, als ven Männern, Aber da 
der germanifhe Rehtsfhug vornehmlich auf der Wehrhaftigleit ver 
Männer beruht, jo erfchien die waffen- und wehrlofe Frau durch ihre ſchwächere 
Natur als eine fhugbebürftige und bem Manne im Recht untergeorbnete Berfon. 
Sie bedurfte des; Gefhlehtspormundes, wenn fie nit von dem Ehe» 
mann oder dem Bater gefhügt war. Sie war nur ein unvolllommenes Glied 
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der Rechtsgenoſſenſchaft, der Gemeinde, des Staates. Ihre Handlungsfähigkeit war 
beſchränkt, in dem Erbrecht an den liegenden Gütern ſtand fie hinter ven Männern 
zurüd. Im Bollsreht und noch mehr im Lehensredht hatte der Mann bie beſſere 
Stellung, unb wurbe die Frau vielfältig aus dem utsbefige verbrängt. Bor 
Gericht bedurfte fie der männlihen Vertretung. 

Aber das ändert fi doch mit der Fortbildung ber Kultur. Zuerft in ben 
Städten erwirbt bie Frau mit der Zeit wefentlih gleihes Erbrecht. Später 
folgen dieſer Richtung, zum Theil mit Widerfireben und nicht ohne einzelne Vor- 
rechte, Insbefondere ber Söhne vor den Töchtern, zu bewahren, der Abel und ber 
Baunernftand. Die Gewalt des Geſchlechtsvormundes wird ermäßigt zu einer bloßen 
Beiftandleiftung vor Gericht bei beftimmten Rechtsgefhäften und wird zulegt 
ganz aufgehoben. Die felbftändige Gefchäftsführumg der Handelsfrauen durd- 
bricht die Regel der mangelnden Hanblungsfähigkelt, und was früher als Aus- 
nahme zugeftanden ward, wird num zur Rechtsregel. 

Ebenfo waren früher die rauen von den meiften bürgerlihden Berufs- 
weifen ausgefhlofien. Das zünftige Handwerk erfannte nur die Meifter an, 
bie Wittwe des verftorbenen Meifters wurde nur infofern oft begünftigt, als fie 
durch eine neue Heirath einen neuen Meifter herbeiziehen und ihm das alte Recht 
übertragen durfte. Zumeilen wurbe aber aud im Mittelalter ſchon in einzelnen 
Städten ber Wittwe verftattet, das Gewerbe ihres Gatten auf ihre Rechnung 
fortzufegen. Uber auch da blieb fie von den Meifterverfammlungen ausgefchloffen. 

In den Fabriken nur wurden von Anfang Fabrikarbeiterinnen 
gerne aufgenommen, während der Handwerker nur Gefellen und Lehrknaben, aber 
feine weibliche Gehülfen zuließ. , 

Erft in nenefter Zeit find auch diefe Schranken befeitigt und die Gleid- 
ftellung der Frauen mit ben Männern auch in dem bürgerlihen Gewerbe- 
betrieb und ber Arbeit ald Rechtsgrundſatz anerlannt worben, ber aber noch 
nicht überall und nicht vollftändig durchgeführt iſt. 

Dabei muß freilih berüdfichtigt werden, daß weit der größere Theil der 
Frauen thatfählih von ſolch felbftändiger Lebensftellung und freiem Erwerb 
durch die Natur der Dinge ausgefchloffen bleibt, indem die meiften Frauen als 
Ehefrauen und Töchter in der Familie ihrer Gatten und Bäter leben 
und in Folge ihrer Familienſtellung als Glieder der Familie dem Haupte ber- 
felben untergeorbnet find. Die natürliche Beftimmung der Frau tft und bleibt bie 
Familte, nicht das Äußere Gejhäftsleben. Als Fran und Mutter übt fie ihre 
beiligften Pflichten aus und findet auch ihre höchſte Befriebigung. 

Über die Zahl der außerhalb der Familie mehr oder weniger felbftändigen 
Frauen hat ſich in unferer Zeit fehr vermehrt, und für diefe Frauen ift die Be— 
freiung von den früheren Hemmniffen der freien Bewegung und bes freien Er- 
werbs von ber größten Bebentung. 

Im Allgemeinen läßt fi die Fähigkeit der Frauen zu felbftändiger Ber 
mögensverwaltung und Erwerb nicht beftreiten. Da das Recht nicht mehr im 
Form der Selbfthülfe mit dem Schwert, fondern durch den Staat geſchützt wirh, 
fo ift auch ihre körperliche Schwäche Fein Hindernig mehr ihrer Handlungsfähigfeit. 
Wenn aud die Frau in geiftiger Hinficht verfchieven von dem Manne ift, fo 
befigt fie doch eine hinreichende Geiftesanlage, um für die Berufskreiſe, die fie 
felber wählt, die erforderliche Einfiht fi aneignen zu können, Iſt fie auch zu- 
weilen leichter beftimmbar und reizbar, fo ift fie oft aud liftiger und fcharf- 
blidender als der Mann. Das alte Motiv ver „imbecilitas sexus* verliert 
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feine Wahrheit, je mehr auch die Frau eine gute Schulbildung und Erziehung 
genießt. 

Troß der Gefahren, welche mit biefer Freiheit der Frauen im bürgerlichen 
Rechte verbunden find, erkennen wir in ihr einen großen Fortſchritt der Rechts— 
bildung. Aber allerdings hat der Staat, welder diefe bürgerlihe Befreiung ber 
Frauen durch feine neueren Geſetze eingeführt hat, aud bie Pflicht, beffer als 
früher dafür zu forgen, daß die Bildung ber Frauen gehoben werde. Für die 
Boltsfhule freilich wird nun in den deutſchen Geſetzen biefelbe Schulpflicht 
auf Mädchen wie auf Anaben ausgedehnt, und jenen dasfelbe gelehrt wie biefen. 
Aber in den Fortbildungsfhulen, in den mittleren und höheren 
Schulen werden doch faft nur die Knaben berüdfihtigt. Gewiß wird die Wiſſen- 
{haft vorzugsweife eine Arbeit für Männer fein und gelehtte rauen werben 
immer Ausnahmen bleiben. Aber der vorhandene pſychiſche und phyſiſche Unter» 
ſchied der Geſchlechter erklärt nur verfdiedene Bildungsbedürfniſſe und rechtfertigt 
nur verfchlevene Schulen für die beiden Geſchlechter, insbefondere in der Periode 
ver geſchlechtlichen Entwidlung. Aber es entfChuldigt nit die offenbare Vernach- 
läffigung der weiblichen Erziehung. Wenn z. B. der Staat Gewerbeſchulen ein- 
richtet für junge Handwerker und Techniker, fo follte er ebenfo Schulen für Mädchen 
haben, in welden dieſe in der Buch-, Kaffe- und Korrefpondenzführung unterrichtet 
werben. Es ift eine beffere Vorbildung der Mädchen nit, bloß defhalb von hohem 
praftifhem Werthe, weil diefelben eher befähigt werben, felbftändig ein Gewerbe 
zu führen. Noch einflußreicher ift diefelbe für die zahlreichere Klaffe ver Haus- 
frauen und Töchter, die dadurch beffer befähigt werben, ihren Mann oder Bater 
in feinen Gefhäften und feiner Delonomie zu unterftügen, Die ganze geiftige Bil- 
dung ber Frauen würde baher gewinnen, wenn fie auch in richtigem Denten mehr 
geübt würden. Das Frauengemüth würde nicht darunter leiden, aber viel Leiden⸗ 
haft und Borurtheil leichter befämpft werden. Die Hebung der Frauen ift feine 
Erniebrigung des Mannes; im Oegentheil. Daß ſie auch vortheilhaft für bie 
Erhebung de8 Mannes wire, zeigt am beften der Vergleich der europäiſchen mit 
ben aflatifhen Kulturzuftänden. 

Anders als im Privatrecht verhält es fih im Staatsrecht. Hier tritt der 
Unterſchied der beiden Geſchlechter noch heute faft mit derfelben Schärfe hervor, 
wie vor taufend oder zweitaufend Jahren. Die Frauen haben durchweg aud in 
den neuern Berfaffungen keine taatsbürgerliden Rechte im engern d. h. 
aktiven Sinne, Sie haben fein Stimmrecht, weder in ber Gemeinde, noch 
im Staat; fie find nit fähig zu den öffentlihen Aemtern, weber zu ben 
obrigkeitlihen Aemtern, noch zu den bürgerlihen Ehrenämtern; aud nit zu ben 
repräjentativen Stellen der Volksvertretung. Aber fie gehören doc zum Staate 
und haben bie mit der Volksgenoſſenſchaft und ——— 
keit verbundenen Rechte der Heimath, des Schutzes u. dgl. Un den indi— 
viduellen Freiheitsrechten haben fie in der Regel denſelben Antheil, 
wie bie Männer. Auch fie haben das Recht, ihre Meinung auch in der Prefie zu 
äußern; nur find fie in einzelnen Gefeggebungen von der Redaktion politifcher 
Zeitſchriften ausgeſchloſſen. Sie fünnen unter fi Bereine bilden für manderlei 
Zwede; aber die Theilnahme an politifhen Vereinen wirb ihnen oft verfagt. Sie 
tönnen Petitionen auch an bie Volfsvertretung richten und den Berhandlungen 
derfelben als Zuhörerinnen in der Regel beimohnen, 

Dir finden gegenwärtig in der Litteratur (3. B. Stuart Mill u. Ed. Labou⸗ 
laye) und bier und da and (vorzüglid in Amerifa und England) in einzelnen 
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Erfheinungen des praftifhen Lebens, das Streben, bie Frauen aud politiſch 
zu emancipiren und für fie gleihes Stimmredt mit ben Männern zu 
forbern, dem dann basjelbe Recht der Wählbarkeit zu ben Aemtern folgen müßte. 

As Gründe insbefondere für das Stimmreht der Frauen werden baupt- 
ſachlich angeführt: 

a) Die Frauen haben dasſelbe Recht, wie die Männer, gut regiert zu 
werden; und eben dafür zu forgen, ſei die Volksvertretung eingerichtet. Allein 
auch die Kinder haben diefes Recht, und doch folgert Niemand baraus ein 
Stimmreht der Kinder. Aus dem Recht, gut regiert zu werben, ergibt fi) noch 
nicht die Fähigkeit, zu regieren oder die Regierung zu fontroliren. 

b) Zwifhen der bürgerliden Gleihberehtigung und ber poli— 
tifhen Zurüdfegung der Frauen fei ein Widerfprud. Seitdem die Frauen 
Grundeigenthümer fein und Gewerbe treiben können und in folge deſſen Steuer 
zahlen müſſen gleih den Männern, dürfe man fie nicht länger ausſchließen von 
der Einwirfung auf die Kontrole des Steuerweſens und der Staatsverwaltung. 

ce) Es ſei infonfequent, den Frauen das höchſte und in der Ausübung 
Ihwierigfte öffentlihe Redt, einen Staat als Fürftin zu regieren, zuzu- 
geftehen und ihrem Geſchlechte das gewöhnliche Stimmrecht zu verfagen. 

d) Da die meiften Frauen in der Familie leben, fo würbe ihr 
Stimmredt in ber Regel das Stimmredt ber Hauspäter verftärfen 
und infofern wohlthätig wirken. 

e) Der politifche Einfluß der Frauen außerhalb der Staatsorgane, theils 
ber gefellfhaftlihe, theils der Häusliche fei unvermeiblih, und er werde 
ohne das Gefühl der Berantwortlickeit geübt. Es fei daher befier, diefen Ein- 
fluß auf bie richtige Bahn zu lenken, auf welder auch die Berantwortlichkeit fich 
einftelle und vor Mißgriffen warne. 

Unter biefen Gründen hat der Zmedmäßigfeitsgrund unter d) nod das 
meifte Gewicht. Die hauptſächlichſften Gegengrünve find: 

a) Die Sitte aller Völker, die freilich nicht entfcheivet, da früher aud 
im bürgerlihen Rechte die Frauen buch bie allgemeine Sitte unter Geſchlechts— 
vormundfchaft geftellt waren und eben dieſe Sitte num verbeflert worden ift. 

b) Die Natur der Frauen, welde vornehmlih für die Familie ge— 
ſchaffen und beftimmt find, und durch ein mafjenhaftes allgemeines Hineinziehen 
in die politifhen Kämpfe ihrem eigentlihen Berufe entfrembet und in ihrer Weib- 
lichkeit gejchäbigt würben. 

ec) Die männlide Natur des Staats, als der bewußten Gelbft- 
beftimmung und Selbftbeherrfhung eines Bolfes, die auch die Selbftvertheibigung 
in ſich fchließt, gegenüber der bleibenden Shugbepürftigkeit des waffenlofen 
Weibes und ber zur Anlehnung geneigten, vorzugsweiſe paffiven Geelenart ber 
Frauen. 

d) Die Gefahr, daß die Partellümpfe noh leidenſchaftlicher und bas 
Maßhalten no fehwieriger würbe, indem buch die Theilnahme ber Frauen 
bie pafjiven Kräfte vermehrt und die aktiven männlichen geſchwächt würden. 

e) Die Ausnahme weibliher Regenten fei an fi nicht empfehlens» 
werth, auch nicht überall anerkannt; überdem könne eine Ausnahme unſchädlich 
gemacht werben, während die Regel ſchädlich wäre. 

Auch in der Thronfolge werden Männer und Frauen nirgends gleihgeftellt. 
Die verſchiedenen Berfafjungen unterfheiden fih nur dadurch, daß die einen bie 
Frauen unbedingt ausſchließen (Frankreich, Schweben, Belgien, Preußen, 
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Italien), andere fie nur nach Ansfterben des ganzen Mannsftammes aus 
Noth zulaffen (DOefterreih, Bayern und andere beutfche Staaten), andere ben 
Frauen der nähern Parentel ein Borzugsrecht vor den Männern der entferntern 
Parentelen einräumen (England, Spanien, Portugal); endlich ſolche, welche vor- 
züglich die Ehefrauen und Wittwen ber Herrfcher bevenfen (Rußland). 

Zum Theil beruhen diefe Beftimmungen des Thronfolgerehts noch auf ber 
mittelalterlihen Mifhung von Privatreht und äffentlihem Recht und der An- 
wendung bes Privatredits auf die Thronfolge. Das Herlommen bewahrt dann 
noch feine Macht auch nachdem man eingefehen hat, daß feine Begründung nicht 
mehr in unfere Zeit paffe. 

Alle Gründe gegen die politifhe Berechtigung der Frauen beſchränlen füch 
übrigens auf die eigentlich politiſchen Aemter nnd Stimmrechte. Dagegen ift fein 
Grund, die Frauen vom öffentlihen Dienfte auszuſchließen, melde fie eben 
fo gut wie Männer beforgen können, z. B. von Kaffierftellen, Buchführung, Tele 
graphenämtern u. dgl. In diefer Hinfiht ift eine allmählige Ausdehnung ber weib- 
lien Rechte mit Sicherheit vorauszufehen. Bluxtiöti. 


Freie Städte, fiehe Hanſeſtädte. 
Freibandel, fiehe Handel und Zölle, 


Freibeit und Freibeitsrechte. 


1. Wefen der Freiheit. Indem wir das Wefen ber Freiheit prüfen 
und biefes heilige Gut erkennen, meldes der Mann höher als Alles ſchätzt, müſſen 
wir, dem Spradhgebraude folgend, die Grenzen des Rechts und bes Staats über- 
fhreiten und ihre Wurzeln in ver Natur und in Gott auffuchen. 

Stufenweife erhebt fi in der mikrokosmiſchen Welt der organiſchen Weſen 
ihre Freiheit zu vollerer Bedeutung. Die noch an ihren Standort gebundene 
unt wefentlih unfreie Pflanze felber zeigt ſchon erfte Anſätze zu leiblicher Trei- 
heit, indem fte, dem Selbfterhaltungstriebe folgend, ihre Wurzeln dahin bewegt, 
wo ihr am eheften Nahrung zufommt, und fih da anrankt, wo ſie vorzugsmeife 
Schug gewinnt und ihr Wachsthum fichert. Freier ift das Thier, das feinen Körper 
nach eigenen Trieben — und ſeine Glieder je nach dem wechſelnden Bedürfniß 
regt. Es wählt ſchon ben Ort feiner Ruhe und richtet denſelben ein; es ſucht feine 
Nahrung mit Unterfcheidung; es übt die Liften des Jägers; es wirbt um bie ge- 
ſchlechtliche Verbindung und forgt für feine Jungen. Das Wort Inftinft, welches 
bie Anlage der Raſſe und bie bewegende Nothwendigkeit der vorhandenen Triebe 
bebeutet, reicht nicht ans, um dieſe Erfcheinungen zu erflären. Es offenbart fi 
auch vie Freiheit des Thieres, indem es nicht mit mathematifcher ober mechanifcher 
Nothwendigkeit, fondern je nad feinen Empfindungen, Wünfchen, Beforgniffen mit 
Wahl fi bewegt. Die Lörperlie, phyſiſche Freiheit tritt auf biefer Stufe 
fhon ganz unzweideutig hervor, ja es zeigen ſich hier ſchon Anfäge zu einer höhern 
moralifhen Freiheit, und wir können, ohne ber Sprache Gewalt anzutbun, von 
der Treue des Hundes, von dem Muthe des Pferbes, von der Hoheit des Löwen 
und von dem Fleiße der Bienen fprechen. 

Aber erft auf der Stufe des Menfhen, als Berfon, gelangen bie fitt- 
lie Freiheit und bie geiftige Freiheit zu voller Entfaltung; und damit 
zugleih bie Berantwortlidhfeit und die Selbſtvervollkommnung bes 
Mengen. Nur unter diefen Borausfegungen aber kann von rechtlicher und 
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politifher Freiheit bie Rebe fein. Im Thier überwiegt noch das inftinftive 
Naturleben, der Menſch erhebt fi zu ſelbſtbewußtem Handeln. Der Unterfchieb 
von böfe und gut, von Irrthum und Wahrheit befommt erft Hier feine entjchei- 
dende Bedeutung. In Folge biefes höheren Willens und ver Geiftesfreiheit 
kann der Menſch auch mit der Kraft der Naturtriebe ringen und in eigenthümlicher 
Weiſe ein individuelles Leben geftalten. Der Menſch ſpricht in Folge feiner Frei- 
beit und mit freiheit fich felbft aus, der Welt, ver Natur und felbft Gott gegenüber. 

Tocqueville hat einmal (ancien rögime p. 278) die Frage aufgeworfen, worin 
die Liebe der Bölfer zur Freiheit wurzle, bie zu den größten Thaten begeiftere, 
und darauf geantwortet: Nicht allein in dem Haß gegen Unterbrüdung an fid: 
denn die freieften Völker laſſen ſich eine vorübergehende Diktatur willig gefallen ; 
auch nicht in den materiellen Intereffen: denn zumeilen geben bie Bölfer ihren 
Wohlſtand und Alles Preis, um bie Freiheit zu vertheidigen. Er antwortet: „Die 
Freiheit hat für fi einen eigenen Zauber. Wer In der Freiheit etwas Anderes 
ſucht, als fie felber, der ift zur Knechtfchaft gemeigt”. Ich denke, ber tieffte Grund 
liegt darin, daß bie Freiheit bie gottähnlihfte Eigenfhaft des Menfhen ift, 
baß fie felbftbewußtes und felbfibeftimmtes Leben in höchſter Potenz iſt. 
Die höchſte Freiheit offenbart fi in der fhöpferifchen That, in der Se lbftver- 
vollfommnung und ber Bervolllommnung der Welt. 

Nothwendigkeit und Freiheit find ein Gegenfag, aber fein Widerſpruch. 
Sie find verbunden zur Einheit in der Perfon, der beide angehören; die Noth- 
wenbigleit eines Wefens ift die Borbebingung feiner Freiheit; jene ift die Unter- 
Inge, biefe bie Eigenfhaft. Indem Rafael eine Madonna oder bie Aphrodite malte, 
war er an bie Nothwendigkeit feiner fünftlerifhen Natur gebunden, als hanbelte 
er mit wahrer künftlerifcher Freiheit; ebenfo Shafefpeare, als er feine Dramen 
ſchuf. Nicht anders ift es in der Politik; in den Thaten von Julius Cäfar oder 
Friedrich II. von Preußen werben wir immer die Cäfarifche oder die Friedericiſche 
Natur als nothwendig wieder erfennen, aber zugleich den Stempel ber individuellen 
Freiheit deutlich wahrnehmen, Die Freiheit in ihrer pofitiven Seite fchließt die 
Wahl in fi, aber fie wird deßhalb nicht zu unmotivirter Laune oder Willkür. 
Die fittlich-freie Wahl beachtet die eigene Natur und den Zufammenhang mit ben 
gemeinfamen Gefegen der Weltorbnung und mit der Beftimmung der Menſchheit. 

Die Freiheit ald Rechtsbegriff befleht in den ftaatlih anerkannten 
Ordnungen und Schutwehren, welde bie perſönliche Freiheit vor einer 
falſchen Abhängigkeit oder vor Unterbrüdung zu wahren, ihre felbftbewußte und 
ſelbſtbeſtimmte Offenbarung zu fhügen und überdem den Zwed haben, ven ge= 
meinſchädlichen Mißbrauch zu verhindern ober zu beftrafen. 

Die Freiheit als politifcher Begriff ift nit auf den Umfang des Redhts- 
begriffs beſchränkt. Die Politit Hat die Aufgabe, auch die Freiheit zu fördern und 
zur Entfaltung zu bringen, die noch in der Anlage der Menſchen fchlummert, 
ohne bereits eine Redhtsgeftalt gewonnen zu haben ober bie überhaupt nicht als 
Recht zu faffen if. Sie beadhtet das gefammte Leben ver Völker, nicht bloß 
ihr Rechtsleben, auch ihr Kulturleben, ihr wiffenfhaftliches und ihr geiftiges Leben. 
Der politifche Begriff der Freiheit ift alfo umfafjender und reicher als der Nechts- 
begriff der Freiheit. 

U. Individuelle Freiheitsrechte. 1. Das Erfte iſt die Anerkennung 
ber freien Perſönlichkeit und folgerecht die Berneinung aller Sklaverei. 
Da der Menſch Perfon ift von Natur, fo kann und darf er nicht als bloße Sache 
betradptet und niemals darf dem Menſchen über ven Menfchen, d. h. der Perſon 
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über die Perfon Eigenthum, d. 5. Herrihaft der Perfon über bie Sache zuge- 
fohrieben werben. Die Sklaverei ift immer falſche, widerrechtliche Abhängigkeit. Im 
vielen Beziehungen war bie Gewalt des römifhen Bater8 über fein Kind ähnlich 
der Gewalt des Herrin über ven Sklaven. Aber es befand ein Karbinalunterfchieb ; 
das Kind galt als Perſon und daher als frei (liber) und ber Sklave ald Sache 
und daher im Dominium. Auch die Sklaverei des Strafrehts iſt unzuläffig, denn 
aud der Sträfling hört nit auf, Menfh und daher Perjon zu fein. 

2. Auch die Eigenfhaft des Mittelalterd und bie damit verbundene Hof - 
börigfeit (glebae adscriptio) ift im Widerſpruch mit dem natürliden Recht ber 
Freiheit. Zwar verneint fie nit völlig die Perfönlichkeit der Hörigen, fie erfennt 
ihre Ehe an und gewährt ihnen beftimmte Gutsrechte und Yahrhabevermögen. Aber 
fie bringt doch den Menfhen in eine falfche Abhängigkeit zum Gut, d. h. die 
Perfon von der Sache und achtet infofern nicht genug die natärlide Würde und 
Freiheit jener. 

3. Nicht jede Abhängigkeit einer Perfon von einer andern iſt im Wider- 
fprud mit der Freiheit. Das Kind ift durch feine Unbeholfenheit und durch feine 
Mängel auf vie Leitung und Sorge ber Eltern von der Natur angemwiefen. Info- 
fern ift die vormundfhaftlide Gewalt über das unmlünbige Kind umb über 
bie Minderjährigen ebenfo begründet wie bie Vormundſchaft über geiftes- 
kranke, wahnfinnige Bolljährige oder über Berfhwenber. Aber bie Fort- 
bauer ber römiſchen patria potestas über bie volljährigen, geiftig und körperlich 
reifen Herrenföhne war allerdings eine Berlennung und Verlegung ber natürlichen 
Vreiheit, auf welde der junge Mann einen gerechten Anſpruch bat. Ebenfo ift 
der Dienftbote von der Dienftherrfchaft, der Fabrikarbeiter von dem Fabrifgerr, 
ber Gefelle von dem Meifter in vielen Dingen perfönlid abhängig; aber aud 
diefe Abhängigkeit ift mit der perfünlichen Freiheit wohl verträglid. Die freien 
Menſchen orbnen felbft ihre Arbeits: und Lohnverhältniffe je nah ihren Bedürf- 
niffen. Aber es fann auch der Dienft- und ohnarbeitsvertrag den Bereich der 
freien Selbſtbeſtimmung überjhreiten und vie rechtliche Freiheit Aller verlegen, 
wenn er Anorbnungen trifft, welche unter dem Scheine der Bertragsfreiheit eine 
thatſächliche dauernde Sklaverei begründen. Das aber geſchieht durch Dienft- und 
Lohnarbeitsverträge auf Lebenszeit, welde dem bienenden Theil keine Mög- 
lichkeit verftatten, aus dem Dienftverhältnig heraus zu treten, wenn feine perfön- 
lihen Interefien e8 erfordern. 

4 Schugmittel gegen ungehörige Verhaftung. Es genügt nicht, 
bie negative Seite der Freiheit zu fügen, d. h. eine ungehörige Abhängigkeit zu 
verhindern; auch bie pofitive Seite der Freiheit, d. h. die ſelbſtbeſtimmte 
Tebensäußerung ber Perfon, ihre Bewegung und ihre That bebarf bes 
Rechtsſchutzes. 

Den Uebergang von dem einen zu dem andern bilden die vorzüglich in dem 
engliſch-amerikaniſchen Rechte ausgebildeten rechtlichen Schutzwehren 
gegen willkürliche Verhaftung. Dahin gehören folgende Beſtimmungen: 

a) Niemand darf verhaftet werden, außer auf ſchriftlichen Befehl der zuftän- 
digen Behörde, worin die Urfache der Verhaftung und die Perfon bes Berhaf- 
tenden und des Verhafteten bezeichnet wird, außer in Fällen ber Ergreifung eines 
Verbrechers auf hanphafter That. Allgemein lautende Berhaftsbefehle find unge- 
jeglih, nad engliſch-amerikaniſchem Recht. 

b) Die Habens-Eorpus=Acte, unter Karl II. im Jahr 1679 erlaffen, 
fihert dem Verhafteten das Net, bei dem Richter einen Habens-Corpusbefehl zu 
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erwirten, buch welchen alle Unterbeamten, Schließer, Kerlermeifter angewiefen 
werben, ihn ohne Verzug zu dem Richter zu bringen, damit biefer die Gefeglich- 
feit des Verhaftes prüfe, und ihn, wenn diefelbe nicht begründet wäre, freilaſſe. 

e) Die Entlaffung gegen Sicherheitsleiſtung (in der ältern Rechts— 
ſprache Troftung genannt). Mittelalterliher Sag: „Wer Troftung gibt, darf 
nicht gethürmt werden", außer in befonders ſchweren Fällen. 

d) Einfperrung und Abſchließung aus polizeilichen Gründen, im 
Segenfage zu dem gerihtlihen Unterfuhungs- und Strafverhaft, wird nur 
ausnahmsweiſe in einzelnen gefeglihen Fällen geftattet, wie insbejondere gegen 
BWahnfinnige oder im Intereffe von Kontumazanftalten oder zur Beſchränkung 
gefährlicher Epivemien; oder mit Rüdfiht auf die Verforgung lieberliher Armer 
und um das Publikum vor ihrer Beläftigung zu ſchützen. 

e) Befeitigung der Schuldhaft, d. h. der Verhaftung des Schuloners 
in ber Abſicht, ihn durch den Entzug der freiheit zur Zahlung zu nöthigen, 
Dieſer Fortfhritt im der modernen Freiheit ift erft feit einigen Jahren, nad dem 
Borgang ber franzöfifhen Geſetzgebung Napoleon's III. (Geſetz von 1867) 
aud im Deutfhland (Nordd. Gef. v. 29. Mai 1868) und in anderen Ländern 
durchgeführt worben. | 

f) Sicherung der Entfhädigungsktlagen gegen Beamte und Angeftellte, 
welche eine ungejeglihe Verhaftung vollzogen hatten und 

g) Anerkennung des Rechts, fih einer ungeſetzlichen Berhaftung felbft 
mit Gewalt zu widerfegen. 

5. Die freie Bewegung wird ferner befhränlt buch Eingrenzung 
einer Berfon in einen beftimmten Ort oder Bezirk, oder durch Wegweifung 
berjelben aus einer Stabt oder einem Dorf ober Bezirk, oder dvurh Verbannung 
außer Landes. Sole Beſchränkungen find in der Regel wieder nur zuläffig, wenn 
fie als Strafen gerichtlich verhängt find, ober fomweit ausnahmsmeife eine 
polizeilide Nöthigung gefeglich befteht. 

6. Der Schuß ber Reifefreiheit im Öegenfate zu Reifeverboten wird 
in nemerer Zeit auch international gewährt. Während nod vor einem Menſchen— 
alter die Einrichtung der Päffe, als Ausweisihriften für Reiſende, vielfältig be— 
uugt wurde, um bie Reifen verfelben zu behindern. Die ruſſiſche und römifche 
Praris ift Heute noch nicht frei von der alten mißbräudlihen Auffaffung. 

7. Auf dem Gipfel diefer Bewegungsfreihelten findet fih die Auswan- 
dberungsfreiheit. Der freie Menſch ift jo wenig an ben Staat ald an die 
Scholle gebunden. Es ift des Staates nicht würbig, ihn wie einen Staatehürigen 
zurück zu halten, wenn er feine Heimat verlaffen will und in einem andern Staat 
befiere Bedingungen für fein Fortlommen zu finden hofft. Es hat aber lange Zeit 
gebraucht, bis auch diefe höchſte Freizügigkeit anerfannt ward. Sie ift e8 
heute noch nicht überall. Aber allerdings hat der Staat ein Recht darauf, daß ber 
Auswandernde vorher die unerläglihen Pflichten gegen fein angeborenes Baterland 
erfülle und nicht etwa bloß fcheinbar zur Umgehung oder Verhöhnung der Yandes- 
gefege aus dem bisherigen Staatsverband aus- und in einen andern Staatsver⸗ 
band übertrete. 

8. Heirathsfreiheit. Die Ehe ift die vollfommenfte Lebensgemeinſchaft 
von Mann und Frau, welche in ihr gleihfam ein lebendiges Bild der ganzen 
wieder geeinigten Menſchheit varftellen, die fonft nad den beiden Gefchlehtern 
gelpalten ift. Es ift daher für das Individuum, Mann oder Weib, eine Lebens— 
frage, ob es hier feiner eigenen Neigung und Wahl folgen dürfe ober einem anderen 
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Billen ſich zu unterwerfen gemöthigt jet ober doch verhindert werbe, bie gewollte Ehe 
zu fchließen. Der eigentliche Ehezwang iſt heute allgemein aufgegeben, infofern 
wenigftens, als das Recht unter allen Umftänben vie freie perſönliche Willens- 
erffärung ber Verlobten fordert, die durch Feine elterliche oder vormundſchaftliche Ge— 
walt zu erfegen ift. Niemand muß heirathen nad dem geltenden Met, wenn unb 
wen er nicht heirathen will. 

Dagegen beftanden bis auf die neueſte Zeit und beſtehen theilweife noch viel⸗ 
fahe Ehehinderniffe, welche die Ehefchliefung erſchweren ober ganz verhin- 
dern, ungeachtet zwei Berlobte den Willen haben, fi zu heirathen. Die Rechts- 
bildung der neuen Zeit hat ſich auch barin der Freiheit günftig erwiefen, daß fie 
eine Menge folder Hinderniffe entfernt oder ermäßigt hat, wie 3. B. das Ehe- 
verbot im fernern Verwandtfchaftsgraden, die Forderung eines Bermögensnad- 
weifes für die Verlobten, die Erlaubniß der Gemeinden u. f. f. Für Deutſchland 
bat insbefondere das norbbeutfhe Gefeg vom 4. Mat 1868 eine Reihe von der— 
artigen Hemmniffen weggeräumt (vgl. d. Art. Ehe). 

9. Eigentbumsfreiheiten. In dem Eigenthum, d. 5. ber Herrſchaft ver 
Perfonen über die Sachen bewahrt fi die freie Perfünlichkeit. Eine Anzahl von 
Rechtswehren haben ven Zwed, dieſe Freiheit möglichft zu ſchützen. Es gehören dahin: 

a) Die privatrechtliche Freiheit, Grundeigenthum zu erwerben, 
weldhe während bes Mittelalters vielfältig nur gemwiffen Klaffen der Bewohner 
zugeftanden, ben Fremden in der Regel verfchloffen war und durch manderlei 
Naturrehte der Nachbarn, der Geſchlechtsgenoſſen, der Erben, ber Gemeinvebürger, 
der Einheimifhen in fortwährende Gefahr gebracht war. 

b) Die Freiheit des Bodens von ftändigen Laſten, Reallaften, wie 
insbefondere Frohnden, Zehnten, Zinfen, welde den bäuerlihen Grundbefitz im 
Mittelalter fo ſchwer drüdten und die freie Benugung bes Bodens beläftigten. 

e) Die freie Beräußerlihleit und Theilbarleit der Güter, im 
Gegenfage zu der Gebundenheit und Untheilbarkeit der Lehens-, der Stamm- und 
vieler Hof- und Bauergüter im Mittelalter. 

d) Der Schuß ber Hansfreiheit (des Hausfriedens) war in vielen 
deutſchen Stadtrechten des Mittelalters in vollem Maße gewährt worden. Aber 
in den legten Jahrhunderten ift derfelbe durch die polizeiliche Vielregiererei und Bor- 
mundſchaft ſchwer geſchädigt worden. Borzüglih in dem engliſch-amerilaniſchen 
Recht erhielt ſich dieſe Freihelt und bekam neue Anwendungen. Das Wort: „Mein 
Haus iſt meine Burg“, im Mittelalter überall in Uebung, hat ſo nach und nach 
einen ſpecifiſch engliſchen Klang befommen. Es fällt unter dieſen Gefihtspunft 
auch der Schug gegen ungefeglihe Beeingquartirung mit Soldaten, der 
in ber englifhen Bil of right von 1689 und in ber norbamerifanifhen Ber- 
faffung ſich ausgefproden findet. 

Die Eigenthumsfreiheit kann indeffen aud zu weit getrieben werben. Das 
Eigenthum nämlich ift, weil es ausfchlieglich einem beftimmten Judividuum ange» 
hört und zunächſt unbefhränfte Herrſchaft desfelben über bie ihm eigenen Sachen 
bedeutet, der Gefahr eines bloß felbftfüchtigen Gebrauchs ausgefegt, welcher bie 
Pflichten gegen die Gemeinfhaft (der Familie, der Gemeinde, des Staats) miß- 
achtet und vernadläffigt. Da aber alles Net eine Ordnung des gemeinfamen 
Lebens und berufen ift, das friedliche Nebeneinanderfein der Menfhen zu fidhern, 
fo hat e8 aud die Aufgabe, bie felöftfüchtige Eigenthumsfreiheit fo weit zu be= 
ſchränken und zu ermäßigen, als die Rückſicht auf pie Gemeinfhaft es erfordert 
(vgl, Art, Eigenthum), 
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10. Wirthfhaftlihe Freiheiten. Das ganze moberne Wirth- 
ſchaftsſyſtem unterfcheidet fih von der Wirthſchaft der legten Jahrhunderte haupt⸗ 
ſächlich dadurch, daß dasſelbe mit dem Geifte inbivinneller Freiheit befruchtet und 
in feiner Thätigfeit von den taufend Hemmniffen losgemacht worden ift, welde 
früher feine Entwidlung erſchwerten. Es gehören hierher: 

a) Die Befeitigung des Zunft- und Innungszwangs und bie Einführung ber 
Gewerbefreiheit. Jeder mag das Gewerbe treiben, in dem er den Wettlampf 
bes Lebens am eheften zu beftehen hofft, oder zu dem ihn feine Neigung treibt. 
Die Gewerbefreiheit ift zugleich Berufsfreigeit. Jeder mag aber auch die Örenzen 
feiner induftriellen Thätigkeit ausdehnen und verſchiedene Arbeiten mit einander 
verbinden, wie er das zwedmäßig findet. 

b) Die Hanpdelsfreiheit im Oegenfag zu dem fogenannten Schutz⸗ 
zolliyfiem. 

Nur mit diefer wirthſchaftlichen Freiheit ift wie für den Einzelnen die volle 
Entwidlung feiner Kraft und höchſten Befriebigung, fo für die Menfchheit der 
höchſte Grad der wirthſchaftlichen Leiftungen zu erreichn. Aber man darf aud) nicht 
überfehen, daß bie Freiheit auch den Kampf der Weltbewerber nad fi zieht und 
fleigert und das Recht Hat, zugleich dafür zu forgen, daß die Gefahren vieles 
bellum omnium contra omnes nidt die menfhenwärbige und geficherte Eriftenz 
Bieler ſchädigen oder verberben. Der Fortſchritt des Menſchengeſchlechts wird durch 
bie Gründung und Vermehrung der Freiheitsrechte bezeichnet; aber nur bie Ver 
ag. der freiheit mit der wachſenden Humantiät bewahrt jene vor Entartung 
und Mißbrauch. 

11. Seiftige Freiheit. Höher ald alle andere perſönliche Freiheit 
ift die geiftige Freiheit des Individuums und zwar zunächſt 

a) Die veligtöfe Freiheit, insbefondere die Betenntniß- umb 
Kultusfreiheit, welde die Menjhheit nah langen und ſchweren Ver— 
krungen erft allmählig in dem modernen Staate errungen hat. In feinen Be— 
zlehungen zu Gott muß der Menſch wahr und aufrichtig fein dürfen, denn Gott 
ift die Wahrheit und liebt die Wahrheit. Nichts iſt in dieſen heiligen Dingen 
abſcheulicher, als die Heuchelei, und jeder Glaubenszwang und Gewifjensdrud führt 
zur Heuchelei. Es ift eine große That der deutſchen Wahrhaftigkeit, daß die Re— 
formation den Bann ber hierarhifchen Autoritäten gebroden und bie religiöfen 
Gewiſſen der Kirche gegenüber befreit hat. Aber die rechtliche Sicherung biefer 
Freiheit haben zuerft die Norbameritaner in vollerem Umfang ber Welt gebracht. 
Das Verbrechen der Kegerei war früher ſchon abgefchafft worden, aber num erft 
lam der Grundſatz zur Geltung, daß der Glaube überhaupt keine rechtlichen Wir- 
tungen babe und feine Bebingung des Rechtes fei. 

Allerdings zerftört diefe religiöfe Freiheit die falſche Einheit bes reli— 
giöfen Glaubens. Sie fürbert unzweifelhaft die Mannigfaltigleit der reli- 
giöfen Belenntniffe und Kulten. Aber die ganze Natur und das Weſen des Geiftes 
beweifen, daß diefe Mannigfaltigfeit, in welder Wahrheit und Leben ift, Gott 
wohlgefälliger und für die Menfchheit fruchtbarer ſei, als jene Einheit, die zulegt 
in fiumpfe Gedankenlofigfeit verfinft und in leerem Formelweſen erftarrt. 

b) Die wiffenfhaftlide Freiheit des Forſchens und 
Prüfens, Jahrhunderte lang war auch biefe freie Bethätigung des Denkens 
und der Geiftesarbeit gehemmt und gebunden durch kirchliche Autoritäten. Der 
Glaube ift aber einmal eine Autorität für die Wiffenfhaft; denn vie Wiffenfhaft 
will Alles, auch den Glauben prüfen und fie läßt fi durch Nichts beherrichen, 
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als durch die Gefege des logiſchen Denkens, bie etwas völlig anderes find, als 
bie Madt des Glaubens im Gemüthe. 

Den Deutfchen gebührt auch dieſer Ruhm, für den Erwerb der wifjenfchaft- 
lihen Freiheit das Meifte gethan zu haben. Pufendorf und Thomafius, Leibnig 
und Wolf, Friedrih der Große, Leffing, Göthe und Schiller haben uns viefe 
Freiheit erobert. Sie kann gelegentlich mißachtet und verfannt, aud durch be 
ſchränkte Köpfe in der Macht geſchädigt werden. Aber fie ift nicht mehr aus ben 
Sitten der Nation zu tilgen und wird immer wieder die Nege zerreißen, in denen 
mau fie zu umftriden und einzufangen fucht. 

Böllig unhaltbar ift die oft gehörte Einwendung: nur die (objeltive) Wahr- 
beit habe einen natürlichen Anſpruch auf Schug und auf Verbreitung, nicht aber 
ber Irrthum. Der Staat hat weder die Mittel, eine objektive Wahrheit mit Sicher: 
heit von dem Irrthum zu unterfheiden, noch bie Macht, ven Irrthum zu ver 
bindern und die Wahrheit gegen Zweifel zu fügen. Die Geſchichte beweist, daß 
bie Staaten oft vermeintlihe Irrthümer, die fich fpäter als Wahrheiten heraus: 
ftellten, mit Gewalt zu unterbrüden fuchten, und hinwieder vermeintlihe Wahr- 
heiten, die nur Aberglauben waren, gegen jede Anfehtung mit Strafmitteln zu 
fügen unternahmen, beides ohne nachhaltigen Erfolg und zum Schaben ver Bölter. 
Die Menfhheit hat ihre widhtigften und natürlichſten Menſchenrechte nur nad 
Jahrhunderte langer Anftrengung und mit unzähligen Opfern von Menfhenglüd 
bem Irrthum ber Kirche und des Staates abringen müffen. Yaft jede Entdeckung 
einer neuen Wahrheit ift Anfangs als das Auftauchen eines gefährlichen Irethums 
verbädtigt und amgefeindet worden, und felten bat ein Denker eine Wahrheit 
gefunden, ohne vorherigen Kampf mit ven hergebradhten und oft auch feinen 
eigenen Irrthümern, die ven Schein ver Wahrheit hatten. Indem der Staat dem 
Irrthum freie Bahn gewährt, eröffnet er zugleich der Wahrheit neue Wege. Wenn 
bie Meinungen irrig find, fo forbern fie die Wahrheit zu tieferer Begründung 
oder zu klarerer Darftellung heraus. Daburd aber dient der Irrthum wider Willen 
ebenfo der Wahrheit, wie das Böfe zur Vervolllommmung des Guten dient. Oft 
aber enthalten die Irrthümer ein Stüd vergefiener oder verbunkelter Wahrheit in 
ih und dann macht ihre Ausſprache die Bereiherung der Wahrheit erft möglich. 
Niemals ift aber der äußere Staatezwang, die Gewalt, das rechte Mittel, um 
der Wahrheit den Sieg zu verſchaffen über den Irrthum; denn die Wahrheit, die 
Geiſt ift, kann nur durch ihre eigene geiftige Kraft fidh begründen und bewähren. 
Eine richtige Beobachtung der Natur hat eine ftärkere Beweisfraft auf dem Ge 
biete der Wahrheit, als hunderttaufend Bayonnette, und die logiſche Macht einer 
richtigen Schlußfolgerung kann nicht überwunden werden durd die phyſiſche Macht 
von hundert Kanonenfhlünden. Wohl ift es gewiß, daß zuweilen unter den Böl- 
fern die Gewalt über die Wahrheit gefiegt hat. Es kann eine Nation burd) 
einen medhanifchen Drud der Staatsgewalt auf die Bildung und Meinungs- 
äußerung Jahrhunderte lang in der Erkenntniß der Wahrheit gehindert und in 
ihrem Geiftesleben niebergevrüdt und verbunfelt werden. Es kann unter Umftinvden 
auch einer Wahrheit mit Hilfe der Staatsautorität eine fehnellere BVBerbretung 
gefihert werben, Aber immer ift die Gewalt ein falfhes Mittel in dem 
Kampfe zwiſchen Irrthum und Wahrheit und ihre Anwendung wirft in d 
meiften Fällen verderblid. . 

ec) Die Freiheit der Meinungsäußerung und insbefondere re 
fogenannte Breßfreiheit, d. h. die Freiheit, durch Vervielfältigung ve 
Aeußerung zu veröffentlihen, find zum Theil Anwendungen ver religiöfen Xr 


Sreiheit und Sreiheitsrechte. 683 


fenntniß- und der wiffenfhaftlichen Freiheit der Prüfung, zum Theil weitere Wort» 
bildungen der geiftigen Freiheit überhaupt. Zuerſt wurde biefe, für bas ganze 
Staatsleben entſcheidende Freiheit anerkannt, freilih noch nicht in ber englifhen 
Revolution, obwohl Miltons glänzende Bertheivigung derfelben einen tiefen Ein- 
brud machte, ſondern 1694, als die Genfur nicht mehr erneuert ward, Die Ent- 
widelung der Zeitungspreffe erhielt erſt im achtzehnten Jahrhunderte unter dem 
Schuge der Preffreiheit eine reichere Geftalt und größere Wirkſamkeit. Noch im 
Jahr 1780 wurde in Franfreib, wo es für politifche Debatte feine Preßfreiheit 
gab, der Plan ernftlih erwogen, den ganzen Buchhandel zur Staatsfache zu 
maden, um baburd bie gefammte Litteratur und jede öffentlihe Meinungsäußerung 
vom Staate abhängig zu machen. Erft die franzöfifhe Revolution verkündete auch 
für Frankreich die Preßfreiheit 1791, die freilich and fpäter wieder vorübergehend 
verhindert ward. Für Deutichland ift die Revolution von 1848 entſcheidend 
geworden. Bon da an batirt die deutfhe — wieder öfter verfümmerte — Preß- 
freiheit. Der deutſche Bundestag hatte fie wiederholt zu unterbräden verſucht; bie 
modernen Berfafjungen machten ihr endlich Luft. 

d) Durchaus nicht ebenfo verfiehen fich die Lern» und Lehrfreiheit von 
felber. Erft auf den höhern Stufen der Schulbildung bekommen fie ihren Sinn, 
aber keineswegs auf den unterften Stufen ber nod gänzlich unreifen Kinpheit. 
Da überwiegt die Pfliht der Sorge für die Erhaltung und Fortbildung ber 
nationalen und menſchlichen Kultur und nöthigt einerfeits zu dem Syſtem ber 
Schulpflicht (Shulzwang), weldes allein die großen Maſſen ber Wohlthaten 
einer gefunden Vollsbildung zu fihern vermag, andererſeits zu einem wohlgeord⸗ 
neten Syftem des gleihmäßigen Unterrihts in den Volksſchulen. 

12. Zum Schluß der invividuellen Freiheitsrechte ift aud noch der Frei— 
heit zu gedenken, welche fih in ber befondern Rebensweife ver Perſon 
äußert. Stuart Mil macht mit Grund darauf aufmerkſam, daß dieſe Freiheit in 
unferer Zeit zwar weniger durch Nehtsvorfchriften gehemmt, als durch die Sitte 
und ſelbſt durch die Mode beherrfht und bebrüdt werde. Es ift heute ſchwerer, 
eine originelle Lebensweife durchzuführen, als in früherer Zeit, und doch wäre 
es für bie Charakterbildung erfprießlich, wenn nicht Alles auf gleihmäßigen Schliff 
und baber bie Herrfchaft der Durchſchnittsmenſchen, d. h. der Mittelmäßigkeit hin⸗ 
brängte. So lange weder die Mechte Anderer verlegt, noch der öffentliche Anſtand 
mißachtet wird, follte Jeder nah feiner Neigung wohnen, fi kleiden und fid 
äußerlih benehmen können. 

IH. Bolitifhe Freiheit. Wir unterfheiden von ber inbivibuellen 
bie politiſche Freiheit, weldhe auf der gemeinfamen Natur des Ganzen ruht und 
von dem Gefammtwillen erfüllt wird. 

Auch da gibt es verfchiedene Stufen und Aeußerungen viefer Freiheit. Wir 
rechnen dahin: 

1. Die Gemeindefreiheit, vd. h. jelbftänpige Verwaltung der Ge— 
meinbeangelegenheiten und bie Autonomie der ©emeindeorgane innerhalb ver 
Schranken der Staatsverfaffung und Geſetzgebung, im Gegenfage zu der Bevor- 
mundung ber Gemeinde dur bie Staatsverwaltung. 

2. Die lörperlihe Freiheit, welde mit der Gemeindefreiheit ver- 
wanbt ift und bie felbftändigen Lebensäußerungen der juriftifchen Perfonen und Ge- 
noſſenſchaften ſchützt. 

3. Die Staatsfreiheit im eigentlichen Sinne. Auch hier bedeutet bie 
negative Seite der Staatsfreiheit die Abweiſung jeder nuberechtigten Staatsherr- 
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ſchaft, ſei es einer fremden Staatsmacht, ſei es ber überſpannten und daher befpo- 
tiſchen eigenen Staatsgewalt. Die poſitive Seite äußert ſich in ber ſelbſtbeſtimmten 
Bethätigung des Gemeinlebens. Die antiten Völker, befonders die Hellenen, waren 
geneigt, nur diejenigen Staaten Freiftaaten zu nennen, in welden die Mehr— 
heit ver Bürger, d. 5. der Demos ſich felbft regierte. Freie Staaten im Sinn bes 
Alterthums find daher vorzugsweife die unfönigliden Staaten, bie Re- 
publifen bes mobernen Sprachgebrauchs. 

Die moderne Anficht dagegen fieht weniger barauf, ob jene Mehrheit herrfche, 
als darauf, ob fie politifch berechtigt fei und eine Mitwirkung bei ver Geſetzgebung 
und bie Kontrole der Regierung habe. Der Gegenfag ber freien Staaten iſt 
dann ber ber abfoluten oder vefpotifh regierenden Staaten. England 
ift ein freier Staat, obwohl es Erblönige bat, und die konftitutionele Monardie 
von heute darf ebenfo wie bie repräfentative Demokratie auf den Ehrennamen 
einer freien Staatsform Anfpruh mahen, während bie unmittelbare Demokratie, 
wenn fie abfolut wird und die Minderheit unterdrüdt, aufhört eine freie Staats- 
form zu fein. 

4, Beſonders hervorzuhebende politifhe Freiheitsrehte find noch die Ber- 
einsfreiheit und die Freiheit ver Berfammlungen. Zuerſt find viefelben 
wieder in dem angelfächfifhen Berfaffungsreht ter Engländer und Norbameri- 
faner anerfannt und ausgebildet worden. Erft in neuefter Zeit find dieſelben auch 
in den freien Staaten des europälfhen Kontinents zu gefegliher Geltung gelangt 
(vgl. den Art. Bereine). Bluntiält. 


Freimaurer. 


Der Bund ber Freimaurer ift eine Schöpfung ber Neuzeit, wenn gleich einige 
Wurzeln der Freimaurerei bis ing Mittelalter hinauf reichen. Sie ift nämlich aus 
ben frühern Baugenofjenfhaften hervorgegangen und hat insbejondere einen großen 
Theil ihrer Symbolit von den Baubrüderfchaften der Steinmegen entlehnt, die 
hinwieder ihre Bildung zum Theil den Einwirkungen bes Benediltiner Orbens 
verbankten. Die Bauhütten der Steinmegen — in Deutfchland galten bie von 
Straßburg, Köln, Wien und Zürich; in England die von York und London als 
Haupthütten — befaßen eine ausgebildete Symbolit, deren mehr techniſche und 
innungsmäßige Bedeutung durch die Freimaurerei zu fittlihen und allgemein- 
menſchlichen Bildern vergeiftigt und erhoben worden. Wohl Hat die Maurerei auch 
noch andere Symbole aus dem Altertum, insbefondere aus den jüdiſchen und 
griechiſchen Meberlieferungen entlehnt; aber es befteht kein geſchichtlicher Zufammen- 
bang weber mit ber alten jüdiſchen Sekte der Eſſäer, noch der Pythagoräer, noch 
mit den altrömifhen Bauforporationen, Die Sudt, die Entftehung der Freimanrerei 
in das Altertum zu verlegen, hat bier zu mancherlei eiteln Fabeln und myſtiſchem 
Überglauben verleitet. 

Die ſchottiſche Maurerei behauptet überdem eine Verbindung des Orbens mit 
bem alten Orden der Tempelberrn, und Leffing bat dafür auf den alten Aus- 
druck „Maſoney“ (Tiſchgenoſſenſchaft ver Ritter) ftatt Mafoury (Maurerei) bin» 
gewiefen. Sicherer ift die Erklärung mander maurerifchen Riten aus den Bartei- 
fämpfen der englifhen Revolution des XVII. Jahrhunderts, 

Die eigentliche moderne Freimaurerei beginnt keineswegs früher, als in ber 
zweiten Hälfte des XVII, Jahrhunderts. ntfcheidend geworben iſt das zweite 
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Jahrzehend des XVIII. Jahrhunderts. Der berühmte Baumeifter der Paulskirche 
zu London, Chriftoph Wren, bat auf die Umgeftaltung eingewirkt. Die hand- 
werfmäßige und fünftlerifche Bedeutung der Baubrüverfhaft ging nun unter und 
bie ethifche und ſpekulative trat an ihre Stelle. Waren früher nur ober doch faft 
nur Werkmaurer aufgenommen worben, fo befamen nun gebildete Männer ver 
verſchiedenen Gefelljchaftsflaffen das Uebergewiht in den Xogen und bald ver- 
ſchwand jede nähere Beziehung zur wirklihen Baukunſt. Die neue Organifation 
fam 1767 zur Bollendung, und Anton Saylor wurde zum erften Großmeiſter 
gewählt. Im Jahr 1720 wurben die alten Orbnungen ber Logen von Payne ges 
jfammelt und 1721 fam das erfle von dem Prebiger Anderſon im Auftrage des 
Großmeifters verfaßte Konftitutionenbudh zu Stande. Damit hatte der Bund bas 
erfte maurerifche Geſetzbuch erhalten. 

Die fogenannten Pflihten weiſen bie Maurer voraus auf das menſchliche 
Sittengefeg bin, als die Richtſchnur feines Handels. Sie erklären ſich gegen bie 
frivole Irreligiofität, aber verlangen feine andere, als die allgemein menſchliche 
Religion und überlaffen einem Jeden, fi im Uebrigen zu einer beftimmten Kon- 
feffion zu halten. Sie wollen die Menjhen mit einander verbinden, die fonft 

etrennt wären. Sie ermahnen zum Gehorfam gegen die Obrigkeit, zu friebfertigem 
eben und zur Förderung ber allgemeinen Wohlfahrt. Sie verwerfen bie Em- 
pörung, wollen aber aud in dem Empörer den Menſchen geachtet wiffen. 

Bon Großbritannien aus verbreitete fi die Brüderſchaft der Freimaurer auf 
ben europätfhen Kontinent, nah Norbamerifa, Oftindien und in alle Welttheile, 
fomeit der Einfluß der modernen Eivilifation ſich erfiredte. ine große Anzahl 
Logen arbeiteten unter den Großlogen von London und Edinburgh. 

Obwohl die Päpfte fortwährend gegen bie Freimaurerei eiferten und in einer 
Reihe von Bullen diefelbe verdammten — bie erſte Verdammungsbulle ift ſchon 
von Papſt Clemens XII. vom Jahr 1737, die neuefte von Pius IX., vom 
25. Sept. 1865 — gewann fie aud in Fatholifhen Ländern Verbreitung, zuerft in 
Franlkreich, wo ſich in Paris ein Groß-Drient bildete, mehr aber unter ven freier 
gefinnten proteftantifhen Völkern. Die erfte veutfche Loge wurbe 1733 in Ham- 
burg gegrünbet. In Preußen voraus erhielt die Maurerei durch König Fried— 
rich den Großen eine wirkfame Förderung. Es bildeten fih nah und nad in 
Berlin drei Groflogen: zu den brei Welttugeln, Royal-Nork und die große Landes- 
loge. Andere deutſche Großlogen entftanden in Hamburg, Bayreuth, Hannover, 
Dresden, Frankfurt am Main, Darmftadt. Unter Kaifer Joſeph II. entflanden 
auch in Wien und Prag Großlogen, die fpäter wieder nach den Wünſchen der 
Hlerardhie unterbrüdt wurden. 

Die Freimaurerei iſt ihrem menfhlihen Princip gemäß nicht auf die chrift- 
liche Civiliſation beſchränkt; es gibt auch jüdifhe, mohammebanifhe und brah- 
maniſche Logen. 

Die Freimaurerei iſt ein Bund freier Männer zur Wahrung und Pflege der 
Humanität. Sein oberftes Geſetz ift die Sittlichkeit, wie fie nit aus befondern kirch⸗ 
lihen Geboten oder religiöfen Offenbarungen, fordern aus der Erfenntniß ver Men« 
Ihennatur abgeleitet wird. Wenn oft im Leben die Stände, die Religionen und Kirchen, 
die Gegenfäge der Staaten und der Nationalitäten die Menfchen von einander 
trennen und einander entfremben, fo will die Maurerei im Gegentheil das Band 
der gemeinfamen Menfchlickeit fefthalten. Sie erlennt in dem tüchtigen Menfchen, 
gleichviel, wie im Uebrigen feine befondern Anfihten, Neigungen und Richtungen 
befhaffen fein mögen, den Menjhen und den Bruder. Sie mildert daher die 
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Schroffheiten und befämpft die Borurtheile der abfondernden Gegenfäge. Sie achtet 
jede ehrliche Ueberzeugung und fieht in dem verſchiedenen Belenntniß feinen Grund 
der Feindſchaft für die Menſchen. Sie huldigt dem Glauben und ber Geiftesfrei- 
heit in weiteftem Umfange und fhägt die Menfchenliebe am höchſten. Sie ift eine 
Erziehungsanftalt für edle Sitte uud zur Humanität. 

Der Bund als folder betheiligt fih nicht an den kirchlichen und flaatlichen 
Parteilämpfen. Aber fein Grundgedanke und fein Streben find liberal, und indem 
er bie Ideen der Menfchenwürde, der Freiheit, der Gleichheit, der Brüderlichkeit 
innerhalb feines Bereiches zu verwirklichen ſucht, ift er ber natürliche Gegner aller 
Deipotie, aller Berfolgungs- und Berfegerungsfuht und aller Rohheit und Bru- 
talität. Die Logen find zunähft neutrale Tempel der Humanität, vorzugsweiſe 
mit inneren Arbeiten befhäftigt. Uber fie find fiher und können nur gebeihen in 
Ländern, deren Geſetzgebung dieſelben Ideen fhügt, welde bie Entwidlung ber 
Menſchheit beftimmen, 

Weit die meiften Staaten der civilifirten Welt laffen den Bund frei ge— 
währen. Nur wo die kirchliche Ausſchließlichkeit noch den Staat beherrfät, hat ſich 
das Berbot der Maurerei noch ausnahmsweife bis auf unſere Zeit erhalten. Da 
ber Bund bie Rechtsordnung des Staats in feiner Weife verlegt oder bebrobt, 
und im ©egentheil ſolche fittlihen Grunbfäge auch das Streben des mobernen 
Staates erfüllen, da er überdem nur mit geiftigen Mitteln und in ber Art einer 
Privatgefelfihaft wirkt, fo ift fein Grund vorhanden, ihm ftaatliche Hemmniffe 
entgegen zu ſetzen. Der Vorwurf, daß die Maurerei die neuern Kriege und Revo— 
Iutionen verfchuldet habe, ift zu abgefhmadt, um ernftlidh widerlegt zu werben. 
Die Liebe zum Frieden und die Achtung des Stantsgefeges find Tugenden und 
Pflihten, welde ver Bund von feinen Mitgliedern forbert. Das einzige Bedenken, 
welches mit einigem Schein gegen den Bund angeführt wirb, ift das Geheim- 
niß, in das er fi hüllt; allein weder bie Eriftenz des Bundes, noch feine Prin- 
cipien und Zwecke, nod feine Mitglieder find geheim, Das maurerifche Geheimniß 
bat hauptfählih nur die Bebeutung eines Bertrauensverhältniffes der Brüber zu 
einander und ber freien unbefangenen Erörterung der fittlihen Verhältniſſe. Es 
ift im Grunde kein anderes, als das der Familie und des Privathaufes, Der 
Staat hat fein Intereffe daran und fein Recht, dasſelbe zu durchbrechen. 

Die Freiheit der Ausbreitung der Maurerei wird demgemäß mit gutem Grund 
als eine Regel des modernen Staatsrechts anerlannt und geübt. Bluntiäli. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit, ſiehe Gericht, Notariat. 
Freizügigkeit, fiche Auswanderung, Niederlaffung. 
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Das Wort „Fremde“ bezeihnet am fich blos eine Verneinung; man nennt 
bie Perfonen fo, welche nicht Angehörige einer gewiſſen Gemeinfchaft find. Je nad 
der Grundlage, welche die Gemeinſchaft zu einer Einheit verbindet, gibt es daher 
auch verfchiedene Kategorien von Fremden. Beichränfen wir und auf die Staats- 
gemeinfhaft, fo Heißt Fremder berjenige, der dem Verbande eines beftimmten 
Staates nicht angehört, nicht dafelbft einheimifc ift. In einer weitern Bebeu- 
tung wird das Wort aud zur Benennung jener Perfonen gebraudt, welche nicht 
zur Öemeinde gehören, gleichviel, ob fie in Bezug auf ben Staat Inländer 
oder Ausländer find, In biefem Sinne hat die Eigenfchaft des Fremden Folgen 
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in Bezug auf bie gemeinderechtlichen Verhältniffe, wie 3. DB. in Bezug auf bie 
Armenunterftügung und Ausweifung. 

Wir haben e8 bier hauptſächlich mit dem Fremden in der erftern Bedeutung, 
mit dem Ausländer zu thun. Wer gegenüber einem beftimmten Staate ald Ein- 
beimifcher und wer als Fremder zu betrachten und zu behandeln fei, das hängt 
von den Grundſätzen ab, welche in demfelben über Erwerb des Staatsbürgerrechts 
gelten (fiehe den Art. Staatsangehörige). Die principielle Beftimmung ber Stellung 
des Fremden zu den Staaten, im Berhältniß zu welchen er ein Fremder ift, folgt 
aus der Natur der Sade. Er ift an fih von der fremden Staatsgewalt unab- 
hängig, infolange nicht befondere Beziehungen zwiſchen ihm und dem fremben Staate 
eintreten, welche eine Abhängigkeit zur Folge haben. Solche Beziehungen find: 

I. Der Erwerb oder die Ausübung und Realifirung von Rechten in fremden 

Staaten. 

11. Der Beſitz von Grund und Boden im fremden Lande, 

III. Das Betreten des fremden Staatsgebiet und der kürzere ober längere 
Aufenthalt dajelbft. 

Die Grundfäge, nad welchen bie Berhältniffe der Fremden zu ben Staaten, 
mit welden fie in einer ober mehreren ber angeführten Beziehungen ftehen, zu 
beurtheilen find, bilden das Frembdenrecht. An die Darftellung diefes Fremden⸗ 
rechts follen fi einige Bemerkungen über die Wirkungen anreihen, welde aus 
den Beziehungen zum fremden Staate für das Berhältniß zum Heimathſtaate fi 
ergeben. 

2 I. Dem modernen Fremdenrechte liegt das Princip zu Grunde, daß ber 
Menſch als folcher Nechtsfubjelt, alfo fähig fei, Privatrechte, d. h. ſolche, die 
ihm als Einzelperfon gehören, zu erwerben unb auszuüben, fowie zur Geltend— 
mahung den Schuß ber Gerichte anzurufen. Diefes Princip ift von allen civili- 
firten Staaten anerfanut und bildet für fie den Ausgangspunkt für die Behand- 
lung ber Fremden, 

Wenn die Staaten auch in Bezug auf folde Verhältniffe, welche an ſich 
fiaatsrechtliher Natur find, oder doch auf dem Staatsrechte beruhen und vie 
Staatsgemeinfhaft nothwendig vorausjegen, mit Recht einen wefentlichen Unter- 
ſchied zwiſchen Einheimifchen und Fremden machen, und nur ber erfteren die Rechts— 
fähigkeit zugeftehen,, fo fehlt es für eine ſolche Unterſcheidung in privatrechtlicher 
Beziehung an einem haltbaren inneren Grunde. Die Rectsfähigkeit auf biefem 
Gebiete fol daher ben Fremden ebenfowenig wie ben Einheimifchen verfagt werben 
und eine Zurückſetzung derſelben gegenüber den eignen Unterthanen nur aus befon« 
dern Gründen, wie 3. B. darin flatuirt werden, wenn ein britter Staat bie 
Fremden nicht auf dem Fuße ber Gleichheit mit den Einheimifhen behandelt und 
jo gegen ihn das Recht der Retorſion begründet ift. Diefe vom retorquirenden 
Staate geübte Zurüdfegung ver Unterthanen eines beftimmten Staates fol das 
Mittel bieten, um viefen zum Aufgeben ber ungleihen und zur Befolgung ber 
gleichen Behandlung der Fremden zu drängen. — Als eine Folge der Anerkennung 
des Grundſatzes, daß der Menſch als folder Rechtsſubjekt fei, erfcheint es, daß 
bie überwiegende Mehrzahl der europäifchen Staaten vie Sklaverei nit als ein 
Rechtsverhältniß gelten läßt, und daß der Sklave, wenn er das Territorium eines 
folden Staates betritt, von felbft frei ift. 

Die nähere Beftimmung darüber, unter welchen Bedingungen dem fremden 
bie Erwerbung und Ausübung von Privatrechten zuftehe, ift Sache der Geſetz⸗ 
gebung der einzelnen Staaten. Daß ber richterliche Schug aud zu Gunften bes 
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fremden, gleichviel ob der Gegner ein Inländer oder ein Ausländer ift, im Zweifel 
ebenjo wie den Einheimifchen zu gewähren fet, ift nur eine Folge der Anerfennung 
ber materiellen Rechtsfähigfeit. 

Eine Folge der Gleihftellung der Fremden mit den Einheimifhen auf bem 
Gebiete des materiellen Eivilrehts ift, daß diefelben auh im Civilproceß im 
Allgemeinen gleih den Inländern zu behandeln feien, ohne Rüdfiht darauf, ob 
fie Kläger oder Bellagte find. Diefer Grundfag leidet jedoch zur Zeit noch in 
mehreren Staaten Ausnahmen, von denen wir folgende erwähnen: 

a. Der Fremde, der einen Inlänver belangt, ohne mit Grunbbefig im Lande 
angejefien zu fein, muß dem Beklagten Kantion wegen ber Procekloften leiſten. 
©. code civil Art. 16. 

b. Auch im Konfursprocefie und dem, was damit zufammenhängt, kommen 
Differenzen vor. So fünnen 5. B. nad franzöſiſchem Rechte nur die Franzoſen, 
niht aber die Fremben von ber Rechtswohlthat der Güterabtretung Gebraud 
maden (f, code de proc. Art. 905); anderswo bildet die Eigenfhaft eines Aus- 
länders den Grund, ihn als Gläubiger dem Inländer bei der Beſtimmung ver 
Priorität nachzufegen. 

Nicht fähig ifk dagegen der Fremde zur Erwerbung und Ausübung folder 
Rechte, deren Grundlage eine ftantsrechtlihe if, die als Ausflüffe des Inbigenats, 
d. i. der Eigenfhaft eines einheimifhen oder ſtändigen Unterthanen ſich barftellen. 
Dahin gehören nit blos bie eigentlihen politiſchen Rechte, wie 3. B. das 
Recht, für die verfchiedenen Repräfentativförper zu wählen und gewählt zu werben, 
3. B. für den Landtag, ven Lanbrath, die Gemeinbevertretung u. f. w., das 
Recht als Geſchworner zu fungiren, fondern auch die fogenannten bürgerlichen 
Rechte, wie das Recht zum Betriebe der Gewerbe und bes Handels im Lande. 
Dod haben die Staaten des deutſchen Zollvereins ſich vertragsmäßig verpflichtet, 
bie Angehörigen ver Bereinsftaaten unter benfelben Bedingungen zum Hanbels- 
und Gewerbsbetrieb zuzulaſſen, wie die eigenen Unterthanen, insbefondere follen 
fie feinen höheren Abgaben unterworfen fein, als dieſe. Der gleihe Grundfag ift 
feit 1853 auch auf die Angehörigen bes öfterreihifchen Staates ansgebehnt worden; 
ſ. ven Vertrag über die Yortdaner und Erweiterung des Zollvereins v. 4. 

1853 Art. 18 und den Handels und Zollvertrag mit Defterreih v. 9. Februar 
1858, Art. 18. 

II. Die Fähigkeit der Fremden, Privatrehte gleih den Einheimifchen zu 
erwerben und zu befigen, bringt e8 von felbft mit fih, daß fie auch Eigenthum, 
fowie fonftige Rechte an Grund und Boden, wie 3. B. Zehentrechte, Grundzinfen, 
Pfandredte im fremden Staate zu erwerben berechtigt feien, unter Beobachtung 
allerdings derjenigen Formen und Beringungen, welde in dem Lande der Belegen- 
heit der betreffenden Grundſtücke im Allgemeinen zur Gültigleit bes Erwerbs 
erforberlih find, alfo z. B. unter Mitwirkung eines Notard oder Eintragung in 
bie öffentlihen Bücher. Solde Fremde, welche M\ einem Staate, dem fie für ihre 
Perfon nit unterthan find, Grund und Boben entwever eigenthümlich befigen 
ober binglihe Mehte daran haben, pflegt man Forenſen zu nennen!), — Nur 
ansnahmsweife findet fih das ungaftlihe Princip no in Kraft, daß ber Fremde 


1) Nach älterem Staatsrecht bie der in einem Territorium Angefeflene und dem dortigen 
Zandesherrn Unterworfene ein Landfaffe. das Verhälmiß Landſafſiat, im Gegenfaß zu den 
reihsunmittelbaren Unterthanen. Bei dem Korenfen, welcher bloß Grundftüde im Lande 
befaß, und infoferne der Landeaherrfchaft untergeben war, ſprach man von einem unvpollfom: 
menen Zandjaffiatz vgl, Klüber, öff. Recht des d. Bundes, III. Aufl... $ 269. 
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als folder unfähig fei, Rechte an Grunpftüden im Lande zu erwerben, wie biefes 
3. B. no in England und Schottland der Fall iſt. Somie bie Erforberniffe des 
Erwerbs fih nad ven Gefegen der belegenen Grunbftüde richten, fo beftimmen 
fi aud die Rechte und Pflichten der forenfen Grundbefiger nad denſelben Ge— 
fegen, und infofern dieſe babei zwiſchen Fremden und Einheimifchen nicht unter- 
ſcheiden, haben die erfleren fein Recht, fi zu befchweren, falls fie etwa im 
fremden Lande läftigere Obliegenheiten zu tragen haben, als in ihrem Baterlande. 

Die Pflihten, die der Forenſe als folder zu erfüllen bat, folgen aus dem 
Weſen des Berhältnifjes; er fteht in einem binglichen Unterthänigkeitsverhältnifie 
zu dem fremden Staate und muß daher die Zuftändigfelt der Gerichte vesfelben, 
Infofern er mit dinglichen Klagen belangt wird, anerkennen. PBerfönlihe Klagen 
fönnen bier, als in foro rei site, gegen ihn an fid) nicht angebracht werben, wenn 
nicht etwa bas Landesrecht ausbrüdlic etwas Anderes verfügt, fondern fie find 
bei dem fonft für perfönlihe Anfprüche fompetenten Gerichte anzuftellen. Ob und 
in wiefern man etwa bie Orunpftüde nah Erwirkung eines ausländiſchen Urtheils 
als Exekutionsobjekt in Angriff nehmen könne, das hängt von ben pofitiven Bor= 
ſchriften ab, welde in dem betreffenden Staat über den Bollzug fremdländiſcher 
rRichterſprüche gelten. 

Die öffentlichen Laften, Staats-, fowohl ald Gemeindelaften, weldhe nad ben 
Geſetzen des Landes auf Grund und Boden ruhen, hat der Forenſe gleih dem 
Inländer zu tragen und er fann angehalten werben, für vie richtige Erfüllung 
berfelben einen Bertreter zu beftellen. 

III. Diejenigen Perfonen, welde ein fremdes Stantögebiet betreten, und 
bafelbft in Perfon auf kürzere oder längere Zeit verweilen, hat bie Theorie zum 
Unterſchiede von den Einheimifchen, die man ftändige Unterthanen nennt, mit dem 
freilich nicht glüdlih gewählten Namen „zeitlihe Unterthanen“ belegt. Aus 
welchem Anlaſſe fie dahin geführt werden, und ob der Aufenthalt, den fie im 
fremden Staate nehmen, fürzer oder länger bauert, ob bie Dauer beftimmt ift 
oder nicht, iſt dabei im Allgemeinen gleichgültig. Es gehören daher zur Kategorie 
der zeitlichen Unterthanen nicht bios bie Fremden, welhe im Lande oder durch 
basfelbe reifen, fondern auch alle jene, welde fih zum Zwecke ihrer wifjenfchaft- 
lichen oder künftlerifchen Ausbildung da aufhalten, oder hier Geſchäfte treiben, oder 
im Dienfte eines Inländers ftehen, oder einfach ihren Wohnfig im Lande aufge 
fhlagen haben. Weſentlich ift nur, daß fie nicht die Abfiht haben, in das Ber- 
hältniß eines flänbigen Untertbanen zu dem Aufenthaltsftaate zu treten, vielmehr 
fi) x Rückkehr nad ihrem Baterlande vorbehalten (ven animus redeundi nicht 
aufgeben). 

In Anfehung dieſer Kategorie von Fremden fragt e8 fih vor Allem, ob und 
unter welchen Bedingungen ihnen der Eintritt ins fremde Gebiet und ber 
Aufenthalt vafelbft geftattet fei. Daß ein Staat fi völlig abſchließe und den 
Untertanen fremder Staaten den Zutritt ſchlechthin verſage, ift thatſächlich und 
rechtlich unmöglich; denn er würbe fi damit felbft auch vom Genuſſe des Völker⸗ 
rechts ausfchließen. Sobalb er fi als ein Glied des europäiſchen Staatenfyftems 
befennt und das Völkerrecht überhaupt für fih anruft, muß er aud bie Konfe- 
quenzen bievon — bie rechtliche Gleichheit der übrigen Staaten und die ihnen 
gebührende Achtung u. f. w. — gegen fid gelten laſſen. Würbe ein Staat nur 
ben Untertbanen eines beftimmten Staates ben Eintritt verbieten, fo enthielte dieß 
eine Beleidigung für den Iegteren, wofür Genugthuung verlangt werben könnte. 
Daher kommen denn auch ſolche Verbote meift nur gegenüber folhen Staaten in 
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Anwendung, mit welden Feindſeligkelten ſchon ausgebrochen find, ober doch aus- 
zubrechen drohen, als Sicherungsmaßregel vor Verrath oder auch wohl als Re— 
preſſalie. 

Für die gewöhnlichen Verhältniſſe beſchränken ſich die Staaten darauf, gewiſſe 
Bedingungen feftzuftellen, unter weldyen ver Eintritt in ihr Gebiet im Allgemeinen 
jedem Fremden geftattet wird. Bis vor wenigen Jahren hielten faft alle Staaten 
an der Bedingung feft, daß der Fremde fih als eine unverbächtige Perfünlichkeit 
burd) einen orbnungsmäßigen Paß, der von der Heimathsbehörde ausgefiellt und 
von feinem biplomatijchen Agenten bes betreffenden Staates vifirt war, bei bem 
Ueberfhreiten der Grenze Iegitimire und bei längerem Aufenthalt eine fogenannte 
Aufenthaltsfarte, die nur auf furze Zeit gegeben wurbe, von ber Bolizeibehörbe 
erhalte. Nur England, Belgien, die Schweiz und Nordamerika geftatteten jedem 
Menfchen freien Zutritt und Aufenthalt. Erſt feit Kurzem bat man eingefehen, 
daß der Aufwand von perfönlichen Kräften und Gelbmitteln, welde das Paf- 
inftitut dem Staat koſtet, und die Beläftigungen, welche es den Reifenven bereitet, 
in feinem Berhältnig ftehen zu den geringen Bortheilen, welche bie Sicherheits- 
polizei daraus zu ziehen im Stande war. Nur Nufland und der Kirchenftaat 
halten den Paßzwang aud gegenwärtig noch aufrecht. Aber überall befteht für 
Inländer fowohl als Ausländer die Berpflihtung fort, auf amtliches Erforbern 
fih über ihre Perfon genügend auszumelfen. Auch kann für Zeiten des Kriege, 
innerer Unruhen u. ſ. w. die Paßpfliht vorübergehend wieder eingeführt werben. 
(Bol. namentlih das Geſetz des Norbbeutfhen Bundes vom 2. Oltober 1867.) 

Die Berhältniffe der im Staate befindlichen Fremden, gleichuiel auf melde 
Weiſe fie in’s Land gelommen, ob mit ober ohne Regitimation, find nad) folgenden 
Örundfägen zu beurtheilen : 

1) Der Fremde behält feinen beimatlihen Civilftand auch im Ausland 
bei, d. i. feine perfönlice Fähigkeit zur Eingehung von Rechtsgefhäften richtet 
ſich aud gegenüber dem fremden Staate und feinen Angehörigen nad ven Gefegen 
feines Baterlandes; vgl. das bſterreich. Geſetzb. $ 34, das preuß. Landredht, 
Ein. $ 23. Daß die juriftifche Praris und die Gefeßgebung der meiften Staaten 
fih zu dieſem Grundſatze befennt, ift nicht das einzige Argument, das für ihn 
fpriht; auch innere Gründe ftehen ihm zur Seite. Das Wefen der privatrechtlichen 
Perfönligkeit, die Stetigkeit derfelben, ſowie die Achtung, welche ein Staat dem 
andern ſchuldet, dienen ihm zur Rechtfertigung. — Anders verhält es fih in Be- 
zug auf den öffentliden Stand; derſelbe hat im fremden Staate von Redhts- 
wegen weber zum Bortheile noch zum Nachtheile des Fremben rechtliche Wirkſamkeit. 
Dies gilt insbefondere von Aemtern, Titeln, Würden, Orden u. f. w.; fie haben 
zunächft nur gegenüber dem Staate, von dem fie herrühren, rechtliche Wirkungen. 
Daher denn z. B. der Adelige in fremden Staate an fi auf die Vorrechte feinen 
Anſpruch mahen fann, die ihn etwa fein heimatliches Recht einräumt. Nur in 
ceremonieller Hinfiht, im Verkehr mit den Soußeränen und Höfen werben gewöhn- 
lid die auswärts erworbenen Rangverhältniffe anerkannt. — Eine wahre Ausnahme 
erleidet biefe Regel der Natur der Sache nad dann, wenn ein Amt zu dem Zweck 
Jemanden übertragen if, um mit einem fremben Gtaate zu verkehren und zu ver- 
handeln, wie dieſes bet den biplomatifhen Aemtern der Fall ift. Sobalb der Ge- 
fantte feine Beftallungs- und Beglaubigungspapiere übergeben hat, nimmt er im 
fremden Staate eine amtlihe Stellung ein, die freilich nicht ftaatsrechtlichen, 
fondern völferredytlichen Charakters ift. 

2) Die im Lande befindlichen Ausländer ftehen in Anfehung ihrer Berfon _ 
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und ihres Vermögens unter dem Schutze der dortigen Staatsgewalt und genießen 
denfelben regelmäßig in gleihem Umfange wie die Inländer. Sie werben demzufolge 

a) im DBereihe des bürgerlihden Rechtes und bes bürgerliden 
Proceffes ebenfo behandelt, wie wir e8 oben unter I bei ber erften Kategorie 
von Fremden entwidelt haben, d. 5. fie ftehen in ber Regel den Inländern gleich. 
Eine Folge ihrer Gleichſtellung im Proceſſe ift es, daß fie nicht bloß als Kläger 
vor den inländiſchen Gerichten auftreten können, gleichviel ob ihre Klage gegen 
einen Einheimifhen oder Fremden gerichtet ift, fondern daß fie aud vor ven ge- 
wöhnlihen Gerichten des Landes Recht nehmen müffen, wenn nicht etwa eigene - 
Fremden⸗ oder Gaftgerichte im Lande beftehen. Eine foldye erceptionelle Gerichts- 
barkeit über Fremde haben die Konfuln in den Städten der Levante, denen ge- 
wöhnlih die Befugnig zukommt, in den Klagfahen unter ihren Landsleuten und 
gegen biefelben Recht zu ſprechen. Bezüglich der civilrechtlichen Berhältnifie ber 
Fremden machen indefien mehrere Gefeggebungen eine Unterfheldung, die zuerft 
dem Code Nap. ihren Urfprung verdankt. Der Art. 13 desfelben verfügt nämlich, 
daß derjenige Fremde, welcher mit Ermädtigung des Kaifers fein Domicil in 
Frankreich aufgefhlagen bat, alle Civilrechte, alfo auch jeme genieße, die font in 
der Regel dem fremden verfagt find, fo lange er dafelbft verweilt. Diefelbe Be- 
fimmung iſt aud in das bayerifche Indigenats-Edikt von 1818 $ 19 übergegangen, 
ohne übrigens bier die praftifche Bebeutung erlangt zu haben, wie in Frankreich. 

b) Während ihres Aufenthaltes find für die Fremden bie Bolizei- und 
Strafgefege des betreffenden Landes ebenfo verbinplih, wie für bie Ein- 
heimiſchen; aud fie find daher ber Polizeigewalt und ben darin enthaltenen Straf- 
befugniffen, fowie ber Strafgerihtsbarkeit des Aufenthaltsftaates unterworfen. Wo 
diefer Grundfag durch die neueren Geſetzgebungen nicht ausdrücklich ausgeſprochen 
ift, da wird er als felbftverftändlich gültig vorausgefegt; in den meiften ift er 
übrigens direlt zum Gefeg erhoben. Nicht fo übereinftimmend find bie Normen des 
pofitiven Rechtes in Anfehung der Frage, ob Fremde auch wegen folder Verbrechen 
und Vergehen zu befirafen feien, welche fie in einem britten Staate begangen 
haben. Während in dem einen Theil der Staaten, wie z. B. in England und 
Nordamerika, die im Auslande, gleihviel von wen begangenen Rechtöverlegungen 
völlig ungeftraft Bleiben, fehen andere auch biefe für firafbar an und ſuchen ven 
Urheber der gerechten Strafe zu unterwerfen, indem fie ihn ausliefern oder eventuell 
felbft ſtrafen. (Vgl. die Art. „Aſylrecht“ und „Auslieferung“). Der größere Theil 
der europälfhen Gefetgebungen ſchlägt einen Mittelmeg ein, indem fie darauf 
Rüdficht nehmen, gegen wen bas auswärts verübte Delift gerichtet ift, ob gegen 
fie felbft und gegen ihre Unterthanen, oder gegen frembe Staaten und deren 
Untertanen, und indem fie bie legteren als nicht zu ihrer Kompetenz gehörig 
betrachten, alſo firaflos laſſen. Auch die Staaten ber legteren Gruppe weichen in 
ber Ausdehnung refp. Begrenzung ihrer Straffanktionen noch mehr oder minder 
wejentlih von einander ab. 

Das Strafverfahren gegen Fremde, bie fih eines ftrafbaren Reates 
ſchuldig gemacht haben, und der Strafgerichtsbarfeit des Aufenthaltsftantes ver- 
fallen find, bat nichts Befonderes 2); diefelben Formen, weldye bei dem Berfahren 
gegen den Inländer Anwendung finden, kommen aud für und gegen ben Aus» 


2) Boraudgefegt alfo, daß der Aufentbaltäftaat überhaupt eine ftrafrechtliche Unterfuchung 
einzuleiten umd durchzuführen berufen ift; inwieferne diefes der Ball fei, darüber find die citirten 
Artitel „Aſyl“ und „Auslieferung“ zu vergleichen, 
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länder zur Anwendung. Soweit daher das geſetzliche Verfahren ſonſt ein münd⸗ 
liches und öffentliches iſt, und inſoweit ſonſt Geſchworne bei der Urtheilsfällung 
mitwirken, gelten dieſelben Vorſchriften auch, wenn der Angeſchuldigte ein Fremder 
iſt. Daß man einen Theil der Richter aus der Klaſſe der Fremden wähle, das 
findet fih nur in England. Die Strafen, welde ber Richter gegen einen aus— 
ländiſchen Inquifiten zu verhängen hat, find bie nämlihen, wie er fle gegen In— 
länder verhängt, Wenn daher gewiffe Strafarten, wie 3. B. ber Pranger ober 
bie Brandmarkung, von der Geſetzgebung einfach für aufgehoben erklärt find, fo 
fann auch gegen Fremde nicht mehr auf file erfannt werben. Eine durch bie redt- 
lihen und thatſächlichen Verhältniſſe gerechtfertigte Modifilation dieſer Regel Hegt 
darin, daß gegen gewiſſe auswärtige Delinquenten bie Landesverweifung entweber 
als Hauptftrafe ausgefprohen werben barf, oder daß fie doch als Straffolge überall 
ba eintritt, wo ein Ausländer, ber wegen Verbrechen verurtbeilt war, feine Strafe 
verbüßt hat. 

Eine Ausnahme erleiden die Orunbfäge über Unterorbnung ber Fremden 
unter die Civil- und Kriminal-Gerichtsbarkeit des Aufenthaltsftaates bezüglich ber- 
jenigen Perfonen, welche völferrechtlich als exterritorial gelten, wie bei ven fremden 
Souveränen und den Gefandten; f. den Art. „Exrterritortalität". 

ec) Der Finanzgewalt des Aufenthaltftantes ift der Fremde nicht gleich 
dem Inländer unterworfen; bie Steuerpflicht, das Korrelat der Finanzgewalt, laftet 
im Allgemeinen blos auf dem ftändigen Untertbanen. Der Fremde hat nur aus 
befonderen Gründen, welde in den befteuerten Objekten liegen, Steuern zu entrichten. 
Er zahlt daher, abgefehen von der Grund- und Häuferftener, die ihn als Forenfen 
trifft, allerdings die Patent» oder die Gewerbeſteuer, wenn er ein beftenertes 
Gewerbe im Lande erwirbt und ausübt. Das gleithe gilt, wenn er Rechtsgeſchäfte 
im Lande eingeht und vor ben öffentlihen Behörden protofolliren oder beglaubigen 
läßt, welche der Tar- und Stempelpflit unterliegen. Wenn der Staat für bie 
Benutzung gewiffer öffentliher Einrihtungen und Anftalten Abgaben erhebt, fo 
macht es natürlich keinen Unterſchied, ob der Benuger ein In» oder Ausländer 
jet, dahin gehören z. B. die Wegegelber, bie Flußzölle, Ranalgebühren n. a. Was 
dann die Konfumtionsauflagen und insbefondere die inbireften Steuern betrifft, 
fo fommt es auch bei ihnen nicht auf den öffentlichen Stand des Konfumenten an, 
fondern bie Thatfache des Verbrauchs gewiffer Artikel begründet die Steuerpflicht, 
und ihr unterliegt daher ber Fremde gleich dem Einheimiſchen; Beifpiele liefern 
die Zölle, die Accifen u. a. Bon ber Kapitalrenten- und Einkommenſteuer ift ber 
Fremde ald folder regelmäßig frei; nur dann erflären ihn viele Gefege für fteuer- 
pflihtig, wenn er feinen Wohnfig im Lande genommen, und auch dann nur in 
Anfehung desjenigen Einkommens, das er aus dem Aufenthaltsftante bezieht. Die- 
jelben Rückſichten entfcheiven aud darüber, ob und inwiefern ber Fremde die partis 
fularen öffentlichen Laften, wie Gemeindeumlagen, Kreisabgaben mitzutragen habe; 
auch von ihnen muß er in der Negel frei bleiben, wenn nicht befondere Gründe 
obwalten, die auch ihn abgabepflihtig machen. 

d) Der Dienftpfliht überhaupt und der Militärpfliht insbeſondere iſt 
ber Fremde als folder nicht unterworfen, da fie als eine Folge ber Staats- 
angehörigkeit ſich barftellt. 

e) Jeder Fremde hat das Recht, das Gebiet des Staates, in dem er fidh 
aufgehalten hat, nad feinem Belieben wieder zu verlaffen und die fremde Re- 
gierung ift im Allgemeinen nicht befugt, ihm den Wegzug zu verfagen ober zu 
beſchränken, es müßte denn fein, daß er für feine Perfon noch Verbindlichkeiten 
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gegen den fremden Staat oder ſeine Unterthanen zu erfüllen oder ein Delikt 
daſelbſt begangen hätte, wegen deſſen er dem Aufenthaltsſtaate verantwortlich iſt. 
In Fällen der erſteren Art muß der betreffende Ausländer vorher ſeine Schulden 
berichtigen ober feinen Gläubigern genügende Sicherheit für ſpätere Berichtigung 
beftellen. — Diefelbe Regel, die wir bezüglich der Perfon des Fremden aufgeftellt 
haben, gilt auch für fein Vermögen. Sollte er im Lande fterben, fo kann fein 
Nachlaß feinen gefegmäßigen Erben nicht vorenthalten werben, ohne Rüdficht 
darauf, ob biefe Snländer ober Ausländer feien. — Die biefen a Sr entgegen 
ftehenden früheren Gebräuche, reſp. Mißbräuche, wie das (pfälziſche) Wildfangs- 
recht und das am längften in Frankreich aufrehterhaltene Heimfallsredt 
(jus albinagii, droit d’Aubaine) find in ber neueften Zeit theild ausdrücklich 
aufgehoben, theild unanwendbar geworben, 

Sp wie dem Fremden das Recht zulommt, beliebig aus dem Staate weg- 
zu ziehen, wo er fi bisher aufgehalten hatte, fo flieht au dem Staate regel- 
— das Recht zu, ihn beliebig aus ſeinem Gebiete wegzuweiſen, ohne daß 
der Betroffene Mittel hätte, ſich dagegen zu vertheidigen. Nur den Schutz ſeiner 
Regierung kann er reklamiren, und es verſteht ſich von ſelbſt, daß der Heimatſtaat 
des Betheiligten wegen ungegründeter oder verletzender Ausweiſung ſich einmiſchen 
und Genugthuung verlangen kaun. In keinem Falle kann er ſich übrigens weigern, 
feine Staatsangehörigen wieder bei fih aufzunehmen, wenn er aud in Ermang- 
lung beſonderer Verträge nicht zu einer förmlichen Uebernahme verpflichtet 
ift. Ein bievon verfchledenes Syftem befteht in Norbamerifa, England und in ber 
Hauptſache aud in der Schweiz und in Belgien. In dieſen Staaten Tann ber 
Fremde, ber feinen Aufenthalt im Lande genommen, in der Regel ebenfowenig 
von ber Polizei weggewiefen werben, als ber Einheimifhe. Ob und inwiefern ber 
Staat verpflichtet jet, die bei ihm verweilenden Fremden auf Berlangen ihrer 
daterländifchen ober einer britten Regierung auszuliefern, das wurde ſchon 
früher in den Artikeln „Aſyl“ und „Auslieferung“ erörtert. 

IV. Es erübrigt noch eine gebrängte Darlegung ver Berhältniffe, welche 
zwifhen dem Staate und feinen im Auslande verweilenden An— 
gehörigen obwalten. Das thatfächliche Verlaſſen des vaterländiſchen Staats- 
gebietes und der Aufenthalt im fremden Staate, gleihviel wie lange er baure, 
wenn nur die Abfiht der Rückkehr nicht geradezu aufgegeben ift, ändert an ſich 
Nichts an dem Unterthanenverhältniffe. Auch im Auslande bleibt der Staatsgenoſſe 
feinem Heimatſtaat und feinen Geſetzen unterthänig und iſt dieſen Gehorfam 
Huldig; fein Stand, feine Rechts- und Hanblungsfähigfeit wird aud in ber 
Fremde nah Maßgabe der heimatlihen Gefege beurtheilt. Eingehung ber Ehe, 
dann die Wirkungen einer gültig zu Haufe gefchloffenen Ehe verbinden den Unter 
thanen auch auswärts. 

Macht fih der Unterthan während feines Aufenthalts in einem auswärtigen 
Staate einer Uebertretung der Strafgefege feines Heimathlandes ſchuldig, fo ift er 
dafür nach den pofitiven Sagungen ber meiften europätfchen Staaten den Gerichten 
desjelben verantwortlih; nur England hält aud in dieſem Punkte das Princip 
ber Zerritortalität des Rechtes feft und läßt ſolche Uebertretungen, die im Aus- 
lande begangen werben, ftraflos. Die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit gegen ein 
ſolches Individuum ift aber freilich davon abhängig, ob der Staat, In dem bas 
Delift begangen wurde, dasfelbe vor fein Forum ziehe oder nicht, und im legtern 
Galle nod davon, ob der Aufenthaltsftant den Angefchulbigten ausliefere oder nicht. 

Das Unterthanenverhältnig äußert indeß feine Wirkungen in ber Fremde 
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nicht bloß, inſoweit es Pflichten begründet, ſondern auch infoferne es Rechte zur 
Folge hat. Der Staatsgenofje verbleibt daher im Auslande nit bloß im Genufle 
aller derjenigen Rechte, melde vie heimifche Verfaſſung und Gefeggebung ihm 
einräumt, fondern er kann die Bertretung und den Schuß feiner Regierung gegen» 
über den fremden Staaten anfpreden, in deren Gebiete er verweilt, und biejelbe 
ift verpflichtet, alle ihr völferrechtlidy zu Gebote ftehenden Mittel anzuwenden, um 
bie Rechte und Intereffen ihrer Angehörigen gegenüber den fremden Staaten zu 
wahren und beziehungsweife zur Geltung zu bringen, Die dießfällige Thätigkeit 
bildet einen weſentlichen Beftandtheil der Wirkfamfeit der diplomatifchen Agenten, 
welche jeder Staat, der eine politifche Bedeutung und Stellung anfpridt, bei ven 
fremden Staaten bevollmädtigt. Nach Bözt. 


Friede 


ift im Allgemeinen der verbürgte Zuftand ver Sicherheit gegen eine gewaltjame 
feindlihe Behandlung. Er iſt die erfte Bedingung und Aufgabe des ſtaatlichen 
Seins im Innern der Geſellſchaft; ihn gewährt und gewährleiftet der Fürft oder 
die Gemeinde. So tritt der Gedanke praftifch im älteften germaniſchen Volksleben 
hervor und bildet hier ein bedeutendes Element in der Nechtsentwidelung. Seine 
Stelle vertritt jet der publiciftifhe Begriff der öffentlichen Ruhe und Sicherheit. 
Der Friede nah Außen oder mit anderen Bölfern und Staaten ift ſowohl Be- 
bingung einer innern naturgemäßen Beförderung ber Wohlfahrt und Orbnung, 
wie bes internationalen Verkehrs. Nah allen diefen Richtungen hin griff ehemals 
die Kirche des Mittelalters wohlthätig vermittelnd durch die Verkündung von 
Gottesfrieden (treuge pacis) ein, indem fie wenigftend zeitweilig inneren und 
äußeren Befehdungen und Gewaltthaten einen Stillftand gebot. Nachdem nun bie 
innere Ruhe und Ordnung und die Macht des Staates fefter gegründet worben, 
bleibt hauptfählih nur der äußere internationale Frieden ein Gegenftand des 
Öffentlihen Rechts und der Politik. 

Hier nun ift uns Friede der Zuftand, welcher ver Beendigung eines Kriegs- 
zuftandes unter den darin begriffen gewefenen Parteien nadfolgt, ohne daß eine 
verjelben völlig der andern unterworfen worben iſt. Er äußert fid) weſentlich in 
der Ausſchließung kriegeriſcher Waffengewalt und ihrer Wirkungen, in dem Ein- 
tritte eines durch willfürlige Waffengewalt nicht weiter geftörten Verhältniſſes. 
Diefer Zuftand iſt entweder fhon die Folge einer von den Kriegführenden ohne 
alle Berabrebung gegenfeitig beliebten Einftellung ber Feinpfeligkeiren mit Wieder- 
eröffnung eines freundichaftlihen Berkehrs, oder eines fürmlihen Friedensſchlufſes, 
was der gewöhnlide Fall ift, wiewohl e8 an Beifpielen ver erfleren Art nicht 
gänzli mangelt. 

Friedensſchlüſſe find, nebſt den Bündniffen, die ältefte Art ver BVöller- over 
Staatöverträge. Alles, was von biefen überhaupt gilt, leidet audh Anwendung auf 
Friedensſchlüſſe, im Befondern rüdfihtlih der Form der Abſchließung, ihrer Be— 
ftätigung und Berftärkung, in welder legteren Beziehung ehemals Eid und perfön- 
lider Einftand, welden höhere Bafallen und Kronbeamte ald conservatores pacis 
für ihre Herren übernahmen, vorzufommen pflegten, jeßt aber hödftens noch Ga- 
rantieen dritter Mächte (f. d. Art.) und Unterpfandsbeftellungen durch Einräumung 
fefter Pläge oder Provinzen üblih find. Ihrem Inhalte nad find fie entweber auf 
ben Friedensftand allein und ſchlechthin ausgehend, une paix pure et simple, 
wie der 1850 zwifchen Preußen und Dänemark gefchlofjene, oder fie find bedingte 
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Sriedensfhlüffe, unter gewiffen Klanfeln und Verpflichtungen eingegangen, was 
ber gewöhnlichere Fall ift. 

Fragen wir nun, was das Wefentliche jedes Friedensſchluſſes fei, fo Liegt 
folhes ohne Zweifel in der definitiven, re Mei Befeitigung des 
Kriegsftandes unter den Kriegsparteien. Dur jene Borausfegungen unterfcheidet 
fi der Friede felbft von einem auf unbeflimmte Zeit oder anf lange Jahre ein- 
gegangenen Waffenftillftande, in welder Form man ſich ehedem mit ber Pforte 
anftatt eines Friedensfhluffes auseinanderzufegen gewohnt war, da ben Moslemin 
durch ihr Religionsgefeg ein dauernder Friede mit Ungläubigen nicht geftattet ift. 
Jedoch hat die Pforte ſchon während des vorigen Jahrhundert3 definitiven oder 
banernden Trieben geſchloſſen (Mably, droit publ. de l’Europe t. II, p. 46). 
— Sodann liegt in ber definitiven Befeitigung eines bisherigen Kriegäftandes 
ganz von felbft die Nothwendigkeit einer gegenfeitigen Ammeftie, d. i. der bis- 
berige Kriegsftand mit feinen Urfahen und Wirkungen barf keinen Grund zu 
einer Erneuerung des Kriegsftandes abgeben; der Friede wirft einen Schleier über 
Beides, über die Urfahen und Wirkungen des Krieges unter den bisherigen Kriegs- 
parteien. Liegt alfo ein wahrer Friedensſchluß in der Abficht derfelben, fo verfteht 
fi aud die Amneftie in den beiden gedachten Beziehungen ganz von felbft, fogar 
ohne ausbrüdlihe Klaufel. Nur, einzelne Publiciften haben bies beftritten oder in 
Zweifel gezogen, dadurch aber das Weſen eines Friedensſchluſſes und befinitiven 
Friedenszuſtandes felbft verfannt. 

Nach dem Gefagten find nun aud die Wirkungen ber Friedensfhlüffe — 
abgefehen von den befondern Klaufeln und Bedingungen eines jeden — leicht zu 
beftimmen. Es finb biefe: 

AZuförberft find alle Anfprüde und Streitigleiten, welde zu dem Kriege Ans 
laß gegeben haben, als getilgt anzufehen und eine Erneuerung kann nicht weiter 
ftattfinden. Zweitens: was man fich Uebles während des Krieges zugefügt hat, es 
ſel nach Kriegsgebraudy oder gegen benfelben, ift als vergeflen und verziehen anzu= 
fehen, fo daß weber jegt noch in Zukunft veßhalb eine Genugthuung oder Ent- 
fhädigung verlangt werben kann. Drittens muß jede fernere feindfelige Handlung 
unter den bisherigen Kriegsparteien unterbleiben. 

Hinfihtlich des ferneren Befig- und Rechtsftandes unter ben Kriegführenden 
ift, ohme entgegenftehende ausbrüdliche Klaufeln und GStipulationen, von folgendem 
Standpunkt auszugehen. Der Krieg hat nad der immer noch feftftehenden Braris 
jeden rechtlichen Verkehr und jedes Rechtsverhältnig, was nicht durch den Kriegs- 
gebrauch ſelbſt fanktionirt ift, unter den lämpfenden Parteien aufgehoben, ja bie 
rechtliche Eriftenz des einen oder andern Theiles auf die Spitze des Schwertes, 
in die Laune des Kriegsglüdes geftellt. Es wird demnach angenommen, mit ber 
Eröffnung des Kriegsftandes fei jedes noch bindende Bertragsverhältnig erlofchen 
und es beginne ein ſolches überhaupt erft wieder mit vem Friedensſchluſſe Diefem 
falle alfo auch anheim, die künftigen Nechtsverhältniffe neu zu geftalten. Hieraus 
folgt, fofern nit der Friedensſchluß felbft Näheres beftimmt, erftlih: Unter ven 
Parteien ift der augenblidlihe Befigftand au für die Folge maßgebend. Was 
jeder Theil inne bat, fei es mit oder ohne den Einfluß des Kriegsglüdes, behält 
er; ber Friedensſchluß beftätiget die während bes Kriegs gemachten Eroberungen 
an Sand und Leuten und gibt definitiv das Eigenthum der gemachten Beute. 
Ehen fo bildet der dermalige Befigftand bie Bafis für die flipulirten Reftitutionen 
und Geffionen; d. 5. fie find nur in dem Zuſtande zu leiften, worin ſich die zu 
teftituivenben ober abzutretenden Sachen befinden. Zweitens find und bleiben ohne 


696 Sriede. 


beftimmte Wieberherftellung alle unter ben Kriegsparteien vormals beftehenben Ber- 
träge außer Kraft, und man kann felbft benjenigen Verträgen, welche ganz ober 
zum Theil ayf den Fall eines ausbrechenden Krieges gefchloffen find, eine größere 
Dauer oder Haltbarkeit nicht zufchreiben, e8 wäre denn, daß geradezu auf alle 
künftigen Kriegsfälle unter ven Parteien ein immerwährendes Kompromiß gefdloffen 
worben. Auch verfteht fi von ſelbſt, daß durch einzelne Stipulationen des Frie- 
densſchluſſes frühere Verträge ftilfhweigend wieber erneuert werben lönnen, 3.2. 
Grenzverträge dur die ausbedungene Reftitution „In ben alten Grenzen“. 

Nebenwirkungen der Friedensſchlüſſe finden ftatt für die Unterthanen ver 
Kriegführenden und für die Neutralen. Für jene werben bie Friedensklauſeln ein 
Geſetz der Nothwenbigkeit, welhem fie fih unterwerfen müffen, felbft wenn bamit 
Dpfer und Aenderungen von Privatredhten verbunden find; für biefe, die Neu- 
tralen, hören die Beihränfungen auf, welche fie fi für die Dauer des fremben 
Krieges haben auferlegen müfjen. Dagegen verbleiben ihnen alle Anfprühe wegen 
verlegter Neutralität; die Amneftie gilt nicht in Betreff ihrer. 

Der entſcheidende Zeitpunkt für alles dieſes tft pie Unterzeihnung bes Frievens- 

fhluffes durch die Bevollmächtigten der Krtegsparteien, felbft noh vor der Mati- 
fifation der Souveräne ober fonftigen Staatsgewalten; denn bdiefelbe fufpenbirt 
höchſtens nur ns Wirkſamkeit und Vollziehung; die Ertheilung erftredt 
fih zurück auf den Zeitpunft des eigentlichen Abſchluſſes. Daraus felgt von felbft, 
daß ſchon in ber Zwiſchenzeit alle Feindſeligkeiten zu unterbleiben haben und jeden⸗ 
falls der status quo aufrecht erhalten werden muß, alfo nur ben Aenderungen 
besjelben, fie mögen auf feindlier oder neutraler Seite vorkommen, entgegen- 
getreten werben barf. Sollten wirflih noch Feiudſeligkeiten verübt werben, fo iſt 
dafür von den betreffenden Staatsgewalten Entfhädigung zu leiften ober zu ver- 
mitteln, felbft in dem Ball, wenn ein Glied der bewaffneten Macht aus Unkunde 
über ben Friedensſchluß feindliche Handlungen gegen bie andere Partei verübt 
hätte. Uebrigens werben gewöhnlih in den Präliminarien fowie in den definitiven 
Friedensſchlüſſen nähere Zeitbeftimmungen getroffen, bis wohin etwaige Feindſelig- 
keiten, Wegnahme von Schiffen u. dergl., noch durch das Kriegsrecht gebedt 
und von wo an fie nichtig oder wirkungslos fein follen. Für die Neutralen 
würden allerdings berartige Beftimmungen ohne ihre Theilnahme feine Geltung 
— rückſichtlich ihrer vielmehr der Zeitpunkt des Abſchlufſes allein entſcheidend 
bleiben. 
Aus welchen Grunden endlich ein Friedensſchluß angefochten oder auf- 
gehoben werben mag, dieſe Frage wird meiſtens durch politiſche Nothwendig— 
keiten und Interefien dem Rechtsboden entzogen. Auf dieſem kann nur auf bie 
jenigen Sätze Hinverwiefen werden, welche für bie Gültigkeit und Dauer ver 
Staatenverträge maßgebend find. 

Es möge nur noch einigen allgemeinen Betrachtungen Raum vergönnt werben. 
Die erfte darunter gilt der Thatſache des großen Gegenfages zwifchen ben Zu- 
flänben ber alten Welt und der Neuzeit. Dort war ber Krieg bie Baſis bes 
Bölferrehts, der Friede die Ausnahme; jest, unter ben chriftlihen Nationen 
wenigftens, ift der Triebe die Regel, der Krieg die Ausnahme, deren Ziel felbft 
nun wieder ber Friebe iſt. Darin und in dem unverfennbaren Beftreben der Re» 
glerungen und Nationen für die Erhaltung des Frievens mag nun wohl bie reale 
Anbahnung eines ewigen Friedens gefunden werden, welchen bie Philofophen 
ſchon jezuweilen als bloßes Ziel der Humanität aufgeftelt Haben und bie drift- 
lie Offenbarung in höhere Ausſicht ftelt. Aber freilich iſt er noch in weiter 
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Ferne gelegen und bie weitere Bafis könnte erft ein allgemeiner europälfcher, ver- 
bürgter Friedensſtand fein, um forthin den Krieg nur noch außerhalb für einen 
ewigen Frieden führen zu können. Aber aud hiervon find wir durch innere und 
äußere Mifftände no fo weit entfernt, daß wir den Gedanken daran nur als 
Hoffnungstraum betrachten dürfen und uns fhon an ben vorangeftellten That- 
ſachen begnügen lafien müſſen. Na Heffter. 
Friedensfchlüffe, fiehe Kongreffe und Friedensfhlüffe. 


Friedensrichter, Friedensgericht. 


I. England. Das Friedensrichteramt bildet die Grundlage der englijchen 
Selbftverwaltung; es ift das wichtigfte Element der becentralifirten inneren Ber- 
waltung bes Landes. Obwohl dasjelbe im Zufammenhang mit der gefammten 
Berwaltung in dem Artikel Großbritannien zu beiprehen fein wird, bebarf es 
doch feiner Wichtigkeit wegen hier einer fpecielleren Erörterung. 

Die englifhen Frievensrichter find die vom König ernannten Beamten, bie 
beauftragt find mit der Aufrechthaltung und dem Schutze des Friedens in ber 
Grafſchaft, und die ihr Anıt als Ehrenamt ohne Befolvung führen. Das Amt 
entftand im 14. Jahrhundert, als die bisherigen Organe der Staatsgewalt ben 
neuen Anforderungen einer entwidelteren Kultur nicht mehr zu genügen vermochten, 
und die ſchwierigen Berhältniffe des focialen Lebens Schuß in einer neuen Arbeits», 
Gewerbe, Sitten- und Rebensmittelpolizei fuchten. Als dauernde Inftitution wurde 
das Friedensrichteramt (Justice of the peace) eingefegt durch Eduard III. im 
Jahre 1360 (34 Edw. II. c. 1) und bat feit mehr als 500 Jahren in feinen 
Grundlagen keine Aenderung erfahren. 

Die alle Selbftverwaltung, fo hat das Frievensrichteramt den reinen Amts- 
harakter, Amtsernennung und Amtsentlaffung, Amtspflibten und Amisrechte, 
firafrechtlihe Berantwortlichkeit und Regreßpflicht find dem ftaatsrechtlihen Syſtem 
der Aemter entlehnt, ohne jeven Anklang an ein patrimoniales Syftem der Guts- 
polizei und Gutsgerichte. Die Friedensrichter werden von dem König ernannt, ber 
jo viele beftellen kann, als ihm gut dünkt, und rechtlich wird das Amt fo lange 
verwaltet, wie e8 dem Könige beliebt. Sechs Monate nad dem Tobe des Königs 
erliſcht es; jedoch kann der nachfolgende Regent alle frühern Friedensrichter wieder 
berufen. Fähig, das Amt zu befleiven, ift jeder, der 1) in der Grafſchaft anfällig 
if; 2) eim jährliches reines Einfommen von Eigenthum von 100 Pfd. Sterl. oder 
einen Iebenslänglichen Befig oder eine 21jährige Pahtung von gleichem Ertrag 
oder eine jährlihe Rente von 300 Pf. Sterl. von wiederanfallendem Eigen» 
tum, das auf beftimmte Jahre verliehen ift, genießt. Ausgefchloffen find 
pralticirende Anwälte. Im Jahre 1856 gab es 18,200 Friebensrichter, von denen 
jedoch nur die Hälfte aktiv war. Auf 1000 Einwohner fommt demnad 1 Frie⸗ 
densrichter und auf eine deutſche Quadratmeile 7 Friedensrichter. Die Friedens» 
tihter werben in der Megel für bie ganze Grafſchaft mit konkurrirender Gewalt 
ernannt. Den Hilfe- und Rechtſuchenden wird es überlaffen, fih an den einen 
oder anderen Friebendrichter zu wenden, ben Friedensrichtern felbft, ſich über vie 
Bertheilung gewiffer Gefchäfte unter einander zu vereinigen. Zur leichteren Erlebi- 
gung der Geſchäfte find jevoh die Grafſchaften in Bolizeiverwaltungsbezirte ein- 
getheilt (divisions) mit einem Umfang von durchſchnittlich 4 deutſchen Duabrat- 
meilen. 

Die Aufgabe des Friedensrichters ift die Friedensbewahrung (conser- 
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vation of the peace), d. 5. zur Aufrechthaltung des öffentlichen Friedens und 
Ruhe und zur Wiederherftelung ber geftörten Rechtsordnung iſt ihm eine weit 
em: Polizei und Strafgewalt übertragen. Er ift darnadı zugleich Juſtiz- und 

erwaltungsbeamter, ohne daß aud nur der Berfud der Trennung von Juſtiz⸗ 
und Berwaltungsgefhäften in der Weiſe des Feſtlandes ausführbar erſcheint. Da 
bie Berwaltung durch Gefege geregelt, vie biskretionäre Gewalt dagegen die begrenzte 
Ausnahme ift, fo wird die Verwaltung nach ihrem vormwiegenden Charakter als 
Rechtſprechung aufgefaßt und in den Formen des Gerihtöverfahrens gehandhabt, 
Schuß gegen willtürlihe Handhabung ver Gewalt ift gegeben 1) durch bie richter- 
lichen Formen, in welden aud bie Polizeigefhäfte vollzogen werben; 2) dadurch, 
baß die wichtigern Angelegenheiten je nad ihrer Bedeutung nur buch einen 
gemeinfamen Beihluß zweier Friedensrihter oder in der Verfammlung der Frie- 
densrichter eines Bezirls (special sessions) oder nur in ben vierteljährliden 
Plenarfigungen der Friedensrichter einer Grafſchaft (general-quarter-sessions) 
erledigt werben fönnen; 3) die general-quarter-sessions find zugleidh die Appel- 
ations⸗ und Beſchwerdeinſtanz gegen bie Strafurtheile und Verweltungsalte ver 
einzelnen Friedensrichter; 4) endlich bietet die grumbfäglice Unterorbnung ber 
Friedensrichter unter die Meichsgerihte und die Möglichkeit, die Reichsgerichte 
zum Schuge ber Gefege anzurufen, das ſtärkſte Bollwerk gegen einen fyftematifchen 
Mißbrauch der Amtsgewalt. Die zahlreichen frievensrichterlihden Gefhäfte, die im 
einer unüberfehbaren Anzahl von Einzelgefepen ihre Begründung und Regelung 
a werden von Gneift im folgende ſyſtematiſche Gruppirung unterzubringen 
verſucht: 

J. Richterliche Geſchäfte: 1) Erſter Angriff und Vorunterſuchung in allen 
Straffällen; 2) Polizeirihteramt in den zahlloſen Fällen eines ſummariſchen 
Strafverfahrens ohne Gefhworne, wegen Wilddieberei, Fluchen, Trunlenheit, Ba- 
gabundiren, Arbeitslofigkeit, Nachtſchwärmerei, Unfug aller Urt (nuisance) und 
eine unzählige Menge ähnlicher Straffälle, welde mit Gelobußen oder mit Frei- 
heitöftrafen bie höchſtens zu drei Monaten- bevroht find; 3) eine Strafgewalt 
über Zol- und Steuervefraudationen und Kontraventionen,; 4) eine Civiljuris- 
biftion über Gewerbe- und Lohnſtreitigkeiten, Alimentation uneheliher Kinder, 
Ermiffionsflagen u. f. w.; 5) eine Appellationsinftanz für die vorigen Fälle bilden 
die Quartalfigungen; 6) eine ordentliche Strafgewalt üben ebenfalls die Quartal⸗ 
figungen mit Zuziehung von Gefhwornen über Kriminalfälle aus (jedoch felten 
mit höherer Strafe ald 18 Monate Gefängniß). 

II. Berwaltungsgefhäfte: 1) In Ouartalfigungen Verwaltung von Graf- 
fhaftsangelegenheiten, wie Ausfchreiben der Grafſchaftsſteuer, Beftätigung ber 
Armenſteuer, Entſcheidung über Steuerrellamationen u. f. w.; 2) in Bezirköver- 
fammlungen (special sessions) Ertheilung von Konceffionen für Schenkſtätten, 
Theater, Öffentlihe Vergnügen, von Jagdſcheinen u. ſ. w., Anftellung und Auf- 
fit über das niedere Polizeiperfonal (Constables) und andere Gemeindebeante; 
3) Amtsfunktionen der einzelnen (1 ober 2) Friedensrichter in ber Bettel- und 
Bagabundenpolizei, Gewerbe- und Sittenpoligei, Armenwefen, Straßenbau, Fuhr—⸗ 
weien und Schiffahrt, Aufſicht über vie Irrenhäufer, die Unterfuhungs- und 
Strafgefängniffe. Berner bilden ‚die einzelnen riebensrichter eine Oberinftanz für 
bie Ortsgemeinbeverwaltung, insbefondere befretiren fie Steuererelutionen und 
Steuerniederfhlagungen; 4) die Quartalfigungen bilden dann wieder eine Be— 
ſchwerdeinſtanz über den Bezirksfigungen und ben einzelnen Friedensrichtern. — 
Der Friedensrichter iſt in feinen Handlungen an die Gefege gebunden; doch in 
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ihrer Anwendung iſt ſehr viel ſeiner Unterſcheidung, ſeinem richterlichen Ermeſſen 
(diseretionary power) ũberlaſſen. Dieſer Umſtand, die große Mannigfaltigkeit von 
Geſchäften, die den Friedensrichtern übertragen find, und die Betrachtung, daß fie 
ihr Amt unentgeltlih verwalten, haben auf bie Anſichten ber Praris und bie 
Beftimmungen der Gefege über die Berantwortlichleit der Friedensrichter großen 
Einfluß geübt. Der wirffamfte Schug gegen einen Mißbraud ver Amtsgewalt in 
Privat oder Partetinterefien liegt in der perfünlichen Stellung, ver großen Zahl 
und Kollegialität, der äffentlihen Verhandlung, den Gefhäftsformen und bem 
Inftangenzug des Friedensrichteramts. Dem Rechte nach können die Friedensrichter 
zwar jeden YAugenblid vom Könige entlafjen werben, aber feit dem 10. Jahr 
hundert ift ein folder Fall nicht vorgelommen. Von den Entſcheidungen ber Frie⸗ 
densrichter kann nur durch außerordentliche Rechtsmittel an die Reichsgerichte 
appellirt werben, Die Reichsgerichte können eine Angelegenheit nur vor ihr Forum 
ziehen durch fog. writ of certiorari, wenn eine befdeinigte Angabe vorliegt, daß 
eine unparteifhe Rechtſprechung in der Grafſchaft micht zu erwarten fei, 
und durch fog. writ of wandamus wegen Redhtsverweigerung. Auch fünnen zweifel- 
hafte Rechtsfragen von den Parteien den Neihegerichten zur Entſcheldung vor» 
gelegt werden. — Civilrechtlich und kriminalrechtlich verantwortlid ift der Friedens⸗ 
rihter nur bei vorfäglidem Mißbrauch feiner Amtsgewalt, oder wenn er 
ba einfchreitet, wo er Überhaupt keine Iurispiftion hat. 

Die Adtung vor dem Friedensrichteramt und vor dem Geifte, in welchem 
e3 verwaltet wird, ift in England allgemein; man erkennt in biefer Inftitution 
die wahre und hauptſächlichſte Grundlage der Selbftverwaltung. Das wichtige und 
einflußreihe Staatsamt wird als Ehrenamt von Bürgern verwaltet, bie an biefe 
Amtsführung weder ihren Lebensberuf noch ihre ölonomiſche Exiſtenz gelnüpft 
haben, die Befchwerbeführung gegen Amtshandlungen der einzelnen Friedensrichter 
geht in der Regel an ein Kollegium derfelben, und es fällt die Entſcheidung in 
zweiter Inſtanz fohin den aus gleicher Kategorie Berufenen anheim. Die Beforgung 
der inneren Berwaltung in Bezirk und Graffhaft ift denjenigen Klaſſen von Ein- 
wohnern anheimgegeben, die bei deren gehöriger Ordnung vorzugsweiſe ein jelbft- 
eignes Intereffe haben. Die Drientirung der Friedensrichter in der ſehr verwidelten 
engliihen Gefegfammlung, in den ſchwer überfichtlihen Präcedents und Berwal- 
tungsregulativen wird erflärlih theils durch die Vorbildung der englifchen Gentry 
auf Öymnafien und Univerfitäten, theils durch populäre Anweiſungen für bie 
Ausübung des friedensrichterlihen Amtes, theild durch die Uebung der Praris 
und den follegialen Verkehr in den Kreisausfchäffen und Oudktalfigungen, theils 
durch die allgemeine Gewöhnung der höheren Stände und ber gefammten Nation. 
Der forporative Sinn ber Inftitution, der Standesgeift gebilveter, durch Grund» 
rente unabhängiger Männer erhält unverbroffenen Sinn in ber mühfeligen Ber. 
waltung, deren Belohnung nur bie Freude am Beruf und das Bewußtfein eines 
wohlberechtigten Einfluffes if, und die ihre wirkfamfte Kontrole neben dem Rekurs 
an die Mehreren ihres Gleichen, in der Oeffentlichkeit findet. 

Jedoch ift nicht zu verfennen, daß feit der Parlamentäreform von 1832 
eine neue Rihtuug, die fih an bie Grunpfäge des feſtländiſchen Berwaltungs- 
fyftems anzulehnen fuht, mehr und mehr an Boden gewinnt. In den größeren 
Städten find die Frievensrichter ſchon faft überall durch beſoldete Polizelrichter in 
ihren Funktionen brach gelegt, auf dem Gebiete des Armenweſens, der Gefund- 
heitöpflege, der Baupolizei, der Straßenverwaltung find durch die neuere Geſetz⸗ 
gebung gewählte Verwaltungsräthe eingeführt worden, in denen ben Friedens- 
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rihtern nur eine untergeorbnete Stelle angewiefen ift. Die Verwaltung fehl we 
zum größten Theil geführt von befoldeten, durch dieſe Berwaltungsräthe/ernannten 
Beamten, während legtere nur bie Steuern beftimmen und die Kontrole führen. 
Dei der immer wachſenden Ausdehnung, welche die ftantlihen Aufgaben durch die 
Entwidlung unferer modernen Kultur gewonnen haben, fcheint heutzutage felbft 
in dem Baterlande ber Selbfiverwaltung eine Ausführung diefer Aufgaben allein 
durch Ehrenämter nicht mehr möglich zu fein, nur Berufsbeamte können in 
vielen Zweigen den Anforderungen, die erfüllt werben müſſen, genügen. Unter 
folden ausgebildeten und verwidelten Berhältniffen, wie unfere Zeit fie barbietet, 
ift das Ziel, das erreicht werben fann, nur eine Verbindung ber Be- 
amten mit ber Gelbftverwaltung und während auf dem Feſtlande es fi 
darum handelt, die alles beherrſchende Bürenaufratie zu beſchränken und den Infti« 
tutionen der Selbftverwaltung das Gebiet, auf dem fie gebeihen kann, zu erobern, 
erſcheint es heute als eine der wichtigften Aufgaben der engliſchen Berwaltungs- 
politit da, wo es ſich als nothwendig erwiefen hat, eine Verwaltung durd Berufs- 
beamte einzufügen, ohne die Orundlagen ver Selbftverwaltung zu zerftören. 

Bol. Gneift, die englifche Kommunalverfaffung 2 Bände, 2. Aufl. 1863. 

II. Der englifhe Name justice of the peace wurde zwar nah Frankreich 
übertragen, aber dort auf ein von dem engliſchen ganz verſchiedenes Inftitut ange- 
wandt. Der franzöfifhe Friedensrichter (juge de paix) ift nit ein Organ ber 
inneren Berwaltung, fondern vielmehr ein befoldeter Beamter, der neben einer Juris- 
biltion in ganz geringfügigen Streitigkeiten ven Beruf hat, zwiſchen ven Parteien, 
bie im Begriffe find, einen Proceß zu erheben, den Frieden zu vermitteln. Nach 
dem Code de procddure civile, Art. 48—58 foll jeder Eivilproceß, abgefehen 
vor einigen wenig bebeutenden Ausnahmen, vor Allem an das friedensrichterlide 
Bermittlungsamt gebracht werben, und erfl, nachdem der hier zu machende Verſuch, 
die Parteien zu vergleichen, geſcheitert ift, d. 5. erft auf das friebensrichterliche 
Zeugniß, daß diefelben auf ihrem Verlangen, ven Streit weiter zu führen, be- 
harten, ober infofern fie ungehorfam ausgeblieben find, wenigftens bie gefegliche 
Buße von 10 Franken entrichtet haben, kann zur Eröffnung des proceflualifchen 
Berfahrens felbft gefchritten werben. In Frankreich wird gewöhnlich die Hälfte der 
Streitigkeiten durch Friedensrichter geſchlichtet und der Einrichtung volle Anerken - 
nung zu Theil. Nur wird bie ein für alle Mal auf 10 Franken feftgefegte Strafe 
für unzwedmäßig gehalten und ftatt ihrer eine nad der Wichtigkeit der Sache 
ſich richtende, durch das richterlihe Erkenntniß feſtzuſetzende gewünſcht. Nah bem 
Vorbilde der franzoͤſiſchen Geſetzgebung iſt in neuerer Zeit in ber Schweiz, in 
einzelnen Gebieten von Deutſchland, in Italien, in Portugal ein befonderes Frie— 
bensrihteramt eingeführt worden. In den alten Provinzen Preußens, mit Aus- 
nahme ver Rheinprovinz, befteht ein eigenes Streitvermittlungsamt der Schieds- 
männer, bie aber nur dann in Wirkfamkeit zu treten haben, wenn bie Parteien 
fih freiwillig zur Schlichtung ihrer ftreitigen Redhtsangelegenheiten an fie wenden. 
In dem gemeinen beutfchen Broceh und den auf demjelben beruhenden Partikuiar- 
geſetzgebungen befteht dagegen ein befonderes Bergleihsamt nicht, vielmehr gehen 
fie von dem Grundſatze aus, daß bie Vermittlung der Procefie den ordent- 
lien Gerichten zuftehe, der Zeitpunkt, wo folhe zu verſuchen, in ber Regel 
ihrem Ermeſſen anheimfalle und die Weigerung, vor ihnen zu diefem Behufe zu 
erſcheinen, mit feinem Nachtheile verbunden, fondern einfah als Ablehnung ber 
Sühne aufzufafien fei. Auch die Wiſſenſchaft ift noch keineswegs barüber einig, 
welde von beiden Einrihtungen fi als die zwedmäßigfte erweile. Gegen das 
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Friedensrichteramt nach franzöſiſchem Muſter wird insbeſondere eingewandt, es 
fei eine offenbare Ungerechtigkeit, wenn man eine Partet, troß ihres Marften Rechts, 
in die Nothwendigkeit verfege, zuerft noch mit ihrem vielleicht boshaften und 
hämifhen Gegner ſich in einen Vergleichsverſuch einzulafien, oder wenigftene, wenn 
ihr natürliches Gefühl fi gegen eine ſolche Zumuthung firähben follte, den Zu- 
tritt zu Gericht ſich erft noch durch Bezahlung einer beftimmten Geldfumme zu 
erfaufen! Ferner wurde hervorgehoben, daß ein Bergleihsverfuh beim Beginne 
eines Procefjes, wo alle faltiſchen und rechtlichen Verhältniſſe noch chaotiſch durch 
einander zu liegen pflegen, zu einer leeren Förmlichkeit herabfinte, während bie 
Bermittlung mit der Auefiht auf ein wahrhaft befrievigendes Ergebnig nur dann 
geihehen könne, wenn zuvor fowohl die faltiſchen als rechtlichen Verhältniſſe ge- 
börig flar gemacht feien; eine folde allein wünfdhenswerthe Vermittlung könne 
aber natürlich von Niemandem beffer als von dem Gerichte felbft, das eben den 
ganzen Prozeß zu leiten hat, und vor deſſen Blide das anfangs fo krauſe Gewebe 
fih im Laufe der Verhandlungen entwirrt und zu immer beutlicherer Durchfichtig« 
feit geftaltet, vorgenommen werben. 

Es ift nun zwar nicht zu verfennen, daß bie ordentlichen Gerichte den Vor⸗ 
theil einer genaueren Erfenntniß der Sadlage, die ihnen durch das Procef- 
verfahren klarer enthüllt wird, und zugleid einer gründlichern Einſicht in bie 
Natur des fireitigen Rechtes für fi haben und daß durd beides die Erzielung 
eines angemeffenen Vergleiches weſentlich erleichtert wird. Allein, wenn wenigftens 
für die wichtigeren Rechtsſachen Kollegtalgerichte mit größeren Bezirken erforbert 
werden und ein mündliches öffentliches Berfahren ftatt hat (vgl. die Art. „Eivil- 
rechtöpflege" und „Gerichtsverfaſſung“), fo würde den ordentlichen Gerichten bie 
für die Bewirtung gütlicher Bereinigung fo weſentliche nähere Kenntniß ber inbi- 
viduellen Berhältniffe mindeftens einer der Parteien, nämlich der beffagten, zumeift 
fehlen und der größte Theil der durch eine vorausgehende frievensrichterliche Ber- 
mittlung zu vermeidenden Uebel bereits eingetreten fein, bis es zur Vermittlung 
vor dem orbentlihen Gerichte fommt. Es iſt demnad bei einer Tollegialen Ge- 
richtsverfafſung die Uebertragung des Bermittlungsamtes an den für geringfügigere 
Sachen zuftändigen Einzelrichter des kleineren Bezirkes vorzuziehen, welder, da er 
bei wichtigeren Saden nicht felbft Recht zu fprehen hat, wenn er in foldhen bie 
Ausgleihung mit Nachdruck verfuht, auch nit in die Lage lommt, das Vertrauen 
ber eien in feine Gerechtigkeit zu verlieren, ein Fall, der bei dem ordentlichen 
Richter leicht eintreten würde. 

Eine weitere Rüdfiht für die Mebertragung bes Bergleihöverfuhes an 
Friedensrichter bietet ih auch in der Erwägung dar, daß die Parteien vor ihnen 
das Sach- und Redtsverhältnig eher ohne Rüdhalt entwideln werben, als vor 
dem orbentlihen Richter, bei welchem fie eiuen Einfluß ihrer bei dem Bermitt- 
lungsverſuch gemachten Zugefländniffe auf das von ihm bei deſſen Fehlſchlagen 
zu erlaffende Urtheil zu beforgen geneigt find. Die Belegung der vor dem Friedens⸗ 
richter ausbleibenden Partei mit einer Geldſtrafe ift als eine Art Ungehorfams- 
ober Orbnungsftrafe wegen Nichtbeachtung einer gefeglichen Vorſchrift geredhtfertiget. 


Friedrich der Große, fiehe Hohenzollern. 
Fürft und Fürftliches Haus. 


Die Perfon des Fürften als Oberhaupt des Staates, als Träger der Sou- 
veränetät hat vermöge dieſer Eigenfhaft eine ausgezeichnete rechtliche Stellung 
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vor allen Staatsbürgern. Indeſſen iſt es nicht die Aufgabe des vorliegenden 
Artikels, die rechtlichen und politifhen Berhältniffe, weiche die Funktionen der 
Fürften im Staatsleben beftimmen, und feine Bedeutung im Gtaatsorganismus 
darzulegen und zu begründen. Dies bleibt andern Artileln vorbehalten. So wirb 
die Eigenfhaft des Yürften ald Oberhaupt des Stantes in dem Art. „Staants- 
oberhaupt“; ber Begriff ver „Souveränetät" in biefem Artikel zu bes 
handeln fein. Auch den Grunpfägen, nad welchen bie Succeffion in die Regierung 
erfolgt, werden befondere Artikel: „Thronfolge, Regentfhaft“, fowie 
den in der Geburt aus einer giltigen Ehe liegenden Borausfegungen der Succeffions- 
fähigkeit der Artikel „Meißheirath" gewidmet fein. Hier in dieſem Artikel werben 
wir uns dagegen beſchränken auf die Herftellung ber rechtlichen Beftimmungen, bie 
entfpringen aus dem Einfluß, ven die Stellung des Fürften als Staats- 
oberhaupt in den erbliden Monardien ausübt auf die Privat- 
rechte der Fürften und ber Mitglieder des fürftlihen Hauſes. 
In Monardien fol in dem Fürften der Staat als Einheit feinen Vertreter 
finden, in dem Fürften dieſe Einheit perfonificirt erfcheinen. Damit ift ver Monarch 
aus der Stellung aller Staatsbürger herausgehoben und biefer Charakter iſt aus- 
gebrüdt in den Eigenſchaften der Heiligkeit und Unverletzlichkeit, die ihm beigelegt 
werben. Diefer in der Staatsverfafjung begründete Eharafter des Fürften iſt zu⸗ 
nächſt beflimmend für die Staatsorbnung; daraus fließen die Rechte, die ihm als 
Staatsoberhaupt zuftehen. Als ſolches ift er aber zugleih Haupt des fürftlichen 
Haufes, d. 5. es ftehen ihm in Bezug auf die Mitglieder der fürftlihen Familie, 
innerhalb deren ſich die Krone vererbt, Rechte zu, bie weber aus dem Rechte ber 
väterlihen Gewalt, noch aus dem bloßen Unterthanenverhältniffe, in dem vie 
Glieder des fürftlihen Haufes zu dem Fürſten ftehen, abgeleitet find, ſondern die 
fih aus der wichtigen Bebeutung ergeben, welche bie fürftlihe Familie, aus ver 
die Nachfolger des Fürften genommen werben müffen, für den Staat hat. Aus 
Gründen des äffentlihen Intereffes ift dem Fürften die Gewalt beigelegt, um 
Zuftände innerhalb der fürftligen Familie zu verhindern, bie für das Staatswohl 
nachıtheilig fein können. Daraus ergeben ſich aber für die Angehörigen biefer Fa- 
milien Folgen, durdy die ihre privat- und ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe gegenüber 
denen anderer Unterthanen bald mehr, bald weniger modificirt werden. Aber aud 
auf diejenigen Verhältniffe, in denen fi der Fürſt nicht als Staatsoberhaupt, 
fondern auch als menfchliches Individuum befindet, kann feine ſtaatsrechtliche 
Stellung nit ohne Einfluß bleiben. Auch die Privatrehte des Fürſten müſſen 
infoweit nad befondern Normen geregelt werben, daß eine Kollifion von privat- 
rechtlichen Intereffen mit feinen öffentlihen Rechten und Pflichten möglichſt ver- 
mieden wird. In den: deutfchen Staaten gehen indeſſen die Abweichungen von den 
allgemeinen Rechtsſätzen, welche bie Privatverhältniffe der Staatebürger regeln, 
meift weiter, als aus dem öffentlich rechtlichen Charakter des Fürſten fich recht 
fertigen läßt. Die befonderen Normen für die Privatrechte des Fürften haben zum 
Theil aud in der Autonomie des fürftlichen Haufes ihren Urfprung (fiehe ven 
Art. Autonomie). Dur die Hebung der Autonomie, in deren Beſitz fi bie reyie- 
renden Geſchlechter Deutfchlands in Folge ihrer befonderen ſtaatsrechtlichen Stellung 
eher behaupten konnten und auch faft allein behauptet haben, ift gar Mandes 
unter ihnen erhalten worden, was In anderen Kreifen von dem römiſchen Rechte 


verdrängt wurde, und was daher jett als eine Abweihung vom gemeinen — 


erſcheint. Der Inbegriff dieſer beſonderen, von dem gemeinen Rechte abweichenden 


Rechtönormen, welche die Privatverhältniſſe des Fürſten und der Angehörigen des 
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fürſtlichen Hauſes regeln, wirb ald Privatfürſtenrecht bezeihnet®). Hieraus 
ergibt fi, daß diefes Privatfürftenrecht zwei weſentlich verfchlevenen Quellen ent- 
ſtammt; feine Normen find gegeben in ver Berfaffung und anderen auf verfaffungs- 
mäßigem Wege zu Stande gekommenen Geſetzen, die aud mur in der von ber 
Berfaffung beftimmten Weife abgeändert und aufgehoben werben können. Die 
der Autonomie des fürftlichen Haufes dagegen entfloffenen Beftimmungen finden 
fi in den Hausgefegen, deren rechtlihen Charakter fi im Allgemeinen nidt be— 
fimmen läßt. Sie enthalten theil® gewöhnliche privatrechtliche Verfügungen, theils 
Punkte, die der Fürft vermöge feiner Berordnungsgewalt einfeitig beftimmen kann, 
theils aber eigentliche autonomifche Beftfegungen. Wie weit hierzu die Zuſtimmung 
der Agnaten erforderlich ift, ift in dem einzelnen fürfllihen Häufern verſchleden 
beftimmt (fiehe darüber den Art. Hausgefege). 

Das Privatfürftenrecht regelt einzelne Punkte der Familien- und Bermögens- 
verhältnifje des Fürften und des fürftlichen Haufes. Soweit befondere Borfchriften 
darüber nicht beftehen, find ber Fürft und bie Angehörigen ver fürftlihen Familie 
den allgemeinen Gefegen über die Erwerbung, Behauptung und ven Berluft der- 
jenigen Redyte, weldye der Staatsangehörige an und für fih und ohne alle Rück⸗ 
fit auf feine politiihe und ſtaatsrechtliche Stellung anzufprechen hat, unterworfen. 
Für den Fürften ergibt fi dies darant, daß alle diefe Verhälinifſe den Staat 
und die ftantsrechtlihe Stellung des Yürften gar nicht berühren und daß ber 
Fürft nicht außerhalb des Staates, fondern innerhalb desfelben fieht. Der Sag: 
„legibus solutus est princeps* bevarf heute feiner Widerlegung mehr. Die Ange- 
hörigen des fürftlihen Haufes aber find Unterthanen des Staates und als folde 
ebenfo wie jeder andere Stantäbürger den Geſetzen unterworfen, während aller- 
dings zur Reichszeit die Frage eine beftrittene war, ob fie reihsunmtittelbar oder 
der Landeshoheit des regierenden Herrn unterworfen feien. 

Ehe wir uns nun zur Darftellung bes Privatfürftenrechts und feinen einzelnen 
Beziehungen wenden, ſcheint es vor Allem nöthig, feftzuftellen, weiche Perfonen 
zu den Mitgliedern des fürftlihen Haufes zu zählen feien, und auf welche fidh 
ſonach die folgenden Säge beziehen. Mitgtiever bes fürftlihen Hauſes find: 
1) Die Gemahlin des regierenden Fürften, falls anders die Ehe eine ebenbürtige 
ift und nicht durch Bertrag etwas Underes beftimmt ift; fowie die Wittwe des⸗ 
felben, fo lange fle dieſes bleibt; 2) diejenigen, welche in rechtmäßiger, ebenbürtiger 
und hausgeſetzlich giltiger Ehe durd Männer vom erften Erwerber der Landes— 
hoheit abftammen. Hiernach gehören nicht zum färftlichen Haufe: a. die umehelichen 
Ablömmlinge; b. die Kinder aus einer ungleihen oder morganatifhen Ehe; co. bie 
Adoptivtinder; d. die Nachlommen von Frauen, auch wenn fie allen fonftigen 
Bedingungen genügen. Denn wenn auch die Franen felbft, fo lange fie unverehe- 
licht find, unter den obigen VBorausfegungen zu ben ©lievern ber fonveränen 
Familie gehören, jo hört dieſes Verhältniß dod auf, fobald fie eine Ehe eingehen 
und dadurch in ein anderes Haus eintreten. Nur dann, wenn eine Frau beim 
Erlöjhen des Mannsftammes ald Erbin ver Krone eine Ehe eingeht, kann fie 
als Fortfegerin des früheren Haufes betrachtet werben. | 





— — 


* Der Ausdruck „Privatfürſtenrecht“ wird auch bäuſig auf das eigenthümliche Vermögens ⸗ 
und Familienrecht der ſtandesherrlichen Familien bezogen, indeſſen erſcheint dieſes Hausrecht, wie 
Schulze ıdeutiches Staatsrecht S. 33) richtig ſagt, trotz materiell gleichartiger Beſtimmungen 
nur als das exceſſionelle Privatrecht einer hochprivilegirien Unterthanenklaſſe (fiebe darüber den 
Artifel Standesherren ) 
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3) Die ebenbürtigen Gemahlinnen der Prinzen des Haufes, ſowie beren 
Wittwen, fo lange fie zu feiner neuen Ehe fchreiten. 

Die Nähe oder ferne der Verwandtſchaft zu dem regierenden Herm hat 
auf die bier in Frage ftehende rechtliche Stellung im Allgemeinen keinen Einfluß. 
Auch die Seiten- und Nebenlintien gehören zu dem fürftliden Haufe. 

I. Die Familiengewalt des Fürften über bie Mitglieder bes 
fürſtlichen Haufes. Das Regentenhaus ift bie erfte Familie tm Staate, ihr 
Glied ift der Herrſcher, aus ihr geht der künftige Monardy hervor, ihre Ehre 
und Würde ift im Intereffe des ganzen Staates, die Aufrehthaltung berfelben 
eine Aufgabe, die dem Oberhaupte vermöge feiner flaatlihen Stellung obliegt. 

Hieraus fließt das Auffihtsrecht, das dem Fürften über die Mitglieder feines 
Haufes zufteht, und das einen durchaus flantsrechtlihen Charakter trägt. In Folge 
deſſen ift er berechtigt: 

1) Eine befondere Einwirkung auf bie Erziehung der Kinder der Agnaten 
auszuüben. 

2) den Bormund, welcher für unmändige Kinder der Agnaten nothiwendig 
wird, zu ernennen oder wenigftens zu beftätigen unb eine befonvere Auffiht über 
die Vormundfchaften zu führen. 

3) Gegen ein Familienglied wegen unorbentlihen Lebenswandels korrektionelle 
Mafregeln zu verhängen, in einigen "Staaten, wie 3. B. Würtemberg jelbft 
Greiheitsftrafen. 

4) Den Hofftaat der Famtliengliever zu ernennen oder wenigftens beftimmte 
Perfonen davon auszufhließen. 

5) Zum Aufenthalt der Familienglieder im fremden Staaten iſt feine Er- 
laubniß erforberlidh. 

6) Die Ehe eines Mitgliedes ter Familie bedarf zu ihrer Wirffamfelt ber 
Einwilligung bes regierenden Herrn; fehlt diefe, fo können weder bie Frau, nod 
die aus der Ehe entjproffenen Kinder zum Haufe gerechnet werben und die Rechte 
anfpredhen, die den Mitgliedern des Haufes zulommen. In einigen Staaten wird 
ſogar eine ohne Genehmigung des Oberhauptes eingegangene Ehe als nichtig 
angefehen. Für den Prinzen, der fi ohne Konfens vereheliht bat, entfteht aber 
daraus bireft fein Nachtheil; er für feine Perfon bleibt daher thronfolgefähig. 

II. Familienrechte des Fürften und bes fürftlihden Haufes. 
Im Familienrechte werben zwei Berhältniffe durch die ſtaatsrechtliche Stellung bes 
Fürſten und feines Haufes modificirt, nämlich das Ehereht und die väterliche 
Gewalt. a. Was die Eingehung der Ehe betrifft, fo muß diefelbe, um völlig 
giltig zu fein, ebenbürtig und mit Genehmigung des Staatsoberhaupts gefchloflen 
fein, wibrigenfall® der andere Ehegatte und die Kinder nicht als Mitglieder bes 
betreffenden Haufes betrachtet werben, die fählg wären, die Namen und Titel bes 
Haufes zu führen oder den Thron zu befteigen (fiehe tie Artikel Mißheirath und 
Thronfolge). Das Güterrecht, das bei den Ehen fürftlicher Perfonen gilt, ift im 
Allgemeinen das der Gütertrennung mit den deutſchrechtlichen Inftituten der Morgen- 
gabe, der Nadelgelver und des Witthums, deſſen Größe entweber bereits haus ⸗ 
gefeglich beftimmt ift, oder im Ehevertrag je nad der Größe der von der Fran 
in die Ehe gebraten Ausfteuer beftimmt wird. Die Gemahlin des regierenden 
Herrn hat Anfprud auf einen eigenen Hofftaat, refp. auf Anmweifung der dazu 
erforderlichen Mittel. 

a. In Bezug auf die väterlide Gewalt, deren Begründung, Wirkungen 
und Aufhebung kommen in ber Regel die Grundfäge des allgemeinen deutſchen 
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Rechts zur Anwendung. Zu bemerken ift nur, daß weder durch Adoption und 
Arrogation, noch durch die Legitimation unehelicher Kinder die Mitgliedſchaft des 
fürftlihen Haufes erworben werden fann. Die Volljährigkeit tritt in den meiften 
Staaten hausgefeglih mit dem 18. Jahre ein, in einigen, wie in Würtemberg, 
bört damit zugleid die väterlihe Gewalt (nicht die fürftliche Familiengewalt) des 
Fürften über feine thronfähigen Kinder auf. 

III. Bermögensredhte des Fürften. — Das dem regierenden Fürften 
zur Berfügung ftehende Vermögen ift entweder Stantsgut oder Privatgut. Was 
das erftere betrifft, jo ift darüber in den Artifeln Givillifte und Domänen zu 
handeln gewefen, dort find bie dabei in Betracht kommenden Rechtöverhältniffe 
erörtert worden. Das Privat- oder Schatullgut ded Souveräns umfaßt all bas 
Bermögen, das ber Fürft, ehe er zum Throne gelangt ift, bereits beſeſſen, 
fowie was er mit biefem Vermögen oder fonft aus Privatmitteln oder Privat- 
rechtötiteln erworben hat, wenn es von Ihm nicht ausbrüdlih für den Staat 
angeihafft oder dem Staatövermögen einverleibt worden ift. Ueber dieſes Schatull- 
gut kann der Fürft völlig frei ſowohl unter Lebenden, als auf den Todesfall ver- 
fügen. So weit er feine Verfügung getroffen, geht dasfelbe bei feinem Tode auf 
feine Inteftaterben über, nicht auf den Thronfolger. Weldes die Inteftaterben 
feten, entſcheiden zunähft die Hansgefege und in deren GErmangelung bas im 
Lande geltende Eivilreht. Nach dem Bayerifchen Hausgefege fann die Inteftat- 
erbfolge überhaupt nur bewegliches Vermögen begreifen, und die Prinzeffinen find 
auch von dieſer Inteftaterbfolge in das bewegliche Privatvermögen des Souveräns 
und bes Mannsftammes überhaupt, fo lange legterer blüht, ganz ausgefchloffen. 

DIN der Fürft auf den Todesfall über fein Privatvermögen verfügen, fo ift 
er an alle Borfchriften des Civilrehts gebunden, ſowohl binfihtlih der Form als 
bes Inhalts der legtwilligen Verfügungen, ſoweit er nicht durch befondere gefeh- 
lihe Beftimmung von deren Beobachtung gänzlih (fo nach bayrifhem und fäd- 
— Hausgeſetze) oder theilweiſe (jo in Sachſen-Koburg-Gotha) davon be— 
freit iſt. 


Neben dem eigentlichen Schatullgut kann bie regierende Familie ein beſon⸗ 
deres Familiengut (Familien- oder Hausfideikommiß) beſitzen und vererben, das 
ebenfalls zu dem —*88* zu zählen iſt. Es finden darauf alle gemeinrechtlichen 
Beſtimmungen über Stiftung, Verfügung des jedesmaligen Inhabers und Eigen- 
thümers über dasfelbe, Nahftiftung und Bererbung Anwendung, foweit biefelben 
durch Hausgeſetz oder Stiftungsurfunde nicht mobifichrt find. — Das gefammte 
Privatgut, Schatull- und Familiengut ift wahres Privateigenthum, und fo wenig 
aus Rechtsgeſchäften, welche fich auf diefes Privatvermögen beziehen, ein Anſpruch 
an den Staat gemadit werben kann, fo wenig fann ber Staat, wenn der Fürſt 
und bie regierende Familie der Regierung verluftig gehen, ſich dasſelbe aneignen. 
Aud dann muß dasfelbe feinem bisherigen Eigenthümer verbleiben. 

IV. Bermögensredhte bes fürftlihden Haufes. Wir Haben bier 
jene Rechte zu befpredhen, welche den Mitgliedern ver fürftlihen Familie zuftehen, 
nämlih den Anſpruch der Nachgeborenen anf die fog. Apanage (Abfindung, De- 
putat) der fürftlihen Töchter auf eine fog. Ausftener und der fürftlihen Wittwe 
anf ein Wittum aus den Famtliengütern, oder fomweit das Hausvermögen nicht 
ausreichend iſt, aus den Mitteln des Landes. 

1) Bon der Berforgung der nahgebornen Prinzen. Schon bie 
goldne Bulle (Rap. 25, $ 5) beftimmte, daß in den Kurfürftenthiimern den nach— 
gebornen Söhnen, d. 5. allen übrigen außer dem Erftgebornen, ber zur Regierung 


Bluntfhli’s Staatewörterbuch. I. Band. 45 
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gelangt, auf eine billige Entſchädigung für das ihnen entzogene gleiche Succeffions- 
recht Anſpruch zu machen haben, auf eine fog. Apanage (von apanare, panem 
ac cibum porrigere). Nach dieſem Borgang wurde in allen Fürſtenthümern bei 
Einführung der Primogenitur für die Nachgebornen eine Apanage beftimmt. Dabei 
unterſchied man Apanage im engern Sinne, die in Geld oder Einkünften beftand, 
von Paragium, der Meberweifung der Einkünfte eines beftimmten Lanbestheils mit 
gewifien Hoheitarechten über benfelben; ein ber Staatseinheit widerſprechendes 
Berhältniß, das heute überall verfhwnnden iſt. — Seitvem an bie Stelle bes 
mittelalterlichen Territoriums ber moderne Staat, an bie Stelle der Landeshoheit 
bie Stantögewalt getreten ift, Tann bie Apanage nicht mehr als eine Entſchädi- 
gung für das den Nachgebornen entzogene Succeffionsreht aufgefaßt werben, fie 
ift vielmehr die flandesgemäße Ausftattung der Mitglieder ber regierenden Fa— 
milie, wie es ihrer Würde und hohen Stellung entſpricht. Die Größe der Apanage 
muß aber in einer feften Summe beftimmt werben und kann nidt in Abhängig- 
keit gefegt werben von dem Privatvermögen ber einzelnen Prinzen, ebenjowenig 
wie die Höhe der Civillifte normirt werden kann nach der Größe des fürftlichen 
Privatvermögens, Der Würde des Staates wäre eine dabei nothwenbige Unter- 
fudung der Privatverhältniffe wenig entſprechend. 

Anspruch auf Apanage haben alle Prinzen bes Haufes, bie an fi thron- 
folgefähig und nur durch die geltende Succeffionsorbnung zur Zeit von ber Erb» 
folge ——— find, Nicht apanageberechtigt find demnach bie Prinzeffinnen 
und ihre Abkömmlinge (Kognaten). Nach gemeinem Rechte haben vie Söhne bes 
regierenden Herrn, den Erbprinzen inbegriffen, fein Recht auf Apanage, fo Lange 
ber Vater lebt, dieſer hat vielmehr von feinen Einkünften ven Unterhalt der Söhne 
zu beftreiten, Die neueren Haus- und Apanagegefege geben jedoch aud) den Söhnen 
ber Fürften von dem Tage der Volljährigkeit oder ber Begründung eines eignen 
Haushalts jährlihe Renten unter dem Namen Apanage, Suftentation, Jahrgeld. 
Diefe Renten fallen wieder hinweg, fobald die Prinzen apanageberechtigt nad dem 
Tode des Fürſten werben. 

Die Größe der Apanage muß fi richten mit billigem Ermeflen nach ben 
Kräften des Hausvermögens und ber Größe des Landes und dem Bwede ber 
Apanage. Sie ift jet meift durch Haus ˖ oder Apanagegejeg beftimmt. Vielfach ift 
ansprüdlich feftgefegt, daß fie nicht im liegenden Gütern, fondern nur in Gelb» 
renten beftehen darf. 

Der Apanagirte Hat mit feiner Apanage die fämmtlihen Koften feines Haus- 
balts, die Erziehung feiner Kinder, bie Ausftaitung ber Söhne und Töchter und 
das Wittum in feiner Familie zu beftreiten. Etwaige Erfparniffe, fowie die Er- 
werbungen, welde er barans beftritten hat, werben Privateigenthum, worüber er 
freie Berfügung hat. 

In den meiften deutſchen Staaten vererbt die einmal feftgefegte Apanage 
regelmäßig in ihrer urfprünglichen Größe auf bie fucceffionsfähigen Descendenten 
ber Apanagirten und fällt erft nad dem gänzlichen Ausfterben ber ſämmtlichen 
Nahlommenfhaft an den Staat zurüd. —* in Folge dieſer Vererbung und 
Theilung der Theil, der auf den einzelnen Prinzen fällt, ſo klein, daß er zum 
ftandesmäßigen Auslommen nicht genügt, fo werben perſönliche Zuſchüſſe gegeben. 
Diefem Bererbungsfyftem flieht das Heimfallfyftem gegenüber, wornad 
bei dem Tode eines Prinzen feine Apanage an die Staatskafſe heimfällt, dagegen 
jeder Prinz mit feiner Volljährigkeit eine eigne Apanage erhält, Dieſes Syftem 
erſcheint allerdings als das rationellere, aber es Tann auch zu einer außerordent- 
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lichen Belaftung des Staates führen, wenn fi bie fürftlihe Familie weit aus- 
dehnt. Mitunter find Apanagen oder Suftentationen in der Art privilegirt, daß 
fie ganz oder zu einem beftimmten Theile feiner Befchlagnahme zu Gunften von 
Släubigern unterworfen find (Würtemberg, K. Sachſen, Baden). 

2) Bon der Berforgung der Prinzeffinnen. Der Fürft bat aus 
feinen Einfünften für den Unterhalt feiner unverheiratheten Züchter Sorge zu 
tragen, fofern nicht Haus- oder Apanagegefeg der Staatslaffe eine Verpflichtung 
zur Leiftung einer beftimmten Suftentation für die Töchter auferlegt bat. Nach 
dem Tode des Fürften wird jegt in ber Regel den Töchtern ebenfalls eine Apanage 
gegeben und ihnen das Recht zugeftanden, nad Erreihung eines gewiffen Alters 
(21 ober 25 Jahre) ein eignes Haus zu bilden. Die nachgebornen Prinzen haben 
aber den Unterhalt ihrer Töchter aus ihren Apanagen zu beftreiten, Bei ber Ber- 
heirathung gebührt den Prinzeffinnen eine Ausfteuer (Abfertigung, Ausferti- 
gung), die bei den Töchtern des Fürften nah den neuern Haus- und Apanage- 
gefegen meift aus der Staatskaſſe zu zahlen ift. Diefe Geſetze beftimmen in einigen 
Staaten, wie Würtemberg, Sachſen, Baden basfelbe für alle Prinzeffinnen des 
Daufes, während nach gemeinem Rechte bie Prinzen aus ihrer Apanage die Aus- 
fteuer der Töchter zu beftreiten haben. — Die bei der Verheirathung ber Prin- 
zeffinnen meiftens noch vorgefchriebene Ausftellung von Erbverzichten bezüglich 
ber Thronfolge und des Hansfiveitommifjes hat rechtlich feine Bedeutung, da durch 
diefe nichts weiter anerfannt wird, ald was fih nad den jegigen Berfaffungen 
von ſelbſt verfteht. 

3) Die Wittwen von Glledern des fürftlihen Haufes haben den Anfprud 
auf ein ſtandesmäßiges Austommen (Wittum), felbft wenn in dem Ghe- 
vertrag nichts beftimmt fein ſollte. In mehreren Staaten haben aber ſchon bie 
Hausgefege die Größe des Wittums der fürftlihen Wittwe umb ber verwittweten 
Prinzeffinnen feftgefegt. Trifft das Hausgefeg keine Beflimmungen, fo muß das 
Wittum, foweit das Hausvermögen nicht ausreicht, aus den Staatsmitteln bezahlt 
werben. In einzelnen Staaten, wie Würtemberg, Sachſen, Baden werben bie 
Wittümer immer aus der Staatslaſſe geleiftet. Daß der Anfpruh auf das Wittum 
im Falle der Eingehung einer neuen Ehe erlöfche, folgt aus der Natur ber Sache; 
bie in die erſte Ehe eingebradte Ausftener geht aber mit in bie zweite über, 

Ob nod andere Bermögensrechte und welche etwa den Mitgliedern ber regie- 
renden Häufer zuftehen, das hängt von ven befonbern Berhältniffen der einzelnen 
Familie und des betreffenden Landes ab. 

Es braudt kaum befonders erwähnt zu werben, baß die Angehörigen ber 
fürftlihen Häufer fähig find, aus allen durch das pofitive Recht fonft anerkannten 
Privatretstitein Vermögen jeder Art zu erwerben und zu befigen, fowie über 
das, was fie in folcher Art erworben haben, frei zu verfügen. Sie ftehen dabei 
burhaus unter dem im Lande geltenden Clvilrecht, wenn nicht ausdrücklich zu 
ihren Gunften eine Ausnahme beftimmt ift. Dies thut 3. B. das preufifhe Land⸗ 
recht Th, I, Tit. 12, $ 176, wornad fie ihre legtwilligen Dispofitionen nur 
dem Haupt der Familie fhriftlih einzureihen haben, an bie Formen des gemeinen 
Rechtes aber nicht gebunden find, 

V. Gerichtsſtand des Fürften und des fürfllihen Haufes. In 
Folge der Unverleglichkeit und Heiligkeit der Perfon des Monarchen wirb es 
unmöglich, ihn perfönlih zur Rehenfhaft oder Strafe zu ziehen. „Das Straf. 
recht künnte die Perfon des Fürften nicht treffen, ohne mit der königlichen Würde 
die Regierung felber zu verlegen" (Dahlmann). Diefe Unverleglichleit des Fürften 
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ſchließt aber feine Verbindlichkeit nicht aus, vor den Civilgerichten Recht zu geben, 
wenn an ihn Forderungen gemacht werben, zu welden er nicht in ver Eigenfchaft 
des Stantsoberhaupts, ſondern durch Privathandlungen Beranlaffung gegeben hat. 
So beftimmt auch die Einleitung zum preußifhen Landrecht $ 80: „Auch Rechts- 
ftreitigeiten zwifchen dem Oberhaupte des Staates und feinen Unterthanen follen 
bei ven orbentlihen Gerichten nad den Vorſchriften der Gefege erörtert und ent- 
ſchieden werben". Da die Mitglieder des fürftlihen Haufes Uuterthanen und als 
ſolche den Staatsgefegen unterworfen find, fo ift es ſelbſtverſtändlich, daß fie vor 
den Landesgerichten Recht geben müſſen. Jedoch genießen fie meifl eines privi⸗ 
legirten Gerichtsſtands, von dem aud der Landesherr in Civilſachen Recht nimmt. 
Wo diefer Gerichtsſtand begründet fei, darüber eriftiren in den einzelnen Staaten 
verfhiedene Beftimmungen. In Preußen ift der mit dem Kammergerichte zu Berlin 
verbundene Juſtizrath zuftändig, in Bahern die Gerichtöhöfe zweiter Inftanz 
(Üppellationsgerichte) mit Ausnahme ver perfönlicen Klagſachen, bie ver König 
entweber perjönlich entſcheidet oder die er einem befonders berufenen Familienrathe 
zur Entjheidung überträgt. In Würtemberg iſt in bürgerlichen Rechtsſachen das 
Obertribunal zuftändig, bei Strafſachen ein eigener Gerichtshof, der unter dem 
Borfige des Königs aus den volljährigen Prinzen, den Mitgliedern des Geheim- 
raths und aus den beiden Borftänden des Obertribunals befteht und in dem ber 
Juftizminifter den Vortrag erftattet. In Baden nehmen die Mitglieder des regie- 
renden Haufes in bürgerlihen Nechtöftreitigleiten mit Dritten Recht vor ben ge 
wöhnlihen Gerichten. — In einzelnen Staaten find noch befonbere Beftimmungen 
getroffen in Bezug auf den Gerichtsſtand bei Cheftreitigkeiten unter den Mit- 
gliedern des fürftlihen Hanfes, fo in Sadfen, Würtemberg, ober in Bezug auf 
die freiwillige Gerichtsbarkeit, deren Beſorgung in ver Regel dem Minifter des 
fürftlihen Hanfes übertragen ift, jo Baden u. ſ. w. 

VI. Die Mitglieder des fürftliden Haufes genießen in allen Staaten eines 
befondern Schuges gegen Beleidigungen. Die Strafgefege drohen den Ehren- 
kränkungen, welde gegen fle geübt werden, firengere Ahndung als gewöhnlichen 
Injurien, weil mittelbar das Staatsoberhaupt in feiner Familie dadurch betroffen 
erſcheint. Die Beftimmungen über die Beleidigungen gegen die Gemahlin bes 
Vürften und den Erbprinzen nähern ſich meift denen über Majeftätsbeleivigungen. 

VII Us weitere Borrehte der Mitgliever des fürſtlichen Haufes find 
anzuführen: 

1) In den meiften deutſchen Staaten werben ihnen noch mehr ober minder 
ausgebehnte Steuerprivilegien zugeftanden. In Preußen genießen fie gänz- 
liche Befreiung von Staatslaften und Abgaben, in den melften andern Staaten 
nur * Perſonalſteuern und von Haus ⸗ und Grundſteuern bezüglich ihrer Schlöffer 
und Güter. 

2) Das Reht beflimmter Yamilienmitgliever auf die Regentſchaft (fiehe 
den Artikel „Regentſchaft“). 

3) Das Recht der großjährigen Agnaten auf Sig und Stimme in ber 
erfien Kammer ber Ständeverfammlung. 

4) Sie haben Anfprud auf gewiffe nur ihnen zuftehende Ehrenauszeich— 
nungen und Titel; fie haben ein Recht auf Kirchengebet, fie führen das fürft- 
liche Wappen und haben einen größern oder kleinern Hofftaat. 

Literatur. Siehe die Nachweiſe in den Rehrbüchern des beutfhen Staatt- 
rechts von Zachariä (Bd. I, ©. 495 u. ff.) und Zöpfl (Bd. I, ©. 583 u. ff.), 


Hefiter, Beiträge zum deutſchen Staats u, Fürftenrecht. Berlin 1829, Löning.(__ 





— 


Gallikanifche Kirche, 709 


G. 
Gallikaniſche Kirche. 


I. Begriff. — Unter Freiheiten der Gallikaniſchen Kirche ver— 
fieht man den Inbegriff von Rechtsſätzen und Gewohnheiten, welche theild das 
Verhältniß der Katholifchen Kirche zu der Staatsgewalt in Frankreich regeln, theils 
Beftimmungen enthalten über vie innere Berfafjung der Katholifhen Kirche, ins- 
befondere über das Verhältniß des Papftes zu den allgemeinen Koncilien und zu 
den einzelnen Bifchöfen. Die Freiheiten der Gallifanifhen Kirche enthalten einer 
feits die Grundlagen des franzöfifhen Staatskirchenrechts, während fie anderer- 
feit8 dem Kirchenrehte im engeren Sinne angehören. Zu einem einheitlichen 
Ganzen find diefe Wreiheiten aber vereinigt durch den Allen gemeinfhaftlihen 
Charaller; fie alle follen einen Schug und Wehr bilden gegen den Abfolutismus 
der kirchlichen Herrſchaft, theild gegen ben Abfolutismus des Papftes innerhalb 
der Kirche, theild gegen die Gewalt, welde ſich die römifche Kirche Über den Staat 
und das Gebiet des bürgerlihen und politifchen Lebens anzumaßen beftrebt ift. 
Degen dieſes gemeinfamen Zuges, dieſer defenfiven Richtung gegen bie römifche 
Herrſchaft werden fie mit Recht als das Palladium der kirchlichen und bürgerlichen 
Freiheit Frankreichs bezeichnet. Ste follen nur die Vertheidigung gegen ungeredhte 
Anmaßungen von Seiten Roms fein, gegen bie fchrankenlofe Ausdehnung ber 
Macht, welde die Päpfte im Mittelalter und in ber neuern Zeit in Anſpruch 
nahmen, welche jede Selbftänvigfeit ver einzelnen Theile der Kirche zu unter» 
drücken und bie Unabhängigkeit ver Staatsgewalt zu zerflören drohte. Freiheiten 
der Gallitanifchen Kirche werden diefe Rechtsſätze aber keineswegs deßhalb genannt, 
weil‘ fie Privilegien oder ausnahmsweife geftattete Freiheiten der franzöſiſchen 
Kiche wären, welde ver Bapft als Konceffionen der Kirhe von Frankreich be 
willigt hätte und bie er deßhalb jeden Augenblick nad, Belieben zurüdztehen könnte; 
bie Freiheiten der Gallikaniſchen Kirche find vielmehr, mie Peter Pithou fagt, 
„natürliche Freiheiten, gemeine Rechte, die durch Heinen Beſchluß der Väter ber 
Kirche aufgehoben worben find, melde die Vorfahren ſehr ſtandhaft feftgehalten 
haben und für deren rechtlichen Fortbeſtand alſo fein anderer Titel nachgewieſen 
werben muß, als das Aufrechthalten und ihre natürliche Anwendung." Deßhalb 
trennt fih auch die franzöfiiche Kirche, wenn fie an diefen Rechten feithält, nicht 
von der Römiſchen Kirche, die Einheit der allgemeinen Kirche wird dadurch nicht 
geftört, die enge Verbindung der Kirche mit dem Papfte wird dadurch nicht auf- 
gehoben und die ihm nach der Anficht der Kirche zuſtehenden verfafjungsmäßigen 
Rechte follen nicht beſchränkt werden. Niemals haben die Anhänger der Galli 
tanifhen Freiheiten und ihre eifrigften Vertheidiger eine Tendenz gezeigt, ben 
Berband mit Rom zu löfen und zur Bildung einer felbftändigen Nationalkirche 
zu fchreiten. Die Freiheit der gallitanifchen Kirche in der Einheit der allgemeinen 
Kirche kann als ihr Wahlſpruch gelten. „Die Freiheiten der gallikaniſchen Kirche, 
jagt Boffuet, können die Machtfülle des apoftolifhen Stuhles nit vermindern, 
Der Ocean felbft Hat feine Schranken in feiner Fülle; wenn er maßlos biefe 
Schranke überfhritte, würbe feine Fülle eine Sünpfluth fein, die das Weltall 
zerftörte, Aber halten wir feft die ſtarlen Grundfäge unferer Väter, welde bie 
gallitanifche Kirche in der Tradition der allgemeinen Kirche gefunden hat.“ 
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‘ Geſchichte. Kaum war die Macht der franzöſiſchen Könige zu einer 
kräftigen Staatsgewalt erftarkt, als fie es für ihre Anfgabe erkannten, die An» 
fprüche, welde die Päpfte feit Gregor VII. auf die Oberhoheit über alle Staaten 
und Fürſten erhoben, im Princip und in ihren Konfequenzen zurüdzuweifen. Als 
ber Vater der Freiheiten der gallikaniſchen Kirche Tann Ludwig IX. der Heilige 
bezeichnet werben. In feinem Benehmen gegen Gregor IX. wahrte er die Selbft- 
ftändigfeit des Staates, in feinen Verordnungen von 1228 und 1239 und in der 
pragmatifhen Sanltion von 1268 gab er der Kirche Franfreihs einen Schutz 
mehr gegen bie Uebergriffe Roms. In der pragmatifhen Sanftion vor Allem wird 
gefihert bie Freiheit der Wahl und ver kanoniſchen Befegung der kirchlichen 
Aemter und die Nothwendigkeit der Zuftimmung des Königs und der Kirche bes 
Königreich8 zu jeder Auflage, die der römiſche Hof in Frankreich erheben will. 
Das zweite Örundgefeg der gallitanifchen Kirche tft die pragmatifhe Sanftion 
König Karld VII. von 1438. Die widtigften Beſtimmungen berfelben find fol 
gende: 1) Berfündigung und Geltung ber päpftlihden Bullen und ver Befchlüffe 
von allgemeinen Koncilien hängt, ſoweit fie die kirchliche Disciplin betreffen, von 
der Zuftimmung des Königs ab; 2) der König kann in feinem aus ben brei 
Ständen des Reichs zufammengefegten Rathe Verordnungen erlaffen, welche bie 
kirchliche Disciplin betreffen; 3) die Beſchlüſſe des Koncil von Bafel werben mit 
einigen unwejentlihen Abänderungen angenommen und verkündigt. Damit ift vor 
Allem aud der Say angenommen, daß das allgemeine Koncil über dem Papſte 
fiehe; 4) es wird beftimmt, daß einftweilen die an den Beſchlüſſen des Koncils 
von Baſel vorgenommenen Abänderungen in Rechtskraft treten follten, bis das 
Koncil diefen Aenderungen feine Genehmigung ertheilt habe; 5) bie Beſtimmungen 
ber pragmatifhen Sanktion von 1268 werben wieberholt; 6) bie Appellationen, 
jelbft in rein geiftlihen Sachen, an ven PBapft, find verboten. 

Dei dem Inhalte diefes Geſetzes ift es natürlih, daß basfelbe von dem 
römifhen Stuhle niemals anerfannt werben konnte. Papft Pius II. ſchleuderte 
gegen basjelbe die Bulle Execrabilis et inauditus und feit der Zeit feiner Ent« 
ftehung war e8 das eifrigfte Bemühen ver Päpfte, feine Aufhebung zu bewirken, 
Nominell geihah dies in dem Konkordat, das 1516 König Franz I. mit Papft 
Leo X. ſchloß, in Wirklichkeit aber nur in Bezug auf drei Punkte: die Wahl ver 
Diihöfe wurde aufgehoben und die Ernennung derfelben dem König übertragen, 
für die großen Kichenämter wurben bie Annaten an den Papft wieder eingeführt 
und bie Appellationen an den Papſt bei ſchwerern Verbrechen (cause majores) 
wurden wieder erlaubt; in allen andern Punkten blieben bie Beſtimmungen ber 
pragmatijhen Sanftion in Kraft, wie denn auch der Eingang des Konlorbats jagt: 
pleraque pragmatic® sanctionis capita firma nobis posthoc rataque futura sunt. 

Die Folgen diefes Konkordats, die bald nad Frankreich eindringenden Lehren 
ber Reformation, die Anfänge und Fortſchritte der Gegenreformation und bie Be 
ſchlüſſe des Koncils von Trient verfchafften den Grundfägen der pragmatifchen 
Sanftion oder den Freiheiten der gallitanifchen Kirche, wie fie jegt genannt werben, 
eine immer verbreitetere Annahme in allen Ständen bes Reichs. Vor allen waren 
es bie gelehrten, fharffinnigen und berevten Schriften ber großen Suriften des 
16. Jahrhunderts, welche den gallitanifchen Freiheiten in Frankreich die Herrſchaft 
fiherten. Dumoulin (1500 —1566) und Guy Eoquille (1523—1603) begrün- 
deten wiſſenſchaftlich die Selbftänvigkeit des Staates gegenüber ter Kirchengewalt 
und ben Begriff der Souveränetät mit allen feinen Folgen mit einer Schärfe und 
Sicherheit, wie dies bisher nirgends gefchehen war, Auf diefe und feine eigenen 
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Arbeiten geftütt faßte der gelehrtefte Kanonift, den Frankreich damals beſaß, Peter 
Pithou, die Säge über dad Verhältniß der Kirche zum Staate und des Papftes 
zur Kirche in 83 Artikeln in Haffifcher Weife zufammen und veröffentlichte dieſes 
Heine Büchlein tm Jahre 1594 mit einer Widmung an König Heinrih IV., im 
ver er fagt: „Da ich fehe, daß in den gegenwärtig im Königreiche herrſchenden 
Unruhen und Berwirrungen mande aus Bosheit und Ehrgeiz verleumben, mande 
aus Unkenntniß oder Feigheit ohne Unterfchten als Phantome oder Chimären ver- 
achten dieſe ſchönen Rechte und dieſes köſtliche Palladium, welches unfere weifeften 
und frömmften Borfahren uns mit fo viel Sorge und Tugend getreu bis auf 
unfere Tage bewahrt haben unter dem Namen der Freiheiten der gallifanifchen 
Kirche, fo habe ich es für meine Pflicht gehalten, um unferem Zeitalter die Erinne- 
rung daran wieder aufzufrifhen und auf jeden Fall fie der Nachwelt zu über 
llefern, fie kurz auf das einfachfte anfammenzufaffen”. — Diefe 83 Artifel haben 
im 17. und 18. Jahrhundert faft Gefegesfraft erhalten, wurden jebenfalld von 
den Königen und Gerichten als vie Autorität in ſtaatskirchenrechtlichen Berhält- 
niffen betrachtet und galten durchaus als die Kodifilation der gallitanifhen reis 


beiten. 

Die wichtigften Grundfäge diefer 83 Artikel follten aber noch ausdrüclich 
eine feierliche Sanktion erhalten in den 4 Artikeln der Deflaration der Geiftlich- 
keit Frankreichs im Jahre 1682. Seit alten Zeiten hatten die franzöfifhen Könige 
das Regalienreht ausgeübt, d. b. fie hatten unter Beftätigung biefes Rechts durch 
die Päpfte, die Einkünfte der Beneficien, die vakant find oder werben, während 
der Siß des Biſchofs, dem die Verleihung dieſer Beneficien zufteht, valant ift, 
verliehen, auf fo lange, bis ver neue Biſchof eingefegt ift und bem Könige ben 
Eid der Treue gejhworen hat. Im Jahre 1673 wurde in einer Königlichen Della- 
ration die Geltung biefes Rechts für das ganze Königreih ausgejproden ; einige 
Biſchöfe erhoben Widerſpruch dagegen und fanden an dem Papfte Innocenz XI. 
einen Rüdhalt. Diefer erklärte fih als oberften Richter und fandte an Ludwig XIV. 
zwei Breven, die in drohenden Ausprüden gehalten waren. Zugleih erfommuni- 
cirte er den Erzbifhof, der den Widerſpruch der Biſchöfe migbilligt Hatte. Um 
biefem Berhalten des Papftes entgegen zu treten, berief der König am 16. Juni 
1681 eine allgemeine Berfammlung (Assemblee generale), die zufammengefegt 
fein follte aus zwei Bifhöfen und zwei Abgeordneten des Übrigen Klerus für 
jede Erzdiöcefe. Diefe Berfammlung erfannte das Regalienreht des Königs an, 
und da der Papft teogdem auf feinem Widerſpruch verharrte, beſchloß fie, bie 
Grundfäge über die kirchliche Gewalt in einer Deklaration feftzufegen. Mit deren 
Abfaffung wurde Boſſuet betraut. Die aus 4 Artikeln beftehende Deklaration 
wurde einftimmig angenommen ven 10. März 1682 und an alle Bifhöfe Fran» 
reichs gefandt, um ihre Zuftimmung zu fordern. Der Hauptinhalt diefer 4 Artikel 
it folgender: 

1. Der Heilige Petrus und feine Nachfolger, fowie die gefammte Kirche 
haben vor Gott nur Macht erhalten über geiftlihe Dinge, nidt über bie welt» 
lihen umb bürgerlichen. Die Könige find deßhalb Feiner kirchlichen Gewalt unter 
worfen in allen weltlihen Dingen, ihre Unterthanen können ihrer Pflicht zum 
Gehorfam und ihres Eives der Treue nicht entbunden werben. 

2) Die Beichlüffe des Koncils von Konftanz, bie in der 4. und 5. Gitung 
gefaßt worden find, bleiben in voller Giltigkeit und Kraft. 

3) Die Macht des päpftliden Stuhles darf nur in ber Weiſe ausgeübt 
werben, daß bie Regeln, Sitten und Konftitutionen, die In dem Königreiche 
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and in ber gallitanifchen Kirche angenommen find, in Giltigleit und Kraft 
bleiben. 

4) Obgleih der Papft die wichtigfte Stimme in den ragen des Glaubens 
bat und feine Defrete alle Kirchen und jede Kirche im befondern angehen, ift 
feine Entſcheidung dod nicht unverbeſſerlich (irrdformable), wenn die Zuftimmung 
der Kirche nicht hinzulommt. 

Diefe Deklaration wurde von dem Parlament eingetragen, und ber König 
verorbnete, daß nur bie darin enthaltenen Lehren auf allen Unterrihtsanftalten 
vorgetragen werben bürften. Papft Alexander VIII. dagegen verwarf in ber Bulle 
Inter multiplices 1690 bie Erklärung. Der Erzbiſchof Rocaberti mußte 1691 ein 
großes, breibändiges Werk dagegen veröffentlihen; noch im Jahre 1794 verwarf 
und verdammte Papft Pius VI. die Deklaration, die von der Synode von Piſtoia 
angenommen worden war. Der Kampf gegen ihren Inhalt bat nie aufgehört. 
Aber in ihr hatten die Hauptfäge der gallitanifchen Freiheiten ihre feierlichfte 
Sanktion erhalten. Zwar wird behauptet, Lubwig XIV. habe im Jahre 1693 
die Deklaration wieder verworfen ; inbefien beruht dies auf einem Irrthum; wie 
fih aus den Inftruftionen ergibt, welche Ludwig feinem Gefandten bei dem Papfte, 
dem SKarbinal de la Tremouille ertheilte (7. Iuli 1713; fie finden fi in 
d’Aguefleau’s Werke, Band XIII, ©. 424), hat der König diefe Grundſätze nie- 
mals aufgegeben, nur bat er die Zwangsvorſchrift, fie an allen Schulen zu lehren, 
gemilbert. Trotzdem waren e8 bie Sorbonne und bie ganze Parifer Univerfität, 
welde ſtandhaft an der Deklaration fefthielten und feine anderen Lehren duldeten. 
Im 18. Jahrhundert wurde der gefeglihe Charakter der Deklaration ausdrüclich 
beftätigt durch den Beſchluß des Parlaments vom 31. März 1753 und ben Be— 
ſchluß des königlichen Raths vom 24. Mai 1766, in weldem ber König verorbnet, 
„daß die geheiligten Grunbfäge der Deklaration unabänberlid in allen feinen 
Staaten beobachtet werden und in allen Univerfitäten und von allen Drben, Semi» 
narien und Lehrförpern aufrecht erhalten werben follen”. — Nah Abſchluß des 
franzöfifhen Konkordats im Jahre 1801 wurde in den organifhen Artileln vom 
"18, Oerminal X (1802) Art. 24 die Deklaration als eine der Grundlagen des 
theologifchen Unterrichts bezeichnet. Dbgleih Papft Pins VII. Berfuhe machte, 
Napoleon zur Zurüdnahme viefer Beftimmung zu bewegen, fo erließ biefer doch 
das Dekret vom 25. Februar 1810, in welchem wörtlich das Edikt Ludwigs XIV., 
das ald allgemeines Geſetz des Reichs erflärt wirb, wiederholt und bie Lehre ber 
Deflaration in den Seminarien obligatorifh vorgefchrieben wird. Ein Urtheil bes 
Pariſer Appellhofs vom 3. December 1825 bezeichnet die Dellaration geradezu 
als Staatsgeſetz. 

Die Frincipien ber Deklaration von 1682 hatten bie Revolution und bie 
Neftauration überdauert; fie wurden nicht bloß von Staatsmännern und Juriften, 
fondern aud von faft allen Mitglievern des franzöfifchen Klerus anerfannt und 
vertheibigt. Biſchof Frayſſinous, Minifter unter Karl X, ſchrieb unter dem Titel: 
„Die wahren Principien der gallitanifhen Kirche” eine eingehende Darftellung 
und Bertheivigung der Deklaration. Erft, wie Tocqueille bemerkt, feit 1840 hat 
eine entgegengefettte Richtung mehr und mehr Boden in dem franzöflfhen Klerus 
gewonnen. Die Lehre von de Maiftre, von Bonald, von Lammenais, bie Thätig- 
feit der Jefuiten, die eine ungeahnte Wirfamleit entfalteten, fielen auf fruchtbaren 
Boden. Durch das Konkordat von 1801 war ber größte Theil ver Geiftlichen in 
eine unbedingte Abhängigkeit von den Biſchöfen gekommen, da belanntlih nur 
eine geringe Zahl feft angeftelt wird, die übrigen aber jeven Augenblid von dem 
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Biſchof ohne weitere Formlichkeit abgefet werben können. Im Jahre 1860 gab 
es 3425 feflangeftellte und 30,044 abſetzbare Geiftliche. Unter dieſen Umftänben 
lann die niedere Geiftlichleit allein in dem Papfte die Möglichkeit fehen, einen 
Schuß gegen das Episcopal zu erhalten und wirft fi daher faft in ihrer Ge» 
fammtheit dem Ultramontanismus in die Arme Ein großer Theil der Biſchöfe 
fann der herrſchenden Strömung in der Kirche nicht widerftehen; wie viele ber 
belgifchen, englifhen und deutſchen Biſchöfe, fehen auch fie in der vollfien Reaktion 
gegen den Oallitanismus das einzige Mittel gegen die Gefahren, die ver Kirche 
brohen. Bergefien ihrer Vergangenheit, entfagen fie allen Grunbfägen ber Freiheit 
in Kirde und Staat und fehen nur in einer blinden Unterwerfung unter ben 
unfehlbaren Papft das Heil der Kirche. Nur wenige hervorragende Biſchöfe halten 
noch zu dem Banner des Gallikanismus in der Zuverfiht, daß ihm, wie bie 
Bergangenheit, fo aud die Zukunft gehören werbe. 

Soweit die Säge ber Freiheiten der gallifanifchen Kirche in bie Gefeggebung 
bes Staates übergegangen find, haben fie ſelbſtverſtändlich auch heute noch als 
Staatsgefege Geltung und werben als folde zur Ausführung gebracht. — Wir 
haben nun im Folgenden dieſe Freiheiten im Einzelnen zu betradten. 

III. Die Freiheiten der gallikaniſchen Kirche. — Wir geben hier eine Ueber- 
fit über die wichtigern Säge ber gallitanifhen Freiheiten nad Pithou und nad 
Fleury. Abt Fleury hatte in feiner Jugend die Rechtswiſſenſchaft ftubirt, aber nie 
bie Borurtheile der Parlamente angenommen; er war Priefter, kirchlicher Gefhicht- 
ſchreiber, Schüler und VBertrauter von Boffuet. Er ift, wie ver Biſchof Frayffinous 
fagt (Ueber die Freiheiten der gallitanifhen Kirche ©. 63), derjenige von allen 
franzöſiſchen Schriftftellern, der am beften ven Grund unferer Freiheiten gelannt, 
und ber in feinen Inflitutionen des Kirchenrechts bie richtigfte Darftellung davon 
gegeben bat. Man kann, fagt Yaboulaye, für das Stublum der Freiheiten ber 
gallifanifhen Kirche keinen fiherern Führer wählen *). 

Sowohl Pithou wie Fleury führen alle Freiheiten der gallilaniſchen Kirche 
aa 3 Hauptgrundfäge zurüd, die mit einander eng verbunden find. Sie lauten 
ei Pithou: 

Der erfte Grundſatz ift, daß bie Päpfte in den Landen und Staaten, bie in 
Gehorfam und der Souveränetät des allein chriſtlichen Königs untergeben find, 
nichts, was fi auf die weltlichen Dinge bezieht, verorbnen oder befehlen können, 
fei es im Allgemeinen, fei es im Befondern; und wenn fie darin etwas befehlen 
oder fetfegen, fo find bie Unterthanen des Königs, felbft wenn fie Geiftlihe find, 
nicht gehalten, ihnen in diefer Beziehung zu gehorchen. 

Der zweite Grundfag ift, daß, wenn auch ber Papft in geiftlihen Dingen 
als Dberhaupt (suzerain) anerkannt if, doch in Frankreich eine abfolute und 
unbefchränfte Macht nicht flatt hat, fondern er ift gehalten und befchränft durch 
die Kanones und Regeln der alten Koncilien der Kirche, die in diefem Königreich 
Aufnahme gefunden haben: und darin vor allem befteht die Freiheit 
ber gallilanifhen Kirche, wie in biefen Ausbrüden bie Univerfität von 
Paris in voller Sigung des Parlamentshofs erflären lief. 

I. Die geiſtliche Gewalt erftredt ſich nicht auf weltlide 
Dinge. Aus diefem Grundfag werben nun folgende Beftimmungen abgeleitet: 

1) In Frankreich Hat der Papſt keine Gerichtsbarkeit. Die päpflliden Nuntien 


*) Bir benußen namentlich die Institution au droit ecclesiastique (ed, 1771) ch, XXV,, 
auf das ſich die oben angeführte Stelle von Frayfjinous bezieht. 
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gelteh deßhalb nur als Gefandte eines fremiben Fürſten. Schickt ver Papft einen 
legatus 3 latere mit beſondern Aufträgen, fo witb er nur zugelaffen, nachdem er 
eidlich und fchriftlich verſprochen Hat, diefe Aufträge nur, ſoweit es der König 
erlaubt und foweit es mit den Gebräuden ber Gallitanifhen Kirche vereinbar 
ift, auszuführen, 

2) Der PBapft kann feine Gnaden und Bewilligungen ertheilen, die fich auf 
weltlihe Rechte beziehen; er kann umehelihe Kinder nicht legitimiren, er kann 
gegen bie Infamie nicht Reftitution ertheilen, er fann feine Notare ernennen. 

3) Der Papft kann feine Abgaben in Frankreich erheben, weder von bem 
Bolfe, noch von ber Geiftlichkeit, weder ala Steuer, noch als Almofen, noch als 
Anleihe, noch als Gebühren. 

4) Die firhlihen Güter hören nit auf, weltliche Güter zu fein; fie find 
den Staatsgeſetzen unterworfen und nur foweit biefe ihnen Privilegien ertheilen, 
haben fie ſolche. Der Bapft kann nicht den Geiftlichen bie Veräußerung von kirch⸗ 
lihem Grundeigenthum geftatten. 

5) Die Geiftlihen bleiben als Menſchen und Bürger ven weltlichen Geſetzen 
und dem Könige unterworfen; fle Haben feine anderen Privilegien, als bie ihnen 
durch den König und die Geſetze verliehen find. Hieraus folgt: die Geiſtlichkeit 
barf fih ohne Erlaubniß des Königs nicht verfammeln, die Bifchöfe bürfen ohne 
Erlaubniß des Könige das Land nicht verlaffen, Fremde können im Königreid 
fein geiftlihes Amt befleiven, noch Obere von Klöftern fein; die Geiftlihen unter 
ftehen, foweit die Gefete des Stantes feine Ausnahme zulaffen, den bürgerlichen 
Gerihten. Darnach gehörten vor den weltlichen Richter: alle Pfrünbeftreitigkeiten, 
weil es fih Hier um einen VBeflgesftreit handle, alle Streitigkeiten bezüglich der 
Kichenzehnten und Pfarrrechte, die perfönlichen Streitigkeiten unter den Geiftlichen. 
Auch in Straffahen können die geiftlichen Gerichte über bie Geiftlichen nur kirch— 
lihe Strafen (Erfommunitation u. f. w.) verhängen, ber Klerus ift ber GStraf- 
gerichtebarkeit der bürgerlichen Gerichte unterworfen. 

6) Auch die Anwendung rein kirchlicher Strafen durch die geiſtlichen Gerichte 
ift dur ben Staat befhränft : fie dürfen wegen weltliher Sachen nit verhängt 
werben, weber über Geiftliche, noch über Laien. Wegen Mißbrauch ber geiftlichen 
Gerichtsbarkeit Tann fowohl von Raten als von Geiftlihen an ven Staat Berufung 
eingelegt werben (appel comme d’abus). Diejes Rechtsmittel wurde gegen ben 
geiftlihen Richter ergriffen, ver feine Befugniffe überfehritten und ber im irgend 
einer Weife die Freiheiten ber gallifanifchen Kirche oder die weltliche Gerichtsbarkeit 
angegriffen hatte. Mit diefer Waffe vertheibigte fidh ber Staat gegen die Ueber- 
geiffe der Geiftlichkeit. Auch war biefes Verfahren Frankreich nicht eigenthümlich, 
nur der Name bes Redytsmittels findet ſich in andern Rändern nicht, aber Venedig, 
Spanien, die katholiſchen Länder Deutfchlands hatten analoge Einrihtungen, um 
ſich gegen die praftifhe Ausführung der Theorien des päpftlihen Stuhles ficher 
zu ftellen. In Sranfreih findet man Spuren dieſes Berfahrens ſchon im 14. Jahr- 
hundert; aber man machte erft nad der pragmatifchen Sanftion Karls VII. nnd 
nah dem Konforbat von 1516 einen häufigeren Gebrauch davon, um die ſtaatlichen 
Gefege zu vertheidigen. — Diefe Berufung wegen Mißbrauch war ein aufer- 
ordentliches Mechtsmittel, welches nur bei wichtigen VBeranlaffungen, wo der Staat 
und bie Geſellſchaft betheiligt ſchienen, ftatthaft war; deßhalb follte der General- 
profurator in folden Fällen als Hauptpartei handeln. Indeſſen war in ber Praris 
die. Berufung wegen Mißbraud zu einem regelmäßigen Rechtsmittel geworben, 
welhes man überall, aud in wenig erheblichen Fällen benuste. Das Parlament 
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nahm die Berufung immer an und prüfte, wenn dieſelbe augenommen war, bie 
Gruudlage des ganzen Prozeſſes, ſelbſt wenn die Berufung nur einen Prozeßfehler 
betroffen hatte. Hierdurch wurde nicht nur bie ganze Eivilgerihtsbarkeit, ſondern 
auch ein Theil der rein geiftlichen Gerichtsbarkeit der Kirche zerftört. 

7) Die Beurtheilung der gemifhten Saden, d. h. derjenigen, bei denen 
zugleich ein geiftlihes und bürgerliches Intereffe betheiligt ift, gebührt den wmelt- 
liden Gerichten. Bor allem waren in Folge deſſen die Streitigkeiten, die das ehe⸗ 
liche Güterrecht betreffen, der weltlihen Iurispiltion überwiefen und feit Lud⸗ 
wig XIV. aud die Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bett, well biefelbe 
die Trennung der Güter nad fib zog. Ausbrüdlic werben ferner den weltlichen 
Gerichten zugewiefen: Ehebruch, Meineid, Gottesläfterung, Wucher, Störung der 
en Ruhe, aud wenn diefe befteht in der Einführung von kegerifhen Lehren 
und en, 

Il. Die Gewalt des Bapftes ift befhränft durch die Kirden- 
gefege: 

1) Der Bapft ift der Autorität der allgemeinen Koncilien unterworfen, welche 
die ganze Kirche vorftellen. Der Biſchof von Tournai (Choiſeul) erflärte in ber 
Berfammlung von 1682: die Frage der Unfehlbarkeit des Papftes und bie ber 
Ueberordnung der allgemeinen Koncilien hängen unmittelbar bie eine von ber 
andern ab. Denn wenn es wahr ift, daß das Koncil in Allem, was ven Glauben, 
bie Kultur und die allgemeine Reformation der Kirche betrifft, die höchſte Au- 
torität ift, fo ift es ficher, daß das Koncil die päpftlichen Defrete verbeffern Tann 
und daß der Papft irren fann; denn irren können und verbeffert werben können, 
ift diefelbe Sache (puisque pouvoir faillir et pouvoir ätre reforme est la möme 
chose). Der Karbinal von Lothringen ſchrieb auf dem Koncil von Trient: Ich 
kann es nicht läugnen, daß ich Franzoſe und von der Univerfität zu Paris 
erzogen bin, welche die Autorität der Koncilien über bie des Papftes ſetzt und 
die entgegengefegte Behauptung für ketzeriſch erklärt. Eher würben bie Franzoſen 
fterben, als hierin nachgeben". — Dem Bapft gebührt zwar der Borfig auf dem 
Koncile, aber die Entſcheidungen des Roneils hängen nicht allein von ihm ab, 
fondern von der gemeinjamen Autorität ber verfammelten Biſchöfe. Der Papft 
ftellt die Einheit ber Kirche dar, aber er iſt nicht die Duelle, aus ber Alles fließt. 

2) Die Beihlüffe der allgemeinen Koncilien haben gemeinverbindlihe Kraft 
nur, foweit fie den Glauben betreffen; wer dieſen fi nicht unterwirft, ift ein 
Keger. Die Beihlüffe der Koncilien, welche Beftimmungen über bie kirchliche Die- 
ciplin u. f. w. enthalten, haben nur Geltung, wenn fie in Frankreich verfündigt 
worben find, Zu biefer Verkündigung gehört aber die Löniglihe Erlaubniß. So 
wurben bekanntlich die Befchläffe des Koncils von Trient in Frankreich nicht ver- 
kündigt, wenn auch durch die Orbonnanz von Blois 1579 der größte Theil der⸗ 
felben als Staatsgeſetz eingeführt worden ift. 

3) Als kanoniſches Recht gelten nur die Kanones, die allgemeine Zuftimmung 
von ber gefammten katholiſchen Kirche erhalten haben, ferner die Befchlüffe ver fran- 
zöftfhen Koncilien und die alten Gewohnheiten der franzöftihen Kirche. Als Geſetze 
haben deßhalb nur Geltung : die ſog. dionyſiſch-hadrianiſche Sammlung von Kanones, 
die Bapft Habrian I. im Jahre 774 Karl dem Großen zum Geſchenk machte, 
das Defretum des Gratian, foweit die einzelnen Theile an fih Autorität haben, 
die Dekretalen Gregor IX, Bonifactus VIII (Liber Sextus) und Klemens V (Kle- 
mentiner) nur foweit, als fie nicht dem Freiheiten ver Kirche, den Gefegen ber 
Könige und ven Gewohnheiten des Reichs zumiderlaufen. 
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4) Die papſtlichen Bullen haben in Frankreich nur Geltung, wenn fie mit 
Erlaubniß des Königs nah einer Unterfuhung durch das Parlament verkündigt 
worben find, 

5) Die Beihlüffe und Entſcheidungen der päpftlihen Kongregationen haben 
in Frankreich feine Giltigkeit weder für Geiftlihe no Laien. Insbefondere wurde 
nit anerfannt die Autorität der Kongregation ber Inquifition, und Inquifitions- 
tribunale durften nicht errichtet werben. Ebenfowenig wurbe der Kongregation des 
Inder ober der verbotenen Bücher irgend eine Gewalt zugeftanden, bie Urtheile 
berfelben durften nicht verfündet werben. 

6) Die von dem Papfte geweihten Geiftlihen wurden In Frankreich nicht zu 
geiftliden Funktionen zugelaſſen. 

7) Der Papft durfte die Taren für Pfründen ober für Einfegungsbreven 
nicht erhöhen. 

8) Die Kirchendispenſen werden beſchränkt. 

9) Der Papſt hat nicht das Recht, Proceffe an feinen Stuhl zu ziehen. In 
ben Fällen, in denen ihm eine Gerichtsbarkeit zufteht, muß er feine Gerichts 
barkeit belegirten Richtern übertragen, bie in ber betreffenden Diöcefe wohnen und 
nad gemeinem Rechte zu urtheilen haben, 

10) Die Freiftätten und Afylrehte der Kirchen und Klöfter find ſchon von 
Franz I. aufgehoben worden. 

Zu den gallifanifhen Freiheiten werben auch die Privilegien gerechnet, melde 
bie Könige in Anfprud nahmen, und welche allerdings nicht aus ben beiden oben 
angeführten Hauptfägen fi ableiten laſſen. Das wichtigſte beftand darin, daß jeit 
bem Konforbat von 1516 die Könige die Biſchöfe zu ernennen hatten, ein Bor- 
recht, das aud dur das Konkordat von 1801 aufrechterhalten worben ift. Ferner 
befaß der König das fog. Regalienrecht über die Bisthümer, von dem ſchon oben 
bie Rebe war. Es beftand darin, daß der König bie Einkünfte ver unbefegten 
Bisthümer bezog und die während der Balanz erledigten Pfründen verlieh. 

Durd die Revolution iſt ein großer Theil diefer gallikaniſchen Freiheiten 
unpraftifch geworben, weil die Verhältniffe, auf die fie fich bezogen, nicht mehr 
eriftiren. Die Kirchengüter wurden eingezogen, und bie Priefter werben vom Staate 
befoldet, jede geiftlihe Gerichtsbarkeit iſt aufgehoben und vie Civilehe iſt burd- 
geführt, Dagegen gingen in bie organifchen Artilel von 18 Germinal des Jahres X. 
bie meiften Beäbentiomafregeln über, welche theilweiſe von polizeilihem Stand- 
punkte aus jedem Mißbraud ber geiftlichen Gewalt vorbeugen, jeden Uebergriff 
verhindern wollen; fo die Beſchränkung bes Berfammlungs- und Bereinsrechts, 
die Nothwendigleit der ftantlihen Erlaubniß zur Verkündigung von Bullen und 
Koncillenbeſchlüſſen u. f. w. Aufrecht erhalten blieb auch die Inftitution der Ber 
rufung wegen Mißbrauch, nur fteht die Entſcheidung nicht mehr den Gerichten, 
fondern dem Staatsrathe zu. Das Wichtigfte aber ift, daß auch heute noch bie 
vier Artilel der Deklaration von 1682 in Kraft und Geltung 
ſtehen und daß fie kraft Staatsgefeges bie Örundlage des then» 
logifhen Unterrichts bilden müfſen. 

Literatur: Dupuy, Commentaire sur le trait& des libertes de l’eglise 
gallicane de P. Pithou (erfte Ausgabe 1652) 1715; Bossuet, Defensio 
declarationis cleri gallicani (in feinen Werten); Portalis, Discours, rapport et 
travaux sur le concordat de 1801 (1845); Dupin, Manuel du Droit public 
eccl&siastique frangais. 5 6d. 1860; Maret, Du Concil general. Paris 1869. 
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Gorantie 
(ftaats- und völferredhtliche). 


Garantie iſt Bürgfhaft; Garantie im publiciftifchen Sinne ift alfo bie 
Bürgfhaft für die Fortdauer eines öffentlich rechtlichen Zuſtandes. 

Solde Garantieen können überhaupt in den ben betreffenden Rechtszuſtänden 
zu Grunde liegenden individuellen und focialen Berhältniffen beftehen. Sie können 
aber auch in beſonderen rechtlichen Einrichtungen Liegen, welche getroffen find, um 
einem beftimmten Recdhtszuftand Dauer zu verleihen. Nur von Oarantieen letzterer 
Art kann im Folgenden fpectell die Rebe fein. 

Eine Garantie im letztgenannten Sinn ift ſtaatsrechtlicher Natur, 
fofern es fih um Organifationen innerhalb eines Staates für Aufrehthaltung bes 
öffentlichen Rechts desfelben handelt. Haben fi Hingegen mehrere Staaten ent⸗ 
weber für Aufrechthaltung einer beftimmten Redhts-Orbnung innerhalb eines Staates 
oder für die Fortdauer gewiffer internationaler Berhältniffe verbürgt, jo beißt eine 
folde Garantie eine völkerrechtliche. 

I. Staatsrechtliche Garantieen find der Natur der Sache nad anf einen be= 
fimmten Staat beſchränkt; fie werden insbeſondere gegeben zur Aufrechthaltung des 
wichtigften Recdhtsorganismus eines Staates der Verfaffung besfelben i. e. ©. felbft. 
Die meiften neueren deutſchen Berfafjungen enthalten ſolche ſtaatsrechtliche Garantleen; 
oft find diefelben auch in einem befondern Kapitel: „Bon der Gewähr der Berfaffung“ 
zufammengeftellt. Es handelt ſich bier alfo um rechtliche Anorbnungen und Einrich« 
tungen, welche zu dem Zwecke begründet find, um die Berfafjung vor unbefugter oder 
übereilter Veränderung, ſowie vor willfürliher Berlegung fiher zu fielen, oder doch 
wenigftens gegen ſolche Berlegungen wirkſame Hülfe zu gewähren. Wir befhränten 
uns im Folgenden auf eine kurze Skizze der wichtigften derartigen Einrichtungen. 

Als Sarantie der Verfaffung erfcheinen vielfah erfhwerende Formen 
für Abänderungen berfelben. Es wird alfo namentlih eine qualifichrte Ab⸗ 
fimmung der Bolfsvertretung verlangt. Ein fog. organiſches Gefeg muß meiftens 
in zwei ober mehreren getrennten Abftimmungen, e8 muß mit einer größeren als 
der abfoluten Mehrheit angenommen fein, um Rechtskraft erlangen zu können. 

Eine fernere von Älteren und neueren Berfafjungs-Gefegen geforderte Ga» 
rantie find die fog. Berfaffungs- Eide. Die befonders zur Handhabung ber 
Berfafjung berufenen Perfonen oder auch neben ihnen fämmtliche vollberechtigte 
Staatsbürger müffen eidlich geloben, die Berfaffung feft und unverbrüdlih halten 
zu wollen. Der Eid fämmtliher Staatsbürger findet nur im jenen Staaten ſtatt, 
welche einen fog. Antritt des Bürgerrechtes kennen. Es iſt eine nad Analogie bes 
früheren Huldigungseides der Bafallen getroffenen Einrichtung. 

In dem größeren Theile Deutſchlands hingegen ift nur der Eid des Randes- 
fürften und der Staatsbdiener auf die Verfaffung gebräuchlich. — Auch das Militär 
ben Berfaſſungseid leiften zu laffen, trägt man Bedenken, ohne daß fih übrigens 
Rechtsgründe für eim ſolches Bedenken anführen ließen. Bet objeltiver Erwägung 
ber Verhältniſſe kann man in der Beeivigung des Militärs auf die Verfafſung 
weder die Gefahren erbliden, melde Mande darin finden wollen, nod biefem 
Eide an fi einen bejondern Werth als Garantiemittel beilegen. Bedenklich iſt es 
aber jedenfalls, das Militär fpeciell von dem Berfaffungseide auszunehmen, wäh- 
rend man denfelben ven Civilſtaatsdienern auferlegt; denn e8 gewinnt jo der An- 
u. als habe das Militär eine erceptionelle Stellung über und neben bem 
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Weit höher aber, als die bisher erwähnten Garantieen iſt eine richtig burdh- 
geführte Minifter-Berantwortlihkeit für die Aufrechterhaltung wahrhaft 
verfaffungsmäßiger Zuftände anzufchlagen. Denn burd den Rechtsſatz, daß Feine 
Berfügung des Monarchen in Regierungsangelegenheiten zur ſtaatsrechtlichen Wirt- 
ſamleit gelangt, wenn fie nicht mit der Kontrafignatur des verantwortliden 
Minifters verfehen ift, wird bewirkt, daß das verfafiungsmäßige Handeln bes 
oberften Repräfentanten der Staatsgewalt nicht bloß ein abftraftes Gebot bleibt, 
ſondern im Kreife Derer, welde zur unmittelbaren Beihülfe der Monarchen be- 
rufen find, immer aud zur frage einer perſönlichen Berantwortlichleit wird, 

Die Borausfegungen einer wahrhaften Minifterverantwortlikeit find aber 
olgende: 

* Der Minifter iſt wegen jeder Verletzung der Verfaſſung verantwortlich, welche 
unter ſeiner Mitwirkung ſtattgefunden hat. Die Verantwortung tritt ein, wenn 
ber Minifter die Handlung, welche eine Verfaſſungsverletzung enthielt, gewollt 
bat: das Bewußtfein ihrer Berfafjungswidrigkeit gehört nicht zu dem bier voraus- 
gefegten Thatbeftand. Die Verantwortlidkeit des Minifters kommt hauptſächlich 
der Bollövertretung gegenüber zur Geltung, ba die Kontrole ber Berfafjungs- 
möäßigfeit des Regimentes ein Haupttheil des Berufs ber Stände iſt. Die Mittel, 
welche die Bollövertretung bat, um ihr Kontrolceht den Miuiftern gegenüber 
geltend zu machen, find einmal die Bejchwerbeführung beim Souverän, dann aber 
die eigentlihe Minifteranklage beim Staats-Gerichtähof. Wo zwei Kammern eri- 
ftiren, muß das Recht der Minifterankiage jeder derfelben zuftehen. Die Strafe, 
welde den für ſchuldig erfannten Minifter trifft, kann richtigen Grundſätzen zu 
Bolge nur in der Entlafjung aus dem Amte und in ver Unfähigkeit zur Wieder 
Anftellung beftehen. Der Monard kann bezüglich einer die Miniſteranklage ver- 
anlafjenden Handlung weber das Recht der Abolition noch das der Begnabigung 
ausüben. Sind diefe Borausferungen einer wahren Minifterverantwortlichkeit in 
der That vorhanden, fo liegt in derſelben eine höchſt bedeutſame Berfafjungs- 
gr Mit dieſem Ausſpruch verkennen wir aber nit, daß alle befonderen 

— — nur einen untergeorbneten Werth haben, wenn bie Ber- 
faffung nicht ihre befte allgemeine Garantie findet in ber politifchen Reife ber 
Bevölkerung, für welche fie befteht. Das Haſchen nad möglichft vielen befonderen 
Berfofjungsgarantieen, wie es namentlih in Deutſchland bis in bie neueſte Zeit 
vielfach hervortrat, ift zweifellos ein Symptom dafür, daß bie betreffende Bevöl⸗ 
ferung das Gefühl ihrer politiſchen Ohnmacht hat, 

II. Staatsrehtlihe Garantieen für die Aufrehthaltung einer Berfaffung find 
etwas Organiſches; völferrehtlihe Garantieen zu diefem Zwed etwas Mecdanifches 
und dem mobernen Staatögebanten Widerftrebendes; denn fie begründen das Eim- 
mifhungsreht einer auswärtigen Madt in bie inneren Angelegenheiten eines 
Boltes. Dies erflärt es denn auch, warum ſolche Oarantieen, früher fehr ver 
breitet, in neuerer Zeit immer mehr verfhwunben find. Am Tängften befand in 
Deutihland die völferrehtlihe Garantie des Bundes für die Verfaſſungen ver 
Einzelftanten fort; mit weldem Erfolg für die ungeflörte Fortentwidelung bes 
Öffentlichen Nechtszuftandes innerhalb verfelben, ift allgemein befannt. 

Die völlerrechtliche Garantie internationaler Rechtsverhältniffe hingegen kommt 
auch nod in unfern Tagen mehrfad vor. 

Das nun die Garantiemittel für die Erfüllung internationaler Ber» 
pflidtuugen und die Aufrehthaltung völlerrechtlicher Verhältniffe betrifft, jo fannte 
das Mittelalter eine Reihe folder, welche nach Analogie des Privatrechts gebildet 
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waren: Ginlager ober Einreiten (jus obstagii), Pfandfcaften, Geiſeln u. f. f. 
Diefe find jet natürlich fämmtlih außer Gebraud gelommen. Das Mittelalter 
batte aber ferner noch das Inftitut der fog. Eonferpatores ober Warrandi. Es 
waren dies mächtige Bafallen und Unterthanen, welde das Berfprechen ihres 
Lehens- und Landesherrn mitgelobten und fi zur Empörung gegen benfelben 
verpflichteten, falls ex feine Zufage nicht erfülle. Seitvem man die Warrandi nicht 
mehr im eigenen Lande des andern Kontrahenten finden konnte, war man beftrebt, 
fie anberwärts aufzufuchen, dritte Staaten als Garanten ber Erfüllung inter- 
nationaler Verpflihtungen herbeizuziehen. Das Bedürfniß befonderer Garantien 
für die Erfüllung völlerrechtlicher Verpflichtungen wird naturgemäß ftets fo lange 
lebhaft empfunden werben, als ein geregeltes Verfahren mangelt, um die Erfüllung 
folder Verpflichtungen eventuell zu erzwingen. Aber man bat anfänglid ven 
Werth folder Garantieen bebeutend überfhägt und daher weit häufiger Garanten 
zu völlerrechtlichen Berträgen herbeigezogen, wie heutzutage. So wurden früher 
vielfach die Succeffion beftimmter Dynaftieen in die Regierung gewiffer Staaten, 
ferner ganze Friedeneſchlüſſe unter die Garantie auswärtiger Mächte geftellt. Jetzt 
ift man von viefer häufigen Anwendung bes Garantievertrags mehr und mehr 
zurüdgelommen. Man hat einfehen gelernt, daß die Garantieverträge gleich allen 
übrigen völterrechtlichen Verträgen mit ber ſtillſchweigenden clausula rebus sic 
stantibus abgejhloffen find und daß gerade fie vermöge diefer Klaufel befonders 
leicht ihre bindende Kraft verlieren. Immerhin finden fi aud jest noch Garantie⸗ 
verträge in dem Sinne, daß britte Staaten fih für die Erfüllung internationaler 
Berpflihtungen eines gegebenen Staates verbürgen. Der arantievertrag ift in 
biefem Falle ein acceffortfcher Nebenvertrag, dur welchen der Garant fi ver- 
pflichtet, für die Durdführung bes Hauptvertrags auf Anrnfen eines Haupt- 
Intereffenten mit allen völferrechtlihen Mitteln thätig zu fein. Die Ueber 
nahme der Garantie fann nur mit Einwilligung der Haupt-Intereffenten erfolgen, 
nur auf Anfuchen derſelben darf der Garant fi einmifchen, er darf dem Haupt» 
vertrag nur infofern eine eigene Auslegung und Bedeutung geben, als die Haupte 
parteien über eine ſolche nicht einverfianden find. Der Garantievertrag ftipultrt 
alfo in biefem Falle eine durch Anrufen eines Interefienten bedingte Interventiong- 
pflidt des Garanten. 

Während die Iarantieverträge als Bürgſchaft für die Erfüllung völferrehtlicher 
Verpflihtungen eines oder mehrerer Staaten jeltener geworben find, werden gerabe 
erft feit neuerer Zeit gewiſſe völlerrechtliche Zuftände wie namentlih die ewige 
Neutralität eines Staates häufiger unter völferrehtlihe Garantie, insbeſondere 
unter die Garantie die Großmächte geftellt. Er ift das, was Bluntſchli Garantte- 
beſchlüſſe nennt. Auch folde Garantiebeſchlüſſe begründen eine Interventionspflicht 
und bamit natürlich auch zugleich ein Interventionsreht der Gayanten. Aber fie 
unterfcheiven fi von den Onrantieverträgen im oben erwähnten Sinne dadurch, baf 
bier die Interventionspflicht beziehunggweife das Interventionsreht des Garanten 
auh ohne Anrufen der formellen Hanptintereffenten begründet 
erfheint, fobald der Garant nur felbft den garantirten Zuſtand für bebroht 
erachtet. Ja es ift bier eine völferrechtliche Aktion der Garanten denkbar ohne Mit- 
wirkung bes formellen Hauptintereffenten, zu deſſen Gunften bie Intervention erfolgt. 

Die Garantie völkerrechtlicher Zuftände gefchieht vielfah im ber Form einer 
fog. Kolleltiv-Öarantie der Großmächte. 

Man hat die Bedeutung folder Kolleltivgarantieen, befonders felt ven be— 
kannten Erklärungen Lord Stanley’s bezüglic der Kollektivgarantie der ewigen 
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Neutralität Luxemburgs, vielfach fehr gering angefhlagen. Iſt ein ſolches Urtheil 
in der That berechtigt ? 

Ein völkerrechtlicher Zuftand ſteht unter ver Kolleltivgarantie der Mächte, 
heißt: die Mächte haben eventuell gemeinfam zu prüfen, ob ber fraglide Zuftand 
bedroht fe. Nur wenn biefe Frage allgemein bejaht wird, ift die Gefammthelt 
zum Einſchreiten verpflichtet. Die GarantirStaaten fliegen alddann gemeinfam 
eine befenfive Allianz zur Aufrechthaltung des garantirten Zuftandes. 

Damit hat man aber gemeint, fet die Rollektivgarantie praftifch und im ber 
That bebeutungslos. Denn man hat es für unmöglich erachtet, daß die fragliche 
Einhelligteit auh nur ber übrigen Großmächte einer biffentirenden Großmacht 
gegenüber zu Stande fommen werbe. 

Aber felbft dies zugegeben, was doch noch durchaus nicht als feftftehend 
anzunehmen ift, fo hat man babei folgendes überfehen. 

Wohl iſt nur in Folge allfeitiger Uebereinftimmung die Gefammtheit zum 
Einfreiten verpflichtet. Aber auch ohne dieſe Uebereinftimmung erwächét aus 
der Kollektiogarantie jedem einzelnen Bertragsftaat zugleih das Nedt felbftänbig 
vorzugehen, fobald ihm ber garantirte Zuftand bedroht erfcheint. Und gerade praf- 
tiſch wird diefes Recht ebenſo ſtark auf den Entſchluß eines Staates wirken, für 
bie Aufrehthaltung des fraglihen Zuftandes thätig zu fein, wie bie vermittelt 
der Einzelgarantie übernommene Pflicht. 

Daher ift die Kolleftivgarantie eines völferrechtlihen Zuftandes in der That 
jeber anderen Bürgfhaftsform vorzuziehen; denn fie fügt dem Recht jedes Ber- 
tragsftaates zur eventuellen Intervention, welches ohnehin glei der Pflicht des- 
felben bei etwaiger Einzelgarantie wirft, nod die Pfliht der Gefammtheit ver 
Garanten zur Intervention bei, fobald eine Uebereinftimmung in dieſer Richtung 
erzielt wird. 

Literatur: Bergleiche über fiaatsrechtliche Garantieen: Zachariä, demtfches 
Staats» und Bundesrecht Bd. I, $ 55 ff.; über völferrehtlihe Garantieen: 
Heffter, Bölterreht 88 92 u. 97; Bluntſchli, Modernes Böllerreht $ 430—440, 
$ 486. Sſtrauch 


Gebühren. 


Das Wort „Gebühren“ bezeichnet erſt in der Terminologie ber neueren 
beutfchen Finanzwiffenfhaft eine beftimmte Kategorie von Staatseinnahmen, bie 
man früher theils mit den Steuern, theild mit ven Regalten oder Fiskalvorrechten 
zufammenwarf. Noch jett ift man betreffs der genauen Definition dieſes Begriffes 
nit ganz einig und fommt ed noch in neuefter Zeit vor (v. Hod), daß fie als 
eine befondere Stenergattung betrachtet werben. 

Der Theorie zufolge, welche immer mehr die herrſchende wirb (Rau, Umpfen- 
bad), find Gebührenzahlungen, welche bie Unterthanen an ben Staat zu Teiften 
haben, als Entgelt für pie befonderen Dienfte, welde ihnen bie Staatsorgane 
für ihre individuellen Zwede leiften. Es handelt fi alfo niht um einen Entgelt 
bei Benugung beliebiger Staatsanftalten, fondern um diejenigen, die ber Stand 
als folder zur Erfüllung des Stantszweds im allgemeinen Intereffe ins Leben 
ruft, die aber doch Einzelnen wieder befonders zu Gute kommen. Das Geridt 
3. B. befteht im Intereffe der Aufrechterhaltung der Rechtsordnung; wer es aber 
befonders zu feinem Schuge anruft oder durch feinen rechtswidrigen Willen zur 
Thättgkeit veranlaßt, zahlt hiefür eine fpecielle Gebühr. 
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Es giebt nun verſchiedene Anftalten, betreffs deren man weſentlich ftreiten 
fonn, ob die dabei vorlommenden Zahlungen ter Unterthanen wirklich als Ge- 
bühren zu betrachten find, 3. B. Poft und Staatseiſenbahn. Sind das Anftalten, 
die der Staat als folder im allgemeinen Interefie errichtet, oder ſolche, die ebenfo 
gut ein Erwerbsgefhäft von Privaten bilden können und nur aus. zufälligen oder 
Zwedmäßigkeitsgränden ganz oder theilweife vom Staat ins Leben gerufen werben ? 
Sind dies, um mit Rau zu ſprechen, weſentliche Staatsanftalten oder nur Staats- 
gewerbe? Dies wird nah Ort und Zeit verfchieden fein, je nach dem Umfang, 
den man ben eigentlihen Staatsaufgaben nad) der herrſchenden Anfhauung oder dem 
Weſen bed Staates zu geben geneigt ift und je nad ber mehr ober minder allge- 
meinen Bedeutung, welde gewiſſe Berfehrsanftalten zc. gewonnen haben. Betreffs 
anderer Staatsanftalten : Gerichten, gewöhnlichen Verwaltungsbehörden 2c. Tann 
dagegen über ihren eigentlihen Charakter kein ernftliher Streit beftehen. 

Die groß nun aud im fpeciellen Falle die Anzahl der Staatsanftalten fein 
mag, bei denen Gebühren in Betracht kommen, jo gilt für jede hierher gerechnete 
Anftalt der Grundfag, daß nur ein Theil der von ihr verurfachten Koften durch 
Gebühren gededt werben joll. Wenn die Anftalt im ununterſcheidbaren Intereffe 
Aller eriftirt und zugleih im Interefje Einzelner befonders thätig wird, fo ift es 
der von felbft geredhtfertigte Zuftand, daß ein Theil ihrer Koften durch die allge- 
meinen Staatseinnahmen, ein anderer durch befondere Gebühren gebedt wird. Ein 
allgemeines Princip, wie groß der durch Gebühren zu dedende Theil der Koften 
eigentlich fein folle, läßt fi nicht auffinden, da man nidt fagen fann, in welchem 
Grade die Anftalt Allen nügt; es wirb fid dies im einzelnen Falle nah Ge- 
wohnheit und Zwedmäßigkeit richten. Oft kommen polizeiliche Gefihtspunfte mit 
in Betracht; es kann räthlich fein, durch ſolche Gebühren die Unterthanen vor 
unnöthiger Anrufung der Staatshülfe abzujhreden (hohe Procekloften!), das 
natürlich nicht dahin ausarten darf, daß man bie Aermeren von ber Benugung 
der Staatsanftalten faktiſch ausſchließt. 

Wird durch Gebühren eine höhere Einnahme für den Staat erzielt, als zur 
Beftreitung der Koften der Anſtalt nöthig ift, fo haben wir feine reine Gebühr 
mehr, fondern es iſt zum Theil eine Steuer vorhanden, melde die einzelnen 
Staatsbürger ganz principlos und möglicherweiſe fehr empfindlich trifft; denn es 
find im wahren Sinne des Wort impöts sur les actes vorhanden, wie die Ge- 
bühren von den Franzoſen genannt zu werben pflegen. Es fommt zwar aud 
vor, daß zwar ber äußeren form ber Erhebung nah eine Gebühr vorzuliegen 
iheint, in der That aber gar nichts Anderes beabfihtigt ift, als eine Steuer; 
.ein Fall, für den der Erbfdaftsftempel das wichtigfte Beiſpiel if. Im vielen 
anderen Fällen überfteigt zwar bie Gefammteinnahme aus den Gebühren die Koften 
der Anftalt nicht. Die einzelnen Gebühren find aber fo berechnet, daß fie nicht 
nur mit der Mühe der Staatsbeamten, fondern aud mit der Größe der Geld- 
fumme, um die es fih handelt, wachſen. Aud bier haben wir dann die Idee der 
(mit dem Einfommen wachſenden) Beftenerung und der Gebühr vermiſcht. Solche 
Bermifhungen können nit auffallen, wenn man bevenft, wie neu der Gedanke 
der Gebühren überhaupt if. In den Etats werden fie noch meiftens neben ben 
Indireften Abgaben aufgeführt — jett wohl aus feinem anderen Grunde, ala 
damit fie nicht zu dem direlten Ertrags- oder Einfommenftenern gehören — und 
dies deutet darauf hin, daß man früher faktifh nicht daran dachte, zu unter- 
ſcheiden, welche Staatsanftalten man zugleih als fisfalifhe Einrichtungen, als 
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Werkzeuge zur Füllung der Staatslaffen benugen dürfe und welche hiezu nicht 
geeignet find, weil ber Staat fie im Interefie Aller errichten muß. 

Gebühren fommen fo ziemlid bei allen Zweigen der Staatsverwaltung vor. 
Am unbeftrittenften ift die Anwendung des Gebührenprincips in dev Eivilredhts- 
pflege; in der Civilrechtspflege tritt nebenbei der Gefihtspunft der Geloftrafe, in 
ber freiwilligen Gerihtebarkeit der der Beflenerung auf, Den Gerichtsgebühren 
nahe ftehen die Gebühren für die Schußpolizei. Gebühren kommen ferner vor bei 
den öffentlichen Schulanftalten, die jedoch ausnahmsweiſe auch ganz unentgeltlid 
befucht werden. In der Militärverwaltung find Gebühren bei Entlafiumg aus 
dem Dienfte häufig, vielfah vermifht mit einer Steuer als Erjag für ben 
nicht geleifteten perſönlichen Dienft. Es gibt ferner Gebähren bei Ertheilung von 
Dürgerrehten und Aufnahme in den Staatsverband, Berehelihungs- und Au- 
fäßtgmadhungs-Gebühren, Gebühren bei Erhebung in den Mbelsftand, Gebühren 
bei Ertheilung von Gemwerböfonceffionen, die jeboh immer, wenn fie hoch find, 
zugleih Perfonal- oder Gewerbefteuer fein tönnen. Vielfache Gebühren kommen 
endlih im Gebiete der Volkswirthſchaftspflege vor: Straßengelver, Waſſerzölle, 
Gebühren für Erfindungspatente. Auch der Schlagſchatz läßt fi als Gebühr auf- 
faflen, ſeitdem er aufgehört hat, eine ergiebige Staatseinnahmsquelle zu fein. Bei 
ber Poft, ven Telegraphen und Staatsbahnen kann man von Gebühren nur in 
jenen Staaten reden, in denen die Einnahmen hinter ven Ausgaben zurüdbleiben, 
indem der Staat beabfihtigt, diefe Anftalten im allgemeinen Interefje zu mono 
polifiren und mit finangiellem Berluft zu betreiben. 

Die Form der Gebührenerhebung ift häufig einfah, fo daß die Privaten, 
fowie fie mit den Behörben in Berührung treten oder nachdem vie Behörde ihren 
Dienft geleiftet hat, zur Zahlung angehalten werben; man nennt bies benn aud 
in der Praris gewöhnlich Gebühren over Taren, Sporteln u. dgl. Beliebt ift bie 
eigenthümlihe Yorm des Stempels oder die Erhebung der Gebühren in ver 
Weiſe, daß man ſich bei dem Berfehr mit den Behörden geftempelten Papieres 
bedienen muß, wobei je nad Inhalt und Größe des Schreibens der Stempel von 
verfchiedener Höhe if. Man hat die Stempelabgabe auch als bejondere Art ver 
Gebühren betrachtet, was unrichtig ift, infofern als die Form des Stempels bei 
den verfchiedenften Gebühren vorkommen kann und oft auch zur Anwendung 
gelangt, wo es fi gar nicht um Gebühren handelt, fo bei der gelegentlich ber 
freiwilligen Gerichtsbarkeit erhobenen Bermögensfteuer (Erbfchaftsftempel). Bei 
den Wechfelftempeln, die zumeift als eine Befteuerung des beweglichen Kapitals 
oder des Verkehrs erfcheinen, bei den Karten-, Zeitungs- und Kalenderſtempeln, 
die reine Konfumtionsfteuern find. Der Stempel kam zuerft 1624 im ven Nieber- 
landen zur Anwendung und erwies fih hier vom fisfalifhden Standpunkte aus 
als höchſt praftiih, fo bag er fih allmälig überall Eingang verſchaffte. Seit 
Neueftem bevient man fi nad Analogie der Briefmarken auch aufflebbarer 
Stempelmarfen. 

Dan unterfcheivet Gradationd-, Klaſſen- und Dimenfionsftempel, Der Gra- 
dationsftempel wird nad ber Höhe der in Betradht kommenden Geldſumme 
bemefjen, ift natürlid nur bei Schriften über Bermögensangelegenheiten anwend- 
bar und enthält deutlih die Neben: oder Hauptabfiht ber Beftenerung bes Ber- 
mögensd. Der Klaffenftempel wird nad dem Inhalt des Schreibens, der Dimen⸗ 
fionsftempel nach der Größe des befchriebenen Papieres berechnet, und Tann ki 
legterem das Gebührenprincip am reinften gewahrt werben. 

Die Stempel haben für den Staat das Angenehme, daß biefe Erhebung® 
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form einfach und Billig iſt und gar feine Schwierigkeiten ber Erefution bereitet. 
In vollswirthſchaftlicher Hinficht it gegen den Stempel als ſolchen aud Nichts 
zu erwähnen, fondern nur deſſen migbräuhlide Anwendung kann Tadel verdienen, 
wenn die dadurch erhobene Gebühr zu bod oder nad unrationellen Grundfägen 
bemefien ift, oder wenn man ben Stempel zu ſchädlichen inbireften Steuern 
benugt, wobei alfo eine nüglihe Thätigkeit der Staatsbehörden, für die ein Ent- 
gelt gezahlt wird, gar nit vorliegt, ſondern hödftens eine behemmende Ein- 
mifchung des Staats in den Verkehr der Privaten ftattfindet. 

Literatur: Siehe die unter Einfommenftener citirten Lehrbücher der Finanz. 
Dazu noh: v. Hod: die Finanzen Frankreichs. Mac Culloch, treatise of 
taxation. Mborf Held. 
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Aller Gehorfam fett eine Autorität voraus, welche Folge fordert, und ein 
Weſen, welches die Stimme biefer Autorität vernimmt (hört) und berfelben Folge 
leiftet. Der ftaatlihe Gehorfam fegt insbefondere eine ſtaatliche Autorität 
(Gefeg, Regierung, Gericht) voraus, welhe von den Bürgern und Einwohnern 
des Staates befolgt werden muß. Ein Staat ift denfbar ohme Liebe der Unter- 
thanen zur Staatsgewalt und ohne freiheit der Bürger, aber er ift nicht denkbar 
ohne Gehorfam. Die Nothwendigkeit des ftaatlihden Gehorfams tft mit ber Exi— 
ftenz des Staates gegeben. Über die Art und die Grenzen dieſes Gehorſams 
werden in der Theorie und ber Praxis noch verſchieden beftimmt. Es kommen 
bier folgende Unterſchiede in Betracht: 

1. Abfoluter und begrenzter Gehorſam. Der abfolute Gehorfam 
bat nur einen Sinn, wenn ihm eine abfolute Autorität gegenüber ſteht, die nie 
mals dem Menſchen gegen die Menſchen, fondern nur dem abfoluten Wefen, d. 
b. Bott zulommt. Aber aud Gott hat den Menſchen zur Freiheit gefchaffen und 
verlangt daher nicht abfoluten Gehorfam. 

Am eheften findet der abfolute Gehorfam in ver Theofratie einen Plak, 
weil Gott als Herrſcher gebadht wird. In der jübifchen Sage von Abraham, 
der fogar feinen einzigen Sohn dem Jehova als Opfer zu ſchlachten ſich anſchickt, 
weil er glaubt, der Oott habe es befohlen, hat biefer Gehorfam einen ener- 
giſchen Ausprud gefunden. Außerdem findet fi die Forberung des abfoluten 
Gehorſams noch in der aſiatiſchen Defpotie und in ber afrifaniihen Neger 
herrſchaft, wo der Herrſcher wie ein Gott ſchaltet, und die Unterthanen als Sklaven 
fih fühlen. 

Den civilifirten Bölfern ift der abfolute Gehorfam ein unleidlicher Gedante, 
mit dem weder Menſchenrecht noch Menfchenfreiheit verträglich ifl. Da ber Staat 
felbft fein abfolutes Weſen ift, jo darf aud die Staatsgewalt nicht abfolut fein. 
Jenſeits des Staatöbereihes hört daher die Autorität des Staates auf und mit 
ihr die Pflicht des Gehorfams. Freie Völker uud civilifirte Staaten fennen daher 
nur den begrenzten, nicht mehr ben abfoluten Gehorfam. 

2. Reidender Gehorfam und thätiger Widerſtand. Wir ver- 
ſtehen unter dem leidenden (paffiven) Gehorfam einen befhränften 
Gehorfam, welder ſich dem widerrechtlichen Gebote zu entziehen fucht und fidy 
weigert, vemfelben dur die That Folge zu geben, der ſich aber mit Grgebung 
und Geduld den Zwangsmaßregeln der Staatögewalt unterwirft und willig bie 
Strafen trägt, mit denen der Ungehorfam bedroht wird. Er ift ein beſchraͤnkter 
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Gehorfam mit Bezug auf das Handeln, die That, und ein unbefchränkter Gehorfam 
im Leiden und Dulven. Der Gegenſatz desſelben ift der blutige Widerftand, 
welcher fi) dem widerrechtlihen Gebote entgegenfegt, und wenn feine Durdy- 
führung mit Gewalt verfucht wird, die Gewalt mit Gewalt bekämpft. NReligiöfe 
Naturen find geneigt, den duldenden Gehorfam zu üben, politiihe Männer neigen 
eher dem thätigen Wiberftand zu. 

Voraus war die Lehre der chriſtlichen Kirche faft immer dem leivenden Ge 
horſam ergeben. Chriftus felbft hat ein großartiges Beiſpiel desfelben der Rad- 
welt hinterlaffen. Er vollzog feine religtöfe Miffion, ohne ſich durch ben wider⸗ 
firebenden Staatswillen der römifchen und der jübifhen Autoritäten beirren zu 
lafien. Aber er widerfegte fih aud nicht der ftaatlihen Berfolgung und befahl 
Petrus, als diefer zu thätigem Widerftande äbergeben wollte, „das Schwert in die 
Scheide zu fteden". Diefelbe Lehre fhärft aud der Upoftel Paulus der Chriften- 
gemeinde zu Rom ein, felbft gegenüber dem heidniſchen Kaifer Nero. Ebenſo haben 
die Chriften der zwei erften Jahrhunderte fih oft ale Märtyrer den ſchwerſten 
Strafen der heinnifhen Staatsgewalt willig unterworfen, aber zugleih an bem 
Gebote des Chriftenthums feftgehalten. Fortwährend war das die Lehre der rift- 
lihen Theologen in ven verſchiedenen Kirhen. Nicht bloß der heilige Augu— 
ffinus und Thomas al Aquino, auch Luther vertheinigte diefelbe mit 
großem Nachdruck. 

Faft nur diejenigen Theologen, melde mit der religiöfen Tendenz bie poli- 

tifhe mifhen, wie auf der einen Seite der Reformator Zwingli und auf ber 
andern die Jeſuiten, vertheidigen zumeilen für äußerfte Fälle aud dem thätigen 
Widerftand bis zur offenen Empörung und Entfegung folder Tyrannen, welde 
die Religion mißachten und verlegen. 
" Das Princip des leidenden Gehorfams läßt ſich am eheften von dem reli- 
giöfen Standpunkte aus begreifen und vertheidigen. Der vorzugsweife durch reli- 
giöfe Motive bewegte Menfch ift bereit, im jedem ſchweren Geſchick, das ihn 
betrifft, eine göttlihe Prüfung oder auch Züchtigung zu fehen und basfelbe mit 
Geduld zu tragen. Wie die Religion wefentlih Hingebung des Menfhen an Gott 
ift, fo bat fie auch eine tiefe Scheu vor Gewaltübung und einen innerlihen Zug 
zum feiden, Das Opfer gilt ihr mehr, als der äußere Sieg. Im Leiden bewahrt 
fih ihre Reinheit und ihre Kraft, und aus ihrer Niederlage im äußern Leben hat 
fie oft die größten Erfolge geerntet. 

Indefien haben aud Philofophen und Staatsmänner fi zuweilen für dieſes 
Princip erklärt, wie 3. B. Hobbes, Kant, Gens, Stahl u. andere. Sie haben fid 
dabei berufen auf das Bedürfniß einer höchften Autorität im Staate und die Noth- 
wenbigfeit, biefelbe wirffam zu erhalten, auf den logifhen Widerfprud eines Wiper- 
ftandes wider die oberfte Autorität und einer Gewalt der Unterthanen, welche die Gewalt 
ber Obrigfeit beftreite, auf die Gefahren der Unſicherheit, ver Gefeglofigkeit, der Anar- 
hie, darauf, daß der gemaltfame Widerftand die Umkehrung der Staatsordnung bedeute. 

Dagegen wirb der thätige Widerftand für Ausnahmsfälle von einer 
großen Zahi von Staatsmännern, Redhtsgelehrten und Philofophen, befonders "er 
politifh freien Nation vertheidigt. Beifpielsweife find anzuführen die Engländer 
Milton, Sidney, Tode, Hume; die Norvamerilaner: Washington 
Franklin, Hamilton, Jefferfon; dann Hugo Grotius; die Franzofe 
feit der Revolution von 1789 durchweg; die Deutfhen Friedrich II. v 
Preußen, Fichte, Feuerbach, Dahlmann, Welder und fogar der F 
ftaurator Haller, 
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So lange man ben Staat aus einem Bertrage ableitete, fonnte man ſich 
darauf berufen, daß aud der Unterwerfungsvertrag zweiſeitig ſei und wechfel« 
feitige Rechte und Pflichten begründe. Denen, die aus dem göttlihen Rechte ber 
Könige die Lehre des leidenden Gehorfams ableiten, erwidert Milton, daß das 
Recht der Völker nicht minder göttlich fei und Gott nicht feine Bölfer der Laune 
der Könige überliefert habe. Dem logifhen Argument der Unterorbnung unter bie 
oberfte Autorität fest Feuerbach entgegen, daß ber Regent, welder feine ver- 
faflungsmäßigen Befugniffe überfchreite und Widerrechtliches fordere, nicht als 
Regent bas thue, weil feine Stellung als Regent dur das Recht bevingt und 
befhränkt fet, fondern ald Privatmann. „Der Kaifer ift nicht Kalfer, wenn er 
Unrecht thut“, fagt ein altes Rehtsfprihwort. Die Gefahren, die aus dem Wiber- 
fand entftehen, find nicht einmal fo groß, als die Uebel der Tyrannei. Eine 
unrubige fampfoolle Freiheit ift befier, als die flumpfe Ruhe der Knechtichaft. 
Dadurch, daf der Tyrannei widerftanden wird, wird nidht die gefeglihe Staats⸗ 
gewalt verneint oder vermindert, fondern an ihre Schranken gemahnt. 

Während aber die Engländer, Amerilaner und Deutſchen den thätigen Wider: 
ftand nur als eine bedenkliche Ausnahme rechtfertigen, bat bie rabifale franzöſiſche 
Schule geradezu den Aufftand bei jeder Verlegung des Bollsrechtes als ein hei« 
liges Geſetz proflamirt (Franz⸗Verfaſſung von 1793, 8 3). Die Geſchichte der 
franzöſiſchen Revolution beweist aber, wie gefährlih es auch für die Volfsfreiheit 
wird, wenn der Staat zwiſchen Auffländen und Militärgewalt ſchwanult. 

3. Princip und Bedingungen bes Widerftandes gegen Ty— 
ranmei, Die frühere Theorie war gewöhnlih von dem Gedanken ausgegangen, 
daß ber Staat das freie Werk des Vertrags fei. Wir erfennen heute in dem 
Staate eine Organifation des Volls, wir trennen daher nicht mehr Regierung 
und Regierte wie zwei von einander gefchievene Weſen, beren eines nur zum 
Gebieten, das andere nur zum Gehorchen berufen fei, fondern wir fehen im Staate 
beide zu einem einheitlihen Gefammtmwefen und zu gemeinfamem 
Lebem verbunden. Sie find daher Glieder Eines Körpers und bedingen ſich 
wechfelfeitig. Daher find aud öffentliche Rechte und Pflichten auf beiden Selten 
und in Wechſelwirkung zu einander. 

Daraus folgt, daß im gefunden und normalen Zuftande des Staates bie 
Regierung nur gebiete, wozu fie durch ihre ftaatlihe Stellung und Aufgabe beredy- 
tigt ift, und daß der Gehorfam der Regierten ſich willig einftelle. Ein Konflikt 
der Rechte und der Pflichten fest nothwendig einen krankhaften Zuftand des Staates 
mindeftens in einem feiner beiden Hauptbeftandtheile voraus, fei es weil bie Re— 
gterung zu defpotifcher Willtür, ſei e8 weil die Regierten zu trogiger Auflehnung 
geneigt ober gereizt find. Solde Staatstrankheiten fommen aber vor und für ber« 
artige Fälle entfteht nun die Frage: Ift der Widerſtand der Negierten mit phy⸗ 
fiiher Gewalt zuläffig, aus welchen Gründen und wie weit? Der Gehorfam 
ift normales Recht, der Widerſtand fann, wenn überhaupt Recht, fein 
Regelredht, er fann nur anomales, nur Ausnahms- und Nothrecht fein. 

Das aber ift er wirklich. Freilich legt der moderne Staatsbegriff im Gegen- 
fage zu dem mittelalterlichen, auf die Einheit und Autorität der Regierungsgemalt 
den größten Werth. Das Mittelalter hatte noch die bewaffnete Selbfihilfe in 

: weitem Umfange, auch ber Heinen Herrn wider bie höhern Herrn und der Stände 
& wider die Kürften vielfach gebilligt und geübt, ver moderne Staat verwirft dagegen 
Malles Fehderecht und will keine zwiefpältige Polizei, teine Parteiheere, keine Zer- 
Cprödelung der Staatsmacht. Er gibt daher keinen regelmäßigen Widerſtand zu, 
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aber er verfolgt dieſes Princip nicht blindlings. Indem er bie Staatsmacht ein- 
heitlich fomcentrirt, thut er das doch nur, um bie volle Energie des Staates zu 
verwirklihen, nicht um den Staat felbft der redhtlofen Laune der Regierung zu 
überliefern; und wie bie Regierungsgewalt ihren Grund in vem Staatsrecht 
bat und durchaus üffentliches, Fein Privatrecht ift, fo findet fie auch im ber 
rehtliden Eriftenz des Staates ihre nothwendige Beſchränkung, 
und fann anferhalb verfelben weder Gehorfam erwarten nod fordern. Wenn ber 
Regent In das Heiligthum der Familie eingreift und bie Frauen ober Töchter 
der Unterthanen zu feiner Wolluft zwingt, wenn er ohne Urtheil und Recht ein- 
zeine Bürger ihres Bermögens oder ihrer Freiheit oder gar bed Lebens beraubt, 
fo handelt er offenbar nicht als Regent, denn fein Regierungsrecht ermädtigt ihn 
dazu, fondern als ein privater Ärievebreher und Räuber, und ber Widerftanv 
gegen feine Willkürhandlungen ift gerechte Nothwehr. Nur muthige und kräftige 
Gegenwehr vermag in folden Fällen die Rechtsordnung zu fihern und den tief 
erfchütterten Staat vor dem Verfinten in orientalifhe Defpotie zu retten. Wenn 
ein Glied eines organifhen Körpers krank ift, fo hilft die wohlthätige Reaftion 
der noch gefunden Körpertheile die Geſundheit des Ganzen berzuftellen. Dieſe 
natürliche Heilkraft findet fi and in dem Staatölörper: und es if durchaus 
logiſch, daß der rehtmäßigen obrigkeitlihen Gewak ber Gehorfam entſpreche, und 
daß die widerrechtlich geübte Gewalt den Widerſtand hervorrufe. Wenn fidh die 
Rechtsgewalt ber Regierung in ihr Gegentheil, in offenbares Unrecht verkehrt, jo 
kann es Niemanden, welder für das große und göttliche Naturgefeg einen offenen 
Sinn bat, befremden, daß dann aud der fhuldige Gehorfam in den beredhtigten 
Wiverftand umſchlage. Wenn ver bisher pofitive Bol negativ wird, fo wird ber 
bieher negative Gegenpol pofitiv. Diefer Widerftand wendet fi nicht gegen bie 
Obrigkeit, denn fie ift immer nur Nechtsgewalt, fondern gegen die Individuen, 
— ben Namen der Obrigkeit mißbrauchen, um ihrer Privatleidenſchaft zu 
röhnen, 

Nur darf man es nicht leicht nehmen mit den Bedingungen dieſes Noth- 
ftandes, damit nit die fefte Rechtsorbnung ind Wanken komme. Diefe Be 
dingungen find: 

1) Das Unreht, weldes zum Wipderftand treibt, muß ein offenbares 
fein. Zweifelhafte Ueberfhreitungen der Amtegewalt genügen nicht, um fo ſchwere, 
ihrer Natur nad immer höchſt bevenklihe Gegenmwirktungen hervorzurufen. Im 
Zweifel bleibt die Regel des Gehorfams in ihrem Nedt. 

2) Das Unreht muß ein fehr ernftes, bie natürlichen oder verfafjungs- 
mäßigen Rechte tief verlegenbes fein; benn nur in verzweifelten Fällen iſt eim jo 
verzweifeltes Heilmittel anwentbar. In anderen Fällen ift immer noch, fei es ber 
thätige, ſei es der leivende Gehorfam vorzuziehen. 

3) Es muß an einer gefeglihen Rehtshilfe fehlen, denn fo lange 
biefe zur Heilung führt, darf nicht die Gewalt ihren trogigen Arm erheben. Je 
befier in einem Staate durch öffentliche Inftitutionen für eine organifhe Redte- 
hilfe geforgt ift, um fo geringer ift das Bedürfniß und die Gefahr der GSelbft- 
bilfe, in welcher die unbändigen Naturfräfte zur Wirkfamkeit gelangen. 

4) Der Widerftand darf nit über fein Ziel hinaus gehen und muß 
mit der Abftellung bes Unrehts und der ermeuerten Siderung bes 
Nehts fein Ende finden. Große politifche Völker, wie die Römer in ihren befferen 
Zeiten und mie bie Engländer, haben dieſe Grenze wohl zu finden und einzu 
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4. Beamtengehorfam und militärifher Gehorfam. Das Er- 
forberniß des Gehorfams wähst an zwingender Stärfe nah Maßgabe ver ent- 
jhiedeneren Unterorbnung des Gehorchenden unter ven Befehlenden und ber engeren 
Berbindung des Befehles und Dienftes zu Einem Alt. Seine höchſte Energie 
erreicht e8 in dem militärifhen Gehorſam. Die volle Entwidlung der phy- 
ſiſchen Gewalt ift die Beftimmung des Heeres im Staate, und befhalb ift ba#- 
felbe auch dem Geſetz der Gewalt mehr als alle anderen Inflitutionen unter= 
worfen, Befehl und Bolzug ift hier Eins und die Stärke des Heeres iſt dadurch 
bedingt. Der Gehorfam des Soldaten nähert fi daher allerdings dem fogenannten 
abfoluten Gehorfam an; aber felbft dieſer ift in der civilifirten Armee nicht ohne 
Grenze. Er ift durd den militärifhen Geift und die militärifhe Sitte felbft be— 
dingt. Die militärifche Ehre ift die Zwillingsfchwefter des militäriihen Gehorfams 
und läßt ihn nicht in die Sklaverei verfinten. Unweigerlich wird der Untergeorb- 
nete einen Befehl ausführen, der ihm felber ven Tod bringt. Aber er wirb fi 
nicht dazu hergeben, etwas offenbar Ehrwidriges zu thun und eine Schanbthat 
zu begehen. 

In der Gliederung der Eivilbeamtung find je nad bem verſchiedenen 
Grundcharakter der Aemter verfchievene Stufen aud des Gehorfams zu unter 
ſcheiden. Am nähften dem militärifhen Gehorfam kommt der Gehorfam je ber 
unteren Polizeibeamten und Angeftellten gegenüber den höheren. Aud 
die Polizei ift Offenbarung der Gewalt in eminentem Sinne des Wortes. Aber 
man darf doch nicht völlig die Unterorbnung der Polizei-Behörden und »-Gtellen 
mit der no firengeren Unterorbnuung des Heeres auf Eine Linie fegen. Wller- 
dings ift au hier Einheit und Unaufbhaltfamkeit des gebietenden 
Willens nöthig. Wer kennt nicht jenen „baummollenen Widerſtand“, welden 
die heutige Bureaufratie unter dem Scheine weicher Fügſamkeit den ihr mißfälligen 
Geſetzen oder Geboten des oberften Staatswillens entgegen zu fegen verfteht, und 
welcher durch taufend unſcheinbare Frifiignen die Kraft desfelben aufzehrt, bis 
das Gebot, an der Peripherie angelangt, wo es erſt fich verwirklichen follte, ohn- 
mädtig geworben oder gar unverfehens in fein Gegentheil verkehrt ift? Aber 
neben jenem Bedürfnig, weldes die Aehnlichkeit des polizeilihen mit dem mili- 
tärifhen Gehorfam begründet, kommen doch auch manche Unterfhiede in Betracht, 
vor allem die äußerfte Mannigfaltigkeit poligeiliher Zwede, welde eine vielfeitige 
und freie Erwägung der erforberliden Mittel von Seite des ummittelbar zur 
Handlung berufenen Beamten unentbehrlih machen, das verhältnigmäßige Zurüd- 
treten der mathematifhen und phyſiſchen Rüdfihten, welche in der Verwendung 
bes Heeres fo häufig entjcheiden und die nothwendige Beachtung des beftchenben 
und friedlichen Rechtszuftandes, zu welder die Polizei in allen ihren Bertretern 
dur ihren Beruf verbunden ift. 

Biel weniger entſchieden tritt da8 Moment des ftantlihen Gehorfams inner- 
halb der Juftizbeamtung hervor. Derfelbe macht fih ſowohl ver Negierungs- 
gewalt als fogar den oberen Inftanzen der Gerichte felbft gegenüber vornehmlich 
nur in formeller Beziehung bemerklich. In der maßgebenden Rehtsertennt- 
niß und dem Rehtsurtheile dagegen haben bie Richter nur durch ihre eigene 
gewiffenhafte Ueberzeugung von dem ſich leiten zu laflen, was in dem Staate als 
beſtehendes Recht gilt, und alle Befehle und Aufträge, welde ihnen im Wider- 
ſpruch mit dem Recht von höheren Beamten oder felbft von dem Gtaatshaupte 
zutommen follten, find für fie wie nicht vorhanden. Weil ihr Beruf nit auf das 
Zwedmäßige und Nügliche gerichtet ift, jo haben fie aud keine Wahl zwifchen 


728 Geld. 


ben verſchiedenen Mitteln, ſondern find gebunden durch das Recht, wie es iſt, 
aber auch nur durch das Recht. 

Endlich verliert vie beſondere Pflicht des Amtsgehorſams an Bedeutung und 
Kraft in denjenigen öffentlichen Berufstreifen, welchen keine obrigkeitliche Gewalt 
inne wohnt, fondern welche lediglih zur Pflege, ſei es der Kulturverhältniffe, 
fet e8 der ſtaatswirthſchaftlichen Interefien dienen, und welche daher mehr durch 
die Gefege der Wiffenfhaft und der Technik, als durch die Gebote der Staats» 
gewalt geleitet und beftimmt werben. Blnntiäri. 


Geld. 


Geld ift diejenige Waare, die innerhalb eines Verkehrsgebietes als allgemeines 
Tauſchmittel und allgemeines Preismaß dient. Ein allgemeines Preismaß entfteht 
durch die Bepürfniffe des Verkehrs von felbft, da nur eine fehr geringe Menge 
von Taufhgefhäften zu Stande fommen kann, wenn nur Waare gegen Waare 
vertaufeht wird. Eine dritte Waare tritt dazwifchen, die Jeder als Gegenleiftung 
annimmt, weil er ſicher ift, fie auch bald wieder gegen das Gut, deffen er gerade 
bedarf, anzubringen. Auf niedrigen Kulturftufen dienen als allgemeines Tauſch- 
mittel gewöhnlid Waaren, die in der That Jedermann brauchen kann, jo Thiere 
bei Nomaden, Felle bei Jägern in Falten Ländern, Cacaobohnen, Tabadblätter, 
Salz u. dgl. Es bezeichnet dann eine höhere Kulturftufe, wenn eine allgemein 
beliebte Luxuswaare die Role des Taufchmittel® übernimmt, die zwar Jeder ge- 
brauchen kann, aber Niemand verbraudt, und bei ber aud der Gedanke bes 
eigenen Gebrauchs immer mehr gegen die Abfiht des Wiederausgebens in ben 
Hintergrund tritt. Bei den fultivirten Völkern der Gegenwart haben allgemein 
Gold und Silber die Geldfunktion übernommen, und zwar flammt biefer Gebraud 
in feinen Anfängen von den alten Babylonern ber, benen wir aud das erfte 
Maf- und Gewihtsfyftem verbanten. 

Es iſt an fi möglih, daß in demſelben BVerfehrsgebiete mehrere Waaren 
als allgemeines Taufchmittel benugt werden, 3. B. Rinder und Schafe oder Salz 
und Silberthaler in Abbeffinien, Gold und Silber gegenwärtig bei uns. Indeſſen 
drängt ein genauer rechnender Verkehr dahin, eine Waare vorzugsweife als 
allgemeines Zaufchmittel zu benugen. Die Duantitäten des als Geld dienenden 
Gutes, gegen welche verfchlevene andere Waaren vertaufcht werden, geben nämlich 
den Mafftab, ven Taufchwerth der letzteren unter einander zu vergleichen, fie find 
der Preis der legteren. Wenn beifpielsweife 1/,, Pfund Silber der Preie eines 
Gentners Walzen, 1 Pfund Silber der Preis oder das Zaufhäquivalent eines 
Gentners Kupfer ift, fo weiß id, daß fih 10 Gemwichtsguantitäten Walzen gegen 
eine Gewichtseinheit Kupfer vertaufhen, oder Kupfer 10 Mal theurer ift, als 
Walzen, Würde id) aber den Preis des Waizens in Silber, den des Kupfers in 
Gold angeben, fo müßte ih, um Walzen und Kupfer zu vergleichen und als Träger 
eines beftimmten Tauſchwerths abdiren zu fünnen, erft das Preisverhältnig zwiſchen 
Gold und Silber kennen, und da dieſes ebenfo wie alle anderen Preisverhältnifie 
zwifchen zweierlei Waaren niemals fonftant bleibt, fo muß id, um bei dem Bei- 
fpiel ftehen zu bleiben, erft den Werth des Silbers nach dem gegenwärtigen Tauſch- 
verhältniß in Gold oder den bes Goldes in Silber meflen, um dann Waizen unb 
Kupfer zu vergleichen. 

Wenu alfo das Bedürfniß befteht, die Preife oder Tauſchwerthe der verſchie⸗ 
denften Waaren innerhalb desfelben Berkehrsgebietes zu meflen, jo kann man nur 
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ein einziges Gut hiezu verwenden; hiezu eignet ſich ſelbſtverſtändlich diejenige 
Baare, die vorzugswelfe allgemeines Taufchmittel ift, denn auf diefe Welfe find 
die Preife der meiften Waaren ohne weitere Umrehnung fhon im Boraus bekannt, 
Und dasjenige allgemeine Taufhmittel nun, das irgendwo fraft Gewohnheit oder 
Geſetz zugleih als allgemeines Preisgut dient, nennen wir allein Geld im tech» 
nifchen Sinne des Worts, während fonftige allgemeine Tauſchgüter uns im Gegenfag 
zum Gelde Waaren bleiben. 

An die beiden Funktionen des allgemeinen Taufchmitteld und Preismaßes 
fließt fih als natürlihe Folge eine dritte an, die nit zum Begriffe des Gelves 
gehört, aber beachtet werden muß, wenn man bie Bedeutung des Geldes voll⸗ 
ftändig würbigen will. Das Geld wird nämlih zum allgemeinen Kapitalanfamm- 
lungsmitte. Da man für Geld ftets alle anderen Waaren haben kann, fo be— 
beutet der Befig einer gewiflen Menge Geldes ein Recht auf eine beftimmte 
Werthmenge in Waaren beliebiger Art, auf ſchon eyifttrende oder erft zu fchaffende 
Baaren, da Ih ja mit Geld auch Arbeit faufen und dadurch neue Güter 
berftellen lafjen kann. Wenn alfo Jemand fih in den Befig eines beliebigen Ka» 
pitals fegen will, fo fpart er die Mittel, ſich viefes zu verfchaffen, allmälig in 
Geld zufammen, bis er genug hat, fi das Gut, das er haben will, zu kaufen 
ober herftellen zu laflen. Das im Moment todt daliegende Geld, von dem zur 
Zeit noch ungewiß iſt, wann und zu weldem Zwecke e8 wieder in den Verkehr 
bringen wird, ift feiner beftännigen Bertaufhbarkeit gegen Waaren wegen, ſchon 
jet ein werthvoller Beſitz, felbft ein Kapital: es ift dies eine ber wichtigften 
Eigenfhaften des Geldes, daß es das bequemfte und ſicherſte Mittel ift, allmälig 
eine foncentrirte Macht über ben Waaren- und Arbeitsmarkt zufammenzubringen, 
die man erft in dem Angenblid geltend machen fann, in weldem es vortheilhaft 
erfcheint. 

Daß gerade Gold uud Silber ſchon fo lange Zeit hindurch als Gelb fun. 
giren, kommt weder von Spectalgefegen, nod von einem allgemeinen internationalen 
Bertrag Her, fondern die Völker wurden auf einer beftimmten Entwidlungsftufe 
dazu in Folge der großen Tauglichkeit der Evelmetalle zum Geld gedrängt. Die 
allgemeine Beliebtheit der edlen Metalle bildet die erfte Borausfegung ihrer Geld⸗ 
fühigfeit, ihre Koftbarkeit machte fie befonders bequem dazu, weil fie verhältnig- 
mäßig wenig Raum einnehmen und fo große Werthe leicht zu transportiren find. 
Ihre Härte und Dauerhaftigkeit macht fie tauglich zum Werthanfammlungsmittel 
und bewirkt, daß dasſelbe Geloftüd feinen Dienft unendlich lange thun kann. Die 
gleichmäßige Natur diefer Elemente im chemiſchen Sinne des Wortes auf ber 
ganzen Erde bewirkt, daß der Unterfchiev des Werths verſchiedener Stüde des— 
jelben Metalld nur in ihrem verſchiedenen Gewichte befteht, die leichte Schmelz- 
barkeit geftattet die Ueberführung des Metalls iu bequeme Münzen. 

Münzen find nämlich Metallftüde, deren Gewicht und Feingehalt durd einen 
von einer allgemein anerfannten Autorität aufgeprägten Stempel fofort Jeder⸗ 
mann ohne weitere Prüfung erkennbar ifl. Wenn der Gebrauch des Golves und 
Silbers aus Babylon ftammt, fo ſcheint die Münze eine Erfindung der griechiſchen 
Kolonteen in Kleinaften zu fein. Die allgemein anerfannte Autorität, welche in 
unferen civilifirten Staaten die Münze prägt, ift, abgefehen von verſchwindenden 
Ausnahmefällen der Staat; berfelbe gewinnt hierdurch einen fehr wichtigen Ein- 
flug auf die Regelung des Geldweſens, ber früher vielfah zu Müngverfchled- 
terungen mißbraucht wurde, heutzutage die Urfache bildet, daß in einzelnen Yän- 
dern verjchievdene Metalle als Geld dienen, in England Gold, in Deutſchland 
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Silber, oder daß, wie in Frankreich, dur einen vom Stante ausgeübten Zwang 
zwei Metalle neben einander als Geld im vollen Sinne des Worts fungiren, 
Das Nähere über diefe Einwirkung des Staats und die am ſich begrifflich undent- 
bare Doppelwährung insbefondere bleibt dem Artikel Münzweſen überlaffen. Hier 
nur bie Bemerkung, daß bie Anerkennung eines ober mehrerer Güter als gefeg- 
lihen Zahlungsmittels ein Gut im ölonomifhen Sinne des Wortes nicht zum Gelbe 
macht. Dies ift für den Juriften wichtig, im volkswirthſchaftlichen Sinne ift Gelb 
bas Out, das der Verkehr faktiſch als allgemeines Tauſchmitiel und Preismaß 
gebraucht. Es ift nothwendig, daß der Staat regelnd und überwachend hinzutritt, 
er ſchafft aber damit nicht ven Begriff des Geldes, ſondern erleichtert nur feine 
Anwendung. Dies bezieht fi) insbeſondere auf das fogenannte Papiergeld. 
Darunter verftehen Manche alle diejenigen Schuldurfunden, welche als allgemeines 
Zaufhmittel kurfiren (f. Art. Bank und Krebit), Andere begreifen damit nur bie» 
jenigen vom Staate ausgegebenen Schulvfcheine, die auf beftimmte Summen Gol 
oder Silber lauten, und melde kraft Gefeges im Verkehr von demjenigen ange- 
nommen werden müfjen, der Gold oder Silber zu fordern bat. Ob dieſe Scheine 
an den Staatslaſſen nad, Belieben einlösber find, ob fie zu Steuerzahlungen 
verwendet werben können ober nicht, dies ift hier gleichgültig. Solde (gemöhnlid 
unverzinslide) Staatsſchuldſcheine find für den Richter allerdings basfelbe, wie 
Geld, weil er fie gerade fo behandeln muß. Für den Oekonomen find fie Dagegen 
vom Metallgelve jehr verſchieden. Sie können nie als Preismaß dienen, da fie 
keinen jelbftändigen Werth haben, ein Maß für Werthe aber nur etwas Werth. 
habendes fein kann, ebenfo wie ein Längenmaß felbft eine Länge haben muß. 
Denn fie ald Taufhmittel freiwilliger oder gezwungener Maßen dienen, fo dient 
als Preismaß doch nur das Gold und Silber, auf das fie lauten. Wenn man 
fie im Verkehr ftatt diefes Edelmetalls nimmt, fo gefhieht dies, weil man fie 
flatt dieſes Geldes bei Steuerzahlungen verwenden fann, oder weil man, wie für 
Banknoten jederzeit Geld dafür bekommen kann, oder endlich, weil man hofft, ber 
Staat werbe fpäter im Stande fein, Geld oder Geldeswerth dafür zu bieten. Sie 
find alfo ein vom Kredit gefchaffenes Geldfurrogat, wenn gleih namentlih in 
juriftifher Hinfiht von befonverer Art. Daß fie nicht mehr find, zeigt fi daran, 
daß, wenn ber Kredit des Staates wankend wird, fie trog aller Zwangsgefege 
weniger gelten, ald Gold und Gilber, daß lettere Metalle gegen das Papier ein 
Agio belommen, deſſen Höhe je nad) ver Wahrfheinlichkeit der künftigen Zahlungs- 
fähigkeit des Staates ſchwankt. Es ift eine falſche Unfiht zu glauben, nur von 
ber Menge des fogenannten Papiergelves ftamme deſſen Entwerthung. Die Menge 
wirkt auf die Entwerthung zumeift nur indirelt, indem fie ben Glauben an bie 
Zahlungsfähigkeit oder den Kredit des Staats vermindert. 

Es iſt demnach verwirrend, Staatspapiere mit Zwangsfurs Geld zu nennen, 
fie nähern ſich faktiſch mehr als einlösliche Banknoten dem Metallgelve, find aber 
von legterem doch immer noch fo verſchieden, daß ein gemeinfamer Name für beide 
nit zu rechtfertigen ift und nur bazu dienen kann, im Publitum bie richtigen 
Begriffe und damit den vernünftigen Gebrauch des Geldes und feine vom Krebit 
geihaffenen Surrogate zu ſtören. Die Identificrung der beiden Dinge kann zu 
heillofer Vermehrung des fogenannten Papiergelves und damit zu gründlicher 
Verwirrung aller Verfehröverhältniffe führen. In der That hat nicht nur die Noth 
viele Staaten dazu gezwungen, fondern manchmal falfche Hoffnungen, die man 
auf ben Dienft dieſes Scheingelves fegte, dazu verleitet. Selbft wenn ber theoretiſch 
dentbare, praltiſch zur Zeit ganz unrealifirbare Plan ausgeführt würbe, alles 
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eigentliche Geld aus dem Berkehr zu drängen, dieſen ganz mit Anweiſungen auf 
Metall oder fonftige Güter zu bewältigen, fo würde eben das Geld in unferem 
Sinne aus dem Berkehre verfhmwunden fein; es würde, weil fein Gut mehr faltiſch 
als allgemeines Tauſchmittel und Preismaß zugleih fungirte, die Geldwirthidaft 
aufgehört und bie reine Krebitwirthihaft begonnen haben, aber nie wären Un- 
weifungen Gelb. 

Wenn wir alfo von nun ab von Geld fprechen, fo verftehen wir barunter 
in Rüdfiht auf unfere derzeitigen Berhältnifje nur Gold» und Silbergeld, ba 
nur das eine oder andere diefer Metalle bei uns wirklich Gelb iſt*). Auch bie 
aus Kupfer, Billon (Mifhung von Kupfer und Silber) oder Nidel und anderen 
Metallen fabricirte Scheivemünze ift nicht Geld. Sie ift nothwendig, weil man 
für Umfäge von feinen Werthen Gold und Silber nicht mehr Hein genug aus- 
prägen könnte. Auch fie ift aber nur Surrogat des Geldes ald Taufhmittel. Ein 
Pfenning ift feinem Metallgehalt nad nicht gleich 1/y2o Thaler, und wenn er im 
Berkehr zu diefem Werthe kurfirt, fo geichieht dies nur, weil man für 120 Pfen- 
ninge einen Thaler haben fann: ver Werth der Scheivemünge beruht zum Theil 
auf Kredit, und daß fie nit dasfelbe wie Geld fet, zeigt fih darin, daß in wohl- 
georbneten Staaten Niemand verpflichtet ift, fi die Bezahlung größerer Werth 
beträge in Scheidemünze gefallen zu laffen. 

Der große Nugen des Geldes zeigt fih am beutlihften, wenn man fich einen 
Zuftand ohne Geld venkt; nit ohne Geift hat man behauptet, daß ein Thaler, 
der unzählige Umfäge vermittelt, der Menfchheit einen größeren Dienft erweile, 
als eine Lokomotive; indefien darf man nicht denfen, daß jede Vermehrung des 
Geldes im unbedingten virefter Gewinn, oder gar daß Geld iventifch mit Gut 
oder Reichthum fei. Es iſt dies die Midas-Anfhauung des Bolfes, weldes das 
Werthmaß mit vem Werthe, das Kapitalanfammlungsmittel mit Kapital verwechſelt. 
Die ganze ältefte Schule der Nationalölonomie, das Merlantilfyften, das bis in 
bie Mitte des 18. Jahrhunderts in der Literatur und Praris herrfchte, neigt zu 
einer folchen Ueberfhägung des Geldes, wenn gleich diefer Irrthum, ber bei den 
einzelnen Schriftftellern in ſehr verfhiedenem Örate ausgebildet ift, nicht gerade 
ein Örundprincip der ganzen vamaligen Lehre if. Ein Einzelner, ver fo viel 
Geld befist, daß er damit bie gefammten beweglichen und unbeweglichen Güter 
eines Anderen kaufen kann, ift fo reich wie der legtere, fein Reichthum iſt ſogar 
infofern befonders angenehm, als er ihn jederzeit im beliebige Güter verwandeln 
fonn. Wie aber, wenn biefer Einzelne das Geld immer nur vermehren, nie aus- 
geben wollte? Wie, wenn ein ganzes Volt nur Geld, keine anderen Güter hätte? 
Das Geld ift das Mittel, den Umfag der Güter zu befördern, dieſe dahin zu 
bringen, wo fle am meiften begehrt, am beften benugt werben; es vermehrt bie 
Umfäge und damit die Arbeitstheilung und die Produktion, Aber vom Standpunlt 
einer größeren Gefammtheit von unter einander verfehrenden Menfchen ift e8 immer 
nur wegen ber amberen Güter, nicht feiner felöft willen da; es lann aud an fid 
diefelbe Menge Geldes die gleiche Menge Umfäge vermitteln, alfo denfelben Dienft 
letften. Wenn jever Thaler Halb fo groß wäre, als er ift, fo könnte mit der Hälfte 
bes Silber, das wir haben, ganz derjelbe Verkehr vermittelt werben, und ber 
Wohlftand Aller wäre ber gleiche. Für den Einzelnen ift jeder Zuwachs an Geld 
eben fo wie ein Zuwachs an anderen Gütern ein unbebingter Gewinn, bebeutet 


*) Platina, dad man in Rußland zu Geld gemacht hat, erwies fi) wegen feiner koſtſpie— 
ligen Umprägung und feines ſchwankenden Werthes bald ald unbrauchbar. 
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eine veränderte Vermögensvertheilung zu feinen Gunſten; für die Geſammtheit iſt 
Zuwachs von Gold und Silber nur inſofern ein direlter Vortheil, als dieſe Me— 
talle auch in größerer Menge zu Ziergegenſtänden, Geräthen zc verwendet werben 
können. — In ihrer Eigenfhaft ala Geld find Gold und Silber für eine ganze 
Nation nur infofern in größerer Menge wünſchenswerth, als bie Glieder einer Nation 
nit nur unter fih, fondern auch mit dem Ausland verfehren, die einzelnen 
Nationen im Verhältniß zu einander alfo als Einzelindividuum mit Sonder- 
interefjen aufgefaßt werben können. Gelvüberfluß befähigt das eine Bolt, Waaren 
aus anderen Ländern zu beziehen; er ift — und bies bient infonberheit zur Er 
Märung, warum man ehedem das Einftrömen von Geld ins Land fo fehr wünſchte 
— ein gutes Zeichen lebhafter Produktion; denn wo viel probucirt wird, Tann 
auch viel erportirt werben, und es ſtrömt Geld ein, wenn bie anderen Länder nicht 
fofort Waaren als Gegengabe bieten fünnen. Starkes oder beftändiges Ausftrömen 
von Geld bebeutet dagegen Berfhuldung gegemüber dem Ausland und zwingt im 
Innern zu ftörender Papiergeldwirthſchaft. Auch infofern kann Geldzufluß inpireft 
von Bortheil fein, als er den Spefulationegeift wegen ber erwarteten Preis- 
fteigerung wedt und das ſchnelle Anfammeln großer Kapitalien erleichtert, indem 
das Geld ald Werthanfammlungsmittel benugt wird. Iſt fo in Anbetracht des 
internationalen Verkehrs die Menge des Geldes innerhalb eines einzelnen Boltes 
doch von einem gewifjen (indirekten) Einfluß, fo frägt es fi, welches iſt vie rich⸗ 
tige, bie nöthige Menge Geldes für ein gegebenes Boll? Diefe Frage fann immer 
nur in Rüdfiht auf die internationalen Beziehungen geftellt werben; fie heißt mit 
andern Worten: Wie viel Geld muß eine Nation befigen, um ihren Berkehr Leicht 
und fiher zu bewältigen, wenn dabei die Waarenpreife, d. 1. das Werthverhältniß 
zwifhen Geld und Waaren, auf dem allgemeinen Niveau der Weltpreife ftehen 
fol? An fi könnte 3. B Preußen ebenfo gut mit 100 wie mit 300 Millionen 
Thalern ausfommen; es würde einfah im erfteren Falle jeve Waare 3 Mal 
billiger fein; dann aber würde das Ausland fo Lange bei uns faufen, bis wir 
relativ ebenfo viel Geld hätten, wie die Nachbarſtaaten. Das Geld firömt überall 
dahin, wo es am billigften kauft; unter diefer Borausfegung alfo, daß das Gelb 
fi in der gefammten Berfehrswelt gleihmäßig vertheilt und allenthalben ernäh⸗ 
rend gleihe Waarenpreife hervorruft, fragen wir: einen wie großen Theil ber 
Gefammtmenge des vorhandenen Geldes muß eine Nation haben, damit allen 
Berfehröbenürfniffen genügt fet und nit aus Mangel an Geld Umſätze unter- 
bleiben ober ein ſchlecht fundirtes Krebitfurrogat des Geldes benutzt werben muß? 

Die Menge des nöthigen Geldes in diefem Sinne hängt zunächſt davon ab, 
in weldem Grabe fih das Bolt an Krebit gewöhnt hat. Gerade die reichften 
Völker haben im Berhältnig zu ber gefammten Menge ihrer Waarenumſätze am 
wenigften Gelb, weil fie faufen mit Zahlungsverfprehen, und dieſe dann gegen 
einander fompenfiren (f. Kredit). Die Menge des Geldes hängt alfo zuerft ‚nicht 
ab von der Menge ber Umfäge überhaupt, fondern von der Menge berjenigen 
Umfäge, die nach ben beftehenvden Umſätzen durch Geld vermittelt werben, und von 
ber Menge des Geldes, das bei Banken beponirt fein muß, bamit auf biefer 
Grundlage die Krebitgefhäfte vor fich gehen Können. In zweiter Linie hängt dann 
die Menge des Geldes ab von der Geſchwindigkeit, mit welder vasfelbe Gelbftüd 
von Hand zu Hand gebt, von der Zahl ver Umfäge, die ein Gelvftüd innerhalb 
einer beflimmten Zeit vermittelt. In diefem etwas mobifizirten Sinne ift die be- 
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Zahl der Umfäge überhaupt, a die Umlaufsgeſchwindigleit ber Geldſtücke bedeutet. 
Die Formel bedarf noch einer weiteren Modifikation dadurch, daß das Gelb nicht 
nur als Umlanfs-, fondern aud als Werthaufbewahrungs- und Anfammlungs- 
mittel dient, und auch hier ber Krebit das Geld erfegen fann, Leichte Möglichkeit 
ſchneller Anlage Meiner Erſparniſſe bewirkt bie Möglichkeit großer Kapitalanhäufung 
mit wenig baarem Gelve. Wie viel Geld in jedem einzelnen Lande und in allen 
zufammen wirklich vorhanden ſei, ift eine frage, welche die Statiftif zur Zeit 
leider nicht genau beantworten fann. Anhaltspunkte bieten die Ausprägungen und 
Wiedereinfhmelzungen von Münzen in den einzelnen Staaten und bie Evelmetall- 
ansbeute der Bergwerfe, wobei aber das aus alter Zeit herſtammende Metall, das 
abgenugte, vergrabene, ausgewanderte ober techniſch benugte Gold und Slber 
ſchwer zu⸗ reſp. abzurechnen ift. Peſchel ſchätzt die Gefammtmenge von Gold und 
Silber anno 1493 auf 250 Mil. Thaler, 1848 auf 3000 Mil. Gold und 
5— 6000 Mill. Thaler Silber. Keller fhägt vie Menge des anno 1866 vor 
bandenen Gold- und Silbergeldes auf 20,100 Mill., des Edelmetallfonds über 
haupt auf 34,000 Mill. Franten. 

Indem wir alle praltifchen Fragen betreffs des Geldweſens dem Artikel 
Münze überlafien, haben wir bier nur noch die Frage nah dem Werthe des 
Geldes zu erörtern. Der Kaufmann verfteht unter Werth oder Preis des Geldes 
den Diskonto oder Zinsfuß, zu dem ber Handelsftand Kapital auf kurze Zeit 
befommen Tann (f. Kredit beim Wechſel) — ein Spradgebraud, der auf einer 
unrichtigen Verwechslung von Geld und Kapital beruft. Das Geld ift für ben 
Diskont nicht gleichgültig, indem feine größere oder geringere Menge auf vie Leich— 
tigleit der Kapktalanfammlung influirt; e8 Handelt fih aber beim Disfont nicht 
um Geld ſchlechtweg, fondern um Geld als verleihbares flüffiges Handelslapital. 
Richtig verftanden, fann man unter Werth des Geldes nur das Berhältniß ver- 
ſtehen, nad dem ſich Geld gegen eine oder verſchiedene andere Waaren vertauſcht. 
Denkt man hiebel an das Werthverhältnig ber beiden in verfchledenen Ländern 
als Geld dienenden Metalle Gold und Silber, fo ſchwankt dasſelbe gegemmwärtig 
bei uns zwifhen 1:15 und 1:16, und bat trog ber ſtarken Goldzufuhr in 
den legten Jahrzehnten keine beventende Aenderung erlitten. Im Altertum war 
es in Indien wie 1: 21/, (noch jegt wird im Orient das Silber verhältnigmäßig 
böher geſchätzt), bei ven Haffifhen Völkern wie 1:10, ausnahmsweiſe wie 1:9 
oder höher bis zu 1:17 und 1:18. Im Mittelalter bis zum 16. Jahrhundert 
fland e8 wie 1:10—12 und begann vom 17. Jahrhundert ab allgemein über 
1:13.30 fteigen, bis es auf ben gegenwärtigen Stand anfam. Gewöhnlich denkt 
man, wenn man nah dem Werthe des Geldes fragt, nicht am biefe quaestio 
facti, fondern man meint damit das Verhältniß des jeweiligen Geldmetalls, Gold 
oder Silber zu ben übrigen Waaren; eine Frage, bei ber die genaue Präzifirung 
des Sinnes allein große theoretifhe Schwierigkeiten bereitet. Was ift Werth über- 
haupt, was ift Werth des Geldes insbefondere? Wir gebrauchten bisher die Worte 
Werth und Preis als gleichbedeutend, indem wir nur jene Art des Werthes be- 
trachteten, die fpeziell Taufchwerth genannt wird; die konkrete Erfcheinung aber, 
durch die der Tauſchwerth — an fih ein abftraftes Berhältnig — zu Tage tritt, 
ift der Preis, und fo fprahen wir bisher, genau genommen, eigentlich immer nur 
vom Preis, ftatt defien wir zur Abwechslung aud das Wort Werth gebraudten, 
was ſprachlich zuläffig ift, und bie wiffenfhaftliche Unterfuhung bier nicht ver- 
wirrt, da wir es mit dem Begriff des Wertbs im allgemeinen Sinne unb bem 
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des Tauſchwerths, ſoweit man darunter etwas Anderes verſtehen kann, als unter 
Preis, hier überhaupt nichts zu thun haben. Preis iſt uns die Quantität einer 
Waare A, die ih im Tauſchverkehr für eine Waare B wirflih belomme oder 
fiher belommen fann, Dies war uns bisher Preis und foll es bleiben und nad 
wie vor werben wir zur Abwechslung aud Werth fagen. Die Waare A kann 
nun ebenfo gut Preisgut für die Waare B, als B für A fein; wenn es aber 
Sitte wird, ein Gut A gegen alle anderen zu vertaufdhen, jo wirb biefes das 
allgemeine Preisgut; die Waare A wäre Preisgut für die Waare B, C, D, — 
Z, und das an ſich ebenfalls Mögliche B oder C zum Preisgut für A zu maden, 
tömmt außer Gebraud. Das allgemeine Preisgut ift nun das Geld, den Preis 
des Geldes könnte ich im jeder beliebigen Waare auspräden; aber damit ift Nichts 
gewonnen, da e8 ja eben zur Vergleichbarkeit des Werthes aller anderen Waaren 
unter einander nöthig iſt, diefe alle durch ein Preisgut zu meflen und fie nicht 
felbft zum Preisgut zu maden. Wenn alſo das Geld wie eine Waare, bie als 
Geld dient, ihre Aufgabe volllommen und rein erfüllt, fo hört fie felbft auf, 
einen Preis in dem Sinne zu haben, wie ihn alle anderen Waaren gegenüber dem 
Gelde haben. Dan kann den Preis bes Geldes in einer beliebigen andern Waare 
ansdrüden; aber es kann wicht felbft wieder einen ©elbpreis, einen in einem 
allgemeinen Preisgut ausgebrüdten Preis haben. Hiezu ift aud kein praftijches 
Bepürfni vorhanden. Wenn der Schuh oder Meter irgenpwo Längenmaß tft, fo 
wird er felbft micht weiter gemeflen, er- ift eine befannte Größe, nad der alle 
anderen Rängen gemefjen werben; der Gelbpreis einer Waare, oder ihr Austaufh- 
verhältniß gegen das allgemeine Preisgut, zeigt uns an, welche relative Macht 
der Befig diefer Waare über die gefammten Maße aller Tauſchgüter verleiht; Geld 
ſelbſt iſt direlte Kauftraft, deren Größe für eine beftimmte Duantität des Geld— 
gutes in einem gegebenen Momente nicht weiter gemeflen werben faun. Um alle 
andern Waaren nach ihrem Werthe meffen zu können, müflen wir auf das Meſſen 
einer, d. i. bes Geldes verzidhten, und fie als befannt annehmen. 

Wenn wir uns alfo alle in einem gegebenen Momente vorhandenen fäuf- 
lihen und vertaufhbaren Waaren nebft dem im Verkehrsgebiete vorhandenen Gelde 
denen, fo ift e8 zwedios, von einem Werthe des Geldes allen anderen Waaren 
gegenüber zu fpreden und die Geſammtmaße der legteren zum Preismeſſer des 
Geldes zu machen, nachdem man jede einzelne erft durch das Geld gemeflen hat. 
Der ganze Begriff „Werth“ oder „Preis des Geldes" verbanft feine Entftehung 
aud nicht der Betrachtung der gleichzeitig vorhandenen und durd das gleichzeitige 
Geld ihrem Werthe nad gemeflenen Waaren, fondern einer hiſtoriſchen Frage. 
Eine gewiffe Gewichtsmenge Sitbers, fei es ein Pfund, dient z. B. uns heute als 
Berthmefler; jeve Waare ift eine gewiſſe Anzahl von Pfunden oder Bruchtheilen 
eines Pfundes Silber wert. Im einer anderen Zeit diente ebenfalls ein Pfund 
Silbers als Preismaß; die Waare A aber, bie jest 1 Pfund Silber werth ift, 
war früher nur 1/, Pfd. Stiber werth. Es fragt fih nun, ift die Waare A 
theurer und mehr werth geworden, ober ift ein Pfund Silber jegt umd früher 
nicht identiſch als Prelsmaß, ift, wie man gewöhnlid fagt, das Silber billiger 
geworben ? Diefe Frage, welche gemöhnli beantwortet wird, ehe wıan ihren Sinn 
genau unterfucht, ift das Probuft einer nit ganz Haren Borftellung; ber Preis 
ift das quantitative Verhältniß, nad dem fi Waaren vertaufhen; es vertaufchen 
fih aber nur gleichzeitige Waaren, nicht ſolche, die jegt auf dem Markte find, 
und die fi früher einmal auf dem Markte befanden. Wenn man alfo eine gegen- 
wärtige und eine vergangene Waare durch einerlei Preisgut meſſen will, fo fegt 
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man eine unmögliche Bedingung; man fragt, wie ſich Waaren vertauſchen wür- 
den, bie faktifd) nicht vertaufcht werben fönnen. Wenn der Preis einer Waare 
bie relative Macht über ben gefammten Borraty an Tauſchgütern ift, die ihr 
Beſitz verleiht, fo läßt fih eine Preisänderung nur meflen, wenn ber gefammte 
Borrath an Tauſchgütern quantitativ umd qualitativ berfelbe geblieben ift, mas 
nie der Fall if. Es iſt unmdglih, das hier genügend auszuführen, ein Beiſpiel 
möge jedoch dazu dienen, zu zeigen, daß bie Frage keinen ſcharfen Sinn hat. Ich 
frage, ob Walzen jegt theurer ift, ald vor 50 Jahren, Dies kann heißen: Kann 
ih mir mit Walzen jest mehr oder weniger andere Güter kaufen als früher? 
Aber die anderen Güter find jekt qualitativ und quantitativ von ben Gütern 
früherer Zeit verſchieden; neue Güter find entftanden, bie alten werben anders 
bergeftellt; eine tdentifche Summe von Gütern damals und jett gilt micht mehr 
als gleiher Genuß. Wo tft bier in dem ewig Wechfelnden ein fefter Punkt zum 
Mefien? Die Preisänderung einer beliebigen Waare im Laufe der Zeit ift nur 
infofern ein ©egenftand möglicher Unterfuhung, als man annehmen fann, daß 
aud unter ganz ftationären Berhältuiffen der Gefammtmenge von Zaufhgütern 
und ber Bedürfniſſe der Menſchen diefe eine Waare eine veränderte Kaufkraft 
befommen hätte, eine Annahme, von ber man nie genau fagen fann, bis zu weldem 
Grade fie berechtigt ift. Mit anderen Worten: ih fann von Preisänderungen einer 
Waare nur dann fprehen, wenn ich furze Zeiten vergleiche, oder in langen Zeit 
räumen fo auffallende Wenderungen bei einer Waare beobachte, daß bie Ber- 
änderungen in den Berhältniffen der gefammten Güterwelt als geringer ange 
nommen werden können. Niemals aber fann ich ziffernmäßig genau den Grab der 
Aenderung angeben. Dies ift nit nur faftifch, es tft begreiflihd unmöglich. 

Mas von einer beliebigen Waare gilt, gilt auh vom Geld. „Hat fi ber 
Preis des Geldes geändert?” heißt, wenn wir uns bier beim Geld etwas 
Analoges denfen mit dem Geldpreiſe der Waaren, richtig ausgebrüdt: iſt bie 
Kaufkraft, ift die direfte Macht, die eine gemiffe Summe Geldes über den ge- 
fammten Gütervorrath verleiht, größer oder Meiner geworden? Dies können wir 
eben in demfelben Sinne und immer nur ungenau beantworten, wenn wir an— 
nehmen dürfen, daß auch bei identifchem Gütervorrath die Kaufkraft des Geldes 
anders geworben wäre. In biefer Einſchränkung können wir 5. B. fiher ausfagen, 
daß die Kaufkraft des Silbers jet geringer ift al8 Anno 1500; aber wir können 
nicht fagen, ob fie dreimal oder viermal geringer ift, und mir können zur Zeit 
noch gar nit beantworten, ob bie Kaufkraft des Edelmetalle ſich in den legten 
20 Jahren geändert hat, da es unmöglich ift, die jevenfalls nicht allzu großen 
Aenderungen in den nominellen Geldpreifen verfchiedener Waaren mit den Aen- 
derungen in der gefammten Güterwelt zu vergleichen. 

Diefe ganze höchft fehwierige Lehre, die bier nur angedeutet werben konnte, 
bedarf in der Literatur einer gründlichen Umarbeitung: Zu einzelnen praftifhen 
Bebürfniffen mag es genügen, aus ben burdfchnittliden Getreidepreiſen over 
Ürbeitslöhnen verſchiedener Zeiten Etwas Über Aenderungen des fogenannten Geld- 
preifes abzuleiten, und ein für alle Zeiten gültiges abfolutes Preismaß zu fingiren, 
dur) das man das Geld felbft wieder meſſen kann. Bei ftrengen theoretifchen 
und bei feinen praftiihen Fragen aber muß man ſich immer bewußt bleiben, 
daß es fih um ein unmögliches Problem handelt, um eine Frage, die im Grunde 
falfch tft, fo einfach fie ſcheint: Veränderungen in dem Austauſchverhältniß einer 
beftimmten Gelomenge gegenüber allen Waaren find nicht mehbar, weil alle 
Waaren jest und früher nicht identiſch ſind, und weil eine beftimmte jegt erifti- 
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rende Geldmenge nit mehr als Kaufkraft auf dem Gütermarft früherer Zeiten 
auftreten kann. Die Frage etwa durch Zurüdführung bes Preifes auf die Pro- 
duftionsfoften löſen zu wollen, ift ſchon deßhalb unftatthaft, weil bie Koften erft 
felbft wieder auf ein gemeinfames Preismaß zurüdgeführt werben müßten, unb ein 
foldes etwa in Geftalt einer beflimmten Arbeitsmenge nicht eriftirt, was menig- 
ftens in der deutfchen Fiteratur jest ziemlich allgemein anerfannt ift. 
Literatur. Siehe alle allgemeinen Lehrbücher der Nationaldlonomie von 
Rau, Rofher, Mangoldt, Shäffle, Stuart Mill ꝛc.; dann die Älteren grund- 
legenden Werke von Adam Smith, Ricardo, Say zc. Siehe ferner die beim Art. 
Münzwefen angegebene Literatur. Beſonders genannt könnten noch werben: Che- 
valier, cours d’&conomie politique. Band 3 de la monnaie; Hoffmann, vie 
Lehre vom Gelde; Helfferih, bie periodifhen Schwankungen im Werth der eblen 
Metalle; Tooke history of prices, Senior threc lectures on the cost of obtai- 
ning money. Adolf Heib. 
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I. Einleitung. 

Wie der Staat auf der Anſiedlung des Volles in einem Lande ruht, fo rubt 
die Gemeinde auf der Anſiedlung von Menſchen an einem beftimmten Drte. Sie 
ift der Organismus diefer örtlichen Gemeinfhaft, wie der Staat bie organifirte 
Vollsgemeinſchaft iſt. Aber Staat und Gemeinde ftehen ſich nicht ald zwei ver- 
ſchiedenartige Organismen gegenüber, fondern die Gemeinde bildet ein Glied des 
Staatsorganismus, beftimmt, die öffentlichen Aufgaben und Zwede ver Volks— 
gemeinfhaft in der örtlihen Beſchränkung auf das Gemeindegebiet, die Gemar- 
fung, zu vollziehen. Denn die Zwede ver Vollsgemeinſchaft find nicht nur folde, 
die das Volk als Gefammtheit verfolgt, fondern auch biejenigen, die aus dem 
örtlihen Beifammenfein der Bollsgenoffen in den einzelnen Gemeinden ent- 
fpringen. Weder dur den Einzelnen, noch burd die freie Vereinigung der Ein- 
zelnen allein können bie Bepürfniffe der menfhlihen Natur befriedigt werben, 
kann die Entwidelung der menſchlichen Geſellſchaft gefihert und gefördert werben. 
Eine Zufanmenfaffung der Kräfte der Einzelnen in eine Geſammtkraft, vie 
Schaffung eines Gefammtwillens, unter den der Wille des Einzelnen fi zu 
beugen gezwungen werben Tann, find nothwendig, um die Bedingungen berzuftellen, 
unter denen allein ein Fortſchreiten zu einer höhern Stufe des materiellen Wohls 
und ber geiftigen Bildung als möglid erſcheint. Indem der Staat ald Gentral- 
madt tiefe Bedingungen für bie Gefammtheit des Bolkes zu fchaffen die Aufgabe 
bat, hat er als Gemeinde diefelbe Aufgabe zu erfüllen, foweit die Bebürfniffe der 
Örtlihen Gemeinſchaft e8 erfordern, die Zwede ver Gemeinde find alfo von denen 
des Staates nicht verſchieden, fondern find die Staatszwede felbft, die Gemeinde 
ift nicht die Trägerin einer eigenen öffentlihden Gewalt, fondern fie ift ein Organ 
der Staatsgewalt, die fie nur in begrenztem Umfange und nur in einem Theile 
bes Staatsgebieted auszuüben hat, Deßhalb ift aber nicht die Gemeinde eine vom 
Staat gefhaffene Staatsanftalt, fie ift vielmehr ein Theil des Staatd- 
begriffes und mit in dem Staate gegeben. Sie ift die örtliche Erfcheinung des 
Staates. Das Wefen diefer Erfheinungsform des Staates befteht aber darin, daß 
die Gemeinde, als Körperfhaft organifirt, die Aufgaben des Staates in felbf- 
ffändiger Berwaltung nah Maßgabe des allgemeinen Staatswillens, d. h. 
der Öefege, zu vollziehen hat. So iſt die Gemeinde ein örtlicher Selbftverwaltungs- 
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förper, der den Staatswillen auszuführen hat und unter einer bald größern, bald 
geringeren Auffiht der Gentralorgane der Staatsgemwalt ſteht. In gleihem Ber- 
hältniß wie die politifhe Gemeinde zum Staate, fteht die Kirchengemeinde zur 
Kirche. Auch fie hat feine eigenthümlihen Aufgaben und feine urfprüngliche Ger 
walt außer und neben ber allgemeinen Kirche; fie ift nur ein Organ ver Kirche, 
das in felbfländiger Verwaltung zur Erreihung der kirchlichen Zwecke die kirch- 
lichen Berhältniffe zu orbnen und zu leiten bat innerhalb des Umfreifes des Ge— 
meindegebietes. Wie die Kirche vom Staate getrennt ift und einen eigenthümlichen 
Organismus bildet, fo ſteht an ſich die Kirchengemeinde aud in völliger Unab- 
hängigkeit von der politifhen Gemeinde. Nur in Folge der allein hiſtoriſch zu 
erklaͤrenden Verbindung des Staates mit der Kirche iſt auch im vielen Ländern 
eine Bermifhung der politifhen mit der kirchlichen Gemeinde eingetreten. Mit ber 
Trennung von Staat und Kirche ſcheidet fih auch die Kirchengemeinde von ber 
politifchen, wenn aud der örtliche Umfang beider verfelbe bleiben follte. 

Wie die Verbindung der politifhen und kirchlichen Gemeinden nur ein Erzeug- 
niß der geſchichtlichen Entwidelung tft, fo aud vie Verbindung rein privatrechtlicher 
Intereffen der Mitglieder der Gemeinde mit den öffentlichen Aufgaben, bie ver 
Gemeinde als einem ftaatliher Selbftverwaltungsförper obliegen. Darauf beruht 
die Unterfheidung zwifhen Nugungsgemeinpe und politifher Gemeinde, 
die zwar begrifflih ſcharf von einander zu trennen find, die aber in der Wirklich» 
keit noch vielfach enge mit einander verwachſen find. In der Nugungsgemeinde 
ift der vermögensrechtliche Antheil der Einzelnen an den Nugungen des gemein- 
famen Gutes, der Allmende (fiehe unten), das Beftimmende. In ihr entſcheidet 
unmittelbar ter privatrehtlih gewährleiftete Bortheil der Einzelnen. Auch bie 
polittifche Gemeinde hat die Pflege, Förderung und Schug der wirthſchaftlichen 
Intereffen zu ihrer Aufgabe, aber nur von öffentlihem Standpunfte aus. Sie 
hat nicht Sorge zu tragen für das Privatinterefie des Individuums, fondern fie 
bat für die wirthſchaftlichen Interefjen thätig zu werden, und die Bedingungen 
berzuftellen, auf denen der Einzelne feine Tyätigfeit entfalten kann. Die poli- 
tiſche Gemeinde bat das Intereffe des Ganzen zu verfolgen und fördert erft 
dadurch den Einzelnen, bie — er Sen ift eine wirthſchaftliche Ge- 
noffenfhaft zum Bortheile der einzelnen Genoffen. 

Nicht von der Gemeinde dem Wefen nah verfchieven ift die Sammtgemeinde, 
d. 5. eine Gemeinde, bie mehrere Theile umfaßt, von denen jeder wieder felbft 
eine gemeinveähnlihe Organtfation hat. Die Sammtgemeinde ift nur eine eigen- 
thümlihe Form der Gemeinde, die in verfchiedenartiger Weiſe gebildet fein kann, 
je nachdem den einzelnen Theilen größere ober geringere Selbftändigfeit gegenüber 
dem Ganzen gewährt ift, je nachdem mehr oder weniger Aufgaben ber Gemeinde 
von den einzelnen Theilen oder von ber Sammtgemeinde ansgeführt werben. Hier 
nad wird denn auch ihre Organifation eine verfhiedene fein. Entftanden find bie 
Samimtgemeinden dadurch, daß innerhalb einer großen Gemeinde einzelne Theile 
ſich aneinander gefchloffen und eine gewiſſe Selbftänpigfeit gewonnen haben, oder 
dadurch, daß einzelne Gemeinden zu ſchwach und Hein erfchienen, um bie ihnen 
auferlegten Aufgaben zu erfüllen und fi deßhalb freiwillig oder von Staatöwegen 
gezwungen mit einander zu einer Sammtgemeinde vereinigten. 

Wichtiger für die Politit und die Kenntnig der geſellſchaftlichen Zuftände, 
als für das Recht, ift heute der Unterſchied zwifhen den LTandgemeinden und ben 
Städten. Diefer natürlide Gegenfaß, der in dem Altertbum und dem Mittelalter 
einer durchaus verſchiedenen Geſchichte und rechtlichen Oeftaltung ver Städte und 
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Dörfer zur Grundlage diente, iſt in der Geſetzgebung der neueren Zeit mehr in 
den Hintergrund getreten und höchſtens iſt die Unterſcheidung zwiſchen großen und 
kleinen Gemeinden, die nach der Einwohnerzahl gemacht wird, an ſeine Stelle 
getreten. Und doch ſind Stadt- und Landgemeinde nicht blos durch die Zahl der 
Bewohner verſchieden. Auch heute noch iſt die Landgemeinde in erſter Linie die 
Örtliche Gemeinſchaft von Bauern; die Heinen auf dem Lande angeſiedelten Hand- 
werker fommen nur als nebenfählihes Element hinzu. Die Landwirthſchaft ift bie 
Hanptthätigkeit ver Bewohner und die Pflege und Förderung ber Landwirthſchaft 
der wichtigfte Theil des Gemeindelebens. Die übrigen Aufgaben der Gemeinde, vie 
Auferhaltung der Rechtsordnung und allgemeinen Sicherheit, die Serge für bie 
geiftige Bildung der Jugend, bie Unterftügung allgemeiner Kultarbeftrebungen 
treten dagegen mehr zurüd und es bedarf einer firengeren Ueberwachung, damit fie 
erfüllt werden. Die materiellen Interefien des Aderbaues erfüllen ihre Bürger 
und laffen für andere geiftige Thätigkeit nur einen fpärlichen Raum. Hier findet 
fih aud in den meiften Gegenden Deutſchlands noch die enge Verbindung zwijchen 
Nugungs- und politifcher Gemeinde. Der Charakter der Stadt dagegen erhält feine 
Beftimmung durh den beweglichen Befig, der in ihre vorherrſcht. Gewerbe, In- 
duftrie, Handel, Wiffenfhaft und Kunft find maßgebend für die Lebensweiſe, vie 
Bildung, die Interefien der ſtädtiſchen Bevölkerung. Die Aufgaben der ſtädtiſchen 
Gemeinde find in Folge deſſen mannigfaltiger; aber in ihr finden ſich auch hin» 
reihende Elemente, um ihnen gereht zu werden. Die durchſchnittliche geiftige 
Ausbildung der Bürger ift eine höhere als auf dem Lande, und damit bie Mög- 
lichteit gegeben, ver Gemeinde und ihren Organen die Berwaltung der wichtigften 
öffentlihen Aufgaben in weiterem Umfange und in größerer Selbftändigkeit zu 
überlaffen. 

Indem man biefe in der Wirklichkeit vorhandenen Gegenfäge außer Beachtung 
lägt, fann man zwar, um. einem vermeintlih demokratiſchen Principe zu Huldigen, 
eine für Stadt und Land gemeinfchaftlihe Gemeindegefeggebung zu Stande bringen; 
aber dadurch werben die lebendigen Unterfhiede nicht ausgelöſcht und werben, wenn 
fie auch im Gefege feine Berüdfihtigung gefunden haben, doch in dem Leben ihre 
Birfung äußern. In der Ausführung wird doch die Gefeggebung nad ven Be- 
dingungen der unabänberlichen Verhältniffe Umgeftaltungen erfahren. 

Der BWirfungsfreis, welcher der Gemeinde zulommt, wird von verſchiedenem 
Umfange fein je nah den natürlichen Berhältniffen der Gemeinde felbft, er wird 
verfchieden fein nad) Stadt und Land; er wird aber auch bald mehr, bald weniger 
ftaatlihe Aufgaben in fih faflen, je nach den Anforderungen, welche das Bolt auf 
den verfhiedenen Kulturftufen an den Staat und veffen Organe fielt. Er wird 
verfhieden fein je nad der Eigenart der einzelnen Bölfer, die eine größere ober 
geringere Fähigleit befigen, durch Gelbftverwaltung die Staatszwecke in örtlicher 
Begrenzung zu erfüllen. In dem wahren Jutereffe des Staates liegt es aber, 
biefe Fähigkeit fo viel wie möglih zur Ausbildung und Entwidelung fommen zu 
lafien und damit bie Selbftverwaltung des Vollkes zu ſtärken und auszubehnen. 
Denn die gewohnheitsmäßige Theilnahme an ber perfönligen Erfüllung der Pflichten 
bes Staates, der Dienft der geiftigen und fittlihen Eigenfhaften des Menden 
für die Zwede eines höhern Ganzen, vie Ausbildung bes Charakters durch vie 
ftetige Unterordnung ber Intereffen und Borurtheile unter die Amtspflicht, die 
Ausführung der Staatsaufgaben durch die Bürger felbft, vie Selbftverwaltung 
bildet die ſicherſte Grundlage des Gemeinweſens, die einzige Gewähr für eine 
harmonifhe und gefunde Entwidelung des Verfaſſungsſtaats. Allerdings darf bie 
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Selbftverwaltung nicht auf die Gemeinde beichränft jein. Sie muß in ähnlicher 
Weife in den größeren Abtheilungen des Staates, in Kreis und Provinz zur 
Durdführung gelangen, wenn nicht nur der Schein der Freiheit, fondern vie 
Freiheit felbft eine danernde Herrfhoft erringen fol. Es ift ein Erfahrungsfat, 
der vor allem für Deutfhland ©eltung hat, daß es dem Gtaate auf die Dauer 
nicht gelingen kann, fih auf einer ungegliederten Volfsmaffe aufzubauen. Wo 
biefer Verſuch gemacht wird, fheitert er an ber Unmöglichkeit, mit den ſchwächſten 
Kräften ven höch ſten Anforderungen Genüge zu thun. In einem folhen Gemein- 
wefen fol vom WAllgemeinften bis herab zum Befonderften jedes Verhältniß ber 
ungegliederten Menge von einem Mittelpunfte geordnet, jedes Bedürfniß von bier 
aus befrienigt werben. Um dieſem Anfprude, der über feine natürliche Beftimmung 
und Kraft hinausreicht, Teivlich gerecht zu werben, müßte der Staat von einer 
außerordentlich gefteigerten politifhen Thätigkeit des Volles getragen fein. Diefes 
wird aber im Gegentheil die unterfte Stufe nicht überfchreiten, fo lange es ihm 
verfagt ift, im nächſten, verftändlichften Kreiſe ben Sinn für ein größeres Gemein- 
weſen zu bilden und au üben, Jede Selbftverwaltung wird zu einer Schule des 
Staatsbürgerthums, indem der Einzelne ven egoiftifhen Intereffen der Ge- 
felfchaft gegenüber den Werth des Staatswefens erkennen lernt, indem er feine 
Selbſtſucht dem Geſammtweſen unterordnet, feine Thätigfeit für das Ganze ver- 
wertbet. Die Selbftverwaltung ift aber auch eine Schule ver Staatsmänner. 
In den freien Geftaltungen des forporativen Lebens, in denen fih die Selbftver- 
waltung bewegt, erhält der Charakter, der wirthſchaftliche und Kulturzuftand 
der Provinzen und Bezirke, der Bolfsftände und Berufsflaffen feinen ungefälſchten 
Ausprud. Hier lernt der Staatsmann den Stoff erft fennen, der feiner bildenden 
Kunft anvertraut ift (Brater, deutſches Staatswörterbub, Band IV, ©. 112). 
In England, wo aud heute noch die Ariftofratie den wichtigften Faktor im Staats» 
leben bildet, ift der Kreis, die Grafjchaft, die Grundlage der Selbftverwaltung, 
deren Träger naturgemäß die großen Grunpbefiger des Kreifes find. In Deutſch— 
(and ift es die ſelbſtändige Gemeinde, bie einen vemofratifchen Charakter trägt, in 
ver ber Heine Grundbeſitz und der gewerbliche Befit in engerem Bezirke und befchränt- 
terem Umfange bie ftaatlihen Pflichten zu leiften haben, während die Einführung 
der GSelbfiverwaltung in Kreis und Provinz noch zu den widtigften Aufgaben der 
Bolitit gehört, eine Aufgabe, deren Löfung immer dringender wird und von beren 
richtiger Erfüllung zum großen Theil vie Zufunft des deutſchen Staates abhängen 
wird. (Brol. die Artikel Eentralifation und Decentralifation, Selbftverwaltung, 
Verwaltung.) 

Der befchräntte Raum, ben das Staatäwörterbuh ben Gemeinden widmen 
fann, zwingt uns, auf die beutfche Gemeinde uns zu befchränfen. Die Grund» 
züge des Gemeindeweſens in England und Franfreih werden, wenigftens ihren 
wichtigften Beftandtheilen nad, in den Artikeln Frankreich und Großbritannien 
eine Darftellung finden. 

Das deutihe Gemeindeweſen ift durch den politiihen Umfchwung, der im 
17. und 18. Jahrhundert ftattgefunden hat, zum Theil auf ganz neue Grund» 
fagen geftellt worden, namentlich in feinen wictigften Beziehungen: in Bezug auf 
den Wirkungstreis der Gemeinde und ihr Berhältnig zum Staate. Die Öegen- 
wart felbft geht einer neuen Geftaltung des Gemeindeweſens wiederum entgegen; 
erft im wenigen Staaten ift diefe Umgeftaltung angebahnt worden. Die Dar- 
ftellung und Kritik diefes gegenwärtigen Zuftandes ſetzt daher einen geſchichtlichen 
Rücblick voraus, der fich ebenfalls auf die angegebenen Gefihtspunfte befchränfen kann, 
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II. Geſchichtlicher Nückblick. 

1. Das Mittelalter. a) Die Landgemeinden. Wie der Staat, fo iſt 
auch die Gemeinde erft mit der „Anſiedelung“ möglid. So wenig wie No- 
mabenftämme und Oenoffenfhaften einen Staat bilden, ebenfo wenig fann bie 
Gemeinde entfliehen, bevor das Volk feßhaft geworben und ber Aderbau, wenn 
auch noch neben Viehzucht und Jagd, die Hauptnahrungequelle geworden ift. Die 
Hleineren, durch Geſchlechts oder Stammesfreundfchaft verbundenen Genoſſenſchaften 
der Germanen waren es, tenen kei ber Anfietelung die Bildung ber beutfchen 
Gemeinde zufiel. Die Gefammtheit wurde Oruntherrin und Eignerin der Mark 
und ihr Beſchluß war es, welder tie Art der Anfievelung und bie Bertheilung 
von Grund und Boten beflimmte. Cie gründete entwerer — und das war in tem 
bet weitem größten Theile Deutfhlands der Fall — ein Dorf, in dem fie ven 
Aderbau als eine genoffenfhaftlihe Angelegenheit betrachtete; oder fie ſiedelte ſich, 
von Terrainverhältniffen oder Stammetneigung bewogen, in Einzelhöfen an, wie 
befonders in Weftphalen und ven Alpen, indem fie die Gemeinfhaft auf Vieh— 
weide und Walpnugung beſchränkte. Bei der Gründung einer Derfichaft pflegte 
die Mark in drei Theile zerlegt zu werden. Zunähft wurde der Raum für das 
Dorf ſelbſt ausgeſchieden, darin bie Straßen und Pläge beftimmt; ber übrige 
Theil in fo viel Hofftellen für Haus und Hof getheilt, als vollberedhtigte Ger 
noffen da waren, und biefen zu freiem Privateigenthum gegeben. Der zweite Theil 
wurbe als Feldmark für den Aderbau beftimmt, urfpränglih im gleihen Theilen 
den Genoffen zur Beftellung und zum Crtragsgenuß für eine beftimmte Zeit zu- 
gewiefen, während das Eigenthum an Grund und Boden bei ber Gefammtbeit 
verblieb. Dody nad und nad) drang das Privatelgenthum aud hier ein, die Hufen 
wurden unter immer mehr zurüdweichender Beſchränkung vererblid, theilbar umd 
veräußerlih und an die Stelle des Eigenthums der Gefammtheit an Grund und 
Boten trat das der Einzelnen. Aber no bis in unfere Tage hatten fi bie aus 
dem urfpränglihen Geſammtrecht entftandenen Beſchränkungen theilweife erhalten 
und zeigten fi als Flurzwang, als Näherrecht der Gemeindegenoffen, als länt« 
lie Gerechtigkeiten. Neben viefen an die Einzelnen vertheilten Höfen wurde aber 
meift das größte Stüd des Gebietes zur unvertheilt bleibenden gemeinen 
Mark beftimmt. Sie umfaßte vor Allem Wald, Weide, Haide und Moorgrund, 
Wege und Plätze. Hier war niht nur das Eigenthum bei der Gefammthett, fon 
dern auch die Nugung, und biefe wurde nad Gemeindebeſchluß von den Einzelnen 
ausgeübt. So lange unangebautes Land in Ueberfülle vorhanden war und jeine 
Früchte unerfhöpflih fhienen, waren diefe Allmendnugungen überhaupt, nicht be— 
ſchränkt; erft fpäter wurden die Nugungsredte fixirt. — Die Bewirthſchaftung 
des gemeinfamen Grundvermögens war der nächſte Zwed der Gemeinihaft, aber 
fie war zugleich ein Glied des Volkes, fie war beffen unterfte Abıheilung für Ge 
richts- und Heerwefen. Sie hatte den Gemeindefrieden zu wahren und alle gemein- 
famen Angelegenheiten zu berathen und zu orbnen. In freier Wahl beftellte fie 
ale Borfteher und Richter einen Dorf» oder Bauerrichter. Die Mitglieder ver 
Gemeinfhaft batten wie gleiche Rechte jo auch gleiche Pflichten. Aber je mehr ſich 
in Folge des Privateigenthbums an ven einzelnen Hufen tie Ungleichheit des Be- 
fig:8 geltend machen fonnte, um fo mehr mußte zuerſt thatfählih, dann auch rechtlich 
bie Gleihheit unter den Gemeindegenoffen verſchwinden. Nach der tief in der ger- 
manifhen Natur liegenden Anfhauung, welche Rechte und Pflichten mit dem 
Grundeigenthum verband nnd nad) der Größe des Grumdbefiges aud die Größe 
ber Rechte bemaß, wurde bald die Perſönlichleit des Gemeindeverbands zurüd- 
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gedrängt hinter die Vorftellung, daß das Recht an der Hufe die Urfache des Ge- 
meinderechts, die perfönliche Verbindung der Hufenbefiger nur die folge bes Grund⸗ 
eigenthums fei. Aus einer perfönlihen Gemeindegenoffenfhaft wurde die Gemeinde 
eine aus dem binglihen Recht an Grund und Boden fließende Verbindung, eine 
wahre Mark- und Hufengemeinde, in welder der Befig allein das volle Gemeinde— 
recht verleiht. Wenn auf ber einen Seite eine mit dem Eigenthum an den Hufen 
ermöglichte Thellung derfelben zur Entftehung Heinerer Grundftüde führen mußte, 
die nicht mehr geeignet waren, ihrem Befiger die Mechte eines Tollbauern zu ver- 
leihen, fo entſtand auf der andern Seite ein größerer Grundbefig, indem Ofku- 
pation, Erwerb mehrerer Hufen, aber auch Gewaltthätigkeit und Bebrüdung das 
Privateigenthbum Einzelner erweiterten. Die Schug- und Rechtloſigkeit der wilden 
Zeit, in welder ber Staat faft feine einzige Aufgabe in dem Schug gegen Außen 
und in Belrlegung der Nachbarn ſah, mußte denen, bie ſchon größern Befig und 
damit größere Macht inne hatten, taufendfältige Gelegenheit bieten, ihre Grunb- 
herrſchaft ins Maßlofe zu vermehren. Der größte Theil des vollfreien Grund» 
eigenthums foncentrirte fi in den Händen der Großen. Dadurch war nun zunächſt 
das Recht derfelben fein anderes, als das der freien Bauern auf ihrem Hofe. 

Über der mächtige Grundherr, der vielfah in den Beflg ber ganzen Marf 
gelangte, fonnte aus dem Gemeindeverbande ausfheiden durch Abmarkung feines 
Beſitzthums. Sein Gebiet bildete num eine befondere Mark für fi, die alle Be- 
ftandtbeile einer freien Mark in fih ſchloß und fih nur dadurch von ihr unter- 
ſchied, daß fie nicht aus einer Gefammtheit von gleihberehtigten Hufen beftand, 
fondern nur aus einem Einzelhof, von dem das ganze Gebiet abhängig war. Der 
Grundherr war als folder Träger der äffentliben Gewalt über feine Herrichaft, 
wie ehedem die Gemeinde über die Mark, während bie Unfreien und Hörigen in 
feinem perfönlihen Mundium ftanden, und ſchon befhalb nur burd ihn gegen bie 
öffentlihe Gewalt vertreten werben konnten. Mit biefer Röfung der Grundherr⸗ 
ſchaften aus dem Gemeindeverband wurben aber auch bie auf dem Grund und 
Boden bes Herrn anfäßigen Freien ber perfünlihen Herrſchaft desſelben unter- 
worfen. Die freien Hinterfaffen blieben heerbannpflichtig, aber nicht mehr ber Graf, 
fondern der Grundherr, der Senior, bot fie auf umb führte fie; die äffentlichen 
Dienfte und Abgaben wurden von ihnen erfordert, aber nicht der öffentliche Be— 
amte, fondern der Gruntherr vertheilte fie und trieb fie ein. Schon feit der mero- 
bingifhen Zeit hatten viele Kirchen und Große des Neihs bie äffentlihen Rechte 
in ihrem Gebiete zu eignem Herrenrechte erworben. Die Uebertragung ber öfjent- 
lihen Gewalt begann mit Ueberlaffung der Bffentlihen Ginfünfte, um mit ver 
Verleihung der öffentlichen Gerichtsbarkeit an den Inhaber von Grund und Boden 
zu enden. Je mehr das dadurch begründete Patrimonialfyftem fiegte, in deſto 
größerem Umfange erfolgten diefe Verſchenkungen und Beräußerungen der öffent- 
lihen Gewalt, die endlich fogar über die Grundherrſchaft hinaus auf Freie, bie 
auf eigenem Grund und Boden und nur in der Nähe oder im Umfreis des Ge- 
bietes faßen, ausgebehnt wurden. In ber fränfifhen Zeit wurbe die Grafengewalt 
allerdings nur fehr felten einem Grundherrn eingeräumt, während erft in ber Zeit 
der DOttonen alle Graffchaftsbefugnifie verliehen und dadurch die Entwidelung 
angebahnt wurde, die damit endete, daß die Grundherrſchaften ftaatlihe Territorien 
und die Grundherren Landesherren mit Landeshoheit wurden. 

Bor allem waren e8 bie Zeiten des 9. und 10. Jahrhunderts, in denen bie 
meiften freien Gemeinden in grundherrliche fih verwandelten, in denen aud bie 
freien Leute, die auf fremdem Grund und Boden ſaßen, faft überall perſönlich 
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von ihrem Herren abhängig und von den Hörigen wenig mehr unterſchieden wur— 
den. Bollfreie Gemeinden und Bauernfhaften hatten fih im 12, Jahrhuntert nur 
in Friesland und Dithmarfchen und fehr vereinzelt in der Schweiz erhalten. rei 
waren allerdings auch diejenigen Dörfer und Marken, beren Bewohner feiner 
Grundherrſchaft, fondern nur einer Schugvogtei unterworfen waren; aber im Laufe 
ver Zeit fanfen die meiften freien vogteilihen Gemeinden zu gruncherrlien herab; 
nur wenige ſchüttelten die Vogtei, als fie fih in Grundherrſchaft wandeln wollte, 
wieder ab, wie die freien Bauerngemeinden in den Urkantonen der Schweiz. 

Durh Herabtrüdung der auf Grundherrſchaft anſäſſigen Freien in Hörigr 
wurden die ehemals freien Bauern aus der felbftändigen politiihen Verbindung 
des Volles herausgerifien; vie Theilnahme an dem Laudrecht wurde ihnen ent- 
zogen, fie konnten nur durch Vermittelung des Herrn nad). außen handelnd auf- 
treten; ihre Rechts- und Berfebrsfühigkeit war beſchränkt, fie waren politifch recht 
los in Staat und Kirche. Dem Herrn gegenüber waren jie mit Frohnden und 
Zinfen aller Art belaftet, den nothwendigen Folgen ber Hörigkeit und des ab— 
bängigen Vefiges, die mehr und mehr erhöht wurden. Innerhalb der Orunbherr- 
haft, in welder die Hörigen in ben verſchiedenartig abgeftuften Hörigfeitsverhält- 
niffen zu dem Grundherrn ſaßen, entwidelten jih höchſt mannigfaltige Dorf- und 
Hofverfaffungen, je nachdem fih mit der vogteilihden Herrſchaft die perfönlide 
Freiheit noch erhalten hatte, oder diejelbe ſchon in perfönliche Unfreiheit, in eigentliche 
Hörigkeit, Übergegangen war. Indeſſen wurde die unentlihe Mannigfaltigkeit im 
den Standes: und Befigesverhältniffen ver auf der Grundherrſchaft angefeflenen 
Leute mit der Zeit mehr und mehr ausgeglihen und ale Abftufungen zwiſchen 
Freiheit und Hörigkeit verſchwanden nah und nad, fo daß gegen Ende des Mittel» 
alter8 die länblihe Bevölkerung in faft ganz Deutſchland einen einheitlihen, mit 
unerträglihen Laſten befhwerten hörigen Bauernftand bildete. 

Innerhalb der Grundberrfchaft aber hatten ſich die ländlichen Gemeinden erhalten 
mit der gemeinſchaftlichen Mark und der Aufgabe, ven öffentlichen gemeinfamen Zmeden 
der Öemeindegenoffen zu dienen, Der vollberedtigte Genoffe in dieſem Gemeindever- 
band mit vollem Genofjenrcht an ber gemeinen Mark mußte in der Mark mit einer 
Hufe angefeffen fein. Aber wenn aud der Grundſatz beftehen blieb, daß nur Hufen: 
befiger Genoſſen feien, jo trat doch eine nad) Zeit und Ort mannigfach verſchiedene 
Wandlung des Begriffs der Hufe und damit des Genoſſenrechts ein. Namentlich 
wurde faft überall die Entitehung einer Kiaffe geringerer Genoffen zwiſchen den 
Vollgenofjen und den bloßen Schußgenofjen zugelafien, die Halbbauern, Halb: 
fpänner u. f. w., welche geringere Rechte hatten und dafür auch geringere Yaften 
trugen. Ja vielfah traten nody weitere Theilungen des Genofjenrehts ein, fo daß 
das Gemeindereht als ein volllommen meßbares Sachenrecht erfhien, meldyes ver 
Größe des Örunvbefiges, an dem es baftete, entfprad. Die Schuggenoffen, bie 
ohne Hufenbefig in der Gemeinde wohnten, gehörten zwar aud dem Gemeinde-⸗ 
verband an, aber nur als Paffiobürger, ohne Antheil an der Allmende. Allerdings 
wurden ihnen oft in Folge befonderer Bergünftigungen der Gemeinde Nugungen | 
an der gemeinen Mark gewährt, und dieſe Nugungen wurden dann durch das 
Herkommen feite Rechte, denen die Heranziehung zu Laften und Abgaben entiprad. 
Sn ber Regel aber bildete fi neben den vollberehtigten Gemeindemitglievern eine 
Klaffe von Beifaffen over Hinterfaffen, denen zwar manderlei Laften auferlegt 
wurden, bie jedoch ber entſprechenden Rechte entbehren mußten. Das Hörigfeits- 
verhäliniß, in dem die Öemeindegenoffen zu dem Herrn ftanden, fand feinen Aus- 
druck in dem Hofreht, das urfprüngli durch den Herrn gejegt war, das aber 
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dann durch Hertommen befeftigt und auf genoffenfchaftlihenm Wege durch Weisthümer 
und Küren frei fortgebildet wurde, Darin waren beſtimmt das Maaß der Abgaben 
und Dienfte, vie Rechte ver Bauern an ihren Höfen und an der gemeinen Darf, vie 
Befugnif zu Beräußerungen, das Verhältniß der Schulden, bie Art ber ungetheilten 
Bererbung, die Abfindung der Töchter u. f. w. Derartige Weisthümer beburften nur 
dann der Öenehmigung des Herrn, wenn an deſſen Rechten etwas geändert werben 
follte. Aber allerdings hatte diefer Autonomie gegenüber der Herr das Bannredt, 
das Recht zu gebieten und verbieten, und wenn auch anfänglid überall da, wo’ bie 
von den Herrn erlaffenen Berorbnungen etwas an bem bisherigen Rechte der Ge- 
meinde änterten, die Zuftimmung ver Gemeinde für erforberlid gehalten murbe, 
fo fegteh fidy die Herren doc fehr bald Über dieſe Schranken hinweg. — Wo pie 
Gemeinde noch einige Selbftändigkeit bewahrte, da erhielten fi) auch noch die in 
gebotenen oder ungebotenen Dingen zufammentretenden Gemeindeverfammlungen. 
Der Ortsvorfteher war der Dorf» oder Bauerrichter, der von den Gemeindegenoffen 
gewählt wurbe, neben dem aber in ben grundherrliden Gemeinden ein von ber 
Grumdberrfhaft ernannter Beamter ftand. Diefer herrfchaftliche Beamte, der Schult- 
heiß, deſſen Amt vererblih und veräußerlid zu werden pflegte, verbrängte meift 
den Bauerrichter und wurde gleichzeitig Vorftand der Gemeinde. 

Das Geriht wurde unter dem Borfig eines genoffenfhaftlihen ober herr- 
ſchaftlichen Richters gehaiten, das Recht von ber ganzen Gemeinde oder von bes 
fonver® ernannten Urtelefindern oder von fländigen Schöffen gewiefen, und viel- 
fach waren diefe Dorfgerichte zugleich Gent-, Landes- oder Amtsgericht mit weit 
ausgedehnter Kompetenz. Zumeilen war ihnen auch bie peinlihe Gerichtsbarkeit 
beigelegt. 

ß Benn aud in der Zeit vom 13. bis 16. Jahrhundert bie ländlichen Ge— 
meinden dur Feſtſetzung der Weisthümer und durch Mitwirkung bei Gericht und 
Polizei einer weitgehenden Autonomie und Gelbftverwaltung ſich vielfach erfreuten, fo 
war doc der ganze Zuftand ein rechtlofer. Ueberall fonnte die Herrengewalt ein- 
greifen und die alten Orbnungen umftoßen, bie Laſten erhöhen und die Gelbftänbig- 
feit verkürzen. Eine Hilfe war gegen die Unterbrüdung nirgends zu finden. Abge- 
ichlofjen von den übrigen Ständen, bes Schutes von Geiten bes Kaiferd und 
Meiches, der Städte und der Kirche beraubt, ſuchte der Banernftand im 15. und 
16. Jahrhundert in blutigen Aufftänden eine Befferung feiner Tage. Aber den plan» 
lofen und unzufammenhängenden Bewegungen gegenilber mußte e8 den vereinigten 
Kräften des Adels und der Fürften ohne große Schwierigkeit gelingen, auch ben 
legten großen Berfuh einer Gelbfibefretung im Jahre 1525 nieberzufchlagen. 
Damit war es entichteden, daß es ben beutfchen Landgemeinden nicht gelingen 
follte, mit eigenen Kräften eine gleihberechtigte Stellung mit ben übrigen Ständen 
im Reiche zu erringen *). 

) Die Städte Trotz eifrigfter Forfhung iſt auch heute noch über ben 
Urfprung mittelalterliher Städtefreiheit fein endgiltiges Refultat gewonnen, Nach— 


*) Ueber die Gefchichte der deutihen Landgemeinden während des Mittelalterd find vornehm- 
lich zu ſehen; das große Quellenwerk, die deurfchen Weistbümer, gefammelt von Grimm und 
Schröder, 6 Bände 1840—1869; dv. Maurer, Einleitung in die Gefchichte der Mark, Hof Dorf, 
und Gtadt-Verfajjung (1854); Geſchichte der Marfenverfaflung 11856); Gefchichte der Dorfver- 
faſſung. 2 Bände (1865— 1866); Geſchichte der Frobnhöſe, 4 Bände (1863). Eine gute über 
fichtlihe Darſtellung der in ibren Grundzügen einfachen, im Einzelnen unendlich mannigfaltigen 
und verichiedenartigen Entwidelung bei Gierke, das deutſche Genofjenfchaftsrecht Bd. I (1868). 
Dort finden fi) auch ausführliche Literaturnachweife. 
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dem in Deutſchland wenigftens die Anfiht von einer unmittelbaren Fortdauer ber 
römiſchen Municipalverfaffung in den Städten wohl allgemein aufgegeben ift, 
ſtehen fi namentlich zwei Anfchauungen gegenüber. Nad der einen, bie in nenefter 
Zeit wieder eine ausführlihe, wenn aud Feineswegs überzeugende Vertheitigung 
gefunden hat, follen die Stäptebewohner zu einer Einheit erft verfhmolzen werben 
fein durch eine gemeinfhaftlihe Abhängigkeit ven einem Herren. Erſt burd eine 
Auflehnung gegen diefes hierdurch begründete Dienft- und Hofredt und durch eine 
Abſchütte lung des Joches des Herrn foll eine freie Bürgerfhaft fi gebildet haben. 
Der andern Anficht zufolge hatte fih zwar nur in brei deutſchen Städten: in 
Köln, Magdeburg und Trier, zu allen Zeiten eine volllommen freie Gemeinde 
erhalten, aber aud in ven übrigen bifhöflihen Städten foll aller Wahrſcheinlich- 
keit nach ber Kern der Bürgerfchaft ebenfalls eine altfreie Gemeinde geweſen fein, 
die nur zeitweife durch eime ſich über fie verbreitende biſchöfliche Bogtei eines 
Thelles ihrer Freiheitsrechte verluftig gegangen war, bie fi aber ihres Anſpruchs 
auf Bollfreiheit immer bewußt blieb, Diefe gemeinfreie Bürgerfchaft war indefſen 
nirgends die Herrin des Stadibezirks, wie die freie Bauerfhaft Herrin der Gemar- 
kung. Neben ihr eriftirte überall ein Biſchof oder ein anderer geiſtlicher Grundhert 
(in St. Gallen, Fulda ein Abt, in Zürih, Quedlinburg eine Aebtiſſin), der über 
ein umfangreiches Gebiet die Grundherrſchaft inne hatte und ben eine große, nad 
den verjhiedenften Abhängigteitöverhältniffen abgeftufte Maffe von Einwohnern als 
Herrn anerfannte. Dazu fam noch in den meiften alten Städten neben dem alt- 
freien Theil der Bürgerfhaft und den bifhöflihen Untergebenen ein Frohnhof des 
Königs (palatium, fiscus), zu dem eine urſprünglich durch befondere königliche 
Herrjhaftsbeamte verwaltete Hofgemeinde gehörte. Im 9. und 10. Jahrhundert 
gelang es den Bifhöfen, durch Königliche Privilegien au die Grundhertſchaft über 
die zu dem Palatium gehörige Gemeinde zu erhalten und faft überall auch Herr- 
ſchafterechte über die Wltfreien zu erwerben, beſonders dadurch, daß ihnen die Er- 
nennung ber ftäptifchen Michter übertragen wurde. Hierdurch war den Biſchöfen 
eine Handhabe geboten, über die ganze Einwohnerſchaft der Stadt und über ba 
ganze Gebiet die biſchöfliche Herrfhaft auszubehnen. Der daraus fih entwidelnde 
Kampf der freien Bürgerfchaft mit dem Biſchof zog fi meift durch Jahrhunderte 
turh und endete faft Überall mit einer Abſchüttelung des aufgezwungenen Joches. 
In diefem Kampfe der freien Gemeinde mit dem Bifchofe gelang es ber erfteren, 
die Übrigen Klaffen ber ftäbtifhen Bewohner an fi heranzuziehen unb vereint 
mit den biſchöflichen Dienfimannen und der börigen und unfreien Bevölkerung 
eine neue, die gefammte Einwohnerſchaft umfaflende Bürgergemeinde zu bilden, 
welche nun die Stadt als Gefammtheit vertrat und Trägerin der Stabtrechte war, 
In der Mitte des 11. Jahrhunderts, in dem Kampfe zwiſchen Kaiſerthum und 
Hierarchie, zwifhen Königthum und Grundberrſchaft, zeigten die Bürgergemeinden 
auch Außerlih, daß fie zum Bewußtſein ihres befonvern Intereffes, zum Streben 
nad Freiheit und zur Hervorbringung eigener Ideen gefommen feien. Durd ihr 
tapferes Eintreten für den Kaifer gelang es ihnen, Privilegien und Freiheitsbriefe 
zu erhalten, wodurch die Stadt zu einem befonders gefreiten Drte mit befonderer 
ſtädtiſcher Gerichtsbarkeit erhoben, die biſchöflichen Freiheitsbeſchränkungen und Laſten 
getilgt wurden. Damit wurde zugleich die Freiheit aller innerhalb des Stadtbezirks 
Wohnenden ausgeſprochen und geſichert. So entftend jener Satz: bie Luft macht 
frei; in Folge deſſen jeder fi in der Stadt anfleveleude Hörige nah Jahr und 
Tag die Freiheit erlangte. Dazu kamen noch befondere Begünftigungen des ſtädtiſchen 
Handels, Zolfreiheit, Stapelrecht, Mef- und Marktrecht. 
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Diefe Städte mit altfreier Bürgerfhaft waren bas Vorbild der neuen Städte, 
bie fih im 11. u. 12. Jahrhundert aus grunpherrlichen Gemeinden emporrangen 
und fi aus den um die königlichen Pfalzen angefievelten hofrechtlichen Gemeinden 
zu fläptifhen Gemeinweſen erhoben, oder aber die feit dem Anfange bes 12. Jahr- 
hunderts in planmäßiger Weife gegründet worden waren. Zu dieſen legteren ge- 
bören namentlich die zähringifhen Städte im Süden: Freiburg, Bern; die wel 
fühen im Norden: Lübeck, Hamburg; die babenbergifchen im Often: Wien u. f. w. 

Mit der zunehmenven Bevölkerung, dem immer mehr fih ausbreitenden 
Handel, dem gefteigerten Gewerbfleiß der Städte wuchs aud ihre politifche und 
kriegeriſche Macht und ihre äußere Bedeutung fhnell empor. Die großen Städte 
am Rhein und an der Elbe, in Schwaben und Franken, waren fi ihrer Macht 
bewußt und ihr Streben war nicht mehr allein darauf befhräntt, die alte Frei— 
beit zu wahren vor der Herrfhaft der Biſchöfe umd Fürften, fondern fie wollten 
nad dem Borgange der italienifhen Städte wahre Republiken werden, fie wollten 
nicht nur jede Herrſchaft abfhütteln, fondern jelber herrfhen. Der Kaifer follte 
nur {hr Kaifer, nicht ihr Herr, der Biſchof nur ihr geiftliher Oberhirte fein; fie 
felber aber wollten über ihre Mauern hinaus nit nur Maht und Einfluß auf 
die Geſchicke der Nation, fondern Territorien und Unterthanen erwerben (Gierke, 
a a. D. ©. 303). Selbftändigfeit in der Ordnung ihrer Berfafiung, Selbftändig- 
keit in der Verwaltung aller ſtädtiſchen BVerhältnifle, das Recht, fich felbft zu be- 
fteuern und der Erwerb der königlichen Rechte, ver Gerichtsbarkeit, des Zolls, der 
Münze, das waren die Grundlagen der ſtädtiſchen Freiheit. In dem Kampfe um 
biefe Freiheit und um die Ausdehnung ihrer Herrſchaft verbanden ſich die Städte 
mit einander in freier Einung gegen die immer felbffändiger werdenden geiftlihen 
und weltlihen Fürften und, obgleih Kaifer Friedrich IL. in diefem Ringen zwifchen 
Stäptefreiheit und der fürftlihen Landeshoheit fih auf Seite der Fürften ftellte 
und durch bie Reichögefege von 1231 u 1232 die ftäntifche Selbftänbigfeit und 
Macht mit einem Schlage zertrümmern zu können glaubte, fo vermochte er dod) 
nicht, dem Streben der Städte nah Unabhängigkeit einen Fräftigen Damm ent- 
gegenzuftellen.. Noch im 13. u. 14. Jahrhundert gelang es Köln, Straßburg, 
Worms, Speier, Regensburg, Baſel die volle Selbftänvigkeit ald Reichsſtädte zu 
erringen nad blutigen Kriegen mit den Bifhöfen, während die Stätte, die aus 
töniglihen Pfalzen entflanden waren, in frieblicherer Weife durch Kauf und Pfand» 
Ihaft von den Kaifern ein Hoheitsreht nah dem andern erlangten und fid) 
dadurch ebenfalls zu Reichsſtädten erhoben. Die aus gruntherrliden Gemeinden 
erwachſenen Städte blieben dagegen mit wenig Ausnahmen, wie Yübed, Hamburg, 
Bern, den Territorialherrn unterworfen, wenn fie aud im 13. u. 14. Jahrhundert 
nad dem Borbilde der Reichsſtädte gegenüber ihren Fürften eine immer größere 
Selbftändigkeit in Verwaltung und Rechtspflege zu erfämpfen wußten. 

Ueberall aber erfchien die Stadt jegt als Trägerin von Rechten und Pflichten, 
fie galt als eine rechtliche Einheit, der Selbftverwaltung und Autonomie zukam, die 
an unbewezlihem und beweglichem Gute Eigenthumsredhte haben und bie ihren 
Bewohnern direfte und indirelte Steuern auferlegen und von ihnen perjönliche Dienft- 
leiftung verlangen fonnte. Diefe ſtädtiſchen Rechte wurden ausgeübt nicht durch die 
Sefammtheit, fondern durch ihre Organe und zwar war ſchließlich überall das 
Drgan der Gemeinde ein Rath mit Bürgermeiſterthum an der Spige. Die Ein- 
wohnerzahl, welche Friede und Recht in der Stadt fand und bie ſtädtiſchen Laften 
mittragen mußte, ſchloß im fi die Bollbürger, denen allein die politiſchen ſtädtiſchen 
Rechte zufamen, und die Schußgenofjen, die nicht aktiv an dem Stadtregiment 
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theilnahmen. Der Kampf zwiſchen der Vollbürgergemeinde, die theils aus der alten 
freien Gemeinde in der Stadt, theils aus dem Ritterſtande, theils aus den großen 
Grundbeſitzern und reihen Kaufleuten in der Stadt entſtanden war, und ben ver- 
ſchiedenen Kreifen der Schutzgenoſſen, welche die Alleinherrfhaft der Bollbürger 
zu ftürzen fuchten, bildet den wefentlichen Inhalt der Geſchichte aller Städte im 
14. und 15. Jahrhundert. Die in Zünften vereinten Handwerker erlangten faft 
überall den Sieg und, wenn auch bezüglid der politifhen Rechte mancherlei Ber- 
ſchiedenheiten zwiſchen den einzelnen Ständen ſich erhielten, wenn auch bie Form, 
welche der Berfaffung der Stadt durch ven Sieg der Zünfre gegeben wurde, in 
den einzelnen Stäbten fehr verfchieven war und jelbft innerhalb ver einzelnen 
Stadt vielfah geändert wurbe, überall waren bie Handwerker zu gleihberechtigten 
Bürgern der Stadt aufgenommen, vielfad ihre Zunftverfaffung zur Grundlage 
ver ftäptifhen Berfafiung gemacht worden. 

Die kaiferlihe Gewalt war verfallen, die Gewalt der Landesherrn noch nidt 
erftarkt genug, um den ftaatlichen Aufgaben, deren Erfüllung die immer fteigende 
Kultur der Städte verlangte, gerecht zu werden. Die Städte waren auf ihre 
eigene Kraft angewiefen und mußten felbftändig handeln und thatkräftig einfchreiten, 
wenn fie Schug gegen äußere Feinde und Sicherheit im Innern herftellen, wenn 
fie für die Ausbildung des Nechtes und für die Befriedigung der durch gefteigerten 
Verkehr und durch die wachſende Bevölkerung entftandenen Bebürfniffe Sorge 
tragen wollten. Die errungene Unabhängigkeit von Biſchof und Fürft, die Unthätig- 
keit von Kalfer und Reich drängten fie dazu, als felbftändige politiſche Körper 
aufzutreten und als ſolche flaatlihe Funktionen auszuüben. Rechtlich nur Glieder 
des Reihes und der einzelnen Territorien, erfcheinen fte thatſächlich vielfach als 
Heine Freiftaaten, ‚die nur durch ein loſes Band mit einer höhern ftaatlihen Ord⸗ 
nung verfnüpft find. 

In freier Bereinigung ſchloſſen fi die Städte enge aneinander in den mäch- 
tigen Stäbtebünden, um im vereinter Macht Erfag zu finden für die Gtaats- 
gewalt, die in Schwäche verfunfen war. Im Norden waren es vor allem bie 
Interefien des deutſchen Handels, die bei Kaifer und Reih nit Schuß noch Pflege 
finden konnten, weldhe den großen Bund der deutſchen Hanfa ſchufen. Faft 
alle niederdeutfhen Städte und deutſchen Handelsniederlaffungen im nörblichen 
Europa umfaffend, hatte die Hanfa zu einer politifhen Großmacht fih empor=- 
gefhwungen, die Deutjhlands Einfluß in allen Reihen des Nordens geltend zu 
machen wußte und dem deutfhen Handel nit nur Sicherheit und Vorrechte ver- 
ſchaffte, ſondern feine Alleinherrfhaft für lange Zeit ficherte. Und wie im Norven 
diefe mächtige Einung der Städte weit über die deutfchen Grenzen hinaus deutſche 
Macht begründete, jo fuchten im Süden die großen Städtebünde feit dem 13. bis 
an das Enve bes 15. Jahrhunderts der drohenden Ausdehnung der landesherr⸗ 
lien Gewalt und den Anfprüden des Kaiſers gegenüber den einzelnen Städten 
einen Schug und Schirm zu bieten. Zur Wahrung des Friedens, zum Schutze 
ber Neichöfreiheit, zur Friedens- und Rechtspflege verbanden fidh die Etäbte vor- 
nehmlih am Rhein und in Schwaben zu Einungen, vie felbft eine Regeneration 
bes Reiches anzuftreben unternahmen, Dod mit der Niederlage ber Städte in dem 
Kampfe gegen Fürften und Adel am Ende des 14. Jahrhunderts war die Bedeutung 
der Städtebündniffe, wenn auch nicht der einzelnen Städte im Wefentlihen gebrochen. 
— In den inneren Berhältnifien genoffen die Städte faft unbefhränfte Selbft- 
verwaltung und Autonomie. Anfnüpfend an die von Kaifern oder Landesherrn 
verliehenen Privilegien oder Freiheiten entftanden im 13. u. 14. Jahrhundert 
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Stadtrechte, deren Inhalt fi über das ganze Gebiet des öffentlichen und bürger- 
lihen Rechts erftredte. Es gab keine centralifirende Staatsgefeßgebung; die unend- 
lie Mannigfaltigfeit, die das Nefultat einer folden Rechtsbildung fein mußte, 
wurde ermäßigt durch die Neception der angeſehenſten Stadtredhte in. andern 
Städten, von wo fie nicht felten, nad den Bedürfniffen der Zeit und des Orts 
abgeändert, wieder auf eine zweite Generation jüngerer Städte übergegangen find. 
Mit den kaiferlihen nnd landesherrlihen Rechten und mit den wenigen Anord⸗ 
nungen der gejeggebenden Gewalt, die eine allgemein bindende Kraft in Anſpruch 
nahmen, durfte fih die Autonomie der Städte nicht in Widerſpruch fegen; im 
Uebrigen war fie unbefhränft und von unbeftrittener Geltung *). 

2. Bom 16. bis zum 19. Jahrhundert. 

a. Die Landgemeinden, Nirgends gebefiert, vielfach verfhlimmert war ber 
Zuftand, in dem fi die deutiche Yandbevölferung befand, nahdem in dem großen 
Bauernaufſtand von 1525 fie ſich mit Fürften und Adel gemeffen und von allen 
Ständen des Reihes verlaffen fhmählih unterlegen war. Wo ſich noch Gemeinde- 
vorfteher erhalten hatten, wurden fie durch herrfcpaftliche verdrängt, die Gemeinde» 
autonomie wurde feit dem 16, Jahrhundert mehr und mehr befchränft und endlich) 
bejeitigt. Der dreißigjührige Krieg führte faſt in ganz Deutſchland namenlofes 
Elend über ven Bauernftand und nahdem das Landvolf durd den Frieden vor 
ben verheerenden und zerftörenden Kriegszügen geborgen war, wurde ed, verarmt 
und verwildert, von einem ebenjo verarmten und verwilderten Grundherrenftand 
mißhandelt, geprüft und mit Laften überhäuft. Cine irregeleitete und oft feile 
Jurisprudenz ftellte die Säge auf, daß ale Bauern von Anfang an leibeigen 
gewefen und daß die Gemeindemarfung und Allmende im Eigenthum ver Grund- 
berren ftehe. Yandesherren und Grundherren zogen die Allmenden vielfach ein 
oder zwangen die Gemeinden zu nachtheiligen Vergleichen und Berzihten und 
zur Anerkennung ihrer Eigenthumsanfprüde. Die Befreiung aus diefem unglüd- 
lichen Zuftande fonnte nit von innen heraus kommen; nur dur die neu ſich 
bildende Staatsgewalt war es möglih, langfam und fohrittweife ven Bauern 
aus dem Stande der Hörigfeit und Abhängigfeit zu dem bes freien Stantsbürgers 
in erheben. Die Obrigfeit war es, bie im 17. u. 18. Jahrhundert begann 
die Mbgefchloffenheit der grundherrligen Bauern zu durchbrechen. Durch direkte 
Beſteuerung aud der Hinterfaffen, durch Aushebungen für den landesherrlichen 
der Kriegsdienſt au unter den Grundholden warb zuerft die Berührung zwiſchen 
Stastsgewalt und den Hörigen hergeftellt. Der Landesherr und feine Kammer 
hatten ein Interefie an dem Bauernfinnd, er lieferte die Steuern, er das Ma— 
terial für den miles perpetuus. Je größere Kraft der Staatsgedanke erhielt, um 
fo weniger fonnten die mittelalterliden Orbnungen fi erhalten. Mehr und mehr 
griff die Landeshoheit in diefelben ein. Die Gerichtöbarfeit, die dem Grundherrn 
wie ein Privatreht zuftand, nahm den Charakter der mittelbaren Staatsgerichte- 
barfeit an mit Rekurs an die obern landesherrlihen Gerichte. Die Sorge für das 
Wohl der Unterthanen erftredie fich feit dem 17. Jahrhundert auch auf vie Yand- 
bevölferung. Polizeilide Anordnungen wurden "für das gefammte Zerritorium 


*) Ueber die Geſchichte der Städte im Mittelalter fiebe: Arnold, Geſchichte der deutſchen Frei: 
ftädte 2 Bde. 1859; Nigih, Minifterialität und Bürgertbum 1859; Lambert, Gntwidelung des 
deutichen Städteweſens, 2 Bände 1865; v. Maurer, Geſchichte der deutichen Städteverraffung 
1869. Eine Ueberſicht bieten dar: Barıbold, Befchichte Des deutichen Städtemefent, 4 Bände, 
1850 —1853. Gierke, Genoſſenſchaftsrecht 1868, der auch den mit der Gefchichte der Städte eng 
verfnüpften Zünften ausführliche Behandlung zu Theil werden läßt. 
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erlaffen und griffen immer tiefer in das Leben aud der Ländlichen Gemeinden ein. 
Feld» und Walp-, Wafler: und Wege, Bau- und Gewerbepolizei wurden von Obrig- 
teit8 wegen geordnet. Die Selbftänpigfeit und Autonomie der Gemeinden, ſoweit 
fie fi gegenüber ven Örundherren nod erhalten hatten, mußten dem Bevormun— 
dungsipftem des 18. Jahrhunderts weichen, Mehr und mehr drang die Anfhauung 
durch, daß die Gemeinde eine Staatsanftalt fei, deren Verwaltung, wenn nidt 
von landesherrlihen Beamten zu führen, doch bis in alle Einzelheiten zu über- 
wachen fei. Als Folge davon wurde es dann als Befugniß des Staates betrachtet, 
zu beftimmen, wer ald Mitglied der Gemeinde zu gelten habe und die Bebingungen 
des vollen Gemeindebürgerrechts feftzufegen. Diefen Eingriffen gegenber fuchte 
bie bisherige Genoffenfhaft der Gemeindebürger fih in ſoweit abzufhliegen, daß 
die Nemanziehenden nicht auch an den vermögensrehtlihen Genüffen des Gemeinde» 
bürgerrehts Antheil erhielten. Die Rechte auf die Gemeindenugungen, vie Allmende, 
wurden von dem ©emeindebürgerredht getrennt und neben der weitern Gemeinde 
bildete fi eine engere, deren Mitglieder ibre Anfprüde an die gemeine Marl als 
wohlerworbene Privatrehte betrachteten. Vielfach hatte diefe Real» oder Nutzungs- 
gemeinde ſich aud der weitern Gemeinde gegenüber als herrſchende Korporation 
zu behaupten gewußt, während fie im andern Gegenden zu einer reinen Privat» 
genoſſenſchaft herabgeſunken ift. Seit ver Mitte des 18. Jahrhunderts begann aber 
bei den Negierungen die Anfiht durchzudringen, unter dem Einfluffe der Phyfio- 
traten und des englifchen Vorbildes, daß überhaupt die Allmentgüter der Land» 
wirthſchaft nachtheilig feien und deßhalb unter die Gemeindemitglieder aufzutheilen 
jeien. (Zwangsweife Auftheilung der Gemeinmweiden in Defterreidh 1768. Förderung 
der Gemeinheitstbeilungen in Preußen durch Friedrich den Großen, in Hannover 
durch Georg III.) 

So hat das 18. Jahrhundert die alten Ordnungen zu löfen begonnen, und, 
wenn aud zuerft in der Form der landesherrlihen Allgewalt, den Fortſchritt ange- 
bahnt. Die Zeit vor der franzöfifchen Revolution ſah nod die Leibeigenfhaft in ein- 
zelnen deutſchen Staaten aufgehoben: 1782 in Deutfh-Defterreih, 1783 in Baden. 

b) Die Städte. Wie Die gefammte Nation, fo fielen aud bie deutſchen 
Städte nad der Reformation der Abfpannung und Erſchlaffung anheim. Es war, 
als hätte die große geiftige und fittlihe That der Befreiung von Rom die Kräfte 
des deutſchen Bolfes erſchöpft. Thatkraft, Gemeinfinn, Nationalgefühl, Bürgerftolz 
waren entſchwunden, Engberzigkeit und Egoismus an ihre Stelle getreten. Die 
öffentlihen Rechte wurden nicht mehr als Pflichten betrachtet, fondern als Mittel, 
die egoiftifchen Intereffen zu fördern, dem Eigennug zu dienen. Die Veränderung 
der Hanbelöwege, das wachſende Uebergewidht des holländiſchen und englifchen 
Handels, die Zerrättungen des dreißigjährigen Krieges hatten den Wohlftand unter- 
graben. Niht in vermehrter Thätigkeit, Ehe in immer weiter ausgedehnten 
Zunftbefhränfungen glaubte das Bürgertum den Weg zu finden, um zu nenem 
Wohlftande zu gelangen. Die ſtädtiſche Verfafjung entartete, eine Dligardhie drang 
faft überall durch, Korruption herrſchte in der Verwaltung, in der Bürgerfchaft 
Theilnahmloſigkeit und Feigheit. "Raum eine ver großen Reichsſtädte bewahrte ſich 
frifhes Leben. In den landesherrlihen Städten fanf in demfelben Maße der Sinn 
für Freiheit und felbftändige Verwaltung, wie die landesherrliche Gewalt erftarkte 
und als Obrigkeit in alle ſtädtiſchen Verhältniſſe eingriff. Die ftäptifhen Gemein— 
weſen wurden in einen Staatsbezirk verwanvelt, in welhem ber Rath im Namen 
des Landesherren die ihm übertragenen obrigkeitlihen Funktionen übte (vgl. Gierke 
a. a. D.). Den vollftändigften Ausprud erhielt tiefe Richtung in den Rheinburb- 


Gemeinde. 749 


ſtaaten, in denen nad franzöſiſchem Mufter Gemeinteortnungen erlaffen wurden. 
Die Gemeindebehörden wurten Staatsviener, den Gemeindebürgern hödftens das 
Recht gegeben, einen berathenden Ausſchuß zu wählen, das Gemeindevermögen 
mußte nah beftimmten Verordnungen unter fortwährender flaatliher Auffiht ver- 
waltet werben. 

3. Die Öemeindeorbnungen bes 19. Jahrhunderts. 

Eine neue Periode in der Geſchichte des deutſchen Gemeindewefens beginnt 
mit der Stäbteorbnung für die Städte der öftlichen Provinzen» Preußens vom 
19. November 1808, tem Werke des Freiherrn von Stein. Die Stadt war aner- 
kannt ald Selbftverwaltungsfärper, der in felbftändiger Verwaltung, frei von einer 
fi in Alles mifhenden und Alles regulirenden Obervormundſchaft der Staats- 
behörden, feine Aufgaben zu vollziehen hat. Die Wahl der Stadtbehörten wurde 
der Bürgerſchaft zurüdgegeben, ver Behörde eine VBürgervertretung zur Kontrole 
und Mitwirfung an die Seite gefegt, das Eingreifen der Staatsregierung auf 
Ausnahmefälle befgränft, Unter vem Schuge dieſes Geſetzes entwidelte fi in 
den Preußifhen Stadten eine Selbftverwaltung, wie fie fein anderer Staat in 
Deutſchland aufzumweifen hat, wenn auch burd vie fpätern Gefege (Stäbteordnung 
vom 17. Mär; 1831; vom 30. Mai 1853 für die 6 öftlichen Provinzen, vom 
19. März 1856 für Weftphalen; vom 15. Mai 1856 für die Nheinprovinz) 
nur Rückſchritte gemacht worden find. Die an den Poltzeiftaat gewöhnte Büreau-» 
fratie ſuchte die Selbftännigkeit der ftäptifhen Verwaltung zu beſchränken und ber 
Staatsauffidt einen weiteren Spielraum zu verfhaffen. 

Die übrigen Staaten folgten nur langfam dem von Preußen gegebenen Bei- 
Ipiele. In Hannover, Braunfhweig, Dibenburg, Kurheſſen wurden nad den Be- 
freiungetriegen die alten Gemeindeverfaffungen wieder hergeftellt. In der Bayriſchen 
Rheinprovinz blieb die franzöfifhe Gefeggebung mit wenig Mopifilationen bis 
1869, in Rheinpreußen und Weftphalen bis in bie vierziger Jahre, in Baden bis 
1831, in Naffau bis 1848 beftehen, 

Eine Neugeftaltung der Landgemeinden war erft möglich, nachdem ber Bauern» 
ftand aus ber Hörizkeit und dem Frohntienſt erlöst und die Abhängigkeit von 
den Orundherren gebrohen war. Die Aufhebung der Leibeigenfhaft, die Ablöfung 
ber Frohnden, Zehnten und aller Feudallaſten, die Befreiung von Patrimonia!- 
jurispiktion und Patrimontalpolizei der Grundherrn mußten erft vollzogen werben, 
ehe eine freie und felbftändige ——— entſtehen konnte. Erſt wenn dieſer 
große Proceß der Befreiuung des Bauernſtandes vollendet iſt, fann ein gleiches 
Staatsbürgerrecht für alle Staatsangehörigen in Wahrheit vorhanden fein. Die 
rechtliche Unabhängigkeit der Einzelnen ift die VBorausfegung ber freien Ger 
meinde. Eo ift in den öftliden Provinzen Preußens, wo dieſer Proceß ſchon 1807 
begann, derſelbe heute noch nicht vollendet, noch immer hat dort ver Gutsherr 
die Polizeigewalt, und noch heute iſt eine Yandgemeindeorbnung nit zu Stante 
getommen. Die Beftimmungen des allgemeinen Landrechts von 1794 über bie 
Dorfgemeindeverfaffung find zum großen Theile noch heute die Grundlage bes 
beftehenden Zuftandes. Wo dagegen diefer Proceß zu Ente geführt ift, wirb ein 
principieller Unterfchied zwifchen Landgemeinden und Städteorbnung nit mehr 
gemacht. Der Begriff ver Gemeinde als politifher Selbftverwaltung. förper iſt heute 
überall verfelbe, und wenn aud Stadt und Lantgemeinden in den Geſetzen ge— 
trennt werden, fo find damit nur Verfhievenheiten verbunden, die fih aus ben 
verſchiedenen Berhältniffen ergeben; es find nur verfhiedene Erfcheinungsformen 
desfelben Principe, 
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- Mit der grundfäglihen Anerfennung der Selbftändigfeit der Gemeinde war 
aber die Durdführung des Grundſatzes noch nicht gegeben. Gelbft eine freie 
Berwaltung des Bermögens ift der Gemeinde nur bis zu gewifien Grenzen ge— 
ftattet, die gefammte weitere Thätigfeit ift noch jegt in ben meiften Staaten einer 
bevormundenden Auffiht der Staatsbehörden unterworfen. Die Vorfchriften über 
die Organifation der Gemeindebehörden find darauf berechnet, daß die wichtigften 
Site von büreanfratiih geihulten Männern eingenommen werben, und fo eine 
Gemeindebfireaufratie von innen heraus ber von außen hereinregierenden Staats - 
büreaufratte die Hand reiht. (Brater.) Doch waltet in ben neueren Gemeinde- 
ordnungen, ber deutfd»öfterreihifchen, der bayerifchen, der weimariſchen, ein freierer 
Geiſt und eine richtigere Erfenntniß von dem Werthe eines felbftändigen Gemeinde» 
lebens. 

Einen neuen Anftoß zu gefeßgeberifher Thätigfeit gab die Bewegung des 
Jahres 1848. Die deutſche Reichsverfaſſung 8 184 ftellte folgendes Programm 
für vie Oemeinbegefeßgebung auf: „Jede Gemeinde hat als Grundrecht ihrer Ver— 
faffung a. vie Wahl ihrer Borfteher und Vertreter, b. vie felbftänpige Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten mit Einfchluß der Ortspolizei, unter gefeglih geordneter 
Dberanffiht des Staates, c. die Beröffentlibung ihres Gemeintehaushaltes, 
d. Deffentlichkeit der Gemeindeverhandfungen als Regel. Diefe Punkte wurden zwar 
in eine Reihe von Gemeindeorbnungen, die nach tem Jahre 1848 entſtanden, 
aufgenommen, zum Theil aber in den Zeiten der Reaftion wieder daraus entfernt. 
Die heute in Geltung ftchenden Gemeindegefete in ben größeren deutſchen Staaten 
find folgende: 

Breufen: Die Stäbteorbnungen der alten Provinzen wurden fhon oben 
angeführt. Für die Landgemeinden wurden erlaffen die Gemeindeordnung für die 
Provinz Weltphalen vom 19. März 1856, für die Rheinprovinz vom 15. Mai 
1856, für die öftlichen Provinzen das Gefeg vom 14. April 1856, welches indeß 
feine volftändige Yanbgemeindeorbnung, fontern nur einige ergänzende Vor— 
ſchriften enthält, im Uebrigen aber den alten Zuftand beſtehen läßt. 

Was die neuen Provinzen betrifft, fo find vie Gemeinbegefege von Hannover 
(dte auf Grundlage ber fehr freifinnigen Städteordnung vom 1. Mai 1851 und 
des Geſetzes Über die Landgemeinden vom 4. Mai 1852 rubenven, in bürean- 
kratiſchem Geifte revidirten Städteordnung vom 24. Juni 1858 und Geſetz über 
die Landgemeinden vom 28. April 1859), von Kurheſſen (Gemeindeortnung vom 
13. Oltober 1834) und von Naffan (Gemeindeorpnung vom 26. Juli 1854 mit 
einigen durch Geſetz von 1869 eingeführten Reformen) in Geltung geblieben. In 
Franffurt a. M. wurde am 25. März 1867 ein Gemeindeverfajfungsgejeg er: 
laffen, für Schleswig-Holftein eine Landgemeindeorpnung vom 22. September 1867 
und eine Städteordnung vom 19. April 1869. 

Defterreid. Die proviſoriſche Gemeindeordnung vom 17. März 1849, 
welche den Sat an die Spitze ftellte: „die Grundfeſte des freien Staates tft die 
freie Gemeinde”, ward nie ausgeführt, wefentlihe Aenderungen wurden dur bie 
Kabinetsorbre vom 31. December 1851 eingeführt und durch das Gefep vom 
24. April 1859 wurde eine der damals herrſchenden Büreaufratie entſprechende 
Gemeindeorbnung erlaffen. Diefelbe mußte jedoch dem freifinnigen Gefege vom 
5. März 1862 weidhen, das die Grundzüge ber im Einzelnen von den Landes— 
gefegen durchzuführenden Gemeindeverfaffung für das weſtliche Defterreich feftftellte. 
Auf diefer Grundlage find die Gemeindeorbnungen der einzelnen Kronländer er- 
laffen worben. 
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Königreih Sachſen. Stäbteorbnung vom 2. Februar 1832 und Land⸗ 
gemeindeordnung vom 7, November 1838. 

Bahyerr. Für die Gemeinden dießſeits des Rheins hatten die Gemeinbe- 
ordnung vom 20. Mai 1818 und das Gefeg vom 17. Juni 1818 an dem nad) 
franzöfiihem Mufter gebildeten Edikt vom 24. Dftober 1808 mehrfache Aende— 
rungen eingeführt. Mehr noch geſchah vie durch die revidirte Gemeindeorbnung 
vom 1. Juli 1834. In der Pfalz blieb bis 1869 im Wefentlihen die franzöfifche 
Geſetzgebung in Kraft. Eine neue Grundlage für das. Gemeindeleben bilden die 
im Ganzen fehr freifinnigen Gemeindeorbnungen für die Yandestheile dießſeits des 
Rheins. und für die Pfalz vom 29. April 1869. In der legtern find mehrere 
franzöfiihe Einrichtungen, die fi bewährt haben und von denen fi vie Pfälzifche 
Bevölferung nicht trennen wollte, beibehalten worden. 

In Württemberg find noch in Geltung die revidirte Gemeindeordnung 
vom 1. März; 1822 und das Gefeg über das Gemeindebürger- und Befigerredht 
vom 4, December 1833. 

In Baden ruhen die Gemeindegefege auf der Gemeindeorbnung und bem 
Bürgerrechtögefeg vom 31. December 1831, die dur die Gefege vom 25. April 
und 15,, Februar 1851 revidirt worden find. Die Reform diefer Gemeindegefege 
ift gegenwärtig in Angriff genommen worben. 

Großherzogthum Hejfen Gemeindeorbnung vom 30. Juni 1821. 

Großherzogtfum Oldenburg Städteorbriung vom 12. Auguſt 1835 nnd 
Kirchſpielsordnung vom 29. April 1831. 

Großherzogtum Weimar Gemeindeordnung vom 18. Januar 1854. 

Herzogthum Braunſchweig Städteordnung und Landgemeinbeorbnung 
vom 19, März; 1850. *) 

Es ift nicht zu verlennen, daß bie Gefeßgebungen des letten Jahrzehnts 
Zeugniß von einem großen Fortſchritt ablegen. Endlih hat auch Deutſchland die 
fociale Freiheit errungen, in deren Befig Frankreich ſchon feit 1789 fich befindet, 
die Grundlagen des modernen freien Gemeindeweiens, die Aufenthalts=, Verehe⸗ 
lidungs- und Gemerbefreiheit find gewonnen. Die Aufgabe ver Gegenwart ift 
es, auf biefen Grundlagen die Selbftverwaltung der Gemeinden aufzubauen. 
Deutſchland fteht vor der fihwierigen, aber für die gefunde Entwidelung des veut- 
Ihen Staats maßgebenden Aufgabe, die von allen Banten der foccialen Redhts- 
unfreiheit und Ungleichheit gelösten Elemente des Staatsbürgerthums zu verbinden 
zu unabhängigen Körperfhaften der Gelbftverwaltung. Das mwarnende Beifpiel 
Frankreichs, das nah Zerftörung der alten Formen und Verbindungen die Ge— 
meinbebehörben zu Staatsbehörden herabgedrückt, das den Begriff der freien Ge— 
meinden faft gänzlich verloren und an die Stelle eines Gelbftverwaltungstörpers 
den von den Präfelten unbedingt abhängigen Maire gejest hat, muß uns immer 
vor Augen ftehen, wenn wir die Abwege vermeiden wollen, auf die bie centrali= 
firte Geſetzgebung nur zu leicht gedrängt wird. 





*) Eine Sammlung der beftebenden Gemeindeordnungen exiftirt bis jept nicht. Die Land: 
gemeindeordnungen und Städteordnungen, foweit fie zugleich für die Yandgemeinden gelten, bis 
zum Fahre 1845, find geſammelt von Weieke in der Sammlung der neuern deutichken Gemeinde— 
gefege (1848), Eine Sammlung der Gemeindeverfaffungen Deutfchlands und des Auslands ift 
begonnen von Stolp (Berlin 1870). 
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II. Das heutige deutfche Gemeinderecht. 


So verſchieden auch die einzelnen Beſtimmungen ber deutſchen Gemeinde- 
gefege von einander find, fo abweichend auch mande Berhältniffe in den einzelnen 
Staaten georpnet fein mögen, fo laffen ſich doch Grundzüge eines deutfchen Ge— 
meinderechts aufftellen, die faft allen Gefeggebungen zu Grunde liegen, wenn wir 
von den noch halb mittelalterlihen Zuftänden Medienburgs abſehen. Allerdings 
gibt es nicht ein gemeines deutfches Recht der Gemeinden, das fubfiviäre Geltung In 
Anfprud nehmen fönnte, aber aus nahe verwandten Wurzeln haben ſich unter dem 
Einfluffe derfelben gefhihtliden Thatſachen verwandte Erfheinungen entwidelt, bie 
einen gemeinfamen Charakter haben und das deutfche Gemeindemefen iharf trennen von 
dem der Übrigen großen Rulturvölfer, inobefondere von dem Franfreihs und Englande. 

Wie fhon oben angeveutet wurde, befindet fi unzweifelhaft bie deutſche 
Gemeinde und ihr Recht gegenwärtig in einem Uebergangezuftand; die büreau- 
fratifh centralifirende Richtung, die unter franzöfifhem Einflufie im vielen 
deutſchen Staaten das felbftänpige Gemeindeleben zu verfümmern bemüht war, 
liegt noch im Kampfe mit der freien Auffaffung der Gemeinde als faatlichen 
Selbfiverwaltungsförper, dem die VBollziehung der öffentlihen Aufgaben anvertraut 
ift und dem nur ſoweit Befhränfungen ter felbftändigen Ausführung aufzuerlegen 
find, als nothwendig erfcheinen, um die Wahrung der Gefege aud in dieſen 
Kreifen, um die Einheit des Staatswillens zu fihern. Daneben zeigen ſich noch 
manche Ueberrefte vergangener Zeiten, die aber ihrem Untergang unrettbar ent« 
gegen gehen, weil fie mit dem Begriffe des modernen Staats in Widerſpruch 
ftehen, fo in Preußens öftlihen Provinzen vie den Gutsherrn zuftehende Orts- 
polizei; fo das in einzelnen Gemeindeorbnungen den Gemeinden nod gewährte 
Recht, Über Aufnahme neuer Bürger nad Gutbünfen zu entſcheiden, ohne dabei 
an gefeglihe Beftimmungen gebunden zu fein. Im Weſentlichen werben aber 
überall die heutigen Gemeinven als öffentlihe Körperfhaften mit dem 
Rechte der GSelbftverwaltung nah Maßgabe der Geſetze (Bayriihe 
Gemeindeordnung vom 29. April 1869 Art. 1) betrachtet, die innerhalb des Ge- 
meinbebezirfs die Aufgaben des Staats zu vollziehen haben. Als öffentliche Körper- 
[haft hat die Gemeinde juriftifche Perſönlichkeit im öffentlihen und Privatrecht. 
Sie kann als ſolche öffentlihe Rechte und Pflihten haben, und ift für ven bürger- 
lihen Rechtsverkehr vermöge ihrer Willend- und Handlungsfähigkeit den Privaten 
gleihgeftellt. Sie fann alle Privat-Bermögenerehte erwerben und befigen und alle 
privatrehtlihen Berbindlidhkeiten übernehmen. Aber da fie eine öffentlihe ftaat- 
liche Körperſchaft ift, jo muß die Norm ihrer rechtlichen Ordnung gegeben fein 
in ftaatliden ©efegen; fie ift ein Organ des Staats und deßhalb kann nur 
bie Staategefeßgebung die Quelle ihres Rechtes fein; fie kann nicht in ihr felbft 
liegen, denn die Gemeinde ift nur das Glied der Allgemeinheit, fie ift nicht ſelbſt 
eine befondere Allgemeinheit für ſich. 

Wir haben nun im Einzelnen zu betradten: das Gebiet der Gemeinde, bie 
Zufammenfegung, die innere Berfaffung, ven Wirkungstreis und die Verwaltung 
der Gemeinde, endlich das Verhältniß der Gemeinde zu dem Staate. 


1. Das Gebiet der Gemeinde oder die Gemeindemarfung iſt 
diejenige Wbtheilung des Stantegebietes, innerhalb deren die Gemeinde die ihr 
zuftehende Öffentlihe Gewalt auszuüben berechtigt und zur lokalen Verwirklichung 
des Staatszweckes verpflichtet if. Deßhalb muß in der Regel jeber Ihr, 3 
bes Staatsgebietes einer Gemeindegemarkung angehören; ausgenommen fi 
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aus Gründen, die in ber Natur der Sache liegen, größere unangebante Berge 
(fog. Freiberge) und Seen, und in einzelnen Staaten, wie 3. B. Preußen, bie 
felbftändigen Gutsbezirke, die den Gemeinden gleich ftehen (deutfche Reichsverfaſſung 
von 1849 $ 186, Württembergifhe G.D. $ 1; Sadfen $ 16; Defterreih Art. 1; 
Bayern Art. 2; dagegen Preuß. 2.G.D. vom 14. April 1856 $ 1). Eine Aen- 
derung in dem Beftande ver Gemarkung, Bereinigung oder Trennung einzelner 
Grunpftäde mit oder von dem Gemeindebezirke können nur mit Genehmigung ber 
ftaatlihen Behörden vorgenommen werben; doch wird meift der Negierung aud 
das Recht gegeben, gegen den Willen der einzelnen Gemeinden deren Gebiet zu 
verfleinern oder zu vergrößern nah Vernehmung der Gemeindevertretungen 
(Preußen St.D. von 1853 und 1856 $ 2, %.G.D. von 1856 $ 1; Sadjfen 
8 18; Baden $ 3, 5; Würtemberg $ 1; Bayern Art. 4). 

2. Die Gemeindeangebörigen. Wohl auf keinem Gebiete des Ge— 
meinderechts gehen die einzelnen Geſetzgebungen fo weit auseinander wie in Be- 
zug auf bie Beftimmungen über Erwerb der Gemeindeangehörigkeit und des Ge— 
meindebürgerredhts. Dem Weſen der mittelalterlihen Gemeinde entfprad es, wenn 
jede Gemeinde für ſich die Bedingungen feftfegen konnte, an die fie den Erwerb 
des Pürgerrehts anknüpfte. Die ländlihe Gemeinde ruhte in erfter Linie auf der 
gemeinfamen Benugung der Gemeindemarf, der Allmende; fie war eine enge wirth- 
fchaftliche Genoſſenſchaft, zuſammengehalten durch gemeinfhaftlihen Grund und 
Boden, durch den Flurzwang, durch das allen gemeinſame Abhängigleitsverhältniß 
zu dem Grundherren. Nur mit Willen der Genoſſenſchaft und des Herrn konnte ein 
neuer Genofie Aufnahme finden, fo weit er nicht in Folge feiner Geburt das Ge- 
noffenfhaftsreht erworben hatte. Die mittelalterlihe Stadt beanſpruchte eine felbft- 
ſtändige politifhe Korporation zu fein, nur wenig beſchränkt durch Kaiſer und 
Reich oder den Landesherrn. Ausfluß dieſer Unabhängigkeit war die Befugniß über 
Aufnahme neuer Bürger zu entjheiden und, da der Zuwachs der Einwohnerfhaft 
in dem eignen Intereſſe der Städte lag, fo hatte die ftaatliche Geſetzgebung höch— 
ftens zu dem Zwede einzufreiten, um zu verhindern, daß bie Stadt nicht Fremde 
als Bürger aufnahm, die durch Hörigkeit oder Leibeigenfhaft einem fremden Herrn 
angehörten. Der. moderne Staat, in dem bie Gemeinde ftaatliche Aufgaben zu 
erfüllen hat, kann aud der einzelnen Gemeinde nicht mehr überlaffen, den Kreis 
der Bürger zu fliegen oder nah Gutdünken zu erweitern, Die gemeinvebürger- 
fihen Rechte und Pflichten müſſen für jeden Staatsbürger zu erwerben fein, und 
jeder Staatsbürger muß unter Erfüllung der gefeglihen Bedingungen in jeber 
Gemeinde zum Bürgerrecht zugelaffen werben; durch Staatsgeſetz müffen dieſe 
Bedingungen feftgeftellt fein; gegen Willkür in der Handhabung dieſer Gefege 
durch die Gemeindebehörben muß dem Einzelnen ein Schuß durch einen Rekurs 
an Berwaltungsgerichte oder, wo ſolche nicht beftehen, an bie Berwaltungsbehörben 
gewährt fein. Diefer Grundfag ift in faft allen Geſetzen durchgeführt. Auch 
darin herrſcht Uebereinftimmung, daß die Gemeindeeinwohner zerfallen in bie drei 
Klafien der Fremden, die fi vorübergehend oder dauernd in ber Gemeinde 
aufhalten und nicht zu den Gemeindeangehörigen gezählt werben, in vie Paffiv- 
bürger, melde an ben öffentlichen Angelegenheiten ver Gemeinve nicht Theil nehmen, 
und in die Aktivbürger mit allen Rechten und Pflichten, vie in dem Gemeinde- 
bürgerrehte enthalten find. Die Fremden treten mit ber Gemeinde als folder nur 
infoweit in Beziehung, als die Gemeinde fie zur Beobachtung ver Gefege anhalten 
und fie bis zu einem gewiflen Grade zur Beſteuerung beranzichen kann. Das 
Recht, innerhalb einer Gemeinde feinen Aufenthalt zu nehmen, ift in der Auf— 
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enthalts⸗ oder Nieberlaffungsfreihett enthalten, die durch ftantliche Gefege geregelt 
werben (fiehe diefe Artikel). Ueber die Bedingungen aber, unter denen das Paſſiv- 
und Altivbürgerreht erworben werden, herrſcht eine fehr große Verſchiedenheit. 
Die ältern Gemeindegefege gingen von dem Gefldtspunft aus, daß aud in unferer 
Zeit die Abgefchloffenheit der Gemeinden aufreht zu erhalten ſei. So lange das 
Recht des Gewerbebetriebs in einem Drte an das Ortsbürgerredt gefnüpft war, 
fo lange ber Staat in der fFreizligigkeit einen Feind des Wohlftands des 
Volkes fürdhtete, fo lange er den engen Geift der Gemeinvebehörden, die in 
jedem Neuanziehenden einen Menfhen fahen, der der Berarmung anheim fallen 
fünne, noch nähren zu müffen glaubte: fo lange erſchwerte aud die ftaatlihe ®e- 
feggebung den Erwerb des Bürgerrechts in einer fremden Gemeinde. Die ftaats- 
bürgerlihen, von dem Gemeinderecht unabhängigen Rechte ber Freizügigkeit, des 
Gewerbebetriebs, der Ehefchliefung wurden in eine umnatürlihde und ungefunde 
Berbindung mit dem ©emeinbebürgerrecht gebracht und dadurch Beihränfungen 
ber individuellen Freiheit eingeführt, die in Frankreich ſchon feit 1789 für immer 
abgeichüttelt waren. Erſt im neuefter Zeit ift in faft allen beutfchen Staaten die 
Freiheit in den angegebenen Richtungen gefihert und erft unter dieſer VBoraus- 
fegung kann bie Geſetzgebung die Bedingungen des Gemeindebürgerrehts feſtſetzen, 
welche fih aus der Sache felbft ergeben, d. h. die Folgen find der Rechte und 
Pflihten des Gemeindebürgerrehts. 

Zu den Baffivbürgern gehören zunähft alle unfelbftändigen und ver- 
tretenen Perfonen. Ferner diejenigen, die einer Gemeinde als Heimatlofe von dem 
Staate zugemwiefen find und bie nad einem Uebergangsftabium zu dem altiven 
Semeindebürger auffteigen können. Endlich fünnen zu ihnen gezählt werben die— 
jenigen Staatsbürger, die in der Gemeinde ihren Wohnfig genommen haben, 
aber die Bedingungen, die zur Erlangung bes aftiven Bürgerrechts geforbert 
werben, nicht erfüllt haben oder nicht erfüllen können. Sie find in der Regel ver- 
pflitet zur Tragung der Gemeinvelaften, wenn aud nicht immer in bemfelben 
Mafftabe wie die altiven Gemeindebürger, berechtigt zur Mitbenugung ber öffent: 
lichen Gemeindeanftalten, zum Anfprud auf Armenunterfügung und auf Gemeinde- 
ſchutz. Die Ermwerbung geſchieht durd Geburt, Zuweifung an bie Gemeinde und 
duch Nieverlaffung in der Gemeinde, Die Gemeindegefege weichen in den Be— 
nennungen fowohl als in den Einzelheiten ſehr weit von einander ab. 

Die Altivbürger bilden allein vie vollberechtigten Glieder der Gemeinde. 
Sie haben das Recht, bei Berathung und Abftimmung über Gemeindeangelegen- 
heiten mitzuwirken, zu Gemeindeämtern zu wählen und gemählt zu werben, Unter- 
Rügung im Berarmungsfall in Anfpruh zu nehmen, an ben Gemeindeallmenben 
Theil zu haben (doch fiehe über dieſen letsteren Punkt weiter unten). Sie find 
verpflichtet, die Gemeindefteuern zu tragen und die Gemeindeämter, zu melden fie 
gewählt oder ernannt werben, zu übernehmen. Früher genofjen die Gemeindebürger 
auch allein das Recht des Gewerbebetriebes, ver Verehelihung, volle Freiheit bei 
Erwerb von Örundftüden u. f. w. — Redt und Pflicht jedes Altivbürgers find 
an ſich einander gleih. In der Ausübung werben,aber nicht nur bezüglidy der 
Pflihten durch die Abftufungen in deren BVertheilung und bezüglih der Allmend- 
nugungen durch das verfchiedene Berürfniß oder amerlanntes Herlommen ober 
neuer Feſtſetzungen vielfahe Verſchiedenheiten begründet, fondern ed werben auch 
in den politifhen Rechten vielfahe Unterfdiede eingeführt, wie 3. B. durch das 

_Ktaffenwahlfyftem in den altpreußifhen und hannover'ſchen Stäbten, in Braun, 
ſchweig, Baden, durch Vorzüge der Großbegüterten und Höchftbefteuerten binficht- 
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Lich der paffiven Wahlfähigkeit in den Landgemeinden von Heffen, Meiningen u. f. w. 
Was den Erwerb des aktiven Bürgerrechts betrifft, fo laffen fi drei Hauptfyfteme 
der Geſetzgebungen unterfcheiden, die aber nicht erſchöpfend find, d. h. unter bie 
fih nicht alle Gemeindegeſetze der deutſchen Staaten unterorbnen laffen. Doch bilden 
die außen ftehenden nur Ausnahmen, auf die wir hier nicht eingehen können. 

a) Das aktive Bürgerreht witd erworben durch Geburt und durd Aufnahme. 
Die eheliche Abſtammung von einem Bater, der Gemeindebürger war, ober bie 
unebelihe Geburt von einer Mutter, die in der Gemeinde das paffive Bürgerrecht 
befaß, gibt zunähft nur das angeborne paffive Bürgerrecht, das fi aber entweber 
bei Erreihung des vorgefchriebenen Alters in das aftive Bürgerreht von felbft 
verwandelt, ober das Anſpruch darauf gibt, in die aktive Bürgerfhaft aufgenommen 
zu werben. 

Die Erforverniffe aber, die verlangt werben, wenn ein ortöfrember Inländer 
das aftive Bürgerrecht erwerben will, find verfchieden beftimmt. Die Aufnahme 
muß in ber Negel gewährt werben, wenn neben den perfünlihen Eigenfhaften der 
Selbftändigkeit oder Großjährigfeit und des guten Leumunds der Nachweis eines 
beftimmten Vermögens oder auch nur eines Nahrungszweiges und die Zahlung 
eines Bürgereinfaufsgelds erfolgt. In einigen Gefegen wird auch der Aufenthalt 
während einer beflimmten Zeit verlangt. 

Dod kann die Gemeinde auch, wenn biefe Bedingungen nicht erfüllt find, 
dies Bürgerrecht ertheilen. Hieher gehören Bayern, Württemberg, Baden, Heflen, 
Naffau m. f. w. 

b) In Preußen wirb in den Städten das volle Gemeindereht mit Stimm- 
recht und aftiver und paffiver Wählbarkeit erworden durch Wohnfig und entweder 
dur den Bells eines Wohnhauſes nebft Grundbefig von beftimmtem Gteuer- 
werth ober eine beftimnte perſönliche Befteurung im Gemeindebezirt oder durch 
den felbftändigen Betrieb eines Nahrungsgemwerbes. Eine ausprädliche Aufnahme 
ift nicht erforderlich. 

ec) In den Landgemeinden der fehs öftlihen Provinzen Preußens, von 
Schleswig-Holftein, von Sachſen u. ſ. w. bilden die Befiger der in der Gemar— 
fung gelegenen Grundſtücke die Bürgerfhaft. Wohnſitz in der Gemeinde wird nicht 
erfordert und Bertretung bei Ausübung der Gemeinderechte ift zuläffig. 

Der Grundſatz, die Bedingungen des Ermwerbes des Gemeindebürgerrechtes 
follen ven Redten und Pflichten des Gemeindebürgers entfprehen, kann nur bei 
den zwei erften ber angeführten Syfteme zur Ausführung fommen. Nur wer felb- 
ftändig iſt und eine beftimmte Zeit in der Gemeinde feinen Aufenthalt bat, be 
figt Fähigkeit, Kenntniß der Gemeindeverhältniffe uud Intereffe an der Gemeinde, 
um bie politifchen Gemeinderechte ausüben zu fünnen. Da die Gemeinde bie Unter» 
ftügungspflict ihrer Bürger im Berarmungsfalle hat, fo fann fie auch verlangen, 
daß berjemge, der das Bürgerrecht erwerben will, wenigftens einige Bürgſchaft 
gibt, daß er nicht in der nächſten Zeit der Gemeinde zur Laſt fällt. Dadurch recht⸗ 
fertigt ſich das Erforberniß des Nachweiſes eines beftimmten Vermögens oder Nah- 
rungszweiges. Dagegen Tann das Bürgereinfaufsgeld wohl faum vertheibigt werben, 

3. Innere Berfoffung der Gemeinden. So mannigfady die Ber- 
fchiedenheiten auch find, welde fih in den Gemeindegefegen in Bezug auf bie 


innere Berfaffung der Gemeinden finden, fo fehr aud in Folge der natürlichen 


Berhältniffe die Stabts und Landgemeinden fich in der Organifation der Behörben 
unterfheiden müſſen, fo finden fih doch in allen Gemeinden zwei Organe der 
Gemeinde wieder: der Gemeindevorftand, der die Verwaltung der Gemeinde zu 
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führen hat, und die Gemeindeverfammlung oder Gemeinbevertretung, welche bie 
Berwaltung des Gemeindevorftandes zu beauffichtigen und mit ihm gemeinfam bie 
wichtigften Angelegenheiten der Gemeinde zu orbnen hat. 

a) Die Gemeindeverfammlung oder Öemeindevertretung. 
Nur in Keinen ländlichen Gemeinden ift es möglich, daß bie allgemeine Gemeinde- 
verfammlung, die aus fümmtlihen Gemeindebürgern befteht, andere Funktionen 
als Wählen und Abftimmen ausübe. In allen andern Gemeinden muß an ihre 
Stelle ein gewählter Tollegialifcher Ausfhuß treten (Bürgerausfhuß, Gemeinde 
ausihuß, Gemeinderath, Stadtverorbnete, Bürgervorfteher u. j. w.). Durch biefen 
Ausſchuß übt die Gemeinde alle an fih der Geſammtheit zuftehenden Funktionen 
aus, wohin insbefondere Bewilligung, Beſchlußfaſſung und Kontrole, verfafjungs- 
mäßig erforderte Zuftimmung, Veftenerungsreht und Umlage von Dienften ge 
rechnet zu werben pflegen. Denn, wie die Stäbteordnung von 1808 $ 69 jagt, 
„die Vertretung der Bürgerſchaft durch Stabtverorbnete ift nothwendig, weil jene 
aus zu vielen Mitglievern befteht, als daß ihre Stimmen über öffentliche Ange: 
legenheiten jevesmal einzeln vernommen werben könnten". Diefer Ausſchuß ift 
eine Vertretung der ganzen Bürgerihaft, ein Drgan ber Gemeinde. „Die 
Stadtverordneten bebürfen weber einer befonderen Inftruftion oder Vollmacht der 
Bürgerfchaft, noch find fie verpflichtet, derjelben über ihre Beſchlüſſe Rechenſchaft 
zu geben. Das Gefeg und ihre Wahl find ihre Bollmadt; ihre Ueberzeugung 
und ihre Anfiht vom gemeinen Beften der Stadt ihre Inftruftion; ihr Gewifſen 
aber die Behörde, der fie deßhalb Rechenfhaft zu, geben haben“. (Stäbteorbnung 
von 1808 8 110). 

Gewählt werben die Mitglieder des Bürgerausfhuffes von den aftiven Ge- 
meinvebürgern entweber in gleicher, direkter Wahl, jo nad ber Stäbteorbnung 
Preußens von 1808, nad der Gemeindeverfaffung Frankfurts, der Städteordnung 
von Scleswig-Holftein, der hannöveriſchen Städteorbnung, den Gemeinde⸗ 
Ordnungen von Kurheflen, Bayern, oder aber nah einem Klaffenwahljyftem, in 
ber Regel dem Dreiflaflenfpftem, das zuerft eingeführt wurde in ber Gemeinde- 
ordnung für die Rheinprovinz vom 23. Juli 1845 $ 50 u. ff. und in ben Stäbte- 
orbnungen Preußens aus den Jahren 1853—1856 Aufnahme gefunden bat. Aud 
in Baden wurde e8 durch die Gemeindeordnung von 1851 nachgebildet, nachdem 
ſchon feit 1837 ein Haffifichrtes Wahlſyſtem an die Stelle des gleichen Wahlrechts 
getreten war. In ben Landgemeinden ber öftlihen Provinzen Preußens, von 
Schleswig-Holftein, von Hannover herrſcht ebenfalls ein Haffificirtes Wahljyftem. 
Die Grundlagen für die Eintheilung bilden vie verſchiedenen Klaffen der in ber 
Gemeinde vorhandenen Höfe und Güter; das Stimmreht der Mitgliever der 
einzelnen Klaſſen ift unter Berüdfihtigung des Beitrags zu den Gemeindelaften 
und des Intereffes an den Gemeindeangelegenheiten zu beftimmen. Die unter ftaat- 
liher Genehmigung zu erlaffende Ortäverfafjung bat bie örtlich fehr verfhiebenen 
Feſtſetzungen darüber zu enthalten. — Us Ausnahme ift e8 zu betrachten, wenn 
in einzelnen Staaten zwei Bertretuugstörper der Gemeinde beftehen, ein großer 
und ein Feiner Bürgerausfhuß, wo dann ber große Ausfhuß nur über die wich 
tigften Angelegenheiten Beſchluß zu faflen hat, der Meine die laufenden und minder 
bedeutenden Sachen erledigt; fo in Baden und den Städten bes Königreichs Sachſen. 

b) Der Gemeindevorftand wirb entweder von einer einzelnen Perfon 
oder von einem Kollegium gebildet. Im erften Fall fleheg doch dem die Orts» 
obrigfeit allein repräfentirenden Einzelnen (Bürgermeifter, Schulze, Schultheiß, 
Oemeindevorfteher) entweder Beigeorbnete (Schöffen) als Stellvertreter, Gehilfe und 
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NRatbgeber zur Seite, wie dies vielfah in den Landgemeinden Norddeutſchlands 
(öftlige Provinzen Preußens, Schieswig-Holftein, Oldenburg u. f. w.) vorlommt; 
oder unter dem Bürgermeifter als Gemeindevorftand nimmt auch ber Gemeinve- 
rath an der Berwaltung ver Gemeinde Theil, der aber kein felbftändiger Reprä- 
fentativförper ift, fondern von dem Bürgermeifter berufen unb geleitet wird. 
Diefe legtere, dem frangöfifchen Gemeinderecht nachgebildete Einrichtung befteht 
in Nafſau, in Kurbefien und in ber preußifchen Rheinprovinz in benjenigen 
Städten, welde nit die Einführung der kollegialiſchen Berfafiung beantragen. 

In allen größeren Gemeinden und in ben fübbeutfhen Staaten aud in 
allen Landgemeinden wird der Gemeindevorftand durch ein Kollegium gebildet 
(Moagiftrat, Stadtrath, Gemeinderath), an deſſen Spige ein Bürgermeifter fteht, 
der ven Gemeinderath nad aufen zu repräfentiren hat, dem bie Leitung und ber 
Borfig, die Ausführung und Verwaltung, vie Erledigung der laufenden Geſchäfte 
übertragen iſt. Zugleich ift der Bürgermeifter in der Regel eine ftaatliche Behörde, 
welche eine Anzahl von Staatsverwaltungsfunktionen im Auftrage der Regierung 
zu vollziehen bat. — In den Ffleineren Gemeinden, in denen wem Gemeinde- 
vorftand feine Gemeindevertretung weiter znr Seite fteht, vereinigt er bie Ele— 
mente der Gemeindeobrigkeit und bie Elemente ber Vertretung im fi, wobei er 
fehr verſchieden gegliedert und auf bie einzelnen lieber bie Funftion ber Obrig« 
feit und die ber Vertretung fehr verfchieden vertheilt fein mögen. In den anderen 
Gemeinden aber ift der Gemeinderath allein die Gemeinbeobrigkeit. Er hat bie 
Bertretung ber Gemeinde nah Außen, er hat die Verwaltung der Gemeinde im 
Innern und iſt dabei nur, foweit dies durch das Geſetz vorgefchrieben ift, an bie 
Zuftimmung und Mitwirkung der Gemeindevertretung gebunden. Er ift fonad 
der Träger ber öffentlihen Gewalt, welche die Gemeinde als Selbftverwaltungs- 
förper inne bat. In der Ausübung biefer öffentlichen Gewalt ift er nad) ber ver- 
ſchiedenen Natur der einzelnen Berwaltungszweige aud in verfchiedener Weife ven 
ftaatlihen Behörden untergeorbnet und ihm eine bald größere, bald geringere 
Selbftänbigfeit gegeben. Häufig drüdt man dieſe Verjchiedenheit in der Abhängig- 
feit von der Staatsbehörde in der Weife aus, daß man bie Gegenſtände, welche 
der Gemeinderath in größerer Selbſtändigkeit verwaltet, als eigentliche Gemeinbe- 
angelegenheiten bezeichnet und von biefem fogenannten ſelbſtändigen Wirkungs- 
freis den übertragenen ſcheidet, innerhalb befien der Gemeinderath nur als 
Drgan der Regierung handelt und deßhalb der Megierung für feine Verwaltung 
verantwortlich ſei. Daß diefe ganze Unterfheivung auf einem unrichtigen Grund» 
gedanken ruhe, werben wir weiter unten nadzumeifen ſuchen. Ale Funktionen 
der Gemeinde find vielmehr ftaatlihe Funktionen, und nur bie Selbftänbigfeit 
der Gemeinde in ihrer Verwaltung ift eine verſchiedene. 

Die Mitglieder des Gemeinderaths werden von der Gemeinbevertretung ge- 
wählt und bebürfen in einzelnen Staaten (ven alten Provinzen Preußens, 
Hannover, Defterreih für die größeren Städte) der Beftätigung ber Regierung. 
Diefe Beftärigung wird überall verlangt für den Bürgermeifter und, wo neben 
ben gewöhnlihen Mitgliedern des Gemeinderaths rechtskundige ober beſoldete 
Mitglieder ernannt werben, wie in Bayern und Preußen, aud für biefe. 

In allen feinen Handlungen und feiner gefammten Amtsführung wird ber 
Gemeinderath von der Regierung beauffichtigt, er ift gleich den Staatsdienern dem 
Disciplinarverfahren, der Suspenfion und Amtsentfegung unterworfen und muß 
„über die Beforgung der ihm anvertrauten Geſchäfte“ Rede und Antwort flehen. 
Er Hat die Gefege und Berorbnungen auszuführen, ja er muß in dem meiften 
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Staaten ſtaatliche Aufträge aller Art übernehmen und alle örtlihen Geſchäfte der 
Staatsverwaltung, für die nicht befondere Behörden beftellt find, find ihm überwiefen. 

Das Berhältniß des Gemeindevorftandes zu der Gemeinbevertretung ift ver- 
ſchieden geordnet. Nah den preußiſchen Städteordnungen follen „ale Ungelegen» 
heiten, womit Aominiftration verbunzen, ober die mwenigftens anhaltender Aufficht 
und Kontrole oder Mitwirtung an Ort und Stelle bedürfen, durch Deputationen 
und Kommiffionen beforgt werben, welde aus einzelnen oder wenigen Magiftrats- 
mitglievern, dagegen größtentheild aus Stabtverorbneten und Bürgern beftehen, 
die von der Gtadtverorbnetenverfammlung gewählt und von dem Magiftrate 
beftätigt werben”. Derartige Kommiffionen, die ſich ala höchſt fegensreih für bie 
Erwedung eines thätigen Gemeinfinnes erwiefen haben, find für alle wichtigeren 
Zweige ber Gemeindeverwaltung ins Leben getreten. In den anderen Staaten ift 
diefe Einrichtung wenig belfannt; nur in den größern Städten Defterreihs finden 
fi für einzelne Berwaltungsgeichäfte ähnliche gemifchte Kommiffionen. 

In den meiften Staaten befteht eine innere Verbindung zwijhen Gemeinde» 
rath und Gemeindevertretung nicht. Ueber die Angelegenheiten, bei denen die Zu- 
fimmung der Gemeindevertretung nothwendig ift, bat die letere gefonvert zu 
berathen und abzuftimmen. Können Gemeinderath und Gemeindevertretung ſich 
nicht einigen, fo entjheidet die Staatöregierung, fo in Preußen, Hannover, Braun- 
ſchweig, Sadfen u. f. w. In Bayern hat in biefem Falle eine gemeinſchaftliche 
Sigung beider Kollegien flattzufinden, aber die Abſtimmung geſchieht aud bier 
gefondert. Kommt ein gemeinfamer Beſchluß nicht zu Stande, fo bleibt die Sache 
auf fi beruhen; nur in dringenden Fällen ift die Staatsbehörde zu einem Ein- 
fhreiten befugt (G.O. für die Landeétheile diesfeits des Rheins Art. 114, 157). 
In Baden werben derartige Streitigkeiten zwifhen Gemeinderath und Ausſchuß 
dem großen Ausfhuß zur Entiheivung überwiefen, in. dem ber Gemeinderath und 
Heine Ausihuß kraft Gefeges ſtimmberechtigt find (G.O. $ 24, 158). 

Der Gemeinverath beſchließt theils mit, theild ohne Zuftimmung der Ge- 
meindevertretung über Errichtung und Beſetzung von untergeorbneten Aemtern, 
Anftelung von Gemeindevienern u. f. w. In den meiften größern Städten beftehen 
tehnifche Gemeindebeamte für das Baumefen, die Schulangelegenheiten, Forſt- 
wirthſchaft, Gefundheitspflege und Medicinalpolizei, die entweder nur Beamte des 
Gemeinderaths oder, wie in Bayern, Mitgliever des Magiftrats find mit voller 
Stimmberehtigung in Gegenftänven ihres Wirkungskreifes (Art. 71). 

4. Der Wirfungsfreis und die Verwaltung der Gemeinde. 
Der Wirkungsfreis der Gemeinde iſt durch ihr im der örtlichen Gemeinſchaft 
rubendes Wefen beftimmt; zu ihm können alle diejenigen öffentlichen Angelegen- 
heiten gehören, die ihrer Natur nad fi zu einer örtlichen Verwaltung durch eine 
felbftändige Körperfhaft eignen. Der Kreis diefer Ungelegenheiten muß in Folge 
beffen verfchieden fein nach der Natur und politifhen Entwidelung des Öemein- 
geiftes des Volkes. Je mehr der Vollsgeiſt zu politifcher Centralifation binneigt, 
um fo befhränfter wird die Kraft und Wirkſamkeit der örtlichen Gelbftverwaltung 
fein. In den verſchiedenen Entwidelungsperioven desſelben Volkes Ändert fi der 
Charakter des Staatswefens und mit ihm des Gemeindewefend. Die Gemeinde 
fonnte nicht bleiben, was fie war, während fi die Staatsorbnung im Ueber- 
gange vom Mittelalter zur neuen Zeit völlig umgeftaltete. Ebenſo wenig fann 
der Uebergang von einer büreaufratifch-centralifirten Staatsverwaltung zu einer 
auf Selbftverwaltung ruhenden, der fi im unferer Zeit vorbereitet, das Weſen 
ber Gemeinde unberührt lafien. Während die büreaukratiſch-centraliſirte Stauts- 
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verwaltung auf dem Grundfage ruht, daß nur biejenigen öffentlichen Angelegen- 
beiten, melde durch die Stantsbehörben nicht verwaltet werden fünnen, ber 
Gemeinde zu überweifen feien und daß auch in biefem engbegrenzten Kreife die 
Gemeindeverwaltung unter einer ununterbrodhenen Auffiht der Staatsbehörbe zu 
ftehen babe, kann eine gedeihliche Entwidelung des Gemeindeweſens nur dann 
ftattfinden, wenn der entgegengefegte Orundfag maßgebend für die Geſetzgebung 
und Berwaltung wird, Der örtlihen Selbftverwaltung und ihren Organen find 
alle diejenigen öffentlichen Ungelegenheiten zuzuweiſen, welde erfahrungsgemäß 
nnd ihrer Natur nah von ben durch bie Gemeindebürger erwählten Organen 
der Ortsgemeinde verwaltet werden lönnen; die Staatöregierung bat nur 
darüber zu wachen, daß die Ausführung biefer Aufgabe nah Maßgabe der Ge- 
fege gefhieht und daß dadurd nicht die allgemeinen Staatsintereffen verlegt werben. 
Auf den Umfang, in dem der Gemeinde die ftaatlihen Funktionen anvertraut 
werden zu felbftändiger Bollziehung, wird aber auch die Größe der Gemeinde 
felbft von Einfluß fein. Die Heine Landgemeinde mit wenigen hundert Einwoh- 
nern wird weder über die geiftligen, nod über die materiellen Kräfte verfügen 
lönnen, welche einer großen Metropole zu Gebote ftehen. Unzweifelhaft können 
der Wirkungstreis und die Selbftändigfeit der großen Städte ausgebehnter fein, 
als die der Landgemeinden. Sind auch hier die Verhältniffe einfacher und leichter 
zu überfehen, fo werben in der Stadt die widtigften Stellen der Gemeinde— 
behörden befegt werben fünnen mit Männern, deren Kenntniffe in der praftifchen 
Berwaltung und in dem Öffentlihen Rechte des Landes ſchon erprobt find. Doc 
ift eine gemeinfame Betrachtung für Stadt und Dorf bis zu gemwiffen Punften 
zuläffig: denn in ihrem Grundcharakter, der über den Wirkungsfreis der Ge— 
meinde entſcheidet, ſtimmen beide überein. 

J. Ueber die allgemeinen Freiheitsrechte der Staatsangehörigen, 
insbefondere über Berufswahl, Nievderlaffung und Berebelibung 
bat nicht die Gemeinde zu verfügen. Ob dem Einzelnen geftattet werden Fünne, 
auf irgend einem Punkte des Staatögebietes feinen Hausftand zu gründen und 
einen Nahrungszweig zu betreiben, varüber muß — wo nit unbebingte Freiheit 
bes Erwerbes der Niederlaffung herrſcht — die Staatsgewalt das entſcheidende 
Wort fi vorbehalten. Die Grundrechte der menfchlihen Perſönlichkeit in ihrer 
Ausübung zu befhränfen, fann nur derjenigen politifhen Gewalt zufommen, bie 
andererfeits für ven Schug und bie ungehemmte Entfaltung der Perfönlichkeit 
das Höchfte leiftet, und dies ift, wenn es im Mittelalter vielfah die Gemeinde 
war, heute der Staat. Demungeadtet hat fi) gerade bis in die nenefte Zeit in 
dieſem Punkte die entſcheidende Autorität häufig bei der Gemeinde erhalten, oder 
ift auf fie die ehemalige Autorität der Grundherren übergegangen. Es war babei 
von Einfluß, daß der Gemeinde die Pflicht obliegt, die Gemeindeangehörigen im 
Berarmungsfalle zu unterftügen, und daß es deßhalb für gerecht und billig ge- 
halten wurde, wenn nun auch der Gemeinde ein Recht zugeftanden werde, leicht- 
finnige Ehen zu verhindern, den Gewerbebetrieb zu beſchränken, gegen bie Nieder- 
laſſung von Mittellofen, wenn auch Arbeitsfähigen Einſprache zu erheben. Heute 
ift faft in allen veutfchen Staaten Freizügigkeit, Freihelt der Ehefchliefung und 
Gewerbefreiheit durchgeführt. Die Beihränktungen der perfönlihen Freiheit durch 
bie Gemeinde gehören der Vergangenheit an. 

I. Sorge für allgemeine Siderheit und Orbnung (Sider- 
beitspolizet). In allen Staaten ift der Gemeindevorftand die Ortspolizei— 
behörbe, nur in ben größeren Städten ift die Verwaltung der Ortspolizei einer 
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befonderen Staatsbehörbe übertragen. Auch in den anderen Gemeinden foll aber 
die Sicherheitspoligei von dem Gemeinbevorftand im Namen und aus beftändigem 
Auftrage der Regierung verwaltet werben, d. 5. mit anderen Worten, die Regie 
rungsbehörben führen eine ununterbrochene Auffiht über bie Berwaltung ber 
Drtspolizei und find berechtigt, fofern es das allgemeine Staatsintereffe erfordert, 
die nothwendigen Maßregeln felbft zu ergreifen. Auch wird wohl allgemein zuge- 
ftanden werben, daß eine einheitlibe Leitung ber Gicherheitspolizei nothwendig 
ift, wenn fie ihren Zwed erfüllen fol. Nur wenn alle Organe der Sicherheits⸗ 
polizei nach gemeinſchaftlichem Plane wirken, wenn in einem Mittelpunfte alle 
Fäden der Polizei zufammenlaufen, wenn bie oberfte Behörde im Stande ift, 
über alle Kräfte zu verfügen, kann Verhütung von verbrecheriſchen Rechts- und 
Drdnungsftörungen, genügender Schug der Perfonen und bes Eigenthums erreicht 
werden. Diefe in dem Wefen der Sicherheitspolizei liegenden Bedingungen würben 
allerdings am fiherften erreicht werden durch ein centralifirtes Behörbeninftitut, 
nicht durch Organe der Selbftverwaltung. Andererſeits aber hat die Ortsgemeinde 
das nächſte und unmittelbarfte Interefje an der Handhabung der Sicherheitspolizei, 
eine reine Behörbenverwaltung würde dem Staate ungeheure Koften verurfachen ; 
gerabe auf dieſem Gebiete ift eine Betheiligung der Gemeindebehörden an ber 
Polizeiverwaltung um fo nothwendiger, als bier die nächſte Gefahr vorhanden ift, 
daß die ven Staatsbehörden zu Aufrehthaltung des Redtszuftandes und ber Drb- 
nung anvertraute weitgehende Gewalt zu Willfür und Beſchränkung ver perſön— 
lichen Freiheit der Staatsbürger mißbraudt werde, Diefer legtere Gefihtspunft 
fommt freilich bei dem beftehenden Gemeinde- und Bolizeigefegen nur wenig zur 
Geltung. In Bezug auf die Polizeiverwaltung werden die Gemeindebehörben meift 
nur als Werkzeuge der Staatsbehörden betrachtet, die unbedingt bie erhaltenen 
Befehle zu vollziehen haben. Wie ſchon angeführt, haben aud in ben meiften 
Staaten die Staatspolizeibehörven eine konkurrirende Gewalt mit den Gemeinde- 
behörben, fo daß in jedem einzelnen Falle, wo dieſe nit für binreihend fähig 
ober zuverläffig betrachtet wird, jene einzufchreiten befugt if. In Folge davon 
wird in hohem Grade das Gefühl der Selbftändigkeit der Gemeinbebeamten ge 
ſchwächt. Da fle auf diefem fo wichtigen Gebiete der Gemeindevermwaltung bei 
jedem Schritte fi einer Beauffihtigung unterworfen fühlen und das Einjchreiten 
der Staatsbehörden zu befürchten haben, fo wird namentlich in Heineren Gemeinden 
das Bewußtſein der Abhängigkeit das vorherrfhende und, wenn fie in amberen 
Beziehungen aud noch fo frei fi bewegen können, fo wird baburd body bie 
Grundlage der Selbfiverwaltung, der unabhängige Gemeinfinn, ſchwer erjbättert. 
— Die Baprifhe Gemeindeordnung vom 29. April 1869 hat verfudt, der 
ununterbrochenen Auffiht der Staatöbehörde über die Polizeiverwaltung der Ge— 
meinde etwas feftere Grenzen zu ziehen und fie an beftimmtere Formen zu 
fnüpfen, als bies bis jegt in den Gemeindeorbnungen gefhehen war, um dadurch 
den angebeuteten Gefahren für ein felbftändiges Gemeindeleben vorzubeugen. Nur 
wenn Gefahr in Berzug tft, fann die Staatsbehörde die nothwendigen 
Anorbnungen felbft treffen. Beftreitet die Gemeinde die gefegliche Nothwendigleit, 
den Umfang oder die Art einer ihr angefonnenen polizeilichen Mafregel oder 
Leiftung, oder unterläßt fie es, bie für die Poltzeiverwaltung nothwendigen Ein- 
richtungen vorzunehmen, fo entfcheidet darüber bie Kreisverwaltungsftelle nad) 
follegialer Berathung (G.O. f. d. des Rheins Art. 156, 157). Dod ift bier- 
mit wenig erreiht, fo lange die Entfheidung aud über bie Rechtsfrage in 
die Hände eines von ben wechfelnden Miniftern des Innern abhängigen Regie» 
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rungsfollegiums gelegt if. — Ob die Polizeiverwaltung der Gemeinde wie in 
Baden, Defterreih, oder dem Gemeindevorſtand wie in Preußen, Bayern, 
übertragen ift, hat fachlich feine Bedeutung. Auch in dem erfteren Fall ift vie 
Ausübung nur dem Gemeindevorftand, fei es der Bürgermeifter allein ober ber 
Gemeinderath in feiner Gefammtheit, anvertraut. 

IT. Schuß und Pflege der Wohlfahrtsintereffen der Ge— 
meinde. Kaum ein Zweig der gefammten ftaatlihen Thätigkeit, die unter dem 
Namen „Innere Berwaltung” zufammengefaßt wird, bleibt ben örtlihen Interefien 
der Gemeinde fremd. Hat der Staat als einheitliher Organismus die Aufgabe, 
überall da für das materielle und geiftige Wohl feiner Angehörigen [hügend und 
fördernd Sorge zu tragen und thätig zu werden, wo burd bie Kräfte Einzelner 
ober die freie Bereinigung Einzelner die Bedingungen einer gefunden und gebeih- 
lichen Entwidelung des Volkes nicht hergeftellt werden können, fo iſt e8 bie Be— 
fimmung der Gemeinde als Organ des Staates, diefe Aufgabe in lokaler 
Beihräntung auf das Gemeindegebiet, foweit es die Mittel der Gemeinde ge» 
fatten, zur Ausführung zu bringen. Hier liegt der Mittelpunkt des Wirkungs- 
freifes der Gemeinde. Als Selbftverwaltungstörper hat die Gemeinde nah Maf- 
gabe ber beftehenden Gefege im felbftänbiger Berwaltung die Bedürfniſſe des 
Armen- und Gefunpheitwefens, der Schule, und foweit die Kirche nod in engerer 
Berbindung mit dem Staate fteht, der Kirche, des Aderbaues, Gewerbebetriebs 
und Handels zu befriedigen. Die Schranfen ver Thätigfeit der Gemeinde find 
gegeben in den engen Grenzen ihres Gebietes und in der Zahl und Größe der 
geiftigen und materiellen Kräfte, über bie fie zu verfügen vermag. In Folge 
davon wird denn aud ber Umfang dieſer Thätigkeit ein ſehr verjchiebener fein, 
je nachdem es fi um eine große oder Feine, arme oder reihe, Aderbau ober 
Gewerbe oder Handel treibende Gemeinde handelt. Ganz zur Entfaltung wird 
biefe Thätigfeit nur in großen Städten gelangen können. Hier erheifchen bie 
manntigfaltigften und verwideltften Berhältniffe eine Orbnung durch die Gemeinde, 
die verfhiebenartigften Intereffen verlangen Befriedigung und hier allein find 
aud die Kräfte vorhanden, um allen Anforberungen gerecht zu werben. In ben 
Landgemeinden fällt dagegen Bieles weg, was in ber Stadt von überwiegender 
Bedeutung ift, oder hat nur untergeorbnete Wichtigkeit. Die Bedürfniſſe find ein- 
facher, leichter zu befriedigen; die Koften der Ausführung gering, die Fähigkeit 
und die Kenntniffe, die zur Örtlihen Verwaltung erfordert werben, der Art, daß 
fie bei jevem tüchtigen Bauern vorausgefegt werden können. Wo aber bie Kräfte, 
bie in der Gemeinde vorhanden find, nicht ausreichen zur Vollziehung der Auf- 
gaben, muß entweder ein höherer Selbftverwaltungsförper, Sammtgemeinde, Kreis» 
oder Provinzialverband, eintreten, oder die Staatsbehördeu müflen ber Selbft- 
verwaltung ergänzend zur Seite fliehen. Nicht nur in den einzelnen Staaten, auch 
in den einzelnen Landestheilen eines und besfelben Staates wird die Grenze ver- 
ſchieden gezogen werben müffen: nah dem Charakter und den geiftigen Anlagen 
der Bevöllerung, nah der durchſchnittlichen Größe und Einwohnerzahl der ein- 
zelnen Gemeinden, nad Bertbeilung und Art der Bewirthichaftung des Grund» 
befiges. 

Die wichtigften Funktionen der Gemeindeverwaltung in Bezug auf die Sorge 
für materielle und geiftige Wohlfahrt betreffen: 

a) Das Armenwefen. In allen deutihen Staaten hat bie Ortsgemeinde 
bie Verbindlichkeit, für ihre armen Angehörigen zu forgen, wenn nidt näher ver- 
pflitete Berfonen oder Berbände für fie einzutreten verpflihtet oder im Stande 
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find. Diefer Anfpruh auf Unterftügung im falle der Berarmung bildet ben 
wefentlichften Inhalt des jagen. Heimatrechts, des paffiven Gemeindebürgerredts. 
Die gefeglihen Beftimmungen über Erwerb und Berluft diefes Heimatrechts, des 
Unterftägungswohnfiges, weichen in den einzelnen Staaten nod weit von einander 
ab. Ueberall aber find die Befhränfungen der Freizügigkeit, die bis vor wenigen 
Jahren als Korrelat diefer Unterftügungspflicht der Gemeinde angefehen wurden, 
heute verſchwunden. Wird das Hetmatreht durch längeren Aufenthalt erworben, 
fo muß jfelbftverftänplih der Gemeinde die Möglichkeit gegeben werden, durch 
Ausweifung diefen Erwerb zu verhindern, wenn fie nachweiſen fann, daß ber 
Neuanziehende nicht im Stande ift, fih und feinen Angehörigen den nothpärf- 
tigen Lebensunterhalt zu verfchaffen. Diefe Sicherung gegen Ueberbürdung durch 
die Armenlaft kann der Gemeinde nit verfagt werden. Die Verwaltung bes 
Armenweſens wird geführt durch die Gemeindebehörde, wenn nit befondere 
Armenbehörden vorgeſchrieben find. 

Doch vermag nur felten die einzelne Gemeinde die Armenlaft allein zu 
tragen; die größeren Selbftverwaltungsförper und der Staat find in den meiften 
Ländern verpflichtet, theils gewiffen Kategorieen von Armen (3. B. folden, vie 
feinen Unterftägungswohnfig in irgend einer Gemeinde des Landes befigen) Unter- 
fügung zu geben, tdeild Armenanftalten und Krantenhäufer für Bezirke oder den 
ganzen Staat zu erridten. Die billige Bertheilung der Armenlaft unter bie Ge- 
meinden, die Kreife und den ganzen Staat ft jedenfalls eine Hauptaufgabe der 
Armengeleßgebung. Wo die einzelnen Gemeinden zu Hein und zu arm find, bie 
Armenlaft zu tragen, werben Armenverbände zu errichten fein, die mehrere Ge— 
meinden umfaflen und mit gemelnfhaftlihen Kräften das leiften, was die einzelnen 
lieder des Berbandes nicht zu leiften vermögen. (Vgl. den Art. Armenwefen.) 

b) Gefundbheitswefen. Bor allem für vie Städte Hat fih in ber 
Gegenwart durch die Fortfchritte der Wiſſenſchaft eim weites Gebiet der Thätig- 
feit eröffnet, deffen Bearbeitung aber noch faum begonnen hat. Die Sorge für das 
öffentlihe Gefunpheitswefen, d. h. für bie Herftellung derjenigen Bedingungen, 
unter denen allein ein befriedigender Stand der Gefundheit der Bevölkerung 
möglich ift, kann fi nicht mehr befhränfen auf Borfchriften über Reinlichleit der 
Straßen, Trodenlegung der Häufer und Straßen, Entfernung von gemeinfhäb- 
liden Anlagen u. ſ. w.; in umfaffenderem Sinne muß die Gemeinde ihrer Auf- 
gabe ſich bemädtigen: Reinigung des Waflers und der Luft mit Hilfe der von 
ber Wiffenfchaft erprobten Mittel und Anftalten ift das Ziel, welches die ftäptifche 
Gemeinde auf diefem Felde zu erringen hat. Dur Anlage von Abzugsfanälen, 
genügende Beihaffung von gefundem Waſſer für öffentlihe und häusliche Zwecke, 
durch Trodenlegung ganzer Stabttheile können allein die Heerde der ſchrecklichſten 
Krankheiten zerftört werden (fiebe den Art. Geſundheitsweſen). In Fabrilſtädten, 
in denen eine große Arbeiterbevölferung dicht zufammengedrängt wohnt, hat bie 
Gemeindebehörde Sorge zu tragen, daß die von den Arbeitern bewohnten Hänfer 
ben von ber Sanitätspolizei geftellten Anforderungen entfprechen; fie muß nöthigen- 
falls in der Lage fein, durch eine erleichterte Erpropriation gefundheitsgefährliche 
Häufer und Lokalitäten, die zum Aufenthalt der arbeitenden Klaffen benugt werben, 
zu erwerben und niederzureißen. — Es muß anerfannt werden, daß fomohl Eng» 
land wie Frankreich Deutfhland im diefer Beziehung weit überholt haben; daß 
bei uns erft wenige Städte begonnen haben, dieſe ihnen obliegenvden Aufgaben 
nur zu erfennen. Wollen wir nit allzu lange hinter den anderen Kulturmölfern 
zurüd bleiben, fo bedürfen wir ausführlicher Geſetze, welche die Borausfegungen 
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ängeben, unter denen die Gemeinden gezwungen werben können, die großen Ans 
lagen zur Berbefferung des Gefunpheitszuftandes vorzunehmen, wie Kanalifation, 
Zrodenlegung u. f. w., und welde die Behörben einfegen, welche vie Ausführung 
der geſetzlichen Beftimmungen durch bie Gemeinde zu überwachen haben. 

In diefes Gebiet der Sorge für den Öffentlihen Gefundheitszuftend gehören 
ferner die geſundheitspolizeilichen Vorſchriften gegen anftedende Krankheiten (Sperr- 
und Sicherheitsmaßregeln, Desinfeltionsorbnung, Berpflihtung zur Anzeige bei 
Erkrankungs · und Todesfällen u. f. w.), die Anlegung von Begräbnißplägen und 
die Beerbigungsorbnung, der größte Theil der baupolizeilihen Vorſchriften, die 
Borkehrungen gegen Verlauf umgefunder Nahrungsmittel u. f. w. 

0) Das Straßenwefen. Das Vermaltungsreht der öffentlihen Wege 
beruht gegenwärtig in den meiften Staaten auf allgemeinen ÖStraßengefegen. 
Ueberall hat die Gemeinde die Berpflihtung, die Gemeindewege, d. h. bie, 
melde nur zum Berfehr innerhalb des Gemeindegebietes dienen, berzuftellen und 
zu unterhalten auf ihre eigenen Koften. Auch werben häufig zu dem Gemeinde⸗ 
wegen diejenigen Wege gerechnet, welche nur dem nachbarlichen Verkehr zweier 
Gemeinden dienen, während von anderen Gefegen dieſe Wege als eine befondere 
Klafje der Bicinalmege ausgefchieden werden. Diejenigen Straßen, die durd bie 
Gemarkung ziehen, aber im erfter Tinte nit dem Verkehr Innerhalb der Gemeinde 
dienen, fondern ben des ganzen Bezirkes oder Landes vermitteln, find aud in 
erfter Linie nicht von der Gemeinde zu bauen und zu unterhalten, fondern von 
dem Bezirke oder Staate, wenn die Gemeinde auch in erhöhten Maaße einen 
Deitrag zu den Koften zu geben hat. Die Gemeindewege find, wie die Koften 
von der Gemeinde zu tragen find, fo auch von ihr zu verwalten. 

d) Gewerbewejen und Handel. So lange die alten Zunftbefhrän- 
ungen beftanden, war es eine der wichtigften und fehwierigften Aufgaben der 
Näptifhen Gemeindebehörden, die Vorſchriften der Gewerbepolizei zum Bollzuge 
zu bringen. Schon in der gefhichtlihen Einleitung wurde angedeutet, wie feit dem 
16. Jahrhundert die Zunftverfafjung mehr und mehr ausartete durch Abſchließung 
der einzelnen Gewerbe und durd eine unüberfehbare Maffe von Arbeitsbeichrän- 
kungen. Im Intereffe der ftädtifchen Handwerkerflaffen war jeder Zweig ber 
Hanpfertigfeit zu einer ausfhlieglihen Gewerbeberehtigung gemacht, jede Ge- 
legenheit zu einer Konceffion war zu nugbaren Rechten und a. für bie 
Zünfte und die Gemeindebehörde ausgebildet worden. Seit die Gewerbefreiheit 
mit dem Zunftwefen, den ausfchließlihen Gewerbeberehtigungen, ven Zwangs- 
und Bannrechten aufgeräumt hat, ift bie Thätigkeit der Gemeinde weſentlich ver- 
einfaht. Beſchränkungen des Gewerbebetriebe find nur aufreht erhalten zum 
Schutze des Publikums gegen Betrug, aus Gründen der Gejunpheitspolizei und 
der Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit. Unbevenflih kann den Gemeinde- 
behörden die Ausführung der dahingehenden Vorſchriften in den Städten über» 
tragen werden; auf dem Lande dagegen werden die Gemeinden nur felten im 
Stonde fein, die daraus entfpringenden, häufig fehr ſchwierigen thatſächlichen 
Bragen zu entſcheiden; an ihre Stelle müffen Bezirks- oder Kreisbehörben treten. 

Welche Anftalten zur Förderung und Hebung ber Gewerbe und bes Han- 
dels in den einzelnen Gemeinden zu treffen find, hängt von den örtlichen Ber- 
bältniffen ab. Hier werden aud die Geſetze den Gemeinden freien Spielraum 
laſſen müſſen; nur muß der Staat darüber waden, daß fie nit auf gefegwiprige 
Beſchränlungen des freien Gewerbebetriebs und Handels verfallen. Die Errichtung 
von Unterrihtsanftalten für Gewerbetreibende und Arbeiter, von Martthallen 
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von öffentlihen Waarenlagern u. f. w. bieten den Gemeindebehörden einer GE 
werbs- und Handelsftabt ein reiches Feld ihrer Thätigkeit bar. 

e) Shug und Förderung der Landwirthſchaft. Wie in ber 
Stadt Gewerbe und Handel, fo ift in den Landgemeinden ver Aderbau vie Grund» 
lage des Wohlftandes der Bevölkerung. Demgemäß tritt denn auch das Gewerbe- 
weſen in den Hintergrund, die Flurordnung und was damit zufammenhängt, find 
die Gegenftände, welde die ländliche Gemeindeverwaltung vorzugsweife beſchäf⸗ 
tigen. Die Feldpolizel ift der wichtigfte Zweig ber Sicherheitspolizei; Beförderung 
und Durdführung größerer landwirthſchaftlicher Berbefferungen, Sorge für gute 
Zuchtthiere u. f. w. erſcheinen als Aufgaben der Gemeinde. Erft feit der Land⸗ 
mann und ber Boben befreit find von den mittelalterlihen Laften und der Ab- 
hängigkeit von einem Grundherrn ift die Möglichkeit einer freieren Thätigkeit der 
Landgemeinden au auf dieſem Gebiete gegeben. Manche Mafregeln, bie hierher 
gehören, werben freilih über das Gebiet einer Gemeinde hinausreihen und bie 
Berbindung mehrerer Gemeinden oder der Grundbefiger mehrerer Gemeinden erfor- 
dern, fo Bemwäfferungs- und Entwäfferungsanlagen, Deihfhug u. f. w. Zu ihrer 
Durchführung werden auf Grundlage befonderer Gefege gemeindeähnlihe Berbände 
für beftimmte Zwecke gebilvet werben müſſen. 

f) Shulwefen. Die Voltsfhule erfheint vor allem geeignet, von ber 
Gemeinde errichtet, unterhalten und verwaltet zu werden. Nur wo die einzelnen 
Gemeinden fo Hein und arm find, daß fie die Laften einer eigenen Schule nicht 
zu tragen vermögen, werben befondere Schulverbände von dem Gefete vorgefhrieben 
ober die Laften zwifhen Gemeinde und Staat getheilt werben müſſen. Die Ge- 
meinde hat die Schule zu verwalten den gefeglihen Beftimmungen gemäß; bie 
oberen Schulbehörden haben über deren Beobachtung zu wachen und bafür Sorge 
zu tragen, daß bie Intereffen der Schule nicht aus Sparfamkeitsrüdfihten hintan- 
gelegt werden. Auch bier wird ber Unterfchied zwifhen Dorf und Gtabt zu 
beachten fein. In den Städten fann der Gemeinde eine größere Unabhängigfeit 
in der Verwaltung gegeben werben, fo die Anftellung der Lehrer un. f. w., wäh- 
rend in den Landgemeinden die Grenzen der Stantsverwaltung weiter ausgebehnt 
werben müſſen. Doch ift aud hier ver Gemeinde wenigftens eine Betheiligung 
bei Anftellung der Lehrer zu geftatten. In den Stäbten wird die Gemeinde auch 
dem höheren Schulwefen ihre Sorge widmen können durch Erridtung von Ge— 
werbeſchulen, Lyzeen, Gymnaſien u. f. w., beren Verwaltung unter ftaatlicher 
un ihr zuftehen muß, wenn fie bie Koften der Errihtung und Unterhaltung 
trägt. 

g) Die kirchliche Gemeinde ift heute faft überall von der politifchen 
Gemeinde getrennt, während der legteren noch vielfad Rechte in Bezug auf bie 
firhlihe Verwaltung zuftehen, wie Patronatrechte, Betheiligung an der Berwal- 
tung. des Kirchenvermögens, und Laften zur Befriedigung kirchlicher Bedürfnifſe 
obliegen, 3: D. die Kirhenbaulaft. Doc; prängt die Zeit mehr und mehr zu einer 
völligen Löſung aller Bande, welche die weltliche Gemeinde mit der Kirche noch 
verfnüpfen. 

Die Gefammtheit der angeführten Gegenflände des gemeinblihen Wirkungs- 
freifes bilden in der Hauptfadhe, wenn aud mit einigen Abweichungen, den In» 
begriff deſſen, was bie neueren Geſetze als Aufgabe „ber Ortspolizei” 
bezeichnet haben. Mit dem Ausprude „Polizei“ umfaßt man in biefer Zufammen- 
fegung gewöhnli nit nur die mit Zwang gegen Perfonen verbundene Thätig- 
teit, fondern aud alle Mafregeln und Anftalten, vie zur Pflege und Förderung 
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ber materiellen und geiftigen Wohlfahrt ausgeführt werben. In manden Gemeinde- 
gefegen werben außerdem bie einzelnen Zmeige biefer Ortspolizei in einer mehr 
oder weniger logiſchen und erfhöpfenden Weife aufgezählt (3. B. Baden G.D. 
$ 59; Preußen, Gefeg über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850; Oefter- 
reih CD. vom 5. März 1862, Urt. 5). Die Verwaltung ber Ortspolizei wirb 
in den meiften Staaten bezeihnet als eine der Gemeinde von der Staatsgewalt 
übertragene Funktion, und daraus für die Negierung das Recht abgeleitet, eine 
ununterbrodene, allgemeine Auffiht über die gefammte Verwaltung zu führen, fie 
unter Leitung der Oberbehörden zu ftellen, einzelne Zweige biefer Ortspolizei 
nah Gutdünken durch Staatsbeamte verwalten zu laffen. So geben die preußifchen 
Stäbteorbnungen es ganz dem Ermeflen ber Regierung anheim, ob der Bürger- 
meifter, oder ob, wie es in ven meiften größeren Städten gefchieht, eine unmittel- 
bare königliche Behörde zur Polizeiverwaltung berufen werben fol. In Oeſterreich 
werben zwar die wichtigſten Theile der Ortspolizei zu dem fogen. „felbftändigen 
Wirkungokreis“ der Gemeinde gerechnet, in welhem die Gemeinde mit Beobach⸗ 
tung ber beftehenden Gejege nad freier Selbftbeftimmung anordnen und verfügen 
fann, aber aus höheren Staatsrüdfihten können beftimmte Geſchäfte der Orts- 
polizei in einzelnen Gemeinden befonderen Iandesfürftlihden Organen im Wege 
des Geſetzes zugewiefen werden. (G.D. Art. 5). 

So lange biefes allgemeine Auffihtsreht der Staatsbehörben Über den wid- 
tigften Theil der Gemeindeverwaltung befteht, fo lange nit an feine Stelle ge« 
feglihe Beftimmungen, Einrihtungen, Kontrolen getreten find, ruht die Selbft- 
verwaltung nicht auf feftem Grunde. Einer büreaufratifchen Regierung, einem 
Miniftertum, das im Intereffe der Partei, der es angehört, die Gefege und feine 
Gewalt mißbrauden will, find damit bie beften Handhaben gegeben, um in das 
gefammte Gemeindeleben einzugreifen, um die Selbfländigfeit der Gemeinde—⸗ 
bebörben zu zerflören und mit ben formen der Selbftverwaltung Spiel zu treiben 
zur Erreihung von Parteizwecken. Das allgemeine Auffihts- und Einmifhungs- 
recht der Megieruug muß erfegt werben: durch gefegliche Feftftellung der Pflichten, 
welde die Gemeinden zu erfüllen Haben, durch geſetzliche Beftimmung der Fälle, 
in melden den Staatöbehörben ein Eingreifen in die Verwaltung der „Dris- 
polizei" geftattet ift; durch Errichtung eines Berwaltungsgerichtshofes, welcher 
über bie ftreitigen ragen des öffentlichen Rechts zwifhen Gemeinde und Staatd- 
regierung zu entſcheiden Hat. x 

Zur Erfüllung der den Gemeinden obliegenden Aufgaben der Ortspolizei 
müffen ihnen Zwangsbetugniffe zu Gebote ſtehen; fie find Organe der Staats- 
gewalt und müſſen als folche berechtigt fein, die innerhalb ihrer Zuftänbigfeit 
getroffenen Berfügungen umd Anordnungen mit Anwendung von Zwangsmitteln 
zur Ausführung zu bringen. Wie weit bie Gemeindebehörden beredhtigt find, gegen 
Uebertretungen und Widerſpenſtigkeit Strafmittel anzuwenden und ortspolizeiliche 
Vorſchriften mit Strafanprohung zu erlaffen, wird weiter unten zu beſprechen fein 
(vgl. aud den Art. Polizeiftrafgefege). 

IV. Rehtspflege. Noch zu Anfang biefes Jahrhunderts beftand in den 
meiften beutfhen Staaten amfcheinend die Gerichtsbarkeit der Städte und ber 
Grundherren. Thatſächlich aber war fie faft allenthalben in ein Anftellungs- ober 
Präfentationsreht umgewandelt, mit gewiffen Pflihten und Befugniffen rückſichtlich 
ber finanziellen Seite der Juftizverwaltung. Die Gerichtsbarkeit war als ein Aus— 
flug der Staatsgewalt anerfannt, und vor dieſer Auffaffung konnte ber mittel- 
alterlihe Zuftand nicht länger beftehen. Es erfhien nur als die nothwendige 
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Konfequenz, wenn im Berlaufe des Jahrhunderts and die erwähnten Ueberrefte 
vollends fielen. Schon früher hatten die Landgemeinden ihren Antheil an ber 
Rechtspflege faft Überall verloren; er ging zunähft auf die Gutöherren, von da 
mit der Aufhebung der Patrimonialgerihtsbarkeit auf den Staat über. Nur in 
einzelnen Trümmern haben ſich die alten Dorfgerichte als Dorf oder Feldgerichte 
nod erhalten; aber fie gelten nicht mehr ald Gemeindegerichte, fondern nur als 
unterſte ftaatlihe Gerichte. Ebenfo wurde auch den Ortsvorftänden in neuerer 
Zeit vielfach richterlihe Befugniffe, ſei es eine freiwillige Gerichtsbarkeit von ge— 
wiffen Umfange, ſei e8 eine polizeirichterliche oder bisciplinarricterlide Gewalt 
übertragen. So gehören zu den Befugniffen der Ortsporftände: Führung von 
Grund» und Lagerbüdern, Berfiegelung bei Todesfällen, Zeftamenterrihtung, 
Mitwirtung bei dem Vormundſchaftsweſen, Standesbuhführung und Schließung 
der Cidilehe in den Staaten, wo biefelbe eingeführt ift u. f. w. Meift ift ihnen 
aud eine Entſcheldung in fleineren Eivilrechtsftreitigkeiten übertragen, insbefondere 
Miethhändel und Streitigkeiten zwifhen Dienfiheren und Geſinde. In Bezug auf 
Polizeiübertretungen haben die Ortsvorſtände vielfad die Beftrafung geringerer 
Dorf» und Feldfrevel umd fonftiger Poltzeivergehen, oder, wo die Gtrafgerichts- 
barkeit allein den eigentlichen Gerichten zufteht, wie in Preußen, Bayern, Baben, 
wenigftens das Recht, bebingte Strafbefehle ergehen zu laffen, bei deren Nict- 
befolgung eine gerichtliche Verhandlung vor den Geridten erfolgen muß. — In 
einigen Staaten üben die Gemeindevorftände ſchiedsrichterliche Funktionen; bie 
Streitenden find dieſem Schiedsrichteramt nicht zwangsweiſe unterworfen, aber fie 
tönnen im Glauben an die Unpartheilichkeit und Sachlunde der urtheilenden Ge 
meindegenoffen auf die Berufung an die Staatsgerichte verzichten. So haben nad 
der Bayriſchen G.O. Art. 100 u. 144 in ven Städten der Magiftrat, in ben 
Landgemeinden der Bürgermelfter ein Bermittlungsamt bei allen Rechtöftreitig- 
feiten der Gemeindeeinwohner. Den Betheiligten ift es babei unbenommen, 
Männer ihres Bertrauens zu benennen, welche zum Sühneverſuch beizuziehen find. 
Dod find die Parteien nicht gezwungen, vor diefem Bermittlungsamt zu erfcheinen. 
Bei dem Ausbleiben einer Partei gilt der Sühneverfuh als geſcheitert. Nach dem 
Defterreihtihen Gemeindegeſetz Art. 5, Ziff. 11 gehört der PVergleichtverfud 
zwifhen ftreitenden Parteien durch aus der Gemeinde gewählte Bertrauensmänner 
zu dem felbftändigen Wirkungsfreis der Gemeinden. 

V. Die den Gemeindebehörden übertragenen Staatsgefhäfte. 
Die Gemeindebehörden haben nit nur tiejenigen Angelegenheiten zu verwalten, 
welhe der Gemeinde zur Selbftverwaltung übergeben find, fondern fie werben 
aud als Organe ber Regierung betradhtet und haben als folhe alle örtliden 
Geſchäfte der Staatsvermwaltung zu beforgem In folden Staatsfahen 
fieht dann der Magiftrat und Bürgermeifter „unabhängig von ber Gemeinde 
unter Leitung der vorgefegten Regierungsbehörben”. (Hannöv. Städteorbnung 
$ 71). — Daß in den meiften Staaten die örtliche Wohlfahrtsforge, zumal die 
Boltzei, vielfah als diefem übertragenen Wirkungsfreife angehörig betrachtet wird, 
während fie in ber That den Gemeinden zur Gelbftverwaltung gebührt, wurbe 
fhon oben hervorgehoben. In diefer Hinfiht wäre die Aufgabe der künftigen Ent- 
widelung, die Gemeindebehörven als ſolche in die Verwaltung der Geſchäfte 
einzufegen, die fie gegenwärtig als Regierungsämter zu führen haben. Was da- 
gegen die Uebertragung wirklicher Staatsgeſchäfte betrifft, fo wird eine fortfchrei- 
tende Ausbildung des Verhältniſſes zwiſchen Staat und Gemeinde dieſes Syitem 
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mehr und mehr verbrängen*). Die Beamten, welden bie örtliche Selbſtverwal⸗ 
tung anvertraut iſt, follen nicht zugleih Staatsbeamte fein. Man bat die Nad- 
theile erfannt, die aus der Bereinigung verſchiedenartiger Stantsgefhäfte in Einer 
Band hervorgehen und hat die Rechtspflege von ber Verwaltung ſubjektiv getrennt. 
Roc einleuchtender ift die Nothwenpigkeit einer fubjeltiven Trennung von Staats« 
und Gemeindeverwaltung., Wenn ein Beamter zwei Herren dienen foll, deren 
einer dem andern untergeorbnet und doch wieder in feinem Bereiche felbftändig, 
deren Örenzgebiete nicht felten ftreitig iſt, deren Intereſſen oft ſcheinbar ſich wider- 
ſprechen, jo fällt es ihm ſchwer, den beiden Herren recht zu dienen. Gewöhnlich 
wird er dem ffärferen Herrn zuneigen: dem Staat auf Koften der Gemeinde. 
Auch kann die freifinnigfte Gefeggebung nit umhin, den Gemeindebeamten, der 
zugleih Staatsbeamter ift, in ein Berhältnig firenger Abhängigkeit zur Staats- 
regierung zu bringen, ihn einem Beftätigungsrecht zu unterwerfen, das jede unlieb⸗ 
fame Perfönlichkeit ausfhließt, und berfelben Disciplinarordnung, wie fie für 
Staatsdiener gilt. Der Gemeindevorftand, der als Diener des Staats 
behandelt wird, tangt aber nicht mehr zum Haupte der Gemeinde, 

Die nachtheiligen Wirkungen des Uebertragungsfyftems find hiermit noch 
nicht erfhöpft. Indem dasfelbe die Gemeindebeamten — meift Bürger und Bauern, 
bie ihre Funktion als ein Ehrenamt unentgeltlich verwalten — mit zeitraubenden, 
fremdartigen, theilweiſe ſchwierigen und unbeliebten Verrichtungen belaftet, indem 
e8 ferner diefe Bürger und Bauern ald Organe der Regierung unter den Befehl 
einer Behörde ſtellt, die an techniſche Gefhäftsformen und oft an ein barſches 
Berfahren gegen ihre Subalternen gewöhnt ift, gibt es abermals zu vielfacher 
Unzufriedenheit Anlaß und ift großentheils Urſache, daß gerade bie tüchtigften und 
unabhängigften Gemeindeglieder fih den Gemeindeimtern oft zu entziehen fuchen. 

Dod wäre es zu weit gegangen, wenn man alle und jede Mitwirkung 
zu Staatsgefhäften für durchaus verwerflih erklären wollte. In manden Ange- 
legenheiten ift es zuläffig und zwedmäßig, die Gemeindebehörden zur Unter» 
ſtützung — nidt Bedienung — der Staatöbehörben zeitweilig ober regel- 
mäßig in Anfprud zu nehmen. Dahin zählen 3. B. gewifle Verrichtungen ber 
gerihtlihen Polizei, der Fremdenpolizei, der Zruppenaushebung und Einquar— 
tierung u. f. w.; aud ver Steuervertheilung und Erhebung; ebenfo die Ber- 
fündigung der Gefege und Verordnungen. Nur müſſen diefe Funktionen poli« 
tiſch indifferent und von folder Beichaffenheit fein, daß fie in ihrem Gefammt- 
umfange doch nur eine untergeorbnete Nebenaufgabe gegenüber der eigentlichen 
Gemeindeverwaltung bilden; fie müflen überbies, ſobald es unter befonderen Umſtänden 
räthlich erfcheint, von der orbentlihen Staatsbehörbe wieder Übernommen werben. 

VI. Der Öemeindehaushalt. Wie in dem Staate, fo iſt die Ver 
mögensdverwaltung aud in der Gemeinde nit Hauptzwed, fonbern fie fol nur 
dazu bienen, die Mittel herbeizufchaffen, welche nöthig find, um bie Aufgaben der 
Gemeinde zu erfüllen. Sie ift nicht, wie in der Praris vielfadh angenommen zu 
werben fcheint, Mittelpuntt des Gemeindeleben, fondern fie ift nur die Vor- 
Bedingung eines gefunden Gemeinbelebens. Im Allgemeinen gelten für den Haus» 
halt der Gemeinden analog die Grundfäge der Finanzwiffenfhaft. Die Lehren über 
Domänen und Steuerwefen des Staates finden auch in der Gemeinde ihre An- 


*) Bir folgen bier den trefflichen Auseinanderfeßungen Braters in dem Artikel „Gemeinde“ 
Staatöwörterbuh von Bluntfhli und Brater, Band IV, ©. 144), obgleich wir von den Grund, 
gedanken diejes Artikels vielfach abweichen. 
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wendung. Wie im Staate, werben aud im ber Gemeinde bie zur Dedung ber 
Gemeindezwede erforberlihen Einnahmen entweder aus dem Stammpermögen ber 
Gemeinde, oder aus dem Vermögen der Bürger und Einwohner im Wege ber 
direften und indirekten Beftenerung, oder im Wege bes Krebits, ber Anlehen, 
aufgebraht. Wir können deßhalb hier in der Hauptſache auf bie Artikel über die 
einzelnen Steuern und die Staatswirthſchaft verweifen. Doch find einzelne ber 
Gemeinde eigenthämlihe Verhältniſſe hier zu erwähnen. 

a) Die Allmendgüter. In Folge der oben kurz bargeftellten gefchicht- 
lihen Entwidelung finden ſich nod heute vielfach die Landgemeinden, nur felten 
die Städte, im Befig eines mehr oder weniger ausgedehnten Allmendgutes, das 
nicht die Beftimmung hat, zur Dedung der Gemeindebedürfniſſe zu dienen, fon- 
bern für den bloßen Privatnugen der Gemeindeglieder in Anfprud genommen zu 
werben. Soweit noch folhes Nutzungsgut vorhanden ift, erfheint die Gemeinde 
als eine Korporation zur Erreihung wirthſchaftlicher Zwede der Korporationd- 
glieder. Jedoch find die Verhältniſſe jehr verfhiedenartig geftaltet, theils in Folge 
des Eingreifens der Staatsgefeggebung, theild in Folge des gewohnheitsmäßigen 
Herfommens, das fi im Laufe der Zeiten gebildet hat. Ueberall aber ift fireng 
zu fondern das Gut, das der Gemeinde als folder zufteht, das fie durch privat. 
rechtliche oder öffentlich rechtliche Erwerbstitel (Steuern) erworben und das in 
ihrem Privateigentbum fteht, und das Allmenpgut, das urfprüngli in dem Mit- 
eigenthum aller Gemeindegenoffen ftand und ihrem Privatnugen gewidmet ift. 

Die Berechtigung zur Theilnahme an der Benugung des Allmendyutes be- 
rubt auf fehr verfchievenartigen Redtstiteln. In manchen Gegenden hat ſich noch 
das Eigenthum der Gemeindegenofien erhalten, theils in ver Weije, daß fich neben 
der politifhen Gemeinde eine Realgemeinde gebilvet bat, ber allein das Eigen- 
thum der Allmende zufteht. Die Nugungsgemeinde fteht dann neben der politifchen 
Gemeinde als ein befonderes Redtsfubjelt mit befonderem Vermögen, befonderer 
Berfafjung, eigenen Aufnahmebedingungen u. f. w. Die Bermögensverwaltung ift 
von der der politifchen Gemeinde gänzlid getrennt. ine berartige Geftaltung 
findet fih im Königreih Sadfen, Braunfhweig, Weimar, in der Provinz Han« 
nover u. f. w. Theils aber kennt das Geſetz Feine beſondere Korporation der 
Realgemeinde an; das Allmenbgut fteht in dem Miteigenthum einzelner bevor» 
zugter Klaſſen der Gemeindebürger, die aber unter fid feine Korporation aus- 
machen (Preußen Allg. Landrecht II. 7, $ 24), ſondern eine bloße Privatgefell- 
ſchaft bilden, welde nur dadurch, daß fie mit Stimmenmehrheit Beihlüffe faffen 
lann, ſich einer Korporation nähert. Hier beftehen zwar Realgemeinderechte, aber 
feine Realgemeinden. (So in den alten Provinzen Preußens, Bayern, Großher—⸗ 
zogthum Heflen.) 

Bielfah aber find die Allmendgüter Cigenthum ber politiiden Gemeinde 
geworben, jo zwar, daß das Recht auf Nutung der Allmende als Ausflug und 
unfelbftändige Zubehör des Bürgerrechts gilt. In der Regel wurde diefe Berbin- 
dung der Allmendgüter mit der politifchen Gemeinde durch die Geſetzgebung burd- 
geführt, auch da, wo fi unzweifelhaft [don wohlerworbene Privatredte an ben 
Almendgütern gebildet hatten. Hier haben die Gemeindeglieder feine privatredit- 
lichen Anfprühe auf die Allmendgüter, weder in Beziehung auf den Genuß, noch 
auf das Eigenthum; vielmehr find die den Einzelnen eingeräumten Nutungsrehte 
Öffentliche Rechte, welche ihnen als Mitgliever der Gemeinde zuftehen. Sie find 
deßhalb audh der Mehrung und Minterung unterworfen; Streitigkeiten über Er- 
werbung, Beſchränlung und Berluft diefer Nutungen, über die Berfügungsgewalt 
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ber Nugenden werben nicht von ten bürgerlichen Gerichten, fondern von ben Ber- 
waltungsbehörben, beziehungsweife den Verwaltungsgerichten entjhieden. (So nad 
der Barifhen G.O. von 1831; Naffau ©. Edikt von 1816). In anderen Ge- 
fegen wird dies als der regelmäßige Fall bingeftellt, während fie auch anerfennen, 
daß diefe Nutzungsrechte als Privatrehte vortommen können. Nur haben Diejenigen, 
welche die privatrehtlihe Natur derfelden für fih in Anfprud nehmen, ben Be- 
weis zu führen (Preuß. Landrecht, Württemberg, Kurheſſen u. j. w.). — ber 
auh wo die Allmenpgüter als Eigenthum ver politiihen Gemeinde anerkannt 
find, ift nur felten die abfolute Gleichheit der Nugungen unter alle Bürger vor: 
geſchrieben (wie in Naſſau); meifl wird eine fehr große Verſchiedenheit in ber 
Art und Weiſe der Bertheilung zugelafien. Hier gelten dann wieder die mannig- 
faltigften Maßſtäbe: bald eigner Hausftand, bald Umfang des Grunpbefiges, bald 
Maß der Ackerwirthſchaft u. ſ. w.; oder es ift auf das Herlommen (Sachſen) 
oder auf den faktiſchen Zuſtand an einem beflimmten Tage (Baden) vermwiefen. 
Reihen die Einnahmen aus dem eigentlihen Gemeindegut zur Beftreitung der 
Gemeindeausgaben nicht aus, fo muß vielfach zur Dedung des weiteren Bedarfs 
eine Auflage auf die Almendnugungen gemadt werben, ehe die Gemeinde zur 
Befteuerung ihrer Angehörigen fcpreiten darf (3. B. Baden). 

Aus ölonomifh-politiihen Gründen erlauben viele Gefege nit nur, fondern 
befördern fogar die Aufhebung der Allmenpgüter, die entweder in eigentliches Ge- 
meindegut verwandelt, oder zu Gigenthuw unter die Berechtigten vertheilt werben 
(fog. Gemeinheitstheilungen). Hierfür wird angeführt, daß vie Vermehrung des 
freien Privateigentbums an ſich ſchon ein Vortheil fei, da Intelligenz und Be— 
triebfamkeit des Landmannes fidy nirgends kräftiger zeige, als auf freiem Eigen— 
thum; daß die Güterzerfplitterung, die leichtfinnige Wirthſchaft, das Halten eines 
überzahlreihen, ſchlecht genährten Viehſtandes dur die Hoffnung auf ven Allmend- 
nugen als legten Nothbehelf gefördert werben, daß bie Zeitdauer bes jeweiligen 
Beſitzes bei Vertheilung ver Allmenpgüter zu Genuß in der Regel zu kurz oder 
zu wenig beftimmt ift und die Perjönlichkeit des oft armen gber altersſchwachen 
Wirthes nit von der Art ift, um eine gute Beftellung erwarten zu lafjen. 
Unter Umftänden fann jevoh eine Gemeinheitstheilung auch ſchädlich wirken. Bei 
übermäßiger Zerfplitterung des Bodens bieten die Gemeinweiden oder Allmend- 
grundftüde den Meinen Bauern einen Anhalt dar; durch Verwandlung der Ge- 
meinmweiden in Aderland kann ein ſchwer fühlbarer Berluft an Dünger herbei- 
geführt werden. — Aber aud, wo die Gründe für die Gemeinheitstheilung über- 
wiegend find, werben doc, fo weit wie möglich, die wohlerworbenen Privatredte 
zu achten und das Rechtsbewußtſein des Volkes, das fi bier meift eng mit ben 
Privatintereffen der Einzelnen verbindet, zu fhonen fein. Da das firenge Recht 
den Oemeinheitstheilungen fehr ungünftig ift, jo wird in der Regel mit jeder Ver— 
theilung der Gemeinweiden und Allmenpgrundftüde zu Eigenthum eine mehr oder 
minder ftarfe Verlegung des beftehenden Rechtes verbunden fein. Aber unzmeifel- 
haft werden diefe Weberrefte einer mittelalterlihen Bodenbewirthihaftung nah und 
nad verfchwinden, wenn auch diefer Uebergang in die neue Zeit hier, wie überall 
auf bem Gebiete des Staatslebens, ohne einen Bruch des materiellen ober for- 
mellen Rechtes fi nur felten vollziehen fann. In den Einzelheiten weichen viefe 
Geſetze, welche die Gemeinheitstheilungen erleichtern, weit von einander ab. Die 
widhtigften Beftimmungen beziehen fih auf den Beſchluß der Theilung (durch ein- 
fache, Zweiprittel-, Dreiviertel-Majorität oder Einftimmigfeit der Berechtigten), auf 
den Mafftab der Theilung (in der Regel das dem Einzelnen bisher zuftehende 
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Benugungsreht) und auf die Behörten, welche die Durdführung ber Maßregeln 
zu überwadhen haben. (Generallommiffion für Landestulturfahen und Special 
fommiffäre für die einzelnen Gemeinden in Preußen.) 

b) Gemeindebefteuerung. Zu den fhwierigften fragen ber Finanz 
wiſſenſchaft gehören die über die Gemeindebefteuerung. Je größer und mannig- 
faltiger die Aufgaben werben, welde bie Gemeinde zu befriedigen bat, um fo 
weniger reiht das Gemeindegut bin, die von Jahr zu Jahr anwachſenden Bedürf- 
niffe zu deden. Das Stammvermögen tritt mehr und mehr zurüd und die Ber- 
mögensverwaltung der Gemeinden, zunächſt allerdings der Städte, wird in erfter 
Linie eine Steuerverwaltung. Zunächſt liegt es, die Gemeindebeftenerung nad 
Steuerobjeft und Erhebungsmodus an die Staatsbefteuerung anzuſchließen und, 
wie in Frankreich, die Gemeindeftenern als Zufhlag zu den Staatöfteuern zu be— 
handeln. Doch zeigt ſich bei näherer Betrahtung, daß feineswegs die Gemeinde- 
befteuerung der Staatöbeftenerung in allen Beziehungen gleichgeftellt werben lann. 
Die Staatöfteuern dienen zur Befriedigung von Bebürfniffen des ganzen Staates; 
jever Staatsbürger gehört aber mit feiner ganzen Perfönlidleit dem Staate an, 
in dem ihm gleiche Rechte und gleiche Pflichten mit allen Staatsbürgern zu Theil 
werden. Mit Recht muß er deßhalb auch nah dem Mafftabe feines gefammten 
Eintommens an den Laften, die der Staat auferlegt, tragen; ber Gemeinde aber 
gehören viele ihrer Einwohner durchaus nicht in der Weife mit ihrer gefammten 
Eriftenz an, wie der Staatsbürger dem Staate. Nicht fämmtlihe Einnahmen ber 
Oemeinveangehörigen können überhaupt oder in gleicher Weife befteuert werben. 
Mer grobe Babrifen u. f. mw. in anderen Landesgegenden befigt, für die er an 
dem Orte ihrer Anlage ſchon Gemeindefteuern bezahlen muß, kann gerechter Weife 
nicht genöthigt werden, an feinem Aufenthaltsorte noch einmal für die Einnahme 
aus diefen Fabriken die Gemeinteftener zu zahlen. Auch darüber, weldes Princip 
ber Gemeindebefteuerung zu Grunde zu legen fei, ob ber Nuten, den der Ein- 
zelne aus den Einrichtungen, Anftalten u. ſ. w. der Gemeinde zieht, ven 
Maßſtab für feine Steuerpflicht bilden folle, oder ob jeder Gemeindeangehörige 
nah Berhältnig feiner Einnahme beizuziehen fei, oder ob in erfter Linie nur den 
Grund» und Häuferbefigern in dem Gemeindegebiet die Steuern aufzuerlegen 
feten, gehen die Anſichten fehr weit auseinander. Wir können bier auf biefe und 
andere Fragen, die fih nur im Zufammenhang mit der ganzen Lehre von ber 
Befteuerung erörtern laſſen, nicht eingehen und müſſen deßhalb auf den Artifel 
Steuern verweifen. 

Die Gefeggebung über Gemeindefteuerweien befindet fi vielfach noch im 
einem fehr haotifhen Zuftande. In Preußen beruht faft die gefammte Gemeinde- 
befteuerung auf dem fogenannten Herlommen, den Beſchlüſſen der einzelnen Ge- 
meinden und fhließli den Einzelverfügungen ber Berwaltungsbehörben. In den 
Landgemeinten follen zunächft die beftehenden Verträge oder hergebrachten Gewohn- 
heiten entſcheiden. Erfcheint der Mafftab der Vertheilung der Steuern als nicht 
mehr paffend oder dunkel und zweifelhaft, fo ſoll darüber ein Gemeindebeſchluß 
gefaßt werben, ber ber Beftätigung ber Regierung bedarf, und wenn ein folder 
nit zu Stande kommt, fo hat die Negierung den Maßſtab feftzuftellen. In ven 
Städten haben die Stadtverorbneten über die Gemeindefteuern zu befchließen. Diefe 
können entweder in Zufhlägen zu den Staatöfteuern oder im befonderen bireften 
oder indirelten Gemeindeſteuern beſtehen. Beftätigung ber Regierung wirb zwar 
erforbert, aber da biefelbe felten verweigert wird, fo bat ſich in den verſchiedenen 
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Städten eine große Mannigfaltigkeit von Befteuerungsarten herausgebildet. In 
anderen Staaten, wie Bayern, werben einfady die Gemeinvefteuern nad den 
Staatsſteuern berechnet, während in einer dritten Gruppe von Staaten, zu bemen 
tnsbefondere Baden gehört, mur zu einzelnen Staatöfteuern die Gemeinvefteuern 
geihlagen werben türfen. 

Dagegen ift e8 in allen Staaten ein feftftehender Grundſatz, daß die Auf 
lage neuer Steuern ober eine Abänderung in den Bertheilungsgrunpfägen nur 
mit Genehmigung der Staatsbehörben bejhloffen werden kann, ſoweit nicht das 
Geſetz zu gewiffen Verfügungen und zur Neuauflage von Steuern einer gewiffen 
Art and bis zu einer gewiflen Höhe im Voraus die Ermädtigung ertheilt. Da- 
durch iſt aber nur die Abhängigkeit ver Gemeinde von der Megierung verftärkt 
und der ökonomiſchen Selbftverwaltung der Gemeinde eine enge Schranke gezogen. 
Noch weniger kann allerdings jeder einzelnen Gemeinde ed Überlaffen werden, nad 
eigenem Geſchmack oder vielmehr nah dem Geihmade und dem Bortheil der 
jedesmaligen Majorität ein Steuerfyftem zu wählen und Abgaben aufzuerlegen. 
Das Gemeindeftenerwefen muß durch Gefjeg geordnet fein; der Gemeinde aber 
zu eigener Entihliegung anheimgegeben werden, für die Ausgaben, zu denen fie 
gefeglich verpflichtet oder befugt ift, die Höhe der mothwendigen Abgaben zu be- 
fimmen und nah dem durch Geſetz feftgeftellten Steuerfuß zu erheben. — In 
Bezug auf die Vermögensverwaltung genießen die Gemeinden meiſt eine größere 
Selbſtändigkeit, als auf den übrigen Gebteten ihrer Thätigkeit. Durch Gefeg flud die 
Aufftellung und Innehaltung eines Boranfhlags geboten, der die Einnahmen und 
Ausgaben füc ein Jahr feftjegt. Ebenfo nothwendig find gefegliche Beftimmungen 
über das Rechnungsweſen und die Rechnungsablage, die Bud» und Kaffenführung. 
Deffentlichleit durch periodiſche öffentliche Protofollauflegung oder in größeren 
Stäpten durch Drud des Büdgets, periodifhe und unvermuthete Rehnungs- und 
Kaffenrevifion durch rechungsverſtändige Beamte find nothwendig, um das Finanz- 
wefen in Ordnung zu halten. Als Beſchränkung der Selbftverwaltung muß es 
aber erfcheinen, wenn die. Staatsbehörbe fich die Genehmigung jedes Boranfchlags 
vorbehält, wenn fie jeve größere Ausgabe, die nicht durd das Geſetz vorgefchrieben 
if, und jeden widhtigeren Akt der Bermögensverwaltung, wie Berpadhtungen, Ber- 
pfändungen, Beräußerungen, Führung der Prozeſſe, Verzicht, Bergleih, Berwen- 
dung der Ueberſchüfſe u. f. w. an ihre Zuftimmung fnüpft. Mit Recht fagt Brater 
a. a. O., Freiheit und Selbftänpigkeit find, nur auf armfelige Dinge bezogen, für 
die Gemeinde wie für das Individuum ein werthlofes Gut; die Gemeinpefreiheit, 
die an jedem Punkt aufhört, wo fie anfinge, höheren Werh zu gewinnen, ifi 
nur eine gefälligere Form der Unfreiheit. 

5. Staat und Gemeinde, GSelbftverwaltung und Staatdauf: 
ſicht. In der Regel nimmt die Theorie in Betreff des Verhältniſſes der Ge— 
meinden zum Staate drei Syfteme an. Das mittelalterlide Syftem ruht 
anf der Selbftändigfeit der Gemeinden von dem Staate; fie bilden gleichſam 
Staaten im Staate und ordnen und verwalten alle diejenigen Angelegenheiten, vie 
fie und ihre Einwohnerfchaft betreffen, unabhängig von dem Gtaate, ber feine 
Bunftionen befhräntt auf eine ſchwache Rechtspflege und ungenügenden Schuß 
gegen Innere und äußere Störungen der Sicherheit. Eine ſolche Stellung der Ge- 
meinden im Staate iſt in dem modernen Staate unmöglid; fie ift die Auflöſung 
des einheitlichen Staates in einen lofen Bund von Gemeinden und Grundherren. 
Sie ift eine Hiftorifche Erfheinungsform und mußte mit der Ausbildung des wirk⸗ 
lihen Staates verfhwinden. Diefem Syſtem wird das Syſtem des Staats- 
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bespotismms gegenüber geftellt. Die Gemeinden werden bloß als ein Kompler 
von Stantsgliedern, als Staatsanftalten oder Berwaltungsbezirfe betradtet. Die 
Gemeindebeamten gehören in jeder Beziehung zu ben Staatsbeamten; bie Ge- 
meindeangelegenheiten find Regierungsfahen und unterliegen in jeder Hinſicht der 
Beftimmung und Entfheivung der obern Regierungsbehörden; das Gemeinde- 
vermögen ift mittelbares Staatsgut. Die Rechte der Gemeinde und die des Stautes 
folen dagegen ihre Ausgleihung finden in dem dritten, dem vermittelnden 
Syftem, das einer Seits den ©emeinden das nidt vom Staare abzuleitende 
Net der Perfönlikeit gibt, das von der Ebenbürtigfeit des Staates und der 
Gemeinde ausgeht, fie ald Duelle eines öffentlihen Rechts und als Trägerin einer 
eigenen öffentlihen Gewalt betrachtet, das aber anderer Seits die Gemeinde in 
allen allgemeinen Staatsangelegenheiten der Staatsgewalt unterwirft und eine 
Staatsauffiht Über die Gemeindeverwaltung zugefteht. Aber auch biefes vermit- 
telnde Syſtem fteht in Widerfprub mit dem modernen Staatsbegriff. In dem 
modernen Staat iſt die Staatsgewalt nur eine und untheilbar. Neben ihr kann 
es feine andere öffentlihe Gewalt geben; denn öffentliche Gewalt ift eben Staats» 
gewalt. Der Staat allein ift die Quelle des öffentlihen Rechtes; er allein ift 
Träger ber Staatögewalt. Mit ber Annahme eines folden vermittelnden Syftems 
wird aud nichts erreicht, denn ein Kreis von der Gemeinde eigenthümlihen An: 
gelegenheiten, die fidy jeder Ordnung durch ein Staatsgeſetz entziehen, fann gar 
nicht eriftiren, da der gefjammte Wirfungsfreis der Gemeinde nur in ber örtlichen 
Bollziehung ver Aufgaben befteht, weldhe der Staat zu erfüllen hat. Alle Ange 
legenheiten der Gemeinde find aud Angelegenheiten des Staates, nur bejchränft 
auf das Gemeindegebiet. Es fommt deßhalb der Gemeinde jo wenig eine eigene, 
originäre Perſönlichkeit zu, wie fie eine eigene, originäre öffentlihde Gewalt befigt. 
Die Gemeinde ift vielmehr ein Organ des Staates, fie ift ein Selbftverwal- 
tungstörper befiimmt, die Staatsaufgaben nah Maßgabe ver 
Gejege innerhalb ihres Gebietes auszuführen. Die Gemeinde hat 
bie Angelegenheiten, welche durch Staatsgeſetz ihr überwiefen find, felbftänpig 
zu verwalten, fie darf nicht unter Bevormundung ber Staatsbehörben geftellt fein, 
fondern nur unter eine gefeglih geregelte Auffiht. Das Bevormundungsjyftem 
geht von der Unfelbftändigkeit der Gemeindeverwaltung aus, es läßt die Gemeinde 
feinen Schritt von einiger Bedeutung thun, außer an der Hand ber Staate- 
behörden und mit deren Zuftimmung. Es erhält die Gemeinde in fteter Kraftlofig- 
feit und ſchwächt in gleihem Maße den Staat, dem es die Laft einer taufend- 
fahen Kuratelführung auferlegt. Das Syftem der Selbftverwaltung der Gemeinden 
dagegen beftimmt durch Gefege die Grenzen der felbftändigen Berwaltung der Ge 
meinde, innerhalb deren die Gemeindeorgane in völliger Unabhängigkeit von ven 
Staatöbehörden ihre Pflichten erfüllen. Ueberfhreiten die Gemeindebehörven dieſe 
Örenzen oder entfteht Streit Über die Grenzen, fo entjheidet nicht vie im dem 
Minifter des Innern gipfelnde Staatöverwaltung, fondern höhere Selbftvermal- 
tungstörper, Bezirks» oder Provinzialvertretungen, oder, wenn fid die Streitfragen 
zu einer richterlichen Entſcheidung eignen, ein außerhalb der Politik ftehender Ber- 
waltungsgerihtshof. Diefelben Organe, Bezirld- und Provinzialvertretungen und 
Berwaltungsgerihtshof bilden die höheren Inftanzen, um die Kontrole über bie 
Berwaltung der Gemeinden zu führen und um fie zu zwingen, biejenigen Auf- 
gaben zu erfüllen, die ihr durch Geſetz überwiefen find, wenn fie zögert oder ſich wei- 
gert, das Gefeg auszuführen. Nur in dringenden Fällen ift ven Behörden der 
Staatöverwaltung ein birefted Eingreifen in die Gemeindeverwaltung zu geftatten. 
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Erft wenn dieſe Beringungen erfüllt find, wenn die ununterbrochene Aufficht ver 
Staatsbehörden über die Gemeindeverwaltung erfegt iſt durch die Thätigkeit der 
höheren Organe der Selbftverwaltung, melde bie Kontrole über die Gemeinde- 
verwaltung zu führen, vie Beſchwerden gegen die Gemeinbebehörben zu prüfen 
und zu entſcheiden haben und durch die Redhtfprehung eines Berwaltungsgerichts- 
hofes, der über ftreitige Fragen bes Öffentlihen Rechtes ſowohl zwifchen einzelnen 
Bürgern und der Gemeinde, wie zwifhen der einzelnen Gemeinde und dem Staate 
zu urtheilen bat; erft dann iſt ein genügender Schuß der Gelbftverwaltung vor« 
handen. In faft allen deutſchen Staaten fehlen dieſe Vorbedingungen noch durch⸗ 
aus, nur in einigen Staaten, wie Baden und Sachfen-Weimar, ift wenigſtens 
der Anfang gemacht zu ihrer Herftellung. 

Der thatſächliche Zuſtand ift noch weit entfernt von biefem fo eben bezeich- 
neten Ziele. Die Oberinftanz für bie Gemeinbeverwaltung ift faft überall das 
Minijterium des Innern, die wichtigeren Handlungen ver Gemeinde bebürfen ber 
Zuftimmung der Regierung, die ftreitigen Fragen des Öffentlichen Rechtes werben 
von dem Minifter des Innern entſchieden. In den meiften der gegenwärtig gel- 
tenden Gemeindeorbnungen finden ſich folgende Beftimmungen über die Hand⸗ 
babung der Staatsaufficht, abgefehen von der „allgemeinen Auffiht über die Ver- 
waltung ber Drtspolizet” : 

1) Beftätigung ver Gemelndebehörben. Ueberall bebürfen die Bürgermeifter, 
meift auch die befoldeten Mitglieder des Gemeinderaths der Beftätigung, die ohne 
Angabe von Gründen verfagt werden fann. (Nah Bayern G.O. Art, 70 nur 
unter Angabe von Gründen), 

2) Die Berfammlung der Stabtverorpneten (Bürgerausſchuſſes) kann aufe 
gelöst werben; in piefem Fall muß die Neuwahl binnen einer beſtimmten 
Zeit erfolgen. (Dies Recht fteht der Regierung nicht zu in Bayern, Baden u. f. w., 
wohl aber in Preußen und Defterreid). 

3) Genehmigung von Berwaltungsmaßregeln. Die Zuſtimmung ber Auffichts- 
behörven muß eingeholt werden bei einer überall großen, in den einzelnen Ge— 
meinbegefegen aber verfchtebenartig beftimmten Anzahl von Berwaltungsmaßregeln. 
Die wichtigſten derfelben find ſchon oben angeführt worden. 

4) Die Entfcheivung bei Meinungsverfchiedenheiten zwifchen dem Gemeinde» 
vorftand und der Gemelndevertretung fteht, wie ſchon oben erwähnt, in den meiften 
Staaten der Regierung zu. 

5) Die Berwaltungsbehörbe ift die Inftanz, an melde ſich die einzelnen 
Bürger mit Beihwerben gegen Mafregeln und Beſchlüfſe der Gemeindebehörben 
zu wenden haben. Nur in Baden entſcheidet über Streitigleiten des öffentlichen 
Rechts der Berwaltungsgerichtähof. 

6) Die Disciplinargewalt über die Mitglieder der Gemeindebehörden wird 
von den Staatsbehörden geführt. In einzelnen Staaten, wie Baden, Weimar und 
theilmeife in Hannover, wirken bei der Ausübung diefer Disciplinargewalt bie 
Bezirferäthe oder Amtsvertretungen mit. Doch geht aud bier der Melurs von 
deren Entfheidung an das Miniftertum des Innern. — Auch bier wird eine 
größere Gelbftändigfeit ber Gemeindebeamten nothwendig fein. Die unbepingte 
Gleichſtellung der Gemeinde- mit den Staatöbeamten in Betreff der Disciplin, 
wie fie nad den meiften Gemeinbegefegen ftattfindet, gehört, wie Brater fagt, 
ımter bie wirffamften Mittel zur Zerftörung der fommunalen Selbftändigfelt. Die 
Disciplinarbehörden ver auffehenden Gewalt follen nur berechtigt fein, einzufchreiten, 
wenn ein Gemeinbebeamter die Grenzen feines Wirkungskreifes gegenüber ben 
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Staatsbehörben verlegt, ober wenn er bie durch Staatsgeſetz ihm auferlegten 
Pfligten nicht erfüllt hat. 

Die Gemeinde ift ein ſtaatlicher Selbfiverwaltungsfärper 
zur Bollziehung der Staatsaunfgaben nah Maßgabe der Geſetze. 
Als einem foldhen Körper fteht ihr das Mecht zu, durd ihre eigenen Organe ihre 
Angelegenheiten ſelbſtändig zu verwalten; darin ift aber nody nicht das Mecht der 
Autonomie enthalten, d. b. das Recht, durch ihren bewußten Willen die Rechte: 
normen zu erzeugen, welche über ihre Zufamenfegung, ihre Verfaſſung und Ber- 
waltung beflimmen. Im Mittelalter genoffen die Gemeinden allerdings im weit 
ausgebehnten Maße diefer Autonomie, weil eben eine ftaatlihe Gefeßgebung nicht 
vorhanden war, weil der Staat feine Funktionen nicht erfüllte. Der moderne Staat 
fann dagegen ein Geſetzgebungsrecht der Gemeinden nur in engen Schranten anerkennen. 
Freilich vermag man ſich auch heute vielfach „nicht von den Grundideen der Feubalzeit 
zu trennen, und fieht in ven Städten Körperfchaften mit Autonomie für ihre eigenen 
Angelegenheiten, insbefondere für ihre eigene Bermögensverwaltung, welche im heutigen 
Staat feinen Pla mhre finden Tönnen. Eine Yutonomie der Gemeinde iſt mit der 
Rechtögleichheit des ſtädtiſchen und ländlichen Befiges, mit allen Intereflen der heutigen 
Geſellſchaft, mit der Geſetzgebung durch Kammern unvereinbar”. (Gneift Juftiz, Ber- 
waltung, Rechtsweg ©. 491). So energifch deßhalb auch von vielen und entzegen- 
gefegten Seiten für die Autonomie der Gemeinden in Schrift und Wort gekämpft 
worden {ft und noch gelämpft wird, jo hat doch keine Geſetzgebung fi den durch 
die Natur des heutigen Staates gegebenen Berhältniffen und Anforderungen zu 
entziehen vermodht und der Autonomie der Gemeinden einen größeren Spielraum 
eingeräumt. Die heutige fog. Autonomie der Gemeinden reducirt fi theild darauf, 
daß die Gemeinden das Recht haben, wenig erheblihe Punkte der Berfaffung und 
Berwaltung felbft zu ordnen mit der Genehmigung der Regierung, theils darauf, 
baß ihnen die Wahl zwifchen verſchiedenen Berfafiungsformen gelaflen oder vie 
Beflimmung des hauptfählihften Inhalts der gefammten inneren Berfaflung durch 
Ortsſtatut zugeftanden wird. Diefe letztere anfcheinend weitgehende Befugniß, wie 
fie in den Preußifhen Landgemeindegefegen für die 6 öftlihen Provinzen von 1856 
und für Schleswig-Holftein von 1867 enthalten ift, fann aber in Wahrheit nur ala 
ein Vorſchlagérecht betrachtet werden, da den Staatöbehörven nicht nur bie An- 
nahme oder Berwerfung eines derartigen Beſchluſſes ganz unbedingt anheim ge- 
geben ift, fondern aud, wenn ein Gemeinbebefhluß nit zu Stande fommt oder 
nidt die Genehmigung der Regierung erhält, die Regierung befugt ift, nah An- 
börung des Kreistages die Ergänzung und Abänderung der Ortsverfaffung vor= 
zufhreiben. Theils endlich befteht die Autonomie in der der Gemeinde durch Gefeg 
übertragenen Gewalt, örtlihe Polizeivorſchriften zu erlaſſen. Da es an fi 
wegen der unendlichen Verſchiedenheit des Lebens und der örtlichen Bedürfniſſe 
unmöglich ift, alle Berhältnifie, die einer polizeilichen Normirung bedürfen, durch ein 
Staatögefeg zu ordnen, fo find die Gemeinden die geeignetfien, ja unentbehrlichen 
Organe, um jene Funktion zu vollziehen. Indem fle aber im Auftrage des Staats 
und nad Maßgabe der Geſetze derartige örtliche Polizeivorfhriften mit Straf» 
androhungen erlaflen, üben fie feine wahre Autonomie, fonvdern füllen nur im 
Namen und als Organ der Staatögewalt die Tüden der Gefege aus, welde vie 
geſetzgebenden Faktoren unausgefüllt laſſen mußten. 

Ueber die Vertretung der Gemeinden als ſolcher in der geſetzgebenden Ber- 
fammlung, die nur im Zufammenhang mit der ganzen Lehre von der Bollsver« 
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tretung zwedmäßig erörtert werben Tann, fiehe bie Artilel: Geſetzgebender Körper, 
Landtag *). öning. 


Genpofjenfchaftswefen. 


Das Genofjenfhaftsweien im weiteflen Sinn ift der Inbegriff aller auf 
freier Bereinigung beruhenden Berbände, welde ihre Mitgliever zu dauernden 
organtfchen Einheiten zufammenfaffen. Aus dieſem reihen Gebiet fol bier ein für 
die Gegenwart befonders wichtiger Zweig bargeftellt werben, an den man wohl bei 
dem Namen der Genoſſenſchaft heute vorzugsweife zu denken pflegt, ohne daß fid 
in Bezug hierauf oder bezüglich der Abgrenzung verwandter Gebiete ein techniſcher 
Spracbgebraud gebildet hätte. Es ift dies das wirthſchaftliche Genoffen- 
[haftswefen der durch die kapitaliſtiſche Entwidelung in ihrer 
wirtbihaftligen Selbftändigleit gefährdeten Klaffen. 

Zum Berftänpnig der heutigen Genoffenfhaftsbewegung auf wirthſchaft · 
lihem Gebiet ift aber ein Rüdblid auf die Geſchichte der wirthſchaft— 
lichen Affociation unerläßlid. 

Im Alterthum fpielt die freie Affociation Überhaupt nnd fomit aud bie 
wirthſchaftliche Affociation nur eine untergeorpnete und umfelbftändige Rolle. 
Nicht unbelannt freilih war fie: aber unbelannt war jene Macht und Fülle jelbft- 
fländiger, zwifchen dem Individuum und der, höchſten Allgemeinheit ein befonderes 
Semeinleben führenden Genoſſenſchaften, welche der germanifche Geift erzeugt hat. 
Der antile Staat forderte ganz und voll das Öffentliche Leben feiner Bürger; er 
fieß ihnen weder Trieb noch Kraft zur felbftändigen Sondervereinigung. Anderer- 
ſeits war infoweit, als der Einzelne vom Staatsleben nicht berührt warb, das 
Individuum zu fpröbe und fouverän, um fich einem innigen Berein mit feines- 
gleihen auch nur theilmeife zu opfern. So blieb die Affociation beſchränkt auf 
Societäten, vie ein bloß obligatorifches Berhältnig zwiſchen mehreren Indivi⸗ 
duen erzeugten, und Korporationen, denen der allmächtige Staat für be- 
ſchränkte Zwede eine Sonderexiſtenz verlieh, vermöge deren ihre fingirte Perfün- 
lichkeit als ein abhängiger Schatten des Staats den verbundenen Individuen mit 
den Rechten eines neuen Individuums gegenübertrat. Auf wirthſchaftlichem Gebiet 
vor Allem zeigt ſich diefe ſchroffe Gegeneinanderftellung von Staatlihem und In» 
dividuellem. Auf der einen Seite fteht ein tief eingreifender Staat, deſſen gemal- 
tiges Gebot auch die wirthſchaftliche Seite des VBolkslebens oft nah feinem Willen 
beftimmt. Auf der anderen Seite aber ſteht als eigentlicher Träger des pofitiven 
Wirthſchaftslebens das fonveräne Individuum, der Hausherr, der römifche pater 
familias. Das Individuum, unbefhränkter Herr feiner Privatrehtsiphäre, erwei⸗ 
tert und bejchränft biefe durch ein ausfchließlih von dem freien Einzelmwillen aus- 
gehendes Obligationenreht und geht nur ausnahmsweife (wie etwa in ben Gefell- 
[haften der römifhen Zollpächter) umfafiendere Vereinigungen mit anderen Inbi- 


* Das badifche Gemeinderecht hat durch dad Geſetz vom 14. Mai 1870 wichtige Ber 
änderungen erfahren: 

Bürgermeifter und Gelmeinderäthe werden in gleicher birefter Wahl von den Gemeinde⸗ 
bürgern gewählt; die Wahl bedarf nicht der Beftätigung der Regierung. 

An Stelle der beiden Ausſchüſſe tritt der Bürgerausſchuß, deffen Mitglieder nah einem 
(von dem frühern abweichenden; Dreiflaffenfoftem gewählt werden, 

Die Zahl der Derwaltungebandiungen der Gemeinde, zu deren Vornahme Staatögenehmis 
gung erforderlich, ift bedeutend vermindert worden. 
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viduen ein; regelmäßig ift die höchſte Form des gemeinſchaftlichen Betriebes ein 
Gefelihaftsvertrag, bei dem die Rechtsſphären der Geſellſchafter an fih durchaus 
gefondert bleiben, nichts einem einheitlihen Gemeinfhaftszwede geopfert wird, nur 
vorübergehend und thatfählih die übereinſtimmenden Indivitualzwede zu gemein- 
famen Operationen führen. Die Korporationen aber, bei denen umgelehrt das 
Ganze wie ein neues Individuum mit eigenen Zweden über die Einzelnen tritt, 
find gerade auf wirtbfchaftlihem Gebiete einer Affociation ſehr unähnlich und 
erſcheinen weit eher als Anftalten, vermöge deren für gewiſſe öffentlihe Zwecke 
ein Sondervermögen gebildet und verwaltet wird; fie ſtehen auch Hier nur ale 
verhältnigmäßig unwichtige Aushülfsverbände dem Staate ergänzend zur Geite. 
Alles dies tritt am fhärfften gerade in der Blüthezeit des antilen Staatslebens 
hervor; erft mit dem Berfall ver alten Welt regt fih ein lebensuollerer Bereini- 
gungstrieb, der aber dauernde Neugeftaltungen in den ihrem Öreifenalter zueilenven 
Bölkern nicht mehr zu erzeugen vermag. 

So gibt e8 im Altertyum außer dem Staate feine andere wirthſchaftliche 
Lebenseinheit, als die Privatrechtsſphäre des Einzelnen, und der gefammte wirtb- 
ſchaftliche Verkehr befteht in einem freiwilligen, rein obligatoriijhen Sichbinden und 
Sichlöſen der fouveränen Indipiduen. Weil die alte Geſchichte für uns faft beginnt 
mit Handel und Geldwirthſchaft, beginnt fie auch mit ähnlihen Zuftänden, wie 
fie bei uns erft nad Jahrtaufenvden eingetreten find. Die Anhänger unbebingter 
wirthfchaftlicher Freiheit müffen ihr Ideal im römifhen Leben und Recht verwirf- 
licht finden. Keine Feſſel beengt die beliebige wirthſchaftliche Thätigkeit des Ein- 
zelnen; nichts Organiſches und Zuftändlihes hindert das freie Durdeinander- 
wirbeln der Atome; die Gleichheit der Perfonen wie der Saden ift auf wirth- 
Ihaftlihem Gebiet im Princip bis zum Nivellement durchgeführt, ver Eigenthums- 
begriff ift faft fchranfenlos und fpiegelt getreu die Willensmacht des Individuums 
wieder. Über freilih! Eins ift das unentbehrlihe Fundament diefes Wirthſchafts - 
baues: die Stlaverei. Auf die große Maſſe der arbeitenden Bevölkerung findet 
der Begriff der Perfönlichfeit feine Anwendung, und mit berfelben unerbirtlichen 
Logit, mit welcher er das ganze Syſtem feines Rechtes ausbaut, führt der Römer 
als Gegenbild feines Freiheitsbegriffes ven Begriff der Unfreiheit durch, ftellt er 
bie größere Hälfte der Menſchen vermöge einer pofitivrechtlihen Ausnahmejagung 
den Sachen gleih und unterwirft fie dem Eigenthum Anderer. Die Sklaverei erft 
und fie allein macht thatſächlich die Affociation entbehrlih. Denn fie genügt, um 
die wirtbihaftlihe Einheit, die Privatrechtsfphäre des Individuums, ins Un- 
gemefjene zu erweitern. Das Vermögen, dad Haus, die familia — dieſe gleich- 
bedeutenden Worte brüden den Berband aus, auf dem das antike Wirtbichafte- 
leben beruht. Die DOrganifation diefes Verbandes ift einfach: er befteht aus Einem 
Subjelt und beliebig vielen Objelten; Grund und Boden, Arbeit und Kapital 
fallen gleihmäßig in die privatrehtlihe Willensfphäre des Einen Hausherren, ver 
allein Perfon und für das Recht allein fihtbar ift. Uriprünglih hat dieſes Haus- 
weſen einen mehr patriarhalen Charakter; es ift eine Yamilie, in der im Sinne 
der Naturalwirthihaft die Glieder für die Bepürfniffe des Haufes arbeiten und 
diefes dafür die Dienenden nährt, fhügt und vertritt. Über die Organifatign 
dieſes felben Hauswefens bleibt unverändert, als es ſich bei der gewaltigen Ent 
widelung der Kapitalwirthfhaft zum Handelshaufe, zu ver Wirthſchaft eines LTark- 
fundiums oder zu einer Fabrit für den Betrieb des Großgewerbes erweitert. U 
die Stelle der Sklaven treten nur Sflavenhorten und das menfhlich-perfönlichk: 
Verhältniß des Hausgefindes weicht der troftlofen Stellung unfreier Arbeitermaffen), 
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die dem Herrn perſönlich gleichgültig und unbekannt find und nur als Mittel einer 
ſpekulativen oder produftiven Thätigkeit dienen, deren Früchte auf dem Weltmarkt 
möglichft body verwerthet werben follen, um das fleigende Bedürfniß nad Kapital 
und die wachſende Geldgier zu befriedigen. So gewaltig aber die Sklavenwirth- 
ſchaft fih ausdehnen mag: Staat und Gefeg ändern nichts am geltenden Recht. 
Nur durch wenige Borfchriften gibt man zu erfennen, daß man einen Unterfchieb 
zwifchen Sklaven und Hausthieren macht; in feiner ganzen Drganifation bleibt 
nach wie vor jeder große oder Meine Wirthſchaftsverband das Hausweſen eines 
Individuums und fällt ausfhlieglih in die vom freien Einzelwillen beherrſchte 
Privatrechtsſphäre. Das Syſtem und die Logik werden nicht durchbrochen; aber 
am innerftien Mark des Völkerlebens zehrt das furdtbare fociale Uebel und unter- 
gräbt das fittlihe und endlich aud das materielle Fundament einer fid einft für 
unzerftörbar haltenden Kultur. 

Als nah dem Zufammenfturz der alten Welt vie germanijhen Völker und 
die dur das Germanenthum verjüngten romanifhen Nationen ein neues Leben 
auf den Trümmern gründen, ftehen fie noch auf der unvolllommenen Kulturftufe 
eines jugendlichen Volkes. Diefe jugendlihe Welt vermag die Erbſchaft ver abge- 
ftorbenen greifen Kulturvölfer nit unmittelbar anzutreten: aus ſich felbft heraus 
entwidelt fie eine neue Kultur und erft allmälig eignet fie ſich wieder als wide 
tiges Bildungselement die von ihr gewiffermaßen neu entbedten Errungenſchaften 
des Alterthums an. Bergleiht man die Gefchichte der neuen Kulturbildung mit 
der antiten Entwidelung, fo zeigt fich fofort, daß fie langfamer, fchwerfälliger, 
widerſpruchsvoller fortichreitet, als die leuchtende Erhebung der Griechen und 
Römer. Aber um ebenfo viel reicher, breiter und tiefer! Unverhältnigmäßig lange 
entbehren die Germanen eines eigentlichen Staats, ermangeln fie des abftraften und 
vollbewußten Denkens, verſenken fie fi einfeitig in Biehzudt und Aderbau und 
verharren auf der Stufe reiner Naturalwirtbfhaft. Aber auch in dieſen älteren 
Zuftänden jhon offenbaren fih vie Keime reicherer und höherer Entwidelung. 
Und unter dieſen Keimen ift nicht ver legte der unvertilgbare Affociationstrieb, 
der eine Fülle des Gemeinlebens an taufend zerftreuten Stellen erzeugt unb in 
bewundernöwerthber Schöpferfraft aus dem Innerften des Volklsdaſeins ſtets neue 
Öeftaltungen erzeugt, wenn die alten ſich ausgelebt haben und neue Bebärfnifie 
entftehen. 

Bor Allem die wirthſchaftlichen BVerhältniffe werben gänzlich beherricht 
durch Macht und Form der Afiociation. Der Staat, foweit er vorhanden, geht 
auf in den Richterämtern über Frieden und Recht; das Individuum ift im öffent- 
lichen Recht ſehr viel jelbftändiger und im Privatredht jehr viel gebundener, als 
bei den Römern. So macht ſich zunähft der Wille der höchſten Allgemeinheiten 
im Wirthſchaftsleben kaum bemerkbar, und es ift amdererfeits nirgends ein be— 
ziehungslofer und ſouveräner Einzelwille der felbftändige Herr einer kleineren oder 
größeren Wirthſchaftsſphäre. Alles wirthichaftliche Leben vielmehr pulfirt in organifchen 
Zwiſchenverbänden, die im Berhältnig zu äußeren und höheren Einheiten ihren 
Eriftenzgrund in fi felber tragen, nad innen aber auf der Harmonie und wechjel- 
feitigen Bebingtheit der verbundenen Sonderwillen und des von ihnen getragenen 
Gemeinwillens beruhen. Dabei ift bis in die neuere Zeit charakteriftifch, daß vie 
wirthſchaftlichen Verbände zufammerfallen mit den foctalen und politifchen Ber- 
bänven, indem jeder Verein nach Art eines Heinen Gemeinweſens auf ven menſch— 
lihen Gemeinſchaftézweck ſchlechthin gerichtet ift. 

Die älteften Wirthihaftsorganismen find genofjenfdhaftlider Natur. 
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Seit der feften Anfiedelung find es bie aus den feßhaft geworbenen Gefchledhter- 
vereinen hervorgegangenen Gemeinden, welche die Landwirthſchaft genoflen- 
fhaftlicy betreiben und nit etwa bloß wie heute eine forporative Gemeindewirth- 
[haft als Mittel für ihre einheitlichen öffentlichen Zwede führen, fondern mit den 
politifhen und ethifhen Funktionen zugleih bie Funktion einer bäuerlihen Ge— 
ſammtwirthſchaft als Selbftzwed erfüllen. Als Geſammteigenthum hatten ehemals 
diefe Gemeinden ihre Marken in Befig genommen und nur ſehr langfam gelangte 
das durch genoſſenſchaftliche Vertheilung und Berlofung entftandene Privateigen- 
thum zu einer Selbftändigfeit, die dann ftetig wuchs und zulegt das Gefammt- 
eigenthbum bis auf die wenigen noch heute vorhandenen Refte auflöste und abfor- 
birte. Zuerſt wurde der Einzelne felbftändig in Haus und Hofraum. Gebunden 
dagegen blieb er bis in unfere Tage bezüglich des zweiten Stüdes des Gemeinde- 
gebiets, der vertheilten Feldmark. Zwar hörten im Allgemeinen früh die urfprüng- 
lien periodifhen Neuvertheilungen und Berlofungen der Aecker auf, fo daß fi 
rein fommuniftifhe Bauergemeinden, wie fie bei den Slaven vorkamen unb heute 
noch in Rußland häufig find, nicht entwideln konnten; allein auch am ven in erb⸗ 
lihen Sonderbefig gelangten Aeckern war die Berfügung und Benugung bes Ein- 
zelnen ‚vielfah durch das Gemeinderecht befhräntt. Denn er war durch bem fog. 
Flurzwang und die Oemengelage ber Aeder rechtlich und faltif an das in ber 
Gemeinde herrſchende Wirtbihaftsfyftem gebunden, konnte weber bie Zeit, noch bie 
Art der Beftellung willtürlth beftimmen, mußte das GStoppelfeld und die Brache 
für die ummittelbare Benugung als Gemeinweide hergeben, unterlag aud den 
mannigfachſten Beihränfungen bezüglich der Beräufßerung und Theilung des Bo— 
deus, Endlich aber war feine alte Gemeinde denkbar ohne ein drittes Stüd, das 
in ungetheilter Gemeinfhaft blieb und nah dem Gefammtbeihluß den Einzelnen 
je nad ihrem wirthfchaftliben Bedürfniß zu gleichem und gemeinfamen Genuffe 
offen fland. Diefe gemeine Mark oder Allmende, welche beſonders Wald, Wafler 
und Weide umfaßte, war Bafis und Kern der genofienfhaftlihen Berfafiung; das 
volle Nugungsreht in ihr forrefpondirte der vollen Gemeindemitglienfhaft. Bejon- 
ders da, wo die Biehzucht den Aderbau überwog, war die Sonderwirthſchaft 
des Einzelnen ohne die Ergänzung durd feinen Antheil an der Allmende völlig 
undenkbar, weßhalb bis heute namentlich in den Gebirgsgegenden dieſe Form des 
genoffenfhaftlihen Wirthfchaftsbetriebes lebendig geblieben if. Im Uebrigen trat 
zwar im Laufe der Jahrhunderte die Bebeutung des Gemeinlandes ftetig zurüd 
und es entfland zugleih die mannigfachfte Verſchiebung und Berbildung der Rechts- 
verhältniffe an demfelben, fo daß mande Gemeinden zu einer Art Boden-Atien- 
vereinen wurden, in benen bald ber volle Bauernhof, bald der ibeelle Allmenp- 
antheil als Aktie erſchien, in anderen fi befondere Agrargenofjenfhaften, Real- 
gemeinden, Markgenoſſenſchaften u. f. w. von ver politiihen Gemeinde abfonberten. 
Principiel indeß hat erft die neuere Geſetzgebung diefes genoſſenſchaftliche Funda- 
dament der Landwirthſchaft aufgelöst, während das ganze Mittelalter hindurch 
jeve ländliche Gemeinde im lebendigſter Weife bie Einzelwirthſchaften durch bie 
genoffenfchaftlihe Gemeinwirthihaft band und ergänzte. 

Das freie Gemeindeweſen erlag im Laufe der Zeiten mehr unb mehr der 
Grundherrfhaft, weldhe in den Formen der feudalen und patrimonialen 
Berfaffung allmälig das gefammte Boltsleben umgeftaltete. Das ächte Grundeigen« 
thum foncentrirte fih in den Händen einer Minderzahl; die große Mehrzahl 
wurbe binglih und perfönlih abhängig. Damit veränderte fih aud von Grund 
aus die wirthihaftlihe Drganifation des Volles. Die Bedeutung der Gemeinde» 
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verbände trat zurüd; als wichtigfte wirthſchaftliche Einheiten erfdhienen die grund- 
berrlihen Verbände. Aber bier vor Allem zeigte fich der tiefe Gegenfaß antiker 
und germanifher Entwidelung. Der Berband des Herrn mit den von ihm ab» 
bängigen Leuten war bei uns wie bei Griehen und Römern eine Erweiterung 
des Hausweſens. Statt indeß in deſſen Formen zu verharren, geftaltete er ſich 
bei und zu einem neuen, ber größeren Aufgabe entſprechenden, lebensvollen 
Organismus um. Haupt jedes größeren ober Heineren Herridhaftsverbandes mar 
aud bei uns nur Einer, und fein Herrenhof oder Frohnhof war der räumliche 
Mittelpunkt des Ganzen. Aber mehr und mehr wurden auch die abhängigen Leute 
felbftändige Mitträger des Verbandes. Nie war ber mittelalterlihe Hofverband 
ein bloßes Privatrechtsverhältnig, immer zugleih ein in Haupt und Glledern 
lebender Bffentlih-rechtliher Organismus. Mocte immerhin in perſönlicher Be- 
ziehung nur der Herr volllommen frei fein: mit der vollen Freiheit des einen 
Volkstheils ſchwand zugleich die wahre Leibeigenfchaft des anderen; aus der Ber- 
mifhung freier und unfreier Elemente entftand eine durchgängige Hörigfeit, aber 
eben nur eine Hörigfeit der Maſſe der ländlichen Bevölkerung, womit vie Per- 
fönlichleit nur gemindert, nicht vernichtet war; mehr und mehr wurde aud bie 
Hörigkeit durch das Inftitut der Reallaften von der Berfon auf Grund und Boden 
binübergewälzt; endlich bereitete fi bie in der Gefchichte zum erften Mal durd- 
geführte perfönlihe Freiheit Aller vor. Und ebenfo war zwar in binzlicher Ber 
ziehung das ächte Eigenthum immer größerer Gebiete in den Händen der Grund⸗ 
herren verfammelt. Das Inftitut des getheilten Eigentyums aber mit feinen reichen 
und elaftiihen Unter- und Nebenformen bewirkte e8, daß thatlählih das herr- 
ſchaftliche Eigenthum auf politiihe Gewaltrechte, oberherrlihe Befugniffe und vie 
Forderung gemefjener Abgaben und Dienfte befchränft blieb over ward, bie ab- 
hängigen Befiger aber ein felbftändiges Genuß- und Befigreht erlangten, das ſich 
fiufenweife zum Bolleigentyum verdichten konnte. Die moderne Unterfhägung des 
Mittelalters und die blinde Verehrung des Alterthums überfehen es nur zu leicht, 
was wir diefen, dem Alterthum, das fein Mittelalter hatte, unbelannten Feudal- 
verbänden mit ihren Patrimonialgewalten, ihrem getheilten Eigenthum, ihren Neal 
laften, ihrer Bindung des Einzelwillens verdanken. Und doch iſt dies nichts Ge— 
ringeres, als daß wir ftatt römifher Latifundien einen freien länplichen Kleinbefig 
und flatt römischer Sklaverei die Freiheit Aller befigen! Abgefehen aber von ihrer 
Bedeutung ald Uebergangsftufe: auch für fich felbft betrachtet waren die Hofver- 
bände wirthihaftlide Organismen, welche unendlich hoch über der antiken Privat- 
wirthſchaft des Haufes fanden, Nah dem Syſtem der Naturalwirthſchaft bildete 
nod jeder Herrenhof mit feinen abhängigen Bauerhöfen ein wirthſchaftliches Ganze, 
das weſentlich nur für fi felbft probucirte. Aber dabei probucirten nit Ale für 
Einen, fondern zunähft befaß und arbeitete Jeder für fih und nur einen ganz 
beftimmten Theil feines Bodenertrags und feiner Arbeitsfräfte ſchuldete er dem 
©anzen. Und viefes Ganze wiederum lebte nicht etwa bloß in dem an ber Spige 
flehenden Herrn und feinen Beamten: es war vielmehr ein harmoniſcher Berband 
von Haupt und Öliedern, an beffen Leben jeder Einzelne je nad feiner Stellung 
Theil hatte. Denn die Hofverfafjung befchränkte nur, nicht vernichtete fie bie 
Gemeindeverfaffung, und ‚keinen Herrfhaftsverband gab es, mit dem nicht zugleih 
eine genoffenfhaftlihe Organifation der Dienenden verbunden gewefen wäre. Auch 
die hörigen Hofgenofjen bildeten eine felbftberehtigte Gefammtheit; fie waren als 
folde für alle inneren Streitigkeiten (audy die mit dem Herrn) das Gericht; fie 
wiejen autonomifh das Hofrecht; fie Hatten mitzufprehen und mitzuhandeln bei 
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der Feſtſtellung und Leiſtung von Abgaben und Dienſten, bei der Beſtellung von 
herrſchaftlichen Wirthſchaftsbeamten, bei allen Beſitzveränderungen, bei der Beauf— 
ſichtigung der Einzelwirthſchaft u. ſ. w.; ſie traten berathend und beſchließend, 
beſchränkend und beaufſichtigend in allen gemeinſamen Angelegenheiten auf. Nur 
angedeutet ſei es, daß jeder bäuerliche Frohnhofsverband fo gut wie der höchſte 
Lehensverband auf tief ethiſcher Baſis ruhte, die gegenſeitige Treue und Unter- 
ſtützung in aller Noth zwiſchen Herrn und Leuten zum Rehtsgrundfag erhob und 
nah Art aller germanifhen Verbände zugleich perjünlich-gefellige Zuſammenkünfte 
erzeugte. Mur angedeutet ferner, daß nicht bloß ländlich-bäuerliche Hofverbänve, 
fondern alle einem Herm unterworfenen Verbände überhaupt, von der ritterlichen 
Dienftmannfhaft abwärts bis zu ven ſchon hier in Innungen verbundenen hörigen 
Hofhandwerkern und jelbft, wenn es in größerer Zahl vorhanden war, bis zum 
unfreien Hausgefinde, analog konftruirt waren. 

Ein neuer und totaler Umfhwung aller Verhältniſſe vollzog fih durch das 
Städteweſen. Die Trägerinnen einer eigenartigen Kultur, melde faft im jeber 
Beziehung die Brüde für den Uebergang vom Mittelalter zur neuen Zeit bildete, 
haben die Städte des Mittelalters zuerft in ihren Ringmanern alle die Fortſchritte 
vollzogen, deren Verallgemeinerung nody heute nicht überall durchgeführt iſt. Der 
neuen Lebensepoche entſprach eine neue Affociationsform. Es war die freie ge- 
noffenfhaftlihe Bereinigung, welhe hier zum erften Male neben bie 
bloß natürlich gewordenen Verbände die frei gejhaffenen, neben die erzwungene 
Bereinigung die freiwillige, neben das halb unbewußte Wahsthum die bewußte 
That fegte. Die Städte ſelbſt als foldhe verbanften e8 zum großen Theil der 
Hineintragung biefes neuen Gedankens in die alte Gemeinbeverfaffung, daß fie 
zu wahrhaft ftaatlihen, zugleich freien und einheitlichen Gemeinwefen wurben. Bon 
biefem Centrum aus eroberte in der zweiten Hälfte des Mittelalters der neue Ge- 
danke faft das ganze öffentliche Leben. Alle politifchen, kirchlichen, geiftigen, ſocialen 
Bewegungen und Neugeftaltungen vollzogen fih durch Vereine und Geſellſchaften, 
Gilden und Brüderſchaften, Eidgenoffenfhaften und gefhworne Bünde. Mit der 
modernen Affociation bat dieſes wahrhaft bewundernswerthe korporative und 
föderative Leben des Mittelalterd, welches nad dem Zerfall von Lehnreih und 
Hierarchie die Völler von unten und innen neu organifirte, vor Allem das ger 
mein, daß feine Bafis der freie Wille war. Verſchieden aber ift e8 von ihm vor 
Allem darin, daß, während heute die Affociation für einzelne Zwecke überwiegt, 
das mittelalterlihe Genoſſenſchaftsweſen gleih Yamilie, Gemeinde und Dienftver- 
band ten ganzen Menfchen zu umfpannen oder body möglihft umfaffende und 
vielfeitige Aufgaben durch denſelben zu löfen fuchte. Hierin lag Größe und Glanz, 
bierin aber aud ver Todeskeim viefer Genofjenfhaften. In den Perioden auf- 
fteigender Entwidelung ber Volkskraft gab gerade die gleichzeitig ethiſche und poli- 
tifche, religiöfe und wirthfchaftlihe Färbung dieſer Gilden und Eidverbrüberungen 
ihnen eine Schwungfraft, die fie zur Erweiterung und Berallgemeinerung des 
Genoſſenbandes bis zu den fühnften Plänen fürderativer Neugrüntung des Staates 
trieb. Andererſeits mußten in Folge dieſer ihrer innerfien Natur die Genoffen- 
Ihaften zu Staaten im Kleinen und deßhalb, feitvem ihnen ein wirfliher Staat 
gegenübertrat, zu Staaten im Staat werben, melde um fo unbaltbarer wurden, 
als fie auf der älteren ftändifhen Gliederung berubten und feit deren Verknöcherung 
in alle Fehler des Forporativen Egoismus verfielen. — Diefelben Momente treten 
nun insbefondere aud nad der wirtbfchaftliben Seite bin beſtimmend hervor. 
Ueberall war die wirthihaftliche Ajfeciation untrennbar verwoben mit der politifchen 
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und focialen Bereinigung; überall ftand die Perfönlichfeit dabei im Vordergrunde; 
überall wurde dadurch das. Auseinanderfallen von Beflg und Arbeit verbütet. 
Selbft die großen Kaufmannsinnungen des Mittelalters, die Gilden im In- und 
Auslande, die mächtigen Vereinigungen der Deutfhen in allen Nadbarländern, 
bie mit den Städtebünden zu der großen deutſchen Hanfa zuſammenwuchſen, waren 
feine Kapitalaffociationen wie die fpäteren Handelskompagnieen. Am eigenthüm— 
lihften aber tritt das Wefen diefer Wirthſchaftsgenoſſenſchaften des Mittelalters 
bei den Handwerkerzünften hervor, die ſowohl wegen der Parallelen mit ber 
Gegenwart, als wegen ver bei ihrer Beurtheilung gewöhnlichen Verwechſelung 
fpäterer und früherer Zeiten hervorzuheben find. 

In den Städten vollzog fi ein doppelter wirthſchaftlicher Fortſchritt. Der 
eine war die Emancipation des Kapitals vom Grundbeſitz und damit der Ueber- 
gang zur Gelpwirtbihaft. Ihn hatte auch das Alterthum ſchon vollzogen. Der 
zweite, den das Alterthum nie vollzogen bat, war die Emancipation der Arbeit 
von der Hörigfeit. Recht und Ehre der Arbeit, — dieſe Worte wurden in bem 
Ringmauern der mittelalterlihen Städte zum erften Mal in der ganzen Welt- 
geihichte gehört. Die befreite Arbeit aber trat hier nicht etwa in ben Lohndienſt 
des gleichzeitig befreiten Kapitals; fie band vielmehr dieſes in ihren Kreis und 
orbnete es ſich unter, indem fie fih eine genoſſenſchaftliche Organifation gab. 
Diefe Organifation war das Zunftwefen. Das Zunftwefen in feiner Blüthezeit 
harafterifirte fih vor Allem dadurch, daß die von ihm geſchaffene gewerblide 
Aſſociation auf das Innigfte verwoben war mit einer familienartigen, den ganzen 
Menfhen, daher auch Weib, Kind und Gefinde des Meifters umfafjenven Ber- 
einigung. Die Zünfte waren Gemeinweſen im Kleinen. Sie waren politifche 
Körper, welche deßhalb die politifchen Revolutionen gegen bie alte Stabtariftofratie 
vollbringen und auf der Grundlage ihrer eigenen Organifation neue Stabtver- 
faffungen gründen konnten. Sie wahren Wehr- und Woaffenvereine, die unter ihren 
Aelterleuten und Zunftbannern Abtheilungen des Bürgerheeres bildeten. Sie waren 
Rechts- und Gerihtsgenoffenihaften, Organe der Gewerbegerichtsbarkeit und In— 
haber der Arbeitspolizei. Sie waren religiöfe Brüderſchaften und gefellige Yebens- 
vereine, welche das ganze Leben mit einem finnigen Formenweſen umgaben und 
den Meifterfang in die Werkftätten führten. Sie waren fittlich-fociale Schwur« 
vereine, deren Genoſſen gleich Brüdern Liebe und Leid miteinander tragen und 
fih in aller Noth unterftügen follten, beren Kaffen als Armen-, Kranken und 
Sterbelaffen dienten, die aber zugleih zur Ehre des Ganzen firenge Sittenpolizei 
gegen ihre Angehörigen übten. Diefe felben Genofjenfhaften aber waren zugleid, 
Gewerbsvereine und übertrugen die Orundprincipien ihres Wefens auf das wirth- 
fhaftlihe Gebiet. Die Zunft in ihrer Gefammtheit übte nad der Auffaffung ver 
Zeit ein beftimmtes Handwerk als öffentlihes Amt (nit wie früher als per- 
ſönlichen Dienft, niht wie fpäter als privatrehtliches Monopol). Darin mwurzelte 
der Zunftzwang, urfpränglih nicht betradptet und geübt als das Net, Andere 
vom Nugen des Handwerks auszufhließen, fonvern als das Recht, das ge— 
fammte Handwerk unter die Macht der Genoffenfhaft zu unterwerfen. Noch 
wurde feinem tüchtigen und nah ven Zeitbegriffen mafellofeen Mann die Auf— 
nahme geweigert; nur auf Fernhaltung deſſen, der zu gering, nicht wie fpäter 
deffen, der zu konkurrenzmächtig für die Zunft ſchien, zielten die Bedingungen bes 
Meiſterrechts. Geſchloſſene Zünfte gab es nidt. In der Mehrung der Genofjen« 
zahl fah man noch mehr die Vernu.tung der Genoffenfhaft als die Minderung 
des Genofjenantheils, — erflärlih in einer Zeit, in der das Gewerbewefen in 
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wunderbar aufſteigender Richtung ſich entfaltete, in der überdies das Schichſal der 
nächſten politiſchen Umwälzung vielleicht von der Zahl der Fäuſte abhing. Die 
fo auf eine freie und breite Baſis gegründete Zunft konnte denn auch thatſächlich 
die Sagungen zur Wahrheit maden, durch welche fie das gemeine Befte und die 
Ehre des Handwerks gleichzeitig zu befördern firebte. Durd eine firenge genofjen- 
ſchaftliche Selbftpolizei, beſonders durch die regelmäßige fog. „Schau“ und die 
Vernichtung ſchlechter, „wandelbarer" Arbeit, burh Zaren und Strafandrohungen 
durch die Ueberwadhung der Ausbildung junger Arbeiter u. f. w., forgten fie für 
die Güte, Billigfeit und Medhtzeitigkeit der Arbeit. Zugleich aber wachten fie varüber, 
daß um ber Ehre der Zunft willen jeder Genofje Anſtand, Ehrenhaftigkeit und 
Gelbfländigfeit bewahrte, wie denn namentlich aud eine Reihe von Beftimmungen 
zu verhüten fuchte, daß der Meifter zum Lohnarbeiter herabfinte. Am eigenthüm⸗ 
lihften aber war die innere Arbeitsorgantfation, welche in ſchroffem Gegenfag zur 
fhranfenlofen freien Konkurrenz die Ideen der Gleichheit und Brüderlichkeit durd- 
führte, indem jeder Genoſſe zwar zunächſt für fi, aber doch in einer Reihe von 
Beziehungen nur als Glied der Gemeinfhaft, die ja die Duelle feines ganzen 
Berufsrechtes war, in enger Gebundenheit probucirte. Gemeinfam follte in vielen 
Zünften der Robftoff angefhafft und durch das Loos unter Arm und Neid ver- 
theilt werben, oder es follte doch der Geſammtheit ein Borlaufsreht an dem, 
was ber Einzelne angefhafft, zuftehen. Ausgeglihen werden follten ferner bis zu 
einem gewiflen Grave Umfang und Koften der Propuftion. Die Zahl ver Lehr- 
linge und ©efellen, die jever halten durfte, war beflimmt. Geordnet war die Zahl 
ber Arbeitsftunden, verboten bie Sonntags. und Nachtarbeit. Der Arbeitslohn und 
die Bedingungen ver Lehr- und Dienftverträge waren firirt. Die Art und Weife 
ter Produktion, die Zahl der Werkftätten, ja bisweilen geradezu das Arbeits- 
quantum waren von Genoffenfhafts wegen regulirt. Endlich follte auch beim 
Abfag Niemand den Andern auf unanftändige oder unrevlihe Art übervor- 
theilen, ihm nit Kunden oder Käufer abloden, bisweilen fogar dem Schuldner 
des Amtsbruders nicht frebitiren. Alle Reklame, das Anpreifen der Waare und 
Anloden der Käufer, das Ausftellen und Aushängen, das Hauflren waren ver- 
boten, und vielfach erfolgte in gemeinen Berkaufshallen die Berwerthung der Einzel» 
arbeit. Drüdend erfcheinen uns dieſe Feſſeln und fie wurden es, feitdem fie (be- 
fonders feit dem 16. Jahrhundert) als Handhaben des forporativen Egoismus 
dienten. So lange dagegen in den foctaliftifhen Inftitutionen diefer Arbeitsgenofien- 
haften der lebendige Gemeinfinn lebte, fo lange die Ehrliebe über der Gewinn- 
jucht, das Streben nah Macht über dem Streben nad) Bortheil ftand, fo lange 
der Geift eines nad Erweiterung aller Verbände brängenden Bereinigungswejens 
die forporativen Formen in lebendigem Fluß erhielt; fo lange trat vorzugswelfe 
tie Lichtfeite der Zunftorganifation zu Tage. Dem Individuum blieb darin Spiel- 
raum genug zur Öeltendmahung der Einzelperfönlichteit; aber freilih wandte es 
feine Fähigkeiten nit auf den Wetterwerb, fondern ftrebte in ter Vollendung 
des Einzelprodufts den Genoffen zu übertreffen. Unmöglid war bie Maffen- 
probultion von heute, aber das Handwerk konnte fi zur Kunft verebeln. Nicht 
fonnte ber einzelne Gewerbtreibende an Reichthum mit Königen wetteifern. Aber 
die ganze Klaſſe konnte emporfteigen zu gleihmäßigem Wohlftand, zu Bildung und 
Tüchtigkeit, zu bürgerlicher Selbſtändigkeit und endlich zur politifhen Herrfhaft in 
den Städten. Und was das Wichtigſte war: neben dieſen Genofjenfchaften ber 
feibftändigen Arbeiter ftand in ben Städten Fein unfelbftänbiger Arbeiterftand 
weiter. Lehrlinge und Gefellen waren noch eine Alteröllaffe, kein Stand, Erft 
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feltbem, was vielfach fhon im 15. Jahrhundert eintrat, dies fidh änderte, ſeitdem 
nicht jeder Gefelle Meifter ward und wir von befonderen Gefellenbünden, Koa— 
litionen und Arbeitseinftellungen hören, entftand ein Gegenfag zwiſchen jelbftän- 
diger und unfelbftändiger Arbeit, bildete fich gegenüber der durch das Genofjen- 
Ihaftswejen zum Kapitalbefig gelangten, immer aber noch vorzugsweife auf bie 
eigene perſönliche Thätigkeit geftügten Arbeit die befiglofe Lohnarbeit aus. 

Das mittelalterlihe Genoſſenſchaftsweſen beruhte auf der ſtändiſchen Glie— 
derung, die es, Genofjenfhaft gegen Genoſſenſchaft ftellend, zu durchbrechen nicht 
vermochte. Hieran mußte e8 zu Grunde gehen. Sobald die lebendige Bewegung, 
welche von unten herauf immer neue Stände erhob und organifirte, ins Stoden 
gerietb, was vor Allem durch die Unterbrüdung der großen Bauerntriege ent: 
ſchieden ward, flug das freie Genoffenfhaftswefen in ein privilegirtes Kor- 
porationswefen um. Unmerklih nur änderten ſich oft bie Formen; völlig wandelte 
fi der Geift. Alle korporativen Berbände wurden zu bloßen Mitteln für befere 
Ansnügung irgend eines politifhen, focialen oder wirthſchaftlichen Privilegs. Die 
lebendige Entwidelung ftodte und die erftarrten und verknöcherten Organismen 
hielten am Hergebradhten um fo zäher feft, je mehr fie mit dem Leben in Wiper- 
ſpruch traten. Ausfchließlichleit und Engherzigkeit zogen in dieſe privilegirten Ber- 
bände ein, deren Hauptſtreben e8 wurde, die wohlerworbene nugbare Gerechtſame 
ihrer Glieder gegen den Andrang neuer Theilnehmer zu fügen. Monopoliengeift 
und Selbftfucht biktirten alle Sagungen; um fo mwiverwärtiger, wenn fie fidy mit 
dem Schilde der Korporationdehre dedten. Der Geift der Kleinlichkeit herrſchte 
überall, wo einft ein großer und weiter Blid die höchſten Ziele erftrebt hatte, 
Selbft das fociale und gefellige Leben der Korporationen wurde vergiftet von 
einem unverftandenen und ſinnlos gewordenen Geremoniell, von einer rein äufßer- 
lichen Auffafjung der „Korpsehre”, von dünkelhafter Ueberhebung nad außen. 
Unnöthig ift es, die Entartung und Berbildung des korporativen Egoismus, bie 
noch im Gedächtniß unferer Zeit leben, näher zu ſchildern. Bekannt ift die Form, 
welche unter dem Einfluß folder Berhältniffe die Handwerkerzünfte annahmen. 
Aber derſelbe „Zunftgeift” brachte analoge Erfcheinungen überall hervor, in den 
Neihs- und Landftändelörpern, wie in den Ritterfchaften und Orbensvereinen, in 
den Univerfitäten wie in den Stubentenverbindungen, in der Kirche, im Gelehrten» 
ftande, wohin man blidt. Die ftädtifhen und ländlichen Gemeinden verbilveten 
ſich im demfelben Geifte, und die Lage ber ländlichen Bevölkerung ging nicht vor- 
wärts, fonvdern zuräd, feitbem die gutsherrlihen Verbände mehr und mehr ſich in 
Bolizeiobrigfeiten und andere patrimoniale Gewalten einerfeits, Privatrechtsverhält⸗ 
niffe an Leibeigenen oder Gutsunterthanen und ihren Gütern andererfeits auflösten. 
Ein foldes ftändifch-verbildetes Affoctationswefen konnte nimmermehr das Gefäß 
werben, in welches der Inhalt einer neuen Zeit fich faffen ließ! Es mußte zer- 
fhlagen werben, bamit das Leben feine Feſſeln fprengen und eine neue Entwide- 
lung beginnen Tonnte. 

Diefe Aufgabe bat der Staatsabfolutismus gelöst. Mochte er nun, 
was hierbei gleihgältig ift, als landesherrliche oder als parlamentarifche oder ais 
republifanifche Allgewalt auftreten; in Tonfequenter Weife wandte er fih überall 
dem großen Problem zu, den mittelalterlihen Ständeſtaat umzugeftalten zum 
modernen Flächenſtaat. Verbündet mit dem römifhen Recht, mit der Philofophie, 
mit der Nationalölfonomie, mit dem Humanismus, war es der neue Staat allein, 
welcher bis in unfer Jahrhundert Schöpferfraft zeigte. Sehr verfchieven zog er 
dabei die Grenze zwiſchen feiner oft bis ind Ungemefjene gefteigerten Machttom⸗ 
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petenz und dem Recht tes Individuums. Darin aber war er mit ſich felber einig, 
daß es die Zwifchenorganismen, die fi zwiſchen ihn und die Einzelnen ftellten, 
zu ertöbten gelte. In der That ift der Staatögewalt auf diefem Wege gelungen, 
was nur fo gelingen konnte: die Herftelung der Gleichheit vor dem Geſetz. Zer- 
brochen ward die Staatsmittelbarfeit der mebiatifirten Menge des Volks; geſchaffen 
ward an Stelle des Ständerechts ein gemeines Recht für Alle; befreit warb das 
Individuum von dem unerträglihen Fefleln, in welche es die verknöcherten Bil- 
bungen vergangener Jahrhunderte ſchlugen. Aber faft überall ging ber nothwendig 
gewordene Kampf gegen die beftehenden Verbände über fein Ziel hinaus und griff 
nicht nur unterfchiedlos ihre abgeftorbenen Elemente und das, was lebensvoll an 
ihnen war, gleichzeitig an, fondern wandte fi gegen das forporative Leben über- 
haupt. Das legte Ziel der neuen Bewegung, dem man mit mehr ober weniger 
Bewußtſein zuftrebte, war die Centralifation des Staats und bie Atomifirung des 
Volles. Unvermittelt follten neben einander fliehen eine einheitliche fouveräne 
Stantögewalt und eine Summe unter ſich gleicher Individuen. Damit war ein 
ſelbſtändiges Genofienfhaftswefen im germaniſchen Sinne unvereinbar. Aber man 
brauchte ja nur zurüdzugreiten auf das römische Recht, um bie Formen zu finden, 
in welche es bie Zwiſchenverbände zu zwängen galt. Für das öffentlihe Recht 
hatte man einfad in allen engeren Vereinigungen nur Abtheilungen oder Anftalten 
des Staates anzuerkennen, unfelbftändige Funktionäre des von der Einen Duelle 
auf fie Übergeleiteten Lebens. Für das Privatreht aber mochten die Individuen 
die nun errungene GSelbftänbigfeit benugen, um fid vertragsmäßig, fei es als 
Geſellſchafter, ſei es als Miethsherr und Vermieter von Dienften zu binden, 
indem auf biefe Weife nur Rechtsverhältniſſe Einzelner mit Einzelnen, nicht neue 
organifche Einheiten zu entftehen fchienen. Und nur zur Aushülfe und aus Zmed- 
mäßigkeitsgründen hatte man eine beſondere Perfönlichkeit gewiffer zwiſchen Staat 
und Individuen vorhandener Einheiten anzuerkennen, vorausgejegt nur, daß dieſe 
Perfönligkeit auf die Privatrehtsfähigfeit beſchränkt blieb und in dem Begriff der 
fingirten, moralifhen oder juriftifhen Perfon als ein widerruflihes Geſchenk des 
Staates betrachtet wurde, Noch über das römifhe Recht hinaus ging man in ber 
Berunfelbftändigung des jo gewonnenen Korporationsbegriffe. Während man bie 
verfchiedenartigften Theorieen darüber aufftellte, woher das Leben der Einen über 
dem Individuum anerkannten Gemeinperfönlichkeit, des Staates, flammte und wie 
das Wefen viefer unfichtbaren Einheit zu faflen fei, überfah man gänzlid bie 
analoge Bebentung der Korporationen und war ſchnell darüber einig, die Quelle 
ihrer bloß zu juriftiihen Zweden erbichteten Eriftenz in der Staatszeugung zu 
finden, fie Kindern und Wahnfinnigen zu vergleihen und unter ewige VBormund-» 
haft zu ftelen, in jeder Beziehung ihre von außen herangebradte Perſönlichkeit 
von ber in ihr verbundenen Berfonengefammtheit loszulöfen, fo daß bie letztere 
auch hier wieder nur eine Summe von Individuen war. Freilid blieb Vieles nur 
Theorie. Aber wenn in manden Ländern, befonders in England, in deffen ganzer 
Geſchichte die fi befämpfenden Gegenfäge immer zu einer glüdlichen Berfühnung 
gelangt find, die Staatseinheit und bie Inpivirualfreiheit gegründet wurden, ohne 
vie Selbſtändigkeit des beftehenden Genoſſenſchaftsweſens aufzugeben und die ge» 
noſſenſchaftliche Neubildung übermäßig zu befchränfen: fo find auf dem Kontinente 
faft überall die modernen Errungenfhaften nur mit einer ftarlen Schädigung ber 
Gemeinde- und Genofjenfhaftsfreiheit erfauft worden. Am meiften bei ven 
romanifhen Bölfern, vor Allem in Frankreich, wo bie Revolution die von ber 
alten Monarchie durchgeführte centralifirte Staatsallmacht nur fteigerte und in 
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ihrem Ideal abfoluter Freiheit und Gleichheit für korporatives Leben keine Stätte 
mehr fand. Treuer blieb feiner Uranlage das deutſche Voll; nur fiegte bei uns 
feiver allzu oft am unrechten Punkte das Sonberleben, während umgefehrt die 
Staatsbevormundung durch ihre Kleinlichkeit noch unerträglicher wurde, In voller 
Schärfe indeß traten diefe Gegenſätze der einzelnen Ränder nur im politifchen, 
firchlihen und foctalen Leben hervor; auf wirtbichaftlidem Gebiet gleicht ſich 
wenigftens darin die neuere Entwidelung, daß überall die alten Wirithſchafts— 
organismen aufgelöst oder in ber Auflöfung begriffen find, bie Neuorganifation 
aber, nach Ueberwindung einer Periode der wirtbichaftlihen Staatserperimente, 
ben freigewordenen gejellihaftlihen Kräften überlaffen bleibt. Aufgelöst find durch 
die moderne Agrargefeßgebung die Nefte ländlicher Gemeinwirthihaft; gefprengt 
find auf demfelben Wege die grundherrlich-bäuerlichen Hofverbänte; erlegen find 
dem langen Siechthum die alten Gewerbsorganifationen ver Städte. Grundbeſitz, 
Kapital und Arbeit find principiell jeder Feſſel entlevigt. Statt der Gebundenheit 
ift die Freiheit des Eigenthums zur Negel erhoben. Gefammteigentbum und ge- 
theiltes Eigenthbum find bis auf wenige Spuren verfhmwunden. Ale Perfonen find 
einander gleich gefegt und nur privatrehtlid orbnen fie ſich einander über und 
unter. Das fouveräne Belieben des Individuums gilt als Duelle aller feiner 
Rechtsverhältniffe. Durch Freizügigkeit und Gewerbefreiheit ift bie perfönliche Frei- 
heit Aller aud in Bezug auf die freie Wahl der wirthſchaftlichen Thätigkeit durch— 
geführt. Bolle wirthſchaftliche Freiheit, fchranfenlofe freie Konkurrenz innerhalb 
und außerhalb der Staatsgrenzen find die Lofungsworte des Tages. 

Wenn nun aber fo eine unwiverftehlihe und heute noch im Fluß befindliche 
Bewegung das Individuum emancipirt, alle alten Verbände und Gliederungen 
auflöst, Perſonen und Sachen nivellirt, fo zeigt doch ſchon ein oberflächlicher 
Dlid, daß am diefe Bewegung ſich fofort eine neue Bewegung anfegt, welde bie 
freigewordenen Atome zu neuen Bildungen zufammenführt. In der That wäre es 
am Ende mit aller wahren freiheit und wir eilten Zuftänden wie im römiſchen 
Kaiferreih entgegen, wenn der Staat allein alle die Funktionen, für welde ber 
Menſch auf die Bereinigung mit feinesgleihen angewieſen ift, übernehmen wollte, 
im Uebrigen die Individuen Lofe, felbftfüchtig, fouverän nebeneinander flünden. 
Nicht freiid darum kann es fid) Handeln, die erhabene Stellung des ſchwer 
erfämpften Staates zu erfhüttern, dieſes höchſten menfchlihen Gemeinwefens, in 
dem das Dafeln eines ganzen Bolles Perfünlichkeit gewinnt; in dem Ringen um 
die volksthümliche Geftaltung des Staates wird aud fernerhin der edelſte Theil 
bes öffentlichen Lebens verfließen und mit der Befeitigung ehemaliger Bielregiererei, 
Polizeiollmaht und Bevormundung werten trogdem Aufgabe und Bedeutung des 
Staates wachſen, nicht fih mindern. Nicht kann andererfeit? das ver Inhalt 
unferer Beftrebungen fein, die ſchwer errungene individuelle Freiheit wieder in 
Frage zu flellen. Aber daß wir nod jugendkräftige und zufunftreihe Völker find, 
dafür bürgt vor Allem unfere neu erwadte genoffenfhaftbildende Kraft. Hier 
zeigt es fi, daß wir mit der Hervorbringung eines noch fo lebensvollen Staates 
unfere Affociationstraft nicht gleih dem Altertum erfchöpft haben, daß wir viel- 
mehr gerade in der Gegenwart aus innerftem Drange heraus eine unabfehbare 
Fülle von Gemeinleben zwiſchen Staat und Individuum in neubelebten oder neu— 
geihaffenen Organismen zu erzeugen verftehen. Wir haben, fo große Schwierige 
feiten die wachfende Fluktuation der Bevölkerung dem entgegenfegt, die Gemeinden 
und Kommunalverbände jeder Art neu organifirt und fich felbft zurüdgegeben; wir 
ſuchen alle durch Ort, Beruf oder Intereffe verbundenen Gruppen genoſſenſchaftlich 

Bluntfgli Staate-Wörterbud. Band 1. 50 


786 Senoffenfhaftswefen. 


zu lebendiger Gemeinthätigkeit zufammenzufaflen; wir ftreben bie’ Selbftverwaltung 
auf genoffenfhaftliche Körperfhaften zu gründen, welde zwar Glieder eines höheren 
Organismus find, dennody aber zugleich als engere Gemeinwefen ein eigenes Da- 
fein führen; wir verwenden endlich in den mannigfahften Formen, ſeitdem ber 
Staat feine kleinlich eiferfühtige Beargwöhnung und Beihränfung mehr und mehr 
fallen gelaffen, das freie Vereinigungsweſen für politiſche und religiäfe, ſittliche 
und foctale Zwede. Diefes moderne Genofienfhaftswefen, von feinem mittelalter- 
lichen Gegenbild durch die Beihränfung auf einzelne präcifirte Zwede, durch ge 
ſchmeidigere und lofere Formen, durch geringere und fefter beftimmte Bindung ber 
Einzelwillen verfhieden, führt vie Individuen zu organiſchen Verbänden zufammen, ohne 
dur Forderung des ganzen Menſchen die Inpividualfreiheit in Frage zu ftellen, und 
erzeugt ein an taufend Punkten fid, kreuzendes Gemeinleben, ohne fih an Stelle des 
Staates fegen zu wollen. Es bindet, ohne zu feffeln und einigt ohne abzuſchließen. 

Vielleicht die größte Aufgabe hat die moderne Affociationsbewegung auf 
wirtbichaftlihem Gebiet. Mehr als anderswo aber fteht fie bier noch in ihren 
Anfängen. Nicht als ob fie nicht aud bier ſchon ihre gewaltige Kraft entfaltet 
hätte. Aber fie hat es bisher bier nicht vermodht, Organismen zu fchaffen, in 
welhen bie verfhiedenen produftiven Faktoren der Wirthichaft fi auf der Bafis 
der Gleihberehtigung zu einem harmonifhen Ganzen zufammenfügen. Bielmehr 
bat fie bisher im Wefentlihen nur geholfen, das Uebergewicht eines Wirthfchafte- 
faktors zu fteigern, feine Herrfchaft zu befeftigen, und erft in neuefter Zeit beginnt 
der Verſuch, fie als Heilmittel der dadurch hervorgerufenen UWebelftände zu ver- 
wenden. Suchen wir daher, ehe wir von 'diefer legten Bewegung ſprechen, ven 
Zufland zu erkennen, gegen welchen dieſelbe gerichtet ift. 

Die gefammte neuere Wirtbfhaftsentwidelung ift eine Tapttaliftifhe. Das 
beweglihe Kapital beherrfcht die Produktion und beftimmt die Bertheilung, ja fein 
Einfluß ift ein fo entſcheidender, daß die übrigen Grundfaltoren der Wirthſchaft 
mehr und mehr nur nod als befondere Formen des Kapitals gelten und als ſolche 
felbft von den Geſetzen behandelt werden. Mobilifirung des Grundbefiges und 
Herabwürdigung ber Arbeit zur Waare find der nothwendige Ausdruck diefer Rich- 
tung. So iſt denn aud die herrſchende Form der Bereinigung zu wirthſchaftlichen 
Zwecken eine Gemeinihaftsform, welhe das Kapital zum abjoluten Herrn ber 
Unternehmung erhebt. 

Das Kapital ift freilich nit unabhängig von der Intelligenz und Arbeit 
feines Trägers, Aber abgefehen davon, daß die Erwerbung ber Intelligenz durch 
Kapitalbefig bedingt wird, findet das Kapital mit Leichtigkeit fremde Intelligenz 
und fremde Arbeit, die fih ihm vermiethet. Und hierbei ift nicht etwa das Kapital 
gezwungen, bie geiftige Kraft aufzufudhen: in den bei Weitem meiften Fällen 
wartet e8 deren Anerbieten ab und viktirt ihr die Beringungen. Daher vermag 
zwar ber intelligente und thätige Kapitalift den Nebenbuhler, dem biefe Eigen- 
ihaften fehlen, zu überflügeln; immer weniger aber vermögen Intelligenz und 
Thätigfeit allein mit dem Kapital zu lonfurriren. Dies tritt jehr deutlich in den 
Formen, in welden das Kapital fih mit dem Kapital vereinigt, hervor. In ber 
bloßen Geſellſchaft fpielt die Berfönlichkeit noch eine erhebliche Rolle; aber je mehr 
fih die wirthſchaftliche Bereinigung der fapitalbefigenden Klaffen der Körperfhaft 
nähert, defto mehr tritt die Perfünlichkeit vor dem Kapital zurüd. Durdgeführt 
ift die reine Kapitalgenoffenfhaft im Aftienverein, ber lediglich auf Kapitalantheile 
gebaut und als inforporirtes Vermögen fonftruirt ift, während ber Verfonenvereirk 
der Betheiligten, bedingt und beftimmt vurd die Gliederung des Kapitals, nuk 
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als Mittel für deſſen Zwecke erfcheint. Wenn alfo einerfeitd gerade dieſe kapi— 
taliftifhe Produftivaffociation als Hebel der großartigften Unternehmungen des 
Berkehrsweſens, des Handeld und bes Großgewerbes die ganze Machtfülle ber 
Aſſociation entfaltet hat, fo hat fie andererfeits das Uebergewiht des Kapitals 
potencirt. 

Der Grundbeſitz fügt fih mehr und mehr den fapitaliftifhen Formen. 
Daß er das Kapital auffuhen muß, nicht umgefehrt, Liegt offen zu Tage. Einen 
genoffenfhaftlichen Landwirthſchaftsbetrieb im Anſchluß an ländlihes Gemeineigen- 
thum giebt e8 faum noch in erheblihem Umfange. Nur für einzelne Wirtfchafts- 
zwede, wie Intereffenvertretung, Berfiherungsmwefen, Kreditwefen und mit und 
chne Zwang für größere Ent: und Bewäfferungsanlagen, hat fih Grundbeſitz 
und Grundbeſitz als folder genoflenfhaftlic verbunden oder fett uralte Verbin— 
dungen, wie bie Deichgenoffenfhaften, fort. Der landwirtbfhaftlihe Betrieb im 
eigentlihen Sinne wird zum einen Theil in der Iſolirung des Kleinbefites 
betrieben, zum andern Theil nähert er fi in fleigernder Progreffion einem Groß— 
betriebe, der feinem Wefen wie feinen Formen nad ber Fapitaliftifhen Erwerbs— 
unternehmung immer ähnlicher wird. 

Die Arbeit ift allen neuen Wirthfchaftsorganismen nur als unfelbftändiges 
Glied angefügt. Bei denjenigen Klaffen, welche gleichzeitig arbeiten und befigen, 
tritt dies nur im der Verſchiebung der mehreren Seiten ihres Verhältniſſes hervor. 
In voller Schärfe aber dokumentirt fid die wirthſchaftliche Abhängigkeit der Arbeit 
ba, wo fie für fich felber ftehen muß. Die arbeitenden over befiglofen 
Klafien, welche hievon betroffen werben, find freilih nit ohne allen Kapitalbeſitz 
und große Unterfchiede bewirkt im ihrer Stellung der ungleiche geiftige Befig. 
Über entfheidend für ihre Gefammtftellung ift allein die perfönlide Arbeit 
und fie find relativ befiglos, weil ihr Befig in ihren perfünlichen Lebensbedürf— 
niffen aufgeht und weil ihnen andere Klafjen mit einem überfchießenden Beſitz 
gegenüberftehen, ver für dieſe bie entſcheidende Grundlage ihrer wirthſchaftlichen 
Stellung if. Welche Stellung nun aber bie Arbeit, wo fie für fi allein in 
Betracht kommt, in der heutigen Volkswirthſchaft einnimmt, lehrt ein Blid auf 
bie moderne fi ſtets erweiternde Probuftionsform der Fapitaliftifchen Ermerbs- 
unternehmung. Mag biefelbe als Fabrik, mag fie als Verkehrs- oder Handels- 
inftitut, mag fie als Großgrundwirthſchaft auftreten: das Kapital ift Ihre Baſis 
und ihre Herr, bie Arbeit unfelbftändiges Werkzeug. Nicht lebendige Mitträger des 
probucirenden Organismus find die Lohnarbeiter: fie find abhängige und nur 
paffive Glieder eines Körpers, befjen Leben allein in dem mit der Intelligenz ver- 
bündeten fapitalifhen Haupte beruht. Das Gefeg freilich betrachtet ſolche Verbände 
gar nicht als Organismen: es löst fie in eine Summe von Privatredhtsbeztehungen 
zwiſchen Einzelnen und Einzelnen auf und findet in beren Geftaltung Ausflüffe 
des freien individuellen Willens, der ſich ja beliebig binden und löfen fann. Wenig 
aber Ändern ſolche Filtionen, die nicht einmal überall feftgehalten werben, an ven 
ehernen Thatfahen. Dem Erfolge nad iſt um fo entfchievener, je größer und 
reicher gegliedert fie ift, die Unternehmung feine Summe von Einzelverhältniffen, 
fondern ein einheitliches Ganze, ein Wirthfchaftsförper. Diefes Ganze aber, was 
ift es Anderes, als ein Herrfhaftsverband, in weldhem ber Träger des 
Kapitals der abfolute wirthſchaftliche Herr ift? Jener felbe Herrſchaftsverband, ber 
feit uralter Zeit mit der Genofjenfbaft um den Sieg rang, reproducirt fi bier, 
— befchränfter einerfeits, weil er über das wirtbfchaftliche Gebiet und wirthſchaft— 
liche Zwede nicht hinausreicht, fhroffer und unbedingter andererfeits, weil er 
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innerhalb feiner Sphäre fein das Herrenreht mobifichrendes Geſammtrecht kennt. 
Denn in dem ölonomifchen Herrenverbande der Neuzeit gibt es feine Berbindung 
ber Glieder unter fi, feine Verfaſſung, weldhe dem Gefammtwillen einen nod fo 
befcheidenen Einfluß auf das Leben des Ganzen gewährte. Die Arbeit ift rechtlos 
in ihm, Und die rechtlich fchrantenlofe Herrfhaft wird bier auch thatſächlich 
unmwandelbarer und eiferner, als es je die Herrſchaft des Hofheren war, weil das 
menfhlihe perfönlihe Verhältniß zwifhen Herr und Wrbeiter immer mehr fid) 
mindert, immer trennender zwiſchen beide bie unperfönlihe Kapitalmadt tritt, 
immer willenlofer envlih der Befiger felbft in den Dienft des eigenen Kapitals 
gezogen wird. Der Arbeiter ift wirtbfhaftlic nicht Bürger, er ift Unterthan in 
dem ölonomifchen Verbande, ver fein gefammtes äußeres Leben beherrſcht und 
bevingt. Privatrechtlich ift er frei, politifh ift er zum vollberedtigten Bürger 
geworden; wirtbfchaftlih ermangelt er der volien Perfönlihkeit, welche ohne mit- 
beftimmende Theilnahme am Leben eines wirthſchaftlichen Ganzen nicht denkbar 
ift. Allerdings gehört er diefem Verbande nad freier Wahl an; aber zu wählen 
bat er nicht das Ob, fondern das Wo der Unterwerfung. Kein anderes Mittel 
bietet ihm, will er feine Arbeitskraft verwerthen, das ganze Gebiet der ölono⸗ 
mifhen Welt. 

Diefe unfelbftändige Stellung der Arbeit in der modernen Unternehmung ift 
die Wurzel der ſocialen Frage. Denn unter dem Einfluß ber freien Konkurrenz 
und bes jeder Macht immanenten Erweiterungstriebes wird das Kapital unaus- 
bleiblih gebrängt, feine Alleinherrfhaft im eigenen und nächſten Intereffe aus- 
zunugen und immer weiter und weiter bie Grenzen feiner Herrfhaftsiphäre vor- 
zufchieben. Nicht die Humanitätsbeftrebungen und die weiterblidende Einfiht Ein- 
zelner, fondern einzig der Wiverftand der bedrohten Eriftenzen fett dieſer Tendenz 
ein Ziel, Diefer Widerftand aber ermangelt im Rahmen der beftehenden Wirth- 
Ihaftsorganifation jedes anderen Nachdruckes, als deſſen, ven ihm bie jenfeits einer 
gewiffen Grenze beginnende Eriftenzunmöglichkeit verleiht. Hieraus ergiebt ſich 
zunächft die Form, in welcher die Arbeit an dem ökonomiſchen Erfolge der Pro- 
duktion betheiligt wird, als die Form des Arbeitslchnes. Diefer Arbeitslohn aber 
regelt fi, fobald die Arbeit nur als Gegenftand in Betracht kommt, nad den⸗ 
jelben Gejegen, weldhe den Preis einer Waare beftimmen. Nah dem ‚wechjelnden 
Berbältnig von Angebot und Nachfrage ſchwankend, reducirt fi im Durchſchnitt 
der Urbeitspreis auf die Produftionstoften, d. h. auf den nothdürftigen Lebens- 
unterhalt des Wrbeiters. Aber auch tarüber, was er von feiner Arbeitskraft ver- 
faufen will, bat der Arbeiter Leine freie Verfügung. Will er fich mit weniger 
begnügen, als er zum Leben braucht, dann mag er ſich ein Stüd feiner wirthſchaftlichen 
Kräfte referviren. Da er dies nicht kann, muß er vorbehaltlos feine ganze wirthfchaft- 
liche Perfönlichkeit der fremden Macht hingeben, an beren Leben ihm auch nicht der 
Heinfte aftive Antbeil zufteht. Unausbleiblih fordert das Kapital ganz und voll den 
Arbeiter, den es bezahlt. Es dehnt die Arbeitsftunden aus, es erhöht durch bie Alkord⸗ 
arbeit die Leiftungen, und wenn davon Fähigkeit und Fleiß im Anfang einen Vortheil 
ziehen, wird ſchließlich wiederum das relative Niveau des Lohnes im Ganzen ge 
mindert. Nicht die Entbehrungen und die Einbuße an materiellen Genüffen, welche 
biefe Zuftände den arbeitenden Klaffen auferlegen, find die fhlimmften unter ihren 
Folgen. Niemals wird jene Stunde des allgemeinen Glüdes und Reichthums 
ſchlagen, von welcher der materialiftifhe Socialismus träumt; und ſchwerlich mil- 
bern diejenigen das Loos der Armen und Gebrüdten, welche im ihrer Geele den 
Neid und die Begehrlichkeit weden und bie ernfte Lehre aller Religionen, daß der 
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Menſch zur Pflichterfüllung auf Erden ſei, durch die andere Lehre verdrängen, 
daß Leben Genießen heißt. Aber mit ganz Anderem, als mit bloßer ehrenhafter 
Dürftigkeit bebroht die Kapitalherrfhaft ven Arbeiter. Sie bebroht ihn mit nichts 
©eringerem, als mit dem Berluft der vollen Menſchlichkeit. Wohl bleiben ihm, 
wenn ihm aud jedes wirthſchaftliche Bürgerrecht im Leben des Volkes fehlt, dem 
Rechte nad die anderen Seiten der Perfönlichkeit erhalten. Er gilt privatrechtlich 
fo viel wie fein Arbeitsherr; er hat im neuefter Zeit vielfach dasfelbe politifche 
Bollbürgerreht errungen, und offen fteht ihm die vollberedhtigte Theilnahme an 
dem reihen, geiftigen, fittlihen und focialen Leben der Gegenwart. Aber was 
beveutet das Alles, wenn ihm nicht Zeit, Kraft und materielle Mittel bleiben, um 
fein Recht zu üben? Was nützt ihm das Erbrecht, wenn ihm jede Hoffnung fehlt, 
feinen Kindern einen Nothpfenning zu binterlafien? Wem, als entweber den ihm 
entgegengefegten Interefien oder einem beliebigen Agitator, nügt fein Stimmredt, 
wenn ihm die Mittel zur Erlangung politifcher Bildung fehlen? Und ift er nicht, 
was für ihn wie für das Ganze werthvoller wäre, als das Befchreiben eines 
Stimmzetteld, von dauernder politifch-praftiiher Thätigkeit, vom öffentlichen Leben 
ber Gemeinde, vom Gefhwornendienft thatfählih ausgefchlofien? Bor Allem aber, 
wenn das Kapital dem eigenen Triebe fchranfenlos zu folgen vermag, miacht es 
auch da nit Halt, wo es die Bedingungen der phnfifchen, intellektuellen und 
moralifhen Eriftenz zu untergraben beginnt. Gefährdet wird die Gefunpheit, aus- 
geſchloſſen die Möglichkeit freier Geiftesbildung, gehemmt bie fittlihe Bervolllomm- 
nung. Ja bie Baſis aller gefunden Weiterentwidelung, vie Familie felbft, wird 
nicht gefhont. Das eherne Gefey der Nothwendigkeit fordert dem Haufe bie 
Mutter, den Eltern die unerwahfenen Kinder für die Fabrifarbeit ab, um ein 
neues einfeitig gebildetes und phyſiſch wie geiftig verfommenes, dafür aber deſto 
zahlreiheres Geſchlecht von Arbeitsſtlaven zu erziehen. Zulegt ift e8 nur nod das 
nadte Dafeln, um welches gelämpft wird, und von der freien menſchlichen Per: 
fönlichkeit, weldhe wir für Alle errungen zu haben glaubten, bleibt nur der Name 
und das abftrafte Recht. 

Ss groß indeß dieſe Gefahren find: würben von ihnen nur Einzelne 
bebrobt, fo würben fie nur einen Appell an die Humanität und am bie fittliche 
Pflicht der Allgemeinheit begründen. Es ftünde dann bie fociale Frage etwa auf 
gleihem Boden wie die Frage der Armenpflege. Ganz anders dagegen geftaltet bie 
Sade fih dadurch, daß, wenn bie Entwidelung in den bisherigen Bahnen fort« 
fchreitet, zulegt das Fundament der Volksexiſtenz felber untergraben werben muß. 
Schon jest bilden die unfelbftänbigen arbeitenden Klaffen die überwiegende Mehr» 
beit des Bolfes, Unaufhörlih aber müſſen unter dem Drud der fhranfenlofen 
Konkurrenz, der Attraktionskraft des großen Kapitals und der wachſenden Abhängig- 
feit der Lohnarbeiter die VBerhältniffe ſich weiter verſchieben. In geometriſcher Pro- 
greffion wädhst der Umfang der felbftändigen fapitaliftiihen Erwerbsunterneh- 
mungen, und es mindert fi relativ ihre Zahl, indem das Feine Kapital vom 
großen abforbirt wird. Unaufbaltfam andvererfeits fchwillt die Maffe und mindert 
fi relativ die Macht der ökonomiſch unfelbftändigen Eriftenzen. Immer weitere 
Kreife des Volkes fallen, da der Begriff ver Befiglofigkeit ein relativer ift, dem 
Schickſal der befiglofen Klaſſen anheim. Das geſammte Kleingewerbe, das ganze 
ſtädtiſche Handwerk, der gefammte ländliche Kleinbefig erjcheinen mehr und mehr 
als befiglos. Mit den gewaltigen Wirthfchaftsorganismen der Kapitalherrſchaft 
vermögen nirgend8 auf die Dauer biefe iſolirten felbftänvigen Kleinwirthſchaften 
zu konkurriren. Je weiter bie Arbeitstheilung, bie Mafjenprodultion, das Maſchinen⸗ 
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wefen, bie techniſche Vervolllommnung vorfchreiten, deſto unhaltbarer werben biefe 
legten Mittelglieder zwiſchen Kapital und Arbeit. Bermögen fie fi nicht zum Grof- 
betriebe aufzufhmwingen, fo finfen fie rettungslos zur Lohnarbeit herab. Es bedarf 
feiner Ausmalung der Perfpeftive, welche ein ſolches Verſchwinden der Heinen und 
mittleren felbftändigen Wirthſchaften eröffnet. Ins Unabfehbare müßte fi) damit 
bie Kluft zwifhen Befigenden und Befiglofen erweitern. Zuletzt würden fidy bie 
Nationen in zwei feindlide Heerlager fpalten, die feine Brüde, feine Möglichkeit 
des Uebergangs mehr verbände, die ein jchroffer Gegenfag der Interefien von 
Geburt auf trennte, deren gefammte Bildung mit einander nichts Gemeinfames 
mehr hätte, Zweierlei nur wäre ald Ausgang folder Zuftände denkbar. Ent: 
weder es geht unfere Kultur daran zu runde wie das Alterthum an ber 
Sklaverei, oder eine fociale Nevolution zertrümmert ben verbilveten Wirth: 
ſchaftsbau und legt zu einem neuen das Fundament. Entweder e8 verfommt 
und verfault in langfamem Siechthum ein Bolfsleben, in dem bie lebendige Eir- 
fulation der Säfte unterbunden ift und ber eine Bolfötheil an phyſiſchem und 
moralifhem Elend, der andere an ber Unfittlichkeit und dem Egoismus einer aus 
dem fchlechteften aller Titel herrfhenden Kafte zu Grunde geht, oder bie unter 
brüdte Mehrheit wahrt fih genug von ben elementaren Gewalten der Menfchheit, 
um, wenn aud vielleiht wie am Ende des Alterthums unter Aufopferung einer 
taufendjährigen Kultur, in gewaltfamer Umwälzung ben verrotteten Organismus 
zu fprengen. 

Die kurzfihtige Selbftüberhebung unferer Zeit, beraufht von dem Gefühl 
ihres in biefem Umfange beifpiellofen materiellen und intellektuellen Fortſchritts, 
hat regelmäßig nur ein Lächeln übrig für jede Mahnung an das in ferner Zu- 
funft drohende Gewitter. Und doch Hätten vielleicht auch Griechen und Römer 
ähnlich gelädhelt, hätte man ihnen den Untergang ihrer Kultur prophezeit! Und 
bob hat auch unfere ſelbſtgewiſſe Gegenwart Stunden, in welder ihr das Ge 
wiſſen fhlägt und ein geheimed Grauen vor dem Ausgange fie erfakt! In ber 
That, wenn wirklich allein jene bisher mit einander ringenden wirthſchaftlichen 
Kräfte, welche den heutigen Zuftand erzeugt haben, fortwirken, ift e8 mathematiſch 
gewiß, daß das heute nur in dunkeln Umriffen vor der Seele des Volkes auf- 
tauchende Geſpenſt Leben und Geftalt gewinnen muß. Glücklicherweiſe dürfen wir 
mit Grund darauf hoffen, daß auf die bevorftehende Entwidelung andere Kräfte 
mehr und mehr Einfluß gewinnen werben, welche viefelbe zulett in andere Bahnen 
lenken. Kräfte verfchievener Art werden fich dazu verbünden. Die wirklihe Wen- 
dung aber vermag allein das Dazwifchentreten eines neuen Princips zu bringen, 
das mächtiger als der Individualismus ift. Diefes Princip iſt das ber wirthſchaft⸗ 
lihen Aſſociation. Sie allein fann und fie, jo hoffen wir, wird bie lofen, für 
ſich ohnmädtigen Atome, welchen vie fapitaliftiihe Entwidelung die Selbftänvig- 
keit verfagt, zu neuen Organismen zufammenführen, beren potencirte Gefammt- 
fraft das dem Einzelnen Unerreihbare erreicht. Abwehrend und verſöhnend, fieg- 
rei, und fhöpferifh wird fie den bebrohten Wirthichaftseriftenzen bie Selbftänpigteit 
retten, wird fie zuletzt aud die Maffe Derer, welche heute nur Gegenftand fremden 
öfonomifhen Willens find, zum wirthſchaftlichen Bürgerrecht erheben. Sie wird 
die Auswüchſe des Wetterwerbes befeitigen, die Organifation an Stelle der Auf- 
Löfung fegen, die Sittlichkeit in das wirtbichaftlice Leben zurüdführen. Kurz erft 
ift die Gefchichte, unbedeutend find die Erfolge der Affociationsbewegung unter 
den arbeitenden Klaffen. Dennoh ift der Schluß auf das Größefte nidt 
zu kühn. 
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In ber That haben venn auch alle tbeoretifchen wie praftiihen Beftrebungen, 
weldhe unfer Jahrhundert nad Neuorganifation der Arbeit ringen fah, die Aſſo— 
ciation in ihr Programm aufgenommen; aber freilich in fo verfchiedener Weife, 
daß der gemeinfame Grundgedanke faum fenntlich bleibt. Die Einen Hammern ſich 
an bie Refte der mittelalterlihen Verbände. Lehrreich allerdings ift der Rückblick auf 
die Vergangenheit; er muß den Olauben erfhüttern, daß, wie von der Tages— 
nationalöfonomie gelehrt wird, die einzig richtigen, ewigen, naturgefeglichen Prin— 
cipien nady langer Verdunklung heute endlich offen gelegt find und unferen Zus 
fländen zu runde liegen; er muß vie Ueberzeugung begründen, daß aud wir 
nur in einer Uebergangsperiode leben; er muß daran mahnen, was aud auf 
wirtbfhaftlihem Gebiet ver Gemeinfinn über die Gelbftfuht, was das Oenoffen- 
Ihaftswefen vermag. Aber die Geſchichte fchreitet weder rüdwärts, nody wiederholt 
fie ih! — Eine zweite Richtung, am meiften audgeprägt in ben foctaliftifhen 
und kommuniſtiſchen Syftemen und Verſuchen, erwartet alles Heil von einer ein- 
beitlihen Zwangsorganifation, durch welche der alte oder ein neu zu gründender 
Staat die gefammten Wirthſchaftsverhältniſſe in revolutionärer Weife umgeftalten 
fol. Unter fi auf das Allermannigfachſte verſchleden, ſtimmen alle Nüancen dieſer 
Richtung darin überein, daß fie in einer an ſich begreiflihen Reaftion gegen den 
modernen Individualismus nun nad der entgegengefegten Richtung hin eine 
Drganifation fordern, welcher die freie Individualität, die größte Errungenfhaft 
der modernen Welt, zum Opfer fallen würde. Ihre extremen Auswüchfe bieten 
nur ein pathologifches Intereſſe. Wenn Lehren, welde die Eriftenz bes Privat- 
eigenthums und der Familie angreifen, — Lehren, welde die beftehende Ungleich— 
heit der Perfönlichkeit einfach damit heilen wollen, daß fie alle Perfönlihkeit aus— 
ftreihen, Anhänger gewinnen, fo ift bies das Symptom einer Krankheit des geſell— 
Ihaftlihen Organismus. Aber auch die milderen focialiftiihen Syfteme führen in 
ihren Konfequenzen zu einer wirtbfhaftlihen Dryanifation, deren Gleichheits— 
Deſpotismus die afiatifhen Defpotien als Freiheit und deren polizeiliche Arbeits- 
regulirung ale bisher befannten Büreaukratien als Regierungslofigkeit erſcheinen 
liege. Nicht freie wirthichaftlihe Gemeinwefen, fondern eine demokratiſche Tyrannis 
würben fie in der Ausführung gründen. In ihren Nationalwerfftätten herrſcht der 
Geift der Kaferne. Uniformirung, Bevormundung und Beamtenherrfhaft müßten 
das unausbleiblihe Refultat aud da fein, wo nur die Vorſchläge Laſſalles ins 
Leben träten und unter ftaatliher Initiative und Oeftaltgebung mit einer allge» 
meinen und regelmäßigen Staatsunterftügung Arbeiterproduftiv-Affociationen gleich- 
förmig geihaffen würden. — So hat denn am meiften Erfolge bisher für fid 
eine dritte Richtung aufzumweifen, welche an vie fchöpferiiche Vollskraft appellirt. 
Sie hat eine von unten und innen geftaltende Bewegung hervorgerufen, bie in 
ihrem Fortgaug Großes bewirken kann. Freilich ift auch diefe Richtung vielfach 
noch befangen und einfeitig: aber vie Sade felbft ift von ihren Trägern unab— 
bängig und wird über deren Irrthümer und Widerſprüche hinauswachſen. Ein 
Wiverfpruh liegt darin, wenn man mit der Genoffenfchaftsbewegung auf dem 
Boden ber wirthihaftlichen Freiheit, wie die Mancheſterſchule fie auffaßt, bleiben 
zu können glaubt. Denn jeder Verband bindet eben, der wirthſchaftliche Perfonal- 
verband bindet alfo wirthihaftlih; jede Wirthſchaftsgenoſſenſchaft bringt einen 
Bruch in das Princip der fohranfenkofen freien Konkurrenz; jede Organifation 
beſchränkt den Individualismus. Indeß wie auf politiihem Gebiet Niemand mehr 
das Wefen der Freiheit in die fubjeftive Willkür fegt, jo wird aud) auf wirth- 
ſchaftlichem Gebiet die Erkenntniß fih Bahn brechen, daß in einem gefunben 
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Gemeinleben anf jedem Punkte fih Zwang und Willkür ergänzen und gegenfettig 
ihrer Schärfe entfleiven müfjen; daß auch die wahre wirthſchaftliche Freiheit nicht 
in einem bis an bie Grenzen des GStrafgefeges ungebundenen Belteben befteht, 
fondern die bewußte Einorbnung in die den Einzelnen zugleich befchränfende und 
über ſich felbft hinaushebende Allgemeinheit fordert; daß auch das wirthſchaftliche 
Leben nicht das Neich eines feflellofen Egoismus tft, fondern zugleih von dem 
ethiſchen Faktor des Gemeinfinnes beherrſcht wird. Erkennt man bie ethiſche Seite 
biefer Fragen und [dst man fid von dem flaatsfeindlichen Inbividualismus, fo 
wird man auch aufhören, mit dem fehr zur rechten Zeit betonten Worte ber 
Selbſthülfe einen Kultus zu treiben, der am liebften dem Staate jebes Recht 
abſpräche, in Angelegenheiten, die für ihn bereinft zu Dafeinsfragen werden können, 
fein mädtiges Wort zu fprechen. 

Wahre und dauernde Selbſtändigkeit läßt fih nicht ale Geſchenk verleihen. 
Leben feimt nur von innen, So kann aud nur bie freie Affociation Gemein- 
heiten fhaffen, die ein eigenes und fruchtbares Gemeinieben führen und ihren 
Gliedern in der Theilnahme an dieſem von ihnen felbft erzeugten Gemeinleben 
einen vielfältigen Erfag für das gewähren, was fie an individueller Selbſtändig- 
feit aufgeben. Allein wenn die arbeitenden Klaſſen zulegt nur durch Selb ft- 
hülfe fih eine Organifation ſchaffen können, die fie felbftändig macht, jo wirb 
dadurch zwar GStaatsinitiative und Staatsgeftaltung ausgeſchloſſen, nicht 
aber die mitwirkende Staatshülfe. Wie? Der Staat, die hödfte fittlide Po- 
tenz des Menfhengefchlehts, ſollte gleichgültig zufehen, wenn Leben und Berfün- 
lichkeit der großen Mehrzahl feiner Glieder verkiimmert? Diefe Rolle mag ihm 
zutheilen, wer ihn fir einen auf Leiſtung und Gegenleiftung bafirten Berein, für 
eine Altiengefellichaft ver Steuerzahler oder gar für ein nothwendiges Uebel erklärt. 
Mer noch an die fittlihe Aufgabe des Staates glaubt, ber wird ihm aud das 
unveräußerlihe Recht und die unabweisliche Pfliht vwindiciren müſſen, für alle 
feine Glieder in letzter Inftanz da einzutreten, wo bie Einzelfraft auch in ihrer 
Bereinigung für die Erreihung der Zwede menfchlicher Perfänlichkeit nit aus- 
reicht. Hätte der Staat nicht ehedem alfo gedacht, bie Leibeigenſchaft beſtände noch 
heute. In der That wird denn auch — von den Fanatifern der Doktrin abgefehen 
— nicht ernftlih über das Ob, fondern nur Über den Umfang der Staatshülfe 
geftritten. Die Staaten felbft find ſchon mannigfah zu Gunften der bebrobten 
Klaffen eingefhritten. Einmal negativ durh die Hinwegräumung polizeilicher 
Schranken der Affociation, befonders durch Aufhebung des ungerehien Ausnahme— 
gefetes, welches die Koalitionen verbot. Sodann pofitio durch eine Gefeggebung, 
welhe ven neu ſich bildenden Wirthihaftsorganismen unter gewiffen Garantien 
eine geficherte ober felbft bevorzugte Exiſtenz fhafft, andererfeits aber durch Be— 
ſchränkungen und VBerbotsgefege die Perfönlichkeit des Arbeiters gegen bie über- 
mächtigen Kapitalverbände zu ſchützen ſucht. Die Befhränfungen der Kinder und 
Frauenarbeit, das Gebot von Fabrilorbnungen, das Verbot gewiffer Arten der 
Lohnvergütung, die Einfegung von Fabrilinfpektoren, die gefeglihe Beſchränkung 
der Arbeitszeit, — das Alles find Maßregeln, deren Zwedmäßigleit von ben 
konkreten Berhältniffen abhängt, die aber überall ba zu verhängen ber Staat 
berechtigt und verpflichtet ift, wo bie volle Bertragsfreiheit der an Madt fo 
ungfeihen Theile vie phyſiſche, moraliſche oder geiftige Eriftenz der Arbeiterflaffe 
gefährdet. Staat und Gemeinden find aber ferner berufen zur Einrichtung pofi- 
tiver Förberungsanftalten, mögen biefe nun erft mittelbar in das wirthichaftliche 
Leben eingreifen, wie Erziehungs-, Bildungs- und Mufterinftitute für Arbeiter, 


&enoffenfdhaftswefen. 793 


wie ferner alle Wohlthätigkeitsanftalten durch den im fhlimmften Falle gebotenen 
Rüdhalt, oder mögen fie unmittelbar die Wirthſchaft fördern, wie Sparlaffen, 
öffentliche Penſions⸗, Alterverforgungs-, Wittwen- und Berfiherungs-Anftalten, 
Leih- und Vorſchußkaſſen u. f. w. Zulegt aber muß dem Staat Recht und Pflicht 
direfter fubfidiärer Unterſtützung durch Garantie, Kredit oder materielle Mittel 
überall da vindicirt werben, wo anders die Wahrung des öffentlichen Intereſſes 
ober die Rettung bedrohter Eriftenzen nicht zu erreichen if. Das Ob und Wie 
des einzelnen alles hängt dabei lediglich von dem freien, fittlihen Entſchluß des 
Staates als höchſter Allgemeinheit ab. So gut er Eifenbahngefellihaften und Ber- 
fehrsanftalten unterftägt, fann er aud in bie Lage kommen, Genoflenfhaften für 
Herftellung von Arbeiterwohnungen, Krebitverbände oder felbft Produltivaſſociationen 
zu unterftägen 

Bon hoher Bedeutung ferner war bisher für die Affociationsbewegung unb 
wird nod auf lange hinaus fein die Anregung und Förderung der höheren Ge— 
ſellſchaftsklaſſen. Hier zeigt fih vor Allem der Einfluß fittliher Mächte auf bie 
Geftaltung der Volkswirthſchaft. Der Geift der Humanität, welcher unfer Jahr- 
hundert durchweht, iſt eine pofitive Macht. Wohlwollende und wohlthätige Ein- 
rihtungen für die geiftige, fittlihe, foctale, materielle Hebung ver arbeitenden 
Klafien, befondere Bereine für das Wohl ver arbeitenden Klafſſen“, Belehrung 
und Anregung jeder Art find aus den Kreifen der Befigenden hervorgegangen. 
Anregung, Leitung und Belehrung, ja im Beginn ein gewiſſes Proteftorat 
Außenftehenver find aber aud bei den Arbeiteraffociationen jelbft bisher faft überall 
zur Geltung gelommen. Es genügt ber Hinweis auf die Stellung von Schulze- 
Deligih, deffen hoher Idealismus und praftifher Sinn in ihrer Verbindung ihm 
die Herzen des deutſchen Volkes aljo gewonnen haben, daß es fich bei einer Reihe 
zulunftreiher Neufhöpfungen willig und vertrauensvol feiner Führung überließ. 
Das Kapital felbft vermag ſich diefem Einfluffe feineswegs zu entziehen. Bedeu— 
tend iſt die Zahl menfchenfreundliher Arbeitsheren, die in ber ebelften und 
uneigennügigften Weife bleibende Inftitutionen für das geiftige und leiblihe Wohl 
ihrer Arbeiter gejchaffen haben. Andere folgen aus andern Motiven. Größeres 
Gewicht noch wird diefe Fürforge gewinnen, wenn die Einfiht in das eigene, 
freilich nicht nächfte, aber wahre Interefje fi) verbreiten und ben Naturtrieb bes 
Kapitals bändigen wird, Entſcheidend indeß ift dies Alles nicht, da die Wurzel 
bes Uebels davon unberührt bleibt, nur feine Folgen gelindert werben. 

Entſcheidend ift allein die Kraft ſchöpferiſcher Affociation der arbeitenden 
Klafſen ſelbſt. Niemand vermag heute zu fagen, wie weit fie reihen, welche Ge— 
ftaltungen fie annehmen, wie fie bie bisherigen Wirthfhaftsorganifationen umge- 
ftalten wird. Aber daß in allen Ländern Europa’s eine BVereinigungsbewegung 
biefer Klaffen mit dem ausgefprodhenen Zwed einer Beſſerung ihrer wirthidaft- 
lihen Lage begonnen hat und in geometrifcher Progreffion gewachſen ift, beredhtigt 
zu dem Glauben an die Macht eines ſchon im Keime gewaltigen Principe. Suden 
wir daher einen Ueberblid zu gewinnen über das, was auf biefem Gebiete that- 
ſächlich geleiftet ift. 

Zunächſt find mittelbar für das wirthſchaftliche Leben von allergrößter Wirk. 
ſamkeit diejenigen Genoſſenſchaften, welche an ſich auf die Steigerung ber intellel- 
tuellen, fittlichen, focialen oder politiſchen Kräfte des Arbeiterd gerichtet find. Bor 
Allem wichtig find die Bildungsgenoffenfhaften, welche durd Vermehrung 
bes geiftigen Kapitals direlt die Erwerbsfähigkeit und die Widerſtandskraft der 

©enofien erhöhen. Dahin gehören die Handwerkervereine, Arbeiterfortbildungs- 
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vereine, Gewerbövereine u. f. w., bie in neuerer Zeit beſonders in Deutſchland eine 
fo ſegensreiche Thätigkeit entfalten; Bereine für VBoltsbibliothefen, für die Verbreitung 
nügliher Bücher, für die Beranftaltung belehrender Vorträge; Vereine für die tech- 
nische Fortbildung in beftimmten Arbeitszweigen, für bie Anlage von Fachſchulen u. ſ. w. 
Ueberhaupt aber trägt jever auch bloß gefellige Arbeiterverein, jeder Gefangverein, jede 
fociale Berbrüberung und Verbündung ein Element ver Selbfterziehung in fih. Eine 
andere Richtung, welche in den Gefellen- und Jünglingsvereinen, Herbergsvereinen 
u. f. w. bervorgetreten ift, knüpft in fogenannten chriſtlich-ſocialen Vereinen an 
bas religiöfe Element an. Im eigentlichen Handwerk vermögen aud bie alten oder 
nen gebildeten Innungen, foweit die moderne Gewerbegefeggebung fie gefehont oder 
reorganifirt bat, für bie technifche und intelleftuelle Fortbildung ihrer Genoſſen 
noch Nüglihes zu wirken. Denn außer der gegenfeitigen Unterftügung find als 
ihre Hauptzwede die Verbreitung nüglicher Kenntniffe unter den Ölievern, bie 
Anlage von Fachſchulen, die Beauffichtigung und Ausbildung von Lehrlingen, 
Sefellen und Gehülfen ftehen geblieben. Mit Recht haben die deutſchen Gewerbe» 
gefege, namentlich auch die Gewerbe-Orbnung für den Norddeutſchen Bund vom 
21. Juni 1869 (VI) biefe alten Erzeugnifie und Pflegeftätten genoſſenſchaftlichen 
Sinnes aud nah Befeitigung der Zunftvorrehte konſervirt und dabei in neuefter 
Zeit auf die übermäßige Staatsbevormundung verzichtet, durch welde man Ans 
fangs mit der einen Hand nahın, was man mit der anderen gegeben. Eine große 
Beveutung werben freilich biefe gewerblichen Innungen nicht mehr behaupten, noch 
wieder erlangen; allein fie vermögen das Torporative Leben und dem forporativen 
Sinn ber vergangenen Geſchlechter hinäberzuretten in eine neue Zeit und lönnen 
in allmäliger Umbildung zu freieren Oenofjenfhaften auch für die Zufunft Das 
Erbtheil des Mittelalters fruchtbar verwerthben. In England gehören zu ben 
Bildungsgenoflenfhaften die working-men’s colleges, bie mechanics institutions 
und zahlreihe freie Vereine ver arbeitenden Klaffen, Auch vie Mäßigfeitsvereine 
find hierher zu fielen. Endlich ift in den politifchen Arbeitervereinen das Wich— 
tigfte die durch fie angebahnte Erziehung für das öffentliche Leben. Selbſt wo 
zuerft lebiglih das Klafjenintereffe betont wird, fann ber ermäßigende, regulirende 
und bildende Einfluß jedes öffentlihen Vereinsweſens nicht ausbleiben. Seitdem 
aber das allgemeine Stimmrecht durchgedrungen ober doch zu einer Forderung 
geworben ift, deren Realifirung nur noch als Frage der Zeit erfcheint, hängt von 
ber Erhöhung der politiihen Bildung der Maffe, nicht bloß deren, fondern des 
Staates Schidfal ab. Nur das öffentliche Vereinsweſen vermag hier die Härende 
und organifirende Wirkung auszuüben, welche den richtigen Gebrand) der in ihre 
Hände gelegten Macht, zu deren Bewußtſein faum erft ein Bruchtheil der Arbeiter 
gekommen ift, lehren und den Mißbrauch ver gefährlihen Waffe verhüten wird, 
Heute aber ſchon liegt in diefen Erfheinungen eine dringende, leider bisher wenig 
beberzigte Mahnung an die herrfchenden befigenden Klaffen. Eine Mahnung, bei 
Zeiten die Brüde zu ſuchen zwifchen ihrer und der Mafjenbildung; eine Mah— 
nung, mehr als bisher auf die Verbindung und Berfchmelzung der Stände in 
ben focialen nnd politifhen Vereinigungen hinzumirken; eine Mahnung, die Ge» 
feggebung, deren Herren fie feit lange find, nit im fapitaliftifhen Klaffenintereffe 
auszubeuten, damit fi nicht einft eine Klaffengefeggebung entgegengefegter Art 
mit vernichtenden Schlägen gegen fie felber wende, 

Eine unmittelbare und fehr bedeutende Einwirkung auf die Wirthſchaftsver⸗ 
hältniffe übt die Arbeiteraffoctation für Intereffenvertretung. Seitdem die 
hemmenden Verbote gefallen find, beginnen überall in weiteren und engeren Ber: 
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einigungen bie Arbeiter znfammenzutreten, um nad dem Vorbild anderer Stände 
mit vereinten Kräften bie Intereffen der gefammten Klaffe oder eines beflimmten 
Arbeitszweiges zur Geltung zu bringen. Am wichtigften find diejenigen Verbände, 
welche ausfchlieglih oder vorzugsweife darauf gerichtet find, bie Arbeit gegen das 
Kapital zu vertreten. Denn indenr fie die Durhführung gemeinfamer Maßregeln, 
durch welche bie Arbeitsherrn zur Gewährung befferer Arbeitsbedingungen ver- 
anlaft oder von einer Verſchlechterung der bisherigen abgehalten werden follen, 
auf ihre Fahne fchreiben, werden fie der Haupthebel für die lokalen wirthidaft- 
lihen Kämpfe und Friedensſchlüſſe zwifchen Kapital und Arbeit. Borangegangen 
find in diefer Beziehung die Gewerbsunionen ‘(trade unions) der englifhen Lohn⸗ 
arbeiter, welche aus Bereinigungen für gegenfeltige Unterftägung und Fortbildung 
unter Beibehaltung diefer Zwecke hervorgewachſen find, ala Hauptzwed aber bie 
Drganifation der Strites und die eventuelle Herbeiführung von Schiedsſprüchen 
oder Bergleihen mit ven Arbeitsherrn verfolgen. Sie haben durch Eintrittögelder 
und Beiträge bedeutende Fonds zufammengebracht und durch organifhe Berbin- 
bung unter einander und über ganz England, fowie durch die Abhaltung allge 
meiner und befonberer Berbandstage und bie Niederfegung von Eentral- und Lokal⸗ 
ausſchüſſen ſich zu einer vielgliederigen Einheitsmacht geftaltet. Cine verwandte 
Drganifation ift in Deutfchland durch die Gründung von Gewerkſchaften anf ver- 
fhiedenen Wegen angebahnt und mehr und mehr treten überall lokale und allges 
meine, ſchon über die Grenzen ver Einzelvölfer hinaus verbündete Arbeiteraffocia- 
tionen nad berfelben Richtung bin auf. Unter dem Einfluß dieſer Afjociationen 
mehren fi die früher nur vereinzelten Konlitionen und Arbeitseinftelungen. Indem 
jede gehörig angezeigte und für gerechtfertigt befundene Arbeitseinftellung von ber 
Gefammtheit, nöthigenfalls aus Bereinsmitteln unterftügt, überbies aber allen 
Bereinsmitgliedern bei Bermeidung des Ausfchluffes die Arbeit bei dem betreffenden 
Arbeitsheren verboten wird, wächst mit dem Umfange und den Mitteln ver Aſſo— 
ciationen die Macht der von ihnen getragenen Strikes. Zugleich aber wird beren 
Beilegung dadurd ermöglicht, daß Organe der Arbeitermafien zur Verhandlung 
mit den Arbeitsheren gewonnen, gemiſchte Unterfuhungsausfhüfle und Schieds— 
gerichte ermöglicht, die endlichen eftftelungen mit einer gewiſſen Garantie gegen 
einfeitigen Bruch) umgeben werben. Da Gährung und Chaos hier noch vorherrſchen, 
ift die Wirkfamkeit diefer zweifchneidigen Waffe kaum bereits zu überfehen. Das 
Kapital wehrt fih in richtiger Erkenntniß feines Bortheild vor Allem gegen bie 
Anerkennung der Affociationen als organifirter Gefammtheiten; es will mit Ein« 
zelnen, nicht mit Verbänden zu thun haben, und oft genug iſt, wenn alle ma- 
teriellen Differenzpunfte gefhlichtet waren, ein Ausgleih daran geſcheitert, daß 
man fi nicht einer Gefammtheit gegenüber binden wollte oder felbft den Aus— 
tritt aus einer Gewerkſchaft als Beringung ftelte. Cs ift indeß vorauszufehen, 
daß mehr und mehr die Arbeiterorganifationen fih die Anerkennung als wirth— 
ſchaftliche und rechtliche Einheiten, mit denen als ſolchen verhandelt werben muß, 
erringen werben; aud die Geſetzgebung wird fi gezwungen fehen, gegen aus- 
reihende Garantien eine ſolche Anerkennung auszufprehen und im Intereffe bes 
Friedens und ber wohlthätigen Regulirung Mächte zu verwenden, deren nicht mehr 
fortzubelretirende Eriftenz ihr fonft über den Kopf wachen würde. Daran werben 
auch bie Klagen ber herrfchenden Volkswirthſchaftslehre über bie Bedrohung ber 
freien Konkurrenz und ber wirtbichaftlihen Freiheit nichts ändern. Allerdings 
Ihlagen biefelben bier oft in das entgegengefegte Extrem um; es wird, von weiter 
gehenden Ausartungen ganz abgejehen, ein ſchwer überwindlicher Zwang ber Allges 
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meinheit gegen ben einzelnen Arbeiter geübt, befpotifh mwirb zum Schaden ber 
Fleißigeren und Tüchtigeren eine unbebingte Gleichheit der Arbeitszeit und bes 
Arbeitslchnes verlangt, die Bedingungen des Arbeitsvertrages werben bem freien 
Belieben der Kontrahenten entzogen und durch den Gemeinwillen ein für alle Mal 
feftgeftellt. Uber eine folde Reaktion gegen dem übertriebenen Individualismus ift 
deſſen unausbleiblihe Folge. Bon anderer Eeite wird vorzugsweiſe auf den befla- 
genswerthen Mißbrauch Hingewiefen, ven bie Affociationen mit ihrer Macht gegen 
renitente Glieder getrieben haben, auf die Drohungen und Gewaltthaten, welde 
gegen bie zum Anſchluß nicht geneigten Arbeiter verübt find. Man follte indeß 
nicht verfennen, daß ſolche Auswüchſe, gegen welche ber Gefeßgebung nur bie Re— 
preffion übrig bleibt, Prävention aber nur durch Beförberung der Bildung möglich 
ift, ungertrennlid find von jeder aus allzulange künſtlich erhaltenen Dämmen her» 
vorbrehenden Bewegung. Und im Ganzen ift mit Genugthuung zu Lonftatiren, 
daß Mäßigung und Achtung vor fremdem Recht auch in Affociationen hervor⸗ 
getreten find, bei benen das plöglid erwadte Bewußtſein der Solibarität einen 
Machtmißbrauch nahelegte. Nur ein befangener Beobahter aber kann nad) ber 
anderen Geite bin verfennen, daß gerade in ihrem ſolidariſchen Auftreten bie 
arbeitenden Klaffen eine fittliche Kraft offenbart haben, melde ven höher gebilbeten 
befigenden Klafjen in biefem Grabe nicht mehr eigen iſt. Das iſt die Kraft eines 
opferfähigen Gemeinfinne. Mag nun im einzelnen Falle das erftrebte Ziel eine 
Wahrheit oder ein Blendwerk fein, hoch iſt unter allen Umftänvden ber Einzelne 
zu ftellen, welcher im Geifte der Brüderlichkeit individuelle Bortheile dem Nuten 
ber Gefammtheit, der er angehört, zum Opfer bringt. Nicht im Egolismus des 
Individuums, jondern im Bewußtfein der Solidarität und im Gattungsfinn wur« 
zelt die fhöpferifche fociale Kraft. Immer aber ift diefe Kraft, deren Berfchwinden in 
einem Volle oder in einem Stande das fichere Vorzeichen ift, daß fie fi ausgelebt 
haben, am ftärkfteu in den jüngeren, nad Geftaltung und Geltung nod ringenben 
Völkern und Ständen. Am meiften berechtigt und heilfam endlich unter den Stimmen, 
welche gegen die Arbeitseinftellungen laut werben, find die Mahnungen an bie für 
bie Arbeiter felbft gefährliche und oft ſchädliche Wirkung biefer wirthfchaftlichen Krieg- 
führung. In der That bedarf es dringend ver Aufllärung, damit biefes oft fo 
leichtſinnig und übereilt, wohl gar frivol angewandte legte Mittel wirklich eine 
ultima ratio werde, wie ber Krieg unter den Bölfern. Die Mahnung indeß iſt 
an beide Seiten zu richten. Bor Allem intereffirt ift der Staat, da natürlih im 
jedem Fall, welcher Theil auch fiegen mag, bie Gefammtheit einen materiellen 
Verluſt erlitten bat. Die Gefeggebung darf fih daher nicht der Organifirung von 
Schiedsgerichten und ähnlichen Inftitutionen entziehen. Dagegen wird man bie 
Arbeiter ſchwerlich Überzeugen, daß ihr eigenes Befte den völligen Verzicht auf 
ſolche Waffen fordere, Wer wollte läugnen, daß jede Arbeitseinftellung ein Uebel 
iſt? Aber fie ift doch nur die Folge eines tiefer liegenden Uebels, zu deſſen Hei- 
lung fie rüdwärts® mitwirken kann. Wer wollte nit das Elend, den Berluft 
langer Arbeitsjahre und mühfamer Erfparniffe, die Stodung des Verdienſtes be- 
Hagen, welche oft das einzige Refultat nuglofer Strifes find? Aber fo hart fie 
für die Einzelnen find, für das Ganze gehen folde Erfahrungen nidt verloren. 
Aud die Furt vor der Arbeitseinftellung ift eine Macht, größer vielleicht als 
beren wirklihe Anwendung. Es läßt ſich freilich nicht in Zahlen berechnen, wie 
bisher der Drud biefer Furt zu Gunſten der Arbeit gewirkt hat. Nicht gewagt 
indeß möchte bie Behauptung fein, daß im Großen und Ganzen bie Stellung ber 
Arbeit in den Ermwerböunternehmungen ſchon heute mehr durch das Bewußtſein 
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von ber Macht ihrer Koalition, als durch alle Humanität und Billigkeit Einzelner 
gehoben iſt. Selbſt das wäre denkbar, daß ein ganzes Land, beifpielsweife Eng- 
land, durch den Kampf der Arbeiteraffociationen und des Kapitals dauernd gefchä- 
bigt und von feiner wirthſchaftlichen Höhe herabgeſchleudert würde, und daß 
dennoch der Menfchheit in ihrer Gefammtheit das Refultat zu Gute käme. ber 
wie dem auch fei: Erfcheinungen von fo elementarer Gewalt laſſen fi weder 
fortbociren, noch fortbefretiren. Die Zulunft muß mit ihnen rechnen, und Wiffen- 
[haft wie Gefeggebung haben die fchwierige Aufgabe, fie dem funftvollen Bau 
unferes Gefammtlebens einzufügen, damit nit dieſen vdereinft die hochgehenden 
Bogen ber Klaffenfämpfe zertrümmern. 

Immer indeß wirken die befprodenen Affociationsbildungen auf bie wirth- 
ſchaftliche Organifation nur in negativem Sinne ein. Sie fhaffen feine neuen 
Wirthſchaftokörper. Solche auf eine Perfonalvereinigung der atomifirten Wirth- 
ſchaftseinheiten zu gründen, ift das Beftreben einer in allen Kulturländern ein- 
geleiteten Bewegung, welde in England und Franfreih als fooperative, bei 
uns oft vorzugsweife als die Genofjenfhaftsbemwegung bezeichnet wird, 
Bon Stufe zu Stufe fortfchreitend, hat fie in kurzer Zeit Ueberraſchendes geleiftet 
und verfpricht Größeres für die Zukunft. 

Die unterfte Stufe bilden gegenfeitige Sarantiegenoffenfhaften für 
einzelne ungewiſſe Unfälle, wie Hülfs-, Unterftügungs-, Kranfen-, Sterbe-, Alters- 
und Wittwenvereine, auch die Gegenfeitigkeitsverfiherungen der ländlichen Klein- 
beſitzer, wie Berfiherungsvereine u. f. w. In fehr mannigfaher Weife zwifchen 
Anftalt und Genoſſenſchaft und zwiſchen einem halben Wohlthätigkeiteinftitut und 
einer gefchäftsmäßigen Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegenfeitigkeit varlitend, tragen 
alle diefe Einrichtungen bei den befiglofen Klafjen im Weſentlichen venfelben Cha- 
ralter wie bei den Befigenden. In England find ſchon feit dem Beginne des 
vorigen Jahrhunderts unter dem Namen der friendly societies zahlreiche Genofjen- 
ſchaften diefer Art entftanden, bie fhon im Jahr 1863 in etwa 20,000 Bereinen 
brittbalb Millionen Mitglieder zählten und mehr als 10 Millionen Pfd. befaßen. 
In Franfreih entſprechen bie fehr verbreiteten socidtes de secours mutuel, welde 
indeß mehr als Kommunalanftalten erjcheinen, und die ähnlich eingerichteten caisses 
de prevoyance. caisses de retraites et rentes viagdres pour la vieillesse. In 
Deutihland find meift mit den alten Innungen ſowohl, ald mit den neuen Hand⸗ 
werfer- und Ürbeirervereinen, namentlich mit den Bildungsgenofienfhaften Unter- 
ſtützungskaſſen für ihre Mitglieder und deren Wittmen und Waifen verbunden. 
Auch giebt es befondere Krantenvereine und Invalivenvereine unter den beutfchen 
Arbeitern. Im Ganzen indeß ift die freie Genofienfhaftsbildung für gegenfeitige 
Unterflügung bei uns nod ‚wenig entwidelt, während z. B. in ber Schweiz bie 
gegenfeitigen Hülfsgeſellſchaften, deren ſchon 1865 im Ganzen 632 und barumter 
allein 402 Krankenunterftügungsvereine beftanden, in großer Blüthe ftehen. Es 
bat dies zum Theil feinen Grund darin, daß die eigentlihen arbeitenden Klaſſen 
durch die deutſche Geſetzgebung faft durchgängig mit der zweifelhaften Wohlthat 
ber Zwangsunterſtützungskaſſen bedacht find. Auch die norddeutſche Gewerbeordnung 
hält diefelben für Gehülfen, Gefellen, Babrifarbeiter und Lehrlinge nad Maßgabe 
eines für ihre Errichtung erforderlihen Ortsſtatuts feſt. Die Arbeitgeber können 
zur Beihülfe bis auf die Hälfte verpflichtet werben, erhalten aber dafür einen ent- 
fprehenden Antheil an der Verwaltung. Die Auffiht führt die Stadtbehörde oder 
die ländlihe Verwaltungsbehörde. Am kräftigften und lebensvollften haben fi 
bie Zmangsunterftügungsgenofjenfhaften im Bergwefen in der Form ber alther⸗ 
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gebrachten Knappſchaftsvereine entwickelt. In umfaſſender Weiſe garantiren ſich 
durch dieſelben unter bkonomiſcher und adminiſtrativer Betheiligung der Bergwerks⸗ 
eigenthümer und unter ſtaatlicher Aufſicht die Berg- und Salinenarbeiter eine 
gegenſeitige Unterſtützung bei Krankheit, Unfällen und Tod, ſowie eine Wittwen- 
und Waifenverforgung. Verfaffung und Bermwaltung biefer Berbände find durch bie 
neueren Berggefege im Sinne genoffenfhaftlicher DOrganifation nen geftaltet und es 
ift damit eine Bafis für erhöhte Wirkfamkelt der fegensreihen Inftitution gewonnen, 

Eine zweite Stufe der Arbeitergenoffenfhaft ift die Kreditgenojfen- 
haft, welche vorzugsmweife in Deutfhland entwidelt ift. Nachdem im Jahre 1850 
Schulze den erften Borjhußverein in Delitzſch gegründet hatte, demnächſt einzelne 
Nahbildungen gefolgt waren, wuchs die Bewegung im Berlauf zweier Jahrzehnte 
bergeftalt, daß ſchon am Schluſſe des Jahres 1868 nicht weniger als 1558 Vor⸗ 
fhuß- und Krebitvereine in Deutfhland befannt waren (675 in Preußen, 418 in 
Deutfh-Defterreih, 111 im Königreih Sadfen, 76 in Würtemberg, 60 in ben 
fähfifhen Herzogthümern, 52 in Baden, 45 in Bayern, 39 in Medienburg u. 
ſ. w.); von dieſen aber 532, welde im Jahr 1866 vollftändige Rechnungs» 
abſchlüſſe eingereicht hatten, 193,512 Mitglieder zählten, mit eigenem Fonds im 
Gefammtbetrage von 6,329,504 Thalern und fremdem Kapital im Gefammt- 
betrage von 19,895,529 Thlrn. arbeiteten und für 85,010,145 Thlr. Vorſchüſſe 
an die Genofjen gegeben hatten! Vorzugsweiſe ift e8 der Feine Hanbwerfer- und 
Gewerbeftand, der im biefen Krebitverbänden ein wichtiges Mittel der Selbft- 
erhaltung gewonnen hat. Und da diefe Klaffe in Deutfchland noch zahlreih genug 
ift, um ein kräftiges Bindeglied zwifchen Großbetrieb und Lohnarbeit zu bilden, 
iſt es für uns von befonderer Bebeutung, daß gerade biefe noch jelbftändigen und 
doch für fih allein ſchon machtloſen Wirthfchaftseriftenzen jo lebhaft von ber 
Genofienfhaftsbewegung ergriffen find. Die alten Formen bes Kleingewerbes wird 
auf die Dauer freilich feine blos partielle Bereinigung retten; aber um ben Ueber- 
gang zu freiem genofjenfhaftlihen Großbetriebe anzubahnen, ſcheinen gerade bie 
wirthſchaftlichen Genoſſenſchaften dieſer Klafje vorzugsweiſe geeignet. Auch in 
anderen Ländern, zum Theil nach deutſchem Muſter, ſind ähnliche Vereinigungen 
entſtanden, wie z. B. die societes de crédit mutuel ober credit solidaire in 
Sranfreih, die Volksbanken in Italien, die englifchen loan societies u. f. w. 
Daß aud die eigentlichen Arbeiter fi mehr und mehr an jolhen Vereinen bethei- 
ligen und fie befonders mit anderen Affociationen verbinden werden, ift zu erwarten. 
Die Vorſchuß- und Krebitgenofjenihaften beruhen auf der Potencirung einer An» 
zahl für fich ohnmächtiger Einzelkredite durch ihre organtfche Verbindung zu einem 
lebensfähigen Geſammtkredit. Diefes Refultat wird in Deutſchland dadurd erreicht, 
daß die Genofjen perfönlid und folidarifch für alle Berbinvlichleiten der Genofjen- 
ihaft als Garanten haften, mithin ihren gefammten Perſonalkredit in die Afjo- 
ciation einwerfen, um als beren Glieder den Antheil an einem vervielfältigten, 
und zwar nicht etwa bloß fummirten, fondern potenzirten Krebit zurüdzuerhalten. 
Es ift dasfelbe Princip in der Anwendung auf den Perſonalkredit, weldes ber 
Grumbbefig mit Erfolg bereits feit dem vorigen Jahrhundert auf den Immobiliar- 
frebit angewandt hat. Seine fo erlangte Kreditmacht benngt ber Berein, um ben 
aus Eintrittsgeldern und Beiträgen gebildeten Stammfonds durch Aufnahme ver 
zinslicher Darlehen (theild in der Form von Opareinlagen, theils als Bankkredit, 
theils gegen Wechfel) zu einem größeren Betriebstapital zu erhöhen Hieraus ge 
währt er ben Mitgliedern mit Rüdfiht auf ihre perfünliche Krebitwürbigfeit gegen 
Schuldſchein oder Wechfel theild unter Bürgfhaft, Fauftpfand oder Kaution, theils 
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ohne weitere Sicherheitsbeftellung entgeltlihe Vorſchüſſe auf beſtimmte Friften. 
Bei weiterer Entwidelung übernehmen dann derartige Bereine auch in anderen 
Beziehungen vie Rolle eines Bankiers ihrer Glieder, eröffnen ihnen laufende 
Konten, nehmen Depofiten an und werben zu wahren genofjenfhaftlihen Bolts- 
banken. Ihrer inneren Struktur nah find fie durchaus freie Perſonal— 
genoffenfhaften, weldhe aber das Fapitaliftifhe Moment in ihren Verband hinein- 
ziehen und organifch mit demfelben verfnüpfen. Sie find daher ungeſchloſſen, 
neb.nen jeden Wirthſchafts- und Krevitfähigen (nur feinen Almofenbebürftigen) auf, 
ftellen den Austritt nah Künbigung jederzeit frei, erftreden fih nicht auf bie 
Erben, verhängen über Unmürbige ven Ausſchluß. Aber fle fordern ein Eintrittd> 
geld und periodifhe Beiträge und bilden aus dieſen und den darauf entfallenden 
Gerrinnraten nebft Abzügen von allen oder einzelnen Vorſchüſſen bis zu einer 
gewiffen Normativhöhe Gefhäftsantheile (Stammantheile, Guthaben) der einzelnen 
Genofjen. Diefe Geſchäftsantheile find während beftehender Genoffenverbindung 
eirı nothwendiges und untrennbares Anner der Mitgltedfhaft, daher im feiner 
Weiſe disponibel; fie verwandeln fih aber fofort in rein individuelle Forderungs- 
zechte für den ausgeſchiedenen Genofjen oder feine Erben oder nad) Auflöfung der 
Genoſſenſchaft. Von Aktien find fie durchaus verfhieden, indem fie nicht gleich 
diefen Bermögenequoten find, melde die Vereinsmitgliedſchaft nah ſich ziehen, 
fondern umgefehrt Anfprüdhe auf beſtimmte Geldſummen varftellen, welde ber per« 
ſönlichen Mitglievfhaft als zwar mwefentlihe, aber abhängige Beftanbtheile des 
Genoſſenrechts folgen. Dies hindert indeß nicht, daß fie (wie 3. B. bei der Eis. 
lebener Disfontogefellihaft der Fall war) die Bafis für eine endlihe Ummandelung 
der Perfonal- in eine Kapitalgenoffenfhaft abgeben und dann felbft in Aftien 
umgeftaltet werden. Aus dem Borhandenfein ver Mitglieverguthaben ergiebt ſich 
eine rechnungsmäßige Unterfcheidung des Genoffenfhaftsvermögens in „Mitglieder- 
vermögen“ und Referve, in welche lettere die Eintrittsgelder und eine Gewinn- 
quote fließen. Auf das Genofienfhaftsvermögen als foldhes hat der Austretende 
feinen Anſpruch und nad der Auflöfung wird es nady Köpfen vertheilt: vorweg 
abgezogen aber werben die Guthaben und eine der Höhe biefer entſprechende 
Summe wird als Mitglieververmögen gedacht. In korrefpondirender Welje ift das 
Genofjenrecht als ein perſönliches an fi für Alle gleich und gleiches Stimmredt, 
gleiche Wahlfähigkeit, gleicher Anfpruh auf Kreditgemährung je nad; Würbdigfeit 
und Bevürfniß die Regel; aber Gewinn und Berluft des Gejchäftsbetriebes werben 
nad) Maßgabe der Guthaben getheilt. Berfafjung und Verwaltung der Kredite 
vereine beruhen auf einem Beu, ver fih im Wefentlihen bei allen modernen 
Genoſſenſchaften wiederholt; einer entſcheidenden Generalverfammlung, einem ge— 
wählten und follegialifhen, nad) außen vertretenden, nah innen die Erefutive 
bandhabenden Borftand und einem dazwiſchen ftehenden Ausfhuß mit mehr ober 
minder ausgedehnten Kontrolbefugniffen. Hervorzuheben ift, daß bie Krebitvereine 
‚ mit gewiffen Mopififationen, namentlich mit den durch die Hingabe von Darlehen 
für Meliorationen geforberten längeren Krebitfriften und mit Öineinztehung bes 
Realkredits, aud unter den ländlichen SKleinbefigern bereits Eingang gefunden 
aben, und daß aud bie übrige Landbevöllerung vorzugsweife auf diefem Wege 
in die Oenofjenfhaftsbewegung bineingezogen zu werben beginnt. Eine ergänzende 
Stellung fünnen au ftaatlihe, fommunal oder korporative Borfhuß- und Leih— 
fafien, wie fie häufig mit den Sparfaffen verbunden find, vie vielfach beftehenden 
öffentlihen Hülfs- und Melioriationsfonds, bie Vereine für Gewährung zinsfreier 
Darlehen an Heine Handwerker (Bürgerhälfsvereine) u. ſ. w. einnehmen. 
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Denn der Hauptzwed der Krebitaffociationen in der Kapitalbefhaffung 
liegt, fo vereinigen fie, wie fi gezeigt hat, vermöge ihres kunſtvollen Baues 
damit zugleih den Zweck der Kapitalbildung, indem fie fogar einen Zwang zu 
einer ſolchen ausüben. Sie find alfo zugleid Spar genoſſenſchaften. Auch nehmen 
fie darüber hinaus meift Spareinlagen an, erfüllen alfo aud die Aufgabe genofjen- 
ſchaftlicher Sparkaffen für die Anlage Meiner, jeder Zeit bisponibel bleibender 
Kapitalbeträge. Diefelbe Funktion verbinden auch andere Bereine (3. B. bie eny- 
liſchen Konfumvereine) oft mit ihrem Hauptzwed und es kommen aud befonbere 
Genoſſenſchaften für diefen Zweck vor. 

Eine fernere Stufe der Genofjenfhaftsbilpung wird durch diejenigen Vereine 
repräfentirt, welche fih als wirtbihaftlihe Distributivgenoffenfhaften 
zufammenfaflen laſſen. Ihr Weſen befteht darin, daß fie beftimmte Seiten bes 
laufenden Wirtbjhaftsbetriebes ihrer Mitglieder aus der Ifolirung beraufheben 
und auf bie Bereinigung zu demnächſtiger Bertheilung übernehmen. Cie fuchen 
theild allgemein menfhlihen Haushaltungsbebürfnifien, melde namentlih allen 
Arbeitern gemeinfam find, zu genügen, theils dienen fie einem beftimmten Pro- 
buftionszweige und vereinigen daher nur foldhe Mitglieder, welche ein gleihartiges 
Gewerbe treiben. 

In die erfte Kategorie gehören vor Allem die Konſumvereine. Gie find 
befonvers in England, theild im Anflug an die friendly societies, theils In 
Reminiscenz der von Robert Owen einft geftifteten fommuniftifchen Arbeitergemein- 
heiten (wie New Harmony) Haupthebel der Kooperativbewegung geworden. Nad- 
dem die berühmte Genofjenfhaft ver Pioniere von Rochdale im Jahr 1843 mit 
faft wunderbarem Erfolg das erfte Vorbild hingeftellt Hatte, zäblte man ſchon 
1865 hier 417 cooperative stores und provident societies mit 148,586 Mit- 
gliedern und einer Million Pfr. Gefammtvermögen. Aber aud in Deutihland 
betrug ſchon 1868 bie Zahl der befannten Konſumvereine 555 (wovon auffallender 
Weiſe 237 auf Deutfh-Defterreih und nur 157 auf Preußen, 19 auf Würtem- 
berg, 11 auf Bayern u, f. mw. kamen); in Frankreich find socidtes de consom- 
mation befonver8 in den Provinzen zahlreih errihtet, und andere Räuber find 
gefolgt. Die Konfumvereine ſchaffen bie nothwendigften Lebensbebürfniffe, die täg- 
lien Lebensmittel, Brennmaterial und Beleudhtungsftoffe im Großen an, um fie 
im Detail gegen Baarzahlung an die Genofjen zu veräußern. Die gleiche Auf- 
gabe ftellen ſich vielfach gemeinnügige Anftalten und Vereine, welde die im 
Großen angefhafften und bereiteten Lebensbebürfniffe im Detail ohne Gewinn 
an Bebürftige ablaffen, wie die franzöfifhen soci6t6s alimentaires, die engliſchen 
penny-societies, die deutſchen Volksküchen und die bereits in bie Affociation bin- 
überleitenden ehemaligen Liedtke'ſchen Sparvereine. Sole Einrihtungen behalten 
ihre ergänzende Bedeutung. Wahrhaft fruchtbar aber ift auch bier nur bas 
genofienfhaftlihe Princip, wonah die fi affociirende Gefammtheit ver Kon- 
fumenten ihre eigene Wohltbäterin iſt. Die Affociation potencirt bier wie überall 
die Kraft der Einzelnen und ftellt diefe als Glieder der Genoſſenſchaft den Groß- 
fonfumenten gleih. Dadurch werden die feinen Haushalte aller der Leiden über- 
hoben, welde der Detaileinfauf der täglichen Lebensbebürfnifje bedingt; fie Iaufen 
nit mehr Gefahr, verfälfhte oder unbraudhbare Waare zu erhalten, und fie 
machen felbft den Gewinn, ver fonft in die Taſchen zahlreiher Zwiſchenhändler 
fließt; fie faufen fo gut und fo billig wie ver, welcher ſich direlt an den Groß. 
händler zu wenden vermag. Im der inneren Einrichtung werben beſonders zwei 
verfhiedene Syſteme verfolgt. Das eine in England verbreitete, aber auch in 
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Deutſchland angewandte, beſteht darin, daß die Waaren den Genoſſen zum ge— 
wöhnlichen Detailpreiſe verfauft werben, wogegen der ganze Gewinn im Gejchäft 
fapttalifirt und nad den erforderlichen Abzügen theils zur Bildung von Mit. 
glievderguthaben verwandt, theils, wenn biefe eine beflimmte Höhe erreiht haben, 
baar vertheilt wird. Nah dem anderen Syftem, das in Deutfhland das üblichere 
ift, werben die Waaren ben Mitglievern zu einem billigeren, ald dem gewöhn- 
lichen Detailfaufpreis überlaffen; immerhin indeß mit einem höheren als dem für 
Berwaltungstoften und Refervefonds erforderlihen Procentzufhlag, deſſen Ueber- 
ſchuß aud hier nebft Eintrittsgeldern und Beiträgen zur Bildung von Mitglieder: 
guthaben und nad) Erreihung einer Normativhöhe zur Bertheilung verwandt wird. 
Hier wird alfo der Hauptnahprud auf den Anreiz zum Konfum, dort auf ben 
Anreiz zum Sparen gelegt. Die Guthaben ver Einzelnen, welche nur in Hleineren 
und einfacheren Vereinen ganz fehlen, find bei uns meift ebenfo wie bei ven Vor— 
fhußvereinen fonftruirt; in England werden häufig zwei verſchiedene Klaſſen von 
Geſchäftsantheilen (shares) unterfhieven: kündbare mit ber oben bezeichneten 
Natur und übertragbare, die unter fid glei, vererblid und veräußerlich 
find und von denen jedes Mitglied beim Eintritt mindeftens einen durch Ein- 
zahlung oder Anlauf erwerben und behalten, beim Austritt aber wieder verlaufen 
muß. Auch dies bat man bei und nachgeahmt und nennt die zweite Klafje von 
Antheilen „Aktien“, ohne daß fie wirkliche Aktien wären. Der Gefchäftsbetrieb 
ber Konfumvereine, deren Borftand meift aus dem Borfigenvden, dem Kaffler und 
dem Lagerhalter befteht, erftredt fi bei größerer Ausbildung auf bie Unterhaltung 
ftehender Fäden und Magazine, während mande einfachere Bereine nur auf Be- 
ftellung der Glieder den Waarenkauf vermitteln. Der Gewinn wird meift nad 
Maßgabe der entnommenen Waaren, zu welhem Behuf Waarenmarken ausgegeben 
werben, ber Berluft bald nach Köpfen, bald nad Guthaben vertheilt. Im Uebrigen 
find fie gleih ten Vorſchußvereinen organifirt, betonen aber in ihren foncentrir- 
teren Formen weit ftärker als jene das perfönlicy-fittlide Moment: Namentlich 
pflegt ein Procentfag des Gewinnes für Bildungszwede, Anlage einer Vereins- 
bibliothel u. f. w. beftimmt zu werben. Auch ift die Tendenz zu möglichſter Er- 
weiterung ftärker. Entwideltere Konfumvereine endlich übernehmen häufig felbft bie 
Herftellung oder Zubereitung ihrer wichtigften Bebürfniffe, fie legen (wie bie 
Pioniere von Rochdale) Schuh: und Kleiderwerfftätten, Schlächtereien und Korn⸗ 
mühlen an; fie gründen (wie 3. B. ber Züricher Konfumverein) Bädereien und 
Speiſewirthſchaften, fie organifiren wohl aud einen beftimmten Landwirthſchafts- 
betrieb zur genoffenfhaftlihen Gewinnung von Bodenerzeugniffen u. ſ. w. Hier 
zeigt es fi, wie fie die Brüde bilden zur Probuftivafjociation. In eine folde 
gehen fie über, fobald fie ihren Abſatzkreis außerhalb der Genofienfhaft fuchen. 
Nahe verwandt find diejenigen Vereine, welde nicht Ver brauchs⸗, fondern 
Gebrauchswerthe mit gemeinfamen Mitteln befhaffen, vor Allem bie wichtigen 
Bohnungsgenoffenfhaften. Die Herftellung billiger und gefunder Arbeiter« 
wohnungen, nad) jeder Richtung bin ein unentbehrliches Fundament der foctalen, 
fittlihen, phufifhen und materiellen Hebung dieſer Klaffen, ift bisher faft nur in 
England auf wirklich genoffenfhaftlidem Wege erftrebt worben, während in Franl- 
reich und Deutfhland regelmäßig nur Vereine und gemeinnügige Aftiengefelihaften 
der höheren Stände, wobei die Affociation der Wohnungsbenürftigen latent bleibt, 
fowte die Bemühungen ber Arbeitgeber und vereinzelt des Staats und ber Ge— 
meinden für biefen Zwed thätig find. Die englifhen Land- und Bangenofjen- 
f&haften, die daneben auch andere Funktionen, befonders die einer Krebitaffociation 
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erfüllen, erreichen ihren Hauptzwed in ſehr mannigfach verfchiedener Weife, Immer 
aber unter Hineinziehung ver Wohnungsbebärftigen in die Aſſociation; denn auch 
die neben den reinen Öegenfeitigkeitsgenoffenfhaften (mutuel) ftehenden „investing“* 
societies, bei benen ein Theil der Mitglieder nur mit verzinsliher Kapitalanlage 
betheiligt ift, maden die Wohnungfuhenden zu Mitträgern ber Affociation. Im 
Uebrigen unterſcheidet man terminating, welde fih von einem beftimmten Zeit- 
punkt an fließen und ſodann ihr Anlagelapital amortifiren, um mit Erreihung 
dieſes Zieles felbft zu enden, und permanent, bei welchen Ein- und Austritt jeber- 
zeit offen bleibt. Die techniſche Frage nach ber Einrichtung ber zu beſchaffenden 
Wohnungen ift bier nicht zu erörtern; vor Allem zu vermeiden iſt babei ein 
Syſtem, welches um ber Billigkeit und Bequemlichkeit wegen das Familienleben 
gefährbet, wie bie Arbeiterlafernen der Cit6 Napoldon, wenn aud das Ideal 
eigener oder nur wenigen Familien gemeinfamer, von Hof und Garten umſchlofſener 
Urbeiterhäufer (wie in den eités ouvriöres des Elfaß, In England und in ein- 
zelnen in Deutfchland gegründeten Kolonieen) nur außerhalb der großen Städte 
zu verwirklichen if. Auch wäre es fiher Fein Kortfchritt, wenn das im Deutſch- 
land noch die Regel bildende Durcheinanberwohnen der Stände mit den zahlreichen 
dadurch herbeigeführten fittlihen, focialen und ölonomifhen Berührungen einem 
Syſtem abgefonderter Arbeiterviertel wide. Das Eigentyum am ben beidafften 
Grundſtücken, Häufern oder Wohnungen kann entweder bei der Genoſſenſchaft 
bleiben und den Ginzelnen nur vermiethet werben, oder es geht auf die Genofjen 
über und es wirb nur der Genoſſenſchaft bis zur vollen Abzahlung des Preifes 
ein Pfandredt daran refervirt. Dazwiſchen findet ſich häufig ein Syſtem, wonach 
die Genofjenfhaft zwar zunähft nur vermiethet, durch einen Theil des Mierh- 
zinfes aber das Anlagelapital bis zum Eigenthumsübergang auf den Wohnungs- 
Inhaber (bei unferen gemeinnügigen Gefellihaften nah 30 Jahren) amortifirt. 
Uebrigens kann fi eine Wohnungsgenoffenfhaft auch mit anderen Genoffen- 
haften, 3. B. Konfumvereinen (wie in Rochdale) und Produftivgenofjenfhaften, 
verbinden; es können fih am fie genofjenfchaftlihe Waſch- und Badehäuſer, Er- 
bolungs- und Fefträume, Trink⸗ und Speiſewirthſchaften anſchließen, fo daß ſich 
zulegt der Verein ober ein Verband von Vereinen zu einer wirthſchaftlichen und 
focialen Welt im Kleinen geftaltet. 

Dei einer zweiten Gattung von Distributiogenoffenfhaften werben be— 
ſtimmte Seiten einer gleihartigen Probuftion, fei es nun eines Hanbwerls oder 
Gewerbes, fei es einer ländlichen Wirthſchaft, aſſociirt. Diefe Genofjenfchaften 
find alfo bereits partielle Produktivgenoſſenſchaften. 

Dahin gehören die Rohftoffgenoffenfhaften, welde das für bie 
wirthichaftliche Produktion ihrer Glieder erforderliche Rohmaterial im Großen 
befhaffen und unter die Genoffen vertheilen. Sie find in ihrer Einrichtung durch» 
aus nur modlficirte Konſumvereine mit einem in der Regel mehr kaufmänniſchen 
Betrieb und befonderen Kommiffionen für fpecielle Gefchäfte. Am meiften Eingang 
haben fie bisher unter den verbreitetften ſtädtiſchen Handwerkern, unter den Schuh⸗ 
machern für Leberbefhaffung (fhon 1849 im Deltgfh), unter ven Schneibern für 
Zeuganfauf, unter den Tiſchlern für Holzankäufe, unter Schmieven, Webern, 
Buchbindern u. ſ. w. gefunden. Am Schluffe des Jahres 1868 waren 131 reine 
Robftoffgenoffenfhaften in Deutſchland befannt. In ganz ähnlicher Weife beginnen 
fie, fih unter ben ländlichen Probucenten Bahn zu breden und kommen hier 
namentlid als Düngergenofjenfhaften, Bereine für Anfhaffung von Saatgut, 
Futtervorräthen und Bich in einer bereits erheblihen Ausdehnung vor, } 
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Sehr mannigfah find die Genofjenfhaften für die gemeinfame Beſchaffung 
von Broduftionsmitteln, welche nicht die Subftanz, fondern den Gebraud 
eines Gegenſtandes, einer Anlage oder Einrihtung vertbeilen. Sie erhöhen alfo 
durch genoffenfchaftlihe Betriebsmittel die Kraft des Einzelbetriebs und enthalten 
in Wahrheit bis zu irgend einem Punkte eine Gemeinprobuftion. Ste können 
in Bezug auf Belhaffung, Erhaltung und Benutzung mannigfach verſchieden ver- 
fahren. Bei ver Beihaffung kommt Ankauf oder Herftellung durch Einlagen ober 
Beiträge, Erzeugung burch gemeinfame Arbeit oder einfache Gemeinfamerffärung 
bisherigen Sonberbefiges vor; bei der Erhaltung Pflicht zu Taufenden Beiträgen, 
zu perſönlichen Leiftungen oder bloße Bereinathätigkeit; bei ber Benutzung volle 
Gemeinfamteit oder Ueberlafjung an vie Einzelnen nad beſtimmtem Wechfel, dem 
Bedürfniß, dem Loos u. ſ. w. ; lettere wieder ohne fpecielle Vergütung ober gegen 
Gebrauds- oder Miethsgeld des Benugenden. Hierans folgt danır aud eine außer- 
orbentlihe Mannigfaltigkeit der Bereinsverfaffungen, welche einfacher oder fompli« 
chrter find, je nachdem ein Gefhäftsgewinn vorkommt oder nicht; welche ferner 
Bald einen bloßen Perfonenverein begründen, bald eine Guthabenbildung damit 
verbinden, bald zum Attenprincip übergehen, wobei dann wieder die Guthaben, 
refp. die Atten bald nur ein Recht auf den Genuß der Anlage, bald auch einen 
Dividendenanfprug geben. Bon den einzelnen Fällen ver Anwendung im gemerb- 
lichen Geblet find befonders die Werfzeuggenofienfchaften, die gemeinfamen Niever- 
lag8- und Lagerränme, vie Werfftättegenoffenfhaften, melde den Keim ber Pro- 
—— beſonders leicht fortzuentwickeln vermögen, hervorzuheben. In 
Deutſchland waren im Jahr 1868 22 „Werksgenoſſenſchaften“ namentlich bekannt. 
Aber auch viele andere Genoſſenſchaften für Herftelung und Benugung gewerb» 
licher Anlagen, auch von Fachſchulen, Mufteranftalten u. f. w., fowie ferner ge 
noffenfhaftlide Börfen, Arbeitönahweifungsinftitute u. f. w. gehören hierher. Am 
ansgebehnteften jedoch iſt die Verwendung dieſer Genoffenfhaftsform durch bie 
Heinen und mittleren ländlichen Beſitzer. Für die gemeinfame Errichtung und Be— 
nugung von Scheuern, Badöfen, Brennereien u. f. w., vor Allem aber für den 
Erwerb und die Benutzung ber Ffoftfpieligen landwirthſchaftlichen Maſchinen be— 
ginnen freie Bereine fi zu bilden und die Aufgaben der aufgelösten alten Wirth« 
ſchaftsgemeinde zu Übernehmen. Auf derfelben Grundlage beruhen die new ent- 
ftandenen Weidegenoffenfhaften, die Waldbaugenoſſenſchaften, die reorganifirten 
uralten Haubergsgenoffenfhaften. Hierher find aber auch bie freiwilligen ober 
erzwungenen Meltorationg-, Drainage-, Bertefelungs-, Wiefen-, Strom: und 
Uferfhuggenoffenfhaften der Grunbbefiger zu rechnen; denn wahre Onelle und 
eigentlich belebendes Element iſt auch Hier ber Genoffenfhaftsfinn, wie fih 3. B. 
in den Deichverbänden felbft nad ihrer Verwandlung in. ftaatlihe Zwangs« 
anftalten zeigt. 

Schließlich kommen Abfaggenofjenfhaften in boppelter Weiſe vor. 
Entweder befchaffen und benugen fie nur eine gemeinfame Verkaufsſtätte (Maga- 
zin, Halle, Bazar, Laden), fo daß bie Genofjenfhaft die Mühe und bie Koften 
bes Berfaufs übernimmt, ben Berfaufserlös aber dem Einlieferer nad Abzug 
eines Procentfages zuftelt. Doch wird auch hierbei meift das eingelieferte Pro- 
duft nach Güte und Brauchbarkeit geprüft und tarirt. Oder aber die Genoffen- 
haft tritt felbft den Genoſſen als Käuferin gegenüber, indem fle bie für gut 
befundenen Produfte nach einem Schäßungspreife übernimmt, biefelben ihrerfeits 
verfanft und Gewinn und Verluſt des Gefammtgefhäfts nah Maßgabe der ein» 
gelieferten Schägungswerthe vertheilt. Das letztere Princip tft auch in der Land⸗ 
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wirthſchaft auf genoffenfhaftliche Fleifchbänte angewandt und für Bieherport, Mildy- 
verfaufsaffociationen u. ſ. w. vorgef&hlagen worden. Gewerblihe „Robftoff- und 
Magazingenoffenfhaften" gab es in Deutfchland im Jahr 1868 37, 

Ale biefe Formen enthalten ſchon einen Uebergang zu ber höchſten Stufe 
ver Affociation, dem Ziel der Bewegung, der Produktivgenofſenſchaft. 
Noch ift die Bildung dieſer ſchwierigſten Vereinsform überall erft in ben An- 
fängen. Am meiften vorgefhritten ift fie in England, wo nad dem Vorbild ber 
Rochdaler Pioniere und der von ihnen im Jahr 1855 gegründeten Baummwollen- 
jpinnerei und Weberei manderlei cooperative companies entftanden, auch aus 
manden Strifes genoſſenſchaftliche Fabrikanlagen hervorgingen. Die meiften Fehl- 
ſchläge umgelehrt ſah Brantreih, wo man ohne den gehörigen genofjenfhaftlichen 
Unterbau fogleih an das Ziel zu gelangen fuchte, wo aud die mit Staatdunter- 
ſtützung aus den am 5. Juli 1848 bewilligten 3 Millionen Franken gegründeten 
Affoctationen meift zu Grunde gingen und wo erft in neuerer Zeit auf gefun- 
berer Grundlage mit Erfolg Probuftivgenoffenfchaften eingerichtet find. In Deutjd- 
land find einige größere Genofjenfhaftsfabrifen (4. B. Chemniger Mafchinen- 
arbeiter-Rompagnie, Nürnberger Kammader, Berliner Shawlmeber) ebenfalls ge- 
ſcheitert, Heinere Fabrikationsgenoſſenſchaften dagegen haben gute Erfolge erzielt. 
Es beftanden deren am Ende des Jahres 1868 47 namentlich bekannte. Wehn- 
lies gilt von Belgien, Italien, ber Schweiz, Schweben und andern Ländern. 
Dei der Kürze der Zeit hat die Produktivgenoſſenſchaft bisher noch Feine feft aus- 
geprägte Geftalt errungen. Nur darin flimmt fie überall überein, daß die in ihr 
afjoctirte Arbeit felbft ausfhıießlih oder neben dem Kapital die Trägerin eines 
probuftiven Erwerbsunternehmens wird. Im Uebrigen werben vermuthlid Bei 
größerer Entwidelung ihre Formen noch mannigfadher als bisher variiren. 

Produktivgenoſſenſchaften Lönnen fi auf eine ganz beftimmte Sphäre 
beſchränlen, welde nicht die ganze Produftivfraft der Genoffen, fondern nur 
einen Bruchtheil derfelben fordert. Dies ift z. B. meift bei genoſſenſchaftlichen 
Bädereien, Mühlen und Schlädhterelen, bei den ländlichen Genofjenfhaften für 

emeinfamen Betrieb eines beftimmten Landwirthſchaftszweiges, wie Hopfenbau, 

einbau, Baumzuht, Viehzucht oder eines Nebengewerbes, wie Käfebereitung, 
Brennerei, Delfabrifation der Fall. Das Endziel ift jedoch beſonders in ber 
Anwendung auf eigentliche Arbeiter die Koncentration ber gefammten Pro— 
buftivfraft der Genofjen in einem einzigen Genofjenfhaftsunternehmen, weldes 
gleich dem Unternehmen eines Kapitaliften oder Aftienvereins als einheitliches 
Großunternehmen in ben Verkehr tritt. Bereinigen fih alſo bisher felbftändige 
Gewerbtreibende zu einer wahren Probuktivgenoffenihaft, fo verfchwinden bie 
vielen Kleingewerbe in einem einzigen neuen Großgewerbe: ver Einzelne ift nicht 
mehr für fih als Inbivivuum ein felbftändiger Unternehmer, aber er erlangt 
als Iebenbiges und mitseftimmendes Glied ver Genofjenfhaftsunternehmung eire 
werthuollere Gelbftändigkeit zurüd. Ebenfo wird bei einer reinen Arbeiterproduftiv- 
genoffenfhaft der bisherige Fohnarbeiter zwar nicht für fi, wohl aber als Bürger 
eines wirthſchaftlichen Gemeinweſens Unternehmer, denn er wird Mitträöger der 
Genofjenfhaft, melde als ſolche die Unternehmerperfönlichkeit darftellt. Darin, daß 
an Stelle des fihtbaren Arkeitsherrn die unfihtbare Gefammtperfönlickeit bes 
Genoſſenſchaftsorganismus tritt, Liegt die Schwierigkeit ver Probuftivaffociation 
vor Allem begrüntet. Denn nur eine zu fefter Einheit auslanfende und von fehr 
Intenfivem Oemeinfinn getragene Drganifation vermag bie viellöpfige Unter- 
nehmerin mit jo einheitlihem Willen und folder Intelligenz zu begaben, daß fie 


Genoffenfhaftsmefen. 805 


mit den Einzelunternehmern konfurriren Tann. Moglich indeß iſt dies ſo gut wie 
bei Altienvereinen. 

Die Produktivgenoſſenſchaft iſt in Deutſchland auseſchlleßlich, in England und 
Frankreich vielfach als reine Arbeitsgenoſſenſchaft konſtruirt, fo daß bie 
Arbeit als ſolche wirthſchaftlich und rechtlich die Trägerin des Unternehmens iſt, 
das Kapital in den Dienſt der Arbeit gezogen wird. Genoſſe iſt hier der Arbeiter. 
Die Mitgliederzahl iſt ungeſchloſſen und neu aufgenommene Arbeiter werden regel⸗ 
mäßig nad einer beftimmten Probezeit berechtigt und verpflihtet, nah Maßgabe 
ber Statuten das Genofjenreht zu erwerben. Stimmreht und Wahlfähigfeit find 
für Ale gleih. Mit bdiefer Perfonalvereinigung aber wird organiſch ein Tapitali- 
ftifches Moment verbunden, indem durch Bermögenseinlagen, laufende Beiträge, 
Lohnabzüge und Geminnzufhreibungen bis zu einer Normativhöhe zwangsweife 
und von da bis zu einer Martmalhöhe fakultativ Gefhäftsantheile gebildet werben. 
Dieſe Geſchäftsantheile haben ganz dieſelbe Natur wie bei Vorfhuß- und Distri- 
butivgenofjenfhaften. Mit Rüdfiht auf fie wird die fchwierige Frage der Ge» 
winnvertheilung von den Genoſſenſchaften verfchievden gelöst. Biele vertheilen den 
Gewinn lediglih nad den Antheilen, während die Arbeit als folde nur den ge— 
wöhnligen Lohn erhält. Andere Bereine fihern den Guthaben nur gewiſſe Zinfen 
zu und theilen den Gewinn, nad Köpfen oder nad dem Werth ver geleifteten 
Arbeiten. Ein drittes Syſtem endlich verzinst die Guthaben und lohnt bie Arbeit, 
um ſodann ben Gewinn in eine Kapitaldividende und eine Lohndividende in ver- 
ſchiedener Proportion (3. B. bei der Manufakturgefellihaft zu Manchefter halb 
und halb, bei der Parifer Maureraffociation 40 %/, an das Kapital nad Gut» 
haben, 60 %/, an bie Arbeit nad Arbeitstagen, in Rochdale das Ganze ungetrennt 
nad Antheils- und Lohnbeträgen) zu vertheilen. Bei manchen Affociationen kommt 
auch Betheiligung von Kapitaliften durch Kapttaldividende und von Arbeitern durch 
Lohndividende vor, ohne daß bie einen wie die andern Genofjen wären. Stärker 
mobificirt fih das Weſen der Arbeitsgenoffenfhaft, wenn es ©enoffen gibt, 
welche nur fapitaliftiih ohne perfönliche Arbeitspflicht betheiligt find, oder wenn 
umgefehrt Arbeiter befhäftigt “erben, bie nicht wenigftens allmälig ftatuten- 
mäßig in den Verband hineingezogen werben (in Frankreich fog. adherants oder 
auxiliaires). 

Bon einer rechtlich entgegengefegten Grundlage aus wird ein thatfächlich fehr 
ähnliches Refultat in England und neuerdings auch in Frankreich durch Arbeiter- 
attienvereine in der Weife erre. It, daß das Fapitaliftifche Princip der Aftien- 
geſellſchaft durch eine Reihe ſtatutariſcher Beftimmungen im Sinne der Arbeiter 
perfonalgenofjenfhaft mobifichrt wird. An fi find bier vie Antheile am Gefell- 
fhaftsfapital in der Form von Aftien Baſis der Mitgliedfhaft und die Aktionäre 
als folde Träger der Vereinsperſönlichkeit, ftimmberehtigt und mahlfähig. Allein 
bie Altien werben auf fehr Meine Beträge geftellt, meift erft fucceffiv eingezahlt, 
vornehmlih von den im Unternehmen zugleich perfünlih befchäftigten Arbeitern 
aufgebradht und in deren Hänben erhalten. Es wird ferner bie Mebertragung ber 
Altien befhränkt oder an Bereinsgenehmigung gebunden, jedem Aftionär nur Eine 
Stimme gegeben, ein Ausfhließungsreht aus perfönligen Gründen eingeräumt. 
Natürlich lauten die Altien ftets auf Namen. Sodann wird bie Gefchloffenheit 
des Altienvereins dadurch durchbrochen, daß jeberzeit das Grundkapital verändert 
werben fann und fomit die Aufnahme oder das Ausfheiden von Mitgliedern durch 
Kreirung neuer oder Abolirung alter Aktien ftets offen bleibt. Häufig wird aud) 
hier jeder eine Zeit lang im Unternehmen befhäftigte Arbeiter in bie Genoffen- 
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ſchaft dadurch hineingezogen, daß durch Lohn- ober Gewinnabzüge ein Konto für 
ihn gebilvet und bis zum Erwerb einer ober mehrerer Aftien erhöht wird, Und 
endlich findet die principielle Betheiligung der Arbeit als folder im Gewinn auch 
bier ihre Stätte, 

Je entſchiedener die Probuktivgenoffenfhaft bie Arbeit als folde zur Grund» 
lage und die arbeitende Perſönlichkeit als folde zur Trägerin eines Erwerbs- 
unternehmens macht, in befto mächtigerer Weife bringt fie zugleih das ethiſche 
Moment der Affociation zur Erfheinung. Derfelbe Organismus, welder dem Exr- 
werbe dient, permag bier, weil legter Zwed bie Perfönlichkeit bleibt, auch geiftigen 
und fittlihen Gemeinſchaftszwecken zu dienen. Aus Genofjenjhaftsnitteln wird für 
Bibliothelen, Bildungsanftalten, Erholungsräume u. f. w. geforgt, von Genofjen- 
ſchafts wegen ber kranke oder arbeitsunfähige Genoſſe unterftügt, durch die 
Gefammtheit eine Gittenpolizei Über die Einzelnen geübt und jede unmürbige, 
unehrenhafte ober unftttlihe Handlung mit Ausflug oder auf andere Weife 
eftraft. 
e Bon großer Wichtigkeit endlich ift eine erft im meuefter Zeit angewandte und 
noch ganz im Keim befindliche Aflociationsform, welde Kapitalherrfhaft und 
Ürbeitergenofjenfhaft zu fombiniren fuht. Nachdem ſchon früher (4.82. in Frank 
reih nah dem Beifpiel des Hänferanftreichers Leclaire feit 1842) Bezahlung ber 
Arbeit dur eine Gewinnquote vorgelommen, ift in England unter dem Namen 
industrial partnership eine beſondere Gefellfhaftsform ausgebildet worben, bei 
welcher bie Arbeiter durch Gefhäftsantheile zu Mitträgern des Unternehmens gemacht 
werden. Die Untheile werben theils durch Einlagen, theils durch Zurüdbehaltung von 
Lohn⸗ oder Gewinnquoten für alle ober die eine beftimmte Zett hindurch beſchäftigten 
Arbeiter gebildet und geben nit nur einen Anſpruch auf proportionale Theil 
nahme am Gejchäftsgewinn, fonbern mehr oder minder aud ein von bem bethei- 
ligten Arbeitern gemeinfam oder durch Ausſchüſſe auszuübendes Recht der Kon- 
trole oder felbft der Theilnahme an der Verwaltung. In Deutſchland ift die Nadı- 
ahmung mit Erfolg verfuht (jo vom Meffingfabrifanten W. Bordert jun. im 
Berlin). Auch auf bie Landwirthſchaft ift, von ber bloßen Gewinnbetheiligung 
durch Tantiemen und dem fogen. Halbjeidsmirthihaften abgejehen, das Princip 
einer Antheilswirthihaft von Arbeitgebern und Arbeitern bereit? mit Erfolg 
angewandt worden. Die ältefte, mehrfach nachgeahmte Einrihtung diefer Art wurde 
{don 1830 von Gurdon zu Aflington in der Grafihaft Suffolt getroffen. Es 
wurde bier ein Landgut an eine hierfür gebilvete Tagelöhnergenofienfhaft unter 
Gewährung eines Betriebsvorfhufles dergeftalt In Pacht gegeben, daß burd bie 
Leiftungen und Zahlungen der Gefammtheit die allmälige Tilgung des Vorſchuſſes 
erfolgte, die einzelnen Genofjen aber durh Zahlung einer Heinen, durch Lohn« 
abzüge und Gewinnzufchreibungen fi mehrenden Einlage beftimmte untheilbare, 
jedoeh unter Zuftimmung bes Gutsherrn und der Genofjenfhaft veräußerlide 
Antheile am Pachtreht erlangten. Die Wirthichaftsarbeiten werden von den Ge 
nofjen gegen den gewöhnlichen Tagelohn und nur fubfiviär von fremden Arbeitern 
verrichtet. Beſtimmung und Vertheilung der Arbeiten beforgt unter Aufficht des 
Gutsherrn ein Einzelvorfteher, im Uebrigen wird der Verband dur einen Aus- 
ſchuß (Vorfteher, Rehnungsführer und Viehmeifter) vertreten. Untreue und andere 
Vergehen werben nit nur mit Ausfchluß, fondern mit Verluft des Pachtantheils, 
ber in ben Refervefond füllt, beftraft. Mit der Genofienfhaft verbindet fid ein 
Konfum- und Borjhußverein. Nah dem erften Gelingen ift der Verſuch mehr: 
fach wiederholt. 
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Bisher meift Ausflug des Wohlwollens, werben biefe Affociationen ber 
Arbeitgeber mit den Arbeitern voransfihtlih dann große Bebentung erlangen, 
wenn fid ihre Anwendung durd die Erhöhung der Tüchtigkeit und bes Interefles 
der Arbeiter am Unternehmen als vortheilhaft herausgeftelt haben wird, — 
mehr noch, wenn einmal ber Gegendrud zahlreiher reiner Arbeitsgenoffen- 
Schaften die Kapitaliften zwingen follte, dur ſolche Anerbietungen brauchbare 
Arbeiter zu gewinnen. Immer wird, ftatt der von den Gocialiften erträumten 
Uniformirung, eine große und wachſende Manntgfaltigleit der Betriebsorganismen 
unfer fomplicirtes Wirthſchaftsleben charakterifiren, und fiherlid wirb dasſelbe 
noch für zahlreihe heute unbelannte Affoctationsformen Raum bieten, melde je 
nach den konkreten Verhältniſſen bes einzelnen Wirthſchaftszweiges und ber Iofalen, 
zeitlihen und tulturlihen Zuftände in angemeflener Weife Kapital und Arbeit als 
foorbinirte Träger von Geſammtwirthſchaften zufammenfügen. 

Diefe in großen Zügen vorgeführte Genoffenfehaftsbewegung ber Gegenwarf 
bat von der Geſetzgebung nicht unbeadhtet bleiben können. Berfolgt man, wie 
die Geſetzgebung ſchrittweiſe zu ihrer Anerlennung gebrängt ift, nachdem fle zuerft 
gegen viefelbe Verdacht hegte, dann fie ignorirte, fo ſcheint fchon dies allein ben 
Dewels zu liefern, daß der neue Gedanke zugleich eine Wohlthat und eine Macht ift. 

Am mwärmften hat fih bisher die englifche Geſetzgebung der Bewegung 
angenommen. Abgejehen davon, daß jede Genoſſenſchaft ſich unter eine ber fünf 
Grundformen bed großen reformatorifhen Genoffenfhaftsgefeges dv. 7. Aug. 1862 
(an act for the incorporation, regulation and winding up trading companies 
and other associations, stat. 25 et 26 Vict. 89) ftellen und dadurch körper⸗ 
ſchaftliche Rechte verfhaffen kann, find im befonderen Intereffe ber arbeitenden 
Klafien zahlreihe Specialgefege ergangen, welche ben einzelnen als gemeinnütig 
betrachteten Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, falls fie beftimmte Garantien bieten, 
beftimmte Bortheile einräumen. Die dabei geforderten Garantieen follen namentlich 
auch bie Ausbeutung der gebotenen Bortheile durch bloße Spefulationsanter- 
nehmungen hindern, weßhalb die Zwede begrenzt und Martmalbeträge für bie 
Einzelantheile feftgefet zu werben pflegen; die Vortheile erftreden ſich auch auf 
Befrelungen von manderlei Koften und Förmlichkeiten, von Stempel- und Ein- 
fommenftener und andere Privilegien, fowie auf Gewährung ber beſchränkten Haft- 
barkeit. Dahin gehört beſonders das an Stelle eines älteren Gefeges von 1852 
getretene Geſetz über gewerbliche und fürforgliche Genoffenfhaften v. 7. Aug. 1862 
(Industrial and Provident Societies Act. 25 et 26, Viet. c. 87) mit bem 
Abänderungsgefeg v. 20. Aug. 1867 (30 et 31 Vict. e. 117). Sodann 
die feit 1793 ergangenen zahlreihen Geſetze über Unterſtützungsgeſellſchaften, 
beſonders bie Friendiy-Societies Act. v. 1855 (18 et 19 Vict. c. 63; Ab- 
änderungen durch 21 et 22 Vict. c. 101 nnd 23 et 24 Vict. c. 58; Ansbeh- 
nung auf Biehverfiherungsgefellihaften 1866 durch 29 ef 30 Viet. c. 34). 
Befondere Geſetze ferner beftehen über Land» und Bangenofjenfhaften v. 14. Juli 
1836 (6 et 7 Will. c. 32) und über Wnleihegefellihaften v. 1885 u. 1863, 
Endlich ift durch ein Geſetz v. 5. Juli 1865 (28 et 29 Viet. c. 86) der 
industrial partnersbip Anerkennung gewährt und dabei insbefondere die Haftung 
ber Partner auf ihre Gefchäftsantheile befchräntt. 

In Frankreich hat erft das nenefte Geſellſchaftsgeſetz: Lot sur les sociétés 
v. 24. Juli 1867 auf bie Rooperativbewegung NRüdfiht genommen, indem es in 
Tit. III. befondere Beftimmungen über Gefellihaften mit verämerlihem Kapital 
(socidtes & capital variable) trifft. Danach follen Geſellſchaften jever Gattung, — 
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es können aber wohl nur Atientommanbitgefellihaften gemeint fein, — durch 
Statut die Vermehrung des Geſellſchaftskapitals durch fucceffive Nachzahlungen 
ober Aufnahme neuer Mitglieder, die Verminderung desſelben durch theilmeife ober 
völlige Rüdnahme gemachter Einlagen im Boraus geftatten dürfen. Zuläffig ift 
dies indeß nur unter einer Reihe von Bedingungen; beſonders darf das Grund» 
fapital und feine jevesmalige jährlihe Höhe 200,000 Fr. nicht überfteigen, ber 
Berminderung muß ftatutenmäßig eine Grenze gezogen werben, der Austritt muß 
jeverzeit offen bleiben, die Gefellihaft muß in ihre Firma ven Zuſatz & capital 
variable aufnehmen. Unter foldhen Boransfegungen kann bie Geſellſchaft Heine 
Aftten, aber nit unter 50 Fr. und nur auf Namen ausgeben, deren Uebertrag- 
barfeit einſchränken, fih ein Ausfchließungsreht beilegen. Die Haftung ift eine 
limitirte und erlifht 5 Jahre nah dem Ausſcheiden. So wird in künſtlicher 
Weiſe der Kapitalverein befähigt, fih im Sinne einer Berfonalgenoffenfhaft zu 
mobifichren, ohne daß damit dem Weſen und dem Bebärfniß der legteren einer- 
ſeits oder dem Intereffe Dritter andererfeits Genüge geleiftet würde! Im Uebrigen 
müſſen die Genofjenfhaften fi mit dem für fie unzureichenden Geſellſchaftsrecht 
des Civil- und Handelsrehts begnügen, wenn fie nit etwa durch flaatlihe Au⸗ 
torifation beſondere fooperative oder anftaltlihe Rechte erlangen wollen. 

In Deutfhland hat, nachdem das beftehende Recht fih als gänzlich 
unzureichend erwieſen hatte, zuerft das preuf. Gef. v. 27. Mär; 1867 und dann 
das norddeutſche Geſetz v. 4. Juli 1868 eim befonderes Recht für die auf Selbft- 
hülfe beruhenden Erwerbs- und Wirthihaftegenofienfchaften geſchaffen. An biefe 
Geſetzgebung haben fi) von ben ſüddeutſchen Staaten Heffen, Baden und Würt- 
temberg faft vollftänbig angeſchloſſen, während Batern und Defterreih zum Theil 
eigene Wege gegangen find. Durch die preußiſch-norddeutſche Gefepgebung 
ift denjenigen Genofienfhaften, welche in nicht gefchloffener Mitglieverzahl die 
Förderung bes Krebits, des Erwerbes ober ber Wirtbfchaft ihrer Mitglieder 
bezweden, insbefondere den oben bargeftellten Borfhuf- und Krebit-, Robftoff- 
und Magazin-, Konfum- und Wohnungs-, ſowie Probuftivgenofienfhaften bie 
Möglichkeit gewährt, durch Ginregiftrirung fi bie Rechte einer „eingetragenen 
Genoſſenſchaft“ zu verſchaffen. Zu diefen Rechten gehört vor Allem das Recht 
juriftifcher Perfünlichkeit. Die Eintragung hängt aber davon ab, daß die Genaffen- 
ſchaft gewifle Bedingungen erfüllt, unter welchen bie widytigfte bie folidariſche und 
perfönlihe Berhaftung aller Genofjen für die Berbinvlichletten der Genoſſenſchaft 
ift, foweit beim Konkurſe oder bei der Liquidation deren Vermögen nicht hinreicht. 
Gemildert wird die Solidarhaft durch eine kurze Verjährungsfrift und burd ein 
eigenthämliches Bertheilungsverfahren vermöge einer exekutiviſchen Zwangsumlage 
der Ausfälle unter die gewefenen Genoſſen. Diefer eminent perfönlihen Kredit- 
bafis gemäß iſt die Genoffenfhaft auch im Uebrigen durchaus als Perſonalkörper 
fonftruirt, das fapitaliftifhe Moment aber durch die im Gefeg überall voraus- 
gefegte und berüdfictigte Bildung von Gefhäftsantheilen organiſch mit der Per- 
fonalvereinigung verbunden. Es tft alfo die Mitgliedſchaft als foldhe perſönlich, 
wird durch Aufnahme erworben und durch Austritt oder Ausſchluß verloren, ift 
unübertragbar und unvererblih und im Zweifel für Alle gleich. Aber mit ber 
Mitgliedſchaft ift ein während ihres Beftandes jeder indivivnellen Verfügung ent- 
zogener Geſchäftsantheil verbunden, der im Zweifel die Grundlage für bie Be- 
theiligung an Gewinn und Berluft bildet, für den ausgefchievenen Genofjen aber 
fofort in ein individuelles Forderungsrecht (ähnlih wie die Aktie in eine Mit- 
tigenthumequote) umſchlägt. Die Befugniffe der Generalverfammlung, bes Bor⸗ 
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fkanbes und bes Auffihtsraths, falls ein ſolcher beftellt ift, find nad bem Mufter 
bes Altiengefelichaftsrechts geregelt. Bon Staatsgenehmigung und Staatsaufficht 
find die Erwerbs. und Wirthiaftsgenofienfchaften befreit; ftatt deſſen bieten 
Publicttät, Haftbarkeit des Borftandes, Ordnungsftrafen und eine fhlimmften Falls 
zuläffige Auflöfung durch Richterſpruch genügende Garantien. — Neben biefem 
an ſich vorzüglichen Gefet fehlt es an einer gleichmäßigen Gefeggebung, welde 
ven nicht darunter fallenden und ber Soltvarhaft nicht bebitrftigen Genoſſenſchaften, 
wie ben Gegenfeitigfeits- und Unterflügungsgenofienihaften und ven Bereinen 
aller Art, eine geficherte rechtliche Eriftenz verſchaffen könnte. Für fie iſt immer 
noch eine fpectelle ftaatliche Verleihung juriftifher Perfönlichteit nach den meiften 
Gejepgebungen das einzige Mittel, fi über das unzureichende Recht des Gefell- 
ſchaftevertrages zu erheben. In einer an ſich fehr nahahmenswertben Weiſe hat 
bas fähfifhe Geſetz über juriftifche Perfonen v. 15. Juni 1868 aud ven 
Genoſſenſchaften mit beſchränkter Haftbarkeit und überhaupt allen gewiffe Garan- 
tieen bietenden Perfonenvereinen die Erlangung der juriſtiſchen Perfönticykeit 
burd Eintragung in ein Genofjenfhaftsregifter ermöglicht; nur hat es leider das 
faft gleichzeitig ergangene Bundesgeſetz ganz unberüdfichtigt gelaffen, ftatt die von 
biefem georbneten Genofjenfhaftsgattungen feiner. Geltung zu entziehen. Einen 
ähnlihen Weg hat die bayriſche Gefeggebung eingefchlagen. Hier find unter'm 
29. April 1869 drei befondere Gefege ergangen, von denen das erfte die „Ge— 
nofjenfhaften”, das zweite bie „Vereine“, das britte bie nicht Handel treibenden 
„Altiengefellichaften” behandelt. Das Genofjenfhaftsgefeg aber normirt zwar im 
erften Hauptftüd das Recht der auf folidarifcher Haftpflicht beruhenden Genofjen- 
fhaften ganz im Sinne des norbbentihen Gefeges, ertheilt indeß daneben im 
zweiten Hauptftüd den gleihen Genoffenfchaften auh dann, wenn fie eine ber 
ſchränkte Haftpflicht feftfegen, unter gewiflen Boransfegungen bie Rechte ber Per- 
ſönlichkeit. Den „eingetragenen Genofjenjhaften“ gegenüber führt dieſe zweite Ge- 
noffenfchaftsflafje ven Namen ver „einregiftrirten Geſellſchaften“. Nach dem zweiten 
bayriſchen Geſetz können dann ferner auch folhe Genofienfhaften, beren Gegen- 
ftand weder Erwerb noch Gewinn, noch eigentliher Gefchäftsbetrieb ift, die Rechte 
eines „anerfannten Vereins” erlangen. Im norbbeutfhen Bunde haben bie bis- 
berigen Berhanblungen über eim befonderes, die privatrechtliche Stellung ber „Ver⸗ 
eine” betreffendes Geſetz bisher zu keinem Ergebniß geführt. Zahlreihe Special- 
geſetze beftehen natürlich überall bezüglich derjenigen Genoſſenſchaften, welche mit dem 
Staat oder den Gemeinden Lofer ober enger verbunden find, auf Zwang ober öffent- 
liher Autorifation beruhen, oder zwifchen Vereinen und Anftalten die Mitte halten. 

So hat fih denn die Genofjenihaftsbewegung ber arbeitenden Klafjen überall 
bie ſtaatliche Anerfennung ihrer Legitimität errungen. Eine Anzahl hervorragender 
Männer hat praftifch wie theoretifh mit Hingebung für fie gewirkt. In Deutſch- 
land vor Allem find neben Schulze der jüngft verflorbene Huber und zahl- 
reihe andere Männer thätig geweſen, um Aufllärung und Anregung zu verbreiten 
und taufendfah Saamen auszuftrenen, von dem wir die jhönften Früchte erft in 
der Zukunft erwarten. Eine umfangreiche Litteratur befhäftigt ſich ausfchließlic 
mit dieſem Gegenftande. Befondere Zeitfchriften dafür erſcheinen in England, 
Franfreih, Deutſchland. Ueberall find bie Einzelvereine mit einander in Berbin- 
bung getreten, theilen fi ihre Erfahrungen mit, flärten und heben ſich gegen- 
feitig durch die Gemeinfamfeit. So befteht bei uns ein feit 1864 organifirter 
„allgemeiner Berband ber deutſchen Erwerbs- und Wirthſchaftägenoſſenſchaften“ 
mit provinziellen Unterverbänden, und ſchon war die Frucht biefer Bereinigung 
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bie Gründung einer „deutſchen Genoſſenſchaftabank“ in Berlin, bie den Einzel- 
vereinen ald Groß-Banlinftitut dient. Schon find die Genofjenfhaften eine ma- 
terielle Macht. Waren doch in Deutfhland nad dem Jahresbericht für 1868 dem 
Senofjenihaftsanwalt 2349 Erwerb- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften namentlich 
befannt, während bie Geſammtzahl der vorhandenen auf 2600 geſchätzt warb; 
nahe an eine Million Mitglieder vereinigten ſich in ihnen: ihre Geſchäfte betrugen 
210 bis 220 Millionen Thaler, ihr Kaffenumfag mehr als das Doppelte, ihr 
eigenes Kapital mindeftens 15 Millionen Thaler, die von ihnen benugten fremden 
Gelder und Waarenkredite 40—42 Millionen Thaler. Bon den Städten aus hat 
fi) die Bewegung bereits auf das flache Land verpflangt, wo fie vielleiht lang- 
ſamer, fiherli aber in nicht geringerer Bebeutung Fuß zu fallen beginnt, und 
in rühmenswerther Weife haben vie landwirthſchaftlichen Bereine, bat neuerdings 
ber Kongreß Norbventfher Landwirthe die Frage in die Hand genommen. 

Iſt dies Alles, wie die Gegner meinen, nur ein nichtiges Spiel, nur 
Summe von Träumerekn? Ober fehen wir hier vie Anfänge einer Bewegung 
vor uns, bie auf Jahrhunderte hinaus geftaltend in bie wirthſchaftlichen Berhält- 
nifje einzugreifen berufen ift? 

Zu kurz find die bisherigen Erfahrungen und Erfolge, um aus ihnen bie 
Zukunft prophezeien zu wollen! Aber mißlänge felbft die Mehrzahl der heutigen 
Beftrebungen, fo wäre ber Schluß voreilig, daß damit das Genoſſenſchaftsprincip 
befeitigt wäre. Iſt unfer an geiftigen und materiellen Hülfsquellen fo unerfhöpflich 
reiches Zeitalter nicht bloß dem Schein nad eine Epoche der auffleigenden Ent- 
widelung, fo werben auch Mißerfolgen neue und geläuterte Unftrengungen, es 
werden ben Nieberlagen Siege, es werben ben als unbraudbar erfannten Ber« 
einigungsformen nene und volllommenere Gebilde folgen. Was uns aber auf dem 
Erfolg der Oenofjenfhaftsbewegung mit Zuverfiht hoffen läßt, ift eine Betrach- 
tung der Geſchichte im Ganzen und Großen. Sicher wenigftens entnehmen wir 
ihr, daß nicht Zufall oder Willtür, fondern eine innere Nothwendigkeit auf ben 
Deg ter Afiociation geführt hat. Bermefjenheit wäre es, das Ziel dieſes Weges 
abfteden zu wollen; Thoren und Träumer nur fünnen wähnen, daß auf dieſem 
ober irgend einem anberen Wege bereinft alle ölonomiſche Unſelbſtändigkeit vom 
Eroboden fhwinden und alles fociale Elend enden werben: aber bie Hoffnung 
ſcheint nicht zu lühn, daß zunächſt wenigftens der weiteren Atomifirung und Zer- 
flörung des Handwerks, des Kleingewerbes, bes Heinen Grundbeſitzes vorgebeugt 
werben wird; daß mehr umb mehr aud vie unfelbftändigen Lohnarbeiter, vie 
Babritarbeiter, bie Tagelöhner durch die Affoctation zum Bürgerrecht in ber Volls⸗ 
wirthichaft erhoben werden; daß mindeftens ein Zuftand endet ober verhütet wird, 
in weldem die ölonomifche Unfelbftänbigkeit die Regel und das fociale Elend das 
Loos der Mehrzahl if. 

Menden wir uns indeß auch nur dem Genoſſenſchaftaweſen ver Gegenwart 
zu, fo wird nur Verblendung oder Parteihaß feine jegensreihe Bebentung läugnen 
können. Kaum des Hinweifes 'bebarf es, was jede Genofienfhaft dem von ihr 
ergriffenen Kreife leiſtet. Nicht der von ber Geſammtheit auf die Glieder zurüd- 
firömende materielle Bortheil allein ift e8, welcher hier in Betracht kommt. Wichtig 
freitih ift auch ein unbebeutend fcheinender Zuwachs des Befiges und oft wird 
eine geringe Steigerung der Ginnahmen, ein wenig umfangreiher Sparpfennig 
bie Bafts einer volleren menfhlichen Entwidelung. Höher aber fteht der Zuwachs, 
der durch die Genoffenfhaft dem Menſchen als Menfhen wird. Hier ift er nicht 
ein willenlofes Werkzeug, wie in den herrſchenden Unternehmungen und zulegt auch 
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in bem fochaliftifhen Gemeinheiten; bier ift er ebenfo wenig ein ſchrankenlos bem 
eigenen Belieben folgendes Individuum; er iſt ber vollberechtigte Bürger eines 
wirtbihaftliden Gemeinwefens, mag dies auch zunächſt nur für eine nod fo euge 
Sphäre die Gleihftrebenden verbinden. Selbftänbigteit ohne Egoismus und Hin- 
gabe ohne Verluſt der Indivipnalität, das find die Elemente jenes zugleich ftolzen 
und opferfähigen Bürgerfinnes, der von je als Mufter dffentliher Tugend galt. 
Ein folder Sinn aber iſt das natürliche Erzengniß der auf Selbfihülfe beruhenden 
Geuoſſenſchaft, dur melde der Einzelne die Eriftenzgefahren des tfolirten Atome 
überwinbet, Denn deutlich wirb er fich bewußt, daß er feine Erhebung der eigenen 
Kraft und doch dieſer Kraft nur im Verein mit gleihen Kräften der Genoſſen 
verdankt. Auch die Solidarhaft wirkt zurüd auf das fittlide Gemeinbewußtfein; 
wie im Vermögensrecht, fo flieht auch fonft Einer für Alle. So wird bie Ge— 
noffenfhaft zu einer Schule der Sittlichleit, zu einer Schule der Bildung und 
zu einer Schule des üffentlihen Lebens. Darum aber find Staat, Geſellſchaft 
und Wirthſchaft gleichzeitig bei dem Gebeihen tiefer Genoſſenſchaften intereffirt. 
Der Staat gewinnt tüchtige Bürger, die Geſellſchaft fittliche Kräfte, die Wirth- 
ſchaft eine erhöhte Fruchtbarkeit der ſelbſtändig gewordenen Arbeit. 

Und Könnte jelbft das Genofjenfhaftswefen nicht die jetzige Wirtbichafts- 
organifation, bie Kapitalherrfhaft, die Rechtloſigleit der auf fi allein angewie⸗ 
fenen Arbeit, die ungleiche Vertheilung des Probuftionsgewinnes unter feine Fal- 
toren allmälig verändern, — wirkte es felbft nur palltativ, indem es einzelne 
durch Fähigkeit und Gunft des Glüdes bevorzugte Kreife der arbeitenden Klafjen 
zur Gelbftändigleit erhöbe und num fie jelbft als Kapitaliften der zurädbleibenden 
Maſſe gegemüberftellte: Großes und Wichtiges wäre fhon damit geleiftet! Denn 
bie gefährlihfte Krankheit wenigftens des ſocialen Gefamntorganismus wäre 
abgewandt: bie Stodung feiner Säfte. Immer waren bie Bölfer gefund ober ihre 
Krankheiten heilbar, fo lange bie Kraft lebendig blieb, welde von ben unver- 
brauchten Elementen des Volles die beften nad oben führte; immer aber krankte 
der Boltslörper in bemfelben Maße, in welchem ber Kreislauf feines Blutes durch 
die Abſchließung herrſchender Schihten unterbunden ward. Mögen nur Wenige 
zunähft durch die Afjoctation fi zu den höheren Sphären bes Vollslebens 
erheben: die Brüde zum Mindeften ift dann nicht abgebrochen zwiſchen Befigenden 
und Befiglofen! Mag der Weg lang und fein Ziel ungewiß fein: ſchon das DBe- 
wußtſein allein, daß die Möglichkeit jener Erhebung dem auf feiner Hände Arbeit 
angewiefenen Manne nicht fehlt, wirkt wohlthätig zurüd auch auf das Leden 
Derer, bie den Weg verfehlen oder vor dem Ziele erlahmen. 

literatur. Die Literatur über das Genofjenfhaftswefen ift jehr umfang- 
reih. Für das Gefhichtliche verweiſe ih auf meine Rechtsgeſchichte der deutſchen 
Genoſſenſchaft, Berlin 1868, und gebe hier nur die Hauptſchriften über bie 
neuefte Phafe des wirthſchaftlichen Genofſenſchaftsweſens an. 

I. Deutfde Literatur. 

1. Schriften von allgemeinem Charakter; Schulze-Delitzſch, 
Aſſociationsbuch für deutſche Arbeiter, Berlin 1853; die arbeitenden Klaffen und 
das Affociationsweien in Deutſchland. 2. Aufl., Leipzig 1863; die Geſetzgebung 
über bie privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wiflenfhaftsgenofien, Berlin 
1869; B. U. Huber, Reifebriefe aus Belgien, Frankreich und England, 
Hamburg 1855; Konlorbia, Beiträge zur Löfung ber focialen Frage; „Aſſociation“ 
im Staatswörterbuch I, 456 ff.; die genofjenfhaftliche Selbfthülfe der arbeitenden 
Klafien, Elberfeld 1865; Laffalle, Herr Baftiat Schulze v, Delitzſch, ber 
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ölfonomifche Julian oder Kapital und Arbeit; Engel, Zeitfchrift des königlich 
preußiſchen ftatiftifhen Büreaus von 1861 u. 1866; Schnell, vie ſociale 
Privathülfe, Berlin 1860. — Pfeiffer, über Genoſſenſchaftaweſen, Xeip- 
sig 1863; B. Miller, die deutſche Arbeiterbewegung, Leipzig 1863. 
M. Wirth, Hebung der arbeitenden Kiaffen durch Genoffenfhaften und Bolfe- 
banfen, Bern 1865; Jannaſch, bie Strifes, vie Kooperation, die Inbuftrial 
Partnerfhips und ihre Stellung zur focialen Frage, Berlin 1868; v. Kiräly, 
Betrachtungen über Socialiemus und Kommunismus, Leipzig 1869; Beer, 
bie Ürbeiterfrage in ihrer gegenwärtigen Geftaltung und die Verfuche zu ihrer 
Löſung, Wien 1868. — 2. Schriften Über einzelne Genofſenſchafts— 
gattungen: Schulze, Borfhuß- und Krebitvereine ald Volksbanken. 4. Aufl. 
Leipzig 1867; dazu zwei Nachträge von 1868 und 1869; Hallbauer, über 
Vorſchuß umd Nrebitvereine, Leipzig 1857; Pfeiffer, die Konfumvereine. 
2. Aufl., Stutigart 1869; Held, die ländlichen Darlehenstafjenvereine in ber 
Rheinprovinz und ihre Beziehungen zur Arbeiterfrage, Iena 1869; Richter, die 
Konfumvereine, Berlin 1867; I. Au, Krebitgenoffenfchaften in ihrer Bedeutung 
für Stadt und Land, Heidelberg 1869; Engel, ber Arbeitsvertrag und bie 
Arbeitägefelfhaft, im Arbeiterfreund Jahrgang 1867; Brentano, bas In- 
buftrial-Partnerfhip, ein Beitrag zur Löſung der Arbeiterfrage, Augsburg 1868, 
— 3. Shriften über die Anwendung auf die Landwirthſchaft: 
Hamm, das Weſen und bie Ziele der Landwirthſchaft, Leipzig u. Iena 1866; 
Huber, das Genofjenfhaftsweien und bie ländlichen Tagelöhner, Norbhaufen 
1863; Anſchütz, der Gefellfhaftsvertrag im landwirthſchaftlichen Betriebe, 
Halle 1865; Schönberg, die Landwirthſchaft und das Genoſſenſchaftsweſen, 
Breslau 1868; derfelbe, die Landwirthſchaft ver Gegenwart und das Genofien- 
ſchaftsprincip, Berlin 1869; Erlemeyer, die Vorſchuß⸗ und Krebitvereine in 
ihrer Anwendung auf die ländliche Bevölkerung Naffau’® 1863; Raiffeifen, 
bie Darlehenstaffenvereine als Mittel zur Abhülfe ver Noth unter ber ländlichen 
Bevölkerung; Wolff, die Landwirthſchaft und die Genofienfhaft, Bonn 1870. 
Außerdem zahlreihe in den landwirthſchaftlichen Zeitfchriften zerfirente Abhand- 
lungen, Notizen und Statuten, ein Material, das jest zum erften Male zufammen- 
geftellt und bearbeitet ift von: Birnbaum, das Genofienfhaftsprincip in An— 
wendung und Unmenbbarfeit in der Landwirthſchaft, Leipzig 1870. 4. Komr 
mentar zum preußifchen und norbdeutfhen Genoffenfhaftsgejeg von Parifius, 
Berlin 1868. 5. Periodiſche erfheinen „Iahresberichte über die Genofien- 
ſchaften“ von Schulze und ald Drgan tes allgemeinen Genofjenfhaftsverbandes 
früher die „Innung ber Zukunft”, jest „Blätter für Genoſſenſchaftsweſen“. 

II. Bon der auswärtigen Literatur ift hervorzuheben: 

1. Ueber England: Fawcett, the condition of the english labourer, 
London 1867; Touplow u. Jones, die arbeitenden Klaffen Englands. Ueber- 
fegt von 3. v. Holtzendorff, Berlin 1868. Ferner die in Mandefter feit 
1860 erfcheinende monatliche Zeitjchrift „the cooperator“. Weitere Nachweiſe im 
ben angef. Schriften von Huber, Engel, Pfeiffer. Birnbaum. 2. Ueber 
Franfreid: Cernuschi, illusion des sociétés coop6ratives 1866; Flotard, 
le mouvement eoop6@rative à Lyon et dans le midi de la France, Paris 1867 ; 
Hubert-Valleroux, des associations ouvritres (societes coop@ratives) et de 
leur situation l&gale en France, Paris 1869. Das in Parts erfcheinende Jahr- 
buch „Almanach de coop6ration*. MWeltere Literatur bet Pfeiffer, Oenoffen- 
ſchaftsweſen ©. 98. D. Glerte- 
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Abſtimmung (von Brie) 9. 
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recht. 
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Adminiftrativjuftig f. Gericht, Verwaltungdrecht. 
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nugung des Artifels von Brater) 23. 

Aegypten (von Heinrich Thorbede) 21, 
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Alademie (von Bluntfhli) 47, 

Attiengeſellſchaft ſ. Gefellfchaft. 

Alemannen ſ. deutſche Stämme. 

Algerien ſ. Frankreich. 

Allianz (von Strauch) 50, 

Allianz, heilige (won Bluntſchli) 53. 

Amerika (von Heiner, Thorbecke) 56, 

Amnefie und Begnadigung (von K. 
Schenkel) 82, 

Amt (von K. Schenkel) 86. 

Amtsöverbredhen (von K. Schenkel 71. 
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völferrehtlihe (von Brie) 76. 

Anhalt, Herzogtfum (von Löning) 82. 

Arabien 8. 

Arbeitende Klaffen (von Huber) 87. 

Archivweſen (von Wattenbadh) 127. 

Arifche Völker (von Bluntichli) 129. 

Ariftofratie (von Bluntſchli) 134, 
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Ideen (on Bluntſchli) 134. 

Ariſto teles (von A. Thorbecke) 139. 
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(son Röning) 142. 

Arndt (von U. Thorbede) 184. 
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Aſylrecht (von Strauch 179. 
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Auslieferung (von Strauch 184. 
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Beute (von Strauch) 319. 

Bevölkerung (vom Adolf Held) 321. 
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Blafftone (nach Marquardfen) 333, 

Blokade (von Strauch) 336, 
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Börne (von Bluntfhli) 341. 
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Held) 344, 
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Budget ſ. Staatswirthſchaft, Steuerbewilli⸗ 
gungsrecht. 

Bündniß ſ. Allianz. 

Bundesſtaat ſ. Staatenverbindungen. 

Büreaukratie (nad Brater) 362, 
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Berwaltung. 

Bürgerrecht ſ. Gemeinde, Staatsangehörige und 
Staatebürger. 

Bürgerftand (von Bluntſchli) 367, 

Burke (von Bluntſchli) 372, 
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Gapetinger und Bourbonen (mit Be 
nugung des Artikels von Schulze von A. 
Thorbecke) 375: 
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Cenſur der Preffe f. Preffe und Preßpolizei. 

Cenſus ſ. Wahlrecht und MWählbarkeit.) 

Gentralamrrifa ſ. Mittelamerika. 

Centraliſation und Decentraltfation 
(nah Brater) 395, 
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